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Dritter  Abschuitt. 

BeHondere  Anordnungen  und  (Jonstitutiv- 

Urkunden. 

I.  Staatsbahnen. 

A.  Im  Allgemeinen. 

1.  Gesetz  vom     Deeember  is;:},  Ii.  ii.  Hl.  Nr.  m  iiiid  C.  Bl.  Nr.  143, 

betreffend  die  Bi^nützung  des  öffentlichen  Credit <  s  zur  ßeischafl'ung  iler  Mittel  für  die  Firdenuig 
des  £isenbaiuibauc8  und  für  Lrrichlung  von  Vorschusficasscn* 

Mit  Ziistirainung  der  beidou  Häuäcr  doi  iieichsrath'es  findo  Icli  anzu- 
ordneu^  wie  folgt: 

Artiiiel  1. 

Der  FinammiDister  wird  ermächtigt,  einen  Betrag  von  höchstens 
Achtzig  Millionen  Gnlden  österr.  Währaug  durch  ein  Anlehen  in  eflTeotiver 
Silbermttnie  oder  dnreh  Begebung  von  Obligationen  der  einheitlichen  Renten- 
eehuld  mittelst  einer  den  Staatsehatz  mSgliehst  wenig  belastenden  Credit- 
•Operation  aufzubringen. 

Der  Finanzminister  wird  weiten  ermächtigt,  von  der  prlv.  österreichi- 
sehen  Nationalbank  gegen  Hinterlegung  des  etwa  in  Silber  besohafften 
D  arlehensbetrages  Banknoten  bis  zum  gleichen  Belaufe  zu  entnehmen  und 
diesen  Betrag,  sowie  die  übrige  Darlehenssnmme  zu  den  in  den  folgenden 
Artikeln  bestimmten  Zwecken  zu  verwenden.  Wenn  und  insolange  eine  vor- 
theilhafte  Ausftthmng  dieser  Creditoperation  nicht  stattgefunden  hat,  ist  der 
Finanzminister  ermäehtigti  die  nöthigen  Betiilge  im  Wege  einer  schwebenden 
Schuld  aufzubringen!  welche  aus  den  Darlehenseingängen  getilgt  wird. 

Artikel  2. 

Ein  Theilbetrag  dii  scs  Anlchens  ist  zur  Fürderunjjr  d«'-»  Eisenbalm- 
baues  zu  verwenden.  Die  Verwendung  des  Betrages  wird  durch  besondere 

1 


Dlgitized  by  Google 


3 


L  StMtsbdanm. 


Gesetze  verfügt  werden,  und  es  ist  in  diesen  Botrafr  aucli  die  Summe  einzu- 
rechnen, die  im  Jahre  1874  für  den  Bau  der  latrianer  Baho  und  derTarnöw- 
LeCttchöwer  Bahn  zu  verwenden  kommt. 

Der  Staatevoranschlag  zum  Finanz^esef?  für  das  Jahr  1874,  VOn  S6.  April 
187i,  R.  O.  Bl.  Nr.  42,  eothält  im  ereterr  Theile  unter  Capitel  37: 

,XIX.  Eitenbahnbauten   aut  dtm  Nothstanda* Anleben  zu  be- 

0  treiten. 

FBr  den  Bau  dar  Istrianerbahn  fl.  6,900.000 

n     n     9     m  Bahn  Tamöw-Leluoböw  ,  .  ,  8,800.00» 

Summe  .  .  fl.  16,700.000 

als  avMerordentliohe  Asfgaben  eingestellt.'' 

Artikels. 

Ferner  sollen  Ar  die  Dauer  des  dringendsten  Bedürfnisses  an  jenen 
Orten,  ivo  es  für  nöthig  erkannt  wird,  VorseJrasscassen  errichtet  werden  mit 
der  Bestimninng,  snr  Abbilfe  des  Creditbedttrftaisses  für  den  Handel  nnd 
Gewerbebetrieb  Vorschttsse  zn  geben  nnd  Weobsel  zu  escomptiren. 

Artikel  4. 

1.  Zum  Eseompte  sind  nur  solche  auf  österreichische  Wäiiruog  laiw 
tende  Wechsel  geeignet,  welche  durch  mindestens  zwei  lluterschrifteo  ver- 
bürgt und  nach  spätestens  sechs  Monaten  zahlbar  sind. 

2.  Die  Yorschflsse,  Uber  welche  der  Vorschnsswerber  einen  Wechsel, 
zahlbar  an  die  Yorschnsscasse,  ansznfertigen  oder  sn  aeeeptiren  hat,  können 
gelehrt  werden: 

a)  Gegen  Verpfandung  von  Wechseln,  bei  welchen  die  im  Absätze  1  dieses 
Artikels  angeführten  Voraussetzungen  eintreten.  Die  Verpfündnng  hat 
in  der  Art  zn  erfolgen,  dass  die  Vorschnsscasse  in  die  Lage  gesetzt  ist^ 
derlei  Wechsel  fBr  ihre  Rechnung  ohne  ihre  Haftung  wechselrechtlicb 
zn  realisiren ; 

bj  gegen  Yerpflndnng  von  innerhalb  des  Staatsgebietes  lagernden,  dem 
Yerdertien  nicht  ausgesetzten  Waaren,  Boden-  und  Beigwerkserzeng- 
nissen  und  Fabrikaten,  höchstens  bis  zur  Htlfte  ihres  Schützungs- 
werthes; 

ej  gegen  Yerpflndnng  inlSndiseher  Staats-  oder  solcher  Werthpapiere, 
welche  nach  dem  Gesetze  zur  fruchtbringenden  Anl^^g  von  PnpilUr- 
geldem  verwendet  werden  dürfen,  mit  einem  von  Fall  zu  Fall  zn  be- 
stimmenden, mindestens  ein  Drittel  betragenden  Abschlage  vom  Course 
oder  marktgingigen  Preise. 

Die  Annahme  anderer  Werthpapiere  als  Unterlage  ▼onYorscbüssen 
kann  nur  in  besonders  berttoksichtignngswertben  Füllen  mit  Zustimmung 
des  Finanzministerinms  von  der  Gentralleitung  der  Yorsohusscassen  ia 
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Wien  (Artikel  11)  selbatventindlich  mit  mindestens  einem  gleichen 

PreisabBeUage  bewilligt  werden. 

Pepiere,  welcbe  nicht  auf  den  Inhaber  lauten,  müssen  der  Vor. 

sehoBBCasse  dorah  IndoBsement  oder  Cession  Ubertragen  werden. 
dj  Gegen  Verpfindmig  von  im  Inlande  gelegenen  Realitäten  oder  hierauf 

einverleibten  Forderungen.  Ausgeschlossen  sind  industrielle  Etabiis- 

seraents,  welebe  ausser  Betrieb  stehen ; 
ej  gegen  BUrgsehaft  dritter  Personen  mit  oder  ohne  Pfandbestellung 

seitens  der  Bürgen. 

Die  Zulassung  der  in  den  Absiltsen  dj  und  ej  erwähnten  Bedeckungs. . 
arten  von  yorBohttasen  kann  unter  besonders  rttcksichtswttrdigeu  Verhält- 
niflsen  mit  Zustimmung  des  Flnanaministeriums  seitens  der  Centrailei tung 
der  VorsehusBcasBen  bewilligt  werden. 

Die  Dir  die  einseinen  VorsehusseaaBen  so  erhwsenden  Instructionen 
werden  den  Umfang  ihres  Ge8ehlfts[ueisea  im  Allgemeinen  und  insbeson- 
dere bestimmen,  ob  und  inneihalb  weleberGrXnzen  sie  sumWechselesoompte 
und  zur  Belehnung  von  Wechseln  selbständig  berufen  dnd. 

Die  Vorsehssseassen  sind  nieht  verpflichtet,  die  Ursache  einer  verwei« 
gerten  Eseomptirung  oder  eines  verweigerten  Vorschnsses  anzugeben.  ' 

Artikel  5. 

Die  Vorschüsse  werden  in  der  Kegel  auf  drei,  ausnahmsweise  auoh  auf 
sechs  Monate  gewährt. 

Prolongationen  können  bewilligt  werden;  doch  darf  die  !^eit,  für  weiohe 
der  Vorschttss  gewährt  wird,  im  Ganzen  Ein  Jahr  nicht  ttbersohreiten. 

Artikel  6. 

Der  Zinsfnss  wird  bei  Bewilligung  des  Escomptes,  beziehungsweise  des 
Vorschusses,  festgesetzt,  kann  im  Falle  einer  Prolongirung  erhbht  werden, 
muss  aber  in  jedem  Falle  wenigstens  2  Pereente  ttber  den  jeweiligen  Zinsfnss 
der  privilegirten  österreiehisohen  Nationalbank  betragen. 

Artikel  7. 

Das  Unterpfand  haftet  für  Capitnl,  Zinsen  und  Spenen.  Die  Zinsen 
kdnnen  von  der  Vorschusssomme  sogleich  in  Abzug  gebracht  werden. 

Artikel  8. 

IKe  Eintragung  des  Gesehäftes  in  die  Btteher  der  'Vorsehussoasse,  so- 
wie die  beglaubigten  AuszUge  aus  diesen  Bttehem,  haben  die  rechtliohe 
Wirkung  öfihntlieher  Urkunden. 
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Artikel  9. 

Wird  cur  Terfallszeit  nicht  Zahlung  geleistet,  so  kann  die  Yorschass- 
casse  dnreh  eines  ihrer  Organe  oder  durch  einen  beeideten  Sensal  daa 
Faustpfond  verkaqfen  und  sich  aas  dem  Erlöse  bezahlt  machen. 

ISelbsterwerberi  kann  die  Vorschnsseasse  das  Pfand  nur  im  Wege  des 
Heistgebotes  bei  einem  Öffentlichen  Verkanfe. 

.  Ausserdem  stehen  der  Vorschnsseasse  im  Allgemeinen,  und  namentlioh 
bezüglich  der  Realisirung  ihrer  mit  Hypotheken  bedeckten  Forderungen,  die 
in  den  Artikeln  3  und  4  der  Verordnung  des  Staats-  und  Justizministeriums 
vom  88.  Oetober  1866  (B.  0.  Bl.  Nr.  110)  enthaltenen  Vorrechte  au. 

Artikel  10. 

Auch  wenn  der  Schuldner  in  Concurs  ^eriitli,  bleibt  die  Vorschasscasse 
zum  aussergerichtlichen  Verkaufe  des  Faustpfandes  in  der  im  Artikel  9  be- 
zeichneten Weise  berechtigt. 

Artikel  11. 

Zur  allfremcinoii  Ueberwaolmnir  uncl  zur  selbstatändigon  Gcschäftsftih- 
ruufr  wird  in  Wien  eine  Centralleitung  der  Vorscliussfassen  bestellt,  deren 
Thätigkeit  sich  auf  alle  im  Relchsrathe  vertretenen  Königreiche  und  Länder 
erstreckt. 

Artikel  12. 

Die  Verwaltung  der  Vorschusscassen  wird  für  Rechnung  der  Staats- 
verwaltung geführt. 

Die  Gentralleitnng  in  Wien  (Artikel  11)  wird  unter  unmittelbarer  In- 
gerenz des  Finanzrainisters  von  den  durch  diesen  bestellten  Vertrauens- 
männern besorgt. 

Die  Leitung  der  einzelnen  Vorschusscassen  steht  dem  für  jede  derselben 
vom  Finanzmiiüster  bestellten  Vertreter  mit  Zusiehung  von  Vertrauens- 
mlnnem  zu,  von  welchen  die  HUfte  durch  die  betrelTende  Handels-  und 
Gewerbekammer,  die  andere  Hälfte  durch  den  Finanzminister  berufen  wird. 

Die  Geschäfksmanipniation  wird  durch  die  hiezu  vom  Finanzminister 
bestimmten  Greditinstitate  besorgt. 

Artikel  13. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Vertreter  mnss  von  sämmtliohen 
Geschäften  Kenntniss  nehmen^  und  es  ist  Jede  Bewilligung  von  Esoompti- 
ungen  nnd  Vorschüssen  an  seine  Zustimmung  gebunden. 

Auch  hat  derselbe  den  Abschlag  von  dem  Course  oder  marktgängigen 
Preise  der  verpfändeten  Papiere  in  jedem  einzelnen  Falle  nach  Anhörung 
der  Vertrauensmänner  zu  bestimmen. 
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Artikel  14. 

Die  Eröffnung  der  VorschasscaBseu  i»t  nebat  dem  Namen  des  von  der 
Staatsverwaltung  bestellten  Vertreters  und  der  Mitglieder  der  Verwaltung 
durch  die  fHr  amtliche  Bekanntmachungen  bestimmten  Blätter  zur  allge- 
meinen Keuntniss  zu  bringen. 

Artil^el  16. 

■ 

Der  Zinsertrag  der  Vorschusscassen  wird  nach  Abeog  der  Verwaltungs. 
kosten  znr  Deckung  etwaiger  Aasfälle  verwendet  werden;  der  UeberaehnsB 
fällt  der  Staatsverwaltung  zn. 

Artikel  16. 

8ob:»ld  erkannt  wird,  dass  das  Bediirfniss  zur  Fortdaut  r  einer  Vor- 
schusscasse  nicht  mehr  lu'steht  (Artikel  3),  hat  der  Finanzniiuister  deren 
AuHi>8ung  zu  vertÜ«reii  und  ÜtTeiitlicli  liekanut  zu  nuichen.  Spätestens  bis  31. 
Dccember  1874  haben  jedoch  siimmtliche  Vurschusscasäen  die  Ertheilung 
von  Vorscliiitisen  einzustellen. 

Artikel  17. 

Die  nach  der  ginzlioben  Abwicklung  der  Geaehäfte  der  Vorsohnss- 
caesen  zarttckfliessenden  Gelder  sind  abgesondert  zu  verrechnen. 

Die  Verwendung  bleibt  besonderen  gesetzlioben  Bestimmungen  vorbe* 
halten. 

Artikel  16. 

Mit  der  I )urchtuhrunf,'-  dieses  Gesetzes,  welehes  mit  dem  Tajre  der 
Kundmaehuii;^  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  die  Minister  der  Finanzen  und  des 
Handels  beauftra-t. 

Güdüllö,  am  13.  December  lb73. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Aicrsipcrg  m.  p.  iaihais  m.  p.  f  retis  m.  p. 


2.  Gesetz  vom  10.  Marz  1875,  B.  G.  Bl.  Nr.  21  und  C.  Bl.  Nr.  34, 

belreÜVnd  die  i^röllnung  vnn  SpcciaU-rciliun  lür  das  Jahr  1875  und  die  Behandlung  der  lür  das 
.fahr  lh74  l»f\v  illigtcn  S|m'cm1(  rt  ilitf  zu  Zwecken  des  Eiscnliahnbaues. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  liäu^er  des  Ueicbsratbci)  finde  leb  anzu- 
ordnen, wie  folgt : 

Artikel  I. 

Zor  Bedeckung  des  Erfordernisses  fOr  den  Bau  der  unten  bezeichneten 
Eisenbahnen  werden  folgende  Specialeredite  ittr  das  Jahr  1875  bewilli|ft : 
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Titel:  Eisciibahnbauten,  aus  dem  Anlehen  vom  13*  December  1873 
(R.  G.  Bi.  Nr.  162)  zu  bestreiten: 

§.  1.  Für  den  Bau  der  Istrianer  Bahn   2,900.000  fl. 

§.  2.    ,     ^     ,     ,    Tarnöw-Lohirhower  Bahn    .   .   .  4,217.000  « 
§.  3.   »     n    r     n    Buhn  von  Öiverich-Spalato  mit  der 

Abzweigung  nach  Sebenioo  5|32Ö.OOO  „ 

§.  4.  f'ür  den  Ausbau  der  EiaenbahnÜDie  Rakonitz-Pri- 

bram.Protivin    7,150.000  „ 

Summe  .  19,696.00011. 

Artikel  II. 

Die  im  Artikel  I  dieeet  Getetees  bewilllgteii  Credite  dOrfni  wir  im 
Sinne  des  Artikels  II,  AUnen  3,  nnd  Artikel  YU,  Alinea  4  des  Finans- 
gesetses  Ar  das  Jahr  1876  yerwendet  werden. 

Artik«!  n,  Aliii«a  n  de«  FiaiuiigMetaM  fir  da*  Jahr  1875,  R.  O.  Bl.  Nr.  147 
Tom  Jahre  1874»  «ntbSIt  die Bettimmung,  daa«  die  naeh  den  einseinen  Cepitein,  Titeln 

und  Paragraphen  dea  Staatsvoransehlagee  pro  1875  bewilligten  Credite  nur  r.u  den  in 

den  bcEiiglichen  Capiteln,  'I'iifln  und  pRragrapluMi  bezeichneten  Zwerkr-n,  und  zwar 
gesondert  fSr  da«  ordentliche  und  auaserordentliche  £rforderaiss,  verwendet  werden 
dfirfen. 

Naek  Artikel  YU,  Alinea  IV  denelbea  FlnansgeeetM*  konnten  die  im  ersten 

Theile  des  Staatsvomnscbln^es  pro  1876  fSr  Hauten  bewilligten  ausserordentlichen 
Credite,  welche  im  Jalire  1 S75  entweder  par  nicht  oder  nieht  vollst  ändip  zur  Verwendung 
gelangen,  noch  bis  Knde  Juni  1S77  verwendet  werden,  waren  jedoch  so  su  behandeln, 
als  wenn  4e  im  Toranachlage  des  Jahres  1876  hewIlUgt  worden  wSren,  und  daher  aaek 
Ar.  den  Dienat  diotea  lotsten  Jahres  sn  verreohnen. 

Artikel  III. 

Die  durch  die  Gesetze  vom  10.  April  1874  (R.  G.  Bl.  Nr.  37)  für  die 
Eisenbahnlinie  Pilscn-Klattau-Eisenstein,  vom  30.  April  1874  (R.  G.  Bl. 
Nr.  92)  für  die  Eisenbahnlinie  Falkenau  -  Graslitz,  und  vom  16.  Mai  1874 
(R.  G.  Bl.  Nr.  63,  64  und  65),  für  die  Eisenbalinlinien  Spalato-Sivericb,  mit 
Abzweigung  nach  Sebenioo.  Leobersdorf-  St.  Pölten,  mit  der  Zweigbahn  von 
ScheibmUhi  nach  Sobrambacb,  evcntiioll  Freiland,  Leobersdorf-Gntenstein 
und  Pöchlarn-Gaming,  dann  für  die  Linie  RakoDitz-Pribram-Frotivin  bewil- 
ligten Credite  können  im  Sinne  des  Artikels  VII,  Alinea  4  des  Finans* 
gesetaes  flir  das  Jahr  1874  verwendet  werden. 

INe  hier  bosogonen  Ckaelse  befinden  sidi  bei  den  betrefEenden  Bahnen  abgedraokt. 

Artikel  VII.  Alinea  IV  des  Finanzgesetzes  itlr  das  Jahr  1874  (R.  O.  Bl.  Nr.  43 
ex  1874)  setzte  fest,  dass  ilie  für  Bauten  bewillipten  aufserordentliehen  Credite,  welche 
im  Jahre  1874  entweder  gar  nicht  oder  nicht  Toliständig  zur  Verwendung  gelangen, 
noch  bis  Ende  Juni  1876  vorwendet  werden  kVnnen,  jedoeh  ao  au  behandeln  sind,  als 
wenn  sie  im  Yorsnsehlage  des  Jahres  1876  bewilligt  worden  wären,  und  daher  aueh  fQr 
den  Dienst  dieses  letsteren  Jahres  1874  su  Torreebnon  «Ind. 
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Artikel  lY. 

Die  im  Artikel  I  diesee  Oeeeties  bewilligten  Credite,  sowie  die  mit 
den  im  Artikel  III  belogenen  Gesetsen  bewilligten  Oredite  »ind  im  Sinne 
dieser  Gesetse  nns  dem  dnreh  dss  Qesets  vom  lB.Deoember  1878  (R.G.BI. 
Nr.  16Sj  bewilligten  Anlehen  sn  bestreiten. 

Artikel  V. 

Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner  Kund- 
machung in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Handelsmtnister  and  der  Finani- 
minister  beauftragt. 

Wien,  am  10.  Män  1876. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Aiersperg  m.  p.  lanhans  m.  p.  Pretis  m.  p. 


3.  Oesetz  vom  13.  März  187«,  R.  G.  Bl.  Nr.  47  und  C.  Bl.  Nr.  50, 

^treffend  die  fiidftnuig  von  Spceialerediten  für  das  Jaiir  1676  la  Zwecken  des  StMiieisea* 

bahnbaues. 

Mit  Zustimmung  der  beiden  Hänser  des  Reicbsratkes  finde  ieh  anzn- 
ordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Zur  Bedeckung  des  Erfordernisses  für  die  Fortsetsnng  des  Baues  der 
unten  beseichneten  Staatseisenbahnen  werden  folgende  Specialoredite  fftr 
das  Jabr  1876  bewiUigt: 

§.  1.  Ittr  den  Bau  der  Istrianer  Bahn  8|800.000  iL 

§.  3.  n    „    «    «  Tamöw.Letnehdwer  Bahn    .    700.000  ^ 

§•  8.  ff    n    a    «  Bahn  von  Sirerieh-Spalato  mit 

der  Absweignng  naeb  Sebenico  8,300.000  « 

§.  4.  Ar  den  Bau  der  Bahn  Bakoniti-ProtiTin  .  .    900.000  « 

Znsammen  .  8,000.000  fl. 
Artikel  II. 

Die  im  Artikel  I  bewilligten  Credlte  dttrfen  nur  in  den  in  den  bezOg- 
tlehen  Paragraphen  beseiehneten  Zwecken  Tcrwendet  werden,  können  jedoch, 
«ofene  sie  im  Jahre  1876  entweder  gar  nicht  oder  nieht  TollstXndig  sur  Ver- 
irendnng  kommen,  noch  bis  Bnde  Juni  1878  verwendet  werden,  sind  Jedoch 
«o  an  behandeln,  als  wenn  sie  im  Voranschlage  des  Jahres  1877  bewilligt 
-worden  wiren,  und  daher  auch  fttr  den  Dienst  dieses  lotsten  Jahres  au  ver- 
ireehnen. 
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Artikel  m. 

Mit  dem  VoUznge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tsge  seiner  Kmid- 
macbnng  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Handels-  und  der  Finanzminister 
beauftragt 

Wien,  am  13.  März  1876. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aicr«per§  m.  p.  ChlsMrekj  m.  p.  Prelis  ni.  p. 


4.  (iesetz  vom  U.  April  IS?;,  Ii.  G.  Bl.  Nr.  30  und  C.  BI.  >r.  49^ 

betreffend  die  £röffnang  ron  Speclalcrfititcn  Tür  (i.is  Jahr  1677  lu  Zwecken  des  Stutseisen- 

bahnbaucs. 

Mit  Zu  Stimmung  der  beiden  Häuser  des  Reichsratbes  fiude  loh  anzn* 
ordnen,  wie  folgt: 

Artikel  I. 

Zur  Bedeckung  des  Erfordernisses  für  Bauzwecke  der  unten  beeeich«^ 
neten  Staatseisenbabnen  werden  folgende  Specialoredite  fllr  das  Jabr  1877 
l(ewilligt: 

§1.  Für  die  Tamdw.Lelnobdwer  Bahn   300.000  fl. 

§.  2.   n    „   Bahn  von  Sivericb  nach  Spalato  mit 

der  Abzweigung  nach  Sebenico  .  .  1,400.000  « 
§.  3.   „    „   Donanuferbahn  mit  der  Verbindung 

zur  Kaiser  Franz-Joseph-Bahn  .  .  .  100.000  « 
§.  4.  „  „  Bahn  Ton  Tarvis  nach  Pontafel  .  .  .  2,000.000  , 
§.  5.  „  „  Loealbahn  Kriegsdorf-Rlimerstadt .  .  200.000  « 
§.  6.  ,    n       •  n       Unterdranbnrg-Wolfeberg .    500.000  „ 

Zusammen  .  4,500.000  fl. 
Artikel  II. 

Die  im  Artikel  I  bewilUgten  Credite  dUrfen  nur  zu  den  in  den  bezttg^ 
liehen  Paragraphen  bezeiebneten Zwecken  verwendet  werden,  können  jedoch, 
aoferne  sie  im  Jahre  1877  entweder  gar  nicht  oder  nicht  vollstindig  zur 
Verwendung  kommen,  noch  bis  Ende  Juni  1879  verwendet  werden,  sind 
jedoch  so  zu  behandeln,  als  wenn  sie  im  Voranschläge  des  Jahres  1878  be- 
willigt worden  wären,  und  daher  aueh  IHr  den  Dienst  dieses  letzten  Jahrea 
zu  verrechnen. 


Digitized  by  Google 


L  StftAtsbahnrn. 


9 


Artikel  III. 

Beim  Ausbaiio  der  Doii.'iuiil'erbahn  und  der  Bahn  von  i^ivcrich  nach 
Spnhito  mit  dt  r  Alizweii^iinj;  nach  Sobenico  sind  alle  mit  liczng  auf  die  in 
Anssioht  zn  n<  hni(iidt>  citnässi^te  Fnhrpcschwindiglieit  zuläst^ijren  Eilcich- 
t<>rnn^M>n  zur  Anwendung'-  zu  l»rin{.M'n  und  ist  auch  in  Bezug  auf  den  Brtricl> 
von  alU'n  in  der  Eisenlcthu  llctriebsordnun^i;  vom  16.  November  1851 
(R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  lyö^'i  und  den  einsclilä^^i^'cn  Nachtrag^^bi «mini- 
mnncren  vorgresciiriebcnen  Sichcrheit'ivorkchrunfren  insoweit  l  in^ran;;-  zu 
nehmen,  als  dies  aus  dem  gleichen  Gruu4e  uacU  dem  Ermessen  desHaudcls- 
iniiiisteriums  zulässig  eriicheint. 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Vollzuj^e  dieses  Gesetzes,  welches  mit  <1eni  l'a^'e  sciiK  r  Kund- 
maclHini:  in  Wirksamkeit  tiitt,  äind  der  üandeUmiiiiKter  und  der  Finanz- 
minister  beauftragt. 

Wieo,  am  14.  April  ld77. 

Franz  Joseph  ni.  p. 
Aiersperg  m.  p.  CbliMceky  m.  p.  Pretis  m*  p* 
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B.  Einzelne  Staatsbahnen, 
a)  Staatsbahn  Tarii6w-Lelaeh6w. 

(Vgl.  Erg.-Bd.  Im  Seite  66:j). 

1.  GeaetE  TOm  22.  April  1878^  R.  G.  Bl.  Nr.  M  und  G.  Bl.  Nr. 

betreffend  die  Hersteiluog  einer  Eisenbahn  von  Letachow  nach  Tarnöw  nebst  Abxweigangen. 

Mit  Zaatimoiaog  beider  HKiuer  des  Reicharatlies  finde  lob  autnordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  L 

Die  Begiening  wird  ermächtigt,  die  AusfUhruag  der  Locomotiv-Eisen- 
bahnen: 

qj  von  Bielitz  Uber  Saybuach  an  die  galiziscb-unfrarische  Landesgränze 
-  in  der  Richtung  nach  Czacza  zum  AnBchlusse  au  die  Kascbau-Oderberger 
Bahn ; 

i>J  von  Lehichöw  an  der  fraliziscb-ungariscben  Landesgränze  über  Nen- 
Sandec  und  üryb6w  nucli  Tarnöw  zur  Verbindung  mit  der  galizischen 
Carl  Ludwigäbahn  mit  Abzweigungen  von  Gryböw  nach  Zagorz  zum 
Anschlüsse  au  die  Erste  ungarisch-galizische  Eisenbahn,  von  Nen- 
Sandec  Uber  Sucha  nach  Saybusch  und  von  Sucha  naeh  Knkav 
(Podgorze;,  durch  Concessionsertbeilung  unter  den  Bedingungen  dieaea 
Geeetzea  sicherzustellen. 

Artikel  IL 

Fttr  die  im  Artikel  1,  sub  aj  angeführte  Eisenbalin  kSnnen  die  naoh- 
atehenden  Begttnstignngen  gewXhrt  werden: 

1.  Die  Befreinng  ron  der  Einkommenatener  und  der  Entriohtnng  der 
Oonpona-StSnipelgebOhren,  sowie  von  Jeder  Btener,  welehe  etwa  dnreh  künftige 
Geaetse  eingeführt  werden  sollte^  bis  auf  die  Daner  tob  swansig  Jahren^ 
Tom  Zeitpnnote  der  Betriebaerdfltonng; 

2.  Die  Befreinng  TOn  den  Stempeln  nnd  Gebühren  für  alle  Vertrlgey 
Eingaben  nnd  sonstigen  Urkunden  sum  Zweeke  der  GapitalsbesobaAmg, 
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sowle  des  Baues  und  der  Instrtiiraiig  der  Bahn  bU  iiim  Zeitpanete  der 
Betriebeeittftittng ; 

8.  die  Befreiung  von  den  Stirapeln  and  Oebllhren  für  die  erste  Ausgabe 
der  Aetien  nnd  Prioritätsobligationen,  mit  Einsohlnss  der  Interimsseheine, 
sowie  der  bei  der  QntndeinlQsnng  anflanfenden  UebertragungsgebUhr.  • 

Artikel  UI. 

Für  die  im  Artikel  1  sub  bj  angeführte  Eisenbahn  kann  vom  Staate- die 
Garantie  eines  jährlichen  Reinerträgnisses,  mit  Inbegriff  der  Tilguugsquote, 
in  der  Maxlmalsumnie  von  fünfzig  Tausend  dreihundert  (50.300)  Gulden 
österr.  Währung  in  Silber  durchsohnittlich  per  Meile  fUr  die  Dauer  der  Con- 
eession  zugesichert  werden,  so  zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss 
den  genannten  Betrag  nicht  erreiehen  sollte,  das  Fehlende,  jedoch  nur  bis 
zur  obigen  Maximalsumme,  von  der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Die  auf  Grund  der  nachzuweisenden  wirklichen  Bananslagon,  inclusive 
der  Geldbeschaffungskosten  und  der  Interoalarzinsen,  festzusetzende  Garantie 
des  Reinerträgnisses  sammt  Tilgungsquote  von  dem  aufgewendeten  Bau- 
capitale  hat  mit  dem  Tage  der  Inbetriebsetzung  der  ganzen,  im  Artikel  1, 
sub  b)  bezeichneten  Eisenbahn,  einschliesslich  der  Abzweigungen,  in  Wirk- 
samkeit  zu  treten. 

Artikel  IV.  * 

In  AisführoDg  des  Artikels  3  sind  folgende  Bestimmangen  sn  treffen : 
1.  Von  dem  garantirten  jährlieben  ReineftrUgnisse  ist  deijenige  Betrag 
snr  Capitalstilgung  zu  Terwenden,  weleber  dnreh  die  Staatsverwaltong  naeh 
einem  von  ibr  sn  genehmigenden  AmortisationsplaBey  demenfolge  das  elnittirto 
Capital  während  der  Dauer  der  Ooneession  sn  tilgen  ist,  bestimmt  werden 
wird. 

S.  Der  von  der  Staatsverwaltung  ans  Anlass  der  llbemommenen  Garantie  . 
allenfalls  sn  sablende  Znsebvss  ist  Über  vorausgegangene  PrBfüng  der  vor- 
znlegenden  doenmentirten  Jahresreeknung  drei  Monate  nach  deren  Ueber- 
reiehnng  flUssig  zn  maeben. 

Das  Aerar  wird  Jedoob  aneh  Mher  snr  EinlSsnng  der  ver&Uenen  Aetien- 
und  Obligationen-Coupons,  naeh  Massgabe  des  auf  Grund  des  Ertrags-Präli- 
minats  riehtig  gestellten  Erfordernisses,  Theilsahlongen  unter  Vorbehalt  der 
auf  Orundlage  der  Jabresreebnung  zn  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn 
der  ConeessionKr  seehs  Woeben  vor  der  Verfiillszeit  das  bezügliche  Ansuchen 
gestellt  hat. 

Wenn  naeh  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnung,  welche  spätestens 
binnen  drei  Monaten  naeh  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen  sein  wird, 
sieh  beranasteUen  sollte,  dass  die  VonohHsse  sn  hoch  bemessen  worden  sind, 
•o  bat  der  Couoessionir  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit  Zuröchnung  von 
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8(^ehH  Pereent  Zinsen  sofort  tu  refaBdireii.  Der  AoBproeh  auf  Leistung  eines 
Zosclin^sf-:  von  Seite  de<  Staates  mass  aber  IXogstens  innerhalb  eines  Jahres 
nach  Ablauf  des  betreffenden  Betriebajnlires  eriioben  werden,  widrigenfalls 

derselbe  erloschen  ist. 

3.  DerBetrag,  welchen  die Staatsverwaltun;-'  infolge  <ler  ybemommenen 
Garantie  zahlt,  i^^t  ledi<;lich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich  verzinslicher 
Vorscbnse  zn  behandeln. 

•  Wenn  der  Reinertrag  der  liahnÄtrecke  lüc  ^'.arantirte  Jahre-^sunime  über- 
schreitet, ist  di<'  Hälfte  den  diessHUligeo  Ueberschusses  sogleich  zur  Zurück- 
zablaug  des  geleisteten  Yorschosses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltnag^ 
bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen.  Von  der  erübrigenden  anderen  Hälfte 
ist  ein  von  der  Staatsverwaltung  zn  bestimniender  Theil  in  den  Resenrefond 
zu  hinterlf  L'f-n. 

Die  Berichtigung  der  fSIligen  Zinsen  hat  der  Kefundiriin^r  der  Vorschüsse 
voranzugehen.  Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorscliiisscn  oilt-r  Zin^^on, 
welche  his  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Concession  oder  der  Kiiilosung  der 
I^nhn  nof-h  nielit  lic/nldt  wurden,  sind  a^s  dem  noch  erübrigeudeu  Vormögen 
der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

Artikel  V. 

Für  die  im  Artikel  1.  .yj/fj  an;-'t  fiilirte  Eisenbahn  wird  die  Befreiung^ 
von  der  Einkommensteuer  und  von  der  Entrichtung  der  Coupons  Stämpel- 
gebühren.  sowie  von  jetler  neuen  Steuer,  welche  efwatlurch  künftige  Gesetzo 
eingeführt  wird,  während  der  Bauzeit  und  durch  neuu  Jahre,  vom  Tage  der 
Betriebseröffnung  der  ganzen  Bahn  au  gerechnet,  zugestanden. 

Es  wird  femer  gestattet,  dass  die  behufs  der  Beschaffung  des  in  diesem 
Qeeetzc  garantirten  Bauoapitals  zu  bewirkende  Ausgabe  der  Actien  und 
Prioritätsobligationen,  mit  Einsehlnss  der  Interimfliohdne^  stämpcl-  und 
gebfibrenfrei  stati finde. 

Dessgleichen  wird  die  Befreiung- von  der  bei  den  Qmndeinlösuugen  auf- 
lanfenden  Uebertragungsgebfihr  zugestanden. 

Zur  Entriobtung'der  StSmpel  und  Gebühren  fllr  alle  Vertrilgey  Eingaben 
und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitelsbesohaffung,  sowie  des 
Baues  und  der  Instmining  der  Bahn  wird  eine  Frist  bis  zur  ErölAinng  des 
Betriebes  auf  der  einsohligigen  Bahnstreoke  bewilligt. 

Die  allfUligen  Kosten  der  Notimng  der  Effecten  auf  in*  und  ans- 
lündiflcben  Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steneifireien  Jahre  von  der 
Unternehmung  zn  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebsreehnnng  als 
Ausgabspost  eingestellt  werden;  bezttgliDh  der  Ooupons-Stftmpelgobühren  ist 
diese  nicht  zulüssig. 

Für  die  Staatssuschüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Einkommen- 
steuer zu  entrichten. 
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Artikel- VI. 

Der  Bau  tlcr  im  Artikel  2,  .mb  bj  angefahrten  Eisenbahn  nuttss  binnen 
lUn^'sten>  drei  Jahren,  vom  Tage  der  Concessionsertheilun^  an  gerechnet, 
ausgeführt  und  die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpuocte  dem  öffentlichen 
Verkehre  übergeben  werden. 

Für  die  ErtÜllung  dieser  Verpflichtung  hat  der  Conoessionär  der  Staats 
Verwaltung  iu  der  Ton  ihr  zu  bestimmenden  Weise  entsprechende  Sicherheit 
za  leisten. 

Im  Falle  der  Nichterriillnng  der  obigen  Verpflichtung  kann  die  geleistete 
Caution  als  verfallen  erklärt  werden. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden  gemessen 
die  Gebühren-  und  Stämpelfreiheit. 

Artikel  VU. 

fiezilglieh  der  im  Artikel  1,  aub  hj  angefllhrten  Eisenbahn  hat  die  Ver- 
gebung der  Bauarbeiten  abgesondert  von  der  GeldbeschatRing  auf  Grund  des 
von  der  Regierung  festzustellenden  Bedingnlssheftes  im  Offertwege  sdatt- 
anfinden. 

Alle  Brucken,  dann  alle  anderen  namhaften  Bauobjeete  und  Kunstbauten 
sind  ans  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

Die  Geldbeschaffung  hat  bezüglich  der  im  Artikel  1,  $uh  hJ  angeführten 
Eisenbahn  gleichfalls  im  Offertwege  zu  geschehen,  und  wird  fttr  die  auszu- 
gebenden EfliBcten  der  durchschnittliche  Minimal-Emmissionscours  von  fUnf. 
nndachtzig  (85)  Gulden  österr.  Währung  fUr  je  100  fl.  Silber  des  Nennwerthes 
festgesetzt. 

Artikel  VIII. 

Die  Bauer  der  Concession  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  £r> 
dffnung  des  Betriebes  der  ganzen  zu  concessionirenden  Eisenbahnstreeken, 
festgesetzt. 

Bei  Feststellung  der  sonstigen  Oonoessionsbestimmungen  ist  auf  die 
Anordnungen  des  Gesetzes  vom  1.  Juli  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  56)  in  Betreff 
der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  fttr  die  Unternehmung  der  dster- 
Teichischen  Nordwestbahn  thunlichst  Bedacht  zu  nehmen. 

Unter  dem  gleichen  Vorbehalte  kann  über  die  KodalitXten  der  Garantie- 
leistung und  sonstiger  Goncessionsbestimmungen  bezüglich  der  an  das 
ungarische  Eisenbahnnetz  anschliessenden  Strecke  der  im  Artikel  1,  »vh  hJ 
bcBeichneten  Eisenbahn  eine  Vereinbarung  mit  der  königlich  angarischen 
Begierung  getroffen  werden. 

Die  gleiche  Bestimmung  gilt  sinngemäss  auch  fttr  die  im  Artikel  1, 
avh  a)  angeführte  Eisenbahn. 
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Artikel  IX. 

Die  BegieniDg  wird  für  den  Fall,  dass  die  Bofortige  Sicherstellnng  der 
im  Artikel  1,  suh  h)  bezeichneten  Eiiienbnhn  im  Wege  der  GoncessioDS- 
erthettnng  nicht  als  den  öffentlichea  Interessen  entsprechend  erkannt  werden 
sollte,  ermächtigt,  den  Bau  der  Stiecke  Letaehöw-Tam6w  auf  Staatskoateii 
in  Angriff  zu  nehmen. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Regierung  für  das  Jalur  1873  eine  Ban- 
doiation  von  2,000.000  fl.  öaterr.  Währung  bewilligt. 

Die  InangrIffniilinM  du  Baaet  auf  StaatijLOften  warde  mit  AllerbSohator  Ent- 
•eblleMniig  Tom  88.  Juli  1878  angeordnat  (VfL  nnCan  2.) 

Artikel  X. 

Mit  dem  Tage  der  Wirksamkeit  des  gegenwärtigen  Gesetzes  tritt  das 
Gesetz  vom  2<J.  Juni  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  106  i,  betreffend  die  Herstellung 
einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Tarnow  an  die  ungarische  Landesgränze  bei 
Leluchöw  mit  einer.  Abzweigung  von  Grybdw  nach  Zagörz,  ausser  Kraft. 

Vgl.  Erg.  Bd.  L,  Seite  663. 

Artikel  XI. 

Der  HandeUminister  nnd  der  Finanzminiater  ilnd  mit  dem  VeUsage 
des  gegenwärtigen  Oesetzes  beanftngi 

W^ien,  am  22.  April  1873.  • 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aiersperg  m.  p.  Baibani  m.  p.  Fretit  m.  p. 


2.  InAngriihalime  des  Baues  auf  Staatskosten. 

Mit  Allerhöchster  Entschliessung  vom  28.  Juli  1873  (H.  M.  Z.  26250 
ex  1873)  wurde  der  Handelsminister  ermiichtigt,  zur  Inangriffnahme  des 
Baues  der  Eisenbahn  Taro^w-Leiacböw  auf  Staatskosten  die  erforderliohen 
Einleitungen  zu  treffen. 
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S.  Ueberelnkommen, 

wclehes  zwischen  <li-r  k  k.  Osu-rrcichischen  und  dtr  königlich  ungarischtu  Regierung  betreffs, 
der  Ffthmng  des  tof  nngarisekca  TerritorivB  enlliilleBdeii  Fragmesles  der  EiMBbahnliHie 
Tanid«*LeltoeMv  ibseseMosiCB  wurde  (C.  Bl.  Nr.  113  ei  1876). 

Kju'lHlrm  die  von  der  k.  k.  Ö8terreichisohen  Regierung;  in  Staatsrpf^e  zu 
bauen  begonnene  Eisenbahnlinie  von  Tarnow  nacli  Lehuliöw  vor  der  Er- 
reichung des  Anschlusses  au  die  Bahnlinie  Eperic8-Lct^uch6w  zwischen  deu 
Kilometern  116  -h  970  und  117  h-  573  im  Hotter  der  Gemeinde  Kacze 
niiTenneidlleh  auf  ungarischem  Territorium  geführt  werden  muss,  das  fVag- 
Uche  ungeilUir  603  Meter  lange  Bahnfragment  jedoch  in  Folge  seiner  Kürze, 
sowie  wegen  üomSgiiohkeit  einer  lelbitstlndigen  fietriebsfUhning  desselben 
Bum  Gegenstand  einer  förnUehen  Coneessionirnng  nicht  geeignet  erscheint^ 
so  wird  an  Stelle  der  Goneessionirnng  des  besagten  Fragmentes  swinchen  der 
k.  k.  Ssterreichischen  nnd  der  königlichen  angarischen  Regiemng  folgendes 
Uebereinkommen  Tereinbart: 

Punkt  1. 

Die  k.  k.  öfitcrreichisclie  Ke^'iciini^r,  rospectlve  die  zukünftigen  Con» 
cessioDärc  der  Eisenbahnlinie  Tarn6w-Lel:neh6w  werden  crmHchtigt,  das 
obbezeichnete  Bahnfragment  anszubanen  nnd  dem  Betriebe  zu  Ubergeben, 
mit  der  Verpflichtung  jedoch,  dass  sowohl  beim  Baue  als  auch  beim  Betriebe 
dici^es  Bahnfragmentes  die  Bestimniunj^en  der  mit  Genehmigung  der  UDgari- 
schen  Legislative  am  20.  April  1868,  Z.  4973,  erlassenen  Concessions» 
Verordnung  des  königlich  ungarisclien  Coromunications-Ministeriums,  so  wie 
die  BoHtimmungen  der  im  §.  8  des  österreirliiscli-ungariscben  Zoll-  und 
Handels- Vertrages  angenommenen  Eisenbahn-lU  triebsordnung,  oder  die  an 
Stelle  der  obgedachten  Verordnung,  respective  Betriebsordnung  allenfaUa 
tretenden  gesetsliohen  Bestimmungen  in  Anwendung  zu  kommen  haben. 

Punkt  2. 

Das  fragliche  Bahnfragment  wird  als  ein  inte-rririMidor  Bestandtliei!  der 
EiBcnbahnlinie  Tarnöw-Ijcluchow  betrachtet.  rnbos(  lia<let  der  iiicrmit  aus- 
drücklich anerkannten  Staatshoheit  Ungarns  wird  daher  die  AusUbung  der 
Btaatlielicn  Olieraufsiclit  über  die  Unternehmung  in  auf  das  fragliche  Bahn- 
fragment bezüglichen  Bau-  und  Betriebs-Angelegenheiten  mit  Rücksicht  auf 
die  geringe  Länge  desHclben  mit  Ausschluss  jeuer  Fälle,  wo  die  Rechte 
ungarischer  Staatsangehörigen  berührt  werden,  auf  die  k.  k.  üsterreic bische 
Plegierang  übertragen.  In  Folge  des.scn  unterliegen  lediglich  die  der  politi- 
schen Begehung  zu  (iniiule  gelegenen  Detail-Pläne  und  eventuelle  Modifici- 
rungen  derselben,  so  wicdieauf  die  Ausführung  des  fraglichen Bahufragraentes 
Bezug  habenden  Detail-Constructions-Pläne  der  Genehmigung  der  königlich 
ungarischen  Regierung,  wobei  bemerkt  wird,  dass  bei  derUeberprUfnng  der- 
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«elben  nar  aof  die  Sich orhcit  und  I  n  ilfstand  der  Bahn,  sowie  auf  die 
Währung  der  Interessen  der  Anrainer  Bedaclit  genommen  werden  wird. 

Die  königlich  ungarische  Refriernng  wird  ihre  diessnilli^ro  Entsolieidnng 
4er  k,  k,  Regierang  mit  thunliclister  Beschleunigong  beluiuut  geben. 

Pnnkt  3. 

Die  teohni'^ch-polii'cilichp  HcLrchun^  vor  der  Betrichi^  EriitTimnp:  und  di»^ 
staatliche  r'nllaudirnn;.'  wird  unter  licizii  lnin;,'  eines  Vertreters  der  königlich 
ungarischen  liegierung  vorgeuummeu  werden. 

Pnnkt  4. 

Die  in  diesem  Ucbcreinkommen  bt^gründcte  Concossitins-Dnuer  wird 
unbesehadet  des  diesbezüglichen  Vcrfiigungsrcchtes  der  k.  k,  öxterreichiseheu 
Regierung  gegenüber  ihren  ConcestiionUren  auf  OK  Jahre  festgesetzt. 

Die  ungarische  Regierung  verzichtet  auf  das  ihr  nach  Ablauf  dieser 
ConcessionS'Dauer  zustehende  Heimfallsrecht. 

Punkt  5. 

Die  Österrelchisohe  Regierung  verpflichtet  sich  Ton  einer  eventuellen 
Eigenthums-Üebertragnng  der  Bahn  beziehungsweise  einer  Conoessionirung 
des  Betriebes  derselben  die  kdniglieh  ungarische  Regierung  rechtzeitig  in 
Eenntniss  zu  setzen  und  sich  im  Falle  einer  eventuellen  Einsprache  mit  der- 
selben zu  verständigen.  Ebenso  soll  der  königlich  ungarischen  Regierung  das 
Recht  zustehen,  aus  politischen  Rtteksichten  gegen  volle  Schadloshaltung  die 
Verlegung  der  Linie  auf  jenseitiges  Gebiet  zu  verlangen. 

Punkt  6. 

Auf  Grund  dicjics  Uebereinkommens  wird  der  österreichischen  Regierung 
aU  Bahn-Unternehmung,  beziehungsweise  dem  zukünftigen  Concessionär  das 
Recht  der  Expropriation  im  Sinne  des  ungarischen  Gesetzartikels  LV.  vom 
Jahre  18G8  eingeräumt. 

Was  die  grundbücherliehe  Eintragung  des  in  Rede  stehenden  Eisenbahn. 
Ik'agmentcs  anbelangt,  so  bleiben  hiefUr  die  Bestimmungen  des  Gesetzartikels  I 
vom  Jahre  1868  massgebend. 

Punkt  7. 

Durch  die  Richtung  und  F'iihruug  des  fraglichen  Eiscnltahiilrairuientes 
wird  der  Entscheiduj»;:  über  die  allenfalls  auftauchenden  Gränzfrageu  in 
keiner  Hinsicht  präjudicirt. 

l'uukt  8. 

Die  Höhe  sXmmtlicher  wie  immer  gearteter  von  der  Bahn  Unternehmung 
an  den  königlich  ungarischen  Staatsschatz  zu  leistenden  öffentlichen  Abgaben 
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iogbesondere  aaoh  der  Einkommeii-  und  Pcrson.il-Erwerbateuer  wird  mit  dem 
einer  wie  immer  gearteten  Erhöhung  während  der  im  Punkte  4  festgestellten 
d9jäbrigen  Oonce^^Hion8•Dauer  nicht  uiiterliegendenPauBchalbetrage  jährlieber 
JFfloiu^  (50)  Galdeo  iteterreiohisehe  Währung  festgesetit 

Punkt  9. 

Dieses  Uebereinkoramen  tritt  vom  Tage  der  Allei  hoelisten  Genehmigung 
durch  Seine  kaiserliche  und  apostolisch  königliche  Miyeetät  in  Kraft. 
Budapest  am  12.  Juni  Z.  9633. 

Siell  m.  p.  fttkj  m.  p. 

Wien  am  13.  Jnli  1876,  Z.  19821. 

*  • 

Fretis  m.  p.  CUimeckj  m.  p. 


Vorstehendes  Uebereinkoramen  wurde  mit  AUerlilx  lister  Kutschliessaug 
vom  29.  August  lb7C  (H.  M.  Z.  28741  ex  187ti)  genehmigt. 


4.  Vertrag, 

vdeber  twischen  der  k.  k.  Direetion  der  Stiatseiienbahiibauten  hi  Vertretnag  der  k.  k.  üstcr- 
>    rnebiseheo  StaatSTerwaltang  als  Eigcnthümeria  der  EiseDbahBliaie  Tiniiw>l.eluchöw-GreBte 

einerseits  und  «Ut  ActipnKosi'llschaft  »Ut  Kperics-Tarnöwer  Eisenbahn  (ungar.  Tht'il)  als  Kiiii-n- 
tbämerin  der  Kisinbahnlinic  Epcries-Ilrlö-Iircnn'  anderseits  hezüiilich  der  Bflricltslührunit  auf 
der  Thtilstrecke  UrlU'Uodesgri'iizu  und  bezüglich  der  geiutinsauien  Uenützung  des  iiahohutes 

Orlö  abgeschlossen  wordm  lit, 

Artikel  1. 

Die  Aotiengesensobaft  der  Eperies-Tamöwer  Eisenbahn  (nngarisoher 
Theil)  flberläsat  die  Ftthning  des  Betriebes  auf  der  Theilstreelce  Orlö^Landes- 
grenze  Ufr  die  ganze  Dauer  ihrer  Goneession  an  die  Verwaltung  der  Tarn6w- 
Letnchdwer  Bahn,  beziehungsweise  an  Jene  Bahnverwaltung,  weleher  die 
Ii.  k.  dsterreioluBohe  Staatsverwaltung  den  Betrieb  der  k. .  k.  Staatsbahnlinie 
Tamöw-Letttehdw-Orenze  übertragen  wird  und  gestattet  der  letzteren  Bahn- 
Terwaltung  die  Mitbenutzung  des  als  Uebergangsstatioo  dienenden  Bahnhofes 
InOrld,  beides  unter  den  in  den  folgenden  Artikeln  vereinbarten  Bedingungen. 

Die  den  Betrieb  der  k.  k.  Staatsbahnlinie  Tamdw-Lefuch^w-Grenze 
lihrende  Eisenbahnverwaltung  wird  sonach  die  Führung  des  gesammten  Be- 
triebes und  die  Erhaltung  der  5*16  Kilometer  langen  Theilstreoke  Orlö- 
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LandeRprenzc  für  Reclinunp  der  Eperieg-Tarnöwer  Eisenbahuunternehmung' 
pcgtn  liie  im  gcf^enwUrtigeii  Vertrage  festgesetzte  Vergütung  übernehraen, 
wogegen  die  Ep»'ries-Tnrn6w'er  Eis?nbahnges.ellsplialt  den  gemeinsohaftlicheD 
Dienst  auf  dem  Bahnhote  in  Orlö  gegen  die  im  Ailikei  7  Tereiubürte  Ver- 
gütung besorgen  wird. 

Die  galizische  Bahnvcrwaltung  wird  sonach  insbesondere  verpflichtet 
iein,  den  gesaniraten  Personen-  und  Sachenverkeiir,  die  Erhaltung,  beziehungs- 
weise dit'  Versichernng  der  Bahn  sowie  der  Baulichiveiten  und  deren  Zu- 
geiiiW",  die  Beisti-ilung  der  Fahrbetriebsraittel ,  die  Instandhaltung  und 
Reparatur  derselben  zu  besorgen,  das  für  diese  verschiedenen  Diensizweige 
erlorderliohe  Personale  aufzustellen,  alle  nötliigen  Rei)araturs-  und  Ver- 
brauclisinaterialien  zu  liefern  und  alle  anlässlich  der  Führung  jenes  Betriebes 
erforderlichen  Ausgaben,  jedoch  mit  Ausschluss  der  lediglich  von  der  Eperies- 
Tarnöwer  Eiseub.ihngesellschaft  zu  tragenden,  derzeit  bestehenden  oder 
künftig  einzullihrendeo  Steuern  und  tjonstigeu  öffeutlichcu  Abgaben  selbst  zu 
bestreiten. 

Die  Betriebsführuug  auf  der  Strecke  Orlö-Landesgreuze  wird  nach  den 
für  die  galizische  Eisenbahn-Verwaltung  geltenden  Betriebsvorüchriften  und 
Yerkehrsreglements  besorgt. 

Artikel  3. 

Die  Kosten  von  Unfällen,  welche  sich  in  der  Strecke  Orlo-Landesgrenzc 
ereignen,  hat  die  Eperies  -  Tarn6wer  Eisenbahngesellsohaft  vorbehaltlich 
anfälliger  Kegressansprüehe  gegenüber  der  etwa  schuldtragenden  Personen 
zu  tragen,  hingegen  sind  Unfälle,  welche  sich  am  Bahnhofe  Orlo  ereignen, 
ferner  «Schäden  beim  Magazins  und  Verschubsdienste ,  welche  auf  diesem 
Bahnhofe  vorkommen,  von  den  Iteiden  betheiligten  Bahnverwaltnngen  in 
demselben  Verhältnisse  wie  die  iStationdauslagen  Artikel  7  gemeinscliaftUch 
zu  tragf^n. 

Hit'  den  IJetrieb  der  Strecke  Urlö-Landesgrenze  übernehmende  Bahn- 
verwaltuiig  wird  jedoch  verptiichtet  sein,  die  Ei)eries-Tarn6\ver  Eisenbahu- 
gesellschaft  über  Verlangen  bezüglich  etwaiger  Ansprüche  v(»n  dritten 
Personen  oder  Behörden,  welche  sich  auf  die  von  ihr  übernommene  Führung 
des  Betriebes  gründen,  sowie  bei  der  Geltendmachung  alllalliger  Kegress- 
ansprüehe gegenüber  den  an  vorkommenden  Bahuunfällen  schuldtragendeu 
eigenen  und  fremden  l^ersonen  zu  vertreten. 

Artikels. 

Die  auf  der  Streeke  Orid-Landesgrenze  entfallenden  Transports-  und 
sonstigen  Einnahmen  werden  zu  Gunsten  der  £peries-Tarn6wer  Eiseababn- 
gesellschaft  Tereinnabmt  und  die  ersteren  duroh  das  Ceotral-Abreohniings- 
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bnrean,  die  letzteren  Aber  durch  die  betriebfilhrende  Bahnverwaltang  ver- 
reehnct. 

Die  Erstellung  und  Kundmachung  der  Tarife  erfolgt  nach  Bekanntgabe 
der  auf  die  Strecke  Orlö-Landesgrenze  für  die  Eigenthumsbahn  entfallenden 
^ntheile  durch  die  betriebführende  galizische  Verwaltung  schon  ab  Orl6. 
Selbstverständlich  werden  jedoch  die  fttr  die  Strecke  Orlo- Landesgrenze 
einsnrecbnenden  GebUhrenantheile  Ton  der  Eperies-Tarnöwer  Eisenbahn- 
gesellschaft selbst  festgestellt 

Artikel  4. 

Die  Ep(  rieS'Tamöwer  Eisenbahngesellsebaft  Terpfliobtet  sich,  die 
Strecke  Orl6-Orenze,  ezolusiTe  der  Endweiche  der  Station  Orlö  der  den 
Betrieb  ttbeniehmenden  galizisehen  Bahnverwsltnng  in  einem  vollkommta 
soliden  and  betriebtfilhigen  Zustande  nnd  mit  Inrentar-QegenstKnden  nnd 
Reservematerialien  concessionsmlssigTollkommen  ausgerüstet  zn  übergeben, 
so  dass  nnr  noch  die  Beistellung  der  Verbranebsmaterialien  nnd  der  Fahr- 
betriebsmittel,  dann  die  Anfstellnng  des  Personales  erforderlich  ist,  um  den 
SffentUchen  Betrieb  dieser  Linie  wirklich  beginnen  zn  kOnnen. 

Bei  üebergabe  der  Bahn  nnd  beziehnngsweise  der  einzelnen  Banlieh- 
keiten  snmmt  deren  beweglichem  ond  anbeweglichem  ZogebOr  nnd  derGegen- 
stitaide  der  Betriebsansrttstung  an  die  den  Betrieb  übernehmende  Verwaltung 
ist  von  dieser  gemeinschaftlich  mit  der  Eperies-Tamdwer  Eisenbahngesoll- 
sehaft  ein  Protokoll  nnd  Inventar  in  dnplo  aa&nnehmen,  wovon  jeder  der 
beiden  Theile  ein  Exemplar  bebKlt. 

Aach  bat  die  Eperies-Tamöwer  Eisenbahngesellsebaft  die  Pläne  der 
Bahn  nnd  der  einzelnen  Banlichkeiten  an  die  betriebführende  Verwaltung  zu 
fibergeben. 

Artikel  5. 

Die  Bahnerhaltnng  nnd  Anfsiebt  in  der  Strecke  Orlö-Landesgrenze  wird 
▼on  der  galizisehen  Bahnverwaltang  für  Rechnung  der  Eperies-Tarnöwer 
Eisenbahngesellschaft  gegen  Vergütung  der  lant  der  Bücher  nnd  Aufschrei- 
bangen der  gedachten  Verwaltung  sich  ergebenden  Selbstkosten  besorgt. 

Nenherstellungen  nnd  NeuanschalFangen,  sowie  Überhaupt  alle  Her- 
Stellungen,  die  am  Ober-,  Unter-  oder  Hochbau  vorgenommen  werden  müssen, 
und  ihrer  Natur  nach  nicht  zn  den  regelmässigen  Erhaltungsarbeiten  gehören, 
werden  in  gleicher  Weise  wie  die  ordentlichen  Bahnerhaltungsarbeiten  von 
der  den  Betrieb  führenden  Bahnverwaltung  für  Rechnung  der  Ep«  ries- 
Tamöwer  Eisenbahngesellschaft  —  jedoch  nur  nach  vorher  gepflogenem  Ein- 
vernehmen und  nach  erfolgter  Zustimmung  der  Letzteren  —  bewirkt  werden. 

Selbstverständlich  bleibt  der  Eperies-Tarnöwer  Eisenbahngesellsebaft 
das  Recht  vorbehalten,  mit  Rücksicht  auf  die  derselben  obliegenden  Haftung 
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sich  jederzeit  Ueberzeugung  von  dem  betriebsicheren  Zustande  der  Strecke 
Orl6-Grenze  zu  verschaffen  nnd  etwa  von  ihr  fUr  nothwendig  gehaltene  Her- 
stellangen  au  verlangen. 

Artikel  6. 

An  den  Kosten  der  allgemeinen  Yerwaltnng  nnd  der  Centralleitnng 
«  aller  Dienstsweige  der  den  Betrieb  der  gesammten  Linie  Tanidw*Letaeh5w> 
Orl6  übernehmenden  Eisenbahnverwaltung  partieipirt  die  Eperies-Tarnöwer 
Eisenbahngeeellachaft  im  YerhUtnisse  der  wirklichen  L&nge  der  Streeke 
Orlö-Lande«grenze  an  allen  von  der  vorerwähnten  Osterreichischen  Eisen- 
bahnverwaltnng  betriebenen  Bahnstrecken,  wobei  jedoch  die  Ergebnisse  des 
dem  Abrechnungsjahre  vorhergebenden  Jahres  zur  Theilnngsgrundlage  sn 
dienen  haben. 

Die  Kosten  jener  Localabtheilnngen  des  ezecntiven  Dienstes ,  deren 
Wirkungskreis  sich  gleichseitig  auf  nngaiisches  nnd  galisisches  Gebiet  erstreckt, 
werden  im  Yerhftltnisse  der  Bahnlänge  auf  die  berührten  Strecken  vertheilt. 

Ausgenommen  hievon  sind  die  besfiglichen  Kosten  des  Zugsf9rdernngs- 
dienstes,  welche  in  Oemissheit  der  Bestimmungen  des  Artikels  10  vertheilt 
werden. 

Für  die  Betriebsperiode  des  Jahres  1870  wird  dm-  Antheil  der  Eperies- 
Tamöwer  Eisenbahn^e^^ellschaft  an  den  obigen  Kosten  der  nll.^emeinen 
Verwaltung  und  der  Centraileitung  aller  Dienstzweige  der  gali zischen  Bahn- 
verwaltun<?  mit  dem  Paascli.ilbctrage  von  Dreihundert  (300)  Gulden  Öster- 
rcichische  Währung  festgesetzt. 

Artikel  7. 

An  den  Kosten  des  Bahnhofes  Orld  partieipirt  die  den  Betrieb  der 
Streeke  OrI6-Landesgrenie  führende  galizische  Bahnverwaltung  mit  Fünf- 
undvieraig  (45)  Percent. 

Zu  den  obigen  Kosten  des  Bahnhofes  OrI6  sind  insbesondere  zu  rechnen : 
1.  die  siebenpereentigen  Zinsen  des  affectiven  Werthcapitales  dieser 
Station, 

3.  die  Auslagen  fllr  den  gesammten  Stations*,  Manipulations-  und  Baho- 
erhaltnngs-Dienst,  sowie  lür  die  Wasserbeschaifong  und  die  Erhaltung,  Be- 
leuchtung nnd  Beaufsichtigung  des  Heishansea  und  seines  Zugehürs  in  der 
Station  Orld, 

8.  die  Kosten,  welche  der  galisischen  Bahnverwaltnng  ftlr  die  Erhaltung 
des  ihrerseits  in  Orl6  aufzustellenden  Personales  erwachsen, 

4.  die  Kosten  des  Streokenchefs-Bureaus  der  Bperies-Tamdwer  Eisen- 
bahngesellsehafl  lu  Einem  Zehntel  nnd  die  Bestige  eines  Bahnauftehera 
dieser  Gesellschaft  mit  der  Hälfte, 

5.  femer  acht  Percent  der  zuvor  sub  2  und  4  angeführten  Kosten  als 
Vergütung  der  auf  die  Station  Orl6  entfallenden  Quote  der  Kosten  der  allge- 
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meinen  Verwaltung  und  der  CentraUeitnng  aller  Dienstsweige  der  Eperies- 

Tarnower  Eisenbahngesellschart. 

Zum  Behufe  der  ErmittiuDg  des  oben  sub  1  erwUlinten  Werthcapitales 
der  Station  Orlo  wird  der  gegenwärtige  Werth  der  Anlagen  dieser  Station 
auf  GroDd  der  im  Einvernehmen  der  beiden  betheiligten  fiahnverwalttinpren 
Torgenorameneu  Schät/iing  mit  dem  etfectivcn  netrage  von  Einbundert- 
nebenaigtausend  (170.000)  Gulden  österreichische  Währung  angenommen. 

In  dem  obigen  Betrage  sind  die  mit  Zwanzigviertausend  (24.000)  (iulden 
österreichische  Währung  bewertheten  Kosten  der  auf  beiliegendem  Plane 
erslohtlicli  gemachten  Zug^förderungBanlagen,  bestehend  aus  Ueizbans,  Loco- 
motiv- Drehacheiben  und  zngeborigen  Geleisen,  inbegriffen. 

I>er  Abdruek  des  PUnei  konnte  biet  wohl  unterlnnen  werden. 

Neu-  und  Erweitonmgsbauton,  welche  in  iler  St;iti(Mi  Orlo  nothv\en<lig 
werden  sollten,  sind  von  der  Eperies  Tariinwer  Eisenhahngescllschaft  mit 
Ziistimmniig  der  fjalizi^elien  Ki-fiibahiiverwalfniig  auf  eigene  Kostm  aus- 
zuführen uml  die  Kosten  liielür  in  dem  nach  den  Büehern  und  Aufselireibuiigen 
der  Eppries-''rarn»'>\vcr  Eiseiibahn^^eselisehaft  sicli  ergel»eiideii  Betrage  dem 
obigen  Wertlicapitale  der  mehrgeiianiiten  Station  zuzurechnen,  wobei  ein  von 
dem  oben  aulgestellten  Sehlüssel  ahwrieht'nder  Vertlieilini^'smodus  bezüglich 
der  Verzinsung  der  Anlagekosti  ii  /wi-elien  den  beiden  hetlieiligten  Hahn- 
verwaltungen vereinbart  werden  kann,  falls  solelie  Neu-  und  Erweiterunes- 
bauten  z.  B.  beiZugsfürderungsanlagen  im  v.a  wiegenden  oder ausschliesslicheu 
luteresse  einer  der  beiden  Bahnverwaltungeu  hergestellt  werdeu. 

Artikel  8. 

Unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Manipulation  im  Bahnhofe  Orlö 
beiderseits  auf  die  möglichst  ökonomische  Weise  eingerichtet  wird,  und  unter 
der  Bedingung,  dass  die  Eperies-Tarnuwer  Eisenbahngesellschaft  der  gali- 
zischen  Baiinverwaltung  jederzeit  die  Einstellung  Einer  Locomotive  im  Ileiz- 
hause  Oriu  gestattet,  wird  vorläufig  die  Beistellung  nachstehender  Localitftten 
fijr  den  in  Rede  stehenden  Anschiussdienst  als  notbweudig  erkannt,  n.  zv.: 
Eines  Zimmers  als  Kanzlei,  Einer  Wohnung  flir  einen  ▼erheirateten  Stations- 
ebef,  Einer  Wobnnng  für  einen  verheirateten  und  Einer  Wobnnng  flir  einen 
ledigen  Bediensteten  and  Zvefer  Zimmer  als  Casemen  flir  das  Maschinen* 
und  Zugspersonale. 

Naehdem  jedooh  die  Eperies-Tarn6wer  Eisenbahngesellscbaft  nicht  in 
der  Lage  ist,  diesen  Anforderungen  an  Wohnnngsloealitäten  in  der  Station 
(M6  aogenbticklieh  Genüge  zu  leisten,  so  wird  dieselbe  der  galizisehen  Bahn- 
Terwaltang  Ein  Zunmerjm  AnfnabmsgebSnde  als  Kanzlei  sofort  zur  Yerfligang 
BteUeni  —  Dagegen  wird  die  daselbst  befindliche  der  k.  k.  üsterreiehisehen 
Staatsverwaltung  gehörige  Barake  seitens  der  k.  k.  Direction  der  dster- 
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rcieliisflien  Staatseisciihahnbanten  auf  Koston  dfr  Eperies-Tarnöwcr  Eison- 
baliii^'cst'Uscli.'ift  «'iitsprecliend  ailaptirt  und  sodann»  der  Eperies  lamöwer- 
Eisenbahngesellschaft  in  das  aussehliej^sliche  Eitrenthum  iUx'ilassen. 

Der  Werth  der  umgestalteten  Barake  darf  jedoch  dem  im  Artikel  7 
augegebenen  gegeuwärtigeu  Werthcapitale  der  Station  Oriu  niclit  zugeschiagen 
werden. 

Die  Feststellung  der  nähereu  Bedingungen  über  die  in  der  Station  Orlö 
erforderlichen  Herstellungen,  sowie  ül)er  die  Dnroiiführung  des  Anschluss- 
dienstes in  der  Station  Orlu  überhaupt,  bleiben  der  besonderen  Vereinbarung 
der  beiden  betriebführenden  Bahuverwaltungen  vorbehalten. 

Artikel  9. 

FOr  die  Beistellung  der  Fahrbetriebsmittel  in  der  Strecke  Orld-Orense 
wird  der  den  Betrieb  dieser  Strecke  fttbrenden  BahnverwftltnDg  seitens  der 
Eperies-Tamöwer  Eisenbabngesellsehaft  eine  jShrliehe  Panschalyergatang 
im  Betrage  von  Zweitausend  Einhundert  (2100)  Gulden  österreichische 
Währung  entrichtet 

Bezüglich  der  Wagenrepartimng  wird  die  Strecke  Orlö  •  Landesgrenze 
als  zur  Tarnöw-Letttchöwer  Bahn  gehörig  betrachtet,  und  es  wird  sonach  die 
den  Betrieb  dieser  Linie  fahrende  Verwaltung  in  den  Abreehnnngen  mit 
fremden  Bahnen  auch  mit  der  Eperies-Tamöwer  Eisenbahngesellsohaft  mit 
der  Wagenmiethe  der  Strecke  Oriö-Landesgrenze  belastet. 

Artikel  10. 

Für  die  Besorgung  des  Fahr-  und  ZugsfÖrderungsdienstes,  incluslTe  des 
Werkstättendienstes  in  der  Strecke  Oriö-Landesgrenze  wird  der  galizisohen 
Bahnverwaltung  seitens  der  Eperies-Tamöwer  Eisenbahngesellsehaft  eine 
Vergütung  auf  Grund  der  in  dieser  Strecke  zurückgelegten  Zugskilometer 
geleistet,  wobei  jedoch  der  Einheitspreis  fiir  das  Zugskilometer  nicht  nach 
den  Ergebnissen  der  betriebsfUhrenden  galizi'^clien  Bahnverwaltung,  sondern 
nach  jenen  Ergebnissen  zu  berechnen  sein  wird,  welche  in  dem,  dem  Rech- 
nungsjahre vorangegangenen  Jahre  auf  der  ganzen  Linie  des  Besitzers  der 
Strecke  Eperies-Orlo  fiir  die  obigen  Dienstzweige  exdusire  der  ausserordent- 
lichen Auslagen  für  Unfälle  erzielt  worden  sind. 

Artikel  11. 

Die  Verrechnung  zwischen  den  beiden  betheiligten  Bahnverwaltungen 
wird  vierteljäiirig  u.  z.  zwei  Monate  nach  Quartalabsdiluss  gepflogen. 

Bei  der  Aufstellung  der  letzten  Quartalrechnung  soll  die  Biohtigsteliung 
der  früheren  Quartalsreehnungen  erfolgen. 

Der  sich  ergebende  Saldo,  welchen  die  schuldende  Partei  längstens 
binnen  Einem  Monate  nach  Zusendung  der  Rechnung  zu  begleichen  bat,  ist 
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Ton  der  Mitte  des  Quartals,  fttr  welche  die  Abrechnmig  erfolgt,  mit  6  Per- 
eent  zu  verzinsen. 

£s  wird  jedoch  einverständlich  festgesetzt,  dass  Bemänglungen  der  von 
4ler  einen  oder  der  andern  Bahnvorwnltung  gelegten  Rechnung  längstens 
>^innon  Diei  Monaten  nach  Rechnun^sleornng  erfolgen  müssten,  widrigens 
dieselben  nieht  mehr  berücksichtigt  werden  sollen. 

Artikel  12. 

Alle  nn-i  diesom  Wrtnifre  ontspriiifrcndoi  civilroclitlichen  Streiti^rkciten 
werden,  lalls  dieselben  nicht  ihircli  die  zunächst  einzuholemlo  Eiifsclicidung 
der  beiden  IkiIicii  Re<ri(  rungen  Ix  if^^elegt  werden  können,  bei  jenem  (ieriehte 
dnrchziifiihren  sein,  welchem  die  ^eklag'te  Unternehmung  nach  ihrem  ordent- 
lichen Wolinsitze  untersteht,  wobei  jedoch  die  einverstäudiiche  Aufstellung 
eines  Sch'edsgerichte»  nicht  ausgeschlossen  sein  soll. 

Artikel  13. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  tritt  erst  nach  erfolgter  Genehmigung  Ihrer 
£xeellenzen  des  Herrn  k.  k.  Handelsministers  und  des  Herrn  königlich 
nagarischen  Ministen  fttr  Commnnieationen  und  i^ffentlfehe  Arbeiten  in  Wirk- 
«amkeit  nnd  bleibt  sobin  während  der  gansen  Dauer  der  Conoession  fttr  die 
Eiaenbabn  Eperies-Orl6-Landesgrenze  in  Kraft. 

Vgl.  die  Bemerkung  am  Schlüsse  des  Vertrages. 

Artikel  14. 

Die  Eperies-Tamöwer  Eisenbahngesellschaft  verpflichtet  sich,  Uber 
Verlangen  der  galizlscben  Bahnverwaltung  die  Einverleibung  des  gegen- 
wSrtigen  Vertrages  im  nngarlBehen  Eisenbabn-Grnndbnche,  jedoch  auf  Kosten 
4er  letzteren  Verwaltung  dnrchzuftlhren. 

Artikel  15. 

Die  k.  k.  Staatsyerwaltnng  hat  die  fttr  diesen  Vertrag  entfallenden 
^etzliohen  Stempelgebtthren  allein  zn  tragen. 

Der  Vertrag  wird  in  swei  Exemplaren  ansgefertigt,  von  welchem  das 
gestempelte  der  k.  k.  Direction  der  Staatseisenbahnbanten,  das  ungestempelte 
<der  Eperies-Tamöwer  Eisenbähngesellsehaft  ausgefolgt  wird. 

Urkund  dessen  die  nachfolgenden  Unterschriften. 

Wien,  3.  August  1876. 

Speryes-tarn6wi  vasut  magyar  Fttr  die  k.  k.  Direction  der  Staata- 

orszigi  resz:  eisenbahnbauten: 

Stelger  m.  p.  It tt  m.  p. 

iMthucr  m.  p. 
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Die  iinterEeiohneten  bevollmächtigten  Vertreter  der  k.  k.  pnvilegjrteD 
Kaschau-Oderberger  Eisenbalin^esoIlAchaft  erklären  hiermit,  dass  sie  bei 
dem  AbBcbluHse  des  vorstehenden  Betriebsvertrages  mitgewirkt  haben  nnd 
sohin  iUr  den  Fall  des  Zustandekommens  der  in  Aussicht  genommenen  Fnsion 
der  k.  k.  privilegirten  Kaschau-Oderberger  Eisenbahngesellsehaft  und  der 
£peries-Tarn6wer  EisenbahngesellscbAft  den  Beetimmangen  dieses  Vertrage» 
TolUnbaltlieh  beistimmen. 

Wien,  3.  Avgnst  1876. 

K.  k.  priTilegirte  Kaschau-Oderberger  fiisenbahngeselUchaft. 
FIMwtry  n.  p.  lalstre  m.  p. 

Z.  35579. 

Vorstehender  Vertrag  wird  auf  Grund  des  mit  dem  kihii^'licli  ungarischen 
Ministerium  für  CommauicatioDeu  und  öffentliche  Arbeiten  gepflogenen  Ein- 
vernehmens genehmigt. 

Wien,  am  16.  Aognet  1876. 

Der  k;  k.  Handelsminisier: 
Cklamcckj  m.  p. 


5.  Protokoll, 

aufgenommen  im  k.  k.  HandeUministerium  am  5.  August  1876. 

Anwesend: 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 

Der  Gener.ildircctor  des  üsterreichisclien  Eisenbahnwesens,  Herr  k.  k. 
Sectionschef  von  Nirdliig. 

Herr  k.  k.  Sectionarath  J.  Bayer  in  Vertretung  des  k.  k.  Finans* 
rainisteriuros. 

K.  k.  Ministefial-SeereUir  L.  Wrba  in  Vertretung  desReferenten,  sngleieh 
als  ProtokollfHhrer. 

Von  Seite  der  königlich  ungarischen  Regierung: 

Herr  königlieh  ungarischer  Sectionsrath  Engen  Siabi* 
Herr  Gommissär  der  königlich  ungarischen  Generalinspeetion  fUr  Eisen- 
bahnen und  Dampfschiflfshrt  Emil  von  Tbaly* 
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Gegenstand  der  Verhandlung  int  die  Vereinbarung  der  Bedingungen^ 
unter  welchen  dem  zwischen  der  k.  k.  Direetion  der  Staatseiaenbahnbauten 
und  der  Aetiengeselleebaft  der  Eperies-Tamöwer  Eisenbahn  (ungariseher 
Theil)  unterm  3.  August  1.  J.  abgesehlossenen  Vertrage  bestIgUoh  derBetriebs- 
fllhmng  aufderTheilsfreckeOrlö-Landesgrenze  die  vorbehaltene  Genehmigung 
der  beiden  betheiligten  Regierungen  zu  ertheilen  wXre. 

.  In  GemXssheit  der  zwischen  Ihren  Excellensen  dem  Herrn  k.  k» 
Hflndelsminister  und  dem  Herrn  königlich  ungarischen  Communications» 
minister  getroffenen  Vereinbaning  ist  die  Festsetzung  der  Bedingungen  dea  ' 
Ansehlnases  der  k.  k.  Staatsbahnlinie  Tam6w-Le(achöw-Landesgrenze  an  die 
Linie  Eperies-Orlö-Landcsgrenze  zunächst  der  Verständigung  der  Eigen- 
thttmer  der  genannten  beiden  Bahnlinien  ttberlassen  und  nur  die  Genehmigung- 
des  diessfäUigen  Cebereinkommens  zwischen  den  beiden  betheiligten  Bahn- 
Verwaltungen  TOrbehalten  worden. 

Nachdem  sonach  zwischen  der  k.  k.  Direction  der  Staatseisenbahnbautei» 
in  Vertretung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  als  Eigenthttmerin  der  Eisenbahn- 
linie Tamöw-Lel'nohdw-Orenze  einerseits  und  der  Aotiengeseltschaft  der 
Eperiea-Tarnöwer  Eisenbahn  (ungarischer  Theil)  als  Eigenthttmerin  der  Linie 
ßperies-Orlö-Grenze  andererseits  unterm  3.  August  d.J.  der  diesem  Protokolle 
in  amtlich  beglaubigter  AbschrifT  beigeheftete  Vertrag  bezttglioh  der  Betriebs- 
Itthrung  auf  der  Theilstrecke  Orl6>Landesgrenze  und  bezttglich  der  gemein- 
samen Benutzung  des  Bahnhofes  Orl6  abgeschlossen  worden  ist,  sind  nunmehr 
die  Bedingungen  festzustellen,  unter  welchen  diesem  Vertrage  die  Torbehalteue 
staatliche  Genehmigung  zu  ertheilen,  wäre,  femer  die  aus  Anlass  der  beab- 
siehtigten  Feberlassung  des  Betriebes  der  ungarischen  Theilstrecke  Orl6- 
Landesgrenze  an  eine  österreichische  Bahnyerwaltung  auftauchenden  staats- 
rechtlichen Fragen  zur  Austragung  zu  bringen. 

Es  werden  diessfalls  zwischen  den  unterzeichneten  Vertretern  der  k.  k» 
Regierung  einerseits  und  der  königlich  ungariitohen  Regierung  andererseita 
mit  Vorbehalt  der  Genehmigung  Ihrer  Excellenzen  des  Herrn  k.  k.  Handels- 
ministers und  des  Herrn  königlich  ungarischen  Hinisters  fttr  Gommunicationeii 
und  öffentliche  Arbeiten  nachstehende  Vereinbarungen  getroffen. 

L 

Der  Torliegende  Betriebsrcrtrag  bezüglich  der  Theilstrecke  Orlö-Lnndes- 
grenze  wird  von  den  unterzeichneten  Regiemngs-Vertreteni  zur  Kenntnis» 
genommen  und  vom  Standpunkte  beider  Regierungen  ToUinhaltlieh  zur 
Genehmigung  geeignet  befunden. 

Es  wird  jedoch  einverständlieh  festgesetzt,  dass  die  Genehmigung  dieses 
Vertrages  seitens  der  beiden  Regierungen  gleichzeitig  mit  der  Genehmigung 
der  in  dem  Protokolle  vom  heutigen  Tage  in  Bezug  auf  die  gemeinsame 
Rechnungsführung  fUr  die  Linien  der  zu  fuslonirenden  Kaschau-Oderberger 
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Bahngcsellgchnft  und  der  Actiengesellschaft  der  Kperies-Tarndwer  Bahn 
(ungarischer  Theil)  getroffenen  Vereinbanmgen  einerseito  und  mit  der 
definitiven  Zustimmung  der  ivöniglich  ODgarischea  Ke<;^ierung  zn  dem  swisclien 
der  k.  k.  österreichischen  Staatsverwaltung  und  der  Ersten  ungarisch* 
gah'zischen  Eisenbahn  unterm  10.  April  1876  abgeschlossenen  Hetrieba- 
Tertrage  bezüglich  der  Eiseiib.ihnlinie  Tarndw-Lelrachöw  und  der  Dnieater- 
Bahn  andererseits  zu  erfolgen  hat. 

In  formeller  Beziehung  wird  vereinbart,  da^s  Mo  Bcisftzunjr  der  Geneh- 
Tniirnngsclausel  zn  diesem  Vortrage  im  Einvernehmen  mit  dorn  künijrlioh 
ungarischen  Ministerinin  für  Conimunicafionen  und  öfTcntlirlie  Arbeiten  durch 
<las  k.  k.  Handelsministerium  und  die  Zustellung  des  ratiticirten  Vertrage«^ 
an  die  Kperies-Tarnower  Eisenbnhngesellschaft  im  Wege  der  k.  k,  Directiou 
<ler  Staataeisenbahn bauten  ertblgen  soll. 

II. 

Die  volle  Staatehobeit  in  Ansehnng  der  Bahnstrecke  Orlö-Landesgrenze 
bleibt  der  königlich  ungarischen  Regierung  Torbehalten  und  wird  insbesondere 
die  Ausübung  der  staatliehen  Oberaufsicht  Uber  die  betriebführende  Unter- 
nehmung in  allen  auf  die  gedachte  Bahnstrecke  besttglichen  Bau- und  Betriebs- 
angelegenheiten mit  den  im  Folgenden  vereinbarten  Ausnahmen  von  der 
königlich  ungarischen  Qeneral-Inspection  fllr  Elsenbahnen  und  Sehifffahrt 
«usgettbt  werden. 

III. 

Die  Eisenbahnstreeke  Orlo-Landes^ri  enze  wird  in  Bezu^  auf  dm  Betriebs- 
dienst als  ein  inteiirirender  Besiainithi  il  der  galizisohen  Anschlussbahn 
Tarnüw-Lt't'nf"li<')W-Landesjxienze  zn  lu  handelu  sein  und  wird  insbesondere 
<ler  rostdienst  von  der  Laudesgrenze  bis  Orlö  von  der  k.  k.  üsterrcichischen 
Verwaltung  besorgt. 

IV. 

Naclideni  für  die  Theilstreckc  Orb'*  Landesgrenze  und  die  galisische 
Anschlussbaiin  naturgemäss  gemeinschaftliche  Fahrpläne,  Personen-  und 
Frachtentarife,  sowie  sonstige  Transportbestimmnugen  anfjrestellt  werden 
müssen,  so  wird  die  formelle  Genehmigung  der  Fahrpläne  der  Personen-  und 
Fraciiteutarife,  sowie  der  sonstigen  Transportbestimmnugen  fUr  die  Theil- 
«trecke  Orlo-Landesgrenzo  der  k.  k.  österreichischen  Regierung  Ubertragen. 

Bei  der  Genehmigung  der  Fahrpläne  sollen  jedoch  die  zwischen  den 
beiden  Regierungen  bestehenden  oder  künftig  zu  treffenden  Vereinbarungen 
bezuglich  des  Anschlussverkebres  zur  Anwendung  kommen. 

V. 

Sänuntliche  Beamten  und  Diener  sind  ohne  Unterschied  des  Ortes  Ihrer 
Verwendung  rtteksichtUeh  ihrer  Qualifioation,  der  Disciplinarbehandlung  und 
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der  sonstigeil  persdnlichen  Beziebangen  oar  der  AnstellongsbehSrde,  bezUg< 
lieh  deo  für  die  letxtere  geltenden  gesetzlichen  Normen  im  Uebrigen  aber 
den  Gesetsen  ond  Behörden  des  Stastes  unterworfen,  in  welchen  sie  ihren 
Bits  haben. 

VI. 

Die  vorstohpncU'n  Vn-einbaruntren  sollen  für  die  •:^anze  Dauer  der  Cou- 
ceasiou  der  EisenbaUuiinie  £peries-0riö-Lande8grenze  in  Geltung  bleiben. 

VII. 

Die  unterzi'ii  linrtcn  Vertreter  der  k.  k.  lU'^rit'run^'  einerseits  und  der 
kSnifrlii'li  ii!i<i-arisrlK  ii  Rej^iernn^^  anderseits  erklären  ihre  Bereif.villi^'keit.  die 
vorbelialtene  Uenehniigun^  des  vorstehenden  l'eheroinkonnnerH  durch  Ihre 
Excellen/eu  den  k.  k.  Handelsniiiiister  einerseits  und  den  k^Mii;rli(  Ii  un;;arischen 
Minister  für  Communicatiout  u  und  idl'entlicdie  Arbeiten  andererseits  und  die 
Bekauntj^abe  der  eriulg^teu  Zu:itimmung  läiigsteus  bis  10.  August  1.  J.  zu 
erwirken. 

Ilierniit  wurde  das  vor8tehende,  in  zwei  Tarieu  ausgefertigte  Protokoll 
verlesen  und  allseiti«;  ^^efertigt. 

Wien,  am  ö.  August  1876. 

Für  die  k.  k.  Regierung:  Für  die  königlich  nngarische  Regierung : 

W.  Nerdliig  m.  p.  Siabi  Jenü  m.  p. 

Job.  Bayer  m.  p.,  Thaly  Emil  m.  p. 

Jk.  k.  Seetionrrath. 

L.  Wrba  m.  p., 
k.  k.  Ministerial-Secretär,  Protokollführer. 

Das  vorstehende  Protokollar-I'ehereinkuninien  wurde  vi»ni  kiini;;li(li 
ungarischen  ( 'cniinunicationsininisteriuni  unterin  12.  Aui^ust  IHTt'i  und  \umi 
k.  k.  Handelsministerium  unterm  IG.  August  187G  genehmigt.  ^11.  M.  Z. 
25579  ex  1Ö76.) 


(>.  Betriebs- leberuahme  durch  die  Erste  uugarisch-galizische 

Eisenbahn. 

Der  Verwaltnngsrath  der  Ersten  ungarisch-galizischen  Eisenbahn  hat 
auf  Qrnnd  des  in  der  OeneralTersanunlung  am  28.  Juni  1876  genehmigten 
Vertrages  rom  10.  April  1876  (ygl  Doo.  4  sub  fj  Dniester-Staatsbahn)  den 
Betrieb  der  Staatsbahn  Tam6w-Lel'nchöw  und  in  Folge  Sitznngsbeschlusses 
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vom  23.  Aaguat  187G  auch  die  Au^nihnin*:  des  zwischen  der  k.  k.  Direction 
der  Staatseisenbahnbauten  und  der  EisenbahngesellBchaft  der  Epeiiet* 
Tamüwer  Eisenbahn  (ungarischer  Theil)  amS.AugDst  187G  abfieschlossenen 
Vertrages  über  die  Betriebsftthning  in  der  ungarischen  Theilatrecke  Orlö- 
Landesgrenze  und  Uber  die  gemeinsame  Benützung  der  Station  Orlo  unter 
den  Bedingungen  des  IVotokoll.ir-Uebereinkommens  vom  5.  August  1876 
namens  der  k.  k.  Staatsveiwaltiinir  übernommen  H.  M.  Z.  27076  ex  1876). 
Dem  STerwaltungsrathe  wjir  zuvor  mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom 
IC.  August  1876,  Z.  25579,  auf  Grund  des  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium 
gepflogenen  Uebeieiukommens  die  Zusicherung  ertheilt  worden,  „dass  eine 
etwa  sicli  herau^stclU  iulc  Differenz  zwischen  der  von  der  Verwaltung  der 
ungarischen  Anschliissbnlm  v(  rti  airsmässi^  an  die  Erste  ungarisch-galizische 
Eisenbahn  zu  leistenden  Vergütung  lür  «Icn  Aiitheil  der  Strecke  Orlü-i  Jrcnze 
an  den  Kosten  der  galizischen  Bahnverwaltung  liir  allgemeine  Verwaltung 
und  die  Centraileitung  aller  Dionfitzweige,  sowie  den  Fahr-  und  Zugförde- 
rungs-  inclusive  des  Werk>t:itteiidienstes  geL^eniilicr  ilen  d<  i'  Gesellschaft 
bezüglich  der  gedachten  Dieiistzw eige  hinsichtlich  der  für  die  Strecke  Orlo- 
Grenze  factisrh  erwachsenden  Au-lagen,  ebenso  wie  die  von  der  Ersten 
nngarisch-galizischen  Eisenbahn  für  die  Mitbenützung  des  Bahiiholes  Ürlü 
und  für  die  Besorgung  des  g<'nieiiisanu'n  Dienstes  in  dieser  Station  an  die 
ungarische  Hahnverwaltung  vertragsmässig  vu  leistende  Vergütung  in  die  im 
Sinne  des  Betriebsvertratres  vom  10.  April  1876  für  die  Staatsbahn 
Tarnow-Letuchow  zu  lührcnde  Betriebsrechnuug  eingestellt  werden  dürfen. - 


7.  Betriebs-Eröfi'uuug. 

.  Die  Eröffnung  des  Betriebes  anf  der  Staatsbnbn  Tamöw-Lehicfaöw  ond 
gleichzeitig  anf  der  nngarisclien  Ansclilussstrecke  von  der  Landesgrenze  bis 
Orl6  erfolgte  am  18.  August  1876. 

b)  Istrianer  Staatsbahn. 

1.  Gesetz  vom  30.  April  1873,  R.  0.  Bl.  Nr.  79  und  C.  Bl.  Nr.  G3, 

betreffend  die  Uentfiiung  einer  Eisenbahn  von  Uivazu  nach  Pols  mit  einer  Abtweigung  nach 

Roviuno. 

Mit  Zustimmung  beider  Bäuser  des  Reiohsratkes  finde  Ich  anzuordnen^ 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  eine  Loeomotiv-Bisenbahn  von  der 
Station  Divazza  der  Wien*Triester  Linie  der  Sttdbahngesellsohaft  nach  Pola 
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nebst  einer  in  der  Nihe  des  Zwischenpunetee  Ganfanaro  ausgehenden  Ab- 
sweignng  nach  Rovigno  entweder  auf  Staatskosten  ansznlllhren,  oder  deren 
AvsflUiruttg  dnreh  Coneessionsertheiinng  unter  den  Bedingungen  dieses 
Oesetses  sicliermtellen. 

Artikel  II. 

Im  Falle  der  Ausführung  diei«er  Eisenbahn  auf  StnatskoBten  wird  der 
Heiricrun;;  für  das  Jahr  1873  einoBaudototion  von  Zwei  Millionen  (2,000.000) 
Oaldeu  bewilligt. 
VfL  nnton  S. 

Artikel  III. 

Im  Falle  der  Ertheilung  einer  Concession  kann  für  diese  Eisenbahn 
vom  Staate  die  Garantie  eines  jährlichen  Reinerträ^rni^^ses,  mit  Inbegriff  der 
Tilgungsquote,  in  der  Maximalsomme  von  Dreiundvierzig  Tausend  acht- 
hundert (43.800)  Gulden  österreiohisehe  Währung  in  Silber  dnrclisohnittlich 
per  Meile  für  die  Dauer  der  Concession  xngesiobert  werden,  so  zwar,  dasSy 
wenn  das  jährliche  Reiuerträgniss  den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen 
sollte,  das  Fehlende  jedoch  nur  bis  anr  obigen  Mazlmalsnninie  von  der 
Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Die  auf  Grund  der  nachzuweisenden  wirklichen  Bauauslagen,  inclusive 
derGeldbcscliatTiinjTPkostPn  und  der Intorcalarzinscn,  festzusetzende  Garantie 
des  zu  fünf  Percent  zu  boroclinenden  Iloinorträgnissos  sammt  Tilgunfrsquote 
von  dem  aufgewendeten  H.iiicapitale  Imt  mi^  dorn  Tage  der  Kröffiiuug  des 
Betriebes  der  ganzen  garantirten  Eiseubalm  in  Wirksamkeit  zu  treten. 

Artikel  IV. 

In  Ausfülirung  des  Artikels  III  sind  folgende  Bestimmungen  zu  treffen: 

1.  Von  dem  garantirten  jiilirlielien  Heinerträgnisse  ist  derjenige  Betrag 
zur  Capitalstilgung  zu  verwenden,  welcher  durch  die  Staatsverwaltuiig  nach 
eineai  \ou  ihr  zu  geneliniigenden  Aniortisationsplane,  denizulolgc  das  emit- 
tirtc  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  ist,  bcstiiimit 
werden  wird. 

2.  Der  von  der  Staatsverwaltung  ausAnlass  der  Übernommenen  Garantie 
allenfalls  zu  zahlende  Zuschnss  ist  über  vorausgegangene  Prütuug  der  vor- 
Eulegenden  docnmentirten  Jahresrechnung  drei  Monate  nach  deren  lieber- 
reichung  flüssig  zu  machen. 

DasAerar  wird  jedoch  auch  frllher  zur  Einlösung  der  rerfallenen  Aotien- 
nnd  Obligationene<Mipon8  nach  Hassgabe  des  anf  Clnmd  de«  Ertragspräli- 
mlnart  richtig  gesteilten  Eifordemisses,  Theilzahlnngen  nnter  Vorbehalt  der 
anf  Gnndlage  der  Jahresrechnnng  zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn 
der  Concesslonllr  sechs  Wochen  TOr  der  Verfallsseit  das  beittgUche  An- 
anehen  gestellt  hat 
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WeDD  nach  endgiltiger  Feststellung  der  Jahresrechnong,  welehe  späte« 
Btens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorsftlegeii  sein 
wird,  Bich  herausstellen  sollte,  dass  die  VorschUsRe  zu  Iiook  bem68S6il  worden 
sind^  so  hat  der  Concessionär  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit  Zurechnvn^ 
von  sechs  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  ^^eite  des  Staates 
muss  aber  län*r;«tcns  innerhalb  eines  Jahres  nach  Ablauf  des  betreffeudea 
Betriebsjahres  erJioben  werden,  witlri;renfalls  derselbe  erloaclien  ist. 

3.  Der  Betrag',  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Foip-e  d<'r  übernora- 
menen  Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Fercent  jährlich  verzins« 
lieber  VorschuBs  zu  behandeln. 

Wenn  der  Keincrtra^r  derBahnstrcf  ke  die  garantirtc  Jahressumme  über- 
sehreitet, ist  die  Hallte  lies  diessfiilligen  Ueberschusses  sogleich  zur  Zurück- 
zahlung des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung- 
bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen.  Von  der  erübrigenden  anderen 
Hälfte  ist  ein  von  der  Staatsverwaltung  statuteumässig  zu  bestimmender 
Theil  in  den  l^eservefond  zu  hinterlegen. 

Die  Berichtigung  der  lälligen  Zinsen  hat  der  Refundirung  der  Vor- 
schüsse voranzugehen.  Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorseiiiissen 
oder  Zinsen,  welche  bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Coneession  oder  Ein- 
lösung der  JJahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden 
Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

*  Artikel  V. 

Für  die  im  Artikel  I  angeführte  Eisenbahn  wird  die  lielieiung  von 
der  Einkommeuäteuer  uud  der  Eutrichtuug  der  (Joupons-StämpelgebührcUy 
-sowie  von  jeder  Beoen  Steuer,  welche  etwadnreh  künftige  Gesetze  einge- 
ftthrt  wird,  während  der  Baoseit  nad  durch  nenn  Jahre,  vom  Tage  der 
Betriebserdifhung  der  sn  erbanenden  Bahn  an  gerechnet,  zugestanden. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ansgabe  der  Aotlen  und 
PrioritXtsobligationen,  mit  Einschlnss  der  Interimsseheine,  stXmpel-  mid 
gebührenfrei  stattfinde.  Dessgleichen  wird  die  Befreinng  von  der  bei  den 
OnrndeiDlÖsangen  auflaufenden  Uebertragungsgebflhr  zugestanden. 

Zur  Entrichtung  der  StlUnpel  und  Gebttbren  fttr  alle  VertrSge,  Eingaben 
und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  CapitalsbescbaAing,  sowie  des 
Baues  und  der  Instruimng  der  Bahn  wird  eine  Frist  bis  zur  ErOdhung  des 
Betriebes  der  einschlSgigen  Babnstreeke  bewilligt. 

Die  allfiUligea  Kosten  derNotirung  der  Effecten  auf  in-  und  auslSadischen 
Börsen,  sowie  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre  von  der  Unternehmung 
zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betriebsrechnung  als  Ausgabspost  ein- 
gestellt werden;  bezüglich  der  Ooupons-StKmpelgebühren  ist  diess  nioht  zn- 
lüssig. 
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Für  die  StaatBsnschflsse  ist  von  der  Unternehmang  keine  Einkommen* 
steaer  zu  entrichten. 

Artikel  VI. 

Der  Bau  der  im  Artiiccl  I  angefUlirten  Eisenbahn  muss  binnen  längsten» 
zwei  JahrcDf  vom  Tage  der  Concessionsertheiinng  an  gerechnet,  ausgeführt 
mid  die  fertige  Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpnncte  dem  öffentlichen  Verkehre 
fibergeben  werden. 

Für  die  ErfBUnng  dieser  Verpflichtung  hat  der  Coneetsionllr  der  Staats- 
verwaltung in  der  von  ihr  zn  bestimmenden  Art  und  Weise  entsprechend» 
Sieherbeit  zn  leisten. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  obigen  Verpflichtung  kann  die  Caution 
als  Terfallen  erklärt  werden. 

Die  aus  diesem  Anlasse  herrorgehenden  Acte  und  Urkunden  geniesscD 
die  Gebllhren.  und  BtimpelAreibeit. 

Artikel  VII. 

Die  Vcrgeljuiifr  der  I3anarl)oit('n  li:it  .ih^'e^oiidert  von  der  (icldljt  scli.itTiing 
auf  (MMind  des  von  der  Regierung  festzustellendeu  Bedingnissheftea  im  OtVert- 
wege  stattzufinden. 

Alle  BrUeken,  dann  alle  anderen  namhaften  Bauobjecte  und  ivunstbauteu 
sind  aus  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

Die  Geldheschaftun^'  hat  }_'leiclifalls  im  Offertw(  <;e  zu  geschehen  und 
wird  für  die  auszugehenden  EHeeteu  di  r  durchschnittliche  Minimal-lOnimis- 
ßionscours  von  sicbenuudaclitzi;,'  Gulden  österreichische  Währung  liir  je 
100  fl.  Silber  des  Nennwerthes  festgesetzt. 

Artikel  YUI. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  neunzij^  Jahre,  vom  Taire  der 
Erüflfnuug  des  Betriebes  auf  der  ganzen  im  Artikel  1  angeführten  Eisen  bahn, 
festgesetzt. 

Bei  Feststellung  der  soustif^en  Conoessionsbestimmungen  ist  auf  die 
Anordnungen  des  (iesetzes  vom  1.  Juni  1808  (R.  G.  Bl.  Nr.  56)  in  Betreff" 
der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  lürdie  rnternehmung  der  österreichischen 
Nordwesthaltu  thunlichst  Rücksicht  zu  nehmen;  was  jedoch  die  Personentarifo 
anlangt,  so  haben  die  concessionsmüssigeu  Tarife  der  Südbahn  Anwendung 
zu  fiuden. 

Artikel  XI. 

Der  Handelsminister  und  der  Finauzmiuister  sind  mit  dem  Vollzuge  dea 
gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

Wien,  am  30.  April  1873. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aicnperg  in.  p.         Banhans  in.  p.        Pretis  m.  p« 
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2i  InaBgrilhiAhBie  des  Baues  auf  Staatskosten. 

Mit  Allerhöchster  Ent-^chliessnnf^  vom  In.  ncct  uibcr  1873  II.  M.  Z. 
43455  ex  1873;  wurde  die  luangrilTiiahme  den  Baues  der  Ei8eul)ahn  von 
Divazza  nach  Pola  mit  einer  Abzweigung  nach  Roviguo  auf  Staatskosten 
genehmigt. 


3.  Vertrag^ 

-welcher  zwischen  dem  k.  k.  HandelsmiDisterium  und  dem  k.  k.  Finanzministcriam  in  Vt  rtrHung 
ih'T  k.  k.  Staatsverwaltuni^  einerseits  und  der  k.  k.  privilegirlen  .Südbahngesellschait  an<ltT- 
«eils  am  antcn  aogesetilen  Tage  und  Orte  in  Belrefl'  der  Betriebsführung  auf  der  babulinie 
DlYaiu-PoU  md  Canfkaaro-RoTigno  (Istritner  Sahn)  abgesehlMsen  worden  iit. 

§.  1. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  Uberträgt  an  die  k.  k.  privilegirte  SUdbahn- 
gesellschaft  und  diese  übernimmt  die  Führung  des  gesnmmten  Betriebsdienstes 
4iuf  der  durch  die  k.  k.  Staatsverwaltung  hergestellten  Istrianer  Babn,  das  ist 
auf  der  Hauptlinie  Divazza-Pola  und  der  Zweigbaho  Canfanaro-Rovigno  gegen 
■das  in  den  §§.  4  und  5  festgesetzte  Entgelt. 

§.  2. 

Die  k.  k.  priv.  Siidbahn;j:t'sellscliaft  ist  verpflichtet,  den  Personen-  und  • 
Sachenverkelir,  den  mmmerziellen  Dienst,  den  Bahnaufsichtsdienst,  die 
Instandhaltung  und  Reparatur  der  Falirbctriebsmittel,  d.inn  Uber  Verlang»Mi 
der  k.  k.  Regierung  auch  die  Erhaltung  der  Bahn  sowie  der  Baulit  hkeiten 
und  deren  Zugchör  zu  besorgen,  das  für  diese  verschiedenen  Dienstzweige 
erforderliche  Peraonale  aufzustellen^  alle  nöthigen  Reparaturs-  und  Ver- 
branehs-Haterialien  zu  liefern,  nnd  alle  anlSsslioh  der  Fttbmng  jenes 
Betriebes  erforderliehea  Ausgaben  tu  bestreiten. 

Unter  den  Letzteren  Bind  die  mit  dem  Betriebe  verbundenen  MieChzinse 
und  die  VersiehemugsgebObren  für  Transports-  nnd  Fenerschiden  inbegHlbn. 

Die  das  Betriebsobject  betreffenden ,  derzeit  bestehenden  nnd  in 
2nknnlt  eingeführten  Stenern,  Gemeindenmlageu,  wie  immer  gearteten 
Abgaben  und  Lasten;  ferner  anch  die  etwa  seinerzeit  an  entriobtende  Bin- 
kommenstener,  sowie  jede  Steuer,  welebe  etwa  dnreh  künftige  Gesetze 
«ingeitthrt  werden  sollte,  sind  jedoeh  unter  den  von  der  k.  k.  privilegirten 
dttdbahngeselksehaft  zu  beatreitenden  BetriebsansUigen  niebt  inbegriffen  nnd 
lediglich  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  zu  tragen. 

Die  k.  k.  privilegirte  Sfldbabngesellsebaft  ist  verpflichtet,  die  k.  k. 
^Staatsverwaltung  bezilglieh  der  von  dritten  Personen  etwa  erhobenen 
Ansprüche,  welche  sich  auf  die  von  ihr  übernommene  FObmng  des  Betriebes 
gründen,  klag-  und  schadlos  zu  halten  und  übernimmt  dieselbe  Insbesondere 
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die  Baftpflidit  für  etwaige  ans  demVerkehn-  iuidR«ngirdieDtte  eDtspringend» 
kttrpeiiiebe  Besohidigungen  von  Penooen,  lowie  Schiden  an  Betriebs- 
mitteln  lud  Glltehi,  wogegen  etwaige  AnsprUehe  oder  Anforderungen,  welche 
•ioh  auf  die  AnsflÜinuig  de«  Baues,  respective  die  Anlage  der  Bahn  gründen, 
Ton  der  k.  k.  StaatBYerwaltiing  anf  eigene  Gefidir  und  Kosten  anasntragen  sind. 

Die  iL.  k.  privilegirtc  8ttdbahngetellBehafi  besorgt  alle  Einnahmen, 
welehe  der  Betrieb  der  obigen  Linien  abwirft,  oinsohllesBlieh  der  Neben- 
eianahmen  (als  Paeht-  nnd  Miethsinse,  welche  von  fremden  Partheien,  d.  i. 
Ton  Kichtbediensteten  eingehoben  werden)  nnd  stellt  dieselben  gemXss  §.  5 
in  Beehnnng. 

Der  Dienst  der  versehiedenen  Betriebsabtheilnngen  wird  anf  eine 
den  allgemeinen  BetriebsTorsehrifken,  sowie  den  Reglements  der  SQdbahn 
entsprechende  Weise  geführt  werden,  nnd  sind  die  anf  den  Lfaiien  DiTassa- 
Pola  nnd  Canfanaro-Bovigno  befindliehen  Beamten,  Diener  nnd  Arbeiter 
anssehliesslieh  der  Antoritit  der  k.  k.  privllegirten  Sttdbahngesellsohaft 
nnterworfen. 

Die  Oenehmigang  der  Tarife  nnd  Fahrpl&ae,  sowie  der  Zngsbelastnngs- 

nonnen,  ist  der  k.  k.  Begiemng  ganz  besonders  vorbehalten. 

Tarifennässigangen  und  sonstige  TransportbegUnstigangen,  weldie  sieh 
im  Interesse  des  Verkehrs  als  erforderlich  herausstellen  sollten,  werden  von 
der  k.  k.  priyilegirten  SüdbahngeaeUschaft  nur  mit  Ermächtigung  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  gewährt. 

BezUgUoh  der  Leistungen  fUr  die  k.  k.  Post-  and  Telegrnphonverwaltnng, 
sowie  in  Besag  auf  die  Bcfürdenin^  von  Militärtransporten  haben  die  für  die 
Linien  derk.k.  privilegirten  Südbalmgesellschaft  concessionsmässiggeltcndcn 
Bestimmnngen  anch  aof  den  Betrieb  der  Istrianer  Bahn  Anwendung  an  finden. 

§.  3. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltunj;  verpflichtet  sich,  dit-  Biiiinlinie  Divazza  Pola 
und  Caufanaro-Unvigno  der  k.  k.  privilegirten  Slldhalinf^eselUchaft  in  einem 
vollkommen  soliden,  betriebsfähigen  und  derart  ausgerüsteten  Zustande  zu 
übergeben,  dass  nur  noch  die  Heistrllung  der  Verbrauchs-Materialien,  dann 
die  Aufstellung  des  Personales  erforderlieh  ist,  um  den  öffentlichen  Betrieb 
dieser  Linie  wirklieh  beginnen  zu  können. 

Die  zur  technisch-polizeilichen  Prüfung  erforderlichen  Probe-  und 
CommissionszUge,  sowie  die  zur  Vertheilung  der  Inventar-  und  Verbrauchs- 
gegenständc  bestimmten  Materialzüge  werden  von  der  k.  k.  privilegirten 
Südbahngesellschaft  gegen  die  im  §.  4  festgesetzte  separate  Vergütung  von 
65  kr.,  Sagel  lüufuudsechzig  Kreuzer  in  österreichischer  Währung  per  Zugs- 
Kilometer  beigestellt  und  in  Verkehr  gesetzt. 

Bei  ücbergabe  der  Bahn,  und  beziehungsweise  der  einzelnen  Baulich- 
keiten sammt  deren  beweglichem  und  unbeweglichen  Zugehör,  der  Fahr« 
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betriebsmittel  nod  der  GegenatXnde  der  Betriebs-AvBrfistnog,  sowie  der 
etwaigen  Material. VorrXtbe  an  die  k.  k.  priTilegirte  SidbabogeBellsehalt,  ist 
Ton  dieser  gemeinsebaftlicb  mit  der  k.  k.  Staatsverwaltiug  ein  Protokoll  und 
Inventar  in  Doplo  anfranehmen,  wovon  jeder  der  beiden  Hielle  ein  Exemplar 
behXlt. 

Auch  wird  die  k.  k.  Staatsverwaltung  die  Plilne  der  Bahn  und  der 
einzelnen  Banlicbkeiten,  an  die  k.  k.  privilegirte  Sttdbabngesellsebafl  fllr 
die  Dauer  ihrer  BetriebsAthrong  übergeben. 

§.  4. 

Als  Entgelt  fllr  die  dnreh  die  BetriebsfÜhrnng  resultirenden  Ausgaben 
und  LeiBtangen,  erhült  die  k.  k.  privilegirte  SUdbahngesellscbaft  vom  Tage 
der  BetriebserÖlTnnng  an  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  eine  jährliohe 
Panschali^ummc  von  Zwcihundertfllnfundsiebenzigtausend  (275.000)  Gulden 

österreichische  Währung  in  Noten. 

Die  Ermittlung  dieser  PauschalKiirome  beruht  auf  der  einverständlich 
angenommenen  Grundlage,  dass  in  jeder  Richtung  täglich  nur  1  Zug  vorkohrt^ 
und  dass  die  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  fllr  die  Linie  Divazza-Polay 
Canfanaro-Rovigno  beigestellten  Fahrbetriobsinittel  während  der  Dauer  des 
vorliegenden  Vertrages  so  betrachtet  und  l)elKindelt  werden,  als  ob  dieselben 
Eigenthum  der  k.  k.  privilegirten  Südbahngesellschaft  wären. 

Die  obigen  Fahrbetriebsmittel  sind  jedoch  vorzugsweise  auf  der  Istrianer 
Bahn,  sowie  für  VerkelirKzwecke  derselben  zu  verwenden. 

Für  jeden  wr  itereu  Zug,  der  auf  der  genannten  Linie  zu  verkehren  hat, 
wird  die  k.  k.  i)rivile;:irte  SUdbahnp;esellschaft  die  scjjarate  Vertriittinp-  von 
fünfundsechzig  (65;  Kreuzer  österreichische  Währung  per  Zugs- Kilometer 
erhalten. 

Für  die  BahnerlKiltungsauslagen,  bezU;;lieli  deren  Bestreitung  in  der 
obigen  Pausehah  eigiitun;,'  bloss  der  Balinwüchter-  imd  Bahnaufsiehtsdienst 
einsehlicsslich  der  Knsten  für  Centralkituiig  und  allfrenieine  Auslagen 
inbegrifl'en  ist,  wird  die  Siidhahngesellsclial't  die  nionatliejic  Selbstkosten- 
reebuun;r  autstellen  und  der  k.  k.  Staatsverwaltung  allmonatlich  zur  Ueber* 
prUiung  vorlegen. 

Dia  Antheilnahme  der  k.  k.  StaatsTerwaltwif  an  den  KmIsd,  w«lehe  aaliialleb 

der  Besorgung  de«  Bahnerhaltungsdienstcs  der  Istrianer  Staatebalm  für  Qcschäftsteiturtg 
unti  Aufsicht  auf  der  Linie  im  Centrale  «Irr  k.  k.  privilegirten  Südbahngcsellscliaft 
erwachsen,  wurde  durch  den  HandeUminiätcrial-Eriass  vom  21.  November  1876, 
Z.  84791  in  der  Weise  geregelt,  du»  die  Einbeslehnng  der  Hfllfte  der  persSnlioliea 
BesOge  der  fUr  die  Bei org:nag  des  Behnaiifsiehtedienstes  auf  der  btrlaaer  Staatsbdhn 
aufgestellten  Bahnaufseher  und  Sections-Ingenieuro  und  des  letzteren  beigegebenen 
Personales  in  die  gemäss  obiger  Bestiinmunfr  7u  vergütenden  fnetischcn  Itahncrhaltung.'»- 
Auslagen  unter  der  Beschränkung  gestattet  w  urde,  dass  die  hienach  die  Istrianer  Staats* 
balin  belastende  Quote  der  TorerwShnken  Ausgabsposten  in  keinem  Falle  die  Maxtmal- 
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sumnie  von  ToUO  i1.  im  Jahre  ühergchreiten  darf.  Die  Central-  sowie  Inspeotion«- 
leitung&kosten  lür  liahnerhaltung  fallen  in  die  vereinbarte  I'auscbalentschädigong  von 
S76i.OOO  11.  Unter  dem  iknedraeke  »pcrsSnlielie  Bezüge"  werden  Yertteoden:  Oelielto» 
Loeal-,  Pereon«l>und  Funetiona-Zulagen,  Entichidi^ngen,Relsekoiten,  Oimtifieationen* 

Unterstützungen  und  Substitutionskosten.  Die  k.  k.  privilegirte  Sü'llialinpcsellsfhaft 
hat  ohigfl  AntheibLen  chTiuiisr  mit  der  Eingabe  Tom  28.  Deeenber  1876,  Kr.  1272«,  E 
[ü.  M.  Z.  39961  ex  1076)  anerkannt. 

§.  ö. 

Mit  Schlnss  eines  jeden  Monates  stellt  die  k.  k.  privilegirte  Südbalin- 
geseUscbaft  die  definitive  Rechnung  der  £iiiDahinen  und  Ausgaben  incluBire 

der  ihr  gebührenden  EiitsoliUdigung  auf. 

Der  Bich  ergebende  Saldo  ist,  je  nachdem  er  passir  oder  activ  i8t,  zn 
Gunsten  der  k.  k.  privilegirten  Siidbahngesellschaft,  respective  des  k.  k. 
Staataärars  vom  1.  des  darauf  foljjenden  Mon.its  zu  6  Percent  verzinslich. 
Spätestens  2>/2  Monate  nach  Ablauf  jeden  Quartales  sind  die  auf  dasselbe 
bezüglichen  dreimonatlichen  Abrecbuungeu  der  k.  k«  Staataverwaltung  vor- 
xnlegen  und  sofort  zu  begleichen. 

Um  die  sie  eventuell  treffende  Zinsenla^t  zu  vermindern,  steht  es  der 
schuldenden  Partei  frei,  auch  Absehl;i^'>z}ihlung:en  zu  leisten. 

I>ie  k.  k.  Staatsverwaltung^  ist  iM  recbtijjret,  von  der  Verrechnung  der 
Kinnalinjen,  sowie  ancli  der  nicht  in  der  Pauschnlsuinme  enthaltenen,  sondern 
speciell  verrechneten  Ausgaln  ii.  insbesondere  der  Bahnerhaltungskosten  im 
Detail  KenntnisK  zu  nehmen  und  dieselbe  in  der  ihr  geeignet  erseheinendcn 
Weise  zn  oontr(diren ;  es  wird  jedoch  ausdrüeklich  vereinbart,  dass  die 
Detailprülung  jeder  vorgelegten  Kechnuug  von  Seite  der  k.  k.  Staats- 
verAvaltung  innerhalb  der  nächstlVdgenden  3  Monate  beendet  sein  muss,  und 
dass  nur  Bemänglungen,  welche  innerhalb  dieser  Frist  gestellt  werden,  von 
Seite  der  k.  k.  privilegirten  Öüdbahngcsellschaft  zu  berücksichtigen  sind. 

??.  6. 

Bei  Unfällen,  welche  den  Bahnki^rper,  Baulichkeiten,  Gegenstände  der 
Betriebsausrtistung  u.  8.  w.  ganz  oder  theilweise  lerstören,  und  ohne  Ver- 
schulden der  Südbahngesellschaft  oder  des  Personals  der  letzteren  herbei- 
peführt  werden,  sind  die  durch  solche  Ereignisse  verursachten  Besehädigungi  ii 
durch  die  k.  k.  privilegirte  SUdbahngcsellschaft  auf  Staatskosten  mit 
möglichster  Beseldeunigung  wieder  herzustellen;  dieselbe  ist  aber  verpflichtet, 
80  ferne  nicht  Gefahr  am  Verzuge  obwaltet,  vorher  die  kompetenten  Organe 
der  k.  k.  Regierung  zur  Constatirung  der  Beschädigungen  beizuziehen. 

Die  Kosten  solcher  iicrstelluugen  sind  wie  die  Bahnerbaltungskosten 
(§.  4)  zu  bebandeln. 

Nenherstellungen  und  Neuansobaffungen,  als:  Verlängerung  oder  Ver- 
mehnmg  der  Geleise,  Vergrösserong  der  Stationen,  ReconstmctioneD  von 
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Unter'  oder  Hoehbanften  sammt  Zugehör,  Vermehmog  der  Fahrbetriebunittelt 
defnitive  Gk>DBtnioti4MMa  an  Stelle  von  etwaigen  proTisorlBchen,  ete.,  welehe 
dnroii  die  BedOrfniase  des  Dieoftes  oder  in  Folge  Anfeohwnngs  des  Yerkebrs 
eiforderUeb  werden  sollten^  werden  naeh  eingeholter  Zustimmung  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  von  der  k.  k.  privUegiiten  Sttdbahngeaellseliall  aof  Kosten 
des  k.  k.  StaatsXrars  ausgellihrt,  sofeme  sieh  die  k.  k.  Staatsrerwaltang  nieht 
etwa  bewogen  findet,  damit  ausnahmsweise  die  k.  k.  Direotion  fttr  Staats- 
eisenbahnbauten SU  betrauen. 

Die  k.  k.  priTÜegirte  Sfldbahngesellschaft  Teipflichtet  sieh  insbesondere 
ttber  Verlangen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  naeh  Jfassgabe  des  von  der- 
selben SU  genehmigenden  Projeetes  die  Yerbindungseurje  in  Divassa  in  der 
Richtung  gegen  Triestjederseit  auf  Kosten  des  k.  k.  Staatstrars  hersustellen. 

Ebenso  wird  eine  etwa  nothwendig  werdende  Vermehrung  der  Inventar- 
Gegenstiade  in  den  Stationen  naeh  erfolgter  Zustinmiung  seitens  der  k.  k. 
Staateverwaltung  von  der  k.  k.  privilogirten  Sfldbahngesellsohait  gegen 
haare  Vergütung  der  diessfUligen  Auslagen  bewerkstelligt 

§.  8. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  bleibt  bis  zum  dritten,  auf  die  Betriebs- 
eröffnung der  Linie  Divazza-Pola  und  Canfanaro-Rovigno  folgenden  Neujahre 
in  Giltigkeit.  Inftoferue  derselbe  nicht  ein  Jalir  vorher  längstens  bis 
31.  December  von  einem  der  beiden  Theile  gekUndiget  ist,  bleibt  er  dann 
für  je  ein  weiteres  Kalenderjahr  in  (iilti;;keit. 

Bei  Ablauf  des  Vertrages  hat  die  k.  k.  privilegirte  SUdbahngesellschaft 
die  Bahn  sowohl,  als  die  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  beigestellten  Fahr- 
betriebsmittel und  Inventargegenstände  in  vollständig  gutem  Erhaltungs- 
zustände zurück  zu  geben,  sowie  auch  die  ihr  anvertrauten  Vorräthe  in 
natura  oder  nach  dem  inventannässigen  Gcldeswerthe  zu  ersetzen. 

Die  au  den  vorerwähnten  Objecten  durch  die  natürliche  Abnützung  in 
Folge  regelmässiger  Benützung  und  normalen  Betriebes  entstandeneu  Mängel, 
werden  von  Seite  der  k.  k.  Staatsverwaltung  bei  der  Hückubergabe  nicht 
beanständet  werden. 

Die  SUdbahngesellschaft  ertbeilt  die  Zusichening  bei  Besetzung  der 
auf  der  Istrianer  Bahn  sieh  ergebenden  Dienststellen,  insbesondere  der 
Bahnaufsicht,  das  Personal  des  k.  k.  Ban-Inspeetorats  der  Istrianer  Bahn 
naeh  ThnnliehkeÜ  tu  berftoksichtigen. 

Dagegen  wird  das  decretmässig  angestellte  Dienslpersonaley  welches 
sich  bei  Ablauf  des  Vertrages  auf  der  Unie  Divaisa-Pola  und  Canfanaro- 
Rovigno  befindet,  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  ndt  den  erworbenen  Rechten 
Itbemommen,  insofeme  dasselbe  diensttauglich  ist,  und  die  pensionsberech« 
tigten  Bediensteten  nicht  eine  mehr  als  15jährige  anrechenbare  Dienstzeit 
surttckgelegt  haben.  Die  von  diesem  Personale  geleisteten  Pensionsfonda- 
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beiträfTo  sind  der  k.  k.  liegieruDg  von  der  k,  k.  privilegirten  Südbahn- 
gesellschaft  auszufolgen. 

§.9. 

Während  der  Dauer  des  fregenwärtifjen  Vertrages,  das  ist  insolan;,'o  die 
k.  k.  privilegirte  PUdbalingeaellschaft  den  Betrieb  der  Istrianer  Hahn  führt, 
wird  der  k.  k.  privilegirten  Slldbalinf^esellschaft  für  die  Mitbenutzung  ihres 
Bahnhofes  Divazza  seitens  der  I8trianer-Bahn  keinerlei  besondere  Vergütung 
weder  für  Betriebgauslagen  noch  Bahnhofsmiethe  entrichtet. 

Die  Erhaltun^skosten  der  in  der  Station  Divazza  gelegenen  Geleise 
und  Anlagen,  welelie  ausschliesslich  v<tn  der  Istrianer  Bahn  benlitzt  werden, 
sind  jedoch  von  letzterer  zu  tragen.  Und  sollte  die  SUdbahn  wegen  Deckung 
ihres  eigenen  Wasserbedarfes  in  die  Lage  kommen,  zeitweise  gnlchcs  in 
Divazza  an  die  Istrianer  Züge  nicht  abgeben  zu  können,  und  sollte  der  Bedarf 
der  letzteren  auch  aus  den  VorrUtheu  der  Istrianer  Bahn  nicht  beigeführt 
werden  können,  so  wäre  die  SUdbahn  Tür  die  auf  ihrer  Linie  zu  verric  htenden 
Wassertransporte  zu  dem  Einheitspreise  der  Erfordemisszüge  auf  der 
Istrianer  Bahn  (§.  4)  zu  entschädigen. 

Für  den  Fall,  dags  der  Betrieb  der  Istrianer  Bahn  in  Folge  Kündigung 
des  gegenwärtigen  Vertrages  an  eine  andere  Eisenbahnrerwaltung  übergehen 
sollte,  werden  jedoch  die  Bedingungen  für  die  Mitbenütznng  des  Bahnhofes 
DiTAXza  derSndhabn  durch  ein  eheatent  abznschlieBBendes  beaonderes  Ueber- 
einkoiDiDeii  iwimibeii  der  k.  k.  BtaatSTerwtltoDg  und  dtr  k.  k.  privilegirten 
BfIdlMibiigeaellsehaft  feitgeatellt  werden. 

§.  10. 

Alle  aus  diesem  Vertrage  entspringenden  Streitigkeiten  werden  bei  dem 
k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien  im  summarischen  Verfahren  durchzuführen  sein« 

§.  H. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  hat  die  für  diesen  Vertrag  entfallenden 
gesetzlichen  StempelgebUhren  allein  zu  tragen. 

Der  Vertrag  wird  in  zwei  Exemplaren  ausgefertigt,  von  welchen  das 
gestempelte  dem  k.  k.  Handelsministerium,  das  ungestempelte  der  k.  k, 
privilegirten  Südbahnge>^ellschaft  ausgefolgt  wird. 

Wien,  16.  August  1876. 

Für  die  k.  k.  Staatsverwaltung:       Pfir  die  k.  k.  privilegirte  SUdbahn- 

W.  Nördliai;  m.  p.,  geseüschaft: 
Sectionsciief  im  UandeUministerium.  IspfeB  m.  p. 

Job.  lujcr  m.  p.,  Versbetn  m.  p. 

k.  k.  Sectionsrath. 

(H.  M.  Z.  85664  ex  1876). 

Genehmigt : 

Der  k.  k.  Finanzminiater:  Der  k.  k.  Haudelsminister: 

f rctis  m.  p.  Chlumcckj  m.  p. 
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4.  BetrIebs-EröAiiiiig« 

Die  Eröffiiimp:  des  Botrichofi  auf  der  Istrianer  Staatsbaliu  ^Divazza« 
Pola  und  Canfanaro-Kovigno;  erfolgte  am  20.  September  1876. 


<^  Dalmatiner  Staatsbahn. 

1.  Gesetz  Tom  30.  April  1873,  B.  6.  Bl.  Nr.  80  ana  C.  Bl.  Nr.  63, 

betreffend  die  HenteUvig  eiser  Eiaenbahn  m  SpaUto  aber  Knii  an  die  dalmatiniteh-kroatisehe 

Landesgrinxe  nebal  Abiweignngen. 

Mit  ZnetimmiiDg  beider  Häuser  des  Reiebsmtbes  finde  loh  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  L 

Die  Begiemng  wird  ermächtigt,  die  Ausftthmng  einer  Locomotir* 
Eisenbahn  von  Spalato  ilber  PerIcoTie  nnd  Demis  nach  Knln,  sowie  von  dort 
über  OeestoTO  an  die  dalmatinisob-kroatiaehe  Landesgiibise  zwischen  Pasic 
nnd  Pribndic  nebst  Zweigbahnen  Ton  Perkovie  naeh  Sebenioo  und  von 
OrestOTO  ftber  Benkoyac  nach  Zara  doreh  Coneessionsertheiinng  unter  den 
Bedingungen  dieses  Gesetzes  sicherzustellen.  Mit  der  Coneessionsertheiinng 
ist  erst  dann  vorzugehen,  wenn  dieVerbindung  der  Hauptbahn  mit  dem  kroatiseh' 
ungarischen  Eisenbahnnetze  durch  ein  Uebereinkommen  mit  der  ungarisohen 
Regierung  siehergestellt  ist. 

Ygl.  unten  das  Oeaets  vom  16.  Hai  1874  tub  i,  dann  S. 

Artikeln. 

Bei  der  Kitlieiluuj;  einer  Concession  kanu  für  diese  Eisenbabii  vom 
Staate  die  Garantie  eines  jährliehen  Keinerträgniases,  mit  Inbegriff  der 
Tilgungsquote,  in  der  Maximalaumme  von  Siebcnundvierzipr  Tausend  Drei- 
hundert Gulden  (47.300  Gulden}  österreichische  Währung  in  Silber  durch- 
Bcbnittlich  per  Meile  für  die  Dauer  der  Concession  zugesichert  werden^  so 
zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Reinerträgniss  den  garantirten  Betrag  nicht 
erreichen  sollte,  das  Fehlende  jedoch  nur  bis  zur  obigen  Maztmalsumme  von 
der  Staatsverwaltung  zu  ergänzen  sein  wird. 

Die  auf  Grund  der  nachzuweisenden  wirkliehen  Bauanslagen,  inclusive 
der  Geldbesehaffungskosten  nnd  der  Interealarzinsen,  festzusetzende  Garantie 
des  Reinerträgnisses  sammtTilgungsquote  von  dem  aufgewendeten  Bauoapitale 
hat  mit  dem  Tage  der  Eröffliung  der  ganzen  garantirten  Eisenbahn,  bezüglich 
frtther  erOfiheter  Theilstrecken  jedoch  mit  dem  Tage  ihrer  Betriebsetzung  im 
YerhUtnisse  der  Meilenzahl  insofeme  in  Wirksamkeit  zu  treten,  als  durch 
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ilie  Eröffnung:  diostr  Strecken  eine  ununteibnuliene  SchienenverbinduDg 
zwiscLeii  äpalato,  Kuiu,  Sebenico  und  Zara  hergestellt  wird. 

Artikel  III. 

In  Auaflibriinf;^  des  Artikels  II  sin  1  folprendc  Bestiinmun^rcn  zu  trefien : 

1.  Von  dem  garantirton  jährlichen  Reinerträ^Miis.se  ist  derjenige  Betrag 
zur  Capitalstilgun^r  zu  verwcndiMi,  welcher  durch  die  Staatsverwaltung 
nacli  ein«  m  von  ihr  zu  g<'nelinii;j:t'ndt'n  Amortisationsplane,  demzufolge  das 
€niittirte  Capital  wältrcnd  der  Dauer  der  Coucessiou  zu  tilgen  ist,  bestimmt 
werden  wird. 

2.  Der  von  der  Staatsverwaltung  ans  Anlas!^  der  übernommenen  Garantie  • 
allenfalls  zu  zaidciidr  Znschuss  ist  über  vorausgegangene  Prüfung  der  vor- 
zulegenden documentirtt  n  Jahresrechuung  drei  Monate  nach  deren  Ueber- 
reichung  flüssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Acti<'n-  und  Obligationen-Coupons  nach  Massgabe  des  auf  Grund  des  Ertrags- 
i'riiliniinnrs  richtig  gestellten  Erfordernisses.  Thcil/alilungen  unter  Vorbehalt 
der  auf  Grundlage  der  Jahresrechuung  zu  pllo;.Mnden  Abrechnung  leislon, 
wenn  der  Concessionär  sechs  Wochen  vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche 
Ansuchen  gestellt  hat. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststt  llinii:  der  .lahresrcchnung,  welche  späte- 
stens binnen  dn-i  M«»natcn  nach  Ablauf  des  Betrieltsjahres  vorzulegen  sein 
wird,  sich  luM-ausstellen  sollt»',  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch  bemessen  worden 
sind,  so  bat  der  Concessionär  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit  Zurechnung  von 
sechs  Percent  Zinsen  sofort  zu  reluudiren.  Der  Anspruch  auf  Leistung  eines 
Zuschus^;es  von  Seite  des  Staates  nuiss  aber  längstens  innerhalb  eines  Jahres 
nach  Ablauf  des  betreffenden  Betriebsjahres  erhoben  werdeu,  widrigenfalls 
derselbe  erloschen  ist. 

3.  DerBetrajr,  welchen  die  Staatsverwaltung  in  Folge  der  übernommenen 
4iaranti»'  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich  verzinslicher 
Vorschus3  zu  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  der  Bahnstrecke  die  paranlirte  .lahrcssummc 
iibersi  breitet,  ist  die  Hälfte  des  diessfälligen  Ueberschus^es  sogleich  zur 
Zurückzahlung  des  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Sta.itsver- 
waltung  bis  zur  gänzlicheuTilgung  abzuführen.  Von  der  erübrigenden  anderen 
Hälfte  ist  ein  von  der  Staatsverwaltung  siatutenmässig  zu  bestimmender 
Theil  in  den  Keservefond  zu  hinterlegen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Kefundirung  der  Vor- 
schüsse voranzugehen.  Forderungen  des  Staates  an  solchen  V(»rschiissen  oder 
Zinsen,  welche  bis  zui  Zeit  des  Erl  isehens  der  Concession  oder  der  Ein- 
lösung der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erUbrigeudeu 
VeriDÖgeu  der  Unteruehmuug  zu  berichtigen. 


40  L  StMtibAfatttn. 

Artikel  IV. 

Fttr  die  üa  Artikel  I  mageftthrte  EUenbahn  wird  die  Befreiung  von  der 
Einkommeostener  md  der  Entviebtoiig  der  ConpoDS*8timpelgebtthren,  sowie 
▼on  jeder  Mnen  Steter^  wdehe  etwa  dnroli  künftige  Oesetze  eingeftlhrt  wird, 
wihrend  der  Baaseit  vad  dnreh  nenn  Jahre  Tom  Tage  der  Betriebserüffnnn^ 
der  ta  erbauenden  Bahn  an  gereehnet,  logeataiiden. 

Es  wird  femer  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Aetien  und 
Prioiitits-Obligationen  mit  Einschlnss  der  Interimseheine  stXmpel-  nnd 
gebfihrenfirei  stattfinde.  Dessgleioben  wird  die  Befrdnng  von  der  bd  den 
Omndeinidsaiigen  auflaufenden  Uebertragnngsgebtthr  ingestanden.  Zur 
Entiiehtnng  der  Stlbnpel  und  Gebühren  für  alle  Vertriige^  Eingaben  und 
sonstigen  Urkunden  aum  Zw;eoke  der  Oapitalsbescbairung,  sowie  des  Baue» 
und  der  Instruirung  der  Bahnstreeken  wird  eine  Frist  bis  aar  ErSflhung  des 
Betriebes  der  einseblMgigen  Bahnstreeken  bewilligt. 

Die  alUUligea  Kosten  der  Notirung  der  Effeoten  auf  in-  und  ans> 
llndisehea  Börsen,  sowie  naeh  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre  von  der  Unter- 
nehmung SU  leistenden  Stenern  dürfen  in  dieBetriebsreebnnng  als  Ausgabspost 
eingestellt  werden;  besüglieh  der  Coupons-StSropelgebühren  ist  diese  nioht 
auUssig. 

Für  die  Staätssusehüsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Einkommen- 
steuer zu  enftriehten. 

Artikel  V. 

Der  Bau  der  im  Artikel  I  angeführten  Eisenbahn  mit  Anssohluss  der 
Strecke  von  OeestOTO  an  die  Landesprränze,  bezüglioh  welcher  bei  Festsetzung 
der  Bauirist  auf  die  gleichzeitige  AnsfUhmng  eines  Anschlusses  in  nürdlieher 
Bichtung  Bedacht  zu  nehmen  ist,  muss  binnen  IMngstens  drei  Jahren  Tom 
Tage  ^er  Ooncessionsertheilang  an  gerechnet  ausgeflihrt  und  die  fertige 
Bahn  bis  zu  diesem  Zeitpunkte  dem  ÖlTentlichen  Verkehre  Ubergeben  werden» 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  hat  der  ConcessionSr  der  Staats- 
verwaltoug  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise  entsprechende 
Sicherheit  zu  leisten. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  obigen  Verpflichtung  kann  die  Oautioii 
als  verfallen  erklärt  werden. 

Die  ans  diesem  AnlaMe  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden  geniessea 
die  Gebühren-  und  StSmpelfreiheit. 

Artikel  VI. 

Die  Vergebung  der  Bauarbeiten  hat  abgesondert  von  der  GeldbeBcha(fung> 
auf  Grund  des  von  der  Regierung  festzustellenden  Bedingnissheftes  im 
Offertwege  stattzufinden. 
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Die  (leldbeschaffung  hat  frlpichfalla  im  Offertwe^-o  zu  geschehen,  und 
wird  für  die  auszugebenden  Effecten  der  durchschnittliche  Miuimal-Emissions- 
eours  von  ftinfundacht/ifr  Gulden  Österreichische  Währung  für  je  100  fl. 
Silber  dea  Nennwerthea  festgenetzt. 

Alle  Brücken,  dann  alle  anderen  namhaften  Bauobjecte  und  Kunstbauteik 
sind  aus  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

Artikel  VII. 

Die  Dauer  der  Concesaion  wird  auf  neunzig  Jahre  vom  Tage  der 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  im  Artikel  I  angeführten  Eisenbahn 
festgesetzt. 

Bei  Feststellung  der  sonstigen  Concessionsbestimmungen  ist  auf  die 
Anordnung  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868  (R.  G.  BI.  Nr.  56),  in  Betreff  der 
Bedingungen  und  Zugeständnisse  iUr  die  Unternehmung  des  unter  dem  Namen 
„Oeaterreiehische  Nordwestbahn ^  zu  erbauenden  Loconiotiv-Elsenbahnnetze» 
thunlichst  Rücksicht  zu  nehmen,  iUr  die  Personentarife  jedoch  haben  di& 
concessionsmässigen  Bestimmungen  der  Südbahn  zu  gelten. 

Artikel  Vin. 

Bei  der  Ertheilung  einer  Concossion  können  die  Concessionäre  ausser 
den  im  Artikel  I  aufgeführten  Zweigbahnen  auch  noch  zum  Bau  einer  Zweig- 
bahn von  St.  Nicolo  nach  Trau  verhalten  werden. 

In  diesem  Falle  ist  die  Zweigbahn  bezüglich  aller  concessionsmässigen 
Bedingungen  als  ein  integrirender  Bestandtheil  des  im  Artikel  I  aufgeführte» 
Eisenbahnnetzes  zu  betrachten  und  zu  behandeln,  die  Festsetzung  der 
Maximalsumme  des  Reinerträgnisses  per  Meile  für  diese  Zweigbahn  und  die 
Zeit  der  Ausführung  bleibt  jedoch  der  Bestimmung  im  verfassungsmässigen 
Wege  vorbehalten. 

Artikel  IX. 

Der  Hftndeltmiiiieter  und  der  FinaDsminiiter  sind  mit  dem  Vollsnge  de» 
gegenwirligen  Geseties  beftoftmgt. 

Wien,  am  30.  April  1873. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Aiertperg  m.  p.  lanhais  m.  p.  Prelis  m.  p. 
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2.  OeMti  Ton  16.  Hai  1874,  B.  6.  Bl.  Nr.  6$  mid  C.  Bl.  Nr.  6S, 

bcireflend  die  Herstellung  einer  Locomi>tiv-Eist  nb.ihn  von  SpAlalo  nach  Siverich  mit  einer 

Abzweigung  nach  Scbcnico. 

Mit  Zustimmung  beider  üäuser  des  Reiclisrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt : 

Artikel  L 

Die  Regierung  wird  ermüclitigt,  eine  Locomotiv-EiBeDbahn  too  Spalato 
über  DersiB  nach  Sivericb  mit  einer  Zweigbahn  nach  Sebenico  auf  Staats- 
kosten henusteUen. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Begiemng  behnfs  der  Verfassnag  des 
Detailprojeotes  nnd  der  Inangriffnahme  der  im  Zuge  obiger  Eisenbahnlinien 
auflznfttlirenden  Bauarbeiten  für  daa  Jahr  1874  ein  Credit  von  einer  Million 
Gnlden  dsterreichische  Wihrnng  bewilligt,  welcher  aus  dem  in  GemHssheit 
des  Gesetzes  vom  13.  December  1873  (R.  G.  Bl.  Nr.  162)  aufzubringenden 
Anlehen  zu  decken  ist. 

Vgl,  dM  Qesets  toid  13.  Deeember  1678  «bea  aater  I.  SteatabahneUf  A.  Im 

Allgemeinen  t. 

Artikeln. 

Der  Handelsminister  nnd  der  Finanzminister  werden  mit  dem  Vollzüge 
des  gegenwärtigen  Gesetzes  beauftragt. 

Budapest,  am  IG.  Mai  1874. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Aaersperg  m.  p.  BanhaM  m.  p.  Frells  m.  p. 


8.  Inangriflftaahnie  des  Baues  auf  Staatskosten. 

Mit  (1er  Allerliöchsten  Entschliessunfr  vom  16.  Mai  1874  (H.  M.  Z. 
16033  ex  1874),  mit  welclier  das  vorstcheudr  Gesetz,  betreffend  die  11er- 
stelluiitr  tMiior  Locnmotiv-Eisenhahn  von  Spalato  nach  Siverit-h  mit  einer 
Abzwcif^uiif;  naeli  Scbcniro  die  Allerhöchste  Genelimi^Min;?  «'rliielt.  wurde  der 
Handolsminisler  frloichzeiti.ir  ermacliti^rt .  we^^en  s<dorii;^or  Inaii-rrifTnahme 
der  bezüglichen  Bauarbeiten  die  ertorderiicbeu  Eialeitungen  zu  treÜ'eu. 


4.  Anwendung  zul&»«Hi&:er  Krieiclitoninsrou  beim  Baue  und  der 

Jäinriehtung  der  Balin. 

Nack  Artikel  III  des  Gesetzes  vom  14.  April  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  80 
(Tgl.  oben  unter  A.  Im  Allgemeinen,  4},  betreffend  die  ErSifhung  von  SpeoiaU 
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crediten  für  das  Jahr  1877  zu  Zwecken  des  Staatscisenbahiibaues,  waren 
beim  Ausbau  der  Balm  von  Siverich  nach  Spalato  mit  der  Abzweifrunjx  nacb 
Sebenico  alle  mit  Bczu^'  auf  die  in  Aufsicht  zu  nehmende  ermässi^te  Fahr- 
geschwindigkeit zuliissi;:en  Erleichterungen  zur  Anwendung  zu  bringen,  und 
war  auch  in  Bezug  auf  den  Betrieb  von  allen  in  der  Eisenbahn-Betriebs- 
ordnung vom  16.  November  1851  und  den  einschlägigen  Kaehtragsbestim- 
mungen  vorgeschrieheuen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umtranir  zu 
nehmen,  als  dies  ans  dem  gleichen  Gruude  nach  dem  Ermessen  des  UaudeU' 
ministeriums  zulässig  erscheint. 


6.  Uebernahme  des  Betriebes  in  Staatsregie. 

Mit  Allerhöchster  Entschliessnng  vom  21.  Juni  1877  i^Nr.  788-11.  M.) 
wurde  die  Uebernahme  des  Betriebes  der  Dalmatiner  Staatsbahn  in  Staats- 
regie und  die  Errichtung  einer  provisorischen  Bctriebsdirectiou  in  Spalato 
genehmigt. 


6.  Betriebs-Erött'uuug. 

Die  Eröfftaung  des  Betriebes  auf  den  Linien  der  Dalmatiner  Staatsbahn 
▼on  Spalato  fiber  Perkovieh  nach  Siverloli  und  Ton  Sebenioo  nach  Perkovich 
erfolgte  am  4.  October  1877. 


d)  6taatübahu  Kakonitz-Protiviu. 

(Vfl.  Eisenbahn  Ton  Liebenau  nach  Kuschwarda  nebat  FIttgeibahnen«  £rg.*Bd.  ly 

Seite  643.) 

1.  Oeoeti  Tom  16.  Hai  1874^  R.  6.  Bl.  Nr.  65  und  G.  Bl.  Nr.  64, 

wegen  sofortigen  Ausbaues  der  Thciistreckc  Rakonilz-i'rzibram-i'ruti\iii  der  projectirlen 
Loconiotiv-Eiscnbahn  von  Liebenau  nach  kuschwarda. 

Mit  Zustimmung  beider  üäuser  des  Reicksrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel!. 

Die  Ue;i:ierung  wird  enniicliti^rt.  die  TheiUtreeke  RakoiiitK-l'rzibrain- 
Protivin  der  am  8.  Oetober  1872  conees'^ionirten  Loeoniotiv-Eisenbalin  von 
Liebenau  naeh  Knsehwardii  auf  Staatskosten  herzustellen. 

Zu  diesem  Zweeke  wird  der  Hefi^iernnfr  für  das  .Jahr  1874  ein  Credit 
von  acht  Millionen  Ouldeu  österreichische  Wiiliruni;  bewilligt,  welcher  aus 
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dem  in  GemStBheü  des  Gesetses  Tom  13.  December  1873  (R.  O.  Bl.  Nr.  163) 
«Q&vbriagendeii  Anlehen  zn  deekea  ist. 

dM  Oetcte  vom  15.  Daoember  1878,  obm  anlw  I.  Stafttebaliaen,  A.  Im  AIU 

g«nk«iB«o  1. 

Artikel  II. 

Die  von  den  Concessionären  der  Liebenau-Kiuobwarda  Bahn  rttcksioht- 
lieh  der  Theilstreoke  Rakonitz-Przibram-Protivin  gemafibten  Voraaslagen^ 
insbesondere  für  die  Projeotsverfassang^  Gmndeinlösnng  und  Material- 
beschaffung dürfen  —  insoweit  solche  JUeistungen  thatsächlich  Verwerthiuig 
finden  —  jedoch  nur  in  dem  ihrem  gegenwirtigcn  Zustande  entsprechenden 
wahren  Wertbe,  welcher  durch  Schätzung  an  ermitteln,  vom  üandelsministerinm 
tu  prüfen  und  dem  Betrage  nach  zu  genehmigen  ist,  ttbernomraeo  und  nur  in 
diesem  Betrage  vergütet  werden. 

'  Artikel  m. 

Die  ConoessioD  Tom  8.  Oetober  1878  (B.  O.  Bl.  Kr.  167)  wird  IBr 
erlosehen  erUIrt.  Jedoeh  steht  innerlwlb  zweier  Jahre  den  bisherigen  Gon- 
eessionären  das  Yorreeht  zur  Sicherstellung  aller  im  Artikel  I  des  Gesetzes 
vom  28.  Juni  1872  (R.  Q.  BL  Nr.  101)  bezeichneten  Linien  oder  auch  nmr 
einzelner  dieser  Linien  vor  anderen  Bewerbern  zu,  wenn  sie  dieselben 
Bedingnngen  wie  diese  eingehen  und  sich  hiezu  längstens  binnen  zwei 
Monaten  nach  der  ihnen  snkommenden  Verstftndigttng  rechtsverbindlich 
erklären. 

Beiüebemahme  der  Strecke  Rakonitz-Protlvin  haben  sie  wie  alle  anderen 

Concessionsbewerber  die  PHicht,  der  Staatsverwaltang  die  fUr  diese  Linie 

aufgewendeten  Kosten  haar  zu  vergüten. 

Die  damaligen  ConceBsionäre  haben  von  diesem  Vorrechte  keinen  Gebrauch 
gemacht. 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Vollsoge  dieses  Gesetzes  ist  der  Hsndelsminister  und  der 
FinaDzminister  beanftragt 

Budapest,  am  16.  Mai  1874. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aiersperg  m.  p.  Banlians  m.  p.  fretis  m.  p. 


2.  luaDgriflfhahme  des  Baues  auf  Staatskosten. 

Mit  AUerhöehster  Entsehliessnng  Tom  16.  Uta  1874  (H.  M.  Z.  16033 
ex  1874),  mit  welcher  das  vorstehende  Oesetz  die  Allerhöchste -Genehmigung 
erhielt,  wurde  der  Handelsminister  gleichzeitig  ermächtigt,  zur  sofortigen 
Inangriflfnahme  des  Baues  der  Theilstreoke  Rakomtz-Praibram>Protivin  anf 
Staatskosten  die  erforderliche  £inleitang  zn  treffeo. 
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3.  Bericht  des  Terwaltungsrathes  der  k.  k.  priy.  Dux-Bodenbaeher 
füsenbalm  an  das  k.  k.  Handelsministerinm  ddo«  29.  NoTember 

1875^  z.  nm, 

betrefTend  die  Uebernahne  d«i  Betriebes  der  Stattsbahn  RakoniU-Protivin. 

In  Ergänzung  der  vom  Herrn  DirMtor  Johann  Pechar  an  das  hohe  k.  k. 
BaBdelsministeriuro  geleiteten  Eingabe  vom  14.  November  1875,  Z.  10419 
wegen  Uebernahme  des  Betriebes  auf  der  Rakonitz-Protiviner  Staatseisenbahn, 
erlanbt  sich  hiemit  der  ehrfurchtsvoll  unterfertigte  Verwalttingsrath,  zugleich 
unter  Bezugnahme  auf  die  in  der  heutigen  Sitzung  gefassten  Beschlüsse  dem 
hohen  k.  k.  Handelsministerium  nachstehende  Propoutionenzur  hookgeneigten 
Annahme  gans  ergebenat  au  unterbreiten. 

1. 

Die  k.  k.  priv.  Dux-Bodcnbacher  Eisenbahn  übernimmt  den  Betrieb  der 
Rakonitz  Prittiviner  Staatseisenhahn  für  Rechnung  der  Staatsverwaltung 
gegen  Vergütung  der  Selbstkosten ;  dagegen  behält  sich  letztere  das  aus- 
scbliesaliche  Eigenthumareoht  über  die  Rakonitz-Protiviner  Eisenbahn  vor. 

2. 

Der  Verwaltungsrath  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbachcr  Eisenhahn  hat 
seine  gesammten  Befugnisse  in  Absicht  auf  die  Betriebsführung  der  Rakonitz- 
Protiviner  Staatsbahn  in  der  lieutigen  Sitzuufr  an  dio  Herren  Dr.  Friedrich 
Edlen  von  Huze,  k.  k.  Regierungs^rath,  Dr.  Alexander  Peez,  Dr.  Bernhard 
Stall  und  Emil  Quellmalz  Ubertraf^en.  Es  werden  demnacli  die  f^enannten  vier 
Herren  ausschliesslich  mit  der  Besorgung  der  Betriehsführuug  betraut. 

Mit  dem  Handelsminist.  ri  il-ErlaBse  vom  11.  Dccember  1875,  Z.  18.38-H.  M. 
wurde  bestimmt,  das»  dAsKxecutiv-Comitö  höchBtens  aus  vier  Personen  (drei  Mitgliedern 
und  Einem ErBatamann)  bestehen  und  keinen  Auslünder  enthalten  darf.  Der  Ycrwaitungs- 
TsUi  mnaste  aieh  anok  verpflichtent  die  «Un  lfitgUed«ni  des  EaeeutivConiitis  wtheilte 
Special  vollmaelit  nicht  olmeZaatinuDung  der  Staataverwaltang  sa  widerrufen  (Tgl.  anten 
4  und  6). 

8. 

Zar  Ueberwaohung  des  Betriebes  der  Rakonitz-Protiviner  Staatsbahn 
besiehnngsweise  der  dmrch  den  vorstehenden  Artikel  mit  der  Betriebsführung 
betrauten  Organe  der  k.  k.  priv.  Dvx-Bodenbaober  Eisenbahn  ernennt  die 
Staatsverwaltong  ein  Görnitz,  welohes  seinen  Sita  In  Wien  bat  Der  Wirkungs- 
kreis diese!  Coaiiti  wird  aof  Grundlage  des  von  der  Staatsverwaltung  sn 
eriassenden  Statuts  geregelt. 

Die  k.k.  priv.  Dux-Bodenbaeher  Baku  als  betriebfttlirende  Unternehmung 
der  Bakonits-Protiviner  Staatsbahn  verpflichtet  sieh,  keine  wiehtige  Massregel 
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hinsichtlicli  der  Betriebsfithmng  ohne  Eioyeinahme  mit  dem  genannten  Comit6 
dnrchcniUiren.  Insbesondere  sind  die  im  angezogenen  Statut  nSher  bezeicli- 
neten  OegenstXnde  ins  EinTernehmen  zn  sieben. 

Dieser  zweite  Absatz  wurdu  in  Folge  Uandeisaiinisterial-Erlasfes  vom 
11.  Deoeinb^r  1875,  Z.  18d8-H.  M.»  wie  folgt,  fonaolirt: 

»IM«  k.  k.  priTllegirte  Dnx-Bodenbaelier  Einenbahn  Terpfliehtet  sieh«  kein« 
^richtige  Menreg«!  hinsiehtlich  der  BetriebsfQlirung  der  Rakonitz-Protiviner  Staatsbahn 
ohne  Zustimmung  des  genannten  Ueberwaclnines-Comites  durchzuführen.  Insbesondere 
ist  in  allen  dem  Ueberwachungs-Comit^  in  dem  lür  dasselbe  erlassenen  Statute  aus- 
drtteklioh  vorbehaltenen  Angelegenheiten  dl«  Zattirnnrang  deeeelben  «insokoten. 

Wird  in  einem  gegebenen  Falle  die  Znetimmung  Tom  Ueberw«ehungs-Comit6 
TervN  eigert,  SO  hat  die Dttx>Bodenb«ohtf  Bahn  die  EnUeheidnng  desHandeUminislerionie 
einauholen. 

Nur  wenn  (lefahr  am  Verzuge  wäre,  kann  dieselbe  unter  ihrer  eigenen  Ver- 
antwortang  das  Notwendige  einstweilen  rorkehren." . 

(Vgl.  unten  4  und  6,  das  Statut  folgt  unten  snb  6). 

4. 

Die  k.  Ic.  pilT.  Duz-Bodenbaeber  Eisenbahn  bestellt  als  Leiter  des 
Betriebes  der  Bakonits-Protiviner  Staatsbahn  ihren  Direetor  Herrn  Johann 
Peehar,  mit  dem  Sitse  in  Töplitz.  Der  T^knngskreis  desselben  ist  dnreh  die 
beiliegende  Instmetion  niher  prSeisirt 

Die  Instruction  folgt  unten  sub  7. 

5. 

Die  Direction  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbiicher  Eisenbahn  übernimmt 
und  besorgt  gleichzeitig-  auch  die  Ceutral^'cschäfte  der  Rakonitz-I*rotiviner 
Staatsbuhn  und  zeichnet  in  allen  jenen  Fällen,  wo  es  sieh  um  die  Betriebs- 
leitung: der  letzteren  Bahn  handelt:  „Die  Direction  der  k.  k.  priv. 
Dux-Bodenbache  r  Eisenbahn  als  betriebfUhreude  Direction 
der  Rakonitz-Protiviner  Staatsei »enbahn.^' 

Als  Antheil  an  den  Kosten  der  allgemeinen  Verwaltung  und  Central- 
leitung  hat  die  Rakonitz-Protiviner  Staatsbahn  der  k.  k.  priv.  Dux-Boden- 
baoher  Bahn  ▼ierteljährig  jenen  Theilbetrag  zn  TorgOten,  welcher  naeh  Vor- 
hUtniss  der  anf  beiden  Bahnen  znrttckgelegten  Zngsküometer  entiUllt. 

6. 

Die  Organisation  des  ezeentiTen  Dienstes  anf  der  Rakonitz-ProtiTiner 
Staatsbahn  wird,  Ton  jenem  der  Dox-Bodenbaeher  Bahn  getrennt,  derart 
durchgeführt,  dass  fBr  die  einseinen  Dienstsweige  eigens  fttr  die  Rakonits* 
Protiwiner  Staatsbahn  ein  Verkehrsclief,  ein  Bahnerhaltnngsehef  nnd  ^n  Heiz- 
hansleiter ernannt  werden,  deren  Thitigkeit  noeh  dnreh  eigene  Dienst- 
instmetioilen  festgestellt  werden  wird. 
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7. 

Jene  Beamten  und  Diener  der  k.  k.  prir.  Dnz-Bodenbaeher  Eisenbahn, 
irelobe  von  derselben  fUr  den  Betrieb  der  Rakonitz-ProtiTiner  Staatsbahn 
cxponirt  werden,  verbleiben  auch  ferner  noch  im  Dienstverbande  der  Dnx- 

Bodenbacher  Bahn  und  werden  von  derselben  ftir  die  Dauer  ihrer  Dislocirung 
siif  der  jRakonitz-ProtiviiuM'  Staatsbahn  beurlaubt.  Es  ist  als  selbstverständlich 
anzusehen,  dnss  die  für  diese  Bfaraten  und  Diener  nach  dem  Pensionsstatuto 
derk.  k.priv.  Diix  Bodenbacher  Bahn  entfallende  Quote  für  den  Pensionsfond, 
iasolange,  als  dieExponiran^  dieser  Beamten  und  Diener  erfolgt,  an  Lasten 
der  Staataverwaltnng  znr  Yerreehnnng  gelangt. 

8. 

Für  den  Fall,  als  die  Kakonitz-Protiviner  Staatsbahn  spKter  an  ein 
bestehendes  oder  neu  zu  bildendes  Unternehmen  abgetreten  werden  wQrde, 
wird  Seitens  der  Staatsverwaltung  diesem  Unternehmen  die  Yeipfliehtnng 
auferlegt  werden,  die  bei  der  Rakonitz-Protiviner  Staatsbahn  in  Verwendung 
stehenden  definitiven  Beamten  und  Diener  der  Dux-Bodenbacher  Bahn  unter 
Äufrechthaltung  ihrer  vertragsmässig  erworbenen  Rechte  in  ihre  Dienste  zu 
ttbemehnnen. 

9. 

Das  auf  der  Linie  der  Rakonitz-Protiviner  Staatsbalm  stationirte  ge- 
sammte  Beamten-  und  Dienerpersonale  wird  ans  Staatsmitteln  gezahlt. 

10. 

Die  Buehfllhning  der  Rnkonitz-Protiviner  Staatsbahn  wird  vollkommen 
getrennt  von  jener  der  Dux-Bodenbacher  Bahn  gehalten. 

Die  aus  dem  Betriebe  zu  erzielenden  Ueberschüsse  werden  vierteljährig 
an  die  von  der  Staatsverwaltung  noch  zu  bczeiehnciulc  Staatscasse  in  Abfuhr 
gebracht,  wogegen  die  Hanptcasse  der  Rakonitz-Protiviner  Staatsbahn  aus 
derselben  Staatscasse  die  zur  Deckung  der  nothwendigen  Ausgaben  eventuell 
erforderlichen  Geldverläge  Uber  Anweisung  des  Directors  und  des  für  die  k.  k. 
priv.  DMx-Bodcnbaoher  Bahn  exponirten  Organes  der  k.  k.  General-Inspeotion 
ausgezahlt  erhält. 

11. 

Dem  Comite  steht  das  Reclit  zu,  den  Betrieb  der  Rakonitz-Protiviner 
Staatsbahn  in  allen  seinen  Zweigen,  insbesondere  auch  die  Geldirebni \mg 
jederzeit  auf  die  ihm  al.s  geeignet  erscheinende  Weise  zu  überwachen  und 
zu  diesem  Behufe  die  Bücher  und  Schriften  der  Direction  einzusehen  und  deu 
Bestand  der  Gassen  zu  untersuchen. 


Digitized  by  Google 


48  I.  StaalibahaMi. 

12. 

Dieter  BetriebtTettrag  wird  auf  unbestimmte  Zeit  abgesohloaseii  und 
«tebt  sowohl  der  Staateverwaltong  als  der  k.  k.  priv.  Dnx-Bodenbaclier 
Eieeiibeliii  dae  Beeht  so,  denaolbeii  dreimonatUoh  xn  kfladigeo« 

Für  den  Fall  Jedoeh,  data  die  k.  k.  priT.  Du-Bodenbaeher  Eisenbahn 
in  Liquidation  treten  soUtei  behält  deh  die  Staatsverwaltung  das  Beoht  vor, 
ohne  an  die  obige  Kttndigongsfrist  gebunden  zu  sein,  den  vorstehenden  Ver 
trag  in  Betreff  der  Betriebsleitnng  der  Bakonits-Protiviner  Staatsbahn  auf- 
xnlösen. 

Wien^  am  29.  November  1876. 

K.  k.  priy.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahu: 
Dr.  laie  m.  p. 
taellmals  m.  p. 


4.  Erlm  desk.  k«  HandelsmlntoteriiuMgMi  den  YenrAltangmüi 
der  k«  k.  priY«  Dsz-Bedenliacher  EtflenlMkn^  dde.  U.  Beeenlier 

1875,  Z.  1838.H.  M., 

betreAail  die  Uebergabe  des  Betriebes  der  Staatsbaha  RakoniU-ProUria  an  leUterc. 

Die  in  der  Eingabe  des  Verwaltnngsrtthes  vom  99.  November  1875, 
Z.  11842,  gestellten  Propositionen  Uber  die  Modalititen  der  Uebemahme 
des  Betriebes  der  BakonitS'Protiviner  Staatsbahn  dnreh  die  k.  k.  priv.  Dnx- 
Bodenbaoher  Eisenbahn  finde  ieh  im  Einvernehmen  mit  dem  Herrn  Finans- 
minister  mit  folgenden  Modifieationen  anznnehmen. 
aj  Das  ans  der  Ißtte  des  Yerwaltongsrathes  spedell  für  die  BetriebsfUhrnng 
der  Bakonits-Protiviner  Staatsbahn  zn  bestellende  Ezeentir-Comitö 
(Punkt  2  der  Propositionen)  soll  hSehstens  ans  vier  Personen  (drei  Mit- 
gliedern  und  einem  Enatsmann)  bestehen  und  datf  keinen  AnsUlnder 
enthalten. 

Der  Verwaltungsrath  wird  aussuspreehen  haben,  dasa  er  sich 
gegenttber  der  Staatsverwaltung  verpfliehte,  die  den  Mitgliedern  des 
obigen  Exeeutiv-Comitte  (dessen  Uitgiiedcnr  sofort  nach  ihrer  Wahl 
hieher  anzuzeigen  sind)  ertheilte  Spedal-Volloiaoht  nioht  ohne  Zn* 
Stimmung  der  Staatsverwaltung  tu  widerrufen. 
hj  Der  zweite  Absatz  des  Punktes  3  der  Propositionen,  beginnend  mit  den 
Worten:  „die k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Eisenbahn*'  etc.  bis  .  •  •yyins 
Einverneiimen  zu  ziehen^'  hat  zu  lauten  wie  folgt : 

„Die  k.  k.  priv.  Dux-Bodonbacher  Kisenhah^n  verpflichtet  sich, 
keine  wiobtige  Massregel  binsiehtUob  der  BetriebsiUhrung  der  Bakonits- 
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Protiviner  StaatsbAhn  ohne  ZuBtimmung  des  genannten  Uebervaohanga  • 
Oomit^B  dnrohzufQhren.  Insbesondere  ist  in  allen  dem  Ueberwaobungs« 
Oomit^  in  dem  flir  dasselbe  erlassenen  Statute  ansdrücklieh  Torbehaltenen 
Angelegenheitea  die  Znstimnnng  desselben  einzuholen. 

Wird  in  einem  gegebenen  Falle  dieZnstimmnngTom  üeberwaehnngs- 
OonitA  verweigert,  so  hat  die  Dnx-Bodenbaoher  Bahn  die  Entscheidung 
des  Handelsministeriums  einzuholen. 

Nur  wenn  Gefahr  am  Versnge  wSre^  kann  dieselbe  unter  ihrer 
eigenen  Verantwortung  das  Nothwendige  einstweilen  vorkehren.'* 
Ich  lade  den  geehrten  Yerwaltungsrath  ein,  mir  umgehend  die  Annahme 
der  obigen  Modifieationen,  respeetive  Ergänsungen  unter  Wiederholung  der- 
selben bekannt  su  geben. 

Gleiehzeitig  gen^mige  ieh  die  der  Eingabe  vom  29.  November  bei- 
gelegte Instruetion  für  die  betriebflihrende  Dhreetion  der  Rakonitx-Protiviner 
Staatsbahn. 

Die  Instruction  foljrt  ufiten  siib  7. 

Im  Anschlüsse  thcile  ich  dem  geehrten  Verwaltungsrathe  eine  Ab* 
Schrift  des  Statutes  fUr  das  unter  Einem  ernAnnte  stnatliche  Ueberwachungs  • 
Comit^  zur  Keuntniss  und  Darnachacbtnng  mit,  dessen  Empfang  mir  boBtätigt 
werden  wolle. 

Das  Stefcat  folgt  unten  sab  6  und  die  Beatitignng  sub  5. 

Seliliesslich  benachrichtige  ieh  den  Verwaltung: r*rath  ,  d;is8  ich  die 
Eroffnunjr  des  Betriebes  auf  der  Theilstrecice  Zdic-Pnitivin  ;uif  den  20.  De- 
cembcr  1875  in  Aussiclit  genommen  habe  und  dass  sonach  der  geehrte  Ver- 
"waltungnrath  alles  Erforderliche  im  Vrrnfhmen  mit  den  compctentcn  Be« 
hörden  mit  aller  Btsclilcuing^ung  zu  veranlassen  hat. 

Wien,  am  11.  Deccmber  1875. 

CUumeeky  m.  p. 


h,  Eingabe  des  Yerwaltangsrathes  der  k.  k.  Dux-Kodeubacher 
Ülsenbabn  an  Seine  Excellenz  den  Uerrn  Handelsniinister  Ritter 
Chlnmecky,  de  präs«  16.  Dezember  1875^  iL  JK.  Z. 

betreffend  die  Uebernahme  des  Betriebes  der  StMtsbahn  Rakonitx-ProtiTin. 

In  Folge  des  hohen  Erlassen  vom  11.  Docember  1875,  Z.  I  s'iS,  beehrt 
«ich  der  ergebenst  geferti^e  Verwaltungsrath  der  k.  k.  priv.  Dux-B<>d(>nbacher 
Eisenbahn  die  Annahme  der  von  Seite  Euer  Excellenz  übermittelten  Modifi* 
eationen,  welche  sich  auf  die  Uebernahme  des  Betriebes  der  Bakonitz-Pro- 
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tbinerStMtsbibn  dnreb  die  k.  k.  priy.  Dox-Bodenbacher  Eisenbahn  beliehen^ 
in  Folgendem  bekannt  an  geben: 

a)  Das  aus  der  Mitte  des  Verwaltungsratho»  Bpeciell  für  die  BetriebBfiihrung^ 
der  Rakonitz-Protiviner  Staatsbahn  zu  bestellende  Exeeutiv-Coraite 
besteht  aus  höchstens  vier  Personen  rdrei  Mitgliedern  und  einem  Ersatz- 
mann)  und  darf  keinen  Ausländer  enthalten. 

Der  Verwjiltungsrath  erklärt,  dass  er  sich  gegenüber  der  Staats- 
verwaltung verpfliehte,  die  den  Mitgliedern  deg  oberwähnten  Executiv- 
Comites  ertlieilte  Specialvollmaclit  nicht  ohne  Zustimmang  der  Staats- 
verwaltung zu  widerrufen. 

h)  Der  zweite  Absatz  des  Punktes  3  der  Propoßitionen,  beginnend  mit  den 
Worten:  ».Die  k.  k.  priv.  Dux-Bodenitaeher  Eisenbahn''  bis  ...^yina 
Einvernehmen  zu  ziehen**  bat  zu  lauten,  wie  folgt: 

,.Die  k.  k.  priv.  Dnx  liodenbacher  Ki^•■n^ahn  verpflichtet  sich^ 
keine  wichtige  Massregel  der  Bctriebsführung  der  Rakonitz-Protiviner 
Staatsbahn  ohne  Zustimmung  des  genannten  Ueberwachungs  Comitös 
durchzuführen.  Insbesondere  ist  in  allen  dem  Ueberwachungs-Comite  in 
dem  für  dasselbe  erlassenen  Statute  ausdrücklich  vorbehaltenen  An- 
gelegenheiten die  Zustimmung  desselben  einzuholen. 

Wird  in  dem  gegebenen  Falle  die  Zustimmung  vom  üeberwachungs- 
Comit^  verweigert,  so  bat  die  Dux-Bodenbacber  Eisenbahn  die  Ent- 
scheidung des  Handelsministeriums  einzuholen. 

Kur  wenn  Gefahr  im  Verzuge  wäre,  kann  dieselbe  anter  ihrer 
eigenen  Verantwortung  dae  Nöthige  einstweilen  Torkehren.** 

Zugleich  beehrt  sich  der  ergebenst  gefertigte  Verwaltungsrath,  den 
Empfang  einer  Abschrift  des  Statuts  für  das  staatliche  Ueberwachungs-Comito 
zu  bestätigen  und  bekannt  zu  geben,  dass  in  das  ad  n)  bezeichnete  Executiv- 
Comite  des  Verwaltungsrathes  für  den  Betrieb  der  Rakonitz-ProtivinerStaats- 
bahn  gewählt  wurden  :  üi  als  Mitglieder:  die  Herren  Dr.  Friedrich  v.  H  uze.  Dp, 
Alexander  Peez,  Dr.  Bernhard  Stal  1 ;  h)  als  Ersatzmann:  Dr.  Alfred  St e r  n. 

Was  die  Betriebseröffnung  der  Theilstrecke  Zdic-Protivin  anbelangt, 
80  beehrt  sich  der  gefertigte  Verwaltungflrath  bekannt  an  geben,  daaa  er  die 
erforderlichen  Schritte  bereits  eingeleitet  hat. 

E.  K.  priv.  Dnz-Bodenbacher  Eisenbabn  : 
Dr.  lue  m.  p.         Dr.  Stall  m.  p. 
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6.  Statut  fOr  das  Comitä  zur  reberwachang  des  Betriebes  der 
Bakonits-ProtiTfner  StaatselaeDbalu. 

§.  1. 

BestelliiDg  und  Bits. 

Das  Comite  besteht  aus  sechs  Miteliedern,  welche  vom  k.  k.  Handels- 
miniKterium  im  £mvernebmeu  mit  dem  k.  Je.  Fioaiuministeriam  ernannt 
werden. 

Das  Görnitz  liat  seinen  Sitz  in  Wien. 

Aufgabe. 

Das  G<»mit^  hat  im  Wesentliohen  die  Anfgabe,  die  Antrüge  der  betrieb- 
IBbrenden  Dax-Bodeabaeher  EiBenbabn  ia'  den  im  §.  6  beseiohneten  and 
aUen  sonstigeB  wiofatigea  and  Betriebsaagelegeaheitea  eatgegeasnaehmea 
aad  bierttber  BeaehlaB  za  iksaea. 

Ueberdiea  hat  das  Görnitz  aus  eigener  Initiatiye  die  aar  Ueberwaehaag 
des  Betliebes  geeigaetea  Massregela  ta  treffea. 

§.3. 

Art  der  Geschftftsbehaadlang. 

Das  Comite  übt  seine  Functioneu  iu  Sitzuugcn  aus,  welchen  in  der 
Regel  das  ftir  die  BetriebfUhrung  der  Rakonitz-Protiviucr  Staatsbahn  vom 
Verwaltungsrathe  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Bahn  bestellte  Ex(  cutiv- 
Comit^  and  der  Betriebsdirector,  letzterer  als  Referent,  beizaziehen  i^ind. 

Selbstyerstftndlioh  haben  weder  die  anwesenden  Vertreter  des  £xeoutiv> 
Comitös,  aodi  der  Betriebsdireetor  das  Recht,  slik  den  Abstimmungen  des 
UeberwaehaagB-Gomit^  Theil  zu  aehmea. 

Dem  Görnitz  bleibt  es  ttbrigeas  aaheim  gegeben,  Sitzangea  auch  ohne 
Zaziehang  eines  Organes  der  betriebittbrendea  Bahnaateraehmnag  abza- 
halten. 

Das  Ueberwachaags-Gomiti  kaaa  darch  Beaehlass  einem  oder  mehreren 
seiner  Mitglieder  von  Fall  za  Fall  die  Erstattung  von  Antrügen  oder  Gat- 
aohtea  über  die  dem  Görnitz  Torbebalteaen  Oegeaßtäade  des  Betriebes  der 
Bakonitz-ProtiTiner  Baha  aaftragea. 

§.  4. 

Abstimmang  aad  Beschlassfähigkeit. 

DasUeberwaehangs-Gomit^  fasst  seiae  Beschlüsse  mit  absolaterSHmmen« 
mehrheit  der  ia  der  Sitzung  anwesenden  Mitglieder.  Bei  Stimiiftengleichheit 

4* 


Digitized  by  Google 


52 


igt  der  Antra;  dum  gesehloswn,  wenn  derVorsitiende  Ar  denielben  gestimmt 
hat.  Znr  BeaoUnBtfXliifl^ceit  iat  die  Anweaenheit  von  drei  Mitgliedern  er- 
forderUeh. 

Ueber  dieVerhandlungen  des  Görnitz  wird  ein  Protokoll  geführt;  welches 
vom  Vorsitienden  und  einem  Uitgliede  an  nnteraeiehnen  ist  nnd  dem  Handels- 
nnnfsteriom  in  Abschrift  vorgelegt  wird. 

§.  5. 

WirlLungskreis  des  Gomitös. 

'  Der  Berathnng  nnd  Besehlnssliusong  des  Oomitte  im  Sinne  nnd  mit  den 
Wirkungen  des  Punktes  3  der  genehmigten  Propositionen  der  k.  k.  priv.  Dax- 
Bodenbaoher  Eisenbahn  fttr  die  BetriebsfUhriing  der  Rakonits-Protiviner 
Staatseisenbahn  sind  namentlich  folgende  Qegenstttnde  ▼orbehalten: 

1.  Fahrordnungen  und  Tarife; 

2.  Monatspräliminarien; 

3.  Monatliche  Rechnnngsabschlttsse; 

4.  Bau-  und  Liefe rungs Verträge; 

5.  Verträge  mit  AnRchluasbahnen ; 

6.  Projecte  für  Neu-,  Um-  und  Zubauten; 

7.  Dienstinstructionen  für  das  Betriebspersonale; 

S.  Die  Anstellung  von  Beamten  und  DiVnorn  mit  Jahresgehalt,  deren 
Vorriickung,  Belohnung,  Disoiplinarhehandlungy  sowie  die  Ertheilung  von 
Urlauben  Uber  vier  Wochen. 

8.6. 

Das  Ueberwachungs-Comit^  ttbt  seine  ihm  in  gegenwttrtigem  Statute 
übertragenen  Befugnisse  als  Dolegirter  des  Handelministerinms  insoweit 
selbststSndig  aus,  als  hiebei  nur  die  Interessen  des  Staates  als  Eigenthttmern 
der  Bahn  nnd  nieht  anoh  SiTentliche,  die  oberste  Leitung  des  Eisenbahnwatens 
betraffmde  Btteksiehten  in  Betraeht  kommen. 

Der  Wirkungskreis  der  k.  k.  GeneraUInspeetian  in  Ansehung  der 
Bakonits-Protiviner  Staatseisenbahn  wird  durch  die  Einsetanng  des  üeber- 
waehungs-Comiti  nieht  berührt 

DasComit6  ist  überdies  rerpfliehtet,  den  Betrieb  derBakonita-Protiviner 
Staatsbahn  in  allen  seuien  Zweigen,  insbesondere  auch  in  der  Geldgebarnng, 
auf  die  ihm  geeignet  scheinende  Weise  au  ttberwaehen  nnd  kann  an  diesens 
Behnfe  dureh  besonders  an  entsendende  Organe  Jederseit  die  Bttoher  nnd 
Sehriften  der  Direetion  einsehen  und  den  Bestand  der  Oaasen  nnteranchen. 

*  Wien,  am  11.  Deoember  1875. 
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7.  Instnietion  fOr  die  betrlebfUirende  DirectioB  der  Rakoniti- 

VMtlyiiier  Staatseiseiibaliii. 

§•  1- 

Stellmig  des  Direetors. 

Der  Director  ist  mit  den  admiuistrativen  Functionen  der  Rakonitz-Pro- 
tiviner  Staatseiseiibahn  betraut,  fungirt  als  ein  techniscli-admiiiistratives 
Organ,  welches  eingesetzt  ist,  um  die  Leitung  des  Betriebes  auf  der  genannten 
Babnlluie  auszuführen  und  hat  seinen  Sitz  in  Teplitz. 

§.  2. 

BeobachtQDg  der  bestehenden  Yorschrilten. 

Der  DIreetor  ist  mit  der  ipedellen  Oberleitong  des  gestmmten  Betriebs- 
dienstes betraut  Er  hat  dUfQr  su  sorgen,  dass  bei  der  Beförderung  und  Be- 
handlang der  Reisenden  vnd  der  Sendungen,  sowie  bei  den  Betriebsfunctionen 
ttberhanpt  nach  den  bestehenden  Nonnen  voigegangen  wird;  er  hat  die  sur 
EifUlnng  der  Zwecke  der  Bahn  geeigneten  Mittel  aber  auch  in  jenen  Füllen 
in  Anwendung  an  bringen,  welche  in  den  bestehenden  Nonnen  nieht  Tor- 
gedacbt  sind. 

Seine  Verfügungen  in  Bezug  auf  die  Sicherheit  des  Verkehrs  und  dessen 
Regetaniaaigkeit  hat  er  auch  gegenttber  den  k.  k.  Behörden  zu  Vertreten. 

§.3. 

Verwaltung  des  Bahneigenthnmes. 

Der  Director  hat  das  gesainmte,  auf  der  Kakouit/  Protiviner  Staatshalin 
befindliche  bewegliclie  und  unbewegliche  Eigenthum  zu  verwalten,  und  für 
die  Erhaltung  dieser  Hahn  und  aller  lietriebsmittel  zu  sorgen. 

Er  hat  auch  Uber  tlie  richtige  Einhebung,  Verrechnung  und  Abfuhr  der 
Einnahme,  dann  Uber  die  gehörige  Bestreitung  und  Verrechnung  der  Aus- 
gaben, sowie  über  die  Anwendung  der  vorgeschriebenen  Controle  zu  wachen. 

Voranschläge.  15  i  1  a  n  z ,  U  e  b  e  r  s  i  c  h  t  e  n. 

Am  15.  eines  jeden  Monats  ist  für  den  nächsten  Monat  ein  Voran^^chlag 
ftber  die  in  demselben  zu  erwartenden  Einnahmen  und  Ausgaben  dem  Comitö 
Totsulegen. 

Vor  Ende  December  eines  jeden  Jahres  ist  die  Bilanz  Uber  die  Geld- 
gebanmg  während  dos  letztabgelaufenen  Verwaltungsjahres,  und  monatlich 
am  15.  ist  eine  Uebersicht  der  Einnahmen  und  Ausgaben  während  des  letzt- 
verflossenen  Monates  zu  ttberreiohen. 
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Der  genehmigte  Voranschlag  bezeichnet  die  Grenzen,  innerhalb  welcher 
theilH  ohne,  theils  mit  besooderer  höherer  Genehmigung  Ausgaben  gemacht 
werden  dürfen  (§.  5j. 

§.5. 

Z  II  h  l  Q  Q  g  B  a  n  w  e  i  8  n  n  g  e  n. 

Dio  Anweisungen  der  Zalilung:en  hat  der  Dirertor  innerhalb  der  Grenzen 
der  vom  ("omite  genehmigten  Präliminare  zn  verfU^^cn.  Ohne  die  Unterschrift 
des  Directors  darf  keinerlei  Zahlung  aus  der  llauptcasse  geleistet  werden. 
Es  wird  dem  Dircctor  das  Recht  zugestanden,  im  Falle  der  Dringlichkeit 
dienstliche  Anschaffungen  oder  Zahlungen,  welche  im  Präliminare  nicht  vor- 
gesehen sind,  bis  zum  Betrage  von  1000  fl.  gegen  nachträgliche  Genehmigung 
des  Comit6  so  veranlassen. 

f.  6. 

Verträge  mit  fremden  Bahnen. 

Der  Director  hat  die  mit  fremden  Bahnunternehmungen  abgeschlosseneu 
Verträge,  insoferne  sie  die  Kakonitz-Protiviner  vStaatsbahn  berühren,  pünkt- 
lich in  Vollzug'  zu  bringen,  und  Uber  deren  Vollziehung  von  Seite  der  fremden 
Anstalten  zu  wachen. 

Die  aus  dem  fregenseitigen  Verkehre  hervorgehenden  Verrerhnungen 
sind  von  dem  Director  nach  den  diesfäliigen  besonderen  Bestimmungen  zu 
iUhren. 

Die  Corrcspondenz  der  Direotion  mit  den  fremden  Eisenbahngesell- 
schaften hat  sich  auf  die  Verhandlungen  zu  beschränken,  die  sich  in  Folge 
der  Aufnahme  von  Reisenden,  der  Manipulation,  Beförderung  und  Auslieferung 
der  Sachen,  sowie  wegen  der  Fahrbetriebsmittel  uud  wegen  zeitweiliger 
Störungen  ergeben. 

'  Bei  den  diesfäliigen  Verhandlungen  sind  die  Bestimmungen  der  be« 
stehenden  Verträge  gegenwärtig  zu  halten,  von  welchen  ohne  erlangte 
höhere  Bewilligung  nicht  abgegangen  werden  darf.  Hievon  kann  jedoch  hin- 
sichtlich der  Leistung  einer  Aushilfe  mit  FahihfltiiebsoBitteln  eine  Ausnahme 
gemadit  werden,  wenn  es  das  Interesse  der  Staatsverwaltimg  oder  IMfontliche 
Rflokrichten  nnsweifelhaft  erfordern. 

§.7. 

Besondere  Obliegenheiten  des  Directors. 

Dem  Director  liegt  ferner  ob: 

1.  die  Vertilgung  Uber  die  Vergütung  von  Keiseauslagen,  Diäten,  .Snb- 
Btitutions-  und  Uebersiedlungagebiihren  unter  Beobachtung  der  diesfalls  be- 
stehenden Normen ; 
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2.  die  Aufnulune  und  Eiitlassun;;  des  im  Taglohn  stohendon  Personales. 
Der  Zuwachs  oder  Abfall  iät  dem  Comite  im  moDatlicbea  Geschäftsberichte 
zur  Kenntniäs  zu  bringen  ; 

3.  die  Approbation  der  von  den  Abtheilungs-Vorständen  vorgelegten 
Concepte  und  l'ertigung  der  Heinschriften,  sowie  der  Monatsbericlite  ; 

4.  der  Entwurf  lür  die  Tagesordnungen  der  Sitzungen  des  Coiuites, 
▼Bieber  dem  Vorsitzenden  zur  Genehmigung  vorzulegen  ist; 

5.  die  Berichterstattung  in  den  Sitzungen  des  Coniites  Uber  alle  be- 
nerkenswerthen  oder  wiehtigen  Vorkommnisse,  sowie  Stellung  der  uöthigen 
Anträge  und  Abgabe  der  verlangten  Aafklärungeu ; 

6.  die  Bewilligung  der  gans  oder  thdlweiBe  unentgeltlichen  Bflittrderong 
Ton  Penoneu  nnd  Sachen  im  Sinne  der  dieebeEiiglichen  Inotmetion; 

7.  der  Vorscbleg  Uber  die  einsoftlbrenden  Tarife  nnd  TarifebeBlfaii- 
mnngen; 

8.  die  Antragstellnng  über  die  EinfUbrang  nnd  AbSndemng  der  Fahr- 
erdnnng  fDr  den  regelmitoBigen  Pcroonen-  nnd  Saehentranoport  Die  Fahr- 
ordnnngen  anasergewöhnlicher  Züge,  dann  der  Material-  nnd  SchottenOge 
und  der  Matehfaienfiihrten  werden  vom  DIreetor  im  eigenen  Wiricnngokreise 
bestimmt; 

9.  dieBeantragnngnothwendigernenerBaaftthmngen  oder  Ansdiaffnngen 
der  Fahrbetriebsmittel,  sowie  der  Reoonstrnctionen,  bei  welchen  von  dem 
bestehenden  Systeme  abgewichen  werden  soll,  unter  Vorlage  der  PUne  nnd 
Kostenttbeischllge ; 

10.  die  Evidenzhaltnng  der  finanziellen  Lage  der  Rakonits-Pig»tiTiner 
Staatsbahn  nnd  Nachweisnng  des  Standes  der  Hanptcasse  in  dem  dem 
Comit6  Torznlegenden  monatlichen  GeschKftsberichtc^  endlich 

11.  die  Ucberwaehnng  nnd  Ansttbnng  des  Polizeidienstes  anf  der  mehr-- 
genannten  Linie. 

Stellvertretung  des  Directors. 

In  Fällen  der  Erlcranknng,  Abwesenheit  oderVerhindernng  des  Directors 
sind  in  den  specieUen  FlUen  die  betreffenden  Abtheilnngs- Vorstünde  jeder  fttr 
sein  Ressort  denselben  sn  vertreten  bemfen. 

§.9. 

Ueberwaehnn  g  des  execntiven  Dienstes. 

Zur  Ueberwachunji;  der  Sicherheit  des  Verkehres,  dfr  Hrihnerhaltung 
imd  der  Zugfi^rderung  und  des  Dienstes  gegenüber  dem  I'ultlikum.  welches 
sich  zu  KeiKcn  oder  zu  ^'er.^endun;,'^en  der  Bahn  bedient,  sind  Oberbeamte 
der  Directiou  auf  der  Strecke  exponirt. 
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§.  10. 
Knndmachiiiiireii. 

Alle  Kiindmaehangen  in  Betreff  des  Bahubetriebes  werden  im  Namen 
der  Directiou  erlassen. 


8.  Betriebscröffnung. 

Die  Theilstreoke  Zdie-ProtiTio  ist  am  30.  December  1876  und  die 
Theilstreelce  Rakonitz-Beraan  am  80.  April  1676  dem  SiiTentlicben  Ver> 
kehre  Übergeben  worden. 


9.  Vertrag^ 

wcleher  twisehea  dw  lt.  k.  privilcgirten  bShBisdiea  Wrsltaha  fineracits,  ral  der  k.  I» 

Slaalsbahn  Rakonitz-Protivin  aadeneits  in  Betreff  der  Mitbenätzung  des  bcstebeadeDt  der 
bShaischen  Westbalin  gt-hrtrigen  nirn>ntrn  HithnL^  Icises  zwischen  den  StatioBfl  BertiBiiii 

Zdic  aiQ  heutigen  Tage  abgeschlossen  wurde. 

§.i. 

Die  k.  k.  privilegirte  böhmische  Westbalin  gestattet  der  k.  k.  Staats- 
bahn Rakonitz-Protivin  für  die  Dauer  des  gegenwartigen  Vertrages  und  nach 
Massgabe  der  nachfolgenden  Bestimroungeu  die  Mitbenützung  des  bestohe^den^ 
der  böhmischen  Westbahn  geLürigeu  currenten  Babngeleises  zwischen  den 
Stationen  Beraun  nnd  Zdic  In  der  Weise,  dass  die  in  den  Stationen  Beraun 
und  Zdic  ein-,  beziehungsweise  anslanfenden  Z8ge  der  k.  k.  Staatsbahn 
Rakonitz-ProtiTin  ihre  Fortsetzung  in  der  Strecke  Beraun-Zdic  auf  den» 
genannten  Geleise  der  böhmlsclien  Westbahn  nach  den  Anordnungen  der 
böhmischen  Westbahn  nehmen  dürfen. 

Hiebei  wird  grundsltzlioh  festgesetzt,  dass  der  ZngSTerkehr  der 
böhmischen  Westbahn  nicht  behindert  werden  darf,  und  dass  in  Vcrs^iätungs- 
fällen  alle  Zttge  und  Fahrten  der  böhmischen  Westbahn  vor  den  Zflgen  nnd 
Fahrten  der  k.  k.  Staatsbahn  Rakonitz-Protivin  gleichen  Ranges  immer  den 
Vorrang  haben  sollen,  sowie  anoh,  dass  ohne  Zustimmung  der  hiezn  berufenen 
Organe  der  böhmischen  Westbahn  keinerlei  Zugsbewegung  in  der  Strecke 
Beraun-Zdie  stattfinden  darf. 

§.  2. 

Der  Loealverkelir  in  der  Strecke  Beraun-Zdic  verbleibt  ausschliesslich 
der  bühmiscben  Westbahn  und  darf  durch  den  Concurrenzbetrie!)  in  keiner 
Weise  beeinträchtigt  werden,  desgleichen  darf  der  böhmischen  Westbahn 
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«ler  Personen-  und  Sachenvcrkehr  ab  Stationen  der  böhmischen  We-^tbahn 
und  ilirrn  Anschlnsg-  oder  Uinterbahnen,  nach  nnd  tmnsit  Hcrnun  Zdic  und 
nmgrekchrt  nicht  entzogen  werden.  liiemaeh  urafasst  der  der  lUkonitS- 
Protiviner  StaaUbahn  zufallende  Concurren/.betrieb  lediglieh  jene  ror^^onen* 
and  Sachentran«porte,  m  elelie  von  den  »Stationen  der  Linie  Rakonitz-Berann 
nnd  der  Iiinter  Bakonit/  ^^elegenen  Hinterbahnen  nach  den  Stationen  der 
Linie  Zdic-Protivin  und  der  hinter  Protivin  freleponen  Hinterbahnen  und 
umgekehrt  bestimmt  sind,  und  stellt  rücksiolitlirh  dieser  Transporte  der 
li.ikonitz-I'rotivincrStaatsbahii  llir  die  Strecke  lieraun-Zdic  die  volUtändig  freie 
Taritirung  zu.  Die  Personen-  und  Sachontrauf  porte  von  der  Strecke  Rakonitz- 
/ieraun  nncli  Zdic  loro  und  transit  liölimisclie  Wostlmlin  und  umgekehrt,  so- 
wie die  Transpoite  v<»m  der  Strecke  Protivin-Zdic  nach  Heraun  loco  und 
trnnsit  böhmische  Westbaim  und  luugokehrt  bleiben  somit  der  böhmischen 
Westbnlni  vorbehalten. 

Jedoch  wird  die  BelV>rdcrung  von  Keisenden  und  ({rpäck  von  licraun 
nach  Stationen  der  Strecke  Zdic-Protivin  und  darüber  hinaus  sowie  vice  versa, 
dann  \oiiZdic  nach  Stationen  der  Strecke  Hcraun-Kakonitz  und  darüber 
hinaus  sowie  vice  versa  mit  Staatsliaimzügen  V(»n  der  bohmisclien  Wc-itbahn 
gegen  dem  /iigestanden,  dass  l)ezü;j;licli  der  der  iK'dimiscIu  ii  Wcstbahn  lllr 
die  Strecke  Zdic-Beraun  zukommenden  Tran>pMrt;j:<'bUl)ren  und  der  liievon 
abzurechnenden  Betriebskosten  zwischen  beiden  Verwaltungen  eine  Verein- 
barung; getroffen  wird. 

Zur  Sickerung  der  Interessen  der  böbmisclien  Westbabn  verzichtet  die 
k.  k.  Staatsbahn  Rakonitz-Protivin  anf  die  fitablirung  eigener  Frachten- 
abfertigungsstellen  in  Beraun  nnd  Zdie»  nnd  haben  sieh  beide  Bahnen  über 
anderweitig  nothwendig  werdende  Controlmassregeln  spcciell  zn  vertragen* 

§.8. 

Die  Züge  der  k.  k.  Staatsbahn  Rakonitz-Protivin  Uufen  als  solche  mit 
eigener  Zogsicraft  nnd  Bemannnng  Uber  die  Strecke  Beraun-Zdic  nnd  es  hat 
eine  weebselseitige  Uebergabe  nnd  üebemahme  an  beiden  Orenzpnnkten  nnr 
nüt  Rttcksicht  anf  die  für  die  Zngsabfertignng  erTorderliehen  Dispositionen 
zn  erfolgen. 

Zn  diesem  Ende  werden  die  in  den  Stationen  Berann  nnd  Zdic  ein- 
Unfenden  Zttge  der  k.  k.  Staatsbahn  Rakonitz-Protivin  von  der  letzteren 
eomplet  nnd  mit  allen  Erfordernissen  fttr  die  anstandslose  Fahrt  ansznrOsten 
sein,  nnd  von  den  Stationsorganen  der  böhmischen  Westbalin  Rakonits- 
Protivin  naeh  der  betreffenden  Station  in  Verkehr  gesetzt. 

§•  ^* 

Das  Zngs-,  Masehinen-  nnd  sonstige  execntive  Personale  der  k.  k» 
Staatsbahn  Rakonitz-Protivin  ist  wXhrend  des  Aufenthaltes  in  den  Stationen 
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Bemwi  und  Zdie,  sodann  während  der  Fahrt  in  der  Strecke  Bertun-Zdie  den 
die  DienetesexeentiTe  ftthrenden  Organen  der  böhmischen  Westbahn  nnterstellt, 
und  hst  sieh  oaeh  deren  Anordnungen  nnd  im  Sinne  der  Instrnetioneii  der 
bShmisehen  Westbabn  zn  benehmen. 

§.«. 

Die  böhmische  Westbahn  wird  die  riiterhaltun;^,  Bewachun.;  und 
Beleiichtunp:  des  zwinchrn  den  Stationen  ll<  raun  Zdie  liegt^uden  Bahnkörpers 
nebst  Zujjeliijr  durch  ihre  eij^eneii  Organe  besor^'en. 

Die  zur  Kiing^irung  und  Abtertigunj:  der  Zü}?e  in  den  Stationen  Beraun 
und  Zdic  erforderlichen  Leistungen  werden  von  den  Organen  der  böhmischen 
Westbahn  nach  Massgabe  der  für  den  Dienst  in  diesen  Stationen  bestehenden 
besonderen  Vereinbarungen  verrichtet,  wie  auch  die  Kosten  tlirden  Gesammt- 
dienst  in  den  genannten  Stationen  separat  vergütet. 

§.  6. 

Der  Verkehr  der  Züge  der  k.  k.  Staatsbahn  Bakouitz-Protiviu  in 
der  Strecke  Beraon-Zdic  erfolgt  auf  alleinige  Gefahr  der  k.  k.  Staatsbahn 
Rakonitz-Protivin,  welch' letztere  alle  Schäden  au  Personen,  Sachen  oder  Bahn, 
objeoten,  welche  hiebei  entstehen,  allein  zu  tragen  hat,  beziehungsweise  an  die 
böhmische  Westbahn  oder  dritte  Personen  zu  ersetzen  verpflichtet  ist. 

Eücksichtlich  der  aus  Anlass  des  Verkehres  dieser  Züge  den  Organen 
der  böhmischen  Wcstbnlm  nach  §§.  3  und  5  obliejxenden  Leistungen  wird 
festgestellt,  dass  in  allen  Jcikmi  Fällen,  wo  die  Bahnverwaltung  als  solche  die 
Folgen  der  Handlnng«Mi  oder  Unterlassungen  ihrer  Organe  zu  vertreten  hat, 
die  k.  k.  Staatsbahn  Kakt»nitz-Protivin  diese  Verlretunfr  ebenso  zu  übernehmeu 
liaben  wird,  als  wenn  die  Organe  der  böhmischen  Westbahu  in  Diensten  der 
Staatsbahn  Rakonitz-Protivin  stehen  würden. 

§.  7. 

Die  k.  k.  Staatsbahn  Rakonitz-Protivin  entrichtet  für  die  Mitbentttaan^ 
des  der  böhmischen  Westbahn  geliörigen  Bahnkörpers,  respective  onrrenten 
Oeleises  in  der  Strecke  Berauu-Zdic  an  die  böhmische  Westbahn: 

1.  eine  thcilweise  Vergütung  der  Zinsen  de«  von  der  böhmischen  W^st- 
bahn  für  diese  Strecke  aufgewendeten,  beiderseits  mit  833.333  tl.  33  kr. 
Bank-Valuta  anerkannten  Baucapitales  in  der  Art.  dass  von  den  entfallenden 
mit  rund  5U.UUU  ti.  bezifferten  Gpercentigen  Zinsen  dieses  Capitales  vorweg 
<'iu  Praecipuuin  von  lU.OUO  fl.  der  bölnnischen  Westbalin  l>ar  vergiitet  wird, 
nnd  die  restlichen  4Ü.UU0  tl.  zwischen  der  böhmischen  Westbahn  und  der 
Staatsbahnunternehmung  nachdem  Verhältnisse  der  Zahl  der  Achsen,  welche 
die  eine  oder  die  andere  Bahn  mit  ihren  Zügen  in  dieser  Strecke  tUhrt, 
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getlieilt  werden.  Hierbei  si>id  für  die  Staatabahnunternehmung  ein  Miuimum 
voll  455.1.")8  Achskilonipter  iiv  Anreoliininp:  zu  bringen. 
Die  Abrechnung  und  Bezahlung  erfolgt  monatlich. 

2.  Als  Entschädigung  fiir  die  Unterhaltung,  Bewachung  und  Beleuelitung 
der  gesaramten  T'nter-.  Ober-  und  Hochbaues  nebst  Requisiten  und  Mobilien 
der  currenten  Strecke  Beraun-Zdic  einen  Betrag,  dessen  Höhe  durch  Theilung 
der  von  Seite  der  bühmischen  Westbahn  für  jene  Leistungen  je  im  Laufe 
eines  Monates  factisch  aufgewendeten  Auslagen  nach  dem  Verhältnisse  der 
thatftäf'hlichen  Verkehrsbewegung  der  beiden  Bahnen  in  der  Strecke  Beraun- 
Zdic  u,  z.  nach  dem  Verhältnisse  der  Zahl  der  Achsen,  welche  die  eine  und 
die  andere  Bahn  mit  ihren  Zügen  in  dieser  Strecke  führt,  ermittelt  und  wobei 
die  zur  Last  der  k.  k.  Staatsbahn  Kakonitz-Protivin  so  ermittelte  Kosten- 
quote um  fünf  (5)  Peroent  als  Beitrag  für  die  allgemeinen  Verwaltungskusten 
erhöht  irird. 

Behufs  Fettsteilling  der  Verkehrsbewegung  werden  von  beiden  Bahnen 
genaue  Aafeehreibungen  Uber  die  Bewegung  der  Wagen  gepflogen,  und  diese 
Aufsehreibnngen  gegenseitig  verglichen. 

Im  Zweifel  gelten  die  von  der  böhmischen  Westbahn  aufgestellten 
Anftchreibungen ,  sofern  deren  Unrichtigkeit  nieht  thatsSehlich  nach- 
gewiesen wird. 

§.  8. 

Nach  dem  im  §.  7  festgestellten  Massstabe  concurrirt  die  k.  k.  Staats- 
bahn Kakonitz-Protivin  auch  zu  den  auf  das  Areale  der  currenten  Strecke 
Berann-Zdic  entfallenden  Realsteuern  (Grund-,  Haus  •  Zinssteuern  snmmi 
Zosehliigea),  femer  an  den  Kosten  der  Gebäude-  und  Mobiiarfeuer-Asse- 
enranz. 

Die  Traasportrersiehernng  besorgt  und  trügt  jede  Bahn  ans  Eigenem. 

§.  9. 

■  « 

Sollte  sieh  Uber  TerfQgnng  der  hohen  Regierung  die  AnsfUhrung  von 
Kenbaaten,  Umbauten  in  der  Strecke  Berann-Zdic  als  nothwendig  heraus- 
stellen, so  werden  selbe  nach  Massgabe  des  Bedarfes  von  der  böhmischen 
Westbahn  auf  ihre  Kosten  aur  Ausführung  gebracht;  jedoch  hat  die  Staats- 
bahn die  Hälfte  der  6percentigeu  Zinsen  des  hierauf  verwendeten  Gapitalee 
während  der  ganzen  Dauer  des  Vertrages  in  monatlichen  Decnrsimten  der 
böhmischen  Westbahn  an  vergüten; 

§.  10. 

Die  k.  k.  Staatsbahn  Rakonitz-Protivin  participirt  au  allen  jenen  Kosten, 
welche  durch  Elementar-Ereignisse  hervorgerufen  werden ,  zur  Hälfte  mit 
Ausnahme  jener  Schäden,  welche  sicii  aus  diesem  Anlasse  an  den  Zügen  der 
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contrahirenden  Bahnen  ergeben,  und  welche  Schäden  jede  der  betreffenden 
Verwaltangen  seibat  treffen. 

§.  11. 

Im  Fftlle  des  Eintrittes  einer  vis  major  wird  die  böhmische  Westbahn 
der  eingegangenen  Verpflichtung,  die  Züge  der  k.  k.  Staatsbahn  Rakonitz» 
Protivin  Uber  die  Strecke  Beraun- Zdic  fahren  zu  lassen,  enthoben- 

Die  brihmische  Westbahn  kann  auch  bei  ans  was  immer  für  welchen 
Gründen  vorkommenden  Verspätungen  der  Züge  oder  Einstellung  des  Zugs- 
verkehrs der  k.  k.  Staatsbahn  Kakonitz-Protivin  in  der  Strecke  Beraun-Zdic 
in  keiner  Weise  zu  einer  Ersatzpflioht  herangezogen  werden. 

§.  12. 

Die  au  gegenwirtigeD  Uebereinkommeii  resultirenden  Forderungen 
sind  gemiss  dem  twisoben  den  ÖBterreiebisch-nugarisoben  Bahnrerwaltongen 
betreff!»  Bei^eichnng  der  gegenseitigen  Fordemngen  bestehenden  Bestimmnngen 
bar  sn  begleichen. 

§.  13. 

Streitigkeiten,  die  ans  torliegendem  Vertrage  entstehen,  sind  dnrch  ein 
Schiedsgericht,  welches  in  Wien  an  tagen  hat,  an  entscheiden. 

Behufs  Bestellung  desselben  hat  jede  der  contrahirenden  beiden  Bahnen 
das  Recht,  einen  Schiedsrichter  zu  benennen  und  sie  ist  verpflichtet,  über 
schriftliche  Anfr(»rderung  des  anderen  contrahirenden  Theiles  den  von  ihr 
gewählten  Schiedsrichter  dem  anderen  Theile  binnen  14  Tagen,  gerechnet 
vom  Tage  der  erhaltenen  Aufforderung,  bekannt  zu  geben,  widrigenlalls  der 
zuerst  gewählte  Schiedsrichter  selbst  einen  zweiten  Schiedsrichter  )K>stellt. 
Diese  beiden  entweder  von  den  vertragschliessenden  Theilen  oder  auf  vor- 
stehende Art  bestellten  Schiedsrichter  wählen  einen  dritten  als  Obmann,  und 
es  hat  das  so  constituirtc  Schiedsgericht,  ohne  an  eine  bestinmite  Form  des 
Verfahrens  -rcbundcn  zu  sein,  nach  Stimmenmehrheit  über  den  Streitgcgen- 
staud  zu  entscheiden.  Beide  vertragschliessendeu  Tlieile  erklären  hiermit 
ausdrücklich,  sich  dieser  schiedsrichterlichen  Entscheidung  ohne  weitere 
Berufaug  und  mit  Verzichtung  auf  jeden  weiteren  Kechtsweg  zu  unterwerfen.    .  . 

§.  14. 

Der  gegenwärtige  Vertrag,  dessen  Genehmigung  dem  k.  k.  Handels- 
noini^terium  und  dem  Verwaltungsrathe  der  böhmischen  Westbabn  vorbehalten 
wird,  kann  seohsmonatlich,  aber  immer  nur  für  den  letzten  eines  jeden  Monates 
gekündigt  werden,  mit  der  weiteren  Einschränkung,  dass  er  mindestens  auf 
Ein  Jahr  und  höchstens  anf  zwei  Jahre  in  Wirksamkeit  bleibt 
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§.  16. 

Die  Gebtthnii  na  diesem  Verlrtge  werden  von  der  k.  k.  StoAtobahn 
BakonHi-ProtiTin  getragen. 

Wien,  am  30.  April  1876. 

Fttr  die  k.  k.  privilegirte  böb«  Die  Direction  der  k.  k. 

niiedie  Westbahn:  Dux  -  Bodenbacher  Kisenhalm 

 •  ^  _     «„K  «  «.  als   bctriebtuhrciulc  Direction 

der  liakomtz  Protivin-btaaU- 

eisenbahn. 

Peckir  m.  p. 

Vorstehender  Vertrag  wird  Memit  genehmigt. 

Wien,  am  6.  Mai  1876. 

Der  Verwaltnngsrath  der  k.  k.  piivilegirten  bdhmischen  Westbahn : 
D.  Weissei  m.  p.  Ad.  laidaier  m.  p. 

Kr.  14054. 

Genehmigt  Tom  k.  k.  Handeisminbteriom. 
Wien,  am  13.  Mai  1876. 

Der  k.  k.  Uandeisminister: 
CUnaeeky  m.  p. 


10.  Zeitweilig«  Betriebsflihrung  durch  die  k.  k.  privilegirte  Aussig- 

Teplitzer  fisenbalingesellschaft. 

Ans  Anläse  der  beabsichtigt  gewesenen  Vereinigung  des  Unternehmens 
der  k.  k.  priTilegirtea  Dnx-Bodenbaeher  Bisenbahn  mit  jenem  der  k.  k. 
privilegirten  Anssig-Teplitser  Eisenbahngesellsehaft  wurde  von  letsterer  der 
Betrieb  der  Staatsbahn  Bakonits-Protiyin  unter  denselben  Bedingungen,  wie 
derselbe  der  Dnx-Bodenbaoher  Eisenbahn  Übertragen  war,  im  Namen  und  anf 
Beehnung  der  Staatsverwaltung  vom  1.  Jinner  1877  ab  ttbemommen.  Als 
Bzeentiveomiti  flir  den  Betrieb  der  Staatsbahn  wurden  ans  dem  Verwaltungs- 
ratke  der  k.  k.  privilegirten  AnssIg-TepUtser  EäsenbahngeseUsehaft  die 
Herren  Hermann  Marbaeh  und  Dr.  Alexander  Pees  in  Wien,  dann  die 
Herr^  Werner  Friediieh  Freiherr  von  Ries«-S  t  all  bürg  nnd  Dr.  Jaroslav 
Rilke  Bitter  von  Rttlikon  in  Prag  gewählt,  von  welchen  naoh  Thun- 
hsiikeit  nebat  dem  Direetor  Herrn  Friedrich  Edlen  von  fimperger  swei 
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Mitglieder  den  Sitzungen  des  Ueberwachnngsoomit^s  beizuwohnen  hatten. 
(H.  M.  Z.  2324  ex  1877).  Nachdem  die  er^'ähnte  Vereinignng;  der  beiden 
Unternehmungen  nicht  zu  Stande  kam,  wurde  der  Betrieb  der  Staatsbaha 
RaJtonitz-Protivin  vom  1.  März  1877  ab  der  k.  k.  priviiegirten  böhmischen 
Westbahn  Übertragen.  (Vgl.  den  besttgUohen  Betriebsvertrag  nachfolgend 
snb  11.) 


11.  Vertrag, 

welcher  am  unti  n  anircsetzten  Tag«'  zwis(h«  n  «Irn  k.  k.  Minislfrien  des  Handels  und  der 
Finanien  in  \  crtn-tuDg  des  k.  k.  Staalsärars  t  ioersiüs  und  der  k.  k.  priv.  bohmischea  West- 
bahu  anderseits  abgeschlossen  worden  isU  (C.  61.  Nr.  3U  ex  1877.) 

Artikel! 

Dio  k.  k.  priv.  böhmische  Wcstbahii  übernimmt  fiir  lie*  liiiuiig  des  k.  k, 
Staatsäraiö  gegen  Vergütung  iler  Selbstkosten  den  Betrieb  der  demselben 
gehörigen,  aus  den  Streeken  Kakouitz-Beraun  und  Zditz  Trotivin  bestehenden 
Staatseisenbabn  Rakonitz-Protiviu.  Die  böhmische  Westbahn  wird  für  die 
Linien  der  böhmischen  Westbahn  und  für  die  Rakonitz-Protiviner  Staatsbahn 
getrennte  Betriebsrecbnungen  zu  führen  haben. 

Die  Vertheilnng  4er  Einnahmen  und  Ausgaben  erfolgt  anf  Grund  der 
naoliBtehenden  Artikel  (II  bis  VII). 

Das  k.  k.  Finanzministeriam  hat  unterm  7.  September  1877,  Z.  20034  ent- 
mhiedea,  (Um  Jnsoferne  die  BShmiioho  Westbahn  ffb«r  4en  Betrieb  der  Rakonite« 
ProtiTiner  SUatseisenbabn  abgesonderte  BQcher  und  Reohnaiifen  fOhrt»  beaSglieh 

dieser  Staatseisenbalm  abgesonderte  Verträge  absohliettt}  abgesonderte  Quittungen 
und  Rcchnuni,'on  etc.  ausstellt,  derselben  in  den  angegebenen  Beaiehangen  die  pertoQ- 
liche  Gebübrenfreiheit  zukommt. 

Es  unterliegen  mitbin  solofae  Vertrige  dem  Stempel  nor  hInsiefatHeh  Eines 
Exemplares  und  zwar  auch  nur  dann,  wenn  nicbt  auch  «ier  andere  Coniralient  die  per- 
sönliche GcbührenfreiluMt  ppnicsst.  Di<-  für  die  Rftkonitz-Prntoviner  Staatseisenbahtt 
abcesondert  pefülirten  Bücher,  dann  abgesondeit  ausgefertigten  Quittungen  und  Rech- 
nungen  sind  gebührenfrei. 

Der  Yervaltong  der  k.  k.  prir.  BShmiseben  Wettbabn  wurde  bievon  mit  dem 
Haadeleminitterial-Erlasae  vom  6.  Xoreniber  1877,  Z.  MOOC  Kenatntsi  gegeben. 

Artikel  II. 

Die  auf  jeder  der  im  Artikel  I  erwähnten  Bahnlinien  (böhmische  West. 

bahn  nnd  Rakonitz-Protiviner  Bahn)  erzielten  £innahmen  Bind  der  Betriebs- 

rechnnng  dieser  Bahnlinie  zu  Gute  zu  brin?:en. 

In  Betreff  der  Tarife  haben  nachRtehende  Bestimmungen  zu  gelten : 
1.  Die  zu  den  Linien  der  bÖbmlBchen  Weatbahn  gehörige  Bahnstrecke 

Beraun-Zditz  ist,  wenn  dieselbe  im  Verkehre  yon  der  Strecke  Bakonits- 
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Beraon  nach  der  Streoke  Zditz-ProtiTin  nnd  umgekehrt,  sowie  Ton  und  nach 
deren  HinterbahDen  nnr  transitirt  wird,  bei  Aofttellang  der  Tarife  Air  die 
Bakonits-FrotiTiner  Balin  als  eineTheilstreeke  derselben  insofern  annisehen* 
als  die  cor  Anwendung  gelangenden  Tarifsitse  pro  rata  der  dnrehlanfenen 
Distanz  swisehen  dieser  Strecke  nnd  den  übrigen  Streeken  der  Rakonits- 
Protiviner  Staatsbabn  in  der  Weise  znr  Vertbeilnng  gelangen,  dass]  der  Ar 
die  Strecke  ZditK-Beraua  auf  die  b5hniische  Westbakn  entfallende  Antheil 
iiclnsiTC  Manipnlationsgebtthr  mindesten«!  7*5  kr.  per  100  Kilogramm  be- 
tragen soll,  Toransgesetzt,  dass  die  btthmisdie  Westbahn  anf  dieser  Strecke 
für  gewisse  Artikel  nicht  niedrigere  ofBoielle  LocalsStse  hütte. 

2.  Der  Loealverkehr  der  Strecke  Beraun-Zditz  Tcrbleibt  der  böhmischen 
Westbabn. 

3.  Die  böhmische  Westbahn  ttbemimmt  die  Verpflichtung,  die  Strecken 
der  Rakonitz-Protiviner  Bahn  in  alle,  sowohl  in-  wie  auch  anslftndische  Yer- 
kehre,  wo  dies  im  Interesse  der  letzteren  gelegen  ist,  einznftthren  und  die- 
selbe  fiberbaopt  und  in  Bezug  auf  Tarifs-  und  Transports-Angelegenheiten 
nach  t»esten  KrXlten  zu  vertreten. 

4.  Bei  Aufstellung  und  Repartition  der  Tarifsatze,  sowohl  im  directen 
Verkehre  zwischen  der  Rakonitz-Protiviner  Staatsbahn  und  der  böhmischen 
Westbahn,  als  auch  im  Verkehre  mit  anderen  Bahnen  gelten  folgende 
Grundsitze: 

aj  Die  Instradimng  wird  rttcksichtlich  der  Strecken  der  beiden  Bahngebiete 
Uber  die  kttrzeste  Route  vorgenommen; 

b/  die  Vertheilunf,'  der  Frachtsätze  geschieht  in  denjenigen  Fällen,  in 
welchen  das  Zusammenstossen  der  normalen  Taxen  der  beiden  Ver- 
'Haltungen  den  Oesammttanfsatz  bildet,  einfach  durch  Zurechnung  dieser 
Taxen  an  jede  Verwaltung, 

In  denjenigen  Pillen  jedoch,  in  welchen  Kürzungen  derOesamrot- 
tazen  ans  welchen  Ortlnden  immer  vorgenommen  werden,  erfolgt  die 
Vertfaeilnng  derart,  dass  zunächst  für  jede  Bahn  die  im  Sinne  der  bei 
der  Aufstellung  des  betreffenden  Tarifes  massgebenden  Principien  von 
derselben  zu  beanspruchenden  Uanipulationsgebtthren  vorabgezogen 
werden,  der  verbleibende  Rest  aber  pro  rata  der  Ar  jede  der  beiden 
Bahnen  bei  AnÜBtellung  des  Tarifes  aufgegebenen  Normal-Antheile 
repartirt  wird. 

5.  Die  böhmische  Westbahn  verpflichtet  sich,  die  für  die  Rakonitz- 
Protiviner  Staatsbahn  zu  ertheilenden  Transportbegünstigungen  aUer  Art  in 
jener  Form  der  Regierung  zur  Genebmigang  vorzulegen,  welche  jeweilig 
von  der  Regierung  vorgeschrieben  sein  wird. 

Uebrigens  ist  die  böhmische  Westbahn  ihrerseits  verpflichtet,  sich  in 
keiner  Weise  mittelbar  oder  unmittelbar  an  der  Ertheilung  von  Boniflcationen 
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oder  8oii8tif^en  liegünsti^nngen  zu  betlieili'rcn.  iliiich  welche  der  RakoiiiU- 
Protiviocr  Bahn  Concurreiiz  geschaffen  werden  küuute. 

Artikel  UI. 

Die  gemeinsamen  Verwaltung^  Auslagen,  als:  Gesammtkosten  der  allge- 
meinen Verwaltung,  Centralleitungskosten  fSr  Bahnaufsicht  und  BahDerbaltung 
für  Terkebrs-  und  comnierziellen  Dienst,  für  Zugfürdemngs-  und  Werkstitten  • 
dienst  sind  im  VerhllltniBse  der  anf  beiden  Bahnen  surlickgelegten  Zugskilo» 
meter  so  verüieilen,  mit  der  Massgabe  jedoch,  dass  von  der  gesammten  Zugs- 
kilometeraahl,  bestehend  ans  der  Summe  der  anf  der  bSbmischen  Westbahn 
ond  Bakonits-Protiviner  Staatsbahn  snrQekgelegten  Zugskilometer  niemals 
weniger  als  25%  Bakonits-Protiviner  Bahn  entfallen  sollen. 

In  die  su  vertheilenden  Kosten  sind  die  Auslagen  fUr  die  ezponirten 
Bahn-  und  Verkehnileitungea  der  RakonitZ'Ptotiviner  Bahn,  so  lange  die- 
aelben  fortbestehen,  einsubesiehen. 

Artikel  IV. 

Die  Baliiiaufsichts-  und  Bahncrlialiungskoäteu  sind  direct  auf  die  oin- 
zelnen  Strooken  zu  verbuchen  und  für  letztere  mit  Aussclilusa  der  gemein - 
achattlicheii  Bahnliofe  gesonderte  Reehnungsbeloge  aufzustellen. 

Alle  Neu-,  Um-  und  Erwt'itenmgsbanten,  sowie  alle  Mchranschafiungon 
von  Inventar.stUcken  auf  der  Rakonitx-Protiviuer  Bahn  haben  auf  Kosten  des 
k.  k.  Aerars  zu  geschehen. 

Derartige  Bauten  und  Mchranschaffungen  können  jedoch  nur  mit  Ge- 
nehmigung des  Handelsministeriums  ausgeführt  werden,  dasselbe  wird  gleich- 
xeitig  entscheiden,  ob  die  AusfUhrung  den  Bau-  oder  den  Betriebsconto  zu 
Masten  hat  und  durch  die  böhmische  Westbahn  oder  die  k.  k.  Direotion  fUr 
Staatseisenbahnbauten  zu  bewirken  ist. 

Im  enteren  Falle  sollen  der  Oesellschaft  über  Verlangen  entspreohende 
imvertinsliehe  StaatsvorsehBsse  flüssig  gemacht  werden.  Falls  aldi  der 
Wirkungskreis  einzelner  Organe  der  Bdiuerhaltung  oder  anderer  Dienst- 
sweige  nieht  ausschliesslich  auf  eine  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Bahnen 
erstrecken  sollte,  so  sind  die  Kosten  der  betrelfenden  Organe  im  YerhMlt» 
Hisse  der  BahnlSnge  auf  die  berührten  Bahnen  zu  verthellen. 

Artikel  V. 

Die  KoBten  des  Stationsdiennte^  i^iud  wie  die  Bahuaufsichts-  uud  Bahu- 
erhaltungskoöten  direet  zu  vcrbnelu  ii. 

In  lU'tielT  der  gemcinsc'iiaftliolieii  Balinhüfe  liakonitz,  Beraun,  Zditz 
und  Protivin  bleiben  die  bestehenden  Vereinbarungen  bis  auf  Weiteres 
aufrecht. 


Digitized  by  Google 


1.  Staatsbaiiaen. 


65 


Artikel  VL 

Die  Kosten  des  Fahr-  und  Zagsförderungsdienstes  sind  gleichfalls  flir 
beide  Ketie  getrennt  zu  verreehnen. 

Sollten  Zfige  der  Sakonits-Protii^ner  Babn  die'  Streoke  Berann-ZdÜs  < 
oder  andere  Strecken  der  böhmischen  Westbahn  befahren,  eo  hfttte  letztere 
dalSr  auf  Gmnd  des  am  Jahressehlusse  anf  beiden  Bahnnetsen  zusammen  per 
Zogskilometer  sieh  ergebenden  Dnrohschnittopreises  Brsats  an  leisten. 

Diese  Bestimmung  findet  selbstverstlndlieh  anf  Sobottenüge  und  andere 
nielit  zahlende  Zig«  keine  Anwendung. 

Die  Kosten  von  Unflillen  hat  die  Unfallsstrecke  zu  tragen. 

Artikel  VII. 

Auch  für  die  Reparatur  des  Falirparkes  sowie  fUr  die  begoiuleren,  ZU 
dM  eigentliohen  Betriebskosten  nicht  (rehörigen  Ausgaben  und  die  Fener« 
assecnranz  wird  die  Verreohnang  vollständig  getrennt  gepflogen. 

Die  Miethabrechnnn^  flir  die  Lastwagen  erfolgt  wie  bisher  auf  Grund 
des  österreichisch-ungarischen  Wafrenrefjulativs. 

FUr  etwaige  gegenseitifre  Benützung  von  Personenwagen  und  Loco- 
motiven  bleiben  besondere  Vereinbarungen  vorbehalten. 

Artikel  VIII. 

Die  Betriebsreehnung  der  Rakonitz-ProtiTiner  Bahn  ist  dem  Handels- 
ministerium Tierteyibrig  vorzulegen. 

Die  Betriebsrechnungen  der  drei  ersten  Quartale  sind  auf  Gmnd  der 
seit  dem  ersten  Jinner  thatsftchlieh  zur  Buchung  gelangten  Einnahmen  und 
Aufigaben  proTisoiisch  aufzustellen  und  spfttestens  drei  Monate  naoh 
Qnartalabsehluss  in  Vorlage  zu  bringen. 

Gleichzeitig  ist  d^r  sich  ergebende  Activsaldo  an  das  Staatsärar  abzu- 
fuhren,  beziehungsweise  im  Falle  eines  Betriebsdefidts  der  betreffende 
Passivsaldo  von  demselben  im  Wege  des  Handelsministeriums  in  Anspruch 
zu  nehmen. 

Die  Betriebsreehnung  des  vierten  Quartales,  beziehungsweise  die  Jahres- 
reebnung  ist  erst  nach  dem  definitiven  Reohnungsabschlusse,  und  zwar 
spätestens  je  am  1.  Mai  in  Vorlage  zu  bringen. 

Falls  die  Baarausgldehe  nicht  binnen  3*/«  Monaten  nach  jedem 
Quartalsabsehlnss  stattgeflinden  haben,  sind  filr  die  weiteren  Monate  und 
Tage  Verzugszinsen  zu  6*/«  zu  verreehnen. 

Die  Verbindlichkeit  des  Staates  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen,  soll 
jedoch  nie  früher  eintreten  als  15  Tage  nach  erfolgter  Rechnungslegung. 

Artikel  IX. 

Die  Staatsverwaltung  behiilt  sich  das  Recht  vor,  den  Betrieb  der 
Rakonitz-Protiviner  Bahn  in  allen  seinen  Zweigen  nicht  nur  durch  die  allge- 
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meinen  rpherwachun^sorgane,  pondern  auch  durch  andere  besonders  zu 
delegirende  und  nach  UmständeB  der  Verwaltung  ständig  zuzuthcilencie 
Organe  auf  eigene  Kosten  zu  Uberwachen,  iii.sbesondere  auch  die  Geld* 
gebarung  jederzeit  zu  controliren  und  zu  diesem  Behufe  alle  geHelUcbaftUcben 
Bttcher  und  Originalbelege  bei  der  Central  Verwaltung,  Direction,  sowie  auf 
der  Strecke  einziueheu  und  eyeotaell  ihre  Riobtigetellung  an  veranlaseen. 

Artikel  X. 

Das  gesammte  dermalige  Beamten-  und  Dienerpersonale  der  Rakonitz- 
Protiviner  Staatsbahn  wird  von  der  k.  k.  priv.  böbmiseben  Westbahn  gleich- 
seitig mit  der  Baku  ttbemomincn. 

Die  von  diesem  Personale  bis  zur  IJehernahme  und  während  der  Wirk- 
samkeit dieses  Vertrages  erworbenen  Rechte,  insbesondere  hinsichtiiGh  der 
Besoldung  nnd  der  statuteumässigen  Abfertigungs-  und  Pensionsansprflche 
werden  aufrecht  erhalten  und  von  dem  k.  k.  fitaatsärar  gewährleistet. 

Während  der  Dauer  des  Betriebsvertrages  wird  der  Verwaltung  der 
böhmischen  Westbabn  über  dieses  Personal  die  Disciplinargewalt  einge- 
räumt. 

Die  von  den  Übernommenen  B  'amten  und  Dienern  zum  Pensionsfond 
der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Bahn  als  der  den  Betrieb  auf  der  in  Bede 
stehenden  Staatsbahn  bisher  führenden  Verwaltung  geleisteten  Pensionsein- 
sahlungen sammt  aufgelaufenen  Zinsen  sollen  nach  Ausscheidung  dorr^olben 
aus  dem  genannten  Pensionsfonde  als  ein  besonderer  Pensionsfond  fortbe- 
stehen, welcher  der  k.  k.  priv.  böhmi^^chen  Westbahn  zur  Verwaltung  nach 
den  bei  der  k.  k.  priv.  Dux-Bodenbacher  Bahn  diesbesttgUch  geltenden 
Satzungen  Ubergeben  wird. 

Geldanlagen  und  darauf  bezügliche  Dispositionen  riieksichtlich  dieses 
Fondes  unterliejren  der  vorherigen  Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Die  Neuaufnahme  und  Beförderung  von  Beamten  nnd  Dienern  fiir  die 
Rakonitz  Protiviner  Staatsbahn  erfolgt  durch  den  Verwaltungsrath  der  böh- 
mischen Westbahn. 

Die  neuaufzunehmenden  Beamten  und  Diener  der  Rakonitz-Protiviner 
Staatsbalin  hal)en  mit  den  bisherigen  Beamten  und  Dienern  dieser  Bahn  einen 
Gcsammtstatus  zu  bilden  und  sind  gehalten,  sich  an  dem  für  letztere  1)6- 
stehenden  Pensionsfonde  nachMassgabo  der  geltenden  Normen  zu  betheiligen. 

Die  k.  k.  priv.  böhmische  Westbahn  ist  berechtigt,  die  Bediensteten 
der  Staatsbahnlinio  auf  den  Streeken  der  böhmisclien  Westbahn  und  Be- 
dienstete der  letzteren  auf  Strecken  der  ersteren  dienstlich  zu  verwenden. 
Bei  Lösung  des  Vertrages  wird  das  in  den  Status  der  Staatsbahnlinie  gehijrige 
Personale  der  Staatsrerwaltung  nnd  das  in  den  Status  der  böhmischen  West- 
bahn gehörige  Personale  dieser  letzteren  zur  Verfügung  gestellt  und  über- 
nommen,  dooh  werden  gegenseitige  Uebertritte  der  bei  Ldsnng  des  Ver- 
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träges  nlilit  :iut  i!ir*'i-  L'rsprun^Hliuie  verwcudeteii  Bediensteten  soweit  als 
tlninlich  mittelf^t  Kumiig:img  und  Uebertragiing  der  in  den  IN'nsioiislond  ge- 
leisteten Kinzaliluiig  von  beiden  Verwaltungen  gestattet  werden. 

Die  Bestimmungen  über  den  Kranken-Uuterstiitzungsfond  bleibeu  einer 
besonderen  Vereinbarung  vorbehalten. 

Artikel  XL 

Die  «nf  der  Rakonite-Protiviner  Bahn  am  Tage  der  BetriebeQbemahme 
Torhandeiien  CassabestSnde  (Baalgeld  and  Wertiipapiere)  sind  nach  erfolgter 
von  der  Staatsverwaltung  au  genehmigender  Abrechnung  der  k.  k.  priv. 
Dttx-Bodenbacher  Bahn  zu  ersetzen. 

Dagegen  erhSlt  die  böhmische  Westbahn  als  Ifanipulationsfond  behnfe 
Deckung  der  Cassabest&nde  und  Beschaffung  von  HateriaWorrSthen  einen 
unverzinslichen  Pauschalbetrag,  dessen  Ausmass  einer  besonderen  Verein- 
bsrung  vorbehalten  bleibt. 

Ueberdies  werden  der  böhmischen  Westbahn  die  auf  der  Rakonitz- 
Protiviner  Bahn  voihandenen  InventarstOcke  und  liaterialvorrüthe  gegen 
Verrechnung  Übergeben. 

Die  von  der  Verwaltung  der  Dui-Bodenbacher  Bahn  als  betriebftthrenden 
Direction  der  Rakonitz-Protiviner  Staatsbahn  abgeschlossenen  und  noch  in 
Wirksamkeit  stehmden  Vertrüge  bleiben  selbstverständlich  aufireeht. 

Artikel  Xll. 

Bei  Uebergabe  der  Rakonlte-Protiviner  Bahn,  beziehungsweise  der  ein* 
seinen  Baulichkeiten  sammt  deren  beweglichen  und  unbeweglichen  Zugehör, 
der  Fahrbetriebsmittel  und  der  Gegenstände  der  BetriebsansrHstung,  sowie 
der  Materiahrorräthe  und  der  Cassenbestftnde  an  die  k.  k.  priv.  böhmische 
Westbahn,  ist  von  dieser  gemeinschaftlich  mit  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
unter  Zosiehnng  der  Dux-BodenlMcher  Bahn  ein  Protokoll  und  Inventar  in 
duplo  aulzunehmen,  wovon  Jeder  der  beiden  Contrahenten  ein  Eixemplar 
behält. 

Auch  wird  die  k.  k.  Staatsverwaltung  die  Pläne  der  Bahn  und  der  ein- 
zelnen Baulichkeiten,  sowie  die  hierauf  und  auf  alUällige  Lieferungen  ab- 
zielenden Verträge  an  die  k.  k.  priv.  böhmische  Westbahn  ftlr  die  Daner 
der  Betriebsftthmng  tthergeben. 

Artikel  XIII. 

Der  am  6.  13.  Mai  187r,  II.  M.  Z.  14U.')1  zwisr^hf-n  der  k.  k.  priv. 
bohmiselien  Westbahn  einerseits  und  der  k.  k.  Kakonitz-Protiviner  8taat^l»alin 
anderseits  in  BetretV  der  Mitbenutzung  des  eurrenten  Babngeleises  zwischen 
Beraun  und  Zdilz  abgeschlossene  Vertrag  wird  für  die  Dauer  des  gegen- 
wärtigen Vertrages  ausser  Kraft  gesetzt. 

Vgl.  den  hier  crwakateu  Vertrag  oben  sub  9. 

6* 
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Artikel  XIV. 

Der  frejrcii  wärt  ige  Vertrag  wird  aiil  unVjestimmte  Dauer  abgeschlossen^ 
kann  jedoch  beiderseits  jeweilig  für  den  31.  Marz,  30.  JuDl,  30.  September 
und  31.  December  einjährig  gekündigt  werden. 

Artikel  XV. 

Alle  ans  diesem  Vertrage  entspringenden  Steitigkeiten  werden  bei  dem 
k.  k.  Handelsgeriehte  in  Wien  nach  den  Vorschriften  des  summarischeu  Ver- 
fahrens durclizuluhren  sein. 

Artikel  XVL 

Die  k.  k.  Staatayerwaltang  htt  die  fttr  diesen  Vertrag  entfallenden 
geseUlichen  Stempelgebtthren  allein  in  tragen. 

Der  Vertrag  wird  in  zwei  gleichlautenden  Parien  aoageferligt,  tod 
welchen  das  gestempelte  beim  k.  k.  Handelsmioisteriam  verbleibt,  das  unge- 
stempelte dagegen  der  k.  k.  priv.  bdhmischen  Westbahn  aasgefolgt  wird. 

Wien,  am  26.  Febmar  1877. 
FUr  die  k.  k.  Staatsverwaltung:      Die  k.  k.  priv.  böhmische  Westbahn: 

W.  üerdliag  m.  p.  Cemperi  m.  p. 

Pisswald  m.  p.  Dr.  iih  m.  p. 

Johann  Bajer  m.  p. 

Dr.  Emst  v.  lerher  m.  p. 

Z.  5264. 

Der  Torstehende  Vertrag  wird  anter  dem  Vorbehalte  einer  Vereinbamng^ 
Uber  den  Wirkungskreis  des  für  die  obgenannte  Staatseisenbahn  bestehenden 
Ueberwachnngs-Comit^  genehmigt 

Wien,  am  2ö.  Februar  1877. 

Der  k.  k.  Handelsminist^r:  Der  k.  k.  Finansminister: 

Chlimeck)  m.  p.  Prelis  m.  p. 

Da«  auagefertigto  Vertragt-Para  wurde  dem  Yerwaltttngtr«the  der  k.  k.  priv. 
böLmivchrn  Westbahn  mit  dem  ErUate  dea  k.  k.  Handelaminlatera  Tom  1.  Mira  1877,. 

Z.  6409,  ausgefolgt. 

l)as  neue  Statut  für  das  Ueberwachungs-Comite  l'olgt  hier  sub  12. 


Digitized  by  Google 


I.  Staatebabnen.  09 

12.  Statut 

Ar  4m  ConiM  lor  UeberwMhiiDg  dt  s  Betriebes  der  Rakoniti-Proiiviner  SU»tmiseib«bB. 

(C.  BL  Nr.  41  ex  1877). 

§.  1. 

Bestell  nng  und  Sitz. 

Das  Comit«'?  besteht  aus  fünf  .Mitj^liedern,  welche  vom  k.  k.  Han-lels- 
ministerium  im  Biuvernehmea  mit  dem  k.  k.  Finaozmiuiaterium  ernanut 
"werden. 

Daa  Comite  liat  seiueu  Sitz  iu  Wieu. 

§.  2. 

A  ufgabo. 

Die  Aufgabe  des  Comites  bestellt  in  der  Wahrnehmung  der  der  Staats- 
verwaltong  auf  Grund  des  mit  der  k.  k.  privilegirteu  böhmischen  Westbahn 
über  den  Betrieb  der  Rakonitz-Protlviner  Staatsbabn  geschlogsenen  Betriebs- 
vertragea  eingeräumten  Keehte,  insbeBondere  auoli  in  der  durch  die  nach- 
stehenden  Paragraphe  näher  bestimmten Einflossnahme  auf  dieBebriebflihrung 
-der  Rakonits-Protiviner  Bahn. 

§.  8. 

Art  der  Geschäftsbehandiung. 

Das  Görnitz  Übt  seine  Funotioneu  in  Sitzungen  aus,  welclicn  in  der 
Kegel  die  beiden  AdministrationsvorstSnde  der  böhmischen  Westbahn  oder 
-einer  deifselhcn  beizuwohnen  haben. 

Selbstverstiindlieli  haben  die  letzteren  kein  Recht,  an  den  Abstimmungen 
des  Comites  theilzunehmen. 

Dem  Comite  bleibt  es  Übrigens  anheimgegeben,  Sitzungen  auch  ohne 
Zuziehung  der  Organe  der  böhmischen  W«stb:ilin  ali/uhalten. 

Das  üeberwaohungscnrait«'  kann  durch  Bcschluas  Einem  oder  Mehreren 
seiner  Mitglieder  von  Fall  zu  Fall  die  Erstattung  von  Anträgen  oder  Gut- 
achten über  die  dem  Comite  vorbehalteuen  Gegenstände  des  Betriebes  der 
Bakonitz-Protiviner  Staatsbahn  auftragen. 

§•  4. 

In  der  Regel  soll  alle     Wochen  eine  Sitzung  des  Comites  stattfinden. 

Die  böhmische  Westbahn  entwirft  die  Tagesordnung  für  jede  Sitzung, 
■sendet  diese  jedem  Comiteniitgliede  zu  und  sorgt  dafür,  dass  die  Vorlagen 
über  die  zu  erledigenden  Gejrenstände  einige  Tage  vor  der  Sitzung  an  den 
Präsidenten  des  Comite  oder  an  dessen  Stellvertreter  gelange». 
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Das  L'clterwachun<rscoinit/'  fa^st  seine  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmeii- 
mehrheit  (Ur  in  der  SitKiinjr  anueseiulen  Mitglieder;  bei  Stiium^^n^deichheit 
iKt  der  Alltrag  dann  beschlostien ,  wenn  der  Vorsitzende  fUr  denselben 
gestimmt  hat. 

Zur  BescklussfÜhigkeit  ist  die  Anweseukeit  von  drei  Mitgliedern 

erforderlich. 

lieber  die  Verhandlunp«  ri  dfs  romites  wird  ein  Protokoll  geführt, 
welclic-i  \  ou\  Vorsitzenden  uiiil  einem  -Mitgliede  zu  unterzeichnen  ist,  und  dem 
Uandebmiuisttriuiu  in  Abschrift  vorgelegt  wird. 

Wirkungskreis  des  Comit^. 

Der  BerathuDg  und  Beschlnssfassiing  des  Comit^s  sind  nanentüch 
folgende  OegenstSnde  vorbehalten: 

1.  Fahrordnungen  und  Tarife. 

HIerlier  gehört  aacb  die  Bewilligung  von  Refaetien  anf  Qmnd  der 
Antrüge  des  VerwaltangBrathes  der  böhmisehen  Westbabn.  Im  Fnlle  der 
Dringliobkeit  des  Gegenstandes  kann  die  bdhmiscbe  Westbahn  selbstsl&ndig^ 
das  Entsprechende  Terfllgen ;  sie  hat  jedoch  ttber  gewahrte  Refaetien  In  der 
•nächsten  Sitzung  des  Comitis  motivirte  Anseige  su  erstatten. 

2.  BanvertrSge  und  Verträge  mit  den  Anschlussbahnen. 

3.  Mittheüung  der  abgeschlossenen  Liefernngsvertrilge. 

4.  Projecte  ttber  Um-,  Ken«  und  Zubauten. 

5.  Ernennung,  Beförderung,  Kündigung  und  Entlassung  Ton  Beamten 
und  Dienern  der  Rakonitz-Protivlner  Bahn,  dann  die  auf  die  Pensionimnjt 
solcher  Bediensteten  besugnehmenden  Angelegenheiten;  femer  Zuerkennun^ 
Ton  Pensionen,  Erziehungsbeiträgen  und  Abfertigungen  an  deren  Hinter* 
bliebene. 

6.  Die  Ertheilung  von  UrUtuben  in  der  Daner  von  mehr  als  zwei 
Monaten. 

7.  Bestimmnngen  Uber  die  Verwendung  der  in  den  Pensionsfonds  der 
Rakonitz-Protiviner  Bahnbeamten  und  Diener  cinfliesgenden  Beträge,  die 
Fructificirung  von  Pensionpfonds-Capitslien  und  Überhaupt  Uber  alle  dea 
Pensionsfond  und  seine  Beziehungen  zu  dessen  Mitgliedern  betreffenden 
Geschäftsangelegenheiten ,  insbesondere  die  Mitwirkung  bei  Abfassung, 
respeetive  Revidining  der  Statuten  des  Pensionsfondes  und  die  Statuten- 
massige  Eindu88nahme  auf  die  Gebahrung  mit  diesem  Fonde. 

8.  Alle  anf  den  Kraukenfond  der  Rakonitz-Protiviner  Staatsbahn  bezug- 
nehmenden Verfügungen  und  Entscheidungen,  insbesondere  die  Mitwirkung 
bei  Abfassung  respeetive  Revidining  der  Statuten  des  Krankenfondes  und 
die  statutenmässige  Eiuflussnahme  auf  die  Gebarung  mit  diesem  Fonde. 
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§•7. 

Die  böhmische  Westbahn  wird  knrae,  sntographirte  Monatsberichte  Uber 
Emnahmen,  Ausgaben  und  VerkehrsverbältniFise  der  Rakonitz  Protiviner 
StMtsbAhn  dett  IfitgUedm  d«i  ÜeberwMhungscomit^s  zusenden. 

Ferner  hat  die  bOhmisehe  Westbahn  gleichzeitig  mit  der  Torlage  einer 
QnarUto-Betriebsreehnung  respective  der  Jahresrechnang  an  das  Haadele- 
ouniBteritim  (Artikel  VIU  des  Betriebsvertrages)  eine  Copie  der  betreffenden 
Rechnong  dem  üeberwaehongscomitö  vorznlegen. 

§.8. 

Das  Ueberwaohiingseoinit6  ttbt  seine  ihm  im  gegenwärtigen  Statute 
Übertragenen  Befugnisse  als  Delegirter  des  Haodelsministeriams  insoweit 
selbststindig  ans,  als  hiert>ei  nur  die  Interessen  des  Staates  als  BigenthOmer 
der  Bahn  nnd  ihres  Zagehörs  nnd  nicht  anoh  öifentliohe,  die  oberste  Leitong 
des  Eisenbahnwesens  betreffende  Rttoksichten  in  Betracht  kommen. 

Der  Wirkungskreis  der  k.  k.  Oeneralinspeetlon  in  Ansehnng  der 
Rakonitz-Protiviner  Staatsbahn  wird  dnreh  die  Einsetzung  des  Ueberwaehnngs- 
eomit^s  nicht  bertthrt. 

8  9 

Das  Comite  ist  überdies  licrpchti^'t  und  verpHichtet.  den  Betrieb  d^r 
Rakonitz-Protiviner  Staat^bahn  in  allen  seinen  Zweijren,  insbesondere  aiieh  in 
der  Geld;;ebarun^  auf  die  ihm  ireei^net  seheinende  Weise  zu  überwachen, 
und  kann  zu  diesem  B»diiit"e  durch  besonders  zu  ent!^pnd<Mide  Or;rane  jeder- 
zeit die  hierauf  bezUjrlieiien  Bücher  und  Schriften  einteilen  und  den  Bestand 
der  Stationscassen  untersuehen. 

Das  vorstehende  Statut  wird  hiemit  als  ein  inte^rireuder  Bestandtlieil 
des  zwischen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  und  der  k.  k.  privilegirten  böhniischeu 
Westbahn  al)j,'esehh>ssenen  Betriebsvertrages  vom  2C.  28.  Februar  1877 
erklärt,  und  ist  durch  dasselbe  dem  in  der  Genehmiguufrsklausel  zum 
erwähnten  Betriebsvertrage  Seiten»  der  k.  k.  Staatsverwaltung  gemachten 
Vorbehalte  entsprochen. 

Wien,  am  22.  März  1877. 
Nr.  9299. 

Der  k.  k.  Handelsminister:         Die  k.  k.  privilegirte  böhmische  Westbahn : 
rhlsaiecky  m.  p.  (ismperi  m.  p.,  J.  SchinlL«  m.  p. 
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e)  Douuuufer-Staatübahu. 

1.  Geseti  Yom  U.  Mftn  1876,  B.  G.  BL  Nr.  89  and  C.  El.  Nr.  39« 

betreftad  den  Bfta  eiaw  des  regolirten  Donmifer  enlUig  fOhrcnden  EisenbAhn  und  denn 

Verbindnng  m\i  der  Ktiier  Frun  Jcteph-Baha. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reiohsratbea  fiude  Ich  zu  verordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermXolitigt: 
a)  eine  Eisenbahn  auf  dem  regnlirten  Donannfer  vom  Nnudorfer  Sporn 

bis  snr  StadUiaer  Brücke; 
bj  eine  Verbindung  dieser  Eisenbahn  mit  der  Kaiser  Frana  Joseph-Bahn 

auf  Staatskosten  hersnatellen. 

Artikel  IL 

Die  im  Artikel  I  sub  a)  aufgeführte  Bahn  —  Donauuferbahn  —  wird 
zweigeleisig  ausgeführt,  der  Unterbau  der  in  Artikel  I,  sub  b)  beseiohneten 
Verbindungsstrecke  inclusive  der  Ober  den  Donaucanal  führenden  Brücke 
für  zwei  Geleise  hergestellt,  vorlftnfig  jedoch  nur  eines  gelegt. 

Mit  Rücksicht  auf  den  für  den  Anfang  zu  erwartenden  geringen  Verkehr  wurde 
mit  AUerli8oh«ter  Genehmigung  vom  11.  August  1876  (H.-M.  Z.  26426  ex  1876)  aus 
Soonomiaehen  Grfind«»  nur  das  eine  Geleie«  in  AuefOkrang  gebraeht  und  die  Leguog 
des  zweiten  (ieleises  einem  späteren  Zeilpuncte  Torbehalten,  wenn  tlok  die  NoUiwen* 
digKeit  deaselben  herausstellen  wird. 

Artikeln!. 

Zum  Zwocko  (It'i*  Inanj^ritVnahmr  des  li.mt's  der  in  Artikel  1  l)ezoi«'lniot«Mi 
Eiscnbalmliiiit  ii  wird  der  Regierung  für  daa  Jahr  1876  ein  bpecialcredit  vuu 
600.000  Ciuldtu  bewilligt. 

Artikel  IV. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Artikel  V. 

Der  Handelsminister  und  der  Finanzminister  sind  mit  dem  Vollzuge 
dieses  Gesetzes  beauftragt. 

Wien,  aro  11.  März  1876. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aiersperg  m.  p.  ChUmecky  m.  p.  rretls  m.  p. 
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2.  Immgriffnahme  des  Baues  auf  Staatskosten  undErleiclitoniiigeii 

beim  Bau  und  der  Einriehtang • 

Mit  AUerhijchster  Entschliessun«?  vom  11.  März  1876  (H.  M.  Z.  7743 
ex  1876),  mit  welcher  das  vorntehende  Gesetz  die  Allerhöchste  Genehmiguii,^ 
erhielt,  win  de  der  jtiaudelsminister  gleichzeitig  zur  DurclitUiiruiig  des  Bahn- 
baues ennäcliti;^'t.  * 

Nach  Artikel  III  des  Gesetzes  vom  14.  April  1877,  K.  0.  HI.  Nr.  30 
(Vgl.  oben  unter  A.  Im  Allgemeinen  4  i,  betreffend  die  Eritdiinni;  von  Special- 
crediten  für  das  Jahr  1.S7  7  zu  Zwecken  des  Staatsi  isenbaiiiibaues,  sind  bei 
Ausbau  der  Donauulerbahn  alle  mit  Bezug:  auf  die  in  Au'^sieht  zu  nehmende 
enuässi*!^te  Fahr^xeschwindifj^keit  zulässifjen  Erleichterun;^en  zur  Anwendun;^ 
zu  brinp'H,  und  ist  auch  in  Hezuj;  auf  den  lletrieb  von  allen  in  der  Eisenbaiin- 
Betriebsordnun^:  vom  IG.  Novembi  r  1851  und  den  einschlägigen  Naehtrnirs- 
bestimmungen  M>rgesehriebeneii  Sirlierbeitsvorkehrungen  insoweit  L  mf;ang 
zu  nehmen,  als  dies  aus  dem  glciebcn  (jruade  nach  dem  Enuessen  dos 
HanUeiHtninisteriums  zulassig  erscheint. 


3.  Vertrag, 

welcher  iwisrh^ri  der  k.  k.  Staalsbahn  einerseits  und  di  r  ausschliesslit  h  privib'iiirten  Kaiser 
Fcrdinands-Nordbaba  andererseits  in  Beinll  dir  HitriebrührungautdcrDonau-llcr* 

bahabeiWien  abgcschlussen  worden  ist. 

§•  1- 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  Überträgt  an  die  ausschliesslich  privilegirte 

Kaiser  Ferdinands -Nordbahn  und  diese  Ubernimmt  für  Rechnung  des  k.  k. 
Staat-ärars  die  Ftihruiig  der  Betriebsdienstes  auf  der  durch  die  k.  k.  Staats« 
Verwaltung  herzustellenden  Donannferbahn,  beziehungsweise  auf  den  zur 
Vollendung  gelangenilen  Theilstrecken .  zunächst  zwischen  dem  Donau- 
oferbahnhofe  der  k.  k.  jjrivilegirten  österreiehischen  Staatseiaenbahngesell- 
schaft  und  dem  Donauuferbahuhofe  der  ausschliesslich  privilegirten  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn,  sowie  auf  den  Verbindungsgeleisen  zu  den  längs  der 
L>(tiiauui(  i  li.ihn  bereits  bestehenden  o<ler  noeh  herzustellenden  industriellen  und 
sonstigen  Etablissements  städtisches  Lagerhaus.  Landungsplatz  der  Donau- 
DampfsehiflTahrtsgesellschaft  u.  ilgl.  i,  u.  zw.  im  letzteren  Falle  nach  Massgabe 
der  diesfalls  von  <ler  Staatsverwaltung  mit  den  betretfenden  Interessenten 
abzuschliessenden  Verträge. 

Die  vollendeten  lialmstrecken  sind  der  ausschliesslich  privilegirten 
Kaiser  Ferdinands  Nordbalin  iui  vollkommen  betri«'bstahigen  Zustande,  sammt 
l  elegrapheuverbindung  zwischen  allen  Expeditionsstelleu  protokollarisch  zu 
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Übergeben,  und  später  etwa  nothwendig  werdende  Erweiterangsbauten  oder 
Kaebseliaflhingen  von  der  k.  k.  Staatsverwaltnog  antsufllbren. 

§.  2. 

FQr  die  Besorgong  des  Verkehrs-  und  eommereiellen  Dienstes  erbilt 
die  ansscbliesslich  privUegirte  Kaiser  Ferdlnands-Nordbabn  Tom  Tage  der 
Betriebseröffhnng  an  einen  jährlichen  Pansehalbetrag  von  6000|  sechstaosend 
Golden  Ssterreichiseher  WXhmng. 

Dagegen  hat  die  Nordbahn  an  Ort  nnd  Stelle  in  dem  von  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  beisostellenden  Kanaleiloeale  einen  Yerkehrsbeamten  mit 
den  nSthigen  HilAkritflen  anfznstellen,  welcher  simmtliebe  Tersendungs- 
auftrSge  entgegennimmt  nnd  die  Dispositionen  für  deren  ordnnngsmässige 
Dnrehftthmng  trifft. 

Die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  bat  flemer  die  Kosten  der  Beleneh- 
tnng,  Beheizung y  Reinigung  de»  Kanzleiloeales  an  tragen,  und  die  für 
die  Manipulation  bei  der  gegenseitigen  Uebemahme  nnd  üebergabe  an 
allen  Expeditionsstelien  der  Donauuferbabn  erforderliehen  Bediensteten  anf- 
zustellen. 

Dabei  ist  jedoch  jedwede  Arbeitsleistung  fttr  das  Auf-,  Ab-  oder 
Umladen  der  Güter  oder  fttr  Wagenverschiebung  mit  UensehenkrSften  ans- 
gesehlossen,  Leistungen,  welehe  von  den  anderweitigen  Interessenten  zu 
fordern  sind. 

Dagegen  sind  die  verschiedenen  Centralverwaltungskosten  fttr  Wagen- 
evidenz und  Wagenmietherechnnng,  für  Evidenz  der  Einnahmen  und  Aus- 
gaben und  deren  Controle,  für  Correspondenzen  u.  s.  w.  in  dem  olngen 
Pauschale  mitinbegriffen. 

Zufolge  Entochetdung  des  k.  k.  Handeltminitteriamt  (H.-M.  Z-  81642  ex  1876 
fallen  in  das  Paoaehale  auch  die  Kosten  fSr  Erstellung,  Drucklegung  und  Veröffent- 
liehung  der  Tarife. 

§.3. 

Die  Kosten  ilei  Buhncrhaltung  und  Bahnaufsicht,  inclusive  der  Bi'wacliung 
und  Beleuchtun«:  der  Weichen  und  Distanzsiirnale,  sowie  der  Wächtersi^'-nal- 
laternen,  snl'erue  letztere  nicht  vou  den  Interessenten  rückverfrUtet  werden, 
sind  nach  Mansgabc  der  SclbstkdSten  mit  einem  5percenti<rcn  Zuscldafre  aU 
Verfriitunir  für  die  Beistellun^:;  von  Hanilsiimalcn,  Werkzeugen  und  anderen 
Utensilien,  jedncli  ohne  Zuschlag:  für  all;.'^cmeiue  Verwaltung'-  auf  Grund 
der  Ori^'inal  Itechnunfrsbelepe  (als:  Lohnlisten,  Materialverwendungsaus- 
weise)  an  die  ausscliliesslich  privilegirte  Kaiser  Ferdinands-Nordbahu  zu 
vergüten. 

Die  dicäbczii<rliche  Ueohnung  ist  der  StaatsverwaltUQg  allmonatUoh  zur 
Ueberprüfung  vorzulegen. 
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« 

Die  Versioherang  derBanobjeete  der  DonatroferbahD  gegen  BnndBchSdett 
besorgt  die  k.  k.  StaaUverwaltong. 

§.  4. 

Der  Zngfördemogt-  und  ZugbegleitODgsdienst  wird  aaf  Grand  nach 
stehender  Einheitspreise  besorgt,  u.  zw. : 
a)  fttr  eine  Stande  llascliinendienst  (eigentliehe  ZngfOrderang,  Verselüeben 

oder  Dampfbalten)  2  fl.  50  kr.; 
h)  Air  eine  Stande  Zngbegleitnng  per  Mann  26  kr. 

In  diesen  Preisen  ist  die  Beistellung  der  Zngssignale  nnd  die  Belenehtnng 
der  ZUge  niitinbegriffen. 

Als  Grundlage  fttr  die  Reehnnngslegnng  in  diesem  Dienstaweige  werden 
Stundenpässe  dngefllbrt. 

Die  Zeit  der  DienMleistang  wird  von  der  Abfahrt  aus  dem  Uferbahn- 
hofe der  Kaiser  Ferdinands>Kordbahn  bis  aar  RUcldcanft  dabin  berechnet 

,  Dem  Zogsbegleitungspersonale  obliegt  der  Rangirdienst,  der  Sicherheits- 
dienst wäbrend  der  Fahrt  nnd  die  Manipulation  mit  Dooumenten,  Gütern  und 
Wagen  bei  der  Uebergabe  nnd  Uebemahme. 

Die  diesbeallgliche  Beehnung  ist  der  k.  k.  Staatsverwaltung  allmonatlich 
zur  UeberprQfhng  vorznlegen. 

§.  5. 

In  Aiibetraoht  ihrer  geringen  LSnge  wird  die  Donanuferbahn  in  Bezug 
nuf  alte  nnd  jede  Wagengebarung  als  eine  vermittelnde  Verbindongsbahn 
betrachtet. 

Es  werden  daher  die  Ittr  den  Verkehr  anf  dieser  Bahn,  welche  keinen 
eigenen  Fahrpark  besitzt,  normalmässlg  erwachsenden  Wagenmietlien  von 
demjenigen  Interessenten  an  vertreten  sein,  für  dessen  Zwecke  die  Donau- 
nferbahn  die  Wagen  snUlhrt,  respective  von  demselben  übernimmt. 

Yerzögemngsgebllbren  sind  von  derjenigen  Partei  (Lagerhausverwaltung, 
DampfschüRhhrtsgesellschaft,  Etablissements  etc.  etc.)  zu  tragen,  welche  au 
der  Versttgerung  Schuld  trügt,  und  werden  diesbesilgllebe  Festsetzungen  in 
jenen  Betriebsvertrigen  Anfhahme  finden,  welche  die  k.  k.  Staatsverwaltang 
mit  den  vorbezeiehaeten  Interessenten  abzuschUessen  hat. 

FOr  den  Verkehr  vom  Lagerhaus  zum  Landungsplatz  (Schiff)  und  vice 
versa  übernimmt  die  anssohliesslich  privilegirte  Kaiser  Ferdinands- Nordbaliu 
die  Beistellnng  der  Wügen,  wofUr  dieselbe  sieh  Wagenmiethn  berechnen  nnd 
von  den  Interessenten  einziehen  kann;  die  entfallenden  FraohtgebOhren 
werden  selbstverständlich  zn  Gunsten  der  nonaiiuferbahn  erhoben. 

Die  Controle  und  Abrechnung  der  anf  die  Donauufer-  nebst  FlUKclbahnen 
übergehenden  oder  von  denHclbin  rU*-kkehrenden  Wagen  obliegt  der  ans- 
sehlieselich  privilegirten  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 
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§.  6. 

Die  Uebernahme  und  Cebergabe  der  Seodiuigeii  von  der  DoDanaferbahn 
an  die  LagerhausTerwaltiiiig,  die  NaelibanrerliebrBaiietalten  and  die  Priirat- 
interessenten,  sowie  viee  versa  findet  nnter  Anwendnng  der  Bestimmangen, 
des  jeweilig  bestebenden  österrdchisch-angarisohen  Uebereinkoainien8(gegen- 
wXrtig  vom  1.  JSnner  1875)  statt. 

Hiebei  können  folgende  Fille  in  Betracht  gezogen  werden : 

1.  Verkebr  zwischen  den  Orenzbahabofen  der  Donannferbahn  und  dem 
Lagerhanse  Uber  die  Donanuferbahn. 

2.  Verkebr  zwischen  den  Grenzbabnhöfen  untereinander. 

3.  Verkehr  zwischen  Grenzbahnböfen  und  dem  Landungsplatze  der 
Donau-Dumiifsehlfflahrt. 

4.  Verkehr  zwischen  Privatetablissements  und  Grenzbabnhdfen. 

5.  Verkehr  zwisohen  dem  Lagerhaus  und  dem  Landungsplatz  der  Donau« 
Dampfs^^hiffiTahrl. 

Durch  die  Auferlegung  einer  Verpflichtung  zur  Anlegung  von  Plomben 
seitens  der  verschiedenen  hiebei  in  Frage  kommenden  Privatinteressenten  ist 
Vorsorge  zu  treflTen  ,  dass  die  factische  Uebernahme  und  Uebergabe  der 
Güter  tli unliebst  beschrinkt  werde,  wobei  in  den  diesbezüglich  abzu> 
schliessenden  Anschlussverträgen  ein  besonderes  Augenmerk  darauf  zu 
richten  sein  wird,  das»  durch  entsprechende  Punctation  die  Donauuferbahn  von 
jeder  Haftung  holVeit  bleibe. 

Die  au.sAohliessiich  privilegirte  Kaiser  FerdiiiiindS'Nordbahu  hat  Sorge 
zu  treftpii,  dass  Nacliweisungen  js^efUhrt  werden,  welche  wegen  Keclamationen, 
lieeherehen  etc.  die  iiiHliigen  Unten  enthalten,  um  jede  Sendung)  welche  auf 
der  Donauuferbahn  geführt  wurde,  in  ihrem  Laufe  verfoln^en  zn  können,  z.  B. 
Anfertitrunir  von  Interimsverladescheinen  seitens  der  Privat-lnteressenten, 
Controle  «1er  iM  treffenden  Transitverzeiehnisse  der  Narbarbahnen  etc. 

Die  Carfirung  der  Sendunpren,  falls  sie  nicht  von  einer  an  der  Douauufer- 
bahn  errichteten  Expeditionsstelle  bereits  erfolgt,  oder  an  dieselbe  gerichtet 
ist,  oder  auch  im  Transitverkehre  Uber  die  Donauuferbahn  bereits  durchgeführt 
ist,  erfolgt  von  der  in  die  Donanuferbahn  einmündenden  Übernehmenden, 
beziehungsweise  ttbeigebenden  Bahnverwaltung. 

Die  Aufstellung  der  Tarife  und  Nebcnyebiihren,  sowi«'  dor  soustigeu 
Transporthostiiiitnungen  bleibt  der  k.  k.  Staatsvtrrwaltung  vorbehalten. 

Bis  auf  \V«'iteres  sollen  die  r<'bertlihrungsgeblihren  auf  der  Donauufer- 
bnlin,  gleichviel  in  welcher  Ausdehnung  dieselbe  in  Anspruch  genommen 
wird,  betragen : 

1.  filr  \Vagcnl:ulungä;:iiter  ))er  Wairt'n  4  tl.  —  kr, 

2.  für  Stückgüter  tUr  100  Kilogramm  —  fl.  10  kr. 
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Für  den  Transport  der  lecmi  znr  Verladung  bestimmten  Wagen  wird 
eine  Transportsgebuhr  von  Seite  der  Donaiiuferbahn  nicht  berechnet. 

Die  ausschliesslich  privilegirtc  Kaiser  Ferdinauds-Nordbahn  Ubemimint 
das  lnca><so  der  (iebllhren  fUr  die  Donauuferbahn  von  den  Privatinteressenten 
oder  den  betreffenden  Bahnvcrwaltunj^^en  und  srhreibt  die  eiiieasHirtcji  Fracht 
beträgc  der  Staateverwaitong  ä  conto  ihrer  Forderungen  für  die  Betriebs- 
fOhran^  gut. 

FUr  die  mit  den  Privatinteressenten  oder  di-n  betreffenden  Eisenbahnen 
zu  pflegende  Abrechnung  über  die  Einnahmen  lür  die  Donauuferbahn  wird 
eine  besondere  Entschädigunj;  mit  KUcksicht  auf  die  vorgesehene  raus(  lial- 
sumnie  der  aasschiiesslich  priviiegirten  Kaiser  Ferdinauds-Nordbahn  nicht 
geleistet. 

§.  8. 

Die  ausschliesslich  privilegirtc  Kaiser  Ferdinands  Nordbabn  ist  nicht 
verptiicbtet.  die  k.  k.  Staatsverwaltung  bezüglich  der  von  dritten  Personen 
etwa  erhobenen  Ansprlielie,  welche  sich  auf  die  Filhrtiup  des  Betriebes 
gründen,  klajj;-  und  scliadbis  zu  halten,  und  Ubernimmt  dieselbe  insl^CHondere 
nicht  die  Haltptiicht  für  etwaige  aus  dem  Verkehrs-  und  Rangirdienste  ent- 
springende kürperlicdie  Besehädigungen  von  Personen,  sowie  Rehiiden  an 
Betriebsmitteln  und  Gütern;  vielmehr  hat  lür  diese  Ansprüche  die  k.  k. 
Staatsverwaltung  aufzukommen.  Die  ausschliesslich  privilejrirte  Kaiser 
Ferdinauds- Nordbaiin  verptiichtet  sich  jedoch,  die  k.  k.  Staatsverwaltung 
über  Verlangen  bezüglich  dieser  Ansprüclu;  von  dritten  Personen,  sowie  bei 
der  Geltendmaebuni:  .illtiilli^'er  UegressansprUche  ;regenübcr  den  an  vor- 
kommenden Bahuuniüilen  schuldtrugenden  eigenen  und  fremden  Personen  zu 
vertreten. 

§.9. 

Naeh  Ablauf  eines  jeden  Ge^nstandamonata  stellt  die  ansBchlieeslich 
priyllegirte  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  die  definitiTe  Bechnnng:  der  Bin- 
nahmen  nnd  Aasgaben  ioelusive  der  ihr  gebührenden  EntsohXdigung  auf. 

Der  sich  ergebende  Saldo  ist,  je  naohdem  er  aotiv  oder  passiv  is(,  rn 
Gnnsten  des  k.  k*  Staatsftrars,  respective  der  ansschliesslieh  priviiegirten 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  vom  1.  des  darauf  folgenden  Monats  ab  an 
6  Pereent  Terzinslloh.  Spätestens  2«/,  Monates  nach  Ablauf  jeden  Quartals 
sind  die  anf  dasselbe  besOgliehen  dreimonatliohen  Abrechnungen  der  k.  k. 
Staatsverwaltong  vomlegen  und  sofort  zu  begleichen. 

Um  die  sie  eventuell  treffende  Zinsenlast  au  vermindern,  steht  e«  der 
sebuldenden  Partei  frei,  aueh  Absehligssahlungen  su  leisten. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ist  berechtiget,  von  der  Verrechnung  der 
Binnahmen,  sowie  auch  der  nicht  in  der  Pauschalsumme  enthaltenen,  sondern 
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speciell  verrechneten  Ausfjaben,  insbesondere  der  Bahnerhaltunj^s-  und  Zug- 
lürderungskosten  in  Detail  Kenntniss  zu  nehmen,  dieselben  in  der  ihr  f^eeignet 
erscheinenden  Weise  zu  controliren,  und  die  Einführung  etwa  wün8<'hens- 
werther  Verbe88erun;.M  n  zu  verlangen.  Es  wird  jedoch  ausdrücklich  vereinbart, 
dass  die  Detailpriitung  jeder  vorgelegten  Rechnung  von  Seite  der  Staats- 
verwaltung innerhalb  der  nächstfolgenden  drei  Monate  beendet  sein  rauss 
und  dass  nur  Bemänglungen,  welche  innerhalb  dieser  Frist  gestellt  werden, 
von  Seite  der  ausschliesslich  privilegirten  Kaiser  Ferdiaands-Nordbabn  zu 
berücksichtigen  sind. 

Die  für  die  Abrechnungen,  Quittungen  und  sonstigen  rrkniulen  zum 
Zwecke  der  vorstehend  augeführten  Verr»'ciinungen  erlorderlicheu  Ölempel 
uud  GebUlireu  werden  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  bestritten. 


Alle  aus  diesem  Vertrage  entspringenden  Streitigkeiten  werden  bei  dem 
k.  k.  Uaudelsgericiite  iuVVieo  im  summarisclieu  Verfahren  durchzuiiihreu  seiu. 


gung  mit  der  Einschränkung  frei,  dass  die  Wirksamkeit  des  Vertrages  immer 
uur  mit  Schlusä  eines  JahresquurtaU  aufhören  kann. , 


Die  k.  k.  Staatsverwaltung  hat  die  für  diesen  Vertrag  eutfalleude« 
gesetzlichen  Siempelgebühren  allein  zu  tragen. 

Der  Vertrag  wird  in  zwei  Exemplaren  ausgefertigt,  von  w^elchen  das 
gestempelte  dem  k.  k.  Handelsministerium,  das  ungestempelte  der  aus- 
schliesslich privilegirten  Kaiser  Ferdiuauds-Nürdbahn  ausgefolgt  wird. 


§  10. 


§.  12. 


Wien,  am  12.  October  1876. 


FUr  die  k.  k.  Staatsverwaltung: 


Fttr  die  ausschliesslich  piivile- 
girte  Kaiser  Ferdinands- Nord- 
bahn: 

Mdselaii  m.  p.,  Sichler  m.  p. 


W' .  lüördling  m.  p., 
k.  k.  Sactionschef  im  Handelsmini- 
sterium. 


Nr.  31059. 


Genehmigt: 


Der  k.  k.  Handelsminister: 


ChliHeekjr  m.  p. 


Der  k.  k.  FinanAninister: 
Pretis  m.  p. 
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4.  Betriebs-Erölliiiiiig. 

Die  Eröffnung  Betriebes  uut  der  Thcilatrecke  zwischen  den  Ufer- 
baiinhöfen  der  aus.schliesslicli  privilegirten  Kaiser  Ferdinauds-Nordbahn  und 
der  k.  k.  priv.  Österreichischen  Staats -EisenbahngeselUchatt  für  deu  Güter- 
verkehr hat  am  2G.  October  1876  stattgefunden. 


fjK,  k.  Dniester  Staatgbahn. 

(VgL  Eisenbahn  von  Chyruw  über  Drohobycs  nach  Stryi  utt<l  Bor^'slaw,  Bd.  II,  2, 
Seit«  1405,  dann  k.  k.  prir.  Dniester  Bahn,  Erg.  Hd.  I,  Seite  507). 

L  Anmerkung  zu  den  gg.  3  und  17  der  Coiicessioiis-Urkunde  vom 
5.  September  1870,  R.  0.  Bl.  Nr.  135. 

(Vgl.  Bd.  U,     Seite  1410). 

Ple  Bahn  von  Ghyrow  nach  Stryi  mit  der  Abzweigung  von 
Drohobyoz  naeh  B  o  r  y  a  l  a  w  worde  am  31.  December  1872  dem  öffentlichen 
Vcrkeiire  Übergeben. 


3.  ProtokoU^ 
anf^noanen  in  k.  k.  MndeUniiisterHiiii  mb  8.  Noreab«  1875. 

litflMwlrtlgt: 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierunj^: 

Der  GeneraldiriM  toi  des  Österreichischen  Eisenbahnwesens,  Herr  k.  k. 
Sections'du  f  v.  ^ördling.  als  Vorsitzoiulcr; 

Der  Herr  k.  k.  Sectionseiief  im  Finanzministerium,  Dr.  Ritter  v.  BeieCDV. 
In  Vertretung:  derPrioritätsgläubigerder  k.  k.  privilcgirteu 

D  n  i  e  8 1  e  r  b  a  h  n : 

Der  crericlitlicii  bestellte  Curator,  Herr  lloi-  und  Gerichtsadvocat  Dr. 
Freiherr  v.  Haimbe rger- 

Als  rrotokoUslUhrer  Sectiousrath  Dr.  Kitter  v.  Wittek. 


Gcg«u8tand  der  Yerhandlnng  ist  die  FesttteHnng  der  Bedingungen  der 
Abtretnng  der  Dniesterbahn. 

Der  Herr  Generaldireotor  erdlhiet  die  Verhandlung,  indem  er  mittfaeilt, 
es  habe  eich  an  ihn  der  hier  anwesende,  zur  Vertretung  der  Rechte  der 
fiesitzw  Ton  FriorilitBobligationen  der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahn 
gerichtlich  bestellte  Herr  Curator  in  der  Absieht  gewendet,  um  eine  Inter- 
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vention  der  Re^ening  zum  Zwecke  der  Erzielung  einer  Ordnung  der  Ver- 
hältnisse der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbtbn  herbeisnittbren,  welche  Bahn 
bekuintlich  schon  seit  lingerer  Zc3t  nicht  im  Stande  sei,  die  gegenüber  ihren 
Priorititsgl&ubigem  eingegangenen  Yerbindliclikeiten  zu  erfttUen,  und  mit 
Rttcksioht  auf  ihre  bisherigen  ungünstigen  Betriebsergebnisse  keine  Aussieht 
habe,  Ihren  Zahlnngsrerbindlichkeiten  in  niherer  Zukunft  nachkommen  an 
können. 

Zur  Herbeiführung  der  von  Seite  des  Curators  angestrebten  Ordnung 
sei  die  Regierung  geneigt,  in  der  Weise  die  Hand  zu  bieten,  dass  an  sie  behufs 
dereinstiger  Uebertragung  an  eine  neue  Unternehmung  die  sämmtUchen  den 
PriorititsglXuhigern  und  den  Actioniren ,  beziehungsweise  der  Actien- 
gesellscbiiit  der  k,  k.  priTilegirten  Dniesterbahn  an  dieser  Bahn  zustehenden 
Rechte  abgetreten  werden. 

Der  zur  Vertretung  der  Rechte  der  Besitzer  von  IPrioritfttsobligationen 
der  obigen  Bahn  gerichtlich  besteUte  Curator  erklUrt,  Torbehaltlieh  der 
curatelsbehdrdlichen  Genehndgung  auf  die  erwähnte  Abtretung  einzugehen, 
und  werden  diessfalls  nach  eingehender  ErSrtemng  und  Constatirung  des 
UmStandes,  dass  weitergehende  Zugeständnisse  von  Seite  der  Regierung  nicht 
gewährt  werden  können,  die  nachstehenden  Vereinbarungen  getrofiSen: 

Artikel  1. 

Dt  r  Curator  verpflichtet  sich,  die  den  durch  ihn  vertretenen  Besitzern 
von  Prioritiitaobligationen  der  k.  k.  privileg-irten  Dniesterbahn  in  Bezug  auf 
diese  Bahn  zustehenden  bUi'h«Tlich«  u  und  sonstigen  Rechte  je  nach  Wahl 
der  Staatsverwaltung  an  diese  selbst  oder  an  eine  von  dieser  zu  bezeichnende 
Unternehmung  abzutreten  und  dallir  zu  sorgen,  dass  eine  gleiche  Abtretung, 
beziehungsweise  Uebertraguug  in  Ansehung  der  Rechte  der  Aeticngesellschaft 
oder  ihrer  Rechtsnachfolger  herbeigeführt  werde. 

Artikel  2. 

Die  im  Artikel  1  bezeichiii-tt'  Abtretung,  beziehung'^weise  l'eberti'aguug, 
hat  derart  stattzulinden,  dass  die  derzeit  der  k.  k.  jirivilegirten  Üniesterbahn- 
gesdlschaft  gehi»rigen,  im  Eisenbalinl)iirhe  des  k.  k.  Laudesgerichtes  zu 
Lemberg  innelii  genden  Eisenbahnliiiieu  der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbalin. 
insbesondere  die  Hauptlinie  von  Cliyrow  nach  I^try]  mit  einer  Zw<'igbalm  von 
Drohobycz  nach  Boryslaw  nebst  allem  unbewegliclien  und  beweglichen 
Zugeliör  .  einschliesslich  der  Werkstätte,  der  Betriebseiurichtungen . 
Telegraphen-  und  Signalapparate,  dann  des  Fahrparkes,  sowie  sammt  allen 
darauf  bezüglichen  eoncessionsmässigen  und  sonstigen  Rechten  frei  von  allen 
biiclierli'^hen  Lasten  und  wie  immer  gearteten  Schulden  auf  den  Uebernebmer 
übergehen. 
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Artikel  3. 

• 

Einen  Gegenstand  der  im  Artikel  1  bezeiehneten  Abtretung,  besiehung»- 
weiee  Uebertragnng,  hat  insbesondere  der  gesammte  zufolge  des  bilans- 
mässigen  luTentars  vom  31.  December  1874  im  Besitze  der  GeseUscbaft 
belindliehe  Fahrpark  nebst  Reservebestandtbeilen,  sowie  der  im  Zeitpunkte 
der  Betriebsttbergabe  auf  der  Bahn  thatsHchlich  vorhandene  Haterialvorrath 
u  bilden. 

Dagegen  wird  ausdrtteklieh  anerkannt,  dass  die  der  Dniesterbahn  • 
gehörigen  Oassenbestftndey  Werthpapiere  und  Activfordeningen,  insoweit 
dieselben  nach  gepflogener  Abrechnung  ttber  dasBetriebsergebniss  (Artikel  6) 
sieh  als  reiner  Uebersohuss  darstellen ,  unbesehadet  der  im  Artikel  9 
enthaltenen  Bestimmungen  in  Betreff  des  Penslonsfondes  keinen  Gegenstand 
der  Abtretung  zu  bilden  haben. 

Artikel  4. 

Die  von  der  Dniesterbahn^esellschallt  auiV^onoinmencn  Schulden,  wie 
insbesondere  etwaige  au»  dem  Baue  oder  nnlüHslich  do^^i^elben  erwachsene 
Anaprttche  der  Bauunternehmer.  Anrainer,  GruudeinliMun^^rtgläubiger  oder 
sonstiger  dritter  Personen,  die  Darlehensschuld  an  di»>  Aiiijlo-österreichische 
Bank  im  Betrage  von  150.000  fl.,  die  Forderungen  der  Prioritätggläubiger 
an  fälligen,  aber  niclit  eingelüMten  Coupons  und  hiervon  aufgelaufenen  Zinsen 
bilden  keinen  Gegenstand  der  Ueberuahme  von  Seite  der  Staat^yerwaltung, 
beziehungsweise  der  neuen  rntenieliraung;  vielmehr  bleibt  die  Berichtigung, 
Abrechnung  oder  Begleichunf?  der  erwähnten  Sclnildon  und  Fordeningen 
ledifi^lich  der  k.  k.  privilegirten  Dnicsterbahiigesellscliatt,  beziehungsweise 
ihren  Prioritätsgläubigern  fUr  eigene  Rechnung  überlassen. 

Soweit  die  GrundeinlösungsrückKtände  nicht  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Ui'bergabe  der  Bahn  an  den  Erwerber  beglichen  sind,  soll  diessfalU  eine 
Pauschalabfiudung  angestrebt  werden. 

Artikel  5. 

Die  Uebemahroe  den  Betriebes  aul  der  Dniestcrljalm  dun  h  tleii  in  Foljr«' 
des  gegenwärtigen  IJebereinkommens  eintretenden  Erwerber  8oll  iiarh 
erf<dgterlegislativer Genehmigung  dieses rebereinkonimens  sobald  statttindeii, 
als  der  Curator  in  der  Lage  ist,  den  Erwerber  in  den  physischen  Besitz  und 
Genuss  der  Bahn  zu  setzen.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  wird  der  Betrieb  von 
der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahngesellschaft  für  ihre  eigene  Rechnung 
geführt;  80  zwar,  dass  diese  Gesellschaft  für  alle  aas  dieser  Betriebsrührung 
erwachsenden  Auslagen  und  Schulden  mit  Einschluss  der  erst  nachträglich 
fittlig  werdenden  Abrechnungsschuldigkeiten  aufzukommen  hat,  wogegen  ihr 
auch  die  erst  nach  dem  obigen  Zeitpunkte  eingehenden  Abreehnungsansständcy 
sowieallesonstigen  Einnahmen  ausderbezeiehneten  BetriebsfUhrunggebtthrcn. 
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Zur  Sioheretellung  d«r  hieraus  erwachsenden  Verpflichtungen  wird  dem 
oben  bezeichneten  Erwerber  das  Recht  eingeräumt,  sich  fllr  den  Fall,  «Is  die 
aiis  obigem  Anlasse  schuldigen  Zahlungen  bis  tum  Zeitpunkte  der  Ansfolgnng 
des  nach  Artikel  10  stipulirten  Entgeltes  nicht  geleiBtet  sein  sollten,  durch 
RUckbehaltung  eines  dem  EffectiTbetrage  der  Zahlungen  mit  Hinsurechnung 
sechspercentiger  Zinsen  vom  FXlligkeitstermine  an  entsprechenden  Theiles 
dieses  Entgeltes  ohne  Weiteres  zu  befriedigen. 

Artikel  6. 

1>(  r  Hetiiclisübernalmu'  hat  dir  orilnungsmässige  Lebergabe  der  Bnüu 
UQil  ilii  fs  Zujicliürcs  ^  orausziiirt'lit'ii. 

Ausser  dem  ciiicii  (te<;tMistaml  der  Al)ti»tun^  Jiildendcn  Zn^rehör. 
inslifxtiiilcre  drin  ciitai  iiiii>sip:cn  Falirpaik  ii»  hst  Ursen  fltcstaiultlieilcii 
und  dem  auf  der  IJaliii  tliatsäehlieli  vdrliaudeiioii  Materiah  orrallie  sind  aiieb 
die  säuuullieiien  im  l)e>itze  ih  r  ilaiin  l)e<indlieiien  Cassenbestände.  Wcrtb- 
papiere  und  Fonlerunfrsdocumente  ,  voriieiiaitlich  der  eliestt  us  durrli - 
zufüiirenden  Al)reebnung  über  das  Erjreltniss  der  für  Reehnunfr  dei  k.  k. 
privilegirten  Diiiestirbahngesellhchali  vollisogenen  lletrieb-slührung  zu  über- 
geben. 

Artikel  7. 

Hit  dem  Zeitpunkte  der  BetriebsUbemahme  werden  die  bis  zum  Tage 
der  Bekanntgabe  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  an  den  Verwaltungs- 
rath der  k.  k.  privilegirten  Dniesterbahngesellschaft  abgeschlossenen  Verträge 
mit  Ansclilnssbahnen  Uber  die  Mitbentttzung  der  Stationen  Ohyrow  und  Stryj, 
die  wechselseitige  Benutzung  von  Wagen,  die  Thcilung  des  Verkehres,  sowie 
sonstige  bb  dahin  zu  Betriebszwecken  abgeschlossene  Verträge  Ton  dem 
Erwerber  ttbemommen. 

Artikel  8. 

Der  Regiernng  wird  zur  Wahrung  der  durch  sie  vertretenen  Interessen 
von  dem  Zeitpuncte  angelangen,  in  welchem  das  gegenwilrtige  üeberein- 
kommen  die  Zuntimmung  des  Verwaltungsrathes  der  k.  k.  privilegirten 
Dniesterbahngesellscliat't  erlangt,  beziehungsweise  die  im  Artikel  1  vor- 
gesehene Uebertragung  der  Heclite  der  Actiengescllschart  ßtattlindet,  das 
lieeht  eingeräuntt,  einen  Specialeommissär  bei  der  Betriebsverwaltung  der 
Dniesterbahu  zu  bestellen,  weleher  die  ökonomische  Gebarung  insbesondere 
auch  in  Absielit  auf  die  Sichcrstellung  eines  guten  Erhaltungszustandes 
der  Hahn,  des  Falirj)arkes  und  snustigeu  Zugehörs,  dann  die  Vorkehrungen 
beliuls  Hintanhaltung  einer  tciidrii/iösen  Verminderung  des  Materialvorratiies 
bis  zum  Zeitpunkte  der  lacliseh»  n  I'eliergahe  an  den  Erwerber,  sowie  diese 
letztere  selbst  zu  überwachen  hat  uud  ohne  dessen  Zustimmung  keine  über 
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<len  refrcliniissiuen  Unilaiig  de-«  Gescliältslieti idios  liinaus^relionden  Ver- 
iüsseninj^on  oder  Vortragfiabschllisse  vorfren»tmmcn  worden  dürt't  ii. 

Unter  Mitwirkung  des  KcgicnuifrscommissUrs  ist  seinerzeit  ein  Inventar 
der  zur  Zeit  der  Uebergabe  vorhandeneu  Materialvorräthe  uud  Casseabestäude 
«Dzui'ertigen. 

Artikel  9. 

D»Mn  Erwerber  der  I  )niestcrbalin  wird  die  Verptiichliinf^  obliegen,  das 
{.'csanimte  definitiv  anirestellte  Beamten-  und  Dienerpersonal  der  k.  k.  ))rivi- 
jegirten  Dniesterbalin  unter  Aufreelitlialtiin'r  der  vertragsniässig  erworl)enen 
Ileelite,  insbesondere  der  statutenmässigeu  l'ensionsauspriiche  desselben,  in 
«eine  Dienste  zu  übernehmen. 

Es  ist  widdvcrstanden.  dass  diese  Veridiicljtnng  sieli  nur  aul"  die  vor 
d»-r  Bekanntgabe  des  gegenwärtigen  ICltei ciiikoninicns  an  den  Verwaltungä- 
ratli  der  k.  k.  privibjgirten  Dniesterbaiingescll^iehalt  erworbenen  Dienst-  und 
l'ensionsansprüehe.  auf  späterldn  erl'id^'ende  Anstellungen,  Vorriiekiingen 
und  Pensionirungen  aber  nur  insoweit  bezieht,  als  diebelben  die  ßpecielie 
Cieuehniigung  der  Staatsverwaltung  erlangen. 

Der  lilr  die  Beamten  und  Diener  der  k.  k.  privilegirten  Dniesterhahn 
gebildete  Pensiousfoud  gebt  mit  »einem  gesammten  Vermogeu  an  den 
Erwerber  über. 

Artikel  10. 

Als  Entgelt  für  die  in  Oemässheit  des  gegenwärtigen  Uebercinkonnnens 
r-ugcsielierte  Aldretuiig,  beziehungsweise  l  ebertragniig  der  Reelite  der 
rrioritiitsgläubiger  und  der  yVefiengestdlseliaft  wird  die  Zahlung  einesBetrages 
von  zwei  Million«  n  Eiiimalhundcrttausend  i  2, DJU. 000)  Gulden  österreieliiselie 
Währung  Banknoten  lestgesctzt,  welchen  der  Erwerber  nach  seiner  Wahl 
in  barem  (ii  Ide  odtM*  zum  Tageseourse  entweder  in  StaatsetVeeten  oder  in 
Effecten  eines  Eis*  nbahnunternehmens,  wi  Iches  die  Garantie  eines  Kein- 
erträgniHSca  vom  .Staate  geniesst,  vorl)ehaltlich  etwaiger  nach  Artikel  ö  ein- 
tretender Abzüge  an  den  zur  Vertretung  der  Prioritatbgläubigcr  bestellteii 
Curator  zu  mtrichten  hat. 

Dem  als  Entgelt  vereinbarten  Betrage  ist  v(im  1.  April  l!<7Q  angelän;:en 
eine  vierpercentige  Jahresverzinsung  hinzuzurechnen,  welehe  v»»m  Zeitpunete 
der  Betrieb8Überuabme  angefangen  auf  sechs  Percent  jährlich  erhöht 
werden  «oll. 

Die  Zahlung  des  Entgeltes  hat  stattzulinden,  sobald  die  schulden-  und 
lastenfreie  Gewährauschreiluing  des  Erwerbers  auf  die  bücherliche  Einlage 
der  k.  k.  privilegirlen  Duie^terbahn  rechtskräftig  vollzogen  sein  wird,  und 
unter  der  weiteren  Bedingung,  dass  die  imTmlaufe  belinillifhen  24. OOO  Stück 
Priohtätsobiigationen  der  k.  k.  priviiegirten  Duiesterbahu  im  Uesammt- 
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noininalbetrage  von  7,200.000  fl.  österreicbiscbe  Währung  Silber,  Bowie  die 
im  Umlaufe  befindlichen  24.000  Stttek  Aetien  der  genannten  BahngescllBcbaft 
im  Gesammtnominalbetrage  von  4^800.000  fl.  ÖBterreichiscbe  Wfthruug  Silber 
beigebraebt,  beziehungsweise  ausser  Verkehr  gesetzt  werden. 

Insoweit  einzelne  Stttcke  der  Obligationen-  oder  Aetientltel  nicht  bei* 
gebracht  werden  kSnnten»  wird  ^on  der  Beibringnug,  beziehnngsweise 
Ansserrerkehrsetzung  dieser  Stücke  nnter  der  Bedingung  abzusehen  sein,  dasn 
die  dem  Nominalwertlie  derselben  Terhiltnisem&ssig  entspreebendan  Betrige 
zn  Händen  der  Ansproebsbereehtigten  gerichtlich  erlegt  werden,  worfiber 
dem  Erwerber  durch  den  Onrator  der  gehörige  Nachweis  zn  Uefem  ist. 

Artikel  11. 

Der  Curator  knüpft  seine  Zastimmnng  zn  dem  gegenwärtigen  Ueberein> 
kommen  an  die  Bedingung,  dass  fttr  die  CebertragungsgeBohäfte,  welche  die 
Erwerbung  der  Dniesterbabn  durch  den  Staat,  beziehungsweise  durch  eine 
▼on  diesem  zu  bezeichnende  neue  Unternehmung  zum  Gegenatande  haben, 
demnach  für  die  zu  diesem  Zwecke  zn  errichtenden  Vertrige  und  sonstigen 
Urkunden,  sowie  fttr  die  demgemXss  stattfindenden  bücherlichen  Einver- 
leibungen und  LÖschungserklärnngen  die  GebOhren-  und  Stempelfreiheit 
eingeräumt,  beziehungsweise  im  legislativen  Wege  erwirkt  werde. 

Artikel  12. 

Der  Curator  vciptli<"lit('t  si -ii.  um  dio  curatolsbehihdliehe  Gen<'hniif;uiig^ 
zum  Abschlüsse  des  jjci^enwärti^^cii  Ucbereinkomraens  unvcrwcilt  anzusuchen 
und  dahin  zu  wirken,  dass  dieselbe  ebenso  wie  die  wo  möglich  auf  gütlichem 
Wege  anzustrebende  statuteumässige  Zustimmung  der  k.  k.  privilegirt«  n 
Dniesterbalingesellschaft  bis  längstens  Ende  Deeember  1875  ertheilt 
werde. 

Die  Zustiininung  <lcr  Actionäre  der  k.  k.  prW.  Dniesterbahngesellschaft  erfolgte 
in  der  Gciieralversamroliing  am  31.  Deeember  1875.  Vgl.  den  Verkaufsvertrag  vom  29. 
April  1876  weiter  unten  sab  5. 

Artikel  13. 

Das  gegenwXrtige  Uebereinkommen  tritt  mit  Ausnahme  des  Artikels  12« 
des<)en  Wirksamkeit  mit  dem  heutigen  Tage  beginnt,  fttr  den  Curator  mit 
dem  Tage  der  Ertheiinng  der  curatelsgerichtUchen  Genehmigunf^t  lllr  die 
k.  k.  Regierung  aber  erst  nach  erfolgter  Genehmigung  Seiner  Eieellenz  des 
Herrn  k.  k.  Handelsministers  in  Wirksamkeit. 

Sollte  das  gegenwUrtige  Uebereinkommen,  beziehungsweise  die  zn  dessen 
Dorchfllhrung  erforderlichen  Vereinbarungen  im  Laufe  der  gegenn^igen 
ReicfasrathssesBion  die  legislative  Genehmigung  nicht  erlangen,  so  verliert 
das  gegenwärtige  Uebereinkommen  seine  Giltigkeit. 
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Hiermit  wurde  das  vorsteliendp.  in  zwei  Parien  ausgefertigte  Protokol 
gesoblossen,  verlesen  uod  allseits  unterfertigt. 

Wien,  MB  8.  Noveniber  1875. 

W.  Rlrdling  m.  p.      ieteeiy  m.  p.      Dr.  Preih.  v.  Iilaberger  m.  p. 

Dr.  Heinrich  Ritter  von  Wittek  m.  i). 
k.  k.  äoctionsrath,  als  ProtokolUlührer. 


S.  Gesetz  vom  18.  Hurz  lS7(i,  R.  0.  Bl.  Nr.  48  und  C.  Bl.  Nr.  49, 

betrt'flcQil  den  AnUui  der  i^.  k.  pnviU'girlen  l/oicsierUhD  durch  den  btaat. 

Mit  Zustimmung  beider  Hänser  des  ReicIiBrathes  finde  Icli  anzuordnen, 
irie  folgt: 

Artiicel  I. 

Die  Regierung  wird  eimUditigt,  die  k.  k,  privUegirte  Dniesterbahn  unter 
den  im  Protokolle  des  HandelsmIniBteriumB  vom  8.  Kovember  1875  ent- 
haltenen Bedingungen  um  den  Preis  von  zwei  Millionen  liunderttansend 
<2, 100.000)  Gulden  in  Noten  anzukaufen. 

Artilc.  I  II. 

Zu  diesem  Zw(M-i<i'  wird  dt-r  Iie^Mfniii;j:  für  das  Jaiir  187»)  ein  Spe'  ial- 
credit  von  2, 1  ()().< »U(j  Jl.  l»c\viUi«;t,  wrlciu-r.  insolernp  er  im  Jahre  isTO 
«ntweder  gar  nicht  oder  nicht  vo||>t:indig  zur  Verwendunj^  ;jrelanfrt.  noch  bis 
Ende  .Ijini  1878  verwende  t  werden  kann,  in  diesem  Falle  jt'docji  so  zn 
bebandeln  ist,  als  wenn  er  im  Voranschla^'e  des  Jahres  1877  l)ewilli:^t  worden 
wäre,  daher  er  für  den  Dieuat  dieses  letztereu  Jahres  zu  verrechnen  ist. 

Artikel  III. 

Für  die  Uebertragungsgesohäfte,  welche  die  Erwerbung  der  k.  k. 
privilegirten  Dniesterbahn  zum  Gegenstande  haben,  beziehungsweise  ilir  die 
zu  dienern  Zwecke  zu  errichtenden  Verträge  und  sonstigen  Urkunden,  sowie 
fttr  die  aus  diesem  Anlasse  stattfindenden  bücherlichen  Eintragungen  und 
Löschnngserkiärungen.  dann  fUr  die  hierauf  bezüglichen  Eingaben  und  Aus- 
fertigungen  wird  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit  gewährt. 

Artikel  IV. 

Mit  der  DurcbfQbrung  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Finanzministcr  und  der  Handels- 
minister  beauftragt. 

Wien,  am  18.  März  187r>. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Aienperg  m.  p.         CUiaeekj  m.  p.         f  retli  m.  p. 
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4.  Vertrag^ 

welcher  am  nnten  angeseUlen  Tage  twischen  den  k.  k.  Ministeriell  des  Handels  md  der 
Finanzen  in  Vertretung  des  k.  k.  Staatsirara  einerseits  nnd  dem  Verwaltnngsrathe  der  L  unga» 
risch-galixischen  Eisenbalitt  vorbehaltlich  der  Zustimmung  der  Generalversamminng  der  Aotionire 

anderseits  abgescliiossen  worden  ist. 

(C.  Bl.  Nr.  97  ex  1676). 

Artiicel  I. 

Die  I.  nngarisch-galizisohe  Eisenbahn  UberDimmt  für  Rcchnang  des  k.  k. 
Staatftärars  gegen  VergUtnug  der  Selbstkosten  den  Betrieb  der  demselben 
gehörigen  Eisenbahnen  Chyrow-Stryj  mit  Zweigbahn  nach  Boryslaw(Dniester- 
bahn)  nnd  Tamow-Lebicböw. 

Abgesehen  von  der  dorch  den  nachstehenden  Artikel  XIV  bedingten 
Betriebsrech'nitng  wird  die Lnngarisch-galizische  Eisenbahn  somit  4  getrennte 
Betriebsrechoongen  zu  führen  haben,  nilmlicli: 

1.  Für  den  nngarischen  Antheil  der  I.  nngarisch-galizischen  Eisenbahn» 

2.  „     „  galizischen      n      „  «       »  »  „ 

3.  A   die  Dniesterbahn. 

4.  A     u  Linie  Tamdw-Lel'nchow. 

Die  Verth  eilnng  der  Einnahmen  und  Ausgaben  erfolgt  auf  Grnnd  der 
nachstehenden  Artikel  (II— VII). 

Artikel  Ii. 

Die  auf  jeder  der  4  im  Artikel  I  erwähnten  Strecken  erzielten  ESin- 
nahmen  sind  der  Betriebsreehnung  dieser  Strecke  zu  Gute  zu  bringen. 

Insofern  gewisse  Tranport-Bmttoeinnahmen  mehrere  Strecken  betreffe» 
nnd  auf  Grund  einheitlicher  Verrechnungsdocnmente,  insbesondere  Fracht- 
karten zur  Verrechnung  gelangen,  werden  diese  Einnahmen  nach  den  zurück- 
gelegten Transportdistanzen  vertheilt. 

Artikel  III. 

Die  frcmi'iiisninen  Verwaltunfrsauslaj^cn,  als  Gesammtkctsten  der  alige- 
mriiK'ii  Vorwaltun^r.  Ccntralleitiiugskusteii,  fllr  Baliiiaiit-iir'ht  und  lialin- 
«M-iiaUuiijir,  iür  Verkt'lirs-  und  cominerziellfn  I)i«MHt,  für  Zu^'t'urdcrungs-  unti 
Werkt^tättendienst  sind  im  VerhäUnisse  dei*  Balmlüuge  zu  vertlicileu. 

Artikel  IV. 

Die  BalinerlialtiingskoatPii  sind  direct  auf  die  einzolnfn  Strecken  z« 
verbut'lien  und  tUr  letztere  mit  Ausschluss  der  gemeinschaftlichen  Bahnhöfe 
gesonderte  Rechnungsbelege  aufzustellen. 
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Alle  Neil-,  Till-  iiml  Knveiteniii;4>baut('ii.  sowie  alle  Meliranseli.itTiiiigeii 
Miu  Iiivt  iit;ir>tiickni  nul"  (Ut  1  )iii<*Kt('rl>filin  und  der  Tariiow-Lehicliöwcr 
Ualiii  haben  ;iul"  Kosten  des  k.  k.  Aerars  zu  ^'esclielien. 

Deraiti;:e  Hauten  und  MehiJinscliallun;^'en  können  jed<udi  nur  mit  vor- 
heriger Genehmigung  des  Il.mdelsnunisteriunis  ausgeliilirt  werden;  dasselbe 
wird  gleiehzeiti;,'  entsclieidi'H,  ob  die  Ausluhriing  den  l>nu  oder  den  Betrielis- 
Conto  zu  belasten  hat  und  dureh  <lie  I.  uiig;i riscli-L'ali/.iseho  Kisenliahn,  oder 
durch  die  k.  k.  Direetion  für  Staatseisenbahnhauten  zu  bewirken  ist. 

[in  ersteren  Falb'  sollen  der  (Jesellsehaft  über  Verlangen  entMpreckende 
Staatsvorsehüsse  flüssig  getnaciit  werden. 

Falls  sieh  <ler  Wirkungskreis  einztdner  Organe  der  Bahnerhaltung  oder 
anderer  Dienstzweige  nicht  aussehliesslieh  aul  eine  der  l  im  Artikel  I 
hezeiehneten  Strecken  beziehen  stdlte,  so  sind  die  Kosten  der  betreiVeuden 
Or.<:aiie  im  VcriialtDiäse  der  liuhnläiige  aul  die  berührten  Strecken  zu 
vertheiieu. 

Artikel  V. 

Die  Kosten  des  Stationsdienstes  sind  wie  die  Bahnerhaltung^^kosten 
direct  anf  die  einzelnen  Streeken  tu  yerbnehen. 

Die  Kosten  des  gemeinschaftlichen  Bahnhofes  in  Chyrow,  n.  £.  sowohl 
für  den  eigentlichen  Stations-  als  auch  für  den  Bahnerhattungsdienst  sind  zu 
ein  Drittheil  von  der  Dniesterbahn  nnd  zn  zwei  Drittheil  von  der  Lungarisoh- 
galizisehen  Eisenbahn  zn  tragen. 

Die  im  Vertrage  vom  24.  MHrz  1873  zwischen  der  I.  nngarisoli- 
galizischen  Eisenbahn  nnd  der  Dniesterbahn  tlber  den  gemeinschaftlichen 
Bahnhof  in  Cliyrow  enthaltenen  Bestimmungen  bleiben  daher  nnr  insoweit 
aufrecht,  als  sie  die  Regelung  der  Eigenthumsverhältnisse  und  die  Tragung 
der  Kosten  für  Erweiterungsbauten  betreffen. 

Ein  Unterschied  zwischen  den  respectiven  Bahnhofstheilen,  welche 
ansschliesslicbes  Eigenthum  je  einer  der  beiden  contrahirenden  Theile  sind, 
wird  weder  rlieksichtlich  der  Betriebs-  und  Krhaltungskosten,  noch  rück- 
sicbtUcb  der  Benützung  gemacht. 

Die  übrigen  Anschlussbahnhdfe  sind  auf  Grund  der  bestehenden  Verträge 
zn  benutzen  nnd  die  damit  verknüpften  Kosten  den  anstogsenden  Streeken 
anzulasten. 

Artikel  VI. 

Die  Kosten  des  Fahr-  und  des  Zugfördemngsdienstes  sind  fUr  die 
ostliche  Bahngruppe  einerseits  und  fttr  die  Tam6w.L<'luch6wer  Bahn 
anderseits  getrennt  zu  verrechnen. 

Die  Kosten  der  östlichen  Bahngrnppe  sind  sodann  unter  die,  dieselbe 
bildenden  3  Strecken  PrzemysULupkow,  Lnpkow-Leg.  Mihaly  und  Chyrow- 


Digitized  by  Google 


88 


I.  StafttBbfthnen. 


8tryj  Mramt  Flttgelbahn  im  Verhältniss  der  auf  diesen  zurfickgelegten  Zugs- 
IcUometer  tn  vertheilen. 

Die  Kosten  von  ünftUen  bat  die  Unfallsstrecke  zu  tragen;  nnr  bei 
UnflUen,  welche  sich  im  Bahnhofe  zu  Chyrow  ereignen  sollten,  sind  dieselben 
nach  dem  im  Artikel  V  angegebenen  Verhältnisse  zn  theilen. 

Artikel  VIL 

Der  Fahrpark  der  öatliclicn  Bahiif^ruppe  -wird  hinsichtlich  seiner  Ver- 
wendung als  ein  gemeinschaftlicher  betrachtet,  und  es  wird  daher  die  im 
vorstehenden  Artikel  vorgeschriebene  Verrechnungsmethode  auch  auf  die 
Erhaltung  und  Erneuerung  der  Locomotiven  und  Wägen,  st>wie  auf  die 
YertheiiuQg  der  externen  Wagenmiethe,  sei  diese  passiv  oder  activ,  Anwen- 
dung finden. 

Eine  interne  Wagenabrechnung  zwinchen  der  I.  ungarisch -galizischen 
Balm  und  der  Dniesterbaho  findet  nicht  statt. 

Artikel  Ylll. 

Die  Hetrielisn  clinuugeii  der  Diiiestci  haliu  und  tli'i*  Tarnow-Lehichower 
lialiii  sind  dorn  Handelsminitstfiiuin  vit  rteljührlicli  \  or/.uh';ren. 

iJic  P>(  ti  i('bsreehiuuijren  der  drei  ersten  Quartale  sind  nuf  Grund  der 
seit  (lein  1.  Janncr  tliatsäelilich  zur  Buchuiipr  jrelangten  l{iinn;tluneri  und 
Auslauft  II  provisorisch  auf/ustellen  und  »päte.steus  3  Monate  nach  QuartaU 
sehliLss  in  \'orla;;('  zu  brin;j:en. 

Gleichzeitig^  ist  der  sich  ergebende  Aetivsaldo  an  das  Staatsärar  abzu- 
llihren,  lM'ziehun;j:s\veise  im  Falle  eines  ÜetriebBdeticits  der  l>etretTeiido  Passiv- 
saldo von  demselben  im  Wege  des  liaudeisministeriums  in  Anspruch  zu 
nehmen. 

Die  lietriebsrechnun;;  des  4.  Quartals,  beziehungsweise  die  Jahrt-s- 
rechnuiig  ist  erst  nach  dem  definitiven  Kechuungsabschluss,  u.  zw.  spiitctens 
je  am  1.  Mai  in  Vorlage  zu  l)ringen. 

Falls  die  IJaarausgleiclie  nicht  binnen  3'  «  Monaten  nach  jedem  Quartal- 
absehluss  statt^^etunden  halten,  sind  für  die  weiteren  Monate  und  Tage 
Verzngszius«'!!  zu     l'ereent  zu  verrechnen. 

Die  Verliindliehkeit  des  Staates  znr  Zahlung  von  Verzugszinsen  soll 
Jedoch  nie  früher  eintreten,  als  15  Tage  nach  erfolgter  Kcchnuugsleguug. 

Artikel  iX. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sieh  das  Recht  vor,  den  Betrieb  der 
Dniesterbahn  und  der  T«rnöw.Le]'uch6wer  Bahn  in  allen  seinen  Zweigen 
nicht  nur  durch  die  allgemeinen  Ueberwaehungsorgane,  sondern  auch  durch 
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andere  besonders  zvl  delegirende  und  nach  Umständen  der  Verwaltung 
stiindig  xozntheilende  Organe  anf  eigene  Kosten  zn  Qberwaehen,  insbesondere 
aneh  die  Geldgebarnng  jederzeit  sn  controlireii  und  zu  diesem  Behnfe  alle 
gesellschaftlichen  Bücher  und  Originalbelege  bei  der  Centralrerwaltnng, 
Direotion,  sowie  auf  der  Strecke  eininsehen  nnd  eventaell  ihre  Richtigstellnng 
in  Teranlassen. 

Artikel  X. 

gerammte  dermali^ro  Hcnniton-  und  Difiierpeisonale  dor  Diiit^ster- 
liahn  wird  von  der  1.  ungarisch -galizi^chen  Eisenbahn  gleichzeitig  mit  der 
Bahn  übernommen. 

Die  von  dipsera  Perftonnle  bis  zur  l  obernalinip  und  wälirond  der  Wirk- 
fi:mil<t'it  dic'Hcs  Vertrafjes  (  rw(ti  Im  ihmi  Kechte,  insltesuiidure  hiu^ichtiicli  d^r 
lit  sidduHfr  und  der  8tatutcniii;is>.i::( n  AblVrtijrunv:^-  und  rt  nsionsansp.ii.  he 
werden  von  der  1,  unprnri^rli  -;:ali/i-ii  lii.'u  Eisenbahn  aulrecht  eriialten  und  von 
der  J^taatsvt-rwaltun;^  jrowiihrU'istt't. 

Während  •  der  Dauer    des    Betriebsvertrage>    wird    «b  r  Verwaltung; 
der  I.  nnfrarisch  -  galizi^^rheu  Ei?!ienbalin  an  Stelb-  df>  triilifrcu  Vi-rwaltunL's- 
rntlies  der  Dniesterbahn  über  dieses  PerRouale  die  Diöciplinargewalt  eiu- 
geränint. 

Der  i^'n^ions-  eventuell  Krankenlond  der  Dniesterbahn  wird  \(in  der 
I.  unL^•lri^^eh-{:alizischen  Eisenbahn  Ube)  iionuu»  n.  und  im  Sinne  der  Statuten 
der  Dniesterbahn  llir  Kechnung  des  Staates  vcrwaltt  t. 

Das  Handelsministerium  beliält  sieli  vor,  den  i<.  23  der  Pensions- 
Statuten  der  Dniesterbahn  den  jj;eänderteu  Vcrhältuiäsen  eutspicchend  zu 
muditieiren. 

Di»'  Neuaufnahme  und  Beti>rderunt:  von  Beamten  und  Dien»  ru  für  die 
Duiestf  rlialin  sowie  für  die  TarnAw  Letuchöwer  Bahn  erftdgt  durch  den 
Verwaltun^^sraili  »Icr  I.  un;;arisch  palizisehen  Eisenl>ahn. 

Zur  Ernennun*r  und  Befrirderuni:  von  delinitiven  Bt-amten  und  Dienern 
auf  den  erwähnten  Staatsbahnlinien  ist  jedooh  die  ausdriiekliehe  Znstimmunir 
d«'^  landesftirstlirlien  (  ommi^särs  erf'<rderlieh,  über  des<en  Verlnnfren  im 
Falle  seiner  Nichtzustimmung  die  Entscheidung  des  Handelsministeriums 
einzuholen  ist. 

Die  neu  aufzunehnien(b-n  Beamten  nnd  Diener  tl«  r  Dniester-  uiul  der 
Tarnow-Lefuehöwer  Bahn  halten  mit  den  bjshcrij'pn  Beamten  und  Dienern 
der  Dniesterbahn  einen  (iesammtstatus  zu  l)il(lt  n  und  sind  {jehalten.  sich  an 
dem  bestehenden  Pensionsfonde  dieser  Bahn  nach  Massgabe  der  Pensions- 
statuten zu  bt  tlieilisren. 

Die  I.  un^'^aris(  h  -  ualizische  Eisenbahn  ist  berechtigt,  die  Bediensteten 
der  Staatsbahnliuien  auf  Strecken  der  i.  ungarisch -galizischeu  Eisenbahn 
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nixl  Bedienstete  der  Letzteren  auf  Strecken  der  erstcreu  dienstlich  zu 

verwt'mlcn. 

IJei  Liisun^:  des  Vertra^'e-s  wird  das  in  den  Status  der  StaatsbahnliniiM» 
g(diöri.i:e Personale  der  Staatsvcrwaltunf;  und  das  in  den  Status  derl.  unjr.Tisch- 
jralizischen  Eisenbahn  gehörige  Pernonale  dieser  letzteren  zur  Verfii^rtinj:: 
;:estellt  und  übernonmien ;  dneli  \serden  fre;,'enst'iti;:r  l'clicrtritte  der  bei 
Li'sunp"  des  Vertrao:e8  nieht  aut  ihrer  Trsprungslinie  verwendeten  Bediensteten 
soweit  als  tliuiilieh  mittelst  Kündiirun;::  und  Uebertrajrun^'  der  in  den 
iVnsioust'oud  geleisteten  Einzahlungen  von  beiden  Verwaltungen  gestattet 
werden. 

t'iir  den  Fall  eines  Weehsels  in  der  Person  des  jetzijren  Direclors  der 
].  ungarLseh-gali/isclien  Kiseubahn  wird  während  der  Dauer  dieses  Vertra^^e^ 
die  I.  unjrariscli-^'aliziselie  Eisenliahn  die  Besetzung  diesieü  Postens  nur  mit 
Zustimmung  des  Handelsministeriums  veranlassen. 

Artikel  XI. 

Die  auf  der  Dniesterbabn  em  Tage  der  Betriebefibemahnus  vorhandenen 
Casaenbestibide  (BargeM  und  Werthpapiere),  welehe  auf  Grund  des 
Artikels  3  des  Protokolles  vom  8.  November  1875  Eigenthum  der  Liqai- 
dationsmasse  sind,  werden  von  dem  StaatsXrar  einerseits  der  I.  ungarisch- 
galizisehen  Eisenbahn  als  nnversinsliehe  Mauipulationsfonds  vorsohuss weise 
belassen  und  anderseits  nach  erfolgter  Abrechnung  (Artikel  6  des  Proto- 
kolles vom  8.  November  1875)  der  Liquidationsmasse  direct  ersetzt 
werden. 

Vgl.  da«  Protokoll  TOm  8.  Noveroher  1875  oben  »ub  2. 

Der  hiernach  sich  ergebende  Manipnlationsfond  wird  sur  Erhdhnng  der 
CassenbestXnde  und  zur  Vermehrung  der  Haterialvorräthe  durch  das  Staats, 
ärar  auf  den  Betrag  von  200.000  fl.  erg»nzt. 

Die  auf  der  Dniesterbabn  vorhandenen  InventarstOcke  und  insoweit 
^aterialvorrXthe  sich  vorfinden,  auch  diese  werden  derLungarisch-galizisehen 
Eisenbahn  gegen  Verrechnung  Übergeben. 

Die  von  der  Verwaltung  der  Dniesterbabn  zu  Betriebszweoken 
abgeschlossenen  und  noch  in  Wirksamkeit  stehenden  Verträge  gehen  selbst- 
verständlich auf  die  neue  Verwaltung  Ober. 

Artikel  XII. 

Die  rel)ergabe  und  L'ebernahme  der  Eiaeubahnlinie  TarnuW'•Le^uehuw 
hat  erst  nach  deren  betriebsfähigen  tlerstellung  und  Ausrüstung  zu  erfolgen 
und  ist  hierüber  ein  Inventar  zu  errichten. 
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I  t  lM  riialiint'  mul  r>»'trie'»ser(tffnnTiL'"  hat  l»iimoii  0  Woclifii  vom  Taire 
der  eiii-<  lilHLfiireii,  St-itnis  lU-s  Il.nulclsiniiiistoriuin;^  an  die  naliiigcsellsclial't 
zu  riflitetidtii  Auffonlerimg  vorbelialtücli  der  gesetzlicheu  ErÖffnuitgs- 
bedinjrunp;»Mi  stattzufinden. 

Die  nöthi^ren  Cassmdotatictncn.  Materialvorrätlit'  nnd  Invontarstücke 
trenU'ii  von  der  Staatsverwaltiui;.'  bes<  liaftt  und  der  1.  ungarisch -galizischen 
Eisenbahn  gegen  Verrechnung  Ubergeben. 

Artikel  XiU. 

Die  vorstehenden  Abmachnogen  erlangen  erst  ihre  Wirksamkeit,  wenn 
die  königlich  nngarisohe  Regiernng  jenen  Bestimmungen ,  welche  die 
nngarische  Strecke  der  L  ungarisoh*galiziscben  Eisenbahn  indirect  bertthren» 
Ihre  Zustimmung  ertlieilt,  nnd  wenn  es  der  I.  ungarisch-galizisohen  Eisenbahn 
gelingt,  auch  ittr  den  ungarischen  Theil  der  Tarn6w-Eperieser  Linie  einen 
entsprechenden  Betriebsvertrag  abzuschliessen. 

Die  iJestiriiniungen  die^eä  Vertrage»,  soweit  dicsclNen  die  ungarische  ^^trecke 
der  Ersten  uiigariäcit-galizischeit  Eisenbahn  betreffen,  haben  die  hier  vorge»e]ieiie  Ge- 
nehmigung der  königU  nngarisehen  Regierung  unterm  18.  August  1876  erhalten.  (H.H. 
Z.  S6579  ex  1876).  Der  Betriebs  vertrag  für  den  un  ir-iri^^chen  Theil  derTarnow-Eperieser 

Linie,  der  ü^rifrens  auf  die  Strecke  von  d^r  unirai  i sciien  Grenze  hl^  zur  Station  Oil.'i 
beschränkt  wurde,  iatoben  »ub  ^o/  K.  k.  ätaatsbabn  Tarno^tr-Leluobow'*,  4  abgedruckt. 

Artikel  XiV. 

Sollten  die  im  vorstehenden  Artikel  gestellten  Bedingungen  bis  1.  Mai 
d.J.  nicht  erfnilt  werden  können,  so  wird  diel,  ungarlsch-galizische  Eisenbahn 
den  Betrieb  der  Dniesterbahn  an  dem  besagten  Tage  nichtsdestoweniger 
Übernehmen,  jedoch  mit  der  Abweichung,  dass  die  Betriebsrechnung  der 
Dniesterbahn,  sowie  die  gegenseitige  Wagenabrechnung  vorläufig  wie  bisher 
ganz  und  gar  getrennt  von  jener  der  I.  ungarisch  •galizischen  Eisenbahn 
fortgeführt  werden  wird  und  dass  auch  die  Kosten  des  bestehenden  Central- 
bnreans  der  Dniesterbahn  unvermengt  verrechnet  werden. 

Die  Uebernabme  des  Betriebes  der  Dniesterbahn  erfolgt?  am  1.  Mai  1876. 

Artikel  XV. 

Der  gegenwSrtlge  Vertrag  wird  auf  unbestimmte  Daner  abgeschlossen* 
kann  jedoch  beiderseits  je  ffir  den  31.  Deeember  eliyührig  gekündigt 
werden. 

So  lange  die  Bedingungen  des  Artikels  XUI  nicht  erfüllt  sind,  behSIt 
sich  die  Regierung  Überdies  das  Recht  vor,  von  demselben  mit  dreimonatlicher 
Kündigung  zurückzutreten. 
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Artikel  XVI. 

Der  vorstelieiule  Vorlia;,'  wurde  in  2  ^loiclilautcnden  Parien  ausf^efertiget, 
von  welchon  das  j;(«>tenii)f'lto  b»>iin  k.  k.  llandeUniinistoriiun  verbleibt,  das 
un;;est(  inpelte  dafrogon  dem  V'erwaltiuigsratlie  der  1.  ungariäcli-galizischen 
Eisenbahn  ausjjefol^rt  wird. 

Der  1.  unju'Hrisch  ;:alizi!<cben  Ei^^enbahn  wird  jrostattet.  die  ans  Anlass 
dieses  Vertra^jes  zu  entrichtende  8teini)el;^ebühr  als  Auslage  iu  die  l.Betrieba- 
rechuung  der  Dnieaterbahn  einzustelleu. 

Wien,  am  10.  April  1876. 

Für  die  k.  k. Staatsverwaltung: 

W.  NMlIig  m.  p., 

k.  k.  Sectioncchef. 

Carl  R.  V.  Passwald  m.  p., 

k.  k.  Seetionschef. 

Fried.  Lpodpr  m.  p-,  » 
k.  k.  Mim^tcrialralh. 

.Iidi.  Ba^er  m.  )).. 
k.  k.  Sectionsrath. 

Jt>sef  PollaBeti  ni.  p., 

k.  k.  Öectiottbrath. 

Kalificirt : 

Der  k.  k.  Finanzmfnister:  Der  k.  k.  Handelsminister: 

Prelis  m.  p.  Chlaaeekj  m.  p. 


Die  im  Eingänge  des  vorstehenden  Vertra«:os  vorl»»  haltene  Zustiram  ung 
der  AetionSre  der  Krsten  nngariseh  -  galizischen  Eisenbahn  erfolgte  in  der 
8.  ordentlichen  GeneraWersamrolung  derselben  am  28.  Juni  1876. 


¥üv  die  1.  ungarisch  galizische 
Eisenbahn: 

^oh.  Graf  Waldtteii  m.  p., 

Pr«8id«nt  d.Lttngwilch-gAltzi8chen 
Eisenbahngesellsehaft 

Sigmund  K.  v.  legUwskj  m.p., 

Verwaliunj.'*rnth  '1er  I.  iinj^arisch» 
galizischen  Eisenbahn. 

Max  Pichler  m.  p., 

Director  der  ungarisch -galisiseheu 
Eisenbahn. 


Digitized  by  Google 


I.  StuaUbAlm«!!. 


93 


5.  Vertrag  9 

welcher  aul  Orund  dts  tiiselius  vom  lö.März  It>7Ü,  H.G.Ül.  Nr.  4»,  iwisthin  ilt  iii  k.k.  l  inani- 
Biniskerion  ud  den  k.  k.  HndclMiiiiiBtetitiii  ii  Vcrtretafig  des  k,  k.  Acrirs  einerseits  und  der 
k.  k.  priv.  DBiestCNBnhii  in  Liqnidttioii,  sowie  den  Dr.  Johann  Freiherm  Ton  Htin berger 

als  Curatnr  zur  L'i  tiuinsamen  Vertretung  der  Rp«  ht."  der  Besilwr  di-r  PrioritSts-übligationen  der 
Ünii'stiT-r.ahn  andt-riTScits.  von  lftzt»'rt'm  imtcr  \  .ii?M'h,iIt  dt-r  «•urafrlslH'hörillii-ht'n  (ii'in'hmigunc 
dieses  Verlragi-s  in  Ausführung  des  zwischen  dir  k.  k.  Staaisvcrwallunj!;  und  dt  m  Prioritäh-n- 
cuttor  in  k.  k.  Nandelsministeriulu  abgeschlossenen  Protokoilar-Üebereinkommens  vom  M.  No- . 
venber  1875  nnd  der  BesehlOsse  der  an  3t.  Deeenber  1875  abgehaltenen  General-Versannlung ' 
der  AetioBire  der  k.  k.  priv.  Dniester-Bahn  Ober  die  lastenfreie  Abtretung  der  Linien  der  k.  k. 
priv.  Dniester  Bahn  abgeschlossen  wurde,  wie  folgt: 

§•  1- 

Die  k.  k.  priv.  DnieBter-Balm  in  Liquidation  vcrk.uilt  und  das  k.  k. 
Aerar  kauft  die.  der  k.  k.  priv.  Dniester- Halin-Gescllscliaft  jrelwiri^ren  itn 
Eisenbahnbuc'hc  des  k.  k.  Landesgerichtj-s  zu  Lemberg'  innoli»  ^;:onden  Eisen- 
bahnlinien der  k.  k.  priv.  Dniester  Balm,  insbesondere  die  Hauptlinie  von 
Cliyrow  nach  Stryj  mit  einer  Zweitj^lialm  vnu  Di-ohobycz  nacli  Horys- 
law  nebst  allem  unbewe{?lielien  nnd  bewe^'liejien  Zuj,M'lii'r  ein.scliliesslich 
der  Werkstätte,  der  Betriebscinricbtiin«ren.  Telejrraten-  und  Si^nalapparate, 
sowie  sammt  allen  darauf  bezüjrlichen  eoncessionsmUssij;en  und  sonstigen 
liechten  frei  von  allen  bürgerlichen  Lasten  und  wie  immer  gearteten  Schul- 
den, insbesondere  auch  den  gesammten  zufolge  des  bilanzmässigen  Inventars 
vom  31.  December  1874  im  Besitze  der  Oesellschalt  l>etindlichen  Fahrpark 
nebst  Heserve-Bestandtbeilen,  sowie  die.  im  Zeitpunkte  der  BetriebsUbergabc 
auf  der  Bahn  tbatsächlich  vorhaudeaeu  Matei-ialvorräthe. 

§.  2. 

Die  von  der  Dniester-Bahn-Gesellschaft  autgenommenen  Scdmlden,  wie 
insbesondere  etwaige  ans  dem  Baue  oder  anlasslicli  dessell)en  erwachsene 
Ansprüche  der  Baunnternehiut  r,  Anrainer,  (irundeinir»sungsglaubiger  oder 
sonstiger  dritter  Personen,  die  Darlebensschnld  an  die  Anglo  österreichische 
Bank  im  Betrage  von  löU.üUU  tl.  sammt  Zinsen  nnd  Nebengebühren,  —  die 
Forderungen  der  Prioritätsgläubiger  an  liilligeu,  aber  nicht  eingelösten  Cou- 
pons und  hievon  aufgelaufenen  Zinsen,  die  aus  der  Betriebst ülirung  bis  zum 
Tage  der  Uebergal)e  erwachsenden  Auslagen  nnd  Schulden  mit  Finschluss 
der  erst  nachträglich  fällig  werdenden  Al)rechnnngsschuldigkeiten  bilden 
keinen  (iegenstand  der  l'cbernahme  von  Seite  der  Staatsverwaltung,  viel- 
mehr bleibt  die  Berichtigung,  Abrechnung  oder  Begleichung  d<'r  erwähnten 
Schulden  und  Forderungen  lediglich  der  k.  k.  privilegirten  Dniester-Bahn- 
Gesellschaft,  bezieh uügaweiae  ihren  Prioritätsgläubigern  lUr  eigene Uechuuug 
überlassen. 
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Für  den  Fall«  aU  seit  dem  15.  November  1875  tenilenziSsc  VeräUAse- 
rungen  von  Materialien  der  Ic.  k.  privilegirten  Dniester  Bahn  vorgenommen 
worden  aein  sollten,  ist  der  Inventarwerth  derselben  von  dem  n»ch  §.  6 
stipuUrten  Entgelte  in  Abang  au  bringen. 

Zur  Sieherstellnng  der  in  den  beiden  vorstehenden  Absätzen  enthaltenen 
Verpfliclitniigen  wird  der  k.  k.  Btaatsrerwaltnng  das  Hoehi  eingeräumt,  fllr 
(Icu  Fall,  als  die  aus  obigem  Anlasse  schuldigen  Zahlungen  bis  zum  Zeit- 
punkte der  Ansfolgung  des  nach  §•  6  stipnlirten  Entgeltes  nicht  geleistet 
sein  sollten,  einen  der  (iesninmtsumme  der  präliminirten  Zahlungen  entspre- 
chenden Tbeil  dieses  Entp'itos  im  Paaschalbetm^e  von  186.000  fl.  bis  zur 
erfolgten  Leistung  oder  Sicherstellung  der  obigen  Zahlungen  zurückzube- 
halten. 

Dagegen  wird  nu'^drii«  kli -h  anerkannt,  dass  die  der  Dniester  Bahn  ge> 
hörigen  Cassabestände,  Wertlipapiere  und  Activforderungen,  insoweit  die- 
ficlhrn  nach  gepflogener  Abrechnung  über  das  Betriebsergebniss  sich  als 
reiner  Ueberschuss  darstellen,  unbeschadet  der  iro  §.  f)  enthaltenen  Hestim> 
mtingen  in  Betreif  des  Pensions-  und  Krankenfondes,  keinen  Gegenstand  der 
Abtretung  zu  bilden  haben. 

§■  3. 

Die  U('l)eniahmo  des  Betriebes  der  Dniester-Balm  durch  die  Staats- 
vervaltmi^\  bc/it'lmn;;s\veise  durch  di»-  \('n  der  l't/.tercii  zu  bezeichnende 
Ei^enbahnvorwaltiin;:  «  rfol'^t  am  1.  Mai  isTt).  —  Der  Betriebsiibernahnie 
hat  die  nrdiiun;rfiiiiissige  reb<Mfral)e  der  Bahn  und  ihres  Zug'ehtMs  voraiis- 
zu;^eh('n.  weh'he  symbolisch  durch  die  ruterlVrti^iiiii^r  eines  diesem  I  nistainl 
CDUstatirtMidcii.  unter  Intervention  des  von  der  liegierung  hieztt  delegirteu 
Comniissärs  autzuiiehineuden  Protnkolles  zu  erl'ol;ren  hat. 

Ausser  dem  rincii  < le^-^rnstaii«!  der  A!)tr<'tun;r  liildenden  Zu^rehür.  ins- 
besondere  dem  iii\ t-nlai miissi^^eu  Fahrpark  uelist  Reser\  ebcstandtheilen  und 
dem  auf  der  Bahn  thatsäelilieh  \  orhaiuleiien  MateriaiM»rratiie.  sind  aucii  die 
püinintliciien  im  Besitze  der  Balm  Itetiudliehen  Cassal)estäude,  Werthpapiere 
und  Fordernujrsdocumente  vorlM-iiaitlieh  der  ehestens  durchzuliihrenden  Al>- 
reehnuni:  über  das  Erf^ebniss  der  lUr  Beehuunu:  der  k.  k.  i)rivile*rirten  Duie- 
8ter-Bahu- Gesellschaft  vollzogenen  Betriebsführung  zu  übergeben. 

§.  4. 

Mit  dem  Zeitpunkte  der  Betriebsübernahnie  wenb'u  sä  mm  fliehe,  Itis 
zum  1.'».  NnvemlKM-  187.')  und  die  nach  diesem  J'a^re  mit  Zustimmung  der 
Staatsverwaltiiu;;  zu  Betriebszweeken  ab^ieschNKseueu  Verträjre.  insbeson- 
dere die  X^Tträtre  mit  Ausehlussbahnen  über  die  MitlteiiUtzuuir  der  Stationen 
Chyrow  und  Stryj,  die  wechselseitige  P>eniitzung  von  Wagen  und  die 
Theiluug  des  Verkehrs  vom  k.  k.  Aerar  überuommeu. 
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§.  5. 

l);i>  k.  k.  At'iar  lilx'rjiimnit  (Ins  ;r«'sainiiit»'  detiiiitiv  an^rostrlltf  r.f.unttMj- 
iiinl  Dicnorpcrsoiial«'  der  k.  k.  inivilr^rirlcii  Dnirsti-r-Halin  uiittT  Autrccht- 
liaitiiiip:  (lor  vortraL'smiissi;;  V(tr  dem  lö.  Novenilior  187'>  dder  iiai'li  dirscm 
Ta;;»'  mit  Zii>tiiiimnii^  der  lle;rit  i im;,'  crworlicncn  Ktclit»'.  ins1>t\s()ndt'ic  der 
8tatutcmTiä.ssi;rt'U  Pensionsanspriicln'  dt'RSclln  n  in  seine  I)ienste. 

Der  für  die  lieamtcii  und  Di«'ii«  r  der  k.  k.  privile^'irten  Dniester-I>alin 
;.'el)ildete  Pensionsf'ond.  >owie  der  lür  diese  Bediensteten  bestehende  Krau- 
kenfoud  gelit  mit  seiucm  gerammten  Vermögen  an  das  k.  k.  Aerar  Uber. 

§.  6. 

AU  Entgelt  für  die  lastenfreie  Alitretun;;  der  Eisen haiinlinien  der  Dnie- 
ster-üabn  sammt  allem  beweglichen  und  unbewegliciien  Zugehör,  wird  der 
lietrag  von  2.100.000  ii.,  d.  i.  Zwei  Millionen  einmalhuuderttausend  Gulden 
öBitfreidiwclier  Wahrung  BankTaJuta  fea^e^etot. 

Zur  Ermöglichuug  der  lastenfreien  Uebertragung  der  Dniester  Bahn  in 
den  bücherlichen  Besitz  des  k.  k.  Aorars  ertheilt  der  Curator  der  Besitzer 
von  Prioritäts- Obligationen  seine  Zustimmung,  dass  das  für  die  Besitzer  von 
TbeilschuldverschreibUDgen  des  PrioritätsanlehenB  der  k.  k.  privilegirten 
Dniester-Bahn  vom  15.  September  1871  im  Betrage  von  7.20U.UUO  fl..  d.  i. 
Sieben  Millionen  zweimaihnndc  rttausend  Ciulden  samnit  Zinsen  im  Eisen- 
bahnbuche des  k.  k.  Landesjreriehtes  in  Lemberg  aut  der  lür  die  k  k.  privi- 
Irgirte  Dniester  -  Bahn  eröffneten  EiBcnbalmbuchseinlage  haltende  Pfan»l- 
neht,  dann  das  beztiirlieh  eines  Zinsenbetrages  von  18U.UUÜ  ti.  sammt 
iSebengebtihn  ii  ob  der  ?-»  dachten  eisenbahnblieherliehen  Einlage  haftende 
executive  Plandreciit.  oiiueweiters  auf  Grund  dieses  Vertrages  gegen  gleich- 
zeitige Einverleibung  des  Eigeuthumsrechtes  des  k.  k.  Aerars  auf  diese 
Kiaeubahn  gelöscht  werde. 

Dagegen  wird  vereinbart,  dass  der  gesamnite  K.auts(  liilling  mit  Aus- 
nahme des  an  die  An^rlo-itsterreichische  Bank  zur  'rilirunir  ihrer  auf  der 
Dniester-Bahn  intabulirtt  ii  Forderung  zu  zahlend»  n  Ji<  tra;:i  s  \oii  l.'jU.UUUtl. 
aammt  Zinsen  unil  NebeugebUhren  und  mit  Au>nahme  des  an  die  Aetionüre 
zu  zahlenden  Abf'ertigungsl>etrages  von  1  ti.  .i<»  kr.  für  jede  Aetie  \url»elialt- 
lifh  etwaiger  naeh  i:^.  2  eintretender  Abzü^rc  an  die  k.  k.  pi  i  \  ile-irte  I)nie- 
ster-Bahn-Gesellsc'halt  in  Liquidation  zu  Händen  des  Licjuidatois  und  Cura- 
tors  der  Be.sifzer  der  Dniester- Bahn-Prioritäten  Dr.  Johann  Freiherrn  von 
Uaimberger  aus^-^ezalilt  werde,  und  dass  das.  bisiicr  im  Kisenl)ahnbuchc 
iutabulirte  Pfandrecht  für  die  7,200.000  fl.  Prioritätsforderuugeu  auf  diesen 
Kaufscbiliiüg  übertragen  werde. 
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§.  8. 

Die  Zaiilung  des  Kaufsebillings  Ton  2,100.000  H.  ^amtnt  40/9  Interessen 
vom  1.  April  1876  und  6«/«  Interessen  vom  1.  Mai  1^76  erfolg  in  folgender 
Weise : 

Sogleich  nach  der  ÜurelifilhrutijL'  »1fr  Einverleihiin«r  des  Eigenthuins» 
rechtes  dt^s  k.  k.  Acrars  auf  die  Diiiester-Uahn  und  nacli  Liiscliunjr  sämmt- 
licher  auf  derselben  intabulirteu  Pfandrechte,  insbegondcr«-  des  IMandrechles 
für  die  Besitzer  von  Theilscdmldverschreibungen  des  Prioritätsanlciiens  der 
k.  k.  privilrgirten  Dniester-Bahn  vom  15.  September  1871  in  dem  Betrajje 
von  7.2UO.UUU  H.,  sowie  des  bezüglich  eines  Zinsenbetrages  von  180.000  H. 
sammt  Nebengebiihren  haftenden  executiven  Fiandrechtes  wird  die  Forderung 
der  Anglo-Bank  an  die  Dniester-Rahn  von  150.000  H.  sammt  Zinsen  und 
N>')ien<rebUhren  gegen  Löschung  des  lUr  diese  Bank  haftenden  Pfandrechtes 
gezahlt  werden. 

Sonach  wird  auf  i«'dc  der  an  die  k.  k.  St.iatsverwaltnii;.'  abzuliefernden 
*J4.noO  stUek  Acticii  der  Betrag  von  je  1  11.  50  kr.  ausbezahlt,  beziehungs- 
weise gerichtli<-h  erlegt. 

Der  übrige  zur  Befriedigung  der  Anglo-Bank  und  der  Actionäre  nicht 
erfordorlif lie  Theil  des  Kaufschillings  wird  vorbehaltlich  etwajrjfr  nach  ij.  2 
«  iiitrctf'nder  Abzüge  s(»fort  nach  lastenfreier  bücherlicher  l'ebcrtraf^un^r  des 
Ki;r»'nthuTnsrechtcs  des  k.  k.  Annrs  auf  die  DnieBter-Bahn ,  der  k.  k.  privi- 
le^'irtni  Diiicstcr-iJalin-licscilschaft  in  Li((uidatioM  zu  Händen  des  Li<|nida- 
tors  und  l'rioritäffn  ( 'urators  nach  Mas«gahe  der  zur  Hinlijsung  gelangenden 
Prioritäts  Obligatinn.'u  in  der  zwis.  lien  der  k.  k.  Staatsverwaltung,  dem  Li- 
<|nidations-Comite  und  dem  Prioritaten-Curator  zu  vereinbarenden  Weise  zur 
Auszahlung  gelau^ren. 

Insoweit  ein/.flue  Stücke  der  Obligationcntitel  der  zugehörigen  ( 'on- 
pons  oder  der  Actientitel  nicht  lieigehracht  werden  könnten,  wird  von  der 
Beibringung,  beziehungsweise  Ausserverkehrsetzung  dieser  Stüc  ke  unter  der 
Be  iingung  abzusehen  sein,  dass  die  dem  Noniinalvverthe  derselben  verhUlt- 
nissniässig  entsprechenden  Beträge  zu  Händen  der  Anspruclisberechtigten 
gerichtlich  erlegt  werden,  worüber  der  k.  k.  Staatsverwaltung  durch  den 
C'urator  der  gehörige  Nachweis  zu  liefern  ist. 

Die  Dniester-B.ihn-Cesellschaft  in  Liquidation  ertheilt  ihre  Zustimmung, 
dass  auf  Gr>ind  dieses  Vertrages  sofort  das  Eigenthumsrocht  des  k.  k.  Aerars 
auf  die  für  die  k.  k.  privilegirte  Dniester-Bahn  im  Eisenbahnbuche  des  k.  k. 
Landesgerichtes  in  Lemberg  eröffnete  Einlage  einverleibt  werde. 

§.  10. 

Die  vertragscbliessenden  Theile  veraiehten  ausdrttcklich  darauf,  diesen 
Vertrag  wegen  Verletzung  Über  die  Hälfte  des  Wertbes  anzofechten. 
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§.  11. 

FUr  alle  aus  dirseni  Vertrajje  etwa  entspringenden  Streiti^rkeiten.  wird 
da",  k.  k.  HandelHfjericht  in  Wien  &U  forum  eoutractus  einverÄtändlioh  fest- 
gesetzt, dessen  Ausspruche  sich  die  vertragschliessenden  Theile  hiemit  aus- 
drücklich unterwerfeu. 

§.  13. 

Dieser  Yertng  wird  in  drei  Parien  Stempel-  und  gebührenfrei  ausge- 
fertigt. 

Urkand  dessen  die  nachstellenden  Unterschriften : 

Wien,  am  29.  April  1876. 

Der  Ic.  k.  Finanxminister: 
fretls  m.  p. 

Der  k.  k.  Uaudeisminister: 
Chliaccky  m.  p. 


0.  Z.  9770. 

Ich  bestätige,  dass  die  mir  persönlich  bekannten  Herren  Johann  Graf 
Krasicki  nnd  Julius  Goldstein,  Liquidatoren  der  Firma  «K.  K.  priri> 
legirte  Dnicster  Bahn  in  Liquidation*  in  Vertretung  dieser  Firma;  —  und 
Dr.  Johann  Freiherr  von  Haimberger,  Hof-  und  Gerichtsadvocat  in  Wien 
diesen  Vertrag  vor  mir  unterfertigt  haben. 

Wien,  am  99.  April  1876. 

Dr.  Mori?.  Reiacr  m.  p. 

Z.  109611. 

Vom  k.  k.  Handelsgerichte  In  Wien  wird  vorstehender  Vertrag  nnratels- 
behSrdlieh  genehmigt. 

Vom  k.  k.  Handelsgerichte : 
Wien,  am  2.  Mai  1876. 

Wagier  m.  p. 


7 


K.  k.  privilegirte  Dniester  Bahn 
in  Liquidation : 

Eraticki  m.  p.      (reldsteia  m.  p. 

Dr.  Johann  Freiherr  von  Itlmherger 

als  der  mit  dem  Bescheide  des  k.  k. 
Handelsgerichtes  in  Wien  vom  26.  Juni 
1874,  Z.  129662  bestellte  Curator  zur 
gemelnBamen  Vertretung  der  Rechte  der 
Besitzer  von  Prioritäts-Obligationen  der 
k.  k.  privilegirten  Dniester  Bahn. 
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6*  Kundniacliiiiig  des  HandelMiiiiiiHtcriiiiiis  vom  s.  August  1876^ 
B.  0«  BK  Nr.  108  und  C  Bl.  Nr.  90, 
bttnAfsd  die  £rw«rbug  der  k.  k.  privikgirtoo  Biiest«r-B«liii  dirak  den  SttaU 

Naihd«  m  aut  (ii  iind  des  Gesetzes  Tom  18.  März  1876  R.  G.  Hl.  Nr.  48), 
zufolge  (If  s  isi  lir  n  dem  k.  k.  Finanzministerium  und  dem  k.  k.  Handels- 
ministerium in  Vertretung  des  k.  k.  Aerars  einerseits,  und  der  k.  k.  priv. 
Dnit  sti  r  Balm  in  Liquidation,  sowie  dem  gerichtlich  bestellten  Cura- 
tor  zur  gemeinsamen  Vertretung  der  Rechte  der  Besitzer  von  Prioritäfs- 
obligationen  der  genannten  Bahngeaellsohaft  andererseits  abgeschlossenen 
Vertrages  vom  29.  April  1876  nunmehr  die  im  Eisenbahnbnehe  des  k.  k. 
Landesgerichtes  zu  Lemberg  inliegenden  Eisenbahnlinien  der  k.  k.  priy. 
Dniester-Bahn,  insbesondere  die  Hauptlinie  von  Cbyrow  nach  Stry 
mit  einer  Zweigbahn  Ton  Drohobycz  nach  Boryslaw  nebst  allem  anbewegli- 
chen und  beweglichen  ZngebOr  sammt  allen  concessionsmttssigen  und  sonsti- 
gen Rechten  an  die  k.  k.  Staatsverwaltung  Ubergegangen  sind,  in  deren 
N:;men  der  Betrieb  der  genannten  Eisenbahnlinien  anf  Gmnd  des  Vertrages 
vom  10.  April  1876  seit  1.  Mai  1876  von  der  Er.«ten  ungarisch  galizisclieu 
Eisenbahii^-^esellsch.ilt  geführt  wird,  so  haben  fortan  auf  (irund  der  Aller- 
lli■M■ll^ten  Kntschliessung  vom  25.  Juli  1876  die  Bestimmungen  der  Concesr 
siousurkunde  vom  5.  September  187u  iR.  G.  Bl.  Nr.  1 35;  ausser  Kraft  zu 
treten. 

Chlueekj  ni.  p. 


f/J  K.  k.  Staatsbahii  Bra uiiau - Strasswalehen  (Stein dort). 
(Vgl.  K.  k.  priT.  Braonav-Stniswiilchener  £i«pnb«hn.  Erg.  Bd«  I,  Sei'e  669;. 

1.  Anmeriiuugeii  zur  Concessions-l  rkuiide  vom  4.  Mai  1^72^ 

R.  (i.  Bl.  Xr.  (>9. 

für  die  Eisenbahn  von  Braanau  nach  i^trasswalchfo,  (vgl.  Krg.-ttd.  I,  btiUs  dö4). 

Zn  den  §§.  3,  17  und  18. 

Die  ErotliunifT  des  Betriebes  axü'  der  Hahn  von  Braunau  bis  zum 
Anschlüsse  an  die  Kaiserin  Elisabeth- Halm  in  Stei  n  d  o  rf  hat  am  10.  Sep- 
tember 1873  stattgetunden.  Narlidtm  jedoch  das  /.-.vist  hcn  den  Verwal- 
tungen der  k.  k,  priv.  Hraunaii-Strasswalchener-  und  der  k.  k.  priv. 
Kaiserin  Elisabeth-Hahn  abge-ehlosseiie  Hetriebs-rebercinkommcn,  Mplche>* 
mit  .Sl.  August  1875  ablief,  nicht  wieder  erneuert  wonleii  ist,  wurde  der 
Betrieb  mit  diesem  Tage  eingestellt  und  erst  am  3.  September  1875  auf 
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Orond  eines  fwischeD  der  k.  k.  priv.  Kidserin  EUsabetb-Bahn  nnd  dem 
mitUerweile  beBleHten  Sequester  der  k.  k.  priv.  Braunaa-Strasswalchener 
Bahn  abgesohlossenen  Uebereinkommens  wieder  anfj^^nommen. 

Zu  §.  4. 

Auf  Omnd  der  Bestiamaiig  dieses  Paragraphea  wurde  mit  Brlass  der 
k.  k.  SUtthalterei  für  Oberösterreich  vom  6.  Deeember  1876,  Z.  13029» 
Uber  Bnnichtigaog  des  k.  k.  Handelsminister«  vom  16.  November  1876, 
Z.  85041,  dem  Sequester  fttr  ein  Ladegeleise  von  Prof.  181/2  nichst  Hun- 
d erfing  xnr  dortigen  Dampfsäge  der  Firma  Aleyer  nnd  Löwi  die  Ban- 
bewillignng  ertheilt 

Zum  tj.  8. 

Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelftministers  vom  12.  Februar  1874 
Z.  40219  ex  1873  (C.  Bl.  Nr.  36  ex  1874)  wurde  die  Gesellsehaft  von  der 
Verpfliebtong  zur  Einführung  einer  IV.  Wa^enclasse  (Stehwagen}  für  den 
Personenverkehr  bis  zu  dem  Zeitpunkte  der  Erzielung  eines  Reinerträgnisses 
unter  der  Bedingung  enthoben,  das»  bis  dahin  die  Passagiere  auf  Verlangen 
gegen  Entrichtung  der  FahrgebUhr  llir  die  IV.  Wagenclasse  in  Wagen  der 

III.  Classe  befördert  werden.  Diese  Verfügung  wurde  mit  der  Allerhöchsten 
EntSchliessung  vom  27.  Februar  1874  (H.  M.  Z.  6945;  bestätigt.  Mit  dem 
weiteren  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministers  vom  24.  April  1874,  Z.  9707 
(C.  Bl.  Nr.  56)  wurde  über  Ansuchen  des  Verwaltnngsrathes  gestattet,  dass 
die  bis  zum  Zeitpunkte  der  Einführung  der  IV.  Wagenclasse  mit  dem  vorer« 
wähnten  Erlasse  angeordnete  eventuelle    Beförderung   von  Passagieren 

IV.  Classe  in  Wagen  III.  Classe  bis  auf  Weiteres  auf  unbemittelte  Personen, 
insbesondere  Taglöhner,  Dienstboten,  Uandwerksbnrschen,  Hausirer  etc., 
die  sich  durch  die  erforderliehen  Doeumente  als  solche  legitimiren, 
beschränkt  werde. 


2.  Erlass  des  k.  k.  Handelsministers  Tom  1.  September  1875^ 

Z.  ia68-iL  M.  (C.  Bl.  Nr.  98.) 

an  den  YerwslIiBgsnth  der  k.  k.  priv.  6raanau*Stras8W4lehener  Eitenbilm,  bctrclfend  die  Vvr* 

hinguig  der  Sequestration. 

Nachdem  mit  dem  heutigen  Tage  der  Betrieb  der  „Braunau-Strass« 
watehener  Eisenbahn«' thatsüchlich  aufgeh9rt  hat,  wird  auf  Grund  der 
im  §.  12  des  Eisenbahn-Ooneessions-Qesetzes  vom  14.  September  1864 
(R.  G.  Bl.  Nr.  388)  enthaltenen  BrmXehtignng  und  in  GemXssheit  der  §§.  5 

und  21  der  Concessions-Urkunde  vom  4.  Uta  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  69)  hiermit 
die  Sequestration  der  Eisenbahnlinie  Braunau-Strasswalcben  (Steindorf)  anf 

7* 
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Gefahr  uud  Konten  der  unter  <1(m  Firma  „k.  k.  priv.  Braanau-Strass- 
walchoner  Eisenbahn  bestehenden  Actien-Gesellschalt  angeordnet  und  zum 
Sequester  fUr  dieae  Bahn  der  k.  k.  SeotionsrAtk  Dr.  WiUielm  LeddUiu 
bestellt. 

Der  Sequester  tritt  mit  4.  September  d.  J.  sein  Amt  an  und  ist  von 
diesem  Tage  angefangen,  ebenso  der  Verwaltuugsratli  wie  die  General-  . 
Versammlung  der  Aotionäre  der  genannten  Gesellschaft  von  den  ihnen  durch 
die  Gescllschafts-Statuten  Übertragenen  Functionen,  insoweit  dieselben  eich 
auf  den  Betrieb  der  sequestrirten  Eisenbahnlinie  beziehen,  enthoben. 

Die  Beamten  und  Bediensteten  der  Gesellschaft  treten,  insoweit  densel- 
ben eine  Eintiussnahme  auf  den  Betrieb  obliegt,  in  dit-ner  Hinsicfait  mit  dem 
Tage  de>?  Amtsantrittes  de^^  Sejjnesters  unter  dessen  Amtsj^ewalt. 

Dieses  Erkenntniss  wird  in  Wien,  Liuz  und  Salzburg  durch  die  amtli- 
chen Zeitungen  kundgemacht. 

Begründung. 

Die  erste  und  wiclitijjste  aller  Pflichten  einer  Eiseiibahnunternehmiinj: 
sowohl  (lern  Staate  als  dem  Publicum  gegenüber  ist  die  Fürsorge  für  die 
AufreclitliMltiiiii:  des  Betriebes. 

Diese  VerpMiclitung  ist  so  /.weifellos  in  der  Natur  der  Saclie  begründet, 
da!.s  der  in  der  Coiicef^sinns-Urkunde  vorkommende  Ausdruck.  woiia<  h  den  Con- 
cessionären  das  Recht  zum  Betriebe  der  Bahn  eingeräumt  wird,  nur  in  dem 
Sinne  aufgefasst  wer  len  kann,  das?<  diesem  Rechte  die  correlalive  VerpÜich- 
tung  zum  Betriebe  der  Bahn  zur  Seite  steht. 

Wenn  diese  Auffassung  schon  nach  allgemeinen  Rechtsgrnndsiitzen  au» 
dem  ganzen  Wesen  wie  aus  dem  Zwecke  einer  dem  ötfentlichei»  Reeiite  ange- 
hörigen  uud  im  öt!'entlichen  Interesse  verliehenen  Befngniss  her>'orgeht, 
deren  Ausübung  schon  im  Hinblicke  auf  die  zu  ihren  Gunsten  zugelassene 
folgens(!hwere  Einschränkung  von  Privatreehten  vermöge  der  Expropria 
tionen,  sowie  von  Privatinteressen  vermöge  iles  faotisciien  Verkehrsmonopols 
keinesfalls  in  die  Privatwillkür  des  Concessionärs  gestellt  sein  kann,  so 
enthalten  nicht  nur  die  Concessions-Urkuuden,  sondern  auch  die  den  Eisen- 
bahnbetrieb regelnden  Gesetze  eine  Reihe  von  Anordnungen,  welche  die 
Verpflichtung  des  Concessionär",  die  Bahn  während  der  ganzen  Concessions- 
dauer  ununterbrochen  im  Betriebe  zu  erhalten^  theiU  auidrUoklieh  voraus- 
eetsen,  theils  mit  einer  gegentheiligen  Annahme  durchaus  iinvereinbar  sind. 

Demgemäss  wird  im  §.  2  der  Eisenbahnbetriebs-Ordnung  vom  16.  No- 
vember 1851,  R.  0.  Bl.  Nr.  1  vom  Jahre  1869,  die  Sicherstellung  eines 
regeliDiatigeii  uid  ungestörten  Betriebes  und  zwar  im  Wege  der  amtlichen 
Conatatirong  der  bieiu  nöthigen  Erfordernisse,  sowohl  in  Bezug  auf  die 
ConetmelbiMart  der  Bahn,  als  die  Beschaffenheit  und  Menge  der  fUr  den 
Bahnbetrieb  erfoidertiehen  Gegenstände  geradezu  als  die  massgebende  Vor* 
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MssetsoDg  für  die  Bewilligong  xw  BetriebserOffnong  hingestellt,  und  die 
ErtheilnBg  dieier  Bewilligung  Aasdrttektiek  von  jener  Sicherstellang  abhXnjing 
gemaeht.  Demgleichen  enthUlt  §.  3  der  Binenbahnbetriebs-Ordnnng  neben 
der  Anordnung,  dass  jede  Bahn  oder  Bahnstrecke,  für  welehe  die  Bewilligung 
Eom  Betriebe  ertheiit  worden  ist,  Btets  im  {ruten  fahrbaren  Znstande  erhalten 
werden  muss,  das  ansdrilektiche  Gebot,  dass  die  entstehenden  MHngel  and 
SebSden,  sowie  die  dem  ungestörten  Betriebe  entgegenstehenden  Hindemisse 
so  sehleunig  als  möglich  beseitigt  werden  miinsen. 

Dieses  Gebot  wird  im  t^.  16  der  Eineubalnibetrieh^. Ordnung  selbst 
gegenfiber  dem  Eintritte  von  Fällen  liöherer  Gewalt  naolidril  -kliolist  aufrecht- 
•  rhalten.  indem  daselbfr  auch  für  den  Fall,  wptin  durch  Elementnrerci^^nissc 
Refrelmässifrkeit  des  Verkehres  gestört  «»der  der  Vorkehr  •gänzlich  nnter- 
brodien  ist.  den  Betriebsdirectionen  die  Pflicht  auferlejrt  wird,  dafür  zu  sorjren, 
dass  mit  der  2ul:issi(i:-;ten  Beschleunigung  die  gehörigen  Mittel  erp^iiffen  und 
die  entsprechenden  Anstalten  getroffen  werden,  um  die  Ursache  der  Störung 
oder  Unterbrechung  zu  beseitigen  und  die  mögliokste  AbkUrzuug  der 
St9rnng  oder  Unterbreehung  zu  erzielen. 

Wenn  es  hiernach  fentAteht,  d^iss  die  Aufreehthaltung  eines  regelmässi- 
gen und  ungestörten  Betriebes  als  eine  jeder  Eisenbalinunternehmun^  in 
Gemüssbeit  der  Ei-^enbahnbetriebs-Orduung  gesetzlich  obliegende  Ptlieht 
nnznsehen  ist,  so  la-^sen  nueh  die  Bestimmuncen  des  Ei^eiibahn-Coucessions- 
^ienetzes  vom  14. September  1854.  B.  G.  Bl.Nr.  23^^.  imd  der  auf  Grund  der- 
selben erfiossenen  Coneessions-ürkunde  keinen  Zwoilel  daran  ttbrig,  dass  diese 
Obliegenheit  als  eine  concessionsmässigo  Verpflichtung  aufgefastt  werden 
müsse. 

Dies«  geht  schon  aiH  der  im  §.  1  des  Eisenbahn-Conces^iion'*  (Tesetzes 
enthaltenen  Definition  hervor,  wornaeh  den  ajif  dessen  Grnn«llage  coneessio- 
nirten  H.ihnen  die  BeHtimmnnjr  beiirele<rt  wird,  als  öffentliche  Trnnsport- 
rniflel  fiir  Ter-onen  ntnl  Wanr^n  zu  dienen,  und  mithin  die  rechtlielie  Mög- 
lichkeit einer  dem  Berei<'he  der  Privatwillkiir  anjrehÖrigen  VerfÜL'iing  .lusjre- 
Bchloftsen  erscheint,  durch  welche  jene»  Transportmittel  seiner  Bestimmung  - 
entzogen  würde. 

Nicht  minder  bildet  die  uuunterbroehene  Aufreehihaltunir  des  Betriebes 
einerseits  <lie  nothwendige  Voraussetzung,  anderseits  einen  intcL'rirenden 
Be>itandtheil  jener  eoncessionsinässigen  Leistungen,  welehe  den  Eis<'nbalin- 
t'nternehmnngen  auf  Grund  de^  §.  10  lit.  f  nndg«  de-*  Eisenbahn  Toneessions- 
Gesetzes  nach  Massgabe  der  nur  (jiiantitativ  unter  sich  ditVerirenden  Con- 
cessirtns-Bedingungen  in  Bezug  auf  die  Hetiu  lt  rniig  der  Post,  auf  den  Mili- 
tärtransjjort  und  auf  die  Ordnung  »1er  wechselsrif igen  Verkehrsverhältnisse 
gegenüber  den  anL'renzenden  Eisenbahnen  auferlegt  sind.  ' 

Hiernacli  wird  nicht  zu  bestreiten  sein,  dass  die  An trechthaltung  des 
Betriebes   eine,    und   zwar   eine    der   wesentlichsten   gesetzliehen  und 
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conce88ioii8in:issi;j:en  Priichten  jeder  den  (tbij^eu  <;esetzliclieu  Vorschrift«'!! 
unterworfeneu.  bezieliuiif^sweise  auf  dieser  Reolitsjrrundlage  zu  Stande 
fjekomineuen  Eisenbahn- Unternehmung  bildet  und  das«  die  Unterlassung  der 
Aufrechtbaltung  des  Betriebes  sich  nicht  nur  als  eine  Zuwiderhandlung 
gegen  wcscntliclit*  liestiminungeu  der  Eisenbahnbetriebs  Ordnung,  sondern 
zugleich  auch  als  t  inc  Zuwiderhaudluug  gegeu  wesentliche  Bestimmungen 
der  Concessious- Urkunde  darstellt. 

Mit  dem  ungeai  iitet  wiederliolter  Ermahnung  erfolgten  Eintritte  einer 
derarti^^fu  Zuwiderhandlung  sind  aber  jt-denfalls  die  Voraussetzungen  ver- 
w  irklielit,  unter  welchen  das  ilan«lelsmiuisterium  kraft  §.  12  des  Eisenbahn- 
( 'nnce.isions-Gesetzes  ermäelitigt  ist,  die  Se^jnestration  der  coneessionirten 
Eisenbahn  auf  (ietahr  und  Kosten  der  Betnebs-Unternehninng  anzuordnen. 

Die  erwähnten  Voraussetzungen  tretl'eii  im  vorlieg«'nd<Mi  Falle  bezUi-'lieh 
der  unter  der  Firma  ^k.  k.  priv.  H  r a u  na  u  -  S t  r a s s  \\  a  I  c  h  e n  e  r  Ei  s  en- 
bahn-  mit  dem  Sitze  in  Wien  handelsgerichtlieh  protokoUirten  Aetien- 
(iesellsohaft  zu.  welche  nael»  Artikel  1  der  unter  dem  30.  Juni  1872. 
Z.  9707,  ^Genehmigten  Gesellschattsstatuten  auf  Grund  des  §.  13  der  A.  h. 
<  MiK'o^ions-Urkunde  vom  10.  Mai  1872.  R.  G.  Bl.  Nr.  69,  in  alle  den 
ConeeHsii>nären  obliegenden  Pflichten  eingetreten  ist,  insoweit  «lieselbe  den 
Betrieb  der  mit  der  obigen  Ccnccssions-Urknndc  conces8i(»i»irten  Locoinotiv- 
Eisenbahn  von  Braunau  na<  Ii  Strasswalchen  .  Steindorf )  zum  Gegenstände 
haben,  so  zwar,  dass  die  genannte  Actien-Gesellachaft,  als  deren  Zweck  im 
Art.  2.  lit.  a)  der  Statuten,  insbesondere  der  Betrieb  der  bezeichneten  Eisen- 
bahn augetührt  ist,  als  Betriebsunternehmung  dieser  Bahn  betrachtet 
werden  muss. 

In  Ansehung  des  Betriebes  dieser  Bahn  findet  kraft  iij.  5  der  Conees- 
sions-Urkund«'  das  Ki^enhahn-ConceBsions-Gesetz  vom  14.  September  1864. 
Ii.  G.  Bl.  Nr.  238,  sowie  die  Eisenbahnbetriebs-Ordnuug  vom  16.  November 
1851,  R.  G.  Bl.  Nr.  1  v<.m  Jahre  1852,  Anwendung. 

Im  §.  6  der  Concessions-l  rknnde  ist  die  Verpflichtung  zm  Postbeför- 
derung  mittelst  mindestens  je  eines  von  jeder  Endstation  täglich  abgeliondeii 
Zuges,  im  ij.  lu  di«-  Verpflichtung  zum  Militärtransptjrte  ausgesproehen  und 
im  §.  21  ebendaselbst  lür  den  Fall,  wenn  ungeachtet  vorausgegangener 
Warnung  die  Nichthefolgung  der  in  der  Concessions-Urkunde  oder  in  den 
Gesetzen  aulerlegteu  Verpflichtungen  vorkommen  sollte,  dagegen  die  An- 
wendung der  in  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  ansdrttekUeh  vor- 
behalten. 

Eine  derartige  Warnung,  beziehungsweise  Brmahnnng  erging  an  den 
Verwaltungsrath  dei  oben  genannten  Bahn-Geselleohnft  bereits  mit  dem 
Brlasse  des  Handelsministeriums  vom  5.  Mai  1875,  Z.  7896|  onter  Hinvet- 
sung  auf  die  der  Unternehmung  im  Sinne  der  A.  b.  Coneeetions-Urknnde, 
sowie  der  Oesellschaftsstatnten  obliegenden  Verpfliehtongen  hinsiehtlieh  der 
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nnonterbroohenen  Aufreobtlialtiiug  des  Betriebe«,  sowie  auf  die  g''!)*?tzlich 
und  concessioatmfiaaig;  an^fe^rohtea  Folgen  einer  Miohtbefolgung  dieser 

Verpflichtungen. 

Eine  wiederholte  Mjilinmi};  wurde  zufolge  Erlasses  des  HandeU- 
iiiiuisteriunis  vom  19.  August  187.').  Z.  26419.  tnit  dem  Iteirii;j;eu  an  den 
Vcrwaltungsrath  gerichtet,  dass  in  dem  Falle,  wenn  für  die  Aufreclithaltung 
des  Betriebes  keine  Vorsorge  getroffen  sein  sollte,  die  Regierung  8i«'li  in  die 
Nothweudigkeit  versetzt  sehen  würde,  mit  der  Verhängung  der  Sequestration 
nnch  §.12  des  Eisenbahn-Uoncessioiis- Gesetze»  vorzugehen.  Diest'  Noth- 
wcndigkeit  ist  nntimehr  eingetreten,  indem  zufolge  übereinstimmender  amt- 
licher xMelduii^  der  Betrieb  auf  der  Eisenbahnlinie  Braunau-StraaawalcbeD 
(Stein. lorf  am  heutigen  Tage  thatsächlich  eingivstellt  worden  ist. 

Es  ist  ausserdem  liinläuglich  bekannt,  dass  die  Ursache  der  Betriel>s- 
einstellung  in  der  Nichterneuerung  des  bisherigen  Hetriebsvertrages  von 
>eite  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  liegt,  u.rl  dass  eine  Aenderurig  dieser 
S.Tchlage  ans  denselben  (iriimlen,  weU  he  die  erstere  herbeigeführt  haben, 
auch  in  naher  Zukunft  nicht  erwartet  werden  kann. 

Der  eben  erwähnten  Thatsaehe  gegenüber  hat  das  Ilandelsiniuisterium 
in  der  Erwägung,  dass  eine  längere  Fortdauer  der  hierdurch  gescliaftenen 
Sachlage  öffentliche  Vt-rkehrsinteressen  gefährden  würde,  sieh  für  verptiichtet 
erachtet,  von  der  iiira  gesetzlich  eingeräumten  Befugniss  Gebraucli  zu 
machen  und  die  Betriebsverwaltung  der  Braunau-Strasgw.'tlehener  Bahn  dureh 
Anordnung  der  Se(|ii»  stration  .-»uf  (ietahr  nnd  Kosten  der  Betriebsunterneh- 
mung der  ttamittelbaren  Eiutiusauahme  der  Öffeutlicheu  Gewalt  zu  Uber- 
antworten. 

Wien,  am  1.  September  1875. 

Der  k.  k.  HaudeUiuinister:  CkUneckj  in.  p. 


3.  Protokoll, 
ftufgi'DomiD«!!  im  k.  k.  U«ndelsministerium  an  25.  April  \*iU* 

flegtiiwirllge: 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 

Seine  Exeellenz  der  Handelsminister  Bitter  v.  Chliaeck;. 

Der  Oenemldireotor  des  österreichiechen  Bisenbabnwesens  Herr  k.  k. 
Sectionaehef  t.  NMling. 

Der  Herr  k.  k.  Seetionsehef  im  Finanzministeriam  Dr.  Ritter  r.  legecij» 

Der  Sequester  der  Brannau-Straaswalchener  Bahn  Herr  k.  k.  Sections- 
lath  Dr.  Wilhelm  Ltddikl. 
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In  V^rt  r<'t  uiifr  dos  Ve  r  wa  1 1  u  n  ^'s  r  a  t  h  e  s  (Ipt  k.  k.  p  ri  vilegirten 
15  ra  11 11  a u  - 8 tras 8  wa l ch  on e  r  E  i  so  n  hahngeaellschtft: 
Herr  Hol-  und  Goriclitsadvocat  Dr.  iruitacht 

Als  P  r  0  t  o  k  (>  11  R  fU  h  rer: 

Sectioiisrath  Dr.  Ritter  v.  Hiltek. 

(iopeiistand  der  Verliandhuifr  ist  die  Feststellung  der  BediDguugeii  llir 
die  Abtretung  der  Braunau-Strasswalchener  Bahn. 


Nach  Eröffnung:  der  Verhandlung  durch  Seine  Exeellenz  den  Herrn 
llandelsminister  erklilrt  Herr  Dr.  Granitsrh  als  Vertreter  des  Verwaltunjs- 
rathes  der  k.  k.  privile^qrten  Hraunan-Strasswaleliener  Eisenhahnfresellsehaft 
znfolpe  der  \  or^-M  wiesenen  und  in  jrehöriger  Ordnuiifr  hetnndenon  Ver- 
tretungsvolliiiaciit  vom  9.  März  1876.  es  werde  sein<Mseits  Im  Vcdlmaclits- 
namen  der  obigen  lialingeHellselmlt  (Ins  Anerbieten  ;;estellt,  die  derzeit  in 
.*^e(|uestration  betintliiehe  Eisenbalinliiiie  Hramiau-Strasswalelieii  (Steindorn 
verkautsweiwe  an  den  Staat  abzutreten  und  liierzu  die  Eiiiwilli^'un':  des  zur 
gemeinsamen  Veirretun^'  der  Besitzer  von  PrioritätsobligatiooCQ  der  obigen 
Bahn  geriehtlich  besti  llten  Curators  zu  erwirken. 

Da  die  k.  k.  Regierung  znfnl^M-  der  demniifhst  von  Seiner  Exoellenz 
dem  Herrn  Haiulelsminirtter  gemacliteii  Mittheilung  geneigt  ist,  auf  das  vom 
Herrn  Dr.  (j  ran i  t  seh  gestellte  Anerbieten  vorbehaltlich  (b-r  ^  ei  las-nngs- 
mässigen  Zustimmung  des  Ileiolisrathea  einzugeben,  werden  sohin  die  nacb- 
stebenden  Vereinbarungen  getroffen: 

Artikel  I. 

Die  k.  k.  privilegirte  Braunau  -  Struswalchener  läeenbabngesellwtbait 
verpflichtel  siob,  4ie  ihr  gehdrige,  im  Eisenbthnbaehe  des  k.  k.  Landes- 
gerichtes  zu  Lini  inneliegende  Eisenbahn  von  Braunau  naeb  Btrasswalchen  j 
iSteindorf)  nebst  allem  anbeweglichen  nnd  bewegUehen  Zngehdr  einschliess> 
Hell  der  Betriebseinriehtangen,  Telegraphen-  nnd  Signalapparate,  sowie 
sammt  allen  concessionsmissigen  nnd  sonstigen  Recbteii,  frei  von  allen 
bücherlichen  Lasten  und  wie  immer  gearteten  Schnlden  an  die  k.  k.  Staats-  ' 
Verwaltung  verkanfsweise  abintreten. 

Um  die  lastenfreie  Abtretong  so  erm8gliehen,  wird  die  k.  k.  privilegirte 
Brannau-Strasswalchener  Elsenbabogesellschaft  anf  Omnd  ebnes  diesfalla 
abKnsehliessenden  Uebereinkommens  mit  dem  geriehtlich  bestellten  Onrmter 
der  Besitser  von  Prioritiltsobligationen  die  von  Seite  des  Ourators  mit 
ciiratelsbebdrdlicher Ermächtigung  zn  ertheilende  Znstimmnng  iu  derRichhmg 
erwirken,  dass  die  ob  der  Eisenbahnbncheinlage  derBrannan-Stiasswalohener 
Bahn  haftende  Prioritlteobligationenschnld  im  Oesammtnoroinalbetrage  von 
3,000.000  II.  dsterreichiseher  Währung  Silber  ohne  besonderes  Entgelt 
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btteherlioh  gelduht  werde  and  wird  die  genannte  Bahngesellsobtft  sobin  anf 
ihre  Kosten  nnverweilt  die  bttcherliehe  Löaehmig  der  beseiehaeten  PrioritItB- 
«ehnld  inr  Dnrehfllhrang  brinj^en. 

Artikel  11. 

Keinen  Gcjrenstand  der  Ueberiiahme  von  8eite  der  Staatsverwaltung 
bilden  die  von  der  k.  k.  privilegirten  Braunaa-Strusswalcbener  £i»enbahn- 
ijesellecbalt  auf;;enomnienen  Sebalden,  wie  insbesondere  etwaige  au«  dem 
Baae  oder  anlässlicli  desselben  erwach<>ene  Ansprüche  der  Hauanteinehmer^ 
Anrainer,  Grundeinlusuugsjrlanlii^er  oder  nonstiger  dritten  Personen,  «owie 
die  aus  AnlaRS  der  Betriobstührun^  auf  der  gesellsch.'ittlicben  Bahnlinie 
durch  die  k.  k.  privile^rte  Kaiserin  Klisabeth-Bahn,  insbesondere  auch  «iurch 
vorschussweise  Bedeckung  der  bisherigen  BetriebskostenabgUnge  entstandenen 
und  bis  zum  Schlüsse  des  Monates,  in  welchem  die  Uebergabe  der  Bahn  an 
die  Staatsverwaltung  (Artikel  Ul)  erfolgt,  noch  erwachsenden  Abrechnungs- 
sehuldcn  ohne  Unterschiod,  ob  diese  Abgänge  ans  der  Betriebsperiodc  vor 
oder  während  der  Sequestration  herrühren  und  ob  dieselben  von  der  Kaiserin 
Eli«^abeth-Bahn  oder  vom  Stiatsschatze  vorschussweise  bestritten  worden 
sind,  ferner  die  KUckständc  an  landesflirstlichen  Steuern,  Landes-  und 
Communnlumlagen  und  sonstigen  üffentliehen  Abgaben,  dann  die  Forderungen 
der  Prioritäts^rlMubiger  an  fälligen.  al>er  nicht  eingelösten  Obli^'ationen 
Coupons  niid  hiervon  aufgelaufenen  Zinsen;  vielmehr  bleibt  die  liericlitijxung, 
Abreehnung  und  Begleiehnng  der  erwähntfn  Sehulden  und  Forderungen 
IfMÜglicli  der  k.  k.  privilegirten  Hraiinau-Strass« alchener  Eisenbahngesell' 
Schaft  flir  eigene  K»'chnun}_'^  überlassen. 

Des;.HejrlHn  wird  ausdrücklich  anerkannt,  dass  etwaige  der  k.  k. 
privilegirten  Braunau  -  St' asswalehener  Balingeseljsrhalt  gegenüber  dritten 
l*er-*onen  aus  dem  Betriebe  oder  aus  anderen  Gründen  /.usteheiMle  Aetiv- 
furderuiigen.  insoweit  dieselben  nach  gepHogLMier  Ahreelinung  über  da» 
Betriebsergebniss  (Artikel  IV)  sicli  als  reiner  lleberschttss  darstellen  sollten, 
keinen  (legenstand  der  Abtretung  zu  bilden  haben. 

Es  wird  ferner  von  Seite  der  Staatsverwaltung  ans  dem  Titel  rüek- 
srändiger  coneessionsmassiger  Leistungen,  insbesondere  aueli  in  Bezug  auf 
die  Heiscliaffuntr  <les  Fahrparkes,  kein  Anspruch  auf  Verwendung  des  sehoii 
mit  Rücksicht  auf  den  factischen  Bahn  bestand  bemessenen,  nacli  Artikel  V'^Ill 
(lieBes  rebereinkommens  zugesicherten  fintgeltes  zu  dem  bezeichneten 
Zwecke  erhoben  werden. 

Artikel  III. 

Die  Uebernalime  der  nach  Artikel  1  abzutretenden  Bahn  samnit  Ziigehör 
durch  den  in  Folge  de«j  gegenwärtigen  rebereinkommens  eintretenden 
Erwerber  soll  nach  dem  Eintritte  der  beiderseitigen  Rechtsverbindlichkeit 
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(lieHPs  üehereinkoniraens  so  bald  BtattHiuien.  als  die  k.  k.  privilegirte  Brannau- 
Strasswalrhcnor  Eis'n})ahnfresellßchart  mittelst  einer  cnratelsbehÖrdlieh 
^,'ei)plimi;rtLn  Zi)>*timimings-,  beziehungsweise  Lüsehungserkläning  des  zur 
gemeinsamen  Vertretung  der  liesitzer  von  Prioritätsobli^raticiirn  b*'stellten 
Curatttrs  den  Erwerber  in  den  8tjind  gesetzt  haben  wird,  gegen  Zaiilnng  des 
im  Artikel  VllI  zugesicherten  Entgeltes  die  kostenfreie  bUcüeriiohe  Gewähr- 
auBchreibung  ohneweiters  zu  erwirken. 

Die  k.  k.  privilegirte  Braunau  -  Strasswalcliener  Eisenbahngesellgehatt 
erkliirt  ihre  Einwilligung  dazu,  das«  in  Ansehung  des  physischen  Besitzes  der 
Eisenbahnlinie  Hraunau-Strasswalclien  (Steindorf)  sammt  Zugeliör,  welcher 
B'  sitz  auf  (Trund  des  Bt  triebsvertra<;f>s  vura  1.  November  1873  an  die  k.  k. 
privilegirte  Kaist  rin  Elisabeth-Bahn  Ubertragen  worden  ist  und  von  dieser 
letzteren  in  Folire  des  zwisehen  ihr  und  dem  für  die  erstgenannte  Balm  vom 
k.  k.  Han<lelsiiunisterium  mit  Deeret  vom  1.  September  1875.  Zahl  1368.H.M.. 
bestellten  Secjuester  am  2.  SeptemloT  1 87ö  abgeschlossenen  Betriel>8rertrages 
nuiiiiielir  im  Namen  dew  Sequesters  ausgeübt  vird.  von  Seite  des  Sequesters 
oline  weitere  Dazwisehenkunft  der  Braunau  -  Strasswalehener  Eisenbahu- 
gesellsehaft  alle  Hechtshaudluniren  vorgenommen  werden,  welche  dazu 
erlbrderlich  sind,  damit  die  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  zustehende  Besitz- 
ausUbung  vom  Zeitpunkte  der  Uebernahme  der  Braunau  -  Strasswalchener 
Buhn  dureh  den  Erwerber  als  fortan  im  Nameu  des  Erwerbers  stattfindend 
zu  gelten  habe. 

Die  T'ebernahme  der  Bahn  gilt  in  jedem  Falle  als  mit  dem  Sehlusse  des 
Monates  vollzogen,  in  welchem  d  e  BesitzUbertragung  stattgetuuden  hat. 

Artikel  IV. 

Bis  zu  dem  auf  den  Zeitpunkt  der  im  Artikel  III  bezeichneten  Ueber 
nähme  zunächsttblgenden  MonatsschluKse  wird  der  Betrieb  der  Braunau- 
Strasswalchener  Eisenliabnlinie  tür  Re<'linung  der  k.  k.  privilegirten  Braunau- 
Strasrtwalehener  Eiseiibabngesellsehalt  geführt,  so  dass  diese  Ges(dlsehaft  liir 
alb*  aus  dieser  BetriehstÜhrunj;  entstandenen  und  noeh  weiters  erwachsenden 
Auslagen  und  Schulden  mit  Einsehluss  der  erst  uaeliträglich  fällig  werdenden 
Abrechnungssehuldigkeiteu  aufzukommen  bat,  wogegen  ihr  auch  die  erst 
nach  dem  obigen  Zeitpunkte  eingehenden  Abreohnungsausstände,  sowie  alle 
sonstigen  Einnahmen  aus  der  bezeichneten  Betriebsfttbrung  gebühren. 

Die  diesfalls  vorbehaltene  Abrechnung  Uber  das  Ergebniss  der  Be- 
triebsfuhrung  bis  zum  obigen  Monatsschlusse  soll  eliesteus  durchgeführt 
werden. 

Zur  Sicherstellung  der  hieraus,  sowie  bezUgUch  der  Berichtigung  der 
bisherigen  Betriebskostenabgänge  für  die  QeeeUaobsft  erwaoheenden  Yer 
pfliehtungen  wird  dem  Erwerber  der  Braunau-Straaswalchener  Baho  das  Recht 
eingeräumt,  ftir  den  Fall,  als  die  aus  obigem  Anlasse  sobiüdigen  Zahlungen 
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bissuJD  Zeitpunkte  der  Ausfolgun^^  <l*'g  nach  Artikel  VIll  stipulirtcii  Entgelts 
nicht  ^eleist^'t  seiu  sollten,  zum  Zwecke  der  begleichung  dieser  Zahlungen 
ein8clilies8lick  der  hiervon  etwa  auilaufenden  Zinsen  einen  entsprechenden 
Theil  des  Entgelts  ohneweiters  zurückzubehalten. 

Die  RUckbehaltiuig:  eines  entsprechenden  Betragen  von  dem  zu  ent- 
richtenden Kaufpreise  hat  au8flerdero  zum  Zwecke  der  Vergütung  jener  Btr- 
ablnngen  ststtsnfinden,  welche  der  Sequester  für  Reohnung  der  Braunau- 
Stra^Hwalchener  EisenbahngeseUsehAft^  wie  insbesondere  inr  Abstattung 
öffentlicher  Abgaben  oder  zur  vorsehussweisen  Bestreitung  TOn  Betriebs- 
ab^ängeu  in  Gemässheit  den  Artikels  Vll  de«  Betriebsvertrapres  vom  2.  Sep- 
tember 1875  an  die  k.  k.  privilej^irte  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  bis  «um  Zeit- 
pniikte  der  Uebernahme  der  abgetretenen  Bahn  durch  den  neuen  Erwerber 
etwa  geleistet  haben  wird. 

Den  geleisteten  Barzahlungen  sind  6percenti{?e  .lahreszinson  vom 
Zablungstage  angefangen  hinzuzurechnen.  End  Meli  behält  sieh  die  Staats- 
verwaltung das  Recht  vor,  zur  Bedeckung  allfälliger  (irundeinlösunirsrück- 
stände  und  Sicherstellung  für  die  schuldenfreie  EigenthumsUbertragung  der 
für  die  Eisenbahn  eingelösten  Grundstücke  einen  angemessenen  Betrag  des 
Kanfpreises  aurttckzubehalten. 

Artikel  V. 

Mit  dem  Zeitpunkte  der  L'ebeinahnie  werden  die  bis  zum  la;;«'  ilt-r 
Hekanntjrabe  des  gef^enwärtigen  IJebereinkommens  au  deu  Sequester  zu 
betriebszweckeu  ab;;eschlos8euen  und  in  diesem  Zeitpunkte  noch  zu  Recht 
bestehenden  Verträjre,  insbesondere  die  Verträge  mit  der  k.  k.  privilegirten 
Kaiserin  Elisabeth-Bahn  vom  4.  November  1873,  betreffend  deu  Auschluss  der 
Hraunau-Strasswalcheuer  Bahn  und  vom  2.  September  1875,  betreffend  die 
BetriebsfUhrung  auf  derselben  von  dem  Erwerber  Übernommen. 

Artikel  VI. 

Die  k.  k.  privilegirte  Braunan-Strasswalohener  EisenbahngeselUchaft 
genehmigt  die  von  dem  für  ihre  Linie  bestellten  Sequester  insbesondere  in 
Absieht  auf  die  Fortsetzung  des  Betriebes»  sowie  die  dereinstige  Bcsitzttber- 
tragnng  getroffenen  oder  noch  zu  treffenden  Verfügungen  und  erkennt  das 
Ergebniss  der  Uber  die  Sequestrationsverwaltung  xu  legenden  Reohnung  als 
richtig  und  für  sie  selbst  verbindlich  an;  dessgleicben  erklftrt  sie^  aus  den  ihr 
nach  dem  gegenwXrtigen  Uebereinkommen  vorbehaltenen  Befugnissen  und 
Berechtigungen  keinerlei  Ansprttche  g^en  die  k.  k.  Staatsverwaltung,  noch 
auch  gegen  den  Sequester  persönlich  erheben  zu  können. 

Artikel  Vll. 

Dem  Erwerltt  r  der  Hrauiiau-Strasswalcheuer  Bahn  wjnl  iHf  Vt-rptlii-h- 
tuttg  obiiegeu,  deu  geHelischaftUchen  Obei*beamten,  etwaige  bunntige  Beamte 
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und  Dienor  der  Braunau  SirasswalchoiuT  Kisenbahngcftellschaft  unter  Auf- 
ref htli;iltun;r  d«'r  vtm  (lenselV)en  erworbenen  Kechte,  insbesondere  etwaip^er 
vertra;j:8U)äHHiger  Pennionsansprüclie.  in  neine  Dienste  zu  Ubernehmen.  Es  i^t 
wohlverstanden,  dass  diese  Verpfiiehtung  sieh  nur  auf  die  vor  di'm  'Va^:»'  der 
rnterzeielinunjr  dt's  >re?<'nwärfi^:<'n  rebereink(»mmen^  erworbenen  Dienst- 
und etwai^'en  Peu'^ionsansprlich»',  auf  späterhin  erfolgende  Anstellunpren. 
Vorriiekungen  und  Pensioninnigen  aber  nur  insoweit  bezieht,  aU  dienelbeu 
die  specielle  Genehmigung  «b-r  Staatsverwaltung  erbingen. 

Etwaige  von  d«Mi  liraniteu  und  Dien«'rn  der Bahngesell^chaft  eingezahlte 
PentnlonafondBantheile  gehen  au  den  Erwerber  über. 

Artikel  VIII. 

Als  Kntgelt  für  die  in  (icmiissheit  des  gegenwärtigen  Icbereinkommens 
zugesicherte  lastenfreie  Abtretung  der  Braunau-Strasswalehener  Bahn  wird 
die  Zahlung  eines  Kaufpreises  fe»?tgesetzt.  welcher  Je  naeh  Wahl  de«Erwerbers 
durch  l  ebergabe  von  Prioritäfsobligationen  der  k.  k.  privih'jrirten  Kaist-rin 
Elisabeth-Bahn  im  Nominalbeträge  von  Einer  Million  1 1,UOO.OOU)  Gulden 
.»Nierreicliischer  Währung  Silber  (»der  durch  Zahlung  des  Barbetrages  von 
Achthundcrtsieb/igfUnftausend  (876. OUÜ)  Gulden  öaterreichiHcher  Währung 
in  Noten  zu  entricliten  ist. 

Die  Entrichtung  des  Kaufpreises  hat  im  Sinne  der  diesfalls  von  der 
Bahngesellschaft  anzustrebenden  Vereinbarung  zu  Händen  de«  zur  gemein- 
samen Vertietung  der  Besitzer  von  Prioritätsobligationen  der  Braunau- 
Strasswalchener  Bahn  Jbestellten  Curators  stattzufinden. 

Die  Zahlung  soll  naeh  dem  Eintritte  der  beiderseitigen  Rechtsverbind- 
lichkeit des  gegenwärtigen  Uebereinkoromens,  jedoch  erst  dann  erfolgen, 
sobald  die  scbnlden-  und  lastenfreie  Gewlbniiisobreibung  des  Erwerbers  ob 
der  hQclierlicben  Einlage  der  k.  k.  priTilegirteii  Brannan  -  Straeswalehener 
Bahn  rechtskräftig  vollzogen  und  die  Erfttllntig  der  weiteren  Bedingung  in 
geeigneter  Weise  slohergestellt  sein  wird,  dass  die  im  Umlaufe  befindliehen 
10.000  Stück  Priorttätsobligaiionen  der  Brannau-Strasswalehener  Bahn  im 
Gesamrotnomioalbetrage  von  3,000.000  fl.  Vsterreiobiseber  WKbrang  Silber, 
sowie  die  im  Cmlaofe  befindlichen  10.000  Stltck  Actien  der  genannten  Bahn- 
gesellschaft  im  Gesammtnominalbetrage  von  3,000.000  fl.  Österreicbischer 
Wübruug  Silber  beigebracht,  bcEiehnngsweise  ausser  Verkehr  gesetrt  werden. 

Insoweit  einzelne  Stücke  der  Obligationen  oder  Aotientitel  nicht  bei> 
gebracht  werden  künnten,  wird  von  der  Beibringung,  beziehungsweise 
Ansserverkehrsetztmg  dieser  Stücke  unter  der  Bedingung  abiosehen  sein, 
dass  die  dem  Norainalwerthe  derselben  verhültnissmXssig  entsprechenden 
Betrilge  zu  Händen  der  Anspruehsberechtigten  gerichtlich  erlegt  werden, 
worüber  der  Erwerber  den  gehörigen  Naobweis  zu  fordern  bereohtigt 
sein  soll. 
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ArtikellX. 

Die  k.  k.  privilegirte  BrtiiDSii-StruBWftlcbener  EiBenbahngeteUaebaft 
knüpft  ihre  Ziutiminniig  la  dem  gegeBwMrtiffen  UebereinkoiDmeB  an  die 
*  Bedingung,  dam  für  die  ReehtogeaebMfte,  welebe  die  Erwerbung  derBraanau- 
Straaawatehener  Eisenbahn  dnroh  den  Staat  inm  Gegenstände  haben,  dem- 
nach fttr  die  an  diesem  Zweeke  an  erriehtenden  Vertrüge  und  sonstigen 
Urkunden,  sowie  für  die  demgemüas  stattfindende  bücherliehe  EinTerleibnng 
nnd  L9sehung  von  Reohten,  die  Gebühren-  und  Stempelfreiheit  eingeiüumt, 
besiehnngsweise  in  legblativem  Wege  erwirkt  werde. 

Artikel  X. 

Di«  k.  k.  privilepirt»'  liraim.ui-StrasswalclMMKM'  EiHenbalin;;psells<  liatt 
macht  lerner  ihre  Zustiminunjr  zu  dem  fref:i:enwHrti^;«  n  l  el)ereink(»miuen  d;n  (»n 
abhängig,  dass  »loinselheii  dt-r  zur  ^'<'nieiusaiiien  Vertretung  (Irr  Krchte  der 
Besitzer  von  Prinritiilsubli^^atioin  ii  dieses  I  nternt'hnn'ns  heHtrllte  Curator 
mit  ouratelsgericlitlirher  (ieM<'hnii;j::uiig  Iteitritt,  und  .^ie  verpHiehtet  sich,  mit 
allen  ihr  zu  (iebote  stehenden  Mitteln,  dieBl'alls  aut"  das  Zustandekommen 
einer  Vereinbarung  mit  dem  Curator  hinzuwirken.  Uessgleiehen  verpllichtet 
sich  die  genannte  liahn^iesellHcliaft.  dalür  Sorge  zu  tragen,  dass  noii  Si  ite 
des  Curator«  die  Erklärun;^  über  dessen  Heitritt  unverweilt  und  zwar  l)is 
längsten»  31.  Mai  1876  abgegeben  werde,  und  dass  bi«  30.  Juni  1876  die 
Beschlussfassunir  der  General  versammhing  der  AetionUre  der  Hahngesell - 
»chat't  tiber  das  derselben  zur  (Tenehmigung  zu  empfehlende  L'ebereinkommen 
lind  die  gleichzeitig  für  den  Fall  der  Durohtühruug  desselben  zu 
beschliesdeude  Liquidation  der  Gesellschalt  erfolge. 

Artikel  XI. 

Das  gegenwärtige  rebereinkomnien  erlangt,  abgesehen  von  Artikel  X, 
dessen  Wirksamkeit  mit  dem  heutigen  Tage  beginnt,  für  die  k.  k.  privilegirte 
Brannan-Strasswalchener  EisenbabngeBelUchaft  mit  dem  Zeitpunkte,  wenn 
ebensowohl  die  znetiramende  Beschlussfassiing  der  Oeneralversnmmlung  als 
die  cnratelsbehordlich  genehmigte  Zustimmung  des  Curators  erfolgt  sein 
wird,  tlir  die  k.  k.  Regierung,  jedoch  nnr  in  dem  Falle  und  erst  dann  bin- 
dende Kraft,  wenn  die  behufs  Erwirkung  der  erforderlioben  gesetzlichen 
Ermächtigung  einanbringende  Regierungsvorlage  die  Zustimmung  des  Reichs- 
rathes  erlangt 

Dm  ProtokolUr-UeborainkoniBen  wurde  in  der  8.  ordentlleh«n  Generalver- 
mmmlanf  der  Actionäre  am  SO.  Jali  1876  genelimigt  und  gleicbieitig  die  Liquidation 
>)•  r  rioHolIsohAft  bosohtoAsen.  Rflcksichtlioh  der  EmSehtigang  der  Regierung  Tgl.  da» 
»ab  4  naolifolgende  Oeseta  Tom  7.  Aprii  1877. 
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Dm  Uebereinkommen  verliert  seine  Oiltigiceit  in  dem  Falle,  wenn  die 
vorerwähnte  verfaunngsmässige  Zagtimronng  des  Reicherüthes  im  Laufe  des 
näehsten  WintersoKsir  nsabschnitteH  nicht  ertheilt  werden  sollte. 

Hiermit  wunle  <ia8  vorstehende  Protokoll,  dessen  nngestempeltes  Original 
in  Händen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  verbleiht,  und  von  Melchem  eine 
amtlich  vidimirte  Abschrift  dem  Bevollmächtigten  den  Verwaltungsrathes  der 
k.  k.  privilegirten  Bmunao^Strasswalohener  Eisenbabngesellschaft  ansgefolgt 
wird,  gesehlossen,  verlesen  und  allseits  unterfertigt* 

Wien,  25.  April  1876. 

Cklimeckj  m.  p. 
W.  Nirdllig  m.  p.  Dr.  6.  Oraaitscb  m.  p. 

letecaj  m.  p. 

Dr.  Lcddlhi  m.  p. 

Dr.  Ht'inrirli  R.  v.  ^ittek  m.  p., 
k.  k.  Seciionsrath  als  Protokotlsführer. 


4.  Gesetz  vom  7.  AprU        B.  ti.  BL  Nr.  2o  und  C  Bl.  Nr.  49^ 
betreffead  den  Ankaif  der  Brnmai-Strastwilekeacr  Eiseabslii  dwoh  den  Stut 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichäratlien  tindc  Icii  anzuordnen ^ 
wie  folgt: 

Artikel  1. 

Die  Reglemng  wird  ermächtigt,  di<-  k.  k.  priv.  iSraunau-Strasswalchener 
Eisenbahn  unter  den  im  Protokolle  de»  Handelsministeriums  vom  25.  April 
187G  enthaltenen  Bedingungen  um  den  Preis  von  Achthundert  fllnfund> 
siebsigtausend  (876.000)  Gulden  in  Noten  anzukaufen. 

A  rtikel  II. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Regierung  filr  da«i  Jahr  1877  ein  Special- 
credit  von  875. OUO  fl.  bcwillipt.  welcher  insolerne  er  im  Jahre  1877  entweder 
gar  nicht  oder  nicht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt,  noch  bis  Ende  Juni 
1879  verwendet  werden  kann,  in  dienern  Falle  jeilocli  so  zu  liehaudeln  ist, 
als  wenn  er  im  Voranschlage  des  Jahres  1878  1»ewillitrt  worden  wäre,  daher 
er  für  den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres  zu  verrechnen  ist. 

Artikel  III. 

Ftir  die  Ucbertragung8gef»chälte.  welche  die  Erwerbung  der  k.  k.  priv. 
l>raunau-.Stras8walchener  Eisenbahn  zum  Gegenstande  haben,  beziehungs- 
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weise  für  die  zu  dieaem  Zwecke  zu  errichtenden  Verträge  and  sonstigen 
Urkunden,  sowie  fttr  die  ans  die8<>ni  AniMse  stattfindenden  biloherliehen  Em* 
trngnngen  nnd  LösehnngserklMmngen,  dann  iVr  die  hierauf  besügliehen  Ein- 
gaben und  Ausfertigungen  wird  die  GebBhren-  nnd  StXmpelfrciheit  gewMhrt. 

Artikel  IV. 

Mit  der  Dnrehfllhmnp;  die«es  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner 
Kundmaeknng  in  Wirksamkeit  tritt,  »ind  der  Finanzminister  nnd  der 
Handelsminister  beanfhagt. 

Budapest,  am  7.  April  1877. 

Franz  Joseph  m.  p. 

iurrgperg  m.  p.  Cllamfckj  m.  p.  Pretlt  m.  p. 


5.  Vertrag; 

wrieher  auf  Crund  des  Geseties  roB  7.  A^l  ISTT,  R.  6.  Bl.  Hr.  25»  twisekea  im  lu  k,  Haadrls- 
niaisterioiB  und    ■  k*  k.  Fiaantminitterioai  in  Vertretuag  des  k.  k.  Amts  cineiseits  und  der 

vntrrdiT  Firma  „k.  k.  priv.  Braunau-Strisswalcheiifr  Eisenbahn*'  protdkollirh-n  Actiengcstllschafl 

untfr  Beitritt  des  Curators  ztir  ecmfinsamcn  VoHrctung  der  Rcchii-  ilir  Htsilzfr  von  Prioritäis- 
Hbligatiom  n  *li-r  genannten  Hahn.  Herrn  ilof-  und  Gerichtsadvocdtcn  Dr.  Max  Burian,  und  zwar 
des  letzteren  unter  Vorbehalt  der  curaulsbehArdlichen  Genehmigung  dieses  Vertrages,  anderer- 
seits in  Ansdlining  des  iwisehen  der  k.  k.  SUalsverwaltung  und  der  k.  k.  priv.  Brnmai* 

Strasswalehener  Bahn  im  k.  k.  Il.ini!>  IsministtriwB  abgeschlossenen,  dem  gegenw^rli^en  Ver- 
traire  iM-iirchefteten  Pmiukollar-I'eljereinkoinmens  rom  2.'».  \pril  1^7»i  und  der  Beschlüsse  der  am 
20.  lull  |s7ii  abgehaltenen  lieneralversaiiinilun^  der  Actionare  der  k.  k.  priv.  Braunau-Slrass- 
walchener  Bahn  am  unten  angesetzten  Tage  abgeschlossen  wurde,  wie  tulgt: 

§.  1. 

Die  k.  k.  priv.  Braunau-Strasswalehener  Eisenbahn  verkauft  und  das 
k.  k.  Aerar  kauft  die  derzeit  in  Sequestration  befindliche^  im  Eisenbahnbnche 
des  k.  k.  Landesgeriehtes  zu  Lins  inneliegende  Eisenbahn  von  Braunau  nach 
Strtsswalehen  (Steindorf)  nebst  allem  unbeweglichen  und  beweglichen  Zu- 
gehQr,  einschliesslich  der  Betriebseinrichtnngen,  Telegraphen  nnd  Signal- 
Apparate,  sowie  sammt  allen  concessionsmissigen  und  sonstigen  Rechten, 
frei  von  allen  bttcherliehen  Lasten  und  wie  immer  gearteten  Schulden,  um 
den  Kauliireis  von  875.000 fl.,  sage:  AchthundertsiebzigfUnf  Tausend  Gulden 
dsterreichischer  WXhmng  in  Noten. 

i?.  2. 

Im  Sinne  des  Artikels  2  des  F'rotokollar-L  ehereinkommpn«  vom  25.  April 
1876  wird  »usdrUcklich  festgesetzt,  dass  sowohl  die  Ansprüche  der  Besitzer 
Ton  Prioritäts-Obligationen  der  Braunan-Strasswalohener  Balm,  als  auch 
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«twaige  Wechsel  oder  Buclischuldeu  der  contr:)liirenden  Bahn^esellschaft, 
ferner  aJle  wie  immer  Namen  habenden,  am  dem  Bane  der  Braunau-Strass- 
walclioner  Bahn  oder  anlä^tslicil  desnelben  von  wem  immer  erhobenen  An- 
gprüche,  dann  die  aus  dem  Betriebe  der  Bahn  seit  deren  ErÖflnnng  bis  zum 
Sl.  Mai  1877  der  betriebfllhrendeu  k.  k.  priv.  Kaiserin EliHabeth-Bahu  oder 
dritten  Personen  erwachseneu  wie  immer  gearteten  Forderungen,  sowie  die 
Ton  dem  Bahnanternehmen  bemessenen  landesfUrstlichen  Steuern,  Landes-. 
Oemeinde-  und  soni=(tigen  Umlagen  ausschliei^slich  und  ausnahmslos  für 
Rechnung  der  Braunau  -  $tra>swalchener  Bahngesellschaft  auszutragen, 
respoctiv«'  zu  befrleiehen  sind,  so  dass  das  k.  k.  Arrar  für  die  Bedecknn;r  der 
erwähnten  Pa-^siveu  nur  auf  Abschlag  und  nach  Zulänglichkeit  des  im  1 
bedungenen  Kaufscliillinges  per  875. UUÜ  tl.  in  Anspruch  genominen  werden 
knnn  und  anlässlich  der  Erwerbung  der  Braunau-Strasswalriipncr  Bahn  unter 
keiner  Bedingung  /u  einer  mehreren  Leistung  als  der  obigen  Kaufsumme 
soll  verhalten  werden  köuneu. 

§.8. 

Als  Gegenstände,  welche  nach  Anwendung  des  voranatehendcn  §.  2 
durch  die  Bahngesellschaft  und  ftir  deren  Rechnung  auszuführen  and  respective 
zu  begleichen  sind,  werden  hier  noch  besonders  augeftihrt: 
a)  Die  Austragung  der  von  einigen  Parteien  anhängig  geraachten,  oder 

etwa  noeh  einzuleitenden  Prooeaee  wegen  Oeltendmiiohnng  der  von  den- 

setben  anlls^Iieh  des  Bebnbaiies  eHiobenen  Botselildigungsansprttche 

für  Culturersehwemisse  ii.  dgl.; 
6J  die  Herstelliiag  eines  Oehsteges  in  der  Gemeinde  Sehalehea  auf  Gmad 

des  Erkenntnisses  der  k.  k.  Statthalter^  Lins  vom  5.  Jinner  1874. 

Z.  11897; 

•e)  die  Einlösung  eines  Parallelweges  fttr  Georg  Lenkermoser  in  der  Ort- 
sehaft  Haida^  Gemeinde  Strasswalehen  und  eines  Parallelweges  fiir 
Markus  Schinagl  in  Heiligenstadt^  Gemeinde  Lengan; 

iij  die  Austragung  der  von  dem  Gmndbesitser  Andreas  Weiss  in  Fürth 
wegen  Ueberfluthens  eines  Theiles  seiner  Wiese  bei  der  k.  k.  Bezirks- 
banptmannsehaft  Braunau  angebraehten  Besohwerde  ; 

£j  die  Finalieimng  der  mit  einigen  Parteien  noeb  nieht  voUstSndig  dureh- 
geführten  GmndeinlÖsangsverbandlnngen  und  Bezahlung  der  denselben 
noch  gebührenden  AblSsungsbetillge. 

Hinsiebtlich  der  unter  a  bis  e  aufgeführten  Pendenzen  behllt  sieh  die 
k.  k*  Staatsverwaltung  das  i'echt  vor,  einen  angemessenen  Theil  des  Kauf- 
eeluUinges  bis  zur  vollen  Abwieklung  derselben  snrüekzubehalten. 

Ausserdem  soll  die  Staatsverwaltung  jederzeit  beftigt  sein,  die  Aus- 
tragung der  fragliehen  Angelegenheiten  in  die  eigene  Hand  zu  nehmen  and 
im  Einvernehmen  mit  der  contrahirenden  Bahngesellsehaft  durebzulübren. 
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§.4. 

Di»'  rebernahmo  der  nach  §.  1  iibzutietenden  H:ilm  samrat  Zujz(»lii)r  in 
<l<'ii  factisclieii  Hesitz  soll  so^^leieh,  nachdem  die  Einf^augs  vorbelialtene, 
oiiratelsbehiirdlichc  (ieiiehini|;iuig  des  gegenwärtigen  Vertrages  erwirkt  sein 
wird,  längstens  aber  bis  31.  Mai  1877  auf  die  im  Artikel  3  des  Protokollar- 
l  t  bi  reinkomineas  vom  26.  April  1876  vorgeschriebene  VVeise  vollzogen 
•»erden. 

Unter  Einem  siml  auch  die  siimmiliohen  Grundeiidösungsacten  und  dar- 
auf Hezug  nehmenden  Urkunden,  Behelfe,  Mappen,  Verzeichnisse  etc.  der 
Staatsverwaltung  zu  Ubergeben. 

§. 

In  AasfUhruD^  des  Artikels  7  des  Protokoiles  vom  25.  April  1876 
Ubernimmt  die  Staatsverwaltung  lediglich  den  gesellschaftlichen  Oberbcamten 
Bndolf  Skupin  unter  Anfrecbthaltnng  der  von  demselben  vor  dem  25.  April 
1870  erworbenen  Rechte,  insbesondere  der  rertragsmUssigen  Pensions- 
ansprQche  in  ilire  Dienste. 

§.  6. 

Der  im  §.  1  vereinbarte  Sanfj^reis  von  875.000  fl.  soll  anf  folgende 
Art  berichtigt  werden : 

Sobald  die  Einverleibung  des  Eigenthnmsreehtes  sn  Gunsten  des  k.  k. 
Aerars  ob  der  vorllufigen  eisenbahnbUoherlichen  Einlage  der  k.  k.  priv. 
Braunau- Strasswaloheuer  Bahn  und  die  btteherliehe  Löschung  der  darauf 
baflenden  Pfandrechte  vollsogen  sein  wird,  soll  der  Kaufeehilling  absttglich 
Jener  von  der  Staatsverwaltung  su  bestimmenden  Theilsumme,  welche  die* 
seltie  zur  Sieherstellung  der  im  Artikel  IV  des  Protokoiles  vom  25.  April 
1876  und  beziehungsweise  im  §*  3  des  gegenwärtigen  Vertrages  erwähnten 
Teitindlichkeiten  und  zur  Tilgung  von  derartigen  Passiven  znrOckbehalten 
wird,  M  einem  von  der  Staatsverwaltung  im  Einvernehmen  mit  dem  Priori - 
titen-Curator  zu  beDcnnenden  Wiener  Creditinstitute  anf  Kosten  und  Gefahr 
der  Braunau-Strasswfllehener  Bahngeeellsohaft,  respective  der  Prioritäten* 
besitzer  gegen  dem  baar  erlegt  werden,  das»  dieses  Creditinstitut  die  Aus- 
zahlung an  die  Prioritilteubesitzer  nur  gegen  jedesmalige  Anweisung  des 
Prioritäten- Ourators  und  gegen  Ausfolgung  der  Prioritfttssoliuldversohreibungen 
an  bewerkstelligen  habe. 

Für  jene  Titel,  welche  binnen  einer  in  der  Kundmachung  festzusetzenden 
Frist  nicht  angemeldet  werden,  ist  die  entfallende  Abschlag-^zahhing  ZU 
Oofioht  zu  erlegen  und  der  geschehene  Erlag  dem  Handels-Ministerium  aus- 
anweisen. 

Jener  Betrag  der  von  der  Staatsverwaltung  zurttckbehaltonen  Knnf- 
aebiilings-Theilsnmme,  welcher  naoh  Tilgung  der  Passiven  und  Erfüllung  der 
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darauf  haftenden  Verbindliohkeiten  snr  freien  Verfügung  dee  Verkiufers 
erübrigen  wird,  soll  aeinerseit  an  Händen  des  Priorittten-Cnralors  baar  ane> 
gefolgt  werden. 

§•  7. 

Die  k.  k.  priv.  Braun;ui-Stras8walchpnor  Eisenbahn  erklärt  hiermit  ans- 
(IrUcklich  ihre  Einwilligung,  das«  auf  Grund  dieses  Vertra^^es  das  Eigen- 
thumsrecht zu  Gunsten  der  k.  k.  Staatsverwaltung,'  oh  der  mit  Bescheid  de» 
k.  k.  Landesgerichtes  Linz  vom  14.  September  1874,  Z.  952U  lÜr  die 
Braunan-StrasHwalchener  Eisenbahn  eröfiiieten  vorläufigen  eisenbahnbUcher- 
liehen  Einlage  einverleibt  werde. 

Dessgleicheu  willigt  der  mitgrlcrtigte  Curatnr  der  Besitzer  von 
Prioritäts  Obligationen  der  Braunnu-StraHswalchencr  Bahn  hierait  ein,  dass 
das  zufolge  des  obeitirten  Bescheides  zur  Sicherstellung  der  Rechte  der 
Besitzer  von  Obligationen  des  von  der  Braunau-Strasswalchener  Bahn  auf- 
genommenen Prioritütsanlehons  im  Nominalbetrage  von  drei  Millionen  Gulden 
Öster.  Währung  Silber  sammt  NebengebUhren  ob  der  erwähnten  Ei^enbahn- 
bucheinlage  haftende  Pfandrecht,  sowie  anch  das  zufolge  Bescheides  des  k.  k- 
Landesgerichtes  Linz,  ddto.  14.  October  1875,  Z.  11777.  tür  die  Zinsen 
Couponforderung  von  150.000  H.  Silber  c.  s.  c.  haftende  executive  Pfandrecht 
unter  Einem  mit  der  Einverleibung  des  Eigenthumsreohteg  des  k.  k.  Aerara 
auf  diese  Eisenbahn  bücherlich  gelüBcht  werde. 

§.  8, 

Die  vertragschlie<4senden  Tlieile  verzichten  hiermit  auf  das  Reohtsmittel 
wegen  Verletzung  über  die  Hälfte. 

Von  dem  beigehefteten  Protokolle  vom  25.  April  1876  werden  Artikel  2^ 
Artikel  3,  zweites  und  drittes  Alinea,  Artikel  4.  Artikel  5  und  Artikel  6  als- 
Bestandtheile  des  gegenwärtigen  Kaufvertrages  erklärt. 

YfL  das  Protokoll  Tom  26.  April  187«  oben  «üb  3. 

«j.  10. 

GegenwXrtiger  Vertrag  wird  Ittr  beide  eontrahirenden  Theile  erst  dani» 
reebtsTerbindlieh,  wenn  derselbe,  reepeetiTe  die  im  §.  7  entlialtene  Brldkning' 
dee  PrioritUten-Cnrators  die  nnratelsbebdrdliehe  Genebmignng  erbalten  baben 
wird. 

§•  11. 

Für  alle  ans  diesem  Vertrage  etwa  entspringenden  Streitigkeiten  wird 
das  k.  k.  UaodeUgerioht  in  Wien  als  forum  contractus  festgesetst. 
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§.  12. 

Urkiind  dessen  wurde  dieser  Vertrajr  in  zwei  Parion  stomprl-  und 
gebührenfrei  ausjjeferti^'t ,  von  beiden  cuntrahireiidf n  Theilt-n  und  dem 
Prioritäten-Curator  unterfertigt,  die  UnterRchrift  der  liraiinau-Strasswalrliener 
Bahn^esellschaft  und  des  Prioritäten-CuratorH  auf  cineui  Exemplar  iiDtai  icll 
heplaubigt  und  das  mit  der  Lepalisirungselauscl  versohene  Exemplar  der 
Staatsverwaltung,  das  andere  aber  der  Braunau-ätrasswalcheuer  Bahngesell- 
»ehaft  übergeben. 

Wien,  am  19.  Mai  1877  (H.  M.  Z.  16148  ex  1877). 

Der  k.  k.  FhumsminiBtor:  K.k.  priy.BraooaQ-Stnwswalohener 

fwtls  m.  p.  BisenbflJm; 

Der  k.  k.  HandelsminiBter:         M.  Weiss  m.  p.       Dr.  A.  k«lbe  m.  p. 

CUiaeckj  m«  p.  Dr.  Mnx  Biriai  m.  p.. 

als  der  mit  dem  Bescheide  des  k.  k. 
Handelsfrcrichtes  in  Wien  vom  23.  Juni 
1874,  Z.  126.621,  bestellte  Curator 
zur  gemeinsamen  Vertretung  der 
Rechte  der  Besitzer  von  Priorit&ta- 
Obligationen  der  k.  k.  priY.  Brannau- 
Slrasswakbeiier  Bahn. 

10  kr.  Stempel,  G.  Z.  17126. 

Ich  beurkunde,  dass  die  mir  persönlich  bekannten  Herren  Maximilian 
WeiMs  und  Dr.  Adolf  Kolbe,  Verwaltungsräthe  der  k.  k.  priv.  Braunau- 
{>traH8walchener  Eisenbahn,  diesen  Vertrag  vor  mir  unterfertigt  haben. 

Wien,  am  18.  (aehtsebiiten)  Mai  1877  (siebaig  sieben). 

(Gebühr  Ar  Stempel  2  fl.  5.  W.) 

(L  S.)  Dr.  Wilhelm  Retcb  m.  p. 

k.  k.  Notar. 

10  kr.  Stempel,  G.  Z.  11849. 

Ich  bestäti^re  hicmit,  dass  der  mir  persönlich  bekannte  Herr  Dr.  Max 
Bvrian.  Hof-  und  Üerichtsadvocat  in  Wien,  vorstehenden  Vertrag  vor  mir 
eigenhändig  unterfertigt  hat. 

Wien,  am  18.  Mai  1870  sieben. 
(Gebühr  fnr  Stempel  70  kr). 

(i.  S.)  Or.  Adolf  Faber  m.  p. 

k.  k.  NoUr. 

8» 
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1.  Stmatsbahnen. 


Cl.  Z.  101342. 

Dem  vorstehenden  l'ebereinkomnien  wird  von  Seite  de»  k.  k.  HandelK- 
gerichte:*  in  Wien  als  CurateUbehördc  der  Prioritätoiibesitzer  der  Braunau- 
rNtrasswalohener  Eisenbahn  volUnhaltüch  die  curatelsbehÖrdUctie  Genehmigung 
ertheilt. 

Wien,  am  22.  Mai  1877. 

(Ii«  S.)  Vom  k,  Ic.  Handelsgericlite :  Wagaer  m.  p. 

Auf  Grund  gegenwärtigen  Vertrages,  der  notariellen  Beurkundung  des 
Protokolles  Uber  die  am  20.  Juli  1876  fttattg:efundene  Generalversammlung 
der  Aotiengesellsohaft,  ddtu.  Wien  28.  .)uli  1876  und  der  Statuten  der  k.  k. 
priv.  Braunau  Strassiralohener  Kisenbalin  ist  in  VtA^e  i^'<«clieide8  des  k.  k. 
Landesgericlites  Linz  vom  24.  Mai  1877.  Z.  5957.  bei  der  hiergerichts  er- 
öffheten  vorläufigen  Einlage  des  Eisenbahnbuches  der  k.  k.  priv.  Brannan- 
Strasswalehener  Eisenbahn  einverleibt  worden; 

1.  Im  Eigenthumsblatte  unter  Postzahl  3  das  Eigentbumsreeht  auf  diese 
Bahn  zu  Gunsten  der  k.  k.  Staatsverwaltung;  und 

2.  im  Lastenblatte  erste  Abtheilung  unter  Fostzahl  9  die  LösoliUBg 

aj  des  BUb  Postzahl  1  für  den  Prioritäts-Obligationen  Forderungsgesammt- 
bctrag  per  .3,000.000  fl.  in  Silber  zu  Gunsten  der  Besitzer  von  Priori- 
tätsobligationen  haltenden  Pfandrechtes,  und 

bj  des  sub  Postzahl  4  ad  1  fiir  die  Forderung  per  löO.nou  fl.  österr. 
W:ihinn{?  in  Silber  an  lällij;»'n  Zinsen  der  vorstehenden  Prioritäts- 
schuld per  3,000.000  fl.  haftenden  ezeeutiven  Pfandrechtes. 

K.  k.  Landtafel-  und  Grundbuchsamt  Linz^  am  25.  Mai  1877. 
(L.  S.)  littfodsrfrr  m.  p. 


6.  Knndmachaiig  des  Handelsministerliiins  todi  21.  Jnni  1877, 

B.  0.  Bl.  Nr.  54  and  C.  BL  Nr.  89, 

betrt'ücnd  die  Krwfrbung  der  k.  k.  priv.  Braunau-Strasswalchentr  Eisenbahn  durch  «U'ii  ^uai. 

Nachdem  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  7.  April  1877  i  R.  G.  Bl.  Nr.  25) 
und  zufolge  Kaufvertrages  vom  19.  Mai  1877  die  im  Eisenhahnbuehe  des 
k.  k.  Landesgerirlites  7.n  Linz  inneliepremle  Kisenbalintinie  von  Braunau  nach 
Strasswalohen  (Stoindorf)  sanimt  allem  unbewetflichen  und  beweglichen 
Zubehör  mit  31.  Mai  d.  .].  an  die  k.  k.  StaatsverwaltUTijr  Ubergegangen  ist, 
in  deren  Namen  der  Betrieb  der  Bahn  bis  auf  Weiteres  von  der  k.  k.  priv. 
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Kaiserin  Elisabeth-Bahn  gefUhrt  wird,  so  »uu\  hietlnrr>)i  die  Bestimmungen 
der  Allerhöchsten  Concesttonrarknnde  Tom  4.  Mai  1872  (R.  6.  BL  Nr.  69) 
utser  Kraft  getreten. 

Olelebxeiti^  «uHe  mltteltt  Kandntdiiiiig  des  Hand^OBintoteriunu  Tom  Sl. 
Jani  1877  die  Bttfolg«  ErlMeef  Tom  1.  September  1876,  Z.  1368-H.  M.  (Vgl.  oben 
l>oc.  2)  angeordnete  8«qiiettntien  der  Bratmeu^StraMwalehener  Bahn  aufgehoben. 
<H.  M.  Z.  18666  ex  1877). 


7.  Vertrat?, 

wficher  zwischrn  den  k.  k.  MintsttTiun  des  Handels  und  der  hnanzi-n  im  Namen  des  k.  k. 
SiaAlsärars  als  EiKenlhüiners  der  Braun.iu-Strasswalch('nt'r  Hahn  »MiHTSfits  und  der  k.  k.  priv. 
kaist-rin-Lli$<itji.-th-l{<ihn  andererseits,  Ijetrells  der  Besorgung  des  Betriebes  aul  der  erwäboien 
Eisenbahn  st  recke  unter  folgenden  Bestimmungen  abgeschlossen  wurde.*; 

(C.  Bl.  Mr.  84  ex  1877.) 
Artikel  1. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung;  überträgt  au  die  k.  k.  priv.  Kaiserin 
Elisabetli-Bahn,  und  diese  iibernimiTit  für  iieclmunj:  doH  k.  k.  Aerars  treten 
VeriTÜtunt;  der  SelVtHtkosten  die  Führung  iles  gesanunteu  Betiichsdicnstes 
auf  der  i^ahnstrecke  Braunau- Strasswalohen  einschlieüsiicb  der  Beistellung 
des  Fahi  parkeä. 

Als  Grundsatz  hat  hiebe!  an  gelten,  das«  die  Braunau-Stragswalchener 
Bahn  während  der  Dauer  de;*  gegenwärti^ren  Vertrage  im  Allgemeinen  den 
eigenen  Linien  derKaiserin  Elisabeth- Bahn  gleichgestellt  und  gleiokbehandelt 
werden  solle. 

Daher  ist  die  Kaiserin  Elisabeth  Bahn  verpflichtet,  don  Betrieb  anf  der 
Braunau-Stra^^Rwalchener  Linie  den  Verkehrserfordernissen  gemäss  zu  führen, 
nnd  insbesondere  die  Anzahl  nndZasanunensetzung  der  Züge  den  Bedürfnissen 
des  Personen-  und  Saohentran Sportes  auf  der  Braunau-Strasswalchener  Linie 
in  Uebereinstimmang  mit  den  BedürfhiMen  der  eigenen  Linien  der  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn  anzupassen. 

Für  die  Brannan^StraMwalchener  Bahn  ist  eine  getrennte  Betrieba- 
rechoang  an  führen« 


*)  Diefer  Vertrag,  obwohl  erst  nach  'lein  HO.  Juni  1977  ahtrps'  hlnsson,  wurde 
der  VoUätündigkeit  und  des  Zusamuienbanges  d«  r  auf  diese  Staati^bAhn  be^ughubenden 
Deeamente  wegen  nodi  in  diesen  Nachtrag  aufgenommen. 
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L  Staatebahnen, 


Artikel  2. 

Die  auf  der  Braanau-Strasswaleheoer  Bahn  enidten  Binnahmen  afaid 
der  Betriebarechnniig  dieser  8treolce  zu  Gate  sn  bringen. 

In  Betreir  der  Tarife  haben  folgende  Beatimmangen  an  gelten: 

1.  Der  dermalige  Normaltarif  der  Brannan^Strmsswalehener  Linie  yom 
1.  Oetober  1876  hat  bis  auf  Weiteres  in  Kraft  an  bleiben. 

3.  Die  Kaiserin  Elisabethbahn  verpfliehtet  sieh  in  allen  Verkehren  des 
In-  nnd  Auslandes,  wo  die  Bentltsnng  der  Braunan-Strasswalehener  Linie 
die  kflrzeste,  oder  auf  Grand  der  Normaltarife  die  billigste  Boate  ergibt, 
diese  Linie  in  den  Ansehlnss-  oder  Transitverkehr  einanbeiiehen,  respeotive 
diesen  Verkehr  Aber  dieselbe  zu  leiten.  Die  Vertheilnng  der  Fraehtaltie 
-  gesehieht  in  denjenigen  Fällen,  in  welohen  dasZusammeastossen  der  normalen 
Taxen  der  beiden  Verwaltungen  den  Gesammttarifsatz  bildet,  einfaeh  dnreh 
Zurechnung  dieser  Taxen  an  jede  Verwaltung. 

In  jenen  F'ällen,  wo  »ich  der  billigste  Tarif  Uber  die  Linien  der  Kaiserin 
Elisabeth-Bahn  ergeben  sollte,  und  dieser  billigere  Tarif  auf  die  Route  via 
Steindorf-Brannan  übertragen  wird,  hat  die  8teindorf>Braunaaer  Linie  die 
nöthigen  Kürzungen  zu  Übernehmen. 

In  deiyenigen  Fällen  jedoch,  in  welchen  Kttrsungen  der  normalen 
Oeaammttaxen  ans  anderen  Gründen  vorgenommen  werden,  erfolgt  die  Ver- 
lheilung derart,  dang  zunächst  für  jede  Bahn  Im  Sinne  der  bei  der  Aufstellong 
des  betreffenden  Tnrifes  massgebenden  Prinoipien  die  von  denselben  an 
beansiinx  henden  Manipnlationsgebtthren  Tor  abgezoges  werden,  der  ver- 
bleibende Rest  aber,  insoferne  keine  anderweitige  Vereinbarung  getroffen 
wird,  pro  rata  der  fUr  jede  der  beiden  Bahnen  bei  Aufstellung  des  Tarifes 
aufgegebenen  Nonnalantheile  repartirt  wird. 

3.  Tarifermässigungen ,  Refaotien  oder  sonstige  Transportsbegttnsti- 
gungen,  welche  sich  im  Interesse  des  V^erkehrs  als  erforderlich  herausstellen 
sollten,  dürfen  Ton  der  Kaiserin  EliBabeth-Bahn  nur  nach  Massgabe  der 
jeweiligen  Weisungen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  {gewährt  werden. 

Es  wird  jedoch  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  das  Recht  eingeräumt,  in 
Fällen  der  Dringlichkeit  Tarifermässigungen  und  Refactien  zu  gewähren 
und  dieselben  der  k.  k.  Staatsverwaltung  nachtrsgliob  vorzulegen. 

Artikel  3. 

Bexfiglieh  der  Leistnngen  für  die  k.  k.  Post-  undTeiegraphenverwaltnng, 
sowie  in  Besag  auf  die  Befiirdening  von  ICilitärtransporten  haben  die  für  die 
Linie  Nenmarkt-Bied-Braunan  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  concessionsmässig 
geltenden  Bestimmungen  auch  auf  den  Betrieb  der  Linie  Steindorf-Brannan 
Anwendung  zu  finden. 
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Artikel  4. 

Die  Kaiserin  EÜMbeth- Bahn  erklärt  hiemtt,  dieBimuMii-StraRswalckeaer 
Bahn,  welche  nich  gegenwärtig  auf  Grund  des  von  fbr  mit  der  Braunau- 
Btraaawalohener  Bahnj^onellBchan  am  4.  November  1873.  dann  mit  dem 
Beqnester  am  2.  September  1875  «reschloäsenen  Betriebsvertrages  noch  in 
Ihrem  Besitze  befindet,  nunmehr  im  Namen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  auf 
Grun<l  dieses  Vertrages  innezuhaben,  respective  dieselbe  von  der  k.  k.  Staats- 
vervaitong  in  betriebsfühigem  and  aoagertUtetem  Znstande  liiermit  brevi 
Bsnn  libernoramen  zu  haben. 

Betreffs  der  Baulichkeiten  und  aller  beweglichen  und  unbeweglichen 
Einrichtungen  der  genannten  Bahnntrecke  int  unter  Berücksichtigung  der 
seitherigen  VervollHtündigungen  jenes  Protokoll  und  Inventar  massgebend, 
welches  hierüber  bei  Abschluss  des  Betriebsvertru^'es  vom  4.  November  1873 
aufgenommen  wurde,  und  wird  diese»  Inventar  sammt  dorn  Betriehsvertrage 
vom  4.  November  1873  der  k.  k.  Staatsverwaltung  unter  Einem  ültergehen. 

Alle  Neu-,  L'm-  und  Erweiteniii^'shauteii,  sowie  alle  Mehransrhaffungen 
von  LiventarstUcken  uut  der  Braaiiau-ÖtrasswaLohener  Bahn  haben  auf  Kosten 
des  k.  k.  Aerars  zu  geschehen. 

Derartige  Bauten  und  Mehranschaffuugen  können  jedoch  nur  nach  vor- 
heriger GenehmigunfT  des  Handelsministeriums  ausgeführt  werden,  welches 
glei(  hz«'itifj  liestimmen  wird,  ob  die  Austührung  das  Bau-  oder  das  Betriebs- 
conto  zu  belasten  habe,  und  ob  selbe  durch  die  Kaiserin  Elisabeth  Bahn  oder 
durch  die  k.  k.  Direction  für  Staatseisenbahnbauten  zu  bewirken  sei. 

Im  ersteren  Falle  sollen  der  Kaist-rin  Elisabeth-Bahn  Uber  Verlangen 
entspr<^ehende  Staatsv(»rscliUsse  ttUssig  gemacht  werden.  Die  Verrechnung 
und  Vergütung  solcher  Hauausla;.'en  hat  nach  den  im  Artikel  8  für  die 
Betriebsrecbnungen  aufgesteUten  Normen  zu  geschehen. 

Artikel  5. 

Die  Koaten  von  CnfUllen,  welehe  sieb  auf  der  Brannan-Strasswalehener 
Linie  ereignen,  sind  von  derselben  zu  tragen.  Dagegen  sind  ihr  die  etwa  von 
dem  sclmldtragenden  Personale  hereingebrachten  Ersätze  gntsnsehreiben. 
Die  Kaiserin  BUsabetb-Bahn  ist  jedeohverpfliebtet,  die  k.  k.  Staatsverwaltnng 
von  dem  stattgefundenen  Unfälle  wegen  Constatimng  der  BesohSdignng 
durch  die  Organe  derselben  sogleich  zu  verständigen. 

Ereignet  sich  ein  Unfall  auf  den  Ansehlnssbahnhöfen  Braunau  oder 
Steindorf,  so  trägt  der  dadurch  verursachten  Kosten  die  Kaiserin  £iieabetli- 
fiahn  nnd  7t      Brannan-Strasswalehener  Bahn. 

Artikel  6. 

Die  mit  der  Betriebflihnnig  der  BraniMii-Siraasiralehener  Bahn  verbnn- 
denen  Selbetkoeten  sfaid  vomStaatieehatM  derKatoerioBlisabeth-Baha  folgen- 
deimaeaen  ra  Teifllten: 
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a)  Für  die  allgemeine  Verwaltung  und  für  die  Centralleitnnpen  der  ein- 
zelnen Üienstzweige  erhält  die  Kaiserin  Elisabeth  -  Bahn  die  Pauschal- 
summe von  12.000  fl.,  welche  den  fol{renden  vier  Linien  der  Kaiserin 
Elisabetli-Bahn,  nämlich:  Hauptbahn,  Linz-Biid weiser  Bahn,  Neu- 
markt-Braunauer Bahn  uud  Gisela-Babu  zu  gleichen  Theilen  gatan- 
schreiben  ist. 

b)  1d  Betreff  der  Kotten  des  Fahr-  und  ZugfördernngadiensteB,  der  F*hr- 
parkreparatur.  dann  der  Locomotiv-  und  Wa^emietke  ist  die  Braunm- 
Strasswalehener  Bahn  nach  denselben  Grundsätzen  und  Schlüsseln  zv 
behandeln,  welelie  in  dem  swiftcben  der  Staatsvei-waltung  and  der 
K a i  8 e ri n  E 1  i sab e I  h  -  B a  1 1  n  ge s chl osse n cn Protokollar- Uebereinkoomen  vom 
28.  October  1876  lür  die  Neumarkt-Braunauer  Linie  festgesetzt  wurden. 
Hiernach  %verden  bei  Vertheilung  der  Kosten  des  Zugfbrderungsdienstee 
auch  für  die  Braunan-Strasswalchener  Bahn  nnr  850/^  der  auf  derselben 
znrttokgelegten  Zugskilometer  in  Rechnung  gestellt. 

e)  Den  Antheil  der  Beitrige  Ar  den  Peneions-,  Krankennnterstntanngs^ 
Provinons-  und  UnfallsTertieheningefond  nach  den  erwachsenen  Selbst- 
kosten im  Verhältnisse  der  Gehalte  und  LShne,  dann  die  Beitrilge 
zum  Qsterreioliisch-ungarisohen  Unfttllsrersieberangsverein  naeh  dem 
Ergebnisse  der  P^rsonenkilometer  auf  der  Brannan-Strasswalehener 
Linie. 

d)  Den  Antheil  t^x  Kostm  der  Verkehrs-  und  Balinerhaltangs-lnspeetioii 
in  Lin>  nsch  VfrhSltm'ss  der  KilometerlXnge  der  dieser  Inspection 
zugewiesenen  Bshnstreeken. 

ff,.  Dir  Bahnfiulsirhts-  und  Bahnerhaltunppkosten ,  dann  die  Kosten  des 
Statioi.sdienstes  und  jene  der  Erhaltung  der  Braunau-Strasswalchener 
Bahn  gehörigen  Einrichlungsgepenstände  und  Geräthe  siud  direct  für 
die  Brsiinau-Strasswalehener  Bahn  zu  verbuchen. 

J'J  Die  Kosfcn  dcf^  Betriebsdienstes  in  der  gemeinschaftlichen  Station 
Braunau  und  zvar  >nv(.hl  iiir  den  eigentlichen  Stationsdienst,  als  auch 
für  d(n  l!alnurlialtunj;s(lienst  sind  -iw  einem  Drittel  von  der  Braunau- 
StiflsM%aU  l.(  nrr  Bahn  und  zu  zwei  Drittein  von  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  zu  tragen. 

Arti4cel  7. 

Die  k.  k.  .Staats\ ci v alfung  wird  der  Kaiserin  Klisabeth-Bahn  den  zum 
l'xtiiebe  der  Brnunau-StrasKAv  alelioncr  Balm  erl(»rderliclien  Casaavcrlag  der 
Stationen  in  der  Höhe  von  r)l>00  H.  Österreichische  Währung  Noten  und  den 
Materialvdrratb  in  der  Bewcrthung  v«in  40.000  fl.  Österreichische  Währung 
Noten  mit  ö'/.  Percent  pro  anno  verzinsen,  beziehungsweise  die  Einstellung 
dieser  Zinsen  in  die  Betriebsrechnung  gestatten. 
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Artikel  8. 

Für  jeden  Monat  stellt  die  k.  k.  priv.  Keiserin  EllMbeth-Babn  die 
definitive  Reehnnng  derEinnnhmen  und  Ausgaben  inclasivederihrgebfUirendeii 
EntBchldignng  anf. 

Der  sich  ergebende  Saldo  ist,  je  nachdem  er  passiv  oder  activ  ist,  sa 
Gnnsten  der  Kaiserin  Elisabetb*Bahn,  respective  des  k.  k.  Staatsärars  vom 
1.  des  darauf  folgenden  Monates  su  6  Pereent  versinslicb;  spitestens  sy^ 
Monate  nach  Ablanf  jeden  Quartale«  sind  die  auf  dasselbe  beillgliehen  drel- 
BonalBcben  Abreohnnngen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  vorsnlegen  und  sofort 
tu  begleichen. 

Ueber  die  Zinsen  wird  jährliehe  Rechnung  gelegt. 

Um  die  sie  eventuell  treffende  Zinsenlast  xu  vermindern,  steht  es  der 
whnldenden  Partei  frei,  audi  Absehlagasahlungen  su  leisten. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ist  berechtiget,  von  der  Verrechnung  der 
Einnahmen,  sowie  auch  der  nicht  in  der  Pansehalsumme  enthaltenen,  sondern 
spedell  verrechneten  Ausgaben,  insbesondere  der  BahnerhaltangRkosten  im 
Detail  Kenntniss  an  nehmen,  und  dieselbe  in  der  ihr  geeignet  erscheinenden 
Weise  zu  oontroliren;  es  wird  jedoch  ansdrttcklich  vereinbart,  dass  die 
Detailprilfung  jeder  vorgelegten  Rechnung  von  Seite  der  k.  k.  Staats- 
verwaltung innerhalb  der  näch>«tfnlgen(len  3  Monate  beendet  sein  muss,  und 
dags  nur  Bemünglungen,  welrli<>  innerhalb  dieser  Frist  gestellt  werden,  von 
Seite  der  Kaiserin  Blisabeth-Bahn  so  berücksichtigen  sind. 

Artikel  9. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  den  iieirieb  der  Braunau- Strass- 
walchener  Bahn  in  allen  seinen  Zweigen  nicht  nur  durch  die  allgemeinen 
Ueberwachungsorgane,  sondern  nach  ErmesBen  auch  durch  besonders  zu 
delegircnde  Organe  auf  eigene  Kosten  zu  Uberwachen,  insbesondere  auch  die 
Geldgebarung  jederzeit  zu  controliren  und  zu  diesem  Behufe  alle  gesell- 
schaftlichen Bücher  und  Originalbelege  bei  der  Centraiverwaltung,  sowie 
auf  der  Strecke  einzusehen  und  eventuell  ihre  Richtigstellung  zu  veranlassen. 

• 

Artikel  lU. 

Die  Bestimmungen  des  Auschlussvertrages  vom  4.  November  1873 
bleiben  auch  während  der  Dauer  des  gegenwärtigen  Vertrages  insoweit  in 
(ic'ltung,  als  nicht  einzelne  dieser  Bestimmungen,  wie  zum  Beispiel  §.  13. 
durch  den  gegenwärtigen  Betriebsvertrag  für  die  Dauer  desselben  modilicirt 
erscheint. 

Artikel  11. 

Der  gegenwärtige  Vertrag  tritt  mit  I.August  1S77  in  Wirksamkeit  und 
bat  anf  unbestimmte  Zeit  Geltung,  jedoch  behalten  sich  beide  eontrahirenden 
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Theile  das  Recht  v()r.  dieaen  Vertra^r  jederzeit  halbjälirig  und  zwar  am  ersten 
Jänner  oder  ersten  Juli  eines  jeden  Jahres  zu  kündigen. 


Im  Falle  der  AnflSeiuig  de«  gef enwirtigen  Vertrages  hat  die  Kaiserin 
£iisabeth-Bahn  der  k.  k.  Staataverwaltimg  die  Bahn  samnit  QebXodeii  and 
filBriebtugssMcken  im  gnten,  der  Us  datiin  stattgehabten  AbnUtznog  ent- 
sprechenden Znstande  nnd  gemlss  dem  erginiten  Inventar  Tom  November 
1873  an  übergeben,  ohne  dass  die  letttere  aar  Brhebnng  von  Batsebidignngs- 
ansprachen  wegen  Abniltsnng  in  Folge  des  Betriebes  berechtigt  wMre. 


RUeksichtlich  der  aus  diesem  Vertrage  entspringenden  Streitigkeiten 
unterwerfen  sich  beide  Theile  der  Gerichtsbarkeit  des  k.  k.  Handelsgerichtes 
Wien  »Is  lomm  contractus* 


■  Die  k.  k.  Staatsverwaltung  hat  die  iür  diesen  Vertrag  nach  dem  Gesetze 
entlullfiide  StompelgebUhr  allein  zu  tragen. 

Urkund  dessen  wurde  dieser  Vertrag  in  zwei  Exemplaren  ausgcfertiget 
und  hievon  eines  dem  k.  k.  Handelsministerium,  das  andere  der  k.  k.  priv. 
Kaiserin  Elisabeth- Bahn  übergeben. 

Wien,  am  ö.  JuU  1877. 

Für  die  k.  k.  Staatsverwaltung:     Für  die k. k.  priv. KaiserinElisabeth-Bahn: 

Dr.  Wilhelm  Leddiha  m.  p.,  Schey  m.  p.,        Csedik  m.  p. 

Seetiontrath« 

E.  H»erier  ro.  p., 

Kegiorung:sratb. 

Der  Oeneral-Direotor  des  öster- 
reichischen Eisenbahnwesens: 

W.  NlrdUag  m.  p. 


Artikel  12. 


Artikel  13. 


Artikel  14. 


80.635.H.  M. 


Ratifieirt: 
Wien,  am  10.  Juli  1877. 


4.067.F.  M. 


Der  k.  k.  Handelsminister: 


Der  k.  k.  Finanzminister: 


CUwiecky  m.  p. 


Preth  B.  p. 
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h)  E.  k.  Staatsbahn  Tarvis-Pontafel. 

1.  Genetx  Tom  12.  M&rz  1876^  R.  G.  Bl.  Nr.  43  und  C.  Bl.  Nr.  U, 

betfellBMd  di«  Henttlliig  einer  Locomotiv-Eisenbibii  fOB  Tarris  u  die  Beiehigrlise 

bei  PeBUfeL 

Mit  ZvetiiDiDiiiifir  beider  HSiiter  des  Reidisrafhes  finde  leli  tnsaordoen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Kegiemng  wird  ermKohtigt,  eine  Loeomotiv  EisenbabD  von  Tsnris 
im  Anüohlnsse  an  die  Kronprinz  Rudolf-Bahn  an  die  Reiohsgrinie  bei  Pon« 
tafel  zum  Anschlüsse  an  die  auf  italieniaolkeni  Gebiete  sn  erbauende  Linie 
ntoh  Udine  anf  StaatskoHten  herzustellen. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  (l<'r  Kodierung  behufs  der  Verfassunp^  des  De- 
tailprojeotes  und  der  Inangriffnahme  der  Bauarbeiten  flir  das  Jahr  1878  ein 
Specialoredit  von  AcbtmalbmiderttMnead  Oalden  deterreiobisoher  Währung 
bewiUigt. 

Artiltel  n. 

Mit  ilem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Ta^e  seiner  Kund- 
maehung  in  Wirk^^amkeit  tritt,  sind  der  HandeUuiiiiister  und  der  Finanz- 
niiiiirtter  beauitragt. 

Wies,  am  12.  MMrs  1876. 

Fhmi  JoBepih  m.  p. 
Aiersperg  m.  p.      Oblaaeeky  m.  p.     Fretls  m.  p. 


8.  Inangrllhialune  des  Baaea  auf  Staatakoateii. 

Mit  der  Allerhöehsteu  KntsehlieHsuiig  vom  12.  März  1876.  (Ii.  M.  Z. 
7875  ex  1876).  mit  welcher  das  vorstehende  Gesetz  die  Allerhöchste  Ge- 
nehmigung erhielt,  wurde  der  Handelsmiiiister  gleichzeitig  zur  sofortigen 
luangriffnabme  des  Bahnbaues  im  Sinne  dieses  Gesetzes  ermächtigt. 
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ij  K.  k.  Staatbbahu  Unter- Drauburg-Wolfsberg. 
L  Oeseti  Tom  7.  Mai  1873^  B.  G.  BL  Nr.  82  ond  G.  Bl.  Nr.  65, 

beirefleüü  die  ZugesläodaiaM  QBdBi  diaguogeQ  für  die  Sicherstellung  einer  UeonoUvEUcDbahn 
fOB  Kültletreld  tber  Wolbberg»  Uiiter-Dnvbarg,6oBobiU  und  Rohitoch  »n  die  steierisehe  Gnu«. 

Hit  Zttstimmung  beider  üäuser  des  Keiclurathes  Hude  loU  anznordoea, 
wie  folgt: 

Artikel  L 

Die  Re{;ierunj:  wird  or!nächtif.'t,  bei  Concessioninnip  einer  Locoiiiotiv- 
Eisenbahn  von  KnitteWeld  über  WoH'rtberj,'.  I  nter  Draubur}?,  Gonobitz  und 
RohÜBcii  an  die  steierische  ( ii  äuze  zum  Anschlüsse  au  das  un^ariach-kroatiache 
Bahnnetz  die  iiaehstehendpn  Begünstigungen  zu  gewähren: 
a)  Die  BelVoiung  von  den  8tiimpeln  und  (iebühren  für  alle  Verträge.  Ein- 
gaben und  sonstige  Trkunden  zum  Zwecke  der  CapitalsbeschatTung, 
sowie  des  Baues  und  der  instrairung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebserof^'nung; 

h)  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  tiir  die  erste  AuBgabe 
der  Aetien  und  Priorifatsohligationen  mit  Einschluss  der  Interim«- 
scheine,  sowie  der  bei  der  Gruudeinlösung  autiaul'enden  Uebertragungs- 
gebühr; 

c)  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer,  von  der  Entrichtung  der 
Coupons-Stampelgebühren.  sowie  von  Jeder  neuen  Steuer,  welehe  etwa 
durch  kUufti-e  (iesctze  eingefiilirt  werden  scdltc,  aut  die  Dauer  von 
höchstens  iünlundzwunzig  Jahren  vom  Tage  der  Concesäionsertheiluug. 

Artikel  II. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eisenbahn  miue  binnen  längstens  vier 
Jahren,  vom  Tage  der  Concessionsertheilung  an  gereehnet,  im  Bau  vollendet 
and  dem  öffentlichen  Verkehre  ttbei  geben  werden. 

Für  die  Bieherstellnng  dieser  Verpfliclitnng  dnrch  die  Gonceaaionüre 
bat  die  Staatsverwaltung  entsprechende  Vorsorge  an  treffen. 

Artikel  III. 

Bei  Feststellung  der  sonstigen  Coneessionsbestinmiungen  ist  aof  die 
Anordnung  des  Qesetses  vom  1.  Juni  1868  (R.  Q.  Bl.  Nr.  56),  in  Betreff  der 
Bedingungen  und  Zugestlndnisse  fttr  die  Unternehmnng  des  unter  dem  Na- 
men «Oesterreiohisobe  Nordwestbahn  **  zu  erbauenden  Locomotiv.Bisenbmhn- 
netses  tbunliebst  RUcksieht  sn  nehmen;  Ittr  die  Personentarite  jedoeb  haben 
die  eoneesdonsmXssigen  Bestimmungen  der  SQdbahn  zu  gelten. 
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Artikel  IV. 

Mit  der  Krtheiliiii'^  der  Conceasion  ist  erst  dann  vorzugehen,  wenn  der 
AnHchlns^<  der  im  Artikel  I  angefUlirten  Eisenbahn  an  das  ungarisch-kroa- 
tische Bahnnetz  im  ConcesHionswege  sichergestellt  ist. 

Artikel  V. 

Der  Handels-  und  der  FinancnuDisker  sind  mit  der  DurciifUlining  dieses 
Gesetses  beauftragt. 

Wien,  am  7.  Mai  1878. 

Ftanx  Joseph  m.  p. 
Aiersperg  m.  p.       Baihais  m.  p.       Fretis  m.  p. 


2.  Oesetz  vom  13.  März  1876,  B.  0.  Bl.  Nr.  44  und  V.  Bl.  Nr.  44^ 

betreffend  den  b«u  einer  Loconotiv-EisenbAhn  von  liater-Drauburg  nach  W  olfsberg. 

Hit  ZostimmuDg  beider  Hünser  des  Reiehsrathes  finde  loh  ansnordnen, 
vie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regiemng  wird  ermSohtigt,  eine  normalspurige  Looorootiv-Eiscn- 
bakD  TOD  Unter-Dranbnrg  im  Ansehlnsse  an  die  Sttdbahn  nach  Wolfsberg 
auf  Staatskosten  bersosteUen. 

Artikel  U. 

Diese  ist  als  Seenndirbahn,  mit  dem  Miniraalradins  von  150  Metern, 
mit  einer  Unterbaukronenbreite  von  hSehstens  vier  Metern  hentustellen,  und 
das  Maxinalgewioht  der  Schienen  wird  im  Falle  der  Verwendung  von  Eisen- 
schienen  auf  38  Kilogramm  per  Meter  festgesetzt. 

Auf  dieser  Bahn  haben  die  Züge  mit  einer  Geschwindigkeit  von  höch- 
stens 15  Kilometern  per  Stunde  su  verkehren,  und  es  wird  die  Regierung 
beauftragt,  nicht  nur  beim  Baue  alle  thunlichen  £rleichterungen  sur  Anwen- 
dung SU  bringen,  sondern  auch  in  Bezug  auf  den  Betrieb  von  allen  in  der 
Eisenbahnbetriebsordnung  vom  16.  November  1851  (R.  O.  Bl.  Nr.  1  vom 
Jahre  1852)  und  den  einschlXgigeuNachtragsbestfanmnngen  vorgeschriebenen 
flicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang  zu  nehmen,  als  dies  mit  Rücksicht 
auf  die  ermlssigte  Fahrgeschwindigkeit  zullssig  erscheint. 
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Artikel  Ui. 

Zur  Inangrifftathme  des  Baues  der  im  Artikel  I  beseielmeteD  BiseBbehn 
wird  der  fiegiemag  PBar  das  Jalir  1876  ein  Speeialerfdit  TOn  800.000  fl. 
dsterreiehiseher  Withmag  bewilligt 

Dieser  Credit  kenn,  insofeme  er  im  Jehre  1876  entweder  gar  nielit, 
oder  niokt  ToUständig  anr  Verwendung  gelangt»  noeh  bis  Ende  Jnni  1878 
▼erwendet  werden,  ist  jedoob  in  diesem  Falle  so  an  behandeln,  als  wenn 
derselbe  im  Voranschläge  des  Jahres  1877  bewilligt  worden  wire,  daher 
aneh  Ar  den  Dienst  dieses  letateren  Jahres  an  verreehnen. 

Artikel  IV. 

Hit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetze»,  welches  mit  dem  Tage  seiner  Kund> 
maohnng  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  HandelsmlDister  und  Ftnanaminister 
beauftragt 

Wien,  am  12.  März  1876. 

Frans  Joseph  m.  p. 
Aaenperg  m.  p.     Cklamecky  m.  p.     Fretis  m.  p. 


3.  luaugriffnahiue  den  Baues  auf  Staatskosten. 

« 

Mit  der  AllerhQcbsten  EntschUessung  vom  24.  November  1876  (H.  M. 
Z.  86626  es  1876)  wurde  die  Bauausilihrung  der  LoeomotiT-Eisenbahn  von 
Unter-Draubuig  nach  Wolfsberg  genehmigt  und  der  Handeltminister  nur  An- 
ordnung der  zu  diesem  Ende  erforderlichen  weiteren  Massregeln  ermiehtigt 


kj  ILk,  Staatabahn  MUrzzuschlag-Neuberg. 

1.  Gesetz  vom  12.  März  187Ü,  R.  G.  «1.  >r.  41  uud  C.  Bl.  Nr.  42, 

bctnffea4  den  Bm  «ioer  UctmotiT-EisenbahD  aui  Staatskosten  vos  MfliUHSoUig  im  Aasdüims 

sn  die  Südbalm  nach  Neuberg. 

Hit  Zustimmung  beider  Hiaser  des  Reidisrathe«  finde  leh  anauoidMi^ 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Kefrierung  wird  ermächtipt ,  eine  normalspurige  Locomotiv-Eisen- 
bahn  von  MiirzKiiAchlüg  im  AuBchlusse  an  die  SUdbahu  uaoh  Neuberg  aal' 
Staatflkosten  her/u^tellen. 
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Artikel  II. 

Diese  Balm  ist  als  8«'rundärbalin  mit  flern  MinimalradiiH  von  150  Me- 
tern mit  einer  I  nterbaukronenbreite  von  höohateiis  4  Metern  herzustellen» 
und  das  Maximalgewicht  der  Schienen  wird  im  Falle  der  Verwendung  von 
Eisensehienen  auf  28  Kilofrramm  per  Meter  festgesetzt. 

Auf  dieser  Balm  haben  die  Züge  mit  einer  Gesehwindi^koit  von  höch- 
stens 15  Kilometer  per  Stunde  zu  verkehren,  und  es  wird  die  Regierung 
beauftragt,  nicht  nur  beim  Baue  alle  thunlichen  Krleichterungen  zur  Anwen- 
dung zu  bringen,  sondern  auch  in  Bezug  auf  den  Betrieb  von  allen  in  der 
Eisenbahn -Betriebsordnung  vom  16.  November  1851  (R.  G.  Bl.  Nr.  1  vom 
Jahre  1852)  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestimmungen  vorgeschrie- 
benen Sicherheitflvorkehrungen  insoweit  Umgang  zu  nehmen,  als  dies  mit 
Rttcksicht  auf  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  zulässig  erscheint. 

Artikel  lU. 

Zur  Inangrilhiahme  des  Baues  der  im  Artikel  I  beseiehneken  ßisenbalin 
wird  der  Regierang  Ar  das  Jahr  1876  ein  Speeialoredit  von  250.000  ü. 
bewilligt. 

Dieser  Credit  kann,  insoferne  er  im  Jahre  1876  entweder  gar  nielit 
oder  nieht  ToUstlndig  rar  Verwendung  gelangt,  noob  bis  Ende  Jnni  1878 
verwendet  werden,  ist  jedoch  in  diesem  Falle  so  sn  behandeln,  als  wenn 
derselbe  im  Voransehlage  des  Jahres  1877  bewilligt  worden  wXre,  daher  er 
für  den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres  zn  verrechnen  ist. 

Artikel  IV. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit. 

Artikel  V. 

Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  sind  der  Handelsminister  und  der 
Finanzminister  beauftragt 

Wien,  am  12.  März  1876. 

Fraikz  Joseph  m.  p. 

▲acrtperg  m.  p.      Chlaaeekj  m.  p.      frctia  m.  p. 
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i}  K.  k.  Staatsbabn  Kriegsdorf-BOmerstadt. 

I.  Gesetz  vom  13.  März  1876^  £.  ü.  B\.  Nr.  46  uud  C.  Bl.  Nr.  4», 

I»etrefti4  dei  Bin  einer  LoeomotiT-Eisenbahn  auf  Staatskosten  von  Kriegsdorf  \m  AiieUvMe 
an  die  nihriMh-aehlesisehe  GentraUMÜui  nach  RftmersUdt. 

Mit  ZantiinmnDg  beider  Hinser  des  Reieherathee  finde  leh  nDsnordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierong  wird  enniebtigt,  eine  normaltparige  LoeometlT-Einen- 
bnlm  TOD  Kriegndorf  im  Anteblnsee  an  die  Dährieob-scbleainebe  Centraibahn 
Qaeh  RÖraerstndt  anf  Staatticoeten  bersnstellen« 

Artikel  U. 

DieFe  Bahn  ist  als  Secuudärbahii  mit  einer  Unterbaukroneiibreite  von 
Ihm  lifitens  vier  Metern  herzustellen,  und  das  Maximalgewicht  der  Schienen 
uird  im  Falle  der  Verwendung  von  Eisenschieuen  auf  28  lulogramm  per 
Meter  testj^fsetzt. 

Ant  dieser  Bahn  haben  die  Züge  mit  einer  (Jeschwindigkc  it  von  hüch- 
steuH  16  Kilometern  per  Stunde  /u  verkehren,  uud  es  wird  die  Ile<ri»'rung 
beauftragt,  nicht  nur  beim  Baue  alle  tliunlielien  Erleiehterungen  zur  Anwen- 
dung zu  bringen,  sondern  auch  in  Bezug  aiil  di  ii  Betrieb  von  allen  in  der 
Eisenbahn-BetriebMtrdnung  vom  Ifi.  November  1Ö51  U.  (i.  Bl.  Nr.  1  vom 
Jahre  1852 1  und  den  einschläeigen  Nachtiaggbestimmungen  vorgesehrie- 
benen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Cmgang  zn  nehmen,  als  dies  mit 
Rücksicht  auf  die  ermässigte  Fahrgeschwindigkeit  zulässig  erscheint. 

Artikel  III. 

Zur  Inang^ffiiahme  des  Baues  der  im  Artikel  I  bezeichneten  Eisenbahn 
wird  der  Regiemng  für  das  Jabr  1876  ein  Specialcredit  Ton  300.000  6. 
4>ewilligt. 

Dieser  Credit  kann,  eofem  er  im  Jahre  1876  entweder  gar  nicht  oder 
«icht  vollständig  zur  Verwendung  gelangt,  noch  bis  Ende  Juni  1878  ver- 
wendet werden,  ist  jedoch  in  diesem  Falle  so  zu  behandeln,  als  wenn  der- 
selbe im  Voranschläge  des  Jahres  1877  bewilligt  worden  wire^  daher  er  fOr 
4en  Dienst  dieses  letfteren  Jahres  sn  yerreehnen  ist. 

Artikel  iV. 

Dieses  Qesetn  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Knndmaehnng  in  Wtrlcsamkeit. 
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Artikel  V. 

Mit  dem  Yollzage  dieseB  Gesetzes  sind  der  Handetsminister  nnd  der 
Fioansminister  beaaftragt. 

Wien,  am  18.  Mirs  1876. 

fVftns  Jo86ph  m.  p. 
Aiersferg  m.  p.     ChlMecky  m  p.     Pretis  m.  p. 


2.  Inangriffnahme  des  Baues  auf  Staatskosten. 

Mit  der  Allerhöchston  Entftchlicssunir  vom  1-1.  August  1870  (H.  M.  Z. 
25777  ex  1876)  wuicU-  die  Bauaustulinin;^  der  Fliif^elbahn  von  Kriegsdorf 
im  Anschlüsse  an  die  mährisch-schlesi^clie  Centralbahn  nach  lHömcrstadt  ^'e- 
nehrnigt  uud  der  Ilandel-iininister  zur  Anordnung  der  zu  dem  Ende  erfor- 
derliclieu  weiteren  Massregeln  ermächtigt. 


m)  K.  k.  Ötaatsbahn  Erbersdorf-WUrbeutbal. 

1.  Gesetz  vom  12.  März  187«,  R.  G.  Bl.  Nr.  40  und  C.  Bl.  Nr.  42, 

i^trcffead  den  Bau  <'iner  l.iK-onnitiv-Kisenbahn  auf  Staatskosten  von  Erlii  rstlurl  in  Aüschiiuse 
an  die  oiähnsi  h-schicsische  CentralbahD  nach  Würbvaihal. 

Mit  Zustimmung  beider  Hänser  des  Reiehsrathes  finde  Ich  ansnordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  RefrierUDg  wird  ennäelitigt,  «^ine  norraalspuri^e  Loooinotiv-Eiseu- 
"bahn  von  Erbersdorf  im  Aiischhisae  an  die  raähriscb-schlesische  Oeutralbahu 
nach  WUrbenthai  auf  Staatskosten  herzustellen. 

Artikel  IL 

Diese  ist  als  Secundärbahn  mit  dem  Minimalradius  von  150  Metern  mit 
einer  Unterbaukronenbreite  von  höchstens  4  Metern  herzustellen,  und  das 
Maximalgewicht  der  Schienen  wird  im  Falle  der  Verwendung  von  Eisen- 
scbienen  auf  28  Kilogi*amro  per  Meter  festgesetzt. 

Auf  dieser  Bahn  haben  die  Züge  mit  einer  Geschwindigkeit  von  höch- 
stens 15  Kilometern  per  Stande  zu  verkehren,  nnd  es  wird  die  Regierung 
beauftragt,  nicht  nur  beim  Baue  alle  thunlichen  Erleichterungen  zur  Anwen- 
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I.  Sta&tsbahnen. 


dang  zn  bringen,  sondern  auch  in  Bezug  auf  den  Betrieb  von  allen  in  der 
.  Eisenbahn-Betriebsordnong  vom  16.  NoTember  1851  (R.  0.  Bl.  Nr.  1  vom 
Jahre  1852)  nnd  den  einschligigen  NacbtragsbeBtimmnngen  vorgesehrie' 
benen  SieherheiteTorkehmngen  insoweit  Umgang  zn  nehmen,  als  dies  mit 
ROelLsicht  anf  die  ermSssigte  Fahrgeschwindigkeit  znllssig  erseheint. 

Artikel  HI. 

Znr  Inangrifibahme  des  Baues  der  im  Artikel  I  bezeiohneten  Eisenbahn 
wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1876  ein  Speeialcredit  von  400.000  fl» 
bewilligt. 

Dieser  Credit  kann,  insofeme  er  im  Jahre  1876  entweder  gar  nieht 
oder  nicht  voUstibidig  sur  Verwendung  gelangt,  noch  bis  Ende  Juni  1878 
verwendet  werden,  ist  jedoch  in  diesem  F^Ue  so  au  behandeln,  als  wenn  der- 
selbe im  Voransehlage  des  Jahres  1877  bewilUgt  worden  wftre,  daher  er  fttr 
den  Dienst  dieses  letzteren  Jahres  zu  verrechnen  ist 

Artikel  IV. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmaohang  in  Wirksamkeit. 

Artikel  V. 

Mit  dem  Vollzti^M>  dieses  Gesetzes  sind  der  Handelsminister  und  der 
Finanzmioidter  beauftragt. 

Wien,  am  12.  MSrz  1876. 

Frans  Joseph  m.  p. 
Anersperg  m.  p.      Chlimeckj  m.  p.     fntU  m.  p. 
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II.  Privatelsenbalinen. 


Ausschliessend  priv.  Kaiser  Ferdinands -Kordbalia  und  Makriscli- 

SohlesiSGhe  ülordbalm. 

(Vgl.  Bd.  II,  Abth.  1,  Seite  3,  Bd.  III,  Seite  397  und  Erg.-Bd.  I,  Seite  259.) 

1.  liaiK'oiicessioii 

Ar  die  DonauquaistatioT)  diT  ausschl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  und  für  die  Verbindang 
dcrsrlben  mit  di'in  W  u  nt-r  Nordbahnhofe  und  mit  der  k.  k.  Donau-llVrbahn. 

Mit  t1<  m  Haudelsniini8terial-Erla<8c  vom  22.  Juni  1875.  Z.  13884, 
wurde  der  Directioii  dor  aiHsehl.  priv.  Kaiser  Ferdinands  Nordbnhii  auf 
Grund  dor  am  9.  April  1875  vorgenommenen  oonunissionellen  PrUfuii<r  tles 
Prnjectes  für  die  Donauqiiaistatiun  der  aoascld.  priv.  Kaisn-  Ferdinands- 
Nordhalinund  fUrdie  Verbindun«:  derselben  mit  dem  Wiener Nordbahnhofe  die 
Bewilligung  zur  Inangriffnahme  des  Baue»  für  beide  obenerwähnte  Anlagen 
eitUeilt  und  zugleich  Bestiinm»in«ren  bezüglich  der  Kreuzung  der  gedachten 
Verbindungsbahn  mit  der  Quaistrassc  und  den  proj* ctirten  Parallelstrassen 
der  künftigen  Donaustadt  getroffen.  Die  Ton  der  Commune  Wien  vor- 
bchaltenen  Hi rstellungen  unter  dor  ISalin,  wie:  Canäle,  Gasleitungen  etc. 
dürien  nur  im  Einverständnisse  mit  der  Direction  der  au<s.»hl.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  und  mit  Genehmigung  des  HandelHministorinni'j  zur 
Ausitthrung  gelangen.  Die  Herstellung  der  Verbindung  der  Quaistatinn  der 
ansschl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Kordbahn  mit  der  k.  k.  Donau-L'ferbahn, 
sowie  der  Anschlussverkehr  nach  und  von  letzterer  wurde  mit  einem  Vertrage 
Tom  6.  Jänner  1877  H.  M.  Z.  39946  ex  1876)  zwischen  dem  Handels-  und 
Finanzministerium  einerseits  und  der  Direction  der  ansschl.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahu  andererseits  geregelt. 
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A.  pr.  KAla«r  Fcrdiiiande-Nordbahii. 


2.  Anmerkmig  snmUaBdelKininistorial-Erlasse  Tom  21.  August  1871, 

Z.  14098-S432, 

betnffimd  den  Verktnf  der  Strecke  JedleMe^teokeran. 

(Vgl.  Erp.-Bd.  I,  Seite  259). 

Die  auBBchl.  priv.  Kaiser  Fordinnnds-Nordbahn  ist  der  auf  Grund  des 
Gesetzep  vom  11.  Juni  1871,  K.  G.  Bl.  Nr.  55  (vgl.  lid.  III  dieser  Sammlung 
Seite  457  libernominenen  Verpflichtung,  deo  ilir  durch  den  Verkauf  der 
Strecke  Jedlenee  -  Stoekerau  EnfllesseDdcn  Kaufschilling  von  einer 
MilUou  Guhlen  innerhalb  des  Terminos  von  fUnf  Maliren  zur  Herstellung  einer 
neuen  an  die  Kaiser  Fcrdinands-Nordbahn  anscliliessenden  Eisenbahnlinie 
EU  verwenden,  durch  den  Bau  der  Streckt-  Bielitz-Saybusch  nach- 
gekommen (vgl.  die  Anmerkung  zu  §.  1  der  Bub  7  nachfolgenden  Conoea- 
Bionsurkuiide  fUr  die  genannte  Bahn). 


3.  FrotokoU, 

•ufgenoniieB  im  k.  k.  HaaddaminiBterivm  in  5.  Fetinur  1876. 

Geoenwartige: 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 

Seine  Exeellenz  der  Herr  k.  k.  HandelBminiBter  Ritter  v.  Cblraeekj. 

Von  S  e  i  t  e  der  a  u  s s  c  Ii  I.  ]>  r  i  v.  Kaiser  Fe  r  d  i  n  a  ii  d  s  -  N  o  r  d  1»  a  h  n : 

Der  Präsident  der  Direction,  üerr  k.  k.  Regieruugsrath  Kitter  Stammer 
T.  Traanfflfl. 

Herr  (Tcneralinsitcctor  k.  k.  Ihdrath  Ritter  Eirhier  t,  KiekkrOB. 
Herr  Generalsccrofär  k.  k.  Hofrath  Ritter  v.  Jacebi. 
Als  SchriftlUhrer  Sectiunsrath  Dr.  lütter  v.  Wittck. 

Gegenstand  der  Verhandlung  iet  die  Erwerbung  der  Linien  der  k.  k. 
prir.  Lundenburg-NikoUburg-GniRsbacher  EiaenbahngeBellscliail  durch  die 
auBBchl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn. 


Nachdem  von  Seite  der  Direction  der  auBBchl.  priv.  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  das  Anerbieten  gestellt  wurde,  die  Linien  der  k.  k.  priv.  Landen- 
burg-Nikolsburg-Grussbacher  Eisenbahngesellschaft  für  die  Kaiser  Ferdi« 
nands-Nordbahn  käuflich  lu  erwerben,  ohne  lueflir  die  GewShmng  einer 
Staatsgarantie  in  Anspruch  zu  nehmen,  werden  diesfalls  die  nachstehenden 
Vereinbarungen  getroffen: 
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Artikel  I. 

Die  aiisschl.  priv.  Kaiser  Ferdinaiula-Nordbahn  erwirbt  kaufweise  von 
der  k.  k.  priv.  Lundenburg-Nikolsburg-Grussbacher  Eiaenbahnpresellschaft 
die  derzeit  dieser  Gesellschaft  {gehörigen,  im  Eisenbahnbuclie  des  k,  k. 
Landesgericbtes  Wien  inneliegendeii  Eiscnbalinlinien,  and  zwar  von  Lunden- 
bnrg  im  Anschlnase  an  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  über  NikoUburg 
nach  Orussbach  zur  Verbindung  mit  dem  Ergänzangsnetze  der  österreichischen 
StaatseisenbahngesellBChaft,  und  von  Neusiedl  Uber  Laa  nach  Zellemdori' 
znm  Anschlüsse  an  die  Oesterreichiflolie  Nordweatbahn,  lun  den  Barbetrag 
von  1,700.000  fl. 

In  Ansehung  d^r  Bedingungen  dieser  Erwerbung  habeD  die  Bestim- 
mungen des  in  amtUeh  vidimirler  Abselurift  angesdhlossenen,  swisehen  der 
k.  k.  Begiemng  und  den  Gnrmtoren  der  Besitser  von  Prio'ititsobligationen 
der  obigen  Baiin  vereinbarten  Protokollea  rom  20.  December  1875  an  gelten, 
und  tritt  die.  aussebl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  als  die  von  der 
Staatsverwaltung  bezeiehnete  Unternehmung  in  alle  fttr  diese  Unternehmung 
ans  dem  obigen  Protokolle  hervorgehenden  Rechte  und  Pfliehten  ein. 

Artikel  a 

Die  k.  k.  Regierung  genehmigt  die  Uebertragung  der  den  Gegenstand 
der  Allerhöchsten  Concessionsurkunden  vom  4.  September  1870,  R.  G.  Bl. 
Nr.  9  vom  Jahre  1871,  und  vom  14.  August  1872)  R.  G.  B1.  Nr.  137, 
bildenden  Conoessionen  an  die  Aotiengesellschaft  der  ausschl.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn. 

Dabei  haben  jedoch,  vom  Zeitpunkte  der  Uebemahme  des  Betriebes 
durch  die  ausaehL  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  angefangen,  die  in  den 
Artikeln  n  bis  einsehliesslieh  XSli  und  XV  bis  einsehliesslich  XIX  der  Con- 
cessionsurkunde  vom  4.  September  1870,  ebenso  wie  die  in  den  §§.  2  bis 
einsehliesslich  18  der  Conoeenonmirkunde  vom  14.  August  1872  enthaltenen 
Beatimmnngen  ausser  Kraft  su  treten  und  an  deren  Stelle  die  naohfolgenden 
einheitlichen  Coneessionsbestimmnngen  (Artikel  III  bis  XVI)  Anwendung 
sa  Ünden. 

Vgl.  die  Boeh  in  Kraft  bleibenden  Artikel  I  und  XIV  der  ConeeesioMarknnde 
Tom  4.  September  1870  im  Bd.  II,  2,  Seite  ISM  und  1408,  dann  1  der  Coneeisione- 
UrlLttnde  vom  14.  Auguet  1872  im  £rg.-Bd.  I.  Seite  496. 

Artikel  lU. 

Die  StaatsvenvaltunfT  ist  berechtigt,  der  Gesellschaft  die  Herstellung 
des  riiterbflues  iür  das  zwoito  (Joleise,  sowie  dessen  Legung  in  dem  Falle 
auf'/iitr.iL'on.  wenn  der  jalirliche  Rohertrag  wälirend  zweier  aufeinander 
fol<;ei)der  Jahre  die  Summe  von  21.500  fl.  österr.  Wälir.  per  Kilometer  über- 
schreitet. 
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Artikel  IV. 

Die  GeBellscbaft  ist  verpflichtet,  die  EiomliBdiiDg  von  Verbindunga- 
bahuen,  welche  von  den  an  der  eoneeaaionirten  Bahnlinie  gelegentti  Montan- 
nnd  Industrienntemefamuiii:«  u  zum  Behnfe  der  BefSrdemng  ihrer  Eraeugniaae 
anr  Bahn  angelegt  werden  sollten,  mit  dem  Anachlnaae  an  die  betreffenden 
Bahnhöfe  anf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  listige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwaohsenden  Kosten  an  gestatten  und  das  Znatandekommen  soloher 
Fltlgelbahnen  tiberhaupt  nach  KriUlen  zu  fördern,  sowie  bezüglich  der 
Bedingungen  der  Einmündung  soloher  Flflgelbahnen  sieh  der  Entscheidung 
des  Handelsministeriums  au  unterwerfen. 

Artikel  V. 

Die  Gesellsehafk  ist  verpfliehtet,  die  ooncessionirte  Bahn  während  der 
ganzen  Conoessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  au  erhalten. 

Artikel  VL 

I>or  Gf'>c'll<chaft  wird  zur  AnslüiMiin^r  den  im  Artikel  III  vorfreda eilten 
Baues  eines  zweiten  Geleises,  sowie  llir  jilHallige  Erweiterunf;en  der  Baliii- 
anla;ren  das  Hcoht  der  Expropriation  nach  den  Bestimumugen  der  dies- 
fälligen  gesetzliehen  Vorsehrilten  ertheilt. 

DaR  gleiche  Recht  soll  derselben  aueh  beziiirlioh  jener  zu  einzelnen 
industriellen  Etaldissenients  etwa  herzustellenden  FlUtrelbahnen  zuprostandeu 
werden,  deren  Erriclituufr  von  der  »Staatsverwaltung  als  im  Öflentlieiien 
Interesse  gelegen  erkaunt  werden  sollte. 

A  r  t  i  k  e  l  VII. 

Die  Gesellschaft  hat  ßich  bei  dem  Betriebe  der  conoeasionirten  Balm 
nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Goucessionsbestimmungen,  sowie  nach 
den  diesfalU  bestellenden  Gesetzen  und  Verordnungen  (namentlich  nach  dem 
Eüsenbahnconcessionsgefletze  vom  14.  September  1854,  der  Eisenbahn» 
betriebsordnung  vom  16.  November  1851  und  nach  dem  Signalisirungs- 
reglement  vom  16.  Juni  1872,  H.  G.  BLNr.80;,  dann  nach  den  etwa  künftig 
SU  erlassenden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

Artikel  VIII. 

Bezüe:lich  der  unentgeltlichen  Beförderung  der  im  Dienste  reisenden 
Staatsbeamten,  Anjrestellten  und  Diener,  sowie  bezüglich  der  Leistungen 
für  die  Postanstalt  und  die  Stiiatstelegraphenanstalt  haben  auf  der  conces- 
sionirten  Bahn  die  einsehlägi^u'u  Bestimmunj^en  der  ('oncessionsurkunde  für 
die  Miihrisch-Schlesische  Nordbalm  vom  G.  Mai  1867  (ß.  G.  Bl.  Nr.  82, 
§§.  12,  14  und  15j,  Anwendung  zu  finden. 
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Artikel  IX. 

Auf  der  Lundcnburg-ZellenidortVr  Balm  finden  die  Bestimmuiif^en  der 
Artikel  II  hi^i  VII  de;*  dor  reiclisräthlichen  Behaiidliiu^  unterliegenden 
OesetzentwurtVs,  betrefleiul  die  Maximaltjirif«?  für  den  Personen-  und  äaclieu- 
transport  auf  den  Eisenbahnen,  volle  Anwendiuifr. 

Rlioksichtlicli  der  NehenbestimmunKen  wird  lest};esetzt,  dass  dieselben 
in  krinrni  Falle  höher  und  lästiger  sein  dürfen,  als  auf  der  Mährisoli- 
^^chlp^^isclien  Nordbalm. 

Im  Tran'^itoN  erktdire  wird  für  die  Strecke  Lundenbnrg-Zeüerndorf  oder 
vice  versa  nur  die  üülfte  der  ManipulationsgebUhr  erhoben. 

Artikel  X. 

Die  Militärtrnnsporte  müs?<pn  naeh  herabjreset/ton  Tarif|)roisen  besorj^t 
werden,  und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rUck>i("litlich  der 
Be^rünstijsrungoi  reisender  Militärs  auf  den  übrigen  Linien  der  Kaiser 
Ferdinands  -  Nordbahn  geltenden  Bestimmungen,  insbesondere  nach  den 
zwischen  dem  Keieli^ki  ieirsministerium  und  der  Direction  der  Kaiser 
Ferdinands -Nordbahu  unterm  18.  Juni  1868  abgeschlossenen  Ueberein- 
konimen.  \ 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen  Bahnen 
iUr  Militärtranspoi-te  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  vereinbart  werden, 
sollen  diese  auch  fUr  die  concessionirte  Bahn  Geltung  erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälfteu,  auf  die  Liindesschtttseii  Tirols,  und  swar  nicht  nur  bei  Reisen  auf 
Rechnung  des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstliehen  Reisen  auf  eigene  Rech- 
nung sn  den  Waffen&bnngen  und  Controlsversammlungen,  femer  anf  das 
Militirwacbecorps  fttr  die  k.  k.  Civilgcrichte  Wiens,  %uf  die  k.  k.  Qendar. 
merie,  sowie  auf  die  militftriseb-organisirte  Finanz-  nnd  Sieherheitswaehe 
Anwendung. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  dem  von  den  dsterreicbischen  Eisen- 
bahngesellsohaflten  abgesohlossenen  üebereinkommen  Uber  die  AnsohaiRing 
nnd  Bereithaltnng  von  Ansrttstnngsgegenstftnden  fttr  Militärtransporte  nnd 
die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Dnrchftthmng 
grösserer  Militärtransporte,  sowie  den  organischen  Bestinunnngen  nnd  der 
Dienstvorschrift  lUr  die  Feldeisenbahnabtbeilnngen*),  ferner  dem  mit  1.  Jnni 
1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Naohtragsttbereinkommen**)  bezfiglich  des 


*}  Beilage  zu  Nr.  148  im  42.  Stiteke  de» Jahrganges  1870  der  Normalrerordnungen 

de»  k.  k.  Armefverr>r(lniini;!*blattes. 

**}  Nonnalverordnungen  dei»  k.  k.  Armceverorduungsblattes  vom  Jahre  lä7L 
SS.  StQck,  Nr.  79. 
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A.  pr.  Kaiser  Ferdin«ndsoNordb«lin. 


Transp<»rtos  dor  im  lieg<Mitleii  Ziistaiitle  auf  Reclinunfr  des  Militärärars  zur 
BerOrderuii}.'  L'i'liinfreiiden  Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  VerpHichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahiigesellsehafteii  zu  Stande  kommenden  Uebereinkomiuens  wegen  gegen- 
seitiger Aushilfe  mit  Personal  bei  Dureliliihrung  grösserer  Militärtrausportfr 
und  der  Vorschritt  für  den  Militärtrausport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Gesellschaft  unterwirft  sich,  soweit  diesfalls  die  im  Artikel  I  bezeich- 
neten Bahnlinien  in  Betracht  kommen,  den  Bestimmungen  des  in  Ausführung 
des  §.  38  des  Wehrgesetzes  vom  5.  December  1868,   R-  G.  Bl.  Nr.  151^ 
erlassenen  Gesetzes  vom  19.  April  1872,  K.  G.  Bl.  Mr.  60. 

Artikel  XI. 

Der  Oesellsehait  wird  das  Heeht  eingeitiunty  zur  Anfbringmng  der  behnfs- 
Erwerbong  der  Lnndenbarg-Zellemdorfer  Bahn  erforderiioben  Geldmittel 
auf  Ueberbringer  odei  anf  Namen  lautende  Aotien  oder  PrioritStaobligationen 
ansingebeD,  welohe  auf  den  österreiehisoben  Börsen  Terhandelt  nnd  amtUch 
notirt  werden  dttrfen. 

Die  beittglioben  Formularien,  sowie  der  Tügangsplan  sind  vor  der 
Ausgabe  der  Staatsrerwaltang  zur  Genehmignog  ▼orznlegen. 

Artikel  Xil. 

Um  die  Führung  einer  gemeinschaftlichen  Betriebsrechnung  für  die 
Linie  Lundenburg* Grussbach  und  die  älteren  Linien  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  zn  ermöglichen,  wird  die  Auslührnng  der  fUr  die  Linie 
Lundenburg-Grussbach  kraft  Artikel  XIV  der  Conccssionsurkunde  vom 
4.  September  1870  gewährten  Steuerbefreiung  in  der  Weise  gestattet,  das» 
das  steuerbare  Reinerträgniss  der  Strecke  Lundenburg-Grussbach  fUr  die 
ganze  Daner  der  Steuerbefreiung  mit  dem  Pausohaibetrage  von  Jtthrlichen. 
82.000  fl.  usterrcichiseher  Währung  angenommen  wird. 

Artikel  XIU. 

Bei  der  Vertheilung  der  gemeinsamen  Aiisgabon,  insbesondere  der 
Lasten  des  Fahrparkes  auf  das  garantirte  und  das  nicht  garantirte  Netz  der 
Kaiser  Ferdinands-Nordl)ahn  sind  die  den  Gegenstand  des  gegenwärtigen 
Uebereinkommens  bildenden  Eisenbahnlinien  als  ein  integrirender  Bestand- 
theii  des  nicht  garantirten  ^setzes  zu  behandeln. 

Artikel  XIV. 

Die  Dauer  der  Conoession  wird  anf  neunzig  Jahre,  vom  6.  Mai  1876  an 
gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlisoht  nach  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Conoession  kann  von  der  Staatsverwaltung  als  erloschen  erklirt 
werden,  wenn  die  Verpflichtung  zur  AuArechthaltung  des  Betriebes  nicht 
eingehalten  wird. 
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Artikel  XV. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  conoesaionirte  BabD 
flDter  den  für  die  Mälirisch-Schle^iAche  Nordbahn  giltigen  Bestimmniigeii  and 
Ton  dem  Ittr  diese  Linie  festgesetzten  Termine  an  jederzeit  einznldsen. 

Artikel  XVI. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn  unge- 
achtet voians;_'egangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicht- 
befolguiig  der  in  der  Coneessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferle^rti-u 
Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mass- 
regeln dagegen  zu  trefleu  und  nach  Umf^täuden  noch  vor  Ablauf  der  Con- 
cessionädauer  die  Concession  tür  erloschen  zu  erklären. 

Artikel  XVU. 

Für  die  Reolitsgesehltftey  welche  die  Erwerbong  der  im  Artikel  I  bezeiob- 
neten  Bahnlinien  dvrch  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  zum  Gegenstände 
haben,  beziehungsweise  für  die  sn  diesem  Zweeke  zn  errichtenden  VertrSge 
ond  sonstigen  Urkunden,  dessgleiohen  ittr  die  anlässlieh  dieser  Erwerbong 
stattfindende  erste  Ansgabe  von  Aetien  oder  Prioritiltsobligationen  mit  Ein- 
Bchloss  der  Interimsseheine,  sowie  ittr  die  ans  diesem  Anlasse  stattfindenden 
bficherlicben  Eintragungen  und  Löschungserklllrungen,  dann  für  die  hierauf 
bezttgtichen  Eingaben  und  Ausfertigungen  wird  die  Gebühren-  und  Stempel- 
fretheit  eingeräumt  werden. 

Dessgleiohen  wird  die  Itegierung  die  Befreiung  von  der  bei  etwaigen 
künftigen  Grundeinlttsungen  auflaufenden  Uebertragungsgebtlhr  in  geeigneter 
Weise  ervirken.  ' 

Artikel  XTIII. 

Das  gegenwärtige  l  ebereinkommen  tritt  für  die  ausschl.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  mit  dem  Tage  der  zustimmenden  lieschlussfasHung 
der  tüi-  den  1(>.  Februar  1876  einberufeneu  ausserordentlichen  Generalver- 
sammlung der  Actionäre,  für  die  k.  k.  Regierung  jedoch  erst  nach  erfolgter 
Zugtimmnng  des  Keichsrathes  zu  der  diesfalls  einzubringeuden  Gesetzvorlage 
in  Wirksamkeit. 

Hiermit  wurde  das  \  orstehende  Protokoll,  welches  in  einem  ungestem- 
pelten Ext  mplare  ausgefertigt  wurde  und  von  welchem  eine  amtlich  vidimirte 
Abschrift  der  ausschl.  priv.  Kaiser  Fertlinands-Nordbahu  ausgefolgt  wird, 
geschlossen,  verlesen  und  allseits  unterzeichnet. 

Für  die  k.  k.  Kegierung:  Ausschl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn: 

Chlnaecky  m.  p.  St»Mer  m.  p. 

Blehler  m.  p. 
Jacehi  m.  p. 
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4.  Gesetz  vom  12.  Marz  1876,  R.  G.  Bl.  >r.  42  und  C.  BI.  Nr.  43. 

4)etn}i'eAd  die  VercimgUDg  «1er  LumJcnburg-Grussbach-ZeUeradorfer  Babfi  mit  der  Kaiser 

Ferdinands  -  N(trdb.ihn. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  ansaordneOi 
irie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Rogierun«?  wird  ermächtigt,  im  Falle  der  Erwerbung  der  Kisen- 
bahuliiiie  Luiideiibur^^  Grussbach  und  Neusiedl-Laa-Zcilcrndoif  durch  die 
aussehl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Kordbahn  die  nachsteheuden  Begünstijruugen 
zu  gewähren : 

1.  Die  Befreiung  von  Stämpeln  und  Gebühren  fHr  die  Rechtsges»  iiäfte. 
"welche  die  bezeichnete  Erwerbung  zum  Gegenstande  liaben,  beziehungsweise 
für  die  zu  diesem  Zwecke  zu  errichtenden  Verträge  un  !  sonstigen  Urkunden, 
dessgleichen  für  die  anlässlich  dieser  Erwerbung  statttindonde  erste  Ausgabe 
von  Actien  oder  Prioritätsobligationeu  mit  Einsehluss  iler  Intcriinsseheine, 
sowie  für  die  aus  diesem  Anlasse  stattfindenden  bücherlichen  Eintragungen 
und  Löscliungserklärungeu,  danu  für  die  hierauf  bezüglicheu  Eingaben  uud 
Ausfertigungen; 

2.  die  Befreiung  von  der  bei  etwaigen  künliigeu  Grundeiulüsiungeu 
au  Häufenden  Uebertragnngsgeluilir  ; 

3.  die  Verlängerung  tler  ( 'onccssionsdauer  für  beide  Linien  bis  zu  dem 
mit  6.  Mai  1966  eintrcteuden  Abiaule  der  Coucession  für  die  Mäbrisch- 
Schlesische  Nordbalin. 

Die  für  die  Linie  Lundenburg-Grussbach  kraft  Artikel  XIV  der  Con- 
«essionsurkundp  vom  4.  September  187n  CR.  G.  Bl.  Nr.  9  vom  Jahre  1871) 
gewährte  zeitliehe  Steuer-  un<l  Uebiilin  iiliefreiung  kann  in  der  Weise  aus- 
geführt werden,  das«  das  steuerbare  lleinerträgniss  der  obigen  Balinstreeke 
fiir  die  ganze  Befreiungsdauer  niii  einem  jährliehen  Pauschalbetrage  von 
32.000  fl.  angenommen  wird. 

Artikel  11. 

Mit  der  Durehflihmng  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  welches  mit  dem 
Tage  seiner  Kundmaehnng  in  Wirksamkeit  tritt,  werden  der  Handelsminister 
und  der  FinanEminister  beauftragt. 

Wien,  am  12.  iMärz  1876. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aierspcrg  m.  p.        Cklaoieeky  m.  p.       Prelis  m.  p. 
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5.  Knndmacliinig  des  HaBdelBniinisterB  Tom  88.  August  IS76^ 
R.  0.  Bl.  Nr.  m  und  C.  Bl.  Nr.  9g, 

betreileod  die  (Jcbertragung  der  concessioDbiitässigc-n  Befugoissi*  bizügiich  der  Lundi-nburg. 
GniMlMteh-ZeUenidoifer  Bahn  an  4ie  Aetiengeiellsehaft  der  anuehlieBiUoh  pri?.  Kaiser  Ferdinands« 

Nordbahn. 

Nachdem  die  auSBcliliesglloh  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  auf 
Qrand  des  Gesetzes  vom  12.  Mttn  1876  (R.  G.  Bl.  Nr.  43)  zufolge  des 
Kanfs»  nnd  VerlcaiifsvertrageB  vom  28.  Juni  1876  die  der  k.  \l  priv.  Lnnden- 
bnrg-Nikolsburg-Gnissbacher  Eisenbahngesellschaft  gehörigen,  im  Eisen- 
bahnbnche  des  k.  k.  Landesgeriebtes  Wien  innellegenden  Biflenbahnlinien, 
nnd  zwar  von  Lnndenbnrg  im  Anschlüsse  an  die  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn 
fiber  Nikolsbnrg  nach  Gmssbach  zur  Verbindung  mit  dem  ErgXnznngsnetze 
der  öHterreictiischen  Staatseisenbahn-Gesellschaft  und  von  Neusiedl  über  Laa 
nach  Zellerndorf  zum  Anschlüsse  an  di*-  östorreichiscbe  Kordwestbabn  von 
der  genannten,  derzeit  in  Liquidation  befindlichen  Gesell ^^diatt  mit  Geneh. 
mignn;:  dor  n(><:ioning  knnfweise  erworben  und  den  Betrieb  der  genannten 
Eiseobahnliiiirn  auch  bereits  vom  16.  April  1876  angefangen  ttbernommen 
hat.  sind  in  Folge  Allerhöchster  Entschlies^nug  vom  20.  August  1876  die 
den  Gegenstand  der  AllerhöchRten  Concessionsnrkunden  vom  4,  September 
1870  (R.  G.  Bl.  Nr.  9  ex  1871j  und  vom  14.  August  1872  (R,  G.  Hl.  Nr.  137) 
bildendenConcessionen  bezüglich  der  Eisenbahnlinien  Lundenburg-Nikolsbnrg- 
Gmssbach  und  Zellerndorf- Laa- Neu^dedl  auf  die  Actiengesellsohaft  der 
anaschliesslieh  priv.  Kaiser  Ferdinands- Nordbahn  übergegangen. 

Hierbei  haben  jedoch  vom  Zeitpuiu  t*'  der  üebernahme  des  Betriebes 
der  genannten  Eisenbahnlinien  durch  di»-  ausschliesslich  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn.  d.  i.  v»im  IG.  April  1876  augefangen,  die  in  den 
Artikeln  II  bis  einsohliesslidi  XIII  uud  XV  bis  einschliesslich  XIX  der 
Allerhöchsten  Concessionsurkunde  vom  4.  September  1870  tR.  G.  Bl.  Nr.  9 
ex  1871j,  ebenso  wie  die  in  den  2  bis  ein-»ehliesslich  IN  der  Allerh<»ehsten 
Ooncessionsnrknnde  vom  I  i.  Aiii:ust  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  137}  enthaltenen 
Bestimmungen  ausser  Kraft  /.u  treten  unl  an  iloreu  Stelle  die  nachfolgenden 
einheitlichen  Concessionsbestimmangen  (1  bis  XVI)  zu  treten. 

L 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  der  GeselUehaft  tlie  llrTstellung 
des  l'ntf'rl»aues  lür  das  zweite  (ieleise.  sowie  dessen  Legung  in  «i  m  Falle 
uulziiiragen,  wenn  der  Jährliehv  lloh'Mtrnj;  wüliiend  zweier  auf  einander 
folgender  Jahre  die  Summe  von  21.500  ti.  österr.  Währung  per  Kilometer 
übertichreitet. 

II. 

Die  Gesellschaft  i>it  verpflichtet,  dieEiumiindung  von  Verbindungsbnluieii. 
welche  von  den  au  der  conoessionirteu  Bahnlinie  gelegeneu  Montan-  und 
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ludustrie-riiternolimnnfjon  zum  Beliiife  der  BelV.nlcrung  ihrer  Erzeuiriii''so 
zur  Bahn  .uifrelo^'t  werden  sollten,  mit  dem  Ans<'hlusse  an  die  betreffenden 
BahnliÖfV  auf  die  dem  Balinlietriehe  raimiest  lästiire  Art  fre;:<'n  Verj^ütung 
der  erwaehsenden  Kosten  zu  ^'estatten  und  das  Zustandekommen  solcher 
Fliljreibahnen  überhaupt  naeh  Kräften  zu  iTtrdern,  sowie  bezüglich  der  Be- 
dingungen tier  Einmünilung  solclu  r  FlUgelbalinen  sich  der  Entscheiduug  des 
Ucindelsmiiiisteriums  zu  unterwerlen. 

III. 

Die  Gesellschaft  ist  verptliehtet,  die  concessionirten  Balinlinien  während 
der  ganzen  Concessionsdauer  im  unuuterbrocheueu  Betriebe  zu  erhalten. 

IV. 

Der  Oesellflobaft  wird  zur  Aasitthrung  des  snb  I  Torgedachten  Baues 
eines  sweiten  Geleises,  sowie  flIraUfUlige  Erweiterungen  der  Bahnanlagen  das 
Recht  der  Expropriation  naeh  den  Bestimmnogen  derdiessf&Uigen  gesetzlichen 
Yorscliriften  ertheilt. 

Das  gleiche  Recht  soU  derselben  auch  bezüglich  jener  za  einzelnen 
industriellen  Etablissements  etwa  hersustelleaden  Flttgelbahnen  zugestanden 
werden,  deren  Errichtung  ron  der  StaatsTerwaltung  als  im  öffentlichen 
Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

• 

V. 

'  Die  Oesellsebait  hat  sich  bei  dem  Betriebe  der  concessionirten  Bahn- 
linien nach  dem  Inhalte  der  gegenwlrtigen  Concessionsbestinimnngen,  sowie 
naeh  den  diessfalls  bestehenden  Gesetzen  nnd  Verordnungen  (namentUoh 
nach  dem  Eisenbahn-Concessionsgesetze  vom  14.  September  1854,  der 
Eisenbahn-Betriebsordnung  yom  16.  November  1851  und  nach  dem  Signali« 
sirungs-Reglement  vom  16.  Juni  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  80),  dann  naeh  den 
etwa  kUnftig  zu  erlassenden  Gesetzen  nnd  Verordnungen  zu  benehmen. 

VI. 

Bezüglich  der  unentgeltlichen  Beförderung  der  im  Dienste  reisenden 
Staatsbeamten,  Angestellten  und  Diener,  sowie  bezüglich  der  Leistungen  für 
die  Post.instalt  und  die  Staatstelegraphen-Anstalt  haben  auf  den  conces- 
sionirten Bahnlinien  die  einsehlftgigen  Besthnmnngen  derConcessionsnrkunde 
illr  die  MHhrisch-Schleaische  Nordbahn  vom  6.  Mai  1867  (R.  G.  Bl.  Nr.  83, 
§§.  12,  14  und  15)  Anwendung  zu  finden. 

VII. 

Als  Maximaltarif  ittr  den  Personentransport  auf  der  Lnndenburg-Omss- 
bach-Zelleindorfer  Bahn  wird  festgesetzt,  und  zwar: 
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per  Person  und  Kilometer 
Ittr  die    L  CImsc  ....  6*0  kr.  österr.  Währong  in  Silber, 

»      fl      ^»       n        .    •     .    .  8*6    n         VI  ff  »  II 

«     »I    "Olm      n       ....  2*6    n        fi  »         r  fi 

Bei  Eilsttgen  dfiifen  diese  Tarifsätze  um  SO  Pereent  erhöbt  werden, 
wofern  die  dnroliselinittUehe Geschwindigkeit  dieser  Züge  (iuclusive  der  Auf- 
enthalte in  den  Stationen)  mindestens  36  Kilometer  betiügt. 

Für  gemischte  Züge  sind  obige  Tarife  um  20  Pereent  zn  ermMssigen. 
Der  Handelsminister  ist  jedoch  ermftehtigt,  diese  Ermässigung  nach  Hassgabe 
der  Verkehrs-  und  sonstigen  Verhältnisse  der  Babnnnternebmnng  seitweilig 
ansaer  Kraft  sn  setzen. 

Sollte  sieh  das  BedHrfbiss  nach  weitergehenden  Ermässigungen  heraus- 
stellen, so  ist  die  Oesellscbaft  verpflichtet,  Uber  AuiTordemng  des  Handels- 
ministers auf  den  von  demselben  bezeichneten  Strecken  eine  IV.  Glasse 
(Steh wagen)  mit  dem  Tarifsatze  von  1*6  kr.  österr.  Währung  in  Silber  per 
Person  und  Kilometer  einzuführen. 

Die  Tarifsätze  der  MShrisoh-Schlesisoben  l^ordbahn  für  Gepäck  nnd 
die  mit  dem  Personentransporte  im  Znsammenhange  stehende  Beförderung 
von  Fahrzeugen  nnd  lebenden  Thieren,  sowie  sämmtlicbe  Tarifbestimmnngen 
der  Hähriscli-Schlesischen  Nordbalin  für  die  Befördemng  von  Peraonen  und 
Gepäck,  dann  vou  Fahrzeugen  und  lebenden  Thieren  mit  PersonenzUgen, 
haben  auch  aufderLundenburg-Gmssbach-Zellemdorfer  Eisenbahn  insolange 
Anwendung  zu  finden,  als  nicht  eine  anderweitige  Regelung  dieser  Tarifsätze 
und  Tarifbestimmungen  durch  den  Handelsminister  nach  Anhörung  der  Bahn- 
Unternehmung  verfltgt  wird. 

vm. 

Für  (leu  GUtertrans])ort  auf  der  concessionirten  Bahn  hat  nachstehender 
Maximaltarif  zu  gelten,  und  zwar: 

per  Tonne  nnd  Kilometer  in  Krenzem  österr.  Währung  in  Silber: 

A.  Eilgüter. 

1.  Fttr  gewöhnliches  Eilgut  16  kr. 

2.  Fttr«rmässigtes Eilgut, als:  Milch  undMilchproducte,  Gtomllse,  frisches 
Fleisch,  Brot  u.  s.  w.  die  Hälfte  des  obigen  Satzes. 

8.  Frachtgüter. 

1.  St  üekgülcr. 

Classe  I,  aU:  Arznei  -  und  I'urtiimeriewaaren,  Colonialwaarcn,  Bttcheri 
Galanterie-,  Bronze-  und  Quineailleriewaaren,  Mannfacte,  Seidenwaaren, 
Kttrscbncrwaaren,  Felle  und  Häute,  Tabak fabricate  u.  s.  w.    ...  6*5  kr. 
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Clause  II,  alg:  gemeine  Baamwoll-  nnd  Leinenwaaren,  Farbkräutor, 
Hefe,  gemeine  Holz waaren,. Kerzen  und  Seife,  Papier,  frisches  Obi^t,  Zucker 
n.  s.  w  5-5  kr., 

lUr  ^sperrige  Güter",  als:  Bettfedern,  unpreproaater  Hopfen,  lebende 
Bäume.  Siebmacherwaaren  u.  8.  w.  wird  die  l</,fache  Gebühr  der  Olaase  I 
berechnet. 

2.  W  ap:  e  n  l  a  d  u  n  en. 

Olasse  A,  als:  Getreide,  Hülsenfrüchte.  (Vlsnaten.  Mahlprodncte.  Malz, 
Salz,  Eisen  und  Stahl  (in  Stangen,  Stäben,  Platten  Eisenbahnschienen, 
Wein,  Bier,  Branntwein,  Spiritus  nnd  Essig,  Reis,  Rohzucker,  Rohtabak 
u.  8.  w  5*0  kr. 

r  iasse  B.  al>:  IJ.iii-  und  Nutzholz  i  nicht  Uber  eine  Wajrenlängc),  Kar- 
toffeln, künstliche  Dang8to£fe,  Guano,  Knochenmehl,  Knochen,  Spodium, 
Kalk,  Cement  u.  s.  w    4*0  kr. 

Clas-o  ('.  als:  Brennholz,  Erze,  Roh-  und  Brucheisen,  Mauerziegel, 
I)aclizieg<  l,  Schiefer,  Sand,  Steine,  Erde  (gewöhnliche,  .iiicli  Th(Mi-),  Eis  und 
Schnee,  natürlicher  Dünger,  Hömer  and  Klauen,  Asche,  Zuckerrüben  n.  s.  w. 

8-5  kr. 

Für  Mineralkühlt'  und  Coaks  dürfen  die  Sätze  den  Betrag  von  2'5  kr. 
nicht  überschreiten  nnd  sind  dieselben  nöthigenfalls  im  Wege  von  Speoial- 
tarifen  festzustellen. 

Nach  Erforderniss  können  auch  für  sonstige  nnch  Lage  der  Balm 
wichtige  Transportartikel  mit  Genehmigung  des  Handelsministers  Special- 
tarife mit  ermässigten  Sätzen  anfgestellt  werden. 

Die  Waarenclassifieation  und  alle  auf  den  Frachtentransport  bezüglichen 
Neben bestimmnngen  unterliegen  der  Genehmigung  des  Handelsministers. 

Die  Nebengebilbren  sind  jenen  der  Mährisoh-Schlesischen  Nordbahn 
gleichzustellen,  insolange  nicht  eine  anderweitige  Regelung  dieser  Neben- 
gebühren  durch  Bestimmung  des  Handelsministers  eintritt 

Im  TransitoTerkehre  wird  für  die  Strecke  Lnndenburg-Zellerndorf  oder 
viee  Tersa  nnr  die  H&lfte  der  Manipnlationagebtthr  erhoben. 

IX. 

In  Fällen  eines  Nothstandes  und  aussergewöhnlicher  Th)»aerang  der 
Lebensmittel  für  Menschen  nnd  Nutztlnere  in  den  im  Keichsrathe  vertretenen 
Ländern  der  dsterreichisch- ungarischen  Monarchie  ist  der  Handelsminister 
berechtigt,  nach£rfordemi8s  die  Frachtpreise  fUr  dieselben  herabzumindern, 
jedoch  nicht  auf  einen  ntedrigeren  Betrag,  als  die  Sätze  für  die  am  geringsten 
tarifirten  Artikel  auf  der  Bahn  betrsgen. 

Die  gleiche  Bestimmung  gilt,  soferne  Gegenseitigkeit  gewährt  wird, 
anch  für  Fälle  eines  Nothstandes  in  den  Ländern  der  nngariscken  Krone. 
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X. 

Die  Mllitärtransporte  müssen  nach  herabgesetsten  l^urS^^reis«»  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rtteksiohtlich  der 
Begünätigangen  reisender  Militärs  auf  den  übrigen  Linien  der  Kaiser  Ferdi> 
nands-Nordbahn  geltenden  Bestimmungen,  insbesondere  nach  dem  zwischen 
dem  Reichs- Kriegsministerium  und  der  Direction  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  unterm  18.  Juni  1868  abgeschlossenen  Uebereinkommen. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  9sterreieliiHchen 
Bahnen  für  Militärtraunporte  dem  Staate  ijänisti^g^ere  Bestimmunjxen  vereinbart 
werden,  sollen  diese  auch  für  die  couecssionirtcn  Bahnlinien  Geltung  erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  ReichshüHten. 
auf  die  Landesselititzen  Tinds,  und  zw.ir  nicht  nur  bei  Reisen  aur  li^  chnung 
des  Aerars.  sondern  .nicli  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung  zu 
den  WatTeniibungen  untl  Controlsver<ammlungen,  ferner  auf  das  Militär- 
Wachcorps  für  die  k.  k.  Civilgerichte  Wicii?*,  auf  die  k.  k.  Geudannerie.  sowie 
auf  die  militärisch  urgauisirte  Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung. 

Die  Gesells.'haft  ist  vcrptlirhtet.  dem  von  den  Jisterrt  iriiischon  Eisen- 
bahnges«'llschaftt'n  abgeschlossenen  rebereinkomrnen  über  die  AnschalTiing 
und  Bereithaltung  von  Ansrlistungsgegenständen  für  .Militiirtransjxirte  und 
die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  Ijei  l)urclifiilirung 
griisserer  Militärtransporte,  sowit-  den  organischen  Bestimmungen  und  der 
Dienstvorschrift  für  dif  Feldeisenbahn-Abtheiluiigen  *  i.  ferner  »U  in  mit  1,  Juni 
1871  inWirksamkeit  getretenen  Xachtrags-rebcroinkonnnen**i,  bezüglich  des 
Transportes  der  im  lif  .rendrn  Znstande  auf  KtM-liiiung  des  Militär- Aerars  zur 
Beförderung  gelan.::t  ndcn  Kranken  und  Verwundeten  Ix  izulreti'n. 

Dieselbe  Verpllichtung  des  Britrittes  gilt  auch  beziiglii'h  des  mit  den 
Bahngest'llscliatten  zu  Stande  konimendi  ii  l  t'lit  rt  inkommens  wegen  gegen- 
seitiger Anshilfp  mit  Personale  hei  Diindit  ührung  giüsserer  Miiitärtrausporte 
uud  der  Vorschrift  lür  den  Militärtransport  auf  Eisenliahnen. 

Die  Gt-sflUrliaft  unterwirft  sieh,  soweit  diesfalls  die  Lundenburg- 
Zelk'rndorfer  Balm  in  Betracht  kommt,  den  Bestimmungen  des  in  Ausführung 
des  §.  38  des  Wehrgesetzes  vom  5.  December  1868  (R.  G.  Bi.  iSr.  151) 
erlassenen  Gesetzes  vom  19.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  QO). 

XL 

Der  Gesellschaft  wird  das  IJcdit  eingeräumt,  zur  Autliringung  der  behufs 
Erwerbung  der  Lundenburg-Zellerndorfer  Bahn  erforderlichen  Geldmittel  auf 

*)  Beilage  zu  Nr.  148.  im  42.  Stücke  des  Jahrgangeä  1670  iler  Normal- Verord» 
nangen  des  k.  k.  Anoce- Verordnungsblaues. 

Kormal-Verordnungen  des  k.  k.  Armee- VcrordnungAbUtCes  vom  Jahre  1971» 
22.  Staek,  Xr.  79. 
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Ueberbringer  oder  aof  Namen  Uuitende  Actien  oder  Prioritätsobligationen 
«nsingeben,  weloke  auf  den  ösCerreieUMhen  BOrsen  verhandelt  und  amtlich 
notirt  werden  dürfen. 

Die  besilgUelien  Formnlarien,  sowie  der  Tilgnngsplan  sind  vor  der 
Ausgabe  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

XU. 

Um  die  Fttbrnng  einer  gemeinsehaftUohen  Betriebsreohnnng  für  die 
Linie  Lnndenburg-Gmssbaeh  nnd  die  Uteren  Linien  der  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  an  ermdglichen,  wird  die  AnsAhning  der  für  die  Linie  Londenbarg- 
Omssbaeb  Icraft  Artikel  XIV  der  Coneessionsnrknnde  vom  4.  September  1870 
gewährten  Steuerbefreiung  in  der  Weise  gestattet,  dass  das  steuerbare  Behl- 
ertrigniss  der  Strecke  Lundenbnrg-Grussbaeh  Ar  die  gante  Dauer  der  Steuer- 
befreiung mit  dem  Panschalbetrage  von  jährlichen  82.000  fl.  östeir.  WMhmng 
angenommen  wird. 

XUL 

Bei  Vertheilong  der  gemeinsamen  Ausgaben,  insbesondere  dvr  Lasten 
des  Fahrparkes  auf  das  garantirte  nnd  das  nicht  garantirte  Nett  der  Kaiser 
Ferdinands-Nord  bahn  sind  die  den  Gegenstand  des  gegenwärtigen  Ueberein- 
kommens  bildenden  Eisenbahnlinien  als  ein  integrirender  Bestandtheil  des 
nicht  gmrantirten  Netzes  au  behandeln. 


Die  Daner  der  Concesslon  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  6*  Mai  1876  an 
gerechnet,  festgesetzt,  nnd  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist 

Die  Conoession  kann  von  der  Staatsverwaltung  als  erloschen  erklärt 
werden,  wenn  die  Verpflichtung  zur  Aufrechthaltung  des  Betriebes  nicht  eio- 
gehalten  wird. 

XV. 

Die Staatsvcrwaltiiiiu^  behält  sich  das  Recht  vor.  die  concessionirte  Hnlin 
unter  den  für  die  Mähris.'li-Sciilesische  Nordbalm  giltif;eii  Bestimmiiugen  uud 
vou  dem  für  diese  Liuie  testgesetzteu  Termine  an  jederzeit  einzuiijseu. 

* 

XVI. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn  unge- 
achtet vorausgegangener  Warnung:  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicht- 
befolgrunp:  der  in  der  Conoessionsnrkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten 
Verptlichtiingen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mass- 
regeln dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Con- 
cessiousdaner  die  Conoession  für  erloschen  zu  erklüren. 


I 
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XVIT. 

Aus  Anlass  der  Erwerhun<r  der  Lundonburg-Gnissbacli-Zellenidorfer 
Bahn  durch  die  Actienge^ellRchatt  der  au^^schliegslich  priv. Kaiser Ferdinands- 
Nordbahn  werden  70ID  Staato  tol^'cnde  Be'riinstjfrmijren  gewährt: 

1.  Die  Befreiung  von  Stätnpeln  und  Gebühren  für  die  Hechtsgeschllftey 
welche  die  bezeichnete  Erwerbung  znni  Gegenstande  haben,  beziehungsweise 
für  die  zu  diesem  Zwecke  errichteten  Verträge  und  sonstigen  Urkunden,  desa- 
gleichen  für  die  anlässlich  dietjt-r  Erwerbung  stattHndtMide  Auf^gabe  von 
PrioritatKobligationen,  sowie  für  die  ans  diesem  Anlasse  stattfindenden 
bUcheriicIuMi  Eintragungen  und  Löschnngserklärnngen,  dann  für  die  hier- 
auf  beziigli<  h(  n  Eingaben  und  Ausfertigungen; 

2.  die  Befreiung  von  der  bei  etwaigen  künftigen  Omndeinlösnngen  auf- 
laufenden t'ebertragnngsgebttbr. 

Chliaeckj  ni.  p. 


6.  Oeseti  Tom  12.  Mftrz  1876^  R.  0.  Bl.  Nr.  48  und  C.  Bl.  Nr.  44, 

betreffend  iie  Zugestandnisse  und  BcgfiDStigungvn  zum  Behuif  der  Sicherstell ung  einer 

LoooiiotiT*Eiseiibshn  von  Biellts  nach  Saybuseh. 

Mir  Zustimmung  beider  llüuscr  dt6  Keichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  lulgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  bei  Ertheilong  der  Concession  für  eine 
Locomotiv^Eisenbahn  von  Biellts  nach  Saybusch  an  die  Aetiengesellschaf't 
der  Kaiser  Ferdinandft-Nordbabn  die  naehstehenden  BegUnstigungeu  zu 
gewähren: 

1.  Die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  flir  alle  Verträge, 
Eingaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpuncte  der 
Betrieb  seröflhnng : 

2.  die  Bt'lVeiuiig  von  den  Stjiiii|i»'ln  und  (JebUhren  für  dir  dem  Erlordt  r- 
nis.se  der  Herstellung  dieser  Baiin  entsprechende  erste  Ausgabe  der  Priori- 
tätsobligatiiinen,  sowie  von  der  bei  der  Grundeiulüsung  auHaufenden  Ueber- 
tragungsgehUhr; 

3.  die  Befreiung  von  der  Erwerb-  und  Einkinnmeiisteiier.  der  Entriclitung 
der  CouponsstänipelgebUhreii  vdn  den  olierwähuten  l*rioritätsobligati(»nen, 
sowie  von  jeder  Steuer,  welelie  etwa  diircli  künl'tige  Gesetze  eingeführt 
werden  sollte,  auf  tlie  Kauer  von  Uinluadzwanzig  Jahren,  vom  Tage  der 
Conoessiousertheilung  an  gerechnet. 

10 
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T'm  die  Fiilinmfr  einer  •lemeinfsclialtliehen  lietriebsrechnung  fiir  die 
Linie  Bielitz-Siiybnseli  und  die  älteren  Linien  der  Kaiser  Ferdinands-Nord- 
hahn  zu  ermii^liehen,  kann  das  steuerbare  Ertr.ijjniss  der  Strecke  Bielitz- 
Saybuseh  für  die  ^anze  Dauer  der  Steuerbelreiuii.tr  mit  dem  jährlieiien 
rauschalbctrajje  von  achtzijrtuusend  üuiden  oslerr.  Währung  festgesetzt 
werden. 

Artikel  iL 

Der  Ban  der  im  Artikel  I  genanoten  Eisenbahnlinie  ist  binnen  swei 
nnd  einem  halben  Jahre,  vom  Tage  der  Coneeasionsertheilnng  an  gerechnet, 
SU  Tollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  Öffentlichen  Verkehre  zn  ttbergeben. 

Artikel  UL 

Di«'  Daner  der  Concession  fftr  die  im  Artikel  I  genannte  Bahn  wird  anf 
neunzig  Jahre,  Tom  6.  Mai  1876  an  gerechnet,  festgesetzt. 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner  Kund- 
machung in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Handelsminister  und  der  Finanz- 
minister beaufh«^. 

Wien,  am  12.  März  18 70. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Anenferg  m.  i>.  Chlinecky  m.  p.  fretis  m.  p. 


7.  Concessioiisurkiindc  vom  HO.  Mai  1876,  R.  G.  Bl,  Nr.  88. 

f&r  die  Lucomotiv-Kiseubahn  von  Bii-Iiiz  mu  h  Sa\l)usch. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  Onndt  n  Kaiser  von  Oesterreich, 
Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dalmatien,  Kroa- 
tien, Slavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  lUyrien;  Erzlierzog  von  Oester- 
reich; GroBsherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg,  Steyer, 
Kärnthen,  Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Schlesien;  GrossfWrst  von 
Siebenbürgen;  Markgraf  von  Uähren;  gefttrsteter  Graf  von  Hababurg  und 

Tirol  etc.  etc.  etc. 

Jsachdcm  <lic  anssclü.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Kordbahn- Gesellschaft 
die  Bitte  um  die  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomotiv-Blsen- 
haliu  von  Bi<  litz  u:ich  Sayliusch  {gestellt  hat,  finden  Wir  Uns  bewogen,  in 
Erwägung  der  Uenieinnützigkeit  des  Unternehmens  der  genannten  Eisen- 
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bahn-Gesellschaft  diese  Coucessiou  auf  Grund  des  Eisenbahn  Conoessions* 
Gesetzes  vom  14.  September  1854  (R.  G,  Bl.  Nr.  238)  und  des  Gesetzes  vom 
12.  März  1876  (R.  6.  Bl.  Kr.  45),  wie  fol^t,  zu  ertheilen: 

§.  1. 

Wir  ertheilen  der  aussohl.  priv.  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn-Gesell- 
•ehaft  das  Reoht  iiuo  B»b  und  Betrieb  einer  Loeomotiv-Eiseubahn  von  der 
fiUtioii  Bielits  der  bestehenden  Bahn  Diediti-Bielits  nach  Saybusob.  Die 
neue  Linie  wird  nnter  Vermeidung  einer  Kopfstation  die  dtadt  Bielitz  iheil- 
▼eise  mnterfaliren  vnd  in  Saybnseh  in  einen  derart  n  sitoirenden  Bahnhof 
einmttnden,  dass  letzterer  auf  die  projectirte  Linie  von  Oiaoia  naeh  Nen- 
Sandez  zu  liegen  kommt. 

In  einem  PrutoMle  vuui  20.  Jänner  187G  t^H.  M.Z.  14300  ex  1876),  mit  welchem 
4ie  Bettimroiinfen  dieser Cone«ttions-Urkund«  feetgeeteilt  worden  sind,  wurde  4ie  Ver- 
wendung des  durch  den  Verkauf  der  Streoke  Jedlesee-Stookerau  ersielten  Kauf- 

Schillings  im  Betrage  von  Ein«*r  Million  Gulden  für  den  Bau  'l«^r  Str<'cko  B  iel  it«- 
Savliusrh  bewilliet  und  anerkannt,  tlns;;  mit  dieser  Verwendung;  des  Kaut'^chillings 
der  Bestimmung  de»  Art.  II.  des  GeseUes  vom  11.  Juni  1871,  K.  Q.  Bl.  Nr.  55  ent* 
•prochen  werde.  (Vgl.  ßd.  IIL,  Seite  997  und  457,  dann  Erg.-Bd.  I,  Seite  269). 

§.  2. 

Die  Ansftthmng  des  Baues  und  der  Betriebseinriohtnngen  der  Bahn  bat 
nach  Massgabe  der  von  dem  Handelsministerium  genehmigten  Detail-Ban- 
projeote  stattzufinden.  • 

In  Besng  auf  die  Verfassung  und  Vorlage  dieses  Projeotes,  sowie  auf 
die  damit  susammenhlngenden  Amtshandlungen,  ist  die  Handelsministerial- 
Terordnnng  vom  4.  Februar  1871  (R.  O.  Bl.  Nr.  8)  fttr  die  Oeselisehaft 
rttekhaltslos  bindend. 

Insbesondere  ist  sieh  beim  Bau  aneh  nach  den  von  dem  Handelsmini- 
«terinm  zu  stellenden  Anforderungen  und  naeh  den  bestehenden  allgemeinen 
Baa-  und  polizeilichen  Vorschriften  zu  benehmen. 

Der  Unterbau  kann  auf  die  Anlage  eines  Geleises  beschrSnkt  werden 
doch  ist  bei  der  Gmndeinidsung  entweder  sogleich  die  erforderliehe  Qrund- 
flXehe  ffir  ein  zweites  Geleise  zu  erwerben  oder  wenigstens  diese  Erwerbung 
auf  den  Fall  des  Bedarfes  sieherzustellen. 

Die  StaatsTcrwaltung  ist  berechtigt,  der  Gesellsobaft  die  Herstellung 
des  Unterbaues  für  das  zweite  Geleise,  sowie  dessen  Legung  in  dem  Falle 
aufzutragen,  wenn  der  j&hrliche  Rohertrag  führend  zweier  auf  einander  fol- 
gender Jahre  die  Summe  von  21.500  11.  dsterreichischer  WShmng  per  Kilo- 
meter ttberscbreitet. 

Die  Gesellschaft  ist  Tcrpfliehtet,  in  dem  Falle,  als  die  obenen^hnte 
Linie  Csacza-Neu-8andez  durch  dne  oder  mehrere  andere  Bahnnnterneh- 
mungen  ausgeführt  werden  sollte,  den  Bahnhof  Saybusch  an  die  von  der 
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Regierung  zu  bexeiohBende  Unternehmung  gegen  Ersatz  der  Baukosteu  ab 
stttreten. 

Jedoch  soll  die  Oesellschaft  sn  den  in  Folge  eines  Anschlusses  fttr 
beide  llieile  erforderlichen  Umgestaltungen,  Erweiteraugs-  und  Zubauten 
im  Bahnhofe  Saybuseh  keinen  Beitrag  an  den  Bankosten  an  leisten  ver- 
^  pflichtet  sein. 

In  Betreff  der  gemeinschaftlichen  Bentltsnng  des  besagten  Bahnhofes 
ist  alsdann  ein  Ueberdinkommen  an  treffen,  nnd  dasselbe  der  Staatarerwal- 
tang  zur  Genehmigung  Torznlegen,  beziehungsweisef  falls  eine  gQtlich» 
Vereinbarung  nicht  zu  Stande  kommen  sollte,  die  Entseheidnng  des  Handels- 
ministorinms  einzuholen. 

Die  Bedingungen  fttr  die  gegenseitige  Wageubentltznng  der  in  Saybuscb 
anschliessenden  Bahnnntemehmungen  werden  in  keinem  Falle  lästiger  sein, 
als  jene,  welche  zwischen  der  Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  und  anderen  an 
dieselbe  anschliessenden  Bahnen  jeweilig  in  Geltung  sind. 

Die  Gesellachal't  ist  verpflichtet,  die  EiiiraUiuUing  von  Verbindungs- 
bahnen, welche  von  den  an  der  coneessionirten  Bahnlinie  gelegenen  Montan- 
und  Industrie-Unternehmungen  zum  Behufe  der  Befördening-  ihrer  Erzeug- 
nisse zur  Hahn  angelegt  werden  sollten,  mit  dem  Anschlüsse  au  die  betreffen- 
den Bahuhöfe  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten  und  das  Zustandekommen  solcher 
Flti^relbahnen  Uberhaupt  naeh  Kräften  an  fördern,  sowie  bezüglich  der  Be- 
din^'ungen  W  Einmttndung  solcher  FIflgelbahnen  sich  der  Entscheidung  de» 
Haudelsroinisterinms  zu  unterwerfen. 

§.  3. 

Die  Gesellschalt  ist  verpflichtet,  den  Hau  der  im  i<.  1  jreuaunten  Eisen- 
bahnlinie binneu  .-echs  Mouateu,  vom  heutijjrcu  Ta{i:e  an  gerechnet,  zu  begin- 
nen und  hinnen  zwei  und  einem  halben  Jahre  vom  gleichen  Zcitpunete  an 
gerechnet,  zu  vollenden,  die  tcrti^'e  Hahn  dem  Betriebe  zu  übergeben  und 
während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu 
erhalten. 

§.  4. 

Der  (^esellschatt  wird  zur  Austuhrinifr  der  conccssionirten  Eisenbahn 
das  Iiccht  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungen  der  diessfälUgen  ge- 
setzli<dicn  Vorschriften  crtheilt. 

Das  irleiche  Recht  soll  der>clbcn  auch  bezüglich  jener  zu  einzelnen 
iudustrielien  Etablissements  etwa  herzustellenden  Fliigelbahnen  zugestanden 
werden,  deren  Errichtun*:  von  der  »Staatsverwaltung,  als  im  öffentlichen 
Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 


L^iy  -i^uu  Ly  Google 


A.  pr.  Kaller  Ferdin«nds>Nordbahn. 


149 


Die  Gest'lUchaft  ist  verplliolitet.  die  !;rundl)iiuhprliche  Abschreibung 
der  für  den  Baliiiltiiu  erworluMirn  GnmdpHrzelleu,  beziehungsweise  die 
Durehliihrung  des  Gesetzes  vom  19.  .Mni  187  4  'R.  G.  BI.  Nr.  70)  erforder- 
Ii<dien  Vorkehrungen  behufs  der  eisenbahnbüclierlichen  Sicberstellnng:  der 
einschlägip'n  liechtsverhältni^se,  iusowoit  es  an  ihr  lioirt.  thunlielist  zu  ho- 
schleunigen,  sowie  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die  der  biieherlichen  Hirhtig- 
«telhin;,'  vorhergehende  definitive  Vermessung  der  Grundstüeke  umi  die 
FinaiUirung  der  Abrechuuug  mit  aller  BcschleuoiguDg  durchgeführt  werde. 

§.  5. 

Die  Gesellschaft  hat  sich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  concessionirten 
Balm  uarh  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  (  once^sionsnrkunde,  sowie  nach 
den  dies-t;ills  lu  stehenden  (i<  setzen  und  Veronlnungen  i  namentlii  li  naeh  dem 
Eisenliahn-Coneessiitnsgesetze  vom  14.  September  l.'Sä  t.  der  Ei.senlialin- 
Betriebsordnung  vom  16.  November  1851  und  nach  dem  Signalisirungs- 
Reglement  vom  Iß.  Juni  1872  (R.  G.  Bl,  Nr.  HO),  dann  nach  den  etwa 
kUnltig  zu  erlasseuden  Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

§.  6. 

Bezfiglich  der  unentgeltlichen  Beförderung  der  im  Dienste  reisenden 
Staatstieamten,  Angestellten  und  Diener,  sowie  bezüglich  der  Leistungen 
für  die  Postanstalt  nod  die  Staatstelegraphen- Anstalt  haben  auf  der  conces- 
flionhten  Bahn  die  einschlägigen  Bestimmungen  der  Concessionsurkande  fKr 
die  mährisch-schlesische  Kordbahn  vom  6.  Mai  1867  (R.  6.  Bl.  Nr.  82, 
12,  14  und  1.5)  Anwendung  zu  finden. 

Vgl.  die  Concessiotiä  Urkunde  vuin  6.  Mai  1661  Im  Bd.  I,  1,  Seite  36. 

§•  7. 

Als  Maximaltarif  für  den  Personentransport  auf  der  im  1  gcuauuten 
Bahn  wird  festgesetzt,  und  zwar: 

I>er  Pcnon  und  Kilometer 
für  die    I.  Classe  .  .  .  5*0  kr.  österreiohisoher  WXhrang  in  Silber, 

»    !•     ^*      «*      •    •    .  3'5    n  fl  f»  r  n 

m     fl    III.        f«       ...  2*5    ^  fl  fl  fl  ti 

Bei  Eilzügen  dürfen  diese  Tarifsätze  um  2U  Pereent  erhidit  werden, 
wi.tVrn  die  durehsehnittliche  Gesehwindi^rkeit  dieser  Züge  inclusive  der 
Aufenthalte  in  den  Stationen  )  auf  jenen  Str«>eken,  wo  keine  .Steigungen  von 
Ih  pro  Mille  und  dnrüber  vorkommen,  mindestens  36  Kilometer,  auf  den 
Strecken  mit  Steigun^'en  v«.n  l.'>  i)ro  Mille  bis  exelu^iive  25  pro  Mille  aber 
mindeBtens  24  Kihnneter  betr;l;:t. 

Auf  Strecken  mit  nocii  stärkeren  Steii;uir.ren  wird  die  Geschwindigkeit 
der  Schnellzüge  von  dem  HaudeUminister  bestimmt. 
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Für  treniiscbte  Züjre  sind  (»bipro  Tarife  um  20  Percent  zu  ermässifxen. 
Der  HaiuU  lsininister  ist  jedoch  ermächtigt,  diese  Ermässigung:  bei  Bahn- 
linien, aufweichen  nur  gemischte  ZUge  vorkehren,  nach  Massgabe  der  Ver- 
kehrs- und  sonstigen  Verhältnisse  der  betreffenden  Bahn  Unternehmung  audser 
Kraft  /u  setzen. 

.^(»lltc  sich  das  Hedürfiiiss  nach  weitergehenden  Ermässigungen  heraus- 
stellen, so  ist  die  Geseliscliaft  verpflichtet,  über  Auflforderung  des  Handels- 
ministers auf  den  von  demselben  bezeichneten  Strecken  eine  IV.  Classe 
(Stehwagen  mit  dem  Taiilsatze  von  1-.')  Kreuzern  österreichischer  Währung 
in  Silber  per  Person  und  Kilometer  einzuführen. 

Die  Tarifsätze  der  mährisch-sclilesisohen  Nordbahn  lUr  Gepäck  und  die 
mit  dem  Personentransporte  im  Zusammenhange  stehende  B<'fdrderung  von 
Fahrzeugen  und  lebenden  Thieren,  sowie  sämratliche  Tarifbestimraungen 
der  ir.ährisch-schlesischen  Nordbahn  für  die  Beförderung  von  Personen  und 
Gepäck,  dann  von  Fahrzeugen  und  lebenden  Thieren  mit  Personenzügen, 
haben  aucii  auf  der  Eisenbahn  von  Biclitz  nach  Saybusch  insolauge  Anwen- 
dung zu  linden,  als  nicht  eine  anderweitige  Regelung  dieser  Tarifsätze  und 
Tarifb'^stimmungeu  durch  den  Handelsminister  nach  Anhörung  der  Babn- 
nnternehmung  verfügt  wird. 

§.  8. 

Für  den  Gtttertransport  anf  der  coneeaiionirtenBahn  bat  naehttebender 
Haxioaaltarif  zu  gelten  nnd  swar: 

per  Tonne  nnd  Kilometer  in  Krensem  österreicbiseber  WXhning  in 
Silber: 

A.  Eilgüter. 

1.  Für  gewöhnliches  Eilgut  16  kr. 

2.  Für  ennässigtes  Eilgut,  als:  Milch  und  Milchproducte,  OemUsef  fri- 
sches Fleisch,  Brot  o.  s.  w.  die  Hälfte  des  obigen  Satzes. 

B.  Frachtgüter. 
1.  Stückgüter. 

Olaese  1,  als:  Arznei-  nnd  Parflimeriewaaren,  Colonialwaaren,  Btteher^ 
Galanterie-,  Bronce-  nnd  Qnlneailleriewaaren,  Manniaote,  Seidenwaaren, 
Kürscbnerwaaren,  Felle  nnd  Hinte,  Tabakfabrioate  n.  s.  w.  .  .  .   6*5  kr. 

Classe  n,  als:  gemeine  BanmwoU-  nnd  Leinenwaaren,  FarbkrXuter, 
Hefe,  gemeine  HoUwaaren,  Kerzen  nnd  Seife,  Papier,  frisebes  Obst, 
Zncker  n.  s.  w  5*6  kr., 

für  ,|Sperrige  Ottter",  als:  Bettfedem,  nngepresster  Hopfen,  lebende 
B&nme,  Siebmacberwaaren  n.  s.  w.  wird  die  V/^fuihe  Gebftbr  der  Classe  I 
berecbnet 
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3.  Wflgeiiladvn}?en. 

Classe  A,  als:  Getreide,  Hülsenirlichte.  OcN.iatfMi.  MMhIproduete.  Malz, 
Salz,  Eisen  und  Stahl  (in  Stangen,  Stäben,  Platten  .  Eiscnl>ahn8<-hienen, 
Wein,  bier,  Branntwein,  Spiritus  und  Lssig,  Keiä,  iiolizucker.  Hohtal>ak 
u.  8.  w  .5  0  kr. 

Clause  B,  als :  Bau-  und  Nutzholz  i  nicht  Uber  eine  Wageidänge),  Kar- 
totTeln,  künstliche  Dungstofi'c,  Guano,  Knochenmehl,  Knochen,  Spodium, 
Kalk,  Cpinent  u.  8.  w  •.  4  0  kr 

C'lasse  C,  als:  Brennholz,  Erze,  Roh-  und  Hrui'liei>^en,  Mauerziegel, 
Dachziegel,  Schiefer,  Sand,  Steine,  Erde  (gewohnliche,  auch  Thon-\  Ein  und 
Schnee,  natürlicher  UUnger,  Hörner  und  Klauen,  Asche,  Zuckenüben 
u.  8.  w  3-5  kr. 

Für  Mineralkohle  und  Coaks  dürfen  die  Sätze  den  Betrag  von  2-5  kr. 
nicht  überschreiten  und  sind  dieselben  uüthigentalls  im  Wege  von  Speoial- 
tarifen  tentzu^stellen. 

Nacli  Erl'orderiiiss  ki>nnen  auch  lUr  sonstige  nach  Lage  der  Bahn  wich- 
tige Tiansportartikel  mit  Genehmigung  des  llanUelsministers  Specialtarife 
mit  ermässigten  Sätzen  aul'gei^tellt  werden. 

Die  WaarenclasÄitication  und  alle  aiit den  Fraditcntraiisport  bezüglichen 
Nebenbestimmungen  unterliegen  der  Genehmigung  des  llantlel8rainisters. 

Die  Nebengebühren  sind  jenen  der  mährisch-schlesischen  Nordl»alui 
gleichzustellen,  insolan^'c  nicht  eine  anderweitige  Regelung  dieser  Neben- 
gebUliren  durch  Bestimmung  des  HandeLsministers  eintritt. 

Auf  Streeken  mit  SteignngsverhaitniaseD  Ton  15  pro  Mille  und  darüber 
darf  bei  Berechnung  der  Fahr-  nnd  Fraehtpreise  die  l«/,fache  Lünge  der 
fragliehen  starken  Steigungen  und  Gefälle  su  Omnde  gelegt  werden. 

10. 

Im  Transitorerkehre  wird  für  die  Strecke  Saybnsch-Bielita  oder  vice 
vona  nur  die  Hälfte  der  ManipulationBgebtthr  erhoben. 

Für  die  Ton  den  Hinterbahnen  der  ffielits-Saybuscher  Bahn  in  der 
Bichtung  von  Neu-Sandes  nach  Stationen  der  Kaiser  Ferdinande-Nordbahn 
nnd  deren  AnBchlnasbahnen  in  der  Birhtung  nach  Oderberg  und  darttber 
hinaus  und  vice  versa  sur  Beförderung  gelangenden  Güter  dürfen  rücksioht- 
lieh  der  Gesammtstrecken  ab  Saybusch  keine  lästigeren  Bestimmungen  Platz 
greifen  und  keine  höheren  Gesammt-Tarifsätze  oder  Antheile  erhoben  werden, 
ab  welche  von  der  Kaiser  Ferdlnands-Nordbahu  Hir  gleiche  Verkehrsrelatio» 
nen  rücksichtlich  ihrer  Strecken  ab  Krakau  nach  Absug  eines  fixen  Betrages 
von  70  Kreuzern  dsterreichischer  Währung  Banknoten  per  Tonne  (1000 Kilo- 
gramm) jeweilig  zugestanden  sind. 
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§.  11. 

In  Füllen  eino«^  Nothstandes  und  au8ser»ew5hnliclier  Theuernng  der 
Lehensmittcl  für  Mt  nsolien  un»l  Nutzthiere  in  den  im  Reichsrathe  vertretenen 
J^ändern  der  ÜKterreichisch-ungarischen  Monarchie  ist  der  HandelRminister 
berechtiget,  nach  ErfordernisB  die  Frachtpreise  flir  dieselben  herabsumindern, 
jedoch  nicht  auf  einen  niedrijreren  Betra^r,  als  die  SftUe  für  die  am  gering- 
sten tarilirtcn  Artikel  auf  der  betrefl'enden  Bahn  betragen. 

Die  gleiche  HfstinunniiLr  gilt,  sof^-rne  Gegenseitigkeit  gewährt  wird, 
auch  fUr  Fälle  eines  NothsUndes  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone. 

§.  12. 

Di.'  MilitärtraiispiM-tr  müs-^cii  nach  herabgesetzten  Taritpn'i^fn  Itcsorgt 
veidrii.  uinl  zwar  nach  d«!n  in  dieser  l!czieluin<r.  sowie  rück-i'  litlich  der 
Begünstigungen  reisender  Militärs  auf  dm  iil;ri-en  Linien  der  Kaiser  Ferdi- 
nands  Nordliahn  geltenden  Bestiminungcn,  in>lM-snndere  nach  dem  zwis(  heu 
den»  Reichs- Kriegsininisteriuni  uml  der  Direction  der  Kaiser  Ferdiuauds- 
JNordbahn  untei-m  18.  Juni  löBH  abgex  hlnsxnen  !'el>ereinkomnieu. 

Im  Falle  Jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen  Bah- 
nen liir  Militärtransjtorte  dem  Staate  günstigere  liestimuningen  vereinbart 
würden,  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung  erhalten. 

Diese  Bcstiinniuni:t'n  fintlen  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichs- 
hälften, auf  die  Landesschützen  Tirols,  uml  zwar  iii(  ht  nur  bei  Reisen  auf 
Rechnung  des  Aerars.  sonderji  auch  bei  dienstlichen  Ht  iseii  auf  ei<::eno  Rech- 
nun<r  zu  den  Watbniibungen  und  C'oiitrolsversanindungen,  ferner  auf  das 
Militär- Wacheorps  für  die  k.  k.  Civilgcrichte  Wiens,  auf  die  k.  k.  (icndar- 
nierie,  sowie  aut  die  militärisch-ur^anisirte  Finanz-  und  Sicherbeitswache 
Anwendung. 

Die  GeselUehatt  ist  verplliehtet,  dem  von  den  österreichischen  P^iscn- 
balingesidlschaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  AnsehaflTung 
und  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegeuständen  für  Militkrtransporte  und 
die  Li-istung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsniitteln  bei  Durchfüh- 
rung grösserer  Militärtransporte,  sowie  der  organischen  Bestimmungen  und 
der  Dienstvorschrift  tllr  die  Feldeisenbahn-Abtheiluugen,  ferner  dem  mit 
1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Nachtrags-Uebereinkommcn.  bezüg- 
lich des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des  Militär- 
Aerars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verptlichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngesellschaften  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen  gegen- 
seitiger Aushilfe  mit  l'ers(»nale  bei  Durchführung  grösserer  Militärtransporte 
und  der  Vorschrift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Gestdischaft  unterwirft  sich,  soweit  diessfalls  die  im  §.  1  bezeich- 
nete Baliuliiiie  iu  Betracht  koiuokt,  den  Bestimmungen  des  in  Ausführung  des 
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§.  38  des  Webrgesetzes  vom  5.  December  1668  (R.  G.  Bl.  Iüt,  161)  erlasse- 
nen  Gesetzes  vom  19.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Kr.  60). 

Die  in  diesem  Paragraphe  enthaltenen  MilitSr-Tarifsbpstimmungcn  und 
«onstigen  Begünstigungen  finden  aach  auf  die  tlir  Zwecke  der  Staats-Plenlo. 
zuciitaustalten  stattfindenden  Transporte  und  deren  Begleitung  volle  An- 
veodung. 

§.  13. 

Der  ( M'sellsclinit  wird  das  lv«M'!it  »'iii<r.M  ;iniiit.  zur  Aiiriiriiiirtui^r  dt  r  frt'or- 
derlii  licii  Geldmittel  auf  Leljerhrinfjer  udcr  aut  Namen  laulmdo  rri<>ritiil>;- 
obligationrn  ausznireb«'ii,  weldio  aut  den  österreicliit;cUen  liürseu  verliandell 
and  amtiicii  iiotirt  werden  diirleii. 

Hie  Ix  zü^liclien  Foriinilarii  n.  if  der  Tilgnngsplan  siud  vor  der 
Aufgabe  der  Staatsverwaltung  zur  Oenebmigung  vorzulegen. 

§.  14. 

Für  die  coucessionirte  Babn  werden  vtiiu  >^tuate  tulgenüe  liegUu^tiguu- 
gen  gewäiirt: 

1.  Die  Belreiunjr  von  den  Stämpidii  und  (u  ldibreii  fUr  alle  Verträge, 
Ein^'abi'ii  und  sonstige  I  rkunden  /um  Zwecke  (b'r  CapitaUbei^cbaftuiig.  sowie 
des  Ilaues  und  der  instruirung  der  Babn  bis  zum  Zeilpuncte  der  Betriebs- 
eroflnuui^. 

Ii.  Die  Belreiung  von  den  Stämpeln  und  GebUbren  lUr  die  erste  Aus- 
gabe der  Prioritiitsoldigationen,  sowie  der  bei  der  Grundeiulosung  aullau- 
fenden rebertragungsgebiibr. 

3.  Die  lietVeiunj;  von  der  Krwerb-  und  iCiiikoniniensteuer,  der  Entrieh- 
tung  der  Coupon-Stänipelgebühren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welehe  etwa 
durch  künftige  (iesetze  eingetVilirt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  25  Jah- 
ren, vom  Tage  der  Concessionsertbeilnng  an  gerechnet. 

Um  die  Führung  einer  geuieiusebiiftliehen  Betriebsrechnung  fUr  die 
Linie  Bieiitz  8aybnsch  uud  die  Ultereu  Linien  der  Kaiser  Ferdiuands-Nord- 
bahn  zu  ermöglichen,  wird  das  steuerbare  Keinerträgniss  der  Strecke  Bielitz- 
Sayhusch  filr  die  ganze  Dauer  der  Steuerbefreiung  auf  den  Pauschalbetrag 
von  Jährlich  80.000  Gulden  österreichischer  WUhrung  festgesetzt. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  Neunzig  .lalire.  vom  tj.  Mai  1876 
au  gerechnet,  fe>tt:('S(*rzt,  und  sie  erlischt  na<  b  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  roucessiüu  kann  von  der  .*Staatsverwaltu'iir  als  erloscben  erklärt 
w'-rdrii.  wenn  dif  im  i<,  3  festgesetzten  Verptlicbtung<'u  bezüglieli  der  luan- 
griftnabnir  und  V(dlendung  des  Baues,  dann  der  FriitTnnng  und  AulVeeht- 
baltuug  des  Betriebes  nicht  eiugeliaiteu  werden,  sulerne  eine  etwaige  Termiu- 
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ttbenehreitong  nicht  im  Sinne  do8  §.  11,  lit.  b)  des  Eisenbahn-ConceseionS' 
geaetses  gerechtfertigt  werden  kdnnte. 

16. 

Die  Staatsverwaltung  bcliält  sich  das  Recht  vor,  die  concesBionirte  Bahn, 
unter  den  flir  die  mährisch-echlesische  Nordbabn  gütigen  Bestimmnngeil  und 
von  dem  Air  diese  Linie  festgesetzten  Termine  an,  jederzeit  einzulösen. 

§.  17. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  d!\s  Recht  vorbehalten,  wenn  unge- 
achtet Toransgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicbt- 
befolgung  der  in  der  Gonoessionsnrknnde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten 
Verpflichtungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mass- 
regeln dagegen  zu  treffen,  und  nach  Umständen  noch  Tor  Ablauf  der  Con- 
oessionsdauer  die  Coneession  flir  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Conceation  entgegen  zu  handeln,  und  der  Qeselischalt  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersats  zu  drin- 
gen« ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemeseenen 
Befehl,  Uber  die  Coneession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen 
strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
gröBsercn  Insiegel,  in  Unserer  Keichsbaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
Dreissigsten  Tage  des  Monates  .Mai,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Aoht> 
hundert  Siebzig  und  Sechs,  Unserer  Reiche  im  Achtnndzwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Alf  rsperg  m.  p.     Chlineeky  m.  p.     Pretts  m.  p. 
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IL  k.  phv.  Lundenburg-iiüjLolfiburg-Crru88baclier  EisenbahiL 

Vfl.  Bd.  II,  Abth.  2,  Seite  1M8,  Bd.  III,  Seite  515  und  Erg.-Bd.  1.»  Seite  479. 

1.  Anmerkung  zur  Concessions-l  rkunde  vom  4.  September  1870, 

B.  G.  Bl.  mr.  9  ex  1871 

I  fBr  die  Eiienbabn  von  Lundenbarg  nach  Orassbaeh  ,(II.  Bd.  Abth.  8,  Seite  1398) 

Zu  den  A  rt.  o  und  15. 

Dio  Linie  Lundenbnrg-Grussbaoh  wurde  am 30.  December  1872 
dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben. 


2.  lomerkimgeii  mr  Coneegsions-Urknnde  Tom  14.  Angnst  1872, 

B.  6.  BL  Nr.  W, 

fQr  die  E'senbabn  von  Zellerndorf  über  Im  nech  Neusiedl  (Erg.*Bd.  I,  Seite  495). 

Zn  1. 

Hit  dem  Handelsministerinl  Erlasse  vom  9.  März  1874,  Z.  2920,  wurde 
die  Qesellsohaft  von  der  Verpflichtong  der  Ftthnmg  des  regelmässigeii 
Betriebes  auf  der  VerbiDdnng^babn  Laa-Laa  bis  auf  Weiteres  unter  der 
Toranssetsung  entboben,  dass  fllr  den  Transitoverkebr,  welchem  diese  Ver- 
bindung liäite  dienen  seilen,  entsprechende  Tarifobegttnstigungen  (auf  dem 
Umwege  via  Meunedl-DHrnbolz)  eingeführt  werden,  die  OeseUsobaft  wurde 
ttbrigMis  verpflichtet,  die  Führung  eines  regehnüssigen  Betriebes  auf  der 
fraglichen  Verbindungsbahn  über  Weisung  des  Handelsministeriums  su  ver- 
anlassen nnd  die  hieza  etwa  erforderlichen  Erweiterungsbauten  am  Staats* 
bthnhofe  in  Laa  auf  eigene  Kosten  aussultthren.  —  Mit  dem  weiteren 
Handelsministerial- Erlasse  vom  26.  Juli  1875,  Z.  22.462  wurde  die  Entfer- 
nung des  Einmündungswechsels  des  VerbindungsgeleiaeB  Laa-Laa  an  das 
StaatsbahngeMse  in  Laa  gegen  Bereithaltung  der  Wdchenbestandtheile 
genehmigt. 

Zn  den  §§.  3  und  15. 

Die  Linie  Z e  1 1  e i  lulo i  l  -  L  aa -  N  eusied  1  wurde  aiu  8.  Dectiubcr  1873 
üem  oflentlicht'U  Verkehre  übergeben. 
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3.  Protokoll, 
rargenommen  im  k.  k.  Handelsministcriiiai  am  20.  Deeeaber  1(175. 

Qogenwirtige : 

Von  SeitP  der  k,  k.  tle^ierung: 

Der  (T(>ner:il<iinM'ti>r  des  österreicliUcheii  Eiseubahuwesens  Herr  k.  k* 
Seotioimchef  v.  IHirdiinj^  als  Vornitzender, 

der  Herr  k.  k.  8ectioiisehef  im  ?^infl!>/ministerium  Dr.  Ritter  v.  leMCIJ* 

Herr  Sectiongrath  Dr.  Heinrich  liittcr  von  Wittek. 

In  Vertr  etil  II    der  Prior  ität8jj:läubig^er  der  k.  k.  p  ri  vil  egirten 
Ltindüuiiur^-Nikolsburg-GrnssbacherEisenbahn: 
Der  gerichtliob  bestellte  Curator  der  iiesitzer  von  PrioritätsobligationeD 

er^iter  EmlRsion  der  genannten  Bahn,  Herr  Hof-  und  Gerichtsadvocat  Dr.  • 

Anton  SUkr; 

der  jreriehtlieh  bestellte  Curator  der  Besitzer  von  Friorität-i<»blig.itionen 
zweiter  Emission  der  genannten  Bahn,  Herr  Hot-  and  Geriohtsadvocat  Dr. 
Adolt  Sfbiff. 

AU  ProtokoillUlirer  Herr  k.  k.  Ministerialsecretär  Ludwig:  Wrka> 
Gegenataii«!   ler  Verhandlung:  ist  die  Feststellung  der  Bedingrungen  für 

die  Abtretting  der  Linien  der  k.  k.  priv.  Lundenbnrg-Nikolsburg-Gruesbacber 

£ifienbahn-(jreseil8ch:itt. 

Der  Herr  Generaidirector  eröffnet  die  Verhandlung  mit  naohstehenden 

Bemerkungen : 

Die  k.  k.  Regierung  habe  mit  RUckt^iobt  anf  die  seither  geänderten 
Verhältnisse  die  Gesetzesvorhige  w^en  Vereinigung  der  österreichisehen 
Nordwestbnhn  mit  der  Lundenburg-Grassbach  -  Zellerndorfer  Bahn  und 
anderen  Bahnen  von  der  verfassungsuiässigen  Behandlung  zurückgezogen. 

Nachdem  anderseits  die  derzeit  von  der  österreichischen  Nordwestbahn 
vertragsroässig  besorgte  BetriebsfUhrung  anf  den  Linien  der  Lundenburg- 
Kikolsburg-Gruasbacher  Eisenbahngesellschaft  am  15.  April  1876  zu  Ende 
gehe  und  keine  Aussicht  vorhanden  sei.  dass  die  Gesellschaft  die  Fortftth' 
rang  des  Betriebes  und  die  Erfüllung  der  eingegangenen  ZahlungSTerbind' 
Uchkeiten,  insbesondere  die  Verzinsung  und  Tilgung  ihrer  Obligationsschuld 
aus  eigenen  Mitteln  su  sichern  im  Stande  sein  werde»  sei  die  Regierung,  dem 
diesfalls  gestellten  Ansuchen  der  beiden  Herren  Curatoren  der  Prioritäts- 
gläubiger der  Gesellschaft  entsprechend,  geneigt,  ihre  Vermittlung  behnft 
der  angestrebten  Ordnung  der  Verhältnisse  der  in  Rede  stehenden  Bahnen 
in  der  Weise  eintreten  zu  lassen,  dass  an  sie  behufs  der  einstigen  Uebertra- 
gung  an  eine  erst  festzusetzende  Unternehmung  die  sämmtlichen,  den  Prfori- 
tätsgläubigern.  beziehungsweise  den  Actioidlren  der  Lundenburg-Nikolsburg- 
Ornssbacher  Eisenbahngesellschalt  an  den  Bahnlinien  dieser  Gesellschaft 
anstehenden  Rechte  abgetreten  werden. 
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Als  VoranssetKiing  dieser  Vermittlniig  sei  jedoch  eine  Einiguug  der 
beiden  Herren  Onratoren  Qber  die  gegenseitigen  Ansprüche  derBesitcer  von 
Prioritiitsobligationen  erster  md  zweiter  Emission  auf  Befriedigung  ans  dem 
fibr  die  Abtretung  der  gesellsoliaitUehen  Linien  zn  erzielenden  Kanfschillinge 
nod  Uber  die  Beilegang  der  in  den  erwKhnten  Beziehungen  zwischen  den 
beiden  Herren  Curatoren  entstandenen  Differenzen  im  Vergleichswege  anzu- 
streben. 

Die  zur  Vertretung  der  Rechte  der  Besitzer  von  PrioritätsobUgationen 
erster  und  zweiter  Emission  der  in  Rede  stehenden  Gisenbahngesellschaft 
gerichtlich  bestellten  beiden  Herren  Curatoren  erkIHren  vorbehaltlich  der 
cnratelsgerichtlichen  Genehmigung  ihre  Bereitwilligkeit,  auf  die  erwMhnte 
Abtretung  einzugehen  und  Uber  die  VertheUung  des-Kaufschillinges  einen 
Vergleich  abzuschliessen. 

Es  werden  soliin  nach  eingehender  Erörterung  die  nachstehenden  Ver- 
einbarungen getroffen : 

Artikel  1. 

Die  beiden  Curatoren  verplliditen  sicli,  sänmUliolie  bücherlichen  und 
sonstigen  Rechte,  welche  den  durch  sie  vertretenen  Besitzern  von  Priuritäts- 
nhli^.itioiien  erster  nnd  zweiter  Eraiasion  der  k.  k.  jiriv.  Lumlenhurg- 
Nikolsbnrjr-Gnissbacher  EiHenhahni:»  srllsehaft  an  den  Bahnlinien  dieser 
Gesellschaft  zustehen,  je  nach  Wahl  der  Staatsverwaltung  an  diese  selbst 
oder  au  eine  von  dieser  zn  bezeichnende  Unternehmung  abzutreten  und 
gemeinsam  dafür  Sorge  zn  tragen,  dass  eine  gleiche  Abtretung,  bezielningR. 
weise  re})ertragnng  auch  in  Ansehung  der  lieelite  der  genannten  Aetien> 
gesellschaft  oder  ihrer  Rechtsnacbtolger  herbeigetlibrt  werde. 

Artikel  IL 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete  Abtretung,  beziehungsweise  Uebertragung 
hat  derart  stattzufinden,  dass  die  derzeit  der  Actiengesellscliaft  der  k.  k.: 
priv.  Lundenburg-Kikolsburg- Grussbacher  Bahn  gehdrigen,  im  Eisenbahn, 
buche  des  k.  k.  Landesgerichtes  in  Wien  inneliegenden  Eisenbahnliniea 
IfOndenburg-Kikolaburg-Grussbach  und  Zellerndorf -  Laa  -  Neusiedl  nebst 
allem  unbeweglichen  und  beweglichen  Zngehör,  einschliesslich  der  Betriebs- 
einrichtnngen,  Telegraphen-  und  Signalapparate,  dann  dem  im  Zeitpunkte 
der  Betriebstibergnbe  auf  den  Bahnlinien  etwa  thatsächlich  vorhandeDon 
Materialvorrathe,  der  Gegellschalt  gehörig,  sowie  samnit  allen  concessiODS- 
mässigen  und  sonstigen  Rechten,  frei  von  allen  bücherlichen  Lasten  und  wie 
immer  gearteten  Schulden  auf  den  Uebernehmer  Ubergehen.  Dagegen  wird 
ansdrüi  klieh  anerkannt,  dass  die  der  Lundenburg- Nikolsbnrg- Grussbacher 
Eiseubahngesellachait  gchöiigeu  Cassabestände,  Werihpapiere  und  Activ- 
forderungen,  insoweit  dieselben  nach  gepflogener  Abrechnung  Uber  das  Be» 
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triebBergebniss  (Artikel  V)  siob  als  reiner  Uebersohnss  darstellen  sollten, 
nnbesehadet  der  im  Artikel  Vni  enthaltenen  Bestimmnngen  in  Betreff  der 
•etwaigen  Pensionsfondsantheile  der  gesellscliaffliohen  Beamten  und  Bedien- 
steten, keinen  Gegenstand  der  Abtretung  zn  bilden  haben. 

Artikel  lU. 

Die  TOD  der  Lundenburg-NikolsbBrg-GmsRbacher  Eisenbabngesellschaft 
aufgenommenen  Schulden,  wie  insbesondere  etwaige  ans  dem  Baue  oder 
«nlässlich  desselben  erwachsenen  Ansprüche  der  Bannntemehmer,  Anrainer, 
OmndeinldsongBgläubiger  oder  sonstiger  dritter  Personen,  sowie  die  au 
Anlass  der  BetriebsfUhrang  auf  den  gesellsehaftliohen  Linien  durch  die 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  nnd  in  der  Folge  durch  die  Oesterreichische 
l^ordwestbahn  entstandenen  Abrechnungssehnlden,  dann  die  Forderungen  der 
Prioritätsglänbiger  an  fälligen  aber  nicht  eingelösten  Coupons  nnd  hiervon 
Aufgelaufenen  Zinsen  bilden  keinen  Gegenstand  der  Uebemahme  von  Seite 
der  Staatsverwaltung,  beziehungsweise  der  neuen  Unternehmung ;  vielmehr 
bleibt  die  Berichtigung,  Abrechnung  und  Begleichung  der  erwähnten  Schulden 
und  Forderungen  lediglich  der  Lundenbnrg-Nikolsburg>Grussbacher  Eisen- 
bahngesellsehaft,  beziehungsweise  ihren  Prioritätsgläubigem  für  eigene  Rech- 
nnng  überlassen. 

Artikel  IV.  • 

Die  Uebemahme  den  Betriebes  auf  den  Linien  der  Luiidenbnrg- 
'Nikolsburg  -  Grussbacher  Eisenbahngesellschaft  durch  den  infolge  dieses 
Uebereinkommens  eintretenden  Erwerber  soll  nach  erfolgter  legislativer 
Genehmigung  dieses  rebereinkommens  sobald  stattfinden,  aU  die  beiden 
Curatoren  in  der  Lage  sind,  den  Erwerber  in  den  physischen  Besitz  und 
Genuss  der  Bahn  zu  Betzen.  Bis  zu  diesem  Zeitpunkte  wird  der  Betrieb  der 
in  Rede  stehenden  Bahnlinien  fUr  Rechnung  der  Lundenburg-Nikolsburg- 
Orussbacher  Bisenbalm  ^Gesellschaft  geführt,  so  dass  diese  Gesellschaft  fnr 
alle  aus  dieser  BetriebsfUlirung  erwachsenden  Auslagen  und  Schulden,  mit 
Einschluss  der  erst  nachträglich  fällig  werdenden  Abrechnungsschuldigkeifen, 
aufzukommen  hat,  wogegen  ihr  auch  die  erst  nach  dem  obigen  Zeitpunkte 
«ingehenden  Abrechnungsnnsstände,  sowie  alle  sonstigen  Einnahmen  aus 
der  bezoichneten  Betriebsfilhrung  gebühren. 

Zur  Siclierstellung  der  hieraus  erwachsenden  Verpflichtunfren  wird  dem 
£rwor)»er  der  Bahnlinien  das  Recht  eingeräumt,  sich  für  den  Fall,  als  die 
aus  obigem  Anlasse  nchnldigen  Zahlungen  bis  zum  Zeitpunkte  der  Ausfol- 
gung  des  nach  Artikel  IX  stipulirten  Entgeltes  nicht  geleistet  sein  sollten, 
durch  Rüokbehaltung  eines  dem  Effectivbetrage  der  Zahlungen  mit  Hinzn- 
rechnung  sechspercentiger  Zinsen  vom  Fälligkeitstermine  an  entsprechenden 
Theiles  dieses  Entgeltes  ohneweiters  zu  befriedigen. 
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ArtikelV.  ^ 
Der  Bdtiiebffibernabiiie  der  des  GegenstoDd  der  Abtretung  bildenden 
Bahnlinien  durch  den  Erwerber  hat  die  ordnungsmäesige  Uebergnbe  der 
Bahn  nnd  Ihres  Zngehdrt  romuszugehen. 

Die  Cnntoren  werden  dafttr  sorgen,  dass  ausser  dem  einen  Gegenstand 
der  Abtretung  bildenden  Zugehör,  insbesondere  ausser  sftmmtlioben  Betriebs« 
einrichtnogeo  und  den  auf  der  Bahn  etwa  vorhandenen,  der  QeseUschafIt 
^b9rigen  MaterialvorrMthen  auoh  die  sämmtllchen  den  Betrieb  betreffenden 
CsssenbestXnde,  Werthpapiere  und  Fordemngsdoeumente,  ▼orbehsltUch  der 
ehestens  durchsuffihrenden  Abrechnung  ttber  das  Ergebniss  des  fttr  Reeh- 
nitng  der  Lundenbuig-Nikolsburg-Qrussbaeher  Elsenbahngesellsohafl  geführ- 
ten Betriebes  übergeben  werden. 

Artikel  VI. 

Mit  dem  Zeitpunkte  der  Betrietisübernahme  werden  die  hk  zum  Tage 
der  Bekanntgabe  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  an  den  Verwaltungs- 
i-ath  der  Lundenburg-Nikolsburg- Grussbacher  Eisenbahngesellr^chaft  zu 
Betriebszwecken  abgeschlosRonen  und  in  diesem  Zeitpunkte  noch  zu  Uecht 
bestehenden  Verträge,  insbesondere  die  Verträge  mit  den  Anschlussbahnen 
Über  die  MitbenUtsung  der  Anschlussstationen  von  dem  Er«'erber  ttber- 
sonunen. 

Artikel  YII. 

Die  Regierung  wird  zur  Wabniug  der  durch  sie  vertretenen  Interessen 
von  dem  Zeitpunirte  angefangen,  in  welchem  das  gegenwärtige  Ueberein- 
kommen  die  Zustimmung  des  Verwaltungsrathes  der  Lnndenburg-Nikolsburg- 
Grussbacber  Bisenbahngesellschaft  erlangt,  beziehungsweise  die  im  Artikel  I 
vorgesehene  Uebertragung  der  Rechte  der  Actiengesetlschaft  stattfindet, 
das  Recht  eingeräumt,  einen  Speoial-CommissXr  bei  der  Verwaltung  der 
in  Rede  stehenden  Bahnlinien  zu  bestellen,  welcher  die  ökonomische  GoImu 
mng,  insbesondere  auch  in  Absicht  auf  die  Sicherstellung  eines  guten 
Erlialtungsznstandes  der  Bahn  und  ihres  ZugehSrs  bis  zum  Zeitpunkte  der 
factischen  Uebergabe  an  den  Erwerber,  sowie  die  üebergabe  selbst  zu 
Sberwachen  hat  nnd  ohne  dessen  Zustimmung  keine  Uber  den  regelmässigen 
Umfang  des  Geschäftsbetriebes  hinausgehenden  Yerilttsserungen  oder 
Vertragsabschlfisse  vorgenommen  werden  dttrfen. 

Unter  Mitwirkung  des  erwähnten  Specialcommissärs  ist  seinerzeit  ein 
Inventar  der  zur  Zeit  der  Uebergabe  etwa  vorhandenen  Materialvorräthe 
und  Cassenbestiinde  anzufertigen. 

Artikel  Vlli. 

Dem  Erwerber  der  Linien  der  Lundenburg-Nikolsburg-Grussbacher 
Eisenbahngesellschaft  wird  die  Verpflichtung  obliegen,  die  definitiv  ange- 
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stelUifn  Beamten  und  Diener  dieser  Gesellschaft  unter  Anfreclithaltuii?  d'^r 
erworbenen  Rechte,  insbesondere  der  etwaigen  Atatutenmä^sigeu  Pensions- 
ansprttehe  deraeiben,  in  seine  Dienste  m  Bbemehmen. 

Es  ist  wohl  rerstanden,  dass  diese  Terpflicbtung  sich  nur  auf  die  vor 
der  Bekanntgabe  dieses  DebereiDkommens  an  den  Verwaltnn^'srath  der 
Lmidenbarg  •  Niicolsburg  •  Omssbaeher  Eisenbahngesellscbatt  erworhenen 
Dienst-  nnd  etwaigen  Pensionsansprttohe,  auf  späterhin  erfolgende  Anstel- 
lungen, Vorrfleknngen  nnd  Pensionirungen  aber  nur  insoweit  bezieht,  aU 
dieselben  die  specielle  Oenebmigang  der  Staatsverwaltung  erlangen.  Etwai;?e 
den  Beamten  und  Dienern  der  Lnndenbnrg-NflEolsbnrg-Gmssbacher  Eisen- 
bahngesellsehaft  gebührende  Pensionsfondsantheile  geben  an  den  Er- 
werber ttber. 

Artikel  IX. 

Als  Entgelt  ftfr  die  in  GemUssheit  des  gegenwSrtigen  Uebereinkom- 
mens  zugesicherte  Abtretung,  beziehungsweise  Uebertragong  der  Reohte  der 
prioritötsgläu biger  und  der  ActiengesellKchaft,  beziebnngsweise  zor  BefHe- 
digung  der  Prioritätenbeftitser,  zur  Ausgleichung  mit  den  Gl&nbigem  nnd 
zur  Abfindung  dor  Actionäre  wird  die  Zahlung  eines  Betrages  von  einer 
Million  ftiebonhunderttansend  Gulden  iwterr.  Währung  Banknoten  festgesetst, 
welchen  der  Erwerber  naeb  seiner  Wahl  entweder  im  barem  Gelde  oder  zn 
dem  vereinbarten  Course  von  90  Percent  in  Obligationen  de«  garantirten 
Netzes  dor  k.  k.  priv.  österreichischen  Nordwestbahn  vorbehaltlich  etwaiger 
nach  Artikel  IV  eintretender  Abzüge  an  die  zur  Vertretung  der  Prioritits- 
gläubiger  beHtellten  Curatoren  zn  entrichten  hat. 

Dem  als  Entgelt  vereinbarten  Betrage  sind  vom  Zeitpunkte  der  Betriebs- 
ttbemahme  angefangen  bis  zum  Zalilun»-8tage  sechspcrcentige  Zinsen  hinzu- 
zurechnen, falls  i-r  bar,  unA  die  laufenden  Obligationszinseni  falls  er  in 
Nordwestbahntitein  bezahlt  winl. 

Die  Zahlung  de8  Entgeltes  bat  Fitatt/titiuden,  sobald  die  schulden-  nnd 
lastenfreie  Gewäbrans^chreibung  des  Erwerberg  auf  die  bticherliohe  Einlage 
der  k.  k.  priv.  Lundeuburg-Nikolsburg-Grussbacher  Eisenbahngesellsohaft 
rechtskriiftifr  vollzogen  sein  wird,  und  wird  dieselbe  von  der  weiteren  Be- 
dingung abhängig  gemacht,  dass  die  im  Umlaute  betindliclien  Prioritätsobli- 
gationen der  k.  k.  priv.  Lundenburg-Nikcdsburg-Grussbacher  Kisenbahn- 
gesellschatt,  und  zwar  7.490  Stück  erster  Emission  im  Gesamrntnorainal- 
werthe  von  2,247.000  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  nnd  13.800  Stück 
zweiter  Emission  im  Gesammtnominalbetrage  von  3,990.000  Gulden  Österr. 
Währ,  in  Silber,  sowie  die  ausgegebeneu  und  zum  Theile  im  eigenen  Besitze 
der  Gesellschaft  betindliclien  Actien  der  genannten  Bahngesellschatt.  und 
zwar  11.2.^0  Stück  erster  Emission  im  tlesaraintiiominalbetrage  von  2,25O.UU0 
Gulden  österr.  Währ,  in  Silber  und  13.300  Stück  zweiter  Emission  im 
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Gesamintnominalbetrage  von  2,660.000  Gulden  österr.  Wülir.  in  Silber  bei- 
gebracht, ]»eziehuii{^8weiso  ausser  Verkehr  gesetzt  werden. 

Insoweit  einzelne  Stücke  der  Ubli^Miiouen-  oder  Actit'ntitel  nicht  beige-  * 
bracht  werden  könnten,  wird  von  der  Beibrinjrung,  bezielinnj;sweise  AuBser- 
verkebrsetzung  dieser  Stücke  unter  der  Bedingung  abzusehen  sein,  dasg  die 
dem  Nominalwerthe  derselben  verhältnissraässig  cnts|)n  elit.nden  Heträge  zu 
H.imirri  der  Anspi  iK  li'^ben  ehtigten  gerichtlich  erlegt  werden,  worüber  dem 
Erwerber  durch  die  Curatort'u  der  gehörige  Naehweia  zu  liefern  ist. 

Artikel  X. 

In  Betreff  der  Vertheilnng  des  nach  Artikel  IX  zu  erzielenden  Kauf- 

achillingcs  tür  die  in  (Jcmäasheit  des  gegenwärtigen  llebereinkommens  zuge- 
sicherte Abtretung,  beziehungs^'eise  Uebertragung  der  Rechte  der  Prioritäts- 
gläubiger und  der  Actiengesellschait  winl  von  den  beiden  Curatoren  der 
Besitzer  von  Prioritätsubligationen  erster  und  zweiter  Emission  der  Luoden- 
barg-Nikolsburg- Grussbacher  Gisenbahngesellschaft  vorbehaltlich  der  cura- 
telsgcrichtlichen  Genehmigung  eine  Vereinbarung  dahin  getrofteu,  dass  aus 
dem  gedachten  Kaufsohillingo,  sowie  den  sonst  etwa  aus  der  Realisirung 
des  Vermögens  der  GcHellschaft  zu  erzielenden  Eingängen  (Artikel  II)  zu  ' 
nächst  die  im  Sinne  des  Artikels  III  und  IX  von  der  Actiengesellsohat't^ 
beziehungsweise  deren  Prioritätsgläubigern  zu  tragenden  Auslageu  zu 
bestreiten  sind  und  von  dem  sonach  erübrigenden  Restbetrage  ein Theilbetrag 
von  64«  -j  Pereent  den  Prioritätsobligationen  erster  Emission,  der  erübrigende 
Theilbetrag  von  35*/.  Pereent  aber  den  Prioritätsobiigationen  zweiter 
Emission  zukommeu  solle. 

Der  Curator  der  Besitzer  von  Prioritätsobligationen  zweiter  Emission 
überlässt  dem  Curator  der  Besitzer  von  Prioritätsobiigationen  erster  Emission 
die  Durchführung  der  Verhandlungen  wegen  Ausgleichung  mit  den  gesell- 
schaftlichen Gläubigern  und  wegen  Abfindung  der  Actiouäre  und  die  damit 
verbundene  Geldgebarung. 

Die  im  Vorstehenden  getroffene  Vereinbarung,  respective  djis  angeführte 
Theilungsverhältniss  wird  jedoch  erst  dann  rechtskräftig,  wenn  bezüglich 
des  gegenwärtigen  L'ebercinkommens  die  Genehmigung  des  Curatelgeriohtes 
und  die  legislative  Sauotion  erfolgt  sein  wird. 

Artikel  XI. 

Die  beiden  Curatoren  knüpfen  ihre  Zustimmung  an  dem  gegenwärtigen 
Uebereinkommen  an  die  Bedingung,  dass  für  die  den  Gegenstand  dieses 
Uebereinkommens  bildenden  Rechtsgeschäfte,  demnach  fttr  die  zu  diesem 
Zweeke  lu  erriehtenden  VertrXge  und  sonstigen  Urkunden,  so  wie  fttr  die 
demgemXas  stattfindenden  hficberlicken  Binverleibungen  und  Lösohungs- 
erkl&mngen  die  Gebtthren-  und  Stempelfreiheit  efaigeräumt,  beziehungsweise 
un  legislatiTen  Wege  erwirkt  werde. 
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Artikel  Xn. 

Die  beiden  Caratoren  verpflichten  sieb,  um  die  curateUbebördlicbe 
Genehmigung  diesep  Uebereinkommens  nnverweiU  ansnsuchen  and  dabin  zu 
wirken,  dass  dieselbe  bis  l&ngsteiis  6,  Jüimer  1876  und  ebenso  snch  die 
womöglich  auf  gUtUehem  Wege  ansostrebende  statatcnmXssige  Zustimmung 
der  k.  k.  priv.  LHBdenbni^-Hikolsbnrg-Omssbaoher  Eisenbahogeseltsehaft 
ehestens  erfolge. 

Artikel  XIII. 

Das  gegenwärtif^o  Uebereinkommen  tritt  mit  Ansuahmo  de.s  Artikels  XII, 
dessen  Wirksamkeit  mit  dem  heutis«"!»  Tage  beginnt,  für  (Iii*  beiden  Curatoren 
mit  dem  Tage  der  Ertlieilung  der  cnratelsgerichtlielMMi  (Jeneliniifrunjr,  lÜr 
die  k.  k.  Regierung  aber  erst  nach  erfolfrter  Genehmigung  Seiner  Excellenz 
des  Horm  k.  k.  Ilandelsministers  in  Wirksamkeit. 

Sollte  das  gegenwärtig' üebereinkommen,  beziehungsweise  die  zur]>iir<'h- 
fÜhrung  desselben  erforderliehen  Vereinb  •nni?:en  im  Laufe  der  gefrenwärti- 
genReiciisrathrtsession  die  lefrislative  Genelimi^Ming  iiieht  erlangen,  so  verliert 
das  gegenwärtige  Uebereinkomnien  in  allen  seinen  Punkten  seine  ( ;ilti takelt. 

Hiermit  wird  das  vorstehende,  in  drei  l'arien  Stempel-  und  irehiihrcufrei 
ausgefertigte  Trotokoll  geschlossen,  verlesen  und  allseitig  gefertigt. 

Wien,  ;im  20.  December  1875. 

W.  Hlidllig  m.  p.  Stihr  m.  p.« 

als  Cur.ntor  «1er  Hesitzer  von  Prioritätsobli- 
BeMCIJ  m*  p.  gationen  erster  Kmission  der  Luiidenbarg- 

Gruijsbacher  EiBenbahn. 

Wittek  m.  p.,  Dr.  Schiff  m.  p.. 

SectionsrAtb.  als  Curator  der  Besitzer  von  rriorität^o)>li- 

gationan  «weiter  Emission  der  k.  k.  priv. 
Landenburg-NikolBbuig^GMissbaeher 
Eisenbahn. 

Ii»  WrkA  m.  p«, 

k.  k.  IfinistarialsecretSr,  als  ProtokollfUbrer. 


4.  AuflÖNung  der  Gesellschaft. 

Auf  Grundlage  des  vorstehenden  Protokolle«  und  de»  Gesetzes  vom 
12.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  42  (Vgl.  im  gegenw.  Erg.-Bd.  Kaiser  Ferd.. 
Nordb.  3)  wurden  die  gesellsehaftlichen  Linien  an  die  ausschL  priv.  Kaiser 
Ferdinands«Nordbahn  abgetreten.  Bei  der  am  27.  Jänner  1876  abgehaltenen 
zweiten  ausserordentlichen  GeneralverHammlung  der  Actionäre  der  k.  k. 
priv.  Lundenburg-Nikolsburg-Grussbaoher  Eisenbahn  wurde  die  Auflösung 
der  Gesellsehaft  beschlossen. 
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(Vgl.  Bd.  II«  Abth.  1,  Seite  65,  Bd.  III,  Seite  399  und  Erg.-Bd.  I,  Seite  961.) 

1.  Statoten 

der  k.  k.  pri¥.  österreichischen  btMts-fiisenbihn-iiesellschAfU 

|.  Abschnitt. 

Zweck,  Name«  Bits  und  Daner  der  GeselUehaft. 

§•  1- 

Die  Unterzeichnefeen  gritnden  mit  Genehmigung  der  k.  k.  dsterreiehiseb^ 
Staatsverwaltung  eine  anonyme  Gesellsehaft,  welehe  zwischen  allen  Besitzern 
dir  naoh  den  Beetimmnngen  dieser  Statuten  anacngebenden  Aetien  bestehen 
wird. 

§.  2. 

Der  Zwe<'k  dieser  Ge^ellscliaft  ist: 

1.  die  Vollfiiduii^r  und  der  Hotrich  d«'r  durch  die  Concessious-Urkande 
vom  1.  Jänner  1806  ubrrlassenen  Eisenbahn,  n : 

2.  der  Bau,  die  Vollendnn^^  und  der  Betrieb  aller  anderen  Kisenbahneu 
und  VerbiiuhinfTHstraseen.  welehe  in  der  Fol«re  vmi  der  GesüUacbaft  durch 
Concession  erworben,  gepachtet  oder  einpeliisi  werden; 

3.  jeder  Fuhrdienst  zu  Wasser  und  zu  Lande,  welcher  in  Verbindung 
mit  den  der  Geselhchalt  gehüripen  oder  durch  sie  gepaehteten  Kisenbalmen 
eingerichtet  w  erden  wird,  unbeschadet  aller  bereits  ertheilteu  Privilegien  und 
Concessioni'u ; 

4.  die  Benützung  und  der  Betrieb  aller  Grundstücke,  Forste,  Berg-  und 
Metallwerke,  Maschinen-  und  anderen  Fabriken,  welche  gegenwärtig  oder 
küntti'^'  von  der  Gesellschaft  durch  Coucessiuneu  erworben,  gekauft  oder 
gepachtet  werden. 
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§.  8. 

Die  GeflallsehAft  führt  den  Nunen:  k.  priv.  dsterreiehiselie 
StaatB-Eiseobfthn-  Geaellsehftft.'' 

Diese  Firma  wird  in  gesetslieher  Weise  protolcoUirt. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  io  Wien. 

§.  6. 

Dio  (iosellpchnft  Vx  giant  mit  dem  Tage  ihrer  Conätitainiog,  und  erlischt 
am  31.  1  >»>('(niil)<'r  l'.MJö. 

Die  Constituiruug  muHs  späteteus  bis  1.  April  18dö  erfolgen. 

II.  Abschnitt. 

L  ebertragun^  der  Coucession. 
§.  6. 

Die  Herren  Georg  Freiherr  von  8ina,  Chef  des  Grosshandlnngshanses 
G.  8.  Binain  Wien,  Daniel  Freiherr  von  Eskeles,  Chef  des  Grossbandlnngi- 
hanses  Arnstein  &  Eskeles  in  Wien,  Isaak  Pereire,  PrSsident  des  Ver- 
waltongsrathea  der  8ooi6t6  ginirale  de  credit  mobilier  in  Paris,  nnd  Raphael 
Herzogvon  Galüera,  Gntsbesitser  nndVerwaltnngsrath  derSod^tiginMe 
de  or^dit  mobilier  in  Paris,  treten  ab,  und  übertragen  sowohl  im  eigenes 
Namen,  als  in  jenem  ihrer  im  §.  8  anfgefUhrteo  Volhnaehtgeber  der  Gesell« 
Schaft  ohne  Ausnahme  und  Vorbehalt  alle  Rechte,  welche  aie  duroh  die 
Conoessions-Urknnde  der  Eisenbahnen  ddo.  1.  JSnner  1866  und  duroh 
die  Vertrags-  und  Concessions-Urknnde  ddo.  1.  Jünner  1866  von  der 
Ssterreiehisohen  8taatsverwaltnng  erworben  haben. 

In  Folge  dieser  Abtretung  und  Uebertragung  tritt  die  Gesellschaft  als 
Rechtsnachfolger  an  deren  Stelle  mit  der  Verpflichtung,  allen  aus  den 
Ck>ncessions-Urkunden  hervorgehenden  Bedingungen  nnd  Verbindlichkeiten 
Genüge  su  leisten. 

Die  Rechnung  über  die  auf  die  versehiedenen  conoessionirten  Unter' 
nehmnngen  sich  besiehenden  Auslagen  bis  tum  Beginn  der  Wirksamkeit  der 
Gesellschaft  werden  von  dem  Verwaltungsratbe  riebtIgigasteUt  werden,  der 
sodann  wegen  Ersatzes  an  die  Betreffenden  das  Ndthige  einleiten  wird. 

III.  Abschnitt 
Gesellschaftsfond,  Actien,  Eipizah langen. 

Der  Gesellschattsiond   ist  auf  Hnndertzehn   Millionen  Gulden 
ÖBten eiclusoher  Währung  in  Silber  oder  Zweihundertlttulundsiebzig 
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Millionen  französische  Francs  (der  Gulden  gleich  zwei  ein  halb  Francs 
Üranzösischer  Währung  gerechnet)  be!<timnit. 

Dieser  Fond  wird  durch  550.000  Actien,  jede  zu  200 fl.  österreichischer 
Währung  in  Silber  oder  500  Francs  französischer  Währung  gebildet. 

Die  Actien  werden  derart  ausgefertigt,  dass  sie  gleichmässig  auf  dea 
Plätzen  von  Wien  und  Paris  verhandelt  werden  können. 

§.  8. 

Dor  Fond  der  Goscllscliaft  kann  mit  Zustimmung  der  Staatsverwaltung 
durch  Actien  oder  Obligationen  erhöht  werden,  wenn  die  Bedttrfnisee  der 
gesellschaftlichen  Unternehmungen  diese  Erhöhung  erfordern. 

Die  Bestimmung,  ob  die  gestattete  Vermehrung  des  Gesellschaftsfondes 
auf  einmal  oder  nacli  und  nach  zu  geschehen  habe,  sowie  die  Wahl  des 
Zeitpunktes  bleibt  der  Gesellschaft  Überlassen. 

Die  Actien  oder  Obligationen,  welche  fttr  diesen  Zweck  geschaffen 
werden,  sind  zu  der  Zeit  und  unter  den  Bedingangen  lünanszngeben,  welche 
die  OeneraWersammlnng  bestimmen  wird. 

Der  frühere  §.  «  lautete: 

Die  400.0')0  Actien,  wol-       fleii  f n>s'  llöcliaft.-|V>n«l  hil-Ien,  sind  vollständig  ge- 
zeichnet und  gehören  den  Nai  hbenannten  in  folgenden  Heträgen,  als  : 


iS.  G.  Sina  und  Arnstein  ii.  Kskeies.       •   ■  •  •  •  .  (fünfundvicrzig)  45  Hill.  Franot 
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Ii»  9oeiM  generale  de  orAdit  mobUier  k  Paris  ....  (Tierundrierrig)  44    »  » 

EUsammen  '200  Mi  11.  Franei 

(zweihundert  Millionen  Franos). 

Jede  Actie  gibt  das  Recht  auf  den  verhältnissmäs-^igen  Antheil  an  dem 
Termttgen  der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  der  Unternehmung. 
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§.  10. 

* 

Nach  geleisteter  Kinzaliluiif,' von  3u  Percent  werdeu  den  Berechtigten  auf 
d6Ii  Ueberbrintror  lautende  Acticii  orfol<rt. 

Daa  Eigenthum  derselben  wird  durch  blosse  Leberg&be  Ubertragen. 

§.  11. 

Die  Aetien  werden  aus  einem  Juxta-Huche  herausgeschnitten  und  mit 
dem  trockenen  Sti'Uipel  der  Gosellschaft,  sowie  mit  der  Unterschrift  zweier 
Mitglieder  des  Verwaltuufisratlies  oder  eines  Mitp:liedes  und  eines  \  «n  dem 
Verwaltungsratlie  hie/n  benuttragtcn  Beamten  der  Gesellschaft  versehen. 

Jede  Einzahlung  aul  eine  Actie  wird  auf  ihr  selbst  bestätigt. 

§.  12. 

Der  Verwaltungsrath  kann  die  Bewilligung  zur  Hinterlegung  und 
Aufliewalirung  der  Artien  in  Wien  in  der  Gesellschaftscassa  und  in  Paris  in 
der  von  demselben  bestimmten  Cassa  ertheilen. 

§.  18. 

Die  Aetien  sind  uutheilbar,  die  Gesellschaft  erkeimt  für  jede  Actie  nur 
einen  EigenthUraer  an. 

§.  14. 

Der  Besitz  einer  Actie  bringt  die  Unterwerfung  unter  die  Statuten  der 

Gesell^eliaft  mit  sirh. 

Die  ICrben  und  (iliiubiger  der  Actionäre  können  unter  keinem  Verwände 
die  Anic^Ming  der  Siegel  auf  die  GUter,  Gelder  und  WerthitapiiMc  der 
Gesellsehalt  ansuchen,  noch  sich  auf  irgend  eine  Art  in  die  Verwaltung 
einmengen. 

Um  ihre  Keelite  auszuüben,  haben  sie  sich  auf  die  Inventare  der  (lesell- 
sohaft  und  auf  die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  zu  berufen. 

§.  15. 

Die  Einzahlungen  auf  die  Aetien  sind  in  Gold-  oder  Silbermünze  in 
Wien  an  die  ( iesellschaff soassa,  in  Paris  an  die  v(»m  Verwaltungsrathe 
bestimmte  Cassa  unter  den  Bedingungen,  welche  von  diesem  bestimmt  wer- 
den, zu  leisten. 

Keinesfalls  darf  die  erst  geforderte  Einzahlung  30  Percent  des  Capitals- 

betrages  der  A<'tie  übersteigen. 

Jede  weitere  Einzahlung  muss  weni-^stens  einen  Monat  vor  dem  zur  Ein- 
zahlung bestimmten  Zeitpunkte  in  Wien  in  der  üsterreiehischen  kaiserlichen 
Wieuer  Zeitung,  und  in  Paris  in  zwei  Zeitungsblättern,  welche  dazu  bestiouit 
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^d,  die  amtUohen  Aakttodigmigen  im  Dep«Ttement  der  Seine  sa  enthalteiiy 
«DgelcUndigt  werden. 

Der  Yerwaltunganith  kann  gestatten,  daes  Voraasiahlangen^  jedoch  auf 
jede  Aotie  ohne  Unterechied,  geleiBtet  werden  dürfen. 

§.  1/6. 

Bei  nnterlaseener  Einzablong  zur  festgesetzten  Zeit  sind  die  Verzugs* 
srnsen  mit  5  Peroent  jährUeh  zu  entrichten. 

Die  GeseltschafI  ist  berechtigt,  jene  Aotien,  anf  welche  die  Einzahlungen 
nicht  rechtzeitig  geleistet  werden,  zu  verkaufen. 

Zu  diesem  Ende  müssen  die  Nummern  dieser  Actien  unter  Bekannt- 
gebung der  mit  dem  VersKumniss  der  Zahlungen  verbundenen  Folgen  in  den 
im  §.  16  erwähnten  ZeitnngsblSttern  kundgemacht  werden. 

Vierzehn  Tage  nach  dieser  Verdffentlichting  ist  die  Gesellschaft  ohne 
Zustellung  oder  sonstige  weitere  Förmlichkeit  berechtigt,  durch  Böraemäkler 
an  den  Börsen  in  Wien  oder  Paris  Dnplicate  jener  Actien  auf  Rechnung  und 
Gefahr  des  SXumigen  anf  einmal  oder  nach  und  nach  verkaufen  zu  lassen. 

Die  alten  Scheine  derart  verkaufter  Actien  sind  nngiltig  und  es  werden 
den  KSufem  neue  Aotiensoheine,  welche  die  nXmliche  Nummer  wie  die 
nngiltig  gewordenen  führen,  erfolgt. 

Aotien,  auf  denen  nicht  die  ordnungsmä^sige  Bestätigung  aller  ver- 
fallenen Einzahlnngen  angemerkt  ist,  sind  kein  Gegenstand  eines  giltigeu 
Verkehrs. 

Der  aus  dem  Verkaufe  erzielte  EriÖs  wird  nach  Abschlag  der  Kosten 
nnd  Zinsen  zunächst  zur  Deckung  der  ältesten  verfallenen  Einzahlungsraten 
verwendet,  der  allflUlige  Ueberschuss  fällt  dem  enteigneten  Aetionir  zu. 

§.  17. 

Die  Actionare  haften  mir  bis  zum  iklaufe  des  Capitais  der  Actien j 
darüber  hinaus  ist  jede  Anforderung  uuzulässig. 

IV.  Abschnitt. 
Verwaltungsrath. 

§.  18. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden  durch  einen  Verwaltungs- 
rath besorgt,  der  aus  zwanzig  Mitgliedern  besteht,  wovon  die  HUfte  InlXnder 
sein  müssen. 

WShrend  der  ersten  fünf  Jahre  wird  der  Verwaltungsrath  zur  Hülf^ 
aus  InUUidem  und  zur  HXlffte  aus  Franzosen  oder  in  Frankreich  ansüssigeu 
Auslündem  bestehen. 
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Die  Mitglieder  des  Verwaltnngsnitbes  werden  toh  der  GenenÜTer- 
simmlnng  auf  füDf  Jahre  gewählt. 

Jedes  Yerwaltungsrathg-Mitglied  moss  EigeDthQmer  von  hundert  Aetien 
sein,  welche  während  seiner  Amtsführung  unTeränaserlieh  bleiben;  die  Aetien 
nelbst  werden  in  den  im  §.  12  beseiehneten  Caasen  anAiewahrt 

§.  19. 

Die  Mitfrlieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  Auwesenheitsmarken, 
deren  Werth  durch  die  erste  Geueralvereammlung  bestimmt  werden  wird. 

UeberdiesB  kann  den  Mitgliedern  des  Verwaitnngsrathes  eine  Antbeils- 
qnote  am  Uebersehusse  des  jährlichen  Reinertrages  (§.  45)  EUgewiesen 
werden,  deren  Höhe  auf  je  fünf  Jahre  durch  dieGeneralTersanunlnng  bestimmt 
werden  wird. 

§.20. 

Als  Ausnahme  von  der  nestimmun?  des  §.  18  ist  der  erste  Verwaltungs^ 
rath  aus  folgenden  Mitgliedern  zu^ammt-ngeHetzt,  als: 

Georg  Freiherr  v.  Sina. 
Daniel  Freiherr  v.  Eskoles, 
Ludwig  Freiherr  v.  Pereira, 
Isaak  P  e  r  e  i  re, 
Rafael  Herzog  v.  Ga Hiera, 
Emil  Poreire, 
Ernst  A  ii  d  r  e , 
Graf  V.  M  o  r  n  y , 
A.  V.  Ei<'hthal, 
Caspar  Ritter  v.  Seiller, 
Anton  (irafv.  Per  gen, 
Ludwig  Graf  v.  Breda, 
Georg  Baron  Wa 1 1 e  r s  k  ir ch en, 
Cajetan  Edler  v.  Mayer, 
Moriz  V.  W  o  d  i  a  n  e  r , 
Heinrich  Baron  Trenck  v.  Ton  der, 
Franeis  Baring, 
Casimir  Salvador, 
Adolf  Fou  Id. 
Charles  Mall  et. 

Nach  Ablauf  der  ersten  fUnf  Jahre  des  Bestandes  der  (ieselUchaft  wird 
der  Verwaltungsrath  jedes  Jahr  zu  einem  Fünftel  von  der  Generalversammlung 
Ben  gewählt. 

Bis  zur  gänzliehen  Erneuerung  des  ursprünglichen  VerwaltiingBrathe» 
wird  die  Ordnung  des  Austrittes  seiner  Glieder  durch  das  Los  bestimmt. 
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In  der  Folge  findet  dif  Enn  ucrun;;  nach  dem  Amtsalter  statt. 
Jeder  Austretende  kann  wieder  gewählt  werden. 

§.  21. 

Der  Verwaltungsrath  wählt  jährlieh  aus  meiner  Mitte  einen  Pränidenten 
and  zwei  Vicepräaidenten.  Jedi  r  derselhen  ist  immer  wieder  wählhar. 

Bei  gleichzeitijjfcr  Abwesenheit  des Prä'^identfn  und  der Vicepräsidenten 
betraut  der  Verwaituugsrath  eines  seiner  Mitglieder  mit  dem  Amte  des 
Vorstandes. 

Der  Präsident  und  ein  Viceprasidont  werden  aum  den  inländischen,  der 
zweite  Vicepräsideut  aus  den  ausländischen  Mitgliedern  des  Verwaltunga- 
rathes  gewählt. 

§.  22,  . 

Der  Verwaltnogarath  yersammelt  sieb  am  Sitse  der  Gesellschaft  auf 
EiDladuDg  des  Pritoidenten,  so  oft  das  Interesse  der  Oesellsohaft  es  erfordert, 
snm  wenigsten  aber  einmal  in  Jedem  Monate. 

Die  Besehlttsse  werden  dnroh  absolute  Stimmenmehrheit  der  persönlich 
oder  nach  ZnlKssigkeit  des  §.  23  dnroh  Berollmilohtigte  anwesenden  Mitglieder 
gdksst;  bei  Gleichheit  der  Stimmen  gibt  jene  des  FrBsidenten  den  Ausschlag. 

Znr  Giltigkeit  der  Verhandinngen  ist  erforderlich,  dass  wenigstens  vier 
Mitglieder  zugegen  oder  durch  BeTollmlohtigte  vertreten  seien;  bei  dieser 
geringsten  Ansahl  ist  sur  Beschlussnahme  Stimmeneinhelliglceit  erforderlieh. 

§.28. 

Die  «vsUtndis.ehen  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  können  sieh  bei 
den  Verhandlongen  des  Verwaltungsrathes  durch  Berollmiehtigte  vertreten 
lassen. 

Jeder  Bevollmächtigte  muss  Eigenthfimer  von  fUnfzig  Actien  sein,  welehe 
in  der  GeaeUsohaftscaasa  hinterlegt  werden.  Die  Vollmacht  gilt  nur  fttr  Sin 
Jahr,  kann  aber  erneuert  werden. 

Kein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  und  kein  BevoUmXehtigter  darf  im 
Verwaltungsnithe  mehr  als  Eine  Stimme  fUhren. 

§.24. 

üeber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungärathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen;  welches  der  Präsident  und  zwei  andere  Mitglieder  unter- 
fertigen. 

Abschriften  oder  Auszüge  aus  dem  Protokolle  müssen,  um  Beweiskraft 
zu  haben,  von  dem  Präsidenten  oder  jenem  MitgUede,  das  dessen  Amt  Ter- 
sieht,  und  von  noch  wenigstens  Einem  MitgUede  des  Verwaltungsrathes 
unterfertigt  sein. 
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§.  35. 

Wenn  ein  Mitfrlied  stirbt  oder  austritt,  so  schroitrt  der  Verwaltun^israth 
mit  Rücksicht  auf  die  Bentimmungen  der  IS  und  21  zur  Besetzung  seiner 
Stelle. 

Die  80  gewählten  Mitgrlieder  haben  ^rleiche  Hechte  mit  den  iibrifren: 
ihre  Amtsdauer  erlischt  mit  dem  Zeitpunkte,  mit  welchem  die  des  Vorgängers 
geendigt  hatte. 

Diese  Waiden  sind  der  Bestätigung  der  nächsten  Generalversammlung 
zu  unterziehen. 

§.  26. 

Der  Verwaltangsrath  ist  mit  den  ausgedehntesten  VoUmftobten  cor 
Venrtltang  der  GesellBohaftsangelegenheiten  Terseben. 
aj  Er  scbliesst  ab  oäer  genehmigt  Verträge,  betreflbnd  die  Erwerbung,  den 

Bau,  den  Verkauf,  die  Pachtung  oder  Verpachtung  jeder  Eisenbahn, 

Anstalt  oder  Dntemebmung  innerhalb  des  Zweckes  der  Gesellschaft;  er 

genehmigt  oder  sohliesst  jeden  erforderlichen  Ankauf  oder  Verkauf  Ton 

Qrundstttcken  und  anderen  unbeweglichen  Sachen. 

Er  scbliesst  die  Verträge  über  Beziehungen  su  andern  Eisenbahnen  und 

Fuhrunternehmnngen  su  Wasser  und  cuLande,  um  daslneinandergreifen 

der  Fahrten  su  sichern. 
ej  Er  bestimmt  die  Gebarung  des  Rescrrefondes  und  die  Anlegung  der 

▼erfligbaren  Gelder. 
dj  Er  bewilligt  den  Verkauf  der  Werthpapiere,  Renten  und  EflTecten  der 

Gesellschaft. 

€j  Er  bestimmt  und  ändert  die  Tarifgebflhren  und  deren  Erhebnngsart, 
Ahrt  die  darauf  bezüglichen  Verhandlungen,  erlässt  die  Verordnungen 
über  die  Einrichtung  des  Dienstesund  Uber  den  Betrieb  der  Eisenbahnen 
und  anderen  Unternehmungen. 

j9  Er  verhandelt,  scbliesst  Vergleiche  und  Vertrilge  besllglioh  aller 
Interessen  der  Gesellschaft. 

ff)  Er  bringt  bei  der  Staatsverwaltung  alle  Gesuche  ein  um  Verlängerung 
von  Eisenbahnen  oder  Errichtung  von  Zweigbahnen,  um  neue  Oonoes- 
sionen,  Erdflfhung  und  Betrieb  von  Berg«,  Metall-  und  allen  sonstigen 
Werken,  vorbehaltlich  der  erfolgten  Bewilligung  od^r  der  nachträglichen 
Genehmigung  der  Generalversammlung. 

kj  Er  beantragt  bei  der  Generalversammlung  jede  Aufiiahme  von  Ab- 
leihen. 

Ausnahmsweise  ist  der  erste  Verwaltuagsrath  ermächtiget,  sur 
Vollendung  der  Arbeiten  und  fttr  die  übrigen  Bedttribisse  der  Unter* 
nehmung  erforderlichen  Falles  Anleiben  bis  su  dem  Gesammtbetrag« 
von  höchstens  Einhundert  Millionen  Francs  aufzunehmen. 
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tj  El  stellt  :in  die  Ooucrniversainmiaiig  die  AntrM^  sor  Verlängerung  von 
Eisenbahnen  oder  Errichtung  von  Zweigbahneni  zur  Vereinignng  oder 
zu  Verträgen  mit  anderen  Gesellschaften,  auf  Verlän;:erung  oder 
Erneueniii?  <l<  r  (  oiH  ession,  auf  Verkauf  oder  Verpachtung  der  gesell- 
sohaftlichen  Eiseubahneii,  Cinmdstttoke  ttad  Gebäude,  auf  Aenderungen 
der  Statuten  odor  neue  Bestimmungen  derselben,  insbesondere  aber  auf 
die  Vernit'hrung  des  Gosellsohaftafondes  und  Verlängerung  der  Wirk- 
samkeit der  Gesellschaft. 

/cj  Er  hat  die  Befngniss,  den  Direotor  und  <li<'  Subdirectoreii  der  Gesell^ 

Bchaft  zu  ernennen  und  zu  entlassen,  er  bestimmt  deren  Bezüge. 
IJ  Er  sorgt  lUr  die  Aufnahme  der  von  der  Generalversammlung  beschlos- 
senen Anlehen. 

mj  Er  bestimmt  die  allgemeinen  Verwaltungsauslagen. 

nj  Er  schliesst  behufs  der  Unterhaltung  und  des  Betriebes  der  Eisenbahnen 
und  Übrigen  Unternehmnngen  der  (jesellschaft  Käufe  und  Verkäufe, 
sowie  Verträge  jeder  Art  ab;  er  bestimmt  die  Bevorräthigungen ,  er 
bewilligt  den  Kauf  oder  Verkauf  aller  Materialien,  Maschinen  und 
anderer  zum  Betriebe  erforderlichen  oder  durch  denselben  erseugten 
Gegenstände. 

oj  Er  bewilUgt  jede  Einziehung,  Ueberschreibung,  Uebertragungder  Werth- 
papiere,  Renten  und  Effecten  der  Gesellschaft. 

jfj  Er  stellt  alle  Quittungen  aus,  insbesondere  auch  Über  den  Verkaufs- 
preis unbeweglicher  Sachen. 

g}  Er  sucht  die  Aufhebung  gerichtlicher  Verbote  und  die  Löschung  grund- 
hflcherliohcr  Einverleibungen  nach,  gibt  Verzichterklärungen  auf  Privi- 
legien ab  und  stellt  einverleibnngsfähige  Haupt- und  Verzichtsquittungen, 
sowie  auch  Löschungserklärungen  aus. 

rj  Er  stellt  alle  gerichtlichen  Klagen  zn,  erwirkt  alle  Arten  Sicherstel- 
lungen, schliesst  alle  Vergleiche,  unterzieht  sieh  schiedsrichterlichen 
Aussprüchen. 

sj  Er  ernennt  und  entlässt  auf  Vorschlag  des  Directors  die  Übrigen 
Beamten  und  Bediensteten,  bestimmt  ihren  Wirkungskreis  und  ihre 
Besoldungen,  gewährt  ihnen  besondere  Remunerationen  und  be- 
sobliesst  Überhaupt  hinsichtlich  aller  Verwaltungsinteressen  der  Gesell- 
schaft. 

lieber  die  in  den  Absätzen  von  lit.  aj  bis  einschliesslich  lit  IJ  bezeich- 
neten Gegenstände  muss  der  Verwaltungsrath,  das  Oomitd  in  Paris  befragen, 
und  kann  erst  nach  Ablauf  von  zehn  Tagen,  den  Tag  der  Aufgabe  auf  die 
Post  eingerechnet,  darüber  giltige  Beschlüsse  fassen. 

Die  Hitglieder  des  Pariser  Comit^s  haben  in  diesen  Fällen  das  Recht, 
jedes  ein  individuellee  Votum  einzusenden,  welches  im  Falle  des  Einlangens 
vor  Ablauf  der  obgedachten  zehn  Tage  so  zählen  wird,  als  wäre  es  persönlich 
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oder  durch  einen  Bevollmächtigten  (§.  23)  im  Verwaltongsrathe  abgegeben 
worden. 

§.  27. 

In  Paris  wird  ein  ständi<2:e»  Comite  hus  den  dort  auwesendeu  Mitgliedern 

des  Verwaitungsrathos  gebildet. 

Dieses  Comit^  wählt  nich  jährlich  einen  PräsidtMitt  n  und  einen  Vize- 
präsidenten, es  versammelt  sich  wenigstens  einmal  monatlich  und  öfter  nach 
Ertorderniss,  es  ist  allein  ]>elugt.  die  Functionen  des  Verwaltungsratlu-s  in 
Allem,  was  die  Geldgebarung  in  Paris  betrifft,  zu  lipsorgen.  als:  Uebernabme 
und  Verwendung  der  Einsahliingen,  Auszahlung  der  Zinsen  und  Dividenden 
u.  8.  w. 

Der  Verwalttingsrath  kann  diesem  Görnitz  andere  seiner  liet'uguisse 
durch  specielle  Delegation  Ul)prtr!igen. 

Innerhalb  dreier  Tage  naeh  jeder  Sitzung  des  Verwaltungsrathes  wird 
dem  Con)it6  eine  beglaubigte  Abschrift  des  Sitzungsprotokollos  einge- 
sendet. 

Der  Bestand  dieses  Comites  in  Paris  hat  autzuliihen,  weiui  die  Zahl  der 
in  I*aris  anwesenden  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  uicht  wenigstens  fünf 
beträgt. 

§.28. 

DieLeitancr  aller  Dienatesangclegeoheiten  kann  unter  derUeberwacboag 
des  VervaltnngBrathes  einem  Director  anvertraut  werden»  welcher  den  Titel 
Generaldireetor  ftthrt 

Es  können  ihm  ein  oder  mehrere  Snbdireotoren  beigegeben  werden. 

Während  der  Dauer  der  ersten  fünf  Jahre  hat  die  Kraennnng  des 
Direetors  und  der  Snbdireotoren  durch  den  Verwaltnngsrath  ttber  VorsoUag 
des  Pariser  Comites  sn  erfolgen. 

Der  Director  wohnt  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  bei  und  bat 
bei  denselben  eine  berath  ende  Stimme;  er  ist  ansscbliessllch  roitderilusflihmng 
der Besehlflsse  des  Verwaltungsrathes  betraut;  ihm  unterstehen  alle  Beamten 
und  Bediensteten  der  Verwaltung»-  und  technischen  Zweige ;  —  er  erstattet 
dem  Verwaltungsrathe  die  Vorschläge  Uber  Ernennung,  Besoldung  und 
Bintlassnng  der  Beamten;  er  ernennt  und  entlässt  die  nicht  stabil  Ange> 
stellten. 

Er  bringt  die  Tarife,  die  Abänderungen  an  denselben  und  die  sn  erias> 
senden  Dienstverordnnngen  in  Antrag;  er  entwirft  die  auf  Bau  und  Betrieb 
der  Eisenbahnen  und  andere  Unternehmungen  der  Gesellschaft  besttglichen 
Vertilge. 

Eine  eigene  Tom  Verwaltungsrathe  zu  erlassende  GescbXftsordnnng 
wird  die  ttbrigen  AmtSTerrichtungen  des  Direetors  bestimmen. 
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§.  89. 

Den  Mitgliedern  des  VerwaltiiDgeratheB  erwXchst  ans  ihrer  Amtoftthmng 
weder  eine  perBKnliehe,  nooh  eine  nngetheilte  Haftung  hinsiehtlicli  der  Yer- 
biadlichkeiten  der  Qeeellseliaft. 

Sie  haften  nnr  fHr  die  AusQbnng  ihres  Amtes. 

§.  30. 

Die  Urlcnnden  in  Betreff  der  Umsohreibnng  von  der  Oesellschaft 
gehörigen  Renten  and  Werthpapieren,  femer  die  Urkunden  Uber  Erwerh, 
Verkanf  oder  Tausoh  unbeweglichen  Eigenthums  der  Gesellschaft,  die  Ver- 
gleiche, Verträge  und  sonstigen  die  Gesellschaft  bindenden  Acte,  die  Qnit- 
tingen  und  üeberweisungen,  sowie  die  Anweisungen  auf  die  Bank  oder  auf 
Inhaber  von  Geldern  der  Gesellschaft  mtlssen  von  einem  Mitgliede  des 
Verwaltnngsrathes  und  einer  vom  Verwattungsrathe  hiezu  bestimmten  Person 
unterzeichnet  sein;  es  wllre  denn,  dass  der  Verwaltungsrath  ein  einziges 
Mitglied  des  Verwaltnngsrathes  oder  den  Direetor  oder  sonst  Jemanden 
ausdrttoklich  damit  betraut  bitte,  in  welch*  letzterem  Falle  die  ertheilte 
Procura  zu  protokollirvn  ist. 

V.  Abtehfiitl. 

(xcneralversammlung  der  Actiouäre. 

§81. 

Die  ordnunf^smäf^sig  gebiMete  Generalversammlung  verlritt  die  Ge- 
Sammtheit  der  Actiouäre. 

§.  32. 

Die  Generalversammlung  besieht  aus  allen  jenen  ActionXren,  die 
wenigstens  zwanzig  Aetien  besitzen,  und  fasst  ihre  B«Bchlttsse  in  allen  Fillen, 
in  welchen  nach  diesen  Statuten  nichts  Anderes  verfügt  ist,  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  der  Anwesenden. 

Die  Actionäre  können  hiebei  nur  durch  solche  Personen  vertreten  werden, 
welche  selbst  Mitglieder  der  Generalversammlung  sind;  die  Form  der 
VoBmacht  wird  vom  Verwaltungsrathe  bestimmt  werden. 

Die  Generalversammlung  ist  ordnungsmllssig  gebildet,  wenn  wenigstens 
dreissig  Aotionftre  zugegen  sind  und  den  zwanzigsten  Theil  der  emittirten 
Aetien  vertreten. 

§.  33. 

Wenn  nach  einmaliger  Einberufung  die  »nwesenden  Actionäre  den  im 
§.  33  aufgestellten  Bedingungen  zur  Giltigkeit  der  Verhandlungen  der 
Generalversammlung  nicht  Genüge  leislen,  so  wird  diese  Versammlung  veiv 
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tagt,  und  zwar  auf  mindestens  fünfundzwanzig  Tage.  Die  zweite  Einhenifiing 
geschieht  auf  die  iro  §.  35  vorgesohriebene  Weise;  jedoch  wird  die  Zeit 
zwischen  der  Kuudmaoliung  und  dem  Zusammentritte  nuf  zwanzig  Tage 
beschränkt.  Die  Generalversammlung  kann  bei  der  zweiten  Zusammenkunft 
nur  Uber  Gegenstände  begchliessen,  die  zur  Tagesordnung  der  ersien  gehörten. 

Diese  BescIilÜBse  sind  gütig,  wie  klein  immer  die  Zahl  der  Aotionäre 
und  der  vertretenen  Aotien  sein  mag. 

§  34. 

Ueber  Anleihen  und  über  Abänilrrun;;»*!!  der  Statuten  oder  Zusätze 
ZU  denselben,  Uber  Vermcliiiing  des  Gesellschaftsfondes  durch  ilinausgabe 
neuer  Actien,  Uber  Vcrläupcniiip  oder  Autlüsung  ilcr  Gescllisehatt  vor  Ablauf 
der  im  festgesetzten  Dauer  können  IJcschlü^se  nur  in  einer  General- 

versammlung, die  wenijrstcns  den  zehnten  TIkmI  der  A<  tien  vertritt  und 
mindestens  vierzig  anwesende  Mitglieder  zählt,  mit  einer  Mehrheit  von  zwei 
Dritteln  der  Stimmen  geiasst  werden. 

§.  35. 

Wenn  nach  einmaliger  Einberufung  die  anwesenden  ActionSre  den  im 
§.  84  aufgestellten  Bedingungen  zur  Giltigkeit  der  Besclilussnabme  nicht 
Oenfige  leisten,  so  wird  naeh  dem  im  §.  88  angegebenen  Verfahren  an  einer 
sweiten  Einberufung  mit  der  Frist  von  einem  Monate  gesohritten. 

Die  ebenfalls  mit  Zweidrittel -Minorität  der  Anwesenden  zu  fassenden 
Besehlttsse  der  so  zum  zweiten  Male  einberufenen  OeneralTersaromlung  haben 
Tolle  Giltigkeit»  wenn  dreissig  AotionSre  anwesend  sind  und  wenigstens  den  . 
zwanzigsten  Theil  der  Actien  vertreten. 

Die  GeneralversauMulunfr  tritt  jiihi  lit  h  im  Monate  Mai  in  VVitMi  zusammen. 
Ausserordentliche  (ieneralversaniminngcn  könuen  Übrigens  su  oft  statihndeu, 
als  es  der  Yerwaltuugsrath  lUi*  fürderlich  hält. 

§.  87. 

Die  ordentliehe  und  ausserordentliclie  Kinberutung  gescliiclit  durch  eine 
Kundmachung,  \v(^lfhe  weuigntens  einen  Monat  \  or  dem  Zusammentritte  in 
die  im  §.  15  erwähnten  Zeihingsblätter  von  Wien  und  Taris  eingerückt  wird. 

Wenn  die  Generalversammlung  zur  IJesehlu-isnahuie  ül»er  die  im  i?. 
angelUhrten  Gegenstände  zusammentreten  soll,  so  müssen  dieselben  iu  der 
Kundmachung  ausdrücklich  aufgefüiirt  werden. 

§.88. 

Die  Actionire  müssen,  um  der  Generalversammlung  beiwohnen  zudQrfen, 
jv6oigstens  vierzehn  Tage  vor  dem  Znsammentritte  derselben  ihre  Aotaen 
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entweder  am  Sitse  der  Oesellsehmft.  ia  Wien  oder  io  Paris  bei  der  Tom  Ver- 
waltDDgarathe  bestimmten  Oassa  oder  bei  einem  jener.  Uankbänser,  welche  in 
der  Einladung  snr  Qeneralversammlnng  beseiehnet  werden,  hinterlegen. 

8ie  erhalten  sodann  eine  Einlasskarte,  die  auf  den  Namen  lautet  und 
Biir  für  die  becdchnete  Person  gilt 

Die  Soheine  fiber  die  in  Oemaasheit  des  §.  13  depositirten  Actien, 
wenn  sie  über  swansig  oder  mehr  Actien  lauten,  geben  das  Recht  auf  eine 
Einlasskarte  zur  General  versammlang,  wenn  die  Hinterlegung  der  Aotien 
weoigstens  Tiersehn  Tage  Tor  dem  Znsammentritte  der  Generalversammlung 
stattgefunden  hat. 

Jede  ausgefertigte  Einlasskarte  muss  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien 
susweisen. 

§.  39. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  l'üliri  der  Präsident  oder  einer 
der  Vici'prUsidrnten  des  Verwaltnnfrsrathes,  oder  bei  deren  Verhinderung 
das  vom  Verwaltnnpsrath«'  zu  deren  Ersetzung  iM  stinmife  Mitglied. 

Das  Amt  der  Stimmenziililting  wird  von  den  zwei  stärksten  Actionären, 
die  bei  der  Hrüfl'nung  der  Sitzung  zugegen  sind  und  es  anneluueu,  verseben. 

Den  Frotukollfülirer  ernennt  der  Präsident. 

40. 

Die  Stimmen  in  der  Generalversammlung  sind  mit  Kücksicht  auf  die 
Bestimmung  des  §.41  zu  zählen. 

Bei  der  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathea  findet  geheime 
Abstimmung  statt,  wenn  zeliii  Mitglieder  es  verlangen. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gibt  jene  des  FriLsidenten  den  Ausschlag. 

§.  41. 

Je  zwanzig  Actien  geben  da.«  Recht  auf  Eine  Stimme;  kein  Actionär 
kann  mehr  alR  zwansig  eigenberechtigte  Stimmen  in  sich  vereinigen;  als 
BeToUmichtigter  kann  er  ttberdiess  höchstens  vierzig  Stimmen  Übernehmen. 

§.  42. 

Der  Generalversammlung  werden  die  Rechnungen  voi^tragen;  sie 
genehmigt  dieselben,  wenn  sich  keine  Anstände  ergeben. 

Sie  besetzt  die  Stellen  des  Verwaltungf^rathes,  welche  durch  Ablauf  der 
Amtsdauer.  Rücktritt.  Tod  oder  andere  Ursachen  erledigt  sind. 

Sie  besehliessl  innerhalb  der  Statuten  Uber  alle  Interessen  der 
Gesellschaft. 

Sie  bcräth  Uber  die  ihr  nach  §.  26  erstatteten  Anträge  und  ertheilt  dem 
Verwsltungsrathe  die  Uiesslalis  erforderlichen  Vollmachten. 
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§.  43. 

Die  atatntengemXss  gefasBten  Besohinste  der  GeneralTenammlung  sind 
fttr  alle  AotionXre  ▼erbindlicb. 

Ueber  die  Verbandlongeo  der  OeneralTenammlnng  wird  ein  Protokoll 
anfgenoinmeiiy  velcbes  der  Prilsident,  ein  StimmensXhler  nnd  der  SeeretMr 
nnteneiobnen.  Absobriften  oder  AusEÜge  der  Protokolle,  welebe  überall  wo 
ntttbigbeigebracbt  werden  kOnnen,  sind  von  demPritidenten  desVerwaltangs- 
rathee  oder  Ton  seinem  Ereatunanne  nnd  einem  zweiten  Mitgliede  des  Ver- 
waltungeratbes  an  unterfertigen. 

Der  Ursohrift  des  Protokolles  werden  ein  Verseicbniss  der  anwesenden 
Mitglieder  der  Generalversammlnng  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen 
Aeliensahl,  sowie  aueh  die  Vollmaohten  beigeheftet.  Jenes  Verseiehniss  wird 
▼on  jedem  Aotionftr  beim  Eintritte  in  die  Versammlung  gefertigt. 

VI.  Abschnitt. 

Jaliresrechnung,  Zinsen,  Dividende,  Reservefond. 

§44. 

Während  der  panzen  Dauer  des  Baues  der  verschiedenen  von  der 
Gesellschaft  unternommenen  Bahnstrecken  und  snnstifjen  Werke  bi«  zum 
Tage  der  Betriebserötlimn;::  ki'ninen  von  dem  in  diese  Arlieiten  gelcfjten  und 
bis  daliin  nnfrn<  litbriu{rend  frohliehenrii  Capitale  liint'  Percent  jährlich  ent- 
nommen und  zu  dem  Ileinertrapre  di-r  hpi  eits  im  Betriebe  befindlichen  Bahn» 
strecken  und  Werke  liin/.n^'^esclilagen  werden. 

In  Betreff  der  Voliendungs-  und  Erhaltungsarbeiten  an  bereits  im  Betriebe 
befindlichen  Bahnstrecken  und  Werken  tindet  eine  solche  Zinäenherausuahme 
nicht  statt. 

§.  46. 

Die  Bilana  wird  am  81.  Deoember  jeden  Jahres  abgesehlossen  und  mit 
allen  dasugehörigen  Reehnungen  nnd  Belegen  der  Generalveriammbiag 

vorgelegt. 

Ans  dem  Reinertrage,  das  ist  naeh  Absehlag  aller  Brhaltungs-  und 
Betriebs-Auslagen,  werden  snnttohst  bestritten  die  Erfordernisse: 

1.  fttr  die  von  der  OesellsehaH  aufgenommenen  Anlehen; 

2.  f&r  die  Zinsen  der  Aetieneinlagen  mit  5  Peroent; 
8.  für  die  Tilgung  des  Gesellsehaftsoapitales; 

4.  flir  die  Rttekvei^tung  der  von  dem  Staate  in  Folge  seiner  Gewähr- 
leistung für  Zinsen  und  Tilgungsquote  etwa  geleisteten  YorsehQsso. 

Die  hiernach  noch  verfügbar  bleibende  Summe  bildet  den  Uebeisohuss 
des  jährlichen  Reinertrages. 
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Dieser  Uebersohusg  wird  nach  AbBchla^  der  nach  §.  46  dem  Reserve- 
foude  zuzuweisenden  Summe,  sowie  der  den  Mitgliedern  des  Veirwaltungsrathes 
in  Qemässheit  des  §.  19  durch  dieGeneralvernnrnmlnng:  zuerkannten  Antheils- 
quote  unter  alle  den  geselL^ohaftlichen  Fond  bildenden  Actien  gleichmäSsig 
Tertheilt. 

Jene  Actien,  welche  in  GemäRsheit  den  Beschlusses  der  Generalver- 
tammlnng  vom  13.  Juni  1871  zur  Ablösung  der  Griinderreohte  nicht  bezogen 
worden  ^ind,  bleiben  bei  der  gesellschaftlichen  Cassa  in  Auf'bewahriin^,  und 
wird  jene  Quote  des  reinen  Ueberschusses,  welche  dem  Gewiunantheile 
entspricht,  der  auf  diese  Aotien  entfallen  würde,  für  die  Ablösung  der 
Orttnderrechte  Torbebalten. 

Di6Mr  Abtftts  UuteM  IWilier: 

Dieser  Ueb«nchusit  wird  dacIi  Abschlag  der  nach  §.  4G  (lem  Hesfrvefoud  ?.uzu- 
■wei^end»'!!  Summe,  sowie  der  den  Mitjjlirdfrn  des Vfrwnltiiii{:.-raibi>  in Gem.i."-h<  ii  de> 
f.  19  durch  die  Generalversammlung  zuerkannten  Antheilsquote  tolgendermassen 
Tertheilt: 

NeuDsigProoent  suOunsteii  d«r  getilgton  Aotien.  Die  «BOrkiairteiiiAotien  werden 
dorel^  Qenasdeheine»  deren  Furm  Tom  Varwaltungtsathe  beettmint  wird,  rertroten 
werden ; 

zehn  ProPont  /u  Gunsten  der  im  ^.  8  benannten  Gründer  zur  V<"rthii lung  unt«r 
dieselben  in  dem  im  gedachten  Parugrafe  angeiiilirten  Vcrbültiiidse  ihrer  Zeichnungen 
tvr  Oeganimtsuinme. 

Wenn  der  Verwaltunjisrath  Uber  die  in  einem  Halbjahre  erzielten 
Erträgnisse  hinroiehende  Oewigsheit  erlang^t  hat,  kann  er  die  trübere 
Beriehti^run^'  der  Aetienzinsen  bis  zu  2^^  Perceut  der  auf  die  Actieu 
geleisteten  Einzahlungen  verfügen. 

§.  4«. 

Von  dem  Ueberschus^^e  des  jährlichen  Reine rtrap^es  (§.  4ö)  wird  eiti 
Betra«:  von  wenigntens  tiinf  Percent  zurückgelegt,  um  als  Kesei-vetond  für 
unvorhergesehene  Ausla;;en  zu  dienen. 

Wenn  der  Heservelond  den  Betrag  von  zwei  Milli(tnen  (Jublen  erreicht 
hat,  kann  diese  Zurüeklegung  gemindert  oder  ganz  unterlassen  werden. 

Dieselbe  wird  aber  allsobald  wiederaufgenommen,  wenn  der  Keservefoud 
unter  den  Betrag  von  zwei  Millionen  Gulden  herabsinkt. 

Bis  zur  gänzlichen  Einzahlung  des  Geaellsehaltsfoiides  ist  der  Ver- 
waltungsratii  bereehtii-'^t.  auch  einen  6  Percent  der  Ueberschüsse  des  jähr- 
lichen Iveinertrages  übersteigenden  Betrag  zur  Zurlickleguug  iu  den  lieserve- 
fond  zu  bestimmen. 

§.  47. 

Wenn  im  Lanfe  eines  oder  mehrerer  Jahre  der  Reinertrag  der  Unter- 
nehmung zur  Tilgnng  der  dazn  bestimmten  Aetienzahl  nicht  hinreichen  sollte, 
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80  ilt  die  zur  ErgSoznng  des  TilgangafondeB  odthige  Srnnme  ans  dem 
Resenrefonde  oder  nöthigenfalli  aii8  den  eraten  hiesn  ▼erwendbaren  Rein- 
ertiügen  der  folgenden  Jahre  zu  verwenden  nnd  zwar  Tor  jeder  Dividenden- 
Zahlung  an  die  AetionXre. 

48. 

Die  Tilgung  der  Actien  wird  in  neunzig  Jahren»  vom  1.  Jinner  1868  an 
gerechnet,  bewirkt  Hiezu  wird  eine  im  richtigen  VerhiUtniste  zn  dem 
Nominaicapitale  und  dem  Zinsenbetrage  der  nach  und  nach  znrttclcbezahlten 
Actien  stehende  Tilgungzquote  bestimmt. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  welche 
jährlich  zu  der  Zeit  und  auf  die  Art,  welche  der  Verwaltungsrath  festsetzt, 
Öffentlich  in  Wien  stattfindet 

Die  Besitzer  der  verlosten  Actien  erhalten  in  Barem  das  wirklich 
eingezahlte  Actiencapital  nebst  Zinsen  und  Dividenden  bis  zu  dem  zur  Ein> 
Itfsung  bestimmten  Tage,  nnd  ihre  ursprünglichen  Actien  werden  gegen 
besondere,  auf  den  Ueberbringer  lautende  Genussseheine  umgewechselt, 
welche  das  Recht  auf  einen  verhiltnissmässigen  Antheil  an  dem  Uebersohusse 
des  jährlichen  Beinertrages  (§.  45)  geben. 

Die  Besitzer  dieser  Qenussseheine  haben  übrigens  mit  Ausnahme  der 
5percentigen  Zinsen  des  Actiencapitales,  auf  welche  ihnen  kein  Anspruch 
mehr  zusteht,  gleiche  Beohte  mit  den  Besitzern  der  nichtgetilgten  Actien. 

Die  Nummern  der  zur  Tilgung  verlosten  Actien  werden  auf  die  hn 
§.  15  erwähnte  Art  kundgemacht. 

Die  Rückzahlung  dieser  Actien  geschieht  am  Sitze  der  Qesellscbaft  in 
Wien  oder  in  Paris  bei  der  vom  Verwaltungsrathe  bestimmten  Cassa  vom 
1.  Jänner  des  folgenden  Jahres  angefangen. 

§.49. 

Die  Bez.ahluugr  der  Zinsen  und  Dividenden  ^--eschipht  halbjährig  oder 
jrauzjähritr.  Je  nach  f^ntsrht'idnnjr  dcR  Vcrwaltungsrathos  an  dem  Sitze  der 
(jreöellschalt  in  Wien  oder  in  l*ariH  hei  der  vom  Verwaltungsrathe  bestimmten 
Cassa  und  zu  der  von  dienseni  festj^esetzten  Zeit. 

Der  Zeitpunkt  der  Ziii-en-  und  Üividendeuzahluugeu  ist  aaf  die  im 
§.  lö  erwähnte  Art  hekaunt  zu  niaehen. 

Alle  ZiiiBen-  und  Dividendenbeträ^r .  welelic  nicht  innerhalb  tünf 
Jahren  nach  dieser  liekanntmachung  erhoben  werden,  sind  der  Gesellachaft 
verlalien. 
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VII.  Abschnitt. 

AUgemeiue  AuorUnuuv^*ii.  A  ml  orangen  der  Statuten. 

Liquidi  rung. 

§.  50. 

Wt'iüi  <li<'  Erfahrun^j  die  Zw.^ckrnä«^si;.'kf'it  einiger  Abänderun^ren  der 
Statuten  oder  Zuf>ätze  zu  dpiiselben  orkt'niion  läsf^t,  so  ist  dio  Gcneral- 
ver-ianimlung  berechtigt,  hielür  nach  den  Beätiiumuiigen  der  §§.  34  und  35 
Sorge  zu  tragen. 

Ilire  Bei^chlüsse  hierUber  sind  nur  uach  Genehmigung  der  Staats- 
ven^altung  giltig. 

DfT  Verwaltiing-^ralli  hat  die  volle  Macht,  durch  Stiumienmehi  ht  it  \  ou 
zwei  Dritteln  der  in  einer  eigens  da/.u  herntencn  \'ersnmnilung  anwest  ndt'u 
Mitglieder  den  Amderungen  beiziiitHichteii.  weicht'  die  Staatsverwaltung  an 
den  Beschlüssen  der  Geueralversamuiluiig  vorzuuehmeu  etwa  !"ür  iiothweudig 
erachten  sollte. 

§.  61. 

Bei  Auflösnng  der  QeseUaohaft  wird  die  Generalyersammlung  vom 
Verwaltnngsrathe  QDTenflglich  einberufen,  und  wird  fiber  dessen  Antrag  die 
Art  und  Weise  der  Liquidimng  bestimmen.. 

VIII.  Abschnitt. 
Streitigkeiten. 

§.  52. 

Alle  Streitigkeiten,  welche  swischen  den  Gesellsohaftern  Ober  die  Aus- 
fillining  dieser  Statuten  entstehen  könnten,  sind  durch  Schiedsrichter  su 
begleichen,  welche  durch  die  Parteien  zu  ernennen  sind,  ohne  dass  mehr  als 
Ein  Schiedsriehter  fttr  alle  Parteien,  welche  dasselbe  Interesse  haben,  ernannt 
werden  darf. 

Die  BeruAing  gegen  den  schiedsrichterlichen  Spruch  kann  nur  an  das 
k.  k.  Handelsgericht  in  Wien  stattfinden. 

Streitigkeiten,  welche  das  Qesammtinteresse  der  Gesellschaft  betreffen, 
können  gegen  den  Yerwaltungsrath  oder  eines  seiner  Hitglieder  nur  im 
Manien  der  Oesammtheit  der  Actionüre  und  in  Folge  eines  Beschlusses  der 
GeneiaWersammluag  anhängig  gemacht  werden. 

Jeder  Actionär,  der  eine  solche  Klage  anhängig  gemacht  wUnsoht,  hat 
hievon  wenigstens  fanfundzwansigTage  vor  der  nächsten  Oeneralversammlung 
dem  Terwaltnngsrathe  Hittheilung  zu  machen.  Der  Verwaltungsrath  ist  ver- 
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verpflichtet,  den  Antrag  auf  die  TagesoniuuDg  dieser  Geueralversammlung  zu 
setzen. 

Wird  der  Antrag:  \er\vorlVn.  so  k.uiii  kein  Actionär  in  seinem  Privat- 
interesse dio  Kla<:e  vor  Geriolit  ItrinL'tMi;  wird  er  von  der  Generalversammlung 
angenommen,  so  wiililt  dieselbe  gleich  einen  oder  mehrere  Bevollmächtigte 
zur  Verfolgung  des  Streites. 

Die  Verstjindi^Minfren  und  Zuslellunfjen  im  Verlaulf  der  Keelitssaclie 
kihinen  nur  an  diese  bevollmächtigten  und  keinesfalls  an  die  Actiouäre 
persönlieii  erfolpen. 

Der  Sit/  der  (lesellsc^hatt,  Wien,  ist  zu;:lri<  li  der  Ort  ihrer  Zuständigkeit, 
und  alle  Verständigungen  müssen  an  sie  au  diesem  Orte  erfolgen. 

IX.  Abschnitt. 
LandesfUrdtiicher  ComoiisBär* 

53. 

Die  Staat sverwaltunji:  wird  das  ihr  zustehende  Aufaichtsrecht  durch  einen 
zu  bestimnicrulen  landeafilrstliclu'n  ("onimissiir  ausUhen  lassen- 

nemselhen  hleiht  es  vorbehalten ,  in  die  Geschäftsgebarung  der 
Gesellsdiatt  Einsicht  zu  nehmen. 

Er  hat  darauf  zu  sehen,  dass  die  Gesellschaft  die  (irenzen  ihrer  Con- 
cessiuiieii  iiielit  überschreite  und  <lie  Bestimmungen  der  Statuten,  sowie  die 
allgemeinen  Vorschriften  genau  beobachte. 


17769. 

Yorttehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  Mheren  statatarieehen  Beetim* 
mungen  treten,  werden  auf  Grand  AUerhSebster  ErmSohtif^ng  genehmigt. 

Wien,  am  6.  NoTember  1873. 

l»t'r  k.  k.  Minister  de-  Innern: 

iaascr  m.  p. 

(L.  S.) 


2.  Anmerkmig  znr  Goneessionsiirkiiiide  Ton  1.  Jftnner  1865^ 

flir  die  nördliche  und  sfldSstliche  Lioie  (tiH.  Bd.  II,  Abth.  I,  Seite  «4). 

Zu  Artikel  8. 

Die  in  der  OUssifioatfon  der  Frachten  (Bd.  II,  Abth.  1,  Seite  69}  bei 
dem  Artikel  nKohlen**  enthaltene  Hinweisong  anf  ertheilte  BegBnstigangen 
und  erlaBsene  Bestiminangen  bezieht  sieh  auf  den  Handeluministerial-Erlass 
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vom  3.  Ootober  185 1,  Z.  5324-0,  H.  H.  V.  Bl.  106,  mit  welchem  eine  Er- 
missignng  der  Gebühren  fQr  den  Tnmsport  der  miDemligchen  Kohlen  auf 
den  Staatoeisenbahnen  bewilligt  worden  war.  Der  Erlaa»  lautet: 

«Das  MlnUtArimn  lür  iiandel|  Gewerbe  und  öffentliche  Bauten  tindet  sich  über 
die  dringendon  Bitten  mehrerer  InduitrielLen  om  Herabeetounf;  der  Oebübr  fflr  den 
Transport  der  miner«llsohen  Köhlen  auf  den  Steatebabnen  TeranlMat,  su  bewilligen, 

vom  1.  November  !85l  angefangen,  die  mineralischen  Kohlen  auf  der  nördlichen, 
südlichen  uml  siid-'l^tlii-heri  Staatseisenbnhn  um  «lie  auf  einen  iialhen  Kreuzer  C.  M. 
^ür  den  Centner  und  die  Meile  ermäsbigte  Gebühr  verfrachtet  \v erden  dürfen. 

Diese  Begfinstigung  hat  Yorlttufig  bloss  als  eine  yersuobsweise  an  gelten,  und 
kann  nur  in  den  Blasse  angesproehen  werden,  als  der  Transport  der  Kohlen  mit  den 
Torhandencn  Betriebsmitteln  uud  o)in«>  lieeintriichti^ung  des  sonstigen  Verkehres  su 
bewerkstetiigen  i.-'t.  Die  K<>lilrri  Mlü^.s(■|)  in  solchen  Mengen  aufgegeben  werden,  dass 
ganze  Wägen  vollstiiml i^r  i  »dudf  r.  \v<'rden  können. 

Der  Bahnnnstalt  wird  vorbehalten,  die  auf^-egebene  Kohle  etwas  später  als 
andere  Oflter  and  gelegentlieh  mit  minder  belasteten  ZQgen  an  transportiren,  besonders 
wenn  die  aufgegebene  Menge  niehtfiir  sich  allein  einen  Separataug  ert'ordorlicli  machen 
sollte.  Die  an  dem  Bestinmiungf^ort  nn^relangte  Kohle  muss  Ton  den  Parteien  binnen 
4  Tilgen  nxis  di-n  Uauiin-n  des  BalinhotVs  ftl>;.'eführt  werden. 

Üie  k.  k.  (jeneral-Dirertiun  erhält  den  Auftrug  den  Erfolg  dieser  Massregel  zu 
beobaehten  und  hlerfiber  in  angemessener  Zeit  das  Gutachten  an  erstatten,  ob  es  bei 
derselben  zu  Terbleiben  habe. 

Wien,  den  8.  Oetober  1651.« 

Mit  dem  Erlasse  vom  29.  August  1853,  Z.  11452-E,  II.  M.  V.  Bl.  63, 
wurde  die  mit  obigem  Erlasse  zugestandene  (jeVtiilireii  Ermässig^un«,'  derart 
moditicirt.  dass  auf  der  nördliolieii,  sUdlieheii  und  sUdöstlielien  Staatseisen- 
babn  für  deu  Transport  der  mineralischen  Kohlen,  wenn  selbe  zur  Hetdrderung 
auf  eine  Strecke  uuter  oder  bis  1.5  Meilen  auffregehen  werden,  eine  Fracht- 
gebUhr  von  einem  Kreuzer  und  auf  eine  Strecke  Uber  15  Meilen  von 
dreiviertel  Kreuzer  per  Ceutner  und  Meile  bore<*lin»'t  und  eingehoben 
werde.  Dagegen  liatte  es  von  der  Bestimmung,  dass  die  mineralisclie  Kohle 
nach  Ma8sgal)e  der  verfügbaren  Betriebsmittel  auch  sjiäter  als  andere  Güter 
und  zwar  als  (lelejrenlu  itsfracht  beli»r(lert  werde,  alizukomnien  und  es  waren 
die  Kohlen  bei  der  Beliirderung  gleich  den  übrigen  Waarengiitern  zu  be- 
handeln. Diese  Bestimmung  trat  mit  1.  November  1853  in  Wirksamkeit. 
Obiger  Fraelitsat/.  wurde  aber  in  Folge  Anordnung  des  k.  k.  Handelsmini- 
steriums Z.  lf,22'.>  K)  11.  M.  V.  Hl.  73  vom  19.  Oetober  1853,  abermals 
dahin  moditicirt,  dass  vom  1.  Jäniier  1854  ;ui  tiir  den  'I'ransport  der  miue- 
ralischen  Kohle,  ohne  Kiicksieht  auf  die  LiinuM'  der  Strecke,  iu  welcher  sie 
verfiiliit  wird,  eine  Frachtgcbiihr  von  dreiviertel  Kreiiaer  per  Geotoer 
uud  Meile  berechnet  und  eiugehoben  werde. 
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8.  Amnerkmigeii  mr  Coneessions-Urknnde  Tom  1.  Beeember  18M^ 

R.  G.  Bl.  Nr.  6  ex  1867, 

iür  das  ErginiiingSBets df r  k.  k.  priv.  ösurr.  :Mddi&i  istubabo-iji'sdlschait.  (Vgl.  Bd.  II,  Abth.  I» 

Seite  114.) 

Zu  §.  1. 

Der  k.  k.  prir.  dsterreicbischen  Staatsetsenbabii-GeseHBchaft  ist  noch 
für  folgende  Bahnverbindungen  als  Bestandtheile  des  ErgXnznngsnetzea  die 
Banbewillignng  ertheilt  worden: 

a)  Hit  dem  Handelsministerial-firlasae  vom  6.  Oetober  1871,  Z.  16366-8996, 
iUr  di^  YerbindnngBcnrre  von  8  t ad  lau  znr  ausschl.  priv.  Kaiser 
Ferdinands-Nordbahn  nftcbst  Sttssenbrunn,  sowie  für  die  Anlage  von 
Rangirgeleisen  an  dieser  Verbindungsoun^e  als  Filiale  der  Station 
Stadl  an  und  die  Legnng  eines  Parallelgeleises  aar  erwähnten  Station: 

h)  mit  den  Handeisministerial-EriMssen  vom  21.  Jnli  1870,  Z.  14488-8033 
nnd  vom  4.  Oetober  1872,  Z.  27173-5915  fttr  die  Zweigbahn  von  der 
Strecke  \frien-Stadlan  nMohst  der  Donanoaaal-Brfieke  ansmttndend  an 
dem  stSdtisohen  Viehmarkte  nnd  Schlaekthanse  tu  St.  Marx,  wobei 
mit  dem  ersteren  Erlasse  zugleich  die  Genehmigung  znr  Einrechnung 
der  auflaufenden  Kosten  in  das  garantirte  AnlageeapitaldesErgXnznngs- 
netzes  in  Aussicht  gestellt  wurde; 

e)  mit  dem  Handelsministertal-ErlaBse  vom  17.  Oetober  1876,  Z.  24469^ 
für  die  Zweigbahn  von  der  Wien -Stadlauer  Bahnstrecke  zur  Qnaistation 
der  k.  k.  priv.  österreichischen  Staatgeisenbahn-Gesellsohaft  am  regu- 
lirten  reehten  Donauufer  oberhalb  der  Stadlaoer  BrQeke,  sodann  mit 
dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  16.  Oetober  1876,  Z.  38579,  für 
die  Verbindung  der  vorerwMinten  Zweigbahn  mit  der  k.  k.  Donau- 
Uferbahn  und  mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  17.  November 
1876,  Z.  33773,  ftlr  die  Verbindung  der  gesellschaftHchen  Hauptgeleise 
nächst  der  Abzweigung  zur  Donau-Uferbahn,  wobei  ittr  letztere  beiden 
Verbindungen  gleichzeitig  die  Genehmigung  zur  Einstellung  der  auf- 
laufenden Kosten  in  das  staatlicherseits  garantirte  Anlagecapital  des 
ErgMnzungsnetzes  ertheilt  wurde. 

RUcksiehtlich  der  übrigen  oben  sub  a)y  h)  und  c)  aufgeführten  Bauten 
ist  die  Einbeziehung  der  Kosten  in  dafi  gnranfirto  An1n<rornpital  dos  Er^n- 
zungsnetzes  der  k.  k.  priv.  österreieliischen  Staatseisenbabn-Gesellschaft  im 
Artikel  I  a  des  Protokollar-Uebereinkommens  vom  1.  Juli  1876  (Vgl.  unten 
5)  ausgesprochen. 

Die  Verbindung  der  Quaistation  der  k.  k.  priv.  österreichischen  8taata> 
dsenbabn- Gesellschaft  und  der  dahin  führenden  Zwei?1)ahn  mit  der  k.  k. 
Donau-Uferbahn,  sowie  der  Ansohlussverkehr  naoh  und  von  letzterer  Bahn 
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wurde  durch  einen  zwischen  dem  Haudeis-  und  Finanzmiuister  Namens  der 
Staatsverwaltung  einerseits  uinl  dtMii  Verwaltungsratlie  der  k.  k.  priv.  öster- 
reichischen StaatseisenbahD-GeselUchaft  andererseits  unterm  17.  November 
1876  abgescbloBseneh  Vertrag  (U.  M.  Z.  36920  ex  1876)  geregelt. 

Zu  §.  17. 

Daa  k.  k.  Finanaministerium  bat  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Han> 
delsminiateriiim  mittetet  Erlasa  vom  19.  Juni  1877,  Z.  2588  F.  M.  (H.  H. 
Z.  11791)  auf  Grundlage  des  ProtoooUea  vom  I.  Jnli  1876  (rgl.  weiter  anter 
nb  5)  daa  der  Bemeasnng  des  garantirten  Reinertrages  an  (Jrnnde  an  legende 
Bancapital  des  Er^nznngsnetzes  und  demgemäss  das  garantirte  Reinertrllg- 
aiis  fttr  die  bezeichneten  Jahre,  wie  folgt,  festgesetzt: 

Mit  Sohlnse  des  Jahres:  Hauc-ipitai : 

1871    44,577.903.44  fl. 

1872    40.770. 7t;n.ü3  . 

1873   4H.5H-2.»M;5.48  . 

1874    48,949.429.77  , 

daher  garantirtes  Reinertrilgniss: 

pro  1872   2.525.H48.44  H. 

1873    2,649.394.74  - 

„  1874    2.790.378.22  - 

■„  1875    2,818.370.91  . 

Zn  den  §§.  19  und  20. 

Die  Dnrehfilhrunjr  der  auf  das  Ergänzunirsnctz  l)e/.iiv'liohen  Garaiitie- 
bestimraungen  wurde  durcii  das  Prot(»koll  vom  1.  Juli  1876  geregelt  (vgl. 
das  Protokoll  weiter  unten  sub  5;. 


4.  Aamerknngen  lar  Goncessionsiirknnde  vom  14.  September  1872, 

R.  G.  Bl.  Nr.  lU, 

>  Ar  die  Eisenbahn  von  Chotien  nadi  Nensorge  (?g1.  Erg.-6d.  1,  Seite  267). 

Zu  den       3  uud  16. 

Die  Erdilbung  dea  Betriebes  erfolgte  auf  der  Strecke  von  0 hetzen 
bis  Braunau  fttr  den  Oesammtverkehr  am  26.  Juli  1875,  auf  der 
Zweigbahn  Wenzelsberg-Starkoc  fttr  den  Eilgut-  und  Frachtenver- 
kebr  am  1.  Februar  1876  und  fttr  die  Personen-  und  OepicksbefÖrderung 
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am  5.  Febraar  1876^  endUcb  auf  der  Anschlassatrecke  Uber  Halbstadt  an 
die  prenssische  Greose  bei  Neu  sorge  am  15.  Mai  1877. 

Zn  §.  4. 

Auf  Grnml  derBestiniraun]ü^on  dipses  Paraffraphes  wurde  der  Gesellschaft 
die  Baul»ewilli{;iing  liir  lol^'ciide  Flü;^'('lbahneii  ertheilt: 

1.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthaltorci  für  Hidimni  vum  18.  September 
1875,  Z.  51557,  Uf»er  Eriuärliti^qm<j:  dos  k.  k.  liaudolsministers  vom  31. 
Aupist  1875,  Z.  2568U,  lllr  eine  Sclih  ppbahn  von  der  Station  Opocuü  zur 
Zuckcrliilii  ik  des  Fürsten  C  o  1 1  o  r  e  d  (» ■  M  a  n  n  sf  p  I  d. 

2.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthaltcrei  für  Böhmen  vom  19.  September 
1875.  Z.  5155ti.  über  Ermächti^^unfr  des  k.  k.  Ilandelsniinisters  vom  17. 
August  1875,  Z.  25242,  für  eine  l'fcrde-Schleppbahn  von  Hermsdorf- 
Oelberg  zur  mechanischen  Weberei  des  Josef  Edlen  v.  Schroll. 


5.  Protokoll^ 

iniigesonBBeii  in  k.  k«  UuiäelsniimBtcriuB  in  U  Juli  1876  (C.  Bl.  Nr.  78  ex  1877). 

Gcgren  wä rti  g: 
Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 

Seine  Excellens  der  k.  k.  Fiuanzminister,  Sisinio  Freiherr  von  Fretls- 
Cagaede* 

Seine  Bzeellen£  der  k.  k.  Handelsminister  Johann  Ritter  Ohlmeekj* 
DerGeneral-Direetor  desösterr.  Eisenbahnwesens,  Seotionsohef  Wilhelm 
T.  UMHig. 

Von  Seite  der  k.  k.  priv.  österr.  S  t  a  a  t  s  e  i  s  e  n  ba  Ii  n  -  G  ese  Il- 
se h  a  ft  u n  d  d  e  r  k.  k.  a.  j)  r i  \ .  B  r ü  n  n  -  R  o  s  s  i  t  z  e  r  Eis  e  n  b  a  ii  n  : 

Der  Priisident  des  Verwaltuu^sratlies  der  Btaatseisenbahu-Gesellächaft^ 
Moriz  I  rcilien  Modinner  v.  Ksprior«. 

Der  Verwaltnngsratli  der  Staatseisenbahn-GeselUchaft,  Karl  Freiherr 
V.  Härdtl. 

Der  (Jeneral-Director  der  Staatseisenbalm  (Jesellschaft  und  Präsident 
des  Ver\valtunj:srath''S  der  Briinn-R<»ssit/er  Eisenbahn.  Leopold  Bressas. 

Der  General- Director-Strllvertreter  der  i)sterr.  Staatst  is(  ii)>;ihn-(iesell- 
sebaft  und  Viee-Präsi<l«'iit  des  Verwaltungsratbes  der  lirüun-iiüSbitzer-Eiseu- 
babu,  k.  k.  Hofrath  Wilhelm  Freiherr  v.  Kngertli. 


Eiaenbalm-QefteUttoliafu  löd 

G  e  g  e  n  8 1 .1  n  d 

der  Verhandluiifi:  ist  die  Durcliruhrunp:  der  auf  dii8  Ergänziiiigsnotz  der  k.  k. 
priv.  österr.  StaatseiHenbahn-GeseUschail  and  auf  die  BrünU'Rossitzer-Eisen- 
bahn  bezüglichen  Garantiehestimmmigen. 

Nachdem  bei  der  Anwendung  einiger  auf  das  GarantioverhältnirtB  Bezug 
habender  Bestimmungen  der  Concessions-Urkunde  vom  1.  December  1866, 
R.  G.  BI.  Nr.  6  vom  Jahre  1867  fUr  das  ErgÜnzungsnetz  der  k.  k.  priv. 
Österr.  Staatseisenbahn-Gesellschaft  Meinungsverschiedenheiten  und  Schwierig- 
keiten sich  ergaben,  und  es  sich  bei  Austrairung  dieser  Differenzen  als 
wünschenswerth  herausstellte,  auch  eine  Vereinfachung  in  der  Anwendunfx  der 
im  r»'hcreinkommen  vom  1.  December  1866,  K.  0.  Bl.  Nr.  8,  v.  J.  1867 
enthaltenen  Bestimmungen  Uber  das  Garantie- Verhiiltniss  derBrünn-Hossitzer- 
Eisenbahn  herbeizuführen,  wurden  nachstehende  Vereinbarungen  getroffen: 

Artikel  1. 

Bfluautlagen. 

In  die  Baukosten  dt-s  Ergkuzungsnetzea  (§.  lU  Punkt  2  der  Coucessiuns- 
Urkunde)  sind  aufzuiiolimen : 
aj  Die  Kosten  der  Wiener  Sclilaclitliausbahn.  des  I)(inau  Uf'-rlmlinlinfea 
und  seiner  Verbindung:  tnit  di  r  Ilaujithahn  am  reohten  Lniidpfi-ih-r  der 
Stadlauer-DouaubrUcke,  sowie  endlich  der  Verbindungsbahn  in  Süssen- 
brunn ; 

bj  die  Kosten  iles  Wiener-Baliiiliofes  mit  Aus'^chluss  <ler  Simmerin^n^r 
Central-Wi'ikst.-itte  und  nach  Abziifr  eiiu  s  von  der  \S  ien-Knabeihalii)  zu 
übernehmenden  Pauschalbetrages  von  Achtliunderttausend  (bOU.ÜOO) 
Gulden: 

cj  ein  für  die  bis  1.  Jänner  1876  verrechneten  Ausgab<'n  a\if  '^2^'^'i^iQ^^Q 
bemessener,  für  die  weiteren  Ausgaben  jedoeh  auf  1  .VV^,  festgesetzter 
Antheil  an  d*'n  Kosten  der  Simmeringer  Central- Wt  rkstHtte ; 

dj  vom  1.  Jänner  1S71  an  ein  aul  Fünfhundertfüntzi;.'-tanseitd  (r>.')0.000 
Gulden  itsterr.  Währung  bezifferter  Pauschalbetrag  für  Betriebs-Material- 
Vorräthe  aller  Art. 

Artikel  2. 

Weitere  Bauherstellungen. 

Dm  der  im  1.  Absatz  des  §.  19  der  Concessions-Urkunde  des  Ergän- 
lungsnetses  enthaltenen  Bestimmnng,  betreffend  die  Sehliegsung  des  Bau- 
eontos nach  Mi'iglielikeit  uachaakonunen,  wird  festgestellt,  dass  die  Gesammt- 
anJagekoaten  des  Ergänzungsnetzes  in  keinem  Falle  höher  sein  dürfen  ala 
der  aiiB  den  emittirten  425.000  Stück  dreipercentiger  Obligationen  im 
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Nominalbetrage  von  212,500.000  Franken  erzielte  Erlös  von  62,333.013  fl. 
österr.  Währung. 

Ohne  eine  specielle,  neu  einzuholende  Ermächtigung  dürfen  von  nun  an 
keinerlei  BanauefUhrungen  zu  Lasten  des  Baucontog  des  Ergänzungsnetzes 
bewerkstelligt  werden. 

Alle  früheren  dtesbezUgliuhen  Genehmigungen  sind  als  erloschen 
betrachtet. 

Gegen  Einstellung  von  Bauauslagen,  welche  sich  auf  bereits  ansgefUhrte 
Arbeiten  und  AnsebalAingen  beziehen,  bildet  jedoch  die  rortteheade 
Bestimmung  kein  Hinderniss. 

Artikels. 
Agio. 

Das  laut  §.17  der  Concessions- Urkunde  des  Krganzungsnetzes  bohufs 
Festsetzung  jenes  Jahresbetrages,  welcher  zur  Verzinsung  und  Amortisirunj;: 
der  cmittirten  Obligationen  nothwcndig  ist,  zu  bestimmende  Agio  der  Frauken 
ist  auf  Grund  des  Durchschuittscuise^  des  bezüglichen  Jahres  der  Devise 
Paris,  90  Tage,  nach  dem  amtliehen  Wiener  BÖrsencurszettel  zu  ermitteln. 

Artikel  4. 

Betriebsrechnungen. 

Die  Betriebsansiagen  der  beiden  garantirten  Bahnen,  nämlieh  des 
Ergäuzuugsnetzes  und  der  BrUnn-Rossitzer  Bahn  werden  vorerst  auf  Grund 
der  naehstehenden  Artikel  ö  bis  9  eumnlativ  festgestellt  und  sodann  der  naeh 
Hassgabe  des  am  1.  Joli  1870  ins  Leben  getretenen  Betriebs-Vertrages  auf 
die  Brilnn-RossitBer  Bahn  entfallende  Antheil  an  Lasten  der  Betriebsrechnang 
dieser  Bahn  ausgeschieden. 

Der  Restbetrag  wird  als  Belastung  der  Betriebsreehnnng  des  ErgXn- 
zungsnetzes  eingestellt. 

A rtikel  5. 
Allgemeine  Verwaltung. 

Der  im  §.  20  Punkt  a,  b  und  c  für  das  Ergänzungsnetz  allein  fest- 
gestellte Vertheilungsmodus  gewisser  gemeinsamer  Ausgaben  wird  auf  beide 
im  vorhergehenden  Artikel  erwähnte  garantirte  Bahnen  ausgedehnt. 

Die  bisher  in  den  allgemeinen  Verwaltungskosten  (§.  20,  Punkt  a) 
inbegriffenen  Auslagen  für  Veröffentlichungen  sind  künftig  aus  denselben 
auszuscheiden  und  wird  dafür  vom  1.  Jänner  1876  an  fiir  beide  <rarantirte 
Bahnen  ein  Pauschalbetrag  von  jährlich  viertausend  (4000)  Gulden  fest- 
gesetzt. 
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Artikel  6. 

Babnerbaltung. 

Zar  Bestimmnng  der  faetisehen  Bahuerhaltiugskosteii  der  beiden  garan- 
tirten  Bahnen  haben  gegenüber  dem  alten  Netze  als  Endpunkt  an  gelten: 

a)  In  nördlicher  Richtung  die  Sohwarzawabrfleke  (inclusive)  an  der  Ein- 
fahrt des  unteren  Bahnhofes  in  Brünn ; 

h)  in  der  Richtung  gegen  Raab  die  Endweiche  des  Wiener  Bahnhofes  in 
der  besagten  Richtung ; 

e)  in  südöstlicher  Richtung  die  Einfahrts-End weiche  Nr.  1  (nicht  Nr.  0) 
des  Maroliegger  Bahnhofes. 

Zu  den  innerhalb  der  bezeichneten  Grenzen  factisch  erwachsenden 
Auslagen  sind  jedoch  folgende  Pauschal-  beziehungsweise  Betheiligungs- 
betrSge  zuzuschlagen. 

1.  Für  den  unteren  Bahnhof  Brünn  (Arülier  Brünn- Rossitzer-Bahnhof) 
Sechstausend  (6000)  Onlden; 

2.  für  das  Verbindungsstück  zwischen  dem  unteren  und  oberen  Bahnhof 
Brünn  eintausend  (1000;  Gulden; 

8.  für  den  Bahnhof  Hnrchegg  dreitausend  (3000)  Gulden. 

Die  factischen  Erhaltnngskosten  des  Bahnhofes  Wien  werden  nach 
§.  20,  </der  Concessionsurkunde  rertheilt  und  von  den  factischen  Erhaltun'gs- 
kosten  der  Simmeringer-Centralwerkstltte,  inclusive  Geleise  von  ihrer  Ab- 
zweigung vom  Hauptgeleise  an,  sind  25»/«  von  den  garantirten  Bahnen,  die 
restlichen  75o/o  aber  von  dem  alten  Netze  zu  tragen. 

Artikel  7. 

Stationsdienst. 

In  Betreff  der  Kosten  des  Stationsdienstes,  welche  innerhalb  der  im 
Artikel  6  bezeichneten  Grenzen  direct  contirt  werden,  gelten  nachstehende 
besondere  Bestimmungen : 
a)  Der  sogenannte  obere  Bahnhof  in  Brünn  belastet  ausschliesslich  die 

nördliche  Strecke  der  k.  k.  priv.  Österr.  Staatsbahn ; 
h)  an  den  Betriebskosten  des  unteren  Bahnhofes  in  Brünn  participiren  die 
Brünn -Rossitzer  Bahn,  beziehungsweise  die  beiden  garantirten  Bahnen 
mit  einem  Pauschalbetrag  von  zwanzigtausend  (20.000)  Gulden; 
e)  die  Kosten  des  Stationsdienstes  des  Wiener  Bahnhofes  werden  nach 
§.  20,  d  der  Concessions- Urkunde  vom  1.  December  1866  vertheilt. 
Selbstverstlndlich  findet  aber  der  erwähnte  Paragraph  keine  Anwendung 
auf  die  Zugsförderung  (s.  Art  8),  noch  auf  die  Haterialverwaltung,  deren 
Kosten  nach  den  Bestimmungen  des  Continingsschemas  zu  vertheilen 
sind; 
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d)  der  Ualinbof  M.archeg«;  beiastet  ausschliesBlich  die  sttdöstliehe  Strecke 
der  k.  k.  priv.  Staatsbahn. 

Artikels. 
Zugsförderungsdienst. 

Di«'  Zu^'sfönlerunga-Kostenrecbnunjr  wird  fUr  dengesamroten  Wirkungs- 
kreis des  Zugsfördorungs-CUefB  in  Wi<'n  :  Zut^^stiirdorunprs  Section  in  Wien) 
nämlich  für  das  Ergänzungen etz  samait  Zwei^rbahnen,  die  BrUnu-Rossitzer 
Bahn  und  die  Linien  W^ien-Neu-Szöny  cumulativ  geführt,  und  zwar  unter 
Abzug  der  dem  Stationsdienste  facturirten  Beträ;^:^  und  unter  Einbeziehung 
der  Bezüge  des  Maschinenpcrsonals  und  der  KoHtcu  i'ür  Verbrauchsmaterialien 
lals  Kohlen,  Schmierinaterial  u  s.  w.,  jedoch  exclusive  Wasser),  welche  bei 
Fahrten  der  in  der  Zugslörderungs-Section  Wien  stationirten  Locomotiven 
aneserbalb  dieser  Zugsförderuiigs-Section  verausgabt  werden. 

Es  ist  wohl  verstanden,  dass  in  die  Kosten  der  Zugsfürdernngs- Scction 
Wien  die  gesammten  Konten  der  Heizhäuser  in  Brünn  einxubeziehen  tsind 
und  das>,  falls  die  besagte  Seetion,  deren  bisherige  Grenze  in  Stadlau  ist, 
bis  Marchegg  erstreckt  werden  sollte,  alsdann  auch  die  Kosten  der  Wasser» 
Station  Siebenbruno,  jedoch  nicht  jene  des  Heizhauses  Marcbegg  einsube- 
ziehen  wären. 

Dif  Strecke  Sta  llau  -  Marche;,'i;  'exclusive  der  Station  Marohegg)  wurde  mit 
1.  .Jjirin<  r  1878  aus  d»^iii  Vi  rbainie  der  III.  V»»rk»■h^^-S•'cti'>Il  ausgeschieden  und  in  jenen 
der  II.  Vcrkcltr«-Section  ^^Wienj  einbezogen  (U.-M.  Z.  2022  ex  1878). 

Die  solchergestalt  sich  ergebenden  Kosten  der  Zngsförderungs  Section 
Wien  werden  dnrch  die  Qesamnitsabl  der  von  den  in  der  Zugsfördernngs- 
Seetion  Wien  stationirten  Locomotivcn  sowohl  innerhalb  dieser  Seetion,  als 
auf  der  nördlichen  und  südöstlichen  Linie  geleisteten  Zngftkiloroeter  dividirt. 
Der  Quotient  ist  der  Binheitspreis  des  Zugskilometers  der  Zngsfördenings- 
Seetion  Wien.  * 

Die  Belastung,-  welche  die  Betriebsrechnungen  der  beiden  garantirten 
Bahnen  (Ergttnzungsnetz  und  Brlinn- Rossitz;  für  Zugsfördemngs- Kosten  zu 
erleiden  haben,  ergibt  sich  sodann,  indem  die  Oesammtzahl  der  auf  beiden 
garantirten  Bahnen  sowohl  von  den  Loeomotiven  der  Zugsfördemogs» Seetion 
Wien  als  von  auswärti<ren  Loeomotiven  geleisteten  Zngskllometer  mit 
dem  obenerwihnten  Einheitspreis  der  Zugsförderungs-Seotion  Wien  multi- 
plicirt  wird. 

Artikel  9. 
Fahrdienst. 

Die  Kosten  des  Fahrdienstes  werden  llir  die  beiden  garantirten  Bahnen 
direct  zugerechnet. 
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Artikel  10. 
Coupons. 

Die  schon  im  4.  Absata  des  §.  20  der  ConeesAions- Urkunde  des  Er- 
ginzongsnetzes  enthaltene  ErmSchtigung,  die  Obligations-Conpons-StempeU 
auslagen  in  die  Betriebsrechnong  einzustellen,  wird  ausdrücklich  bestätigt 
und  die  Gonpons-EinlÖsnn^kosten  werden  als  Betriebsanslage  anerkannt. 

Artikel  11. 

Fusionirung. 

Die  k.  k.  Regierung  und  die  beiden  betheiligten  Qesellsohaften  ver- 
pflichten  sich  gegenseitig,  eine  Fusion  der  Brfinn-Rossilzer  Eisenbahn  mit 
dem  Ergänznngsnetze  der  dsterr.  Staatsbshn  auf  jede  Weise  zu  fSrdem. 

Sollte  dieselbe  ohne  Znthnn  der  einen  oder  andern  der  beiden  Gesell- 
Schäften  bis  Ende  1877  die  legislatiye  Oenehmigung  nicht  erlangt  haben,  so 
behalten  sich  die  beiden  Gesells^thaften  aasdrHcklieh  vor,  die  oben  in  den 
Artikeln  6  und  7  zugestandenen  PanschalbetrXge  einer  Revision  zu  unter- 
liehen« 

Artikel  12. 
Wirksamkeit. 

Die  voistchoinlcn  Alniiadiuii^Tn  haben,  insoweit  das  Gegentheil  nicht 
ausdrücklich  erwälint  ist,  ni<'ht  nur  fTir  die  Zukunft,  smideru  prineipiell  auci» 
für  die  Vergangenlieit  zu  .igelten;  letzteres  j^'ddch  nur  insoweit  iiire  Üurch- 
fUhrung  nach  den  vorhandenen  xVufschreihunjren  thunlirh  ist. 

Schliesslicli  wird  bemerkt,  dass  die  von  den  Vertretern  der  k.  k.  priv. 
österr.  Staatseiseubalin  (Gesellschaft  erhol»enen  AnsprUche  auf  Verzu^'s/iusen 
für  geforderte  GarautievorsciiiUise  keinen  Gep^enstand  dieses  Uebereinknmniens 
bilden,  nachdem  die  Vertreter  der  k.  k.  KetritMunp:  sifh  nach  eingehcuücr 
Prüfung  der  erhobenen  Ansprüche  ihre  Entscheidunu'  vorbehalten. 

Hiermit  wurde  das  vorstehende,  in  eim  in  uugetttempeUen  l*are  ausge- 
fertigte Protocoll  ^^eschlossen  und  unterferti;:t. 

Eine  amtlich  vidimirte  Abschrift  dieses  l'rotocolles  wurde  der  k.  k.  priv. 
dsterr.  StaatäciseubahD-GescUscliaft  ausgefulgt. 

FQr  die  k.  k.  Regiemng:         Fttr  die  k.  k.  priv.  österr.  Staatseisen- 
Fretls  in*  p«      Cklmeekj  m.  p.  bahn-Gesellsohaft : 

Rlrdllag  m.  p.  Wedlaaer  m.  p.         lirdtl  m.  p. 

Fttr  die  k.  k.  a.  priv.  Hrttnn-Rossitzer 
Eisenbahn : 
Bigerth  m.  p. 

Von  der  Genehinigunsr  Aes  vorstehenden  Protocolles  wurde  der  VerwaltungvraÜi 
dt>r  k.  k.  priv.  östorr.  6taatscij<ciiViibii-Ge9elUolutft  mit  dem  Haridelsministfirial-Ertaue 
vom  15.  Juli  1Ö77,  Z.  tflOa,  verständigt. 
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6,  XXVIII.  Gesotzartikel  vom  Jahre  1872, 

über  den  Ausbau  der  Vojtek-Deutsch-Bogsanrr  lüscnbahn  zweitt-n  Kitnu«  s.  (Sanelioniri  am 
15.  October  187:2.  kundgemacht  in  beiden  Häusern  des  Heichstages  am  15.  (ktober  \biii,) 

%  >• 

Die  in  Betreff  des  Ausbaues  der  aus  der  südöstlichen  Linie  der  priv. 
Staatseisenbahn- Gesellschaft  zwiseiien  den  Stationen  Z-^<  boly  und  Delta  in 
der  Nähe  der  Ortschaft  Vojtok  auslaufenden  nach  Dcutsch-Bogr^ian  filhrenden 
Locomotiv-Eisenbahn  zweiten  Kanjres  vorjrelejrte  Concessions-L'rkunde  wird 
durch  die  Gesetzgebung  genehmigt  und  inarticulirt. 

§  2. 

Mit  di'in  Vollziifre  dieses  Geset/«s  winl  d«r  Minister  i'nv  öffentliche 
Arbeiten  und  Comniunicationen  und  der  Fiuanzniinister  beauftragt. 


7.  Concessioiii!»urkuii(1e  vom  5.  Jäiiuer  1873^ 
(&r  die  Secandirbahn  von  Vojtek  nach  Bogsia. 

Wir  Franz  Joseph  I.  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von  Oesterreich  nnd  Aposto- 
lisoher  König  von  Ungarn,  Unseren  Gruss  an  Alle,  die  die  Sache  betrifft, 

oder  in  Zukunlt  betreffen  wird. 

Da  die  priv.  Staaiseisenbahn  Gc-üelUoliaft  um  die  Concession  zum  Bane 
und  Betriebe  einer  von  ihrer  slidöstliohen  llauptlinio.  zwischen  dsn  Stationen 
Szebely  und  Detta,  in  der  Nähe  der  Gemeinde  Vojtek  auszweifi^enden,  nach 
Deutseli  BofTs/in  führenden  Secundär-Locomotiveisenbahn  bei  Uns  angesucht, 
und  der  XXV III.  G.-Art.  vom  Jahre  1872  den  Ausbau  der  oberwähnten 
Eisenbahnlinie  und  die  Ausfertigung  der  Coneessionsurkunde  an  die  um  die 
Concession  ansuchende  Gesellschaft  angeordnet  hat,  fühlen  Wir  Uns  znm 
Zwecke  der  Vollziehung  des  Gesetzes  veranlasst,  über  Ansuchen  der  obbe- 
nannten  Oeaellscbaft  nnd  für  dieselbe  die  Concession,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§•  1- 

Die  lt.  k.  priY.  dsterreichisohe  Staatseisenbahn-GesellsebtUt  erhUt  nnter 
den  weiter  folgenden  Bedingungen  das  Reeht  zum  Bane  nnd  Betriebe  einer 
secnndären  Locomotiveisenbahn,  welche  von  einem  zwischen  den  Stationen 
Szebely  und  Detta  der  sttddstliehen  Hanptlinie  der  Staatseisenbahn-GeseU- 
schaft  gelegenen  Punkte  anslänft  und  Uber  Gatt^ja,  Moritzfeid,  GertenyeSy 
Zsidovin  nnd  Rom.-BogsAn  nach  D.-Bogs&n  führt. 
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Die  Tdii  ■•••isioiiiirin  ist  verpflichtet,  liciin  Baue  iiinl  Hetiiel)e  <ler  «'on- 
ceKfioiiiitcii  IJaliii  >i'"li  an  den  Iiilialt  der  ;;e^en\värti;:cii  t'oneeR^ionsurkundo, 
ferner  an  die  vom  Minister  für  »»ffentliolic  Arhi  itm  und  ( "(unMiuni(\'ili()non 
hinaiis-refrebene  nnd  vom  Reich-^ta^'e  ^'eneluni;rte  provisorisciic  Kisenbahn- 
C(ineos««ion8vors<-lirilt,  Z.  4973  vom  20.  April  an  die  im  ij.  8  des 

uii^'arisch  i»stprrei«  liiftclien  Zoll-  nnd  Haiidelsbündnisscs  vom  Jahre  18fi7 
pro\  isorisch  an^^enonunene  Ei^^enbahn-Hetricbsordnunjr,  ins^oweit  diese  nicht 
durch  den  Iniialt  der  gejrt'nwärtigen  ('(»nce^sionsnrkiinde  nn<l  deren  Anhan;^; 
rmidificirt  wird,  endlich  an  die  durch  die  un^'arische  He^'ierun^  an  den 
be>tehen<len  Kegiilativen  vorzunehnitiulen  Abandt'run«ren  ins(dan;ire  zu 
halten,  bis  an  Stelle  dieser  provisorischen  K<  {^nlativen  durch  die  vater- 
ländisdie  Ge8et/}rebun^  nicht  neue  (iesetze  pesrhaffen,  oder  durch  die 
ungarische  Hefriernn};  nicht  andere  Verordnun«ren  ins  Leben  fi-erufen  wenb-n. 

Wenn  im  Verlaufe  des  linucs  oder  nach  InbetrielKctzuiif:  der  l!ahn  die 
besieiieiiden  Gesetze  und  Mc^Milativen.  sowie  die  iJestinimungen  tler  fj;et?en- 
wärtijrt-n  r"onfc«sionsui  künde  dur<-h  die  (»esetzirebunjr  oder  Rcfrierun;;  ab- 
L'eiindert  werden  und  in  Foli^e  dieser  Altänderungen  neue  Auslagen  lUr  die 
C'oncessionarin  entstehen  8<dlten,  wird  rücksichtlich  der  Deckung  derselben 
von  Seite  der  Regierung  Uber  Autrag  der  Couceääiuuärin  euUcliieüeu 
werden. 

§.  3. 

Der  Bau  der  Bahn  und  die  BetriebsansrttBtnog  derselben  wird  auf 
Grund  der  dnreh  die  Concessionärin  anzufertigenden  und  der  Regierung  zur 
Prüfung  und  Geneiimigung  zu  unterbreitenden  General*  und  Detailprojeote 
dttrehgeftthrt. 

Der  ConeessionMrin  wird  Übrigens  eowolil  bei  der  Verfassung  der 
Projecte,  als  auch  bei  der  Bauausführung  hinsiehtlich  der  anzuwendenden 
Constmctlonen  innerhalb  der  durch  diese  Coneession  gezogenen  und  durch 
die  Rttcksiehten  auf  die  Sicherheit  des  Betriebes  gebotenen  Grenzen  toUo 
Freiheit  gewXhrt. 

Die  Regierung  behXlt  sieh  vor,  mit  Rficksicht  auf  die  Erfüllung  der 
gesetzlichen  Bestimmungen,  ferner  im  Interesse  des  Bahndienstes  und  des 
Öffentlichen  Verkehres,  sowie  zum  Zwecke  der  Hintanhaltung  von  fOr  die 
Naehbargegendeu  und  Einzelne  etwa  entspringenden  Gefiahren  und  Schäden, 
behufs  Sicherung  des  Bestandes  der  Bahn  die  durch  die  Concessionärin  vor- 
zulegenden PlSne,  in  Folge  deren  technischer  Prüfung,  des  Localangen- 
scheines,  der  gesetzlichen  politischen  Linienbegehung,  sowie  in  Folge  von 
Beschwerden  der  interessirten  Naohbarbesitzer  von  Fall  zu  Fall  untersuchen 
zu  lassen  und  auf  Griitid  der  stattgehabten  Untersuchung  abzuindem.  Durch 
diese  Aendemngen  kann  aber  die  auf  Grund  der  politischen  Begehung 
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beBtimmte  und  von  der  Regierung  genehmigte  Trace  keine  Aendernng 
erldden. 

SeibstvcrstUndUcli  dUrfen  hieduroh  die  durch  die  Coneession  der  Con- 
ceBsionErin  ertbeilten  Rechte  nicht  alterirt  werden. 

Sollte  sieh  bei  der  Bauaueitihrung  aus  bauökonomisehen  oder  Betriebs* 
Tlteksiohten  eine  AbSnderung  der  Bahntrace  oder  der  Detailpläne  als 
vttnscbenswerth  oder  nothwendig  darstellen,  so  mnss  zn  solchen  AbSnde* 
rangen  die  Qenehmigung  der  Regieruug  eingeholt  werden. 

Hiedurch  können  jedoch  die  auf  den  Ausbau  der  Bahn  bezüglichen 
Bestimmungen  der  Concessionsurkunde  keine  Aenderung  erleiden. 

§4. 

Der  l'iitt  rli;ui  der  Hahn  kann  fiir  ein  ficlciso  hergestellt  und  dem^MTniiss 
die  Grunderwcrhiin^  auf  eine  solche  Fliirhc  hesohränkt  werden,  welche  für 
die  Anlage  einer  ein^eleisigen  Baiui  und  der  Ausweichen,  sowie  aucli 
der  ^Stationen  erforderlich  ist. 

Sohald  auf  der  concessiduirten  IJahn  der  Verkehr  so  antrewneh<»en  ist, 
dass  die  jährliclie  Bruttoeinnahme  per  Meile  100.000  Gulden  iisterreichisi-he 
Währung  in  Silher  ühersteifjt.  so  ist  die  Coneertsiunarin  auf  Verlanjren  der 
Regierung  verptlichtet,  ein  zweites  Geleise  ohne  jede  Entscliädigung  zu 
erbautii. 

Zur  Krlüllung  dieser  Verpfiiehtung  kann  jedoch  die  Concessionärin  mir 
iniierliallt  der  ersten  To  .lalire  der  ( "onee.ssionsdauer  verhalten  werden,  inner- 
lialh  der  iibrighh  iluMideii  .Jahre  ist  sie  zur  Herstellung  des  /.weiten  Geleises 
nur  gegen  eine  zu  vereinbarende,  seitens  des  Staates  zu  leistende  Entschädi- 
gung verptlichtet. 

•  §.6. 

Bei  der  Ausführung  der  Arheiten  hat  die  Concessionärin  foli^ende  allge- 
meine  Vorschriften  zu  befolgen : 

(I }  Unterbau. 

Das  Maximal-Sleigungsverhültiiiss  wird  auf  1:  100  festgestellt. 

Die  Krümmungen  auf  der  offeneu  Bahn  dUrlen  keinen  kleineren  üalb» 
messcr  als  ;]00  Mett-r  lial)en. 

Das  Nornialprutil  der  Bahn  ist  im  Kinsehnitt  und  Damm  so  anzulegen, 
dass  die  Kronenhreite  dort,  wo  die  Schienen  auf  den  Schwellen  ruhen, 
3*3  Meter  beträgt. 

Das  Sehotterbett  hat  eine  Dieke  von  0-25  Meter  unter  dem  Sciiienen- 
fusse  und  in  der  Höhe  des  Schienenfuases  eine  Breite  von  2  0  Meter  zu 
«rbalten. 
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Brucken  und  Darohlässe,  mit  Ausnahme  der  unter  dem  Erddamme  befind- 
li^shen,  können  ane  weichem  Holze  hergestellt  werden. 

bj  Oberban. 

Die  Bahn  erhält  die  normale  Spurweite  von  Hauptbahnen. 

Bezüglich  der  Herstellung  des  Oberbaues  und  der  Lieferung  aller 
Bestaadtheile,  sowie  in  Betreff  der  Geleisdispositionen  der  Stationen  sind 
jene  Vorschriften  und  Nonnale  als  Richtschnur  zu  nehmen,  welche  bereits 
für  die  SecundXrbahn  ValkAny-PeijAmos  festgestellt  wurden,  und  sind  eben- 
falls schwebende  Stösse  zulässig.  In  dieser  Beziehung  wird  besonders 
erwähnt,  dass  die  Schienen  nach  dem  leirhteren  Profile,  nämlich  per  laufen- 
den Wiener  Fuss  15  Zollpftinde  wiegend,  aus  gewalztem  Eisen  zu  Uefem 
sind.  Die  gewöhnlichen  Schwellen  sollen  2*86  Meter  lang  sein,  dürfen 
jedoch,  sowie  auch  die  Wechselschwellen,  aus  weichem  Holze  hergestellt 
werden. 

Alle  fUr  den  Oberbau  ndtliigen  fiisenmaterialien  und  Oberbaufabricate 
ist  die  Coneessionärin  nach  Thunlicbkeit  im  Inlande  zu  beschaffen  ver- 
pflichtet. 

r)  H  ()  c  Ii  b  a  II,  B  a  h  n  a  b  8 c  I»  l  u  8 s ,  S i   ii  a  l  e. 

Die  Ansltthrung  der  Hochbauten  kann  auf  das  geringste  Mass  beschränkt 
werden. 

Es  wird  im  Allgemeinen,  mit  Ausnahme  ganz  specieller  Fälle,  ausser 
den  in  den  Stationen  eiionierlichen  Wächte rhäuHern  die  Aui^tlihrung  von 
höchstens  je  zwei  Wächterhäusem  pro  Bahnmeile  beansprucht. 

Für  jede  Station  genügt  eine  Wartelocalität. 

ZurHerstcUungr  von  Localitäten  für  öffentliche  Zwecke,  als:  illr  die  Post, 
den  Telegraphen,  die  Polizei  etc.  ist  die  Coneessionärin  nicht  verpflichtet. 

Waarenma-rMzine  sind  nur  bei  entsprechendem  Verkehre  zu  errichten. 

Alle  Gebäude  dürfen  aus  an  Ort  «ind  Stelle  am  billigsten  zu  beschaffen- 
dem Materiale.  eventuell  auch  aus  Riegelwänden,  Luftziegeln  oder  Pise  mit  . 
Holzdäohern  hergestellt  werden.  Die  Grundmauern  und  die  Tragpfeiler 
mttssen  jedoch  aus  Stdn  oder  Ziegeln  ausgeführt  werden. 

Im  Allgemeinen  »ind  Einfriedungen  der  Bahn,  als  welche  auch  die 
Scliutzdämme  und  Materialgräben  angesehen  werden,  nur  an  besonders 
beachtensworthen  Punkten  und  dort  nothwendig,  wo  die  Bahn  neben  Strassen 
oder  Ortschaften  geftthrt  wird. 

Wegfichranken  werden  nur  bei  frequcnten  Febergängen  oder  da  gefor- 
dert, wo  das  Herannahen  des  Zuges  von  dem  Wegttbergange  aus  nicht 
wenigstens  auf  150  Meter  Länge  sichtbar  ist. 

Zugschranken  sind  zulässig  und  es  können  von  einem  Standorte  ans 
gleichzeitig  mehrere  Zugscb  ranken  bewegt  werden. 
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Bci  Wejrllber^ängen  oUm-  >>  \niu\keu  sollen  fixe,  das  Laiigsamfahreii 
anzeigende  Scheiben  aiifpeptcllt  worden. 

Die  Ooncessionärin  ist  zur  Erriehtunjr  eine-^  Bj  triebstelejrraplien,  welcher 
die  telcgraphi»ebe  Correspondenz  zwischen  den  Stationen  vermittelt,  ver- 
halten. 

Optische,  akustische,  sowie  Glockensignale  sind  entbehrlich. 
Die  Hand-  und  Zugsignale  äind  nach  den  bestehenden  Vor^schrit'ten  ein- 
zurichten. 

dj  Btatiouen. 

Die  GoneeBBionirin  hat  die  von  der  poUtiachen  Begehnngacommiaaion 
featgeaetzten  Stationen,  aoaaerdem  die  ADaohlnaaatatton  an  die  k.  k.  pnv. 
Staatabahn  zn  erbauen. 

Ihre  DetaiLanlage  aoll  den  Prindpien  nach  mit  den  von  der  Begierang 
fQr  die  Secundttrbahn  ValkAny-Peijimoa  genehmigten  Typen  Übereinkommen. 

Alle  Stationen  sind  aber  derart  anzulegen,  daaa  aie  im  Bedarfafalle 
yergröaaert  werden  können. 

ej  B etri ebsmitt el. 

Die  Wahl  der  Fahrbetricbsmittel  bleibt  der  C<»nce88ionäriii  unter  Vor- 
behalt der  Bestimmungen  der  §§.  21  und  22  der  im  §.  2  angeführten  provi- 
sorischen Eif^enbahnbetriebsordnung  Uberlassen. 

Die  grösste  Belastung  einer  Locomotivaohse  wird  auf  175  ZoUoeotner 
festgesetzt. 

LocomotlTe  mit  zwei  Aehsen  sind  zulässig'. 

Alle  Locoraotive  mttssen  mit  amerikanischen  Bahnräumem  Teraehen 

sein. 

Bei  drei  Viertelthoilen  der  gesammten  (Uiterwagen  sind  elaatische  Stoss- 
ballen  nicht  erforderlich,  wohl  aber  für  den  Rest 

Per«onenwa^ren  mit  doppelter  Etage  sind  zulässig. 

Für  die  aus  dem  Auslände  einzuführenden  Betriebsmittel,  sowie  im  All- 
pemeinen  für  die  aus  dem  Auslände  bezofrenen  und  für  iliese  Bahn  bestimm- 
ten Materialien  hat  die  Coneessionftrin  den  Eingangszoll  zu  entrichten. 

fj  Ausbau  der  Bahn. 

Sobald  auf  der  hier  concessionirten  Bahn  der  Verkehr  so  anwachsen 
sollte,  dass  durch  längere  Zeit  täglich  mehr  als  ftinf  Zttge  in  der  einen  und 
fünf  Züge  in  der  anderen  Riehtunp:  verkehren,  oder  aber  sobald  die  Einiichtung 
des  Nachtdienstes  nothwendig  wird,  ist  die  Ooncessionärin  verpflichtet,  in 
Bezu?  auf  Aulnahmsanatalten,  Sifrnnle.  Bahnbewachunp;  und  alle  sonstigen 
auf  Einhalt uuL'-  eines  regelmässigen  Verkehres  abzielenden  Ma^^sro^eln  diese 
Bahn  nach  den  für  Hauptbahnen  bestehenden  Normalien  und  Vorschriften 
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der  küniglich  ungariscben  Staatsverwaltung  auf  eigene  Kotten  m  TervoU- 
ständigen  und  einzariohten. 

Dieee  Verpfliohtung  kann  jedooh  nur  in  den  enten  70  Jahren  der  Con- 
eeisiottednaer  gefordert  werden,  wShrend  In  den  fiberbleibenden  Jahren  eine 
derartige  Umgeetaltong  der  Bahn  nor  im  Wege  eines  eigenen  zwischen  der 
Regierong  nnd  der  Concessionilrin  mm  treffenden  üebereinkommenB  bewerk- 
gtelUgt  werden  kann. 

§.  6. 

Die  Concessionirtn  iet  von  dem  Erläge  einer  besonderen  Cantion  und 
TOD  der  Naohweisang  einer  SOperoentIgen  Eincählong  anf  das  Anlageeapital 
entbanden. 

Die  Conces.sioniirin  verpflichtet  sich,  die  Detailprujeete  bioiien  drei 
Monaten  nach  dem  Inkratttrotcn  des  Cnnci'saions<:esetZ('s  der  Repierunp:  vor- 
zulegen, den  Bau  der  Bahn  binjieii  einem  Monate  nacli  erlrd^^ter  Genehraifcung 
dieser  Projecte  zu  beginnen  und  binnen  zwei  Jahren,  ebenfalls  von  dem  Tage 
dir  (ionehmigung  des  Detailprojee.teH  an  gerechnet,  den  Bau  au  vollenden 
and  die  Bahn  dem  Verkehre  za  Übergeben. 

Die  ErSflhQDg  de«  Betriebet  erfolgte  am  6.  September  1874. 

§.8. 

Die  Regiemng  behalt  sieh  das  Reoht  vor,  im  Falle  als  bestigUoh  des 
Ansdhlnsses  anderer  Bahnen,  der  gemeinsehaltliehen  Bentttznng  von  Bahn- 
hSfen,  der  Wagenansleihe  nnd  aller  hiefUr  entfallenden  Entsohädignngen 
swisehen  den  betreffenden (Sesellsohaften  ein  Uebereinkommen  nioht  anstände 
kommen  sollte,  die  Bedingungen  eines  soleben  bestimmen  zu  können. 

§.  9. 

Der  ConcessionXrin  wird  cur  AosfUhning  der  oonoessionirten  Bahn  das 
Reeht  der  Expropriation  im  Sinne  des  LV.  Qesetzartlkels  vom  Jahre  1868 
ertheUt. 

§.  10. 

X  Die  Concessionärin  ist  verpfliehter,  die  Post  nnd  die  PoKtmanipulanten 
im  Sinne  des  §.  68  der  laut  VIII.  Artikel  des  Zoll-  und  Handelsbiiudnisses 
^om  Jahre  1867  angenommenen Eisenbahnbetriebsordnnng  vom  16.  November 
1851  unentgeltlich  zu  befördern,  und  zu  diesem  Behufe  ti&gllcb  mindeatens 
einen  Zug  in  beiden  Richtungen  einzurichten. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  die  Hälfte  eines  zweiachsigen 
Frarbtwagens  aar  Beförderoog  der  Postsendungen  und  des  Fostoonduoteurs 
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dnznriohten,  welcher  Postwagen  in  Jeder  Biehtnng  täglieh  mindestons  ein- 
mal zu  verkehren  hat. 

Die  Conceseionftrin  ist  verpiliehtet,  jene  Posteendnngen,  welche  ohne 
Begleitung  der  Postbeiunten  oder  Diener  gesendet  werdoif  mit  Ausnahme 
der  Wertiisendangen,  kostenfrei  an  die  betreffende  Station  an  befördern  und 
absngelten. 

Correepon 'enzen,  welche  in  Sachen  der  EisenbahngeschlftsfilhniBg 
zwischen  der  Direction  und  ihren  untergeordneten  Organen  oder  zwisclien 
diesen  letzteren  unter  einander  geführt  werden,  dürfen  auf  der  hier  con- 
cessionirten  Bahn  portofrei  befördert  werden. 

§.  11. 

Die  C'oncewionirin  ist  verpflichtety  auf  ihrem  eigenen  Besifstliume  und 
Gebiete  die  Aufstellung  der  Staatstelegraplienleitnng  entlang  der  Bahn  unent- 
geltlich zu  ge  talten. 

Die  Tetegraphendirection  ist  indess  gehalten,  den  Platz  der  Sinleu, 
sowie  die  übrigen  Befestignngspnnkte  der  Leistangsdrfthte  im  Einverständ- 
nisse mit  der  ConcesslonXrin  zu  bestimmen. 

Weiters  ist  die  GoncessionUrin  verpflichtet,  die  üeberwachung  der  auf- 
gestellten Leitung  durch  ihr  eigenes  Bahnpersonale  ohne  Entschädigung  zu 
besorgen. 

Dagegen  wird  die  Coneessionärin  berechtigt,  die  DrUhte  ihres  Betriebs- 
telegraphen auf  den  Staatstelegraphenslulen  anzubringen,  ohne  dass  sie 
hiefOr  was  immer  iUr  eine  Entsehi&digung  zu  leisten  verpflichtet  wäre. 

Die  Benützung  dieses  Betriebs-Telegraphen  wird,  wenn  durch  die 
Regierung  in  Betreff  der  Staatsdepeschen  keine  separate  Vertilgung,  sowie 
hinsichtlich  der  Privattelegramme  ein  Debereinkommen  nicht  getroffen 
werden  sollte,  ausschliesslich  Ülr  Mittheilungen  des  Bahnbetriebes  in 
beschränken  sein,  wesshalb  auch  dessen  Benutzung  unter  die  Aufsicht  der 
Staatsverwaltung  gestellt  wird. 

12. 

Die  Fahr-  und  Frachtpreise  iUr  die  concessionirte  Bahn  werden  inner- 
halb der  folgenden  Qrenzen  festgesetzt : 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile  nnd  per  Person: 
in  der    I.  Classe  36  kr.  in  Silber, 

n    II     Ii«     «         ......    27   n    u  „ 

Die  Wa|en  der  I.  nnd  Ii.  Classe  können  den  auf  den  Hauptbahnen  ver- 
wendeten Wa^en  zweiten  Ranges  entflprechend  eingerichtet  werden. 

Für  die  III.  Classe  ki'mnen  «olche  Wagen  angewendet  werden,  wi«  sie 
auf  den  Staatsbahnen  für  die  IV.  Ciasse  festgestellt  sind. 
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DftR  Gepäcks-Ueberge wicht  Uber  50  ZoUpfuod  wird  nach  Bruchtheilen 
von  2ü  Zollpfiiuden,  das  Eilpit  nach  Bruchtheilen  von  10  ZoUpfanden  auf- 
wärts abgerundet  und  Icann  der  ZoUceutner  zur  doppelten  Oebtthr  der  III. 

Fraclitclasse  berechnet  werden. 

Für  Frachtgüter  winl  dsr  Tarif  per  ZoUcentuor  und  Meile 
iu  der    I.  Classe  auf  .....  2  kr.  in  Silber, 

H      »I     ^11^«         fl  «  •••••^Wll  II 

festgestellt. 

Amnabinsweiee  sind  ganse  Wagenladungen  von  Kohle,  Sali-,  Brenn* 
nad  Banbols,  Dttnger,  Steinen  and  Ziegeln  per  Zolloentner  und  Meile  um 
1*66  kr.  in  Silber  au  befördern. 

RQckdcbtlieh  der  ttbrigen  Fahr-  nnd  Fraehtpreise  fllr  Personen  und 
Ollter,  femer  rQeksiohtlieh  der  Nebengebttbren,  der  ClaeBificirong  der  Waaren 
nad  der  sonatigen  Transportbeetimmnngen  beben  die  auf  den  Hanptlinien 
der  pm.  StaatBeieenbabn-GeBellsehaft  geltenden  Bestimmungen  in  Anwen- 
dung sn  kommen. 

Sobald  die  Einnahme  dieser  Balm  dnreh  drei  aufeinanderfolgende 
Jahre  eine  Spereentige  Veninsnng  des  AnUgeeapitals  ergibt,  ist  die  Regie- 
rung bereebtigt,  im  Einvernehmen  mit  der  Concesdonllrin  die  Tarife  ent- 
•preebend  an  ermXssigen. 

§.  13. 

Die  Cottcessionirin  ist  berechtigt,  die  Transportgebtthreu  in  inllndisoher 
Silbermttnse  xu  bemessen,  doeh  ist  sie  yerpflichtet,  die  auf  Grundlage  des 
jeweiligen  Silbercourses  au  berechnenden  Transportgebttbren  in  der  Tiandes- 
wXbrang  aasanehmen. 

§.  14. 

Die  im  Sinne  des  §.  12  festgesetzten  Tarife  kann  die  Concesgionilrin 
seitweise  herabsetzen,  entweder  im  Gänsen  oder  nur  für  einzelne  Gattun- 
gen TOB  Gegenständen,  für  die  Länge  der  ganzen  Bahn  oder  nur  für  einzelne 
Strecken  derselben,  in  einer  oder  in  beiden  Richtungen,  für  alle  Transport- 
entfernungen  gleichmässig  oder  mit  Zunahme  derselben  in  erhöhtem  Masse. 

Die  derart  herabgesetzten  Tarife  können  auf  das  frttbere  Mass  wieder 
erhöbt  werden,  jedoch  erst  nach  deren  dreimonatliober  Anwendung. 

Wenn  ein  Verfrachter  oder  Verladungsnnteniehmer  unter  bestimmten 
Bedingungen  einer  Frachtsatzermässigung  oder  anderer  Begünstigungen 
tlieilhaftig  \s  ird,  so  muss  derselben  jeder  Verfrachter  oder  Unternehmer,  der 
dieselben  Bedingungen  annimmt,  theilhaftig  werden,  derart,  dass  persönliche 
BevoTsagang  m  keinem  Falle  platsgreifen  darf. 
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Alle  diese  Begünstigungen  dttrfen  nicht  in  Fonn  von  Scheinrefactien 
zugeaisiideii  vefden. 

§.  lö. 

Die  Regierung  behält  ueh  das  Beeht  vor,  im  Falle  einer  im  Inlaade 
vorkommenden  Theuemng,  die  Fraobtpreite  fttr  die  Lebenunittel  fllr  die 
Dauer  der  Theuerung  auf  die  Hälfte  des  Mazimaltaiifes  herabzusetsen. 

§.  16. 

Die  Hilitärtransporte  rnttasen  nach  herabgesetaten  Tarifen  besorgt 
werden,  und  zwar  auf  Grundlage  des  swisoben  dem  Kriegsministerium  einer- 
seits und  der  Sslerreiohlschen  Staatseisenbnhn-Gesellsehaft  anderseits  unterm 
10.  December  1860  abgesehlossenen  üebereinkommens,  dessen  Betimmnngen 
einen  integrirenden  Bestandtbeil  dieser  Ooneessionsurkunde  bilden. 

Die  mit  der  vorgenannten  Qesellsohaft  in  Bezug  auf  Militärtransporte 
zu  Stande  gebrachten  oder  zu  Stande  zu  bringenden  und  ftlr  den  Staat 
günstigeren  Uebereinkommen  werden  auoh  fttr  die  hier  ooneesrionirte  Bahn 
giltig  sein. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Finanz-,  sowie  auch  auf  die 
Staats-  und  behördliche  Sioherheitswaohe,  endlioh  auf  die  Sträflinge  An- 
wendung. 

Die  Coneessionärin  verpflichtet  sich  endlieh,  den  Verefaibarungen  beisn- 
treten,  welche  in  Betreff  der  Organisation  der  Feldelsenbahn-Abtheiltnigen 
mit  der  k.  k.  priv.  Sttdbahn-,  Staatsbahn-,  Theissbahn-  und  Ersten  Sieben- 
bflrger  EisenbahngeseUschalt  zu  Stande  gekommen  sind. 

Selbstverständlich  sind  die  auf  die  Hilitärtransporte  besägliehen 
Bestimmungen  und  Begünstigungen  auch  fttr  die  im  Dienste  reisende  Land- 
wehr und  fttr  jene  Truppen  giltig,  welehe  als  integrirender  Theil  der  Armee 
unter  dem  Sohutze  des  Völkerrecbtea  stehen. 

§.  17. 

Staatsangestellte,  Beamte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Anf- 
sicht  ttber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Bahnen  führenden  BebMen, 
oder  zur  Wahrung  der  den  Staat  in  Folge  dieser  Conoession  betreffsnden 
Interessen,  oder  aus  Gefällsrttcksichten  die  Bahn  bentttzen  und  sich  mit  dem 
Auftrage  der  Behörden  ausweisen,  sind  sammt  ihrem  Reisegepäeke  unent- 
geltlich zu  befördern. 

§.  18. 

Von  solchen  Parteien,  welche  die  Bahn  in  böser  Absieht  ohne  voraus« 
gegangene  Entrichtung  der  Fahr-  und  sonstigen  Gebühr  bentttzen  oder  durch 
unrichtige  Angabe  der  Gattung  oder  des  Gewichtes  der  Sendung,  oder  auf 
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tonst  eine  Art  die  Unternehmnng  zn  verkttrsen  saehen,  kann  die  dreifache 
TnrifgebOhr  erhoben  werden. 

§.  19. 

Die  Kegtemng  ist  zur  Wahrung  i  staatsiiiteressen  berechtigt,  sich 
die  Ueberzeugung  zu  vergchaffeo,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebs- 
einrichtung in  allen  Theilen  zweekmi&SBig  and  solid  ausgeführt  und  in  gutem 
Zustande  erhalten  werde,  und  anznordnen,  dass  eintretende  Gebrechen 
beseiti^n  wenlen. 

Die  Kegierong  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes  Organ  die 
Geschäftsgebarung  und  Bahnverwaltung  zu  prUfoii  und  zu  Uberwaclien. 

Als  Entschädigung  der  Kosten  und  Auslagen,  welche  fUr  den  Staat  in 
Folge  der  Ausübung  seines  Oberaursirhtsrechtcs  sowohl  während  der  Bauzeit, 
als  auch  nach  theil weiser  oder  vollständiger  Eröffnung  dor  roncessionirtcn 
Linie  erwachsen,  hat  die  Conceasionärin  an  den  Staatsschatz  eine  gewisse 
jälirlich«'  Pauschalsumme  zu  entrichten. 

Die  Hohe  dieser  Pauschalsumme  bestimmt  die  Regierung.  Die  nach 
Eröffnung  des  Betriebes  zu  entrichtenden  jUhrlichen  Pausciialsummen  für  die 
eröffnete  Linie  könuen  in  die  Betriebsrechnung  aufgenommen  werden,  die 
anderen  fallen  dem  Bauconto  zur  Last. 

§  20. 

Für  die  ,i:t';^eii\värti<r  ronc«  ssimiirte  Bahn  wir«!  während  30  Jahren, 
vom  Ta^'e  der  Hetriel»seri)tViiuiig  derselben  an  fi:ere('hiiet.  weder  Erwerb-  noeh 
Eink()innieiisteu«!r,  noch  irgend  eine  andere  statt  dieser  etwa  einzuführeude 
öteuer  eiitri<'htet. 

l>ie  i;rundbüelHTli<'lie  rmsehreibung  der  expropriirteu  Liegenschaften 
erfolgt  Stempel-  und  ffcltiilirrntrei. 

Alle  zum  Zweck»'  der  Capitalsbesehatrung,  sowie  des  BaueR  und  der 
<»rsten  Betriebsciurichtuug  zu  verfassenden  Verträge,  Eingaben  oder  sonstigen 
l  rkundeu  sind  Stempel-  und  gebührenfrei. 

§.  21. 

Die  Daner  der  Concession  erstreckt  sich  bis  1.  .lanuar  liMj7.  an  welchem 
Tage  sie  gänzli.  h  erlischt;  <lieselbe  beginnt  mit  dem  Tage  der  Eröffnung  des 
Betriebes  auf  der  ^ranzen  Strecke. 

Die  Eröffnung  de»  Betriebes  erfolgte  am  5.  September  1874. 

Die  Coneetsion  erliseht  auch,  wenn  die  für  die  Vorlage  der  Detail- 
projccte,  fttr  die  Baninangriffnahme,  fUr  die  BauvoUenduug  und  die  Eröif- 
nottg  dee  Betriebes  festgesetzten  Termine  nicht  eingehalten  werden,  und  die 
Temünsaberschreitnng  im  Sinne  des  §.  11,  Punkt  b)  der  obcitirten  Eisen- 
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bnlin  Coiicessionsvorschrifk  und  namcntlioh  darch  politische  und  finanzielle 
Krisen  nicht  gerechtferti^  werden  kann. 

§.22. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von  30  Jahren, 
von  dem  Inkrafttreten  des  Concessioiisgesctzcs  an  gerecbneti  die  eonccMiio- 
nirte  Bahn  jederzeit  einzulüsen. 

Zur  Bestiminung  des  Einlüsepreises  werden  die  jährlichen  Reinerträg- 
niase  des  UnternehmeoB  in  den  der  wirklichen  Einlösung  vorangegangenen 
sieben  Jahren  beziffert,  von  deren  Summe  das  Reinerträgniiis  der  swei 
ungünstigsten  Jahre  abgeRchlagen  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
übrigen  filnf  Jahre  berechnet. 

Dieser  Durchschnitt^betrag,  welcher  jcd>>ch  nicht  geringer  sein  kann, 
als  die  7Y,percentigeu  Interessen  des  thatsächlich  aufgewendeten  Anlage- 
capitals,  wird  der  Concessionärin  als  Jahresrente  bis  zum  Ablaufe  der  fest- 
gesetzten Concessionsdaner  zu  zahlen  sein. 

Znm  Behnfe  der  Evidenzhaitung  des  Capitals  ist  die  Concessionlrin 
verpflichtet,  io  dem  anf  die  Betriebserüffunng  folgenden  Jahre  über  das  znm 
Ansbane  nnd  znr  Ansrflstnng  der  Bahn  faotiseh  verwendete  Capital  den 
Nachweis  in  liefern,  sowie  die  Pläne  nnd  Kostenvoranschläge  solcher  später 
anszuftlhrenden  Bauten,  welehe  den  Banfond  belasten,  und  nicht  als  Bahn- 
erhsltungskosten  dem  Betriebseonto  zur  Last  fallen,  der  Regierung  zur 
Genehmigung  vorzulegen. 

§.  23. 

Mit  (lern  Erlöschen  der  Concesi^ioii,  sowie  durch  die  erlol^Me  Einlösung 
der  Balm  tritt  dt  r  Staat  im  ersten  Falle  ohne  Entirclt.  im  letzteren  aber 
gegen  L«'istiinjr  der  im  Sinne  des  §.  22  lf'>5t;reset/.tt'n  .lahrcHronte  in  das 
lastenfreie  Eigeiithum  und  in  den  Goüuss  der  coucessionirtcn  und  in  gutem 
Zustande  zu  Übergehenden  Bahn;  namentlich  nimmt  er  in  Besitz  den  («ruud 
un<l  Boden  der  Bahn,  die  Erd-  und  Kunslliauten,  den  Ober-  und  Unterbau 
und  das  sämmtliehe  Zufrehiir.  als:  Bctriebamitte!,  BahnhiHe.  Aul-  und  Ablade- 
plätze, zum  Bahnbetriebe  gehörige  Gebäude  an  den  Aldalirts-  nml  Ankunfts- 
orten, Wach-  und  Aulsichtshäuser  sammt  allen  inneren  Einrichtungen, 
Möbeln,  bewegliehen  nnd  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Concessjon.  als  auch  im  Falle  der  Einlösung 
der  Bahn  behält  die  Concessionärin  das  t^i-renthnm  des  Reservetondes  und 
der  aushaftenden  Activforderunjren,  sowie  der  C'oaksöfen,  Giessereien. 
Maschinen-  oder  anderen  (Jel»äude,  zu  deren  AnschaflTung  oder  Herstellung 
sie  von  der  Regierung  mit  dem  ausdrückliehen  Beisatze  ermächtigt  wurde, 
dass  sie  kein  Zugehör  der  Balm  bilden  werden. 
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§.  24. 

Wenn  wiederholte  Verletzangen  oder  Nichtbefolgungen  der  in  der  Con- 
ceesionsurkonde  oder  in  den  OesetEon  auferlegten  Verpflichtungen  seitens 
der  Conoessionärin  Torkommen  sollten,  so  behält  sieh  die  Regierung  das 
Recht  vor,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  treffen, 
«nd  nach  Dmstlnden'  die  Ooneession  noch  vor  Ablauf  ihrer  Dauer  für 
oriosohen  zu  erklSren. 

§.  25. 

Alle  urknndUehen  Ausfertigungen  dieser  Coneession  unterliegen  nur 
einer  fixen  Stempelgebtthr  von  einem  Gulden. 


Anhang. 

BetriebsTonehriflei,  woroach  finige  BestinnnDgfS  der  Im  §.  2  der  Conccssionsarknnde  ugc« 
fthrttn  provisorischen  EisenbshD-ßi  triitjsorilnung  IHr  die  gegcnwirtige  seenndire  Bshn 

sbge&ndert  werden. 

Der  Ziistnml  der  Bahn  und'  der  Balmir<?lei8o  ist,  inscdan^'C  in  beiden 
Ri(litun<rcn  zu  aninicii  iiiflit  mehr  als  lU  Ziip^e  verkehren,  tä;;lich  wenigstens 
einmal  durch  das  lialmhewnehungspersonale  zu  untersuchen. 

Frequente  VV'egüher«;änge  mit  Fangschiene,  sowie  drnutiire  Aiilafren, 
weicht'  tiir  die  verk«'hren«l<Mi  Zü?e  gcrährlich  werdeu  kimneii,  sind  vor  dem 
Paaaireu  eines  jedcü  Zuges  zu  revidiren. 

§  2. 

Mehr  als  lüU  Achimen  sollen   in  keint  in  auf  dieser  Secundarhalin  ver 
kehreiid(Mj  Zu;^e  j^'ehen;  Zült*',  mit  denen  i^eraoueu  befordert  werden,  sollen 
nicht  melir  al«  CO  Achsen  (  nthalten. 

Lan;r!i'd/.  dart' mit  ^'cmi^ehtfu  Zil^^en  betordert  werden;  jedocli  müssen 
die  mit  Laiijrholz  heh-uh  iicn  Wagen  hinten  ruL'ehraeht  uiid  von  den  Persnm  n- 
wagen  wt'nijrstens  durcli  drei,   womiiglicii  hrladene  \Va;xen  irctrennt  werden. 

lie/iiglieh  der  Anzahl  der  Bremsen  und  der  Verthoilnn^'  derselben  in 
eiiirin  Ztifre  wird  der  Minister  fUr  otfentliclie  Arbeiten  und  Coratnunioutionen 
nachträglich  verfügen. 

§.  8. 

Die  fahrordnnngsnMssige  Geschwindigkeit  der  ZUge  anf  der  currenten 
Bahn  wird  durchschnittlich  zwd  Meilen  per  Stunde  betragen,  die  grösste 
zulissige  Geschwindigkeit  darf  drei  Meilen  per  Stunde  nicht  ttberschreiten. 
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Vor  Wegühcrgänfreii  alter,  welche  nicht  mit  Si  liranken  abgesperrt  sind, 
ist  die  Fahrgeschwiiulitrkeit  derart  zu  mäs^ifren,  dass  der  Zug  aul"  eiue  Läuge 
von  100  Meter  zum  Stehen  gebracht  werden  kaun. 

§.  4. 

Das  Schieben  der  Lastzüge  mit  Locoraotiven  ißt  nur  in  dem  Falle 
gestattet,  wenn  eine  tührende  Maschine  sich  an  der  Spitze  'eraelben  betindet, 
ebenso  bei  trcmi^^-liten  Ziitrcn,  jedoch  darf  im  letzteren  Falle  höchstea»  mit 
einer  Geschwindigkeit  von  1«/,  Meilen  per  Stunde  gefahren  werden. 

In  Nothfälh  n  ist  auf  IJahnhöten  und  bei  Arbeitszügen  das  Schieben  der 
Züge  —  auch  ohne  dass  sich  eine  tührende  Maschine  an  der  Spitze  des 
Zuges  befindet  —  zulässig'. 

In  solchen  Fällfii  dail  alicr  auf  der  currtnten  Bahn  nur  mit  einer 
Geschwindigkeit  von  einer  M»'ile  p<  r  Stunde  gefahren  werden,  und  e«  hat  der 
an  der  Zutrspitze  befindliche  Wagen  von  einem  mit  Signalhorn  versehenen 
Coiulueteur  besetzt  zu  sein. 

Die  Fahrt  mit  umg«  kehrter  Locomotive,  das  heisst  mit  dem  Tender 
voran,  ist  auch  bei  den  fahrplaumä>^äigcn  Zügen  gestattet. 

§.  5. 

Das  telegraphische  Avisiren  der  Abfahrt  eines  Zuges  von  den  End-  und 
Zwischenstafionen  ist  so  lange  nicht  erforderlich,  als  auf  der  coneessionirten 
Bahn  gleichzeitig  je  nur  ein  Zng  verkehrt,  also  wenn  keine  Zugskreuzung 
oder  kein  Ueberholen  eines  Zuges  stattfinden  kann. 

Sobald  gleichzeitig  mehr  als  ein  Zug  verkehrt,  müssen  die  Zttgsabiahrten 
zwischen  den  Stationen  telegrapbiacb  avisirt  werden. 

§.  6. 

Der  Concessionärin  wird  gestattet,  die  Ausgabe  von  Personen  und 
Reisegepäokskarten  in  den  Zügen  selbst  —  ausserhalb  der  Aufnahras- 
Stationen  —  einzuriohten  und  flir  die  Manipulation  solche  Massregeln  zu 
treffen,  weiche  als  zweckdienlich  erscheineni  ohne  die  Betriebssicherheit  zn 
geHihrden. 

Indem  wir  die  Einhaltung  der  Bestimmungen  dieser  Concession  Allen, 
die  es  betrifft,  zur  strengen  Ptiicht  machen,  ermächtigen  Wir  gleichzeitig  die 
Concessionärin,  flir  ihre  etwa  erlittenen  Schädigungen  vor  unseren  Gerichten 
Schadenersatz  zu  fordern  und  befehlen  allen  jenen  Behörden,  die  es  betrifft, 
über  die  Beobachtung  dieser  Concession  nnd  der  darin  enthaltenen  Beschlüsse 
Btrenge  und  snrirsam  zn  wachen. 

Zur  Beglaubigung  dessen  haben  Wir  die  gegenwärtige  mit  Unserem 
grosseren  Siegel  versehene  Concessionsurkunde  hinausgegeben. 

Wien,  am  6.  Januar  Eintausend  Achthundert  Dreiundsiebzig. 

Fnaiz  Joseph  m.  p. 

Ludwig  Tim  m.  p. 
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8.  XXVIII.  (i ('Setzartikel  Yom  Jahre  iSH, 

Aber  den  Auabau  der  Tvmesrar-OreoTicr  Eisenbahn. 

(SanetionirC  am  30.  Juli  1874.  Kundgemaebt  in  beiden  Häueera  de«  Reichstages 

am  1.  August  1874.) 

§•  1- 

Die  Coneessions-Urkiinde  Uber  den  Aushau  nnd  Betrieb  der  Tomesvar- 
OrsovÄer  Locomotiv-Eigenbahn  wird  durch  diesen  Gesetz  genehmiget  nnd 
innrtikulirt. 

>?.  2. 

Goj;(Miwärti;;('S  Gesetz  tritt  t'i>t  iiarh  di-r  j;*';^fii-<  itii:<'ii  Ilatilicinuiir  und 
Aii.>w<'.  iNlunfr  der  mit  Riimiiiiipii  in  lictrclV  der  EisenhaiinMiisclilüssf  »  iiige- 
gangeiien  C()iiv('iitii»ii  in  Wirksamkeit  und  wird  mit  dessen  Vidl/.u;:«'  der 
Minister  für  öfleiitliehe  Arbeiten  und  Communicationeu,  öowie  der  Finanz- 
minister  beuultragt. 

Zufolge  Artikel  8  der  mit  dem  Fflrst^nthnm  RumXnien  in  Betreff  der  Eisenbahn- 

•nschlüpse  am  31.  Mai  1S74  abpeschlossenen  und  mit  dem  XXVII.  unu'iiris.  hen  Gesctz- 
artikel  vom  Jahre  187-1  inarlikulirfen  Convention  machte  >i<  h  «lie  Heu'iei  un^;  Sciiior 
kaiserlichen  und  köuiglichen  Majestät  veiliiiidlich,  die  nöthigen  Vei  tiij;unf;<Mi  zu  trelVeii. 
damit  der  Autbau  und  die  Inbetriebsetzung  der  Bahn  auf  unj^arischem  Landesgebiete 
bis  sur  Orense  binnen  4  Jahren  vom  Tage  des  Austausches  der  Ratificationen  der  Con- 
▼antion  sichergestellt  werde.  !  Vgl.§.  21  der'Concessions-Urliunde  vom3l.December  1874 
•weiter  unten  suh  9).  Die  turatlich  ruiniinist  he  Regierung  verptliehtete  sich,  die  bi«  zur 
Grenze  bei  Vercserova  eich  erstn  ekemle  und  daher  iil.er  Orgova  die  Verbindung' 
zwischen  dem  rumänischen  Eisi  nbahnnctz  und  den  unjfarisciien  Eisenbahnen  Iterstel- 
lende  Linie  innerhalb  eben  derselben  Fri^t  ausbauen  und  in  Betrieb  setsen  lu  lassen. 


9,  ConcessioDS-ürknnde  Tom  31.  Becember  1874 

fBr  die  Loconotiv*Eiaenbihn  von  Tenesvir  nach  Oraof a. 

Wir  Franz  Josef  der  Erste,  von  Gottes  Gnadi  u  Kaiser  von  Oe^^terrelcU 
und  Apostolisober  K<">nip:  von  T'nrrarn,  rnson-n  <iru»s  an  Alle,  die  die  Sache 

betrifft,  oder  iu  Zukunft  betreffen  wird. 

Naohdem  die  k.  k.  priv.  dsterreichische  Staatseisenbabn-Gesellsohaft 
um  die  Concension  zum  Bane  nnd  Betriebe  einer  dem  gegen  Bazias  zn  gele- 
genen  Ende  ihrer  Station  Temesvir  beginnenden,  Uber  Lngos,  Karansebes 
und  n&chst  Mehadia  naehOrsova  bis  zur  Landesgrenze  führenden  Looomotlv- 
Eisenbahn  bei  Uns  angesucht,  nnd  der  XXVUl.  G.-Art.  vom  Jahre  1874  den 
Ausbau  der  oberwfthnten  Eisenbartinlinie  nnd  die  Ausfolgung  derConcessions- 
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rrkiinilr  an  die  iiui  div  Conceasion  ansuclieiitle  Gitst'llscliaft  angtMudnet  hat, 
80  tiilileii  Wir,  lieliufs  Vollzujros  des  Gesetzes,  Uns  v(M-anlas8t,  diese  Con- 
ce^^sion  übe)-  Aiisiicbeo  der  ubbeuauuten  Gesellöchaft  und  für  dieselbe  wie 
foljrt  zu  ertlipjlcn  : 

Die  k.  k.  jti  iv.  (»stci  rricliisclie  Staats(  isrnbahn-(;«>sell8chatt  erhält  unter 
folgenden  Bt  din^'un^'en  das  Reelit  zum  liauc  und  Betriebe  einer  an  dem 
gegen  Hazias  lie^M'iid«'n  Knde  des  !"(  nu  svarei  Bahnhofes  beginnenden,  iil>er 
Lugos,  KaranRcbrs  und  bei  Mebadia  nach  Orsuva  bis  zur  Laudesgrenze  llih- 
reuden  Locomotiv-Eitieubahn : 

AUfi^emeine  Bedingungen. 
§•  1- 

Der  Ooncessionär  ist  verpflichtety  sich  beim  Baoe  und  Betriebe  der  con- 
cessionirten  Bahn  insolange  an  den  Inhalt  der  gegenwärtigen  ConcessionS' 
Urkunde,  ferner  an  die  durch  den  Minister  fifr  öffentliche  Arbeiten  und  Com- 
municationen  am  20.  April  1868  unter  Z.  4973  erlassene  und  vom  Reichs- 
tage genehmigte  provisorisehe  Eisenbahn-Concessii»ns  Vors.dirift,  sowie  an 
die  im  §.  8  des  Zoll-  und  Handelsvertrages  vom  Jaiire  1867  provisorisch 
angenommene  Eisenbahn-Betriebsordnung  zu  halten,  bis  die  an  Stelle  dieser 
Vorschriften  dnreh  die  vaterländische  Legislative  an  schaffenden  neuen  Ge- 
setze und  die  durch  die  Regierung  zu  erlassenden  Verordnungen  nicht  ins 
Leben  treten,  und  sieh  sowohl  diesen,  als  auch,  bis  zu  deren  KintUhmng,  den 
durch  die  ungarische  Hegiemng  an  den  bestellenden  Vorsch  iften  vorzuneh- 
menden jedweden  Aendernngen  zu  fügen  und  unbedingt  zu  unterwerfen. 

§.  2. 

Der  Bau  der  Bahn  und  den-n  Betriebseinrichtnng  wird  nach  Hassgabe 
der  durch  den  Concessionltr  auszuarbeitenden  und  der  Regierung  zur  Ueber- 
prttfnng  und  Oenehmiguug  vorzulegenden  allgemeinen  und  Detail-Projecte 
erfolgen,  bei  deren  Ausarbeitung  insbesondere  die  Anforderungen  der  Re 
gierung,  sowie  auch  die  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und  polizeilichen  Vor- 
schriften vor  Augen  zu  halten  sind. 

Sowohl  mit  Rttoksieht  auf  die  ErfilUung  der  gesetzlichen  Bestimmungen, 
als  auch  im  Interesse  des  Bahndienstes  und  öffentlichen  Verkehres,  femer 
zur  Sicherung  des  Bestandes  der  Bahn,  und  endlich  auch  zum  Beliufe  der 
Hintanhaltung  fllr  die  Naohbargegenden  oder  für  Einzelne  etwa  entsprin- 
gender Gefahren  und  Schäden,  bebllt  sich  die  Regierung  das  Recht  vor,  die 
durch  den  Coneeasionir  vorzulegenden  Pläne  auf  Grund  der  teehnisehen 
Prüfung  derselben,  des  Localaugenscheines  und  der  gesetzlichen  politischen 
Begehung  der  Linie,  sowie  auch  auf  Gmnff  der,  in  Folge  von  Beschwerden 
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der  iateressirtcn  Naohbarbesitser,  von  Fall  su  Fall  vonuaebmenden  Unter* 

snchnnpr  abzuändern. 

Durch  Moditicationen.  welclie  von  der  Begierang  nach  Gcnebmigung 
dea  Besultate»  der  politischen  Begehnn?  vorgenommen  werden,  kann  jedoch 
die  schon  fefstgestellte  Bnhnlinie  keine  Aendernng  erleiden. 

Sollte  Bich  bei  der  Bauaiisfühninfj  ans  ökonomischen  oder  Betriebs- 
rttckftichten  eine  Ahäuderung  der  Bahntrace  oder  der  Detailplüiie  al«  wiln- 
sehenawerth  oder  nothwendig  darstellen,  wodurch  aber  weder  die  Haupt- 
riebtang der  Bahn  eine  Aendernng  erleiden,  noch  anch  gegenüber  der  ange- 
nommenen Traee  ein^  Veraobleobternng  der  Niveau-  und  Riehfungsv«  rhältnisse 
stattfinden  darf,  8o  muss  an  aoloben  Moditicationen  die  Genehmigung  der  Re- 
gierung eingeholt  werden. 

Ebenso  wird  die  Regierung  berechtigt  sein,  die  Bauarbeiten  auch  nach 
Beginn  derselben  bis  znr  Collaudirung  vom  Standpuncte  der  oben  erwähnten 
Interessen,  wann  immer,  abändern  zu  lassen. 

Die  Kosten  aller  entweder  Uber  Verlangen  d«  r  Regierung  oder  aber 
über  Ansuchen  des  ConceBsionärs  genehmigten  und  bis  zur  Collaudirung 
vorgenommenen  Aenderungen  hat  der  Concessionär  zu  tragen. 

L'ebrigons  muss  auch  beim  Baue  den  bestehenden  Bau-  und  poli/eilii  lM'u 
Vorschritten  gemäss  vorgejrangen  werden,  und  winl  insbesondere  ?uHbe(Uin- 
gen,  dass  die  gejrenwärtigen  Verkehrsstrassen  insolange  nicht  zerstört  wer- 
den dürlen,  bis  nicht  an  deren  Stelle  neue  Strassen  herizestellt  worden  sind, 
oder  bis  nicht  wenigstens  fmit  Genehmigung  der  competenten  Behörde)  tür 
provisorische  Strassen  gesorgt  ist. 

Sollte  es  sieh  nach  der  Collaudirung  hernusstellt  n.  dnss  die  bei  Gelegen 
heit  des  Kisenhalinli.i ues  zur  Abloitimg  der  (lewiisser  getrotTcnen  Massregeln, 
sowie  die  mit  Rücksicht  aut  ilie  Cnmmuuieation  festgestellten  Strasseniiber- 
jräu're  dem  laetisrhcn  Bedürfnisse  nicht  entsprechen,  so  ist  der  Conecssionär 
verptlichtet,  die  dit  slii'/iiirliclifn  Verfügungen  der  Regierung  auch  »ach  er- 
folgter Cuilaudirung  aut  seine  Kosten  zu  vollziehen. 

§  3. 

Der  Unterbau  der  Bahn  ist  nur  für  ein  Geleise  luMvustellen.  die  dt  sell- 
Schaft  ist  aber  berechtigt,  die  Exproj)t  intion  auf  der  ganzen  Liin;:e  <ier  Linie 
oder  nur  auf  einzelneu  Theilen  dersellu  n  auf  einen  solehen  Flächenraum 
auszudehnen,  welcher  lUr  eine  zwcigeleisige  Bahn  erfoderlieh  ist. 

Die  eventuell  zu  erbauenden  Tunnels  sind  schon  jetzt  für  ein  l  >oppel- 
J,'eleise  herzustellen.  Die  tür  das  erste  Geleise  ni»thigen  Arbeiten  sind  jedoch 
derart  zu  bewerkstelligen,  dass  dadurch  die  Anlage  des  zweiten  Geleises 
weder  gehindert  noch  vertheuert  werde. 

I)ie?e  Be>tiimniing  wurile  ilmrh  §.  I  uml  §.  2  s,  des  XXXV.  (»f s«Mzartik.«^l  vom 
Jahre  1Ü7Ü  (Vgl.  weiter  unten  sub  14)  dahin  nioditicirt,  dnss  die  Tnn>  eis  vorläiiti>r  nur 
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für  cinGeleisezu  bauen  sind,  wogegen  8i<  li  die  Oej^ellpoliaft  vorpflichtcn  musste,  dann, 
•wenn  «-in  zweites  Oel<»i8e  zu  legen  sein  wird,  die  jetzt  nur  Jür  ein  Geleise  herzustellen- 
den Tunnels  für  das  zweite  Geleiec  zu  erweitern  oder  für  das  zweite  Geleise  eigene 
Tunnels  eu  'erbauen. 

Sobald  der  Verkelir  soweit  zugciuunm«'!!  liat,  daHs  die  jährliche  Brutto- 
einnahme dureh  zwei  auf  einander  folgende  Jahre  per  Meile  lau.uOO  Gulden 
Österreichischer  Währnnj:  in  Silber  übersteigt,  ist  der  (  onccssinnür  ver- 
pllichtet,  auf  Verlangen  der  Kegierung  und  ohne  jede  Entschädif^unLr  binnen 
drei  TOn  der  Aufforderung  zu  rechnenden  Jahren  ein  zweites  Geleise  legen 
SU  lassen. 

Die  Regierung  behält  sieh  das  Recht  vor,  insoferne  in  Betreff  der  Ein- 
mündung anderer  Bahnen,  der  gemeinsohaftlichen  BenUtssnng  der  Bahnhöfe, 
des  Ansleihens  von  Waggons  nnd  der  EntsohXdigung  hiefÜr  zwischen  den 
betreffenden  Gesellschaften  eine  Vereinbarung  nicht  zu  Stande  icommen 
Icönnte,  die  Bedingungen  derselben  festzustellen. 

§.6. 

Dem  ConcessionXr  wird  fttr  den  Ausbau  der  concessionirten  Bahn  das 
Expropriationsrecht  im  Sinne  des  OesetzartilKels  LV  vom  Jahre  1868  ein- 
geräumt. 

§.  6. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postmanipulanten  im 
Sinne  des  §.  68  der  im  Art.  VIII  des  Zoll-  nnd  Handelsbttndnisses  vom  Jahre 
1867  angenommenen  Eisenbahn -Betriebsordnung  vom  16.  Novemjlier  1851 
mit  den  gewöhnlichen  Personen sttgen  unentgeltlich  zu  befördern  und  stellt 
es  mit  Rücksicht  hierauf  dem  Minister  ittr  öffentliche  Arbeiten  und  Oommu- 
nicationen  frei,  im  Einvernehmen  mit  dem  Handelsminister,  bei  einem  von 
jeder  Endstation  täglich  nach  jeder  Richtung  verkehrenden  Zuge  sowohl  die 
AbfahrtsBtunde.  aln  auch  die  Fahrgeschwindigkeit  zu  bestimmen. 

So  oft  der  Postdienst  mehr  als  einen  acliträdrigen  oder  zwei  vierrädrige 
Waggons  in  Anspruch  nimmt,  gebiihii  dem  Conce^ssionär  für  jeden  benöthig- 
ten  weiteren  Waggon  eine  nach  Meilen  zu  berechnende  angemessene  Ent- 
schädigung, welche  im  frt  meiiisnmen  Einvernehmen  festgesetzt  werden  wird. 

Wenn  die  betreflfenden  Minister  es  für  gut  befinden  soIIti  ii.  dasa  auf 
der  concessionirten  Bahn  eine  ambulante  Post,  wie  eine  solche  schon  auf 
anderen  Bahnen  besteht,  eingeiiihrt  werde,  so  sind  durch  den  Ooncessionir 
anstatt  der  gewöhnlichen  acht-  oder  vierrädrigen  Waggons  den  Anforderun- 
gen der  Regierung  entsprechend  eingerichtete  acht-  oder  vierrädrige  Post- 
waggons unentgeltlich  herzustellen  und  in  Stand  zu  halten. 
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Der  Postverwaltung  ist  auf  jeder  dareh  dieRegiernng  kq  beseichnenden 
Briet'aufgabs-  und  Briffabgabg-Station  eine  geeignete  PoBtkanzlei  im  Bahn- 
gebäiiilc  unentgeltlich  zu  überlassen.  —  Hinsichtlich  der  Befriedigung  der 
nach  Eröffnung  de-«  Ik^triebes  etwa  eintretenden  weiteren  Bedürfnisse  wird 
eine  besondere  Vereinbarung  getroffen  werden. 

Der  Concessionär  ist  ferner  v<  rpfliohtet,  die  ohne  Begleitung  von  Post- 
beamten oder  Dienern  abgeliendtn  Postsendungen  —  mit  Ausnahme  der 
Werthsendungen  —  in  die  betreffende  Station  gebührenfrei  zn  bef<)rdem  und 
daselbst  abzugeben. 

Correspondenzen,  welche  in  Angelegenheiten  des  Bahnbetriebes  zwi- 
schen der  Verwaltung  und  den  untergeordneten  Organen  oder  aber  zwischen 
den  htzteren  ?e^^  eehseit  werden,  diirfeu  durch  die  Bahnbediensteten  anf  der 
betreffenden  Bahnlinie  portofrei  befördert  werden. 

§.  7- 

Den  Hau  der  längs  der  concessionirten  Eisenbahnlinie  für  den  Eisen- 
bahnbetrieb r.othwendi};en  Telegrafenleitungen,  bis  zu  dem  auf  den  Stations- 
gebäuden und  Wächterhäusern  anzubringenden  letzten  Isolator  und  eventuell 
bis  zur  drehbaren  Sehutzsignalvorriehtung,  wird  die  königlich  ungarische 
Telegratenverwaltun«;  auf  Grund  des  mit  dem  ConcessionHr  bezUglioh  der 
Detnils  /u  schliessenden  rebereinkommt  iis  ausfuhren  lassen. 

In  Folge  dessen  ist  der  Concessionär  verpilichtet,  das  Ersuchen  wegeu 
Anor<lnung  des  Telegrafenbaues  und  Feststellung'^  der  oberwälinten  Verein- 
barung  an  die  kiuiigUcli  nnfrarische  Telefrrafenverwaltung  rechtzeitig  zu 
stellen,  tlamit  derscll)«-!!  zur  AiiseliafTung  der  iür  den  Telegralenbau  nöthigen 
Materialien  und  zur  Austiiliriiii^'  der  dicslälligen  Arbeiten  bis  zur  Eröffnung 
des  Bahnbetriebes  geniif;eii«b'  Zt-il  bleibt. 

Der  C<»nees>*ioiiär  ist  vi  rptlichtet,  zu  gestatten,  dass  die  ertorderlicben 
Telegrafenleitungssäulen  auf  <iem  der  Bahn  eigentliiiinlieh  gehlirigen  Ti  rri- 
torium  aufgestellt  werden  dürfen,  derselbe  ist  alter  nicht  berecliti;;!,  für  deu 
in  Anspruch  genommenen  Kaum  gegenwärtig  oder  in  Zukunft  eine  Entschä- 
digung zu  fordern. 

Die  Plätze  für  die  'IVlegrafensänlen,  sowie  die  übrigen  Punete  zur  Be- 
festigung der  Tele^'ralenleilung  werden  der  C'oncessioujir  niul  die  betreffen- 
den Organe  der  kt»niglicli  ungarischen  'releirrafenverwaltung  einN erständlieh 
derart  bestimmen,  dass  weder  der  Kiseubahubetrieb  noch  die  Sicherheit  des 
Betriobspersonals  gefährdet  werde. 

Der  < 'oneessionär  ist  in  dem  Falle,  wpiiu  mit  der  Telegrafenleitung  für 
den  Betri»'b  ^rlrjrh/.eitig  nicht  auch  eine  Staats  Telegratt  iileitung  gebaut  wer- 
den sollte,  veri)tlie}itet,  der  königlich  ungarischen  Telegrafenverwaltung  den 
Gesamnitj)reis  der  Telegrati  iisänlen  und  sonstigen  Baumaterialien,  sowie  alle 
Telegraicubauten;  —  falls  jedoch  gleichzeitig  auch  eine  Ötaats-Telegrafen- 
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leitong  errichtet  werden  sollte,  den  Genammtpreis  der  snr  Herslellnng  der 
Betrlebsleitang  nothwendigen  Baomaterialien,  sowie  von  den  GesammtlMiu- 
kosten  den  auf  die  Betriebsleitung  entfallenden  verbältnissnässigen  Thdl 
%u  ersetsen. 

In  beiden  FMIen  ist  der  OoneessionSr  verpfliehtet,  Uber  Verlangen  der 
kdniglioh  nngtrischen  Telegrafenverwaltung  die  snr  Herstetlnng  der  in  dem 
▼origen  Ponete  erwähnten  Telegrafenbanten  erforderlichen  Betrilge  bis  zur 
nacbtrilglicben  Verrechnung  tinsenfrei  vorzuscbiessen  nnd  sowohl  die  Tele- 
grafensXnlen,  als  auch  die  übrigen  Baumaterialien  ISngs  der  sn  banended 
l^nhn  auf  dem  bereit»  gelegten  Geleise  in  der  durch  die  königlich  ungari- 
sche Telegrafen  verwaltung  an  bestimmenden  Weise  und  Zeit  auf  eigene  Ko- 
sten zu  vertheilen. 

Zur  Zeit  der  Uebergabe  der  Leitungen  geht  das  gesammte  Inventar  der 
auf  Heciinung  des  Concessionftrs  errichteten  Betriebstelegrafenleitusg  in  den 
Be«>itz  <le8  Concessionärs  iiher. 

Die  kdnigiiob  ungarische  TelegrafenvenK^altang  ist  jedoch  berechtigt, 
an  den  län^s  der  Eisenbahn  aufgestellten  Säulen,  wann  /mmer.  Staats- 
Telegralenlf'itun'ren  anzubringen,  in  welchem  Falle  die  Telejrrafensäulen 
unentgeltlich  in  das  Ki^entlium  der  königlich  ungarlsehen  Telegrafen- 
Verwaltung  mit  der  Verpflichtung  Übergehen,  dieselben  auf  Staatskosten  an 
erhalten. 

I)io  Tele;.'rafL'nleitnii^'on  für  den  Eisonb.ilinbetrieb  darf  der  Conoessiottär 
unter  der  üblichen  Controle  der  königlieh  ungarischen  TelegrafenverMvaltung 
nur  für  jene  Telegramme  benutzen,  welche  aus  Anlass  des  Eisenbahnbetrie« 
bes  zwischen  der  Direction  und  deren  untergeordneten  Organen  oder  zwi- 
schen diesen  letsteren  gewechselt  werden.  Die  königlich  ungarische  Tele- 
grafenverwaltung wird  d.ijregen  berechtigt  sein,  insoferne  es  der  Betriebs- 
verkehr gestattet,  die  Benützung  dieser  Betriebsleitungen,  im  Einvernehmen 
mit  der  Bahndirection  und  unter  entsprechender  Controle,  zur  Weiterbeför- 
derung von  Staats-  un«l  Privatdepeschen  zu  vfrlangen  und  anzuordnen. 

In  diesem  Falle  wird  jetloch  die  Art  der  Benutzung  und  die  Vertheilung 
der  Telegrammgebühren  zwischen  dem  Conccssionär  und  der  königlich  un- 
garischen Telegrafenverwaltung  durch  eine  besondere  Vereinbarung  geregelt 
werden. 

In  gleicher  Weise  werden  auch  diejenigen  Bedingungen,  welche  sich 
auf  die  Ueberwachung.  Erhaltung  und  auf  die  späterhin  über  Verlangen  der 
Eisenbahndirection  allenfallä  vorzunehmende  Aenderung  der  neben  der  Eisen- 
bahn erbauten  Telegrafenleitungen,  sowie  überhaupt  auf  alle  in  den  obigen 
Puncten  nicht  geregelten  Angelegenheiten  des  Telegrafenwesens  beziehen, 
durch  eine  besondere  Vereinbarung  zwischen  dem  Concessionir  und  der 
königlich  ungarischen  Telegrafenverwaltung  festgestellt  werden. 
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Dem  Concessionär  wird  jrestattct.  die  einzulicbendeii  Transportgebühren 
in  inländischen  Silber-  oder  Goldmilnzen  derart  zu  berechnen,  dass  die  mit 
lierü(;k>ii  htigun}^  desCourswerthes  entfallende  Gebühr  in  der  Landeswährung 
eingehoben  werde. 

Die  Umrechnung  desTarifes  auf  Landeswährung  hat  unter  derControle 
der  Regierung  Uber  Ansuchen  des  Conoessionärs  oder  Uber  Anordnung  der 
Regierung  allmonatlich  nach  dem  Durchsclinittseoane  des  Silben  vom  un- 
mittelbar abgelaufenen  Monate  und  in  ansserordentlioben  Fällen  auch  in 
ktirseren  Zeitrilnmen  nach  dem  Silbercourse  des  früheren  gleichen  Zeitraumes 
tu  erfolgen. 

In  den  Orensstaüonen  muss  der  Goncessionär  von  den  Reisenden  bei 
der  Zahlung  auch  Qold  und  Silber  und  swar  anm  Tageseonrse  berechnet 
annehmen. 

§.9. 

Die  im  §.  24  festgesetzten  Tarife  können  dnroh  den  Conoessionär  in 
der  Zwischenzeit  fttr  die  ganze  Länge  oder  nur  für  einzelne  Strecken  der 
Bahn,  in  einer  oder  in  beiden  Richtungen,  fär  alle  Trans^rtentfemungen 
gleiehmässig  oder  aber  bei  der  Zunahme  derselben  m  grösserem  Masse 
herabgesetzt  werden. 

Die  derart  ermässigten  Tarife  können  wieder  anf  ihr  ursprttngliehes 
Mass  erhöht  werden,  aber  nur  nach  Ablauf  einer  dreimonatlichen  Anwendung. 

Wenn  einem  Spediteur  oder  Frilohter  unter  gewissen  Bedingungen  eine 
Frachtermässigung  oder  eine  sonstige  Begünstigung  zugestanden  wird,  so 
muss  dieselbe  auch  einem  jeden  Spediteur  oder  Fräehter,  der  eben  dieselben 
Bedingungen  aninimmt,  derart  eingerilumt  werden,  das«  eine  persönliche 
Begttnatigong  in  keinem  Falle  stattfindet 

Alle  diese  Begünstigungen  sind  auch  in  Form  von  Scbein-Refaotien 
nicht  zulässig. 

§.  10. 

im  Falle  einer  im  Inlande  eingetretenen  ausserordeiitlielicn  Th^'uerung 
der  Lebensmittel  ist  die  Regierung  berechtigt,  die  Transportgebühr  liir  die- 
selben für  die  Dauer  der  iheueraog  auf  die  üällte  des  Maximaltariles  herab- 
zusetzen. 

§.  11. 

Der  Militärtransport  muss  nach  ermässigten  Tarifen  erfolgen,  und  swar 
auf  Grund  der  zwischen  dem  Kriegsministerium  und  der  priv.  Staatseisen- 
bahn-Gesellaeliaft  am  10.  Deoember  1S60  abgeschlossenen  Vereinbarung, 
deren  Bestimmungen  einen  ergänseuden  Theil  dieser  Urkunde  bilden. 
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Mit  dem  ConcessionXr  in  Betreff  des  IfiUtärtransportes  mit  anderen 
Linien  zn  Stande  kommende  und  ffir  den  Staat  gttnstigere  Vereinbaningea 
sollen  anch  für  diese  Bahn  Geltung  haben. 

Diese  BeRtimmnngen  haben  auch  anf  die  Finanzwaohe,  sowie  auf  die 
Staats-  und  Munioipal-Sioherheitswache,  endlich  auch  auf  die  Strilflinge  An- 
wendung. 

Uebrigens  sind  auf  der  Temesrir-Orsoyaer  Linie  auch  alle  diejenigen 

Bestimmungen  giltig,  welche  aus  AnlaRB  grösserer  Militilrtransporte  die 
gegenBeitige  Aushilfe  zwischen  den  österreichisch-ungarischen  BahngeseV- 
schaften.  die  Herstellung  und  Bereitbaltung  der  zu  diesen  Transporten 

nötliigon  Einrichtungen,  die  Organisirung  von  Feldeisenbahn-Ahtheihingen 
und  schliesslich  die  Verwendung  der  in  Fricdoii>z('iten  beim  Eisenbabnbaue 
und  bei  der  Erhaltung  der  Bahn  aufzustellenden  derartigen  Lehrtruppen 
regeln,  daher  sich  auch  die  Gesellschaft  verpHichtet,  die  Mannschaft  der  in 
Friedenszeiten  zn  errichtenden  Feldeisenbahn-Abtlieilungen  Uber  jeweiliges 
Verlangen  des  k.  und  k.  gemeinsamen  Kriegsministers  unter  den  mit  dem- 
selben lestgestellten  Bedingungen  sowohl  beim  Baue  dieser  Linien,  als  auch 
bei  den  Hahnerhaltnngsarbeiten  zu  verwenden. 

Die  auf  Militärtransporte  sich  beziehenden  Bestimmungen  und  Begün- 
stigungen finden  selbstverstÄndiich  sowohl  auf  die  Honreds,  als  auch  auf 
jene  Tnippen  Anwendung,  welche  als  integrirender  Theil  der  Armee  unter 
volksrechtUchem  Schutze  stehen. 

§.  12. 

Staat-bt  amte  und  DieniT.  welclic  im  Auftrage  der  die  Verwaituiij?  und 
den  Betrieb  der  Eisenbalin«'ii  iiberwaclH'iidi'n  Behörden,  oder  rur  Wahrung 
der  aus  dieser  Ccncession  entspringenden  Staatsinteressen,  oder  aber  aus 
Gefällsrlieksichten  die  Eisenbahn  beniitzen  und  sich  über  den  behördlichen 
Auftrag  legitimiren,  sind  summt  ihrem  Keisegepäcke  unentgeltlich  zu  be- 
förderu. 

§.  18. 

Von  solchen  Parteien,  welche  die  Eisenbahn  in  unredlicher  Absieht 
ohne  vorherige  Entrichtung  der  Fahr-  oder  Frachtgebtthr  benutzen,  oder 
aber  durch  unrichtige  Angabe  der  Gattung  oder  des  OewiefateB  der  Ffmebt, 
oder  endlich  anf  andere  Weise  eine  Benaehtheiligung  der  Unternehmung 
beabsichtigen,  kann  die  taiifinMssige  Gebühr  in  dreifachem  Betrage  einge- 
hoben werden. 

§.  14. 

Zum  Behufe  der  Wahrung  der  Staatsinteressen  ist  die  Regierung  be- 
rechtigt, sieh  sowohl  von  dem  Baue  der  Bahn,  als  aneh  von  der  sweokmSasi- 
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gen  Qod  soliden  Einrichtang  des  Betriebes  und  top  der  fortwährenden  Er- 
haltong  desselben  in  gntem  Stande  so  ttbersengen  und  nnsnordnen,  dnss  die 
wahigenonunenen  Milngel  behoben  werden. 

Die  Regiernng  behBtt  sich  das  Reoht  Tor,  die  Bahn  nach  Beendigung 
des  Banes  m  eollandiren.  . 

Zweek  der  Collandimng  ist  zn  oonstatiren,  ob  der  Conoessionir  seinen 
ooncessionsmXssigen  Verpiliehtnngen  in  Betreff  des  Banes  nnd  der  Einrieh- 
tong  der  Bahn  entsproehen  hat. 

Als  Ersata  der  Kosten  nnd  Ansingen,  welche  der  Regiernng  ans  Anläse 
der  Ansttbnng  des  derselben  lant  der  allgemeinen  gesetilichen  Bestimmun- 
gen nnd  insbesondere  lant  der  gegenwärtigen  Conoessionsurknnde  vorbe- 
haltenen  Oberanfsiehtsrechtes  sowohl  während  der  Daner  des  Baues,  als 
anch  nach  Eröffnung  der  eoncessionirten  Linie  erwachsen,  hat  der  Conees- 
sionär  an  den  Staatsschatz  eine  durch  die  Regierung  zu  bestimmende  Jähr- 
liche Pauschalsumme  su  entrichten. 

Der  Ooncessionär  ist  femer  ▼eipflichtet,  einen  entsprechenden  Theil 
der  Auslagen  fttr  jenes  Controlsorgan,  welches  aus  Anlass  der  Ansfolgnng 
der  Zinsengarantie  zur  UeberprüAing  der  Rechnungen  der  OeseUsohaft  be- 
rufen ist,  in  einem  durch  die  Regierung  nach  Massgabe  der  Meilenlänge  der 
Bahn  zn  bestimmenden  Verhältnisse  zu  ersetzen. 

Der  Ooncessionär  ist  schliesslich  anch  zum  Ersätze  aller  derjenigen 
Auslagen  Terpflichtet,  welche  der  Regierung  bis  znr  Ertheilung  der  Conces- 
sion  dnreh  die  Vorstudien  Uber  die  concessionirte  Linie  erwachsen  sind,  und 
muss  diesen  Betrag  binnen  14  Tagen  ^on  dem  Zeitpuncte  an  gerechnet,  mit 
welchem  das  Concessionsgesetz  in  Wirksamkeit  tritt,  an  den  Staatssohatz 
ausbezahlen. 

§.  15. 

Die  Concessionsdauer  wird  mit  Inbegriff  des  im  §.  9,  Abs.  hj  der  im 
§.  1  berufenen  proTisorischen  Eisenbahn-Conoessions- Vorschrift  ausgespro- 
dienen  Schutzes  gegen  die  Errichtung  einer  neuen  Eisenbahn  bis  zum  1. 
Jänner  1967  —  mit  welchem  dieselbe  erlischt  —  festgestellt. 

Ausserdem  erliseht  die  Concession  anch  dann,  wenn  die  znr  Beendi- 
gung der  Tracirungssrbeiten  und  des  Baues,  sowie  zur  Eröffbnng  des  Betrie- 
bes bestimmten  Termine  nicht  eingehalten  werden  und  dieses  Versftumniss 
nicht  im  Sinne  des  §.  11,  Abs.  hJ  der  vorerwähnten  Concessions-Vorschrift 
gerechtfertigt  werden  kann. 

§.  16. 

Die  Hegiening  behält  sicli  das  Recht  vor.  diese  Hahn  sainmt  den  übri- 
gen Linien  der  Gesellschaft  und  gleichzeitig  mit  diesen  im  Sinne  des  1 

15 
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6e§  am  1.  Deoember  1866  abgesohlossesen  Vertrages  naeh  Ablauf  der  da- 
selbet  feetgesetzten  Frist  einsaldsen. 

Zum  Bebufe  der  Feststellung  des  Eintösungspreises  wird  das  jShiüebe 
reine  Einkommen  der  Gesellsobaft  wShrend  sieben  der  wirkliehen  Einlösong 
Torbergehender  Jsbre  ermittelt,  von  diesem  Betrage  das  BdnertrilgMSS  der 
swei  ungünstigsten  Jahre  in  Absng  gebracht  und  damaeh  lae  reine  Einkom- 
men der  ttbrigen  flinf  Jahre  bereobnet  werden. 

Diese  Durchschnittssumme,  welche  jedöeh  nieht  geringer  aein  darf  alt 
der  Beinertrag  des  letaten  der  erw&bnten  sieben  Jahre,  wird  dem  Ooneessio- 
nir  Ws  anm  AblaaAs  derfestgesetsten  Ooneessioasdaner  als  Jahresrente  aw- 
gezablt. 

§.  17. 

Mit  den  Erlösoben  der  Gonoession  oder  mit  der  Eintösung  der  Bahn 
tritt  der  Staat  und  zwar  im  ersten  Falle  unentgeltlieh,  im  letzteren  jedoch 
gegen  Entriditang  der  im  Sinne  des  §.  16  bestimmten  Jahresrente  in  den 
lastenfreien  Besitz  nnd  Gtonuss  der  ooncessionirten  und  in  gutem  Zustande 
an  übergebenden  Eisenbahn,  und  nimmt  insbesondere  in  seinen  fiesits:  den 
Grund  und  Boden  der  Bahn,  die  Erd-  und  Kunstbauten,  den  Ober-  und 
Unterbau  sammt  allem  Zugehdr,  d.  i.  den  Betriebsmitteln,  Bahnhttfen,  Auf- 
und  AbladepIHtzen.  Gebäuden,  W&obter-  und  AufseherhXusern  auf  den  Ab- 
fahrts-  und  Anknnftsplätaen,  allen  Einriohtungen,  Eöbeln,  Beweglichkeiten 
und  Immobilien. 

An  Betriebsmitteln  muss  die  Gesellschaft  so  viel  übergeben,  als  von 
allen  auf  den  ungarisohen  Linien  Torbandenen  derartigen  Betriebsmitteln 
auf  diese  Linie  im  YerhUtnisse  des  nach  Meilen  zu  ermittelnden  Bruttoertra- 
ges entfällt. 

Sowohl  im  Falle  des  Erl9sohens  der  Concession,  als  auch  in  dem  der 
Einlösung  behält  der  Concesslonär  nach  Rückerstattung  aller  vom  Staate 
erhaltenen  Vorschüsse  und  deren  Zinsen  das  Eigenthum  des  aus  dem  eigenen 
Einkommen  der  Unternehmung  gegründeten  Reserrefondes  und  der  aushaf- 
tenden  Aetivforderangen,  sowie  auch  der  aus  dem  eigenen  Vermögen  erbau- 
ten Gebäude,  als :  Coaksöfen,  Giessereien,  Maschinen-  und  »onstige  Fabriken, 
Remisen,  Docks,  zu  deren  Erwerbung  oder  Herstellung  derselbe  durch  die 
Regierung  mit  dem  ausdrücklichen  Bemerken  ermächtigt  wurde,  daas  die- 
selben kein  Zugebtfr  der  Bahn  bilden  werden. 

§.  18. 

Wenn  der  Conccssionär  ungeachtet  vorhergegangener  Mahnungen  seine 
in  der  Concessiongurkunde  oder  im  Gesetze  enthaltenen  Verpflichtungen 
wiederholt  verletzen  oder  ausser  Acht  lassen  soUte,  so  behält  sich  die  Re- 
gierung das  Recht  vor,  gegen  denselben  die  gesetzmässigen  Verfttgangen 
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«iiiziilcitcn  tiiiil  nach  Umständen  auch  die  Concession  ZU  jeder  Zeit  für  erlo- 
schen zu  erklären. 

§.  19. 

Alle  iirkundlii  hcti  Aiisrertiiruiif^ea  der  Coucession  unterliegen  nur  der 
StempclgebUhr  von  einem  Gulden. 

Besondere  Bedingungen. 

§.  20. 

Bezttgliob  der  Baubedingongen  zerflUlt  die  hiemit  eonceBsionirte  Eisen- 
bahn in  folgende  Strecken: 

1.  Die  erste  Strecke  reioht  vom  Endpnnete  der  Temesvirer  Station  bis  zu 
dem  der  Körpaer  Station, 

2.  die  zweite  Strecke  von  Körpa  bis  an  die  Landesgrenze. 

Die  Arbeiten  muss  der  Couceasionär  den  folgenden  lie^timmuiungen 
gemäss  bewerkstelligen: 

a)  Unterbau. 

Auf  der  ersten  Strecke  darf  die  Steigung  der  Bahn  anf  eintausend  (1000) 
Meter  Lftnge  fttnf  (6)  Meter  nicht  übersteigen  und  der  Radios  der  Krttaininn«> 
gen  darf  auf  oifener  Bahn  nicht  kleiner  sein  als  400  Meter. 

Auf  der  zweiten  Strecke  kann  zwischen  der  Wasserscheide  und  der  in 
der  NShe  Ton  Eomia  zu  errichtenden  Station  bei  1000  Meter  Lknge  aus- 
nahmsweise eine  Steigung  von  20  Meter  angebracht  werden,  im  Debrigcn 
jedoch  wird  die  Maximal^teigung  auf  dieser  Strecke  bei  1000  Meter  Linge 
auf  13  Meter  festgesetzt;  der  Radius  der  Krilmmungen  auf  dieser  Strecke 
darf  im  Allgemeinen  nicht  weniger  als  dreihundert  Meter  betragen. 

Wenn  ans  den  DetailpUlnen  henrorgehen  sollte,  dass  Krümmungen  Ton 
300  Meter  auf  besonderen  einzelneu  Pnncten  der  zweiten  Strecke  mit  tech- 
nischen Schwierigkeiten  verbunden  wären,  so  wird  das  Commnnications- 
Ministerium  ermächtigt,  auch  Krümmungen  mit  einem  Radius  von  276  Meter 
zu  gestatten. 

In  BetreflT  der  Querprofile  des  BahnkÜrpers  und  der  Sohotterbettung  sind 
die  zwischen  der  Regierung  und  dem  Ooncessionär  ▼ereinbarten  und  beim 
Oommunications-Ministerium  deponirten  Vorschriften  und  KormalpU&ne  mass- 
gebend, an  denen  der  Communioations-Minister  über  Antrag  des  Ooneessio- 
nära  zweckmässige  Abänderungen  zulassen  kann. 

Die  Kronenbreite  des  Bahnkörpers  darf  an  der  oberen  Fläche  der 
Schwellen  nicht  weniger  als  4  Meter  betragen. 

15* 
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Die  Knnstbaaten  sind  als  stibUe  Bauten,  daher  ans  Stein-,  Ziegel-  oder 
Eisenmateriale  henoBtellen. 

Allenfalls  vorkommende  l'uunels  sind  für  Doppelgeleise  in  erbauen. 
VgL  die  Anmerkung  zu  i.  5. 

b)  Oberbau. 

In  Bctrcft' der  r'oiiPf ruction  des  Oberbaues  und  aller  Bestandtlieile  des- 
selben, sowie  aucli  in  Bctrell"  der  Anla^re  der  StatinuRfrclei.Ne  sind  die  zwi- 
schen der  Hepierung  und  dem  Conct  gsinnür  ven  inbartcn  und  beim  Comma- 
nif'ations-MiuiBterium  deponirtcn  Vorschriften  und  Nornialpläue  maBfJjrebund, 
an  denen  der  Communications-Minister  über  Autrag  des  Coucesdionärs  zweck- 
mässige Aenderuu^'eu  gestalten  kann. 

Alle  zum  Oberbaue  erturdt  rliehen  Kisenniaterialien  und  Erzeugnisse 
sind,  soweit  dies  nur  thunlich  ist.  im  Inlande  anzuscliulTen ;  sollten  diese  Ma- 
terialien jedoch  wegen  l'nannehmbarkeit  der  bezüglielicn  Offerte  aus  dem 
Auslande  bezogen  werden,  so  bat  der  Uoncessionär  deu  euttallendeu  Eiuluhr- 
zoU  zu  entrichten. 

c)  Gebäude,  Babnabsehluss,  Signnle. 

Die  Gebäude  sind  aus  Stein  oder  Ziegeln  zu  errirbten  und  nur  der 
Ob(  rbau  der  Waarenniagaziue  und  kleineren  jSebengebäuUe  darf  auch  aus 
Holz  hergestellt  werden. 

In  Betreff  des  Grundrisses,  der  Eintheilunp.  Einrichtung  und  Adaptirung 
alb  r  Gebäude  sind  die  zwischen  der  Regierung  und  dem  Concessionär  ver- 
einbarten Normalpläne  und  Vorsehrilten  massgebend,  doch  kann  di*'  Regie- 
rung eine  zweckentsprechende  Aenderung  oder  Erweiterung  derselben,  sowie 
auch  eine  Iiievon  abweichende  Bauart  verlangen,  bezieliungsweise  Uber  An- 
trag de^  Conccssionärs  gestatten. 

Dasselbe  gilt  aucli  liinsiehtlicli  der  liahneinlrirdungen,  Bahnschranken, 
Signalvorriehtnngen  und  auch  des  ganzen  SignalisirungsBystenis,  jedoch  mit 
dem  Bemerken,  dass  bezüglich  des  letzteren  die  bei  der  Staalseiscnbahn- 
Gcsellschalt  besteheudeu  i^riucipieu,  Vorschrilteu  und  Typen  als  Grundlage 
zu  dienen  haben. 

Der  Concessionär  ist  vcrpllichtet,  die  hiemit  conoessiouirte  Bahn  den 
Ansprüchen  des  zu  erwartenden  Verkehres  entsprechend  mit  den  erforder- 
lichen Gebäuden  zu  versehen,  insbesondere  auf  den  Stationen  die  zur  Auf- 
nahme und  zum  Betriebe  d('><  Personen  und  Frachtenverkehres,  die  zur 
Vollziehung  des  Zug-,  Bilmerhaltungs-,  Betriebs-  und  Directionsdienstes 
nothwendigen  Bauten,  Adapiirungen  und  Einrichtungen  in  einem  den  An- 
sprüchen des  factischeu  Verkehres  entsprechenden  Massstabe  lierzaateiien 
und  anzuschaffen. 
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Sollte  mit  der  Zanahme  des  Verkehres  eine  Erweiterong  der  bestehen- 
den oder  die  Errichtung  neuer  Gebinde  nothwendig  werden,  so  rnnss  der 
OoBoeBsionär  den  diesAlligen  Anforderungen  der  Regierung  aus  eigenen 
Mitteln  entspreehen. 

Die  Herstellungskosten  derjenigen  Gebäude,  welche  auf  der  Grenzsta- 
tion zur  Aufnahme  der  Localitäten  fttr  den  Polizei-,  Zoll-  und  Postdienst, 
sowie  zur  Unterbringung  des  Personals  dieser  Dienstzweige  erforderlieh  sind, 
tiügt  die  Regierung,  allein  der  ConeessionKr  ist  verpfliohtet,  ttber  deren  Ver- 
IsDgen  die  diesfälligen  Bauliohkeiten  unter  den  gegenseitig  zu  vereinbaren- 
4eii  Bedingungen  aufzuführen. 

Die  zur  zollXmtliohen  Behandlung  des  Gepäckes  der  Reisenden  nöthige 
Loealität  dagegen  mnss  der  Conoessionär  im  Aufnahmsgebüude  auf  eigene 
ICosten  herstellen. 

d)  Stationen. 

Ausser  der  Temesvdrer  Al)ralirtsfltjition  und  der  Orsovaer  Hauptstation 
sind  wenigstens  noch  vierzehn  (14)  Stationen  zu  errichten. 

Die  Stationen  sind  auf  der  Linie  derart  zu  vertheilen  und  mit  Geleisen 
Ton  gehöriger  Länge  und  Menge  so  zu  versehen,  dass  die  Züge  auf  dieser 
Bahn  in  einer  dem  Bedarfe  entsprechcudeu  Anzahl  anntandslos  verkehren 
können. 

Im  Uebrigen  sind  die  Stationen  mit  Kücksichtuahmc  auf  später  noth- 
wendig werdende  Erweiterungen  n.ich  den  zwischen  der  Regierung  und  dem 
Concessionär  festgesetzten  Normalplänen  zu  erbauen. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verkehres  eine  Erweiterung  dieser  Statio- 
nen nothwendig  werden,  so  ist  der  Concessionär  verbuuden,  die  bezüglichen 
Arbeiten  aus  Eigenem  vollführen  zu  lassen. 

Mit  j(.  2.  des  XXXV.  Ot-sct/artikeU  vom  .Inlir.-  1876  (Vgl.  weiter  unten  siil)  14) 
wurde  die  Gesellschaft  verpriichtet,  ausser  ol>iireii  14  Stationen  noch  eine  grössere 
Stotton  in  Ttmenrir  (in  der  äusseren  Fabrikastadt)  und  zwei  weitere  Stationen  »uf  der 
Streek«  und  sw«r  Tor  der  ErSffnang  hersottellen,  dann  naeh  Erfordernis!  Erweite- 
mngsbanten  und  sonatige  InvAstitionen  bis  sur  HShe  von  100.000  fl.  «ub  Eigenem 
«tt  beitreiten* 

Desgleichen  h«t  die  oonoessionirte  Gksellsehzit  die  die  TemesT&r-Orso- 
Tter  Linie  belastenden  Kosten  der  durch  die  nngzrisohe  und  mmXnisehe 
Regierung  einyerständlicb  zu  bestimmenden  Grenzstation  aus  Eigenem  zu 
tragen. 

e;  Betriebsmittel. 

IMmmtliche  Betriebsmittel,  unter  denen  blos  die  mit  Tendern  und 
allem  ZugehOr  Tersehenen  LoeomotiTeU)  ferner  die 'Personen-,  Post-  und 
Lastwaggons,  sowie  die  Schneepflflge,  also  die  Rollmaterialien  zu  verstehen 
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Bind,  uiü^-f'ii  Dach  den  fiir  die  Linien  d»'r  Staat>»  i^«  nbalm-Ge8ellseliaft  jErilti- 
gen  Typfn  und  wo  möglich  im  Inlande  in  solcher  Menpe  angeschafft  werden. 
dasR  der  An-'-hadunfr^prci-.  d*  n  der  ( "nressionär  narhweisen  miiss.  für  jede 
Meile  einen  Werth  von  mindestens  sechzigtau^^end  (60.000;  Guiden  B.  V. 
repräß<iitirt. 

Sollte  mit  der  Zunahme  des  Verkehres  •  in»-  Verinc}irnn<r  der  Bctriehs- 
miftel  nothwendi}:  werden,  so  ist  der  Coucefeüiunär  verptiichlet,  den  Mehr- 
bedarf aus  Eigenem  anzuschaffen. 

f)  (Qualität  und  Quantität  der  Arbeiten. 

Alle  zur  ErrichtoDf^  and  Inreftiniiig  der  eoneeeeionirtieB  EiseolMdiB 
nothwendigen  Banliebkeiten  und  Enengnisae  »ind  aae  gutem  mnd  nseh  teob» 
niicben  Regeln  bearbeitetem,  vollkommenem  Materiale  bersnttellen. 

Was  jedocb  die  Quantität  und  das  Mass  dieser  Arbeiten,  Banlichkeiten, 
Eraengnisse  and  Materialien  anbelangt,  so  ist  der  Concessionir  Terpfliehtet^ 
die  eonoessionirte  Eisenbahn  den  jeweiligen  Anfordemngen  einet  tweek- 
nissig  und  ökonomiseh  verwalteten  Betriebes  entspreehend  bersnilellen,  in 
inTestiren  und  mit  allen  Einriohtnogen  und  Arbeiten  an  versehen,  welche  rar 
Tollstftndigen  betriebsmissigen  Herstellung  nnd  sowohl  in  deren  Inbetrieb- 
setanng,  als  aueh  snr  Adsptimng  nnd  Einriehtnng  der  für  den  Lasten«  und 
PerBonenTerkebr,  sowie  für  die  Besorgung  des  gesammten  Dienstes  nOthigen 
Loealititen  erforderlieh  sind,  mögen  selbe  anch  in  den  obigen  Bestimmna- 
gen spedell  nicht  angefahrt  worden  sein. 

Sollte  die  Lebhaftigkeit  des  Verkehres  eine  Vermehning  alles  dessen 
beanspruchen,  so  hat  der  Concessionir  fBr  die  nothwendigen  BrgXnanngen 
ohne  neuerliche  Belastung  des  Staates  sn  sorgen* 

§.  21. 

Oer  Conoession&r  ist  verpflichtet,  der  Regierung  die  DetailpUlne  binnen 
ISO  Tagm,  von  dem  Tage  an  gerechnet,  mit  welchem  das  Concessionsgeseta 
in  Wirksamkeit  tritt,  vorzulegen. 

Die  Regierung  dagegen  verpflichtet  sich,  die  Entscheidung  Uber  die 
vorgelegten  Pläne  dem  Concessionir  binnen  60  Tagen,  von  der  Einreiebung 
an  gerechnet,  bekannt  zu  geben. 

Der  Letztere  verpflichtet  sieb,  die  concesrionirte  Linie  innerhalb  vier 
Jahren  von  dem  Tage  an,  mit  welchem  das  Concessionsgesetz  in  Wirksam- 
keit tritt,  zu  vollenden.  Sollte  der  Bau  anch  vor  Ablauf  dieser  Frist  beendet 
werden,  so  darf  die  Strecke  Karansebes-Orsova  höchstens  3  Monate  vor  dem 
oben  festgesetsten  Termine  dem  allgemeinen  Verkehre  fibergeben  werden. 

Dia  llieilitreoke  Ton  TemesvÄr  hh  Karantebaa  Ut  am  83.  Oetober  183  6  dem 
SffentUchen  Verkehrt)  flberi^beii  worden 
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§.  33. 

Der  den  ungariseben  Staat  belastende  Theil  des  Jährlichen  Zinsen- 
girantiepansehales  Ton  5,200.000  Gnlden,  welches  der  eonoessionirten  6e- 
sellsehaft  in  den  zwisehen  derselben  nnd  der  seinerzeit  bestandenen  Regie- 
rung abgesehlossenen  Yertrftgen  angestanden  wnrde  und  dnreh  beide  TbeOe 
der  Monarchie  an  Bahlen  ist,  wird  Tom  Tage  4er  Eröflhnng  der  ganzen  Linie 
TeraesvAr-OrsoTa  flir  die  ▼olle  Daner  der  Conoession  nm  eine  Million  Gnlden 
in  Silber  erhöht. 

Die  erentnelle  Flttssigmaohnng  der  unter  dem  Titel  ^Zinsengarantie** 
zu  erfolgenden  Vorschttsse  und  der  Rttekersatz  der  angewiesenen  Betrige 
hat  in  QemXssheit  der  Bestimmungen  des  Artikels  lUII  der  Concessions- 
Vrlninde  vom  1.  Jinner  1865  stattzufinden. 

§.  23. 

Iiisolanjje  das  reine  Einkommen  der  concesBionirteu  Bahn  l  Million 
Gulden  nicht  erreicht,  ist  weder  eine  Einkommen-  oder  Erwerb-,  noch  eine 
sonsti^'e  an  deren  Stelle  etwa  einzuführende  Steuer  zu  entrichten. 

Sollte  aber  das  Erträgnis»  obige  Summe  ttbersteigenf  so  kann  die  Steuer 
in  die  Hetriebsrechnung  aufgenommen  werden. 

Insolanjre  der  die  obige  Summe  UberschreitiMuU'  Uoberschnss  <lcs  Rcin- 
ertragnissps  die  Höhe  der  Einkommensteuer  nicht  erreicht,  ist  an  Steuer 
lediglich  der  dem  factiscben  ErträgnisaUberschusse  gleich koro tuende  Betrag 
zu  entrichten. 

In  Folge  dessen  muns  Uber  den  Betrieb  der  Temesvi'ir  Or?nvner  Kison- 
Itahn,  «o  lanjrc  als  die  Gosellschaft  die  Befreiung  von  der  Einkommen-  und 
ErwtTl».steu<'r  beanapruclii,  eine  abgesonderte  He<'liniiiii;  trefiihrt  werden;  in 
dit'sdbe  Sinti  als  Einnahme  die  durcii  die  Gesellschult  lür  den  Personen-  und 
Fraehtentranspurt  auf  der  Temesvar-Orsovaer  Eisenl)ahnstreeke  ein;reh(i)te- 
nen  Gebühren,  als  Ausgabe  hingegen,  ausser  den  diese  Linie  nninittelliar  und 
ausseliliesslich  betreffenden  Lasten,  ein  verhiiltnissniässiger  Thi  il  der  ge- 
meinsrliaftlichen  Ausgaben  dieser  Eisenbahn  und  der  übrigen  Linien  der  Ge- 
sellschaft anfznnehmen,  und  /war: 
a)  <ler  im  Verhälti)is>e   zum  Bruttoerträgnisse   der  Temesvar-Orsovaer 
Balm  und  der  UbriL'^en  Linien  der  Gesellschaft  zu  bestimmende  Theil 
der  Verwaltungsausla;:»Mi  ; 
h)  der  im  Verhältnisse  zu  den  auf  der  Temesvar-Orsovaer  Bahn  und  den 
übrigen  Linien  der  (iesellscliaft  ansgezalilten  rcrsouallHziiiren  fest- 
zusetzende Theil  der  Dotation  des  Bensions-  und  Aiishiltsteiides ; 
cj  der  im  Verhältnisse  zu  den  aut"  der  Teniesvär-Orsova«  r  Balm  und  den 
übrigen  Linien  der  Gesellschaft  znrUckgelt  i:Ten  Zugsnuilrn  entfallende 
Theil  der  zur  Ausbesserung  und  Erhaltung  der  Verkehräiuittel  erforder- 
lichen Auslagen;  endlich 
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d)  die  Hälfte  des  auf  den  ConcessioDär  entfaHeoden  Theiles  der  Auslagen 

für  den  Tetnesvirer  Bahnhof. 

Id  Betreff  der  grundbilcherlichen  Ueberechreibung  der  zum  Ausbaue 
der  Bahn  nütbigen  Immobilien  wird  dem  Conoesaionär  die  Stempel-  und  Qe- 
btthrenfreiheit  eingeräumt. 

Ebenso  sind  auch  alle  iu  Angelegenheit  der  Geldbeschaffung,  sowie  des 
Baues  und  der  ersten  Betriebsinrestirung  auszustellenden  Verträge,  Einga- 
ben oder  aonitigen  Urkunden  Stempel-  und  gebtthrenfrei. 

§.  «4. 

Die  Fahr-  und  Fraohtgebtthren  werden  für  diese  Bahn  folgendermassen 

festgesetst: 

Der  Maxima  Itarifüatz  lUr  eine  Meile  beträgt  bei  Beisen- 
den  für  eine  l'erson 

in  der    I.  Classe  36  kr.  Qsterr.  Währ,  in  Gold  oder  Silber. 

»     n      -^^^       1»      27    »I        II  R       n      II         ff  n 

ff     ff    l^J»      ff       1^    ff        »  ff       ff      ff         ff  ff 

Bei  Sohnellxfigen,  welche  ans  Waggons  I.  nnd  II.  Classe  bestehen 
mllBseni  dürfen  diese  Gebühren  unter  der  Bedingung  um  200/,  erhöht  werden, 
dass  die  Fahrgeschwindigkeit  dieser  Zfige  nicht  geringer  sei  als  die  mittlere 
Geschwindigkeit  der  Schnellzuge  auf  anderen  ungarischen  nnd  österreichi- 
schen Bahnen. 

B  ei  Wa  a  r  eu  b  e  ( r  ä  fft  d  er  M  ax  im  alt  a  r  i  fs  a  t  z  Iii  r  einen  Z  o  1 1  - 
centner  und  bei  gewöhnlicher  Fahrgeschwindigkeit  und 
zwar: 

bei  Waaren  I.  Classe  1.56  kr.  österr.  Währ, 
ff       ff     II«     ff    2.84  n      ft  ff 

ff         ff  ff     3.13    Uff  « 

und  ausnalimswcise  bei  ganzen  Wagenladungen  von  tictreide,  Mehl,  Brenu- 
und  Flossholz  1  «/^  kr.  österr.  Währ.,  von  Steinsalz,  Coaks.  Briquetts.  Mine- 
raikohle,  Presstori',  Bausteinen,  Ziegeln  und  Kies  1  kr.  österr.  Währ,  per 
Centner  und  Meile. 

Ilinsiehtlieh  der  Maximalsätze  der  Versicherung»-  und  NebengebUhren, 
der  Waareiiclassitication  un<l  der  sonstigen  den  Verkehr  betreffenden  Be- 
stimnuingen  sind  die  lür  die  ungarische  Hauptlinie  der  priv.  Staatseisenbahn 
geltenden  Vorsdirilten  massgebend. 

Sollte  die  Legislative  die  TransportgebUhren  auf  allen  durch  dieselbe 
concessiouirteu  Bahnen  regeln,  so  wird  das  diesbezügliche  Gesetz  auch  für 
diese  Bahn  Geltung  haben. 
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Die  eoneeutonirte  GeseUsehafl,  welche  zngleieh  BeBitzerin  der,  Ungarn 
Ton  Temesvir  bis  zar  österreichischen  Grense  dnrehsohneideoden  Eisenbahn  • 
isty  verpfliehtet  sieh,  im  Interesse  der  Taterlftndisohen  Producte,  der  Qe-' 
werbe  nnd  des  Handels  von  den  dnrch  Ungarn  so  transportirenden  Waaren 
anf  der  sn  diesem  Uteren  Bahnnetze  gehörigen  Linie  von  Orsova  bis  zur 
Grenzstation  ihrer  nngarischen  Linie  nie  eine  geringere  FrachtgebUhr  einsu- 
heben,  als  sie  iUr  den  Transport  gleioher  Waaren  von  irgend  einer  Station 
ihrer  migarisohen  Linie  bis  sn  derselben  Grenzstation  einhebt. 

Ebenso  darf  die  Gesellsohaft  von  Orsova  bis  zn  einer  ihrer  nngarisehen 
Stationen  keine  geringere  Fraehtgebllhr  einheben,  als  für  dieselbe  Waare 
Ton  einer  ihrer  angarischer  Stationen  bis  an  denselben  Bestimmungsort  bei 
gleicher  oder  geringerer  Transportentfernnng  eingehoben  wird. 

Sollte  irgend  eine  andere  nngarische  Linie  mit  dem  mmünischen  Eisen- 
bahnnetze yerbnnden  werden,  ohne  dass  die  eine  Station  der  österreichischen 
Staatsbahn  Ton  der  rumänischen  Grenze  ans  bertthrende  Concnrrenzbahn 
den  nimlichen  Bedingungen  unterworfen  würde,  so  erlischt  die  Wirksamkeit 
dieser  die  Staatseisenbahn-Gesellscliaft  bindenden  Tarifbestimmungen. 

§.  25. 

Wenn  der  Toncj'ssionär  die  Bahn  inuerluilb  üvr  bestinimtfn  Frixt  dem 
Verkehre  nicht  Uhergehen  trollte,  so  ist  er  verpflichtet.  lUr  Jeden  Tajr  der 
Vcrzi'jrening  1000.  d.  i.  eintausend  Gulden  österr.  Wühr.  als  Pönale  hinnen 
30  Taften  nach  der  von  Seite  der  Repierunfr  ertolptcn  Aufforderung  zu  Uun- 
8ten  des  Staatsschatzes  zu  bezalilen;  im  Falle  <ier  Nichtzahlun«r  stellt  der 
Regierunfr  das  liecht  zu.  den  aU  PiMiale  entfallenden  Betrag  von  dem  Con- 
cessionär  im  summarischen  Wcire  eiiitreil»en  zu  lassen. 

Eine  Nachsiclit  dieses  Betrages  kann  nur  dann  erfolgen,  wenn  der  Ton- 
cessionär  eine  Erstreckung  des  festgesetzten  Termincs  vdii  der  Regiemng 
vorher  eri^irkt  oder  aber  die  Verzögerang  entsprechend  gerechtfertigt  bat. 

§.  36. 

Waiirend  der  Dauer  des  Eist  nbahnl»aties  ist  tler  Concessionar  ver- 
pflichtet, für  seine  Arbeiter  Spitäler  einzurieliten ;  sidlte  jedoch  der  Fall  ein- 
treten. dasK  einzelne  dieser  Arbeiter  in  öffentlichen  Krankenliiiusern  Auf- 
nahme ;:elunden  haben.  s<i  i>t  der  Conressionär  verbunden,  die  eutlalleudeu 
Kosten  dem  betreffenden  Instiiute  vierteljiihrig  zu  vergüten. 

Indem  Wir  die  Einhaltung  der  Bestimmungen  dieser  Concession  Jedem, 
den  dies  betrifft,  zur  strengen  l'flicht  machen,  ermäciitigen  Wir  zugleich  den 
Concessionär,  fiir  seine  etwa  erlittenen  Schädigungen  vor  I  nseren  Gerichten 
Scha«lenersatz  zu  fordern  und  l)efclilen  allen  jenen  Beliörden.  die  es  betrifft, 
Uber  die  Beobaclitun;:  dieser  roncessi(^n  und  der  darin  eutlialteneu  Bestim- 
mungen strenge  und  sorgsam  zu  waciien. 
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Zar  BeglAubignug  dessen  haben  Wir  die  gegenwirtigfe  mit  ünserem 
'  grösseren  Siegel  versehene  Ooneessions-Urknnde  ausgestellt. 

Budapest,  am  31.  December  Eintausend  Achtbuudert  Vieruudsiebzig. 

Frans  Joseph  m.  p. 

Graf  Jesel  Utkf  m.  p. 


10.  XLn.  Gesetiartfkel  Tom  Jahre  1875^ 

Aber  den  Ansbiii  der  Gross-SorsDy-XentiMr  Eisenbslui  iweiten  Ranges. 

(Smnetionirt  am  22.  Hai  1876.  Kundgemaebt  in  beiden  Hiusern  des  Reicbstaga« 

am  24.  Mai  1875.) 

§.  1- 

Die  in  Angf'lejr(Miheit  i\c6  Ausbaues  der  von  Gross-Surany  über  Kom- 
jiith  und  Ivanka  nach  Neutr:i  fulirendt-n  Lccumotiv- Eisenbahn  zweiten  liau- 
ges  vorgelegte  Couces<ious-l  rkunde  wird  genehmigt  uud  iuartikulirt. 

«•  »• 

Gegenwärtiges  Gesett  tritt  am  Tage  der  Kundmachung  desselben  in 
Wirksamkeit  nnd  wird  mit  dessen  Vollzüge  der  Minister  fHr  dffentUohe  Ar- 
beiten und  Commnnieationen,  sowie  der  Finansninister  beauftragt. 


11.  XLIII.  Gesetzartikel  vom  .lahre  1875, 

über  die  CfincfSsioBiruntt  der  Toiiiii'UNcr-dniss-Suranyf'r  Kisenbahn  lueitcn  Hanges. 

(Sanctionirt  am  23.  Mai  1976.  Kun  igrmarht  in  beiden  Uäusern  des  Reichstages 

am  24.  Mai  l»7ö..i 

§•  1- 

Die  Coneessions  l'rknnde  Uber  die  Abtretunfr  der  von  der 'l'otmpgyerer 
Station  der  k.  k.  priv.  Staatseisenbahn -(iesf  llschail  nach  Gross-Surnny  flib« 
renden,  ursprünglich  mit  Bewilligung  der  Regiernnfr  zu  Priv.itzwccken  erbau- 
ten Eisenbahn  zweiten  RanjEres  nn  die  erwähnt«-  EiBenbahn-GeaellacIiaft,  sowie 
fiber  die  Einrichtung  der  Bahn  tiir  den  öft'entlichen  Personen-  undFraohtw- 
transport,  wird  genehmigt  und  inartikulirt. 

§.  2. 

<;♦•.:<' nw-irtigres  (iesetz  tritt  am  Tape  der  Kundmaciiunp  in  Wirksamkeit 
nnd  w  ird  mit  dem  VtdlztiL'e  desselben  <ler  Minister  für  ötTentliche  Arbeiten 
und  Communicationen,  sowie  der  Fiuanzoiinister  beauftragt. 
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12.  Couct'ssions-l  rkunde  vom  2.  Septoniber  1875 

bciftglich  der  SccandärlMhn  ron  Töt-Mt  uyi  r  nach  Nauy-Siirany  und  deren  Einrichtung  fftr  den 

ifl'entlichen  V  eriiehr. 

Wir  Frans  Joseph  I,  von  Gottes  GiudeD  Kniser  von  Oesterreioh  und 
ipostolisoher  K9nig  von  Ungarn. 

Unseren  Gmss  an  Alle,  die  die  Sache  betrifft  oder  in  Zukunft  betreffen 

wird. 

Da  die  privll.  ÖRterr.  Staatseisenbabn-OeselUehaft  bezüglich  des  An- 
kanfe!«  der  früher  znm  Privatgehrauche  erbauten  Seenndär-LocomotiT- Eisen« 
bahn  von  T6t-Megyer  nach  Nagy-Snr&ny,  besttglich  deren  entsprechender 
Einriclttun^'  lür  den  öff'entlichen  Personen-  und  Gütertransport  und  bezüglich 
des  Betriebes  derselben  bei  Uns  um  die  Concession  angesucht  und  der  XLIII. 
Gesetz-Artikel  vom  Jahre  1876  die  Uebertragung  und  die  in  erwähnter 
Weise  vorzunehmende  Umgestaltung  der  obgedachten  Kisen bahn- Linie,  sowie 
die  Ausfertigung'  der  auf  die  Portsetzung  des  Betriebes  Bezug  habenden 
Concessions-Urkunde  an  die  um  die  Conoesßion  ansuchende  Gesellschaft  an* 
geordnet  hat,  fühlen  Wir  Unn  behufs  Vollzieiiung  des  Gesetzes  Teranlasst, 
über  Ansuchen  der  oberwähnten  Gesellschaft  derselben  die  Ooneession,  wie 
folgt,  zu  ertheilen: 

§.  1. 

Die  k.  k.  priv.  österr.  Stantseisenbahn-Gesellscliaft  erhält  unter  den 
nacbstchi'nden  Bedingungen  (\n^  IJecht  zum  Kaufe  der  in  Fol;.'«'  Ermächtigung 
ddo.  10.  Oetober  1867,  Z.  ')2\)\K  des  Ministeriums  für  ötTontlirhe  Arbeiten 
und  Communicfltionen  von  'i'6t-Megyer  bis  Nagy-Sur4ny  lUr  Frivatzwecke 
erbauten  SecundärJ^oeomotiv-Eisenbahn,  sowie  zu  deren  entsprechenden 
Einrichtung  für  den  öffentlichen  Personen-  und  Gütertransport  und  zum  Be- 
triebe derselben. 

§.  2. 

Die  Conoe8;)ionärin  ist  verpflichtet,  beim  Betriebe  der  concessionirten 
Bahn  sich  an  den  Inhalt  der  gegenwärtigen  ConcesBions-Urkunde*  femer  an 
die  vom  Minister  fUr  üffentliohe  Arbeiten  und  Oommunicationen  am  20.  April 
1868  unter  der  Z.  4973  hinausgegebene  und  vom  Reichstage  genehmigte 
provisorische  Eisenhahn-Concessions  Vorsohrift,  sowie  an  die  im  §.  8  des 
Zoll  und  HandehbUndnisses  vom  Jahre  1867  provisorisch  angenommeue 
Eisenbahnbetriebs-Ordnung,  insoweit  als  dies  durch  den  Inhalt  der  gegen- 
wärtigen Concessions-Urkunde  und  deren  Anhang  nicht  modificirt  wird, 
endlich  auch  an  die  von  der  ungarischen  Regierung  vorzunehmenden  Modi, 
ficationen  der  bestehenden  Regulativen  insolange  zu  halten,  als  an  Stelle 


Digitized  by  Google 


222 


K.  k.  priv.  Ö8terr.  ätaats- 


dieser  provisorisohen  Voraohriften  von  der  TaterUndischen  OeBetzgebnn^ 
nicht  neue  Qesetze  geschaffen  oder  von  der  ungarischen  Regierunip  nicht 
andere  Verordnungen  ins  Leben  gerufen  werden. 

§.  3. 

Sobald  der  Verkehr  auf  der  ooncessionirteu  Bahn  derart  angewachsen 
ist,  dass  die  jährliche  Brutto  Einnahme  per  Meile  100.000  fl.  ö.  W.  in  Silber 
llbersteigt,  ist  die  Concessionäriii  verpflichtet,  auf  Verlangen  der  Regierung 
ein  zweites  Geleise  ohne  jede  Entschädigung  herzustellen. 

Zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  kann  die  Concessionärin  jedoch  nur 
innerhalb  der  ersten  70  Jahre  der  Ooncessionsdauer  verhalten  werden.  In 
den  letaten  20  Jahren  ht  sie  zur  Herstellung  des  zweiten  Geleises  nur  gegen 
eine  au  vereinbarende  seitens  des  Staates  zu  leistende  Entschädigung  ver- 
pflichtet. 

Insofeme  in  Betreff  der  EtnmOndnng  andeVer  Bahnen,  der  gemeinschaft- 
lichen BeuUtsung  von  Bahnhöfen,  des  Ausleihens  von  Waggons  und  der 
hielttr  zu  leistenden  Entschldignngen  zwischen  den  betreffenden  Gesell- 
schaften eine  Vereinbarung  nicht  zu  Stande  kommen  könnte,  werden  die 
diesfätligen  Bedingungen  von  der  Regierung  festgestellt  werden. 

§.  5. 

Der  Concessionärin  wird  für  den  eventuellen  Fall  des  Umbaues  der 
concessionirten  Bahn  und  der  Erweiterung  der  Bauobjecte  das  Expropriatioos- 
recht  im  Sinne  des  LV.  Gesetz- Artikels  vom  Jahre  1868  ertheilt 

§.  6. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  die  Post  und  die  Postmanipulanteu 
im  Sinne  des  §.  68  der  im  Artikel  VIII  des  Zoll-  und  Handelsbiindnisses  vom 
Jahre  1867  angenommenen  Eisenbaliubetrieb'*-Ordnung  vom  16.  November 
1851  unentgeltlich  zu  befördern  und  zu  diesem  Zwecke  in  beiden  Kicbtungen 
weniprstens  je  einen  Zug  täglich  einzurichten. 

Die  Concessionärin  ist  verpflichtet,  die  Hälfte  eines  zweiachsigen 
Güterwagens  zur  ßetorderung  der  Postsendungen  und  der  Postconducteure 
einzurichten,  welcher  in  jeder  Richtung  täglich  miadesteus  eiumal  zu  ver- 
kehren hat. 

Die  Concessionärin  ist  verptliclitot.  jene  Postsendungen,  welche  ohne 
Begleitung  der  Postbeamten  oder  Diener  traii^portirt  werden,  mit  An'^nahnie 
der  Werthseuduugen,  kostenfrei  an  die  betreffende  Station  zu  befördern  und 
abzugeben. 
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CorreBpondencen,  welche  in  Angelegenheit  der  Eisenbahn-GeBohftfta- 
Itthning  Ewiscben  der  Direotlon  und  ihren  untergeordneten  Organen,  oder 
zwisehen  diesen  letzteren  untereinander  gefttbrt  werden,  dOrfen  auf  der 
gegenwürtig  concessionirten  Eisenbahn  portofrei  befördert  werden. 

§.  7. 

Die  Concossionärin  ist  verpflichtet,  auf  ihrem  eigenen  (J runde  und 
Boden  die  Aufsicliun^'  der  Staats- Teiegraphenleitung  entlang  der  Bahn 

lUient^rrlTlich  zu  gestatten. 

Die  Tt'li  frrnpheii-Direction  ist  indessen  g-ehaiten,  die  Plätze  tllr  die 
Telejrrauhciisäulen,  sowie  die  iihrifjen  Puncte  zur  Befestigung-  der  Teiegraphen- 
leitung im  Einverständnisse  mit  der  Coneessionärin  zu  hestimmen. 

Weiters  ist  die  Conceasionärin  verpflichtet,  die  reberwachung  der  auf- 
gesttellten  Leitung  durch  ihr  eigenes  Bahnpersonale  ohne  Entschädigung  zu 
besorgen. 

Dagegen  wird  ilie  ('nneessionäriii  ermäehtigt.  die  Drähte  ihres  Betriebs- 
telegrapheii  auf  den  Staatstelegraphen-Säulen  anzubringen,  oimc  dasa  sie 
hiefür  was  immer  für  eine  Entsehädigung  zu  leisten  verpflichtet  wäre. 

Die  B»'nUtzung  dieses  Betriebstele;:raphen  wird,  soferne  Seitens  der 
Kegierung  in  Betreff  der  Staat^depesehen  eine  hosondcrc  Verliigung.  sowie 
liinsichtlicli  der  Privat-Telegranime  ein  Ueboi cinkommen  nicht  getroffen 
werden  sollte,  ausschliesslicli  auf  die  Mittheilungen  des  Bahnbetriebes  zu 
beschränken  sein,  wesshalb  auch  dessen  Benützung  unter  die  Aufsicht  der 
Staatsverwaltung  gestellt  wirdi 

§.  8. 

Die  Fahr-  und  Frachtpreise  auf  der  ooneessionirten  Bahn  werden  inner« 
halb  folgender  Grenzen  festgesetzt: 

Haximaltarif  per  dsterreiohisohe  Meile  filr  Reisende  per  Person: 

I.  Wagenciasse  36  kr.  ö.  W.  iu  Silber, 
II»  *9  27 

Iii»  ?>  »   tf   »  » 

Die  Wagen  I.  und  II.  Classe  können  nach  Art  der  auf  Hauptbahnen 
üblichen  Wagen  II.  Classe  eingerichtet  werden. 

Für  die  III.  Classe  dUrlen  dcr.ufigc  Wagen  verwendet  werden,  wie 
solche  auf  den  Staatsbahnen  für  die  IV.  Wagendasse  vorgeschrieben  sind. 

Das  Gepäcks-Uebci  gewicht  über  50  Zollpfunde  wird  nach  Bruchtheilen 
Ton  20  Zollpfunden,  das  Eilgut  nach  Bruchtheilen  von  10  Zollpfunden  auf- 
wirts  abgerundet,  und  kann  der  ZoUcentner  zur  doppelten  Oebtthr  der  Iii. 
Frachtolasse  berechnet  werden. 
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Für  Frachtgüter  wird  der  Tarif  per  ZoUceutuer  uud  österreichibche 
Meile  iu  der 

I.  Claise  auf  2  kr.  ö*  W.  in  SUber, 

»»  >»  8  tt  »»  »♦  »»  »» 
»»      »j  ^  »»  f»  »t  »>  »» 

festgestellt. 

AusnahmsweiRe  sind  ganze  Wagenladungen  von  Kohle  Sni/.,  Brenn-  und 
Bauholz.  Dttnger,  Steine  und  Ziegeln  per  ZoUoentner  und  Meile  um  1*56  kr. 
ö.  W.  Sill»er  zu  belordern. 

KUcksichtlieh  der  Ubri^^eu  Fahr-  und  Fraelitjjroise  fUr  Personen  und 
Güter,  ferner  rUoksichtlicli  der  Nebengebttbren.  der  CluHsification  der  Waaren 
und  der  sonstigen  Transportbcstimmunj^en  haben  die  auf  den  HanptÜDien 
der  priv.  österr.  Staatseisenbalin-Gesellsobail  geltenden  Bestimmungen  in 
Anwendung  zu  kommen. 

Sobald  die  Einnaliine  dieser  Bahn  dureh  drei  aufeinanderfolgende  Jahre 
eine  achtpercenti^c  Verzinsung  des  Anlage-Capitals  ergibt,  ist  die  Regierung 
berechtigt,  im  Einvernehmen  mit  der  ConcesBionärin  die  Tarife  entsprechend 
SU  ermässigen. 

Ueber  diese  Bahnlinie  ist  eine  separate  Betriebsreohnnng  zu  Itthren. 

§. 

Die  ('onressi(»närin  darl  die  zu  «M-hebcndt  n  Transportjxebühren  in  inlän- 
discher SilbcnnUnze  bfreclincn.  doeli  ist  sie  verptiit'litot.  "lie  auf  Grund  des 
jeweiligen  Agios  zu  bestimmenden  TransportgebUhreu  in  der  Landeswährung^ 
anzunehmen. 

§.  10. 

Die  im  Sinne  des  §.  8  festgesetzten  Tarife  kSnnen  von  der  Conoes« 
sion&rin  zeitweise  herabgesetzt  werden,  entweder  im  Ganzen  oder  nur  (ttr 
einzelne  Gattungen  von  Gegenständen,  für  die  LSnge  der  ganzen  Bahn  oder 
nur  Hir  einzelne  Strecken  derselben,  in  einer  oder  in  beiden  Biehtungeo^  Clir 
alle  Transport-Entfernungen  gleiclimlUsig  oder  mit  Zunahme  derselben  in 
erhöhtem  Masse. 

Die  derart  herabgesetzten  Tarife  können  auf  das  frühere  Mass  wieder 
erhöbt  werden,  Jedoch  erst  nach  deren  dreimonatlicher  Anwendung. 

^Wenn  ein  Verfrachter  oder  Verladungs-Dnternehmer  unter  bestimmten 
Bedingungen  einer  Frachtsatz-Ermässigung  oder  anderer  Begflnstigungen 
theilhaftig  wird,  so  muss  jeder  Verfraehter  oder  Unternehmer,  der  die  gleichen 
Bedingungen  annimmt,  derselben  theilhaftig  werden,  derart,  dass  eine  persön- 
liche Bevorzugung  in  keinem  Falle  Platz  greifen  darf. 

Alle  diese  BegOnstigungen  dflrfen  auch  in  Form  von  Schein-Rttckver- 
gtttung  (Refactien)  nicht  zugestanden  werden. 
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§.  11. 

Im  Falle  einer  im  lolande  eingetretenen  Ttt^nernng  ist  die  Regierung 
berechtigt,  dieTnnsportgebiUir  der  Lebensmittel  fttr  die  Daner  derThenemng' 
anf  die  HUfte  des  Haximaltarifes  herabzusetzen. 

§.  la. 

Die  Militär-Transporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  zwischen  dem  Kriegsministerinin  einerseits  und 
der  Direction  der  österr.  Staatseisenbahn-Geacllschaft  andererseits  (10.  De- 
ceraber  1860)  abgeschlossenen  Uebereinkommen,  dessm  Bestimmungen  einen 
integrirenden  Bestandtheil  dieser  Concessions-Urkunde  bilden. 

Die  mit  der  vorgenannten  Oesellschaft  in  Bezug  auf  Militär-Transporte 
zu  Stande  gebrachten  oder  zn  Stande  zu  bringenden  und  für  den  Staat 
günstigeren  üebereinkommen  werden  auch  fUr  die  eonoessionirte  Bahn 
giltig  sein. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  anf  die  Finanz«,  sowie  anf  die  Staals- 
und  behördliche  Sieberheitswaehe,  endlieb  aneh  auf  die  StrKflinge  An- 
wendung. 

Die  Ooneessloiilrin  wird  verpfiiohtet  sein,  alle  jene  Bestimmungen  dnroh- 
znflifaren,  welche  zum  Zwecke  grösserer  HilHür-Transporte  die  gegenseitige 
Aushilfe  der  ungarischen  und  österreiohisehen  Eisienbahn'Oesellsohaften,  die 
BesebalAing  und  Bermtbaltnng  der  zu  diesen  Transporten  erforderlichen  Ein- 
richtungen, femer  den  Transport  der  Tcrwundeten  und  kranken  Soldaten 
■regeln ;  dessgleichen  ist  sie  gehalten,  der  bezfiglieh  der  Organisation  der 
Feld-£isenbahn-Abtheilungen  mit  der  k.  k.  priv.  sUdliohen  Staats-,  sowie  mit 
der  Theiss-  und  der  L  Siebenbürger  Eisenbahn^Gesellschaft  getroffenen  Ver- 
einbarung beizutreten. 

Die  ConoessionUrin  ist  endlich  im  Falle  eintretender  Truppenmobili- 
simngen  verpflichtet,  die  Beförderung  der  Urlauber  und  Beservisten  von  der 
ihrem  Wohnorte  am  niohsten  liegenden  Station  bis  zn  ihrem  Bestimmungsorte 
auf  Grund  gehöriger  Legitimation  nach  dem  herabgesetzten  Militilr-Taiife  zu 
besorgen. 

Selbstverständlich  sind  die  auf  die  Militär-Transporte  bezüglichen  Be- 
stimmungen nnd  Begilnstigungen  snoh  fttr  die  im  Dienste  reisende  Laadwehr 
(honv6dseg)  wie  aneh  für  jene  IVuppeu  giltig,  welche  als  integrirender  Tbeil 
der  Armee  unter  dem  Schutze  des  Völkerrechtes  stehen. 

§.  18. 

St;iatHanjije,st('llte.  Honinte  uiul  Diener,  welcho  im  Auftia;;o  der  die  Aul- 
ßiclit  iil>er  die  Verwaltun^r  und  den  Betrieh  der  Bahnen  führenden  Behönlon 
oder  aui  Grund  dieser  Concession  zur  Wahrung  der  staatlichen  Interessen 
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oder  «US  GefilUsrtieksiohteii  die  Bahn  benQteen  und  sieh  fiber  den  behörd- 
lichen Auftrag  legitimiren,  sind  Bammt  ihrem  ReieegepXoke  unentgeltUoh  zu 
befördern. 

§•  14. 

Von  solchen  Parteien,  welche  die  B.ihn  in  unredlicher  Absicht  ohne 
vorherige  Entrichtnnjr  *ler  h'ahr-  oder  Frachtgebühr  benützen,  oder  durch 
unrichtige  Angabc  der  (lattung,  oder  des;  Gewichtes  der  Fracht,  oder  auf 
irgend  eine  andere  Weise  die  Unternehmung  zu  verkürzen  traobten^  k&nn  die 
dreifache  TarifgebUhr  eiugehoben  werden. 

§.  15. 

Die  Regierung  ist  sur  Wahrung  der  Staatsinteressen  berechtigt,  sieh  in 
jeder  Bichtang,  sowohl  von  dem  Baue  der  Bahn,  als  auch  von  der  zweck- 
mässigen und  soliden  Betriebs-Einrichtung  und  von  der  fortwfthrenden  Er- 
haltung derselben  in  gutem  Stande  zu  Uberzeugen  und  anzuordnen,  dass 
die  etwa  vorkommenden  Mängel  beseitigt  werden. 

Die  Regierung  ist  bereohtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes  Organ  die 
Gesebäftsgebarung  und  Bahnverwaltnng  zu  prüfen  und  zu  ilberwaohen. 

Die  Concessionärin  ist  gehalten,  an  den  Staatsschatz  eine  jährliche 
Pauschalsumme  als  Entschädigung  fUr  jene  Kosten  und  Auslagen  zu  ent- 
richten, welche  dem  Staate  aus  der  Ausübung  des  Aufsichtsrechtes  der 
Regierung  während  des  Betriebes  der  Bahn  erwachsen. 

Die  Höhe  dieser  jährlichen  Pauschalsumme  bestimmt  die  Begiemng. 

§.  16. 

Fttr  die  gegenwärtig  ooncessionirte  Bahn  wird  während  80  Jahren  (vom 
Tage  der  BetriebserÖfltaung  derselben  an  gerechnet)  weder  eine  Erwerb-  noch 
eine  Einkommensteuer,  noeh  irgend  eine  andere  an  deren  Stelle  etwa  ein- 
zuführende Steuer  zu  entrichten  sein. 

Die  Bahn  wurde  fUr  den  allgremeinen  Personen-  und  Oflltttrverkelir  am  Ift.  Jitannr 
1874  erSffnet. 

Die  grundbücherlic}i(*  l'ebertraguug  der  expropriirteu  Liegenschaften 
erfolgt  Stempel-  und  gebührenfrei. 

Desgleichen  sind  alle  Verträge.  Eingaben  und  sonstigen  Urkunden, 
betreffend  die  CapitaUbesohafi'ung,  den  Bau  und  die  erste  Betriebseiurichtuug 
Stempel-  und  gebührenfrei. 

§.  17. 

Die  Dauer  der  Ooncession  erstreckt  sich  bis  zum  1.  Januar  1967,  an 
welchem  Tage  sie  definitiv  erlischt. 
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§.  18. 

Die  Re<;icrung  behält  sich  das  Recht  vor,  naota  Ablauf  von  30  Jahreiit 
von  dem  Inkrafttreten  dc8  ConcessionBgesetzes  an  gerechnety  die  ooDces- 
sioDirte  Bahn  jederzeit  einzulösen.  ^ 

Zur  Bestimniunjt;:  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse des  Internehraens  in  den  der  wirkliehen  EinliSsung  voran- 
gegangenen sieben  Jahren  gerechnet,  von  deren  Summe  das  Rciuerträgniss 
der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durobschnittliche  Rein- 
ertrag der  übrigen  iÜiif  Jahre  bercclinct. 

Dieser  Durchscimittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  geringer  sein  darf,  als 
die  7  «  's  0/0  Interessen  des  thatsächlich  aufgewendeten  Anlagecapitals,  wird 
der  Concessionärin  ala  Jabrearente  bis  zum  Ablaufe  der  Couccssionsdauer  zu 
zahlen  sein. 

Zum  Behufe  (b-r  Evidenzhaltung  des  Capitals  ist  die  Concosssionärin 
verpliiclitet.  in  dem  nul  dir  B«'tricbserofTnung  folgenden  Jahre  über  das  zum 
Ausbau  und  zur  Einrichtung  der  Bahn  tactisch  verwendete  Capital  den  Nach- 
weis zu  liefern,  sowie  die  Pläne  und  Kostenvoranschläge  solcher  später  aus- 
zuführenden Bauten,  welche  den  Baufond  Ix  lasten  und  nicht  als  Bahnerhal- 
tungskosten dem  Betriebs-Conto  zur  Last  fallen,  der  Regierung  zur  Geneh- 
migung vorzulegen. 

§.  19. 

Mit  dem  Erlöschen  der  Concession,  sowie  durch  die  erfolgte  Etntösnng 
der  Bahn  tritt  der  Staat  im  ersten  Falle  ohne  Entgelt,  im  letateren  aber  gegen 
Zahlung  der  im  Sinne  des  §.  18  festgesetzten  Jahresrente  in  das  lastenflreie 
Eigenthnm  und  in  den  Gennss  der  ooneessionirten,  in  gutem  Znstande  an 
Übergebenden  Bahn,  namentlich  nimmt  er  in  Besits:  den  Ornnd  nnd  Boden 
der  Bahn,  die  Erd-  und  Knnstbanten,  den  Ober-  und  Unterbau  nnd  das 
ellamtliche  Zngehör,  als:  Betriebsmittel,  Bahnhöfe,  Anf-  nnd  Abladeplätae, 
z«m  Bahnbetriebe  gehörige  Gebände  an  den  Abfahrts-  nnd  Ankunftsorten, 
Wiohter-nndAnfseherhänser,  alle  inneren  Einrichtungen,  Möbel,  bewegliehen 
und  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlösehen  der  Goneession,  als  auch  im  Falle  der  Einlösung 
der  Bahn  behält  die  Ooncessionirin  das  Eigenthum  des  Reservefondes  nnd 
der  aushaftenden  Activfordemngen,  sowie  der  Coaksöfen,  Giessereien, 
Maschinen-  oder  anderen  GebSude,  zu  deren  Erwerbung  oder  Herstellung 
sie  Ton  der  Regiemng  mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze  ermMohtigt  wurde, 
dasa  sie  kein  Zugehör  der  Bahn  bilden  werden. 

§.  20. 

Wenn  die  ConceBsionärin  ihre  in  der  Concessions- Urkunde  oder  in  den 
Gesetzen  enthaltenen  Verpflichtungen  wiederholt  ▼erietzen  oder  ausser  Acht 
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Itflsen  sollte,  so  behSlt  sieb  die  Begiening  das  Reebt  ror^  gegen  dieselbe  die 
gesetsmilssigen  Verfügungen  eininleiteii  mid  naeb  Cmstindeii  die  Ooneession 
nocb  vor  AbUof  ibrer  Dauer  ffir  erloscben  sa  erklären. 

§.  21. 

Alle  urkundlichen  Ausfertigungen  dieser  Concession  unterliegen  nur  der 
StempelgebüUr  vou  einem  Gulden. 


Anhang. 

BeUiebsTorscbriften,  dnreb  welebe  einige  Bestimmiingen  der  im  §.  S 
der  Concessions- Urkunde  angeführten  provisorisoben  Eisenbahnbetriebs- 
Ordnung  für  die  gegenwärtige  SeeundXr-Babn  abgeändert  werden. 

§.  1. 

Die  Balm  und  den  Zustand  ihrer  Geleise  ist,  insttlan^ie  als  in  beiden 
Richtunfren  zusammen  iiiclit  mehr  als  zehn  7,ü^c  verkehren,  das  Baimaufsichts- 
personal  täfjlieh  wenigstens  einmal  zu  untersuchen  verpflichtet. 

Fr('(iuente  WefrUbergänge  mit  Fangschienen,  sowie  derartige  Anlagen, 
welche  für  die  verkehrenden  Züge  be.s(>n<lers  gefährlich  werden  küuuen,  sind 
Tor  dem  Passireu  eines  jeden  Zuges  zu  revidiren. 

§.  2. 

Mehr  als  100  Achsen  sollen  in  keinem  auf  dieser  S>ecundärbaha  ver- 
kehrenden Zuge  gehen;  Zfige,  mit  denen  Personen  befördert  werden,  sollen 
nicht  mehr  als  60  Achsen  enthalten. 

Langholz  darf  mit  gemischten  Zügen  befördert  werden ;  jedoch  müssen 
die  mit  Langholz  beladcuen  Wagen  hinten  angebracht  und  von  den  Personen- 
wagen  wenigstens  durch  drei,  wo  möglich  beladcne  Wagen  getrennt  werden. 

liezUglich  der  Anzahl  der  Bremsen  und  der  Vertheilung  derselben  in 
einem  Zuge  wird  der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  und  Commnnicationen 
nachträglich  verfügen. 

§  3. 

Die  fahrordnungsmässige  Geschwindigkeit  der  Züge  auf  der  correnten 
Bahn  wird  durchschnittlich  2  Meilen  per  Stunde  betragen;  die  grösste  sn- 
lässige  Geschwindigkeit  darf  3  Meilen  per  Stunde  nicht  Uberschreiten. 

Vor  Wegübergängen  jedoch,  welche  nicht  mit  Schranken  abgesperrt 
sind,  ist  die  Fahrgeschwindigkeit  derart  zu  massigen,  dass  der  Zug  in  einer 
Entfernung  von  100  Meter  zum  Stehen  gebracht  werden  kann. 
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§.  4. 

Das  Schieben  der  Lastzüge  mit  Locoraotiven  ist  im  Falle,  als  eine 
fUhrrnde  Maschine  sich  an  der  Spitze  derselben  befindet,  gestattet,  ebenso 
bei  gemischten  Zügen,  jedoch  darf  im  letzteren  Falle  höchstens  mit  einer 
Oeschwindigkeit  von  1'/,  Meilen  per  Stunde  gefahren  werden. 

Auf  den  Bahnhöfen,  sowie  bei  ArbeitszUgen  ist  jedoch  im  Xothfalle  das 
Schieben  der  ZUge  auch  dann  zulässig,  wenn  sich  keine  führende  Maschine 
au  der  Spitze  des  Zuges  befindet. 

In  solchen  Fällen  darf  aber  auf  der  curreuten  Bahn  nur  mit  einer  Ge- 
schwindigkeit von  1  Meile  per  Stunde  gefahren  werden  und  der  an  der  Zug- 
spitze befindliche  Wagen  muss  von  einem  mit  Signalhorn  versehenen  Cou- 
'ducteur  besetzt  sein. 

Die  Fahrt  mit  umgekehrter  Locomotive,  d.  i.  mit  dem  Tender  voran, 
ist  auch  bei  den  fahrplanmüssigen  Zügen  gestattet. 

§.6. 

Das  telegraphische  Avisiren  der  Abfahrt  eines  Zuges  von  den  End-  und 
Zwisohenstationen  ist  so  lange  nicht  erforderlich,  als  auf  der  concessionirten 
Bahn  zu  einer  und  derselben  Zeit  nur  ein  Zug  verkehrt,  also  wenn  keine 
Zugskreuzung  oder  kein  Ueberholen  eines  Zuges  stattfinden  kann. 

Sobald  gleichzeitig  mehr  als  ein  Zug  verkehrt,  müssen  die  Zugsabfahrten 
awischen  den  Stationen  telegraphisch  avisirt  werden. 

§.  e. 

Der  OoneesBionlrin  wird  gestatteti  die  Ausgabe  von  Personen-  and 
ReisegepXekskarten  in  den  Zügen  selbst  —  ausserhalb  der  Aufiiahmsstationen 
—  einznriehten,  sowie  Überhaupt  jede  sweekdienliohe  Yerein&ehnng  dea 
EipeditionsdiensteB  dorohzuftthren,  woduroh  jedoeh  die  Betriebs-Sieherheit 
nieht  gefUhrdet  werden  darf.  - 

Indem  wir  die  Binhaltung  der  Bestimmung  dieser  Oonoession  Allen,  die 
es  betriflk,  zur  strengen  Pflioht  machen,  ermlehtigen  Wir  gleichzeitig  die 
Conee^sionXrin,  für  ihre  etwa  erlittenen  Sehädigungen  vor  unseren  Gerichten 
Sehadenersats  SU  fordern  und  befehlen  allen  jenen  Behörden,  die  es  betrifft, 
Uber  die  Beobachtung  dieser  Goneession  und  der  darin  enthaltenen  Bestim- 
mungen strenge  und  sorgsam  zu  wachen. 

Zur  Beglaubigung  dessen  haben  Wir  die  gegenwärtige  mit  unserem 
grösseren  Siegel  versehene  Gonoessions-Urkunde  hinausgegeben. 

Brnek,  am  3.  September  eintausend  achthundert  fttnfhndsiebzig. 

Franz  JoBe]>h  m.  p. 

Themas  fktkj  m.  p. 
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18.  Coiieessions-tJrkiinde  vom  4.  NoTember  1875, 

für  dir  Sccundärbahn  von  Nagy-Suräny  nach  Leutra. 

Wir  Franz  Joseph  !•  von  Gotte»  Gnaden  Kaiser  Ton  Oesterreich  nnd 
ApoBtollHclier  König^  von  Ungarn,  Unseren  Gruss  an  Alle,  die  die  Sache 
betrifft  oder  in  Zukunft  betreffen  wird. 

Nachdem  Wilhelm  Töth,  Ladislaus  Graf  Berthold  Leopold 
Ritter  von  Lippmann  um  die  Concession  sur  Erbauung  und  zum  Betriebe 
einer  von  Nagy-SnrAny  absweigenden  und  ttber  Komjith  und  Ivinka  nach 
Neutra  führenden  SeeundSr-Locomotiv-EiBenbabn  an  Uns  das  Ansuehen 
gestellt  habeni  so  fOhlen  Wir  Uns  bei  dem  Umstände,  als  der  XLU»  Qeseta- 
artikel  vom  Jahre  1875  die  Erbauung  der  oberwlthnten  Eisenbahn  und  die 
Ausfolgung  der  Coneessions-Urkunde  an  die  Concessionswerber  anordnet, 
bewogen,  Uber  die  Bitte  der  Obgedaohten  und  su  Gunsten  derselben  diese 
Oonoession,  wie  folgt,  zu  ertheilen: 

§.  1. 

Die  CoiK'cs^ionUre,  und  zwar:  Wilhelm  Tuth,  Ladislaus  Graf  Bcrthold 
nnd  Leopold  Ritter  v.  Lippmann  erlialten  das  Ivecht  zum  Hane  und  Be- 
triebe einer  von  Napy-Snräny  al)ZWi  iu:i'ndon  iihi  r  Komjätli  und  Iviiuka  nach 
Neutra  führenden  Secundär-Lucomotiv-Ei8enbahu. 

Die  Vebcrtragung  der  verstellenden  ConcPs?ion  an  die  k.  k.  jiriv.  öeterr.  Staats- 
Eisenliahii-GesclUchnft  erfolgte  mit  Krinss  des  königl.  ungarischen  CommunicattonS'- 
MiuisteriuiQä  Tom  9.  August  1875,  Z.  11761. 

§.2. 

Die  Coneessionäre  sind  verpflichtet,  sich  beim  Baue  und  Betriebe  der 
concessionirten  Bahn  an  den  Inlialt  der  pegenwärtifren  Concessions-Urkunde 
ferner  an  dir  vom  Minister  für  Öffentliche  Arbeiten  und  Coramunicationen  am 
20.  April  1868  unter  der  Zahl  4973  erlassene  und  vom  Reichstage  geneh- 
migte, provisorische  Eisenbahn- Concessions- Vorschrift,  sowie  au  die  im  §.  8 
des  Zoll-  und  Handels-Blindnisses  vom  Jahre  1867  provisorisch  angenommene 
Eisenbahn-Betriebs-Ordnung,  insoweit  diese  nicht  durch  den  Inhalt  der 
gegenwärtigen  Concessions-Urkuntle  und  durch  deren  Anhang  modificirt  wird, 
insolange  zu  halten,  bis  an  Stelle  dieser  provisoris^licn  Regulativen  neue, 
durch  die  vaterländische  Gogetzgebnng  zu  schaflende  Gesetze  und  von  der 
Regierung  zu  erlassende  Verordnungen  nicht  ins  Leben  treten,  welchen  sie 
sicli  sodann  ebenso  wie  allen  bis  zu  deren  Einführung  an  den  bestehenden 
Regulativen  durch  die  ungarische  Regierung  vorzunehmenden  Abänderungen 
zu  rugeu  und  und  unbedingt  zu  unterwerfen  haben  werden. 
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§.  3. 

Der  Ban  der  Bahn  und  die  Betriebseinriehtanc;  derselben  wird  aof  Gmnd 
der  durch  die  Goneessionftre  anzufertigenden  nnd  der  Regierang  snr  Prttfnng 
und  Oenehmignng  in  nnterbreitenden  allgemeinen  und  Detail-Projecte  dnrch- 
geltthrt. 

Die  ConeessionSre  können  Übrigens  die  bei  der  Yerfasanng  der  Projeete 
eowie  bei  der  AasHihrung  des  Banes  in  Anwendung  zu  kommende  Construction 
innerhalb  der  durch  diese  Concession  und  dureh  die  Rflcksichten  auf  die 
Sicherheit  des  Betriebes  gebotenen  C^rensen  frei  wUhlen. 

Die  Regierung  behält  sich  vor,  in  den  Bauplänen  Aenderangen  vor- 
zunehmen, inwiefern  solche  auf  Qrund  der  teohnisohen  Prüfung,  auf  Orund 
der  laut  der  Bestimmung  des  §.  6  der  im  §.  2  der  gegenwärtigen  Goncessions- 
Urkunde  erwUhntcn  Ministerial  -  Verordnung  vorzunehmenden  politischen 
Begehung  der  Linie  oder  auf  Grund  einzelner,  während  des  Baues  vor- 
genommi  ncr  Untersuchungen,  im  Interesse  de»  Bahndienstes  und  des  öffent- 
lichen Verkehrs,  zur  Sicherung  de^;  Bestandes  der  Bahn,  sowie  mit  RUcksiobt 
auf  die  Beobachtung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  als  erforderlich  . 
darstellen  werden,  wodoreh  aber  die  auf  Qrund  der  durehgeftthrten  Vor 
prBfting  einerseits,  nnd  der  politischen  Begehung  andererseits  schon  be- 
stimmte Tracc  keine  Aenderung  erleiden  kann.  Ks  ist  übrigens  selbstver- 
etSndlich,  dass  dadurch  die  den  GoncessionKron  in  der  ConcessionS'Urkunde 
zugesicherten  Rechte  einen  Abbruch  nicht  erleiden  dttrfen. 

Sollte  sich  bei  der  Bau- Ausführung  ans  öconomischen  oder  Betriebs- 
rttcksichten  eine  Acndorung  der  Bahn-Trace  oder  der  DetailplUne  aU 
wünschenswerthtder  nothwendigdnrstellen,  so  mnss  zu  solchen  Aciiderungen 
die  Genehmigung  der  Regierung  eingeholt  werden.  Selbstverständlicli  dürfen 
hiedurch  die  auf  den  Aunbau  der  Bahn  bezüglichen  Bestimmungen  der  Con- 
eessiona-Urkunde  nicht  alterirt  werden. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  fttr  ein  Oeleise  hergestellt  und  demgemäss 
dk  Oranderwerbung  aof  dne  solohe  FlXelie  betchitnkt  werden,  welche  fttr 
die  Anlage  einer  eingeleisigen  Bahn  und  der  Ausweichen,  sowie  fttr  die 
Stationen  erforderlich  ist. 

Sobidd  auf  der  concessionirten  Bahn  der  Verkehr  so  angewachsen 
ist,  dass  die  jährliehe  Bmtto-Einnahme  per  Meile  100.000  Gnlden  9.  W. 
in  Silber  übersteigt,  so  sind  die  Concessionttre  verpflichtet,  anf  Ver- 
langen der  Regierung  ein  zweites  Geleise  ohne  jede  Entschädigung  zu 
«rbaneo. 

Zur  Erfüllung  dieser  Verpflichtung  können  die  Conoessionäre  jedooh 
nur  innerhalb  der  ersten  70  Jahre  der  Conoessionsdauer  Terhalten  werden; 
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in  den  letzten  20  Jahren  sind  sie  zur  Herstellung  des  zweiten  Geleises  nur 
gegen  eine  zu  vereiDbarende,  seitens  des  Staates  zu  leistende  Entschädigung 
▼erpflichtet. 

§.6. 

Für  die  Ausfiilirung  der  Arbeiten  und  f^v  die  Betriebseiurichtung  sind 
folgende  allgemeine  Bestimmungen  massgebend : 

(1/  Unterbau. 

Das  Maximal-Steigungs-Verhältniss  wird  anf  1  :  100  festge^;etzt.  Die- 
KrQmmnngcn  auf  der  offenen  Bahn  dttrfen  keinen  kleineren  Halbmesser  ala 
300  Meter  haben. 

Das  Normal-Profil  der  Bahn  ist  bei  Einschnitten   und  Dämmen 
ansnbrin^en,  dass  die  Kronenbreite  don,  wo  die  Schienen  auf  den  Schwellen 
mhen,  3-3  Meter  beträgt.  Das  Schotterbett  hat  eine  Dicke  von  0-25  Meter 
nnter  dem  Schienenfasse  und  in  der  Höhe  des  Sobienenfosses  eine  Breite  tou 
.  2*8  Meter  zu  erhalten. 

Brücken  und  Durohlässe  können,  mit  Ausnahme  derjenigen,  weiche  sich 
unter  Dämmen  befinden,  aas  weichem  Holze  hergestellt  werden. 

bj  Oberban. 

Die  Bahn  erhält  die  normale  Spurweite  von  Hauptbahnen. 

Bezüglich  der  Herstellung,  beziehungsweise  Lieferung  des  Oberbanea 
und  dessen  sämmtlicher  Bestaudtheile,  sowie  in  Betreff  der  Geleise-Disposi- 
tionen  der  Stationen,  sind  jene  Vorschriften  und  Normalpläne  als  fUohtsehnnr 
2U  nehmen,  welche  für  die  Secundärbahn  ValkAny-Perj&mos  festgestellt 
worden  sind. 

In  dieser  Besiehnng  wird  besonders  erwähnt,  dass  die  SeMenen  nadi 
dem  leichteren  Profile,  nämlich  per  laufenden  Wiener  Fuss  15  ZoUpftind« 
wiegend,  jedoch  aus  gewalztem  Xisen  zu  liefern  sind.  Die  gewöbnUcbeii 
Schwellen  sollen  2*35  Meter  lang  sein,  dflrfbn  Jedoch,  sowie  auch  die 
Wechselschwellen,  aus  weichem  Heise  hergestellt  werden. 

cy  Hochbau,  Bahnabsch luss,  Signale. 

Die  Ansfübrnng  der  Hochbauten  kann  anf  das  geringste  Mass  besebrXnkt 
werden. 

Mit  Ausnahme  gans  »pecieller  Fälle  sind  im  Allgemeinen  ausser  den 
in  den  Stationen  erforderlichen  mindestens  je  zwei  Wächterhinser  per  Balm- 
neile  zu  erbauen. 

Für  jede  Station  genflgt  eine  Warte-Localititt 
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Zur  Herstellung  von  Localitäteii  liir  ütfentliclie  Zwecke,  als:  für  die 
Post,  den  ieiegrapheu,  die  Polizei  etc.  sind  die  Concessiouäre  oiclit  ver- 
pflichtet. 

Waaren-Magazine  sind  nur  insoferne  zu  erricUten,  als  dies  der  Verkehr 
erheischt. 

Die  Gebäude  dürfen  ohne  Ausnahrae  aus  dem  au  Ort  und  Stelle  am 
billigsten  zu  beschaffenden  Materiale,  eventuell  aus  Riegehvändeii,  Lultziegeln 
oder  Pise  mit  flolzdäehern  hergestellt  werden.  Die  Grundniaueru  und  Trag- 
säulen müssen  jedoch  aus  Stein  oder  Ziegeln  hergestellt  sein. 

Im  Allgemeinen  sind  Einfriedungen  der  Bahn,  als  welnhe  auch  Schutz- 
dämme und  Materialgräben  angesehen  werden,  nur  an  besonders  beachtena- 
werthen  Orten  und  dort  uotiiwendig,  wo  die  Bahu  au  Strassen  oder  Ort- 
schaften vorbeiführt. 

Wegschranken  müssen  nur  bei  frequenten  Uebergängen  oder  dort  er- 
richtet werden,  wo  das  Herannahen  des  Zupes  von  dem  WegUbergange  aus 
nicht  wenigstens  auf  150  Meter  Entfernung  sichtbar  ist. 

Zugschranken  sind  zulässig,  und  es  können  von  einem  Standorte  aus 
gleichzeitig  mehrere  Zugscluanken  bewegt  werden. 

Bei  Wegübergängen  ohne  Schranken  sollen  fixe,  das  Langsarofahreu 
anzeigende  Seheiben  aufgestellt  werden. 

Die  Concessiouäre  sind  verpflichtet,  einen  Betriebs -Telegraphen, 
welcher  die  telegraphische  Correspoudenz  zwischen  den  Stationen  vermittelt, 
zu  errichten. 

Optische,  acustische,  sowie  Glocken-Signale  sind  entbehrlich. 
Die  Hand-  und  Zugsignale  sind  nach  den  bestehenden  Vorschriften  ein 
zurichten. 

((^Stationen. 

Die  Coneeasionäre  sind  verpflichtet,  in  Nagy-Burioy  einen  mit  der  T6t- 
Megyer-Nagy-Sar&nyer  Bahn  gemeinsohaltlich  su  benUtsenden  Bahnhof, 
aosserdem  swei  Zwisohenstationen  und  sehliessUeh  in  Neutra  eine  Endstation 
herzustellen.  Die  Nentraer  Station  ist  derart  su  sitniren,  dass  sie  der  even- 
tuellen Fortsetzung  der  Eisenbahn  entsprechen  kann. 

Die  Detail-Anlagen  sollen  mit  den  Prindpien  ttbereinstimmeny  welche 
von  der  Regierung  in  den  l^en  flir  die  Valkiny-Peijimoser  Bahn  aufgestellt 
wurden.  Die  Stationen  sind  aber  derart  anzulegen,  dass  sie  im  Bedarfsfalle 
vergr9ssert  werden  können. 

e)  Betriebsmittel. 

Die  Wahl  der  Fahrbetriebs-Mittel  bleibt  den  ConcessionXren  unter  Vor- 
behalt der  Bestimmungen  der  §§.  21  und  22  der  un  §.  2  angeführten  pro- 
visorischen Eisenbahn-Betriebsordnung  Überlassen. 
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Die  gröBSte  Belastung  einer  Locomotiv-Aehse  wird  auf  175  ZoUceutuer 
festgesetzt. 

Locoiuotive  mit  zwei  AcUseu  sind  zulässig. 

Boi  drei  VierthcilfMi  der  gesaminton  Güterwagen  sind  elastische  Stoss- 
ballen  iiirht  orfordLM-lieh ;  wolil  aber  sind  solche  bei  den  Übrigen  äbnlicben 
Wagen  unbedingt  in  Anwendung  zu  bringen. 

§.  6. 

.Soliald  auf  der  hier  cfinecssionirten  Bahn  der  Verkehr  so  anwachsen 
sollte,  dass  durch  längere  Perioden  täglich  mehr  als  fünf  Züge  in  der  einen 
und  fünf  Züge  in  der  andern  Richtun;:  verkehren,  oder  aber  sobald  die  Con- 
cessionäre  den  Nachtdienst  einrichten  wollttMi.  sind  sie  verpüichtet.  in  Bezug 
auf  die  Anfnahms-Localitäteu,  Signale,  Balmbewachnng  und  alle  sonstigen 
auf  die  Unterhaltung  eines  regelmässigen  Verk<dnes  abzieb'nden  Mass- 
regeln, die  Bahn  na<'h  den  von  der  ki»nisrÜf'h  ungarischen  liegierang  für  die 
Hauptbahnen  hinausiregebenen  Nonnalien  und  Vorschriften  zu  vervollständigen 
und  einzurichten  und  alle  diesfalls  von  der  Kegierung  SU  treffenden  Anord- 
nungen auf  eigene  K(»sten  dun-li/utühren. 

Diese  Veri>tliclitnng  kann  jeducli  nur  in  den  ersten  70  Jahren  der  Con- 
oeesionsdapor  gef<. rdert  werden:  in  den  spateren  Jahren  kann  eine  derartige 
Umgestaltung  der  Bahn  nur  auf  Grund  eines  diesfalls  zwischen  der  Regierung 
und  den  Goncessionären  abzuschliessciiden  Lebereinkommens  erfolgen. 
Schliesslich  haben  die  Concessionäie  die  Veikehrsmittel.  Schienen  und 
sonstigen  beim  Baue  zu  benützenden  Materialien  im  Inlande  anzusehalVen  ; 
die  Einführung  derselben  aus  dem  Auslände  wird  die  Regierung  nur  in  dem 
Falle  gestatten,  wenn  die  Concessionäre  den  Nachweis  lielcrn,  dass  solche 
im  lulande  unter  den  nämlichen  Üedingungen  nicht  beschafft  werden  können. 

§.7. 

Die  Conccssioniire  sind  verpflichtet,  die  Detailpn^jecte  binnen  zwei 
Monaten  nach  dem  Inkralttreten  des  Concessions;j:esetzes,  der  Regierung 
vorzulegen,  den  Bau  der  Bahn  binnen  2  Jahren  nach  erfolgter  Genehmigung 
der  Detailprojecte  zu  vollenden  und  die  Bahn  dem  V'erkehre  zu  übergeben. 

Die  TheiUtrecke  N.  Surany-Ivanka  i^l  am  1.  November  1876  und  die  weitere 
Strecke  lTsak*-MeutrA  am  19.  November  1876  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben 
worden. 

§.8. 

Die  Regierung  behllU  sieb  das  Reelifc  ^or,  fttr  den  Fall  als  besOgUeh 
der  EinmOndong  anderer  Babnen,  der  gemeinscbaftlioben  Benlitzang  toü 
BabnbdfeBy  der  Wagenaasleihe  und  aller  biefttr  entJkllenden  BntsehS^gimgeii 
zwisoben  den  betreffenden  Oesellscbaften  ein  Ueberelnkommen  nicht  an 
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Stande  kommeu  köauie,  die  iiediugungeu  eiues  solchen  bestiiumeu  zu 
köuuen. 

§.9. 

Den  CoiicessionSren  wird  inr  AaeftthniDg  der  concessionirten  Bahn  das 
Recht  der  Expropriation  im  Sinne  des  LV.  Gesetzartilcels  vom  Jahre  1868 
ertheilt. 

§10. 

Die  Concessionäre  sind  verpHichtot,  die  Post  und  die  Po^JtinjuiipulaiUeu 
im  Siinie  des  i?.  68  der  Eisenbalm-Hctriebsordnunp:  vom  10.  November  1851 
uueatr,'eltlit'h  zu  beiordern  und  zu  diesem  Dehufe  wenigstens  einen  Zug 
täglich  in  jeder  Richtun^^  entsprediend  einzuriehten. 

Die  C'oncessionäre  .sind  vcrpriichtet.  die  Hüllte  eines  zweiachsigen 
.  Gepäckswageus  zur  Betorderunp  der  Postsendunfren  und  der  Posteondueteure 
eiozunohten,  ^welcher  in  jeder  Rieiituug  täglich  mindestens  einmal  zu  ver- 
kehren hat. 

Die  Concessionäre  sind-  verpflichtet,  die  Postsendungen,  welche  oime 
Begleitung  der  Postbeamten  oiler  Diener  versendet  werden,  mit  Ausnahme 
der  Werthsendungen,  kostenfrei  an  die  betretfeude  Station  zu  befördern  und 
abzogebeo. .  Correspoudenzen,  welche  in  Angelegenheit  des  iiahnbetriebes 
zwischen  der  Dlreeth>n  und  ihren  untergeordneten  Organen  oder  zwischen 
diesen  letzteren  geführt  werden»  dürfen  auf  der  hier  coucessionirten  Bahn 
portofrei  befördert  werden. 

§.  11. 

Die  Anfstellnng  derentlang  der  eoncessionirlen  Bahnlinie  erforderlichen 
•  Bahnbetriebs-Telegraphenleitnngen  bis  zn  dem  auf  den  Ststionsgebänden  and 
erentnell  auf  den  WSohterhänsem  anzubringenden  letzten  Isolator,  eventnell 
'bis  znr  drehbaren  Schntzsigoalvorriohtnng  wird  auf  Grand  des,  in  Bezug  anf 
die  Details,  mit  den  Concessionären  zu  scbliessenden  Cebereiukommens  von 
der  köni^'l.  ungar.  Telegraphen -Verwaltung  bewerkstelligt. 

In  Folge  dessen  sind  die  ConeessionXre  verpflichtet,  das  Enaehen  wegen 
Anordnung  des  TclegraphenliaueB  und  Feststellui^  der  obgedachten  Verein- 
barnng  an  die  königi.  ungar.  Telegraphen- Verwaltung  rechtzeitig  zu  stellen, 
damit  derselben  zur  Herbeischaffung  der  für  den  Telegraphenbau  erforder- 
liehen Materialien  und  zur  Ausführung  der  diessrälligen  Arbeiten  bis  zur 
Eröffnung  der  Bahn  hinreieheode  Zeit  tlbrig  bleibe.  Die  Concessionäre  sind 
weiters  verpflichtet,  ZU  gestatten,  dass  die  Säulen  der  zu  errichtenden 
Telegraphen-L*  itung  auf  dem  der  Bahn  eigenthümlich  gehörigen  Grunde 
und  Boden  aufgestellt  werden,  ohne  dass  die  Concessionäre  fUr  das  occnpirte 
Terrain  jetzt  oder  in  Zukunft  eine  Entschädigung  zu  fordern  berechtiget 
wilren. 
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K.  k.  pm.  Ssterr.  SUftts* 


Die  Plätze  filr  »lio  Teloprraphensäulen.  no-wio  die  sonstigen  BefestigiingB-. 
piinkto  (lor  Tolef,'rai>lit'ii-Loitung  sind  im  Einveniflimcii  mit  den  Conces- 
sioii;ir<  ii  und  dt  ii  lirtreffnideii  Bauorpmen  der  könijrl,  un^'ar.  Tclejiraphen- 
Verwaltuiii,'  derart  zu  iM  stinimen,  dans  dadurcli  weder  der  Eigenbahnbetriebi 
noch  die  Sicherheit  des  Ik-trichs-Personales  gelahrdet  werde. 

Die  Concessionäre  sind  verpHiehtet,  in  di-m  Falle,  als  mit  den  Betriebs- 
Telegrraplienleitun^ceii  nicht  gleichzeitig  auch  eine  Staats-Telegraplienleitnng 
gebaut  werden  sollte,  den  Gesammtpreis  der  Telegraphensäuleii  und  der 
sonstigen  Telegraphen-Baumaterialien,  sowie  die  gerammten  Telegraphen- 
Baukosten,  falls  aber  gleichzeitig  auch  eine  Staats-Telegraphenleitung 
errichtet  werden  sollte,  den  Preis  des  zur  Herstellung  der  Betriebs-Leitung 
notiiwendigen  Baumateriales  und  von  den  Gesammtunkosten  den  auf  die 
Betriebs-Leitung  entfallenden  Theil  der  königl.  uugar.  Telegraphen- Ver- 
waltung zu  ersetzen. 

In  beiden  Fällen  sind  die  Concessionäre  verpflichtet,  Uber  Verlangen 
der  kimigl.  ungar.  Telegraphen-Verwaltung  die  zur  Herstellung  der  im 
vorigen  Puncte  erwähnten  Telegraphen-Bauten  ertorderliehen  Beträge  bis  . 
zur  nachträglichen  Abrechnung  ohne  Zinsen  vorzuschiessen  und  sowohl 
die  Telegraphensäulen,  als  auch  die  übrigen  Baumaterialien  längs  der  in 
erbauenden  Bahn  in  der  von  der  konigl.  ungar.  Telegraphen-Verwaltung  zu 
bestimmenden  Zeit  und  Weise  auf  dem  schon  gelegten  Eisenbahogeleise  tnf 
eigene  Kosten  zu  vertheilen. 

Zur  Zeit  der  Uebergabe  der  Betriebsleitungen  übergeht  das  ge^umnte 
Inventar  derauf  Rechnung  der  Concessionäre  errichteten  Betriebs-Telegraphen- 
leitung  in  den  Besitz  der  Concessionäre.  Die  königl.  ungar.  Telegraphen- 
Terwaltimg  ist  jedoch  berechtigt,  anf  den  längs  der  Bahn  aufgestellten  Sialen 
wann  immer  Staata-Telegraphenleitungen  anzubringen,  in  welchem  FAUe  die 
Telegrspbeosiiilen  nuentgeltlich  in  das  Eigenthum  der  königl.  ungar.  Tele- 
graphen-Verwattniig  mit  der  Verpflichtung  Ubergehen,  dieselben  auf  Staats- 
kosten SU  erhalten.  Die  Concessionäre  dürfen  die  Eisenbahnbetriebe-Teto- 
graphenleitungen  anter  der  übKehen  Controle  der  königL  ungar.  Telegraphen- 
Verwaltung  anasohliesalieh  nnr  fttr  jene  telcgraphischen  Mittheilungen 
benutzen,  welche  sum  Zwecke  des  Eisenbahnbetriebes  zwischen  der  Direotiou 
and  ihren  unterstehenden  Organen,  oder  zwischen  den  letzteren  antereinander 
gewechselt  werden. 

Die  kdnigl.  nngar.  Telegraphen-Verwaltung  ist  jedoch  berechtiget, 
insoweit  es  der  Betriebsverkehr  zalXsst,  die  Bentltzong  dieser  Betriebsleitung 
znr  Weiterbeförderung  von  Staats-  und  Privat-Depeschen  im  EinveraebnieB 
mit  der  Bahndirection  and  anter  gehöriger  Controle  zu  Terlangen  and,  aozn- 
ordnen. 

In  diesem  Falle  wird  jedoch  die  Art  der  Benützung  und  die  Theilung 
der  Telegraphen-Gebtthren  zwischen  den  Concessionären  and.  der  kSnigl. 
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nBgar.  Telegraphen- Verwaltung  durch  eine  besondere  Vereinbarung  geregelt 
werden. 

In  gleicher  Weise  werden  aucli  diejenigen  Bedingungen,  welche  sich 
auf  die  Ueberwachung,  Erhaltung  und  auf  die  späterhin  über  Verlangen  der 
Eisenbahn-Direction  allenfalls  vorzunehmende  Acndcrung  oder  Verlegung 
der  neben  der  Eisenbahn  erbauten  Telegraphenleitungen,  sowie  überhaupt 
auf  alle  in  den  obigen  Punkten  nicht  geregelten  Angelegenheiten  des 
Telegraphenwesens  beziehen,  durch  eine  besondere  Vereinbarung  zwischen 
den  Concessionären  und  der  königl.  Ungar.  Telegraphen- Verwaltung  fest- 
gestellt werden. 

§.  12. 

Die  Maximalhöho  der  Fahr-  und  Frar-iit preise  auf  der  coucessionirten 
Bahn  wird  folgenden  Begrenzungen  unterworfen: 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile  für  Reisende  per  Person: 
I.  Wagenelasse  36  kr.  '6.  W.  in  Silber. 

11'  1»  27    n     fi     f)     n  p 

^1»  n  1®   n    »    »    »  j» 

Die  Wagen  I.  und  II.  Glasse  können  nach  Art  der  Wagen  III.  Olasse 
auf  Hauptbahnen  eingeriohtet  werden. 

Das  Gepicks-Uebergewieht  Uber  50  Zollpitande  wird  nach  Bruchtheilen 
TOn  20  Zollpfunden,  das  Eilgut  nach  Bruchtheilen  von  10  Zollpfunden  auf- 
wXrts  abgerundet,  und  wird  der  ZoUcentner  cur  doppelten  Glebtthr  der  III. 
Frachtolasse  bereohnet 

Für  Frachtgüter  wird  der  Tarif  per  ZoUcentner  und  österr.  Meile  in  der 

1.  Classe  auf  2  kr.  ii.  W.  in  Silber, 
II.  ,3  

III»        Ii         n'^nnnr)  n 

festgestellt. 

Ausnahmsweise  sind  ganze  Wagenladungen  von  Kohle,  Salz,  Brenn-  und 
Bauholz,  Dünger,  Steinen  und  Ziegeln  per  ZoUcentner  und  Meile  um  1.56  kr. 
ö.  W.  Silber  zu  befördern. 

Rttcksichtlich  der  übrigen  Fahr-  und  Frachtpreise  für  Personen  und 
Guter,  ferner  rttcksichtlich  der  Nebengeblihren  der  Classification  der  Waareu 
und  der  sonstigen  Transportbestimmungen  haben  die  auf  den  Uauptlinien 
der  dsterr.  Staats-Eisenbahn-Gesellsehaft  geltenden  Bestimmungen  in  An» 
Wendung  zu  kommen. 

Sobald  die  Einnahme  dieser  Bahn  durch  drei  aufeinanderfolgende  Jahre 
eine  achtpereentige  Verzinsung  des  Anlage-Oapitals  ergibt,  isl  die  Regierung 
berechtigt,  im  EiuTernehmen  mit  den  Conoessioniren  die  Tarife  entsprechend 
SA  ennftssigen. 
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K.  k.  priT.  dsterr.  Staat«- 


§.  13. 

Den  Concessionären  wird  die  Bewilligung  ertheilt,  die  zu  erhebenden 
Fahr-  und  Frachtpreise  in  inländischer  SilberraUnze  zu  berechnen;  doch  sind 
sie  verpflichtet,  die  mit  Berücksichtigung  des  Sibercourses  entfallenden  Ge- 
bühren in  der  Landeswfthrang  anzunehmen. 

§.  14. 

Die  im  Siiinf  dos  §.12  tcst?:esetzten  Tarife  künnrn  die  Concossionäre 
zeitweise  heralmiindern,  entwod«'!-  im  Ganzen  oder  nur  für  einzelne  Gattungen 
von  (icgenständen,  Hir  die  ganze  Länge  der  Balm  oder  nur  fiir  einzelne 
Strecken  derselben,  in  einer  oder  in  beiden  Rirhtungcn,  für  alle  Transport- 
Entfernun^ren  ^leiciimä^.si^  oder  mit  Zunahme  derselben  in  erhiHitem  Masse. 

Die  derart  lierabgemiiiderten  Tarife  künnen  auf  das  IViilierf  Mass  wieder 
erhüllt  werden,  jedoch  erst  nach  deroii  dreimonatlicher  Anwendung. 

Wenn  ein  V'ertraeliter  oder  Verlailiings-rnternehmer,  unter  bestimmten 
Bedingungen,  einer  Frachtsatz-Ern'ässignng  oder  anderer  Begünstigungen 
theilhaftig  wird,  so  mn<s  derselhen  jeder  Verfrachter  oder  Unternehmer,  der 
dieselben  Bedii)gungen  annimmt,  theilhaftig  werden,  derart  dass  eine  per- 
sönliche Bevorzii;_ning  in  keinem  Falle  Platz  greifen  darf. 

Alle  diese  Begünstigungen  dürfen  auch  nicht  in  Form  von  Öchein- 
RUckvergUtuDg  (Keluctie)  zugestanden  werden. 

§.  15. 

Die  Regierung  behält  sieh  das  Recht  vor,  in  Fällen  ausserordentlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  im  Iniande  die  Frachtpreise  für  dieselben  bis 
auf  die  Hälfte  de^  Maximal-Tarifes  für  die  Dauer  der  Theueruug  herab- 
zumindern. 

§.  16- 

Die  HiUtXr-Transporte  mflssen  nach  herabgesetzten  Tarifen  besorgt 
werden,  und  zwar  anf  Grand  des  zwisohen  dem  Kriegsministerinm  einerseits 
and  der  österr.  Staatseisenbahn-Qesellsobaft  andererseits  unterm  10.  De- 
zember 1860  abgesohlossenen  Uebereinkommens. 

Die  mit  der  vorgenannten  Gesellsohaft  in  Bezug  anf  Militär-Transporte 
20  Stande  gebraehten  oder  zu  Stande  zu  bringenden  und  für  den  Staat 
günstigeren  Uebereinkommen  werden  anch  fttr  die  hier  coneessionirte  Bahn 
gUtig  sein.  Diese  Bestimmnngea  finden  auch  auf  die  Finanz-,  sowie  anf  die 
Staats-  und  behördliche  Sieberheitswaohe,  endlich  anch  auf  die  StrSflinge 
Anwendung. 

Die  ConcessionXre  werden  gehalten  sein,  alle  jene  Bestimmungen  zu 
▼oUfUhren,  welche  zum  Bebnfe  grösserer  Militär-Transporte  die  gegenseitige 
Aushilfe  der  ungarisch  österreichischen  Eisenbahn-Gesellschaften,  die  Be- 
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sehaffiiDg  und  Bereithaltuug  der  2u  diesen  Transporten  erforderlichen  Ein- 
riehtnngen,  die  Organisimng  der  Feld-fiisenIwhn-Abtheilangen  und  deren 
Verwendung  in  Friedensseiten,  die  Transportimng  der  vervundeten  und 
Itnuilcen  Militär-Personen  regeln. 

Endlicli  sind  die  ConoessionXre  Terpfliebtet,  in  Kriegsseiten  und  bei 
Hobilisirangen  den  Transport  der  Urlauber  und  Reserristen  von  der  ihrem 
DomieUe  am  nftehsten  gelegenen  Station  an  ihren  Bestimmungsort  auf  Grund 
gehSrig  ausgestellter  Certifieate  naeh  dem  herabgesetzten  HilitSr-Tarife  zu 
bewirken. 

Selbstrerstfindlioh  sind  die  auf  die  Militär-Transporte  bezüglichen  Be- 
stimmungen und  Begünstigungen  auch  für  die  im  Dienste  reisende  Landwehr 
(honvMs^g)  und  für  jene  Truppen  giltig,  welche  als  integrirender  Theil  der 
Armee  unter  dem  Schutze  des  Völkerrechtes  stehen. 

§.  17. 

Staatsangestellte,  Beamte  nnd  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Auf- 
sicht über  die  Verwaltung  und  den  Botrieb  der  Bahnen  fUhrenden  Behörden, 
oder  zur  Währung  der  den  Staat  in  Folge  dieser  Concession  betreffenden 
Interessen,  oder  in  Gerälls-Angelcgenheiten  die  Bahn  benQtzen  und  sich  mit 
dem  Auftrage  der  Behörden  ausweisen,  sind  sammt  ihrem  ReisegepÜcke 
unentgeltlich  zu  befördern. 

Von  solchen  Parteien,  welolio  die  Bahn  in  Itiiser  Absieht,  ohne  voraus- 
geganirene  Entrichtung'  der  Fahr-  nnd  sonstigen  Gebiilir  benlitzen,  oder  durch 
unrioliti go  Angabe  der  Gattung  oder  des  Gewielites  der  Sendung,  oder  auf 
gouBt  eine  Art  die  I  nternehmuDg  ZU  verkürzen  suchen,  kann  die  dreifache 
TarifgebUhr  erhoben  werden. 

§.  19. 

Die  Concessionäre  sind  ermäohtigt.  die  ihnen  liiennit  ertiicilte  Con- 
cession an  die  k.  k.  priv.  iisterr.  Staatseisenbahn-GeselUcliaft  abzutreten  oder 
mit  Einverständniss  der  Regierung  auch  Genossen  als  Theiihaber  an  dem 
Unternelinien  aufzunehmen,  welche  an  ihren  Kochten  und  Verpflichtungen 
gleichmässig  participiren. 

§.20. 

Den  Concessionären  wird  aueli  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
Gesellscbatt  zu  bilden  und  zur  Autl>ringung  der  erforderlichen  Geldmittel 
auf  Namen  oder  auf  Ueberbringer  lautende  Actien  oderPrioritiits-Oltligationen 
auszugeben,  welche  auf  den  ungarisch-üsterreichischen  und  ausländischen 
Börsen  gehandelt  und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 
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K.  k.  priv.  üsterr.  Staats- 


In  PrioritätS'Obtigationen  darf  aber  nur  die  HUfte  des  erforderliehen 
Anlage-Gapitals  besehaflt  werden. 

Die  ÖesellBohaft  tritt  in  alle  Reohte  und  Verpfliohtongen  der  Conoes- 
flionSre;  sie  entwirft  ihre  Statuten,  deren  Qenehmigang  und,  mit  Rtteksioht 
auf  die  Interessen  des  Landes,  mit  der  QeseUscbaft  einTersUündlioh  Tonn- 
nehmende  Ergänzung  der  Regierung  vorbehalten  bleibt 

Die  OoneessionSre  unterwerfen  sieh  im  eigenen  wie  auoh  im  Namen 
ihrer  Reehtsnaehfolger  sämmtlichen  Bestimmungen  des  die  Anstellung  der 
ünterofftolere  betreffenden  II.  Gesetz-Artikels  vom  Jahre  1878. 

Der  Sitz  der  zu  gründenden  Gesellsohaft  kann  in  Budapest  oder  Neutra 
sein,  und  ihre  Amtssprache  ist  aussohliesslieh  die  ungarische. 

§.  21. 

Die  Regierung  ist  zur  Wahrung  der  Staatsinteressen  hereehtijret,  sich 
die  Ueberzeugung  zu  verschaften,  der  Bau  der  Balm,  sowie  die  Betriebs- 
EinrichtuDg  in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  und  in  gutem 
Zustande  erhalten  werde,  und  anzuordnen,  dasa  die  waUrgenommeuea  Ge- 
brechen beseitiget  werden. 

Die  Regierung  ist  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeordnetes  Organ  die 
GeschUftsgebaning  und  Bahnverwaltnng  zu  j)riifen  und  zu  überwaclien. 

Der  seitens  der  Regierung  entsendete  Commissär  ist  bereclitigt.  dca 
Sitzungen  des  Dircrtinns-Ansschusses ,  sowie  den  General-Versammlungen, 
wenn  er  es  für  gut  findet,  beizuwohnen,  nicht  minder  etwaige  die  Staats- 
Interessen  schädigende  Verfügungen  zu  suspendiren  und  hiervon  dem  Mini- 
sterium behufs  weiterer  Veranlassung  Bericht  zu  erstatten. 

Als  Entschädigung  der  Kosten  und  Auslagen,  welche  für  den  Staat 
in  F(dge  der  Au-^übung  des  im  Sinne  der  allgemeinen  Gesetze  und  insbe- 
sondere der  gegenwärtigen  Concessions-Urkunde  der  Regierung  vorbehaltenen 
Oberaufsichtsrechtes,  sowidil  während  der  Bauzeit  als  auch  nach  Eröffnung 
eines  Theiles  oder  der  Gesammtstrecke  der  eoncessionirten  Linie  erwachsen, 
haben  die  Conces-^ionäre  an  den  Staatsschatz  eine  gewisse  jährliche  Fauschai- 
summe  zu  entrichten. 

Die  Höhe  dieser  jährlichen  Pauschalsumme  bestimmt  die  Regierung. 

§.  22. 

Für  die  gegenwärtig  ooncessionirte  Bahn  wird  während  dreissig  Jahren 
(vom  Tage  der  Betriebseröffnung  derselben  an  gerechnet)  weder  Erwerb-, 
noch  Einkommensteuer,  noch  irgend  eine  andere  statt  dieser  etwa  einsu- 
fahrende  Steuer  entrichtet. 

Vgl.  die  Anmerkung  za  §.  7. 
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Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  Actien  und  Priorititts-ObligationeD 
erster  Emission,  sowie  die  Interimsseheine  Stempel-  und  gebührenfrei  ms- 
gegeben  werden. 

Desagleichen  wird  für  die  Gnind-Einltfsnngen  die  Befreiung  Ton  der 
Umsehreibnngsgebtthr  angestanden. 

Alle  Vertrüge,  •  Eingaben  und  sonstigen  ürknnden  sum  Zwecke  der 
Oapitals-BeschaAug,  sowie  des  Banes  nnd  der  ersten  Betrlebs-Einriehtong, 
wobei  anoh  die  im  8inne  des  $.19  ansznstellende  Goncessions-Uebertragnngs- 
ürlrande  mitverstanden  wird,  sind  Stempel-  nnd  gebfihrenfirei. 

§.  28. 

Die  Oaner  der  Conoession  wird  bis  zum  1.  Jänner  des  Jahres  1967  fest- 
gesetzt; sie  erliseht  nach  Ablauf  dieser  Frist  und  beginnt  mit  dem  Tage,  an 
welohem  die  ganze  Strecke  dem  Verkehre  Übergeben  wird. 

Vgl.  di«  Anmerkung  zu  §.  7. 
Die  Concession  ei  lischt  auch,  wenn  die  in  den  §§.  6  und  7  festgesetzten 
Termine  für  die  Vorlage  des  Detail -Projeotes,  die  Baavollendung  und  die 
Eröffnung  de^  Betriebes  niclit  eingehalten  werden  und  die  Termins-Ueber- 
schreitunr::  im  Sinne  des  §.11,  Punkt  b,  der  obcitirten  Eisenbahn-Gonoessions- 
Vorschrift  und  namentlich  durch  politische  und  finanzielle  Krisen  nicht 
gerechtfertigt  werden  kann. 

§■  24. 

Die  Regierung  behält  sich  das  Hecht  vor,  nach  Ablauf  von  30  Jahren, 
▼on  dem  Inkrafttreten  des  Ooncessions-Qesetzes  an  gerechnet,  die  conces- 
sionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse des  Unternehmens  in  den,  der  wirklichen  Einlösung  voran- 
gegangenen 7  Jahren  zusammengerechnet,  von  dieser  Summe  das  Keinerträg- 
niss  der  zwei  ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durciisohnittliche 
Reinertrag  der  übrigen  fünf  Jahre  berechnet. 

Dieser  Durchschnittsbetrag,  welcher  jedoch  nicht  geringer  sein  darf  als 
die  7'/jpercentigen  Interessen  des  thatsächlioh  aufgewendeten  Anlagecapitals 
wird  den  Concessiouären  als  Jahresrente  bis  zum  Ablaufe  der  festgesetzten 
Concession sdauer  zu  zahlen  sein. 

Zum  Ikhnfe  der  Evidenzhaltung  des  Capitals  sind  die  Concessionäre 
verpflichtet,  in  dem  auf  die  Betriebseröffnung  folgenden  Jahre  über  das  zum 
Ausbaue  und  zur  Ausrüstung  der  Bahn  factisch  verwendete  Capital  den  Nach- 
weis zu  liefern,  sowie  die  Plane  und  Kosten voransohlXge  solcher  später  aus- 
zuführenden Bauten,  welciie  den  Baut'ond  belasten  und  nicht  als  Bahu- 
erhaltungskoBten  dem  Bctriebsconto  zur  Last  fallen,  der  Regierung  zur  Ge- 
nehmigung vorzulegen. 
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§.  26. 

Mit  dt  tü  Erlüsolicu  der  Conce8>*ioii,  sowie  liuroh  die  erful-rt  ■  Eiulusun;; 
der  Bahn,  tritt  der  Stauf  im  ersten  Falle  ohne  Entgelt,  im  letzteren  aber 
gegen  LciRtun;r  der  im  Sinne  des  §.  22  festgesetzten  Jahresrente  in  das 
lastenfreie  Eifrcnthnni  nnd  in  den  Gennss  der  conceBsionirten  und  im  guten 
Znstande  zu  übergebenden  Bahn;  namentlich  nimmt  er  in  Besitz  den  Grund 
und  Boden  der  Bahn,  die  Erd-  und  Kunstbauten,  den  Ober-  und  Unterbau 
nnd  das  sämmtliche  ZugehÖr,  als:  Betriebsmittel,  Baimhöfe,  Auf-  und  Ablade- 
plätze, znni  Bahnbetriebe  gehüritre  Gebäude  an  lit  u  Abtahrts-  und  Ankunfts- 
orten, Wächter  und  Aufseherhäuser,  sammt  allen  inneren  Einrichtungen, 
Möbeln,  bewegliehen  und  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erlöschen  der  Coiicession  als  auch  im  Falle  der  Einlösung 
der  Bahn  behalten  die  Concessionäre  das  Eigentlium  des  Reservefondes  und 
der  aufhaltenden  Activ  Forderungen ,  sowie  der  Coakijfen ,  Giessereien, 
Maschinen  oder  anderer  Gebäude,  zu  deren  Erwerbung'  oder  Herstellung  sie 
von  der  Begierung  mit  dem  ausdrUckliehen  Beisatze  ermächtiget  wurden," 
dass  dieselben  kein  Zugehör  der  Bahn  Idlden  werden. 

Falls  während  der  Concessionsdauer  wegen  Mangels  an  Einkommen 
sämmtliche  Actien  nieht  getilgt  werden  könnten,  so  können  die  Eigenthümer 
der  nicht  getilgten  Actien  die  Einlösung  dersell>en.  oder  aber  irgend  eine 
Entschädigung  aus  diesem  Anlasse,  vom  Staate  nicht  beanspruchen.  . 

§.  26. 

Wenn  seitens  der  Concessionäre  Verletzungen  oder  Nichtbefolgungen 
der  in  der  Concessions-Urkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Ver- 
pflichtungen wiederholt  vorkommen  sollten,  so  behält  sich  die  Regierung  das 
Kecht  vor.  die  den  (besetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen  zu  trctVen 
und  nach  Umständen  die  Concession  noch  Tor  Ablauf  ihrer  Dauer  für  er- 
loschen zu  erklären. 

§.  27. 

Die  Concessionäre  sind  gehalten,  vor  der  Hinausgabe  der  Concession 
eine  Caution  von  4U.U00  H.,  d.  i.  Vierzigtausend  Gulden  in  Baarem  oder  in 
Ungar.  Staatspapiereii,  oder  aber  in  vom  ungar.  Staate  ?arantirten  Eisenbahn- 
Prioritäts-ObliLMtionen.  oder  endlieli  in  Pfaiidbrieten  de-!  ungar.  Boden- 
f'redit  Institutes  oder  der  ungar.  Boden -Crcdit-ActiengeseUschaft  bei  der 
küuigl.  un^'^ar.  Central-Staatscassa  zu  erlegen. 

Diese  Cauiinn  wird  erst  nach  anstand sloser  Beendigung  der  teohniBcben 
CoUaudirnng  der  Bahn  zurückgestellt  werden. 

Die  erwähnte  Collaudirung  wird  über  Ansuchen  der  Concessionäre  nach 
Eröffnung  der  Bahn  sogleich  vorgenommen. 
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§.  28. 

Alle  nrknndlicheD  AiwfertigUDgen  dieser  GonoeMion  unterliegen  nur 
einer  fixen  StempelgebOhr  von  einem  Onlden. 


Anhang. 

Betriebs- Vorschriften,  durch  welche  einige  Bestimmungen  der  im  §.  3 
der  Concessions- Urkunde  angeführten  proTisorlschen  Bisenbahn -Betriebs- 
ordnung ftr  die  gegenwilrtige  Secundärbahn  abgeändert  werden. 

§•  1* 

Die  Bahn  und  der  Zustand  ihrer  Geleise  ist  insolange,  als  in  beiden 
Richtungen  zusammen  nicht  mehr  als  10  Züge  verkehren,  duroh  das  Bahn- 
personale tSglieh  wenigstens  einmal  au  nntersnehen. 

Mit  Fangsehienen  versehene  freqnente  WegUbergänge,  sowie  solche 
Anlagen,  welche  für  die  verkehrenden  ZOge  geflihrlich  werden  können,  sind 
vor  dem  Passiren  eines  jeden  Zuges  zu  revidiren. 

§. 

Mehr  als  100  Achsen  sollen  in  keinem  auf  die^ter  Bahn  verkehreii<1en 
Zii^'o  «reheii;  Züge  aber,  mit  welchen  Personen  befördert  werden,  sollen 
höchstens  GO  Arminen  enthalten. 

Langholz  darf  auch  mit  gemischten  Zügen  befördert  werden;  jedoch 
mflssen  die  mit  Langiiolz  beladenen  Wagen  hinten  an^M  bmr  ht  nnd  von  den 
Personenwagen  wenigstens  durch  drei,  wo  möglich  beladeoe  Wagen  getrennt 
werden. 

Bezüglich  der  Anzahl  der  Bremsen  und  der  Vertheilung  derselben  in 
einem  Znge  wird  der  Minister  fUr  öffentliche  Arbeiten  und  Communieationen 
nachträglich  verlttgen. 

§.  8. 

Die  fahrordnnngtmlssige  Geschwindigkeit  der  Züge  kann  auf  der  our- 
renten  Bahn  durchschnittlich  zwei  Meilen  per  Stunde,  die  grösste  zulässige 
Geschwindigkeit  aber  drei  Meilen  per  Stande  betragen. 

Bei  WegObergängen  jedoch,  welche  mit  Schranken  nicht  abgesperrt 
sind,  ist  die  Fahrgeschwindigkeit  derart  zu  mässigen,  dass  der  Zug  auf  einer 
Entfernung  von  100  Metern  zum  Stehen  gebracht  werden  kann. 

§.4. 

Das  Schieben  der  Lastzüge  mit  Locomotiven  ist  nur  in  dem  Falle  ge- 
stattet, wenn  sich  an  der  Spitze  derselben  eine  ftthrende  Maschine  befindet; 
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in  dieser  Wei>^<'  wird  dies  auch  bei  pemisrliten  Züpren  gestattet;  es  darf 
jedo'  h  itn  let/tereu  Falle  die  FabrgescbwiodigkeU  per  Stunde  höchstens  1'/^ 
Meilen  Ix  tra^M  ii. 

Auf  den  Baliuiiofeu,  sowie  bei  Arbeitsziijren  ist  jedoch  ira  Nothtallc  das 
Schieben  der  Züge  auch  dann  zulässig,  wenn  sich  vorne  keine  liihreude 
Maschine  betinder. 

In  Rfdehen  Fällen  darf  alier  auf  der  coneessionirten  Bahn  nur  uut  einer 
GescliNN  indifrkeit  von  einer  Meile  per  Stunde  gefahren  werden,  uutl  der  an 
der  Siiitze  des  Zuge.s  befindliehe  Wagen  muss  von  einem  mit  Signalhorn  ver- 
sehenen (  ondneteur  bex  tzt  sein. 

Die  Fahrt  mit  umgekehrter  Loeomotive.  d.  Ii.  mit  dem  Tender  voran^ 
ist  auch  bei  den  fahrplaumässigen  Zügen  gestattet. 

§.6. 

Das  telegrapliisrhe  Avisiren  der  Abfalirt  eines  Zuges  in  den  Fnd-  und 
Z\vischenstati(»n('ii  ist  so  lange  nicht  erlortlcrlieh.  als  auf  <ler  <-uncessi(inirteu 
Baiin  zu  einer  und  derselben  Zeit  nur  ein  Zug  verk(  hrt.  so  lange  also  keioe* 
Zugkrenzung  oder  kein  Ueberluden  eines  Zuges  stattfinden  kann. 

Sobald  gleiehzeitig  mehr  als  ein  Zug  verkehrt,  müssen  die  Ziigsabfahrten 
zwischen  den  Stationen  telegraphisch  avisirt  werden. 

§.6. 

Den  Ooneesttioiilren  wird  gestattet,  die  Ausgabe  der  Personen-  and 
Reisegepäokskarten  in  den  Zttgen  selbst,  aosserhalb  der  Aufnahms-Stationcn, 
einsniichten,  sowie  aberliaupt  jede  sveekdientiehe  Vereinfftehung  des  Expe- 
ditionsdienstes, durch  welche  die  Betriebs-Sicherheit  nicht  gefHlirdet  wird,. 
dnrehsnftthieB. 

Indem  Wir  die  Befolgung  der  Bestiraniangen  dieser  Goncession  Allen,, 
die  es  betriffl,  zur  strengen  Pflieht  mnchen,  berechtigen  Wir  gleiehieitig  die 
Concessionäre,  iUr  ihre  etwa  erlittenen  Seliftden  bei  Unseren  Gerichtshöfen 
Entschädigung  zu  verlangen  und  beanllragen  alle  jene  Behörden,  die  es  be- 
trifft, die  Befolgung  dieser  Goncession  und  der  darin  enthaltenen  Bestim- 
mungen strenge  nnd  sorgfSltig  zu  überwachen. 

Zur  Beglaubigung  dessen  haben  Wir  diese  mit  Unserem  grösseren  In- 
Siegel  versehene  Goncessions-Urkunde  hinausgegeben. 

Budapest,  am  4.  November  EintausendaohtbnndertfUnAindsiebzig. 

Frans  Joseph  m.  p. 

Thomas  F^chj  m*  p» 
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U.  XXXT.  Oesetsftrtikel  Tom  Jahre 

übtT  ilie  theilwfiso  Mnililiciiung  dt-r  Conmsions-l  rkunilt'  der  Teim-svar-Ürsovier  Listnbahii. 

(S«aetionirt  am  19.  Juni  1876.  Kundgemacht  in  beiden  Httoseni  de»  Reiohstoges 

am  20.  Juni  1676.) 

§.  1. 

Der  ^j.  3  und  der  Ah>ntz  a ^  des  §.  20  der  im  Gesetzartikel  XXXVI 11 
vom  Jalire  1874  enthaltenen  C'oncessions- Urkunde  wird  dahin  niodifieirt, 
dass  die  Tunnels  auf  der  lVme.svar-0r80vaer  EiseDbalinlinie  jetzt  uur  für 
ein  Geleise  zu  bauen  sind. 

§.  2. 

Mit  RUcksiciit  auf  diese  Begünstigunfr  ist  der  ConcessionUr  verpliichtct : 
aj  .dann,  wenn  auf  der  erwähnten  Eisenbahnlinie  im  Sinne  des  s<.  3  ein 
zweites  Geleise  zu  lejjen  sein  wird,  die  jetzt  nur  für  ein  Geleise  her- 
zoBtellenden  Tunnels  für  zwei  Geleise  zu  erweitern  oder  für  das  zweite 
Geleise  eigene  Tunnels  zu  erbauen; 
h)  ausser  den  im  §.  2ü,  Absatz  dj  der  Concessions-Urkande  bestimmten 
14  Stationen  noch  eine  grössere  Station  in  Temesvar  (in  der 
äusseren  Fabriksstadt)  nnd  zwei  weitere  Stationen  anf  derStrecke, 
und  zwar  vor  deren  Eröfftanng  lierzustellen. 

Diese  Stationen  sind  auf  den  dnreb  die  Regierung  und  den  Oon- 
eessionftr  festgesetzten  Orten  nnd  in  den  iu  gleiclier  Weise  zu  bcstim- 
menden  Dimensionen  zu  erbauen,  nnd  wird  bemericty  dass,  wenn  mit 
dem  Steigen  des  Verkehres  die  Erweiterung  der  Gebäude  oder  der  Bau 
neuer  Gebäude  nothwendig  werden  sollte,  der  Ooncessionär  verpfliehtet 
ist,  solehe  —  mit  Ausnahme  der  Station  in  der  Temesvarer  Fabriks- 
stadt, auf  welche  sieh  diese  Bestimmung  nicht  erstreckt  —  ans  Eige- 
nem herzustellen; 
ej  ausser  den  in  der  Goncessions-Vrkunde  enthaltenen  und  oben  ange- 
führten Yerpflichtungen  bis  zur  Hdhe  von  100.000  Gulden  solche  Bahn- 
investitionen vorzunehmen,  welche  die  Regierung  als  ausschliesslieh 
für  Staats-  eventuell  fttr  Zwecke  der  Gesellschaft  nothwendig  bezeich- 
nen wird. 

§.  8. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes  wird  der  Minister  Air 
difentliche  Arbeiten  und  Communicationen  beauftragt 


17* 


Digitized  by  Google 


246 


K.  k.  priT.  Brünn' 


K.  K.  phv.  Brünn-Eossitzer  Eisenbahn. 

(Vergl.  Bd.  II,  Abih.  1,  Seite  14S  und  Erg.  Bd.  I,  Seite  277.) 

1.  Anmerkmig  min  I'ebereinkommen  Yoni  1.  Deeember  1866^ 

E.  G.  Bl.  Nr.  8  ex  1867. 

(Vgl.  Bd.  II,  AbIh.  t,  Seite  151.) 

Die  Dni-rlifülininp-  <lor  auf  die  Hiiiiiu-Rossitzer  Eisenbahn  bezüglichen 
(iaiantiebestininiun;jr('ii  wurde  gleichzeitifr  mit  jenen  bezüglicli  des  Ergän- 
zuugtinetzes  der  k.  k.  priv.  iSsterr.  Staatseisenbahn-Gesellschart  mit  dem 
Protok«dle  vom  1.  .luli  1876  (vergl.  das  Protokoll  im  freg<'nw.  Erg.  I5d.  bei 
Österr.  St.  E.  G.  sub  5)  geregelt  und  bei  diesem  Anlasse  im  Art.  11  des 
I'rotokolies  von  den  Vertretern  der  betlieiligteu  Gesellschaften  die  Ver- 
l»tliehtmi<j  übernommen,  eine  Fusion  der  IJriinn-Kossitzer  Eiaenliahn  mit  dem 
Ergänzungsnetze  der  (»storr.  Staatseisenbalui-«  Jesellsehaft  auf  jede  Weise  zu 
fürderu.  (Vergl.  uachiolgeod  das  Gesetz  vom  7.  Juui  1677,  sub  2.) 


2.  Gesetz  Tom  7.  Juni  1877^  K.  G.  Bl.  Nr.  49  und  C.  Bl.  Mr.  73^ 

betreffend  die  VereiDiguDg  der  Brflmi-RMaitier  EUenbtbn  mit  dei  Linieii  der  laterreicliiMheB 

Staat8ei8CBb«hn*GeieUBebiA. 

Mit  Zuatimraung  beider  HXnaer  des  Beiehsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  behufs  der  unter  Aufrechterhaltung 
der  einschlägigen  Staatsgarantieverhältnisse  zu  vollziehenden  Vereinigung 
der  ausschl.  priv.  13rUnn-Ro8sitzer-Eisenbahu  mit  den  Linien  der  k.  k.  priv. 
österreichischen  Staatsbalingeseilschaft  fUr  die  zu  dem  bezeichneten  Zwecke 
zu  errichtenden  Verträge  und  sonstigen  Urkunden,  sowie  für  die  hierzu 
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erforderlichen  bttcberliehen  Eintragungen  mit  Einschloes  deimrtiger  An« 
merkangen  und  Löschnngserklirnngen,  ferner  für  die  aus  Anlasa  dieeer 
Vereinigang  vorkommenden  amtlichen  Eingaben  und  Ausfertigungen,  sowie 
endlieh  fttr  die  aus  gleichem  Anlasse  stattfindende  Ausgabe  von  Aptien  und 
Prioritätsobligationen  mit  Einsehluss  der  Interimsseheine,  die  Gebühren*  und 
StSmpelireiheit  einzuräumen. 

Artikel  a 

Das  gegenwärtige  Oesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmachung  in 
Wirksamkeit 

Mit  dem  VoUsuge  desselben  wird  der  Handelsminister  und  der  Finanz- 
minister beauftragt. 

SehOnbrunn,  am  7.  Juni  1877. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aaertpcrg  m.  p.         thlaoicckj'  in.  p.  Prelis  m.  p. 
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K.  K.  priv.  Südbahn-ßesellscliaft. 

(V«igl.  Bd.  II,  Abtli.  1,  Seite  161,  Bd.  lU,  Seite  415  und  Erg.  Bd.  I,  Seite  279.) 

1.  Statuten 
der  k.  k.  priv.  Sfldbahi-GeMltochaft. 

1.  Abschnitt. 

Zweoky  Name,  Sitz  und  Daner  der  OeselUohaft. 

Artikel  1. 

Die  Gesellschaft  hat  zum  Zwecke: 

a)  dieAiilaire.  den  Ausbau  uiul  »1<  ii  Betrieb  sowohl  <ierjenijr*Mi  Eisen- 
bahnen, weicht'  ihr  durch  die  C'oncessiouts-rrkuudc  vom  23.  September 
1858  abjretreten  und  eoneessionlrt  worden  sind,  als  dt  rieni;ren.  deren 
Coneession  dieselbe  durch  die  Ueljereinkommeu  mit  der  k.  k.  österr. 
Kej^ieruii^   vom  Ai»ril   ISCü  und  27.  Juli  18G0  und  durch  den 

ungarischen  Gesetzartikel  XXXV'H  vom  .lalue  1.^70  »'rhalten  hat; 

h)  die  Anlage  und  den  Jietrieb  aller  anderen  Eisenbahnen,  welche  mit 
Genehmigrun^  der  Staatsverwaltiin;:  kiinttijrhin  der  Gesellschaft  ab- 
getreten oder  concessionirl  oder  von  d-Tselben  prepaelitet  oder  gekauft 
werden  könnten,  und  in-^besondere  derjeni^rcn,  worauf  ihr  die  CoQ- 
cession  vom  2',].  S»'ptcmbcr  18.j8  ein  Vorr^ugsrecbt  einräumt: 

c)  die  Ausliihrung  derjenigen  Etablissements,  Arbeiten  und  l'nter- 
nehmungcu.  wozu  sie  durcli  die  Artikel  2  und  38  der  erwäbutea  Con- 
eession ermiii  liti^t  worden  ist; 

d;  die  DurchtÜhruiig  des  am  17.  November  187;')  und  25.  Februar  1876 
zwischenderk.  ital.  Kepieriiiig  und  der  Gesellschaft  über  die  Abtretung 
der  oberitalienischeu  Ki>enbalinen  und  ihres  Zubehörs  abgeschlossenen 
Vertrages,  sowie  aller  in  demselben  dann  in  den  Zusatzverträgen  vom 
11.  und  17.  Juni  1876  Uberuummenen  Verptiichtungen  und  erworbenen 
Rechte; 

den  Betrieb  jeder  Art  von  Transport  L'nternehmung  zu  Wasser  und  zu 
Laude^  welcbe  im  Anachlusse  au  die  der  Gesellschaft  gehörigen  und 
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Ton  ihr  gepaehketen  Eisenbahnen  mit  behördlicher  Genehmignng  ein- 
gerichtet werden  könnte,  jedoch  unbeschadet  alier  l>ereits  an  dritte 
Personen  ertheilten  Privilegien  und  Concessionen. 

Artikel  2. 

Die  Gesellschaft  fttlirt  den  Namen:  «K.  k.  priv.  Sfidbahn-Oespllschaft**. 
Diese  Firma  wird  in  gesetzlicher  Weise  protocollirt. 

Artikel  3. 

Die  Daner  der  Gesellscliaft  ist  bis  zum  31.  December  1968  bestimmt. 

Artikel  4. 

Der  Sita  der  Gesellschaft  ist  in  Wien. 

U.  Abschnitt. 

Gesellscbafts-Capital,  Actien. 

Artikel  5. 

Das  Gesellschafts -Capital  beträgt  375  Ifillionen  Franken  nnd  ist  in 
750.000  Actien,  jede  zu  500  Franken  oder  200  Gullen  österreichischer 
Währung  in  Silber  oder  20  Pfünd  Sterling,  getbeilt. 

Die  Actien  werden  so  abgefasst,  dass  sie  in  Oesterreich,  Deutschland, 
Frankreich  und  England  untgesetst  werden  können. 

Eine  Vermehrung  des  Gesellschaits-Oapitals,  sei  es  durch  die  Greimng 
neuer  Actien,  sei  es  durch  die  Emission  von  Obligationen  —  kann  nur  auf 
Grund  eines  Beschlusses  der  General«  Vei*sammlung  und  mit  Genehmigung 
der  StaatSTerwaltnng  stattfinden,  wie  dies  im  Artikel  18  bestimmt  wird. 

Artikel  6. 

Jede  Actie  gibt  das  Recht  auf  einen  frlcichen  Antlieil  an  dem  Ver- 
mögen der  Gesellschaft  und  an  den  Erträgnissen  d»'s  Unternehmens. 

Jeder  Acticnbesitzer  ist  als  solcher  dcu  durch  die  Statuten  aufgestellteu 
Verptiichtungeu  uuterworfen. 

Artikel  7. 

Die  Aciien  werden  von  einem  Verwaltun^srathe  nnd  einem  zu  diesem 
Zwecke  delegirten  lieamten  unterzeichnet.  Sie  sind  mit  dem  Siegel  der 
Gesellschaft  versehen  und  werden  einem  Juxtenbnche  entnommen. 

Jede  Actie  ist  mit  Coupons  versehen,  gegen  welche  die  Dividenden 
ausgesahlt  werden. 
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Artikel  8. 

Die  Acfien  und  Coupons  lauten  .lul  den  Inhalier. 

Die  Geselli^rhaft  erkf  iiiit  nur  d'  n  Inliaber  als  Eigenthümer  ;in. 

Der  Verwaltun;u'srath  kann  die  Deponirunjr  von  Acti<;n  und  Obligationen 
in  bestimmten,  zu  diesem  Zwecke  bezei<'lincien  Cassen  gestatten.  In  diesem 
Falle  kann  die  Zahlung  der  Zinsen  und  Dividenden  gegeo  Vorzeigung  des 
DepOHitenHcheines  erfolgen. 

Dem  Verwaltungsrathf*  steht  es  zu,  auf  Verlangen  der  Actiouärc  auch 
auf  !Nanieu  lautende  Actien  auszustellen. 

A  r  t  i  k  e  1  9. 
Jede  Actie  oder  Obligation  ist  untheilbar. 

Die  (Wsellgcliaft  erkennt  nur  biue  Person  als  Eigenthümer  einer  Actie 
oder  Obligation  an. 

Artikel  10. 

Die  Einzahlungen  auf  Actien  geschehen  in  effectiver  Gold  oder  Silber- 
mlinze  und  zwar  in  Paris  in  Frankea ,  in  London  in  Pfunden  Sterling,  in 
Wien  in  Banknoten  österr.  Währung  nach  dem  amtlieh  notirten  Weehsel- 
cours  an<  London  vom  Tage  der  Einzahlung,  und  in  den  anderen  Städten 
welche  von  dem  Verwaltungsrathe  bezeichnet  werden,  bei  den  Caasen  und 
unter  den  Be<lingung(!n ,  welche  der  Verwaltungsrath  bestimmen  wird.  Die 
Einzahlungen  werden  auf  den  Interinisscheinen  bestätigt,  welche  erst  nach 
vollständiger  Einzahlung  gegen  Actien  nm;retausfht  werd-'U. 

Jede  Aufforderung  zu  einer  Einzahlung  muss  mindestens  einen  Monat 
vor  dem  festgesetzten  Tage  der  Einzahlung  öffentlich  bekannt  peniarht 
werden,  und  zwar  in  Wien,  Triest,  Parisund  Berlin  durch  die  amtlichen  Blätter, 

in  London  durch  die  Times  und 

in  Frankfurt  a.  M.  durch  das  Frankfurter  Journal. 

Auch  jede  andere  die  Actionäre  angehende  Kundmachung  wird  durch 
die  genannten  Blätter  erfolgen. 

Artikel  II. 

Nach  Ablauf  der  für  eine  Einzahlung  festgesetzten  Frist  ist  die  Ge- 
sellschalt berechtigt,  diejenigen  Actien-lnterirasseheine.  auf  welche  die  Ein- 
zahlung nicht  geleistet  wnrde.  verkaufen  zu  lassen.  Doch  müssen  vorerst  die 
Nummern  dieser  Actien-lnterirasseheine  unter  Angabo  der  Folgen  der 
unterlassenen  l.inzahlung  in  den  im  Artikel  10  bezeichneten  Öffentlichen 
Blättern  dre  mal  bekannt  gemacht  werden. 

Wenn  der  säumige  Actionär  binnen  3U  Tagen,  von  der  letzten  Ein- 
schaltung in  die  bezeichneten  Blätter  an  gerechnet,  die  rückständige  Ein* 
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Zahlung  sammt  5%  VereagszinBen  nicht  geleistet  hat,  dann  erst  ist  die  Ge- 
sellsehaft  berechtigt,  ohne  weitere  Mahnung  und  ohne  irgend  eine  gericbi- 
liehe  Förmlichkeit  DnpUcate  jener  AotienJnterimsschelne  dnroh  Börsen» 
mikler  an  den  Börsen  von  Wien,  Paris  und  London,  je  nach  der  Wahl» 
auf  Rechnung,  Kosten  und  Gefahr  des  s&nmigen  Aotionärs,  auf  einmal  oder 
nach  und  nsch  verkaufen  zu  lassen. 

Artikel  12. 

Die  früher  iiusjrcfjebcncn  Intoriinsscheino  dcrnrt  verkauttcr  Aetien  sind 
ungiltig  und  es  werdeu  den  Käufern  neue  Actien-interimsscheine  unter  den 
gleichen  Numincni  Jiusf:t't(dgt. 

Dt  r  aus  dem  Verkaufe  erzielte  Erlüs  wird  nach  Abzug  der  Kosten  und 
Zinsen  zunä<?hst  zur  Deckung  der  nicht  geleisteten  Kinzahluugen  verwendet. 
Ein  etwaiger  l  eherscliuss  wird  zur  Veriligung  des  euteigneten  ActionärB  in 
der  GeselUchafts-Casse  deponirt. 

A  rtikel  13. 

Actien-lnterimsscheine,  welche  nicht  die  ordnungsmässigc  Bestätigung 
aller  verfallenen  Einzahlungen  enthalten,  sind  kein  Gegenstand  eines 
giltigen  Verkehrs. 

Artikel  14. 

Die  Aetionäre  haften  nur  bis  zur  Höhe  des  Betrages  ihrer  Aetien. 
Na<- Ii  Zahlungen  k'innen  gegen  den  Willen  eines  Actionärs  nicht  ge> 
fordert  werden. 

Artikel  15. 

Wenn  ein  Actien-Interimsschein,  eine  Actie  oder  Coupon  verloren,  ent- 
wendet oder  vernichtet  wird,  so  ist  die  Amortisation  dieser  Urkunde  Ton 
dem  Betheiligten  bei  dem  competenten  Gerichtshofe  in  Wien  nachzusuchen. 

III.  Abschnitt. 
Verwaltung  der  Gesellschaft. 

Artikel  16. 

Die  Gesellschaft  wird  vertreten : 

a)  durch  die  General- Versammlung  der  Actionftre, 

b)  durch  den  Verwaltungsrath, 

c)  durch  die  im  Artikel  44  erwühnten  leitenden  Beamten. 
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Artikel  17. 

Die  statutengemäss  constituirte  General -Versammlung  bescliliesst  über 
alle  An^M  1<  ;.M'nh(>iteii,  deron  Entscheidung  ihr  ausschliesslich  vorbehalten 
worden  ist,  oder  welolie  ihr  vom  Vorwallungsratlie  vorgelegt  werden. 

Die  Bcäcidiisse,  welche  sie  in  Lobeioinntimmung  mit  den  allgemeinen 
Oesetsen  und  den  Statuten  fasst*  sind  fUr  alle  AetionSre  bindend. 

Artikel  18. 

Folgende  Gegenstände  bleiben  der  Entscheidung  der  6eneral-Ver- 

«auimlung  ausschliesslich  vorbehalten: 

a)  die  Wahl  der  Verwaltunpsräthe ,  die  Bestätigung  der  nach  Artii^el  34 
Gewählten,  und  die  Festsetzung  der  Bezüge  der>?elben; 

b)  die  Prüfung  und  Genehmigung  der  .)ahre«;rechnungen: 

o)  die  Be!<timmung  der  jährlichen  Dividende; 

d)  die  Ent)*('heidung  über  Erwerbung.  Conee«'*ionirung  oder  Pa«litiiug 
neuer  Linien,  dann  über  Erneuerung  bestehender  Betriebsverträge: 

e)  die  Vermehrung  des  Gesell schafta  CapitaU  durch  die  fimidsion  neuer 
Aetien  oder  dun  li  Anlehen; 

f)  die  Trennung  oder  An!l«'>^iiiig  der  (iesells<'halt  vor  Erliischen  der  Con- 
cession  oder  deren  Fortdauor  über  diesen  Zeitpunkt  hinaus,  sowie  die 
hierbei  in  Anwendung  koninirndon  Modalitäten: 

g)  die  Vcrliigung  über  den  Reservejond  im  Falle  der  AuHö-unjr  der  (Je- 
sellschalt  vor  Erlösehen  iler  (."oneession,  sowie  im  Falle  des  Miick- 
kaut'cH  der  Bahnen  durch  die  Staatsverwaltung  nach  Ablaut  üe:» 
•lahres  1^95 : 

h)  Acnderun;:en  der  Statuten  oder  Zusätze  zu  denselben. 

Zur  Austlihrnng  der  J>ub  d),  e).  i)  und  Ii  erwähnten  Beschlüsse  ist  die 
Genehmigung  der  k.  k.  Staatsverwaltung  crlurderlich. 

Artikel  19. 

Die  GiMieral-Versammlung  tritt  alljährlich  vor  dem  31.  Mai  in  Wien 
7.u>aninieii.  Sie  vereinigt  sich  ausserdem  so  oft  es  der  Verwaltungsrath  für 
nothwendig  erachtet. 

Artikel  20. 

Die  Einberufung  der  in  Wien  zusaniuu'ntreteuden  General- Versamm- 
lung geschieht  mindestens  30  Tage  vor  dem  Zeitpunkte  des  Zusammentrittes 
durch  den  Verwaltunirsrath. 

Die  betreffende  Kundmachung  wird  in  den  im  Artikel  lU  bezeichneten 
Blättern  inserirt. 
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Die  GpiuthI  -  Versammlung  kann  mir  Uhrr  Jt'ne  Gecrenständo  i-iltiff 
13of»chluRs  fasson.  welche  in  ck«rEinbernfun{r^<  Knndmaclinn?:  bekannt  gemacht 
Morden  sind.  Hievon  ist  jodoeli  der  lios.  lilnss  iiitor  den  in  der  Goneral-Ver- 
Baniinlnng  gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer  au8rterordeutlichcu  General- 
Vere^ammlung  ausgcnummeu. 

Artikel  22. 

Der  General-Versaminlang  dürfen  nur  jene  ActionXre  beiwohnen,  welche 
mindestens  40  Aetien-Interimssoheine  oder  Actien  besitzen. 

Zar  Theilnahme  berechtigt  sind  nnr  diejenigen  Actionäre,  welche  ihre 
Actien-Interimssobeine  oder  Actien  spätestens  14  Tage  vor  dem  Zasammen> 
tritte  bei  den  von  dem  Verwaltungsrathe  bezeichneten  Oassen  hinterlegt 
haben. 

Artikel  23. 

Diejenigen  Actionäre,  welche  an  der  HesehhHsfa.ssung  theilnelinien 
wollen,  müssen  an  der  General-Versammlung  entweder  in  Person  beiwohnen, 
oder  sich  durch  einen  Actionär  vertreten  lassen,  der  selbst  das  Recht  der 
Theilnahme  hat  und  schriftlieh  bevolhnächtigt  ist. 

Die  Form  dieser  Vollmacht  wird  bei  der  Einberufung  der  General- Ver- 
sammlung durch  den  Verwaltungsrath  bestimmt. 

Nur  die  gesetzlichen  Vertreter  von  Minderjährigen  (»der  unter  Curatel 
Stehenden,  dann  die  Vorsteher  von  Gemeinden,  öflentlichen  Anstalten  und 
Corporationen  können  ohne  selbst  Actionäre  zu  sein,  an  der  General-Ver- 
sammlung als  Bevollmächtigte  theilnehmen. 

Artikel  24. 

Die  Abstimmung  geschieht  diTentlich,  es  sei  denn,  dass  20  Mitglieder 
*  geheime  Abstimmung  Terlangen. 

Wahlen  geschehen,  insofern  die  OeneraUVersamrolung  nicht  selbst 
etwas  anderes  bestimmt,  mittelst  Stimmzettel. 

Artikel  25. 

Der  Besitz  von  je  40  Aetien  gibt  das  Recht  auf  eine  Stimme. 

Kein  Actionär  kann  jedoch  mehr  als  10  Stimmen  aus  eigenem  Rechte 
und  mehr  als  2u  Stimmen  aus  eigenem  Hechte  und  als  Bevollmächtigter 
anderer  stimmberechtigter  Actionäre  in  sich  Ycreinigen. 

Artikel  26. 

Die  Heseliliisse  de>  General- Versammlung  werden  in  allen  Fällen,  in 
wrdriitn  (Urse  Stiltuten  nicht  anders  bestimmen,  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit g^fasst. 
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Sie  sind  nnr  gittig,  wenn  in  d1}r  Oeneral-Venammlnng  mindesten» 
50  Actionire  anwesend  sind,  nnd  wenn  die  von  letzteren  repiUsentirtei» 
Actien  mindestene  den  zwanzigsten  Tlieil  des  Actieneapitales  ansmsehen. 

Artikel  87.  . 

Wenn  die  Bedingnngen»  von  welchen  nach  den  Bestimmungen  des 
Artikel  26  die  Giltigkeit  der  BesohlUsse  der  General- Versammlung  abhängt^ 
nicht  erfttllt  sind,  so  wird  eine  neue  General-^Versammlnng  einberofen,  der<'n 
Beschlüsse  ohne  RttckMeht  auf  die  Zahl  der  anwesenden  Aotionäre  nnd  der 
durch  sie  vertretenen  Actien  Giltigkeit  haben. 

Diese  zweite  General-VerMmrotung  kann  jedoch  nnr  Uber  solche 
Ckgenstinde  Besohluss  fassen,  welche  sich  auf  der  Tagesordnung  der  ersten 
befanden. 

Die  Einberufung  der  zweiten  General -Versammlung  geschieht  in  der 
durch  den  Artikel  20  festgesetzten  Weise  und  mit  dem  Belfllgen,  dass  die 
neue  General- Versammlung  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  anwesendeo 
Aotionäre  und  der  durch  sie  vertretenen  Actien  Beschluss  fassen  werde. 

Die  Zeit  zwischen  der  Kundmachung  und  dem  Zusammentritte  wird  für 
diesen  Fall  auf  20  Tkge  beschränkt. 

Artikel  28. 

Handelt  es  sieh  um  die  Beschlussfassnng  Uber  einen  der  im  Artikel  18 
subd),  e),  f;,  Ii)  angeftthrten  Gegenstände,  so  mflssen  in  der  Generalver. 
Sammlung  mindestens  60  Actionäre  anwesend  sein,  welche  zusammen 
wenigstens  ein  FUnftel  des  Actien capitals  vertreten. 

Die  Besehlttsse  müssen  in.  dle-*em  Falle  mit  einer  Higorität  von  zwei- 
Drittheilen  gefasst  werden. 

Wenn  die  auf  die  erste  Einberufung  hin  erschienenen  Actionäre  . 
die  Bedingungen  nicht  erfüllen,  welche  der  vorige  Absatz  fttr  die  Giltigkeit 
der  Besehlttsse  der  General-Versammlung  fordert,  so  wird  zu  einer  zweiten 
Einberufung  mit  einem  Zwischenraum  von  wenigstens  30.  Tagen  ge- 
schritten. 

Die  Beschlösse  der  in  Folge  der  zweiten  Einberuftang  zusammen- 
getretenen General-Versammlung  sind  giltig,  insofern  mindestens  50  Actionäre 
daran  theilnehmen,  welche  wenigstens  ein  Zehntel  des  Actiencapitals  repift* 
seniiren. 

Kommt  auch  auf  diese  zweite  Einberufung  hin  eine  besdilussfähige 
General -Versammlung  nicht  zu  8tande,  so  wird-  nach  den  Bestim- 
mungen des  Artikel  27  eine  dritte  einberufen,  deren  Beschlüsse  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Zahl  der  anwesenden  ActionäcP  oder  der  durch  sie  Tortretenen 
Actien  Giltigkeit  haben. 
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Artikel  29. 

Den  Voraits  in  der  General-Versammlung  ftlhrt  der  Präsident  des  Ver- 
waltongsrathes. 

Ist  der  Priisident  verbindert ,  so  vertritt  ihn  der  Viee-Prlsident,  und 
wenn  ancb  dieser  verhindert  ist,  führt  das  vom  Verwaltungsrathe  bestimmte 
Mitglied  den  Vorsitz. 

Dan  Amt  der  Stimmxibler  wird  von  den  beiden  stärksten  ActionSren, 
nnd  im  Falle  der  Nichtannahme,  von  den  nächstatärksten,  welche  annehmen, 
versehen. 

Artikel  30. 

Di«^  B«  sclilüsse  <lor  General  -  Wrsaniniliuifi:  worden  beurkundet  «lurcli 
^iw  von  dem  i^eliriftrülirer  vcrlii-^stes ,  von  dem  VorHitzeiidcn .  den  8timm- 
7.ililern,  dem  .^ehriftilihrcr  uud  dem  laiideslUrstlicheu  CommiaHär  unter- 
zeichnetes TrotokoU. 

Der  der  (leneral-Versaniinlunir  (  r-t;ittt  le  Berieht.  sdwie  ilie  durch  die- 
selbe gefassten  lieschlUsse,  werden  durch  den  Druck  vurüffeatlicht. 

i.  VerwaltMgsrath  ud  CemilA  in  Paris. 

A  rtikel  31. 

Die  Oi)f>rleitang  der  gesellschaftliobeu  Angelegenheiten  steht  dem  Ver« 

waltnn-r-*i:ithe  zu. 

Der  Verwnltnn^srnth  int  der  Vorstand  der  QeselUcbaft  im  dinne  der 
Artikel  227  bis  242,  U.  G.  B. 

Artikel  32. 

Der  Verwaltun^^ralh  besteht  aus  '21  Mit{;liedern.  und  zwar: 

1.  fins  13  in  Österreich-Ungarn  wohnenden  und 

2.  au^<  H  in  Baris  oder  London  wohnenden  Mitgliedern. 

Von  den  21  Mitgliedern  des  \'erwaltiini:>iratlies  müssen  wenigstens  12 
Augehörige  «ler  österreiehiseh-ungarisehen  Monan  hic  sein. 

Die  in  i'aris  nitd  London  wohnenden  Mittrlicder  bilden  ein  ständiges 
Comite  des  Verwaltniigsr.ithes  mit  «lern  Sitze  in  Paris,  dessen  liefugnissc  in 
den  Artikt  in  35,  3»;  und  37  geregelt  werden. 

Der  Bestand  dieses  Comites  in  Pnris  hat  aniViiliÖren.  wenn  die  Zahl  der 
in  Pari8  wohnenden  .Mitglieder  des  Verwallungsrathea  nicht  wenigstens  fünf 
betrügt. 

Artikel  33. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltnngsratbes  werden  dnroh  die  General- Ver- 
Bammlang  ernannt.  Ihre  Fnnetionen  danern  fanf  Jahre. 
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In  j*  (1em  Jahre  tritt  ein  Fünftel  aus. 

Die  Au8treteiukn  werden  in  der  ordeatUchen  General- Venammlang 
dureh  da»  Loos  bestimmt. 

Wenn  die  Zahl  der  Verwaltimgsräthe  durch  fBllf  nicht  theilbar  ist,  so 
wird  durch  das  Loos  entHchiedeu,  in  welchem  der  näcbsteu  lünf  Jahre  die 
nach  der  Theilung  durch  lUnf  erübrigende  Zahl  der  Verwaitongaräthe  aud- 
antreten  habe. 

Die  austretenden  Mitglieder  sind  wioder  wählbar. 

Jeder  Verwaltungsrath  niuss  Eigentliüiner  von  100  Actien  sein.  Diese 
Actien  sind  während  der  Dauer  seiner  Functionen  unveräusserlich  und 
werden  in  den  im  Artikel  10  bezeichneten  Caasen  aufbewahrt. 

Artikel  34. 

Wenn  ein  Hitglied  des  Verwaitongsrathes  im  Laufe  des  Jahres  sein 
Amt  tu  bekleiden  aufhört»  so  wird  dasselbe  durch  den  Verwaltongsratb 
unter  Beobaohtong  der  im  Artikel  33  enthaltenen  Vorsohriflen  und  Ue- 
dingungen  provisorisch  ersetzt. 

Diese  Wahl  ist  der  nächsten  General-Versammlung  zur  Genehmigung 
Torzu  legen. 

Die  Functionen  eines  derart  ernannten  Verwaltnugsrathes  dauern  nur 
so  lange,  als  die  seines  Vorgängers  noch  gedauert  haben  würden. 

Artikel  35. 

Der  Verwaltungsrath  sowie  das  Pariser  Comit6  wählen  alle  swei  Jahre 
einen  Präsidenten  und  einen  Viee^Präsidenteo. 

Die  Präsidenten  und  Vice -Präsidenten  sind  nach  Ablauf  ihrer  Amts- 
dauer wieder  wählbar. 

Bei  Abwesenheit  des  Präsidenten  und  des  Vice-Präsidenten  überträgt 
der  Verwaltungarath  oder  das  Comiti  einem  seiner  Mitglieder  den  Vorsits« 

Der  Präsident  und  der  Vioe-Präsident  des  Verwaltungsrathes  werden 
aus  jenen  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  gewählt,  welche  Angehörige 
der  Österr.  ungar.  Monarchie  sind. 

Artikel  36. 

Wenn  ftber  eine  der  im  Artikel  18  anfgesählten  oder  ttber  andere 
Fragen,  welche  der  Beschlussfassung  der  General -Versammlung  zu  unter- 
breiten sind,  berathen  werden  soll,  ferner  wenn  es  sieh  um  ausserordent- 
liche Fragen  von  besonderer  Wiehtigkeit,  sowie  wenn  es  sieh  um  Aufstellung 
des  Budgets  handelt,  so  ist  das  Votum  der  Mitglieder  des  Gomit6s  in  Paris 
einzuholen  und  kann  erst  nach  Ablauf  von  14  Tagen,  den  Tag  der  Aufgabe 
der  EinUdung  auf  die  Post  eingerechnet,  darüber  giltiger  Besehluss  gefaast 
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werden.  Die  Mitglieder  de»  Pariser  Comitis  haben  in  diesen  Fällen  da» 
Keoht,  ihr  Votum  schriftlich  abza^^eben. 

Artiicel  37. 

Hns  Pariser  Coinite  versamniclt  sich  \voni;j:8teTiR  eininal  monatlicli.  Das- 
sellx' Itt'sorirt  Namens  des  YtTwaltuii^rsratliea  die  die  Geldgel)arung  in  l^aris 
betietlViulen  GcHchiiite,  als:  l  eberualime  der  Eiuzahlungen,  Auszahlung  der 
Zinsen  und  Dividenden  u.  8.  w. 

Der  Venvaltun^sratli  wird  dem  Coniite  Absclirilton  seiner  Sitzuniu's- 
Protokollc  und  zwar  inuerlialb  dreier  Tage  nach  der  Genehmigung  jedes 
Prot« l<  o  1  le s  übersenden. 

Binnen  des  gleiclion  Termines  sendet  auch  das  ^^1riser  Coniite  dem 
Verwaltungsrathe  Abschriften  seiner  Sitzungs-Protokolle. 

Artikel  38. 

Der  Verwaltungsrath  ist  bereclitigt,  seine  Vollmachten  aui  eines  oder 
mehrere  seiner  Mitglieder^  oder  auf  Beamte  der  Qesellsobaft  oder  wen 
immer  zu  tibertragen. 

In  diesem  Falle  ertheilt  er  entweder  sj)ecielle  Vidlmachten  oder 
er  bestimmt  das  Vertretungsrecht  am  dem  Wege  der  Dienstvorschriften. 

Artikel  39. 

Die  Finna  der  Gesellschaft  wird  entweder 

a)  von  2  Mitgliedern  des  Verwaltnnj^srathes  o  1er 

b)  von  einem  Verwaltungsrathe  und  von  einem  vom  Verwaltunf^srathe 
hiczu  apeeJell  ermächtigten  Gesellschaftsbe.unten .  und  zwar  von  Letzterem 
mit  dem  Heisatze:  „per  procura"  in  der  Weise  {gezeichnet,  dass  die  berech- 
tigten Firmafilhrer  zu  der  mit  Stampiglie  jua-druekten  oder  von  wem  immer 
geschriebenen  Firma  (Artikel  2)  ihre  Unterschriit  liiuzufiigen. 

Artikel  40. 

Diejenigen  Mitglieder  des  Vern'altungsrathes  oder  des  Comit^s,  welche 
nicht  an  dem  Sitze  derselben  wohnen^  können  sich,  wenn  Lie  den  Sitzungen 
nidit  persönlich  beiwohnen,  durch  ein  Mitglied  des  Verwaltnngsrathes  oder 
des  Comit^s  vertreten  lassen  oder  ihr  Votum  scbrlftlich  einsenden. 

Ein  anwesendes  Mitglied  kann  immer  nur  Bin  abwesendes  Mitglied  al» 
BeTollmXclitlgter  vertreten. 

Artikel  41. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  auf  Einladung  des  Presidenten, 
so  oft  08  das  Interesse  der  Gesellschaft  erfordert,  mindesten«!  aber  zweimal 
im  Monate. 
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Di»'  ßoBcliliUse  w»'rd»Mi  mit  absoluter  StimmfMimohrhcit  gelusst.  Im 
F;illo  der  Stimmencloichlieit  gibt  die  iStimme  des  rrüsidenteu  oder  seines 
Stellvertreters  den  Aussphla^. 

Zur  Gilti^keit  der  lU-schlilsse  ist  in  der  lio;rel  die  Anwesenheit  von 
fünf,  zur  Uilti^keit  der  im  Artikel  36  erwäliuteu  tieschlUsse  aber  von 
9  Mitgliedern  erforderlich. 

Artikel  42. 

Die  Mitglieder  des  VerwaltODgarathea  werden  xa  allen  Sitznn|;en 
spätestens  5  Tage  Torber  eingeladen. 

In  dringenden  Fällen  kann  dieZusammenbemAing  dnrehdenFrlsidenten 
anob  in  kllraerer  Frist  erfolgen. 

In  Fällen,  wo  es  sieb  nm  die  im  Artikel  36  erwähnten  Besehlllsse 
bandelt,  mnss  die  Einladung  14  Tage  Torbcr  erfolgen. 

Die  SitznngsprotokoUe  des  Verwaltangsrathes  werden  von  dem 
Präsidenten,  einem  Mitgliede  des  Verwaltimgsrathes  und  dem  Sohriftfäbrer 
unterzeichnet. 

Artikel  43. 

Von  den»  Reinertrage  des  gesammtcn  Netzes  werden  nach  Abzug  der 
im  Artikel  46  aufgezählten  Lasten  fünf  Percent  fllr  die  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes  und  die  leitenden  Beamten  vorweg  behoben. 

Ein  Drittel  diese»  Betrages  wird  den  leitenden  Beamten  zugewiesen 
und  vom  Vcrwaltungsrathe  unter  dieselben  vertheilt. 

Zwei  Drittel  werden  unter  die  Mitglieder  des  Verwaltangsrathes  ver« 
theilt. 

C.  Leitende  leamte. 
Artikel  44. 

Die  Aosfttbrnng  der  YerwaltnngsrarbsbescblOsse,  sowie  die  speelelle 
Leitung  der  gesellscbaftlicben  Angelegenheiten  innerhalb  der  dnrob  jene 
Beschlüsse  gezogenen  Grenzen  liegt  den  leitenden  Beamten  unter  ihrer  Ver- 
antwortlichkeit ob. 

Der  Verwaltungsratb  ernennt  und  entlässt  dieselben,  unbeschadet  der 
diesfalls  der  Staatsverwaltung  im  §.  26  der  Coneessionsnrkunde  vom 
33.  September  1858  ▼orbehaltenen  Eintlussnahme,  er  bestimmt  ihren 
Wirkungskreis  und  ihre  Bezüge. 

Die  leitenden  Beamten  wohnen  den  Sitzungen  des  Verwaltnngsrathes 
mit  berathender  Stimme  bei. 

Sie  sind  die  Vorgesetzten  aller  Beamten  und  Diener  und.l>eantragen  bei 
dem  Verwaltnngsrathe  deren  Ernennung  und  Entlassung  sowie  deren  Bezüge 
und  Gratificationen. 
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IV.  Abschnitt. 
Artikel  45. 

Jahresreehniiiigy  Zinsen,  DiTidenden»  Reservefond,  Tilgung. 

Die  aus  den  Einzahlongen  anf  Actien  und  ans  der  Emission  von 
Obligationen  herrtthrenden  Fonds  werden  Torwendet: 

1.  zur  Erfailnng  der  in  den  Conoessionsnrknnden  Tom  14.  März  1856 
nad  Tom  28.  September  1858  festgesetaten  ZahlnngsTerbindliehkeiten; 

2.  aar  Bestreitung  der  Bau-  nnd  Inbetriebsetaangskosten  der  ihr  con- 
eesslonirten  Eisenbahnen; 

Zvr  Zahlung  der  5%  Zinsen  des  auf  jede  Linie  verwendeten  Bancapitals 
wihrend  der  Dauer  des  Baues. 

Artikel  46. 

Die  Jahresreehnung  wird  am  31.  December  jedes  Jahres  abgesohlossen 
und  mit  allen  Belegen  der  General-Versammlung  zur  Prüfung  und  Geneh- 
migung vorgelegt 

Das  ReinertrXgnisB  wird  verwendet: 

1.  In  erster  Linie  anr  Verzinsung  nnd  Einlösung  der  emittirten  Obli- 
gationen; 

2.  zur  Tilgung  des  Actiencapitals; 

3.  zur  Vertheilung  einer  5%  Dividende  an  die  ActionXre. 

Artikel  47. 

Die  Tilgung  der  Aetien  beginnt  mit  dem  Jahre  1873  und  wird  in  der 
Art  fortgesetzt»  dass  wShrend  der  Concessionsdaner  sSmmtliche  Aotien  rOek' 
gezahlt  werden. 

Artikel  48. 

Bio  Bezeichnung  der  zu  tilgenden  Aetion  erfolgt  alljährlich  durch 
dffentliche  Verloof«iin^,  deren  Zeitpunkt  und  Form  durch  den  Verwaltnngs- 
rath  festgegetzt  wird. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Aotien  werden  auf  die  im  Artikel  10 
angegebene  Art  verdiTentlioht. 

Artikel  49. 

Die  Eigenthümer  der  gezogenen  Aetien'  erhalten  ausser  dem  wirklich 
eingezahlten  Capital  eine  auf  Inhaber  lautende  Genussaetie,  welche  ihnen 
auf  den  Uehersehuss  des  jährlichen  Reinertrages  nach  Abzug  eines  der 
Verzinsung  des  Aetioneapitals  entsprechenden  Betrages,  gleiche  Rechte  mit 
den  Inhabern  nicht  getilgter  Aetien  gibt. 
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Artikel  50. 

Von  tlf'in  IJeberschusse  des  rkeincrträ^niBses,  wie  derselbp  sich  nach 
den  lkstiriiiiuui;4;cn  ilor  Artikel  43  und  46  ergibt,  wird  eine  Summe  vou 
iDiudestcDs  5^/^  zur  Bilduug  eiues  Ueservct'ondcs  vorweg  genommou. 

Artikel  51. 

Wenn  der  Reservefond  nnf  10  Millionen  Franken  angewachsen  ist,  so 
kann  jene  Rücklage  aui^gesetzt  werden. 

8ie  Bittss  aber  wieder  anfgenoramen  werden ,  sobald  der  Resenrefond 
unter  die  genannte  Summe  gesunken  ist. 

Artikel  ö2. 

Der  Renerrefond  ist  zur  Bestreitung  der  Ausgaben  aller  Art  bestimmt, 
welche  nicht  als  einfache  Betrieb^anslagen  betrachtet  werden  können,  z.  B. 
Auagaben  fttr  Vermehrung  der  Fahrbetriebsmittel, 
Erneuerung  des  Oberbaues, 
Reeonstmetion  von  Kunstbauten  u.  s.  w. 

Artikel  53. 

Die  Summe,  welche  nn<  h  Abzufj:  aUer  in  den  vorstehenden  Artikeln 
erw&linten  Leisten  verfllgbar  bleibt,  wird  als  Superdivideudc  unter  die 
EigenthOmer  der  getilgten  und  nicht  getilgten  Actien  gleich  vertheilt. 

Artikel  54. 

l)urcli  die  in  den  vorstehenden  Artikeln,  insbesondere  in  den  Artikeln 
43,  46,  47,  50  und  53  cntlialtcnen  Bestimmungen  tibcr  die  Verwendung  des 
Reinerträgnisses  werden  die  VerpHichtungen  nicht  berührt,  wehhe  der  (Je- 
sellscbalt  {re^'eiiiiber  der  Staatsverwaltnn«?  auf  Grund  der  Uebereinkominen 
vum  13.  April  1867  und  j*7.  Juli  1869,  dann  des  ungariscben  Oesetzartikels 
XXXVU  vom  Jahre  1870  bezüglich  der  RUekerstattung  von  Garantie-Vor- 
scbUftsen  und  der  Zablung  von  Ablösungssummen  fUr  die  ttberlassencn  ehe- 
maligen Ötaatsbahnen  obliegen. 

Artikel  55. 

Die  Zahlung  der  Zinsen  und  Dividenden,  die  Anssahlnng  der  verloaten 
Aetien  und  die  Ausfolgung  der  Genussactien  geschieht  bei  den  im  Artikel  10 
bezeiciineten  Cassen. 

Artikel  5$. 

Dividenden  und  Superdivideiuien ,  welche  nicht  binnen  fünf  Jahren 
behoben  werden,  dann  der  Capitulsbetrag  gezogener  Actien,  die  Genuss- 
.'letien  und  die  naeh  Artikel  12  hinterlegten  Betrüge,  weiche  nicht  binnen 
30  Jahren  redamirt  werden,  verfallen  der  Gesellschaft. 
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y.  Abschnitt. 

Streitigkeiten,  Aut sieht. 
Artikel  57. 

Alle  Streitigkeiten  awieohen  AotiosUren  und  der  GesellBohtft  Iber  die 
Anwendung  und  An»fttlirang  der  gegenwärtigen  Statuten  und  Ober  die  ans 
denselben  fliessenden  Verpfliobtnngen  der  Actionire  werden  dnroh  ein 
dchiedsgeriebt  entsehieden. 

Artilcel  58. 

Das  scliiedsrioliterliGhe  Verfahren  findet  naeli  den  Bestimmungen  der 
Ooneessions-Uricttnde  Tora  23.  September  185S  statt 

Artikel  59. 

Die  Staatsvei  waltuug  übt  tlaa  ilir  zustehende  Oberauf-^iehtsrecht  durch 
«inen  Conunissär  aus. 

Der  Comraisaär  hat  das  Hecht,  von  der  Geschätts^jebai  uiij,'  der  Gt'.sell- 
«ehaft  Einsiclit  zu  nt  hincn.  Vjv  wird  dnrliber  wachen,  dass  die  üeselUehaft 
die  Grenzen  ihrer  Comcssion  nicht  überschreite,  und  dass  dieselbe  die 
IlL\stimniuiigcn  der  Statuten,  sowie  die  allgeuieinen  Gesetze  und  V^erordauugeu 
genau  beobachte. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissir  bat  aueb  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltungsratiies,  sowie  den  Oeseral-yersammUngeu, 
so  oft  er  es  für  angemessen  eraehtet,  dann  in  dem  Falle,  als  dies  von  der 
k.  k:  Staatsverwaltung  fOr  erforderlioh  erlcannt  wird,  auch  den  Sitsnngen 
des  Pariser  Comitis  beisnwobnen  und  etwaige  dem  Staats  •  Interesse  nach, 
tbeilige,  sowie  den  Qesetsen  oder  Statuten  widersprechende  Verfügungen  zu 
aistiren. 

Für  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  der  Bahnunternehmnng  hst  die 
Oesell^ehaft  mit  Rücksiebt  auf  die  bienut  verbundene  Qesobäftslaat  eine 
jährliche  Pau<ichalverglltung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren  Höhe  von 
der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Berücksichtigung  geeigneter  Militä  rperBoneu  bei  Besetzung 

derDienstcsstelien. 

Artikel  60. 

Die  (}<-8ell8chaft  ist  verpHichtct,  bei^Besetzunjr  von  Dienste?4stellen  auf 
ausg'  ilionte  Ljiterottiziere  dos  k.  k.  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr in  Gemüssheit  der  gesetzlicheu  Beitimmuugeu  Bedacht  zu  uebiuen. 

18* 
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Vorttber^ehende  Bestimm  an 

Artikel  61. 

Zur  Abwioklting  der  Geschäfte  in  Italien  aus  Anlass  des  Verkanfes  der 
italienischen  Linien  an  die  königl.  itaUeoieebe  Regiemng,  Bowie  cor  Leitmg 
und  Ueberwacimng:  des  mit  den  ZusatzvertrSgen  ddo.  Paris  11.  Juni  1876 
und  Rom  17.  Juni  1876  pachtweise  übernommenen  Betriebes  dieser  Linien 
bis  Bum  1.  Juli  1878,  wird  ein  Liquidations*Comit^  eingesetst,  welche» 
seinen  Sitsin  Mailand  bat  nnd  ans  den  Herren: 

1.  CarlMarqQ»d*Adda, 

2.  Eneas  Bignami, 

3.  Carl  Brot» 

4.  Stefan  Oastagnola, 

5.  Horas  Landan, 

6.  Alexander  Qraf  Porro, 

7.  Franz  Resteiii  und 

8.  Jobann  Bapt.  Tasca 

bestellt. 

Dem  Verwaltnngsrathe  bleibt  Torbehalten,  im  F^lle  als  dnroh  Austritt 
oder  Tod  die  Zahl  der  Oomit^-Mitglieder  nnter  ittnf  herabsinken  sollte,  das 
Oomiti  durch  Vornahme  einer  Nachwahl  sn  ergänzen. 

Der  Wirkungskreis  dieses  Gomitis,  sowie  dessen  Stellung  sn  dem  Ver> 
waltnngsrathe  der  Qesellsohaft  wird  dnreh  eine  besondere  Instmetion 
geregelt. 
Nr.  16193, 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  20.  Jon!  1802, 
Z.  9571  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  £r^ 
mächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  18. November  1876. 

Der  k.  k.  Hinister  des  Innern : 
(l.  S.)  lasser  m.  p. 


IsstrsctUn 

fflr  das aul  Griud  des  Artikels  61  der  Statuten  di  r  k.  k.  priT.  SftdbthB-GeseUschafl eisgeseUte 

LiquidatiüQS'Cüinite. 

Artikel  L 

Das  Comit^  besteht  ans  den  Herren : 

1.  Carl  Marquis  d*Adda, 

2.  Eneas  Bignami, 
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3.  Carl  Brot, 

4.  Stefan  Castagnolt, 
6.  Horas  Landau, 

6.  Alexander  Oraf  Porro, 

7.  Frans  Resteiii, 

8.  Johann  Bapt.  Taaoa, 
und  bat  seinen  stindigen  Sits  in  Hailand. 

Dasselbe  erwShlt  ans  seiner  Mitte  einen  Vorsitsenden. 

Das  Comit^  ist  beschlnssfühigi  sobald  alle  Mitglieder  ordnnngsgemXss 
«ingeladen  wurden  und  mindestens  drei  Mitglieder  anwesend  sind. 

Der  Bofolge  des  Artikel  28  der  Convention  Tom  17.  November  1875 
und  des  Artikel  ldderAdditionalaeteddo.Rom  17.  Jnni  1876  sa  ernennende 
Beprisentaat  der  Gesellsehaft  wird  ans  den  genannten  Mitgliedern  des 
Comitte  entnommen  werden. 

Artikeln. 

Der  Wirkungskreis  des  Comit^a  ist  ein  zweifacher: 
a)  IKe  DurchfUhrnng  aller  aus  Anlass  des  Verkaufes  der  italienioohen 
Linien  an  die  kSnigl.  italienische  Regierung  nothwendigen  Geschiftsab- 
wioklongen,  und 

b)  die  Leitung  und  üeberwachung  des  Betriebes  wXhrend  der  iwei* 
Jihrigen  Paohtong  derselben. 

Artiicel  III. 

Besüglioh  des  ersten  Theiles  wird  das  Comit^  naoh  den  mit  dem  Ver- 
wattungsrathe  in  Wien  an  vereinbarenden  Grundsltsen  und  Normen  vor> 
geben. 

Die  Abrechnungen  werden  dnroh  die  Organe  der  Gesellschaft  in  Italien» 
Jedoch  unter  unmittelbarer  Oberleitung  des  finansiellen  Direetors  der  Qe- 
aellsohaft  in  Wien,  erfolgen. 

üeber  den  Fortgang  der  Liquidationsarbeiten  wird  dem  Verwaltungs- 
rathe  periodisch  beriehtet  werden.  In  allen  wichtigeren  Fällen,  besonders 
jenen,  in  welchen  es  sich  um  siflbnnissige  Concessionen  oder  um  ein  Auf- 
geben  von  Rechten  gegenttber  dem  buchmHssigeu  Stande  der  Gesellschaft 
handelt,  ist  dessen  specielle  Zustimmung  einsnholen. 

Artikel  IV. 

BezUorlich  des  Betriebes  der  GeselUeliaft  nimmt  das  Comite  fre^cnüber 
dem  von  der  kgl.  ital.  Reg-ienuif?  ernannten  General -Director  und  dem 
übrigen  Beamtenpersonale  der  Geaellschalt  in  Italien  in  disoiplinarer 
und  administrativer  Beziehung  dieselbe  Stellung  ein,  welche  iriilier  der  Ver- 
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waltiingfrath  der  italienisehen  Linien  eingenommen  hatte.  Jedoch  mit  den  in 
den  folgenden  Artikeln  aufgestellten  BeichrXnknngen. 

Artikel  V. 

Der  lietrirb  der  Linien  wird  vorerst  nach  den  bisher  Pur  denselbeD 
bestandenen  Nonnen  fortgeführt. 

Prinolpielle  Aendeniogen  an  diesen  Normen  können  von  dem  Görnitz, 
sei  es  Uber  Antrag  des  Qeneral-lHreetors.  sei  es  aas  eigener  Initiative  nur 
mit  Zastimmung  des  Vervaltongsrathes  vorgenommen  werden. 

Artikel  VI. 

InneiliJilb  (lieser  Normen  verw .iltot  das  ('oinitt'  insowoit  «ranz  selbßt- 
Ständi^,  ald  <'b  sicli  um  die  Fiihruii;^  d«'^  re;:'  Imiii^siL'on  Bctrichfs  liaiKidt. 

Da«  Comite  hat  (lalier  sämiutliclie  lit'arnten-Erncnnuii^n'n  imd  Celialts- 
rpguliruTig-t  n  innerlialb  des  mitdetn  ViTwalinn^'^^ratlie  vproinharten  Etats  vor- 
zuiieliiiH-n,  die  erforderlichen  Materialkäule  Bowie  Krlialtungparbeitcn  inner- 
halb des  vom  Verwaltuiiftsrathe  acceptirten  Träliininars  zu  beschlier^seii. 

Hierbei  hat  aU  unumstüsslicher  Uruiidsaly.  zu  jj^titen.  dass  alle  Ver- 
lügungen  ui  d  Massregeln,  welche  eine  Vermehrung  der  Aiisla^^en  oder  eine 
Verminderung  der  Einnahmen  directe  zur  Folge  haben,  der  Zustiiumung  de» 
Vermaltungsratheg  bedürfen.  Hieher  gehören:  Erhöhungen  im  GoHammt- 
Gehalts-Etat,  wichtigere  Aenderungen  der  Fahrordnung  wie  der  Tarifirung- 
n.  dgl. 

ArtiicelVll. 

Das  Görnitz  wird  die  vom  General- Directorallmonatliob  su  verfassenden 

Betriebs-Berichte  mit  geinen  allfalligen  Bemerkungen  an  den  Vcrwaltungs- 
rath  einsenden,  und  demf^elben  überhaupt  alle  jene  Nachweise  und  in  jenen 
Zeitperioden  liefern,  welche  derselbe  theih  zur  eigenen  Information  und 
Beschlussfassnngy  theils  zur  Vorlage  aii  die  k.  k.  österreichisohe  Regierung 
▼erlangen  sollte. 

Artikel  VIIL 

Die  Buclifilbning  über  den  Betrieb  der  italienisclier«  Linien  wird 
nnmitti  lbar  dem  finanziellen  Direclor  in  Wien  unterstellt,  der  sich  jedoch 
Uber  alle  zu  treffenden  Massnahmen  mit  dem  Comite  zu  verständigen  hat. 

Artikel  IX. 

Das  Mailänder  Comlte  Ubersendet  dem  Verwaltnngsrathe  Abschriften 
seiner  Sitzungs  -  Protokfdle  und  zwar  innerhalb  dreier  Tage  naoh  der 
Genehmigung  jedes  Protokolles. 
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Der  Vprkolir  zwi^^clim  dorn  Vo rwaltiinfr^^raf he  und  dtin  rnniit»'  wird 
Uuich  den  PräftidenJen  des  ersteren  und  den  Vorsitzenden  des  Comit^s 
▼ermittelt. 

Artikel  X. 

Das  Cotnit^  erbSlt  flir  seine  MUbewsltnng  eine  fixe  jilhrliebe  ISntscbädi. 
gung  von  FUnAindTiersigUnsend  Franes. 

Die  Vertlieilnog  derselben  nnter  die  einaelnen  Mitglieder  wird  dem 
Besoblnsse  des  Comit^s  vorbebatten. 


2.  Aunierkung  zur  Coiicessious-l  rkiiiido  vom  33.  September  1858 

f&r  die  Südbahnlinien. 

(Vgl.  Bd.  II,  Abtb.  1,  Seite  197.) 

Zo  den       23  und  24. 

Laut  §.  1  des  Vertrages  vom  10.  Juni  1874  (vgl.  weiter  unten  sub  6), 
wurde  der  im  l  ebereinkommen  vom  13.  April  1867,  Art.  6,  seitens  der 
SUdbahn-Gosellschaft  ausgesprochene  Verziolit  auf  das  ihr  in  den  §§.  23 
und  24  der  Concessions-L'rkunde  vom  23.  September  18r)8  eingerSunite 
Vorrecht  lioziij.'^licli  eiiuT  Bahn,  welrlie  von  einoui  I'uucte  der  Kronprinz 
Rudolf- Huhn  nacb  («ör/.  oder  nach  Tri  est.  oder  naeb  einem  anderen 
Puneti>  am  Meere,  sowie  bezüglich  einer  Babn,  welcbe  von  einem  Pnncte 
der  Tiroler  Linie  gegen  Vorarlberg  oder  gegen  die  bayerische  Grentc 
geführt  würde,  auf  die  Dauer  von  weiteren  sieben  Jahren,  vom  1.  JSnner 
1874  an  gerechnet,  erstreckt. 


8.  Anmerkuugen  zum  Vertrag«  vom  13.  April  1867,  B.O.Bl.Nr.69« 

(Vgl.  Bd.  II,  Abtli.  1,  Seite  266.) 

.    Zu  Artikel  1. 

Laut  i>.  2  des  Vertrages  vom  10.  .luni  1874  vgl.  weiter  unten  8uf>  5) 
wnrde  der  Termin  zur  Vollendung  des  Triester  Hafenbsues  bis  snm  31.  De- 
oember  1878  verlängert 

Zu  Artikel  6. 

Der  in  diesem  Artikel  Mii^^^rr  sprochene  Verzicht  bezüglich  des  iiaues 
gewisser  Hahnlinien  wurde  laut  ij.  1  des  Vertrages  vom  U).  .liiiii  1H74  auf 
die  Dauer  vou  weitereu  sieben  Jahren,  vom  1.  Jänner  1874  an  gerechnet, 
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erstreckt.  (Vgl.  die  Anmerkung  zu  den  §§.  23  uud  24  der  CoDOessions- 
l  rkunde  vom  23.  September  1858  oben  sub  2.) 

Zn  Artikel  9. 

Die  in  dieaein  Artikel  vorbehaltene  AbreehnoBg  luid  Ansgleiehiiiig  der 
Stempelgebtthren  für  die  geseUBelialUichen  Titret  iet  laut  §.  2  des  ProtO' 
koUar-Uebereinkoinmene  vom  25.  Febraar  1876  (vgl.  unten  sttb  6)  sogleieh 
naeh  Eintritt  der  BeehtswirkKamkeit  diesee  CebereinkommenB  an  pflegen. 

Zu  Artikel  10. 

Im  §.  1  des  Protokollar-Uebereinkommens  vom  25.  Februar  1876  (Tgl. 
unten  gu6  6)  wurden  die  Beetinmungen  ttber  die  eumnlatiTe  Bereehnong 
des  BntttoeitrMgnisses  der  im  Gebiete  der  Ssterreiekiacli'Ungarisehen  Mon. 
arckie  gelegenen  Linien  in  der  Weise  geSndert,  dass  als  Brottoertilgniss  der 

österreiehisch-ungarisdien  Linien  per  Meile,  beziehungsweise  nunmehr  per 
Kilometer,  jener  Betrag  zu  gelten  haben  wird,  welcher  sich  bei  der  Theilung 
de»  wirklichen  jährlichen  BrnttoerträLnnsses  der  BÜromtlichen.  im  B^riebe 
betindliclien  österreichisch- ungarischen  Linien  durch  die  Gesammtmeilen- 
znlil,  beziehungsweise  Gesammtkilometerzalil  dieser  Linien  rechnungsmässig 
al»  Quotient  ergibt.  Bei  der  künftig  in  Kilometern  stattfindenden  BruttO' 
ertrags-Garantieberechnnng  wird  die  Ziffer  des  garantirten  Bnittoerträgnisses 
Stntt  mit  100.000  fl.  österr.  Wälir.  per  Meile  mit  dem  Betrage  von  13.182  fl. 
Österr.  Währ,  per  Kilometer  £n  Grunde  gelegt. 

Zu  Artikel  12. 

Die  liestinimungeii  Uber  die  Abzahlung  der  liest hetrüpe  der  Ablösungs- 
summen für  die  Linie  Wien-Triest  samnit  Anhang,  sowie  für  die  ehemaligen 
lombardiseh-venetianischen-Eisenbalinen  haben  durch  §.  2  des  Prot'tkoUar- 
Vebereinkommens  vom  25.  Februar  1876  fvgl.  unten  .suh  6)  eine  Abände- 
rung erfahren  und  wurde  insbesondere  aueh  festgesetzt,  dass  dem  Brutto- 
erträgnisse von  107.000  tl.  per  Meile  und  Betriebsjahr  ein  solches  von 
14.100  fl.  per  Kilometer  und  ßetriebsjalir.  und  einem  liruttoerträgnisse  von 
110.000  fl.  per  Meile  und  Betriebsjahr  ein  solches  von  14.500  fl.  per  Kilo- 
meter und  Betriebsjahr  gleiohzuachten  ist. 

Zu  Artikel  15. 

Die  festgesetite  Trennung  der  Gesellschaft  wurde  durch  die  yerkaufs- 
weise  Abtretung  der  sMmmtlichen  auf  italienisehem  Territorium  der  genann- 
ten Gesellschaft  eigentbttmlich  gehörigen  Eisenbahnlinien  an  den  italienischen 
Staat  bewerkstelligt.  (VgL  den  bezüglichen  Staatsvertrag  zwischen  Oesterreich» 
Ungarn  und  Italien  vom  29.  Februar  1876  im  iweiten  Abschnitt  des  gegen- 
wlrtigen  Ergänzungsbandes  und  das  Geseti  vom  6.  April  1877  unten  $ub  6.) 
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4.  Aunerkong  lum  Celiereiiikommen  Tom  27.  Juli  1869,  B.  0.  Bl. 

Nr.  m, 

bfM^i4  die  Htntcllmg  kt  EinnbilmliBini  VillMh*FraBi«Bflf(tte  und  St.  Pcter-riin«. 

(Vgl  Bd.  II,  Abth.  I,  Seite  S88.) 

Zu  den  Artikeln  VI  und  VIL 

Die  Linie  8t  Peter-Fiume  ist  am  96.  Juni  1878  dem  öffentlichen 
Verkehr  übergeben  worden. 


&  Oesetz  Tom  19.  Mui  1874,  R.  O.  El.  Nr.  84  nnd  C.  Bl.  Nr.  76, 

betitflend  die  theilweise  AemleruDu  un<l  Kr^aiuuim  ii<'s  ri  lHD-iiikiiiiKiit  ns  mit  der  priv.  Sudbaba- 

gesellschaft  vom  13.  April  lN»j7  |H.  Ii.  Bl.  Nr.  »illi. 

Mit  ZastimmiiBg  beider  HSnaer  des  Reichsrathe«  finde  loh  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Begiemng  wird  ermlehtigt,  in  tbeilweiser  Aendemng  und  Brgän* 
suDg  des  seitens  der  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels  mit  der  priv. 
SfldbahngescUsehaft  am  18.  April  1867  getroffenen  Uebereinkommens  Uber 
den  Hafenbau  in  Triest  und  den  Bau  der  dort  genannten  Eisenbahnen  den 
beiliegenden  Vertrag  mit  der  genannten  Oeselisehaft  absusehliessen. 

Artikel  IT. 

Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes  sind  der  Uauüela-  und  der  Finanz- 
minister  beaurtragt. 

Budapest,  am  19.  Mai  1874. 

(Ii.  8.)  Franz  Joseph  m.  p. 

Aaersperg  m.  p.  iaakaas  m.  p.  f  retis  m.  p. 


Vertrag, 

weleber  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  

swischrn  den  k.  k.  Ministerien  der  Finanzen  und  des  Handels  Namens  der  Staatsverwaltung 
einerseits,  dann  der  k.  k.  priv.  Südbahniresellschan  andererseits,  in  Iheihvcist  r  Vt  ndcruna  und 
irgäniUDg  des  l'ebereinkommeDS  vom  13.  April  I8<i7,  R.  G.  Bl.  Nr.  tj9,  abgeschlossen  wurde, 

wie  folgt: 

§•  1- 

Der  im  Uebereinkoinmen  vom  1.3.  April  18B7.  Artikel  fi.  aeiton«  der 
SUdbahngesellsoliaft  ausgesprochene  Verzicht  auf  das  ihr  in  deu       23  und 
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24  der  Conposaionsurkunde  vom  23.  September  1858  einsoräiimlo  VorrtM-ht 
bezUfrlicli  oinrr  Bahn,  welche  von  einom  Puncto  der  Kronprinz  Kiidolt Hülm 
nach  üörz  oder  nach  Tri'pst,  oder  nach  einem  andt-roii  Pnnofe  am  Met  rc. 
sowie  bezUfrlich  einer  I^tIui.  wojnhe  von  einem  Pnncte  der  Tirolor  Linie 
^egen  Vorarlberg  oder  rrt-^'rii  die  Itaycrisolie  Grenze  frelilhrt  wiir<lp.  wird 
auf  die  Dauer  von  weiteren  sieben  Jahren,  vom  1.  Jänner  1874  an  gerechnet, 
erstreckt. 

§.  2. 

Der  Tennin  zur  Vollendung  des  Trieater  Halenbaues  wird  bis  zum  31. 
Deceraber  1878  verlängert. 

Die  in  dem  Uebereinkomraen  TOm  13.  April  1867  entbaltenen  Be»tiiii- 
mungen  Aber  die  Zahlung  der  Paaschalsamroe  tou  13%  Milliomen  fttr  dtti 
Triester  Hafenbau  bleiben  jcdoeb  aifireeht. 

Wenn  aber  in  dem  Fortsohreiten  des  Hafenbanes  eine  Verzögerung  ein» 
tritt,  welehe  nach  dem  firmessen  der  Staatsverwaltnnfc  nicht  in  der  Beschaf- 
fenheit des  Baues  oder  in  anderen  auRfterordentlichen  Umständen  ihre  Recht- 
fertigung findet,  80  'ist  die  Staatsverwaltung  berechtigt,  mit  den  vertnigs- 
mlssigen  Ratenzahlnngen  in^lange  innesnhalten ,  bis  die  Verzögerung 
eingebracht  ist. 

§.  3. 

Das  in  Folge  der  angeordneten  Kürzung  des  Molo  IV  erzielte  Bau- 
kostenerspamiss  von  150.000  fl.  wird  von  der  letzten,  am  1.  Juli  1878 
fälligen  Jahresrate  in  Abzug  gebracht. 

§.  4. 

Die  Wa«8ertie(e  hat  unmittelbar  nelien  der  unterseeischen  Blockmancr 
der  Moli,  Quais  und  der  inneren  Seite  des  HalendammeB  und  über  der  vor- 
springenden Krone  des  unter  denselben  befindliehen  Steinwurfes  sechs  Meter 
zu  betragen,  sodann  aber  nacli  Massgabe  der  projectmäa^igen  Böschung 
dieses  Steinwurfcs  zuzunehmen,  so  zwar,  dass  sie  in  einer  Entfernung  von 
sieben  Meter  vom  oberen  Rande  der  Hlockmauer  wenigstens  8*5  Meter  be- 
trä^'t  und  kein  Punct  des  neuen  Hafenraunies.  welcher  vom  gedachten  Mnuer- 
raiidp  iiu  lir  aU  sieben  Meter  entfernt  liegt,  eine  geringere  Tiefe  als  jene  von 
8-5  Meter  haben  darf. 

§.  5. 

Für  die  vcrtrajismässige  AusKihrung  des  Ilalrnb.-uK's.  iilierliaupt  für  die 
genaue  Erfüllung  aller  Vcrliindlii-Iikt  itcn.  wcIcIm'  «lif  Südliahngescllscliaft 
in  Absicht  auf  den  Triofiter  llaleiibau  in  dem  Uehereinkoninien  vom  13.  April 
1867  in  den  diesem  nachgefolgten  Vereinbarungen  und  im  gegenwärtigen 
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VertrAge  Hbernominen  hnt  oder  noch  kttnftig  QbernehiDen  wird,  erlogt  die 
SfidbahngesellHohaft  bei  AbsdihmA  ilit  nes  Vertrage!«  eine  Caution  im  Betrage 
Ton  Einer  Million  Gulden  in  Wechseln  der  Oeftellaehaft,  welche  von  sechs 

to  Bccli8  Monaten  zu  erneuern  sind. 

Wenn  die  Staat<:verwaUang:  erkennt,  dass  die  Geftellschaft  zum  Ersätze 
einen  nm  der  NichterfUlInnfi:  oder  nngrenanen  Erfüllung  des  Bauvertraj^es 
(lern  Staate  zugegangenen  Schadens,  oder  zur  Beseitijrung  etwaiger  während 
der  Ilat't/eit  an  den  Banobjecten  licn  orgekoramenon  Mängel  und  Gebrechen 
verpflichfet  sei,  so  ist  sie  berccliti;rt,  den  entsj  i  echcndcn  Ersatzbelrag  durch 
Begehurij,'  oder  Ei:ikhi;;ung  der  Wechsel  herfinzultringrn. 

N:i(  Ii  f;;in/li<  heni  Ablaufe  der  unter  i<.  0  lestjjesctzten  Halt/eitcn  wird 
die  Caiition,  beziehungsweise  der  vcrblkbeun  Rest,  der  SüdbahngeseUi^chaft 
zurückgestellt. 

Die  Stnatsverwaltiing  winl  jedoch  Uber  EinHchreitcu  der  >ü(|ltalin- 
ger<cllschalf  sclicin  vor  diesem  Zeitpuncte  einen  Theil  der  f'niition.  welcher 
dem  partii  Heu  Erlöschen  der  Ilalfung  ent-^pricht,  aiisfol^reii.  vorausgesetzt, 
dasf^  in  Hinsicht  auf  das  Fortschreiten  des  Baues  kein  IJedenken  dagegen 
obwaltet. 

§.6. 

Vor  der  Uebergabo  der  yoUendeten  Bauten  an  die  Staatsverwaltang  hat 
eine  Collandimng  derselben  stattzufinden. 

Die  Colbadirnng  und  Uebernahme  der  Hafenbanten  kann  adch  vor  der 
Vollendung  des  ganzen  Werkes,  suecessire  naeh  einzelnen  Objeeten,  das  ist  . 
Hafendanim,  Moli,  Qnais,  AnsehUttnngsflSeben,  Bassins,  Martcsin  nnd  Klntsch- 
eanal,  stattfinden. 

Ffirjene  Objeete,  welche  bei  der  Collaudimng  Tollkommen  Vertrags- 
mXsBig  hergestellt  befunden  wurden,  wird  eine  dreijährige  Haftzeit  Toro  Tage 
der  Uebernahme  bedungen. 

FUr  solehe  Objeete  aber,  welche  zufolge  des  genehmigten  (  nll  i  l  Urungs- 
bcfnndes  zwar  den  mit  der  Staatsverwaltung  getroffenen  Vereinbarungen 
nieht  vollkommen  entsprechend  geliefert,  aber  zur  provisorischen  l'-eber- 
nahme  geeignet  erklärt  werden,  soll  die  Haftzeit  flinf  Jahre  vom  Tage  der 
Uebernahme  dauern. 

Die  Siidbahngesellschaft  hat  vermöge  der  ttbernommenen  Haftung  Ulr 
die  Vertragsmässigkeit  und  Dauerhaftigkeit  der  ausgeführten  Hafenbauten 
dcTgestfilt  einzustehen,  dass,  wenn  während  der  Haftungszeit  irgend  w«  Iche 
Mängel  oder  Gebreehen  in  Folge  nicht  eutspreelieuder  Qualität  der  Materia- 
lien oder  dnrcli  niaiigi'llialte  Arbeitsleistung  sich  zei^'en  sollten,  die  (iesell- 
schaft  verpflichtet  ist,  diese  Mängel  oder  Gehn  <  hen  (dinc  Verzug  auf  ilire 
Kosten  zu  beheben,  widrigen«  ilie  Staatsverwaltung  hereelitigt  sein  ><dl, 
derlei  ächädeu  auf  Kosten  der  Geseilsciiaft   und  mit  Verweuduug  der 
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Caution  (§.  5)  auf  jede  ihr  beliebige  Weise  uud  durcli  weu  immer  beheben 
sa  lassen. 

§•■  1- 

Das  Uebereinkommen  vom  13.  April  1867  bleibt  in  allen  seinen  Be- 
stimmungen anfreehty  insofeme  es  durch  den  gegenwärtigen  Vertrag  nicht 
ansdrttcklich  abgeändert  wird,  einscbliessig  der  der  SUdbahngesellBchaft  ob- 
liegenden  Verpflichtung  der  Trennung  der  Gesellsehaft  in  swei  selbststin- 
dige  und  von  einander  unablikugige  Gesellschaften. 

Vgl.  bezüglich  der  Trennung  der  Oeieilsehsit  dss  rab  6  tischfolgtnde  Ottets 
vom  6.  April  1877. 

§•  ^- 

Es  steht  der  Stnatsverwnltuni;  frei,  alle  jene  Massregeln  zu  ergreifen, 
■welche  zur  uunut^rehaltencn  Erliilluug  de«  Vertrages  führen,  wogegen  auch 
(Irr  8U(ll)nhn;regellschalt  der  BeehtHwe<r  für  alle  AnsprUchOt  die  sie  ans  dem 
Contracte  machen  an  kennen  glaubt,  offen  stehen  soll. 


Das  Original  dieses  Vei träges,  welches  steropelfrei  ausgelertigt  wird, 
bleibt  in  den  Händen  der  Staatsverwaltung. 

Der  SUdbahnpeselischaft  wird  eine  amtlich  beglaubigte  Abschrift  des- 
selben eingehäudigt. 


Das  Original  des  vorstehenden  Vertrages  wurde  am  10.  Juni  1874 
ausgefertigt  und  trSgt  die  Unterschriften  und  zwar:  für  die  k.  k.  Regierung; 
Pretis  m.  p.  und  Banhsns  m.  p.,  dann  fDr  die  k.  k.  priv.  Sttdbahugesell- 
aehaft  jene  der  Verwaltungeritbe:  Rudolf  Frdherr  v.  Q9del-Lannoy  m.  p. 
und  Carl  Freiherr  v.  Tinti  m.  p.;  demselben  sind  auch  die  diesbeattglichen 
notariell  beglaubigten  Erklimngen  d($s  Verwaltuugsrathes  der  oberitslie- 
nieohen  Eisenbahngesellschaft,  damals  in  Ifailand,  und  des  Pariser  Gomtt^s 
angeheftet. 

6.  Oesetz  vom  6.  April  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  36  und  €.  El.  Nr.  60 

und  70, 

wooiU  dem  i'rülukulUr-leberi'inkoiuiuen  vom  25.  Februar  lt)76,  betreffend  die  theii weise  Ab- 
iadtmag  und  ErgintiBg  der  nit  der  SAdbahngeselliohaft  «bgeschiossenett  Vntrigc,  die 

GeiehnlgaBg  ertheilt  wird. 

Jfit  Zustimmung  beider  HXnser  de«  Reiohsrathes  finde  Ich  ansuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Das  nachf'dj^ende.  zwischen  den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  und  der 
Finanzen  im  Namen  der  k.  k.  Regierung  unter  Beitritt  der  königlich 
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QDgftriBohen  Regicrang  einerseits  und  der  1e.  k,  priv.  SüdbahngesellB(  halt 
anderseits  sn  Wien,  am  26.  Felnrnar  1876  vereinbart«  ProtokoUar- L  eber- 
einkommen, betreflfend  die  bei  Genehmigung  den  Verlcanfes  der  italienischen 
Sttdbahnlinien  eintretende  tlieilweise  Aesderung  und  Ergänzung  der  zwischen 
der  Ic.  k.  Staatsverwaltung  und  der  Sttdbahngesellseliaft  abgeschlossenen 
Vertrige,  insbesondere  des  Vertrages  vom  13.  April  1867  (B.  G.  BI.  Nr.  69) 
sowie  des  am  gleichen  Tage  abgeiichlossenen  Uebereinkommens  hber  die 
Hodalllftten  der  Besahlnng  des  Restbetrages-  der  AblttsungsBumme  der  ehe* 
maligen  lombardiscb-venetianisehen  Eisenbahnen  wird  genehmigt. 

Die  Genehmigung  wird  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  1.  Juli  1876 
als  der  im  §.  1  des  Uebereinkommens  bezeiehnete  Zeitpunkt  m  betraehten 
seiy  und  mit  dem  ansdrUokliehen  Vorbehalte  ertheilt,  dass  hieduroh  der  An- 
spmeh  besfiglich  derjenigen  Absehlagsahlungen  des  Kaufsehiliigsrestes  für 
die  lombardlseh'Tenetianischen  Linien  nieht  aufgegeben  werde,  auf  deren 
Forderung  das  Recht  bis  Ende  1875  erwaehsen  ist 

Artikel  II. 

lOt  dem  Vollzuge  des  gegenwitrtigen  Gesetzes,  velcheR  unbeschadet 
des  frfliteren  Eintrittes  der  Verbindüohkeitr  des  Uebereinkommen««  fttr  die 
k.  k.  priv.  Südbahngeselischaft  mit  dem  seiner  Kundmachung  in  Wirk- 
samkeit tritt,  wird  der  Handelsrainister  und  der  Finantminister  beauftragt. 

Güdullo,  am  6.  April  1877. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  CMumecky  m.  p.  fretts  m.  p. 


Pro  tokollar-Uebereinkommen, 

abgeschlossen  m  Wien  am  25.  Februar  1876,  zwischt-n  den  k.  k.  Ministi-rn'n  des  Handels  und 
der  Finanzen  im  Namen  der  k.  k.  KeirierunK  einerseits  unter  Beitritt  der  königlich  unuarischen 
Regierung,  und  der  k.  k.  priv.  Südbahngesellschall  anderseits,  belretleud  die  bei  Genehmigung 
des  Verkaufes  der  itiiieBischen  SldbahBliiieu  eintretende  theilwelse  Aenderaag  und  ErgiMung 

des  Vertrages  von  13.  April  1867  (R.  G.  BI.  Nr.  69). 

Nachdem  zwischen  der  vereinigten,  siidö';tt'rreiclil:*chpii.  lomdardischen 
und  ccntralifalieniselien  EisenbahnfropoUselialt  einerseits  und  der  könifrlicl» 
italienischen  Ke^rit  runjr  anderseits  zu  Basel  am  17.  November  1875  ein  Ver- 
trajr  und  zu  Wien  am  25.  Februar  1876  ein  Naclitraprsvortrag  behufs  ver- 
kaufsweiser  Aljtietuii}^  der  sümmtlit'hen  auf  Italienischem  Territorium  der 
geuannten  GescllHchaft  biülier  eigeutitümlich  gehörigen  Lisenbahnlinii'n  nebst 
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Zas^fitiT  abgeschlossen  worden  ist,  und  nachdem  die  k.  k.  priv.  Sttdbaho- 
gesellschaft  diese  Vertrüge  mit  dem  Ansuchen  nm  Brthe|lung  der  im  Artikel 
$3  des  erAteren  ansdrIIckUch  vorbehaltencn  Genehmigung  der  kai<«erlich- 
kSuiglicben  Regierung  unterbreitet  hat,  so  wird  von  Seite  der  kaiserlich- 
königlichen  Regiemng  die  obige  Genehmigung  unter  den  im  gcgenwMrtigeA 
Protokoliar-Uebereinkommen  festgesteUten  Uedingtingen  und  Vorbehalten 
ertheilt  und  werden  diessfalls  zum  B<-hufe  der  in  Folge  der  verkaul'swei»cn 
Abtretung  der  italierisclKMi  SUdbahnlinien  erforderlichen  tiioilweison  Aende- 
mng  und  Ergänzung  des  zwischen  der  kaiserlicli-köiiigliohen  Staatsverwaltung 
und  der  k.  k.  priv.  Sildbaliugeselischaft  abgeschlossenen  Vertrages  vom 
13.  April  1867  (R.  O.  fil.  Nr.  69),  sowie  des  am  gleiclu  ii  Tage  ahgeschlos- 
senen  Uebereinkommens  Uber  dio  Modalitiitr  n  dor Bezahlung  des  Restbetrages 
der  Ablösungssumme  der  ehemaligen  loinh.u  di^cb-venetianischen  Eisenbahnen 
unter  Beitritt  der  königlich  ungarischen  Kegiemng  die  nachstehenden  Ver^ 
•  einbamngen  getroffen : 

§.  1. 

Von  dem  Zeitpuncte  angefangen,  in  welchem  der  Betrieb  der  absn- 
tretenden  Eisenbahnlinien  an  die  königlich  italienische  Regiemng  Ubergebt 
und  demnach  nicht  mehr  für  Rechnung  der  vereinigten  sUdörjterreicliiseheny 
lombardischen  und  centrniitnlienisclien  EisenbahngesellAchaft,  beziehungf)- 
weise  der  k.  k.  priv.  SUiH)ahnge8ellschftft  gefUbit  wird,  unterwirft  »ich  die 
genannte  Gesellschaft  einer  Abänderung  der  im  Artikel  10  des  Vertrages 
vom  13.  April  1867  (R.  ü.  B).  Nr.  69;  entlialtmen  Bestimmungen  Uber  die 
cumulative  Berechnung  des  Bruttoerträgnisses  ihrer  im  (Jebiete  der  öster- 
reichisch-ungarischen Monarchie  gelegenen  Linien  in  der  Weifte,  da;^  als 
Bruttoerträgaiss  der  österreichisch-ungarii^chen  Linien  per  Meile,  be/iehnngs* 
weise  nunmehr  per  Kilometer,  jen<T  Betr.ig  zu  gelten  haben  wird,  welcher 
aich  bei  der  Theilung  des  wirkliehen  jährlichen  Bruttoerträgnissc^  der 
sHmmtlichen,  im  Betriebe  befindlichen  österreichiiich-ungarigehen  Linien  durch 
dieGesammtmeilen/nhI.  beziehungsweise Qesammtkilometenahl  dieser  Linien 
rechnüngsmänsig  aU  Quotient  ergibt. 

Bei  der  kUnftig  in  Kilometern  stattfindenden  Bruttoertrags  Garantie- 
berechnung ist  die  Ziffer  des  garantirten  Bruttoerträgnisses  statt  mit 
lOü.üOO  fl.  österr.  Währung  per  Meile  mit  dem  Betrage  von  13.1Ö2  fl. 
d^terr.  Währung  per  Kilometer  zu  Grunde  zu  legen. 

§.s. 

Bei  Berechnung  der  Brnttoertriigniss-Ueberschnssantheile,  welche  kraft 
Artikel  12  des  oben  diirten  Vertrages  vom  13.  April  1867  zur  Tilgung  des 
derzeit  noch  mit  37,446.892  6.  75  kr.  dsterr.  Währung  Silber  aushaftendeu 
Bestbetrages  der  Ablösungasnmme  fUr  die  Linie  Wien-Triest  etc.  allmälig  zu 
erlegen  sind,  ist  das  wirkliche  jährliche  Brattoerträgnisi  der  sämmtlichen  im 


Digitized  by  Google 


R.  k.  priv.  äüUbalia-UüaelUoluift. 


273 


Betriebe  befind  liehen  Ssterreiehiseb-nng&riseheD  Südbaholuiieii ,  sowie  die 
GeMmmtkilometenahl  dieser  Linien  sa  Grande  xn  legen.  Dabei  i«t  dem 
Brattoertrügnisse  von  107.000  fl.  per  Meile  and  Betriebijahr  ein  solches  von 
14.100  fi.  per  Kilometer  nnd  Betriebajahr,  und  einem  Brnttoertrignisse  von 
110.000  fl  per  Meile  nnd  Betriebsjnhr  ein  solohes  ron  14.500  fl.  per  Kilo- 
meter und  Betriebsjnhr  gleiehsnaehten. 

Zur  Bestimmung  der  dritten  Almen  des  Artikels  12  des  Vertrages  vom 
13.  April  1867,  lautend:  «Falls  die  GesellsehafI  vom  1.  Jänner  1880  ab 
die  £inkommenstener  zn  zahlen  haben  sollte,  so  findet  die  Zahlung  des 
obigen  Zehntels,  respeotive  Viertels  an  den  Staat  insohinge  nnd  in  dem  Masse 
uieht  statt,  als  dasselbe  snr  Entrichtung  der  Einkommensteuer  in  Anspruoh 
genommen  werden  mttsste*^,  wird  durch  dieses  (Jebereinkommen  nieht 
berührt. 

Die  den  Eingang  des  gegenwärtigen  Paragraphen  bildende  Bestimmung 
liat  von  dem  im  §.  1  bezeiobneten  Zeitpunete  angefangen,  jedoch  schon  flir 
daftjenige  Betriebsjahr,  innerhalb  dessen  dieser  Zeitpunkt  eintritt,  in  Wirk-  * 
samkeit  zu  treten. 

Dessgleioben  hat  die  obige  Bestimmung  zum  Zwecke  des  den  Gegen- 
stand des  Uebereinkvmmens  vom  13.  April  1867  bildenden  alhnäli^'en  Erlngca 
des  l{(>sthetniges  von  30  Millionen  Lire  der  für  die  ehemaligen  lombardisch- 
venetianisolien  lM»cnbabnen  zu  zahlenden  Ablösungssumme  derart  An- 
wendung zu  timlen,  dasn  nach  vctllstündiger  Tilgung  des  Kaufschillingsrestes 
der  Wien-Triester  Linie  die  Zahlung  der  im  Sinne  der  Forstehcaden  Bestim- 
mung bereohneten  Ueberscbus-^antheile  des  Bruttoerträgnisses  der  Öster- 
reiehiscb-ungarischen  SUdbahnlinien  als  Abzahlung  auf  den  Kaut'scbillingsrest 
der  lombardiscb-vcnctiani^^chen  Linien  zn  gelten  hat,  und  bis  zur  vollständigen 
Tilgung  dieses  Kanfscbillingsrestes  fortzusetzen  ist. 

§.  3. 

Die  k.  k.  priv.  Südltahngesi'ilschal't  erklärt,  aus  den  in  den  Hestini- 
niungen  des  Wiener  Friedenstractates  vom  3.  October  1866  (R.  0.  Iii.  Nr. 
IIG;  über  die  Staatsgarantie  eintretenden  Abänderungen,  welehe  in  Folge 
der  verkauf'sweisen  Abtretung  der  italicnincheu  SUdbahnlinien  an  dl*  konig- 
lieh  ilalienisehe  Regierung  mit  tlieser  letzteren  von  der  kai.serlicin  n  und 
königlichen  osterrciehis  h-ungarisehen  Re^^ierung  vereinl)art  werden,  dess- 
gleioben aus  der  beziiplich  der  Kaufscbillings  -  Reatzahlungen  einln  u  iiden 
Aendornng  der  Verhältnisse  keinerlei  Ansprilehe  gegen  die  kaiscrlich  könig- 
iicbe  oder  die  küniglieh  ungarische  liegieruug  ableiten  zu  kuuneu. 

§• 

Die  k.  k.  priv.  8Udbahngesellschalt  verptlichtet  sich,  die  ihr  auf  Grund 
des  obeu  citirten  Vertrages  vom  17.  November  1875  von  Seite  der  köuiglich 
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italienisobeo  Regierung  als  KraftohilligsantheH  in  Barem  oder  in  italieniaeheD 
Rententiteln  zum  Conrswertlie  snkommenden  Zablongen  in  eteter  Linie 
zar  Ben'obtigang  sXmmtlieber  sehwebenden  Sehnlden  nnd  aar  BinlOunng 
sänuntUcber  im  Umlanfe  bellndlieben  Bons,  den  sohin  etwa  verfllgbar  bleiben- 
den Betrag  aber  zur  Bildnng  eines  speciellen  Fondes  zn  venrenden.  Dieser 
Fond  soll  zu  den  anf  den  Öaterreichisch-nngariseben  I^nien  nothwendigen 
Capitalsanlagen  (Stationsbauten,  Geleiseanlagen  u.  8.  w.)  verwendet  werden 
und  ist  bierza  die  besondere  Genebmignng  der  kaiserliob- königlichen 
RegieniDg  einzuliolen. 

Eine  Vertheilung  dieses  Fondes  unter  die  Actionäre  bleibt  insolange 
ansgesclilossen,  als  die  Gesellschaft  mit  Prioritftts-  oder  anderen  Schulden 
belastet  ist. 

Die  an  dio  Gesellaoliaft  als  restliclur  Kaufacliillinfr  nach  dem  obipen 
Vertra;ro  von  der  k(inifrli<*h  italienischen  Repierun^^  alljälirlicii  bar  gezahlten 
Beträfre  haben,  sowie  dio  Krtr:iirniB>;o  des  oben  erwähnten  Fondes.  in-^olanfre 
*  solche  vorhanden  >ind,  vor  jeder  anderweitigen  Verwendun;^  znr  Verzin^iiiif^ 
und  planmässig'en  Tilgung--  der  gesellt^'^haftlichen  Obligationssfhuld  zu  dienen 
und  unterwirl't  sieh  die  (irsellsehaft  in  dieser  Hin>iicht  der  speciellen  Con- 
trols der  kaiserlich-königliclien  Kegiernng.  Die  Gescllscliaft  ist  aiisscrden» 
verptlichtct,  alle  Einleitungen  zu  treti'en,  welche  zu  dem  Zwecke  erforderlich 
sind,  lim  das  den  Obligationsbesitzcrn  an  den  obigen  Annuitiitenzahlnngen 
zustehende  ausschliesaliche  Pfandrecht  im  gerichtlichen  Wege  durch  An- 
merkung im  Eisenbahnbuche  zur  Geltung  zu  bringen  und  ersiclulich  zu 
machen. 

f.  6. 

Die  k.  k.  priv.  SOdbahngesellsehaft  verpfliohtet  sieh,  die  von  ihr  unter 
der  Firma:  „Vereinigte  slldösterreiobiselie,  lombardisehe  und  central- 
italienische  Eisenbahngesellschaft^  beziehungsweise  «k.  k.  prIv.  sfidliehd 
Staats»,  lombardisch'Venetianische  nnd  eentralitalienische  EisenbahngeselU 
Schaft"  ausgegebenen  Titel  der  dreipercentigen  Obligationensehuld  Uber 
Verlangen  der  Regierung  sobald  nur  immer  thunlich,  jedenfalls  aber  an» 
Anlass  des  Abiaufens  der  an  den  Obligationen  derzeit  haftenden  Coupons 
aus  dem  Verkehre  zu  ziehen,  und  diese  Titel,  insoweit  dieselben  nicht  durch 
ROekkanf  oder  Tilgung  bleibend  ausser  Verkehr  gesetzt  werden,  anf  dem 
Wege  des  Umtausches  durch  Hinansgabe  neuer  Obligationen-Titel  zu  ersetzen, 
welche  ausser  der  diessfislls  in  Aussicht  genommenen  Finna- Aenderung  die 
ausdrückliche  Zusicherung  zu  enthalten  haben,  dass  für  ihre  Einl!')sung  und 
Verzinstmg  auch  die  oben  bezeichneten  Annuitätenzahlnngen  fi;.  4)  haften. 

Kh  ist  wohlverstanden,  dass  bezüglich  der  bei  Hinausgabe  der  neuen 
Obligationen einaiuhaltenden  Förmlichkeiten,  wie  überhaupt,  die  Bestimmungen 
des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874  (R.  6.  Bl.  Nr.  70),  betreffend  die  Anlegung 
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von  Eisenbahiibttchern  etc.,  bezieliuugsweise  des  ungarischen  GesetzartikeU  I 
vom  Jahre  1868,  Aitwendmig  211  linden  haben. 

§.6. 

Fttr  die  gemftse  des  §.  5  stattfindende  erste  Ausgabe  der  nenen  Obliga- 
tionen und  fttr  deren  bttoherliohe  Eintragung  wird  die  Stempel-  und  Gebühren- 
freihelt  gewlhrt 

Sogleich  nach  Eintritt  der  Reohtswirksamkeit  dieses  Uebereinkommens 
ist  die  im  Artikel  9  des  Vertrages  vom  18.  April  1867  Torbehaltene  Ab- 
rechnung und  Ausgleicbung  su  pflegen,  wobei  das  in  den  Ssterreiehisch- 
ungarischen  Linien  reprtaentirte  Anlagecapital  unter  Anwendung  der  Worth- 
berechnnngs-Grundlage  des  Vertrages  ddo.  Basel  17.  November  1875 
ermittelt  wird. 

Den  Oouponstempel  fttr  die  bisherausgegebenen  Actien  und  Obligationen 
dann  fHr  die  gemSss  des  §.  5  neu  aussngebenden  Titres  hat  die  Gesellschaft 
auch  künftighin  nur  mit  jener  Quote  zu  entrichten,  welche  auf  da»  wie  üben 
ermittelte,  in  den  österreichischen  Linien  repräsentirte  Anlagecapital  entfällt* 

Auf  andere  von  der  Gesellschaft  etwa  zur  Vermehrung  ihres  prefrcn- 
wärtigen  Capitals  künftig  auszugebende  Actien  oder  Obligationen  haben  die 
vorstehenden  Bestimmungen  keine  Anwendung. 

§•7. 

Die  k.  k.  priv.  SiMbalmgeselUchaft  verpflichtet  sich,  jene  Statuten- 
änderungen und  sonstigen  Einrichtungen  durchzuführen,  welche  mitder  durch 
Abtretung  der  italienischen  Linien  vollzogenen  Trennung  der  österreichisch- 
ungarischen  Linien  von  den  bisherigen  answUrtigen  Bestandtheilen  dos  Unter- 
nehmens zusammenhängen  und  durch  ilio  hiernach  eintretende  rmwandlung  der 
Gesellschaft  in  eine  ausschliesslieh  dem  Gebiete  der  österi-eiehiscli-iin^'arisehen 
Monarchie  angehörige  Unternehmung  mit  dem  Sitze  in  Wien  bedingt  sind. 

§•  ^• 

l)ie  k.  k.  priv.  SüdbahnircHelImchaft  ist  an  das  f^egenwärtigo  Ucber- 
einkonimeii  vom  Taere  der  zustimmenden  Beschlussfassnnfr  der  fUr  den 
28.  Februar  1876  einherntenen  Generulverciammlunfj  an  f^cbuiideu. 

FUr  die  k.  k.  Kegienmtr  tritt  das  l.'ebereinkommen  erst  dann  in  Kraft, 
wenn  die  zu  einzelm  n  Bestimmungen  desselben  erforderliche  Zustimmung 
des  Reicbsratbes  erfolgt. 

§.  9. 

Die  königlich  ungarisehe  Regierung  erklärt  durch  ihren  mitunter- 
zeichneten Vertreter,  dem  gegenwärtigen  Uebereinkommen,  insoweit  dasselbe 
die  Rechtsverhältnisse  der  im  Gebiete  der  königlich  ungarischen  Krone 
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gelegenen  Sfidbahnlinien  bertthrt,  mitVorbebnltder  legislativen  Oenehmigung 
beixntreten. 


Das  pegeiiwärtifre  rcljereinkomiucn  wird  in  zwei  nugesttMnpolti'ii  Parion 
ansgeleiti'rt,  von  welcliem  das  eino  in  Hiinden  der  k.  k.  Staatsverwaltung 
v<  rbieibt  und  das  audere  der  königlich  uugariücbeu  Regierung  Ubermittelt 
wird. 

Der  k.  k.  priv.  SüdbaliogesoUscliHlt  wird  eine  auitlicti  beglaubigte  Ab- 
schrift ausgetVdtrt. 

Wien,  25.  Februar  1876. 

Für  die  k.  k.  Ministerien  »Ifs  Handels       Für  die  k.  k.  )>riv.  Südbahn* 


AUVertreter4erkÖniglioli  ungarischen       Albert  Baron  t«tbtehiM  m.  p. 

Regierung: 

Alexander  v.  KiHr)  m.  p. 

Dr.  Heinrich  R.  v.  Wittek  m.  p. 

k.  k.  Sectionsrath,  als  Protokollsfahrer. 


lU-T  .Staatsvcrirai:  zwischen  ( »*  sterreich-l  ng)irn  und  Italien  vom  "jy.  Februar  1876 
Ii.  G.  Bl.  Xr.  37  j<auiiat  iit-ilagen,  betreilcnd  die  Trennung  der  Eisenbahnnette  der  beiden 
Relehe  findat  sich  im  sweiten  Abscbnitt  unter  ,,Staatsvertriige*'  abgedruckt. 


§.  10. 


Chlamecky  ni.  p.    PreUs  ni.  p. 


und  der  Finanzen ; 


ge?^ellBclial't : 
Frauz  baron  lepfen  vn.  p. 
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Wien — Pottendorf— Wr.-Neustädt  er  Bahn. 

(Vgl.  Bd.  I[,.Abth.  2,  Seite  U4ä»  dann  Erg.  Bd.  I,  Seite  475  und  6131 

1.  Statiiteu  der  Actieii-<^«'s('lN(  liaft  der  Wieu— Potteudorf  —  Wr, 

Neiistädter  Bahu. 

t.  Abschnitt. 

Gründung,  Zweck  nud  Dauer  der  Gedeliscliaft. 

§•  1- 

Die  GoneeMionKre:  der  Wiener  BankTerein,  dann  Gustav  Schöller 
nnd  August  9kenc  grltnden  hiermit  in  Folge  der  darch  §.13  der  Aller- 
höchsten Coneessionsurkunden  vom  10.  September  1872,  R.  6.  Bi.  Nr.  138 
and  Tom  23.  Aagnst  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  160,  erlangten  Berechtigung,  eine 
in  alle  Reebte  und  Verbindlichkeiten  der  GoncessionSre  als  solche  eintretende 
Actjengesellschaft,  welche  zwischen  allen  Besitsem  der  nach  den  Bestim- 
mungen dieser  Statuten  auszugebenden  Actien  bestehen  wird. 

§.2. 

Der  Zweck  dieser  Oesellschaft  Ist : 

a)  Der  Bau  nnd  Betrieb  der  mit  der  Allerhöchsten  GonceAslousarkunde 
vom  10.  September  1872  concessionirten  Locomotiv-Elsenbnhn  von 
'  Wien  Uber  Inzersdorf  nach  Pottendorf: 

bj  die  Uebernahme  und  d<>r  Betiieb  der  mit  der  AUerhiiebsten  Coticossions- 
Urkunde  vom  2.3.  Aujru^t  c-tnce^^i<>iiirten  Loconnjtiv-Eisenbiihn 

von  der  Station  Wieiior-Nenstailt  «li  r  k.  k.  priv.  Sü(1I»ahn-Ge>(olUchaft 
Uber  El»f'iiliirt.  I*<ittfnili>n  und  Unter- Waltersilnrf  zum  AnHclilu>so  au 
die  Wien-Neu-.Szüuyer  Linie  der  priv.  österreioliisclieu  .Staatseiseiibahn- 
Ge^eUschait  in  der  Statiou  Grammat-Neusledl  mit  der  Zweigbahn  in  der 
Richtung  frefron  Nenf<^ld; 

ej  der  Bau  und  Bt'trit'b  von  Flüjrelbaliuf^u  zu  einzelnen  industriellen 
Etablissements  im  .Sinne  des     4  beider  Coneessionsurkunden: 

19* 
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d)  die  Erwerbung  ron  Concessioiieii  ittr  weitere  AnschliisBbahiieii,  der  Barn 

und  Betrieb  derselben; 
9)  die  Bestellnng  von  Agentien  im  In-  nnd  Anelende,  die  Erriehtiing  von 

Transportmitteln  fttr  Personen  und  Fraebten  sa  Wasser  oder  zu  Land»  ' 

unter  Beobacbtnng  der  gesetzlieben  Vorsebriiten  (§.  14  bdder  Con- 

cessionsnrlcundeii) ; 
f)  die  Erwerbung  nnd  der  Betrieb  von  Koblengmben,  sowie  dieErwerbnng, 

der  Bau  und  Betrieb  von  Industrialwerlcen,  welebe  im  Sinne  des  §.  17 

der  C.  U.  vom  10.  September  1872  nnd  des  §.  16  der  C.  C.  von» 

28.  August  1869  erriohtet  werden. 

§.3. 

Die  Oesellscbnit  Iint  ihren  Sitz  in  Wien  nnd  filbrt  die  beim  Handels- 
gericbte  zu  registrirende  Firma: 

Wien— Pottendorf— Wr.-Neusiädter  Bahn. 

Die  Kundmacliungen  der  Gesellschsft  erfolgen  rechtswirkdam  durch  die 
amtliche  , Wiener  Zeitung.** 

§.5. 

Dio  Gfpoll  schalt  ist  coustituirt,  solijild  das  Actiencapital  iirzt  iclniet  ist, 
vicivijr  Pt'i  cciit  ilarauf  eingezahlt  sind  und  die  Finna  iu  daä  Haudelsregister 
eingetragen  ist. 

•Sie  endet  mit  dem  Erlöschen  der  im  §.  1  bezeiclincten  Conressionen» 
löst  siel»  jedoch  schon  früher  anf.  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom  Staate 
oder  von  einer  anderen  Unternehniung  eingelöst  oder  von  der  Gcsellschalt 
veräussert  werden  und  in  dier^eni  Falle  nicht  die  Fortsetzung  der  Gesellschaff 
liir  ihre  übrigen  et^va  im  Sinne  des  §.  2,  lit.  c  bis  f  errichteten  Unterneh- 
mungen beschlossen  wird. 

II.  Abschnitt 

Gesellschaftlicher  U  n  t  e  r  n  e  h  m  u  n  g  s  f  o  u  d  ( A  n  1  a  g  e  c  a  p  i  t  n  1  j. 

§.  6. 

Der  gesellsehaftlicbe  Cntemebmnngsfond  (das  Änlageeapital)  bestebt; 

1.  aus  dem  Aetieneapital  im  Betrage  von  vier  Millionen  dreibundert« 
neunzigtausend  Gulden  (4,390.000  fl.)  9sterrreiehisehe  WSbrung  iu  Silber, 

2.  aus  den  dnreh  Ausgabe  von  PrioritKtsobligationen  im  Betrage  von 
oecbs  Millionen  dreihundertaehtzigtausend  Gulden  (6|380.000  fl.;  Vster- 
reiehisehc  WXbrung  in  Silber  beschafften  Mitteln. 
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Von  diesem  Anlaj^ecapitalc  cntriillt: 
4jJ  auf  die  Linie  Wien  -  Pottoiidoii-Lande5;i:i  t'nz«'  d»'r  Betrap:  von  zwei 
Millionen  sie})enhiuiilertneuiizig"tau><end  Gulden  2,7'.>U.(jü(j  H.  öster- 
reifliisi'he  Währung  in  Actien  und  drei  Millionen  nennliniidortarlitzii^- 
tausend  Gulden  1 3,1)80.000  tl.;  österreichische  Währung;  ia  Prioritäts- 
01)lif:atiüiien; 

hj  aiit  die  Linie  Wiener-Neu>tadt-Grammat  Neusiedl  mit  d"r  Fliiofelbalin 
gegen  Neofeld  der  Betrag  von  einer  Million  ^eeliihun  Icrttausend  Guldeu 
(1,600.U00  Ii.)  österreichische  Wäiirung  in  Actien  und  zwei  Millionen 
vierhunderttausend  Gulden  (2,400,000  fl.)  österreichische  VVälirunj  in 
Priorität8-X)bligationen. 

Diese  nnr  für  die  Ooneesslons-Verlillltaiasd  mftssgebende  Bestimmung 
begründet  jodoeh  keinen  ITnterscliied  in  den  Rechten  der  Besitxer  von 
Aetien  nnd  Prioritäts-Obligationen,  welche  untereinander  rollstlndig  gleich- 
gestellt sind. 

§.  7. 

Für  ilen  Fall  einer  Erweileruu;;  der  gesellschaftlifh'^ii  rntiM-iiohniun^ 
im  Sinne  des  §.  2,  lit.  c  his  /'  dieser  Statuten  wird  dit-  Erhöh m,'  des 
IJnternehmungsfondes  durch  Ausgabi'  neuer  Actien  oder  dureh  Aufnahme  von 
Prioritäts-Anlehen  unter  Einhaltung  der  im  §.  13  der  Concessinusiu  künde 
Aom  10.  Si^ptember  187J  iVstgesetzten  Beschränkung  ülter  Beschluss  der 
General-Versammlung  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  vorbehalten. 
Die  Ausgabe  neuer  Actien  kann  jedoch  slet^  nur  nach  erfolgter  VoUeinzahluug 
aller  früher  emittirten  Actieu  stattfinden. 

§.8. 

Die  Actien  nnd  Obligationen  lauten  auf  den  Inhaber  und  werden  sowohl 
•die  Actien  als  die  Obligationen  im  Betrage  von  300  Gulden  dsterreichische 
Währung  in  elTectiTer  Silbermttnse  ausgestellt. 

Die  Zinsen  der  Obligationen  sind  stets  ohne  jeden  Absug  an  Einkommen- 
'  «teuer  auszubezahlen. 

Nach  haarer  Einzahlung  von  4<)  i'ercent  de«?  Nominalbetrages  der 
Actien  sind  die  Zeichner  von  der  ILuiiuilt  tlir  weitere  Einzahlungen  befreit 
und  werden  aul  Inhaber  lautende  Interimssrheine  ausgegeben,  auf  welchen 
<lie  weiteren  Einzahlungen  ersichtlich  zu  machen  sind. 

§.  10. 

Wdteie  haare  Einzahlungen  auf  die  Actien  erfolgen  in  den  von  dem 
Terwaltungsrathe  der  Oesellschaft  (§§.  16  und  16}  ausgeschriebenen  Raten 
und  Terminen. 
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Kein  Actionür  kann  so  einer  Zahlung  über  den  Nominalbetrag  seiner 
Actie  TerbnUen  werden. 

§.  11. 

Wenn  von  einem  AetionXre  die  Einzahlung  einer  fälligen  Rate  (§.  10)' 
nicht  recbiEeitlg  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  cur  Zahlung  von  6  Peroent 
Verzugszinsen  verpflichtet 

Die  Gesellschaft  ist  ttberdies  berechtigt,  nach  Brlassnng  derim-Arti- 
kel  231  des  Handelsgesetzes  vorgeschriebenen  Anfforderungen»  die  sMomigen 
Aetionäre  ihrer  Gesellschafitsrechte  verlustig,  die  ausgegebenen  Interims- 
soheine für  verfallen  zu  erklllren  und  an  die  Stelle  der  letzteren  neue  Inteiims- 
scheine  auszugeben* 

12. 

IHe  Actien  lunl  I'iioiit;it<  Oldi^'.'itionrn  sind  untlicilliar.  Die  Gesellschaft 
erkennt  sicii  ^rgeniilier  tür  jede  Actie  und  jede  Prioritüta-Obligatioii  uur 
einen  Eifrenthüint  r  an. 

Melir(  re  Tlifilliabcr  einrr  Aciie  (idrr  Prioritäts-Oblipation  müssen  daher 
ihre  gemeiiitiamen  Kechte  durch  Eine  Person  auf'Uben  layseu. 

§.  13. 

Bei  der  ersten  Ausgrabe  der  Aetien  nnd  Prioritiits-C>hli?ationen  sind  die 
auf  die  Linie  WifMier-Ncustadi-Gramniat-Nensiedi  sammt  Zwoip;halin  ge;.'eu 
Neuteld  ( iitlallenden  Aetien  niid  Prioritäts  Obli;j:ationen  mit  EiuBchluss  der 
interimsseheine  Stempel-  und  juebührenlrei.  15  Z.  3  der  Coucessions- 
Urkuude  vom  23.  August  18G9.j 

§.  14. 

Die  Interimsscheine,  Actien  und  PritiriiätH-Obligatiunen  dürfen  au  den 
österreichischen  Börsen  verhandelt  und  oftentlich  notirt  werden.  »^§.  13  der 
beiden  Coucessions-Urkunden.) 

Die  Formularien  derselben  unterliegen  der  staatlichen  Genehmigung. 

III.  Abschnitt 
Verwaltnngsrath. 

§.  lö. 

Die  Leitung  der  Oesellsohaits- Angelegenheiten  ist  einen  aus  mindestens 
3  oder  höchstens  5  Mitgliedern  bestehenden  Verwaltnngsnithe  ttbertragen. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  Oeneral-Ver- 
Sammlung  auf  3  Jahre  gewählt 
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Beamte  der  GeselUcbaft,  daun  Personen,  welche  in  einem  Vertrajjs- 
▼erhUltnisse  zur  Gesellschaft  stehen,  für  die  Dauer  diesem)  Verhältnisses, 
Personen,  welche  inConcurs  Terfallen  sind,  oder  sich  dem  Ausgleichsverfahren 
unterworfen  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne  ihre  6töubig<T 
befriedigt  zu  luiben,  Personen,  welche  wegen  eines  Verbrechens,  oder  eines 
ans  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öiTeutllehe  Sittlichkeit  ver- 
letzenden Vergehens  oder  einer  solchen  Cebertretung  inUntersufhung  gezogen 
und  nicht  schnldlos  gesprochen  wnrden,  ki^nnen  nicht  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhftltnisses  wShrend  der  Ämtsdauer  hat 
unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§.  16. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  das  erste  Hai  ausnahms- 
weise und  nnbesclmdet  der  Bestimmungen  des  Artikels  227  des  Handels- 
gesetzes  von  der  constituirenden  General-Versammlung,  in  der  Folge  von  der 
ordentlichen  General- Versammlung  auf  drei  Jahre  gewXlilt. 

§.  17. 

Naoli  AManf  des  dritten  und  vierteil  Geseliäftsjahros  tritt  Je  ein  dnrch 
das  Lnns  l)estiniintes  Mitprlied,  nach  Aldaiif  d»'s  tTmlfcn  (.M  schättsjahres  die 
noch  iiliri^-'i-n  .Mitglieder  aus.  S(»dann  wird  die  Reihe  des  Austrittes  durch 
den  Ablaut  der  Fmictionsdauer  Ijpstimiiit  wr-rden. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

§.  18. 

Scheidet  ein  Hitglied  vor  Ablauf  seiner  Functionsdauer  aus,  so  kann 
der  Verwaltnngsrath  dessen  Stelle  provisorisch  bis  zur  nächsten  ordentlichen 
General« Versammlung  besetzen,  welche  die  definitve  Ersatzwahl  vornimmt. 

In  diesem  Falle  tritt  der  Gewählte  besttglich  der  Fanctionsdaner  an  die 
Stelle  seines  Vorgängers. 

§.19. 

Jedes  Mit;.'lipd  des  Verwaltun;-sratlu's  rauss  vor  dorn  Antritte  seiner  - 
P^uvliun  liliit'zig  Actien  (Iiiterimssrhi'ine)  der  Gesellscliatt  sanunt  den  noch 
ni«  ht  fälligen  Coupons  in  der  Gesollscliaftscassa  deponiren,  wtdche  daselbst 
als  Caution  fUr  die  aus  seiner  Function  entspringenden  Verbindlichkeiten 
gegen  die  Gesellschaft  bis  zur  Erledigung  der  auf  seine  Functionsperiode 
bezüglichen  Rechnungen  in  Verwahrnng  bleiben,  und  von  ihm  während  ^eser 
Zeit  weder  belastet  noch  veränssert  werden  dürfen. 

Von  Seite  der  Mitglieder  des  ersten '  Verwaltnngsrathes  mnss  die 
Deponirung  dieser  Aotien-Interimsscheiue  binnen  14  Tagen  nach  der  Emis- 
sion derselben  erfolgen. 
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§.  20. 

Der  Vei-wnltiuiLTsratli  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Siune  der 
Artikel  227  —  241  des  Handelsgesetzes. 

Er  vertritt  dieselbe  nacli  Aussen  und  ist  mit  der  im  Handelsgesetze 
festgesetzten  Vcrantwortlielikeit  zu  allen  Verriig:ungen  in  (lesellscbafts- 
angelepenheiten  berechtig,  welche  nicht  der  General- Versammlung  vor- 
behalten sind. 

Dem  Verwaltuugsratbe  ist  insbesonders  die  Ernennung  der  Beamten  der 
Gesellschaft  und  die  Genehmigung  der  Dienstvertriige.  Dienstinstructionen 
und  lie^'lements  für  die  Führung  der  Geschäfte  vorbehalten. 

Die  Firma  wird  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  oder  von 
einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  und  von  dem.  Seitens  des  Verwaltungs- 
rathes  mit  der  Procura  versehenen  Gesellsohaftsbeamten ,  und  zwar  von 
Letzterem  mit  dem  Beisatze  ^pei  procura"  gezeichnet. 

§.21. 

Der  Verwiütangsrath  wShIt  aas  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vorsitzenden. 
Bei  dessen  Verhinderung  wird  der  Vorsitz  iBterimistiseh  ▼on  dem 
Utesten  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  geftthrt. 

§. 

Der  Verwnltnngsrath  Temmnielt  tkk  ttber  EinUidang  des  Vorsitzenden, 
oder  seines  Stellvertreters,  oder  nnf  Verlangen  von  zwei  Mitgliedern,  so  oft 
es  die  QeschMfte  erfordern,  mindestens  aber  alle  8  Monate  einmal. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben,  wird  Tom 
Verwaltnngsrathe  festgesetzt 

§.  23. 

Zur  Besohlnssfilhigheit  des  Verwaltungsrathes  ist  die  ordnungsmMssige 
Einladung  aller  Mitglieder  und  die  persönliehe  Anwesenheit  von  wenigstens 
zwei  persönlich  und  eines  dnrch  Vollmacht  vertretenen  Mitgliedes  erforderlich. 

§.  24. 

Die  Bes4ÜilOsse  werden  mit  Stimmenmehrheit  gefasst. 
Bei  gleichgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlasse 
erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

§.2ö. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  kdnnen  ihre  Stimmen  mittelst 
Vollmacht  einem  anderen  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  übertragen. 
Kein  Mitglied  darf  aber  mehr  als  eine  Vollmachts-Stimme  vertreten. 
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§.  26. 

Ueber  die  Verliandlungen  des  Yerwaltungsrathes  werden  Protokolle 
aufgenommeDy  die  Tom  Vorsitzenden  nnd  einem  anderen  Mitgliede  zn  nnter- 
zeiehnen  sind. 

§.  27. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsratbes  erhalten  als  Enflohnung  ffkr  ihre 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  AnwesenheitsmarkeD,  deren  Werth  das  erste 
Mal  die  constitnirende,  später  die  ordentltehe  Oeneral-Versammlnng  anf  die 
Daaer  roa  drei  Jahren  bestimmt. 

§.  26. 

Der  Verwaltnngsrath  kann  unbesohadet  der  Bestimmaugen  des  Arti- 
kels 281  H.  6.  B.  dnroh  eine  SpeoialTollmaeht  fttr  bestimmte  Gegenstände 
und  (ttr  eine  bestimmte  Z^t  die  Ausübung  seiner  BeAignisse  an  einzelne 
Mitglieder  oder  naoli  Massgabe  des  Artikels  234  H.  G.  B.  an  GeselUehafts- 
beamte  ttbertragen,  und  den  letzteren  die  Prooura  ertheilen. 

§.  29. 

Für  die  Ausrulirung  der  Be>eiilii8^t'  des  Verwaltungsratbes  und  die 
ßpeeielle  FUhruiijjr  d»'r  GescliUtte  nach  Ma>s;_'alie  dieser  Beschlüsse  wird  von 
dem Verwaltung-sratiie  ein  Secretär  hestfUt.  Der  Seeretär  ist  dem  Verwaltunjjs- 
rathe  verantwortlich  und  hat  Uher  Einladung  den  Sitzungen  desselben  mit 
beratheuder  Stimme  beizuwohnen. 

IV.  Abschnitt. 
General -Versamm  lang. 

§.  80. 

Die  Gesamrotheit  der  Actionäre  whrd  durch  die  General-Versammlung 
▼ertreten. 

Jeder  stimmbereehtigte  Aetionär  kann  an  derselben  theilnehmen. 

Abwesende  können  sich  mittelst  Vollmacht  dnreh  stimmfähige  Aotionäre 
rertreten  lassen. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltungsrath  bestimmt. 

Pflegebefohlene  und  jnristisobe  Personen  werden  durch  ihre  gesetzliehen 
oder  statutarischen  Repräsentanten,  Frauen  durch  Bevollmächtigte  vertreten) 
auch  wenn  diese  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

§.  31. 

Je  zwanzig  Actien  (Interimsseheine)  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme. 
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32. 

Die  ordentliche  GenerAlyerftaminlimg  tritt  regelmitosig  in  der  ersten 
Hälfte  eines  jeden  Jahree  in  Wien  zusammen. 

Die  erste  ordentliclie  Oeneralrersammlang  findet  in  der  ersten  HHlfte 
des  Jahres  1876  statt. 

Aui«serordentliche  General- Versammlungen  können  so  oft  stattfinden, 
als     der  Verwaltungsrath  fUr  nöthig  erachtet. 

Eine  ansserordentUche  General-Versammlun«:  inuss  einberufen  werden, 
wenn  einer  oder  mehrere  Actioniire,  deren  Actien  mindeatens  doii  zehnten 
Theil  des  eingezahltm  Actioucapitales  repräseutireu  und  von  ihnen  bei  der 
Casse  der  GoseUscIiaft  deponirt  werden,  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der 
Gründe  mit  einer  an  den  Verwaltungsratli  gerichteten  schriftlichen  Eingabe 
tiaraiif  antra^rrn. 

In  diesem  Falle  muss  die  Einlterurung'  der  General- Veräamniiunir  läng- 
stens hinnen  So  T.itrt'ii  und  der  Zusammentritt  derselben  binnen  weiteren 
dreiäsig  lagen  nach  ii^inbriugung  des  Antrages  erfolgen. 

§.  33. 

Die  Einberufung:  der  Gener.il- Vorsnmmlungr  gesoliieht  mittelst  einer 
Kundmachung  durch  die  nmtliche  Wiener  Zeitung**  (§.  4),  welehe  min- 
destens 14  Tage  vor  dem  Versanimlungstage  zu  erfolgen  und  die  Verband- 
lung««ge<renst;inde  unter  Angabe  des  wesentlichen  Inhaltes  derselben  zn 
bezeichnen  hat. 

$.  34. 

Die  AotionärCf  weiche  der  General- Versammlung  beiwohnen  wollen, 
mllssen  mindestens  8  Tage  vor  dem  Znsammentritte  derselben  die  Aetien 
(Interimsscheine),  auf  Grund  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen, 
sammt  den  noch  nicht  fälligen  Coupon«  am  Sitze  der  Gesellschaft  oder  an  den 
vom  Verwaltungsrathe  bestimmten  Erlagsstellen  deponiren  und  erhalten 
Legitimationskarten,  welehe  anf  den  Namen  lauten,  die  Zahl  der  deponirten 
Actien  (Interimsscheine)  nnd  die  darauf  entfallenden  Stimmen  ausweisen  und 
nur  fttr  die  beaeichnete  Person  oder  deren  gehörig  legitimirte  Bevollrnftch- 
tigten  gelten. 

§.  86. 

Der  zum  Vortrag  in  der  Gciu'r.il- Versammlung  bestimmte  Geschiilts- 
herielit  neiist  dem  Rerhnungsabschluss«'.  der  Bilanz  und  di'm  (nitachten  des 
Revisir>n>;iuss(  liii<st'S.  sowie  der  Wortlaut  der  zur  Verli.uulhin^'-  kommenden 
Antrüge  ist  3  Ta;:»'  \  or  der  General -Vt  r-ammlung  am  Sitze  der  Gesellscliaft 
zur  Einsieht  auizule^'eii  und  es  ist  jt-dem  Actioniir.  der  sein  Stimmrecht 
nachgewiesen  hat,  ein  Druekexeraplar  davon  uul  Verlangen  zu  erfolgen. 
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§.  36. 

Die  General' Versammloo^  ist  besehluBsfXhigf  wenu  tfber  deren  erste- 
Einbenifting  mindestens  zwanzig  stimmbereehtigte  AetionSre  anwesend  Bind,, 
welche  zusammen  [mindestens  den  zwanzigsten  Theil  des  binausgegebenen' 
Actiencapitals  vertreten. 

Um  eine  Aendemng  der  Statuten,  oder  des  Oegenskandes  der  Unter- 
^  nehmung,  eine  Vermehrung  des  gesellscbaftUohen  Unternehmungsfondes  durch 
Hinausgabe  neuer  Actien  oder  durch  Aufnahme  einea  Prioritäts-Anlelicus,. 
die  Veräusserung  der  ganzen  Bahn  oder  einzelner  der  Gesellschaft  gcliürigen 
Bahnstrecken,  die  Vereiuiguug  mit  anderen  EisenbaliiigesellBchattea 
bescbliessen  zu  Icönnen,  muss  wenigstens  der  zehnte  Theil  des  Actiencapitals 
vertreten  sein. 

§.  87. 

Wenn  ilie  General  Vcrsamnihing:  in  der  im  ij.  30  bezeiohiioten  Weise 
nicht  1)e>cl)lussfälii'r  ist,  winl  sie  vertagt  und  binnen  8  Tagen  neuerlich 
gemiiss  §.  33  riiibt  iufen.  wobei  jciloeh  der  Z'Mtrauni  zwischen  der  Ein- 
berufung inid  Abhaitung  der  Versammlung  auf  8  Tage  beschränkt  und  die 
n»Mierliche  Deponiruug  der  A' tit  u  i  Iiiterimsschcinc)  vier  Tage  vor  dem  Tage 
der  General-Versainnjluug  gestattet  ist. 

Bei  ilirer  zweiten  Einberufung  ist  die  General  Versammlung  ohneRflck- 
sieht  auf  die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  die  Höhe  des  von  ihnen 
vertretenen  Actiencapttales,  und  zwar  auch  in  den  in  der  letzten  Alinea  des 
§.  36  bestimmten  AusnahmsiUUeu  besehlussfähig. 

Die  Verhandlungen  bei  dieser  neu  einberufenen  General- Versammlung 
sind  jedoch  ßMi  das  Programm  der  vertagten  Versammlung  beschränkt. 

§.  88. 

Den  Vorsitz  bei  der  General-Versamnilnng  führt  der  Vorsitzende  des 
Verwaltuugsrathes  oder  bei  dessen  Verhinderung  ein  von  der  General-Ver- 
sammlung gewählter  Actionär. 

Der  Vorsitzende  eraennt  den  Scbriftftthrer,  ebenso  aus  der  Mitte  der 
Actionäre  die  Somtatoren;  er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände, 'eröffnet,  leitet  und  sehliesst  die  Verhandlungen. 

§.  39. 

Die  General-VersammliniLT  fasst  ihre  lieüchlüsrse  mit  absoluter  8timmen- 
melirheit.  Bei  .SlimmengleielilH  it  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erlioben, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Wenn  bei  Wahlen  im  ersten  Wablgangf>  keine  al»solute  Stimmenmt  br- 
hcit  erzielt  wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Caudidateu  statt. 
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welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem  Falle  die 
doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebraoht. 
Im  Falle  der  Stimmengleiohheit  entseheidet  das  Los. 

8.  40. 

■ 

In  der  Oeneral-Versammlung  wird  nnr  Ober  die  in  der  Einberufung 
bezeiehneten  Gegenstände  yerhandelt. 

AntrXge,  welche  dem  Verwaltungsrathe  von  wenigstens  sehn  stimm- 
berechtigten ActionKren,  unter  Deponirung  der  sur  Begründung  ihres  Stimm- 
rechtes nach  §.81  erforderlichen  Aetien  (Interimssebeine)  längstens  acht 
Tage  Tor  der  Einbemlung  der  General-Versammlung  angemeldet  werden, 
sind  in  die  Kundmachung  (§.  83)  aufzunehmen. 

Auch  in  der  General- Versammlung  steht  jedem  stimmbereohtigten 
Actionär  das  Recht  su,  selbststSndige  Anträge  au  stellen;  doch  darf  Uber 
dieselben  nicht  sofort  in  dieser  General-Versammlung  entschieden,  sondern 
nur,  wenn  ein  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  ittnf  stimmberechtigten 
Actionären  nntersttttst  wird,  —  bestimmt  werden,  ob  und  in  welcher  folgen- 
den General- Versammlang  derselbe  in  Verhandlung  zu  nehmen  ist. 

Diese  Beschrilnkung  findet  keine  Anwendung  auf  den  Antrag  auf 
Bemfnng  einer  ausserordentlichen  General-Versammlung.  (H.  G.  B.  Arti- 
kel 288.) 

§.  41. 

Der  Bescliiussfisssttng  der  General-Versammlung  sind  folgende  Gegen- 
stünde vorbehalten: 

oj  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltnngsrathes  und  die  Bestimmung 

ihrer  Zahl,  dann  die  Wahl  der  Hitglieder  des  Revisionsausschusses ; 
hj  die  Festsetzung  des  Wertkei  der  Anwesenheitsmarken  fttr  die  Mitglieder 

des  Verwaltungsrathe^  (§.  27); 

cl  die  Genehmigung  der  Jahresrcclmuiig  und  der  Gewinn verth eilung, * 

d)  die  Geltendmachung  der  dem  Verwaltungsrathe  gegen  die  G.esellschaft 

obliegenden  Verantwortliclikeit ; 
ej  die  Vermehrung  des  Gegeilschafts-  und  Unternehroungsfondes  durch 

Krhöliung  des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  Ton  Prioritäts- 

Anlehen  (§.  7); 
fj   die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebe«; 

gj  die  Veräusserung  aller  oder  einzelner  der  Oesellsohaft  gehörigen 

Bahnlinien ; 

hJ  die  Vereinigung  mit  an<leren  Kis.'^nbalinL''Csell8Chaften; 
f*y  der  Hau  odor  die  Erwfrlmng  neuer  Linien,' 
kj  Abänderung  der  Statuten; 
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IJ  die  Attdösuug  der  Geseliscbait  vor  AbUaf  ihrer  statatenmässigen  Dauer 

f§.  5). 

Zu  den  unter  6,  h,  i)  k  und  /  nufgeftthrten  BeschliUsen  ist  die  Gtoneh- 
migUDg  der  StaatSTerwaltnng  erforderlich. 

§.  42. 

l'ebf^r  die  Verlmndlungcii  der  G<  noial-VerBaramlnnfr  wird  ein  Protokoll 
f^el'iilirt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  StdiriltlülirL-r  und  zwei  durch 
die  üeneral- Versammlung  ;,'^cwälilten  Aetionäi-en  unterzeichnet  wird. 

Der  Urschrilt  des  Protokolle«  wird  das  Verzeichnis^  der  .anwesenden 
Actioniirc  mit  Angabe  der  vou  jedem  vertreteuen  Stiiumauzahl  nebst  deu 
Vollra:uhten  beigelligt. 

Die  sjtatutengemäsä  gefassten  Beschlüsse  der  Geueral-Versammlung  sind 
für  alle  Actionäre  verbindlich. 

V.  Abschnitt. 

Revisoren. 
§.43. 

Zur  PrHfoog  der  OeaeUeohaftsreehnangen  whrd  1  Revisor  nnd  1  Errats- 
mana,  welehe  aiysbrHeh  von  der  ordentlichen  General-Versammlnng  aus 
den  der  Verwaltung  nicht  angehitrenden ,  stimmberechtigten  ActionXren 
beziehungsweise  den  statutarischen  oder  gesetzlichen  Vertretern  derselben 
(§.  30)  gewShlt  werden. 

Der  Ersatzmann  tritt  nur  im  Falle  der  Verhinderung  des  Revisors  in 
Function. 

§.44. 

Der  Revisor  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  Jaliresrechnnngen 
zu  prüfen ;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von  den  Büchern  nnd  der 
ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  nnd  von  den  Rech- 
nnngslegem  die  ndthigen  AufklKrungen  abzuverlangen. 

Er  bat  seinen  Befhnd  der  General- Versammlung  vorzulegen. 

Die  Jahresrechnungs-Abschlttsse  und  Bilanzen  sind  ihm  lllngstens 
14  Tftge^  vor  der  zur  Beschlnssfassung  darüber  bestimmten  General-Ver- 
sammlung mitzntheilen. 

VI.  Abschnitt. 

Bilanz,  Gewinnvertheilnng,  Tilgung  des  Anlage-Gapitals. 

§.  45. 

Die  Bau-  und  Betriebsrechiiungen  filr  die  Linie  Wien  Pottendorf- 
Landesgreoze  ^^oncessions- Urkunde  voiu  10.  Öcptember  1872)  und  tUr  die 
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Linie  Wr.-Nenatodt^Granimat-Neasiedl  saiumt  Zweigbitlin  gegen  Nenfeld 
(CoucesBions-UrkuDdc  vom  23.  Au<ru8t  1869)  werden  voUstSudig  getrennt 
geführt.  Die  TiieiluDp^  der  beiden  Linien  gemcinsnmon  Einnahmen  nnd 
Ausgaben  findet  nach  den  vom  Verw^Itun^rsiatiie  diessifalU  mit  der  Gen^ii- 
mi'rrun^  der  StaatHvei-TN  nltun^^  f<'8tziu teilenden  Grundsätaen  Statt.  Sollte  jedoch 
die  Begünstifrung  der  Befreiung  von  der  Einkommensteuer,  und  der  Ent- 
richtuniL'  der  Coupons-Stempelgcbtthren  fUr  beide  Linien  und  nnf  •  gieiebe 
D.mer  bewilligt  werden,  so  kann  die  getrennte  Ffihning  der  Uechnungen 
entfallen. 

Vgl.  weiter  unten  sub  5  dM  Gesotz  vom  24.  Mai  1875  und  «üb  6  die  Kund* 
jUHcbung  de«  UandeUministerittins  vom  3.  Juli  1876. 

Die  Rechnungen  der  Oesellsohaft  werden  alljährlich  am  31.  December 
abgeschlossen  nnd  mit  der  nach  Vorschrift  der  Gesetze  verfaasten  Bilanz 
und  dem  Gutachten  des  Revisionsansschusses  der  General-Versaromlnng 
vorgelegt. 

Das  erste  Geschäftsjahr  umfasst  die  Zeit  ron  der  Coustiluirung  der 
«Gesellschaft  bis  zum  31.  December  1875. 

Für  die  Verwendung  des  Ertrciges  der  iui  2  genannten  Linien  gelten 
folgende  Grundsätze : 

Das  nach  Bentreitung  aller  Verwaltnngs-.  Betriebs-  und  Erhalturigs* 
auslagen,  dann  der  Steuern,  der  eventuellen  Kosten  ftlr  die  Beschaffung  des 
zur  Zinsenzahlung  und  Capitalstilgung  erforderlichen  Silbergeldes  nnd  nach 
Deoknng  der  Verluste  nnd  Abschreibungen  vorhandene  Erträgniss  wird 
verwendet: 

tt)  Tor  Allem  zur  Bestreitung  des  Erfordernisses  für  die  Verzinsung  nnd 
planmässige  Tilgung  der  E^oriftts-Obligationen«  dann 

hj  zur  Bestreitnng  einer  5percentigen  Dividende  von  dem  eingezahlten 
Aetienoapitale  nnd  seinerzeit  zur  Deckung  der  planmässigen  Tilgungs- 
quote  <Hr  die  Amortisation  des  Actiencapitals  (§.  48),  und 
der  etwaige  Rest  nach  eventueller  (§.  h\)  Ausscheidung  von  2  Percent 
für  den  Reser?efond.  zur  Vertheilung  als  Superdividende  .unter  alle 
Actionftre  oder  in  der  sonst  von  der  General-Versammlung  beschlossenen 
Weise. 

47. 

Die  Zahlung  der  :uif  die  Af  tien  entfallenden  Dividende  erfolgt  spätestens 
am  1.  Juli  eine««  jedeu  .lahre»;  es  steht  dem  Verwaltungsratlie  frei,  unter  der 
im  Artikel  241  H.  G.  B.  normirten  Haftung  ä  Conto  der  Dividende  eine 
öpercentige,  das  Actieucapital  nicht  Übersteigende  Abschlagszahlung  schon 
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im  Jünner  sq  erfolgren,  wenn  das  Vorhandensein  eines  Ausreichenden  Ertrages 
cottstatirt  ist. 

Die  Zinsen  der  Prioritäts-Obligationen  werden  halbjährig  am  1.  Jänner 
und  am  1.  Jnli  gezahlt. 

Bis  zur  ErUffhung  des  Betriebes  auf  beiden  im  i;.  2  lit.  a  und  b  be- 
zeichneten Linien  gemessen  die  Actien  und  Obli^atioiu  n  eine  5percentige 
Verzinsung  in  Sin»er.  wch  lie  am  1.  Jänner  und  1.  Juli  gelei'^tot  w  ird. 

Zinsen  und  Dividenden,  wciclie  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer  Falli^^- 
keit  nicht  boltoben  werden,  sind  zu  Gunsten  des  Resenrefondes  der  Oeseli- 
scliaft  verfallen. 

Znr  Bestreitung  der  eri^teii  Erfordernisse  des  Betriebes  wird  aus  dem 
Baucapitale  ein  betrag  von  2ÜO.U00  Uulden  resenirt. 

48. 

I )'h' TiltriiiiL'  <l«  s  Aiila;recajiitales  erfolgt  aiH  dem  Kt  inertriijiniss«'  i^.  40 
lit.  fi  mal  //;  iiincriiall»  (Irr  ( "oiifc'i'iionsdauer  iiaeli  dfin  der  hohen  iStaals- 
vorwaltimg  zur  (iciichniiinui;:  \  orzulc<reiiden  Til^riiiignjiI.HK' 

Der  Tilgung  der  Actien  hat  jeue  der  l^riorilats-übligutionen  vurau- 
zugehen. 

Die  Reihenfolge  der  zw  tilgenden  rrioritäts-Obligationen  und  Actien 
wird  durch  Verlosung:  beKtimmt. 

Die  Verlosungen  werden  in  Wien  in  Gegenwart  eines  k.  k.  Notare  vor- 
genommen. 

Die  2)ummern  der  gezogenen  Pri(»ritäts- Obligationen  und  Actien  werde» 
in  Gemässheit  des  §.  4  kundgemacht.  Die  getilgten  Actien  werden  gegen 
GenusBscheine  umgetauscht,  deren  Besitzer  an  der  im  §.  46  lit.  b  erwähnten 
ftpercentigen  Dividende  keinen  Antheil,  auf  die  etwaige  Snperdivldende 
46  lit.  e)  aber  gleichen  Anspruch  mit  den  Actienbesitzem  haben  und 
auch  in  allen  anderen  Beziehungen  den  Actionären  gleichgestellt  sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtheilung  der  Besehlussfähigkeit  der 
General-Versammlung  und  bei  der  Bemessung  des  vertretenen  Gapitals 
(§.  36;  die  Genussscheine  den  Actien  gleichgeachtet. 

Das  Formular  der  ebenfalls  auf  Inhaber  lautenden  OenuHsscheiue  wird 
seinerzeit  vom  Verwaltuugsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen  Staatsver- 
waltung festgestellt. 

VII.  Abschnitt. 

Reservefond. 

§.  49. 

1-  iir  ilie  Iteideii  im  §.  2  lit.  '/   und  //  hezei^-lmotcii  Lini»'ii  wird  ein 
gtineiitäclialtlicher  Kcäervefond  gebildet,   welcher  zur  Deckung  ausner- 
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ordentlicher  Auslagcu,  Nachschaffungen  von  Betriebsmitteln  und  Betriebs- 
vorkehrungeu,  sowio  zu  Neubauten  und  Erweiterungen  für  die  Linien  bestimmt 
ist.  Demselben  werden  zugewiesen : 
a)  ein  Zusciiuss  von  mindeAtenH  2  Pero-nt  von  dem  Ueberschusse  Uber 
da>^  KiioriUrni>s  für  die  Verzinsung  und  Tilgung  der  Phoritäta-Obliga- 
tionen  und  Actien  i  §.  46  lit.  c) ; 
die  verjährten  Zinsen  und  Dividenden; 
cj  die  Eil(>se  aus  dem  Verkauie  alter  Materialien  des  Oberbaues  und  der 
Betriebsmittel. 

§.  50. 

Die  Dotirung  des  Reservefondes  in  Gemässheit  des  §.  49  beginnt  mit 
dem  ersten  RcohnungsabsohlusBe  und  wird  eingestellt,  sobald  er  die  Höhe 
▼on  10  pMPcent  des  Gksammt-Anlagecapitals  (§.  6)  erreicht  bat  und  insolange 
er  sich  auf  dieser  Höhe  erhält. 

§.51. 

Ffir  den  Fall,  als  die  Qesellschaft  ihre  Unieo  auf  die  gaose  Conoessions- 
dauer  verpachtet,  hat  ihrerseits  die  Bildung  des  vorstehenden  Reservefondes 
und  daher  aoeh  die  Zoweisong  der  2  Percent  des  im  §.  46  lit  o  bestimmten 
Uebersohnsses  in  denselben  zn  entfallen;  es  ist  aber  in  dem  Pachtverträge 
dafür  vorzusorgen,  dass  der  Pächter  die  etwa  sur  Deckung  ansserordentiioher 
Auslagen,  zuNachsehaffungen  von  Betriebsmitteln  und  Betriebsvorkehningeii, 
sowie  zuReconstmotionen,  Neubauten  und  Erweiterungen  auf  den  gepachteten 
Linien  erforderlichen  Beträge  (§.  49)  ans  Eigenem  bestreitet. 

Nur  die  verjährten  Sinsen  und  Dividenden  werden  auch  in  diesem  Falle 
in  einen  Keservefond  eingelegt,  über  dessen  Verwendung  die  General- Ver- 
sammlung zu  bestimmen  hat. 

VIII.  Abschnitt. 
Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung. 

§.  62. 

Streitigkeiten  aus  dem  GesellschaftsverhHltnisse  werden  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung  aus» 
getragen. 

§.  53. 

Das  drr  hohen  Staatsverwaltun^r  vorltoiinltene  Autsichtsreclit  wird  von 
dernelbfn  nacii  den  Bcstimmun^ren  der  allgt-in^'inen  (iesetze  und  insbesnndere 
in  Gemässiheit  des  §.  Ii)  der  Allerhöchsten  Coueessions- Urkunde  vom  10. 
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September  1872  und  des  §.  16  der  Allerhöchsten  Conceseious- Urkunde  vom 

23.  Au^'iist  If^Qd  geübt. 

Mit  KUcksiclit  auf  die  liicinit  verbundene  Geschäftslafit  wird  von  der 
GesellsL-liaft  eine  jährliche  PausrhalvergütHntr  an  den  StaatSBchatz  geleistet* 
dereu  ilülie  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§.  64. 

Die  Geselischalt  verptiichtet  sitdi.  die  um  eine  Dienstesstelle  sich 
bewerbenden  und  dazu  geeifrneten  Unterofflciere  der  k.  k.  Armee  vor  aiulerei» 
Bewerbern  zu  berilcksichtigeu. 

§.  56. 

Im  Falle  der  AnflSirang  der  Oesellsohaft  (§.  6)  wird  die  Art  der  Liqui- 
dation TOD  der  General-Vereammlung  mit  Genehmignng  der  hohen  Staats- 
Terwaltnng  in  Gemlssheit  der  Bestimmnugen  des  Handelsgesefzes  nnd  der 
Allerhöchsten  Oonceasions- Urkunde  festgestellt. 

VorUbergehendo  Bestimmungen. 

Oonstitnirende  Versammlung. 

Die  coiifitituironde General- V'crsanindunfr  wird  !^t)lort  nach  der  Zeirhnunfj 
des  Actieni  apitals  durch  die  roncessionäre  (dine  Kücksicht  auf  die  im  ij. 
bestimmte  Einberufunj^sfrist  mittelst  oiumaliger  Kuudmaohuug  in  der  „Wiener 
Zeitung-  eiiibt!rufen. 

Auf  diese  General-VerKammlung  haben  die  Auordnaugeu  der  Statuten, 
welche  sich  auf  die  Kundmachung,  auf  den  Actienerlag  und  auf  den  Vorsitz 
beziehen,  keine  Anwendung.  Der  Vorsitzende  wird  von  der  General-Ver- 
sammlung gewählt.  Die  oonstitnirende  General- Versammlung  hat  die  Hit- 
glieder des  Verwaltangsrathes,  sowie  der  Revision  zu  wiblea,  und  den  Werth 
der  Prisenzmarken  für  die  Verwaltnngsraths-Sitzungen  zu  bestimmen. 

Die  constitnirende  Versammlung  ist  beseblussfllhig,  wenn  die  Mehrzahl 
der  gezeichneten  Actien  In  derselben  vertreten  ist. 

Die  oonstitnirende  General- Versammlung  hat  das  Recht,  den  Paoht- 
▼ertrag  Uber  die  Verpachtung  der  ganzen  Bahn  an  die  k.  k.  prir.  SUdbahn- 
geseUschaft  für  die  ganze  Dauer  der  Concession  zu  genehmigen  und  den 
Verwaltungsrath  zur  Ausfertigung  dieses  auch  von  der  Regierung  zu  geneh- 
migenden Pachtvertrages  zu  ermXohtigen. 

Ueber  die  Verhandlungen  dieser  Versammlung  wird  ein  Protokoll  ge- 
führt, welches  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  dazu  von  der  Versammlung 
bestimmten  Zeichnern  zu  unterfertigen  und  von  einem  der  Versammlung 
beizuziebenden  Notar  zu  beglaubigen  ist. 
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4617. 

Vorstehende  Statuten  werden  nuf  Grund  Allerhöchster  £rmiU}btignng 
geneh  migt 

Wien,  «m  80.  Märe  1874. 

Der  k.  k.  Minister  des  Innern: 
(L.  S.)  Usser  m.  p. 


2.  Anmerknngeii  siir  ConeesMious-rrkuiide  Tom  23.  Aiigast  1869, 

B.  G.  Bl.  Nr.  160, 

ffir  die  Eitenbalui  tob  Wiener'KeiuUdt  nach  GrMiDat«Neiitledl  (YgL  Bd.  II,  AbÜu  2,  S.  1347|. 

Zn  §.  15. 

Lant  Kundmachung  des  Handelsministerimns  vom  3.  Joli  1876,  R.  G. 

Bl.  101,  wurde  die  snb  1  zugesicherte  Befreiung  von  der  Einkommen stener 
und  der  £ntrichtung  der  Coupon-Stempelgebtthren,  Rowie  von  jeder  Steuer, 
welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  Grund  des 
Gesetzes  vom  24.  März  1875,  R.  0.  Bl.  Nr.  55,  unter  deren  Ausdehnung  auf 
die  Linio  Wieu-Pottendorf  auf  sieben  Jahre,  vom  I.Jänner  1876  angerechnet, 
besrhräokt.  (\^gi.  das  Gesetz  und  die  Kundmachung  weiter  unten  snb  6 
beziehungsweise  6.) 

Zu  §.  17. 

Die  Daner  der  Concession  wurde  laut  Kundmaehung  des  Handels- 
ministeriums Tom  8.  Juli  1876,  R.  G.  El.  Nr.  101,  auf  Grund  des  Gesetsea 
Tom  24.  MXrz  1876,  R.  H.  Bl.  Nr.  66,  mit  neunzig  Jahren,  Tom  1.  Jftnner 
1876  an  gerechnet,  festgesetzt.  (Vgl.  das  Gesetz  und  die  Kundmaehung 
weiter  unten  suh  6  beziehungsweise  6.) 


8,  ADDierkniig  zum  Protokolle  Tom  18.  Angnst  1873. 

<Vel.  Erir.-Bd.  I,  Seite  614). 

Der  HaiKh  lsiuinister  hat  luil  ilciu  Erlas^f  vom  16.  Juni  1873,  Z.  20087, 
über  Ansucheil  des  Wicnt-r  Bankvereines  gi'stattot.  dass  zur  Anscliaffung  des 
HtdlinattM-ialeH  für  die  ganze  4-1Ö  Meilen  hin;;»'  Linie,  entsprechend  den 
rrotokollsbestimmungen  vom  13.  August  1872,  der  Betrag  von  415.000  fl. 
(100.000  d.  per  Meile)  verwendet  und  der  unter  diesem  Titel  in  das  Präli- 
minare eingestellte  Mehrbetrag  von  85.000  fl.  zur  Deckung  der  Mehrkosten 
der  Strecke  Wien- In sersdorf  herangezogen  werde. 
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» 

4.  Aumerkungeu  zur  Coueessions-rrkuiide  Tom  10.  September 

1872,  R.  0.  Bl.  Nr.  138, 

f&r  die  ßucAUtin  von  Wien  aieh  PoUendorf  (rgl.  £rg.*Bd.  I,  Seil«  615)« 

Zu  §.  1. 

Die  Bahn  wurde  von  dt  r  Sii(ll)alinstjitioii  Moidling  aus  na -h  Potteu- 
<lorf  gt'baut.  Die  Oesellschalt  wurde  laut  Kuuduiachuni:  dos  H  uideUniiui- 
steriums  vom  3.  Juli  1875,  Ii.  Ci.  iJl.  Nr.  101,  von  der  ihr  obliegenden  Ver- 
pflichtun;;  zum  Ausbaue  der  Eisenbahnstrecke  von  Pottend  orf  au  die 
4)8»erreichi8che  Grenze  gegen  Oedenburg  bis  auf  Weiteres  enthoben  u:»d 
ihr  gleichzeitig  auf  Grund  des  Geäetzea  vom  24.  März  1875,  R.  G.  Bl.  55, 
4ie  Befreiang  yod  der  Binkoinmensteuer  und  der  Entrichtaug  der  Goupon- 
£tempelgebtthren,  sowie  von  Jeder  Steaer,  welche  etwa  durch  ktlnftige  Gesetze 
eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  tod  sieben  Jahren,  vom  1.  Jftnner 
1876  an  gereohnet,  eingeräumt.  (Vgl.  das  Gesetz  und  die  Knndmaohang 
weiter  unten  snb  5  beziehungsweise  6.) 

Zu  §.  3. 

Die  Britflnnng  des  Betriebes  anf  der  Bahn  von  H  e  1  d  1  i  n  g  nach  P  o  1 1  e  n- 
4orf  erfolgte  am  7.  Mai  1874  noter  provisorischer  Benfttsnng  einer  Streelce 
der  Donaalände-Eisenbahn  zwischen  Meidling  und  Inzersdorf.  Die 
Eröffhnng  des  Definitivnms  zwischen  den  genannten  Stationen  erfolgte  am 
3.  November  1875. 

Zu  §.  15. 

Die  Dauer  der  Concfssion  wurde  laut  Kundmaehung  des  Handels- 
ministerium^  vom  3.  Juli  1875,  K.  G.  Iii.  Nr.  101,  auf  Grund  des  Geseties 
vom  24.  März  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  55,  mit  neunzig  Jahren,  vom  1.  Jänner 
1876  an  gerechnet,  festgesetzt.  (  Vgl.  das  Gesetz  nad  die  Kundmachung  weiter 
onten  sub  5  beziehungsweise  6.) 


b.  Oeseti  vom  81.  Min  1876^  B.  G.  BL  Nr.  55^  and  C.  Bl.  Nr.  H, 

telreKDd  die  der  Uatem^hfliiug  der  Wien«Pottendsrf«  Wiener  «Neostädter  Eisenbahn  lu 

gewihrenden  Begftnstigsngen. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Kegicrun^^  wird  ermächtigt,  zum  Hehute  der  in  Form  eine>  »'inln'it- 
lichen  Unternehmeuä  unter  der  Bezeichnung:  nVVieu-Pottendort-Wiener- 
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Neustädter  lialiD"  zu  bewirkeitdeu  Vereiui^img  der  Locouiotiv  £iseubaliu- 
liiiien:  * 

ai  von  Wien  über  Inzersdorf  nach  Pottt  nilnrt  und 

b)  von  Wiener-Neustadt  über  Ebenuirt.  Pottcudorl  und  L'uter- Waltersdorf 
nach  Grainniat-Keusicdl  mit  einer  Abzweigung  gegen  Neufeld 
lür  die  unter  »)  ;:enannte  Eisenbahnlinie  die  Befreiung  von  der  EinkonimeD- 
Steuer  und  der  Entrichtung  der  Coupon-Stempelgebtihren,  sowie  von  jeder 
Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf 
die  Dauer  von  sieben  (7)  Jahren,  vom  1.  Jinner  1875  au  gerechnet,  unter 
der  Bedingung  zu  gewilff«]i,  dftss  die  infolge  der  Coneesrionsniknnde  vonr 
23.  Angnst  1869  (R.  0.  BI.  Nr.  160)  filr  die  Wiener-Kenstadt-Gnunmat- 
Nensiedler  Eisenbahn  anf  die  Dauer  Ton  fOnfaehn  Jahren  sngeatandene 
gleichartige  8teaer-  nnd  Oebtthrenbefreinng  mit  dem  Ablaufe  der  obigen 
siebenjährigen  Zeitfrist  ausser  Kraft  gesetzt  wird. 

Artikel  II. 

In  dem  im  Artikel  I  bezeichneten  Falle  kann  für  die  daselbst  unter  b) 
angeführte  Eisenbalmlinie  zum  Behule  iiirer  Gleichstellung  mit  der  Eisen- 
bahnlinie a)  die  Coneessionsdauer  über  den  im  §.  7  der  Verordnung  des 
Ministeriums  fiir  Handel,  Gewerbe  und  (•fteiitliche  Bauten  vom  14.  September 
1854  iR.  G.  Bl.  Nr.  238j.  betrefieud  die  Ertliciluiig  von  Concessionen  für 
Privat-Eisenbahnbauten,  le-^t^'csetzten  Termin  hinaus  in  der  Art  verlängert 
werden,  dass  der  Ablaut  der  Coneessionsdauer  fiir  beide  Linien  er^^t  mit  den» 
Ablaute  von  neunzig  Jahren,  vom  1  Jiinner  1875  an  gerechnet,  eintritt. 

Artikel  UI. 

Mit  dem  Vollzuge  des  gegenwärtigen  Gesetzes,  welches  mit  dem  Zeit- 
punkte .seiner  Kundmachung  in  Wirksamkeit  tritt,  werden  der  Uandela- 
minister  und  der  Finanzminister  beauftragt« 

Wien,  am  24.  März  187&. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aoersperg  m.  p.  laahaas  m.  p.  Pretls  m.  p. 


6.  Kuudiuachuug  des  Haiidelsiniuisteriunis  vom  3.  Juli  1875^ 

R.  G.  Bl.  Nr.  101  und  C.  Bl.  Nr.  78, 

^ji'tn'llVnd  »lif  Abändcrunir  i-iniin  r  Bi-siimniunucii  der  Corif  vssionsurkuiuU  ii  vom  23.  August 
IbtiU  (H.  (j.  bl.  Nr.  lÖO)  und  vuui  lU.  September  1672  (K.  G.  Bl.  Nr.  I3ö)  tür  die  Lucuuiuiiv- 
CiseabahneD  Ton  WicDer-Neostadt  nach  Grannal-Nensiedl,  dann  ? on  Wien  nach  Pottendorf 
nnd  an  die  nngarlselie  LandesgrcBie  gegen  Oedcnburg. 

Anf  Grund  der  Allerböoboten  Entschliesaungen  vom  7.  December  1874 
und  vom  80.  April  1875  wurde  aufolge  des  mit  dem  Finansministerinm 
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fretroffeiien  Eiiu  einehmeus  in  Abänderung  der  ein8ehläg:ig:en  Bestimniun;^'«'n 
der  Conceflsi(»nsurkunclt'n  vom  23.  August  1869  (R.  G.  Bl.  Nr,  ir>0  für  die 
Ldfoniütiv-Eiscnbahn  vou  Wiener-Neustadt  nach  Grammat-Neusiedl ,  uiiil 
vom  10.  September  1872  (R.  0.  Bl.  Nr.  138)  für  die  Locoraotiv-Ei^oubahn 
vou  Wien  nach  Pottendorf  und  an  die  ungarische  Laudesgrenzc  gegen  Oeden> 
barg  die  anter  der  handeUgeriolitlieh  protokollirten  Firma:  „Wien-Potten> 
dorf- Wiener- Nenstildter  Bahn'*  als  Unternehmnng  der  beiden  obenbeseich- 
neton  Locomotiv-Eieenbahnen  bestehende  AetiengeBellsehaft  von  der  ihr 
kraft  der  §§.  1  and  3  der  zaietzt  oitirten  Goneessionsnrkande  obliegenden 
Verpflichtnng  anm  Ansbane  der  Bisenbahnetrecke  von  Pottendorf  an  die 
österreioliiBehe  Grenze  gegen  Oedenburg  bie  anf  Weiteres  enthoben,  ferner 
die  Conoessionsdaner  für  die  (»eiden,  den  Gegenstand  der  obigen  ConoeS' 
aionsnrlninden  bildenden,  nunmehr  in  Form  eines  einheitlichen  Unternehmens 
rereinigten  Bisenbahnen  gleiehmüssig  mit  neunzig  Jahren,  vom  1.  Jänner 
1875  an  gerechnet,  festgesetzt  und  der  obengenannten  Untemehmang  Ittr 
-die  Wien-Pottendorfer  Bahn  die  dieser  letzteren  zufolge  Artikel  I  des  Gesetzes ' 
rom  34.  lUrs  1875  (R.  G.  Bl.  Nr.  55)  zugesieherte  Befreiung  von  der  Ein- 
kommensteuer und  der  Entrichtung  der  Coupon-Stempelgebtthren,  sowie  von 
jeder  Steuer,  welche  etwa  durch  kttnftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte, 
anf  die  Dauer  von  sieben  Jahren ,  vom  1.  JännerJ  1875j  an  gerechnet,  mit' 
der  Massgabe  eingeräumt,  dass  die  zufolge  der  Concessionsurkttude  vom 
23.  August  1869  R.  G.  BLNr.  160)  für  die  Wiener-Neustadt-Grammat  Neu- 
•^'fdler  Bahn  auf  die  Dauer  von  fünfzehn  Jahren  zugestandene  irleichartige 
«Steuer  und  Gebührenbefreiung  mit  dem  Ablaufe  der  obigen  siebenjährigen 
2eitfn8t  ausser  Kraft  zu  treten  hat. 

Chlumeck)  ui.  p. 
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K.  k.  piiv.  LeobeE-Vordemberger  £isenbahiL 

(Vgl.  Bd.  n,  Abth.  T,  Seit«  547.) 

1.  Statuten  der  ictien-Cie^ellsi  haft  der  k.  k.  priT.  Leobeu-Vor* 

deruberger  Eisenbahn. 

« 

« 

I.  Abschnitt. 

OrttDduug,  Zweck  und  Dauer  der  Geseilscbaft. 

§.  1. 

'  Auf  pruud  des  Artikels  13  der  beigesehlossenen  Allerböehsteii  Con* 
cessions-Urknnde  Tom  8.  Juli  1869  (Beilage  I),  wurde  Ton  den  Concessio- 
nSren  Prasi  firaf  Tan  lerai,  Frans  lleckh,  ItinbeM  llsL  iaceb  Sji,  Dr» 
Jebam  Flecbh  und  Br.  Albert  lerk  eine  Actien-Geaellsebaft  cur  Ausflibmng 
der  in  der  a.  h.  Conceaatons-Urkunde  bezeiebneten  Unternebmnng  nnter 
der  Firma  i.  k.  priv*  Iceben-Tardemberger  llaeababn  gegrttndet. 

Ygl.  die  Corecttiont-Urkunde  im  Bd.  II,  Abth.  1,  Seite  549. 

§.  2. 

Alle  in  der  vorerwibnten  Conceaaiona-Urknnde  begründeten  Rechte  und 
Verbindliebkeiten  wurden  dieser  Actien-Oesellaohaft  fibertragen. 

Ibr  Zweck  iat  daber  der  Bau  nnd  Betrieb  einer  im  Anaehluf^ae  an  die 
Büdbahn  von  Lroben  nac-h  Vordemberg  sn  fQbrenden  Locomotiv-Eisenbahn» 
sowie  Ton  Flttgelbabnen  von  derselben  zn  den  einzelnen  industriellen  Etablia« 
sements,  rofem  die  Errichtung  solcher  FlUgelbahnen  im  Sinne  des  Artikel» 
IV  der  ConeesBions>l>rkunde  von  der  Staatsverwaltung  nach  Massgabe  der 
beatehenden  Gesetze  bewilligt  wird. 

§.  3. 

Der  mit  den  Gliiiibiireni  getroffene  Ausgleich,  welcher  diesen  Statute» 
angehängt  if^t  (Beilage  II;,  bildet  einen  integrirenden  Bestaudtheil  derselben, 
und  verpflichtet  die  Actien- Gesell  .erhalt  zur  genauen  Einhaltung  aller 
hieraus  für  aie  resultirenden  Verbindlichkeiten. 
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§.  4. 

Die  Gesellscliidt  li.it  ihren  Sitz  unabänderlir'h  in  Graz,  und  ist  berech- 
tigt, Agentien  iro  Inlande  und  Auslände  zu  bestellen. 

§.  5. 

Die  Knndmaobangen  der  OeseUschaft  erfolgen  dnreh  die  imfliche 
^Wiener''  and  „ Grazer  Zeitung**. 

§.6. 

Die  Gesellschaft  hat  sieh  nach  erfolgter  40«/o  Einiahlnng  auf  das 
ursprüngliche  Actien-Capital  und  naeh  erwirkter  handelsgerichtlicher  Proto- 
kollimng  oonstitairt. 

Sie  endet  mit  dem  Erlöschen  der  Conoession,  töst  sich  jedoch  schon 
frOher  auf,  wenn  die  Bahn  vom  Staate  eingelöst  oder  von  der  Gesellschaft 
veritussert  wird. 

II.  Abtehnitt. 

G e 3 e  1 1 8 c h a  1 1 1  i «•  Ii e r  T n t c rn e h m u u g s f o n d. 

(Anlage-Capital.j  * 

§7. 

Der  urspilin^'lifh  auf  1,6UU.UUUU  tl.  <>.  W.  in  Aktien  por  64U.Ouo  W. 
ö.  W.  und  in  Prioritäten  per  960,000  fl.  ö.  W.  ti'st;;psctztf'  ^rescllschaltlirlie 
Untcrnclimun;;>ton(l  wird  durch  eine  auf  Grund  »ler  Alloriiöchsten  Ent- 
schliessuug  vom  Jänner  1875  . kund^remacht  mit  dem  Firlasse  des  k.  k. 
Haudel8-Ministcriums  vom  0.  Jänner  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  f.)  erfolsrte  dritte 
Emission  Prioritäten  in  der  Hohe  von  330.000  ti.  ö.  \V.  auf  1/J30.0U0  H. 
Ö.  W.  erhöbt. 

§.8. 

Die  Actien  nnd  Prioritäten  sind  mit  fortlaufenden  Nnmmem  bezeichnet, 
und  mit  den  fUr  die  Ansfertignngen  der  Gesellschaft  vorgeschriebenen  Unter- 
schriften aoitgestattet. 

§.  9. 

Die  Actien  lauten  auf  200  fl.  9.  W.  und  anf  Inhaber  nnd  sind  mit 
Coupons  versehen. 

Von  den  Prioritäts-Ohli^^ationen,  welche  ebenfalls  auf  Inhaber  au9g:e- 
stellt  Bind,  lauten  die  der  I.  und  II.  (Lit  A)  Emission  auf  300  fl.  ü.  W.  id 
Silber  oder  200  Thlr.  preuss.  Courant,  gleich  350  fl.  süddeutsche  Währung, 
die  der  IIL  (Lit  B)  Emission  vom  Jahre  1875  auf  300  fl.  ö.  W.  in  Silber. 
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Alle  PrioritSts-Obligationen  sIdcI  mit  57«  in  Silber  rerziusUcli,  und  mit 
Conponsbogen  venelien. 

Die  Zinsen  der  Prioritate  Obligationen  sind  stets  ohne  Abzug  an  Ein* 
kommenstener  n.  s.  v.  anscnbesahlen. 

Die  Actien  nnd  Prioritäts-Obligationen  sind  naeh  beiliegenden  Formn- 
larien  (Beilage  m,  IV,  V  nnd  VI)  aosgefertigt. 

Dios«  FormaUrien  wurden  hier  nicht  Abgedrnokt. 

§.  10. 

Die  Actien  nnd  Prioritiits-Obligationen,  welche  den  im  §.  7  bezeich- 
neten Untemebmnngsfond  bilden,  sind  entweder  bar  eingezahlt,  oder,  inso- 
fern sie  an  die  Bannntemehmung  an  Zahlangsstatt  fllr  die  Uerstellnng  nnd 
Instniirong  der  Bahn  snceessiTc  erfolgt  wurden,  durch  den  Werth  der  ver- 
tragsmlssig  ausgeführten  Leistungen  bedeckt. 

§.  11. 

Die  Actieu  und  Prioritäten  sind  untheilbar;  die  Gesellschaft  erkennt 
sich  gef^enliber  für  Jede  Actie  und  jede  Prioritäts-Obligation  nur  Einen 
Eigentbünior  an.  Mehrere  Theilhaher  einer  Actie  oder  Prioritäts-Obligation 
müssen  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  eine  Person  wahrnehmen 
lassen. 

8-  12. 

Die  Aotien  und  PrioritXts-Obligatlonen  kennen  gegen  Entrichtung  der 
von  der  Gesellschaft  bestimmten  Gebtthrenbd  der  QesellschaftS'Oassa  deponirt 
und  dafür  auf  den  Namen  des  Erlegers  lautende  Erlagsscheine  erhoben 
werden. 

III.  Abtehnltt. 

V  c  r  w  a  1 1  u  n   8  r  a  t  b. 
§.  13. 

Die  Leitung  der  Gesellschafts-Angelegenheiten  ist  einem  Verwaltnngs- 
rathe  von  fttnf  Mitgliedern  Übertragen,  von  welchen  vier  in  Graz  domicUiren 
müssen. 

Die  Hitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  General-Ver- 
sammlung auf  4  Jahre  gewählt 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  oder  zu  ihr  im  VertragsverhÜltnisse 
mit  Ausnahme  eines  speciellen  Mandatsverhültnisses  steht;  wer  in  Concurs 
verfallen  ist,  oder  seine  Zahlungen  eingestellt  hat,  ohne  seine  Glüubiger 
befriedigt  zu  haben ;  wer  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus 
Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  Öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden 
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Vergehens  oder  einer  solchen  üebertretuiig  in  Untersuchung  steht  oder 
sehnldig  gesproeboo  worden  ist,  kann  nicht  Mitglied  des  Verwaltungsrathes 
sein.  Der  Eintritt  eines  solehen  Verhältnisses  hat  unmittelbar  den  Verlust 
der  Stelle  sur  Folge. 

§.  U. 

Kaeh  dem  mit  den  QUnbigern  getrolfenen  Ausgleiche  nttssen  die 
Letsteren  in  dem  Verwaltungsrathe  durch  drei  von  ihnen  vorzuschlagende 
Mitglieder  vertreten  seb.  Auf  diese  drei  Verwaltungsrathe  hat  die  Bestim- 
mnng  des  f.  13  bezüglich  der  AnsXssigkeit  in  Graz  keine  Anwendung,  und 
wird  deren  Funetionsdaner  auf  sechs  Jahre  festgesetzt. 

§.  15. 

Nach  Ablauf  der  ersten  vier  Geschäftsjahre  treten  die  nicht  aus  der 
Mitte  der  Gläubigersohalt  gewihlten  zwei  Mitglieder  ans. 

Nacli  Ablauf  von  sechs  Geschäftsjahren  tritt  jährlich  je  ein  Mitglied 
der  durch  die  Gläubigerscbaft  gewählten  Verwaltungsräthe  aus,  welche  in 
den  erateu  zwei  Jahren  durch  das  Los,  sodann  durch  dm  Ablauf  der 
Geschäftsfunction  beatirarat  werden.  Die  iiln  i  tren  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes  liaben  je  nach  Ablauf  der  normalen  Funetionsdaner  von  vier  Jahren 
auszutreten. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

§.  10. 

Tritt  ein  Mit^'liod  vor  Abl.-uit  seiner  Fun<  tionsd;iuer  au>.  so  kann  der 
Vcrwaltntiirsiatli  dessen  Stelle  jirovisori-^eh  bis  zur  näch-^ten  General-Ver- 
samnilun;,^  lM  >(tz<  n.  welelie  die  delinitive  Er.^atzwalil  vornimmt. 

In  diesriii  h  alle  tritt  der  Gewählte  bezüglich  der  Fuuctionsdauer  an 
die  Stelle  seines  Vorgängers. 

§.  17. 

•Jeder  Vcrwaltun^sratli  mnss  vor  dem  Antritte  seiner  Funetion  50 
Actien  in  der  (iesellschaltscasse  deponireu.  welche  daselbst  die  Cautiou  fiir 
die  au8  seiner  Function  entspringenden  Verbindliehkeiten  ^'ejren  die  Gesell- 
scha''t  bi;*  zur  Erledigung  der  auf  seine  Functionsperiode  bezUglieheu  Rech- 
nungen in  Verwahrung  bleiben. 

§.  18. 

Der  Verwaltnngsrath  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  des 
Handelsgesetzes. 

Er  vertritt  dieselbe  nach  aussen,  und  ist  mit  der  Im  Handelsgesetze 
festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  «Uen  VerfOgimgen  In  GesellschaftS' 
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Allgelegenheiten  berechtigt,  welehe.  nicht  der  Qenernl-VerAamrolong  varbe- 
halten  sind.' 

« 

Dem  Verwaltbngsratbe  ist  insbesondere  die  Ernennang  der  Beamten 
der  Gesellschaft  nnd  die  Genehmigung  der  Dienstinstmclion  nnd  Reglements 
fttr  die  Fflhmng  der  Geschäfte  Torbehalten. 

Er  ist  hierbei  verpflichtet,  anf  die  Anstellang  ron  sich  am  eine 
Dienstesstelle  bei  der  Gesellschaft  bewerbenden  and  dasn  geeigneten  Unter- 
ofßcicron  vorsagsweise  Bedacht  zu  nehmen. 

Die  Firma  wird  von  zwei  Mitgliedern  des  VerwaltUttgsrathes  oder  vom 
einem  Mitgliede  des  Verwaltnngsratiies  und  von  einem  vom  Verwaltangsrathe 
za  diesem  Behufe  mit  der  Procura  yersehenen  Gesellschaftsbeamten,  nnd 
zwar  vom  letzteren  mit  dem  Beisatze  per  procura,  gezeichnet. 

Dor  Vorwnltunfrsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vorsitzeaden 

und  dessen  Stellvertreter. 

l>ei  glejelizoitifrer  Abwesenheit  dieser  Beiden  wird  der  Vorsitz  vom 
Verwaltuugsrathe  einem  anderen  Mitgliede  übertragen. 

§.  20. 

Der  Verwaltunja^rath  versammelt  sich  in  Graz  Hber  Einladung  des 
■  Vor.sitzentlen  oder  seines  Stellvertreters,  oder  auf  Verlaufen  von  drei  Mit- 
gliedern, so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern,  mindestens  aber  einmal  im 
Monate. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben,  wird  vom 
Verwaltungsrathe  festgesetzt. 

§.  21. 

Zur  Beschlassfähigkeit  des  Yerwaltangsratlies  ist  die  ordnnngsmlssig 
erfolgte  Einladnng  aller  Mitglieder,  und  ausser  dem  Vorsitzenden,  die  Anwe- 
senheit von  zwei  Mitgliedern  erforderlich. 

§.  22. 

.    Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst. 

Bei  gleichgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Besehlasse  erho- 
bcn,  welcher  der  Vorsitzende  beigetrejten  ist. 

§.  23. 

Die  von  Graz  ahwesenden  Mitglieder  können  ihre  Stimme  mittelst 
Vollmachten  einem  anderen  Mit^'^liede  des  Verwaltunjrsratlie>.  jedoch  mit 
Ausschluss  des  Vorsitzenden.  iil)ertragen.  Kein  Mitglied  darf  aber  mehr  als 
eine  VoUmachtstimme  Übernehmen. 
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Uebcr  die  Verliandlungen  des  Verwaltnngsratbes  werden  Protokolle 
aulgenomroen,  die  vom  Vorsitzenden  uud  zwei  anderen  Mitgliedern  zu  unter- 
seiolineii  sind. 

§  25. 

Die  Mitglieder  des  VerWÄltonggrathes  erhnit*  n  an  Entlohnung  fftr  ihre 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  Anwesenheltsmarkeu,  deren  Werth  die  ordent- 
liche General-Versammlang  alljährlich  bestimmt. 

§.  26. 

Der  Verwaltinigsrath  kann  <lnr''h  eine  Special- Vollmacht  für  lie^^tinimte 
GejL'tMistände  und  tür  eine  bestimmte  Zeit  flic  iTeschiiltsleituni:  an  einzeln(* 
Mii^'lieder  oder  an  Gost'll^'cl)al't^lH^•unte  übertragnen,  und  lür  die  hienacb 
geleistete  Mühewaltung  eine  specielle  Entlohnung  aussetzen. 

IV.  Abschnitt. 

Oen  eral-Versammlnng. 

§.  27. 

Die  Gesammtheit  der  Actionäre  wird  durch  die  General- Versammlung 
vertreten. 

An  der-;«  Iben  können  nur  jene  Actionäre  Tbeil  nehmen,  welche  wenig- 
stens lU  Actien  besitzen. 

Abwesende  kimnen  sieh  luitteUt  Vollmacht  durch  stimmfähige  Actionäre 
vertreten  lassen.  Die  Fora  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltungsrathe 
bestimmt. 

Pflo;j:ebefoliU'ne,  (u  incinilcn,  Gesellschaften  und  Corporationen  werden 
durch  ihre  gesetzlichen  (»der  statutarischen  Repräsentanten,  Frauen  durch 
Bevollmächtigte  vertreten. 

§.  28. 

Je  10  Actien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme. 

§.  29. 

Die  General- Versammlang  tritt  regelmässig  in  der  ersten  Hälfte  eines 
jeden  Jahres  in  Graz  zusammen. 

Ausserordentliche  General-Versammlungen  können  so  oft  statttinden, 
als  es  der  Verwaltungsrath  nöthig  erachtet.  Bine  ausserordentliche  General- 
Versammlung  muss  einberufen  werden,  wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre, 
deren  Actien  mindestens  den  zehnten  'i'heil  des  hinausgegebenen  Actien- 
capitales  repräsentiren  und  von  ihnen  deponii  t  werden,  darauf  unter  Augabe 
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^68  Zweckes  antragen.  In  diesem  Falle  muss  die  EinbernfUng  der  Oeneral- 
Yersammlnng  längstens  binnen  14  Tagen  nach  Binbringung  des  Antrages 
^erfolgen. 

i?.  30. 

Die  KinUfrnfuii^'  der  Gener«*»l-Ver?;ammliiii!r  frescliicht  mittelst  einer 
Kiindiiinchuug  diircli  die  im  §.  5  hostimmtt'ii  Zeitiinjr^ldätter.  welche  miii- 
desteiis  3U  Ta^'o  vor  dem  Vi  rsaminliiiijrstnge  zu  crfoli^eu  und  die  zur  Ver- 
haudluug  bestimmten  Gegenstände  bekannt  zu  geben  liat. 

§.  31. 

Die  Actionäre,  welelie  der  General-Versammlung  Ix-iwidmen  widjcn. 
müssen  länfrstens  8  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  die  Aetien, 
auf  Grund  wclelier  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen,  am  Sitze  der  Gesell- 
selial  t  oder  an  den  vom  \'er\valtungsrathe  l)estimmten  Krlafrstellen  de])oniren. 
lind  erhalten  Lcgitim.ntionskarten.  welche  auf  den  Namen  lauten,  die  Zahl 
der  deponirten  Aetien  und  der  daraut  entlallenden  Stimmen  ausweisen,  und 
nur  flir  die  bezeichnete  Person  oder  deren  gehörig  legitimirteu  Bevollmäch- 
tigten gelten. 

i<.  32. 

Der  zum  Vortrage  in  der  General- Versammlung  bestimmte  Geschäfts- 
bericht nebst  dem  Beohnungsabt^chlusse,  der  Bilanz  und  dem  Gutachten  des 
ReTisions-Au^tsehnsseSi  sowie  der  Wortlaut  der  zur  Verhandlung  kommenden 
Anträge  ist  8  Tage  vorder  (ieneral-Versamralung  am  Sitze  der  Gesellschaft 
zur  Einsicht  aufzulegen,  und  jedem  Aetionär,  der  sein  Stimmrecht  nach- 
gewiesen hat;  ein  Druekexemplar  davon  zu  erfolgen. 

•    §•  33. 

Die  General* Versammlung  ist  besohlussfilbig»  wenn  Uber  deren  erste 
Einberufung  mindestens  zwanzig  Stimmberechtigte  Actionäre  anwesend  sind- 

Um  eine  Aenderuiifr  der  Statuten,  eine  Vermehrung  des  gesellschaft- 
lichen L'nternehmunfrs-tVtndes  durch  Hinausgabc  neuer  Aetien  oder  durch 
Aufnahme  eines  Anletiens,  die  Verättssorung  der  Bisenbahn  oder  die  Auf- 
lösung der  Gesellschaft  beschliessen  zu  können,  muss  wenigstens  das  halbe 
Actieneapital  vertreten  sein. 

§.  34. 

Ist  die  General- Versammlung  nicht  beschlussfähig,  so  wird  sie  vertagt 
und  binnen  8  Tagen  neucrding:s  gemäss  §.  30  einberufen,  wobei  jedoch  der 
Zeitraum  zwis<  h<  n  der  Einberufung  und  Abhaltung  der  Versammlung  aaf 
▼ierzehn  Tage  beschränkt  ist. 
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Iki  ihrer  zweiten  Einberiituiig  ist  tlie  (ieneral-VersammluM^r  «liiu  RUek- 
sicht  auf  die  Anzahl  .1er  anwesenden  Acti«)nare  und  der  vcrtretoneu  A<  tien 
beschlusstähig.  Ihre  Verliandlmif^en  sind  jedoch  auf  das  Progranjoi  der  ver- 
tagten Versammlung  beacliranlvt. 

§.  86. 

Den  Vorsitz  bei  der  General- Versainralung  führt  der  Vorsitzend»'  des. 
Verwaltungsrath  es  oder  dessen  Stcllverlreler.  (»der  bei  irloiehzeitii^er  Verhin- 
derung  Beider   das  vom   Verwaltung sraihe   hiezu    bustimmte  Mitglied 
desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden 
Gegenstände,  eröflhet,  leitet  nnd  schliesst  die  Berathungen. 

Der  Sehriftffihrer  wird  vom  Vorsitzenden  ernannt. 

Als  Stimmftthrer  fungiren  die  meistbetheiligteo  Actionäre,  an  deren 
Stelle  im  Falte  der  Ablehnang  die  nMchstbetheiiigten  treten.  Bei  Gleiehbeit 
der  Betbeiligung  entseheidety  wenn  keine  Einigung  stattfindet,  das  Los. 

§  36. 

Die  G eneral- Versammlung:  fasst  ihre  lieschlüsse  nach  alisolutcr  Siinunen- 
mehrheit.  Bei  gleichgetheilten  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse 
erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Die  im  §.  33  bezeichneten  Verfligungen  können  nur  mit  einer  Mehrheit 
von  zwei  Dritteln  der  Stimmen  beschlossen  werden. 

Wenn  bei  Wahlen  im  ersten  Wahlgangc  keine  absolute  Stimmenmehr- 
heit erzielt  wird;  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt, 
welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem  Falle 
die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wühlenden  in  die  engere  Wahl  gebracht  Im 
Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§.  87. 

In  der  General-Vcrsammlnn;^'  wird  nur  über  die  in  der  Einlieriifunj; 
bezeichneten  Gefrenstände  verhandelt.  Anträge,  welelic  dem  Verwaltungs- 
rathe  von  wcnig.stens  fünf  Actiunären,  welehe  ihr  Stiiiiimecht  durch  Deponi- 
ruug  der  Actien  nachweisen,  vor  der  Einberufung  der  General- V^crsammlung 
eingebracht  wurden,  sind  in  die  Kundmachung  aufzunehmen. 

Auch  in  dw  General- Versammlung  steht  jedem  stimmberechtigten 
Actionir  dtfs  Beoht  zu,  selbststXndige  Antrüge  zn  stellen,  doch  darf  Uber 
dieaelben  nieht  sofort  in  dieser  General- Versammlung  entschieden,  sondern 
nur,  wenn  ein  soleher  Antrag  noch  von  wenigstens  vier  stimmberechtigten 
Aetionären  nntersttttzt  wird,  bestimmt  werden,  ob  und  wann  derselbe  in 
Verhandlung  zn  nehmen  ist. 
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38. 

Der  SciiliHsfassuug  der  General- Versammlung  siud  folgende  Gegen- 

stände  vorbehalten: 
aj  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  des  Kevisions- 

Ausschn^äes : 

b)  die  Feslstt'lhuig  des  Werthes  der  Anwesenheitsinarkeu  Oir  die  Theil- 
naiime  an  ch-n  Sitzun<^'t^u  des  Verwaltun^i^rathes  (§.  25); 

c)  die  Genehniif^'nn.L'  der  .tahresrechuungen  und  der  Gewiunstvertheilun^ 
dj  die  Geltendmachunp:  der  dem  VerwaltungHrathe  gegen  die  Gesellschaft 

obliegenden  Verantwortlichkeit; 

e)  die  Vermehrung  dej^  Gesellschafts-  und  Unteruehmungsfondes  durch 
Erhöhun  ^^  des  Actiencapitalcs  oder  durch  Aufnahme  Ton  Anlehen; 

f)  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

g)  die  Yeriiussening  der  Eisenbahn ; 
/< )  die  Abiikderang  der  Statnten ; 

i)  die  Auflösung  der  Oeselischnft  vor  Ablauf  der  statnteiimftssigen  Daner. 
Zu  den  unter        h  und  i  aufgestellten  BesohlQssen  ist  die  Genehmi- 
.  gung  der  hoben  Staatsverwaltung  erforderlich. 

Ueber  die  Verhandlungen  der  General-Yersamrolnng  wird  ein  Protokoll 
gefttbrty  welches  Ton  dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftfllbrer  und  twei  duroh 
-  die  General- Versammlung  gewählten  AotionSien  unterseichnet  wird. 

Der  Unterscliriit  des  Protokolles  wird  äas  Verseiehniss  der  anwesenden 
Actionftre  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmeosahl  nebst  den 
Vollmachten  beigesetst. 

Die  im  Protokolle  der  General- Versammlung  veneiehneten  Besehlttssey 
mit.  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungsrftthe  gut- 
gehe issen  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden,  haben  den  Letzteren  als  Abso- 
lutoriura  zu  dienen. 

Die  Beschlüsse  der  General- Versammlung  sind  fttr  die  einzelnen  Aetio- 
iiilre  unbedingt  verbindlich. 

V.  Abschnitt. 

Revisious-Auasehuss. 

§.  40. 

Der  zur  Prüfung  der  Gesellschafts-Reohnungen  bestellte  Bevisions- 
Aussehuss  besteht  aus  drei  Mitgliedern  und  drei  ErsatzmänDorn,  welche 
aiyihrlich  von  der  ordentlichen  General- Versammlung  aus  den  der  Verwal- 
tung nicht  angehörenden,  stimmberechtigten  Aotionären  gewählt  werden. 
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Die  Ersatzmiiniicr  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderuntr  der  Mitsrlieder 
des  Revisious-Ausschusses.  und  zwar  nach  der  Reilieatolge  der  Stimuien, 
weiche  sie  erhalten  hahen.  in  Function. 

Bei  gleicher  Ötiiumenzahl  entscheidet  darüber  das  Los. 

§.  41. 

Der  ReTisions-Ausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen 
lahretreohnniigeQ  wi  prfifen  ;  er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtiget,  von  den 
Bflchern  und  der  ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen, 
nnd  Ton  den  Reebnnngslegem  die  nStbigen  AnfklSrnngen  abzaverlaDgen. 

Er  hat  seinen  Befnnd  der  Genend- Versammlung  vorzulegen. 

VI.  Abschnitt. 

Bilanz,  Gewinnvertbeilung,  Tilgung  des  Anlage-Capitales. 

§.  42. 

Die  Reehnnugen  der  Gesellschaft  werden  alljährlich  am  31.  Djoember 
abgeseblossen  und  mit  der  Bilanz  nnd  dem  Gutachten  des  Rei-isions-Aus- 

sobnsses  der  General-Versammlung  vorgelebt. 

Das  nach  Bestreitung?  aller  Betriebs-  und  Erhaltungs-Ausla^ren,  der 
eventuellen  Kosten  der  Beschaffung  des  zur  Bezahlung  di  r  Zinsen  der 
Prioritäts-Oldigationen  selbst  erforderlichen  Silbergeldes,  der  Verluste  und 
der  Abschreibungen  vorhandene  Erträgniss  wird  nachstehend  verwendet : 

Vor  Allem  zur  Zahlung  der  Zinsen  der  Prioritäts-Obligationen  1.,  II. 
nnd  III.  Emission  nach  der  hier  auiregebenen  Reihenfolf::e. 

Die  nach  Au-^zahlunfr  der  Prioritäten-Zinsen  bis  Ende  des  Jahres  1877 
sich  ergebenden  L'ebersi'liüssi-  werden  bis  zum  Gesammtbetrage  von  lU.UUO  tl, 
ö.  W.  in  einen  Sicherstellungsfond  hinterlegt,  welcher  dazu  dient,  die  sieh 
in  späteren  Jahren  ergebenden,  etwaigen  Abgange  für  die  Verlosung  der 
Prioritäts-01)ligatioiien  zu  ergänzen. 

Eventut'Uf  weitere  reberschüsse  wmlen  im  Sinne  des  Sj.  12  des  Aus- 
gleiches zu  Gnn>*ten  der  k.  k.  priv.  SiidbahngeseUsehatt  und  zur  Bildung 
eines  weiteren  Keservetondes  verweudet. 

Die  Aetionäre  iiaben  hienach  bis  Ende  des  Jahres  1877  keinen 
Anspruch  aul  Zinsen  oder  Dividende. 

Vom  Jahre  1878  angefangen  ist  nach  Erfüllung  der  in  diesem  Para- 
graphe  Alinea  2,  3,  4  und  5  vorgeschriebenen  Bestimmungen  das  vorhandene 
Erträgniss,  wie  itaohstehend  zu  verwenden : 
a}  wird  einem  zu  bildenden  Gewinn-Beserrefonde  (so  h&nge  dieser  nicht 

10%  des  Actienoapitales  Übersteigt)  ein  von  der  General-Versamm. 

lang  zu  bestimmender  Betrag  bis  zu  5*/«  dieses  Restes  zugewendet; 
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h)  werden  weitere  107«  sIs  Tantidme  dem  Verwaltnngsrathe  Evgewiesen; 
e)  wird  der  Rest  als  Dividende  anter  die  Aetionire  verthetlt 

§.  43. 

Die  Zalilung  der  Dividende  erfolgt  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres;  doch 
steht  es  dem  Verwaltangsrathe  frei,  a  oonto  der  Dividende  die  Anszahlnng 
.  eines  dem  muthmassUeheu  Reingewinn  angemessenen,  jedoeh  5«/«  des  Aetien. 
Cnpitales  nioht  fibersteigenden  Betrages  im  Jänner  an  bewilligen. 

Dividenden,  weUshe  binnen  fUiif  Jahren  nach  ihrer  Fälligkeit  nicht 
behoben  werden,  sind  an  Gnnsten  der  Gesellschaft  verfallen. 

§.  44. 

Die  Tilgung  des  Anlage- Capitales  erfolgt  innerhalb  der  Ooncessions- 
tlauer. 

Nur  wird  dureli  den  beijrehefteten  AiHirloich  (§.  3)  ilie  Veilosunjr  der 
Prioritäts-Obligatioiieii  1.  uinl  II.  Emission  iiin  vier  Jahre  hiuausgerUckt^ 
und  wird  selbe  erst  im  Jahre  1878  wieder  aufgenommen. 

•  Die  Prioritäten  III.  Emission  werden  vom  Jahre  1880  an  innerhalb 
65  Jahren  zur  Verlobung  gebracht. 

Die  Verlosungen  erfolgen  halbjährig,  und  zwar  in  Silber. 

Die  Tilgung  der  Aetien  erfolgt  nach  gänzlicher  Tilgung  der  Prioritäts- 
Obligationen  ebenfalls  halbjährig. 

Die  Verlosungen  werden  in  Ghraz  Öffentlich  vorgenommen. 

Die  Nnmmern  der  gezogenen  Priorität s>  Obligationen  nnd  Aetien  werden 
In  Qemässhelt  des  §.  5  kundgemacht. 

Die  getilgten  Aetien  werden  gegen  Genussscheine  umgetauscht,  deren 
Besitzer,  was  die  Dividende  anbelangt,  nur  auf  den  &*/o  des  ursprünglichen 
Actien-Capitales  Übersteigenden  Theil  der  Dividende,  auf  diesen  Theil  aber 
gleichen  Anspruch  mit  den  Actienbesitsem  haben,  während  sie  in  allen 
anderen  Beziehungen  den  Actionären  gleichgestellt  sind. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtheilung  der  Beschlussfähigkeit  der 
General-Versammlung  und  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertreteneu 
Capitales  (§.  33)  die  Genussscheine  den  Aetien  gleichgehalten. 

Das  Formular  der  jedenfalls  auf  Inhaber  lautenden  Genussscheine  wird 
seinerzeit  vom  Verwattungsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen  Staatsverwal- 
tung festgestellt. 

VII.  Abschnitt. 
Streitigkeiten,  Staatsaulsicht,  A|aflösung. 

Streitigkeiten  aus  dem  Gesellschafts-Verhältnisse  werden  von  dem 
Schiedsgerichte  der  Grazer  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung  ausge- 
tragen. 
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§.  46. 

der  liulicn  Staatsverwaltnu}?  voiht  lialtt  iu'  Aulsiclitsiri'cht  wird  von 
derscUien  nacli  doii  Bi'stiiiiiiimi;j:en  der  all^'oineineii  tit'sct/.c  );oiil>t. 

Mit  Rück-^iclit  auf  die  hieinit  vcrbundeiir  <  leschäftslast  wird  vmi  der 
Gesellschaft  eine  jährliche  raiischalvcrjriituii;^  an  den  Staals.sehatz  g»dei>tet, 
deren  Hölje  von  der  Staatsverwalt\niL,'-  in  Gemässhcit  des  §.  15  der  Aller- 
höchsten Couces.sious-Urkuude  bestimmt  wird. 

§.  47. 

Im  Falle  der  Anfldsitng  der  Geaellsehaft  (§.  6)  wird  die  Art  der  Liqid. 
dation  von  der  General« VerBammlang  mit  Genehmigung  der  hohen  Staats* 
Verwaltung  in  GemftBsheit  der  Bestimmungen  des  Handeisgesetzbuches 
festgestellt. 


<',753. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  8.  Jänner  1870, 
Zahl  17879  ex  18G9.  bestiiti-ten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Aller 
höchster  Ermächtigung  irenehmigt. 

Wien,  am  16.  Juni  1876. 

In  Vertretung  des  k.  k.  Ministers  des  Innern : 
Anersperg  m.  p. 


AnsgleichB-Frogramm. 

Um  «'inen  sowohl  im  Interesse  der  Gläubiger,  aU  der  Actionäie  ^jele- 
geuen,  nnd  den  Fortbestand  der  k.  k.  ])riv.  Lcobcn-Vordernber^er  Eisen- 
balingesellsfliaft  sichernden  Ausfrleich  zu  Stande  zu  bringen,  die  Aufhebung 
der  CHncnrsverhandlunfT  zu  ermüirlichen  und  dir  ( 'on-olidirung  der  Dahn- 
fr<'sell<chalt  «lurchziilühK  n,  sind  die  gefertigten  Gläubiger  über  nachsteheude 
Tunkte  übereiugekommen. 

1. 

Aufhebung  des  Conouraes. 

Die  gefertigten  Gläubiger  willigen  unter  den  in  den  folgenden  Para- 
graphen festgesetzten  Canteleu  vorläufig  in  die  Aufhebung  des  Gonourses 
ttber  die  k.k.priv.Leoben-Vordemberger  Eisenbahn-Gesellschaft  und  erklärt 
sieh  der  gefertigte  Coneursmasse-Verwalter  Dr.  Anton  Srstka,  sowie  der 
bestellte  Creditorenausschuss  mit  der  Gonoursaufhebung  auf  Grund  der 
folgenden  Bestimmungen  einverstanden. 

21 


Digitized  by  Google 


308 


K.  k.  priT.  Leoben* 


§.  2- 

JBcfrieiligunj;  von  Gciiicingläubigcra  durch  neue  rrioritUteu, 

Folgeode  Gläabiger,  Als:  «die  k.  k.  Creditanstalt  in  Wien<*  (fllr  da» 
Wiener  Anshilfs-Comiti),  «die  k.  k.  priv.  SQdbsIingesellschalt."  «die  Rad- 
mcister-Communität  in  Vordernberg",  dann  die  Herren:  Franz  Freilierr 
Ifayr,  Franz  Ritter  v.  Fridan,  Morls  Frölilioh,  Jacob  8yz  und  Dr.  Albert 
Merk,  erklären  sich  bereit,  an  Zahlnngsstatt  Priorititen  einer  nacli  Anfhe- 
bnng  des  Coneurses  auszugebenden  dritten  Emission  k  pr.  ö.  W.  fl.  300  in 
Silber  fttr  alle  ihro  zum  Ooncurse  angemeldeten  Capttalsforderungen  und  die 
hinzngeschlagenen  sechs  Percent  Zinsen  bis  zu  Jenem  Tage,  von  welchem 
nach  den  neu  auszugebenden  Prioritftts-dbligstionen  die  Zinsen  laut  des 
darauf  befindlichen  ersten  Coupons  zu  laufen  beginnen,  bis  zur  vollen  Hohe 
derselben  anzunehmen. 

Jene  der  vorgenannten  Gliubiger,  deren  Forderungen  ganz  oder  theil- 
weise  zur  Conoursinnsnc  niclit  liquidirt  worden  sind,  erhalten  selbstverständ- 
lich solche  neue  Prioritäts-Obligationen  nur  für  dio  Höhe  ilirer  von  der 
Conciirfjm.-issi'  oilor  der  rcnetivirten  Eisciilialingesellsclifift  anerkannten  oder 
gerichtlich  ]i(|nidiiton  Forderungen  und  die  hievon  in  obiger  Weise  berech- 
neten sechs  Percent  Zinsen. 

Der  Uobernahmsoours  dieser  neuen  Priorität8-0bli^;atlonon  wird  von 
sämmtlichen  Gläubigern  mit  ö.  W.  fl.  90  fUr  ö.  W.  il.  1<  hj  Silber  nominal 
acoeptirt  und  der  seinerzeitigen  Berechnung  zu  Grunde  gelegt. 

§.8.  . 

Vorläufige  Erwirkung    der  Genehmigungsznsicherung  von 
Seite  der  Regierung  für  die  Prioritäten-Emiitaion. 

Noch  vor  erfolgter  Aufliebun};  dvA  Coneurses  über  die  Leobi'n-Vordcrn- 
berger  Eisenhahn^resellschalt  §.  1)  wird  der  Concursroasse- Verwalter  im 
Einvorst:in<liii8so  mit  dem  Creditoren -Ausschüsse  unter  Vorlafrc  dieses  Aus- 
glei''hsiiro;rr:inun''S  und  eines  den  .^t.iiid  des  Unternehmens  nnd  die  weitere 
Lebeiisl;ihi,::keit  dessidben  klar  daisteUeiKh'n  Fiiianz-KxiHtse^  bei  der  hohen 
Re;]rienin;u:  um  die  vurläutiu^c  Zusieherun;;  der  CJestattuu^'  einer  ii<  nen  Pri(^ui- 
tiiten-EuiisHion  l'i--  /um  IliM'h>tbetra^'e  V(tn  i).  W.  H.  3.'in,U(Mi  un  1  um  «jch'ieh- 
zeitige  CiebiihieulVeiheit  liii-  dit  selbe  ausuehen.  Erst  uaeh  erlolirter  vorläu- 
figer Zusiclu  ruug  der  (iem  limi;;uiig  dieser  dritten  Prioritäten-Emission  dureh 
die  ludie  Staatsv  erwaltimg  wird  «las  Ausuchen  um  Aufliebnng  des  Coneurses 
über  die  LfolH  U-\'ordernbriger  Eiseubaliugescdisohatt.  w<  |(  li.  s  \<in  sämmt- 
liehen  Gläubigern  zu  IVitigeu  seiu  wird,  bei  dem  k.  k.  Landesgerichte  Graz 
als  Concurs-Iustauz  eingebracht  werden. 


Yordemberger  Kisenb«Iiii«  '  30i) 

§.  4. 

Verzichtleistung  der  Gläubiger  auf  eine  SpetienvergUtung. 

S&mmtliehe  Gläabiger  ohne  Ansnahme  verdchten  anf  jede  Vergtttons 
an  Process-,  Oeriehta-nndExeeationskosten,  sowie  sonstige  wie  immer  geartete 
Spesen  mit  Ausnahme  der  ihnen  in  ihrer  Eigenschaft  als  Creditoren-Ans- 
sehtlsse  erwachsenen  nnd  im  §.  13  berficksiehtigten  Spesen. 

§.5. 

Vorsicht  der  Südbahn  anf  ihr  Compensationsrecht. 

Die  vertragsraässig  den  Betrieb  der  Leoben-Vordenilii  rger  Eisenbahn 
fahrende  k.  k.  priv.  SUdbahngcseilschaft  Terpfliohtet  sich  im  Sinne  (U*^  §.  2 
dieses  Programmes  für  ihre  sämmtlichen  anm  Oonf'arseder  k.  k.  priv.  Leoben- 
Vordemberger  Eisenbahngesellsehaft  angemeldeten,  theils  liquidirtcn  nnd 
tlieils  noch  zu  liquidirenden  Fordemngen  Prioritäts-Obligationen  dritter 
Emission  zn  übernehmen. 

Dieselbe  verzichtet  insbesondere,  um  dio  ReactiTirang  der  falliten 
Gesellschaft  zn  ermöfrlichen,  auf  das  von  ihr  bisher  angesprochene  Recli^, 
die  nach  dem  oben  erwähnten  Betriebsvertrage  der  falliten  Gesellschaft  und 
bezUfrlieh  deren  Concnrsmasso  anfallenden  und  derselben  noch  nicht  abgelie- 
ferten lU'triebs-Ertriicrnisse  mit  ihren  angemeldeten  Fordemngen  au  compen- 
siren.  Jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung  der  vorherigen  Genehmigung  der  be- 
reit>;  vorg^elegten  Betriebsroolinungenuud  des  Zustandekommens  desAusgleiches 
in  Gemii3>heit  dici^es  IVograinine^. 

Sollten  sich  iedoi^h  nach  Al»l:nif  des  Jahres  1S77  über  den  im  \'2 
vorgesehenen  Rest  i\ (  lon.l  für  Amorti^atioii-^zwceki'  per  <).  W.  tl.  lO.OUÜ 
noch  wt'itiMo  Geharnn;j:siilM Mschüsse  nacii  Masstrabe  der  geprüften  und 
rieht ;j:<  s(fllti  ii  l'.ilan/  pr«»  1^77  er;j:ebcn,  so  müssen  selbe  zunächst  zur 
gäuzlicheii  (ulrr  tlieilwei^en  rtiickliisunj,'  der  der  k.  k.  priv.  8Udl)ahu^'ellsehaft 
für  die  an^emehlete  und  liqiiidirte  Forderung'  per  ij.  W.  fl.  28.318„l)6  kr. 
an  Zahliiii^rsslatt  iilierjrelM'nen  Prioritäten  dritter  Emission  zum  Curse  von 
90  Porcent  verwendet  werden. 

Nach  Ablauf  dickes  Zeitraumes  liat  die  Gesellschaft  keine  Verptiiclituug 
mehr  zur  Kückübernalime  dieser  Priuritätcu. 

^j.  6. 

Art  der  Ausbezahlung  der  riick>tändi<reu  Betriebsergebnisse 

durch  die  Südbahn. 

Die  k.  k.  priv.  SUdbahngetlschaft  rerpflichtet  sich  sohin,  Ton  diesen  in 
ihrem  ZahlnngSTerspreohen  befindlichen  Betriebsertriignissen  den  die  Summe 
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TOD  Ö.  W.  fl.  28.318^96  kr.  Uberafceigendeu  Betrag;  sofort  hagIi  Oenehmigang 
der  vorgelebten  Hetriebsrechnnngen  noch  an  die  Concursniasse- Verwaltung 

aud  den  verblei bondeu  Re<<t  «?e«ren  Ausfolgnn<f  der  auf  ihre  angemeldeten 
Forderunfren  in  Geinässheit  des  tj.  2  entfallenden  PrioritätS'Oblifrationen  an 
den  neuen  Verwaltnnptsrath  auszubezahlen,  wobei  dieselbe  jedoch  selbstver- 
ständlich ihr  Re<  ht  auf  Conipensando-Anreehnung:  der  ihr  seit  der  Coucurs- 
Eröftnunfi:  erwaehsenen  Forderuntrt'ii  irvirfn  die  (yoncjirsmasse  oder  die  reae- 
tivirte  Oesell^ch.iit  mit  den  jeweilig  abzuliclerndeu  Betriebs-L'eberschUssen 
sich  vollinhaltlich  wahrt. 

E  inbe  ruf  ung  einer  aasseror  den  t  hohen  Oeneral-Verti  ammlung. 

Sob.ild  ilif  Kisciiicilin-Gesellscliaft  durch  diese  \ erjrleiciisweij^e  AuHie- 
bung  des  C<»neur>c<  reactivirt  ist.  lial  <ler  V'erwaltungsratli  derselben  solort 
eine  ausserordentliche  General  Versaniniluiig  der  Actionäre  dieser  liahn- 
gesellsohaffc  einzuberufen,  und  auf  die  Tagesordnung  derselben  den  von  den 
Gläubigern  angebotenen  Ausgleich  zu  setzen. 

§.  ö. 

Ausgabe  der  dritten  Prioritüten-Emission. 

Die  General-Versammlung:  hat  weiters  zur  Kefundirung  der  schwebenden 
Schuld  im  Sinne  dieses  Ausgleiches  die  Ausf,'abe  eines  neuen  Priorifäts- 
Anlehens  in  der  Höhe  vonö.  W.tl.  330.UUU  in  ofTectivem  Silber  in  llOü  Stiick 
Obli^'atioiien  ü  ij.  W.  fl.  300  in  Silber,  gleich  200  Thaler  prcussisch  Courant 
oder  11.  3^)0  süddeutseln-  Wälirung  mit  fiiiil  Pen  ent  Verzinsung  in  etTectivem 
SiHter  und  darauf  lauttMuleii  Cniipons  zu  besclilies-^cn  und  sind  die>*e  Priori- 
täts-Obligatiouen  iu  dem  Oontexte  als  dritte  Emissiou  Lit.  B.  zu  kcun» 
zeichnen. 

Die  Verlosung  dieser  nenen  Prioritäts^Obligationeu  hat  mit  dem  Jahre 
XtsüO  zu  beginnen. 

§.  9. 

Tbeilnabme  der  Prioritfttsbesitzer  an  der  Bildung  der  nenen 
Verwaltung  und  sonstige  Garantien. 

Den  GlKubigern,  dureh  welche  nach  vollzogenem  Ausgleiche  mehr  als 
zwei  Dritttlieile  des  Aulage-Capitah  s  .uilg^  ljraelit  erseheinen,  sind  für  die  im 
Interesse  des  Bestandes  der  Gesellsclialt  gemaeliten  ( 'oncessionen  und  zu 
ihrer  eigenen  Wahrung  folgende  Garantien  einzuräumen. 
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1.  Hat  der  bisherige  Yerwaltniigsnith  ftlr  die  einznbemfende  ausser- 
ordentliche  Ctoneral-yersammliuig  die  voUsttncBge  Neuwahl  des  Verwaltnngs- 
rathes  auf  die  Tagesordniing  tu  setsen. 

S.  Haben  die  ActionSre  nach  Rttoictritt  des  Yerwaltungsrathes  bei  dieser 
ansaerordentUchen  GeneralrVersammliuig  einen  nenen  Vierwaltnngsrath  ans 
fBnf  Mitgliedern  zn  wlhlen,  nnd  in  diesen  Yerwaltungisrath  jene  drei  Persdn- 
lichkeiten  ans  der  Mitte  der  GlXnbigersohaft  aufzunehmen,  welche  ihnen  von 
derselben  werden  vorgesehlagen  werden. 

3.  Darf  die  Zahl  der  Mitglieder  des  Yerwaltungsrathes  nicht  erhöht 
werden,  so  dass  der  Olänbigersehaft  durch  ihre  Yertrauensmlnner  die  Majo- 
ritilt  im  Yerwaltnngsrathe  gesichert  bleibt. 

4.  Hat  die  Neuwahl  anf  sechs  Jahre  za  geschehen. 

5.  Darf  der  Sitz  der  Gesellschaft  von  Graz  nicht  verlegt  werden. 

§.  10. 

Hlnansschiebung  der  Yerlosung  für  die  1.  nnd  2.  Prioritäts- 
anleihe. 

Die  Prioritätsbeaitzer  erster  nnd  zwcitor  Emission,  welche  die  Lage 
der  Gesellschalt  dnrcli  ihren  gcMichtlich  l)pstellten.  ^'emeinscliaftliclien  Cura- 
tor  genau  geprüft  haben,  erklären  sich  den  gegenwärtig  allgemein  ungünsti- 
gen Zeitverhältuissen  Rechnung  tragend,  und  um  der  Gesellschaft  für  alle 
kommenden  EventualitUten  die  stricte  Durchführung  dieses  Programmes  zu 
errnöglichen,  den  sowohl  iu  ihrem,  als  auch  im  Interesse  der  übrigen  Glitu- 
biger  gelegenen  Fortbestand  der  Gesellschaft  dauernd  zu  sieheru,  nnd  sich 
nicht  mehr  den  Wechselftllen  einer  etwaigen  neuen  Conenrsvwhandlung  aus- 
zusetzen,  bereit,  der  Eisenbabngesellsehaft  die  Hinanssebiebung  der  nach 
dem  auf  denselben  befindlichen  Yerlosungsplane  mit  jShrüolien  80  und  rQck- 
sichtlieh  5,  zusammen  85  Stttck  vorgeschriebenen  BQcktösung  respective 
Amortisation  der  Prioritiitaobligationen  erster  und  zweiter  Emission  auf  vier 
Jahre  zu  bewilligen,  so  dass  in  den  Jahren  1874,  1875,  1876  und  1877  gar 
keine  Rtteklttsung  beziehungsweise  Yerlosung  zu  erfolgen  hätte.  Mit  dem 
Jahre  1878  würde  sodann  die  nach  dem  Yerlosungsplane  fUr  das  Jahr  1874 
vorgezeichnete  Rficklosung  derPriorit&ten  beider  Emissionen  vorgenommen, 
und  dem  entsprechend  in  den  folgenden  Jahren  fortgefahren  werden,  so  dass 
^e  Prioritätsanleihe  erster  Emission  mit  dem  Jahre  1941  und  die  Prioritkts- 
anleihe  zweiter  Emission  mit  dem  Jahre  1987  vollkommen  gezahlt  und  amor- 
tisirt  wSre. 

Im  üebrigen  wird  an  der  in  dem  Inhalte  der  Obligationen  der  Prioritilts- 
anleiben  erster  und  zweiter  Emission  aufgenommenen  Bestimmung,  wonach 
das  PrioritXtsanlethen  erster  Emission  durch  Yerlosung  innerhalb  65  Jahren, 
und  das  der  zweiten  Emission  durch  Yerlosung  innerhalb  60  Jahren  im  vollen 
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Neniiwortbc  in  cffrctiver  Sill)ermiiiizo  rückgezalilt  werden  miiss,  durch  die- 
sen ^'erg■Iei(•ll  nichts  ^rcändcrt.  und  gleich/eitijr  testgeset/t,  dass  die  Kück- 
zahlung  llir  d.is  neu  auszugebende  Priorität-^anlehen  dritter  Emission  inner- 
halb G5  Jahren  \(>ni  Jahre  1880  an,  ebeutalU  im  vollen  JSeunwerthe  und 
efleetiver  Sübermiiazu  zu  geschelieu  hat. 

§.  11. 

Bildung  von  ReserTefonds. 

Die  nach  Ablauf  des  Jahres  1877  nach  Einlösung  der  laufenden  Zinsen- 
Ooupons  von  den  PrioritUtsobligatioiieii  aller  drei  Emissionen  von  den  bilanz- 
mSssig  ausgewiesenen  Jahreserträgnissen  verbleibenden  G  ebarungsUberschttsse 
haben  bis  zitm  Betrage  vm  ötiterr.  Withr.  fl.  10.000  einen  Reservefond  fttr 
Priorftaten-Amortisationsswecke  zu  bilden,  ans  welchem  in  den  folgenden 
Jahren  etwaige  Abgänge  an  den  snr  RttcklSsnng  der  verlosten  PrioritSta- 
obligationen  erforderlichen  Tilgnngsqnoten  entnommen  werden.  EventneUe 
weitere  üeberschttsse  werden  im  Sinne  des  §.  6  zur  Rttcktösnng  der  fttr  die 
Fordemng  der  k.  k.  priv.  SttdbabngesellsGhaft  per  il.  28.318  96  kr.  an 
Zahlungsstatt  gegebenen  Prioritäten  dritter  Emission  nnd  endlich  fttr  Bil> 
dnng  eines  weiteren  Reaervefondea  fttr  unvorhergesehene  Aualagen  verwen- 
det, 80  dass  die  Actionire  in  den  nächsten  vier  Jahren  unter  allen  Umstän* 
den  anf  die  Anssahlung  von  Zinsen  oder  einer  Dividende  auf  ihre  Actien  au 
verzichten  haben. 

§.  12. 

Von  der  Qeneralversammlnng  der  Aetionäre  tu  fassende 

Beschlösse. 

Die  ^einberufene  ausserordentliche  Generalversammlnng  der  Aetionäre* 
hat  in  statutenmäasiger  Weise  die  Annahme  dieses  Ausgleiches  in  allen  sei* 
neu  Punkten  zu  beschliessen,  und  die  Neuwahl  des  Verwaltungsrathes  gemäss 
§.  8  dieses  Programmes  vorzunehmen. 

Dieser  Ausgleich  hat  einen  integrirenden  Bestandtiieil  der  Statuten  zu 
bilden,  und  ist  seiner  Zeit  mit  der  Genehmignngsclausel  der  hohen  Regie- 
rung verseheni  denselben  beizuheften. 

§.  18. 

Bezahlung  der  Hasseschulden  nnd  Verwendung  der  eingegan- 
genen Barmittel. 

Von  den  durch  die  k.  k.  priv.  Sttdbahngesellscbaft  in  Gemässbeit  des 
§.  7  an  die  Coucursmasse  auszufolgenden  Betriebsttbersebttsaen  werden  zu« 
nächst  die  Masseschulden,  insbesondere  die  Expensare  der  beiden  Masse* 
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Verwalter  Dr.  Mörtl  und  Dr.  Srstka,  sowie  des  Prioritiltsoarators  Dr.  Link 
und  die  Spesen  der  Oreditorenaoflscbflsse  bezaliU. 

Weiters  werden  diese  Gelder  dnrohBescIilnss  des  Greditorenanssehnsses 
sar  Deckung  jener  Forderungen  verwendet,  deren  Bezahlnng  oder  gerioht- 
liehe  Deponirung  znr  Erwirkung  der  Aufliebung  dos  Concurses  Uber  die 
Leoben« Vordemberger  Eisenbahngesellsohaft  nothwendig  erscheint. 

Ueber  die  yerwondung  dieser  Gelder  der  Concnrsmasse  wird  der  Cre- 
ditorenansschuss  nach  erfolgter  ConciirBattfhebun^  dem  neujrewählten  Ver- 
waltiin^sr.ntlie  ordnungsmässig  Keciinung  legen,  und  demselben  die  in  seinem 
Verspreohen  befindlichen  Cassabestände  ausfolgen. 

§.  14. 

Auszahlung  der  Wechseltorderung  an  M.  Schie  Nachfolger 

in  Dresden. 

Die  reaotivirte  Gesellschaft  hat  nach  erfolgter  Wahl  des  neuen  Ver- 
-waltnngsrathes,  sobald  die  ncithigen  Zahlungsmittel  Torhanden  sind,  und 
apfttestens  bis  1.  Jänner  1875  die  Weehselforderung  des  M.  Schie  Nachfol- 
ger in  Dresden  aus  dem  Äece pte  der  Gesellschaft  ddo.  7.  December  1873 
per  österr.  Währ.  fl.  6433^73  kr.  sammt  6  Percent  Zinsen  hievon  seit  dem 
Verfallstaget  d.  i.  dem  7.  Mftrs  1874  ohne  Abzug  in  Barem  zu  bezahlen. 

§.  15. 

Rechte  der  Pfarrpfrtlude  Trofaiach. 

Die  Gesellschaft  wird  binnen  drei  Monaten  nach  Abhaltung  der  Gene> 
ralTersammlung  den  mit  derPfarrpfrOnde  Trofaiach  abgeschlossenen  Tauseh- 
Tertrag  vom  25.  Oetober  1871  durchfahren,  und  ihre  vertragsmSssigen  Ver- 
pflichtungen genau  ernillen. 

16. 

Anlage  des  Eisenbuhngrundbuch es  und  bücherliche  Eintra- 
gung der  drei  Prioritätsemissionen. 

Der  neugewählte  Verwaltnngsrath  der  Eisenbahngesellschsft  hat  nach 

abgehaltener  GeneralTcrsammlung  schnellstens  nm  die  Genehmigung  der 
hohen  Staatsregierung  für  die  Ausgabe  der  neuen  Prioritätenanleihe  von 
itoterr.  Wühr.  fl.  330.000  einzuschreiten,  und  zu  diesem  Ende  in  Gemässheit 
dea  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874,  Nr.  70  R.  G.  Bl.,  nach  definitiver  Bewilli- 
gung  der  obigen  dritten  Prioritätsnuk  ihe  durcli  die  hohe  Kegierung  um  die 
Eröffnnng  einer  provisorischen  Gruudbucliseinlage  für  die  k.  k.  priv.  Leoben- 
Vordernbcrger  Eisenbahn  und  um  die  gleichzeitige  Einverleibung  aller  drei 
PrioritätencmiHsionen  jedoch  mit  Auszeichnung  ihrer  pfandrechtlichen  Rang* 
Ordnung  aU  1.,  Ii.  und  III.  Emission  anzusuchen. 


* 
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^.  17. 

Tormin  zur  Durchführung  des  A  u  8  pl  e  i  c  h  c  s. 
Die  Reorfranisirun^--  tlor  (losollschaft  und  alle  mit  dem  ^Ttniffenen  Aus- 
gleiche im  Zusammenhange  stellenden  Massnalimen  hat  die  k.  k.  priv.  Leohen- 
VordernhergfM'  Eisen  bah  ngesellscbal't  spätesteua  bis  1.  Jänner  1876  zur 
Durchlührung  zu  bringen. 

18. 

Versicbtleistung  der  Gläubiger  ant  KxecutionS'  und 

S  i  c  Ii  e  r  8 1  e  1 1  u  n  g  s  m  i  1 1  n  1. 

Die  gefertigten  Gläubiger  verzichten  während  dieser  Zeitdauer  auf  jede 
Art  der  Geltendmachung  ihrer  Forderungen  und  Ansprüche  und  in>*besondere 
auf  die  Einleitung  und  Durchführung  von  wie  immer  gearteten  Executions- 
und  Sicher- t('llungs<'-li ritten. 

Es  gilt  dieses  iiamentlit  h  vf»n  der  k.  k.  priv.  C'reditanstalt  in  Wien,  im 
Namen  des  Wiener  Anshilfseoniites.  der  k.  k.  priv.  Slidhahngesellschaft  und 
den  übrigen  Weehselgläul»igern,  welche  nicht  nur  auf  jede  Executiona- 
flilirung  hiermit  ausdrücklich  verzichten,  sondern  sich  auch  wahrend  dieser 
Zeit  des  Hechtes,  ihre  Forderungsansprliche  weiter  zu  oediren,  ausdrücklich 
begeben. 

Folgen  der  Nie  h  t  d  u  rc  h  f  Uli  ru  n  g  dieses  Vergleiches  für  die 
G  e  s  e  1 1  s  (•  h  a  f  t  u  n  d  deren  G  1  ä  u  l»  i  g  e  r. 
Sollten  die  in  diesem  Auspleichsprogramme  gesetzten  Bedingungen 
fliich  nur  in  einem  Punkte  nieht  zur  Erfüllung  gelangen,  sollte  insbesondere 
die  Generalversammlung  der  Actioiiäre  den  (Jläubigern  die  zn  ihrer  Sicher- 
heit verlangten  Garniiticn  nicht  gewahren,  die  diesem  Ausgleiche  zur  Grund- 
lage dienenden  und  von  ihr  geforderten  Hesehlüsse  niclit  lassen,  oder  für  die^ 
Beiiingnngen  dieses  Ausgleiches,  und  nanientücli  für  die  Ausgabe  des  neuen 
Prioritntsanleiheiis  die  definitive  Genehmigung  der  Regierung  nicht  zu  erlan- 
gen sein,  somit  die  Durchlührung  dieses  Vergleiehes  pich  als  unmöglich  her- 
ausstellen, oder  vom  Verwaltungsrathe  die  für  die  Ihirchführung  des  Verglei- 
ches vorgeschrieliene  Zeit  nicht  eingehalten  werden  können,  so  ist  jeder  der 
gefertigten  Gläubiger  der  Verptliehtuiigen  und  ZugestUndnisse  aus  diesem 
Vergleiche  entbunden,  die  zur  Zeit  der  Concurseröffnung  bestandenen  Ver- 
hältnisse leben  wieder  auf.  und  jedem  der  Gläubiger,  sowie  audi  jedem 
Prioritatenbesitzer  steht  es  frei,  unter  Bescheinigung  seiner  Forderung  und 
der  die  Aufhebung  des  Vergleiches  bewirkenden  Thntonatilnde  um  die  80> 
fortige  Wiedereröffnung  den  Coneurses  rficksiohtlich  Fortsetzung  der  Con- 
enrsTerhandlung  einmiehreiten. 

Anoh  sowolü  der  gegenwärtige  Vcrwaltungsrath,  sowie  der  nen  xu 
wählende  verbinden  sich  durch  die  Bntgegennahme  dieses  Ansgleiohes  in 
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dem  Momente,  als  sich  die  ünm^gliehkeit  der  Dnrchflihnixig  des  in  demsel- 
ben  Ton  den  Gläubigern  Geforderten  heransstellt,  oder  mit  Ablauf  des  znr 
Dnrchfttbmng  desselben  gesetzten  Termines,  wenn  nicht  eine  nene  Ans- 
gleiohsbasis  geftinden  und  vereinbart  sein  sollte,  selbst  fllr  die  Gesellschaft 
den  Oononrs  anzumelden. 

§.  20. 
Finaniprogramme. 
Die  diesem  Aasgleichsprogramme  beigehefteten  Finansprogramme  rflck- 
siehtlicb  PriUiminarien  fihr  die  ganze  Finanzgebamng  der  nächsten  Jahre 
sammt  den  dazu  gehörigen  ErlSntemngen  werden  Ton  den  gefertigten  Gläu- 
bigem eingeseheni  geprüft  und  gntgeheissen. 

Dies«  Ffaiiuisprogrftmme  wurden  hi«r  nieht  abi^draekt 

§.  21. 

Eintritt  der  Rechtsverbindlichkeit  des  Ansgleiehes  fttr  die 

Betheiligten. 

Dieses  Ausgleichsprogramm  bindet  die  einzelnen  Gläubiger,  welche 
dasselbe  unterfertigten,  nur  dann,  wenn  dasselbe  unverändert  von  allen  im 
Ausgleichsprogramme  genannten  Gläubigem  oder  Interessenten  der  Concurs- 
masse  angenommen  wird. 

Ausfert  i  iriin  js^  inid  Hintcrle  ^unir  dieses  P rojrra mmes. 

Diesos  Ansj^leiclis-Progranim  wird  nur  in  cinoni  Originale  ausgefertigt 
und  von  .^iininitliclien  (lläuhigern  und  Interessenten  untertertij^t. 

Dieses  Original,  wrlehes  beliufs  der  curatclbeliordlieiien  Genehmigung 
für  die  liiebei  diir<'li  den  ;^erirlillie]i  bestellten  Curatnr.  Advoeaten  Dr.  Leo- 
pold Link,  vertretenen  rrioriliit>ltesit/er  1.  und  IL  Luiisäion  dem  k.  k.  Lan- 
desgerichte Graz  als  Cuiatelbeiiürde  vorgelegt  werden  wird,  bleibt  nach 
erfolgter  gerichtlicher  Corroborirung  in  dortiger  gerichtlicher  Verwahrung, 
und  hat  sieh  die  Gesellschaft  eine  vidimirte  Copio  desselben  zu  verschaffen. 

§.  28. 

Kosten  des  Vergleiches. 
Die  Kosten  der  Ausarbeitung  dieses  Ausgleichsprogrammes,  sowie  die 
mit  dem  Abschlüsse  des  Vergleiches  äberhanpt  verbundenen  Kosten  und 
Spesen  sind  als  Massakosten  zu  behandeln  (§.  13). 

Graz,  am  1.  August  1874. 

Johann  Lischka  m.  p.  Ur.  Leopold  Link  m.  p. 

Dechant  und  Pfarrer  in  Trolaiach  als  Vertreter  der  Firma  M.  JSchie's 

ffir  die  Prarrpfrtfnde  hier.  Nachfolger  in  Dresden  vnd 

bestellter  Curntor  der  PrioritUti» 
Carl  E.  f.  hnaffl  m.  p.  besitzer  L  und  IL  Emission. 
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Q.  Z.  12857. 

Die  k.  k.  priT.  österr.  Creditaostalt  fUr  Handel  und  Gewerbe: 
llurubohtel  m.  p.  Weiw  m.  p. 

Ich  Gefertigter  bestätige,  dsm  die  mir  persönlieh  bekannten  Herren 
Tkeedtr  Ritter  ?.  lenbtslel  nnd  Carl  Utter  t.  Ifeisi,  Directoren  nnd  Fir- 
nianten  der  k.  k.  i^i  iv.  österr.  Creditenstalt  för  Handel  nnd  Gewerbe  vor 
mir  die  vorstehenden  Finnazeiebniingen  als  ihre  eigenbtndigen  anerkannt 

iiabeu. 

Wien,  den  einnndswanaigsten  Angnat  1870  vier. 

Substitut  k.  k.  Notais  Dr.  Is^nai  Kaiser 
(L.  8.)  mit  Landesg.  Dec.  ddo.  Wien  30.  Deo. 

1873.  Z.  86872. 


Cnterschriften : 

§r.  Schreiner  lu.  p. 
in  Vertratung  der  k.  k.  priraegirten 
SOdbidingeMlbehaft. 

Die  Verwaltunj^  des  Vordernberger 
BUrgcrs])italeB: 

Ignai  Nowack  m.  p. 
(Im  S.)  BitrgermeiBter. 

V.  Ii.  leliaka  m.  p. 

Spit«l>VerwAlter. 

Dr.  le«polii  Link  m.  p. 
«Is  Vertreter  des  Franz  Ritter  von  Fridau. 

0r.  Main  lerk  m.  p. 

Dr.  Archer  m.  p. 

för  Fr.  Freilierrii  Mayr-Mclnhof. 

Dr.  Cari  Rerlibauer  m.  p. 

für  Herrn  Moriz  Fröhlich. 


Dr.  daltf.  Berghammer  m.  p. 

Die  Radmeister-Communitftt; 

Aitei  Biigl  m.  p. 

Vorsteher  and  Amtsyerwalter. 

Igaai  Newaek  m.  p. 

SeeretXr. 

Dr.  Albert  lerk  m.  p. 

Jaeeb  Sjm  m.  p. 

Dr.  intSB  T.  Kiegler  m.  p. 
aU  Gredftoren«A.UB8diu88. 

Dr.  Decriils  nom.  Jeh.  Scheli 
als  ErsAtemann  im  Crediu-Ausschvsse. 

Dr.  Jes.  IlMsebger  nom.  An  ton  Graf 
Sehirfeaberg 

Ersatemann  dc$  Croditoren-Aussebnsses, 

dann  noui. 

JehaiB  Sappaa. 

Jeseph  leschiigg  m.  p. 

Dr.  Alten  Srstka  m.  p. 

Nr.  21635.  Verwalter. 

Vorstehendes  Ausgleich sprogramm  wird  in  Ansehung  der  Besitzer  von 
Prioritütsobligattonon  I.  und  II.  Emission  der  k.  k.  priv.  Leoben- Vordem- 
berger-Eisenbahn-Actiengesellschaft  cnratelsbehOrdlich  genehmigt. 

K.  k.  lisndes-  ala  Handelsgerieht. 

Gras,  am  23.  September  1674. 

(L.  s.)  fiabrlel  m.  p. 

Warmbteck  m.  p. 
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2*  Kundmaeliniig  des  Haudelsministeriiiitis  vom  9.  Jftnuer  1875^ 

iL  G.  Bl.  Nr.  6  und  C.  Bl.  Nr.  10^ 

betreffend  die  Abtademg  des  $.  13  der  Coneeasiouurkande  tob  8.  Jvli  1869  (B.  G.  Bl. 
Nr.  136)  ftr  die  Locoinotiv-Eis)  nihihn  vun  Keoben  naoh  Vordernberg. 

(Vgl.  Itand  11,  1,  Seite  654.) 

Auf  Gnmd  der  AUerhiichstcn  Eiitsclilicssuiig  vom  3.  Jänner  1875  wurde 
der  AotiengeRellsclmft  der  k.  k.  priv.  Leoben-Vordernberger  Eisenbahn  in 
Abänderun«:  des  §.13  der  Allerhöchst  genehmigten  Concessionsurkunde  vom 
8.  Juli  1869  (R.  G.  Bl.  Nr.  136)  die  Bewilligung  tur  Aufnahme  einer  das 
ebendaselbst  festgesetzte  VerhältnisB  nun  Anlageeapitale  überschreitenden 
Prioritätsanleihe  erthcilt. 

ItiktM  m.  p. 
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K.  L  priv.  Griaz-Köüacher  Eisenbalm-  und  Bergbau-Üesellsdiaft. 

(Vgl.  Bd.  n,  Abth.  1,  Seite  S07,  Bd.  m,  Seite  419  nnd  Erg.-Bd.  I,  Seite  261.) 

1.  Statuten  *) 
der  k.  k.  priT.  Giti-KiflMlicr  Eisentahn-  ud  Bcrgbta-GeseUsehaft. 

L  Absohnitt. 

Errichtung,  Zweck,  Sitz,  Firma.  Bekanntmachungen  und  Dauer  der 

Gesellschaft. 

§.  1. 

Errichtung  der  GesellBchaft. 

Die  k.  k.  priv.  Graz-Küflaclier  Eiscubahn-  und  Bergbau-Gesellschaft 
ist  eine  auf  Grund  der  A.  h.  Privilegiuras-ürkunden  vom  26.  August  1855 
und  vom  8.  September  1871  bestehende  Aotien-Gesellschaft  zum  Betriebe 
der  in  diesen  Statuten  bezeichneten  Geschäfte. 

§.  2. 
Firma. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  lautet: 

K.  k.  priv.  Graz-Köflacher  Eisenbahn-  und  Bergbau-Gesellschaft; 
sie  wird  in  die  Kegi.ster  des  k.  k.  Wiener  Handelsgerichtes  eingetragen,  Ton 
wem  immer  gesohrieben  oder  mit  Stampiglie  gedmclct  nnd  colleetiv  entweder 
▼on  swei  Mitgliedern  des  Verwaltongsratbes,  oder  einem  Hitgliede  des  Vor- 
waltongsratbes  kollektiv  mit  einem  snr  ProcorafUhmng  bestellten  Beamten 
der  Gesellschaft,  too  Letaterem  mit  dem  Znsatze  «per  proenra-  gezeichnet. 

§.3. 

Sits  der  Gesellschaft. 

Die  Ges(  llscliaft  und  ihr  Verwaltangsrath  haben  ihren  Sitz  in  Wien. 

Die  Idur  abgedraekten  StAtaten  sind  in  Folge  der  TOm  k.  k.  Ministerium  des 
Innern  unter  dem  S.  Febraar  1878,  Z.  1418  genehmigten  Statnten-Aendemag,  deren 
Ahdmckdem  nilclislen  ErgSnxangsbande  vorbehalten  bleiben  mnsa,  aaever  Kraft  getreten. 
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KundnuAcliangen. 

Alle  nach  den  Statuten  oder  dem  Gesetze  erforderlichen  Bekannt- 
machungen geschehen  rechtswirksam  durch  die  amtliche  Wiener  Zeitung. 

§.  5. 

Zweck  der  Qeselisohaft. 

I>er  Zweck  der  gesellschaftlioben  Unteruehmnng  ist: 
a)  Der  Betrieb  ihrer  Eisenbahn  von  Graz  nach  Köflaeh; 
bj  der  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahn  von  Liebooh  nach  Wies; 
ej  der  Bau  und  Betrieb  von  Flügel-  und  iLnscblnssbahnen,  welche  ihr 

ooncessionirtsind,  oder  hinsichtlich  deren  ihr  in  der  Folge  dieConcesmon 

ertlieilt  werden  wird ; 
d)  der  Botrieb  oder  die  Verpachtung  der  ihr  bereits  eigenthfimlich  gehörigen, 

sowie  die  Erwi  rbung  und  Pachtung  anderer  Kohlenbergwerke  und  der 

Handel  mit  Kohlen. 

§.  6. 

Dauer  der  GescIUchaft. 

Die  Gtsellschaft  dauert  rücivsichtlich  des  Betriebes  ihrer  Eisenbahn- 
linien, ausser  dem  FaUe  früherer  concessionsf^eniässer  Kinli>sun;r  Seitens  der 
Staatsverwaltuiifr.  dureh  die  <,^1^ze  ('(»nressionsdauer,  riicksiehtlich  der  Berg- 
baue S(t  hinge,  bis  sännntlichc  (Jrubcn  abL^-baut,  oder  deren  Paehtung  abge- 
laufen ist,  oder  bis  zum  statutenmässigen  Beschlüsse  der  General- Versammlung 
hinsiciitlieh  der  Andüsung  der  Gesellschal't. 

* 

IL  Abschnitt. 

Getellschafttcapital,  Aetien  und  Prioritäts-Schuldverschreibungen. 

§.  7. 

Qesellschaftscapital. 

Der  (iesellsrlwilislond  wird  auf  8.60O.UO(»  11.  iisterr.  Währ,  festgestellt, 
zertheilt  in  IS.UOU  Stiiek  Artieu  ä  20U  11.  österr.  Währ.  Von  diesen  Aetien 
wurden  16.^00  Stück  als  erste  Emission,  15.200  Stück  als  zweite  Emission, 
50UU  Stück  als  dritte  Emission  ausgefertigt.  Zur  Begebung  der  restliehen 
6000  Stiiek  Aetien  vierter  Eniissi(tn  ist  der  Verwaltungsrath  laut  Beschluss 
der  (iencral-Versummlung  der  Actitmare  der  Gesellschaft  vom  30.  Mai  1874 
ermächtiget.  • 

JS'ach  erfolgter  Einzahlung  von  40  Percent  können  auch  Interimsscheine 
ausgegeben  werden,  die  nach  VoUeinzahluug  des  Actieubetrages  gegen  Actieu 
ausgewechselt  werden. 
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Pie  Keelitsna<'hthoilc  bei  Vorsiinniiiiif:  der  Einzahlungen,  wobri  die 
Vorsclirilten  de«  Artikels  221  H.  G.  Ii.  zu  beobacliteii  sind,  werden  von  der 
General-Versammlung:  bestimmt. 

Mit  dem  Besitze  der  Interimsseheiiie  .sind  dieselben  Rechte  und  Pliichten, 
wie  mit  dem  Besitze  von  Acticn  verknüpft,  insolangc  diese  Letzteren  nicht 
EDSgegeben  werden. 

§.  8. 

A  etien. 

Die  Aetieii  worden  nach  dem  beiliegenden  Formulare  1  und  2  aus- 
gefcrti;j::t,  mit  Dividenden-Conpons  nach  dem  Formulare  3  vf'r?*ehen  und 
kÖDUen  entweder  auf  bestimmte  Namen  oder  auf  den  Ueberbrintfer  huiten. 

Das  Eiprf'ntbnm  der  LetztiM  cn  wird  duroh  blosse  Uebergabe  und  das  der 
Erstercu  durch  Uesöiou  Ubertragen. 

§.  9. 

Untheilbarkeit  der  Aetien. 

Die  Aetien  sind  untheilbar,  die  Gcsfllschaft  erkennt  sich  L'i'freniilter,  lur 
jcdo  Aetie  nur  Einen  Eigenthiimer  an.  Mt  lircr«-  Tlieilnehmt  r  einer  Aotie 
müssen  daher  ihre  geuieiusamen  iiechte  durch  Eine  Person  wahrnehmen 
lassen. 

Erhöhung  dcH  G  ese  11  s  c  h  ait  seap  i  t  a  I  s. 

DaH  Gesellschaftseapital  kann  Uber  Beschluss  der  General-Versammlung 
und  in  GemässlH  it  des<;ciben  mit  staatlicher  Gfinebmigang  durch  Ausgabe 
Dcuer  Aetien  Uber  die  im  §.  7  festgesetzte  Summe  erhöht  werden. 

§.  11. 

P r  i  0  r  i  t  ä  t  s  -  0  b  1  i  ET a  t  i  o  n  e  n. 

Die  Gesellschaft  ist  zur  Ausj^abe  von  Prini  ltäts  Obligationen  berechtigt. 

Dieselben  werden  auf  den  rebf-rbringer  lauten  und  ii.i  1»  einem  der 
staatlichen  (icn<'liniigung  unterliegenden  Formulare  uusgt'lcitigt. 

Die  durch  Frioritäts  Obligati<»ncn  auigebrachte  öumme  darf  ^/^  des 
Gesammt-Aulagecapitales  nicht  überschreiten. 

HL.  Abschnitt. 

Terwaltung  der  Gesellschalt. 

§.  12. 
Verwaltangsrath. 
Der  Vorstand  der  Oesellschaft  im  Sinne  der  Artikel  227  bis  241  des 
Handelsgesetzbuches  ist  der  Verwaltnngsrath.  Derselbe  besteht  aus  5  bis  7 
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Mitgliedern,  weloho  von  der  ordentUehen  General-Versammlung  ans  den 
Actionären  gewählt  werden. 

§.  13. 

Ernenernng  des  Yerwaltnngsrathes. 

Die  Functionen  der  Hitglieder  de«  Verwaltungsrathes  dauern  7  Jahre 
nnbescbadet  der  Vorschrift  des  Artikels  227  des  Handelsgesetsbnches. 

§.  14. 

Besetzung  erledigter  Stellen. 

Im  Falle  des  Ansseheidens  einselner  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes 
innerhalb  deren  Funotionsdauer,  liat  der  Verwaltnngsrath  das  Recht,  die 
erledigten  Stellen  provisorisch  bis  su  der  in  der  nSohsten  Qeneral- Ver- 
sammlung zu  vollziehenden  defioitiTen  Wahl  zu  besetsen. 

Diese  detinitive  Wahl  gilt  jedoch  nur  für  den  Rest  der  Fnnctionsdaner 
des  Ausgeschiedenen. 

Die  Austretenden  sind  wieder  wählbar. 

§.  15. 

Cjiution. 

Jedes  Mitfrlied  des  Vci'valtungsrathes  hat  vor  dem  Autritte  seiner 
FuTi^'tion  25  A'  tir  n  der  Gesellschaft  sammt  den  nicht  fälligen  Coupons  und 
Talons  bei  der  Gesellscliaftscasse  zu  hinterlegen,  welche  während  seiner 
Functionsdauer  vom  Erlcircr  weder  veräussert  noch  belastet  werden  dlirfen. 
und  der  Gesellschaft  aU  Pfand  fUr  alle  ihre  Ansprüche  wider  deu  Erleger 
dienen. 

Dil'  iuücrhalb  dieser  Zeit  jeweilig  verfallcudeu  Coupons  der  Actieu  sind 
demselben  jedoch  auszulblgeu. 

§.  16. 

Wirkuugf< kreis  des  Verwaltuugarathes. 

Der  Verwaltungsrath  ist  das  oberste  Repräsentativ-  und  Adiainistratious- 
OTgan  der  Gesellschalt  und  vertritt  dieselbe  als  deren  Vorstand  im  Sinne  des 
Handelsgesetzes,  sowohl  dritten  Personen  als  auch  Heliörden  gegenüber 
Insbesondere  oblic  .i:t  dt-mst-lbon  die  Oberleitung^  aller  Gesehäftc  der  Gesell- 
schaft; die  Ernt'nnnn;:-  .ilb  r  Anirostfllten  und  die  Bi\stimniun^  ihrer  Wirkunj^'s- 
kreise  und  G«'h:ilff  :  iilirrhaupt  entscheidet  er  in  allen  Füllen,  wcli  lic  nicht 
ausdrUckiir'li  d«  r  <  it  iieral-Versammluns;  vorltohalten  oder  x  ou  den  Beaniteu 
der  Geseiläciialt  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  zu  erledigen  sind. 
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45.  17. 
PrttBidimn. 

Der  VerwaltungBrath  erwählt  jihrlicb  nnniittelbar  nach  jeder  ordent- 
lichen General- VersADmlnng  ans  seiner  Mitte  den  Präsidenten  nnd  Vice- 
Präsidenten.  Bei  clciclizeitiger  Abwesenheit  beider  erwähnten  Fnnctionäre 
wird  der  Yor^iitz  vom  Verwaltungsrathe  interimistiscb  einem  anderen Hitgliede 
wieder  dnroh  Wahl  übertragen. 

§.  18. 

Sitzungen  des  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltongsrath  versammelt  sicli  in  Wien  oder  in  einem  an  der 
Hahn  gelegenen  Orte  anf  Einladung  des  Präsident  oder  seines  Stellvertreters 
oder  aufVerlang:en  von  3Mitfrliedern.  sofern*'  < das  Interesse  derGo>;»'llseliaft 
erfordert,  mindestens  aber  einmal  in  jedem  Monate.  Die  Art  und  Weise,  wie 
die  Einladung  zn  erfolgen  hat.  wird  vom  Verwaltungsrathe  festgesetzt. 

Zur  Giltigkeit  der  Verband  1  untren  des  VerwalturiL'^rathes  ist  die 
ordnnngsmässige  I'iinladung  sämmtliclier  Mitglieder  und  die  persönliche 
Anwesenheit  von  mindestens  4  Mitgliedern  nothwendig. 

Die  Bescliliisso  werden  durch  absolute  Stimmenuiehrbcit  gefasst,  bei 
Gleichheit  der  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  für 
welche  drr  Vi«rsitzende  gestimmt  hat.  Zur  Giltigkeit  der  Besehliisse,  infolge 
deren  ein  Antrag  auf  Vermehrung  des  Actieucapitals  oder  auf  Aus;;abe  von 
Prioritiits  -  <  )Iiligntioncn ,  dann  auf  Erwerbung  neuer  Bnhnliuieu  an  die 
General  \  t  r'^unimluug  gestellt  werden  -^oll,  dann  zu  Beschlüssen  über  die 
Erwerbung  von  Montanwerken  »»der  solchen  uni»eweglichen  Besitzes,  welcher 
nicht  uinnittelb.-ir  zur  ileistellung  der  Bahn  selbst  erforderlieh  ist.  ist  eine 
.Stimuienniehrheit  von  2  Drilltlieileu  der  in  der  Sitzung  des  Verwaltungsrathes 
anwesenden  Mitglieder  erf(»rderlich. 

§.  1». 

BitBungs-Protokoll. 

l'ebcr  die  Verhamllungen  des  Verwaltungsrathes  weiden  Protokolle 
geführt,  welche  von  dem  V'ositzenden  und  dem  Schriltführer  zu  unter- 
fertigen sind. 

§.  20. 

AuBSchlnss  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath. 

Beamte  der  Gesellsohaft  und  alle  jene  Personen,  welche  sn  ihr  in 
Contraots-Verhältnissen  stehen.  Alle,  welche  in  Goncnra  verfallen  sind,  Alle, 
welche  ihre  Zahlungen  einstellen,  ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt  zu  haben, 
Alle,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Qewinnsnoht 
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herrorgegangenen  Vergehens  oder  einer  solchen  Uebertretnng  rechtskraftig 
Temrtheilt  worden,  sind  nnAhig,  Mitglieder  des  VenrnltangsrAthes  zu  wer- 
den. Tritt  während  der  Amtsftthmng  ein  solches  Yerhältniss,  eine  gansliche 
oder  theilweise  Yemündernng  oder  Belastung  der  statntenmassig  deponirten 
Aetien  ein,  so  hat  dieses  die  Erlöschung  des  Mandats  zur  unmittelbaren 
Folge. 

§.  21. 

Entlohnung  des  Ver waltungsratbes. 

Den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  werden  die  in  Angelegenheiten 
der  Oesellsehaft  bestrittenen  haaren  Auslagen  vergtttet,  ausserdem  beziehen 
sie  fttr  ihre  Mttbewaltnng  eine  5percentige  Tantieme  Ton  dem  jährlichen 
Beinertrage  der  gesellschaftlichen  Unternehmung. 

Zeitweise  Uebertragnng  der  Befugnisse  des  Verwaltungs- 
rathes. 

Der  Verwaltun>;srath  kann  unhesehaiU-t  der  licstimimiiif^en  der  Artikel 
231  und  234  11.  G.  B.  durch  specielle  VoUniacht  fiir  bestimmte  Gegenstände 
und  tür  bestimmte  Zeit  die  Ansüliuug  seiner  liefugnisse  an  einzelne  Mit- 
glieder oder  an  Gesellschaftsbeamte  Ubertragen  und  den  Letztereu  die  Pro- 
cura ertheilen. 

§.  23. 

Leitende  execntive  Organe  der  Gesellschaft. 

Für  die  Austührung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsrathes  und  die 
speciellc  Führung  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse  werden 
vom  Verwaltnngsrathe  1  oder  2  Oberbeamte  bestellt,  welche  dem  Verwaltungs- 
rathe  verantwortlich  sind  und  den  Sitzungen  desselben  mit  berathender 
Stimme  beiwohnen. 

IV.  Abschuitt. 
Revisions-Ausschust. 

§.24. 

Aul  Stellung  eines  Re  v  i  s  i  o  n  s  -  A  uss  c  h  u  s  ses. 

Der  7iir  Prüfung  der,  vom  Verwaltnngsrathe  vorgelegten  Hechnungen 
bestellte  Revi^irms-Ansgchuss  bestellt  aus  2  Mitgliedein  und  2 Ersatzmännern, 
welche  alljährlich  von  der  ordentlichen  General- Ver<?ammlung  ans  den  dem 
Verwaltnngsrathe  nicht  angehangen  stimmberechtigten  Actionaren  gewählt 
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werden.  Die  ErsatsoiSoDer  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mit- 
glieder des  Rerisionsanesehnsses  in  Fnnetion. 

§.  36. 

Rechte  und  Pllichtcn  des  Rov  i  s  i  (»iis  -  Aussch  u  ases. 

Der  Revi8ionB-Au88o)iuR9  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  Jahres- 
rechnungen EU  prüfen  und  i^t  zu  diesem  Behufe  hei-(>ehtig^t,  von  den  Bttchen 
und  der  ganzen  (iebahrun^^  der  Gcsellschailt  Einsicht  zu  nehmen  und  von  den 
Rechnunprslegeru  die  nüthigen  Aufklärungen  ZQ  verlangen.  Derselbe  hat 
»einen  liefund  sohriftUcli  abzugeben  und  der  General- Versammlung  iu  Vor- 
lage zu  lirin-:«'!). 

Die  jühi  li' lu'ii  Ucchiiuiigs-AbschlU^se  und  Bilanzen  sind  ilim  Üingsteiis 
14  Tnire  vor  di  r  /ur  Beschlussfassuug  darUber  bestimmteu  General- Versamm- 
lung mitzutheilen. 

V.  Absohnitt. 
Genenl-Vertamiiilung. 

26. 

ReprSsentanc  der  ActionKre. 

Die  statuteii^'einiiss  ^'obildetc  (iem-ra!  Versammlung  repräsentirt  die 
GeBaramtheit  der  Actinnäre  und  sind  ihre  statuteugemäss  gefassten  Beschlüsse 
lUr  alle  Actionäre  bindend. 

§.  27. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  G  e  ueral- Versammlung. 

Die  ordentliche  Oeneral-VerBammlong  findet  regelmXesig  jedes  Jahr  im 
ersten  Semester  in  Wien  statt  und  wird  vom  Verwaltnngsrathe  mindestens 
14  Tage  ror  dem  Zusammentritte  mittelst  Kundmachung  (§.  4)  nnter 
Bekanntgabe  der  zur  Verhandlung  kommenden  Gegenstände  einberufen. 
Ebenso  werden  auch  ausserordentliche  General- Versammlungen  einbemfen, 
welche  so  oft  stattfinden  können,  als  es  der  Verwaltungsrath  erforderlich 
erachtet,  oder  sobald  ein  oder  mehrere  ActionXre  deren  ActienbesUs  den 
zehnten  Theil  des  ausgegebenen  Actiencapitals  repräsentirt,  es  in  einer  von 
ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe 
nnd  nnter  gleichzeitiger  Hinterlegung  der  Actien  sammt  Coupons  bei  der 
Gesell  so  haftscasse  beantragen  soUten. 

In  diesem  letzteren  Falle  muss  die  Einberufung  der  General- Vereamm- 
lung  IXngstens  binnen  vier  Wochen  nach  Einlangen  des  Antrages  erfolgen. 
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§.28. 

Stimmreeht  in  der  General-Vereainmlnng. 

D(  r  h^'.^itz  von  je  zwanzig'  Aftieii  gibt  das  Recht  auf  je  cin«^  Stimme  in 
<lt>r  Gfiioral- Versammlung.  Zur  Ausübung  dos  Stimmreclites  müssen  die  Actiefi 
Rjimmt  den  dazu  gehörigen  noch  nicht  verfallenen  ('(uipons  und  Talon» 
«jjätestens  sechs  Tage  vor  dem  zur  Ahhaltung  der  (ieneral-Versainmlung 
bestimmten  Tage  bei  der  Gescllscliallsca^s*'  in  Wien  oder  an  andereu  vom 
Verwaltungsrathe  zu  bezeielinenden  Stelleu  hinleflcgt  werden. 

Die  Actionäre  erhukt  ii  L<  gitimation^karten  mit  Angabc  der  Zahl  der 
deponirten  Aciien  und  der  hierauf  entfallenden  Stimmeu  ausgefolgt. 

Abwesende  können  sieh  durch  Hcliriftlich  bevollmächtigte  MAchtbaber« 
welche  selbst  stimralahigo  Actionäre  sein  müssen,  vertreten  lassen. 

PHegebet'oblene  und  jaristische  Personen  werden  durch  ihre  gesetzHcben 
und  statutariscben  Repräsentanten,  Frauen  durch  Ibre  Bevollmächtigten  Ter- 
treten,  aaeh  wenn  diese  Vertreter  nieht  selbst  Aotionttre  sind.. 

§.  29. 

Besoblusstäbigkeit  der  General- Versammlung. 

Die  General-yeisanmilang  ist  besohlnssflibig,  sobald  wenigstens  swanzig 
Aetlonäre  sngegen  sind  und  mindestens  der  zwanzigste  Tbeil  der  emittirten 
Actien  rertreten  ist. 

üm  doe  Aenderang  der  Statuten  oder  die  VermebroDg  desOesellsobafts- 
foodes  durch  HiiiaiisgiU>e  neuer  Actien  oder  Priorität« -Obligationen  zn 
bescbliesaen,  mnss  wenigstens  der  zehnte  Tbeil  des  Aotieneapitales  ver- 
treten sein. 

Die  Vertretung  einer  gleichen  Anzahl  von  Actien  ist  dann  erforderlich, 
wenn  die  Qeneral  •  Versammlnng  Uber  die  Anflösnng  der  Gesellschaft 

beschliessen  soll. 

IndemFalle,  als  eine  General- Versammlung  in  der  nach  den  vorstehenden 
Bestimmungen  züt  BeschlussfUhigkeit  erfordci  II.  hen  Weise  nicht  zu  Stande 
kirne,  findet  eine  neue  Einberufung  der  General-Versammlnng  statt.  Doch 
braucht  in  diesem  Falle  die  Kundmachung  nur  8  Tage  und  die  Deponimng 
^er  Actien  nur  drei  Tage  vor  der  neuerdings  einberufenen  General-Ver* 
Sammlung  zn  erlolgen. 

Die  Giltigkeit  der  von  einer  solchen  zum  zweiten  Male  einberufenen 
General  Vcr'^ammlung  gefassten  Beschlüsse  ist  an  eine  bestimmte  Anzahl  von 
Stimmen  nicht  gebunden. 

Jedoch  dürfen  in  dieser  (ieneral-VerfammlmiL''  nur  über  Jimu- ( i*'geii>t;inde 
Beschlüsse  gefasst  werden,  für  welche  die  frühere  Versammlung  einberufen 
wurde. 

• 
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Es  .steht  ülinfr«'iis  jcilcin  ^^tininilifrcchtifrtt  n  Actionär  das  llt-clit  zu,  in 
dor  Oeneral-Versaimnlmif^  s('ll)ststäiuli;:c  Aiitriijro  zu  stcllon.  Docli  «larf  über 
dieselben  niclit  sofort  iu  der  General- V<  rsaminltiiip:  entseliieden,  sondern 
nur.  wenn  ein  solclier  Antrag  ni>eli  von  \\  enijral«  iis  fünf  stiminbcrefbtif^ten 
ActioiiiiiHMi  unterstützt  wird,  bestimmt  worden,  ob  dieser  Aiitra;^'  in  der 
nächsten  ordentliclien  oder  in  finer  zu  diesem  liehufe  einzuberul"end<'n  ausser- 
ordentlichen General-Versaniinlnn;:  in  Verband  Inn;:  zu  neliini  ii  ist. 

Diese  Besehrünkunjr  findet  keine  Anwenduuf;  auf  den  Antra;;  we;;eu 
Berufung;  einer  ausserordeiitlicheu  General-Veraanimlung  (^Artikel  238  des 
Handelsgesetzbuehcg). 

§.  30. 

Vorsitz  in  der  GeneraUVersamnilung,  Sokrif tfttlirer» 
Verificatoren  nnd  Scrutaloren. 

Den  Vorsitz  in  der  Genera!  -  W  rsaninilunjj;  führt  der  Präsident  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter,  und  in  dessen  Verhinderung 
ein  hiezu  durch  den  Verwaltungsrath  gewühltes  Mitglied  desselben. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  zwei  Actionäre  als  Scmtatoren,  welche 
zugleich  als  ProtokoUazengen  fangiren;  er  bestimmt  die  Beihenfolge  der  an 
▼erhandelnden  GogenstSnde,  erOlTnet,  leitet  und  sehUesst  die  Verhand- 
lungen. 

üeber  die  Beaclilttsse  der  General- Versammlung  wird  ein  Protokoll 
geftthrty  dem  daa  Verseichniss  der  anwesenden  nnd  die  Vollmachten  der 
vertretenen  AetionSre  beigefttgt  werden. 

^  Das  Protokoll  wird  von  dem  Vorsitzenden,  den  zwei  Protokollszeugen 
nnd  dem  SohriftAihrer  unterzeichnet. 

§.  31. 
Besch  In  ssfassung. 

Alle  Hesthliisse  der  (Jeneral  \'ersa!nndun^  werden  mit  absoluter 
Stimmenmehrheit  gefasst.  Hei  .Stininien;rieieiiheit  wird  jene  Meinunj;  zum 
lieselilusse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  lieijretreten  ist.  Zum  Heschlusse 
aber  iil)er  Abändt  run;;  der  Statuten  oder  Erhüluiu;;  des  Gesellsclialtsfoudes 
durch  lliuausgabe  neuer  Aetien  oder  Prioritiits-Obligationcn  ist  eine  Stimmeu- 
mehrlteit  von  zwei  Dritttlieilen,  und  zur  Beschlussfassung  Uber  die  Auflösung 
der  Gesellseliaft  eine  Stimmenmehrheit  von  drei  Viertheilen  erforderlidb 
Alle  Wahlen  erfolgen,  insofeme  die  General-Veraammluug  nichts  Anderes 
beschliessen  sollte,  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln.  Im  Falle  der  Stimmen- 
gleichheit entscheidet  das  Los. 
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§.  32. 

Der  BesohlüBsfaasun  ^  (ler  (»  e  n  e  r;i  l  -  Vers  aram  1  u  ng 
vorbehaltene  G  e   e  u  s t äude. 

Der  BesehlDssfaesaDg  der  Genertl-Versaminliing  sind  folgende  Gegen« 
BtXnde  vorbebnlten : 
aj  Die  Wahl  oder  Bestätignnp:  der  Mitglieder  des  Verwaltungsratbes,  sowie 

die  Wahl  der  Mitglieder  des  Kevi8ion8>Au8sehiif;ses,  dann 
b)  die  Geuehmigimg  der  Jaliresrechnungen  und  der  Gewiunvertheilung. 
c}  Die  Aufnahme  von  Anlelien. 
d)  Die  Veränsaeriing  der  Eisenbahn. 
ej  Der  Verkauf*  von  Grundstücken  und  Bergwerken. 
f)  Die  Verinchrnnfr  des  Gesellschattsfondes. 

gj  Die  Erwerbung  ueuer  und  £rneueruiig  von  bestehendeu  Eiseubalin- 

Cnncessionen. 
hj  Die  Abänderuntr  der  Statuten. 

%)  Die  Autiiisung  der  Gest  llscliatt  vor  Ablauf  der  statutemuii>jsigen  Dauer 
und  die  Verlügun;;  über  das  Geselischaits- Vermögen  im  Falle  der 
Autlösuiig  der  Gesellsdiaft. 
kj  l>ie  Dotirinii:  und  Verwendung  des  KeserveioudeÄ. 

Die  r.esclilüsse  über  die  sub  c,  d.  f\  g,  h  und  i  angeführten  Gegcn- 
8t:inde  bedürfen  der  staatliclien  Genehmigung. 

VI.  Abschnitt. 
Bilanz,  Gewinnvertbeilung,  Tilgung  des  Anlagekapitals. 

§.  33. 

Recbnungs-AbsehlUsse. 

Die  Keebnungcii  der  Gesellst  haft  werden  alljabrlieh  Ende  December, 
und  zwar  lUi  die  Eisenbahnen  und  die  übrigen  ge8ell8chaltli<  ben  Unter- 
nehmungen getrennt,  abgeschlo.stien,  ein  allg»'meines  Inventar  der  Activa  und 
Passiva  der  (iesellschaft  aufgestellt  und  nach  Vorschrilt  des  Gesetzes  die 
Bilanz  gezogen. 

Der  Geschäft sbericbt  und  Rechuuugs-Abschlass  ist  alljährlich  acht  Tage 
vor  der  ordentlichen  General- Versammlung  den  stimmbereolitlgten  Actionären 
znsnsenden  und  steht  es  jedem  einzelnen  Aotionär  frei,  von  dem  in  dem 
Centralbarean  der  Gesellsohaft  anfliegenden  Exemplare  des  Geschäfts- 
berichtes und  Rechnnngs-Abschlnsses  Einsiebt  zu  nehmen. 
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§.  34. 

Repartition  der  Betriebs-AuBlagen  auf  einaelne  Bahnlinien. 

Hit  RUeksielit  auf  die  der  Linie  Liebooh-Wies  im  §.  14  der  Ooneesnons- 
Urkunde  anstellende  Stener-  und  GebÜhrenbefreinng  bleibt  der  hoben  Staats- 
verwaltung bezflglieh  der  Vertfaeilnng  der  Erhaltnngs»,  Betriebs-  und  Ver- 
waltungs-Auslagen  auf  die  gesellsehaftliehen  Linien  die  Genehmigung  der 
diesfalls  massgebenden  Grundsätse  ausdrfleklich  vorbehalten. 

§.  35. 

Oewinnvertheilung. 

Aus  dem  Brutto-Ertrage  werden  alle  Erhaltnngs-,  Betriebs-  und  Ver- 
waltungs-Auslagen,  die  Zinsen-  und  Amortasations-Qnote^  flir  die  von  der 
Gesellschaft  aufgenommenen  Anlehen  zunächst  gedeckt.  Von  dem  verbleibenden 
Reinertrage  wird  nach  Abxng  der  Tantieme  des  Verw^ltungsrathes  die  Tll- 
gungsqnote  des  Gesellschafts-Capitals  bestritten  und  der  Reservefond  dotirL 
Die  sonach  erttbrigende  Summe  kann  unter  aXmmtliche  ActIonSre  als  Dividende 
vertheilt  und  am  1.  Juli  jedes  Jahres  ausbezahlt  werden. 

§.  36. 
Reservefond. 

Der  Reservefond  wird  aus  den  im  vorigen  Paragraphe  bezeichneten 
Zuflüssen  gebildet  nnd  nach  den  Beschlüssen  der  General-Versammlung  ver- 
wendet, welche  auch  berechtigt  ist,  dessen  Dotirung  einzustellen. 

§.  37. 

Actien-Tilgung.  Ausgabe  von  Genu  ssschcinen. 

Die  Til<ruti^  der  Actien  wird  au«;  dctn  Reinerträgnisse  innerhalb  der 
Dauer  der  A.  h.  Conoessions  Urkunde  bewirkt. 

Dem  diessfälligen  Tilgungsfonde  gebühren  die  jährlichen  DividendcD 

der  einj^olüsten  Actien  bis  zur  Höhe  von  10  fl.  pr.  Actic. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  jiihrlieh  dureli  eine  Verlosung  bestimmt. 

Die  Besitzer  der  verhisteu  Actien  erhalten  im  Haaren  den  Noniinalwerth 
der  Actien  nebst  Dividenden  bis  zu  dem  zur  F.inb'»snn;r  bestimmten  Tage, 
ferner  auf  den  Ueberbrin<:er  lautende  CJeniiss-^clK  ine.  welche  das  Recht  auf 
den  Bezug  des  10  ti.  oäterr.  Wiihr.  überBtcigendcu  Dividcndenbetrage»  per 
Actie  ergeben. 

Die  Besitzer  dit  ser  Gennsftsclieine  Imlicn  .mit  AuRuahme  des  Bezugs- 
rechtes des  dem  Tilguufrsfonde  zugewiesenen  Dividenden-Authciles  von 
jährlichen  10  fl.  österr.  Währ.  pr.  Stück)  gleiche  Rechte  mit  den  Bcaitzem 
der  nicht  getilgten  Actien. 

Die  Nummern  der  zur  Tilgung  verlosten  Actien  werden  kundgemacht. 


Digitized  by  Google 


und  Bei^bau'GeaeUacJiaft. 


329 


VIl.  Abschnitt. 

Streitigkeiten,  Liquidation,  Staatsaufsiclit.  Besondere  Verpflichtungen, 

§.  38. 

Streitigkeiten. 

Stroitickeitcn  aus  dein  (icsellschaftsvevliiiltnissc  worden  von  dein 
S-  liie(ls;.'enchte  der  Wiener  liaudelskaiumer  oliue  weitere  Berui'uug  endgiltig 
eiitäcbieden. 

§.39. 
Staats-Aofsicbt. 

■ 

Das  der  hohen  Staatsverwaltang  zustehende  Aufsichtsrecht  wird  Ton 
derselben  nseh  den  Bestimninngen  der  allgemeinen  Gesetze  nnd  insbesondere 
in  Qemüssheit  des  §.18  der  A.  h.  Concessions-Urknnde  Tom  8.  September 
1871  (B.  6.  Bl.  Nr.  129)  ansgettbt. 

§.  40. 

Besondere  Verpflichtungen  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellsehafl  ist  im  Sinne  des  §.  10  der  A.  h.  Ooneessions-Urknnde 
▼om  8.  September  1871  und  nach  Massgabe  des  §.  38  des  Wehrgesetzes 
vom  Jahre  1868,  sowie  des  Gesetzes  yom  19.  April  1873,  B.  G.  Bl.  XXIV., 
zur  Torzngsweisen  BerQcksiehtignng  gedienter  nnd  geeigneter  Unteroffieiere 
bei  Anstelinngen  zum  Eisenbahndienste  Terpfliohtet. 

§.  41. 

Aufldsnng  der  Oesellschaft. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wählt  die  General- Versammlung 
die  Liquidatoren  nnd  bestimmmt  die  Hodalltitten  der  Llquidimng.  Das 
realisirte  Vermögen  whrd  nach  Berichtigung  sSmmtlicher  PassiTa  unter  die 
ActionSre,  respeetive  die  Besitzer  der  Gennssscheine,  in  der  Art  vertheilt, 
dass  vorerst  die  Actionäre  ihr  Capital  zurttckeihalten,  wahrend  der  Best 
unter  die  Actienbesitzer  und  die  Inhaber  der  Genusssoheine  gleichmlsslg  ver- 
theilt wird. 


12617. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  23.  December  1874, 
Z.  18048  bMtStigten  Stataten  treten,  werden  auf  Grand  AllerhSohster  ErmSehtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  20.  September  1870. 

Der  k.  k.  Minister  des  Innern; 
(Ii.  S,^  Lasscr  m.  p. 


330  priv.  Graz-KöHachor  Eisenbahn-  und  BergbAU-GeselUchaft' 

2*  Anmerkung  zur  Concessions-Urknade  vom  8.  September  1871, 

R.  0.  BI.  Nr.  m, 

für  (Iii'  Lisriibahn  von  üebüch  nach  Wies. 
(Vgl.  Erg.-Bd.  I,  Seite  282.; 

Za  den  §§.  3  und  15. 

Die  ErVffimng  des  Betriebes  auf  der  Eisenbalin  von  Lieboch  nach 
Wies  erfolgte  am  9.  April  1878. 


3.  Fortsetzung  des  Verzeichnisses  der  genehmigten  Zweigbahnen. 

( Vgl.Bd.jlll,  Seite  419,  Anhang  Docuraent  II,  Oraz-KöHacher  Kisenhabn.  dann  £rg.- 
Bd.  I,  Seite  281  Naehtrag  hiesu  und  §.  4  der  ConoeMione-Urknnde  vom  8.  September 

1871  fOr  die  Belm  Llebocb-Wiee,  Seite  28S.) 

5.  Hit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  fttr  Steiermark  vom  11.  Oetober 
1878^  Z.  12050  Uber  Ermäehtignng  des  k.  k.  Handelsministers  vom  20.  Sep- 
tember 1872,  Z.  206V7.4662  fVr  eine  Kohlenbabn  von  Oberdorf  so  den 
UoDtanwerken  der  Eainaehthaler  Bergban-Gesellsehaft. 

6.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  für  Steiermark  rem  16.  NoTember 
1878,  Z.  13536  Uber  ErmSolitignng  des  k.  k.  Handelsministers  vom  16.  Oe- 
tober 1872,  Z.  20696-4661  für  die  Ton  der  Lieboeh- Wieser  FlOgelbakn 
abtweigcnde  Pölfing-Brnnner  und  Steieregger  Kohlenbabn. 

7.  Mit  Erlass  des  k.  k.  Handelsministers  vom  13.  Jänner  1873, 
Z.  86065-7512  ex  1878  filr  ein  Zwelggcleise  zu  den  südlich  des  6  ras  er 
Bahnhofes  gelegenen  Materialplätzeu  und  Seliotterjtn'uben. 

8*  Mit  Erlass  derk.k.  Statthalterei  fiir  Steiermark  vom  6.  Deeember  1873, 
Z.  15570  über  Krmächtignng  des  k.  k.  Uandelsministers  vom  13.  November 
1S73,  Z.  34170  für  eine  V('ri:inp:erung  der  Sto  vorc^'^er  Selileppbahn  zor 
Kohlonriitsche  der  Grnbe  des  Eduard  Mastalka  in  Kalkjjrub. 

9.  Mit  Krlass  der  k.  k.  Statthalterei  lur  Steiermark  vom  26.  JUuner 
1874«  Z.  1197  über  Ermächtiguiijr  des  k.  k.  HaiuUdsministers  vom  20.  Jän- 
ner 1874,  Z.  39871  für  oine  Schleppbahn  von  Oberdorf  zu  den  Kohlen* 
gmben  Uödlgrube  und  Ignatzi -Schacht  (Mitterdorfer  Industriebahn). 
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K.  K,  priv.  Kaiserin  Elisabeth-Bahn. 

(Vgl.  Bd.  II,  Abtb.  1,  i>«ite  32»  und  4i'a.  IM.  IIL,  Öeite  423  und  437  und  Erg.  Bd.  I, 

beite  296.) 

1.  Statuten  fttr  die  Actleii-Gesellscliaft  der  k«  k.  pri?.  KaigeHn 

Eligabeth-Bahn. 

I.  Abschnitt. 
Allgemeine  BestimmangeD. 
1- 

Die  Artioiifrespllsclialt   <lor   k.   k.   priv.  Kaiserin  Elisabeth- Hahn  ist 
gebildet  auf  Grundlage  der  naclisteliendtn  A,  h.  ("«•n<essi(»iis-Uikundcii,  als: 

aj  der  A.  h.  Coiicessions  rrkmule  vom  .'s'.  März  IH.OC»  summt  den  bezUfr- 
lieben  Nachträ;;cn,  rücksichtlieh  der  Hauptltahii  vuii  Wien  nach  Salz- 
bnrg;  und  von  Wels  nacli  Passau,  und  auf  »lern  h.  Ilandels-.Ministnial- 
Erlasae  vom  15.  September  18,">U.  Z.  341  lyH.  M.,  rüoksichtlich  der 
Fltigelbahn  von  Penzing  nach  Hetzendorf; 

bj  des  A.  h.  genehmigten  Uebereinkonimen»  vom  1.  October  1857  wegen 
üebernahme  der  beiden  Privilegien  der  ersten  österr.  £isenbahn  vom 
7.  September  1824  und  vom  18.  Jnni  1832  und  beziehungsweise  auf 
Grundlage  des  Uebereinkommens  mit  der  h.  k.  k.  StaatoTerwaltang 
wegen  Umban  der  Bahn  von  Lins  naeb  Bodweis  vom  30.  Jnni  1869 ; 

ej  der  A.  b.  Concessions-Urknnde  vom  24.  Jnni  1870,  riloksichtlich  der 
FlUgelbshn  von  Hetzendorf  an  die  Donanl&nde  bei  Albern; 
dj  der  A.  h.  Concessions-Urknnde  vom  22.  August  1865  und  des  Staats« 
Vertrages  mit  der  k5nigl.  bayer.  Regierung  vom  4.  Jnni  1867,  bezie- 
hungsweise des  Haudels-Ministerial-Erlasses  vom  23.  Ootober  1870, 
Nr.  16315/3443  in  Betreff  Erwerbung  des  Eigenthums  der  Bahn  von 
Neumarkt  nach  Braunau  (Simbach); 
e)  des  Cebereinkommens  mit  der  h.  Staatsverwaltung  vom  25.  Jänner  1870, 
betreffend  die  Goncession  zur  Antheilnahme  an  der  Erwerbnng  der 
Wiener  Verbindungsbahn ; 

23 
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f)  der  A.  Ii.  Conccssions  Urkunden  \  oni  lU.  November  1872.  bezlehungs 
weise  vom  7.  September  1809,  in  Lietreft'  der  Eisenbaiinslrecken  von 
Sel/.thal  n.-ielist  Rottenmann,  nach  lii^^ebotsliofVn  nml  soliin  nach  Wörgl 
in  Tirol,  sowie  von  liischoi'gliofen  nncli  llallein  und  Sulzburg. 

§. 

J)io  Geseilscii&ft  hat  ihre  Wirksamkeit  am  13.  Juli  1856  begonnen.  Sie 

crli seilt,  und  zwür: 

a)  riieksielitlich  der  llahnstrccken  Wien  —  »"^alzbiir}^,  Wels — Passau,  Pen- 
zing:—  Helzendorf — Donauländc  I»ei  Allx  rn.  Lambach  —  Gmunden.  dann 
Linz  —  Hiithveis  uiul  W  artlier^'-  St.  Vab-ntin  mit  Alihnif  von  Hf)  .Inhren 
nach  der  Hetriebseröflniing  auf  den  beiden  lefztu'eiiannten  Balmstreeken  ; 

b)  riick^ielitlieh  der  Babu  von  Keumarkt  nach  Braunau  (Simbach;  am  31. 
iJezember  19,');); 

c)  rüek8ielitli(  Ii  des  Authciles  an  der  Wiener  Verbindungsbahn  am  2ü.  Jän- 
ner 196(); 

dj  rürksiclitlieh  der  l>ahnstre(^ken  von  Selztliai  näehst  Rottenmann  über 
Hi^eholshoreu  nach  Wiirgl  und  von  liischotsholen  nach  llallein  und  Salz- 
biir^'^  mit  Ablauf  von  90  Jahren  nach  Eröffnung  des  Betriebes  auf  sänimt- 
liclieii  unter  lit./,  §.  1  genannten  Strecken. 

4?.  .3. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  umfasst: 
aj  den  Uctrieb  der  Eisenbahnen  von  Wien  über  Linz  nach  Snl/burg  und 
\  ()n  \Vt;ls  bif»  an  <lie  bayerische  (irenzc  nächst  l'assau  m  bst  den  FlUirel- 
babnen  von  Penzing  nach  üetzendorf,  dann  von  Lambach  nach  Gmun- 
den  ; 

hj  den  IJetricb  der  Flii^^<'ll»;ihn  von  lletzendorf  zur  Donauländc  l»ei  Albern >* 

c)  den  lietrieb  der  Sciteub.iiin  von  Neumarkt  nach  Braunau  (Simbaelr; 

d)  den  Betrieb  der  EistMibahn  von  Linz  nach  Budweis  mit  der  Zweigbahn 
von  Wartberj;  nach  St.  Valentin  ; 

e)  die  Antlieilnahme  an  dem  Hetricltc  der  Wiener  Verbindun;^sbalin ; 

fj  den  Bau  und  lietriel»  der  Bahnstrecken  von  Sdztlial    niich-;(  Rotten- 

maun  über  Bischofshofen  nach  W^örp;!  mit  der  Abzweigung  von  Bischofs- 

hoicii  iijich  llallein  und  Salzbnrf»; 
y)  den  Bau  und  Betrieb  der  künltii;  noch  zu  erriehtcn«len  oder  sonst  etwa 

noch  zu  erwerbenden  oder  zu  ])nchtenden  Seiten-  und  Flil;rel-Bahnen. 

sowie  der  anderweitiiren  mit  den  BaliiKslrecken  in  Verbindung  stehenden 

Transport-Anstalten  ; 
h)  die  Benützung  und  den  Betrieb  von  Grund.stUcken,  Forsten,  Berg-, 

Kohlen»  und  Metall- Werken^  Maschinen-  und  anderen  Fabriken,  welche 
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als  mit  dtii  Zwc  -ken  der  rnterncliimin;:  zusammenUängeiitl  von  der 
Ges^Uschalt  (*r\v»>rbeu  oder  gepachtet  werden. 

§•  4. 

Der  8it7.  der  GeBellschftft  ist  in  Wien. 

§.  5. 

Die  Firma  der  Gedellsehaft  lautet:  «K.  k.  privUegirte  Kaiserin 
£li8abetli-Bahn<^y  und  ist  in  gesetzlicher  Weise  protokollirt. 

Die  Qesellschaft  Itthrt  den  kaiserlichen  Adler,  mit  der  Firma  als 
i'mschrilt 

n.  Abadmitt 

G  e  8  e  l  U  c  h  a  1 1  s  -  C  a  p  i  t  a  1  und  A  c  t  i  e  u. 

%'  6. 

Das  Oesellschafts-Capital  betrSgt  dennal : 
€ij  zwei  und  vierzig  Millionen  Gulden  ästerr.  WXhr.,  serfallend  in  200.000 

Stttok  Aotien,  jede  zu  Zweihundert  Gulden  Conventions-Mttnze,  gleich 

Zweihundertzehu  Gulden  Österr.  Währ.,  mit  dem  Ausgabs-Datom  rem 

1.  Juli  1856  (I.  Emission); 
bj  zwölf  Millionen  Gulden  österr.  Währ,  in  Silber,  zerfallend  in  60.000 

Stflck  Actien,  deren  jede  Uber  Zweihunderl  Gulden  Osterr,  Währ,  dilber 

lautet  und  mit  der  Ausfertigung  vom  1.  Juli  1869  versehen  ist 

(II.  Emission); 

cj  secijzehn  Millionen  Gnldcn  J'.sterr.  Währ,  in  Silfjor  (III.  Emission),  zer- 
fjillend  in  80.000  Stili  k  Actien,  Jede  über  Zweiiiundert  Gulden  österr. 
Währ.  Silber  lautend  und  mit  dem  Aus^absdatum  vom  l.  Jänner  1873. 
Der  Gesellscbaft  ist  gestattet,  zur  Bedeckung  jenes  Geld-Erlordernisses, 

welclicg  das  Actien -Capital  Uberscliieitet,  Frioritäts-Obligation  .%n  hinaus- 

zugebeu. 

§.  7. 

I>ic  Actien  lantcn  ;nii'  Inhaber,  ohne  die  Au3fi'rti;;un'!:  auf  bestimmte 
Namen  .lusziischliessen.  Die-üelben  sind  je  nach  den  einzelnen  Emissionen 
unter  fortlaulcnden  Nummern,  aus  einem  .)  u\tai>nche.  welches  im  Arehive  der 
Gesellschaft  aufbewahrt  bleibt,  her<ausge.schnitten  und  mit  dem  trockenen 
Stempel  der  Gesellschaft,  sowie  mit  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des 
Verwaltungsratiies,  oder  eines  Mitgliedes  und  eines  von  dem  Verwaltungs- 
rathe  dazu  besonders  beauftragten  Beamten  der  Gesellsehafl,  versehen. 

Sie  sind  mit  am  1.  Jänner  und  am  1.  Juli  fälligen  Dividenden-Coupons, 
nebst  Talons,  versehen. 

28* 
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i>.  8. 

Das  Actieii-Capital  kann,  aul' Aiitia^,^  des  \Cr\valtun^8ratli{'s,  durch  Be- 
schluss  der  (Tcneral-Versammlun;;  crliölit  werden.  i§j>.  25  lit.  e.  27,  28.) 
Ueber  die  Art  und  We'so  der  Bepehun^  der  neuen  Actien  entsclieidet  eben- 
falls die  Genoral-Versanuiiiunjr.  Die  B(Mlinpunf^en  und  Modalitäten  der  Ein- 
zahlungen, sowie  die  Gassen,  bei  welchen  die  Eriäjre  zu  leisten  sind,  werden 
vom  Verwaltungsratlie  bestimmt,  und  durch  die  „Wiener  Zeitung"  offent- 
lich  bekannt  gema  >ht. 

§.  9. 

Für  jede  Summe,  deren  Einzahluug  yerapStet  wird,  sind  zurQesellsebafts- 
Casse,  ausser  den  laufenden  fttnfpercentigen,  noch  fUnfpercentige  Versngs- 
Zinsen  zu  leisten,  ohne  das^  es  hiezu  einer  geiicbtliohen  Einmahnung  bedarf. 

Ist.  nach  Abiauf  der  in  dem  Aufrufe  bestimmten  Frist,  die  Einzahlung 

nicht  geleistet  worden,  so  hat  in  dem  im  §.  55  frenannteu  Blatte  eine  wieder- 
holte Aufforderung  zur  Ein/alilung,  unter  Androhung  der  Folgen  des  Ver- 
säumnisses, /u  ergehen,  und  können  nach  Erlliiluug  der  Bestimmungen  des 
Art.  221  II.  G.B.  die  Actien-Iuhaber  oluipweiters  ihrer  Reobte  verlustig  er- 
klärt werden,  in  welchem  Falle  alle  bereits  geleisteten  Zahlungen  der  (iesell- 
schaft  anheimfallen  und  die  erworbenen  Ansprüche  der  Säumigen  von  Rechts» 
wegen  erlöschen. 

In  diesem  Falle  werden  die  ausgefertigten  Actien-Documente  annullirt 
durch  neue,  unter  den  nämlichen  Nummern,  ersetzt  und  diese  lür  Rechnung 
der  Gesellseliatt  verkauft. 

Die  stattL^eliabte  Aiinullirunfr  der  Acticn-Ducuinente  wird,  mit  Augabe 
der  Kummeru,  iu  der  ^  Wiener-Zeitung''  öffentlich  bekannt  gemacht. 

§.  10. 

Jeder  Actionär  ist  nur  bis  zum  Nominalhetra;re  seiner  Actie  liaftend, 
und  kann,  mit  Ausnahme  dt-r  im  i;.  hezt  ieiincten  Verzugszinsen,  zu  keiner 
weitereu  Zahlung  über  den  Betrag  seiner  Actie  hinaus,  angehalten  werden. 

§.11. 

Alle  Besitzer  von  Actien  I.  und  II.  Emission  haben  nach  Ablauf  der 
ersten  9  Jahre  vom  Tage  der  Betriebseröffnung  auf  der  Locomotivbahn  von 
Linz  naeh  Bndweis  und  von  Wartberg  nadi  St.  Talentin  im  Verhältnisse 
des  Nominalwerthes  ihrer  Actien  von  200  fl.  Conv.  Mttnze  (=210  fl.  d.  W.) 
und  von  200  fl.  ö.  W.  gleiche  Rechte  und  gleiche  Anaprttohe  auf  das 
Oesamroteigenthum  der  Oesellscbaft  und  das  Ertiiigniss  derselben ,  jedoob 
mit  Ausnahme  der  im  §.  3  lit.  /  bezeiebneten  Linien. 

Bis  zu  diesem  Zeitpnncte  haben  die  Aotien  1.  Emission  den  auBSobliea- 
senden  Anspmeh  auf  das  Erträgniss  der  ursprttngliehen  Linien  (§.  8  lit  a). 
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mit  <l<'r  B«'schr;inkniii^.  welche  il<'i-  iihcr  Aiv  Rofiiinlinmir  Acv  St;i:il>- 

\'ors.'liii-<>4t'  nifluilt;  uinl  <li<'  \cti<>n  iI'T  II.  [Miiission  dou  An-^pnu-li 
n\i\  (!:(>  lM'trä<;nis8  der  Ualin  von  Linz  n^üli  liudweis  und  von  Wartberg  nach 
Sf.  Val(Mitin. 

Aul"  dir  Kr;;('biiissi'  aus  dein  Hi'triehe  alltT  s.»iHtii;on  aiHSi'rdt'in  hif^lior 
«MworlH  iieii  lialinsf rt'ckoii  (mit  Ausnahme  jener  im  4>.  .1  lit  /'  heyeiclineten t 
und  der  iihrij:en  ^oiion  bi^iher  betriebenen  (iogcliiiits/wi-i^e  halten  die  Aotien  I, 
und  II.  Emission  nach  VerhältnisR  ihres  Nominalwerthes  glciciimässigen 
Antlioil. 

Ebenso  hüben  die  Actien  III.  Emission,  insolanp^c  nicht  deren  Gleich- 
stellung mit  jenen  der  früheren  Emissionen  und  die  Einbeziehung  der  im 
§.  3  lit  /  bezeichneten  Linien  in  die  allgemeine  cnmulative  Betriebsrechnung 
gemäss  §.  28  dieser  Statuten  eintritt,  nur  den  alleinigen  Ansprach  auf  das 
Eigenihnm  und  die  Erträgnisse  dieser  Linien. 

An  den  Ergebnissen  ans  dem  Betriebe  ron  weiteren  Eisenbahnlinien 
-oder  sonstigen  Unternehmnngen,  deren  Erwerbung  rcsp.  Errichtung  erst  in 
der  Folge  auf  Grund  eines  Beschlusses  der  Qeneral-Versammlnng  stattfindet, 
nehmen  die  Aotien  aller  drei  Emissionen  im  Verhältnisse  xn  ihrem  Nenn- 
werthe  gleichroXssig  Antheil. 

Die  Aotien  sind  untheilbar;  die  Oesellsohafk  erkennt  fttr  jede  Aotie 
nur  Einen  Ei;renthttmer  an,  welcher  sich  durch  den  Besitz  als  solcher 
legitimirt.  Mehrere  Theilhaber  einer  Actio  milsseii  daher  ihre  gemeinsamen 
Rechte  durch  Eine  Person  wahrnehmen  lassen.  Die  Besitzer  von  Actien  sind 
nicht  berechtigt,  eine  Sioherstellung  ihrer  Ansprüche  gegen  die  Gesollsohaft 
SU  erwirken,  oder  den  eingezahlten  Ii  trag  zurück  zu  fordern. 

l>as<:elbe  gilt  auch  von  den  Erben,  Recbtsnschfolgern  und  OlSubigern 
der  einzelnen  Actionäre. 

§.  13. 

Mit  dem  Besitze  der  Actie  ist  die  Unterwerfung  unter  iUe  (iesellHchafts- 
Statnten  verbuiKb'U. 

Die  Uebeitrafrun«;  der  Acti'  ii  ert"«)lLrt  in  der  Re^'el  duri-li  <lie  einfache 
l'ebergabe  der  Actien-Docunn  nte.  bei  auf  Namen  lautenden  Actii-n  durch 
Indossement  oder  (NMsion.  Die  llesellsr-halt  haltet  in  lel/tereiu  Falle  nicht 
für  die  Echtheit  der  L'ebertragungsurkundt  n. 

§.  U. 

Während  de?^  Haue«»  dt  r  im  5*.  3  lit.  /'  bezeichneten  neuen  Linien 
werden  dip  .\ctien  III.  Emi*-;ion  1873»  au^  dem  tiir  diese  Linien 
i)estiniraten  ünteruehmuugHtonile  mit  r>o/o  iii  Silber  verzinset. 
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K.  k.  priv.  Kaiserin 


t>.  15. 

FUr  in  Verlust  gcrathei.e  Actien,  Interimssclieine  otler  sonstif,'e  Werth» 
pnpii  i  f  iU'v  ('.(  Seilschaft  weiden,  sobald  selbe  in  gesetzlicher  Weise  aroor» 
tisirt  worden  Hind,  neue  ausgefolgt. 

m.  Abschnitt 

Organ isiruug  und  Verwaltung  der  Gesellschaft. 

§.  16. 

Die  Angelegenheiten  der  Gesellschaft  werden  besorgt: 

A.  durch  die  General- Versamnlnng  der  Actionftre, 

B.  durch  den  Verwaltungsrath, 

C.  dureh  die  Direetion. 

A.  6e  neral- Verna  in  mlung  der  Actionäre. 

§.17. 

Die  statutenmäSHig  gebildete  General  •  Versammlung  vertritt  die 
Gesammtheit  d^r  Aetioirilre. 

§.  18. 

Die  ordentliche  General -Versammlung  tritt,  über  Einberufung  des  Ver- 
waltungsrathes,  jährlich  im  Monate  Mai  in  Wien  zusammen. 

Ausserordentliche  GeneraU Versammlungen  können  übrigens  so  oft 
stattfinden,  als  es  der  Verwaltungsrath  flir  Hirderlich  bSlt;  sie  müssen  aber 
vom  Verwaltnngsrathe  einberufen  werden,  wenn  ein  oder  mehrere  AetionSre, 
deren  Actionbesita  den  vieraigsten  Theil  des  hinausgegebenen  Actien- 
Capitales  repräsentirt,  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe,  und 
gleichzeitiger  Deponimng  der  Actien  sammt  Coupons  bei  der  Gesellsohafta- 
Casse,  es  in  einer  schriftliehen  Eingabe  an  den  Verwaltnngsrath  verlangen. 
Im  letzteren  Falle  ist  die  Einberufung  binnen  Iiln;r8tens  vier  Wochen  zu 
veranlassen. 

§.  19. 

r>ie  l^iiiheiiiCiiiiir  <ler  orileiitlielim  oiltM'  .ui-i^i  ronlcMtlielien  (TOiieral- 
Ver«;;uninliiiit:  .i:e>^cliielit  dur'^li  eine  Kiiudtiiaeliuiig,  welche  weiii^Mten.s  einen 
.M(>ii:it  vor  «lein  Zusammentritte  in  der  amtlichen  „ Wiener  Zeitung"  einge- 
rückt wird. 

§.  20. 

Die  in  der  General -Versammlung  zu  verhandelnden  Gegenstünde 
müssen  in  der  Kundmachung  ausdrücklich  genannt  werden,  und  es  kann 
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<lie  Goneral  Versamralung  nur  über  die  in  der  Kuiulmachung  bozeiclineteu 
Gcgenstämle  giltii^  besohUessen.  Hievon  ist  jedoch  der  BeKchlnss  fiber  den 
in  einer  General -VerBamnilung  gestellten  Antrag  anf  fiinberufuiig  einer 
ansserordentlichen  General- VerBammlong  nus^renommen. 

In  der  General  •Versammlung  stellt  j<  -(lem  Aotionär  da»  Kcclit  su, 
selbständige  Anträge  zn  stellen ;  doch  darf  Uber  dieselben  nicht  sofeit  in 
dieser  General -Versammlung  entschieden,  sondern  nnr,  wenn  ein  solcher 
Antrag  noch  von  wenigstens  10  Actionären  nntersttttzt  wird,  bestimmt 
werden,  ob  nnd  wann  derselbe  in  Verhandlang  zu  nehmen  ist. 

§.21. 

Die  Aotien,  rttcksiohtlicli  welcher  das  Stimmrecht  bei  der  General  'Ver- 
sammlung ansgeilbt  werden  will,  mttssen  14  Tage  vor  dem  fBr  das  Zasam- 
mentreten  der  Versammlung  fortgesetzten  Tage  bei  der  GesellschaftHoasse  in 
Wien  oder  bei  denjenigen  Bankhäusern  im  Auslande,  welche  der  Verwal- 
tnngsrath  hiezu  bezeichnen  wird,  hinterlegt  werden. 

Zur  Erlangung  des  Stimmrechtes  in  der  General -Versammlung  sind  in 
der  Regel  die  Aotien  aller  drei  Emissionen  gleichmässig  geeignet. 

Nur  rttcksiohtlich  der  im  §.  25  lit  a)  und  hj  bezeichneten  Gegenstände, 
insofern  dieselben  die  älteren  Strecken  betreffen,  haben  die  Actien  der 
III.  Emission,  insolange  sie  jenen  der  beiden  früheren  Emissionen  nicht 
gleichgestellt  sind  (§.  28),  an  der  Abstimmung  und  Bcchlussfassung  keinen 
Antheil. 

Bis  zu  letzterem  Zeitpunkte  hat  die  Deponimng  der  Actien  III.  Emission 
gesondert  von  jener  der  Actien  der  beiden  fräheren  Emissionen  stAttznflnden- 

§.  22. 

Die  Actionäre  erhalten  bei  der  Depunirung  iiirer  Actien  eine  Lcgiti- 
nationskarte,  die  auf  Namen  lautet,  die  Kategorie  der  deponirten  Aotien 
bezeichnet  und  nur  fUr  die  bezeichnete  Person  gilt  Jede  ausgefertigte 
solche  Karte  muss  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien  enthalten. 

Die  Actionäre  können  hiebei  nur  durch  solche  Personen  vertreten 
werden,  welche  selbst  Mitglieder  der  General -Versammlung  sind.  Die  Form 
der  Vollmacht  wird  von  dem  Verwaltnngsratho  bestimmt. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  werden  durch  ihre  gesetz- 
lichen, beziehungsweise  statutirischen  Reprilsentanten ;  Frauen  durch  Bevoll- 
nftehtlgte  vertreten,  wenn  diese  Vertreter  auch  nicht  selbst  Actionäre  sind- 

§.23. 

Je  vierzig  Aetien  der  I.  und  II.  oder  der  III.  Emission  geben  das  Becht 
anf  eine  Stimme. 
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Koiii  ArtiiMiär  kann  im  eigenen  und  Vollmachtanamen  zusammen  mehr 
aU  dreissig  Stimmen  lUliren. 

§.  24. 

Den  Vorsitz  in  dor  GenornI -V(  rNaininliinfz:  fiilirt  der  Präsident  «uler 
einer  der  Viee-Pr;isiil<  nteii  des  V(  r\\ altun^'sratlies.  oder  ])ei  deren  Verliin- 
derun^^  das  vom  Verwaltungsrathc  /u  deren  Ersetzung  hegtimrate  Mitglied 
desselben. 

Den  rrotoivolUiilirer  ernennt  der  Vor«itzenüe. 

§.26. 

Dem  i^eschiusse  der  General -Versammlung  sind  folgende  Uegenstäude 

vorbehalten  : 

aj  die  (ienehiniirnng  der  .laliresreclintin^r  und  Ertheilunir  des  Absolutoriums 
an  den  Vrrwaltunirsrntli.  sowie  die  Festsetzung  der  au  die  Actionäre 
zu  vertheilenilen  Jalires-Dividende ; 

bj  die  Bestimmung  des  dem  Reservefoude  zuzuweisenden  oder  demselben 

zu  entnehmenden  Betrages; 
cj  die  Erwerbung  von  Concesaionen  für  neue  Linien  und  FlUgelbabnen; 
dj  der  Kauf,  Verkauf  oder  die  Verpaolitung  einzelner  Bahnstrecken; 
ej  die  Vennelirung  des  Gesellschaflts-Capitales,  über  die  im  §.  6  beistimmte 

Zifl<  r.  durch  Hinansgabe  neuer  Aotlen,  und  die  Aufnahme  von  fundirten 

Aulehen; 

fj  die  Abänderung  der  Statuten  und  insbesondere  die  Gleiciistellung  der 
Aetien  der  III.  Emission  mit  jenen  der  beiden  frttheren  Emissionen 
und  die  Einbeziehung  der  im  §.  3  lit.  dJ  bezeichneten  Bahnstrecken  in 
die  allgemeine  cnmulative  BetriebsreohniiDg  (§.  28); 

ffj  die  Anflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  CoDoes8ion8.Dauer; 

hj  die  im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  zu  treffende  Verfügung  Uber 
den  Reservefond  und  das  übrige  Gßsellschafts -Vermögen; 

^  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes; 

kj  die  Wahl  des  ans  drei  stimmfXhigen,  nicht  der  Verwaltang  angehören- 
den, Aetionftren  bestehenden  Revisions-Ausschnsses  zur  Prüfung  der 
Rechnungen  des  laufenden  Jahres; 
Ij  die  Geltendmachung  der  dem  Verwaltungsrathc  gegen  die  Gesellschaft 
obliegenden  Verantwortlichkeit; 

mj  die  Bestimmung  des  dem  Pensionsfonde  zu  gewährenden  Jahres- 
beitrages. 

Zu  den  Besohlttf>sen  sub  c)  d)  e)  f)  g)  ist  die  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung erforderlich. 
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§.  26. 

Die  General -Vorsammlnng  fasst  ihre  Beschlüsse  in  allen  FXllen,  in 
welchen  nach  diesen  Statuten  nichts  anderes  rerfllgt  i^t,  mit  absoluter 
Stimnienniehrheit  der  Anwesenden,  beziehungsweise  der  von  ihnen  rer 
tretenen  Aotien.  Dieselbe  ist  besohlussf&hig,  wenn  wenigstens  dreissig 
AetionSre  anwesend  sind,  welche  mindestens  den  vierzigsten  Tbeil  den 
hinansgegebenen  gesammteu  Actien-Oapitales  vertreten. 

§.  27. 

Deber  AbSnderung  der  Statuten,  oder  ftber  Zasiltae  zu  denselben,  über 
Vermehriing  des  Gesellschaftsfondes  durch  Hinausgabe  neuer  Actien,  über 
Aufnahme  von  Anlehen,  Uber  Verlängerung  der  Ooncession,  über  Verkauf 
oder  Verpachtung  von  £isenbahnAtrpcken,  Ober  Verl&ngemn^  oder  Anf- 
15sung  der  Gesellschaft  %'or  Ablauf  der  festgesetaten  D.iuer,  kann  nur  in 
einer  General  VerBammlung,  welche  wf^nip^tens  den  zohnten  Theil  »les 
«■mittirten  Actieii-Cnpitales  vortritt,  und  mindestens  vierzi}?  .nnvt'sende  Mit- 
^dieder  zählt,  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritttheilen  der  Stimmen. 
Beschlttss  gefasst  werden. 

i?. 

in  tl^in  Falle  je.lnch.  wenn  es  ^irh  nach  Volicnilmij^  der  projeotirten 
Loconiotiv-Eisenlialin  von  Innsbruck  nach  Bludeiiz  oder  aber  läii«:Aten8  nach 
dem  ab<relanfenen  achten  .lahro.  von  der  Kr  '>ffnnng  de»  Betriebes  auf  der 
ganzen  im  §.  3  lit.  f  bezeieluiftcn  Eisenbahnlinie  an  gerechnet,  um  die  Ent- 
scheidung Uber  die  Gleiclisteilmi^^  «b  r  Action  III.  Emission  mit  jener  der 
frfllieren  beiden  Emissionen  und  um  Einbezieluinir  dcr  im  iij.  lit.  /"lie/eieh- 
neten  Fjisenliahnlinien  in  die  allfremoine  i'uminulative  Betiiibsrechtiunir 
han<l('lt,  hat  <'ine  fretrenntc  Abstimmunji;  der  anwesenden  >itinunlM'reehtigten 
Besitzer  der  Aetien  III.  Emi^'^ion  im,!  der  lle^itzer  der  Aetien  der  beiden 
l'riiheren  Emisriionen  statt/.iiHiiii«'ii,  und  niiH-;  zur  Fn^^^uiiir  eiiie>  LMlti^ren 
Bertchlnsse«;  weiii^'stens  Ein  Zrimtheil  der  finittirten  Aetien  vnn  Jeder  der 
beiden  ül)i^en  Katep-orien  vcrtrrti'n  sein,  und  die  Zuatinimung  mit  ein»  i- 
8timmeniiH'lirheit  von  \veni;:stens  zwei  Drittlieileii  der  in  der  eneral- Ver- 
Mammiung  vertretenen  Actien  beider  Kategorien  bcsehUssen  werden. 

§.  n. 

Ist  die  ( ieneral  ■  Vers.iminlnnj^  in  den  Fülb  ii  <b  r  26  —  2><  nieht 

beschlu-'staliifr.  so  wird  sif  \fitaiiT  und.  unter  A iil'.aIh'  d«  ^  (Irumles.  sni^lfir-a 
wieder  einberufen,  widiei  jeiiorb  der  Zeitraum  zwiselnn  der  Einlterutuu':; 
nnd  dem  Zusammentritte  auf  zwauzi<r,  und  (b'r  Termin  lür  die  hepunirung 
der  Aetien  auf  ö  Tage  vor  dem  Zu.saunuentritte  beschränkt  werden  kann. 


K.  k.  priv.  Kaiserin 


Diese  Goneial -Vorsammlun^r  kaiia  bni  ihrer  z\veit<  ii  Eiabenifiing  nur 
Uber  Geg'ciistände  beschlicHsen,  welche  /m  ra.i^eaordmiu;,'  <lei*  ersten,  ver- 
tagten, gehörten,  aad  fasst  ihre  Besciilüsse  mit  der  vorgesehenen  Stimmen- 
mehrheit, ohne  Rflcksicht  anf  die  Zahl  der  ActionUre  und  der  Tertreteneik 
Actien. 

§.  30. 

Der  Geschäftsbericht,  nebst  dem  RechnungBabsehln.4Be,  sowie  die  cor 
Veriiandluni^  kommenden  Antrüge,  sind  8  Tage  vor  der  General -Versamm- 
lung am  Sitze  der  Oeseilsehaft  aufzulegen,  und  ist  jedem  Actionttr.  der  sein 
Stimmrecht  nachgewiesen  hat,  ein  Exemplar  davon  auf  Verlangen  aus- 
zufolgen. 

31. 

Wahlen  wenlfii  »lin-ch  Stiinmzfttcl  a orirciKniiint'ii. 

Kommt  bei  (Iciii  erstra  \V;ilil;:.i  i^rt'  keine  nhsolut  ^  StimmcninehrlM'it  /.ii 
•StaiKlf.  so  fiiitk't  eine  ciif^erc  \V;ilil  statt,  in  welche  die  iloppt  lto  Zahl  der 
zu  WähleuihMi.  welche  die  reUtiv  meidten  Ötimmeu  erhalten  haben,  einzu- 
I>eziehen  sind. 

Bei  Stim'.nengleicliheit  entsüheidet  dan  L<>.s. 

§.  32. 

Die  statiitniina^sig  p'la.ssten  Bcschliisae  der  Genera!- Versammlung  sind 
llir  alle  Actionärc  verbindlich. 

l'cber  die  Verhandlungen  der  General- Vertiammlung  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welolies  der  Präsident  und  der  Schriftführer,  und  drei  durch 
die  General  Versammlung  gewählte  Aotionäre  unterzeichnen,  und  dessen 
Mitfertigaiig  dem,  bei  der  Versammlung  anwesenden,  landesfttrstUehen  Com- 
missär  vorbehalten  ist 

Abschriften  oder  Auszüge  aus  dem  Protokolle  sind  von  dem  Prä- 
Hideuten  des  Verwaltungsrathes  oder  von  seinem  Brsatzmanne,  und  einem 
zweiten  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  zu  unterfertigen.  Der  Urschrift  des 
Protokolles  werden  ein  Verzeichniss  der  anwesenden  Mitglieder  der  Gene- 
ral-Versammlung, nebst  Angabe  der  von  Jedem  vertretenen  Aotlenanzablt 
!«owie  auch  die  bei  derselben  gemäss  §.  33  verwendeten  Vollmachten  bei- 
geheftet. 

b.  Der  Verwaltungsrath. 
33. 

Die  oberste  Leitung  aller  Angelegenheiten  der  Gesellschaft,  sowie  die 
Vertretung  der  Letzteren  in  allen  Beziehungen,  ist  dem  Verwaltuagsrathe 
Ubertragen. 
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Derselbe  besteht  aus  15  Mitgliodern,  von  denen  wenigstens  12  iliren 
ordentlichen  Wohnsits  in  Wien  haben  müssen. 

tj.  34. 

Der  Verwaltungsrntli  ist  <lor  Vorstand  der  Oeselischaft  im  Sinne  iles 
Handelsgesetzes.  Hr  ist  als  hoIcIum-  mit  den  ausgedehntesten  Vollmaohtcn 
zur  Verwaltunff  der  GeseUseliaits-An^'olegenbeiten  versehen,  ^^^mentlich  ist 
«lerselbe  ausdrücklich  zu  allen  jenen  .Acteji  ermächtigt,  zu  welchen  nacli 
§.  1008  des  allgemeinen  bttrgerliohen  Gesetzbuches  eine  besondere  Volloiacht 
erforderlich  wäre. 

Kr  vertritt  die  Gesellschal^  vor  und  ausser  Gericht. 

Er  ist  mit  der  im  Ilamlelsjresptze  festgesetzten  Berechtigniij;  und  Vcr- 
ant worllii'likeit  zu  allen  V' crtTigunfjen  in  (ToselUchat'ts  An^elofrenlieiten 
berufen,  wckho  nicht  der  ( ieneral -Vcrt^animlune:  vorheliaitcn  siiitl.  Ks  steht 
ihm  inslicsoiulcri-  dif  Krnciinun<r  iiii>l  Kntlassun^  der  lieamtcn  der  Gesell- 
schaft, die  Bcstimmunir  ihr' s  VV^rkun^rskreisc-;  und  ihrer  Hc/.ilire,  die  Ceiieh- 
migun^^  der  Dienstes-Instructioneu  und  Reglements  lür  die  Führung  der 
Geschäft»'  zu. 

Ik'r  \  t'rualtnnjrsr.'ith  führt  die  Finna  der  (Josollscliaft  durch  collective 
Zeichnun;,'  zweier  >einer  Mit^rliedi-r.  Er  k.uiii  zur  Zeichnuuir  der  Firm  i  aueh 
einen  Uire.  tor  oder  einen  » »herheamtcn  in  Gemeinschaft  mit  «'inom  Mitglietie 
des  Verwaltunfj:>rathcs  t'rniäehtif:en. 

Der  Pro' Mirist  hat  seiner  Unterschrift  einen  die  Procura  andeutenden 
Zusatz  hcizulügen. 

Der  Verwalluiigsrath  ist.  unbeschadet  der  Bestimmu-i^en  der  Art.  231 
und  2ü'\  H.  (i.  1{.  befugt,  in  allen  ihm  zustehenden  Geschäften  seine  Voll- 
macht oder  einen  Tlieil  derselben,  auf  Eines  oder  mehrere  seiner  Mitglieder, 
oder  an  sonstige  Bevollmächtigte,  für  einen  bestimmten  Zweck  und  für  eine 
bestimmte  Zeitdauer,  zu  Übertragen. 

Die  Art  nnd  Weise .  wonaoh  die  Behandlnng  der  Gescliäfte  des  Ter- 
waltnngsrathes  stattzufinden  hat,  bestimral  die  Oeschäftsordnang,  welohe 
der  Verwaltnngsratb  selbst  besehliesst. 

§.  35. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  werden  von  der  ordtMitlichen 
General -Versammlung  der  ActionMre  auf  die  Daner  von  sechs  Jahren 
gewählt.  Alle  zwei  Jalire  sobeiden  fünf  Mitglieder,  nach  der  Reibenfolge 
ihrer  .\ratsdauer.  aus. 

Die  Ausscheidenden  sind  wieder  wählbar. 

§.  86. 

Jedes  Mitglied  des  Yerwaltangsrathejr  hat  vor  Autritt  senier  Function 
ftlr  die  Dauer  seines  Amtes  40  Aetien  I.  oder  II.  Emisrion  und  40  Aetien 
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III.  Emiftsinn.  wülircud  diosor  Zi*it  vmi  ilim  weder  iil»t'itiageu  noch 

veräussort  werden  kiMiiicn.  in  dif  ( M'>cllseti;itt-^r.i-,>;i  zu  irnitoi'l(';r<'ii. 

Die  Niolitcrfnilun^r  dif^tM-  Vorsohrirt  Idnin  n  einem  Monate  nach  bekannt 
gegebener  Wahl  gilt  aU  Ablehnung  derselben. 

37. 

Der  Verwaltuügsratli  wählt  jährlich,  nach  Abhaltung  der  ordentlichen 
General -Veraammlunp.  an«  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  und  stwei  Vioeprä- 
aidenten.  Jeder  derselbon  ist  wieder  wählbar. 

Hei  gleiehzpitiprer  Abwesenheit  ilen  l'r:i**identf'n  und  bcidor  Viceprä- 
sidentt  n  betraut  der  Venvaltungsrath  eines  seiner  Mitglieder  mit  dem  Amte 
des  Vorsitzenden. 

§.  38. 

Wird  die  Stelle  eines  V«M'w;iltun}rsr.itlis-Mir;irlied<'s  vor  dem  Ende  der 
Aintsdauer,  für  widcho  er  ir^wählt  ist.  erledlL'^t.  so  kann  dieselbe  vorlänliir 
und  üir  die  Dauer  bis  zur  näcdisten  ( ieneral  -  Versammlun^r  von  dem  Verwal- 
tnngsrathe  wieder  besetzt  werden.  Die  delinitive  Wiederbcfietzuug  erfolgt 
durch  Wahl  der  näelistfol'renden  General -Versammlung, 

Das  zur  £tganzung  gewählte  Mitglied  scheidet  an  dem  Termine  aus. 
«u  welchem  die  Funetion  seines  Vorgängers  aufgehört  haben  würde. 

§.  39. 

Die  Mitsrlieder  dos  Vei  w:iltnn'-:sr;itlies  erhalteu  fiir  ihre  Anwesenlieit  Im 
<b'n  IMenar-  uml  Couiitt' -.Sitzungen  Anwesenheitsmarken,  deren  Werth  mit 
Ii)  il.  liir  jede  Marke  }'estgf^8»'tzt  wird.  Ausserdem  Ix'zieiien  sie  den  Krs:U/. 
für  Keisekosten  oder  sonstlije  durch  ilire  Funetioueu  veranlasste  Anslaizen. 
ferner  für  ihre  Miihew.iltuuf^  eine  Tantieme  von  5^^/^  von  dem  lleingewinne. 
welcher  mit  Riieksielit  auf  die  4(»  und  47  und  ülier  Alisehlaf?  dos  in 
Gemässheit  <ler  ^Jj.  öO.  51  in  den  iie^ervetond  zu  hiiiterl<',!j:»'nden  Betrages 
sich  ergibt,  und  welche  mit  dem  Minimalbetrage  vun  4:2.000  fl.  fest- 
gesetzt  ist. 

Die  An  der  Verthi  ilun;:  dieser  Tantieme  unter  die  einzelnen  Mittrlieder 
des  Verwaltungsrathcs  setzt  der  Vcrwaltungsrath,  mit  Rücksiehtuahuie  auf 
deren  Lei.stnngen,  fest. 

Zu  dem  im  Vorausgehenden  bezeielineten  fixen  lirzuge  des  Verwal- 
tungsrathes  haben  die  Aetien  der  dritten  Emission  nur  in  deuj  Falle  eine.^ 
Ueberschusses  des  jährlichen  Reinertrages  der  bezüglichen  Bahnstrecken 
Uber  die  5  Percent  Dividende,  Tilgungsquoten  und  Dotirung  des  Reaenre- 
fondes  im  Verhältnisse  des  erzielten  Reingewinn  -  Ueberschnsses  beizu- 
tragen. 
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§.40. 

Der  Verwaltuugsratli  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft  aui' 
Einladimg  des  Piüsidenten,  so  oft  es  da«)  Interesse  der  Gesellscbaft  erfordert, 
zam  wenigsten  aber  einmal  in  jedem  Monate.  Die  Beschlfisse  werden  doreb 
absolute  Stimmenmehrheit  der  persdniiob  anwesenden  oder  vertretenen  Mit- 
glieder (§.  41)  gefasst;  bei  Gleiehbeit  der  Stimmen  wird  jene  Ansicht  zum 
Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitsende  beigetreten  ist. 

Zur  Gilfigkeit  der  Verhandlungen  ist  erforderlich,  das»  wenigsten» 
4  Mitglieder  persönlich  augegen  seien,  bei  dieser  geringsten  Anzahl  ist  snr 
Besehlussfassung  die  Einstimmig; keit  eriorderlicb. 

.    §.  41. 

Die  auswärtigen  Mitglieder  können  sich  bei  den  Verhandlungen  des 
Verwaltnngsrathes  durch  ein  anderes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  ver- 
treten lassen. 

Kein  Mitglied  des  Verwaltungsratbes  darf  jedoch  mehr  als  eine  Stimme 
im  VoUmaehtsnamen  llihren. 

§42. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsratbes  wird  ein  Protokoll 
aulgenommen,  welches  der  Vorsitaende  und  wenigstens  zwei  anwesende  Mit- 
glieder unterfertigen. 

Abschriften  oder  Auszttge  aus  dem  Protokolle  sind  von  dem  Prlsidenten 
oder  dessen  Stellvertreter  und  von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsratbes 
zu  beglaubigen. 

C.  Die  Directiou. 
§.  43. 

Die  Ausführung  der  Beschlüsse  des  Verwaltungsratbes,  und  die 
specielle  Fiihmng  der  Geschäfte  nach  Massgabe  dieser  Beschlüsse  und  inner- 
halb der  in  den  Statuten  gegebenen  Grenzen,  obliegt  der  Direction.  An  der 
Spitze  derselben  steht  der  General-Director. 

Der  Verwaltungsrath  ernennt  die  Mitglieder  der  Direction,  bestimmt 
ihre  Bezüge,  welche  auch  zum  Tbeile  in  einem  Antheile  am  Reingewinne 
festgesetzt  werden  können;  er  bezeichnet  ihren  Wirkungskreis  mittelst  zu 
erlassender  Instructionen  und  bestimmt  ihre  Rangordnung. 

Der  General-Director  muss  an  dem  Sitze  der  Gesellschaft  wohnen.  Er 
ist  in  allen  Verrichtungen  dem  Verwaltungsrathe  untergeordnet  und  dem- 
selben fir  die  sachgemässe  Leitung  der  Unternehmung  verantwortlich.  Er 
hat  den  Sitzungen  des  Verwaltungsratbes  mit  berathender  Stimme  bei- 
zuwohnen. 
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IV.  Abschnitt. 
Jahresreciliiuug,  Ziuseu,  Dividenden,  Reaervefond. 

.   §.  44. 

Die  Betriebsrecliimugen  rücksichtlich  der  die  Onnintic  eines  jälirli(  ht  ii 
Rcinertrftgnisses  Seitens  des  Staates  niclit  geniesscndon  Balin^treciceu. 
nämlich : 

a)  der  FlQgelbnhn  von  Nenmarkt  naoli  Braunau  (Simbach); 
h)  der  FlUgelbalm  von  Hetxeudorf  an  die  DonanlXndo  bei  Albern; 
e)  des  Antbeiles  an  der  Wiener  Verbindungsbahn,  sowie 
dj  sonstiger  selbststftndig  betriebener  Geschäftszweige,  sind  von  jenen  die 
Garantie  des  Staates  geniesseuden  Eisenbahnlinien  getrennt  zu  fähren. 
Auch  rflcksiohtlich  der  vom  Staate  garanürten  Eisenbahnlinien  findet, 
insolange  und  insoweit  die  im  §.  11  erwälinte  Sonderstellung  der  Aetien  der 
I.,  II.  und  III.  Emission  dauert,  die  Führung  abgesonderter  Hetriebsreoh- 
nnngeu  statt. 

§.  tö. 

Sämmtliclie  R('cliiiiin;^en  werden  am  31.  Deoember  eines  jeden  J.ihres 
abgeschlosr^en.  Auf  (irmul  der  dieslalligen  Ers^ebnissc  werden  Ilaupt-Jalires- 
bilanzeii  aiiffrestollt.  und  -^elbo  nach  vor^änfi;iger  l^rüfiin;,'  durch  den  liovi- 
^iionHausschuss  mit  deu  dazu  gehörigen  Belegen  der  General- Versammlung 
vorgelegt. 

Auf"  (iruiid  der  I'^r;i(l)nis.st'  iler  einzelnen  Betriebsreohnungen  wird 
sdhin  das,  auf  die  Aktien  der  ein/einen  Katefroricn  mit  Rücksicht  auf  deren 
im  §.11  bestimmte  Autheilsberüchtigun;^,  entfallende  Gesammt-Erträguisd 
nachgewiesen. 

§.  46. 

Von  den  Brutto-Erträgnissen  der  einseinen  Linien  oder  Gesehälls- 
zweige  sind  zunächst  die  dieselben  unmittelbar  betreffenden  Brhaltungs-  und 
Betriebsauslagen  in  Abzug  zu  bringen. 

Kttcksiciitlioh  der  Auftheilung  der,  sämmtliohe  Strecken  betreffenden 
gemeinsamen  Auslagen  finden  die  in  den  bezttglichen  Concessionsurkunden 
enthaltenen  Bestimmungen  Anwendung. 

§.  47. 

Ans  dem  Reinertrage  der,  den  drei  Aetien-Emissionen  entsprechenden 
einzelnen  Bahnnetze,  welcher  nach  Abschlag  der  Erhaltungs-  und  Betriebs • 
auslagen  und  der  allgemeinen  Verwaltungskosten  erttbrigt,  werden  zunächst» 
und  in  nachstellender  Reihenfolge  bestritten  die  Erfordernisse : 
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1.  fttr  die  von  der  Oeselholiaft  fOr  das  bezttgÜclie  Bahnuet«  aufge- 
nommenen Anleheu, 

2.  für  die  ö7oie^  Dividende  auf  die  bezOgliclien  Actien, 

3.  für  die  Tiln^ir  des  bezttglielien  Aotien-CapitaU. 

Von  dem  Reinertrage  der  im  §.  44  von  a)  bio  d)  aufgeführten  Streelcen 
und  sonstigen  abgesondert  Terreehneteti  Geschäftszweige  werden  statt  der 
von  1 — 3  bezeichneten  Posten  die  57o  Zinsen  nnd  die  Tilgungsquoten  den 
bezüglichen  Anlage-Capitales  in  Abzug  gebracht. 

Die  lüernaoh  noch  verfUgbar  bleibende  Summe  bildet  den  Ueberschuss 
des  jülirlichen  Reinertrages.  Dieser  Teberschuss  wird«  nach  llassgabe  der 
48  nnd  49  zur  RackvergUtung  der  vom  Staate  in  Folge  seiner  Garantie 
etwa  geleisteten  Vorschfisse  sammt  Zinsen  verwendet  nnd  nach  Abschlag 
der  nach  den  §§.  50  und  51  dem  Reservefonde  zuzuweiseiitien  Summe, 
sowie  (Iot  den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  anerkannten  Antheilsqnot«' 
unter  den,  »:<  m:is8  i;.  11  zur  Antbeiisnahme  am  Erträgnisse  der  einzehieu 
Streckt  II  berechtigten,  sowohl  getilgten  wie  nicht  getilgten  Actieu  als  Super- 
Dividende  vertheilt. 

4Ö. 

In  BetreiF  der  Rückvergütung  der  bezüglich  der  Linien  des  alten  Netzes 
<§.  3  lit.  aj  und  der  Linz-Budweiser  Bahn  (§.  8  lit.  d)  geleisteten  Staatsvor- 
«chüsse  haben  folgende  Modalitäten  zu  gelten: 

Sollte  die  Gesollschaft  für  die  alten  Linien  Steatsvorschüsse 
beniithigen,  so  ist  von  späteren,  das  garantirte  Rein-Erträgniss  dieser 
Linien  übersteigenden  Ueberschüssen  nur  die  Hälfte  zur  Refundirung 
der  Vorschüsse  sammt  4o/oigen  Zinsen  zu  verwenden,  während  die 
andere  Hälfte  der  Gesellschaft  zur  freien  Verfügung  verbleibt 

Im  Falle  der  Reinertrag  der  alten  Bahnlinien  die  garantirte  Jahres- 
summe  OberRchreiten,  dagegen  auf  den  neuen  Linien  (Linz-Budweis* 
Wartberg— St  Valentin)  sich  ein  Ausfall  an  dem  garantirten  Rein- 
erträgnisse  ergeben  sollte,  muss  die  Hälfte  des  Ueberschusses  der  alten 
Linien,  zur  Decknog  des  Ausfalles  der  neuen  Linien  verwendet  werden, 
während  die  andere  Hälfte  wieder  der  Gesellschaft  zur  freien  VeifUgung 
verbleibt,  der  allfällige  Rest  des  Ansfalles  der  neuen  Linien  aber  vor- 
flchucBweise  vom  Staate  gedeckt  werden  wird. 

Wenn  nach  Auflassung  der  getrennten  Betriebsrechnung  noch  Staats- 
vorsehüsse  aushaften,  welche  au-^schliesslich  von  den  neuen  Linien 
hfrrühren,  so  ist  nur  ein  Dritttheil  des  Ueberschusses  des  gesammten 
Bahnnetzes  zur  Refundirung  dieser  Staatsvorschüsse  sammt  4«/«igeu 
Zinsen  zu  verwenden ;  dagegen  bleiben  zwei  Dritttheile  zur  Verfügung; 
der  Gesellschaft. 
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SAÜten  dagegen,  nach  Einfiihriing  der  cumulativeii  Hetriebsreclinunt?. 
neue  StaatsvorecliUsse  bf.ui-pnicht  werden,  so  ist  zur  Rofundinin*:  der- 
selben oainmt  4»/«iger  Verziusung  nur  die  Httlfte  der  ferneren  Ueber- 
«cbfisse  des  Gesammtnetaes  zu  verwenden. 

§.  49. 

Zur  Abtragung  der  von  der  Staatsverwaltung  rtteluticbtlieh  der  im  §.  3 
lit./;  bezeichneten  Linien  (Selzthal— Wörgl  nnd  Biacholsbofen— Salzburg) 
geleisteten  VorschttsRe  wird  in  dem  Falle,  wenn  der  Reinertrag  dieses  Bahn- 
netzes  die  garantirte  Jahreasumme  ttberschreitet»  die  Hälfte  des  diesl&lligen 
Ueberschusses  zur  ROekzahlnng  der  erhaltenen  Vorschtlsse  sammt  Zinsen 
verwendet,  und  verbleibt  die  andere  HHlfte  gemäss  §.  47  zur  Verfafrung 
der  Gesellschaft. 

Von  «It'm  L'('l»<'rscliu>st'  des  jälirlichon  Ueinortra^rf^  (tj.  47  der  Linien 
tU'S  ailtn  Netzes  -uNvic  von  jenen  der  Linz-Hudweiser  iJuliii  und  der  vom 
Staate  nicht  ^Mraiitirten  Ualinünieii  und  sonstigen  Geschäftszweige  wird  ein 
lietrag  von  Wi-nigstens  tünf  Tercent  zuriick«:elejrt,  um  hIh  lieservefond  für 
unvoiher^'esehene  Auslagen  der  bezüglichen  Eisenbaimlinien  und  sonstiger 
(>escli:iftszweige  zu  dienen. 

4?.  5L 

l»eni  lür  die  im  i?.  3  lit.  fj  bezeichneten  Linien  nach  Abhiuf  des  ersten 
Uetriebsjahres  zu  biUb-nden  Keservetonde.  welcher  ausserdem  auch  zur 
Deckung  von  Naehschaftungcn  von  Hetriebsmittcln  und  Betriebsvorkeh- 
rungen,   sowie   zu  Neubauten   und  Erweiterungen   be>limmt  ist,  wird 

/.ugewiesen : 
oi  der  ctwaiiTf  Hcst  des  Haucapitals; 
bj  der  Betrag  verjährter  Zinsen  nnd  Dividenden; 

cj  ein  Zus-  lius^  von  ö'V^  der  HUlffc  des  die  garantirte  J.ihrcssuninie  über- 
steigenden Keinertrages ; 

dj  der  ErR»B  aus  dem  Verkaufe  alter  Materialien  des  Oberbaues  und  »ler 
Betriebsraittel,  insofern  nicht  ein  diesem  Erlöse  gleicher  Betrag  zur 
Anscliafllung  von  neuen  Betriebsmitteln  verwendet  wird. 

i>.  02. 

Wenn  der  Keservefond  rücksichtlich  sämmtlicher  im  §.  50  bezeichneten 
Einenbabulinien  und  sonstigen  Geschäftszweige  den  Betrag  von  Zwei  Mil- 
lionen, sowie  wenn  der  Heservetond  für  die  im  §.  3  lit.  /' erwähnten  Linien 
«len  Betrag  von  Einer  Million  Gulden  erreicht  bat,  kann  die  in  den  §§.  50, 
51  erwähnte  ZurUcklegung  gemindert  oder  ganz  weggelassen  werden.  Die- 
selbe wird  aber  wieder  aufgenommen,  wenn  der  lieservetoud  unter  den 
Betrag  von  Zwei  Millionen,  beziehungsweise  Eiuer  Million  herabsinkt. 
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^.  53. 

I>i('  TiliXimi;  der  Actieii  wird  iimcrliall»  der  roiiccssionsdauer  dor  oiti- 
xeliit'ii  Linien  naeli  den  von  der  hohen  St.'iatsverwaltun;^^  zu  L'enehini.irenden 
Tilgiing-iplänen  bewirkt.  Zu  diesem  Ende  wird,  sowidil  für  die  Aetien  der 
1.  und  II.  Kniission.  wie  auch  für  jene  der  III.  Emission  je  ein  TilgMugslond 
ILjehihlet,  dem  die  jrarantirtc  jälirliehe  Tilgunj^squote  und  die  Zinnen  der 
bereits  getilgten  ( 'apitalshi-träge  z  izutallt'n  iiaben. 

Dh'  zu  tilgenden  Aetien  werden  dem  Tilguiig-iplane  gemäsji  durch  Ver- 
losung bestimmt,  wclehe  zu  der  Z  'it  und  aut  die  Art.  welche  der  Verwal- 
tungsratli  festsetzt,  öffentlich  in  Wien  stattlin  lei. 

Die  Besit7er  der  verlosten  Aetien  erhalten  den  Nennwertb  derselben, 
nebst  Dividenden  bis  zn  dem  zur  Einlösung  bestimmten  Tage,  und  ibre 
ursprünglichen  Aetien  werden  gegen  besondere^  auf  den  Ueberbringer 
lautende  Genasssoheine  umgeweehselt,  welche  ein  Beeht  auf  einen  verhilt» 
nissmassigen  Antheil  ac  dem  Ueberschusse  des  jährlichen  Reinertrages  der 
betreffenden  Eisenbahnlinien  geben. 

Die  Besitser  der  Oenussscheine  haben,  mit  Ausnahme  der  5*/«isett 
Dividende,  nur  auf  die  Superdividende  des  Actien-Gapitale«  Anspruch,  im 
Uebrigen  aber  gleiehe  Rechte  mit  den  Besitsem  der  nicht  getilgten  Aetien. 

Die  Nummern  der  sur  Tilgung  verlosten  Aetien  werden  in  der  „Wiener 
Zeitung«"  kundgemacht. 

Die  Rttcksahlung  dieser  Aetien,  in  ihrem  Nominalbetrage  und  in  der 
Wührungy  in  welcher  sie  ausgestellt  sind,  erfolgt  am  Sitie  der  Gesellschaft 
in  Wien,  oder  bei  den  vom  Verwaltnngsrathe  hiezu  bestimmten  Bankhäusern 
und  Agenturen  der  Gesellschaft  im  Auslände,  vom  !•  Jinner  des  folgenden 
Jahres  angefangen. 

§.  64. 

Die  Dividende  und  Superdividende  werden,  nach  abgehaltener  Gene- 
ral-Versamrolung,  am  1.  Juli  des  bezüglichen  Jahres  bezahlt. 

Alle  Dividenden-  und  Superdividenden-Beträge,  welclie  nicht  innerhalb 
drei  Jahren,  nachdem  sie  ftllig  geworden,  behoben  werden,  ver&llen  zu 
Gunsten  der  Gesellsehaft,  beziehungsweise  des  Reservefondes.  (§§.  50,  51.) 

V.  Abschnitt. 

Allgemeine    Anordnungen,    Auflösung     der  Gesellsciialt, 

Streitigkeiten. 

55. 

AUo  öffentlichen  Bekanntmachungen  und  Aufforderungen  an  die 
Aotionäre  gelten  von  dem  Tage  als  reehtswirksam  veröffentlicht,  an  welchem 
sie  in  der  amtlichen  ,  Wiener  Zeitung«*  kundgemacht  werden. 

24 
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§.  56. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschafl,  Ober  Beschloss  der  Oenm)- 
VersaniiDlungy  wird  die  Art  der  Liquidirang  Ton  dieser^  mit  Genehmigan^ 
der  Staats -Verwaltung,  in  GemXasheit  der  Beatimmnogen  des  Handelsgeseti- 
buebes  und  der  im  §.  1  bezeiehneten  Allerfaöchsten  Conoessions*  Urkunden 
festgesetxt. 

Hri  Strf'itigkeiten,  wclclic  nu?  dem  Ooaellftcliafts-VerhälluisBC  entstebeo. 
ist  die  Entscheidung  des  conipetenrcn  Uericlitos  anzusuchen. 

§.  68. 

Die  Gesellsobaft  ist  verpflichtet,  die  sich  ftir  eine  Anstellung  meldenden 
und  dazu  geeigneten,  ausgedienten  Unterofficiere  naeb  Maasgabe  des 
Gesetzes  vom  19.  April  1872  R.  G.  Bl.  Nr.  60  vorzugsweise  zu  berUek- 
nichtigen. 

VI.  AbBChmtt. 

§.  59. 

Die  Staatsverwaltung  übt  das  ihr  zustehende  Anfsiobtareoht  dureh  dneo 

I.  f.  CommiBiiär  aus. 

Der  I.  f.  Comnii8»är  iiat  dniauf  /u  sehen,  das»  die  Gesellsobaft  die 
Grenzen  ihrer  Concession  nicht  Ubersohreite  und  die  Uestimraungen  der 
Statuten  sowie  die  allgemeinen  Vorsehriften  genau  beobachte.  Der  1.  f. 
Commissär  ist  berechtigt,  in  die  Geschäftagebarung,  die  bezUgliohea  Rech- 
nungen und  Anderweitigen  Urkunden  Einsieht  zu  nehmen,  sowie  den 
Sitzungen  der  Verwaltungsorgane  und  der  General-Versammlung  beiau- 
wohiien. 

Demselben  steht  insbesondere  die  Befugniss  zn,  gcf^cn  jeden  Besohluss 
des  Verwaltun}?8ratlu!s  oder  der  Geiiorai-Ver^ammlun^,  durch  welchen  er 
die  Statuten  oder  (iesetzc  verletzt  erachtet,  Einsprache  zu  erheben. 

!'( bcr  die  Ausführung  eines  solchen  Beschlusses  ist  sodann  die  höhere 
Entscheidung  einzuholen. 


Z.  11385, 

Vorstehende  St^ituten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  13.  Juli  1856» 
Z.  169r)0  und  beziitrlich  des  Anhanjres  unterra  3.  Mai  1871,  Z.  4996, 
bestätigten  Statuten  treten,  werden  aut  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung 
genehmigt. 

Wien,  am  5.  August  1873. 

Der  k.  k.  Minister  des  Innern: 
8.)  lasser  m.  p. 
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Anmerkuugeu  zur  ('oiuossions-i  rkunde  Tom  8.  März  1856 

H.  M.  Vdfe'.  BI.  Nr.  19,  * 
ffir  die  Eiseobahn  von  Wi«n  naeh  Salibnrg  vsd  Pasuu. 
(Vergl.  Bd.  II.  Abth.  I.  Seite  334.) 

Zu  §.  XI. 

Mit  denFinanziiiiiiisterial-ErlHaspn  vom  27.  Donomhor  1871,  Z.  4232  — 
P.  M.  (H.  M.  Z.  27221  — 67U1  )  und  vom  2t>.  April  1^73.  Z.  1231  —  F.  M. 
(H.  M.  Z.  17333  ex  1873)  wurde  einvernelimlidi  mit  dem  k.  k.  Handels- 
ministerillin  das  Anlagncapital  der  die  Staats-uantie  geniesseiiden  Linien 
dea  alten  Netses  der  Kaiserin  Klisabetii-Jiahu  für  das  Jaljr  1870  mit 
91»935.706  11.  15  kr.  festgesetzt. 

Mit  demFiliaDzniiniBterial-ErlaBse  vom  29.  März  1877.  Z.  1112— F.  M. 
(H.  M.  Z.  11787  ex  1877)  wurde  ciuvernelimlich  mii  dm  k.  k.  Handola- 
ministeriam  das  garantirte  Anlageeapital  der  Hauptbahn  Wim-Salzburg 
and  Wels. Passau,  der  Verbindungsbahn  Penzing  H.  tzendorf  und 
der  Flttgelbahn  Lambach-Omunden  mit  Rfiok<»ioht  auf  die  seit  1.  Jänner 
1871  bis  £nde  1875  eingetretene  Anlageoapitals- Vermehrung  mit  Sehlusa 
jeden  Jahres,  wie  folgt,  anerkannt,  und  swar: 

ftlr  das  Jabr  1871  mit  H.  92,374.474.69 
1.     n       V      1872    _     „  fM>,20n.ü8o..5.-) 
n     n       „      1873    ,     ,  'J1.7  U..S21.51 
n     n      n      1874    ^     „  95.;{  1 7.237.22 
n     n       n       1875    „     „  9 3 1 8.707.57 
Di«;  Zinsen  der  im  Laufe  eines  jeden  Betriebsjabrea  auf  Gnud  der 
Genehmigung  der  Staatnverwaltun-  bestrittenen  zur  Einbeziehung  in  das 
garantirte  Anhigecapital  bestimmten  Haukosten,  beziehungsweise  die  Zinsen 
der  iü  Folge  der  Uebertragun;:  des  Kaufsehillinga  der  ehemaligen  Pferde- 
bahn  Liuz-Bu.lwei8  mit  31.  Dec^^mber   l.s73  eingetretenen  Anlagecapitals 
der  Hauptbahn  wurden  vom  15.  eines  jeden  Monates  für  die  in  dieaem 
Monate  verausgabten  Summen  in  Rechnung  ge^frllr.  Das  garantirte  Rein- 
erträgniaa   wurde  hiernach    für  die  nachbezcichneten  Jahre,    wie  folgt 
beziffert : 

für  (las  Jahr  1872  mit  fl.  4.856.7  99  69 
-  r,     1873     ,    „  5,049.351-44 

nun     1874     „    „  4,942.89 1  S9 
«     1875    ,    „  4,957.278-77 

Die  (Jarantieverhältnisse  der  Bahn  wurden  im  Allgemeinen  mit  dem 
Protokolle  vom  28.  October  1876  geregelt.  (Vgl.  unten  8.) 

24* 
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'4.  Coiicessiuii  für  ein  Verbind  im  jLi;>geleit)e  von  der  Hetzeudorfer 
Verbindungsbahn  bei  St.  Veit  an  die  Hauptbahn  in  der  Richtung 

gegen  Hfitteldorf. 

Mit  ilrn  Ei  liisscn  des  k.  k.  HandoNminislt  rs  vom  21.  Soptcjnber  1873." 
Z.  25130  mul  vom  29.  Defembor  1^74.  Z.  37972,  ist  .Itin  Vcrwaltunfjg- 
latli  «l«'r  k.  k.  pr.  Kaiserin  Klisahotli  lialm  dor  HaiH'onst-iis  liir  ein  Verbin. 
ilunf;sgeU'is<'  von  der  liet/.ciulorler  \  erl»iniiiiii^8bahn  bei  St.  Veit  au  die 
llauptliabü  in  »ler  Richtnnj::  {?e;j;eii  Iiiitteldorf  erthi  ilt  wonU  ii. 

PioHC«  V'erbiuduiig^gelcisu  i>*t  bisher  noch  nicht  zur  Auf^tühruiig  geUiU);t. 


4.  Anmerkung  xum  Uebereinkomuien  vom  30.  Juni  1869^  B.  G.  Bl. 

Nr.  122, 

brtrefl'end  ikn  luib«u  der  l.inz-iiudwi  isiT  Pferdebahn  ia  eine  UcoiDolivbahn. 
(Vgl.  Bd.  II    vi,H..  I.  Seite  372./ 
Zu  Art.  2. 

Mit  dein  {•"inanzminUterial  ErlasM  vom  17.  April  1877,  Z.  1197-F.  H. 
(H.  M.  ZZ.  3809  und  13841  ex  1871)  wurde  einvemebmlich  mit  dem  k.  k. 
Handelgminlsterinm  die  der  GarantiebeniesBang  zu  Grunde  zu  legende  LSnge 
der  Linien  Linz-Bndweis  und  St.  Valentin-Wartberg  mit  19*15868  Meilen 
gleieb  145*836  Kilometer  und  das  biemach  entfallende,  garzatirte,  jXbrliehe 
Reinerträgniss  pro  1878,  in  welchem  Jahre  die  TbeiUtrecke  Linz- Wartberg 
^3*39972  Meilen)  erst  vom  20.  December  an  in  Betraeht  kommt,  mit 
1,024.770  fl.  24  kr.,  pro  1874  mit  1,366.229  Ü.  91  kr.  und  pro  1875  mit 
1,895.579  fl.  96  kr.  in  Silber  festgesetzt. 

Vgl.  AQoh  da«  Protokoll  vom  S8.  Oetober  1B76  weiter  unten  sub  8. 


5.   Anmerkmig  snr  Concessionsurkunde  Tom  84.  Juni  1870^ 

B.  G.  Bl.  Nr.  100^ 
für  ein«  Eisenbahn  tod  Hetundorf  an  die  DoisiUnde  bei  Albern. 
(\gU  Bd.  II,  Abtb.  1,  Seite  383.) 
Zu§.  14,  lit  tl 

Mit  dem  Finanzuinisterial-Erlasse  vom  29.  März  1877,  Z.  1112— F.  M. 
(H.  M.  Z.  11787  ex  1877)  wurde  einTemchmlieli  mit  dem  k.  k.  Handels- 
ministerium anerkannt,  dass  bei  Vertheilung  <ler  Kosten  des  gemeinsdiaft- 
lieben  Rangirbahnhofes  in  Penzing,  welche  im  Verhältnisse  der  von  der 
Donaulünde-Babn ,  beziehungsweise  der  in  Penzing  einmündenden  Verbin- 
dungsbahn und  der  liauptlinie  ankommenden  und  abgehenden  Ztige  zu 
geseliehen  hat,  auch  die  Personenzüge  der  Hauptbahn  einzubeziebeu  sind. 
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6.  Protokoll 

aufgfDuiuiueo  im  k.  k.  lUmlelsuiinisteriuiii  am  Iii.  Si  pti  iuber  Ibi'i  aus  AnUss  der  tiif  Grund 
des  GesiUes  vom  10.  April  1872,  R.  G.  ßl.  Nr.  4b,  gipiluginen  VerhAndlunuen  zar  Frststellung 
der  Conerssionsbedingiiiflae  fDr  ein«  aus  Ober-Stei«nnuk  nach  Salzburg  und  Nordtirot  fAhreiide 

Loeonotireisenbahn. 

( J  o   «•  mv  ä  r  t  i  ff :  Di«'  ilv  l'e  i- 1  i    t  c  ii . 

I.  Ue/ii^Hicli  des  Objoctcs  bemerkt  der  üandeUminiiiter,  dassKits- 
büchel  in  Tirol  in  das  Eisenbahiinetx  einbezogon  worden  mUMe  und  dMS 
dieser  Einbeziehung  in  der  Conoessions-Ürkuiide  Ausdruck  zu  geben  sein 
werdr. 

l)i<-  Vertreter  iler  Kaiserin  £lisabeth  balm  erklären  sich  hiermit  ein- 
verstanden. 

II.  R!i<  kRi(  litli('h  dos  V^  rhiiltniHsPs  der  zu  «•<iiicossir»nirenden  S.dzliiirjr- 
'riroler-CJoliirgrtbalin  zu  den  nlt«'n  Linien  der  Kai^^orin  Kli><alM'tli-Ila!in  \vr- 
pHicbton  sicli  «lie  VertrottT  dt>r  K  ii^^pi  in  Klisnhrtli-Balin  nach  Vollcmlnnir  «ler 
Arlber;rbalin  odor  liin^st(?n>i  na(  Ii  ndit  Jahren  vom  'l  a^rr  iler  Üetriebs- 
erriffnung:  aut  der  zn  cunr-essioiiir«  lulen  Linie  die  l'rage  der  V('rfini};un^ 
d«T  lieiden  Netze  der  SchlnssliHsuntr  durrh  »'ine  statulrnniässi;:»"  (ienoral- 
v«rsannnlun<r  zn  nnterzifdnn,  wultci  di'-  Abstimmuni:  der  Actionl'i'sitzer 
jeder  .Serie  eine  getrennte  nnd  d<  r  Hntscheidungsmodns  zwei  Drittel  der 
vertreteneu  Stimmen  in  jeder  Ai»tlieilung  sein  »uile. 

(Fortgesetzt  am  19.  September  1872.) 
Es  gelangt  der  Entwurf  der  Coneessions-Urknnde  zur  Verlesung. 

ad  §.  3. 

gibt  der  HandeUminister  über  Anfraj^e  der  Vertreter  der  Kaiserin 
tilisabetli-Balin  die  Aufklärung,  dasR  bei  der  Priifung  der  Bauverträge  nicht 
die  Höhe  der  Kinheit^^preise  und  der  ZahlungAroodalitäten,  sondern  die 
Qualitiif,  .Solidität  nnd  V(dlständi{rkeit  d<r  AnsnUirung  zur  Heurtheilung 
■relanfren  werden,  indem  liezüglieb  der  Zitier,  nm  welche  die  Ansnlstung 
und  Herstellniifr  der  Bahn  erfolfren  soll,  leditflich  das  Hauorteit  mit 
21,000.000  tl. .  welches  sieb  nm  den  durch  die  Führung  der  Linie  Uber 
Kitzbiicbel  iiotliwendigen  verhältnisstnässijjen  .Mehrbetrag:  erhöht,  nnd  die 
<iarnntieHnnmie  von  .54.400  ti.  per  Meile  unter  FeütiiaUuug  des  Ewissions- 
uursen  von  96  i^ercent  ma^Hgebeud  seien. 

nd  ^.  6. 

Ueber  die  vom  Ilandelsminister  an  die  Vertreter  der  Kaiserin  lOlisabetli- 
liabn  gerichtete  Auflorderung  aut  die  in  postalischer  Beziehnng  {gemachten, 
verraeintlicben  Ansprüche  Verzieht  zn  leisten,  erklären  dieselben,  nicht 
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uube<1in{:^  vor/i(^lit(H  /u  koiincn,  iinlcnixon  pinzplnen  Anspnichsposfcu  .  wie 
zniii  Bcispiol:  he/ii^rlicli  il^i  l'oHtIx'fönlerunfi:  auf  der  Strecke  Lambach- 
(finuiideii  uiimii'rlicli  nbo:esehen  werden  könne,  da^s  sie  aber  bereit  seieu, 
auf  deu  Abscliluss  eines  bill'gen  Verüleielies  liinzuwirken. 

(F  ortg  esetzt  a in  1.  0 et  ober  1872.) 
ad.  §.  3. 

des  ConoessiODS'EDtwnrfes  wird  Aber  Verlangen  der  Vertreter 
der  Kaiserm  Elisabeth-Bahn  bemerkt,  dass  unter. den  AnschlossbahnhÖfen 
der  Bahnhof  in  Salsburg  ebenfalls  mitbegriffen  ist. 

Bezüglich  des  Salzborger-Bahnhofes  wird  stipnlirt,  daAS,  nachdem  die 
Mitbentttznng  dieses  Bahnhofes  durch  die  neu  zn  coneessionirende  Linie 
selbstverständlich  ist ,  nur  die  erforderlichen  Erweiterangsbanten  und  Zu- 
bauten auszuführen  sein  werden,  worttber  der  Regierung  ein  Plan  vorzu- 
legen ist. 

Sohin  gcscblosöen  uml  gefertigt. 

Der  k.  k.  Handelsminister:        Für  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn: 
Baohiu»  m.  p.  Schey  m.  p.   leschai  ro.  p. 

Carl  Schwärt  m.  p. 

Dr.  Theodor  laberrr  ui.  p.  keissler  m.  p. 

k.  k.  Minidt^rial-Coneipist  als  Prou>kollfahrer. 


7«  Coneesslonsurkimde  Tom  10,  November  1873^  B.  G.  Bl.  Nr.  170 

und  €.  Bl.  Nr.  4  ex  1S78. 

fflr  die  ActieDgesi'Usciiaft  der  privilegirteo  Kaiüirin  Llisaücih-balm  mm  bau  uod  Betrieb  eiBtr 
aus  Ober-Steiermark  naeh  Salibarffsnd  Nordtlrol  flUirenden  LocoBotir-Eisenbahii. 

Wir  Franz  Joseph  I-  von  Uotte^  Gnaden  Kaiser  von  Oestcrreieb. 
Apost(diselier  Kiuiijr  ^nn  I  nflam.  Köni^^  \t'n  Böhmen,  von  Dalmatien. 
Kroatien.  Sl.ivunicn.  (ializim,  Lodoraericn  nml  lllyricn;  ICrxlHi/nir  von 
Oesterreich:  ( irossherzof?  von  K.rak;in  .  Herzof?  von  Lothringen  ,  Salzhnrg. 
Steyer,  iviirntheu.  Krain.  Hiikowina,  Ober-  niul  Nieder  Schlesien ;  ürosS- 
lUrst  von  SicbenbUr;?en;  Markgrat  von  Mähren j  gelürsteter  Gral  von  Habs- 
burg und  Tirol  ete.  ete.  etc. 

Nachdem  die  Acti(ni{;esell8chatt  der  privilegirten  Kaiserin  Blisabeth- 
Bahn  die  Bitte  um  Ertheilung  der  Coucession  zum  Bau  und  betrieb  einer 
aus  Ober-Steiermark  nach  Salzburg  und  Nordtirol  führenden  Lo^'omotir- 
Eisenbahn  gestellt  hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägnng  der 
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Oemeinniitzigkeit  de^<  Unternehmens,  der  genannten  Gesellschaft  die^e  Con- 
eession  auf  Grund  des  fCisenbahn-Concessionsgesetzes  vom  14.  Septcmher 
1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  des  Gesetacs  vom  10.  April  1872  (R.  G.  Bl. 
Nr.  48)  zu  ertheilen,  wie  folgt: 

i<.  1. 

Wir  Ncrk'ili-n  der  Actiongescllscliart  der  privilejrirten  Knisorin 
Elisahctli-Bnhn  dns  liodit  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Loconiotiv-Ei-ienbahn 
von  Selztlial  n:i('h>t  Rotteiiinann  im  AiiS(dilu8se  an  die  k.  k.  privileirirte 
Kroiijd  inz  Kudoli)li-Bahn  üImm-  Iladstadf  nach  Biscliotshoft'n ,  und  von  liirr 
durch  da<<  Pongau  und  das  Pinzp^au  ilbrr  Zell  am  .See.  Saalfeiden.  St.  .In|i;iun 
nnd  Kitzbiiehel  in  Tirol  naeh  Wörgl  zur  Verbindung  mit  der  Nordtiroler 
Linie  dci- privilegirttMi  SU(lbahngesell''chaft .  s<»\vi('  von  Bischofshofen  nach 
Hallein  nnd  Salzluirg  zum  Anschlüsse  an  die  privilegirte  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn  in  deren  Bahnhof  zu  Salzburg. 

§2. 

Die GeflC-llschaft  ist  vcrpflifbtPt.  die  Salz!air,--H.ilb  iner-Balin  cinzullMeu 
und  hicbei  die  im  i>.  l'.t  der  < 'onfessionsurkiimli-  für  diese  Balm  y<nu 
7.  September  1869  (R.  G.  Bl.  Nr.  31)  fefttge.«*tellten  Modalitäten  zu 
beachten. 

Vgl.  Bd.  II,  Abth.  i,  Seit«  1357. 

§.  3. 

Die  Ansfttlirung  des  Banes  und  der  Betriebsetnrichtung  der  Bahn  liat 
naeh  Massgabe  der  von  dem  Handel sministeriam  an  genehmigenden  Detail- 
Banprojecte,  dann  der  dem  Handelsministerinm  zur  Genehmigung  rorzu- 
legenden  Bauverträge,  stattzufinden. 

Sowohl  den  auszuarbeitenden  Detnilplänen.  nl<?  aneli  den  Bauverträgen 
haben  die  Bestimmungen  der  für  die  Theilstrecken  Hallein  -  Bischofshofen. 
Selzthai-Bischofshofen.  Bischofshofen-Wörgl  von  dem  Handelsministerium 
atitgestellten  Bedingnissbeftey  welche  als  integrirende  Bestandtheile  dieser 
Ooneessionsurkunde  anzusehen  sind,  zur  Grundlage  zu  dienen. 

In  gleicher  Weise  hat  auch  bezüglich  der  Herstellung  und  Ausrüstung 
der  Bahn  im  Allgemeinen  das  diesfalls  vom  Handelsministerium  festgestellte 
Bedingnissheft  zu  gelten. 

Die  technischen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Auarüstung  der  Bahn 
«ind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen ,  und  ist  sich  bei  dem 
Bau  nacii  den  besonderen,  vom  llaiuleisministerium  diesfalls  getroti'enen 
Anordnungen  und  nach  den  bestellenden  allgemeinen  Bau-  und  Polizei- Vor- 
i>obriften  zu  benehmen. 
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Für  Aenderungtii  in  den  Bauprojicten  bleibt  die  Geneliraigung  der 
Stiintsverwaltufif;  vorbi  halten,  insofeniegololie  nach  Massgabe  den  Resnltates 
der  militäriHch-tecbiÜHcheii  Revision  und  der  nacii  §.  6  des  Bisenbahn-Con» 
cessionsgesetzes  rorzunelimenden  politiBohen Begehung  der Trace  im  Interesse 
des  »ffentliehen  Verkehres  nnd  zur  8iehenitellong  des  Bestandes  der  Bahn» 
dann  7nr  Erfttlinng  drr  gef  etrliehen  Bestimninng  sich  als  erforderlich  dar> 
stellen  werden. 

Abündernngen  der  Kahntraee  oder  der  UetailplMne,  welche  sieh  bei 
der  Banansftthning  ans  baudkonomischen  oder  BotriebsrUeksichten  als  noth- 
wendigoder  wUnFchenswerth  darotcUen  sollten,  sind  mit  Qenebmigung  des 
Handelfministerinms  und  gegen  dem  zulässig,  dass  dadnroli  die  im  §.  1 
bestimmte  Hauptrichtnng,  sowie  die  daselbst  genannten  Zwischenpnnkfe 
nicht  verlindert  werden. 

Die  Bahn  ist  mit  Ausnahme  der  Tunnels  und  der  Objecto  von  mehr  als 
20  Metern  Spannweite  eingeleisig  an  bauen;  alle  Tunnels  sind  fttr  zwei 
Gelelse  ansznftthren  nnd  ebenso  wt  das  Mauerwerk  aller  Objeote  von  mehr 
als  20  Metern  Spannweite  sogleich  zweigeleisig  herzustellen. 

Die  Oesellschaft  ift  verpflichtet,  die  gnindbttcherliche  Abschreibung^ 
der  fttr  den  Bahnbau  erworbenen  Gmndparzellen,  insoweit  es  an  ihr  liegt, 
thnnlichst  an  beschleunigen,  sowie  dafllr  Sorge  zu  tragen,  dass  die  der 
hllcherlichen  Richtigstellung  vorhergehende  definitive  Vermessung  der  Grund- 
stöcke und  die  Finalisimug  der  Abrechnung  mit  sller  Beschleunigung  voll- 
zogen werde. 

Die  Staatsverwaltung'  ist  berechtigt,  auf  die  Horstellunfr  des  Unter- 
baues für  das  zweite  Geleise  doi  cnnrntfii  Hahn.  sn\\if  auf  dessen  Legnng 
in  jenen  Strecken,  wo  sie  es  für  iiothwciidig  Bodet,  in  dem  Falle  zu  dringen, 
wenn  der  Jährliehe  Rohertrag  während  zweier  auf  einnnder  folgender  .labre» 
nach  Refnndimng  der  ailTiilligen  S tan ts Vorschüsse  und  unter  Voraus^^etzunisr 
der  ordnun?smäsf»igen  Fundirung  dos  Ucaervefondea  20),  die  Summe  von 
140.000  (dulden  in  Silber  per  Meli»'  iilHM^chreifet. 

nie  Gesellseliaft  ist  verptiiohtet.  wc^icn  Ilonützung  von  BahnlMtfen  nchon 
bestelHMuUr  oder  eonccssionirter  Balin<n  an  den  Anschlie88uu;rsnuncteii 
ihrer  IJahn.  sowie  wcf^cn  l'jinriclitunjr  des  liedit'hsdicnstcs  beim  I  rbergangs- 
veikchre  mit  den  bethfilii:t('n  Kisenl)alinverwaltiin;rtMi  ein  Abkommen  zu 
treffen  und  dasselbe  der  Staatsvorwaltunj;  zur  Licnelani^ninfr  vorzuletren. 

Dif  liir  dir  Ei\vf'it<  rnn<;.shauten  auf  den  bestehenden  Anschlussbahn- 
höfen erfordtrliohen  Kosten  sind  aus  dem  i:arantirten  Baucapitale  zu 
>K'streiten.  iMe  wcfren  Mitlieniitznnfr  dieser  Ansclilussbahnhole  in  Folge 
eines  l  elH  reinkntnmens  zu  zahlende  Rente  darf  in  der  Betriebsrechuung 
unter  den  Hetriebsspesen  verrechnet  werden. 

Sollte  eine  Vereinbarung  Uber  die  gemeinschaftliche  Benützung  eines 
fremden  Bahnhofes  nicht  zu  Stande  kommen,  go  sind  die  C«i'««'»*«'*>n*'"® 
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berechtigt,  einen  oijreiien  BalmUol'  zu  errichten,  haben  jedoch  Mo  Verpflich- 
tn?)«r.  Olli  An?chlus8p;rloise  an  die  frrmdr  Halm  lierznKtfllen,  und  wenijrs^tenK 
für  (Irn  Persouenvcrkehr  einen  gemeinachaftlioben  Babnbofdienat  einzu- 
rioiUen. 

I^r>zii;j:li(>h  der  Bpdin^nn;j:(>n  eines  HolchenAnKchlusseH  und  eines  gemein 
ecbaftliolieii  H.ihnliofUienstt's  für  den  Pereonenverltehr  unterwirft  sieh  die 
Gesellsehaft  dem  Ausspruche  des  Handelsministeriums,  falls  eine  Einigung 
bierttber  mit  der  Ansohlassbalin  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  daü  Recht  vorbehalten,  in  Ermanginng 
eines  EinverMtändnisses  di«-  lUdin^'uiifren  Wr  die  gegenseitige  Wagen* 
benlUsnng  der  inlHudiscIi*  n  AnschiUKsbahnen  und  nir  die  Binmttndung  von 
Bergwerks*  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Gesellschaft  ist  jedoch  verpflichtet,  die  Einmündung  von  Ver- 
bindungsbahnen, welche  von  den  an  der  Haupteisenbahn  gelegenen  Industrie- 
Unternehmungen  snm  Behnfe  der  Beförderung  ihrer  Ensengnisse  zur  Haupt- 
bahn angelegt  weiden  wollen,  mit  dem  Anschlüsse  an  die  betreffenden 
Bahnhöfe  auf  die ,  die  QeseJlschaft  mindest  belästigende  Art,  gegen  Ver- 
gütung der  ihr  dadurch  verursachten  Kosten,  zu  gestatten. 

Mit  Kilass  iU>r  k.  Ic.  Lanüv^rogiurung  in  äal/.buig  vom  2.  Mai  1872,  Z.  1902,  i»t 
aber  Brm8ebtiguii«r  de«  k.  k.  Hnndelsministers  vom  12.  Februar  1872,  Z.  27.141  dem 
k.  k.  Baorathe  Carl  Ritter  von  Schwärs  als  damaligen  ConressionKr  der  Saliburg-Hal- 
leiner  Balm  <ler  I^a^lconsoll^  für  (  iiu-  Sclilopphahn  vom  8tatiiiii>|ilatzt«  llalloiii  zur  Peil- 
mooser  Ceint;iitt'al>rik  <\r>  AiijifC'lo  Saullirli  crtlieilt  woiden.  Weitfis  liat  ilt  i  Vt/rwal- 
tungsnitii  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  I'^lisabcth-Bahn  auf  Oriiitd  ohig«'i  Cunfej<>ioii»bes(tim- 
mungen  den  Bauconsens  für  nachbezeichnete  8rlii<  |i|. Kähnen  erhalten: 

1.  Mit  Erlas!«  der  k.  k.  Lnndcitregicruiig  in  Salzburg  vom  10.  Mai  1M7ö.  Z.  2187 
Ober  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  19.  April  1875,  Z.  10.391  fttr  eine 
Sehleppbahn  TOn  Halleln  aum  benaehbarten  Xrarisehen  Salssudwerke. 

2.  Mit  Krias>i  der  k.  k.  LnndeMregiciung  in  Salxburg  vom  24.  December  1875 
Z.  954H.  filier  Ki  niii<  liti{ruricr  des  k.  k.  Ilainlel»mini8tcr8  vom  3.  Decfnibcr  1876 
Z.  Stt.'ils  tiir  i-iiiL-  SnlilL|i|>l)alni  vitn  l{ad>tadi  zu  dur  Uul7.»ttge  und  dem  Uolzplatze  der 
Finita  < iiorgHCu|»ulo,  Mosi'oni  mid  Co. 

§  4. 

Die  Gertellsoliatt  ist  verptiiclitet,  ilen  B;ni  der  im  4>.  1  ^'cuaiinten  ICisen- 
balmiiiiifMi  hinnoii  liintrstons  drei  .lahr<'Ji .  vom  iM-utip^on  Tafr«'  an  jrerocimet, 
.-iiiszulUiueii.  iiml  >1ii  j(;rtige  Balm  bis  zu  diesem  Zeitpuncte  dem  uifeutlichen 
Vcrkehrr  zu  üitfi-^'rii.Mi. 

I''Ur  die  Erfiilluujr  dieser  Vcrptliclitun^'  liat  dl»'  ( iesfllRcliatt  <lnrcli  den 
Eriajr  einer  (.'aution  im  Hetrajre  von  5UU.0U()  (ailth'n  iisterr.  Wiiiirun'r 
Sicheröteliun-r  ^M'loist«-! .  und  kann  im  Fallr  der  Nichtertttliuug  dieser  Ver- 
pflichtung die  Uaution  aU  verfallen  erklärt  werden. 
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Die  ans  diespin  Anlasse  li<Mvor?ehend«*n  Acte  und  Uikunüeii  gemessen 
die  OehiiliK'ii   und  SiämpcJlrtnin-it. 

Die  KiötTiiung  der  EiseiilialmliTiiiMi  vi>ii  Snl/!Mirp  nach  Wörpl  und  von  Uiscliofs- 
liol'cti  n<icli  äclztlial  erlolgtc  aiu  0.  August  1.^75,  nnchilein  die  trülicr  cunce^Monirtt* 
Theibtrecke  Salxburg>MaUein  bereits  am  15.  Juli  Id71  dem  Betriebe  übergeben  worden 
war. 

§.  5. 

Die  (lesclls.-liafl  liut  sich  lu  inj  Ban  und  Betrieb  der  eoncessionirten 
Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gepfenwärtisren  Concessionsurkunde.  uwie  nach 
den  diesfalls  bestehenden  Gesetzen  und  Verurdnun}.'en  i  namentlich  nach  dem 
Eisenbahn  Conces8ion8}:je!*ctze  vom  14.  .September  1854,  K.  G.  Bl.  Nr.  238, 
nnd  der  CiBenbahn- Betriebsordnung  vom  16.  November  1851,  R.  G.  Bl.  vom 
Jalire  1852,  Nr.  1),  dann  nach  den  künftig  zu  erlassenden  OeAetsen  nnd 
Verordnungen  eq  benehmen. 

ßoziiglicti  der  Leistungen  für  die  Postanstalt  kommen  auf  der  con> 
cessionirten  Bahn  f'olirende  Bestimraungcn  zur  Anwendung. 

1.  Die  <  lesellschalt  hat  die  Post  nnd  die  Poetbodicnsteten  nach  Vor- 
achritt  des  §.  68  der  Eisenbahn-Betriebsordnnn?  unentgeltlich  zu  belurdern. 

Die  Postverwaltung  ist  berech ti;rt,  alle  fahrplanniässigen  Courier-,  Kil-. 
PoHt- ,  Personen-  und  gemischten  ZUge  znr  BelÖrdernng  der  Post  zu 
benutzen. 

Bei  Ril-  und  Courierzügen  bleibt  jedoob  die  Beförderung  von  Pracht- 

postsendnn^ren  aus^escljlossen. 

Die  Feststellun«?  der  Fainpläne  der  znr  Po-thelürderun.i?  benutzten 
Züge  hat  mit  (ienehmi;rnn;j  de?i  Handelsminisf eriunis  zu  erfolgen,  welchem 
auch  jeib-  he.ilisiclitigte  Aenderuug  des  KahipUnes  mindestena  vierzehn 
Tage  \<>i|ier  nüt/uf lieilen  ist. 

2.  Die  Ges.'llscliaft  ist  verptliehtet.  <lie  zur  l'elV.rdernnfr  der  Post 
erforderlielien  gewölmlielien  und  Anil'ulance  Wa^nirons  auf  ihre  Kosten  her- 
zustellen und  in  Stan  1  zu  halten,  wu/u  auch  die  Beinigung  der  Aussenseite 
und  das  S'  |nni<'ren  der  Wa;r;r<»n9  {reiiürt. 

Mit  Ausnahme  di-r  Eil-  und  Courierzü^re  liat  die  Gesellschaft  bei  Jedem 
Zuge,  lür  welchen  es  von  der  l'nstan>talt  verlauirf  wird,  n:u'\\  dem  EiTnessen 
der  letzteren  einen  aditrädri^ren  Wagjrun  odei  zwei  vierrädrifje  Waggons, 
welche  n.ich  den  Anfordri uuL'en  der  Postanstalt  eluf^erichtet  sein  rallssen- 
uucntgeltlich  beizustellen  und  zu  befördern. 

Ergibt  sich  nach  dem  Ermessen  der  Postanstalt  die  Nothwendigkeit. 
bei  einem  Babnzugc  ausser  dem  aohträdrigen  Waggon  oder  den  cwel  Tier- 
rttdrigen  Waggons  noch  weitere  Wägen  zu  Postzwecken  beizustellen,  so  wird 
der  Qeselhchaft  von  der  Postanstalt  für  jeden  weiter  beigestellten  vier- 
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rädrijren  Wa^eii  und  liir  jclc  im  l'o-itilini'itf'  7.uriii  k;,^cli'f;tc  Meile  iler  Betrajv 
von  KiiK  m  (iuMcn  ilreis^jiL'  Krcu/ern  *>st<  ri'.  Wiihniiii  \  rrjiiiti  t. 

lit  i  jfin  n  Ziitrt'ii .  Itri  wt'lchcn  ^üe  Postuii>talt  nii  lit  rineii  i'i.ixi'nen 
Wag;;<»n  in  AiiHprucli  iiiniint.  (h  iiinai  li  iiislie-^innlfic  hri  Kil-  uii»l  Couiit'r- 
zUgtMi.  ist  ihr  ein  •'nispn'clicnil  iMii_^'ri<'litrtrr  .  \  ('llstiinili;^'  ali;z«">(  lil<>s.-;('ner 
und  rnindt'stcns  zvi  i  Conpö's  uinlar-s«  ndt  i  1  heil  eiiio!^  I  iscnbalui- \Va;r;i;<)ns 
zum  Tinnsporto  iUt  Postsondun^ren  nn«  ntfrcitlieh  zur  Vfi  lii^rinii:  /.ii  stellen. 
Insofernc  in  dein  orwälinten  Kaumc  einzelne  crösserc  iJiiefpackcte  »»der 
Hriefsäckc  nicht  unter-^ebracht  werden  konnten,  hat  die  Eisenbahnverwaltung 
iür  deren  anderweitige  »iehere  Unterbringung  im  Zuge  vorzusorgeu. 

Die  gewöhuliolie  Beleuchtung  der  zum  l*ostdien8te  Terwendeten 
Waggons  obliegt  der  GesellBchaft  in  gleiolier  Weise,  wie  bei  den  Personen- 
wägen ;  die  Kosten  fttr  die  anssergew^linliebe  Belenolituu^  dorinneren  Wagen- 
räume  and  fttr  deren  B^lieizung  werden  von  der  Postanstalt  getragen. 

3.  Die  Postverwaltnng  ist  berechtigt,  die  Post  bei  allen  Elsenbahn* 
zttgen  dnrch  ihre  eigenen  Organe  begleiten  zu  lassen. 

Die  Befördemng  der  zur  Begleitung  der  Post  erforderliohen  Post- 
beamten, Condueteure  und  Diener,  sowie  der  zur  l'eberwaohung  oder 
Erlernung  des  Bahnpostdienstes  entsendeten  Organe  der  Postanstalt,  welch' 
letztere  sich  mit  Gertificaten  der  vorgesetzten  Postdirection  zu  legitimireii 
haben,  erfolgt  unentgeltlich. 

Der  Postverwaltung  ist  ferner  das  lieeht  vorbehalten,  bei  allen  Eisen- 
bahnzttgen,  welche  nicht  durch  ihre  eigenen  Organe  begleitet  werden,  die 
Briefpost  der  von  der  Oeselisehaft  aufzu- teilenden  Bahn  Verwaltung  zur 
Beförderung  dureh  die  Organe  der  letzteren  zu  tiberweisen. 

4.  Fär  die  AusUbnng  des  Postdienstes  in  den  Stationen  ist  ein  geeig- 
netes Zimmer  mit  einer  Requisitenkammer  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
uneDtgeltlich  zu  UberlaR»en  und  iiinsielitlieh  der  lietriediLMin;:  etwa  ein- 
tretender weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  bes<»ndere  Ver- 
einbarung bezüglich  der  fUr  weiters  beizustellenden  Raum  in  Form  eines 
Miethzinses  zu  leistenden  Entsehädigung  zu  trelTen  sein. 

Die  innere  Einri('htun<j:,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  PostverwaUunj!:. 

5.  In  jenen  Bahnhöfen,  in  welchen  keine  Poi^fämter  aufjrestellt  sind, 
haben  die  Concessinnäre  auf  Verlangen  der  Postverwaltunjr  die  l  eberirabe 
und  Uebernahme  der  Postsendnnjren  z\\isclien  Halinziigen  und  ilen  (Miranen 
der  Postanstalt,  sowie  deren  zeitweilige  sichere  Aul beu almini:  bis  zur 
Ueber<rabe  an  ein  P(»>torgan  dnreli  liiezn  befähigte  |'.alinl>edieiistet<- 
gegen  eine  von  der  Postverwaltung  testzusetzende  Entlohnung  besorgen  zu 
lassen. 

Dort.  W(»  naeli  dem  Knnessen  der  l*ostver\valtini;r  iler  Po-^tdienst  ea 
erhei»*ciit,  hat  die  Geaellschalt  ihre  liedieudteten  der  I'ostaustalt  zum  Mit- 
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wirk«'!!  In  i  (ItMii  Aul"  und  Alil;i<l('n  der  l*nsts(Mnluii{,M'ii  j;<  ir«'ii  ein«*  dfii  ili^s- 
fälli^cii  l.i'istmi^'fMi  ciitsjucclicinle  Kiitl*>lii!iiii<r  /nr  Voi-tiitrmi}-'  zu  sfoUcn. 

C"oi  i  »'spoii(li'ii/.cii.  welclie  in  Px  /it'liiiiif;  auf  die  Vci  waltuup'  der  Eisen- 
bahn zwiscliPii  dei-  Din'ctioii  od«'!"  dem  V('i  waitunfrsi-:»tli<'  dor  EiscuKalin  und 
ihren  uii(iig<'(»rdiiot<Mi  Ü!*}ranen.  <ider  von  diesen  unteifinaiider  gelülirt 
werden  .  dürfen  auf  den  beziigliriien  balinstrecken  durch  die  Bediensteten 
der  Baiiuanstalt  befonlert  werdi-n. 

§.  7. 

Die  Oesellschaft  Übernimmt  die  Verpflichtung,  die  tlir  den  Bahnbetrieb 
und  die  Signaliaining  erforderlichen  Telegraphenleitungen  auf  eigene  Kosten 
entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staaiatelegraphen- 
Anstalt  herstt^tellen,  einxurichteD  ond  xn  nnterbalten. 

Die  Staatsverwaltung  behSlt  sich  das  Recht  ror,  die  Betriebsleitunis 
auch  ittr  Staats-  und  Privat-Corregpondenz  verwenden  sn  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  die  Drihte  des  Staatstele jfrap he n 
an  den  Stfltspuncten  der  Bahnbetriebsleitnng  anzubringen  oder  selbständige 
Leitungen  auf  dem  von  den  Coneesslonllren  eingelösten  oder  sonst  iHr  Bahn- 
zwecke benutzten  Grund  und  Boden  ohne  Jede  Vergütung  oder  EnU 
schftdigung  anzulegen. 

Zur  Beaufsichtigung  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinien  hat  die 
Qesellschaft  durch  das  Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken.  Die  Gesell- 
scbafl  ist  femer  verpflichtet,  auf  ihren  Bahnstrecken  die  Materialien  und 
Requisiten  der  Staatstelegraphen-Anstalt  nach  den  fUr  Militftr-Trausporte 
giltigen  Tarifsätzen  zu  befttrdem  und  in  ihren  Bahnhöfen  und  Stationen 
unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

In  allen  vorerwähnten  Beziehungen  ist  die  Gesellschaft  gehalten,  mit 
der  Staatstelegraphen- Verwaltung  rechtzeitig  ein  besonderes  Ceberein- 
koromen  zu  treffen. 

liiuk>ielitlicli  der  Hüin-  der  l'alir-  und  Fiaclit pi'eise  kouimen  die 
Bostiininnufrcn  der  Concessionsiu  kuiide  vom  8.  Miir/.  IHöCi  ( H.  M.  V.  Bi. 
Nr.  1*.»)  und  beziehungsweise  des  Eilasses  des  liundeUininisleriuius  vom 
2ö.  October  1858.  Z.  21176,  zur  Anwendung. 

Jedoch  haben  rttcksichtüch  der  Frachtpreise  filr  Getreide  und  Salz, 
Brenn-  und  Schnittholz,  Mineralkohle,  Coakf«.  ^^epreggten  Torf,  Erze.  Eisen 
flössen,  Kalk-  und  Bausteine  bei  vollen  Wagenladungen  die  Bestimmungen 
des  Artikels  IV,  Punct  7  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868  (R.  0.  Bl.  Nr.  56) 
fUr  die  österreichische  Nordwestbahn  zu  gelten. 

Die  Gesellschaft  ist  flbrigens  verpflichtet,  im  Fraohtenverkehre  rflok- 
sichtlich  der  Nebengeblihren,  der  Nomenclatur  und  Classification  der 
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Waaren,  sowie  der  HOiisfigen  Transportbestimmungeii ,  dann  Überhaupt 
beEttglieli  der  bei  der  UmreehDang  der  Tarife  imch  dem  jeweiligen  gesetz- 
liehen Mass-  und  Gewichtssysterae  dnrclisufllhrenden  Abrundungen  sieh  den 
Anordnungen  des  Handelsministerinms  su  unterwerfen. 

Alle  TransportTertrüge  mit  anderen  Eisenbahnrerwaltungen  sind  dem 
Handelsministerium  voraulogen. 

Eine  entspreehende  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  sammt 
Nebengebtthren  anzuordnen,  steht  der  Staatsverwaltung  jedenfalls  zu,  sobald 
das  BeinertrSgniss  der  letzten  zwei  Jahre  zehn  Peroent  des  Anlagecapitals 
übersteigt. 

Die  Staatsverwaltung  ist  bereohtigt,  in  FUlen  ausserordentlieher 
Tbeuening  der  Lebensmittel  in  dem  Osterreiohisehen  Kaiserstaate,  die 
Fraolitpreiee  für  dieselben  auf  die  HXlfte  des  Haximaltarifes  herabzu- 
mindern. 

Im  üebergangAverkelire  der  Waaren  von  der  Kronprinz  Kndolph-Bahn 
über  die  im  §.  1  erwähnten  Linien  auf  andere  Eisenbahnlinien  und  nmge- 
kehrty  hat  eine  Ermässigung  der  eoncessionsmässigeu  Maximaitarife  um 
zwanzig  Percent  einzutreten. 

Ebenso  wird  festgesetzt ,  das«  naoh  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der 
projeotirten  Innsbruok-Bludenzer  (Arlberg-)  Bahn  im  unmittelbaren  gegen- 
seitigen Verkehre  von  den  bestehenden  Linien  der  Kaiserin  Blisahetli-Bahn 
auf  die  im  §.  1  genannten  Eisenbahnlinien,  und  umgekehrt,  diese  neuen 
Linien  bezttglieh  der  Tarifirung  als  ein  Theil  der  bereits  bestehenden  Linien 
betrachtet  und  behandelt  werden  mllssen. 

Alle  Specialtarife  sind  der  dfFentliehen  Kundmachung  zu  unterziehen 

Es  bleibt  ttbrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Fraohttarif-Bestim- 
mnngen  der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten ;  einer  solchen  Regelung 
hat  sich  die  Gesellsohafk  zu  unterwerfen. 

§.  9. 

Kh  wird  fjcstattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtproiso  in  inIHndiRclier 
iSilbi^rmünzc  iMMncnaen  und  einffehoben  werden,  jodooli  ^o,  dass  die  mit 
Werücksifditi^Ming  des  CourHwerthes  entfallende  (lebUhr  aiirli  in  der  Landes 
wUliruni;  aji;:»'nommen  werden  muss.  Die  ZuriirkrUlirung  des  Tariles  aul  die 
Lan)ioswährun{?  hat  nacli  den  von  dem  HandeUministeriun»  lej^tzustellenden 
Modalitäten  stattzufinden. 

§.  10. 

Die  Militär  rranspdrte  müssen  nach  iierab^n-set/ten  Taril'prei>en  be.sor;:t 
werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Hezielunif;,  sowie  riiekaichtlich  der 
UegiiuHtigungen  reisender  Militärs,  zwischen  dem  Kriegsniiuiaterium  und  der 
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Direction  der  Kaiser  Feidinands-Nordbalin  nntenn  18.  Juni  1668*)  abge- 
BohloBsenen  üebereinkoniroen,  dessen  Bestimninngen  einen  integrirenden 
Bestandtheil  der  ConeeBBionsnrkande  an  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoeh  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österrelohischen 
Bahnen  für  Militär-Transporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  verein* 
•  bart  würden,  ho  sollen  diese  aneli  fUr  die  eonoessionirte  Bahn  Geltung 
erhalten. 

Am  1.  JSnner  ist  auf  Orund  eines  mit  sämmtliclien  88terr.*ungarisehen 

Eisenbahnen  abgeschlossenen  Uebereinkommens  ein  neuer  einheitlieher  MllitSrtarif  in 
Wirksamkeit  getreten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehren  beider  Reichs* 
hälfteui  auf  die  Landessehtllsen  Tirols,  auf  das  Mtlitftr- Wachcorps  für  die 
k.  k.  Oivilgerifhte  Wiens«  die  k.  k.  Gendarmerie,  sowie  anf  die  milititrisoh* 
organisirte  Finanz-  und  Sieherheitswache  Anwendung. 

Die  Geaellsehait  verpflichtet  sich,  dem  von  den  österreichischen  Eisen- 
bahngesellschaften abgeschlossenen  Uebereinkommen  Ober  die  Ansohaffhng 
und  Bereithaltnng  von  Ausrttstnngsgegenständen  für  Militär-Transporte, 
die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei  Durchflihmng 
grosserer  Milltttr-Transporte,  femer  den  organischen  Bestimmungen  und  der 
Dienstvorschrift  fUr  die  Feldeisenbahn- Abtbeilungen**),  sowie  dem  mit 
1.  Juni  1K71  in  Wirksamkeit  getretenen  Naclitrags-Uebereinkommen  ***), 
besQglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militftr-Aerars  zur  BefUrdemng  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten 
beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Beitrittes  gilt  auch  bezttgUch  des  mit  den 
Bahngesellschaflen  zu  Stande  kommenden  Uebereinkommens  wegen  gegen- 
seitiger Aushilfe  mit  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militär-Trans- 
porte und  der  Vorschrift  fttr  den  Militär-Transport  auf  Bisenbahnen. 

Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  hinsichtlich  der  Anstellung  gedienter 
UnterofBciere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den  dieas- 
falls  im  §.  88  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868  f)  vnd  in  dem  zur  Av- 
fUhrung  dieses  Paragraphes  erschieueoen  Spedalgesetse  vom  19.  April 
1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  enthaltenen  Bestimmungen. 


*  Nonnal- Verordnungen  des  Ii.  Ic.  Armee- Verordnungsliiattee  vom  Jahre  1Mb, 

21.  Stüik,  Nr.  97. 

**)  Beilage  zu  .Nr.  IAH,  im  42.  Stücke  des  Jahrganges  lüH)  der  Nurmal- Verord- 
nungen des  It.  lt.  Armee- Verordnungsbiattes. 

***)  Normal- Verordnungen  des  k.  k.  Armee- Verordnungsblattes  Tom  Jahre  1871, 
2«.  Staek,  Nr.  7y. 

t)  KeidiS'Qeseu  filatt  Nr.  151. 
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§.  11. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Anftraj^  der  die 
Aiifiiiolit  Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Bisenbiihnen  führenden 
Behörde,  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Oon> 
cession  oder  aus  Gef&UsrUoksirbten  die  Eisenbahn  benutzen ,  und  sich  mit 
dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  müssen  sammt  ihrem  Reisegepiolce 
unentgeltlich  befördert  werden. 

12. 

Der  Kai^t  rill  Elisabelli-lialiii-Oesellseliait  wini  «las  Rcclit  oiii{;('r;iuuit, 
zur  AuCbringunj,'  der  für  die  Herstellung  der  im  §.  1  angetührten  lialm- 
strecken  erforderliclien  Geldmittel  auf  Uelierbringer  oder  Namen  lautende 
Actien  und  Priori tätRobligationeii  auszugeben,  welche  auf  den  inländischen 
Börsen  verhandelt  und  amtlich  notirt  werden  dürfen. 

Die  durch  die  PrioritKtsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei 
Fünftel  des  Anlagecapitals  nicht  ttberschrelten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  ausgegeben, 
so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien  vor- 
auszugehen. 

Die  im  §.  16  bestimmte  Zinsengarantie  der  Staatsverwaltung  kann  für 
die  Prtoritätsobligationen,  vom  Tage  der  Ausfertigung  derselben  an,  Uber 
Verlangen  der  Oeselischaft  unter  der  Bedingung  zugestanden  werden,  dass 
für  die  Berichtigung  der  Zinsen  angemessene  Sicherheit  geleistet  wird. 

Ceber  die  Angemessenheit  der  Sicherstellung  entscheidet  ledigUoh  die 
Staatsverwaltoig,  und  steht  der  Gesellschaft  eine  Einwendung  in  dieser 
Beziehung  nicht  zu. 

i<.  13. 

Die  netriel)si celmung  der  im  1  !iiiü:eriilirteii  ikmhmi  Kiseiiliahn- 
streeken  wird  abfresondert  von  jeuer  der  übrigen  Linien  der  Kaiseriu- 
Klisabetb  Halm  gefiilirt. 

Die  aufischliesslicb  für  die  neuen  Strecken  gemachten  Auslagen  dürfen 
direct  der  Betriebsrechnung  für  dieselbe  zur  Last  gelegt  werden. 

Die  gemeinsamen  Auslagen  der  neuen  Strecken  und  der  übrigen 
Linien  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  werden  in  uachstelicnder  Weise 
Verth  eilt: 

a)  Die  Directiotis-  und  Verwaltange-Auslagen  im  Verhältnisse  der  auf  den 
betreffenden  Linira  zurückgelegten  Anzahl  von  Zugsroeiien; 

h)  die  dem  jew^bgen  Bedarfe  entupreehende  Dottrung  der  Pensions-, 
Provisions-  und  üntersttttzungscassen  im  Verliältoisse  der  auf  den 
betreffenden  Linien  ausbezahlten  Oebalte  und  Lölmungen ; 
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e)  die  Reparatars  ,  Erhaltungs-  ood  BraatsaiisUigen  flir  Falirbetriebsmittel 
im  VerliSltnisse  der  anf  den  betreffenden  Linien  aurttel^geleglen  Aniahl 
von  Zugemeilen  besttglioh  derLocomotiven  und  von  Achsenmeilen  besilg- 
lieh  der  Wagen. 

//)  die  Auslagen  des  Rahnhofes  iu  Salzburg  im  Verbältnisse  der  von  den 
neuen  Strecken  und  der  anf  iter  Wien-Salzburger  Linie  der  Kaisorin 

Elisabeth-Balm  ankommenden  und  :ibgelienden  Züge. 
Die  allfHlligen  tixen  BezUge  des  Verwaltnngsrathes  dUrfeii  nicht  in  die 
der  Staatsverwaltung  behufs  der  Qarantie  vorzulegende  Betriebsrechnung 

eingestellt  wordei). 

l)a^e<j:eu  können  in  diese  Betriebsrechnung  die  allfälU/rcn  Kosten  der 
Notirung  clor  ausgegebenen  Effecten  anf  in  und  nusländischen  Börsen, 
sowie  die  nach  Ablauf  der  im  §.  22  gewährten  Steuerfreiheit  für  diese 
Strecken  von  der  Unternohmiing  zu  IciKtenden  Steuern  als  Ausgabspost  ver- 
rechnet werden;  beztiglicli  der  Coupons-StenipelgebUhren  ist  diese  nicht 
zulässig. 

Vgl.  weiter  unter  «ub  8  das  Protokoll  Tom  28.  Oetober  1876,  betreffend  die 
Regelung  der  Qarantie- VerhiUtnisse  der  Kaiserin  Elieabeth-Bahn. 

§.  U. 

Die  ActiengesellscbafI  der  Kaiserin  Etisabethbahn  ist  verpflichtet,  nach 
Vollendung  der  projeetirten  Looomotiv-Eisenbahn  von  Innsbniok  naeb 
Bludenz,  oder  aber  längstens  naeh  dem  abgelanfenen  achten  Jahre,  von  dem 
Tage  der  Erdffhung  des  Betriebes  anf  den  im  §.  1  genannten  Eisenbahn- 
linien an  gereohnet,  die  Frage  wegen  Gleiohstellung  der  bereits  bestehenden 
Aotien  der  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  mit  enen  der  neuen  Bahn,  somit  die 
Vereinigung  der  voriKufig  getrennten  Qesellschaften  su  einem  ungesonderten 
Unternehmen  in  einer  statutenmässig  gebildeten  Generalversammlung  der 
Beschlussfassung  zu  unterziehen. 

16. 

Die  Oesellsohaft  ist  berechtigt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  m 
bestelli'n,  sowie  Transportanstalten  für  Personen  und  Fraobtea  au  Wasser 
oder  zu  Lande  unter  Beobaohtung  der  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 

16. 

Für  die  im  §.  1  angeführten  Linien  wird  vom  Staate  dir  (Jarantie 
eines  jährlichen  Reinei-träjgnisses  mit  Inbegriff  der  Tilgungsquote  in  der 
Maxiroalsumme  von  54.400  Gulden  —  Vierundfttnfzig  Tansend  vier  Hundert 
Oulden  Dsterr.  WXhrung  in  Silber  durohsohnittlioh  per  Meile  —  fttr  die 
Dauer  der  Oonoession  tugesichert,  so  zwar,  dass,  wenn  das  jährliche  Bein* 
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ertrilgnisB  den  garantirten  Betrag  ntoht  erreichen  sollte,  das  Fehlende  von 
der  Staatsverwaltung  zu  erginzen  srin  wird. 

Vfl.  Anmerkiini;  zn  §.  4. 

Diei^f  (laiMiitif  hat  mit  dorn  Ta;;«'  "It-r  Eiiiffiiiiii;:  ili'-^  Betriebes  auf  der 
ganzen  Eiseiihalmstrecke.  Iie/üfrlicli  triilHT  eriitl'iieter  'riioilstreckon  jetlocli 
im  Verhältiiisst'  der  Meilen/alil  der  eroffiiett  n  Strecke  zur  fre^tainniten  Läii|?e 
der  Balm  sobald  in  Wirksamkeit  zn  treten,  als  durch  die  Krldrunn^^  ders(dben 
«/ine  ununterbrnehene  inländische  Seliieni'nverbindun<r  zwischen  Stdzthal 
oder  Hallein-Salzburg  einerseits  und  WÜrgl  andererseits  liergestelit  ist. 

Mit  dem  Briaase  des  k.  k.  FinAnsnünUteriuma  vom  29.  Mira  1877,  Z.  1414  — 

F.  M.  (H.  M.  Z.  10226  er  1877),  wurde  einvemehmli^ih  mit  dem  k.  k.  Handelsmini- 
sterium die  der  GiiraTitiebeinessung  zu  Gruiido  zu  legende  Länpe  der  S;vlzbnig;-TiroIer 
Linie  mit  38.4'J086  Meilen  und  das  biernadi  entfallende  garantirte  jüiirliche  Keiner- 
trä^nis«  mit  2,090.094  fl,  78  kr.  Silbtr  festgeMtst. 

17. 

V(in  dem  garantirten  jährliehen  Keinertriiirnisse  ist  (ierjenii^e  Betra.:; 
zur  ( 'apitalstil^'untr  zn  verwenden,  weleher  dnii  h  di<-  Staats\ crwaltunp:  naeh 
einem  von  ihr /u  frt  nehmifrenden  Aninrtisatiunsplane,  demzutoli^e  das  emittirtö 
Capital  während  der  Uauer  der  Concessiou  zu  tilgen  ist,  bestimmt  werden 
wird. 

18. 

iK'r  von  der  Staatsvorwaltnnf!^  aus  Anlas>i  (b  r  iiberiiomnienen  Garantie 
allenfalls  zu  zahlende  Zuschuss  ist  über  vorausfregan;.''ene  l'rülung  der  vor- 
zulehnenden documentirten  Jahresrechnungeu  drei  Monate  nach  üeber- 
reichiin}^  derselben  flüssif:  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Kinb>snng  der  verfallenen  Actien 
nndObli!|iationencoupon>»nacli  Massgabe  des  auf  Grund  des  Ertrajfspräliminares 
richtig  gestellten  Ertordernißses  Theilzahlungen  unter  Vorbehalt  der  auf 
Grandiage  der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Abrechnung  leisten,  wenn  die 
Geaellsohaft  seehs  Wooheu  vor  der  Verfallszeit  das  bezttgliehe  Ansnohen 
gestellt  hat. 

Wena  aaoh  endgiltiger  Feststellnng  der  Jahresreehnnng,  welche 
BpKteatens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorznlegen 
8^  wird,  sieh  herausstellen  sollte,  dass  die  VorschVsse  zu  hoeh  bemessen 
worden  sind,  so  hat  die  Gesellschaft  den  erhaltenen  Hehrbetrag  mit  Zu- 
reehnong  von  seohs  Peroent  Zinsen  sofort  zu  refundiren. 

Der  Anspruch  auf  Leistung  eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staate» 
mtisa  aber  IXngstens  innerhalb  eines  Jahres  naeh  Ablauf  des  betreffenden 
Betariebqahres  erhoben  werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

25 
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§.  19. 

Der  Betr:ig,  welchen  die  Stantsverwaltung  in  Folge  der  fibernommenen 
Oarantio  zahlt,  ist  lediglich  aU  ein  mit  vier  Percent  jKltrlioh  TersinBlicber 
Vorsobuss  au  behandeln. 

Wenn  der  Reinertrag  des  BahunetzeB  die  garantirte  Jabresanrnme  Aber- 
schreitet,  ist  die  Hälfte  des  diesfälligen  UeberschnsBes  sogieich  zur  Rflok- 
zahlung  des  geleisteten  Vorschosses  Bammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung 
bis  zur  gänzlichen  Tilgung  abzuführen. 

Von  der  erübrigenden  anderen  Hälfte  ist  ein  von  der  Staatsverwaltung 
statntenmäBsig  zu  bestimmender  Tlieil  in  den  Reservefond  (§.  20)  zu 
iiinterlegen. 

Die  Berichtigung  der  fitlligen  Zinsen  hat  der  Refnndirung  der  Vor- 
schttsse  voranzugehen. 

Forderungen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen  oder  Zinsen,  welche 
bis  zur  Zeit  des  Erlöschens  der  Goncession  oder  Einlösung  der  Bahn  noch 
nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  erübrigenden  Vermögen  der  Bahn 
zu  berichtigen. 

§20. 

N;u'h  Ablauf  des  ersten  iJetriebsjahres  wini  ein  Rer»ervefon<l  jrebildet, 
i\vr  zur  üeckun;::  aussergewülinlieher  Ausgaben,  Naclischattungen  von 
Hetriebsroitteln  und  Betriebsvorkelirungen ,  sowie  zu  Neubauten  uud 
Erweiterungen  bcätimmt  ist. 

Demselben  wird  ttberwlesen: 

a)  Der  etwaige  Rest  des  Baucapitals; 

b)  der  Betrag  verjährter  Zinsen  uud  Dividenden  • 

c)  ein  ZuschttSfl  von  5  Peroent  der  Hälfte  des  die  garantirte  Jahressumme 
ttberschreitenden  Reinertrages; 

d)  die  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  alter  Materialien  des  Obeitanes  und  der 
Betriebsmittel,  insoferne  nicht  ein  diesem  Erlöse  gleicher  Betrag  zur 
Anschaffking  von  neuen  Betriebsmitteln  verwendet  wird. 

§.  21. 

Zur  Wahrung  des  aus  der  ttbemommenen  Garantie  fftr  die  Staat^er- 
waltung  entspringenden  Interesses  ist  letztere  berechtigt,  sieh  die  Ueber- 
zengnng  zu  verschaffen,  dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebeein« 
richtung  in  allen  Theilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werden  und  an- 
zuordnen,  dass  Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintuigehalten  und  riek- 
sichtlich  beseitigt  werden.  Die  Stsatsverwaltnng  ist  berechtigt,  durch  ein 
von  ihr  abgeordnetes  Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  OommissUr  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  VerwaltnngsansschusseB,  sowie  den  Greneralversamm- 
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langen,  so  oft  er  es  angemessen  findet ,  beizuwohnen  und  alLfftllige,  dem 
Staatsinteresse  nachtheilige  Verftigungen  zu  sistiren. 

Die  Staatsverwaltung  wird  Sorge  tragen,  dass  die  Ueberwachnng  der 
Gebarung  in  ökonomischer  Beaiebung  in  der  Art  stattfinde,  dass  es  bei  der 
Vorlage  der  Jabresrecbnungen  in  der  Regel  nur  mehr  einer  zifferm'ässigen 
Ueberprttfung  bedarf. 

Die  Qesellsehaft  ist  ▼erpflichtet,  fttr  diese  staatliche  Ueberwachnng 
des  Baues  und  Betriebes,  mit  Rttcksioht  auf  die  hiemit  verbundene  GesAhäfts- 
last,  eine  jährliche  Pauschalvergiltung,  welche  von  der  Staatsverwaltung 
bemessen  werden  wird,  «n  den  Staatftschata  zu  entrichten.  Die  Collau- 
dirung  nach  Vollendung  des  Baues  bleibt  der  Staatsverwaltung  vorbehalten. 

§.  22. 

Für  die  im  §.  1  beseiehnete  Bahn  werden  Überdies  folgende  finanzielle 
Begünstigungen  ertheilt: 

a)  Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Coupona-Stämpelgebtlhren,  sowie  von  jener  Steuer,  welche  etwa  durch 
kOnftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  während  der  Bauzeit  und 
durch  nenn  Jahre,  vom  Tage  der  Bctriebserdffnung  der  zn  erbauenden 
Bahn  an  gerechnet. 

FUr  die  StaatsvorschUsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Ein- 
kommensteuer zu  bezahlen; 

b)  Die  Befreiung  von  den  Stümpeln  und  Gebfihren  fttr  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritätsobligationen,  mit  Einschluss  der  Interims- 
Bchetne,  sowie  der  bei  der  GrundeinlQsung  auflaufenden  Uebertragungs- 
gebtthr. 

Zur  Berichtigung  der  Stämpel  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  GapitalsbeschaflTuug,  sowie 
des  Baues  und  der  Instrnirung  der  Bahnstrecken ,  wird  eine  Frist  bis  zur 
Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  einschlägigen  Eisenbahnstrecke  bewilligt. 

J<.  23. 

Zur  AinfUhninff  <lrr  Hahn  wiril  den  ConcessioiiUien  das  iieeht  der 
Expropriation  nach  tlt*n  }<esot/lichen  Bestiininuiigen  ertheilt. 

Da-isclhc  IJocht  wird  den  Concessionären  auch  hezüfrli'h  Jcnei-  /u 
einztdiieii  iu<iu>tri»dlt'ii  I^taldisseinents  iu'rzii.-<tolleiid<'n  FiU;,'t'Ihahnon  /ii^c- 
^reMtanden.  deren  Errichtiin;:^  von  der  Staatsverwailuug,  als  im  öllentüchen 
iuteresso  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

§.  24. 

Die  l)au«M-  d«M-  Conee^'sion  wird  auf  n»Mmzig  Jahre,  vom  Tatre  der  Er- 
öffnung de»  Betriebes  anf  der  ganzen,  im  §.  1  erwähnten  Eisenbahn,  fest- 
gesetzt. 

Vgl.  die  .'Vamerkung  zu  §.  4. 

•25* 
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§.  25. 

Diese  Concession  erlischt  nach  Ahlauf  der  im  §.  24  featgesetsten  Frist. 

Sie  erlischt  aber  auch  vor  diesem  Zeitpuncte,  wenn  die  im  §.  3  fest- 
gesetzten Termine  fUr  den  Beginn  und  die  Voliendang  des  Banes  and  der 
Eröffnung  des  Betriebea  nicht  eingehalten  werden  und  die  Terminsttber- 
schreitang  nicht  im  Sinne  des  §.  11.  lit.  b)  des  Eisenbahn  •Concessions* 
gesetses,  und  namentlich  auch  durch  politische  oder  finanzielle  Krisen 
gerechtfertigt  werden  könnte. 

$j.  26. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  nach  Ablauf  von 
dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  gegenwärtigen  Ooneeasiona- 
Urkunde,  die  concessionirte  Bahn  jederzeit  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jäiirliehen  Beiner- 
trägnisse der  Unternehmung  w.ihreud  der,  der  wirklichen  Einlösung  vor- 
ausgegangenen sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Heinerträgnis^e  der  zwei 
ungünstigsten  Jahre  abgeschlagen  und  der  durchschnittliche  Reinertrag  der 
Übrigen  iUnf  Jahre  für  dir  Unternehmung  berechnet. 

Sollte  sich  jedoch  der  ermittelte  durcbsckuittliche  Reinertrag  uiebt 
wenigstens  auf  fünf  Pereeut  in  Silber  des  von  der  Staatsverwaltung 
genehmigten  Noroinal-Anlagecapitals  beziffern,  so  wird  dieser  Minimalbetrag 
als  das  der  Bemessung  des  Einlösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Rein- 
erträgniss  festgesetzt. 

§.  27. 

Bei  (lern  Erlöschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  d<  r  Staat  ohne  Entgelt  in  d:is  lastcnlVeic  Kigenthuin  und  in  den  Genuss 
der  cuncessionirten  Balm,  namentlicii  des  Grund  und  Bodens,  der  Erd-  und 
Kunslarlteitcn.  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  des  sämmt- 
lichen  unbeweglichen  ZugehÖrs,  als:  Bahnhlde,  Auf-  uml  Abladeplätze, 
aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfalirts  und  Au- 
kunttßplätzen,  Wach-  und  Aufsichtshäuser,  sammt  allen  Einrichtungen  an 
stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als:  Locomotive,  Wägen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien ,  soweit 
sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind, 
betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenständen  eine  solche  Quantität  und  beztlg- 
lich  Wertlisumme  unentgeltlich  an  den  Staat  liberzugeheu ,  welche  der  im 
Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtung  entspricht 

Durch  die  erfolgte  Einlösung  der  Bahn  nnd  vom  Tage  dieser  EinlÖsuug 
tritt  der  Staat,  gegen  die  jährtiehe  Ausbeiablung  der  ausgemittelteii  Bente, 
ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigenthnm  und  in  den  Genass  der  gegen- 
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vrftrtig  coiiceftsionirten  Bahn  mit  allen  früher  ervllhnten,  dazu  gehdrigeu, 
«owohl  bewegUohen,  als  aao£  anbewoglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Brldsoben  dieser  Coneeasion,  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn,  behalten  die  Goncessionäre  das  Bigenthnm  des  ans  dem  eigenen 
Ertrilgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und  der  aus- 
stehenden Aotiren,  dann  aueh  jener  ans  dem  eigenen  Vermdgen  errichteten, 
besiehnngsweise  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude ,  als:  Goaks- 
und  Kalköfen,  Giessereien,  Fabriken  von  Maschinen  oder  anderen  GerUthen, 
Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  andere  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Er- 
werbung dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrUokliolien  Bei- 
sätze ermüohtigt  wurden ,  dass  sie  kein  Zugeh9r  der  Eisenbahn  bilden. 

§.  28. 

Der  Staatsverwaltung  wird  femer  das  Recht  vorbehalten,  wenn  unbe- 
achtet vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nioht- 
l)ofo1g-ung  der  in  der  Goneessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlcgrlen 
Verpdioiitungen  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  eiit<^prechenden  Vor- 
kehrungen dagegen  zu  treffen  und  uHch  Umstünden  noch  vor  Ablauf  der 
Ooncessionsdauer  die  Oonoession  für  erloschen  zu  orklärcn. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlieh  verwarnen,  den  nestiininiin;2:en  dio^er 
Oonoession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht  ein- 
liumen,  wegen  des  erweisliehen  Sehadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  ICr- 
satz  zu  dringen,  ertheilen  Wir  säramtlichen  Behörden ,  die  es  betriftt,  den 
gemessenen  Befehl,  Uber  die  Conoession  und  alle  darin  enthaltenen  Be- 
stimmungen strenge  und  sorgfältig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Rrief.  besiegelt  mit  Unserem 
gritsseren  Insiegel,  in  Unserer  Reielishaupt-  und  Rcsidcnzj^tadt  Wien  am 
Zehnten  Tage  des  Monates  November,  im  Jahre  des  Heils  Eintauseud  Acht- 
hundert Siebzig  und  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Vierundzwanzigsten. 

Frsns  Joseph  m.  p.  (1.  S.) 

Aiersperg  nt.  p.  iaibais  ro.  p.  frttts  m.  p. 


Bedingnissheft  I 

fUr  d«-D  Bau  di;r  Eisenbahnslrt^cki-  Si-Izthai-Bischofshofcn,  mit  Ausschluss  dos  It-uicrt-n  Bihn* 
hof«s,  aber  einschliesslich  die  firweiterangsbsuten  im  Rudoltsbahnhofr  Seluhal. 

I.  Traee  mmd  Bmm» 

Artikel  1. 

l)ie  zu  erbauende  li.iliiistrtM'kf  wird  zu  Scl/.tb.il  vnti   Ici-  brstelifti  lon 
Kronprinz  Rudolibahn  abzweigen,  von  dort  durch  dan  Ennsthal  Iiis  ober- 
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halb  Radstadt  niid  dann  über  die  Wasserficfaeide  bei  Eben  nach  Bischoft- 
hofen fuhren^  woselbst  sie  beim  Stationsanfange  endet. 

Bei  der  vom  Banunternehmer  yoKanehmenden  DetaUtraoirnng  kann 
von  den  vorliefironden  Entwürfen  jedoch  nur  insoferne  abgegangen  werden, 
als  dadurch  die  in  diesem  Artikel  bestimmte  Hanptrichtnng  der  Bahn  nicht 
goSndert,  die  Linge  derselben  nicht  vergrössert,  and  die  Richtangs-  und 
Niveanverhültnisse  nicht  verochleohtert  werden. 

Artikel  2. 

Das  Detailproject  miisa  nach  don  Hcstiinminiffen  der  lInndels-Minifite- 
r  iai- Verordnung  vom  4.  Fi  bruar  1871  (R.  (i.  Bl.  Nr.  8)  bearbeitet  und  der 
Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden. 

Artikels. 

Die  ittr  den  Hahiiban  erforderlichen  GrundÜMehen  werden  dem  Bau- 
unternehmer zur  Verfttgung  gestellt. 

Alle  zur  Gewinnung  und  Er7eiigung  der  Baumaterialien  aller  Art  er- 
ford«  rli<>lien  Orundstttcke  hat  der  Bannntemelimer  jedoch  auf  seine  Kosten 

ein/iill'-rii. 

Ebenso  bat  derselbe,  wenn  nicht  eiii<2:elö^fe  Parcellen  nur  in  seinem 
Privatinteresse  oder  zur  Bequemlichkeit  dnr  Arbeiter  zeitweise  occopirt  oder 
deren  Erträgnisse  beschädigt  werden,  alle  hieraus  erwachsenden  Kosten  zu 
tragen. 

Artikel  4. 

Die  jrröHsten  St^'i^,'uug;cn ,  welche  auf  der  zu  erbauenden  Strecke 
gestattet  sind,  betrajren: 

a)  Von  Hischofshofen  nach  Kbcn  i  :  50  =  ^u'V^g  ohue  jede  Gegen- 
steigmij;; 

6)  von  Kl)en  nach  Selzthal  1  :  40  s=  25*/^''')^  die  Uegensteigung  jedoch 
1  :  100  =  10»;^. 

Als  kleinster  Krümmungshalbmesser  «  ird  zugestanden : 
/()  zwischen  Bischofohofen  und  Eben  250'",* 

b)  zwischen  Eben  nnd  Selzthal  800*"; 

Zwischen  Gegencurven  mttssen  Gerade  von  mindestens  40^  Länge  ein. 
geschaltet  werden. 

Artikel  5. 

Die  Bahn  ist  mit  Ausnahme  der  Tnnnele  und  der  Objecto  von  mehr 
als  20"*  Spannweite  eingeleisig  zu  bauen,  alle  Tunnele  sind  ffir  zwei  Geleise 


*)  Im  KeichsgesetsbUtte  i«t  irrthamlleh  1  :  40«)  gleich  36  P«rcent  abgedraekl. 
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ausznftthrcD  und  ebenso  ifit  das  Mauerwerk  aller  Objecte  von  mehr  aU  20"' 
Spannweite  sogleich  zwei}i;elei8ig  herznutellen. 

Artikel  0. 

Hie  lichte  8p in  writc  (l<  s  (ieli  iseR  wird  1"' 436  betragren«  soll  jedoch 
in  den  Curven  entsprecln'nd  v«'nnelirt  wonleu. 

Das  Schotterbett  «oll  in  der  Hi  hc  (irr  S<  liwelieii<>liert1äcbe  eine  wirk- 
liche Kroneubreite  von  3°'  40  und  in  der  Bahntaze  eine  Tiefe  von  wenigHten» 
0"'  40  hnben. 

Dabei  soll  des  W.TiKcrabzupe«  wepen  der  Enlkörper  so  abgeHiielit  «ein« 
das<4  die  besagte  von  der  Schwel lenobertläche  an  gemessene  Tiefe ,  uaeb 
beiden  Seiten  hin,  zunehme. 

Der  P>dk!»rpor  soll  auf  jedfr Seite  mindestens  U'"  50  iilicr  den  Schotter- 
fuHS  vorsprinf^t'u  ,  so  da<s  di««  durrh  dio  VerIän;;oruu;^  dor  Damm-  oder 
( lral»eubösfhun;^en  jrchildctc  tictive  Kronciihrtitc  d»<  Hrdkorpers  iü  der 
Höhe  der  SrbwolleiKtln-rfliiclM'  \veni};stens  f  "  4<»  heträjrt. 

Da  w(»  das  SciioUi  rlx'f t  mit  Steinen  eiiiL'elasst  wird,  inuss  die  Kruueo- 
breite  desselben  Iiis  :\n{'  weni^rstens  4"'  10  erweitert  w.-itlen. 

Die  Diniensjonen  ih  r  lOntu  ;is<(  rnnirsirrälten  werden  je  naeli  dm  ilrt- 
liclu  n  V'eriiältnissen  hemessrn  werden,  diuieii  alter  in  keinem  Falle  wenif^er 
als  0'"  25  Sohlenlireife.  noeli  aueh  weniger  als  0"'  75  Tiete  unter  der  Bahu- 
krone  iSehwellenolH  rlläelie  i  haben. 

Die  Abtrafrsbiiseliiin^jren  sind  dem  Materiale  entsprechend  und  haltbar 
her/ustelleu,  die  AuftragaboHchunfien  aber  in  der  Uep;el  l'^^füssig  anzu- 
legen. 

Artikel  7. 

Die  bis  zur  Bahnkrone  reicle^nden  Durchllsse  uikI  Hriieken  eti*.  unter 
der  Bahn  von  20*"  Spannweite  nnd  darunter  mflssen  in  der  Höhe  der  Bahn- 
krone wenifr^tena  4™  60  Breite  haben. 

Das  Mauerwerk  aller  ( Jbjrcte  von  mehr  als  20"' Spannweite  muss  in 
der  Höhe  der  Bahnkrone  eine  Breite  von  mindestens  8'"  0  erhalten. 

Soweit  es  die  Sicherheit  erheiKcht,  worüber  bei  Vorlaj;e  des  Detail- 
projeetes  entschieden  werden  wird,  mttSReu  Durchlässe,  Briickeu  etc.  mit 
Geländern  oder  gemauerten  Parapeten  versehen  sein. 

Die  Dimensionen  der  OelTnungen  sänuntlicher  Objecte  werden  nach  den 
Localvcrhältnissen  bestimmt  werden,  doeh  ist  im  Allgemeinen  bei  Durch- 
fahrten fUr  Strassen  und  Fahrwege  eine  lichte  Höhe  von  4*"  50  anzustreben. 

Artikel  8. 

Bei  Ueberfahrtsbrttcken  Über  die  Bahn,  muss  die  liebte  Breite  zwisohen 
den  Widerlagern  wenigstens  8*"  00  und  die  liebte  Höbe  Uber  der  Schienen- 
oberkante in  der  Achse  der  Fahrbahn  wenigstens  5"*  betragen. 
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-Artikel  9. 

Die  TnnneU  mfissen  eine  lichte  Breite  von  wenigstens  8*  S  nnd  eine 
liebte  Höbe  von  wenigstens  6"*  3  ttber  den  Sebwellen  baben.  In  den  Tnnnels 
flind  Ton  50  zn  50  Meter  Rettongsiiiscbeu  «nzubrlngen. 

Artikel  10. 

Um  *»ineu  -olidr-n  dauerhaft«-!!  Jiaii  zu  »TzipU-n,  dürteu  die  Üaiiuuter- 
uehmer  nur  «rute  M.iti  riMlicn  u.  zw.  kuii-tgerri  ht  verwenden. 

Für  das  Mauerwerk  ist  die  VerweiiduuLr  von  Fettkalk  au8gedcklo8i>en 
und  es  darf  nur  hydraulischer  .Mörtel  verwendet  w  erden. 

Die  Kuu>thauten  unter  der  Bahn  sind  aiia  .Stein  oder  Eisen  herzu- 
stellen. 

Obcrba«  mmd  mgnmUmbnmg. 

Artikel  II. 

Wo  Doppelgeleise  angelegt  werden,  müssen  dieselben  in  freier  Babn 
3"  6  nnd  in  den  Stationen  4*"  75  von  Mitte  zn  Mitte  entfernt  sein. 

Das  Planum  jedes  Babnbofes  nnd  der  erentnell  ansznfttbrenden  Halte- 
stellen mn«s  den  dort  herzustellenden  Oebänden,  Geleiseanlagen,  Verlade- 
nnd  Depotplätzen  sammt  Uofrftnmen  ete.  ▼ollkommen  entprechen,  und  die 
Zufahrtsstrassen  —  insoweit  deren  Herstellung  den  Bauunternehmer  betrifft 
—  den  Anordnungen  der  Staatsverwaltung  gemäss  angelegt  werden. 

Artikel  12. 

Der  Bauunternehmer  hat  die  Legung  aller  Geleise  sammt  Weiehen  nnd 
Drehseheiben,  sowie  die  Aufstellung  aller  Signale  und  der  fttr  diese  wie  f&r 
jene  erforderliehen  me<*hanisehen  Binriehtnngen  auszuführen  und  aueh  den 
Transport  des  gesummten  Oberbau-und  sonstigen  Materiales  von  der 
nächsten  im  Betriebe  befindlichen  Bahnstation,  wohin  Ihm  dasselbe  geliefert 
wird,  auf  eigene  Kosten  zu  besorgen. 

Die  Montirnng  jedoch ,  soweit  dieselbe  die  Arbeit  des  Meehsnikers  er- 
fordert, filllt  dem  Bauunternehmer  nicht  zur  Last. 

III.  Hochbauten. 
Artikel  13. 

Die  Hochbauten  können  auf  Grund  der  Normalien  der  Kaiserin  Elisa- 
beth-Westbahn ausgeführt  werden. 

£s  müssen  ausser  den  Erweiterungsbauten  in  der  Anschlnssstation 
Selzthal 
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4  Stationen   II.  Classe, 
4       r       UI.  , 
2       r       lY.  . 

erbaut  werden. 

Die  Autii.ilinH.i;r]»Hii<le  der  Stationen  II.  Claase  müssen  einon  \iirklich 
verbauten  Minimal-Flächenraum  von  je  370D'",  diejenigen  III.  Classe  von 
je  210D'"  einnehmen.  Alle  Anfnahmsgebäude  der  II.  und  III.  Classe  sind 
einstöckig  zu  erbauen  nnd  mit  den  niUliigen  Kellerräumen  anssustatten. 

Die  sämmtlioiien  Stationen  II.  Classe  .sind  ausserdem  mit  einem 
gedei  kten  Perron  von  2«üü"'  Flächenraum  und  mit  2  freistehenden  Aborten 
zu  versehen. 

Die  Aufnahmsgebäude  der  IV.  Classe  sind  ebenerdig  mit  120Q"^  wirk« 

lieh  verbautem  Fläebenraume  herzustellen. 

Das  bestehende  Autnahms^'('l)jiuile  der  Anseliluss.station  Sclzthal  raufis 
bei  einsti*ekii:er  Auslühruug  um  mindestens  ^döQ"*  verbauter  Grundfläche 
vei^rüssert  wcrilt-n. 

Auch  in  diesen  Gebänile?i  sind  die  nüfhi;:en  Kolleniiuine  herzustellen. 

Der  l'nnuiiternelimer  isf  jedtich  vei  itllieiiK  t .  aueh  an  anil<'r'']t  Oi  tcii, 
Avenn  die  >>t:iarsv«n\valtung  es  veilani^fn  s(dlte.  ilaltstellen  mit  einem  .Vu-- 
weichgeleise  nnd  einem  ebenerdigen  Autnahmsgebäude  sammt  Keiler  von 
wirklich  \erl)aulen)  Flächenrannie  anzulegen. 

Artikel  14. 

Die  Wäehterh&nser  sind  alle  ebenerdig  nnd  haben  einen  wirklich  ver- 
bauten Ftächenranm  von  46D'^;  sie  sind  mit  Keller,  Bninnen  oder  Wasser- 
leitung nnd  einem  freistehenden  Aborte  zn  versehen. 

Es  sind  in  der  Station  Selzthal  1,  in  jeder  der  10  Zwischenstationen  2 
and  ausserdem  auf  der  cnrrenten  Strecke  SelztbaU  Bischofshofen  noch 
mindestens  80  WSohterhfinser  zu  erbauen,  und  sind  dieselben  so  zn  situiren, 
dass  die  seinerzeitige  Herstellung  des  zweiten  Geleises  nieht  behindert  wird. 

Wenn  zu  irgend  welchem  Zwecke  2  WUchterhäuger  in  ein  doppeltes 
zusammen  zu  fügen  wären,  so  hat  dasselbe  einen  Flächraum  von  lOdQ"'  zu 
bedecken. 

Artikel  15. 

In  den  11  Bahnlii>ren  der  zu  erbauenden  Strecke  sind  herzu.stellen 
hölzerne  Magazine  mit  zusammen  iMl ()□"';  sodann  Kolilenmagaziue  mit 
zusammen  330D'":  diverse  Verladerampen  mit  zusammen  1.7<mjG"';  Holz- 
verladerrampen mit  /n>ainiiien  3.400Q'";  uud  an  LÖ^chrequisiten-Üepot.s 
zusammen  "JOQ"'  Fliieheinaiini. 

Ausserdem  ist  in  der  Station  »Selzthal  zu  erbauen: 
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Kill  rrnii-itw;i;ii  <-!imair:izin  mit  L*0'>D'  '  Flärlit  iiiMUiii .  »'in  eiiistix'kijre* 
IkaintrnwoliiiL'^.  biLuilf'  saiimit  Ivt-ller  mit  einem  wirklieli  verluiutcn  Kliii-licn- 
raurne  vmi  iniu'it'stens  4UUD"' ;  lerner  eine  Wafrenn-mise  flir  loWä'jm 
und  eine  LncoiiH'tivictniNf  für  f»  M;i-;<'liinen  sammt  34>^n'  \\  <  i  k-«tiiilen- 
räumen,  inlte;rrill'en  'It  r  W.iluirännie  lür  t\:^>  nuter/.nltrinf,'eiulf  Heizliaus- 
und  Zu,irtV.i  dernn;r!*i)er>i»ii;ilc .  dits  .MaiH'i  wei  k  für  ein«-  ;rr<>><f  Lokomntiv- 
Dreliseli.'ilM-  /ii  38-.')  12"'  Dnrcliint  s-M  r.  endlieli  die  l'iindaiiieulbctlung 
für  5  kleine  I )relisrli(  il.<Mi  mit  14>1  =  iMil?'"  Dnrelimc-xT. 

Für  <'i»-  Herstellung  einer  üauptwerkstätte  wird  geaoudert  V<»rs«)rge 
getrotVen  ^ve^<^en. 

Siiiumtliciie  {Stationsgebäude  sind  mit  feuersicherem  Materiale  einzu- 
decken. 

Artikel  16. 

Es  sind  in  den  Stationen  l^beii ,  Srhladminir.  GröbniitiL'.  Steinach  und 
SelztbftI  TolUtüniüg  eingerichtete,  geoiigende  Massen  liefernde  Wasiier- 
stationen,  jed**  mit  sohmiedeiRernen  Rcsprvoirs  zum  öesammtfassungsraume 
von  mindestens  2.690  Cubilcfnss  =  82*16  Cubikmeter,  snr  Speisung  der 

Locomotiven  zu  erbauen. 

Die  Wasserstationsgebäude  iiaben  die  entsprechenden  Häunie  liir  die 
IJnterknntt  des  l'umpen Wärters  und  für  die  Unterbringung  des  Feueruugs- 
materialcH  zu  enthalten. 

Ansscrdpm  sind  in  Selztlial  5,  in  den  iibrij:('n  4  \V;i-iser>tati»»nen  je 
2  Pulz-nilMii  >>aiiniit  den  biezu  gehörigen  Wasserkrahnen  und  Wasser- 
leitungen aus/iifiilireii. 

Zur  Hei-^elialViiiig  des  Wa-<scr>J  in  den  lieiiaiiutcn  WassoNfatiunen 
inii<s«Mi  entv  »'der  vidlkomincii  rnf spi'reliend«'.  natiirlicli<'  Wassi'rlfMtun«ren 
lieiL'*  -^t<  llt  od'  r  aber  Dauipfpumpwerke  von  genügender  Leistungsfähigkeit 
errichtet  wt-rdt-ii. 

Der  Banunlenii  Inner  hat  sow ulil  den  I^au  der  WassrrstntiitnsLrebände 
Rammt  lJrunn<  ii,  dann  der  l'nt/irrnhen ,  Kraimfundam^nto ,  ( 'anälr  cfc..  als 
aneh  die  LiefiM-nnir.  Mniitirunir.  und  Anf'stelhing  alh-r  zui:pliitri;ren  .\n-<- 
ril<tiingH«re;renstände.  wie  nnmcntli  Ii  der  Reservoirs,  Maschinen.  Ivrahne. 
Rühren  etc.  auf  eigene  Kosten  zu  besorgen. 

Artikel  17. 

In  den  sänirotlioben  Stationen  sind  ttberdiess  dem  Bedürfnisse  ent- 
sprechend, die  Fundamente  und  Hänseben  der  Brttckenwagen  f  die  Ornnd- 
rnsnern  der  Hebekrabne,  sowie  aller  sonstigen  zum  Betriebe  erforderliehen 
Einrichtungen,  die  erforderlichen  Bntwässemngseanäle,  Senkgruben  eto. 
zu  erbauen. 

Ebenso  hat  der  Bauunternehmer  die  verschiedenen  Acoessorien  zu  allen 
Gebäuden,  alle  Werkzeug-,  FeuerlSscbrequisiten-  und  sonstige  Depots  henm- 
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stellen,  iiud  nicht  nur  die  Fianirung  und  V  .^  Meter  hohe  Einplankung 
der  Bahnhöfe  im  Allgemeineu,  sondern  aucii  diejenige  der  einzelnen  Depots-, 
Wirthschafts-,  Hof-  und  Gartenräume  zu  besorgen,  und  allerorts  die  erfor- 
derlichen Brunnen  fUr  den  Bedarf  des  Balmpersonales  heizuHtellen. 

ITeberall  wo  es  von  der  Staatsverwaltung  verlangt  wird,  muss  auch  die 
onrrente  Bahn  mindeatens  mit  Waldlatten  eingetriedet  sein. 

IV.  Abrechnuns,  Caution  iin«l  «Ugcmcine  Bediasaiis. 

Artikel  18. 

Sobald  dem  Bauunternehmer  die  Annahme  seines  üft'ertes  notificirt 
Vörden,  hat  derselbe  die  Arbeiten  kräftigst  zu  beginnen  und  so  durchzu- 
fiiliren,  dass  dieselben  binnen  der  von  ihm  offerirten  Frist,  weUlie  jedoeh 
in  keinem  Falle  drei  Jahre  Uberschreiten  darf,  vollendet  werden  und  die 
OoUaudining  der  fertigen  Linie  beginnen  kann. 

Artikel  19. 

Absoblagszahlnngen  finden  allmonatlich  im  VerbäUniBB  zur  bewirkten 
Leistung  und  nach  Absug  eines  5percentigen  OatttionsrUcklasses  statt. 

Artikel  20. 

Der  Bauunternebmer  ist  verpflichtet,  die  Übernommene  Bahnstrecke  in 
allen  Einzelnbeiten  mit  vollständiger  Berttoksichtigung  aller  von  den  k.  k. 
Behörden  gestellten  besonderen  Anforderungen,  sowie  vollkommen  kunst- 
gerecht, solid  und  dauerhaft  auszuflibren. 

Der  Bauunternehmer  hat  demnach  jedes  in  dieser  Beziehung  von  seiner 
Seite  oder  von  Seite  derjenigen  Personen,  deren  er  sich  zur  Ausfflbrung  des 
Bsnes  bedient,  unterlaufende  Verschulden  zu  vertreten. 

Der  Bauunternehmer  hat  für  die  Einhaltung  seiner  Verpflichtungen 
eine  Oantion  zu  leisten,  welche  zum  Thcile  durch  Deponirung  von  Werth- 
papieren im  wirkliehen  Betrage  von  5  Percent  der  ganzen  Bansumme  und 
zum  Tbeile  durch  den  bei  jeder  einzelnen  Abschlagszahlung  vorbehaltenen 
Rttoklass  gebildet  wird. 

Die  Haftung  fttr  sXmmtUohe  Arbeiten  dauert  Ein  Jahr  vom  Tage  der 
vollzogenen  Oollaudimng  an  gerechnet,  welche  in  der  Kegel  innerhalb 
eines  Monates  nach  der  Bauvollendung  beginnen  und  nach  weiteren  vier 
Monaten  beendet  werden  soll. 

Schäden,  welche  vor  Ablauf  dieser  Zeit  iiemerkt  werden,  hat  der  Bau- 
unternehmer auf  seine  Kosten  nach  Angabe  der  Staatsverwaltung  anszn- 
bessern.  und  eventuell  für  die  S<didität  der  llerstellung  mit  einem  ent- 
sprechenden Betrage  ein  weiteres  Jahr  haftbar  zu  bleiben. 
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In  dem  Ma^^so.  aN  sieh  dieser  Bediugung  gemäsR  di*»  Solidität  der 
Bahn  erweist,  wird  dem  Luternehmer  »eine  ganse  Caation  zurückerstattet 
werden. 

Sollte  der  Unternehmer  durch  saumselige  oder  schlechte  Ausnihrung 
der  Arl)eiten  sich  als  untau}rli<'li  erweisen,  oder  sonst  in  irf^^nd  einer  Bc 
Ziehung  den  eingeganjrenpn  Verptiiehtnngen  nirlit  naclikoniinen,  so  kann  der 
Bau  einem  Anderen   übcrtra;;on,    und  der  fr;»n/o   hiodurcli  <ntsteheade 
Schaden  ohne  Weiteres  mit  der  geleisteten  Caution  gedeckt  werden. 

Artikel  21. 

Die  rova  Staate,  sowie  vom  ConcessioDXr  zur  üeberwachung  des  Baues 
aufgestelUen  Organe  sind  berechtigt,  ttberall,  wo  es  das  Interesse  des 
Banes  erfordert,  direct  einzugreifen,  und  es  ist  jeder  beim  Hau  BescbXftigte 
zn  verpflichten,  solchen  Anordnungen  ohne  Widerrede  Folge  zu  leisten. 

Artikel  22. 

Der  Bauunternehmer  ist  endlich  v<i)itli(;htet.  sich  den.   Iieliuts  ih-r 

nälu  Ten  Präcisirnng  der  vorstelK-nden  lit'dinfrnisse  zu  erlassenden  Anord- 
nungen der  Staatsverwaltung  zu  unterwerfen. 


Bedingnissheft  II 

für  den  Bau  der  Cisenbshnstrecke  Hallcin-BisolioftkoreB  sammt  den  Arbeiten  in  der  Su^ion 
Salsbiirg  bis  lam  AnTange  des  Bahnhofes  in  Bischofshofen. 

!•  Tr»ee<,l«xpr«|iri«tion  and  allgemeine  NorniAlien. 

Artikel  X. 

Die  zu  erbauende  Bahnstrecke  wird  sich  zu  Hallein  an  die  bestehende 
Salzburg-Halleiuej-Bahn  anschliessen  und  von  dort  Uber  Golling  und  Werfen 
nach  Biaehofshofen  führen.  Bei  der  vom  Bauunternehmer  vorzunehmenden 
Detailtracirung  kann  von  den  vorliegenden  Entwürfen  jedoch  nur  insofeme 
abgegangen  werden,  als  dadurch  die  in  diesem  Artikel  bestimmte  Haupt- 
ricbtung  der  Bahn  nicht  geSndert,  die  LIbige  derselben  nicht  vergröasert 
und  die  Richtungs-  und  NiveauverhSltnisse  nicht  versohleohtert  werden. 

Artikel  2. 

Das  Detailprojeet  muss  nach  den  Bestimmungen  der  Handelsministerial- 
Verordnung  vom  4.  Febmar  1871  (R.  G.  Bl.  Kr.  8)  bearbeitet  und  der 
Staatsverwaltung  zur  (Genehmigung  vorgelegt  werden. 
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Artikel  3. 

Die  fttr  den  liabnbau  erforderlichen  Grunddächen  werden  dem  Bau- 
unternehmer zur  Verfügung  gestellt. 

Alle  zur  Gewinnung  unrl  Erzeugung  der  Baumaterialien  aller  Art  er- 
forderlichen Grundstücke  hat  der  Bauunternehmer  jedoch  auf  seine  Kosten 
eineuIÖBcn. 

Ebenso  hat  derselbe,  wenn  niehl  eingelöste  PareeUen  nur  in  seinein 
Privatinteresse  oder  zur  Bequeniiif  likcit  ih-r  Arhciler  zcitwoi-it»  oconpirt 
oder  deroll  ErtrU^'^niBse  beschädigt  werden,  alle  hieraus  erwaoliseudeu 
Kosten  zu  tragen. 

Artikel  4. 

In  der  Richtung  von  Bisehofshofen  naeh  Hallein  ist  keine  stärkere 
Steigung  als  1  :  aOO  =  ^-'S^/^^  und  keine  stib'kere  Gegensteigung  als 
1  :  100  ssz  lU7oo*  ferner  kein  kleinerer  Krttmmnngshatbmesser  als  900" 
gestattet 

Zwischen  Gegenourven  mflssen  Gerade  von  mindestens  40"^  Lünge  ein- 
geschaltet werden. 

Artikel  5. 

Die  Bahn  ist  mit  Ausnahme  der  Tunnele  und  der  Objecte  von  mehr 
als  20*"  Spannweite  eingeleisig  zu  bauen;  alle  Tunnele  sind  fUr  2  Geleise 
aussnftthren  und  ebenso  ist  das  Mauerwerk  aller  Objecte  von  mehr  als  20™ 
Spannweite  sogleich  sweigeleisig  herzustellen. 

Artikel  6. 

Die  lichte  Spurweite  des  Geleises  wird  1'"  436  betragen,  soll  jedoch 
in  den  Curven  entsprechend  vennehrt  werden. 

Das  Schotterbett  soll  in  der  Höhe  der  Schwellenoberlläche  eine  wirk- 
liche Kronenbreite  von  3*"  40  und  in  der  Bahnachsc  eine  Tiefe  von 
wenigstens  0"  40  haben.  Dabei  soll  des  Wasserabzuges  wegen  der  Erd- 
körper so  abgeflächt  sein,  dass  die  besagte,  von  der  Schwellenoberfläche  an 
gemessene  Tiefe,  nach  beiden  Seiten  hin,  zunehme. 

Der  Brdkörper  soll  auf  jeder  Seite  mindestenB  0™  50  flber  den  Schotter-  .  ^ 
fnas  vorspringen,  so  dass  die  durch  die  Verlängerung  der  Damm-  oder 
GrmbenbiSsohungeD  gebildete  fictive  Kronenbreite  des  Erdk5rpers  in  der 
Htthe  der  SehwellenoberfliUshe  wenigstens  4*"  40  beträgt.  Da  wo  das  Schot- 
terbett  mit  Steinen  eingefasst  wird,  muss  die  Kronenbreite  desselben  bis  auf 
wenigstens  4*  40  erweitert  werden. 

Die  Dimensionen  der  Entwissernngsgrftben  werden  je  nach  den  örtlichen 
Verhiltolssen  bemessen  werden,  dUrfen  aber  in  keinem  Falle  weniger  als 
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0*25  Sohlenbreite,  noch  auch  weniger  als  O'Tö  Tiefe  unter  der  Babnkrone 
{Sohwellenoberfläohe)  haben. 

Die  AbtragsbÖ^chungeu  sind  dem  Materiale  entsprechend  und  haltbar 
herzustellen,  dieAaftragsböschnngen  aber  in  der  Regel  li/^fttssig  anzulegen. 

Artikel  7 . 

Die  bi^  zur  Bnhnkrone  reirheiulon  Dureliläjjse  und  Brücken  ete.  unter 
der  Bahn  von  20"  Spannweite  und  darunter  miUsen  in  der  Höhe  der  Bahn» 
kröne  wenig^stens  i^SO  Breite  haben. 

Das  Mauerwerk  aller  Objeete  von  mehr  :\\<  20"  Spannweite  muss  in 
der  Höhe  der  Bahnkroiie  eiwo  Breite  von  mindestens  8"0  erhalten. 

Soweit  es  die  Sieherheit  erhei<('lit,  worüber  bei  Vorlage  des  Detail- 
projectes  entschieden  werden  wird,  müssen  Durchlässe,  Brücken  etc.  mit 
Geländern  oder  j,'emaucrten  l*arapetcii  versehen  sein. 

Die  Dimen>iüneii  der  Oi  lVmnifren  siimintlicher  Objeete  werden  u.m  Ij 
den  ljOfaiv<'ih:iltiii:<-5en  l»estinnnt  wti-dcii,  doch  ist  im  Allgemeinen  hei 
Dnrehtahrteü  fUr  ^Strassen  und  Fahrwege,  eiue  lichte  Höhe  vou  4"öO  anzu- 
streben. 

Artikel  8. 

Bei  Ueberfahrtsbrttcken  Uber  die  Bahn  mass  die  lichte  Breite  zwisehen 
den  Widerlagern  wenigste]»  8*00  nnd  die  lichte  H9be  Uber  der  Schienen- 
Oberkante  in  der  Achse  der  Fahrbahn  wenigstens  6  Meter  betragen. 

Artikel  9. 

Die  Tnnnels  mttasen  eine  lichte  Breite  von  wenigstens  8*2  und  eine 
lichte  Höhe  Ton  wenigstens  6"d  Uber  den  Schwellen  haben.  In  den  Tnnnels 
sind  von  50  zu  50  Meter  Rettungsnischen  anzubringen. 

Artikel  lU. 

Um  einen  soliden,  dauerhaften  Bau  zu  erzielen,  dttrfen  die  Bauunter* 
nebmer  nur  gute  Materialien,  und  zwar  kunstgerecht  verwenden. 

FUr  das  Mauerwerk  des  Unterbaues  ist  die  Verwendung  von  Fettkalk 
ausgeschlossen,  und  es  darf  nur  hydraulischer  Mörtel  verwendet  werden.  Die 
Kunstbauten  unter  der  Balm  sind  aus  Stein  oder  Eisen  herzustellen. 

II«  Oberbau  und  llii^naliitiruog. 
Artikel  11. 

Wo  Doppelgeleise  angelegt  werden ,  mflssen  dieselben  in  freier  Bahn 
mindestens  8'*5,  und  in  den  Stationen  4"  75  von  Mitte  zu  Mitte  entfernt  sein. 

Das  Planum  jedes  Bahnhofea  und  der  erentuell  anszuflihrenden  Halte- 
stellen mnss  den  dort  herzustellenden  Gebäuden,  Geleiseanlagen,  Verlade- 
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unri  Depotplätzon  samint  Hcliäumen  etc.  vollkommen  entsprechend  und  die 
2ufahrt8strassen  insoweit  deren  Uorstellung  den  Haunnternehraer  triflft,  den 
Anordnnngen  der  Staatsverwaltung  gemäss  angelegt  werden. 

Artikel  l-j. 

her  ÜaiumteriH'limer  hat  iIk'  Leiruiiu  aller  (lolcisc  sanimt  Weiehon  uiul 
Di-ehsclieilx  n.  sowie  die  Aulsteiliiii;:  aller  Sifiriaie  und  der  für  diese  wie  für 
jene  erturdcrliehen  nieeliaiiisi-heii  l'.iiiriclitunsen  au-^zutiiliren  imd  aueli  den 
Transport  des  };ef»aiiimten  Ulierliaii-  und  son8ti.ir«'n  Ma(erial<  s  von  der  näelisien 
im  Ii -trielM'  lietindliclo-n  Balinatation ,  woliin  ihm  dasselbe  geliel'ert  wird,  aul" 
eifje II e  Kosten  zu  Itesor^en. 

Die  Montirung  jedorii.  soweit  dieselltc  die  Arbeit  des  Meoliauikers 
«rfordert,  füllt  dem  üauuuteniutimer  nicht  zur  Last. 

III.  Hoehbaulen. 
Artikel  13. 

Die  HocUbanten  können  auf  Gruud  der  Normalien  der  Kaiserin 
Elisabeth- Westbahn  ausgeführt  werden.  Es  müssen  ausser  den  Erweiterungs- 
bauten in  der  Anschlussstation  Salzburg  nooh  3  neue  Stationen,  und  zwar 
oine  bei  Oolling  und  die  andere  bei  Werfen  gebaut  werden. 

Die  Aufuahmsgebäude  dieser  beiden  Stationen  müssen  einstöckig  und 
mit  den  nöthigen  Kellerräumen  versehen  sein  und  jedes  einen  wirklichen, 
verbauten  Minimalflftehenraum  von  370Q'  einnehmen.  Sie  sind  überdies  mit 
einem  gedeekten  Perron  von  260Q"  FlUchenraum  und  mit  2  freistehenden 
Aborten  zu  versehen. 

Der  Bauunternehmer  ist  jedoch  verpflichtet,  auch  an  anderen  Orten 
wenn  die  Staatsverwaltung  es  verlangen  sollte ,  Haltestellen  mit  einem  Ans- 
weichgeleise  und  einem  ebenerdigen  Aufhahmsgebäude  sammt  Keller  von 
96rT  wirklich  verbauten  Fläohenraum  anzulegen. 

Artikel  14. 

Die  WächterhHuser  sind  alle  ebenerdig,  und  haben  einen  wirklich 
verbauten  Flächenraum  von  sie  sind  mit  Keller,  Brunnen  oder  Wasser- 

leitUUfT  und  einem  tVeist'  lienden  AVtorte  zu  versehen. 

biS  sind  in  jeder  der  beiden  Mittebtationen  2,  in  Salzburg  1  und  auf 
der  eurrenteii  Strecke  Hallein-iii'^ehni'shoten  ausserdem  noch  mindestens 
27  Wächterhäuser  zu  erbauen,  und  sind  dieselben  so  zu  stituiren,  dass  die 
seinerzeitige  Herstellung  des  zweiten  G<deiso8  nicht  behindert  wird. 

Wenn  zu  irgend  welchem  Zwecke  2  Wächterhäuser  in  ein  doppelte-^ 
zuHHinmen  zu  fügen  wären,  so  hat  dasselbe  einen  Flächenraum  von  103O 
'/AI  bedecken. 
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Artikel  15. 

In  den  drei  Bahnhöfen  der  zn  erbauenden  Strecke  sind  hersnstellen  r 
hölseme  Magazine  mit  zneammen  870O',  diTerne  Verladerampen  mit  zu* 
Rammen  9170D%  Holzverladeraropen  mit  zusammen  1400D'',  und  Kohlen- 
magazine mit  zneammen  ISbOT  Flächeiiraum. 

Ausserdem  i^t  in  der  Station  Salzburg  zu  erbauen:  ein  zweistdekigea 
Beamtenvolingebäude  sammt  Keller,  mit  einem  wirklich  verbauten  FlMchen- 
raum  von  720D",  zwei  g^emauerte  Majrazine,  jedes  mit  8r)0G"  Lagerraum, 
eine  Wafronmniso  für -12  Wägen  und  eine  Loroinntivremise  flir  6  Maschinen 
sammt  3480  Wirkstätteniiiunio.  in  begriffen  der  Wohnräume  flir  das  unter- 
/uVtriiigende  Heizhaus-  und  Zugr<')r<1('rung8pcr(«ona1e.  ein  Spritzenhaus  und 
das  MaiuTwf  ik  flir  eine  grosse  Dreiischoibe  mit  38.5  =12"  Durchmesser, 
endlich  die  Fundamentbettnng  von  4  kleinen  Drehscheiben  mit  14.84'=s4" 
Durchmesser. 

Für  die  Herstellung  einer  Hauptwerkafätte  wird  gesondert  Vorsorge 
getrofTcn  werden.  Sämmtlichc  Stationsgebäude  sind  mit  feuersicherem  Materiale 
einzudecken. 

Artikel  16. 

Ks  a\u(\  in  dfu  St.itionrn  S;il/lmr;r  und  ( iolliii;:' vollständig:  (iugericlitete 
genü^'^cndc  Masgon  lidi  iiHlc  NN  asr  er>tation('n .  JiMlf  mit  schmiodeisornen 
Keservoirs  zum  Gpsaniinttasstinjrsraiime  v(»n  inimleHtrns  2001)  Kubikl'uss 
=  82'16  KuUikinctPi  zur  SjieiBimg  (l<'r  Locomof ivm  zu  fTV>au(>n. 

Die  W:i'^s('rst  iti(>ns<;cl»iiU(le  haben  die  entsjtn  clienden  Räume  für  die 
Unterkunlt  des  Pninpenwäriers  und  lür  die  Unterbringung  des  Feueruugs- 
material'i  zu  enthalten. 

Ausse  rdem  sind  in  Salzburg''  3.  in  Gollinir  2  IMilzirnibcn  sammt  den 
Itiezu  gehörigen  Wasserkrahnen  und  Wassfilcitungen  ausz.ufüliren. 

Zur  liei^'-haffung  des  Wassn  s  in  dm  limanntcn  Wasserr'tationen  miissoi 
entweder  vtdlkommen  entsprechende  natiiiiiche  Wasserleitungen  liergcstelll 
(•der  aber  Dampfpuuipwerke  von  genügender  Leistungstaliigkeit  erriciitet 
werden. 

Der  Uauunternehnier  hat  sow(dil  d(  n  Han  der  Wasserstationsgebäude 
sammt  lirunnen,   dann  der  ]'utz;rrnlM  ii,  Krahnl'undanicnte.   Canäle  etc.,  aU 
auch  die  J^iderunj:.  Montirun;:  und  Aiifstellung   aller  zugehörigen  Aus 
riistungsgegenstände.   wie  namentlich  der  Kt-servoir«.   .Maschinen,  Krahne, 
liohren  etc.  aut  eigene  Kosten  zu  besorgen. 

Arti  icel  17. 

In  den  säramtlichen  Stationen  sind  überdiess  dem  BedUrfniftRC  ent- 
sprechend, die  Fundamente  und  Häuschen  der  BrUckenwagen.  die  Qrund- 
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mauern  der  Hebekrshne,  sowie  aller  sonstigen  mm  Betriebe  erforderlichen 
Entwiaserungsoanäle,  Senkgruben  etc.  an  erbauen. 

Ebenso  hat  der  Bauunternehmer  die  Terscbiedenen  Acoessorien  au  allen 
Gebäuden,  alle  Werkzeug«,  Feuerlösoh«,  Requisiten-  und  sonstigen  Depots 
herzustellen,  und  nicht  nur  die  Planirung' und  die  IV3  IKeter  hohe  Ein- 
plankun^'  der  Balinhöfo  im  Allgemeinen,  sondern  aueh  diejenige  der  ein- 
zelnen Depots-,  Wirthschafts  ,  Hof-  und  Gartenräume  zu  besorgen  und  aller- 
orts die  erforderlichen  Brunnen  fttr  den  Bedarf  des  Bahnpersonales 
herzustellen. 

Ueborall  wo  es  von  der  Staatsverwaltung  verlangt  wird,  muss  auch  die 
cnrrente  Bahn  mindestens  mit  Waldlatten  eingefriedet  sein. 

IV.  Abrechmnig,  CMitton  mid  •llg«iiieiiie  BeAiiig««^. 

Artikel  18. 

Sub;d(l  dem  Bauunternehmer  die  Annahme  seines  OfTertes  notificirt 
worden,  hat  derselbe  die  Arbeiten  kräftigst  zu  beginnen,  und  so  durchzu- 
führen. tla<-^  ilicselbeii  l>iiinen  der  von  ihm  offerirten  Frist,  welche  jedoch  in 
keinem  Falle  drei  Jahre  iiher^4chreiten  darf,  volleudet  werden  und  die 
CoUaudirung  der  fertigen  Linie  beginnen  kann. 

Artikel  19. 

Abschlagszahlungen  finden  allmonatlich  im  Verhältniss  zur  bewirkten 
Leistung  und  nach  Abzug  eines  5percentigen  Cautions-Rücklasses  statt. 

Artikel  20. 

Der  Hauunternehmer  ist  verpflichtet,  die  Bbernommene  Bahnstrecke  in 
allen  Einzelnheiten  mit  vollständiger  Berücksichtigung  aller  von  den  k.  k. 
Behörden  gestellten  besonderen  Anforderungen,  sowie  vollkommen  kunst- 
gerecht, solid  und  dauerhaft  auj^zufiihren. 

Der  Bauunternehmer  hat  demnach  jedes  in  dieser  Beziehung  von  seiner 
Seite  oder  von  Seite  derjenigen  Personen,  deren  er  sich  zur  Ausfüiirung  des 
Baues  bedient,  unterlaufende  Verschulden  zu  vertreten. 

Der  Bauunternehmer  hat  für  die  Einhaltung  seiner  Verpflichtungen  eine 
Caution  zu  leisten,  welche  zum  Theile  durch  Deponirung  von  Wertbpapieren 
im  wirklichen  Betrage  von  5  Percent  der  ganzen  Bansamme  und  zum  Theile 
durch  den  bei  jeder  einzelnen  Abschlagszahlung  vorbehalteneu  Riicklass 
gebildet  wird. 

Die  Haftung  ftlr  sämmtliehe  Arbeiten  danert  ein  Jahr  TOm  Tage  der 
vollzogenen  CoUaudirung  an  gerechnet,  welche  in  der  Regel  innerhalb  eines 
Monates  naeb  der  Bauvollendung  beginnen  und  naoh  weiteren  4  Monaten 
beendet  werden  soll. 

26 
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Hcliädeo,  welohe  vor  Ablaut'  diener  Zeit  bemerkt  werden,  hat  der  Baa- 
nnternehmer  auf  seine  KoRten  nach  Angabo  der  Staat^iverwaltimg  amtl- 
hrsnern,  und  eventuell  für  die  Solidität  der  ilersteUuog  mit  einein  entiipre- 
cheiiden  Betrage  ein  weiteres  Jahr  haltbar  zu  bleiben. 

In  dem  Masse  als  sich  dieser  Bedingung  gemäss  die  Solidität  der  Bahn 
erweist,  wird  dem  Unternehmer  neine  ganze  Caution  zurückerstattet  werden. 

Sollte  der  Unternehmer  durch  saumselige  oder  schlechte  Ausführung 
der  Arbeiten  sich  als  untauglich  erweisen,   oder  sonst  in  irgend  einer  Be 
Ziehung  den  eingcp:;uij,^ejicii  Vcrpfiichtungen  nicht  nachkommen,  so  kann  der 
]»;iu  einem  Aiidoreii  iilM-rti a^en,  und  der  ganze  liieduroli  entetehende  Soliaden 
ohne  weiters  mit  der  geleisteteu  Caution  gedeckt  werden. 

A  r  t  i  k  f  1  21. 

Die  vom  Staate  Howie  vom  Coiicessi<»när  zur  Ueberwachung  des  Baues 
nuftrestt'llten  Organe  sind  berechtigt.  Überall  wo  es  das  Interesse  des  Baiie> 
<^rfbrdert,  direct  einzugreifen,  und  es  ist  jeder  beim  Bau  besciiUttigte  zu  ver- 
pfliohteiu  solchen  Anordnungen  ohne  Widerrede  Folge  zn  leisten. 

Artikel  22. 

Der  Bauunternehmer  ist  endlich  verpflichtet,  sich  den  behufs  der 
näheren  Pracisiruug  der  vorBtehenden  Beatimmungen  zn  erlMaenden  Anord- 
nungen der  Staatsverwaltnng  zn  unterwerfen. 


Bedingnisshelt  III 

für  Ö«B  Bau  der  Eiaenlialnttneke  Bischobhoren-WSig))  eiasehtteailicli  der  HtittcUuig  4« 
BahnhoffS  Bischofshofen  und  der  ErweileniBgil»Mitci  in  Stdbahnhofe  ii  WligU 

1.  Tracr  und  Bau. 

Artikel  1. 

Die  zu  erbauende  Bahn  wird  an  dem  nördlichen  Ende  des  Bahnhofes 
zu  Bischofshofen  beginnen,  von  dort  das  Salzathal  aufwärts  verfolgen  bis 
Bruck;  hierauf,  den  Markt  Zell  am  See  unmittelbar  berlihreod,  Uber  Saal- 
felden  die  Wasserscheide  bei  Hochfilzen  ttbersohreiten ,  um  im  lliale  der 
HUerseeer  Ache,  St.  Johann  in  Tirol  zu  erreichen. 

Von  St.  Johann  ist  die  Trace  mit  Berttcksichtignng  von  Kitsbttchel  und 
Hopfgarten  nach  der  zu  erweiternden  Stldbahnstation  Wdrgl  zu  fUiiren. 

Bei  der  vom  Bauunternehmer  vorzunehmenden  Detailtracimng  kann 
von  den  yorUcgenden  Entworfen  jedoch  nur  insoferne  abgegangen  werden, 
als  dadurch  die  diesem  Artikel  bestimmte  Hauptrichtung  der  Bahn  nicht 
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^eSndcrr.  die  Länge  derselben  nicht  ver^jrössert  und  die  Kichtuiiga-  und 
Niveauverhältnifjse  nicht  verschlechtert  werden;  jedoch  wird  schon  hier  die 
liauptrichtung  der  Trac  '  zwischen  8aall'eldcn  und  Bruck,  dann  7.wi<^cheii 
St.  Johann  in  Tirol  und  Witr^i:!  abweichend  vom  Projeete  derartig;  fcat- 
<?efttellt,  dans  die  Hahn  statt  am  östlichen,  nunmehr  am  westlicheu  Ufer  des 
Zellersees  mit  Berührung'  des  Marktes  Zell  am  See  und  dass  sie  ferner  Uber 
Kitzbiiehel  durch  dan  Briixenthal  statt  über  l'Jmau  zu  tÜhren  ist. 

Ebenso  wird  von  vorhinein  beBtinimt.  dass  die  projectirte  Station 
Allbaeh  nicht  auszutUhreu ,  dagegen  aber  eiue  Station  bei  Leogaiig  lierzu- 
«telleu  sei* 

Artikel  2. 

Dm  DeUülprojeot  muss  nach  den  Bestimmnngen  der  HandelBministerial« 
Verordnang  Tom  4,  Februar  1871  (R.  6.  Bl.  Nr.  8)  bearbeitet  nnd  der 
Staatsverwaltung  snr  Genehmigong  vorgelegt  werden. 

Artikel  3. 

Die  fttr  den  Balinbau  erlorderliohen  Grundflächen  werden  dem  Bau- 
unternehmer zur  Verfügung  gestellt. 

Alle  zur  Gewinnung  und  Erzeugung  der  Baumaterialien  aller  Art 
erforderlichen  Grundstücke  hat  der  Bauunternehmer  jedoch  auf  seine  Kosten 
einzulösen. 

Ebenso  hat  derselbe,  wenn  nicht  einfreli^stc  Parzellen  nur  in  seinem 
Privatinteresse  oder  zur  Bequemlichkeit  der  Arbeiter  zeitweise  itccupirt  oder 
(leren  Erträgnisse  beschädigt  werden,  alle  hieraus  erwachsenden  Kosten  zu 
tragen. 

Artikel  4. 

Die  grSsaten  Steigungen,  welche  auf  dieeer  Strecke  gestattet  sind, 
betragen: 

aj  Von  Wdrgl  bis  Saalfelden  1 : 44»«S3*77^,  die  Gegensteignng  1:50*) 

bj  Von  Saalfelden  bis  Bitchofshofen  1 : 160ss6*67*/oo.  die  Gegensteigung 
l:100=slO%,. 

Der  kleinste  Krttmmungshalbmesaer  soll  mindestens  300"^  messen;  nur 
von  Saalfelden  bis  Bisehofbbofen  ist  es  gestattet,  auf  350"  berabzugehen. 

Zwischen  Gegencnnren  mtlssen  Gerade  von  mindestens  40*  Länge  ein- 
geschaltet werden. 

Artikel  6. 

Die  Bahn  ist  mit  Ausnahme  der  Tnnnele  und  der  Objecte  von  mehr 
als  20"  Spannweite  eingeleisig  zu  bauen ;  alle  Tnnnele  siad  fttr  zwei  Geleise 


*)  Im  Reiohsgesetsblatte  Ut  irrthfimlioh  1 :  l&u  gleich  SO  Pereent  abgedruckt. 
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ansznftthreii  nnd  ebenso  ist  das  Mauerwerk  aller  Objeete  von  mehr  aU  20" 
Spannweite  sogleich  zweigeleisig  herznatellen. 

Artikel  6. 

Die  lichte  Spursveite  des  GeleiscB  wird  1*436  betragen,  soll  jedoch  in 
den  Curven  entsprechend  vermehrt  werden. 

Das  Schotterbett  soll  in  der  Höhe  der  Schwellenoberfläche  eine 
wirkliche  Kroneubreite  von  3"40  und  iu  der  Babuachsc  eine  Tiefe  vou 
wenigstens  0*40  haben. 

Dabei  soll  des  Wasserabzugs  wegen  der  Erdkörper  so  abgeflächt  sein^ 
dass  die  besagte,  von  der  Sohwellenoberfläche  an  gemesseoe  Tiefe  nach 
beiden  Seiten  hin  zunehme. 

Der  Erdkdrper  soll  auf  jeder  Sehe  mindestens  0*bO  Uber  den  Schotter- 
foss  vorspringen,  so  dass  die,  dureh  die  VerlSngemng  der  Damm-  oder 
GmbenbÖsohnngen  gebildete  ficüve  Kronenbreite  des  Brdkttrpers  in  der 
H$he  der  8ohwellenober0Xehe  wenigstens  4"40  betrilgt 

Da  wo  das  Schotterbett  mit  Steinen  eingefasst  wird,  mnas  die  Kronen- 
breite desselben  bis  auf  wenigstens  4*40  erweitert  werden. 

Die  Dimensionen  derEntwSsserungsgrXben  werden  je  nach  den  9rtliohen 
Verhältnissen  bemessen  werden ,  dürfen  aber  in  keinem  Falle  weniger  als 
0*25  Sohlenbreite,  noch  anch  weniger  als  0,"76  Tiefe  unter  der  Bahnkrone 
(8chwellenober6lehe)  haben. 

Die  AbtragsbSschnngen  sind  dem  Materiale  entsprechend  und  haltbar 
herzustellen»  die  Auftragsböschnngen  aber  in  der  Regel  l</,fllssig  anzulegen. 

Artikel  7. 

Die  bis  zur  Bahnkrone  reichenden  Durchlässe  und  Brücken  etc.  unter 
der  Bahn  von  30*  Spannweite  und  darunter,  müssen  in  der  Höhe  der  Baha- 
krone  wenigstens  4"50  Breite  haben. 

Das  Mauerwerk  aller  Objeete  von  mehr  als  20"  Spannweite  mnss  in 
der  Höhe  der  Bahnkrnne  eine  Breite  von  mindestens  S'O  erhalten. 

Soweit  es  die  Sicherheit  erheischt,  worüber  bei  Vorlage  des  Deiaii- 
projectes  entschieden  werden  wird,  müssen  Dnrohlilsse,  Brücken  ete.  mit 
Geländern  oder  gemauerten  Parapeten  versehen  sein. 

Die  Dimensionen  der  Oeffnun«ren  sämratlichcr  Objeete  werden  nach  der« 
Loealverhältnissen  bestimmt  werden,  doch  ist  im  Allgemeinen  bei  Durch 
fahrten  tür  ^Strassen*  und  Fahrwege  eine  lichte  Höhe  von  4''öÜ  anzu- 
streben. 

Artikel  8. 

Bei  Ueberfahrtsbrtteken  über  die  Bahn  muss  die  lichte  Breite  zwischen 
den  Widerlagern  wenigstens  8*00  und  die  lichte  Hohe  Uber  der  Schienen- 
Oberkante  in  der  Achse  der  Fahrbahn  wenigstens  5  Meter  betragen. 
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Artikel  9. 

Die  Tunnels  müssen  eine  lichte  Breite  von  wenigstens  8''2  und  eine 
lichte  Höhe  von  wenijrstens  6"3  über  den  Scliwellen  haben. 

In  den  Tunnels  sind  von  ÖU  zu  50  Meter  Rettungsnisclien  anzubringen. 

Artikel  10. 

Um  einen  soliden .  dauerhaften  Bau  zu  erzielen,  dürfen  die  Bauunter- 
nehmer nur  gnte  Materialien  und  zwar  kunstgerecht  verwenden. 

Für  das  Mauerwerk  de8  Unterbaues  ist  die  Verwendung  von  Fettkalk 
ausgeschlossen  und  es  darf  nur  hydraulischer  Mörtel  verwendet  werden. 

Die  Kunstbauten  unter  der  Bahn  Bind  ans  Stein  oder  Eisen  herzu- 
stellen. 

II.  OberbM  iiiid  Sisn^lMning. 

Artikel  11. 

Wo  Doppelgeleise  angelegt  werden,  müBsen  dieiielben  in  freier  Balm 
tnindestena  3*5  nnd  in  den  Stationen  4*75  von  Mitte  zn  Mitte  entfernt  sein. 

Das  Plannum  jedes  Bahnhofes  nnd  der  eTentuell  anssnftthrenden  Halt- 
fltetten  mnss  den  dort  hersnstellenden  Gebäuden,  Qeleiseanlagen,  Verlade- 
und  Depotpiatsen  sanunt  Uofräumen  ete.  Tollkommen  entsprechend  und  die 
2nlahrt8Strassen  —  insoweit  deren  Herstellang  den  Bannntemehmer  trifft  — 
den  Anordnungen  der  Staatsverwaltung  gemiss  angelegt  werden. 

Artikel  19. 

Der  liauuntemehmer  liat  die  Legung  aller  (ieleise  sanunt  Weichen  und 
Drehseheiben,  sowie  die  Aufstellung  aller  Signale  und  der  für  diese,  wie  für 
jene  erforderlichen  mechanischen  Einrichtunjren  auszuführen  uml  auch  den 
Transport  des  gesammten  Oberbau-  und  sonstijren  Matt  riales  von  der 
nächsten  im  Ht-triebe  befimlliehen  Bahnstation,  wohin  ihm  dasselbe  geliefert 
wird,  auf  eigene  Kosten  zu  besorgen. 

Die  Montirung  jedoch,  soweit  dieselbe  die  Arbeit  des  Mechanikers 
erfordert,  fällt  dem  Bauunternehmer  nicht  zur  Last. 

Artikel  13. 

Die  Hochbauten  können  auf  Grund  der  Nonnalieu  der  Kaiserin- 
Elisabeth- Westbahn  aufgeführt  werden. 

Es  müssen  ausser  den  Erweiterungsbauten  in  der  Anschlussstation 
Wörgl 

8  Stationen    II.  Classe, 
6       ,        III.  „ 
1  Station  IV. 
erbaut  werden. 
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IMf  Aiitii:iliins^'«'bjiU(lo  in  den  StatioiH^n  Saalfrlden  und  ÜiHchofshof'eii 
«ollen  Heslanrationcn  enthalten,  nnd  müssen  einen  wirklich  verbauten 
Flächenraum  von  roindestens  oUGU""  einCaasen. 

Die  Aufnalim«gebäude  der  Ubrio:en  Stationen  11.  Classe  müssen  einen 
wirklieh  verbauten  MinimHlflächenraum  von  je  3 7UD",  diejeni-ren  III.  Classe 
von  je  2l()G  einnehmen.  Alle  Aufnalimsfjebäude  der  II.  und  III.  Classe 
Kind  eiuAtöekig  zu  erbauen  und  mit  den  nöthigcu  Kellerräumen  auszu- 
statten. 

Die  sXiBintUcheD  Stetionen  IL  Classe  sind  ausserdem  mU  eiDem 
gedeckten  Perron  tod  2800*  Fliohenraum  und  mit  zwei  freistehenden 
Aborten  zu  versehen. 

Die  AufnshmsgebSnde  IV.  Classe  sind  ebenerdig  mit  l^OOT  wirklich 
verbautem  FlSebenranme  henustelleii. 

Das  bestehende  Aninahmsgebftnde  der  Anschlassstatlon  Wdrgl  mnas  bei 
einstöckiger  Anfnihmng  nm  mindestens  255D"  verbauter  Grnndfliehe  ver- 
grössert  werden. 

In  allen  QebXuden  ist  auf  die  nöthigen  KellerrXnme  Bedacht  zu 
nehmen. 

Der  Bannnternehmer  ist  jedoch  verpflichtet,  anoh  an  anderen  Orten, 
wenn  die  Staatsverwaltung  es  verlangen  sollte,  Haltstellen  mit  einem  Ans- 
weiehgeleise  nnd  einem  ebenerdigen  AnfnabmsgebKnde  sammt  Keller  von 
980™  wiricHch  verbauten  FUchenranme  anznle^ren. 

Artikel  14. 

Die  Wüehterhäuser  sind  alle  ebenerdig  nnd  haben  einen  wlrklieh  ver- 
bauten FlSehenraum  von  46EI?",  sie  sind  mit  Keller,  Brunnen  oder  Wasser- 
leitung und  einem  freistehenden  Aborte  zu  versehen. 

Es  sind  in  WQrgl  1,  in  jeder  der  14  Zwischenstationen  2,  nnd  ausser- 
dem auf  der  ourrentcn  Strecke  noch  mindesten«)  99  Wäohterhäuser  zu 
erbauen  nnd  »ind  dieselben  »o  zu  »ituiren.  dass  die  seinerzeitige  Herstellung 
des  zweiten  OoleiseK  nicbt  behindert  wird.  Wenn  zu  irgend  welohem  Zwecke 
zwei  Wächterliäuser  in  ein  doppeltes  zusammenzufügen  wären,  so  hat  das- 
selbe einen  Flkchenraum  von  lOdO*"  zu  bedecken. 

Artikel  15. 

In  (ItMi  l.'>  Ualinliiiicii  ilcr  zu  erbauende    Strecke  Rind  herzuätellen: 
iii»lzeriie  Magazine         mit  zusammeu  2.780D"' 
KchU  nmajjazine  ^  „         l.<)35  , 

gedeckte  Laderäume       ,  „  l.lOU 

diverse  Verladerampen    ^  ^         3.liUU  „ 

an  llnlzvorl;uler;imprn     „  ^  3.260  „ 

endlich  an  LÖgehrequi^iten  Deputs  6UQ  . 
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AnMerdem  sind  eu  erbauen: 

In  W5rgt  ein  Transitwaarenmagiixin  mit  20CO*  Fläehenninni;  in 
Bischofshofen  ein  sweistdckige«,  in  Wörgl  and  Ckialfelden  je  ein  einstöckigeii 
Beanitengeblnde  iiammt  Keller  mit  einem  wirklich  verbanten  Fllehenraum 
von  mindeBtene  je  400D'. 

In  Bifiohofebofen  nnd  W9rgl  je  eine  Wagenremise  fUr  10  Wagen, 
femer  LooomotiTremisen,  in  Wörgl  fllr  6,  in  Bisebofsbofen  fttr  12  Maschinen 
sammt  f^ASÖT  WerkstftttenrVnme  in  ersterer  und  B88D'  in  letzterer  Station 
hierbei  inbegriffen  die  WohnrXnme  fllr  das  nnfennbringende  Heishans-  nnd 
Zngfdrdeningftpersonale;  das  Manerwerk  fttr  eine  grosse  Locomotir. Dreh- 
seheibe mit  38*5 '«12"  Durchmesser  je  in  den  Stationen  Bischofshofem, 
Saalfelden  nnd  Wörgl ,  endlich  die  Fnndamentbettung  für  1 1  kleine  Dreh- 
scheiben mit  14>S4'sss4*62'  Dnrehmesser  vertheilt  in  denselben  8  Stationen. 

Pttr  die  HersteUnng  einer  Hauptwerkstätte  wird  gesondert  Vorsorge 
gelrolTen  werden. 

Sämmtliohe  StationRgebiude  sind  mit  feiier»i(?lierero  Materiale  einzn- 
decken. 

Artikel  t6. 

Es  sind  in  «len  Statioiirii  Wür;:!,  Faichtfii,  St.  Joliaim.  SaalfelilfMi. 
Ilorlitil/«*!! .  Hriick.  Leiul  und  Bisohufdudcn  vullstüiidiL'  ciiiirfiiclitcto, 
ijenUgendo  MasBPn  liolcrmlc  WasHetstatiunen .  jfile  mit  si  liinitMiciscruen 
Reservoirs  zum  Uesainrafrassuiifrsraum  von  uiiiulcsttMis  'J.fiUO  Kubiktuss  = 
82.16  Kiihikmct»*r  zur  Spriwun^r  der  Locoraotiv cn  zu  crliauen. 

Die  VVasserstatiouH^cbäudc  haben  die  entsprechenden  Kau  nie  für  die 
Unterkiinfl  des  Pumpenwärters  nnd  für  die  Unterbringung  des  Feucrungs- 
materiales  xn  enthalten. 

AnsKerdem  sind  in  Wdrgl ,  Saalfelden  and  Bisohofshofen  je  3 ,  in  den 
übrigen  ö  Wasseretationen  je  2  Pntzgruben  sammt  den  liiezu  gehörigen 
Wasserleitungen  und  Krahnen  auszuführen. 

Zur  Beisehaining  des  Wassers  in  den  benannten  Wasserstationeii  müssen 
entweder  vollkommen  entsprechende,  natürliche  Wasserleitungen  lier>>esteUt 
oder  aber  Dampfpumpwerke  von  genttg^der  Leistnngsflihigkeit  errichtet 
werden. 

Der  Bauunternehmer  hat  sowohl  den  Bau  der  Wasserstationsgebäude 
aammt  Brunneu,  dann  der  Putzgruben,  Krahnfnndamente ,  Can&le  etc.  als 
auch  die  Lieferung,  Montirung  nnd  Aufstellung  aller  zugehörigen  Aus- 
rttstnngsgegenstände,  wie  namentlich  die  Reservoirs,  Maschinen.  Krahne, 
Röhren  etc.  auf  eigene  Konten  zu  besorgen. 

Artikel  17. 

In  d«-n  «äniintlit'hen  Stationen  sind  überdieHs  dem  He«lilrtnisse  ent- 
Mprecbend,  die  Fundamente  und  HäUBchen  der  Hrückenwageu,  die  (irund- 
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mauern  der  Ilcliekraline.  sowie  aller  sonatigen  Min  Betriebe  erforderlichen 
Einrichtaagen,  die  erforderlichen  Entwässenuigsouiäle,  Senkgruben  etc.  su 
erbaaen. 

Eben<«o  bat  der  Bauanternehmer  die  versebiedenen  Aecessorien  zu  allen 
Gebäuden, alle  Werkzeug-,  Fcuerlöschrequisiten-  und  sonstifren  Depots  her- 
zustellen ,  und  nicht  nur  die  Flanirung  und  die  ly^  Meter  hohe  Kiiiplankung 
der  lialinhiife  im  Allgemeinen,  sondern  auch  diejenige  der  einzelnen  Depots-, 
Wirthachafts-,  Hof-  und  Gartenräume  zu  besorgen  und  allerorts  die  erforder- 
lichen Brunnen  iTir  den  Bedarf"  des  Bahnpersonales  herzustellen. 

Ueberau  wo  es  von  der  Staatsverwaltung  verlangt  wird,  muss  auch  die 
curreote  Bahn  loindesteua  mit  VValdlatteii  eingefriedet  sein. 

IV.  Abreeknwa^«  CabIJob  und  allgemeiae  BcdlagBos* 

Artikel  18. 

Sobald  dem  Bauanternehmer  die  Annalime  seines  Oifertes  notifieirt 
worden ,  bat  derselbe  die  Arbeiten  klüftigst  zu  beginnen  und  so  darehzu- 
fuhren,  das«  dieselben  binnen  der  von  ihm  oiferirten  Frist,  welche  jedoch  in 
keinem  Falle  drei  Jahre  Ubcrsehreiten  darf,  vollendet  werden  und  die 
Collandirang  der  fertigen  Linie  beginnen  kann. 

Artikel  19. 

Absehlagszahlnngen  finden  allmonatlich  im  Verh&ltniss  snr  bewirkten 
Leistung  und  naeh  Abzug  eines  5percentigen  Cautionarttoklasses  statt. 

Artikel  20. 

Der  Bauunternehmer  ist  ▼erpflichtet,  die  ttbemommene  Bahnstrecke  in 
allen  Einzelnheiten  mit  vollstSndiger  Berfteksichtigung  aller  von  den  k.  k. 
Behörden  gestellten  besonderen  Anforderungen ,  sowie  vollkommen  kunst- 
gerecht, solid  und  dauerhaft  auazuflihren. 

Der  Bauunternehmer  hat  demnach  jedes  in  dieser  Beziehung  von  seiner 
Seite  oder  von  Seite  deijenigen  Personen,  deren  er  sich  zur  Ausführung 
des  Baues  bedient,  unterlaufende  Verschulden  zu  vertreten. 

Der  Bauunternehmer  hat  fttr  die  Einhaltung  seiner  Verpflichtungen  eine 
Oaution  zu  leisten,  welche  zum  Theil  durch  Deponimng  von  Werthpapierea 
im  wirklichen  Betrage  von  5  Percent  der  ganzen  Bausumme  und  zum  Thdl 
durch  den  bei  jeder  einzelnen  Abschlagszahlung  vorbehaltenen  Rfloklass 
gebildet  wird. 

Die  Haftung  fttr  simmtliohe  Arbeiten  dauert  Ein  Jahr  vom  Tage  der 
vollzogenen  CoUaudirung  an  gerechnet,  welohe  in  der  R>*gel  innerhalb  eines 
Monates  nach  der  Bauvollendung  beginnen  und  nach  weiteren  vier  Monaten 
beendet  werden  soll. 
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SchHden,  welche  vor  AbLanf  dieser  Zeit  bemerkt  werden,  hat  dar  Ban- 
unternehmer  auf  seine  Ko>;ten  nnch  Angabe  der  Staatsverwaltang  anszn- 
bessern  und  eventuell  für  die  Solidität  der  Herstellang  mit  einem  entspre- 
chenden Betrage  ein  weiteres  Jahr  haltbar  au  bleiben. 

In  dem  Masse  als  sich  dieser  Bedingung  ffemäsa  die  Solidität  der  Bahn 
erweist,  wird  dem  Unternehmer  seine  ganze  Caution  zurUckerbtattet  werden. 

Sollte  der  Unternehmer  durch  saumselige  oder  schlechte  Ausführung 
der  Arbeiten  sich  als  untauglich  erweisen,  oder  sonst  in  irgend  einer  Be- 
ziehuiif?  den  eingegangenen  Verpflichtungen  nicht  nachkommen,  so  kann 
der  B.ui  einem  Andern  übertragen,  und  der  ganze  hiednrch  enti^prechende 
Schaden  ohne  Weiteres  mit  der  geleisteten  Caution  gedeckt  werden. 

Artikel  21. 

Die  vom  Staate,  sowie  vom  Concessionttr  sar  Ueberwaohang  des  Baues 
aufgestellten  Organe  sind  berechtigt,  Uberall  wo  es  das  Interesse  des  Banes 
•   erfordert,  direct  einzugreifen,  und  es  ist  jeder  beim  Bau  Beschäftigte  xurer- 
pflichten,  solchen  Anordnungen  ohne  Widerrede  Folge  zu  leisten. 

•    Artikel  22. 

Der  Bauunternehmer  ist  endlich  verpflichtet,  sieh  den,  behufs  der 
nSheren  Präcisirung  der  vorstehenden  Bestimmungen  zu  erlassenden  Anord- 
nungen der  Staatsverwaltung  zu  unterwerfen. 


BecUngniflsheft  IV 

für  Aw  Verpflichtungen  des  Conccssionärs  in  Bezug  aur  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn 
von  Sclithal  in  Ober-Steiermark  bis  Wörgl  in  Tirol  sammt  dem  Fliigel  von  Bischofshofen  nach 

Silibnrf. 

Traee  und  allgemeine  Verpflichtangen» 

Artikel  1. 

Die  dem  Coneessioniir  zu  verleihende  Eisenbahn  wird  zu  Selzthal  von 
der  bestehenden  Kronprinz  Rudolf-Bahn  abzweigen ,  durch  das  Ennsthal  bis 
oberhalb  Radstatt^  und  dann  über  die  Wasserscheide  bei  Eben  nach  Biseliofs- 
hofen  fuhren,  von  dort  das  Salzaehthal  aufwärts  bis  Bruck  verfolgen,  hierauf 
den  Markt  Zell  am  See  unmittelbar  berührend,  ttber  Saalfelden  die  Wasser- 
scheide bei  Hoehfilzen  ttbersehreiten,  um  imThale  der  PlUersee'er  Aebe, 
St.  Johann  in  Tirol  zu  erreiehen. 

Von  8t.  Johann  Ist  die  Traoe  mit  Bertteksiohtigung  von  Eitzbllchel  und 
Hopfgarten  nach  der  zu  erweiternden  SUdbahnstation  Wörgl  zn  ftthren. 
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Die  Flttgelbahn  nach  Salxbnrg  beginnt  im  Bahnliofe  zn  Bischofshofen 
und  endet  in  dem  sn  erweiternden  Westbuhnhofe  in  Salsbarg,  wobei  die 
Strecke  Biflohofshofen-Hallein  nea  tn  erbauen,  die  Streeice  Hallein  -  Salzburg 
dagegen  dem  gegenwärtigen  Coneeesionär  absulösen  ist. 

Die  dem  Bauunternehmer  dieser  vorbeschriebenen  Strecken  obliegenden 
VerpÜibhtnngen  sind  in  besonderen,  nach  den  drei  Theilatrecken  getrennten 
BedingniBsbeften  festgestellt. 

Denselben  zu  Folge  hat  der  Bauunternehmer  den  ganzen  Unterbau  und 
Uochbau  herzustellen  und  beim  Oberbau  die  Legung  der  Geleiise  und  die 
Äufttellung  der  meehanlschen  Einrichtungen  nnd  Signale,  sowie  den  Trans- 
port des  gesammlen  Materiales  vom  nSchsten  im  Betrieb  beflindliohen  Bahn- 
hofe auszuführen ,  wonaeh  der  Goncesfliouttr  die  Verpfliohtung  hat,  ausser 
der  Einlösung  des  Terrains  auoh  alles  Dnsjeni^e  beizustellen ^  wa»  zur  voll- 
kommenen betriebsfähigen  AnsriUtung  der  Bahn  nooh  erförderlich  wird. 

Es  obliegt  ihm  daher  insbesondere  die  Lieferung  des  gesammteu  Mate- 
rihls  des  Oberbaues  und  der  me6hani8(;lieii  Einrichtungen  «If  sselhon  .  ^owic 
die  Signale  bis  zur  näohHten  im  Betriebe  betindlichen  Eisenbahnstation,  die 
Anschaffung  aller  Fahrbetriehsniittel.  sowie  der  gesammton  beweglichen 
EinrichtnngSStUcke,  fUrKanzleien,  Wächterwohnimircn  und  Werkstätfm  ntc, 
endlieh  namentlich  auch  die  Einlösung  der  bestehenden  Salzburg-Uaileiner 
Bahn. 

Artikel  2. 

Der  ConcessionSr  ist  der  Staatsverwaltung  dafür  verantwortlich,  dass 
der  Bau  den,  dem  Bauunternehmer  hiefiir  obliegenden  Verpfliehtungen 
gemäss  ausgeführt  werde  und  dass  insbesondere  auch  die  Vorlagen  im 
Sinne  der  Bestimmungen  der  Verordnung  Tom  4.  Februar  1S71  ^R.  6.  Bl. 
Nr.  8)  ei'folgen. 

Auch  ist  der  Goncessionär  verpflichtet,  allen  in  Bezug  auf  den  Bau 
getroffenen  Anordnungen  der  Staatsverwaltung  unbedingt  nachzukommen. 

GrniideliilSaiinK* 

Artikel  3. 

l>em  ConeessionKr  ohli»-;.'!  <iir  Lzcsanuntt'  «ivuiid-  nnd  ( ichiiiuie-l-iii- 
loHunjr,  inhojriffon  alh'r  Entsrliädiiinnjrcn  tlir  Wirthscliiiltsciscliwt'rnisso, 
V'Th'tzunj;  privater  l*e<'lito.  F^annl<'-rtin.r  i  to..  <'ndli«  li  dio  Au<filhrunj?  sämmt- 
licher  Vorkclirunjren  ;r'';:«'ii  Ffurrs^eralir  durch  die  Loi-iunotivp. 

Ks  hat  dcrsfdhc  dcmiKirh  d.i^  rrl'i-rdi  rlicdif  TiTruiii  bis  nn\  inluile^ten-^ 
«'inen  Meter  lieiderseits  des  Baiinköi'pers  und  in  Waldgegenden  den  nöthigen 
Schut/.streil'eu  ein/ulfisen. 

Die  detn  Baliiiwiieiiter  zur  Heniit/.nii<:-  zu  nherhiNseiide  Grundfläche  bei 
jedem  U  ächterhausr  soll  mindestens  600  Q'"  hctrajjen. 


Digitized  by  Google 


389 


Die  gesAirnnten  FUtelien  der  Bahnhöfe  auf  der  nen  zu  erbanenden 
Strecke  eineehliesBlieh  der  Erweiterungen  der  Stationen  delsthal,  W9r^l  und 
Salzburg  sollen  nicht  weniger  ale  68«/«  Heetare  betragen. 

Das  Gmndeinlttsungs-Oeeehllft  ist  derart  dorohznfHbren,  6tu»  der  Ban- 
untemehmer  bei  der  Inanfrriffnebme  der  Arbeiten  dorohans  nicht  gehin- 
dert wird. 

Artikel  4. 

Der  Concessionär  hat  da»  gesammte  Eisen-  und  Holzmateriale  des 
Oberbaues  nnd  dio  mecliuni^^rhen  Einrichtimpren  de»«elben  auf  eigene  Kosteu 
zu  beschaifcn  und  rechtzeitig  3em  Bauunternehmer  zur  Legung  und  Auf- 
stellung in  der  zunächst  gelegenen,  im  Betriebe  belindliclien  Eisenbahn- 
station zu  übergeben. 

Oberbau  aad  neelMinlacMe  Kiaricht«B||^. 

Artiicel  5. 

Für  liorizontah'  Streckni  und  Steigunjren  l»is  eins.  liliesslieh  1 : 100  oder 
10»  „0  können  nacii  den  Noniiali«'n  der  Kaiserin  EIiKabetli-Westbahn  Eiseu- 
sohienen  im  Minimalgewichte  von  70-8  Z«dlpfnnd  per  laufenden  Meter  oder 
22»4  Zollpfnnd  per  Currentfuss  verwendet  werden. 

Bei  stSrkereu  Steigungen  sind  Be^semerRtahUchienen  gleichen  Quer- 
aebnitts  zn  verwenden.  Alle  Schienen  dürfen  nur  aus  anerkannt  gnten.  in 
keinem  Falle  ans  belgischen  Werken  bezogen  werden. 

In  allen  Curven  von  und  unter  400*"  Halbmesser  werden  illr  je  eine 
SebienenlXnge  wenigstens  zwei  Verbindangsstarigen  nach  dem  Norrosle  der 
Elisabeth-Westbahu  eingezogen. 

Die  Scbienenliefemngsvertilige  mttssen  die  Bedingung  einer  mindestens 
dreijährigen  Garantie  bei  Eisen  und  zehnjähriger  bei  Stahl,  vom  Tage  der 
Erdffiiung  des  Betriebes  an,  enthalten  nnd  sind  sowohl  diese,  als  anch  die 
Verträge  Über  das  sonstige  Eisenmateriale  für  den  Oberbau,  der  Slaatsver- 
waltung  zur  Genehmigung  vorzuleben. 

Die  Schwellen  mttssen  wenig««tens  2"*  50  lang,  aus  Eichen-  oder  Lär- 
chenholz und  nicht  weiter  als  0*"  95  von  Mitte  zn  Mitte  von  einander  ent- 
fernt sein. 

Artikel  6. 

Dir  (icsammtlänge  der  S<"hienengeleist'  i>t  gleich  der  gesanmiten  Hahn- 
länfie  Sel/thal-Wrirgl  und  Bisehofshofen-I lallein  nu  iir  20  Tercent  der  obigen 
Länge  für  NehenjreleiHc  in  den  verschiedenen  Stationpii  diexcr  .^^trocken. 

Rüek^ichtlich  der  Erweitening  der  Station  Sal/lnirL'-  wird  ein  j^poeioll 
anflzuarhf'itender  Plan,  worin  alle  Herstellunfren  ornichtlich  sein  müsaon,  dem 
tiandelHministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen  sein. 
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Der  OonoeBBionXr  ist  verpfliobtet,  traf  der  Linie  diejenigen  Signalein* 
riebtnngea,  welche  dnreh  die  Süuitoverwaltung  angeordnet  werden,  einm- 
fuhren  nnd  sich  insbesondere  der  neuen  Signaliairun^s Vorschrift  zu  Aigen. 

Er  bat  dessbalb  dieaelben  reclitzeitig  anzuschaffen  und  <lem  Bauonter* 
nehmer  in  der  nächsten  im  Betrieb  befindliehen  Eisenbahnstation  sam 
Transporte  und  zur  Aufstellung  zu  Uberjr»  hcn. 

Jedoch  obliegt  dem  Conoo^^iionär  das  Montiron,  nSmlieb  die  eventoeU 
beim  Aufstellen  erforderUohe  Mitwirkung  des  Meobaniliere. 

Betriebscinriehtungeo« 

Artikel  7. 

Der  Concessionär  hat  iit)erall,  dem  Uediirfnissc  entspre<'hend,  Wiige- 
mittei,  namentlich  Briickenwa^'^eii,  t'enier  Hebekrahne,  iow'ie  alle  zum  be- 
triebe erforderlichen,  sonstifren  Einrichtungen  anzu^ehaffen  und  aul'.stellen 
zu  lassen  und  er  mus8  allen  diei^sliezügUcbcn  von  der  Staatsverwaltung 
gemachten  Anordnungen  Folge  leisten. 

Die  Aufstellung  und  der  Transport  per  Achse  obliegt  auch  bei  diesen 
Arbeiten  dem  nauuuternehiner,  während  die  Lieferung  und  Moutirung  dem 
Ooncessionär  zulallt. 

Artikel  8. 

Die  oomplete  Einrichtung  der  Stationen  für  den  Personeu-,  Frachten-, 
Zugtordernngf*-  und  Bahnerhaltungsdieust,  -.vie  auch  die  der  Wächterhäuser» 
dessgleichen  die  Beistellung  der  erforderlichen  Reservematerialieu  aller 
Art  und  der  Vcrbrauchsmaterialien  für  <'ine  dreimonatliche  Betriebspenode 
einschliesslich  der  Uniformen  für  die  BaUnbedien.stetcu  sind  von  dem  Oon- 
cessionär auf  Hcine  Kosten  beizustellen,  und  es  behält  sich  die  Staatsver* 
waltung  das  Recht  vor,  die  von  demaelben  vorzulegenden  Verzeiohnisae  zu 
revidiren  und  eventuell  zu  ergänzen. 

WerkatSffe. 

Artikel  9. 

Ueber  die  in  Salzburg  lediglich  auf  Kosten  des  Concf^s-ioll,•iI-s  lierzu- 
stellende  Ilauptwcrkstätte  sammt  liiezu  gehijrigen  Localitäten.  Hrehschei- 
ben,  Scliiebebüliuen,  Hinrichtungen  u.  s.  w.  sind  Pläne.  Verzeichnisse  und 
Kostenberechnungen  spcciell  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

FührlietrlekaiiiiMel« 

Artikel  10. 

Die  Fahrbetriebamlttel,  insbesondere  die  LoeomotiTen  nnd  WSgen 
mliesen  den  teehnisehen  Vereinbarungen  des  Vereins  deutscher  Eisenbahn- 
verwaltungen möglichst  Oenfige  leisten,  insofeme  mittlerweile  nioht  von  der 
Regierung  besondere  Vorschriften  erlassen  werden  sollten. 
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Für  die  Ansebafftang  der  Fahrbetriebiimittel  und  Reservebeetandtkeile 
wird  der  Jünimalbetrag  von  80.000  fl.  dsterr.  Währ,  per  Meile  (Strecke 
HaUein-Sakbnrg  inbegrUTeii)  festgettelU  aud  hat  die  Gesellaohaft  sowohl  das 
Verseiehniss,  als  anoh  die  Angabe  der  Constmotion  ttber  die  zu  bewiricende 
Anschaffnog,  sowie  die  diessflilligen  LiefernngsTortrilge  dem  Handeis-Mioi» 
sterimn  inr  Genehnignng  Torznlegen. 

Artikel  11. 

Der  Concessionär  ist  verpflichtet,  die  grsammte  Ausriistung  der  Bahn 
7.uin  Rotliebe,  wie  sie  in  diesen  BediagDlssen  gefordert  wird,  rechtzeitig  tu 
beseliaffen.  so  dass  nicht  nur  der  Bauunternehmer  seine  Arbeit  ohne  Unter- 
brechung fortsetzen,  sondern  auch  die  BetriebserÖffhiing  rechtzeitig  nnd^ 
sobald  der  Bau  vollendet  ist,  unverweilt  erfolgen  könne. 


8.  Protokoll^ 

aufgenuiiiuien  im  k.  k.  Hulldel8lllilli^teriulu  Hm  28.  October  1876. 

Gegenwirtigc: 
Von  Seite  der  Regierung: 
Ans  dem  k.  k.  Handelsministerium: 

Herr  Sectionsohef  und  Oeneral-Director  des  österreichischen  Eisenbahn- 
wesens W.  V.  Hirdllig. 

Aus  dem  k.  k.  Finanzministerium: 
Herr  Seetionsrath  Johann  Bayer. 

Aus  der  k.  k.  General-luspection  für  österreichische 
Eis  enbahnen: 

Herr  Regiemngsrath  und  Oeneral-Inspector  Eugen  linier. 
Von  Seite  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisabeth-Bahn. 
Der  Herr  Präsident  des  Verwaltnngsrathes  Friedrich  Freiherr  Sehej 
Imnla. 

Herr  General-Director,  k.  k.  Sectionsohef  Alois  Ciedik  tou  Irli- 
dclsberg« 

Herr  Director  Karl  inwmer. 

Gegenstand 

der  Verhandlung  ist  die  Durchlührung  der  auf  die  Linien  der  k.  k.  priv. 
Kaiserin  Elisabeth- Bahn  bezüglichen  Garantiebeatimmungen. 

Nachdem  bei  der  Anwendung  einiger  auf  die  Garantieverhältnisse  Be- 
zug hübender  Bestimniungen  der  CouoeBsionsurkunden  Bich  UnBicherheiten 
ergeben  liaben,  werden  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  Ihrer  Excellenzen 
des  Herrn  k.  k.  Finanzmtnisters  und  des  Herrn  k.  k.  Handelsmioisters  naoh- 
Btehende  Vereinbarungen  getroffen. 
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Artikel  1. 

Ftlr  BetriebftinaterwIvorrXthe  nller  Art  sind  naohttehende  Paa»ehal- 
betrüge  in  das  garantirte  Anlagekapital  einzurechoen  nnd  swar: 
aj  Vfkr  die  Hauptbahn  1,800.000  fl. 

h)  Fttr  Lins-Budweis  inolnsive  Wartberg.8t.  Valentin  850.000  fl. 

Der  laut  Artikel  VIU  de«  Uebereinlcomniens  Tom  80.  Jnni  1869  am 
1,  Jinner  1874  anf  die  Banreclinnng  der  Bndweiser  Linie  Übertragene  Kanf- 
Schilling  von  3,500.000  fl.  effeotiv  wird  bis  sn  der  Höhe  von  1.800.000  fl. 
eff^ectiv  zum  Kurse  von  90  gleich  2,000.000  fl.  Nominal  dnreh  die  fttr  die 
Linie  Linz-Budweis  bereits  gemaehten  Titelemissionen  bedeokt. 

Der  Restbetrag  von  1,700.000  fl.  eff'ectiv,  sowie  der  noch  nicht  Am* 
dirte  Theil  der  Baakosten  der  Bndweiser  Linie  sind  bis  zu  ihrer  künftigen 
Fnndirung  als  dnreh  eine  schwebende  Sohuld  beschafft  anzusehen,  deren 
Zinsfuss  incluftive  Stempel  sieh  um  l-8Peroent  höher  stellt,  als  der  Jeweilige 
amtliche  Banltzinsfass.  Die  Staatsgarantie  dieser  schwebenden  Schuld  ist 
nach  dem  dergestalt  ermittelten  Jahresdnrchschnittaknrse  zu  bemessen. 

Die  Ratenzinsen  ans  der  Anlagecapitals«Vermehrubg  wllhrend  des 
Gegenstands-Jahre«  werden  zum  gleichen  Zinsfns«  ä  conto  Capital  (Inter- 
calar.Zinsen)  verbucht. 

Artikel  2. 

L«inb»ck«Ciimandeii. 

Für  die  einen  HeBtandtheil  der  <;arantirten  Ilnuptbahn  bildende  sohmal- 
spurige  Bahn  von  Lambach  nacl)  G munden  ist  aucli  künftig  eine  getrennte 
hetriobrtrpchiiuii^'  zu  führen,  welohe  direot  mit  den  zu  loealiurenden  Kosten 
<ler  Bah  II  er  Haltung,  der  Zugförderung,  der  Fahrparkreparatur  u.  s.  w.  be- 
lastet wird. 

Als  gemeinschaftliche  Auslagen  der  schmalspurigen  und  der  normal- 
spurigen  Linien  gelten  nur: 
aJ  Die  allgemeinen  VerwaltungskoHten  inclusive  *ler  Materialverwaitungs- 
kostpn.  wolche  im  Verbältnishe  der  Transport- Bruttoeinnahmen  d«r 
Lambach  Gm undener  Bahn  und  sämmtlicher  anderen  Linien  zu  ver- 
tbeilcn  und 

/>>  Die  Kosten  der  AnschluHsstation  Lambach (Bahnerhaltuii^Mind  .^tatioDS- 
dienstj,  welche  im  Verhältniss  von  ein  Drittel  von  Lambaoh-Gmunden 

zu  tragen  »ind. 

Fttr  die  Vertheilung  der  gemeinscbaftliciieu  Kosten  unter  die  ein* 
zelnen  normnlspurigen  Bahnen  bleiben  die  betreifenden  Concessionsurkunden 
sammt  nachatehenden  Bestimmungen  massgebend. 
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Artikel  3. 

F»lup-  and  ZagffHvdcraafsdf 

Die  Kosten  .de«  Fahrdienstes  und  des  Zufj^rdernngsdienstes  sind  unter 
alle  nonoalspnrigen  Linien  fttr  ersteren  nach  Achskilometcr,  fUr  letzteren 
naeh  Zngstulometern  zu  vertheilen. 

Hiebei  sind  jedoch,  nm  den  günstigen  Steigungs-  und  Brennstoff^- Ver- 
hältnissen der  Neumarkt-Braunaner  Linie  Rechnung  zu  tragen,  die  aof  der- 
Kelben  znrttckgelegten  Zngskilometer  nur  mit  86  Percent  in  Rechnung  zu 
f>  teilen. 

Artikel  4. 

Die  Brbaltungs-  und  Emeuemngskosten  für  Fabrbetriebsmittel  sind 
vom  1.  Jänner  1876  an  fllr  alle  nonnalspurigen  Linien  im  Verhältniss  der 
auf  denselben  sQrllckgel(>gten  Anzahl  von  Zugskilomeler  beitf  glich  derLoco- 
motiven  nnd  von  Aehskilometer  bezüglich  der  Wagen  zn  vertheilen,  wie 
iliess  im  §.  18  der  Coneesslonsurkunde  vom  10.  November  1872  fllr  die 
Salzburg-Tiroler  Bahn  vorgeschrieben  ist. 

Artikel  ö. 
Wsgeaniieilie. 

Die  an  andere  Bahnvervaltungen  gezahlte  oder  von  ihnen  empfangene 
externe  Locomotiv-  nnd  Wagenmiethe  ist  nach  demselben  SohlQssel  zu  ver- 
theilen, wie  die  Reparatnrskosten  ^Artikel  4).  —  Ausserdem  hat  unter  den 
einzelnen  Linien  nach  demselben  SchlUssel  auf  Grund  der  reapectiven  Zlns- 
und  Tilgungsquoten,  welche  dem  auf  AnschaAing  von  Looomotiven  und 
Wagen  verwendeten  Kapital  entsprechen,  eine  interne  Miethabrechuung  statt 
zn  finden. 

Artikel  6. 
Monatliche  Buehanacn«  ' 

Am  Schlussf  eine.^  jeden  der  ersten  eilf  Moii.itt'  hat.  ilie  Vertheilnng  der 
jiremeiii^'chattlichi-ii  Kosten  pruvigorisch  naeh  den  tiir  das  Vorjahr  ermittelten 
SchlüsHcln  zn  ertol^en. 

Am  Jaliresschlnsae  jedoch  sind  die  dem  (lejrenstandsjahre  entsprechen- 
den Theilun^rsschlüssel  zu  t  rinitteln  uiid  derart  in  Anwendung  zn  brinf^ea. 
dags  dii>  in  den  Voriiionaten  etwa  stattgeiiabten  Differenzen  mit  Jaltreasehluss 
ausgeglichen  werde». 

Artikel  7. 

Vom  1.  Jänner  1877  an  wird  der  bisherige  Agio-Gonto  eine  interne 
Angelegenheit  der  Gesellschaft  bilden. 
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Mit  dem  Haii'M~::.inuterial-ErUsse  rom  23.  Marz  1877,  Z.  l  Ay-ö"  wurde  im 

Einvernehmen  mit  dem  k.  Finanzininisiterium  gestattet,  das*  von  den  Bf-tinmiuiipen 
']>.■•>  Krlasseti  vnm  21.  Februar  Ix»»»,  X.  677 — F.  M..  betreffeud  die  Evideuzlialtung  der 


Mihen  werden  kann. 

Die  CoQpoDB-  und  AmorÜMtions-QQoten  der  vier  Silberanlehen  von 
den  Jahren  1860 '61,  1862/63,  1867  und  187S,  welche  fnummen 
41,182.000  fl.  betragen,  deren  volle  Einreehnung  in  die  Qarantie  der 
Hauptbahn  anerkannt  wird,  werden  ans  den  Netto- Silber*  nnd  Ooldein- 
nahmen  soweit  aareiebend  gedeckt. 

IHe  Silber-  und  Oold-Einnahmen  werden  an  diesem  Zwecke  je  bis  tu 
dem  in  einem  Semester  daaii  erforderlioheo  Betrag  als  Silber  Terreehnet, 
besiebnngsweise  anf  solches  redneirt,  wihrend  der  Rest  derselben  aif  Noten 
redoctrt  in  die  Betriebsreohnnng  eingestellt  wird. 

Diese  Rednctionen  geschehen  nach  einen  au  bestimmenden  monatlichen 
Dnrehschnitts-Cnrse. 

Das  fttr  die  Silber-CoBpoas  und  Amortisations-Qnoten  durch  das  in 
natnra  eingenommene  Gold  und  Silber  in  einem  Semester  etwa  nicht  be- 
deckte Silber-Quantum  wird  nach  dem  Durchschnitts-Cours  der  letzten  adit 
Tage  vor  dem  Coupons- Verfall- Termin  in  Anrechnung  gebracht. 

Artikel  8. 

Die  BestimrauDgen  der  Artikel  8  und  5  haben  nicht  nur  für  dieZukunft, 
sondern  anch  fUr  die  abgelanfenen  Betriebsjahre  1874  und  1875  in  Anwen- 
dung zn  kommen. 

Zu  Artikel  7  wird  der  l'ebergang  auf  die  neue  Basis  dadurch  geregelt, 
dass  der  Agiobetrag  vom  Qold-  und  Silberstand  per  Ende  1876,  je  nachdem 
derselbe  aktiv  oder  pasniv  igt.  in  der  ßetriebsrechnung  der  Hauptbahn  pro 
1876  zu  einem  reellen  Cours  in  Einnahme  oder  Ausgabe  eingestellt  wird. 

Hiemit  wufde  das  Protokoll  geschlossen,  vorgelesen  und  gefertigt. 


W.  Nirdllag  m.  p. 

Jeh.  layer  m.  p. 
k.  k.  Seetionsrath. 

B.  löraer  m.  p. 


K.  k.  priv.  Kaiserin  Elisabeth-Bahn: 
Schey  ra.  p.  A.     Ciedlk  m.  p. 

C.  iraaisier  m.  p. 


Nr.  33764. 

Die  vorstehenden  Vereinbarungen  werden  genehmigt 


Wien,  81.  October  1876. 
Der  k.  k.  Finanzminister:  Der  k.  k.  Handelsminister: 
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K.  K.  priv.  Kaiser  Itauz  Joseph-Bahn. 

VgL  Bd.  II,  AbUi.  l,  Seite  441,  Bd.  III,  Seite  439  uud  £rg.-Bd.  I,  Seite  808. 

1.  Anmerkuiigen  zur  CouccssionsurkuiKle  vom  11.  November  1866, 

B.  G.  Bl.  Nr.  141^ 

fttr     Eisenbahn  f  oi  Wien  naob  Eger  (Bd.  II,  Abih.  1,  Seite  464. 

Zu  §.  2  d) 

Die  Eröffnung  des  Betriebet«  auf  der  Bahn  von  Budwein  naoh  Wes- 
sel y  erfolgte  am  S.  Juni  1874. 

Zn  den  i<i<.  17  hin  inrl.  20. 

Die  DurchfUhrun<r  <ler  Garantiebestimmun^ren  wurde  mit  dem  Proto- 
kolle vom  12.  Juni  1877  (Vgl.  unten  Aub  3)  geregelt. 


3;Fort8etziiiig  des  Veneiehnisses  dergenehniigteiiSehleppbaliiieii« 
VgL  Aibaag  nr  Coieessionsnrknnie  ven  II.  Novemker  1866,  Erg.-6d.  I,  Seite  303. 

Der  Gesellschaft  wurde  ferner  die  Coucession  tUr  nuchbezeicluiete 
Schleppbahnen  ertheilt: 

3.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalter«'!  liir  Böiimen  vom  28.  März  1874. 
Z.  17275  über  Ennächtijrnnp:  de«;  k.  k.  Handpli^raininterH  vom  8.  Februar 
1874,  Z.  26787  ex  1873  für  eine  Fortsot7,un<2:  der  mit  Handelsmiiiisterial- 
ErlasH  vom  15.  Februar  1869,  Z.  2884/447  jrem'bmijrten,  von  Bud  wein 
zur  städtischen  (Jasanstalt  tuhrendcnSrhleppbabn  bis  zur  Schwellen- 
Impräprn  i  r u n  jrs- A  n  s  tal t  des  Guido  Rüttgers. 

4.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  tlir  Böhmen  vom  21.  Angust  1874. 
Z.  45264  über  Ermächtigung  des  k.  k.  ilandelsministers  vom  15.  Juli  1874, 
Z.  20838  für  ein  Stockgeleise  von  Benc schau  zum  Kalk-  nnd  Kolilen- 
8chuppeu  des  Rudolf  Pokorn y. 

5.  Von  df'r  Bezirkshauptmannschaft  Strakonitz  ftnlässlich  der  am 
5.  October  1876  stattgeftindenen  commiHnionellen  Begehung  Uber  Emritohti- 
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gung  des  k.  k.  HandelsminHters  vom  14.  September  1876,  Z.  16351.  f^r 
oine  i>rhleppb«hii  von  Strakoiiitz  zu  dem  zur  Unterbringung  der  Saoitilt»- 
wXgen  bestimmten  Wagenflohupfeu  deA  Malteser  Ordens. 


H.  Fl  otolioll, 

Hufgenommen  im  k.  k.  Uandelsministerium  am  Iii.  Juni  1877. 

GegfBwIrtig: 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 
Aus  dem  k.  k.  Handelsministerium: 

Herr  Seetionschef  und  Oeneral-Direetor  des  österreichischen  Eisenbahn- 
wesens Wilhelm  von  NiHliig. 

Herr  Sectionsrath  Josef  Pellaieti. 

Ministerial-Goneipist  Dr.  Emst  von  iMer  als  Sohriflfilhrer. 
Aus  dem  k.  k.  Fioanaministerium: 
Herr  Sectionsrath  Johann  Bayer. 

Aus  der  k.  k.  General-Iospection  der  österreiehisohei 
Eisenbahnen: 

Herr  OeneraMnspeetor  und  Regierungsratb  Eugen  liraer. 
Von  Seite  der  k.  k.  priv.  Kaiser  Frans- Josef-Bahn: 
Herr  Verwaltungsrath,  Hof-  und  Qeriohtsadvoeal  Dr.  Adolf  Weiss* 
Herr  Oeneral-Direetor,  k.  k.  Hofrath  Heinrich  Ritter  von  legerer. 
Herr  Oentral-Buchhalter  Joliann  liier  Edler  von  TreieMttBB. 

Inhalt: 

Artikel  1.  BaulXnge  der  Strecke  Absdorf-Krems; 
„     3.  Hafengeleise  in  Klostemeuburg; 
n     3.  Arbiter-  und  Beamten- Wohnungen; 
„     4.  Material^orrath; 
n     6.  Zinsfus«  der  nicht  fiindirten  Schulden; 
,     6.  Oarantirtes  Bauoapital  der  Nebenaalagen ; 
„     7.  Oarantirter  Reinertrag; 
n     6.  Eventuelle  Refnndirungen ; 
,     9.  TilgnngsplSne. 

Gegenstand 

der  Verhandlung  ist  die  DurehfUhrnng  der  auf  die  k.  k.  priv.  Kaiser  Frant 
Josef-Bahn  bezüglichen  Garantie-Bestimmungen. 

Nachdem  sich  bei  der  Anwendung  einiger  auf  die  Garantie-VerhiUtniBse 
Besttg  habenden  Bestimmungen  der  Conoessions-Urkundea  Unsieherfaeiten 
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crjE^eben  haben,  werden  unter  Vorbehalt  der  Genehmi<riiiif::  Ihrer  Excellenzen 
de»  Herrn  k.  k.  Finanzniinisters  und  des  Uerrn  k.  k.  UaadeUministera  naeh- 
stehende  Vereinbaiungeo  getroffen. 

Artikel  I. 
Baulttnue  der  Strecke  Absdorr- Krems. 

Die  Baulänge  der  Linie  Absdorf-Krems  wird  definitiv  sof  31.564  Meter, 
gleich  4-16u«ri  Meilen  festgestellt. 

Das  der  Garantie  theilhaftig«'  Baucapitsl  dieser  Linie  darf  daher  (zu 
750.000  fl.  per  Meile),  den  Nominalbetrag  von  3,120.645  fi.  nicht  Uber- 
schreiten. 

Artikel  iL 

li»fle.f«lelM  1»  Kto»to»«.tart. 

Die  Zinsen  ans  dem  anf  das  Donan-Hafengcleise  in  Kiosterueuburg 
verwendeten,  mit  finde  1876  143.996  fl.  46  kr.  9.  W.  betragenden  Bau- 

anfwande  werden  in  die  BetriebS'Rechnung  eingestellt.  Dagegen  verzichtet 
die  Gesellschaft  anf  das  Recht,  für  die  fragliche  Anlage  eine  besondere 
Oebtihr  einznheben,  oder  ans  den  Frachteinnahmen  anssnscheiden. 

Artikel  III. 
Arbeiter-  und  Beaiuten-Wohanngeu. 

Die  anf  der  Prager- Verbindungsbahn  und  in  Smichow  eingelösten 
Wohn^T'  hädde  werden  als  Rerttandtheile  dieser  Bahn  betrachtet. 

Für  die  Arheiterhäuser  in  Gmünd  und  das  vierte  NVohngebäude  in 
Eger,  deren  Kosten  sich  mit  Ende  1S75  heziehiingsweise  auf  131. 46()  H. 
43  kr.  und  16.241  fl.  28  kr.  i).  W.  belaufen,  dUrfeu  die  Zinseu  iu  die 
Betrieb.^- Rechnung  eingestellt  werden. 

Dagef?en  sind  alle  diese  (iebäude  als  Natural-Wohnungen  fiir  das 
Bahnbeamten-  und  Arbeiterpersonal  zu  verwenlen,  Ijezichuiitrsweise  die 
dafür  eiuüiessendeii  Mietlizinse  als  Betriebseiunahme  zu  verrechueu. 

Artikel  IV. 
H»t«rlsl*Vomth. 

Vom  1.  Jänner  1877  an  hat  die  Verrechnung  der  Zinseu  aus  dem 
Materialvorraths-Conto  in  der  Art  zu  geschehen.  das<)  jede  künstliche 
Erhöhung  der  faotischen  Ansehaffungspreise  entfällt  und  iler  ungetheilte 
Betrag  der  Zinsen  iu  die  Betriebs-Auslagen  eingestellt  wird. 

Artikel  V. 

Für  die  In  der  Garantie-Rechnung  erscheinenden  Zinsen  ans  nicht 
iandirten  Schulden  ist  vom  1.  Jänner  1876  an  nicht  metir  der  factisoh 

87* 
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erzielte  Zinafnss,  sonileni  jener  Zinsfass  zu  verreehnen,  welcher  inolnsive 
der  Stempel  um  1-6«/«  hnher  ist.  als  der  jeweilige  amtliche  Bankzinsftitft. 

Artikel  VI. 

Mit  Kode  1875  stellt  sich  das  in  der  Pauschal- Garantie  der  Haupt- 
bahn, sowie  in  jener  des  Wiener  Bahnhoies  nicht  inbegriffene  einer  beson- 
deren Garantie  theithaftige  Anlageoapital,  wie  folgt: 

Absdorf-Krems  .11.   2,791576*36  ö.  W. 

Bndweis-Wessely  „    5,535.192*63  „ 

Mehrkosten  der  Prager  Verbindungsbahn  .  .  .  „  4|394.004*45  , 
SUbile  Donanbrttcke   1,871.064*48  « 

Zusrtmmen  .   .  H.  14,681.837  91  ö.  W. 

.  iiir  die  in  obiger  Ziffer  nieht  enthaltenen,  noch  rflckständigen  Bauanslagen 
wird  die  Staatsgarantie  ohne  weitere  Verrechnung  von  Interoalarzinsen  je 
am  1.  des  auf  die  faotische  Verausgabung  folgenden  Monats  ins  Leben 
treten. 

Nachdeoi  zur  Bestreitung  der  obigen  Kosten  ein  Nominaloapital  von 
14.400.000  fl.  Silber  emlttirt  wurde,  das  als  al  pari  begeben  und  in  erster 
Linie  auf  Deckung  der  800.000  fl.  Mehraufwand  für  den  Wiener  Bahnhof 
(Art.  4  des  Uebereinkommens  vom  2.  Juni  1869)  verwendet  zu  betraehten 
st,  80  ist  von  dem  obigen  Bauaufwand  bereits  fundirt  fl.  13,600.000* —  6.  W* 
noch  nicht  fundirt  ,      0«1.837  91  . 

ZuHammen  wie  oben  .    .   H.  14,581.837"9l  ü.  W. 

Artikel  VU. 
Ciarantiricr  Reinertrag. 

Per  grarnntirlt'  Heinertrajr  hest<'lit  domnaoli  bis  aiit  Weitrro?;  aus  zwei 
Theilf^n,  nämlich  nus  oiiior  Quote  in  Silber  und  einer  Quote  in  2ioteu. 
IM«'  Quote  in  Silber  be/iftert  "^i  -li  \vio  iolfrt: 
aj  iiir  die  Hauptbahn  laut     17  der  Concessiousurkunde  vom  11.  November 

ISiJG  eine  Annuität  von  H,  4,130.000  Silber» 

welche  von  dein  Eri)frnnn'rstn}re  des  alten  Netzes, 
nämlich  vom  15.  Au{j:ust  1872  an  zu  lauten  hat, 
wahrend  bi«  dahin  nur  die  5"  „igren  Zinaen  ohne 
Tiljrun^!«|Uote  y\i  berechnen  sind: 
für  die  Melirkosten  des  Wiener  liahnholet;  (ohne 
rnterschied  der  vom  Staate  und  der  Stadt  Wien 
übernommenen  WrpHichtunpren)  und  tÜr  die  fun- 
dirte  Schuld  der  sonstigen  ^'ebeuaulageu  die  Auuui- 
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tät  (Ziurt-  änd  Til;;i>ng8quote)  aus  den  im  Art.  6 
erwäJiDten  it.  14,400.000  im  vereinbarten  Betrage 

▼on  fl.    730.000  Silber, 

welcher  am  1.  Oetober  1874  in  Wirksamkeit  tritt, 
während  bis  dahin  nur  die  fUnfperoentigen  2Sinfien 
ohne  Tilgnngsquote  zo  beanspruehen  sind. 

Qarantirter  Iteiiicrtrag  voii  .  .  A.  4,860.UüU  Silber. 

Hiesu  kommt  die  Oarantiequote  in  Noten,  fttr  den  nicht  fnndirten  Theil 
4les  Bananfwandes,  welcher  laut  Art.  6  mit  Bnde  1875  fl.  981.837-91  9.  W. 
betrXgt  and  zn  dem  im  Art.  5  stipnUrten  Zinsfuss  in  Garantie  zo  treten  hat. 

Artikel  VIll. 

Sollte  iü  (lor  Koljro  :nH  iri^oiid  ein«'tn  Anlasse  eine  Eiliiiluini;  der  von 
<ler  Kaisrr  Franz  .loset -l»;ilm  p^enossenen  Staati*;j;arantie  im  verfaHsiuif^H- 
inässiiren  Wejre  gewährt  werden,  so  behält  sieh  die  k.  k.  He;rieniM"„''  voi-.  die 
Konten  v<'rseliiedener  Hrweitrrun^r-banten  nnd  Neuaii-^rh.tlVungcn  dt-r  lliuipt- 
balin,  \vel(dn'  unter  <leni  Drange  der  Umstünde  HetriebsaU8'ag»!n  zuge- 
lassen worden  sind,  naehträirli*  h  gegen  U(diindirnng  aus  dem  Krlijs  einer 
gesellschattliclien  Creditoperatiou  aul  den  garantirleu  Baucouto  zu  Uber- 
tragen. 

Für  die  Vergangenheit  werden  die  traglichea,  eventuell  zu  refundiren- 
den  Beti'äge  i'olgeudenuaätien  lestgesetzt: 

Für  das  Betrieb^ahr  1870j  mit  fl.         —         9.  W. 

«        f»  fl  1871  •»»  yt  —  m 

n  »  n  1872\    „  «  846.978-72  , 

,  ,  n  1878    r  „  368.889-27  . 

«  «  n  1874     ,   470.870  44  , 

,  ,  •  1876    178.328  66  , 

Zusammen  .    .    Ü.    1,364.017-09   ö.  W. 

Für  die  weiteren  Betriebsjahre  werden  die  von  der  k.  k.*Regiemng 
«▼entnell  genehmigten  analogen  Ansingen  wie  bisher  in  den  «besonderen, 
zu  den  eigentliehen  Betriebskosten  nicht  gehörigen  Anslagen*  der  Betriebs- 
reehnnng  Terrechnet,  darin  aber  vom  1.  Jänner  1876  an  anch  der  bei  der 
Emenemng  der  Geleise  (in  Folge  der  Verwendung  von  Stablschienen  nnd 
harten  Schwellen  statt  Eisenschienen  und  weichen  Schwellen)  sieh  ergebende 
Mehrwerth  einbezogen  werden. 
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Artikel  IX. 
TUsangKplilne. 

Iii  Anbetracht,  dass  die  Concessionsdauer  der  Kaiser  Franz  Joseph-Bahn 
um  2  Jalire  und        Monate  kürzer  ist,  als  die  dermalen  den  VerloHUngeo 

zu  Grunde  liegende  Tilgungsperiode,  und  gegenüber  den  oben  im  Art,  7 
enthaltenen,  der  Concessionsurkunde  ent><prechenden  begtimmaogen,  ver- 
pflichtet sich  die  k.  k.  priv.  Kaiser  Franz  .losepli-Iiahn  : 

tt)  Durch  eine  spätestens  am  1.  April  1H7H  vorzunehmende  ausserordent- 
liche VerloHnng  die  'rilgnntrHjieriode  des  ("apitals  erster  Emission  im  Nomi- 
nalbetrap^y  von  H.  S1.57H.600  um  zwei  Jahre  vorzurücken; 

b)  spätestens  bis  Ende  IH78  für  das  Capital  zweiter  Emission  im  Hetrair»* 
von  fl.  14,400.000,  sowie  lür  das  bis  <lahin  etwa  noi  li  zu  emittirende  Capital 
einen  neuen  Tilgun^'splan  vorzulehnen,  wodurch  die  conoe8sionageinä88& 
Tilgung'  des  ^resammten  ("apitals  ^r^^sichert  wird. 

Hiemit  wurde  daa  i*rotokoil  geschlossen.  vor;:ele>(  n  und  irelertiut. 

K.  k.  priv.  Kaiser  Frans  Joseph-Bahii: 
W.  Nir^ÜBf  m.  p.  Dr.  Ad.  WcIm  m.  p.,  i^gtrer  m*  p. 

.loh.  Bayer  ro.  p. 
.Tosei'  Pallaaete  m»  p. 
£.  liritr  in.  p. 

Dr.  Ernst  v<tn  icerber  m.  p., 
k.  k.  Ministerial-Concipist,  als  Schriftführer. 

Die  vorstehenden  VereinbArnngen  werden  genehmigt. 

H.  M.  Z.  26483.  Z.  4382 

Wien,  34.  Angost  1877.       FTIT  ' 

Der  k.  k.  Handelsminister:  Der  k.  k.  FinanEminister: 

ChliMecly  m.  p.  f  retls  m.  p. 


Von  der  ( Ienehmi;rnnfr  des  vorstehenden  ProtokoUes  wurde  der  Verwal- 
tun^'srath  der  k.  k.  priv.  Kaiser  Franz  .)f>seph-Bahn  mit  dem  Uandels- 
ministerial-|j)riaRee  vom  30.  August  1677,  Z.  26483,  verständigt. 
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{K.  K.  piiv.  Kronprinz  Itudolph-Balin. 

(Vgl.  Bd.  II,  Abth.  1,  S«ite  491,  Bd.  III,  Seite  441  and  Erg.-Bd.  ,  Seite  3<)6.) 

1.  Berichtigung. 

Im  Docmneiiteii-VeneichiiisBe  Bd.  II,  Abth.  1,  Seit«  491  soll  es  bei 
Ooc  IV  Btott  „ConeeBdoDfl- Urkunde  toih  20.  Juni  1868**  richtig  „Conces- 
fflons-ürkiiBde  vom  20.  Juli  1868<*  heissen. 


2.  Anmerkung  zur  Ctnurssions-l  rkuiide   vom   23.  Juli  1871^ 

R.  G.  Rl.  Nr.  102, 

iär  die  Flägelbahn  von  Uieflau  nach  Kisenm  (Vgl.  Lrg.-B«l.  1,  ^eite  3U5), 

Zu  §.  4. 

Dir  KröHnuiif:  »len  Botriclics  auf  der  Flü^relbalin  v(»nHiell;iu  ii.i  'li 
Ki^;ener/.  crfol^'te  am  Jänner  1873  für  Fracliteu  und  am  10.  August 
1873  für  den  Personenverkehr. 


S,  Anmerkiuigen  inr  Conet'ssioiis-l  rkunde  Tom  25.  Nov6nl>er  1871, 

B.  G.  Bl.  Nr.  144, 
Ar  die  Eiacnbahi  vra  VUlach  nach  TwrlB  (Vgl.  Erg..Bd.  1,  Seite  307). 

Zu  §.  1. 

Auf  der  6.  Zeile  dieses  Par;i;j:ra|ili('s  ist  das  Datum  des  citirteu  Gesetzes 
von  „y.  Juli  1848*^  auf  „9.  .Juli  1868-  richtig  zu  «teilen. 

Zu  §.  4. 

Die  ErOfihung  des  Betriebes  «nf  der  Bahn  von  Vi  IIa  oh  nach  Tarvia 
erfolgte  am  25.  November  1873,  und  wurde  hierdnreh  die  direete  Sohienen* 
Verbindung  zwiachen  8t.  Valentin  beziehnngsweiae  Am  Stetten  und  L  al- 
ba eb  hergeatellt. 
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4.  Protokoll, 

aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  am  V.K  länner        über  die  Bedingungen  der  €Tett« 
luellen  (iewähruog  eiQ<:r  stMtlichcn  Ziosengarantie  für  die  projeclirte  balik&mmvrgatbAhn. 

Gegenwärtig:  Die  Gefertigten. 

Gegenstand  der  Verhandlung  ist  die  Erörterung  jener  Hodifion- 
tionen  und  Ergänzungen  der  mit  den  Herren  Conoesfttonären  der  projec- 
firten  Salskammergutbahn  vereinbarten  Beatimmnngen  des  ProtokoUes  Tom 
7.  Mira  1873  und  der  Allerhöchsten  Concession  vom  9.  April  187S*),  welohe 
sich  als  notbwendig  herausstellen,  wenn  von  Seite  der  Staatsverwaltung  die 
von  den  Herren  Concessionären  angesprochene  staatliehe  Zinsengarantie  mit 
den  libliehen  Steuer-  und  Gebtthrenbefreiungen  gewährt  werden  sollte. 

Objeet  der  neuen  Concessionswerbunjg  auf  Grund  der  erbetenen  finan- 
ziellen Begfinstignng  ist  die  der  bereite  ertheilten  Allerhöchsteu  Concession 
vom  9.  April  1878  zu  Grunde  gelegte  Eisenbahnlinie  von  Andieaenhofen 
oder  einen  anderen  geeigneten  Punote  der  Altheim*8chärdinger  Linie  Ober 
Ried,  Attnang,  Ebensee.  Ischl,  Steg,  Anssee  und  Mitterndorf,  zum  Anschlüsse 
an  die  im  Baue  begriffene  Linie  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  filiaabeth-Bahn  von 
Selsthal  einerseits  nach  Salzburg,  andererseits  naeh  Wörgl  bei  Steinaeh 
nebst  einer  (2*9  Kilometer  —  0.382  Meilen  langen)  KohlenflHgelbahn  von 
Aohleiten  nach  Thomasroith  in  das  Wolfsegg-Traunthaler  Kohlenrevier, 
sowie  der  im  Protokolle  vom  7.  März  1873  erwähnten  Zweigbahn  und  den 
Manipiilationsgeleisen  für  die  Saline  Ebensee. 

Für  den  Fall  als  der  Bau  der  Anschlasslinie  Altlieim-Schärding  nicht 
binnen  Jahresfrist  in  Angriff  genommen  nnd  binnen  einem  weiteren  Jahre 
zar  Vollendung  gelangen  sollte,  stellen  die  Herren  GonoessionUre  mit  liüok- 
Bicht  aut  den  iinerlässlichen  nördlichen  Ansehlust  an  eine  bestehende  Bahn 
die  Hitte,  dass  die  Allerhöchste  Concession.  and  beziehungsweise  die 
Zusicheruii«^  der  Staatlichen  Zinsengarantie  anoh  auf  die  sodann  zu 
erbauende  Fortsetzungsstrecke  von  Andiesen liefen  hU  Sehärding,  zum 
AnschlusHe  an  die  k.  k,  priv.  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  ausgedehnt  werde. 

Was  den  südlichen  Anschluss  bei  Steinach  betrifft,  so  erklären  die 
Herren  ('oncessionswerbor,  dass  den  Verkehrs  Interessen  der  S:il/.kaminer- 
gutbahn.  welche  eine  möglichst  ungehinderte  und  unmittelbare  Verbindung 
mit  der  k.  k.  priv.  Kronprinz  Rudolf-Bahn  boi  Sclzthal  erheischen,  nur 
dadurch  entsprochen  werden  kiinne,  wenn  durch  einen  unter  Intervention 
der  Staatsverwaltung  mit  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisabeth -Bahn  abzu- 
sohliessenden  Betriebsvertrng  der  directe  Uebergang  ganzer  Züge  oder 
wenigstens  der  einzelnen  Wagen  von  der  Salzkammergutbahn  zur  Kronprinz 


*)  Die  Gonoestton  vom  9.  April  1878  wurde  nicht  Ausgefertigt  und  |iublieirt 
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Rodolph-Bahn  unter  dem  angestrebten  Zwecke  entsprechenden  Bedingungen 
insbesondere  bezUgiich  der  Zeit*  und  Kostenfrage  gesichert,  oder  im 
äoBsersten  Falle  die  Salslcamniergntbahn  als  selbstständiges  2.  Geleise  der 
ans  8tnennark  nach  Salzburg  und  Tirol  führenden  Linie  von  Steinach  bis 
Selztbal  fortgeführt  werde. 

Mit  d«m  Vertrage  vom  Itf.  Juni  1877  wurde  die  geiaeiiuoli«ftlielie  BenUtsung 

der  Strecke  Selztlial-Stcinaph-.Jrdning  gcrojr<>lt  und  mit  einem  Protokolle  vom  nlciclieii 
Taijo  <M*'  tnifjirisf^hf'n  Vfili.'iltnissi'  zwIm-Ihmi  den  G(v"iaiTiintripr/fn  iI'M-  k.  k.  i>riv. 
Kaiserin  Eli.sabetli-Jiahri  \iiid  ii>:i  k.  k.  j'riv.  Kronprinz  Kudol|iii-Balin  tVstßt'stellt.  Vor- 
stehende Abniaciiungen  wurden  mit  dem  Uandeleiuini-stcrial-Erlasse  vom  14.  August 
1877,  Z.  3607  genehmiirt. 

hl  der  Stre<  kf  Kb»  n.Hee-l.scIil-Sfp«;  solh'n  die  voiliaiidenen  nauten  der 
Bbensoe-Isclil-Stt'jjcr  lji-^enb:ilin-(i»'sells<'hart  unter  den  im  fi)l;r(  n(ltMi  nälier 
zu  eriirU'rudcii  MiHialitUten  für  die  iSalzkainmergutbalm  erworben  uinl  ihr 
normale  Spur  ausgebaut  werden. 

Te  eil  n  i  sc  he  B  e8  ti  mm  u  n  p  e  n  Uber  die  lia  ua  u  s  1  ii  Ii  ru  n  g  und  die 

A  n  s  r  ii  s  t  n  n    der  B  a  h  n. 

Der  Ausbau  und  dir  Ausriistiiiiir  dfr  Linie  und  bt'zifhunj^-iwcisp  die 
L'ni;."  stall iniir  dt-r  FJioiisim'  Ischl-vSteiror  Bahn  in  eine  n«»rmal8pnrif;e  Bah» 
soll  na«'li  M;i>''1,m'.k'  licr  vcn  inV)art<Mi  Bt'stimrnMii;r»Mi  de>  h(Mlie.rendf'n  tt*<?h- 
nischen  Bodin-nisshelte»  ufi  1  di  r  dem  vor^'ek'frt<  n  Kostenvürauüohlage  ZU 
tirunde  lic;:eii<ipii  Bau  und  Au^^riistun^smoment«'  rrtidfren. 

Als  allgeuit'iiier  (Jnindsatz  für  die  Verlassunji:  des  Dt'tailpitiji'rtes  wird 
lestgehMlten.  (laus  die  Steigung;  zwischen  AndicseiiholVn  und  Obertraun 
nicht  stärki-r  als  1  :  70  zwischen Obertraiin  und Stcinac  Ii  al)cr  ni<'lit  liWcr  l  :  10 
Hein  soll,  wobei  nur  für  die  unmittelltare  Ansclilus-streekf  bei  ^^tcin.u'h  eine 
Kerin?xo  Ueberschrcitunf;  der  {renaimtcn  Maxinialstei;j:iing  von  l  :  U)  in  dem 
Falle  nicht  ausgeschlossen  sein  soll,  wenn  dieselbe  nacd»  dem  Kr;;c'misge  der 
vorzunehmenden  l^etailstndien  mit  Rücksicht  auf  die  vorkommoudeu  örtlichen 
Terrain-Sehwierijrk<  iten  nicht  zu  vermeiden  sein  sollte. 

Der  Minimalradius  der  vorkommenden  (Jurven  wird  mit  250  Meter 
angenommen,  wie  im  Protokolle  v(tm  7.  März  187.'i  vereinbart  wurde. 

Zwischen  Hied  und  llaiisruck  soll  dem  Erjjrebnisse  der  technisch- mili- 
tärischen Revision  gemäss  eine  Station  nächst  Puttingj  eingeschaltet  werden. 

Die  Ausarbeitung  dea  Detailprojeetes  für  die  hei  der  teehnisch- 
niiiitUrisehen  Revision  der  urspriinglieh  projectirfen  Trace  beantragte 
Variante  zwischen  Mitterndorf  und  Steinach,  ebenso  wie  fUr  die  Theilstrecke 
Hausruck-Ebeusee  wird  nach  Massgabe  der  bezllglich  dieser  Theilstrecken 
eventuell  vorzunehmenden  Localerhebungen  erfolgen. 

Die  Bauzeit  wird  mit  S«/«  .Jahren  Ton  Tage  der  erhaltenen  Bau. 
bewilUgung  i  wenn  auch  nur  für  eine  Theilstrecke  der  projectirten  Bahn) 
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an^'r'iiominen,  und  zvar  anWew  alle  Kinleitung:en  getroffen  werden,  um  den 
Hau  binnen  6  Monaten  vom  Tage  der  AUerlidchaten  (^onoeasion  beginnen  tu 
können. 

Effective  Baukoaten,   nominsilps  Anlageoapital   und  Ueld- 

beachalfnng. 

Die  effectiven  Baukosten  der  projectirten  Salskammcrgutbahn  iaclnaive 
des  Dm-  beziehungsweise  Ausbaues  der  Ebensee-lschl*  Steger  Babn  bereclinen 
sich  nach  dem  von  den  Herren  Conoessionireii  vorgelegten  generellen 
Kostenvoranschlage  mit  835.000  fl.  effectiv  per  Melle  (im  Durehsehnitte  Ar 
die  ganse  Babn)^  in  welcher  Summe  ein  Betrag  von  d0.000  fl.  für  Fahr« 
betriebsmittel  und  von  10.000  fl.  als  Baureserve  und  für  Materialvonrithe 
vorgesehen  ist. 

Das  Nominal-Anlagecapital  berechnet  sich,  die  effectiven  Kosten  von 
885.000  fl.,  7  */s*/**S®  Intercalarzinsen  und  einen  durchschntttUcbeu  Bmis» 
sionscnrs  der  auszugebenden  Effecten  von  80«/«  vorausgesetzt,  per  Heile 
der  projectirten  Bahn  in  nachstehender  Weise: 

Kffective  Baukosten   835. ÜOU  fl.  —  kr. 

Geliiboscliaffuiig   208.750      —  - 

7«  t'/o'^e  Intercalarzinsen  von  1.U43.75Ü  Ii.  78.281  ..25  „ 

Geldbeschaffung  hiefVr   19.556  ^  25  ^ 

Zusammen  .  .  1,141.587  fl.  ~  kr. 
oder  mnd  .  .  1,141.600  «  —  ^ 

sonach  fiir  die  ganze  Bahn  nebst  FIttgelbahnen  (22*13  Meilen)  mit 
25,263.608  fl.  Nominale. 

Die  präliminirten  Baukosten  von  835.000  fl.  per  Meile  beruhen,  da 
eine  genaue  Berechnung  vor  definitiver  Feststellung  des  Detailprujeetes 
nicht  möglich  ist,  nur  auf  einer  approximativen  Annahme,  und  bilden  somit 
eine  Haximalsumme,  mit  der  bei  Festhaltnng  der  im  Kostenvoranschlage 
und  im  Bedingnisshefte  angegebenen  Bau-  und  Ausrttstnngsroomente  jeden* 
falls  das  Auslangen  gefunden  werden  kann. 

Bei  möglichst  ökonomischem  Vorgehen  und  sorgflUiger  üeberwaohung 
dürften  die  gedachten  Baukosten  vorausshshtlioh  eine  Herabminderung 
erfahren,  dagegeit  würde  eine  Erhöhung,  und  zwar  von  41.000  fl.  effectiv 
per  Meile  in  dem  Falle  sich  als  nothwendig  herausstellen,  wenn  über  An- 
dringen des  k.  und  k.  Reichs  •Kriegsministerinms  das  k.  k.  Handels- 
ministerium sich  mit  der  dermalen  iu  Aussicht  genommenen,  durchaus  ein- 
geleisigen  Anlage  der  grösseren  Brücken  und  Tunnels  nicht  einverstanden 
erklftren  könnte,  sondern  aus  militärischen  Rücksichten  auf  der  zweSgeleisigen 
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Fnndirang  der  Brtteken  und  der  doppelgeleisigen  Anlage  der  Tunnel« 
beatehen  sollte. 

Die  Emission  der  „gamntirten'*  Bfliecten  soll  in  gleieher  Weise,  wie 
die«  im  Protokolle  vom  7.  März  1873  stipolirt  wurde,  dnroh  Aufgabe  von 
Aetien  und  Priorititen  im  Verhiltnisse  von  2  : 8  su  einem  von  der  Regierang 
EU  genehmigenden  Emission^eourse  yon  mindestens  80*/»  erfolgen. 

Binbesiehung  der  Bbensee -Ischl -Stetrer  Bahn. 

Die  Herren  ( '(iiiceaftionäre  verpfliolitfii  sich,  du-  vorli.iiuleueii  Bauten 
und  Materialien  iler  k.  k.  priv.  Khensco  IscIil  Stej^er  Hisenbuhn  —  insoweit 
beide  für  »k'U  Hau  der  Silzkainmer;;iitbalin  verwendbar  erticdieinen  unter 
von  der  Hej^iernnj:;  zu  i;t'iu'liini;^endeii  Modalitätt'n  vnn  der  Eben>»('P-lsehl 
Steger  Eisenbalm-Gescllscliatt,  «ei  es  im  \\'('<;t'  der  cxecutiven  F»'ilbietun^. 
sei  eg  im  Weg»'  jjUtlicbiM-  Vcreinl>aninfr  mit  den  Actioniiren  und  den  l*riori- 
tät8gläubi<;t  rn  der  ;;enanntf'n  (it  sLllsi  haft  zu  ar(|Uiriren.  Für  d<Mi  Fall,  dass 
dureli  eine  ^'ütlicbt*  Vcreinbaiiin^  mit  den  l'riorität!*;rläubigern  ilci  Fl)fiisee- 
Iscbl-Stcfrer  Balm  die  V'erliäii^iiii^  des  Conellr^^eK  über  di«'  genannte  Gesell 
fiohal't  vermieden  werden  kitnntc.  erbitten  fy'wAi  die  Herren  ( 'onee8s>ionäre  die 
Gestattuug,  ein< n  ILtTcctivbetrafr  von  300  (JOO  t\.  zum  Zwceke  einer  über 
den  ei^rentlichen  l-inNisungswertli   der  ^■orllalldenen  Bauten   »ler  Fbeii^ee- 
Ischl-Steger  Bahn  liinausf,'elienden  Abtiiiduu;:  der  PriuritUtagläubijrer  dieser 
Bahn  verwenden  und  beziehun^'sweise  dem  zu  garantiri-nden  Anlaireeapital 
der  Salzkammerfnitbalin  zuschla;_M'ii  zu  dürfen,  wie  dies  ira  beiliefienden 
Projrramme  Ttlr  die  Eiubeziehuuir  «1er  Ebensee-lschl-Steger  Bahn  nh  II.  Alter- 
native dargestellt  ist. 

Es  wird  »onueh  einverständlick  festgesetzt,  dasg  —  abgeselien  von 
jenen  Auslagen,  welche  sich  ans  dem  Um-  beziehungnweise  Ausbau  der 
Strecke  Ebensee-Ischl-Steg  flir  die  Salskammergutbahn  ergeben,  in  das 
Anlagecapital  der  letztoren  (ttr  die  Erwerbung  der  Eatititen  der  Ebensee 
Isehl-Steger  Bahn  kein  höherer  Betrag  eingereehnet  werden  darf,  als; 
1.  im  Falle  des  Concurses  der  Ebensee-lsohl  Steger  Bahn  der  durch  die 
Erwerbung  im  Wege  der  eseeutiven  FMIbietung  dieser  Bahn  sich  ergebende 
Betrag,  2.  im  Falle  einer  gütlichen  Vereinbarung  mit  den  Gläubigern  der 
Bbensee-Isohl-Steger  Bahn  aber  dem  Werthe  dieser  Entititen  entsprechende 
Betrag  von  700.000  11.  olTeetiv,  eventuell  mehr  oinem  Zuschlag  bis  zur 
H&he  Ton  300.000  fl.  effectiv  cur  Abfindung  der  PrioritatsglSubiger  der 
Bbensee-Isehl'Steger  Bahn. 

Finanzielle  Begünstigungen. 

Die  Herren  ( Oncessioiiäre  erklären  dif^  Realisirun?  de^?  ProjcM  ie^  der 
Salzkammergutbahn  nur  in  dem  Falle  übernelimen  zu  künneii,  wenn  ihnen 


Digitized  by  Google 


406 


K.  k.  priv.  Kmnprinz 


SeiteuH  der  Regierung  1.  die  Gnnniti«^  eine^  j-ihrliclKMi  5o  ^igen  H«'iuerträg« 
niHscs  <\o^  p:e!)aminteii  Nominal -AnlagocapitHles  in  der  Daner  von  2&  Jahren 
nehRt  der  bei  Annahme  einer  90jährigcn  Tilgung  dea  ganzen  AnlnL'^>''^-n])itale8 
auf  die  Garantiejahre  entfallenden  Aniorti^ationsqiiote  und  2.  die  üblichen 
Sitenev  ninl  Gebührenbefreiungen  in  der  Dauer  von  9  Jahren  naoh  erfolgter 
lubetricitsetznng  der  gansen  Bahn  zugesichert  würde. 

Bei  (iewähruug  der  vorerwähnten  finanziellen  Begünstigungen  Seitens 
der  Staatsverwaltung  sei  nu  h  dem  Ergohnisae  der  bisherigen  Verhandlungen 
mit  den  ln'r.ingi'zogont'ii  Geldiimtituten  go*;riindete  Aussieht  vorhanden,  die 
i'inanziruiig  und  mithin  aufli  die  Diirehfiihrung  des  Bahnbaues  selbst  siclier 
zu  stelb'n.  iii-ofVrue  nicht  etwa  (li>'  Vfiliiiltnis^e  des  Geldmarktes  und  der 
Börse  sich  inz\\isehen  erheblich  verschlechtern. 

Was  die  Dauer  der  ange^pnu'iienen  Zirisen^'arantie  anbelanjt.  so 
wci>eii  <ii«'  llen-^n  ('oiicessionäre  über  eine  diestaliig''  Anfrage  der  lIcLrie 
ningsvertrett  r  il.iraut"  hin.  df\ss  die  iieschränkimg  der  -taatliclien  Garantie 
auf  20  .lalire  oder  gar  auf  15  .l.iiire  die  (;eldl)e>f  li.ifVimg  vertlieuern.  somit 
auch  das  zu  jrarantiriMide  Nominah-.apital  betriiclitlicli  erhiUion,  hiednrch 
ab'-r  die  lientabilitiit  dt-r  Hahn  zum  Naehtheile  des  garantirendeu  Staats- 
s4chat/es  selbst  erheldich  schmälern  würde. 

Die  Herren  Concessionäre  glanb  -n  iV-rner  dun  h  die  beigebrachte 
lient;ibilitätsbereelinung  der  projectirfen  Salzkaminert^utliahn  dartliun  zu 
köiinrii.  die  staatliidi«'  Zinsengarantii^  vorwiegend  .als  miM:i li-'die  l'nter- 

stUtznng  xuin  Zwecke  der  Finanziiaing  anzusehen  sei  und  vuraus-iclit'icli 
höchstens  in  den  ersten  Betriebsjahren  werde  in  Anspruch  genommen 
werden. 

Die  gedachte  ZinstMigarantie  wird  nicht  nur  tiir  die  llauptl»ahn.  sondern 
ebenso  auch  Hir  die  projectirten  Pliiirclbahnen  zutn  llallstädter  See,  zum 
Traunsee,  beziehungsweise  zur  Saline.  Ebensce  und  von  Achleitt-n  nach 
l'lnmiasroith  iu  der  (tesammtliinge  von  circa  0-7  Meilen  in  .\nspruch 
genommen,  wogegen  die  als  Mitconcessionärc  bei  den  Wrhandlungen  ver- 
tretenen Besitzer  des  Wolfsegg-Traunthalcr  K<ddenrevieres  sich  hiemit  aus- 
drücklich verpflichten,  die  bestehende,  zum  Theile  mit  der  Trace  der  Salz- 
kamniergutbahn  zusammenfallende  Sehmalapurbahn  nach  Attnang  sofort 
naeh  Inbetriebsetzung  der  bezüglicitcn  Theilstrecke  der  Salzkammergutbahn 
aufzulassen,  ohne  aus  diesem  Gründe  irgend  welche  Entschädigungs- 
ansprtlche  gegenttber  der  letsteren  Bieenbahnunternehmnng  geltend  so 
machen. 

Kbenso  soll  die  erbetene  Zinsen garantie  im  Falle  der  bereits  ange- 
deuteten eventnellen  Fortsetsiing  der  Linie  von  Andietenhofen  bis  Sehir* 
ding  anch  auf  die  letstgensiinte  Theilstrecice  Anwendung  finden. 
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Ingerens  der  Staatsverwaltung  auf  «lie  definitive  FestRtel- 
long    des    Anlagecapitilcs    und    die    DurchfUliriing  des 

Balinbaues. 

Zur  VVahrnn;:  dor  dorn  Staatssclintzc  ans  «l^r  Uboriioinmciicii  Ziiison 
tjaraiitio  (M  wachsciulcn  Hiiauziclloii  Interessen  werden  der  Staat^verwaltuuL: 
8eiton<   der  HerrtMi  tonoessionäre  nachateiieiide  Beftigiiisse  ausdrUckUch 
eiugeiiiumt. 

1.  Naididetn  der  viirlie;r<  imIi-  Kosti  nvoran- clilapr  auf  ;xencrellen  Vor- 
orheliun^^'cn  lierulicnd  nur  als  eifu;  approxiinatiN e  Annahme  anzusehen  ist.  ho 
sfdl  die  definitive  Festet-  llung  des  innerhalb  der  früher  anfregebenen 
.Maxiinal^'ienze  vdin  Staat»-  zu  garantir»Miden  Anlagce.ipitales  nafli  Massj^abe 
»ler  auf  Grund  der  Ix-zii^liehen  Detailprojeet«'  .'Uifzu-tclleuden  spcciellen 
Ki»?*t<'nvoran^(diIä;re  und  der  scinerzeiti^  ^ehiiri;^  nach/u \vei>;»'ndfn  wiikliolii'n 
Kosten  des  Baues  und  der  Ausrüstun}^  th'r  Sal/.Uaniinerf2:utl)alin ,  inclusive 
der  Erwerbung  tii  i  bestehtnden  Hauten  der  Ebcnsoe-lsohl-Steger  Bahn  der 
Genehniit^UMß:  des  k  k.  Handelsniinisteriuius  unterliefren. 

2.  Die  M(Mlalitiiten  der  Bauvt  r;rel)unir  und  d'-r  (ieldbeschaffunj;  sind 
»1er  Cienehniijrun;:  dets  k.  k.  Haudeisiniuistcriums  zu  unterziehen,  insltesitn- 
derc  die  Eutwürte  alb  r  Hau-  und  LictVi  unir.svertr.i'ie  nehnt  den  zn;reh<)rifj:en 
l?edin|i^iii8-.hclten,  Nonnalien  und  sousti|L!:t'u  Hehellen  reelitzeitig  den»  k.  k. 
llandelsmini^^teriuni  zur  (i<>nidiini;run;:  v!>rzulei,'en. 

3.  Die  \virkli<  lie  und  zweckmässige  Verwendunf^  der  für  die  Durch- 
führung des  Hauen  und  die  Inbetriebsetzung  der  Salzkaramergutbahn 
beschafften  Gehlmittel  wird  seitens  der  Staatsverwaltung  durch  zu  diesem 
Zweoice  aafzustellende  Staatsorgane  während  des  Baues  und  der  Inbetrieb- 
setzung der  Bahn  auf  die  ilir  geeignet  scheinende  Weise  und  durch  Anwen- 
dung von  SU  obigem  Zwecke  sicher  ftihreoden  Mitteln  ttberwaclit  werden. 

Die  Kosten  die«er  speoiellen  Bananftieht  sind  von  der  Eisenbahnunter- 
nehmnng  in  dem  vom  k.  k,  Handelsministerium  festznaetsenden  Beirage  zn 
vergüten. 

AUgejneine  Con  cessio  nebest  immungeu. 

BezUjrlieh  der  fiu  Silber  einzuhi'bcuden  Tarife  und  der  .sonstigen,  in 
die  n'  tio  Allerhöchst»'  Coiicession  autzunehmendon  Hestimmuiifrcn  sollen  die 
Vcreiiiliaruugen  des  Protokidles  vom  7.  März  1873  und  die  Allerhi'M'liste 
(.'on<  eHsion  vom  9.  April  1873  mass<^ebend  sein,  insot'erne  nicht  durch  die 
vorstehenden  Vereinbarungen  und  mit  Rücksicht  auf  die  zu  gewährende 
staatlichf'  Zinsengarantie  Moditicationen  und  Ergänzungen  der  früheren  Con- 
cesäion  sich  als  notliwendig  herausstellen. 

Die  Regierung8\  ertrcter  bemerken  schliesslich,  dass  im  Falle  der 
Ertbeiluug  der  Allerhöchsten  Ooncession  für  die  Salzkaramergutbahn  auf 
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<inni.ll.iK«'  der  angcsproohenen  finanziellen  Begünstigungen  erfolgen  sollte, 
die  Allerliö^'hstf'  ConceRsion  vom  9.  Decemher  1873  Pur  die  k.  k.  priv. 
Ebengee-Iftchl-äteger  Bigeubahn  ipso  «U  erloscheu  angeseheu  nnd  erkiürt 
werden  mUa!*te. 

Oescbloggen  und  gefertigt. 

Von  Seite  des  k.  k.  Handelsministeriams: 

Carl  Ritter  v.  PitswaM  m.  p.« 

k.  k.  Ministeriainth. 

L.  Wfba  in>  p«» 

k.  k.  Min.-Vioe-Secret«r  sl»  ProtokollfUiiter. 

Von  Seite  der  Herren  ConcessionKre: 
Für  die  WolfMgg-Traunthaler  Kolilengewerkschaft: 
Georg  R.  v.  Aichiiger  ni.  p. 
In  Vertretung  der  weiteren  Mitconcessionäre: 

lerawiti  m.  p. 


5.  Gesetz  vom  (>.  Mai  IHU,  R.  U.  Bl.  Nr.  73,  iiud      Bl.  Nr.  66, 

belri'BVnd  die  llerstclluni:  der  projectirten  (jiroinoliv-Eiscnbahn  von  Stcinai-h  an  dtT  aus  Ohtr- 
Steiermark  nach  Salzburg  und  Tirol  führenden  Kisenbahn  über  Aussee,  Steg,  lschl|  Ebelisee, 
Attnaog,  Kied  nach  Andiesenhol'en,  e\t  Mluell  Sohirding. 

Mit  ZustimmiiDg  beider  Häuser  des  Reiolisrathes  finde  Ich  snziiordneiiY 
wie  folgt: 

Artikel  1. 

Die  RegieroDg  wird  ermiehtigt,  die  Ausflihrung  der  proji  ctirten  Loco> 
inotiT-Risenbabii  yon  Stelnaoh  an  der  ans  Ober-Steiemiark  naeh  Salsborg 
und  Tirol  fUhrenden  Eisenbahn  ttber  Aassee,  Steg,  Isehl,  Bbensee« 
Attnang,  Ried  naeh  Andiesenhofen,  eventaell  Schärding,  und  der  in  Aus- 
siebt genommenen  Blttgelbahnen  von  Aobldten  nach  Thomasroith  und  von 
Stationsplatse  Ebensee  cur  Saline  and  sam  Traaosee  dnroh  Ooncessions- 
ertheilnng  nnter  den  Bedingnngen  dieses  Geseties  sieherzostellen. 

Artikel  2. 

Bei  der  Ertheilnng  der  Ooncession  für  diese  Eisenbahn  kann  vom 
Staate  die  Garantie  eines  jkhrliohen  ReinortrilgnisseSy  mit  Inb^griiF  dsr 
Tilgangsqaote,  in  der  tfaximalsamme  von  siebenundfttnfsig  tausend  aeht- 
hundert  Qnlden  (67.600  fl.)  aetenr.  Wührnng  in  Silber  darehsehnittlich  per 
Meile  für  die  Daner  von  20  Jahren  zagesichert  werden,  so  zwar,  dass, 
wenn  das  jährliehe  Reinertriignigs  den  garantirten  Betrag  nioht  erreiehen 
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sollte,  das  Fehlende,  jedoch  nur  bU  cur  obigen  Maximalsumme.  von  der 
StnataTerwaltnng  sn  erj^sen  sein  wird. 

HU  dem  Gesetze  vom  88.  Marc  1876  (Vgl.  unten  »ub  7)  wurde  dieser  Artikel 
dabin  abgeindert,  <la.ss  Ii.  -itaatUehe  Garantie  auf  die  ganie  ConoeMionsdauer  von 
90  Jahren  sugeairliert  werden  lL«nn. 

Die  auf  Grand  der  naehtaweieenden  wirlEliehen  Bauauslagen,  iuolnslve 
der  QeldbeschaAingskosten  und  der  Interoalarsinsen,  feststtsotaende  Garantie 
des  ReinertrSgnisses  samnit  THgungsquote  tob  dem  aufgewendeten  Bau- 
capitalo  hat  mit  dem  Tage  der  Erdifhung  der  ganzen  garantirten  Eisenbahn 
an  beginnen. 

Artikel  H. 

Hoi  Ertlieiluuf;  (It  r  (  (»u^'cssion  lUr  di«'  im  Artikel  1  ;;«'ii;iiiiite  Eir*eii- 
hahn  kann  dcu  ( 'oncessi'Miärpn  die  Ver|)tliciituu;r  auf'-rle^rt  werilon.  tlie  vor- 
liandt'uen  Bauten  und  Materialien  der  Ebcns^ee  Ischl-StefTBr  Hahn,  insoweit 
beide  für  die  neue  Hahn  verwentlhar  erseheinen.  unter  \  fm  der  K('<;ierunf; 
zu  ^enehmijrenden  Mod;Uitäten  von  der  Khensee  Ischl  Steger  Eisenbahu- 
gesell^ühaft.  be/.iehungäweiHe  dereu  (iläubigeru,  zu  erwerben. 

Artikel  4. 

In  AustÜlirung  der  Artikel  2  und  3  sind  iolgeudc  Bestiuiinungeu  zu 
iretieri: 

1.  Von  dem  jjarantirten  jährliehen  Keiuerträgnisse  ist  derjenij^e 
Betrag  zur  ( 'apitalstilp^ung  /u  verweiiden.  welcher  dureh  die  Staatsverwal- 
tung nach  einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisutionsplane.  demzufolge 
<1a»  emitirte  Capital  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  ist, 
bestimmt  werden  wird. 

2.  Der  von  der  Stnatsverwaltuug  aus  Anlaas  der  Ubeniomroonen  Garantie 
allenfalls  zu  zahlende  Zu^ohuMs  ist  über  Torausgegangene  Prüfung  der  vor- 
zulegenden doenmentirten  Jahrcsreehnung  drei  Monate  nach  deren  Ueber- 
reichung  tlUssig  zu  machen. 

Das  Aerar  wird  Jedooh  aneh  früher  cur  EinlSsnng  der  verfallenen 
Aetien-  und  Obligations-Conpons  naoh  Hassgabe  des  auf  Grund  des  Ertrags- 
Prftliminars  riehtig  gestellten  Erfordernisses,  Theilashlungen  unter  Vorbehalt 
der  auf  Grundlage  der  Jahresreohnung  zu  pflegenden  Abreehuung  leisten, 
wenn  die  OoncessionKre  sechs  Wochen  vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche 
Ansuchen  gestellt  haben. 

Wenn  naeh  endgiltiger  Feststellung  der  Jahiesrechnung,  welohc  späte- 
stens binnen  drei  Monaten  naoh  Ablauf  des  Betrieb^ahrea  vorzulegen  sein 
wird,  sich  herausstellen  sollte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoeh  bemessen  worden 
sind,  so  haben  die  ConoessionSre  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit  Zurechnung 
Ton  sechs  Perceut  Zinsen  sofort  zu  refundiren.  Der  Anspruch  auf  Leistung 
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oincFi  Zii8Rhu8so<4  von  ^pite  >^taate»  muss  nb'-r  läntratens  iDnerh*lb  eine^ 
Jahres,  nach  Ablaut'  den  betreffenden  Betriebsjabreg «  erhoben  werdeo. 
widriK^'iifallH  dernelbe  erloschen  iRt. 

3.  Der  Betrag,  wolchon  die  Staatsverwaltung  iu  Folgre  der  übernomme- 
nen Onraiitio  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Peroent  jUhrlich  verzinslicher 
Vorschuss  zu  behandeln. 

S<»  lanfre  die  ^änzliclie Tilgung:  dc?<  geleisteten  Vorschußsc»  sainmt  Zinsen 
nicht  erfolgt  ist,  kömmt  in  jedem  Jalire.  in  welchem  der  Reinertrag:  (hi 
Hahnstrecke  die  garantirte  .lahressummc  iilicrsclircitel,  die  Hälfte  dos  dies 
lalligen  T'lierschusseH  an  die  Staatsverwaltung  zur  Rückzahlung  abziilTiliren. 
Von  der  crührigeiidcn  anderen  lliilfte  isi  ein  von  der  Staatsvcrw;;ltunp' 
Statuten inäs^ig  zu  bestimmender  Tbeil  iu  den  Keservefond  zu  hiuteriegeu. 

Vgl.  Artikel  III  des  Oesetse«  vom  iB.  MXrz  1876  weiter  unten  sab  7. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Refundirung  der  VorsehÜMe 
▼onmzngehen.  ForderoDgen  des  Staates  an  solches  VorselifieBen  oder  Zinsen, 
welehe  bis  xnr  Zeit  des  ErlSsohens  der  Cooeessioa  oder  der  BittlSsnng  der 
Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  ans  dem  noch  su  erttbrigeaden  Ver- 
nSgen  der  Cntemehmnng  zu  bertehtigen. 


Für  die  im  Artikel  1  augeführte  Ginenbahn  wird  die  Befreiung  von  der 
Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Coupons-StempclgebUhreu.  sowie 
von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige  Gesetze  eingeführt  M'ird. 

I 

während  der  Hauzeit  und  durch  neun  .lalirc  vom  Tage  der  Betriebseröflnanj:  I 

der  zu  erbauenden  Mahn  an  gt^rechiiet,  zugestanden.  ' 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und  Priori- 
tUts-Obligationen,  mit  Einsehluss  der  Interim^scheine.  Stempel-  und  gebliliren 
frei  stalttindf.  Hes^'-Ieichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  den  Grundein-  i 
lösungen  auflaufenden  l't  iHTtragungsgebiilir  zum-standen,  ' 

Ztir  Entrichtung  der  Stempel  und  (Gebühren  tlir  alle  Verträge.  Kingal>cii 
und  sunstigen  l.'rknnden  zum  Zwi-cke  dt  r  ("apitalsliescliatfung,  sowie  de> 
Baues  und  der  Instruirunf.'  der  Hahn,  wird  eine  Krist  bis  zur  Eröffnung  des  i 
Betriebes  der  t  iuschlägigcu  Bahnstret  ke  be\villi;:t.  ' 

Die  alltiilligen  Kosten  der  Kotirung  der  Effecten  auf  in-  und  au.nländi- 
schen  Börsen,  sowie  nach   Ablauf  der  steurrrieien  Jahre  von  der  Unter-  i 
nehmung  zu  leistenden  Steuern,  dürfen  in  die  Betriebsrechnung  als  Ans  ! 
gabspctst  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Coupons-Steropelgebühreu  isi  i 
dies  nicht  zuliissig.  I 

Für  die  StaatszugchUsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Einkommeu- 
Steuer  zu  entrichten. 


Artikel  5. 
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Artikel  6. 

Der  Ban  der  im  Artikel  1  angeführten  Bifleiibalin  und  doren  Fiii<::el- 
babnen  mass  binnen  längsten«  drei  nnd  einem  halben  Jahre,  vom  Ta^e  üer 
'Goneeatlonsertbeiluug  an  gereohnetf  ausgeführt  nnd  die  fertige  Itahn  bis  zu 
diesem  Zeitpunete  dem  ttifentliehen  Verkehre  übergeben  werden. 

Für  die  ErfllUnng  dieser  Verpflichtung  haben  die  Oonoessionäre  der 
Staatsverwaltung  in  der  von  ihr  sa  bestimmenden  Art  nnd  Weise  ent- 
sprechende Sioherstelinng  zu  leisten. 

Im  Falle  der  NichierfQUnng  der  obigen  Vorpflirlitung  kann  die  Cantion 
als  verfallen  erklXrt  werden. 

Die  ans  diesem  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urknnden  geniessen 
die  Oeblthren-  nnd  Stempelfreiheit. 

Artikel  7. 

Die  Modalitftten  der  Geldbesohaffüng,  insbesondere  die  Höbe  des 
Bmmissionseonrses,  ebenso  wie  die  Modalit&ten  der  Bauvergebung,  welch* 
letstere,  sowie  die  Vergebung  aller  Lieferungen,  im  Olfertwege  zu  erfolgen 
bat,  sind  der  Genehmigung  der  Regierung  zu  unterziehen. 

Alle  Brücken,  dann  alle  anderen  namhaften  Bau-Objecte  nnd  Kunst- 
bauten, sind  aus  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

Artikel  ti. 

Die  Daupi-  der  Concession  wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Ta^re  der 
Eröffnung  des  Betriebes,  auf  der  ganzen  im  Artikel  1  angeftlhrten  Eisenbahn 
festgesetzt. 

Bei  Feststellung  der  sonst? iron  ronres8ionr^bt'din;;:nngen  ist  nuf  die  An- 
ordnungen des  Gesetzes  vom  l.  Juni  1868  ^R.  G.  Bl.  Nr.  66 1,  in  Betreff 
der  Bedingttogen  und  Zugc><tandniH3(>  tlir  die  Unternehmung  des  unter 
dem  Namen  „Oesterreichische  Nordwestbahn**  conoessionirten  Locomotiv- 
Risenbahii Uetzes  thunlichst  Kiieksicht  zu  nehmen,  was  jedoch  die  Personen- 
tarifo  anlangt,  so  haben  die  concessionsmässigen  Tarife  der  SUdbahu 
Anwendung  zu  Anden. 

Artikel  9. 

Der  HandolsministiM  und  der  Finanzminister  sind  mit  dem  Vollzüge  des 
gegenwärtigen  (ieHCtzes  bcaultragt. 

Budapest,  am  6.  Mai  1874. 

(L.  S.)  Frans  Joseph  m.  p- 

Aiertperg  ni.  p.  laabais  m.  p.  Prelis  ro.  p. 


2S 


Digitized  by  Google 


412  K.  k.  priv.  Krt*itpiinz 

6.  Protokoll,  avll^iiommen  im  k.  k.  HandelsminlBterlnni 

am  27.  Mai  1874, 

khiifo  FfSlstelliiBg  der  Bcdiigingen  fBr  die  cTenlvelle  CoBcenieniniiig  der  projcctiitei  Sih- 
kinnergvI-BfthB  a  £e  k.  k.  p r.  Kranpriii  Ridolph*Baliii>&esellwhilt. 

(J  (' (■  rM\  ;i  r  t  ig:  (J  e  I  e  rti  jrtcii. 

Der  Vei-tietcr  der  k.  k.[ priv. Kronprinz  Rudolph-Baliu-Geselldcliaft  er> 
klärt  Uber  AnlV.isc  «ier  Regiemnjr« Vertreter  im  Namen  der  von  ihm  vertre- 
tnien  Geeellsehalt ,  dasf»  (licselbe  bereit  sei,  die  Conceseion  lür  die  pro- 
jeetirie  Eisenbalm  von  {>teinach  Uber  Aussee,  Steg,  Ischl,  Ebensoe.  Attnan?. 
Ried  nach  Andieaenhofen.  eventuell  naeh  Scliärding,  im  Sinne  des  Gesetze* 
vom  6.  Mai  1S74,  (II.  G.  Iii.  isr.  78 1,  und  soweit  im  vorliegenden  Protokolle 
keine  Abiinii<'run;:en  vereii)l>art  werden,  —  unter  den  Bedingnnfren  des  mit 
den  irnlieren  Conrrs-ionsworbern  lür  die  Sal/kaninierp-iit-Uiilm  aul'fjenoni- 
nienni  ProtokoHcs  \  <«ni  29.  Jänner  1874  zu  erwerben,  und  be/.ieliunufsweise 
die  Dureliluhrung  de»  JUahubaueH  £U  Ubernehmen  uud  die  t'ertijce  Bahn  io 
ßetriel»  zu  s«>tzen. 

Hiebei  wird  vt»n  der  conccssionHwerbenden  GeKellschritt  di«*  Voraus- 
netzuuf^  lestgehalten  .  da?**«  im  Wf^re  eines  unter  Vermittlung  der  h.  llej^ie- 
runir  ah/uscldiesseiiden  V<Tlrni.'es  mit  der  k.  k.  pr.  Kaiserin  Hlisabetli-Babn- 
<  lr>^tdlsi'lial't  und  h<'/,ii'limi;4-<\vcise  mit  der  bayeriselien  OstbaliULfeselUcbaft.  der 
l»ri\.  l\i"ii|)nnz  Rudolph-lJalin  die  Mitbenutzung  der  'l'heilstrecken  Steinaeli- 
.Selztlial  und  Sebärding-Passau  zum  Zwecke  einer  directeu  Verbindung  der 
alten  Linien  der  Krcnprinz  Kudoljjli-Hahn  mit  den  St.iiiouen  der  projectirlen 
Sal/.kammergulbahn.  beziehungsweise  mit  der  bayeriselien  Ostbaiin  in  Passau 
und  umgekehrt  in  der  Art  (uinöglicht  werde,  dass  ohne  lTeb»Mgabe  der  Güter 
und  Wagen  an  die  Kaiserin  Elisabeth  Bahn  uini  lediglich  gegen  eine  zu  ver- 
einbarentle  Vergütun^r  für  die  Mithenützung  der  erwähnten  Bahnstrecken  ein 
directer  Verkehr  zwischen  dt^ii  altt  ii  und  neuen  Linien  der  Kronprinz  Rudolph- 
Bahn  und  bezii  hungsweise  zwiselien  diesen  und  der  buyerischeu  Ostbahii- 
«tation  I'assau  hergestellt  werde. 

Vgl.  die  Anmerkung  xu  Alinea  4  des  Protokolle«  vom  29.  Jäuner  1874  aub  4. 

Von  Seite  der  Regienmgsvertreter  wird  die  Vermittlniig  der  Begterong 
zur  Ersielung  einer  gdtUohen  Verelnbaraog  mit  der  Yerwaltong  der  Kaiseoo 
Blifiabeth-Balin  in  der  bezeichneten  Riohtong  in  Anuiobt  genommen,  zngieieh 
aber  an  den  Vertreter  der  priv.  Kronprinz  Rudolph-Bahn  die  Aufforderung  ge- 
richtet, Borort  im  Einvernehmen  mit  der  k.  k.  Qeneral-Iuspeotion  der  9iteir. 
Bisenbahnen  (Abth.  II;  die  nbthigen  Vorotudien  Uber  die  Grundlagen  der 
abzuschliesBenden  Vertrüge  vorzunehmen,  und  fiber  das  Ergebnisa  derselben, 
unter  BeifBgung  der  geeigneten  Anträge,  Berieht  zu  erstatten. 


Digitized  by  Qg^gy 


Radolplt-Huiiii.  ^i'^ 

Besfiglioh  der  Banaasfahrong  und  der  AusrÜAtaug  der  projeotirten 
Bahn  bleiben  die  dieAsfliUigeii  Vereinbarungen  der  mit  den  frUfaeren  Ooii- 
oeesioniiTen  anfgonommenen  Protokolle  massgebend;  die  Bntsoheiduug  Uber 
sonstige  Details  der  Baliiianlage,  Uber  die  Lftnge  der  Kebengeleise,  die  An- 
aahl und  GrOsso  der  Stationen  etc.  bleiben  selbstrerständlioh  der  Entschei- 
dung des  Handelsministeriums  auf  Grund  dcfi  Ergebnisses  der  rorsu- 
nebmenden  Localerhebungen  vorbehalten. 

Ebenso  werden  die  vorliegenden,  aul'  die  Traceflihrung  der  projectirteu 
Bshn  besllgliohen  Petitionen  der  Gemeinden  Obernberg,  M»nning  und  Um- 
gebung, sowie  der  Stadt  Gmunden  bei  der  technischen  Prüfung  des  Detail- 
projectes  snr  Entscheidung  gelangen. 

Ueber  die  Frage,  ob  der  nördliche  Ansehluss  an  die  projectirte 
Linie  AUlieim-Sohaerding  und  beslehungsweise  der  su  wlüilende  Ansehluss- 
pnnkt  bereits  fettgeatellt  sei,  erklllrt  der  Vertreter  der  Kronprinz  Rudolph- 
Bahn,  dass  die  GeselUchafl  swar  Im  Begriffe  stehe,  diese  Frage  im  Wege 
des  gütlichen  Einvernehmens  mit  den  Goneessionilren  der  Althelm -Schaer- 
dlnger-Bahn,  beziehungsweise  mit  Herrn  Baron  Schwarz  cur  Austragung  zu 
bringen,  da83  dieselbe  jedoch  dermalen  nicht  in  der  Lage  sei,  eine  bestimmte 
Erklärung  Uber  die  gedachte  Anschlussfrage  abzugeben. 

Laut  Kundmachung  des  HandelBministeriums  ▼om  4.  Decembcr  1874.  K.  O.  Bl. 
Nr.  U^.^ist  die  ConcesHion  für  die  LocomotiT-EisenbAhn  von  Altheim  nach  SchSrding 

hIs  erlosclK  i»  erklärt  worden. 

Da  jcdooh  die  end^nltij^e  Ft  ststellimp:  eines  eutspreelieiiden  Ansehlusaes 
an  die  noidliclieu  F^^t8t'tzling^b:lllnen  keinem  Zweit'i  1  unteiliej^eii  kann,  so 
stellt  der  Vertreter  der  priv.  Kronprinz  Rudolph  -  Halm  liie  Bitte,  dass  die 
Erthcilun^i:  der  A.  Ii.  Coneession  iiir  die  projectirte  Salzkammcrjrutbahn  mit 
Rücksieht  auf  die  Driiijrlichkeit  des  Hahnbaues  nieht  vr>i  von  der  jedenfallü 
noch  längere  Zeit  inAnsprueh  iiejiinenden  Re^'elun^r  der  nördlichen  AnschlusB- 
tra^c  abhiinfji^r  j^emaeht  werde.  Zur  Durclifiihrunfj  des  liaucs  der  projectirteu 
liahn.  welche  neSst  Fliifrelbahnen  binnen  l:in<rstens  drei  und  einem  halben 
Jahre,  vom  'fair^^  der  Coneessionsertheilung  an  gerechnet,  dem  «>l!entliehen 
Verkehre  iiberg<  beii  werden  muss,  werden  von  der  priv.  Kronprinz  Rudolpli- 
llahn-(Jesellseliatt  die  durch  dan  Gesetz  vom  6.  Mai  1Ö74,  (K.  G.  Bl.  Nr.  73.» 
zugestandeneu  finanziellen  H egünstigun treu  erbeten. 

Für  ilie  Salzkammergutliahn   i.*t  eine  Itesondere      triebsrechuung  zu 
fuhren,  in  welche  die  auH  den  Hctriebsverträiren  bezüglifd»  der  .Vuf^chlusa- 
linien  Steinach  Selzthal  und  Schärding  -  l'assau  uich  ergebenden  li-iunabuieii 
und  Ausgaben  eingestellt  werden  dürfen. 

Für  die  Verrechnung  der  beiden  Gruppen  der  priv.  Kronprinz  Rudolph- 
Bahn  gemeiusanieu  Ausgaben  sollen  folgende  Bestimmungen  gelten: 

1.  Die  Auslagen  der  Centralverwahung  werden  pro  rata  der  Länge  der 
einzelnen  Linien; 

28* 


Digitized  by  Google 


414  K.  k.  priv,  Kron|>riiiz 

3.  die  Dotiruiig  des  PcnRions-,  FroTigions-  und  l-nter8tUtzung8tondes 
nach  dem  VerhlltniSBe  4er  wt  den  einselnen  Bahngruppeii  ausgexahltra 
Gehalte  und  Löhnungen; 

3.  die  ZngfVrdeningaknsten  der  von  der  einen  Gruppe  asf  die  andere 
ttbergehenden  Zllge  im  Verhältniene  der  snrttckgelegten  AehskUometer 
vertheilt. 

4.  FHr  die  iienfltning  der  Wagen  der  einen  Gruppe  auf  den  Linien  der 
anderen  wird  jene  Gebühr  in  Reehnung  gestellt,  welche  jeweilig  nach  den 
bestehenden  Verträgen  flir  Wagen  inltndiseher  Bahnen  zn  entrichten  ist 

Wenn  diese  Gebühr  nieht  für  alle  österrreiehischen  Wagen  gleieh  sem 
sollte,  Ao  ist  die  in  den  Verträgen  der  priv.  Kronprina  Rudolph -Bahn  mit 
österreiohiMchen  Bahnen  vereinbarte  niedrigste  Gebühr  in  Anwendung  sn 
bringen. 

5.  Für  die  Benützung  der  Loeomotiven  der  einen  Gruppe  auf  den  Linien 
der  anderen  ist  jene  Gebühr  in  Reehnung  su  stellen,  welche  sich  im  Vor- 
jahre aus  den  Rechnungen  des  bereits  im  Betriebe  befindlichen  Netses  pra 
Zugskilometer  für  MaterialTerbrauoh ,  Löhne  und  Erhaltung  der  Maschinen, 
zuzüglich  der  Amortisation  derselben  ergibt. 

6.  Die  Betriebs-  und  Erhaltungsauslagen  für  den  Bahnhof  Selzthal 
werden  im  VerhSltnisse  zur  Zahl  der  in  diesem  Bahnhofe  nach  den  beste- 
henden Richtungen  verkehrenden  Züge  vertheilt,  wobei  die  durchgehenden 
Züge  nur  Einmal  gerechnet  werden  sollen. 

Bezüglich  des  Fahr-  und  Frachttarifes  sollen  folgende  Bestimmungen 
gelten. 

Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
PerHon: 

für  die  L  Glasse   36  kr., 

•     •   IL     ,    27  kr., 

n     .  UI.     ,    18  kr., 

„     „IV.     „      (in  Stehwagen)   12  kr.. 

Bei  Sehnellzügen  dürfen  diese  Tarife  um  20  Procent  erhöht  werden, 
unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  beobachtende 
Fahrgeschwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  durebsehnittliche  Fahr- 
gesohwindifrkeft  bei  den  Sehnellzügen  der  übrigen  österreichisohen  Bahnen. 

Maxfmaltarit  be/.ü<rlich  der  Waaren  bei  gewöhnliolier  Geticlivvindigkeit 
per  Zollccntncr  und  Meile: 

1.  ClaHHC  2  kr. 

Ii.  2-25  , 

III.    „   3-50  , 

AiisFiahmsweisp  haben  fllr  l<'lp:en(le  (ro<::en8tände  bei  voUen  Wagen- 
ladungen nachstehende  Frachtsätze  zu  gelten : 
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1.  Piir  Getreide,  UttUeufrttchte,  Mahlproducte ,  Salz  und  geliMcbtes 
Eiseu  l'ö  kr. 

2.  FOr  HoIe  aller  Art  (nicht  Uber  eine  Wai^enlln^),  Kartoffel.  Einen - 
und  Stahlbrnch.  EisenfloBAen  und  Beasemer  Rohgnsa  für  die  ersten  10 

•    Meilen   1-2  kr., 

für  weitere  Entfernongeu   1*1  kr. 

3.  Für  Hineralkohle,  Coaks,  gepreaaten  Torf,  Erse,  Duiigmittel,  Kalk- 
und  Banateina,  fUr  die  eralen  10  Meilen  1  kr.  fUr  weitere  Entfernungen 
0-9  kr. 

Als  ExpeditionsgebUlir  wcrdeu  für  alle  Güter  2  kr.  per  Zolleontiicr  eiii- 
gehobeu,  worin  die  Auf-  uud  AbladegebUhr,  Howie  die  all^^eini  iiie  AHsecunin/. 
einbezogen  ist. 

Wenn  djis  Aul-  (mUt  Aliladen  von  tler  l'artei  benurj^t  wird,  so  ist  die 
Expeditiniisf^elüilir  nur  mit  15  kr.  per  Zolicentner  einzuheWen. 

liei  Feststellung;  der  Tarife  dUrfen  Streeken  mit  einer  Steigung  von 
1:60  und  darüber  mit  der  1 '/jfaehen  Län^re  herecimct  werden. 

Die  zu  erllebenden  Fahr-  und  Frachtpreis»;  dürfen  in  inländifoher  .Silber- 
mfinze  bemessen  werden,  jedoch  ho,  dass  die  mit  lierücksir  htij^un;:  des  Cours- 
werthcB  entfallende  Gebühr  in  der  Landeswährung:  nngenommen  werden  rouBs. 

RttoksicbtUch  der  Frachtpreise  der  Übrigen  Gegenstände,  der  Fe^tset- 
ZHDg  der  Nebengebnhren,  der  Classification  der  Waaren  und  der  »onstigen 
Verkebrahestiminnngen  ist  sich  derart  an  benehmcB,  dasa  die  diessfai lügen 
Preise  und  Bestimmungen  in  keinem  Falle  höher  und  IHHtiger  sein  dOrfen, 
als  auf  den  sonstigen  Linien  der  priv.  Kronprinz  Rndolpli-Bahn. 

Die  priv.  Kronprinz  Rudolph-Bahn  hat  sich  ferner  bei  der  anlSsslich  der 
obligatorischen  Einfllhmn^  des  metrischen  Mass-  und  Oewlchtssyatemti 
oöthigen  Umrechnung  der  obigen  Fahr>  und  Frachtpreise ,  sowie  der  Neben- 
gebQbren  den  diesafülligen  Abmodungsbeatimmungen  des  Handelsniiniste- 
riuma  EU  unterwerfen,  wobei  jedoch  auf  die  Interessen  der  priv.  Kronprinz 
Rudolph- Bahn  Bedaolit  genommen  werden  soll. 

Die  Regiemngaverfreter  erkliren  schliesslich,  dass  Seine  fixcellenx  der 
Herr  Handelaminister  gerne  bereit  sei ,  zur  gesetzlicben  Feststellung  eines 
einheitlichen,  das  ganze  Netz  der  Kronprinz  Rudolph-Bahn  umfassenden 
Tarifea  die  Hand  zu  bieten,  in  welcher  Beziehung  eben  die  bevorstehende 
Eiuflihmng  des  metrischen  Masaes  und  Gewichtes  als  der  geeignetate  Zeit- 
punkt erscheinen  dHrfte. 

Der  Vertreter  der  Kronprinz  Rudolph -Bahn  acceptirt  nach  einer  iSngeren 
Diaenaaion  obige  TarifsKtze  und  Bestimmungen ,  obwohl  er  im  Interesse  der 
Rentabilitit  des  Unternehmens  höhere  Tarife  u.  z.  in  erster  Reihe  die  von 
den  früheren  Concesaionswerbern  der  Salzkammergntbahn  erbetenen  Tarife 
in  erlangen  gewttnscht  h&tte. 
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Iii  Mt  treA' iler  Verpflichtungen  der  Kronprinz  l>n«iolph-Bahn  gegeofiber 
der  k.  k.  Post-  und  TpIcfrrafenanstaU,  sowie  tl<M-  Kri'  irsvorvvaltung.  ins- 
besondere auch  in  Betreff  der  Uetorderang  von  k.  k.  Militärs,  Landwehr  uod 
der  derselben  gleichgestellten  Personen,  io  Betreff  der  liereithaUttiig  von 
Ausrttstungsgegenfttänden  für  Militärtransport,  dann  deu  Abschlni^Bes  von 
Verträgen  wegen  gegenseitiger  Uoniitzung  der  Fahrbetriebsmittei  eto.  sollen 
bezüglich  der  Salzkainmergutbahu  alle  jene  BeBtimraun^en  oonoeuions* 
mäpsige  (ieltong  iiaben,  welche  auch  von  anderen  inländischen  Eisenbahn- 
jresellschajten .  und  namentlich  von  der  Gesellseiiatt  der  Kaiserin  Elisabeth 
Bahn  bezüglich  der  ihr  concessiunirten  Salzburg -Tiroiischon  GebirgAbahii 
augenoinmeii  worden  sind. 

In  H('/ii  hnn;r  auf  die  Cieidheschatfuiifr  t  iklärt  der  Vertreter  der  priv, 
Kronprin/  Kinlnlph-Bahn.  dass  die  s(ilbrti;.'<'Bogebung  der  gesainmtcii.  liir  dl«' 
Sal/karnmertriit  lialin  zu  eniitirendeii  Eng  ten  in  CeRtrr  IJefluinng  unter  den 
deniiali;reii  Verhältnissen  des  (Jeldninrkt«'«;  iiieht  niü^riich  öei.  und  da*s  die 
(iesellseliaU  im  liiteicsse  einer  mi^^Hieh^t  hilli^eii  ( ieldbcsehaffung  mit  der 
Begehung  der  Effecten  in  kh  inereii  Partii  n  vorzugehen  beabsichtige,  wie 
«lies  in  der  letzten  Zeit  wiederholt  mit  günstigem  Erfolge  durchgeführt 
worden  sei. 

her  N'ertreter  der  Kronprinz  Knd<dph-Baliii  erklärt  >ieh  srhliesNjieli  iiher 
Autlnrdernng  der  Regiernni:>vi  rtreter  itereit,  für  die  IMirehtliliruni:  des  l'nter- 
)iehmens  innerhalh  dei-  e<>iii  e8si(Mi>m;i-<><iiren  Grenzen  und  insliesondere  für 
die  Einhaltunjr  des  Banvollendung^teniiines  eine  nngeraessetn'  Cautioii  zu 
leisten.  Iiittef  jeilocii.  dass  dieselbe  mit  keinem  höheren  Betrage  als  mit 
lüÜ.OüO  Ii.  bemessen  werde. 

Hiermit  wurde  das  Protokoll  gesehlossen  nnd  geüprtigt. 

Von  Seite  des  k.  k.  Handels-  Für  die  k.  k.  pr,  Kronprinz 


Ctrl  I.  T,  PitiwaU  in.  p. 

k.  k.  Minlsterialrath. 


mininteriums: 


Rudolpb  Uabn : 
ileklH«r,  m.  p. 


■.  Pisckof  m.  p. 

k.  k.  Hofrath. 
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7.  Gesetz  vom       März  IS75,  R.  ii.  Hl.  Nr.  5?>  und  C.  Bl.  Nr.  49, 

ijetrt'HVnd  ilic  Abänderung  and  Ergänzung  flt-s  »i.'Sfrzfs  vom  «i.  Mai  1^71  dl.  Itl.  Nr.  <."{) 
nvegvii  liersu-liung  der  projectirten  Ucomoiiv-Kisi  nb.ihQ  vun  Slnnai  li  m  ih  r  .tu&  (ibrr-StciiT- 
mark  lueh  Saliburg  und  Tirol  führenden  Cisinbiihn  über  Ausscc,  Sii-g,  Ischl,  tbi'nsce,  Altnantt 

Rird  naeh  AndicsenhofrB,  ereilneli  Schirdiag. 

Mit  Znatimmong  beider  Hftatier  des  ReioherAtheR  finde  loh  ansnordnen, 
-wie  foljrt: 

Artiicel  I. 

l»er  Artikel  II  .Ich  (icsi-tzes  \om  6.  Mai  IH74  K.  (I.  Iii.  Nr.  73 1  uini 
«iahin  abgeändert,  dass  die  dort  normirt«'  sfaatlichc  (l.uMiitic  iiidit  l)lo8  für 
zwanzig  Jahre,  sondern  für  dio  ganze  Concessionsdauer  von  ÜO  Jahren  zu- 
j^esichert  werden  kann. 

VgL  das  eitirte  Oeaets  vom  6.  MhI  1874,  oYmn  nih  &. 

Artiliel  11. 

Fall»  die  Conoeftsion  flir  die  im  Artikel  I  des  Gesetzes  vom  6.  Mai  1874 
^K.  G.  Bl.  Nr.  73)  genannte  Eisenbahn  an  die  Actiengesellschaft  der  privile- 
girteo  KronpriuK  Rudolph-Bahn  ertheilt  werden  sollte,  ist  fllr  die  neucon- 
«esaioiiirte  Bahn  nod  die  übrigen  Linien  der  Oeaellsehafl  nur  eine  gemeinsame 
Betriebsreohnnng  sn  führen,  und  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  dase  der  nnmitteU 
bare  (Tebergang  der  Züge  von  der  Kronprins  Rudolph-Bahn  anf  dio  nen  su 
<»onc<*B8ionireude  Bahn  ermoglieht  werde. 

Artikel  IIL 

Bei  Eintritt  des  im  Artikel  II  vorgesehenen  Kalles  wird  die  im  Artikel 
IV.  Punkt  3.  Absatz  2,  des  Gesetzes  vom  6.  Mai  1874  (K.  G.  Bl.  Kr.  73; 
enlbaltenc  Bestimmung  wegen  Rückzahlung  der  Vor<}chÜ88e  dahin  abgeändert, 
dass  der  ganze  Uebersehuss  des  Reinertrages  über  die  garantirte  Jaliressummi* 
zur  Tilgung  des  geleistesten  Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsver- 
waltung abzuführen  ist.  Es  wird  femer  gestattet,  dass  die  gemäss  dem  ersten 
Absätze  des  Artikels  V  des  Gesetzes  vom  6.  Mai  1874  (R.  G.  Bl.  Nr.  73j 
gcwükrte  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  in  der  Weise  ausgeführt 
werden  kann,  das«  die  Bntriohtnng  der  Einkommensteuer  für  die  Kronprinz 
Rudolph-Bahn  naeh  Masagabe  des  Verhältnisses  der  MeilenlSnge  der  be- 
atehenden  Linien  zu  der  neuen  Strecke  stattfindet. 

A  rtikf'l  IV. 

Der  HandcUiniiiistcr  umi  dfr  Fiii.iu/inini-t'M-  siiid  mit  dfin  Vollzüge 
diese!»  Gesetzes  beauftragt,  welches  mit  dem  Tage  .seiner  Kundmaeliung  in 
Wirk>anikeit  tritt. 

Wien,  nm  28.  März  1^^7.'). 

Frans  Joseph  m.  p. 
AMiaperg  m.  p.  Prelis  m  p.  iaihaas  m.  p. 
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Protokoll,  aufgeiioiniiieii  im  k.  k.  Handelsiiiiuisterium 

am  13.  April  1H75, 

hehuls  \  iTi'inbarung  der  BediogungcD  iur  die  Cunccssienirung  der  projcctirttn  SalikdiniuiTgut- 
Bahn  an  die  k.  k.  priv.  Kronprinx  Rudolph-Bahn-Gmilsehtfl  auf  Grand  des  Grsettes  von  28. 
März  1875,  bctrcffind  die  Abindfrang  und  Krginzung  des  Grsetzes  vom  b.  M»i  1874,  R.  G.  BU 
Nr.  73,  wegen  Ilersteilang  der  projcctirten  I.ocomotiv-Kisenbahn  von  Steinach  über  Austf» 
Steg,  Ischl,  Ebcnser,  AUnang,  Ried  nach  Aodiesenhofen,  eventuell  Schirding. 

Gegenwärtig:  Die  Geferti^en. 

(j  c    «'  n  s  t  a  n  (1  de  r  V  o  v  Ii  a  luU  ii  n  ? 

ist  die  Fcstsf'171111;;:  der  im  Falle  (Ur  Conccssionining:  der  proje<Mirt('n  Sal/- 
kainmcffrut  Uaiui  an  die  i<.  k.  priv.  Kioii|niiiz  liiidolpli  lialin-(iesell>(  haft  aut 
(Jiund  des  «icsctzes  von»  28.  -Miir/  ls7ä  »M'lordcrliclien  oder  wünschens- 
wertlieu  Ahiindeningcn  nnd  Kr^'än/.nnpen  der  protokollnriseheu  Veroiii- 
barunjrcu  \  oni  27.  Mai  und  Ix'/iehungsweise  vom  '29.  J.uiiiei  If^T  l.  so  wie 
der  aul  <!rund  dieser  Verein h.nunpren  und  iles  Gcscf/.eH  vom  Mai  ls74 
(K.  ('.  Hl.  Nr.  73j  formulirten  Concessiuiiabeätimmutif^en  für  die  8alz- 
kammerirut-Halin. 

Mit  Hezielniii};  anl  di(;  Einu:al)en  der  k.  k.  pri\  .  Kronprinz  lindolpli-liahn 
vom  20.  März  und  vom  10.  April  1^7.'),  ZZ.  2'>H.'i  und  3Hl2  ill.  M.  ZZ.  337 
und  583  H.  M. ),  mit  wtdclicn  die  jicnannie  üiscnlmiin-t  leselUchaft  sich  zur 
Uebernahme  der  Allerlioflisten  Conees>»ion  zum  Italic  und  Het.riel)e  drr  pro- 
jcctirten Salzkainnier^Mit  Hahn  und  zur  Durehliilirunfr  der  erlorderliejicn  (iel»l- 
besehaflun^'  .uit  (Iruiul  einer  Htaatliclicn  Ertrii;;iiiss{rarantie  für  die  ^anze 
Coneessionsdaner  hcreit  erklärt  nnd  den  V'ieeprüsiiienten  des  fjesellsehaft- 
liclu  n  Ver\v:iltungsratlies,  Herrn  (ieor;;  Hitter  von  A  i  Ii  i  n  ;i  e  r,  zur  Durch- 
fiilirunj;'  der  bezUjjjlielien  Concessionsverhandiun;,'»  )!  lortncU  be\  ullmiichtigt 
hat.  werden  ziinäelist  di«'  Hcstimmniifren  des  Protokolles  vom  2  7.  Mai  1874 
mit  Hei iicksiclititiunfr  dt-r  Bestimmun^reii  de«  Gesetzes  vom  2>>.  März  1875 
uud  der  inzwisclnn  melirfaeh  jreiinderien  faetischen  Verhaltnisse  einer 
Erörterung  unteizo<^en  und  sohiii  naclistcliendc  Moditieationen  und  Ergän- 
zungen der  prutocoUariscIien  Bestiniinungen  vom  27.  Mai  bejdeliungsweise 
vom  29.  Jänner  1874  vereinbart. 

Mo  d  i  Ii  ca  l  i  o  n   des   C  o  in- e  h  s  i  o  n  .s  -  0  h  j  <  *  t  r  >   mit   iiück»icht  auf 

den  uördlielieii  Endpunkt. 

Mit  Rücksicht  auf  den  Umstand,  das»  die  Concession  tür  di«'  ]ho- 
jectirte  Bahn  von  Altlieim  und  Schärding,  an  welche  die  Salzkammergut- 
Bahn  eventuell  ihren  nördlichen  Ansehluss  finden  sollte.  inzwi-;ehen  als 
erlosehen  erklärt  wurde,  erleidet  das  Coneessions-Objeet  insolernc  eine 
Aeiiderun«:,  als  nunmehr  die  Eventualität  einer  Einmündung  der  Salzkammer- 
giit-Bahn  in  «lie  projectirte  Altbeim-Scliärdinger  Bahn  näciist  Audieeenhofen 
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entfliUt  mu\  Soh'änViDü  iletinitiv  als  der  nördliciie  Kiidpunct  der  Sal/k.-uninor 
gut-Bahn  liehut»  Einmündung  dorsen>cn  in  die  Wela-FasAauf  r-Linie  der  k.  k. 
priv.  Kaiserin  Eliaabetii  l^.ihn ,  bezieiinngsweise  in  die  bestellende  oder 
eventuell  erst  kUnftig  herzustellende  bayerische  Anschlussbahn  zu  be- 
zeichnen ist* 

Bsttterminf  Besohleunigung  der  Bau  Vergebung  und  der 

Banin  angriff  nähme. 

Die  rriilirreii  \'t  rt  inh.inin^'-en  licziitrlicli  der  nautenniiu'  IiI-mImmi  »iit 
reclit.  die  licgierunfjRviTtiettT  richten  jrdocli  mit  Hrzii-liiing  aiil  den  in  <iiest  i- 
An^M'h'irenlieit  an  dt-n  ViTwaltiing^^ratli  der  Kronprinz  Hudolpli  lialin  er 
gangenen  Erlass  «let*  k.  k.  Ilandt'ls-Ministcriuni-  vom  26.  Miiiz  187.').  Z.  3;S7 
H.  M..  jKMierlich  die  tlrin}r<'nil<!  Aullordcrniu:  an  die  llcrrt'n  Vertret</r  der 
Kronprinz  Kuddlpli-Balin,  solort  alle l^iinlciluiitren  zu  tretlen  ini<l  insbesondere 
die  Ansarix'itnn^'^  der  Pr^jeete.  KoRtenv(»ranseliläfre  und  sonstigen  der 
(lencinnigiing  der  Uegiernn^  unterliegenden  trclinisclien  Vorlagen  derart  zu 
l>ets<'iileunigen.  dasH  sofort  mit  <ler  Vergebung  der  BauarlMNton  und  Liefe- 
rungen im  Wege  der  Oflfertverhandlunir  vorgegangen  und  liif^durdi  di«' 
nnverziigli<  lie  In  tngrifl'nalnne  des  allseitig  als  dringüeli  erkannten  iialnihaut  s 
ermöglieht  Wf-rde. 

Ausarbeitung  und  Vorlage  des  Projecte.s. 

Die  Herren  Vertreter  der  KronprlnsRadolph-Baliu  ericlkren  hierauf,  das» 
das  Detailproject  für  die  ganze  Linie  mit  Ausnahme  der  Theilatreclce 
Attnang-Ebenflee,  bezflglieh  welobtor  die  •erforderlichen  Traoestndien  dnreh 
die  Traeimngsabtheilung  der  k.  k.  General'lnspeotlon  der  österrelohisoben 
fiiaeababnen  in  Angriff  genommen  wurden,  bereits  fertig  vorliege  und  nur 
desahalb  dem  Handeln-Ministerium  noch  nicht  zar  Prüfung  und  Einleitung 
der  vorgeschriebenen  commiseionellen  Erhebungen  Uberreicht  worden  seien, 
weil  die  für  den  Amtsgebrauch  des  Handelsministeriums  und  der  Gesellschaft 
besiehungAweise  fUr  die  Absteckung  der  Trace  und  die  Einleitung  der 
Offertverhandlung  nothwendigen  Copien  noch  nicht  angefertigt  werden 
konnten. 

Teber  Andringen  der  Regierungsvertreter  wird  jedoch  von  den  Herrn 
Vertretern  der  Kronprinz  Rudolph-Bahn  zugesichert,  die  sofortige  Ausarbeitung 
der  iiir  den  Amtsgebrauch  des  Handelsministeriums  bestimmten  Projeetoopien 
nnd  die  Vorlage  derselben  derart  zn  beschleunigen,  dass  die  Einleitung  der 
▼orgesehriebenen  Loealcommissionen  nnd  sonstigen  Amtshandlungen  einer- 
seits, die  Vergebung  der  Bauarbeiten  nnd  Liefernngen  andererseits  ohne 
weiteren  Anfsehnb  vorgenommen  werden  k&nne. 
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lie  In  n  (1  i  r  II  n  il  «■  r  Kosten  für  »lio  auf  Staatskosten  in  An^rriff 
geil  o  nun  enen  T  rao,  es  t  u  d  i  e  n  in  der  Strickf  A  t  tn  an  ^  -  E  b  <*  nsee. 

Die  Herren  Vertreter  der  Kroiiprin/  Rudolph-Bahn  iibernehmeu  ferner 
die  Verpflichtmif?,  die  diireh  Orerane  der  Traeirnn?:«- Abtheilung  der  k.  k. 
Oeueral'Inspection  der  üstcrreicliisehen  Eisenbahnen  in  Angriff  genommenen 
Operate  be/.iiglich  der  Theilstrecke  Attnang-Ebensee  sofort  gegen  Ersatz 
der  hieniraufj^elaufenen  Kosten  in  dem  vom  Handelsministerium  zu  beziffern- 
den Betraj^e  zu  übernehmen  und  die  AuHarbeitun;r  di  s  he/.üglichen  Projecte?* 
in  eifrener  Kef^ie  mit  mögliclister  Beftciileunif^un^  durchzuführen,  zu  welchem 
Ende  der  Eiacnhahngesellsehaft  erforderlichenfalls  die  Uebrrlassung  be- 
ziehnn^'sweise  Zuweisung  technischer  Hilfskräfte  der  Banahtlieilun^r  der 
k.  k  <i«'neral  Inspeetion  der  österreichischen  Eisenbahnen  gegen  Vergütung 
«ler  Kosten  iu  Aussicht  gestellt  wird. 

baua  US  f  Ii  Ii  rung.  M  (mI  i  Ii  <■  -u  i  <•  n   u  d  >>  r  t  e  «•  h  n  isoh  en  iicdi  ng  u  isBO 

vom  2i).  Jänner  1874. 

BeziigUeh  der  Projeetsverfasanng«  der  Bauauaftthrung,  der  ataaUieben 
Baiiaufaicht  and  in  allen  Übrigen  auf  den  Bau  und  die  Ansrilatnng  der  Bahn 
bexiigUchen  Fragen  aollen  die  Bestimmungen  des  ProtocoUea  vom  29.  Jknner 
1874  und  des  demselben  beigehefteten  technischen  Bedingnisaheftes,  sowio 
die  ergänzenden  Bestimmungen  des  Protocolles  vom  37.  Mai  1874  aufrecht 
erhalten  bleiben  ^  und  werden  ron  den  Herren  Vertretern  der  Kronprinz 
Rudolph'Balin  lediglich  nachstehende  Modifioationen  der  erwähnten  tech- 
nischen Bedin^*ni8se  in  Anregung  gebracht. 

In  erster  Linie  wird  von  den  Herren  Vertretern  der  Kronprinz  Rudolph- 
Bahn  mit  Rücksicht  auf  die  hieraus -resnltirende  erhebliohe  Kostenersparniss 
die  Reibehaltung  des  bisherigen  Sohienenprofiles  der  Kronprinz  Rudolph- 
Bshn  statt  des  im  §.  9  der  allgemeinen  Bedingnisse  für  die  Salzkammer 
gnt-Bahn  normirtcn  Schienenprofils  erbeten,  worauf  die  technischen  Ver- 
treter des  Handelsmlnisti  riums  die  Erklärung  abgeben,  dass  unter  der  Vor- 
aussetzung, dass  die  im  Artikel  9  der  mehrerwähnten  allgemeinen  l^edingnisse 
enthaltene  Bestimmung  hinsichtlich  iler  Tr.i^^fiilii^'keit  der  Seidenen  einge- 
halten und  die  Naehweisungen  hiertTir  dnreli  Vorlage  der  Zeichnungen  und 
Berechnungen  geliefert  werden,  eine  Herabminderung  der  in  den  technischen 
Bedingnissen  angegebenen  Schienen hiWie  keinem  Anatande  unterliegen 
werde. 

Eine  weitere  Bitte  der  Herren  Vertreter  der  Kronprinz  Rudolph-Bahn 
geht  dahin,  dass  die  in  den  tecbnisohen  Uediugnissen  für  die  Salzkammer- 
gnt-Bahn  festgesetzten  Anfordeningen  bezüglich  der  Dimensionen  der 
Hauptwerkstätte  mit  RUeksielit  auf  den  Umstand  dass  nunmehr  auch  die 
Werkstütten  der  alten  Linie  für  den  Bedarf  der  &ilzkammergut-Bahn  heran* 
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gezogen  werden  k  einen,  auf  jenes  Auftmass  herabgerietzt  worden  ilürt'eii. 
wolrho^i  rleiQ  bestelipudeo  Werketttttengebäude  der  Kronpriiix  Hiidolph- 
Babn  io  Laibacli  entsprieht,  wogepren  die  aas  diesem  Anlasse  /.u  erzielenden 
Ersparnisse  in  den  Besenrefond  der  SaUkanunergnt-Uabii  hinterlegt  werden 
sollen. 

Es  wird  in  dieser  lieziehung  der  Kronpiin/.  iiudolpb-lialm  anheim. 
gestellt,  bei  Vorlage  des  Projectes  für  die  in  Rede  stehende  Werkstättc  un  I 
die  zugehörigen  Ueleiseanlagen  eine  Abweichung  von  den  diessiäiligen  Be- 
stimmungen der  allgemeinen  Bedingnisse,  Artikel  16  unter  Nacbweisung 
<ler  Leistungsfähigkeit  sätnmtliciier  Werkstätten  des  gesnmmten  Netzes  der 
Kronprinz  Kudolpli-Babu  mit  Rücksicht  auf  den  gesammteu  Falirpark  näher 
zu  liejrriinden. 

Ile/.ii^'^licli  der  ferneren  Bitte  «ler  lierrtMi  Vertreter  der  Kronprinz, 
Rud<dpli-H;ilin  wegen  Erhöhung;  der  nach  den  teehnisciien  lk'iiiii!.'iiisiHeii  mit 
1:70  anzunriimendeti  Maximalsteigung  in  der  Strecke  von  ilausruck  bis 
Ried  auf  1 :  60  wird  der  eoneessionswerbenden  Uiiteniehmiing  die  thunlichste 
Berücksichtigung  nach  Mass;.',ibe  der  bei  Vorla^'e  des  Projectes  für  die 
gedachte  Theilstrecke  beizubringenden  technischen  Behelfe  zugesichert. 

1-  i  U  g  e  1  b  a  h  n  e  n  zum  6  u  d  w  e  i  k  e  in  Ischl  und  zum  0 1  f  e  n  »  ee. 

Die  augeregte  Einbexiehnng  der  Kosten  der  Uber  Verlangen  des 
8alinen-  und  Forstttrars  herzustellenden  FIBgelbahnen  %nr  Saline  Ischl  und 
zum  Offensee  in  das  garantirte  Anlagccapital  der  Salzkammergut-Bahn  wird 
mit  Riir  ksicht  auf  den  Wortlaut  des  Artikels  I  des  Gesetzes  vom  6.  Mai 
1874.  n.  G.  Iii.  Nr.  73,  welches  nur  die  Fiü;relbahnen  nach  Thomai«roith 
nnd  zur  Saline  Ehenseo  erwähnt,  als  unzulässig  erklärt,  und  die  iieratelliin^ 
der  gedachten  FlUgelhahnen  der  besonderen  Vereinbarung  zwisohen  der 
ßabngesellsohaft  und  dem  Aerar  vorbehalten. 

Occupation    ärarisehon    Grundes    vor    Abt>clilus3    der  Ein- 

lüsungs  Verhandlungen. 

Die  Befürwortung  der  erbetenen  Qestattung  der  Inangriffnahme  der 
Bauarbeiten  auf  den  für  den  Babnbau  erforderlichen  Krariaohen  Örund- 
stttoken  vor  der  formellen  Austragung  der  EntsrhXdigungsfrage  wird  von 
der  Vorlage  der  zur  BeurtheUnng  erforderliclien  Belielfe  beziehungsweise  der 
Naehweisung  der  für  den  Bahnbau  in  Anspruch  zu  nehmenden  ttrariscben 
Qmndstttcke  abhängig  gemacht. 

Vergebung  der  Bauarbeiten  und  Lieferungen. 

In  Betreff  der  Banvergebung,  welche  im  Sinne  der  mehrerwähnten 
d^aetze  getrennt  von  der  Vergebung  der  Lieferungen  nnd  der  Grundein. 
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lösunjr  im  OrtVrtwetre  zu  (  rfo|fr«^n  liat.  urul  (Iricu  ModulilätHn  (Um-  (iciielimi 
fruni''  <l»'r  Koirieniii'r  iintf  rliofrcn.  wird  vt-rcinliart.  dans  die  iK  ziiLrlidin  (  »ftVrt 
verhandlunti  im  Sinuc  der  {redaeliten  (Irsetzo,  jedoch  HUfi  <>koii(»niis(  lieii  und 
Opportuuitätsriickj'iolitoii  nicht  durch  Verlantbarunp  in  den  ofTcntlichen 
lilätteni.  sondern  tlnrch  scliritf lidic  Kinhidnni:  der  renonimirlcsten  inlün- 
«Hschcn  l  ntcriichincr.  bei  deren  Au^^wahl  im  Einvernehmen  mit  Jct 
Regierunir  V(tr/Ji;;clicn  ist.  dur«'liznluhren  sei. 

Um  ilie  (  oni  urrcn/  Itci  der  oH'ert"  (  isen  Hanver^'cbiinfr  zu  einei  uii"»irliclist 
all;.M'meinen  /u  machen,  wird  in  dem  Falle,  als  die  Oflf»»rrausschreibun^^  na'-li 
einzelnen  Baulosen  in  Aussieht  ;.'-ei\oniinen  werden  stdlte.  aueli  freiren  die 
enmuiative  Verjrebiinp  mehrerer  Jiauln.se  an  Einen  Unternelimer  kein  An- 
stand eriinhen  werden. 

.Mit  i;iicksi(dit  auT  die  I )rin{;[iclikeit  der  inan;:riftnahnn'  der  Bauarbeiten 
s(dl  die  Bauverj/ebniii:  von  der  Vnrlage  der  Detail  Projeetc  und  der 
Ertlieilnn'T  des  Banconseuses  nicht  abbjin;j:i;;  {gemacht,  sondern  sogleich  auf 
(iruud  des  vorliefrcnden  ( leneralprojci-tcs  in  der  Art  vorp  imnimen  werdco. 
dass  der  Bauunternehmer  sich  verpHiclitet,  die  den  Be>iiniinunj:en  der 
piditiselien  Üe;: i  liunj.'  und  den  liehordliclieii  .\niiiil niin^'en  entspreclieudeii 
Melirlei-<tnii;:rn  ;:e;:('niibcr  den  der  Bauvergehuii^  zu  (irnnde  li(>'indeii 
l'rojecten  und  Kostcnvoranscidäfien  ^^egen  entspreeliende  Vergütung  der 
Mcdirkusten  nnweij:»  rlidi  auszutüliren. 

Dem  entsprechend  winl  es  keinem  Anstände  unterliejrcn,  in  die  Cou- 
eessionsurkuude  einen  Termin  liir  die  Inanpriffnahnie  der  Bauarbeiten^  und 
zwar  als  solchen  den  1.  Juli  11^7.')  aufzunehmen. 

De8<j:leichen  übernimmt  die  Kronprinz  Rudolph-Bahn  im  Hinblicke  »uf 
die  Nothlage  der  inländisch  betheiiigten  Industriezweige  die  Verpflichtaug 
die  offertweifte  Vergebung  der  Ausehaffnng  von  Fahrbetriebsmittelu  and 
Oberbau  -  Eisenmaterial  unverzüglich  durchKufUhre«  und  die  Oifertaus- 
«chreibung  diesfalls  noch  im  Monate  Mni  d.  J.  zu  bewirken. 

(j  c  I  d  b  e  sc  ha  ffu  n  g. 

WaR  die  Geldbeschaffung  anbelangt,  hält  der  Herr  Vertreter  der 
Kronprinz  Rudolph  Bahn  die  partienweise  VerXnsserung  der  zu  begebenden 
neuen  Titere  der  Kronprinz  liudolph-Bahn  im  Hinblicke  aof  die  hiersus 
resultirende  Erleichterung  des  intercalarzinsenfondes  und  den  zn  erzielenden 
günstigeren  Be^j-ebnn^'^scnrs  nir  vortheilhafter  als  die  sofortige  Emission 
.des  gesammten  Etfectencapitals  der  Salzkamroergut-Üabn. 

Die  Finniiziriiny-  des  Unternehmens  der  Salzkammergnt-Bahn  sei  auch 
bei  dieser  Modalität  der  ({eldbcsehaflfung  als  gesichert  anzusehen,  da  in 
Hinblicke  auf  die  beaUglich  eines  Theiles  der  zu  bejrcbenden  Pnorität«- 
Obligaticinen  vorliegenden  Offerte  (süddeutscher  und  französischer  Oeid- 
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ioHtitute),  welchen  ein  Hinimalhegebungscan  von  SA—Sb^/^  xu  Grund  laiif. 
die  Beg^bunic  der  rentliehen  Effecten  zu  einem  weuigsteoB  nicht  ungünstigen 
Oonree  mit  grosser  Wabrseheinlichk  eit  «usunebmen  sei.  Zunjkbst  sei  auf 
Grund  der  rorliegenden  Offlerte  ein  dem  GelderfordemiMe  des  laufenden 
«labres  entprechender  Theilbetrag  des  Nominal-Oapitales  der  Salzkammer- 
gut-Bahn  zo  begeben  und  erst,  wenn  ein  weiterer  Geldbedarf  sieh  heraus- 
stellt,  zu  erwUgeo,  zu  welchem  Gourse,  beziehungsweise  unter  welchen 
HodalitSten  die  weitere  Geldbeschaffling  durchzuführen  sei.  Insbesondere 
sei  In  dem  Fiüle  als  in  der  Folge  die  Begebung  von  Aetien  zu  einem  ent> 
sprechenden  Course  nicht  zu  erzielen  sein  sollte .  die  Eventaalitftt  ins  Auge 
KU  fassen,  das  ganze  Gelderfordemiss  ansschliesslieli  dureb  Begebung  von 
Prioritlltsobligationen  der  Kronprinz  Rudolph- Bahn  in  der  Art  aufzubringen. 
dasB  das  conoessionsmlssige  Yorbültniss  des  Aotioneapitaln  zu  der  Prioritftts. 
schuld  der  Kronprinz  Rudolph-Bahn  nioht  alterirt  werde. 

Auch  sei  die  Alternative  nicht  ansgesohlossen«  dass  sofort  das  ganze 
Erforderaiss  für  die  Salzkammergut-Bshn  in  Prioritäten  begeben  werde, 
sofeme  sieh  duroh  die  sofortige  Begebung  des  gesammteii  Prioritfttenospitals 
ein  angemessener  Begebungsoours  erzielen  Hesse. 

Der  Herr  Vertreter  der  Kroupriuz  Kudolph-Balui  hält  Übrigens  mit 
Kileksieht  auf  die  Ergebnisse  der  bisher  gepHu^eiien  Verhandlnngeu  mit 
mehreren  renommirten Geldinstituten  diePinanzürung  desUntemehineus  der 
8alzkamroergut-Bahn  unter  der  Voraussetzung  ai.s  gesichert,  dasii  die  etwa 
bei  der  V«  rgcljuiig  der  Bauten  und  Lieferungen  sich  herausstellenden  Mehr- 
erfordernisse  gegenüber  den  priUiminirten  Bau-  und  Ausrflstungskosten  durch 
die  bei  der  Geldbeschafüing  etwa  zu  erzielenden  Mehreingäoge  bedeckt 
werden  dürfen. 

Der  Herr  Vertreter  des  k.  k.  Finanzministeriums  gibt  hierauf  im 
Namen  Seiner  Excellenz  des  Herrn  Finanzmiuisters  die  ErklSrung  ab,  dass 
vom  Standpunkte  des  Finanzministeriums  gegen  die  Anfbriiigiing  des  Geld- 
erfordemisses  der  Salzkammergutbahn  ausschliesslich  durch  neue  Prioritäten- 
Emissionen  kein  Anstand  obwalte,  dass  es  jedoch  im  hohen  Grade 
wünschenswerth  encheine,  sofort  die  Begebung  den  ganzen  Nominalcapitales 
der  Salzkammergnt-Bahn  auf  einmal  sieher  zu  stellen. 

Der  Herr  Vortn  ti  r  der  Ki  oiipriii/  Kiidolpli-Haliii  erwidert  hieraul. 
das«  nach  seiner  Aiisicht  die  sofortige  Vergehunp  dos  ir.ni/tMi  Prioritaten- 
1»etrages  tlir  die  8alzkamnn  rKnt  liahn  notlnveiidi;:  /iiin  r:iiiscliall»auver- 
tra;re  führen  müsse,  da  kein  (i«'ldin8titut  die  sämmtlichrn.  für  die  Salz- 
kamniergut-Bahn  zu  begebenden  Obligationon  ühornehnn'n  wcrdi-.  ohne 
.ausreichende  Garantien  zu  fordern,  dass  der  Bau  und  dii-  Ausriistunjr  der 
Bahn  und  das  Auslangen  mit  den  verfügbaren  Ci<4dmitt('ln  in  entitprecliender 
Weise  geHlchert  sei. 
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Anoh  sei  es  aU  wahnioheiiiHch  aiusunelimen,  dass  die  Vergebung  des 
ganaen  Capitale«  für  die  Balekammergut-Bahn  nur  mit  Opfern  besfehangt' 
weise  mit  einem  minder  gttostigen  BminalonBCorse  sa  ermögUehen  eein 
werde.  Dessen  angeacbtetwerde  die  OesellBehaft  diese  Eventualität  xnnSohst 
ins  Auge  fansen.  und  werde  es  von  den  Ergebnissen  der  in  dieser  An- 
gelegenheit mit  den  Geldinstituten  au  pflegenden  weiteren  Vorliandinngen 
abhängen,  ob  und  inwieweit  den  diesfllligen  Wilnseheu  des  k.  k.  Finans> 
rainisterinros  entsprochen  werden  könne. 

Mit  Rttok^icht  ant'  die  von  dem  Herrn  Vertreter  <1er  Kronprinz  Rudolf 
Balm  nn^^'esprochene  Voranssotzung-,  (la<*s  etwai?:e  Mehrkosten  boini  Baue 
und  der  Ausrüstung''  <ior  Wahn  diircli  die  bei  der  Oeldbeschafl^mg  SB 
ertielenden  Vortlieile  bedeckt  wridt  n  dürfen,  wird  von  den  Ref^ieruu^sver- 
tretern  uut  <li(>  Hestimmnngen  des  ArtikelB  1  de»  GesetzeB  vom  6  Mai  1874 
(R.  (.1.  Bl.  Itr.  73)  hingewiesen,  wornach  dievom  Staate  fUr  dio  8alzkammer- 
gutbalin  zu  gewährende  Ertriigniss^zarantie  nicht  mit  einer  rausclialsurome 
fizirt  wurde ,  nondern  die  factische  Garantiesumme  auf  Grund  der  nacliza- 
weisenden  effeotiven  Bau-  und  AusrÜHtungskosten  und  des  nach  MaAsgabe 
derFinanzirung:8verträgo  zur  Bedeckung  dieses  Eirfordernisses  sich  ergebenden 
NominalcapitaloB  innerhalb  des  Maximalbetrages  von  fl.  57.800  per  Meile 
erst  zu  ermitteln  sei. 

lliediufh  sei  die  nerUckHirbtii^uiifr  der  factischen  Mehraii><la|^en  hei 
dem  Bau«  und  der  Aiisrüstun^^  der  Bahn  eincrgeiU  und  der  diirr  li  Bep^ebunf: 
der  geRellscliaftliehen  Titres  zu  beschaffenden  effcctivcn  (ieldmittel  ander- 
seits ohnedies  v<ir{re.sehen.  wopregen  anderer-eit>  etwaige  Erdparnisae  ans 
dem  Baufondc  in  den  Reservefonds  zu  hinterlegen  seien. 

Abänderungen  der  frtther  formuiirten  C onoessionsbe Stim- 
mungen. 

Gegen  die  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  28.  März  1875  erforderlichen 
Abänderungen  der  frtther  vereinbarten  Concessionsbestlmmungcn ,  insbe- 
sondere gegen  die  FObmng  einer  gemeinsamen  Betriebsrechnimg  tlir  die 
Sslzkammergut-Bahn  und  die  alten  Linien  der  Kronprins  Rudolph-Bshnf  so 
wie  gegen  die  Anordnung ,  dass  die  etwa  au  erzielenden  Reinertragsttber- 
aehttsie  der  Kronprina  Rudolph-Bahn  aur  OSnse  rar  Rflekaahlung  der 
erhaltenen  GarantievorsohQsse  au  verwenden  seien,  wird  von  Seite  der 
Herrn  Vertreter  der  Kronprinz-Rudolph-Bshn  kein  Anstand  erhoben. 

Im  Uebrigen  bleiben  die  protokollarisehen  Vereinbarungen  vom 
29.  Jänner  und  vom  27.  Mai  1874,  sowie  die  auf  Ornnd  derselben  formu- 
iirten Oonoessionsbestimmungen  insbesondere  jene  in  Betreff  der  im  ölfent- 
sehen  Interesse  von  der  Unternehmung  zu  Qbemelimenden  Verpfliehtungen 
bezQglieh  der  PostbefbrdemngderermässigtenMflitärtarife,  der  Telegraphen' 


Hudolith-lUhii. 


leitongen  etc.  eboD»o  wie  die  vereiiibArten  TariflieBtiminungen  in  allen 
Pumpten  aofreclit. 

Ueberuabme  der  für  die  Salskamnier^ut'Bahn  verwendbaren 
Bntitftten  der  Bbenftee* |gchl-8teger- Babn  dnreh  die  Krön- 

prins  Rudolph- Bahn. 

Ueher  Aiiliai:»-  der  Reg;ici  iinp-svortrcter  in  |{<  ir('ft  lit  r  robcriialinir  »1er 
fiir  die  S:ilzk:iiiunoifriit-l^ahii  \  t'rwrudbaron  liauteii  und  Mat»M"iali('ii  durcli 
die  Kronprinz  Hnduljdi  lialiii  orklären  die  Ht'rrcn  Vertreter  der  letzteren, 
das«  die  Erhehun^^en  über  den  Umfantr  der  crwälinten  liauten  und 
Materialien  der  Ebcnsee-l.sclil  Stej^'^r-Baim  unter  Heiziehunfr  eines  Ver- 
treters derselben  und  eines  Ab»:;eurdneten  der  k.  k.  (ieneral  Inspektion  der 
üßterreicliisclien  EiBenbahnen  im  October  v.  J.  durchg«  führt  worden  sei. 

Auf  Orimd  dieser  Erhebunpren  sei  von  den  Or^janen  der  Kronprinz 
Iludolph  Bahn  der  W(  rtli  der  erwähnten  Entitiitcn  der  Kbensee-lHcbl  Steger 
Bahn  mit  circa  164  uüO  ti.  ermittelt,  welcher  Betrag  nunmehr  den  weittiren 
Verplciclisverhandluntn-n  zu  Grunde  zu  legen  sei.  Nachdem  die  Re^ierunf^s 
Vertreter  auf  die  Nothwendii^keit  hingewiesen,  diese  Vergleichsvcrhand- 
lungen  mit  möglieliHfer  Beschleunigung  and  soweit  diess  ohne  (JefUlirdung 
berechtigter  Interesticn  geschehen  könne,  auch  nut  tliutdiehster  C'oulance 
durchzufiiiuen  .  wird  beschlossen,  mittelst  ämllieher  Autforderung  die 
ragchcRte  Abwicklung  dieser  Angelegenheit  unter  Intervention  eines  Ver- 
treters der  k.  k.  General-lnspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  einzu- 
leiten. Sollten  diese  Verh.'uidluugen  zu  keinem  dctiuitiven  Vergleiche  zw  ischen 
den  betheiligfen  Unternehmungen  lüliren,  so  wird  das  l>e/ii::lif  lio  Operat  im 
Sinne  der  Anordnung  des  Artikels  III  des  (iesetzes  vom  »i  Mai  1874  (R,  (j, 
Bl.  Nr.  73)  dem  Handei>>miniAteriuni  zur  Genehmigung  vorzulegen  sein. 

Intervention  der  Regierung  bezüglich  des  directcn  Wagen- 
ttberganges  auf  der  Strecke  Selztlial -Steinach  der  Kaiserin 

Elisabeth-Bahn. 

Die  Herrn  Vertreter  der  Kronprias  Rudolph-Bahn  stellen  schliesslieh 
das  Ansoehen  an  die  Regierongsvertretery  dass  in  dem  Falle,  als  die  einge- 
leiteten Verhandlnngen  mit  der  Kaiserin  Elisabeth -Bahn  wegen  Bentttenng 
der  Bahnstrecke  Selsthal-Steinaeh  fBr  den  unmittelbaren  Uebergang  der 
Zllge  Ton  den  alten  Linien  der  Kronprins  Rudolph  Bahn  auf  die  Salskammer- 
gnt-Bahn  und  umgekehrt  ohne  Versehulden  der  Kronprinz  Rudolph-Bahn  su 
keinem  gttnstigen  Ergebniss  fuhren  sollten,  eine  Intervention  der  Regierung 
insbesondere  in  der  Riohtnng  eintrete,  dass  die  definitive  Austragung  dieser 
Angelegenheit  ohne  weiteren  Aufschub  erfolge  und  nioht  etwa  auf  unbe- 
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stimmte  Zeit  (bi»  zur  BetriebReröffnung^  der  Salslciimroergnt-Iifthnt  vertagt 
werde. 

Die  erbetene  Intervention  wird  von  den  RegieningH Vertretern  im  Sinne 
der  Bestimmung  des  Gesetses  vom  28.  Mürz  1875,  Artikel  II,  sngesiobert. 

Vgl.  die  Anmerkung  su  Aline«  4  d««  Protokolle»  v»in  29.  .IHnner  1874.  sub  4. 

OeschloRRcn  «tid  prefertipft. 

Georg  HittiT  v<m  A  i «;  Ii  i  ii  jr«  r  m.  p  .  Johiinii  Bayer  in.  p., 

noe.  inaiid.  dos  V'crwaltniii^sratlies  der  k,  k.  Sof^tioiisrath. 
k.  k.  priv.  Kronprinz  üudtdph-liahn.  Dr.  Hciiiricli  Kittor  v.  NVittek  in.  p., 

Au;:u-t  Platt»'  \\\.  p.,  k.  k.  Sectionsrath  als  Helerenl. 

Uberinftpcctor  dor  IJ uilitlph-lialm.  L.  Wi  ba. 

Carl  Ritter  v.  Pusswald  m.  p.,  k.  k.  Miiiistorial-Vice-Socretär  als 

k.  k.  Sertiont'clH'r.  l'rotokolltülin'r. 


9.  Protokoll^  aufgenommen  im  k.  k.  Handelsministeriiim  am 

2».  April  18;5, 

in  Erginzung  tit  r  protokollarischen  Veri-inbarungen  vom  13.  April  IbTö  in  Uetrt'fl'  der  B«- 
dingnngen  fär  dir  Conccssirung  ticr  projrrlirtt'n  Salzkainmcrgiit-nahn  u  üie  AetieB-Gesell- 

schaft  der  k.  k.  priv.  Kronprinz  liudolph^bahn. 

Gegenwärtig:    Die  G«>fertigteu. 

(ie  1^  eiü^tand  der  Verhaudlang  \»i  die  in  Ergänzung  der  pro* 
tv^kollarisohen  BestimmiiDgen  vom  13.  April  1875  mit  den  Vertretern  dos 
Kronprinz  Kudoipb-Raliu  zu  treffende  Vereinbarung,  und  die  Termine  fttr 
die  eventuelle  Einlösung  der  Salskaminergiit-Bahn  durch  die  Staatsver- 
waltung und  flir  den  Eintritt  des  staatlichen  Heimfallsreehtes  besllglieli  der 
genannten  Bahn  mit  den  einschlägigen  Bestimmungen  flir  die  Übrigen  Linien 
der  Kronprins  Rndolpb-Bahn  in  Uebereinstimmnng  zn  bringen. 

Nach  dem  früheren  Entwürfe  der  Ooncessions-Urkunde  fttr  die  Sala- 
kammergut-Bahn  wUrde  nähmlioh  die  Befugniss  der  Staatsverwaltung  zur 
entgeltlichen  Einlösung  der  Salzkammergut-Bahn  nach  80  Jahren  vom  Tage 
der  Concessionsertheilung  an  gerechnet,  sonach  voraussichtlich  im  Jahre 
1905  eintreten  und  die  Conoession  nach  90  Jahren  vom  Tage  der  Inbetrleh- 
HCtzung  der  ganzen  Bahn  an  gerechnet  erlSschen ,  das  Iffeimfallsreeht  der 
Staatsverwaltung  in  Bezug  auf  die  Salzkammergut-Bahn  sonach  im  Qtn> 
blicke  auf  die  d«/«jihrige  Bauzeit  voraussichtlich  im  Jahre  1968  in  Kraft 
treten. 

Nach  den  Bestimmungen  der  Coneessions-Urkunden  vom  11.  November 
1866.  R.  G.  Bl.  Nr.  143,  vom  20.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  ISO  und 
vom  38.  Juli  1871.  R.  G.  Bl.  Nr.  102,  für  die  Hauptlinien  der  Kronprini 
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Kinlolph  Hulin  und  ^\o\•o\\  Zwci^'b.iliiu'n  ist  da^rcgen  die  T jult-Jiin^r  dieser 
Liiii^  ii  <l  ii<  h  dir  Staatsvorwaltiin^  iiacli  30  .lahrfn  vom  Tn^^e  »h  r  AiHlVilijrmifr 
drr  erflerwälintcii  Oonces^innsinkinidc,  d,  i.  iinch  di  ni  11.  NoAcmUcr  l.s96, 
zulässi«r  iiiitl  tritt  das  st.iatliilK  Heimt"allsro«dit  hc/iifrlich  dieser  Liiiion 
am  11.  N<t\ fiid'Hr  ll».")i)  t-iii,  wälireiid  n.u'li  *l<'ii  C(Micos'*ionsiirkiniiien  vom 
•23.  K«'ljruar  IHCi».  \l.  (J.  Iii.  Nr.  38.  und  vom  25.  No\  emlu'r  1871,  II.  (J. 
Bl.  Nr.  144.  liirdi«'  Linien  Laibacli- i  arvis  und  Villacli- Tarvis  die  liotiiL'-ni<-< 
zur  t'n(;r»'ltlic!if'n  Einliisiin;.'  dieser  Linien  tlnr<'li  den  Staat  am  23.  Fehrnar 
1899.  das  staatliidie  lleiintalUreclit  at)er  am  14.  Deeeniher  lIHli»,  d.  i.  nach 
yu  .laliren  vom  Ta^;«'  der  an»  14.  Deecniber  187u  erlol^iitcn  BrütTnung  de« 
Betriebes  auf  der  Liide  i.ail»;ieli-'l'arvis  eintritt. 

E<  wäre  nun  aus  ailmiuistratix  eu  und  «^taat-liuan/iellen  liii«  k>i<diteu 
w  iin>elien<\\  ertli.  dass  der  Termin  tiir  den  lünlritt  (1e<  >taatlieiien  Linliisuri'.'s- 
und  Heimfail^i eidites  hezüt^lieli  der  Sal/kanimerf^ut  Hahn  naeh  Thuidichkeit 
al>.L'^'  kiir/t  und  wo  uet;:li(di  nicht  liin^rer  au^enuiumeu  werde»  als  bei  dei» 
Hanptiinien  der  Ki'ouiirinz  liud(dpii-liahn. 

(  eher  die  diesstii Iliue  AnrcL'nnjr  des  KeLrierunL's-Vertrelers  flehen  die 
Heireu  Vertreter  der  Kronprinz  Ivndoljdi-Bahn  die  ICrkläruii'r  ab.  da<s  die 
an,srere{rte  (Ibdciistellunf^  der  Termine  tlir  den  Lmiritt  «b-s  staailiehen  Ein- 
U'tsunjLrs-  iin<l  1  leiintallsreehtes  ijeziiiriieh  der  Salzkamn)erirut  IJalin  mit  jener 
tÜr  die  Hauptlini<'n  und  inHi)esondere  jeile  Abkiir/nnj:  der  90j;ibri^M-n  Coii- 
ce-s-iions-  und  ( i;iraiitie<lauer  der  Sal/kamnier^nit-Hahn  (iundi  die  liekannten  An- 
sehauuu^ceu  der tinanzirt-nden  ( iei'lin-tiMite  vidli;,'  aiisfreschbtssen  ei  sejiciin'  und 
ledifilieii  als  ätr^serstt^s  Zn;restänilnis>  eine  Verkürzuir  des  Terinines  tlir  den 
Eintritt  <b'>  staailiehen  Linlo>uiig8reclites  in  der  Art  aeecpiiri  wenb-n  kidiuo, 
das-!  derselbe  dem  j^leichen  Termine  ilir  die  Laiba-  h  -  Tai  \  iser  Bahn 
(  23.  Februar  1899}  j;leioijgesttdlt  werde,  was  einer  Abkiirzun;;  (b's  tirsprüng- 
lieh  tÜr  die  Salzkaminer;rut-Bahn  in  Aussieht  genommeueu  30jäl»rigcn  Ter- 
miues  um  circa  G  .labre  j;leic)ikoinm'  . 

Schliesslich  wurden  die  auf  (iruud  des  Gesetzes  vom  28.  März  1875, 
R.  G,  Bl.  Nr.  59,  dowie  der  vorstehenden  protokollarischen  Vereinbarung 
und  der  Bestimmungen  des  Protokolles  vom  13.  April  1.  J.  eriorderlichen 
Modificatioaen  der  Coucedsions-UrkuDde  vom  38.  Juli  1874  zur  Kenntniss 
der  Herren  Vertreter  der  Kronprinz  Radolph-Babn  gebracht  und  von  den- 
selben ohne  Einwendnng  aeoeptirt 

Geschlossen  und  ^'et'crtigt: 

Georg  Ritter  von  Ä  ic  h  i  n  e  r  m.  p.,  noe.  mand.  des  Verw.-Rathes  der  k.  k. 

priv.  Kronprinz  Rudolph-Bahn. 

Dr.  Heinrich  R.  v.  Wittek  m.  p.,  k.  k.  Sectionsrath  als  Referent. 
L.  Wrba,  k.  k.  Min.-Vice-SecretXr,  als  Protokollführer. 

29 
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10.  Concessionsurkonde  Tom  87.  Mai  1875^  B.  G.  Bl.  Nr.  104  mi 

C.  El.  Nr.  84^ 

für  die  Salikammerig^UBahii. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  ^  "i  (lottes  (inacicn  K;iis«»r  v<«n  ()("it<'rr<'i-  ii. 
Apitstolisrlit-r  Kolli::  \ om  l'nj^'Mrn,  Ki'niii;  von  Böhmen,  \  on  haliiiati<Mi.  Kroa- 
tioii.  S|a\oiii(Mi.  (I.ilizit'ii.  Lndunioricii  iiml  Illyripii;  Er/h«Mv.op:  von  Oestor- 
i«Mc}i;  (irossluMvoir  von  Kiaknn.  Horzo";  von  Lothrin^rcn.  Salzburg,  Stry«^r. 
Kiirntlien,  Krniii,  Hiikowiiia.  Ol)«^r-  und  Ni<''l«'r«clilt'si('n  ;  Gros-irUrst  von  Sio- 
benbürgeu:  Markgral  von  xMüliifii ;  frcfürsttter  Grat  von  Habsburg  and 

Tirol  etc.  oic  etc. 

Nachdem  di<'  Acti<'n;resiellschaft  der  privilegirtcii  Kronprinz  Rmlolph- 
Bahii  die  Bitte  um  Ertheilunjx  der  roneeasion  zum  Bau  und  Betrieb  einer 
Locoraotiv-Eisenl)ahn  von  Steinach  an  der  aus  Ober-Steiermark  nach  Salz- 
burcr  und  Tirol  führenden  Eisenbahn  Uber  Aussee,  Steg,  Ischl  Ebense**. 
Atinanp:  und  Kied  nach  Sf  härdiufr  ;;es(t>iit  hat,  so  finden  Wir  uns  in  Er- 
wäf^un^^  der  Gemeinniitzi;_''kcit  des  rntcrnchmens  bewojren,  der  genannten 
Gesellschaft  diese  Conccssion  nul  (inindla«re  des  Eismbahn-Concessions- 
peset/es  vom  14.  Scptmibcr  IHö  l  l{.  (i.  Bl.  Nr.  -'38).  dann  der  Gesetze 
vom  6.  Mai  1874  R.  (i.  Bl.  Nr.  73;  uud  vom  2Ö.  März  1875  (R.  G.  Bl. 
Nr.  59),  v'ie  folgt,  %u  ertbeilea: 

§•  1- 

Wir  vcrleiiien  der  Acti<'nir«'^ell>rliari  der  pri\ ilejrirten  Kronprinz 
Ku  lolph-Balm  dns  Reclit  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Locomntiv-Eiscnbalin 
von  Stoinaeh  an  der  aus  Ober-Steicrinark  naoii  Salzburg:  und  Tirol  lülirendcn 
Eisenbalin  üIhm*  Aussee.  Steg,  Ischl,  Ebenseo.  Attnang  und  Kied  nach  Scliiir- 
ding  nebst  l  lü^clltahnen  von  Achleiton  nach  Thomasroith  und  vom  Slarinn^- 
platzc  Ebcnsco  zur  Saline  und  zum  Traunsee  unter  den  lür  die  Eisenbahn- 
linie Laibacli- l'arx  is  ki  alt  der  Conccssionsurkuude  vom  2'*.  Februar  1869 
(H.  G.  Bl.  Nr.  .38)  geltenden  Bi-siimmungen  und  Modalitätt  n .  soweit  die- 
selben nicht  durch  die  gegenwärtige  Coneefisionsurkunde  abgeändert  werden. 

§.  2. 

Der  Bau  der  im  §.  1  angeführten  Bisenbahn  mius  längetens  bis  zun 
1.  Juli  1875  in  Angriff  genommen  und  mit  Einsohluss  der  zugehörigen 
Fittgelbahnen  binnen  längsteng  drei  nnd  einem  halben  Jahre,  vom  hentigen 
Tage  an  gerechnet,  ansgeftthrt  nnd  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre Übergeben  werden. 

Die  KiölVnung  des  llctriebes  auf  der  Strecke  vou  iStein.acli-Irdiiing  iiHch  Scliär- 
ding  und  auf  d«r  Abzweigung  Ton  Holsleithen  n*eh  Tomasroitk  erfolgte  «m 
23.  Optnher  1877. 


Digitized 


Rudolph-Bahn. 


429 


Fttr  die  Brfttllnng  dieser  Verpflichtung  haftet  dir  clor  StaatsTerwaltong 
von  der  Kronprins  Rudolph-Bahn  geleistete  Caution  im  betrage  von  Einmal- 
hnndert  Tausend  (100.000)  Gulden  derart,  dass  diese  Caution  im  Falle  der 
Nichteinhaltung  des  oben  fUr  die  Bauaustührnng  und  Inbetriebsetanng  der 
Bahn  festgesetzten  Termines  als  verfallon  orküirt  werden  kann. 

Die  ansdiei^em  Anlasse  hervorgehenden  Acte  und  Urkunden  geniessen 
4ie  Oebfihren»  und  Stämpelfreiheit. 

§.  3. 

Die  Modalitäten  der  Geldhei^diatfun?.  inabeftondere  die  Höhe  des 
EmissionReourscR.  ebenso  wie  dio  Modalitäten  der  Bau  Vergebung,  welch* 
letztere,  sowie  die  Vergebun?  aller  Lieferungen  im  Offertwege  zu  erfolgen 
hat.  sind  der  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  au  untersiehen. 

§.  4. 

Die  AetiengesellschHft  dfi'  privilej^irttii  Kronprinz  Kud«>lpli-l{aliii  it^t 
rerpdichtet,  die  vorhamli  ii*  n  Haiitt^ii  und  Ma1>'riali»Mi  d«'r  I  JM  U-^eo-l^.'lil- 
,*^teper  Bahn.  insowcMt  bt  iile  üir  dir  iit  n«'  j{;ilm  \  «  iwciidbar  tM  -^choinen,  unter 
den  dundi  die  Stnatsverwaltuno:  zu  L'-t'n<  linii{:^eud«'n  M-MlalitiitiMi  von  der 
Ebensee-Ischl-St'-irer  Eiseiibahu-GesellscUalt,  beziehungsweise  deren  Gläu- 
bigern, zu  erwerben. 

§.  5. 

Boziiglifh  d.M-  Leistungen  für  die  Postausialt  kommen  auf  der  con- 
oessionirton  Bahn  folgondo  BeÄtimroungen  zur  Anwendung: 

1.  Die  Grsollschalt  hat  die  Poat  und  dio  Postl)f'dien-!teteu  nach  Vor- 
schrift des  §.  ()8  der  Ei>enl)alin  Ik  tii«'lir^ordiiuii-  unontgeltlich  zu  befiird«»rn. 

Dio  Postverwaltung  ist  beroc^htifrl,  alle  falirplanmässigen  Courior-,  Eil-, 
Post  .  Personen-  und  gemischten  Züge  zur  Beförderung  der  Post  zu 
beniit/tn. 

Bei  Kil-  und  C<uii icr/Jigeu  bleibt  jedocb  die  Beförderung  von  Fracht- 
postaendungen  auHge^chlossen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  aur  Postbeförderung  benutzten 
Züge  hat  mit  Genehmigung  des  Handelsministeriums  zu  erfolgen,  welchem 
auch  jede  beabsichtigte  Aenderung  den  Fahrplanes  mindestens  vierzehn  Tage 
▼orher  mitzutheilen  ist. 

2.  Die  OeselUchaft  ist  verpflichtet,  die  zur  Beförderung  der  Post 
erforderlichen  gewöhnlichen  und  Aml>alan«e« Waggons  auf  ihre  Kosten  her* 
zustellen  und  in  Stand  an  halten,  woao  aneh  die  Reinigung  der  Anssenseite 
und  da»  Schmieren  der  Waggons  gehört. 

Mit  Auanabme  der  Eil>  nnd  Coorier-ZQge  hat  die  Gesellschaft  bei 
jedem  Zuge,  für  welchen  es  von  der  Postanstalt  verlangt  wird,  nach  dem 
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Ermessen  der  leteteron  eine  n  aebträdrigen  VVaprgon  oder  zwei  vierrädrige 
Waggons,  welche  nndi  cU  n  Antorderungeii  der  Po.stanstalt  eingeriditet  sein 
müssen,  unentgeltlich  beizustellen  und  zu  befurdern. 

Ergibt  >ich  nach  dem  Erme$($:en  der  Post.ingtait  die  Nothwendigkeitj 
bei  einem  üahnzngc  ausser  dem  aditrädrigen  Waggon  oder  den  zwei  vier- 
rüdrigen  Waggons  noch  weitere  Wägen  zu  Postz werken  beizustellen,  s^o 
wird  der  Gc-cil^'  linft  von  dor  Posfanstalt  für  jed^Mi  weiter  beifrestellten  vi^r 
rädrigcn  Wageu  iniil  l'iir  jcie  im  Postdionstc  zurückgelc;.'!«'  Meile  der  Betrag 
von  eiiioni  (iuldt-n  drcissig  Kreuzern  «istorr.  Wii'irniiL'  v*'rgUtet. 

Bei  jenen  Zütren.  Vx-i  welditMi  die  Po«;tanstalt  nicht  einen  eigenen 
Waggon  in  Anspruch  ninunt,  <!emnae|i  insbesondere  bei  Eil-  und  Courier- 
zilgen,  i>t  ihr  ein  eiitsju  t-cheinl  riuirerielMefcr,  vo|l,-itändi'„'  alipeschlossen' r 
und  iniii(lest<'ns  /.woi  Coupt-'s  uinlasHiMider  Theil  eines  Eisenhahiiw  agi:(»ns  zum 
Transporte  der  Post^enduriL'^en  uiient^eltlieh  zur  VertliguniL;  zu  stellen.  In-;«'- 
i'rriie  in  dem  erwälinten  Räume  ein/elin'  grl>8sere  Brief'paeiiete  oder  Brief- 
sä«  kf  nicht  ujifergebracht  werden  könnten,  iiat  die  EisenbahnverwaUung  lür 
deren  anderweit i;/e  sichere  rnterbriiiL'un^'  im  Zuge  voizusorgeii. 

Die  gewöhnliche  Beleuchtung  der  zum  Postdiensie  verwendeten  Waggons 
obliegt  der  (iesellsehalt  in  gleicher  Weise,  wie  bei  den  Persouenwägeii ;  die 
Kosten  tiir  die  aussergewohnliche  Beleuchtung  der  inneren  Wagenräume  und 
türdeien  Beheizung  werden  Mm  der  Postaustalt  getragen. 

3.  Die  Postverwaltuug  ist  berechtigt,  die  Post  bei  allen  Eisenbahnziigeu 
durch  ihre  eigenen  Organe  begleiten  zu  lassen. 

Die  Belorderung  der  zur  Begleitung  der  Post  erforderlichen  Post- 
beamten. Conducteure  und  Diener,  sowie  der  znr  Uebem^'achung  oder  Er- 
lernung des  Bahnpostdienstes  entsendeten  Orgaue  der  Postanstalt,  welch' 
letztere  sich  mit  Certifieateu  der  vorgesetzten  Postdirection  zu  iegitimiren 
haben,  erfolgt  unentgeltlioh. 

Der  Postverwaltnng  ist  femer  das  Recht  vorbehalten,  bei  allen  Eisen- 
babnziigen,  welche  nicht  durch  ihre  eigenen  Organe  begleitet  werden,  die 
Briefpost  der  von  der  Gesellschaft  aufanstellenden  Bahnverwaltong  anr 
Beförderung  durch  die  Orgaue  der  letsteren  au  überweisen. 

4.  Fttr  die  Ansttbnng  des  Postdienstes  in  den  Stationen  ist  ein  geeig- 
netes Zimmer  mit  einer  Requisitenkammer  in  dem  Gebftude  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  zu  überlassen,  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  ein- 
tretender weiterer  Bedürfnisse  fßr  diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Ver- 
einbarung bezüglich  der  für  weiters  beizustellenden  Raum  in  Form  eines 
MIethzinses  zu  leistenden  Entschädigung  zu  treffen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Belenohtung  und  Beheizung  dieser 
Räumlichkeiten  obliegt  der  Postverwaltung. 

5.  In  jenen  Bahnhöfen,  in  welchen  keine  Postämter  aufgestellt  sind, 
haben  die  Concessionäre  auf  Verlangen  der  Postrerwaltnng  die  Cebergabe 
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und  Uebernahme  der  Postsendongen  zwischen  BabnzQgen  and  den  Orgnnen 
der  Poatanstalt,  sowie  deren  seitweilifre  sicliere  Aufbewahmng  bis  znr 
üebergabe  an  ein  Postorgan  duroh  hiezn  befXhigie  Bahnbedienstete  gegen 
«ine  von  der  Postrerwattnng  festznsetzende  Entlohnung  besor^cen  zu  lassen. 

Dorty  wo  nach  dem  Ermessen  der  Postverwaltnng  der  Postdien^  es 
«rheischt,  hat  die  Oesellschaft  ihre  Bediensteten  der  Postanstalt  zum  Mit- 
wirken bei  dem  Auf-  und  Abladen  der  Postsendungen  gegen  eine  den  dies- 
fÜlUgen  Leistungen  entsprechende  Entlohnung  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Oorrespondenzen,  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn  zwischen  der  Dlrection  oticr  dem  Verwaltnngsrathe  der  Eisenbahn  und 
ihren  untergeordneten  Organen,  oder  ron  diesen  untereinander  geitlhrt 
werden,  dürfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durch  die  Bediensteten 
der  Bahnanstalt  befördert  werden. 

>?.  0. 

Die  GesrlUclinft  Ubornimmt  die  Veri)fliclituiig,  die  für  den  Bahnbetrieb 
und  dieSignalisirung  erforderliclion  T4'leprapli(  iileinincren  auf  «  Igene  Kosten 
entweder  nach  Anordnung  od*  i  diupli  Vermittlung  der  Staats- Telegraphen- 
Jinst^tU  herzustellen,  einzurieht«  n  und  zu  unterhalten. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Betriebsleitung 
auch  lür  Staats-  und  Privateorrespondenz  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staats\  erv\  alttinir  stellt  ea  frei,  die  Drähte  des  Staatstelegrafeu  an 
den  .Stützpunkten  der  iiahnbetrieb^leitung  anzubringen,  oder  selbstständige 
Leitun^ren  auf  dem  von  den  Coneessionären  eingelösten  oder  sonst  für 
Buhnzwecke  beiiiitzten  Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  £ut- 
schädigurifr  nnzulejren. 

.  Zur  Heaufsi'htiguuu''  und  Instandhaltung  solcher  Staatslinieu  hat  die 
Oesell^^ohaft  durch  das  ßahnpersonale  nncntgeltlich  milzuwirken.  Die  (le- 
flellscliaft  ist  ferner  verpflichtet,  auf  ihren  Bahnstrecken  die  .Materialien  und 
liequisiten  der  Staats-TelrL'ra))licnaiisi,ilt  nach  d'-n  für  Militär(ran>;porfe 
giltigen  TarifsUtzen  zu  bct ordern  und  in  ihren  Bahuhüfeu  und  Stationen 
unentgeltlich  zu  lagern  uml  zu  verwahren. 

In  allen  vnrcrwähnt'Mi  Hczi'^liuii^cn  i-^t  die  (iesellschaft  ^ehalten,  mit 
der  Staatstclegraphcn- Verwaltung  rechtzeitig  ein  besonderes  L'eberein- 
kommeu  zu  tretfen. 

§.  7. 

Mit  VorlH'halt  der  Umrechnung  auf  Einheiten  des  Metersysii  in-  wird 
die  irrdie  di'r  auf  der  concessionirtcn  liahn  einzuhebeuden  Fahr-  und  Fraeht- 
j)rcise  lolireiidi-n  Begränzungen  unterworlm  : 

Maximal  Tarif  per  osterr.  MeMe.  und  zwar  bei  Reisenden  die  Person 
Für  die      I.  ('lasse  36  kr.  osterr.  Wührung, 

-  II.  -y  27     ^  f, 

r     n     III«      r  f       »  » 
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Bei  SehnellcfigeD  dürfen  diese  Tarife  mn  20  Peroeut  erhöht  werden 
unter  der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  Sohnellittgen  au  beobaehteade 
Fahrgesohwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  dnrohBehnittliehe  Fthr- 
geschwindigkeit  bei  den  Schnellafigen  der  übrigen  österreiehisehen  Bahnen» 
.  Auf  Verlangen  der  Staatsverwaltung  ist  Ittr  jene  Bahnstrecken  nnd 
Zttge,  bezüglich  weloher  dies  als  im  Bedttrfnisse  gelegen  erkannt  wird,  eine 
IV.  Personen-Fahrclasse  mit  Siehwagen  und  dem  Maiimaltarifsatse  ton 
12  kr.  per  Heile  einauf&hren. 

Blaximaltarif  beziiglioh  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  Geschwindigkeit 
per  Zollcentner  nnd  Meile: 

I.  Clasbe  ....  2      kr.  österr.  Währ, 
n.     f,     .   •  .   .  2*25  ^       „  „ 
III.      M      ....  <3'50  ^        f  ^ 

Ausnahmsweiso  halion  für  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Wagen- 
ladungen nachstehende  Frachtsätae  zur  Geltung  zu  kommen : 

1.  Fttr  Getreide,   Httlsenfrttchte,  Mahlproducte,   Salz  und 
gefrischtes  £isen  1*5  kr. 

2.  lür  Holz  aller  Art  i  nicht  über  eine  Wagenlänge  i.  Kartoffelu, 
Eisen-  und  Stahlbrucii,  Eiseatlosseu  und  Üesäenier  Kohguss, 

lür  die  ersten  lU  Meilen   1*2  « 

für  weitere  Entlernungeu   1*1  » 

3.  für  Mineralkohle.  Coaks,  gepressten  Torf.  Rrze,  Dungmittel, 

Kalk-  und  Bnu8teine,  für  die  ersten  10  Meilen  1  n 

fiir  weitere  Entfernungen  0*9  «  ' 

Rttcksiohtlich  der  Frachtpreise  der  Übrigen  Gegenstände  ist  sich  derart 
zu  benehmen,  daas  die  diessfüUigen  Preise  und  Bestimmungen  in  kemem 
Falle  höher  und  lästiger  sein  dürfen,  als  auf  den  sonstigen  Linien  der  Krön- 
prins  Rudolph-Bahn. 

Als  Expedition^gebilhr  werden  ftlr  alle  Güter  2  kr.  per  Zollcentner 
eingehoben,  worin  die  Auf*  und  Abladegebttlir  und  allgemeine  Assecnianz 
einbezogen  ist. 

Wenn  das  Auf-  oder  Abladen  von  der  Partei  besorgt  ?rird,  so  ist  die 
Expeditlonsgebtthr  nur  mit  15  kr.  per  Zollcentner  einzuheben.  Bei  Fest- 
stellung der  Tarife  dUrfen  Strecken  mit  einer  Steigung  von  1 :  60  nnd 
darttber  mit  der  ly^facben  Länge  berechnet  werden. 

Die  Gesellschaft  Ist  übrigens  verpflichtet,  im  Fraehtenverkehre  rück- 
sichtlich  der  Nebengebtthren,  der  Nomenclatnr  und  Classification  der 
Waaren,  sowie  der  sonstigen  TransportbestimmuDgen,  sich  den  Anordnungen 
des  Handelsministeriums  zu  unterwerfen. 
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JHt  gleiche  Verpfiiobtmig  gilt  bezüglich  der  bei  Umrechniiu;^  der 
Tarife  auf  das  jeweilige  gesetzliche  MasB>  und  Gewichtssystem  durclizu- 
Itthrendeo  Abrondangen,  sowie  in  Bezug  auf  alle  Bestimmaugeii  aus  Anlass 

der  vorbolialtcucii  p^esetzlif'hen  Regelung  der  Personen-  und  Gütertarife, 
weloher  Regelung  «ich  die  Ge^elUcliaft  jederzeit  zu  unterwerfen  hat. 

Die  zu  erhebenden  Fahr-  und  Fr!ichti)roise  dürfcu  in  inländischer 
äUbermttnze  bemeiiäen  worden,  jt-durh  >o,  dass  die  mit  ßerUoksiohtigung  des 
Conrswerthes  entfallende  Gebühr  in  der  Landeswähmng  angenommen 
werden  mus«. 

Die  Zurüekfiilirung  des  Tarifes  auf  die  Landcswähruug  hat  nach  den 
▼on  dem  Uandelsministerium  festzusteüeuden  Modalitäten  stattzufinden. 

§.  8. 

Die  Militäitransportt'  müssen  naclj  lieral»^t's<'tzten  Tarif  preisen  lie^orgt 
werden,  und  zwar  nach  dem  in  dieser  Hozieliuii;;,  Bowie  riirksiclitlich  der 
Be^lhistiiJ^unfioii  reisender  Militär?*  /.wischen  dem  Krie»;sniinisteriuni  und  der 
Dire(;tion  der  Kaiser  Ferdinaiids-Nordhahii  uiiterni  IH.  Juni  1808*)  ah}^e- 
sehlossenen  l  cbereiiikommen.  dessen  liesiininuin;;eii  eiucu  integrireuden 
Beätandtheil  der  ('(m(  i'.ssion8nrkunde  zu  liilden  halten. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzald  der  österreichiNciien 
Bahnen  für  Militärtransporte  dem  Staate  giinsti;;ere  ne^tinnnun;:en  vereinbart 
würden,  bo  s(dien  diese  auch  l'iir  die  Ci»ncessionii te  Hahn  (jeltunjr  erh;ilten. 

Diese  liestiinmunjjen  lijiden  auch  aui  die  Lainlwehren  l»eider  Keiehs- 
liältten,  aut  liie  Lamle^si  hiitzeii  'l'irols,  auf  das  Mililär-Waeheorps  für  die 
k.  k.  Civilfreriehte  Wiens,  die  k.  k.  (iendarmerie.  sowie  auf  die  niilitäriscli- 
orgauisirte  Finanz-  und  Si,  h.  i  heitswache  Anwendung. 

Die  Oespjlseliat't  verptliehtet  si<'h,  dem  von  den  (»sterreichist  hen  Eisen- 
liahngescllseliatten  abjreHchlnssenen  reber<'ink<>nimen  über  <lie  AnsehalTimg 
und  Bereithaliun^  von  Ausriistuiigsjregenständen  für  Militärtransporte,  die 
Leistun;-'  ^re^'enseitiper  Aushilfe  mit  Fahrhetriebsmitteln  bei  i  »un  litührung 
grösserer  Militärlranspurte.  lerner  ilen  oiganischen  liestimmun^'eii  und  der 
Dienstvorschrift  für  die  Feldeisenbahn-Ahtheilungen**),  sowie  dem  mit 
1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  Naehtrags-Uebereinkommen'***,, 
bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militär-Aerars  zur  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  bei- 
zutreten. 


Normal- VerordaUDgen  de«  k.  k.  Armee- Verorduungsblatte«   vom  Jahre 
1868,  Ül.  Sttfek,  Nr.  97. 
**)  Beilage  sn  Nr.  I  is,  im  4-2.  Stiicke  den  -bihrganges  1870  der  Normal- Ver- 
ordnungen des  k.  k.  Armee- Verord II iinf:>l>bittc?. 
••*)  Normal- Verordnungen  de»  k.  k.  Ariuec-Verordnungsblattes  vom  Jahre  1871, 
22.  Stück  Nr.  79. 
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Dieselbe  Verpflichtmig  des  Beitrittes  gilt  auch  besttgliob  des  mit  des 
BnhngesclUcbaften  za  Stande  kommenden  reberelnkommens  wegen  geg<Mi- 
seitiger  Aushilfe  mit  Personale  bei  DnrcbiBhrnng  grosser  Hilitiirtransporte 
und  der  Vorschrift  fllr  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Die  Gesellschaft  unterwirft  sich  hinsiehtlich  der  Anstellung  gedienter 
Unteroffieicre  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den  diessfolls 
im  §.  38  des  WehrgesetEOs  vom  Jahre  1868*)  und  in  dem  zur  Ansdihntag 
dieses  Paragraphes  ersehienenen  Speeiiilgesetze  vom  19.  April  1873  (R.  6. 
BU  Nr.  60)  enthaltenen  Bestimmungen. 

§.  a. 

Für  die  im  §.  1  genannten  neuen  £isenbahnstredcen  wird  vom  SttAte 
4ie  Garantie  eines  jährlichen  Reinertr&gnissos  mit  Inbegriff  der  Tilgung* 
quote  in  der  Maximalsummc  von  Siebenundflinfzig  Tausend  aehthnndert 
Oulden  (57.800)  ttsterr.  Währung  in  Silber  durehscbtiittlieh  per  Meile  fVr 
die  ganze  Concefl^^ionsdaner  von  neunzig  Jahren  zugesichert,  so  zwar,  dm, 
wenn  da»  jiiin  li!  Iio  lioinertriigniss  den  garantirten  Betrag  nicht  erreichea 
sollte,  das  Fehlende,  jedoch  nur  hh  zur  obigen  Maximalsumme,  von  der 
Staat-jvt  rwnltunü:  zu  ergänzen  snin  wird. 

Die  auf  (Jnmd  der  nachzuweisend«'!»  \virkli<  lieu  B.nuaiii^lagen.  iuclutiire 
<Lm  ( ^  ltlb('s«'!i:UTuiig8kosten  und  «ler  Intercalarzinscn  fe«tznsetz<^nde  Garantie 
des  Keinerträjjnissefl  sammt  Til?un?squnte  von  dem  aufgewendeten  Bau- 
capitalo,  hat  mit  dem  Ta.ire  der  Kröftnuiiir  der  ganzen  p:arantirtcn  Eisenbuhn 
zu  beginnen,  nnd  ist  von  diesem  Zi  itpuukte  an  dem  Betrage  der  für  die 
iibri^ren  Linien  der  Kronprinz  Rudolph-Bahn  jrewiilirt.n  stnat'^frarantie 
derart  zuzurechnen,  dass  Air  die  neu  concessionirte  Bahn  und  die  übriircn 
Linien  der  Gesellschaft  nnr  eine  gemeinsame  Betriebsrechnnng  geilihrt  wird. 
Vgl.  die  Anmerkunir  zu  $.  i. 

i?.  10. 

In  Austührun«^  des  i^.  9  lialtt'U  folgende  Bestimniunf^en  zu  gelten: 

1.  Von  df^m  irarantirten  jälirliiMien  ReinertrUfruisse  ist  dcrjeniire  Berr.iir 
zur  (  apitalvtiLMin--  zu  vcrw.'iidcii.  weU-hor  durch  die  Staat-sviMwaltuii}.'  nach 
einem  von  ihr  zu  {.'»'nehmigeiulfn  Amortisationsplane.  demzufoljre  das 
emiitirtt'  Capital  während  der  Dauer  der  Concesslon  zu  tilgen  ist,  bestimmt 
werden  wird. 

2.  Der  \oM  der  Sf;i:U>\ <t\v;i Itunir  au«  Anlast  (It  ül»ernoniin«Mitn 
< laiM  iti«-  alliMitall-  zu  zahh'iid''  Znschuss  ist  über  voraus •_M'.i:an jene  rriitunt: 
der  V(>rziilt'L:.  iii1t'M  (l-ifuincntirten  Jahre^rechuung  drei  Monate  nach  deren 
L'ebcrrt'ichun;:  tliissiüj  zu  niachen. 


*)  Iteicll5ge^otzlllutt  Nr.  Ijl 
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Das  Aerar  wird  jedoch  anch  t'rülior  zur  Einlüsun^r  der  verfallenen 
Actien-  und  Obligationen-Coupons  nach  Massgahe  des  auf  Grund  des  Ertrags- 
präliminars  richtiggestellten  Erfordernissea  Theilzai»lungen  unter  Vorbehalt 
der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Abrechnung  leisten, 
wenn  die  Concessionäre  sechs  Wochen  vor  der  Verfallszeit  das  bezügliche 
ABsuehen  gestellt  hiiben. 

Wenn  nach  endgiltiger  Feststellnng  der  Jsbresreohnnng,  welche 
spStestens  binnen  drd  Monaten  nach  Ablanf  des  Betriebsjahres  ▼orsnlegen 
sein  wird,  sich  heraosstellen  sollte,  dass  die  Vorschttsse  zu  hoeh  bemessen 
worden  sind,  so  haben  die  Ooneeasionibre  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit 
Zurechnung  von  sechs  Percent  Zinsen  sofort  zn  refondiren.  Der  Anspruch 
auf  Leistung  eines  Zuschusses  ron  Seite  des  Staates  muss  aber  Iftngstens 
innerhalb  eines  Jahres,  nach  Ablauf  des  betreifenden  Betriebsjahres,  erhoben 
werden,  widrigenfalls  derselbe  erloschen  ist. 

3.  Der  Betrag,  welchen  die  Staatsverwaltung  iu  Folge  der  über- 
nommenen Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich  ver- 
zinslicher Vorschuss  zu  behandeln.  Solange  die  gänzliche  Tilgung  des 
geleisteten  Vorschusses  saramt  Zinsen  nicht  erfolgt  ist,  Icommt  in  jedem 
Jahre,  in  welchem  der  Reinertrag  der  Bahnstrecke  die  garantirte  Jahres« 
summe  überschreitet,  jeder  diessfiillige  Uebersehnss  an  die  Staatsverwaltung 
zur  Rttckzahlnng  abzuführen. 

Die  Berichtigung  der  iUlligen  Zinsen  hat  der  Reftindirung  der  Vor- 
schüsse voranzugehen.  Forderungen  des  Staates  an  solchen  Voi  schlissen 
oder  Zinsen,  welche  bis  zur  Zeit  des  Erlösohens  der  Goncesüon  oder  der 
Einlösung  der  Bahn  noch  nicht  bezahlt  wurden,  sind  aus  dem  noch  zu 
erübrigenden  Vermögen  der  Unternehmung  zu  berichtigen. 

§.  11. 

Für  die  im  §.  1  genannten  neueu  Eisenbahnlinien  wird  die  Befreiung 
von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Gonpon-Stempel- 
gebOhren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  künftige 
Gesetze  eingeführt  wird,  während  der  Bauzeit  und  durch  neun  Jahre,  vom 
Tage  der  BetriebseröfTnung  der  zu  erbauenden  Bahn  an  gerechnet,  zuge- 
standen. 

Vgl.  die  Aiimerkunsr  7.\\  §.  2. 

Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  kann  in  der  Weise  aii;*??- 
fiihrt  werden,  daas  die  Eutriciitung  der  Einkommensteuer  lür  die  Kionin  iiiz 
Rndolpb-Balin  nach  Masi^gabe  des  Verhältnisses  der  Meileuliiuge  der 
bestehenden  Linien  zu  der  neuen  Strer-ke  stattfindet. 

Es  wird  lerncr  srcstattet,  dass  die  orste  Aiir<,ir;ihe  der  Actien  und  Priori- 
tätsobligatiouen,  mit  Eiuschluss  der  Xuterimssohcine,  Stempel-  und  gebUhren- 
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frei  stattfinde.  DeBSgleieheo  wirü  die  Befreiang  von  der  bei  den  Ginndein- 
lösungen  auflaiifenden  Uebertrac^ngBgebtthr  zagestanden. 

Zur  Entriehtang  der  Stempel  nnd  Qebtthren  für  alle  VertrSge,  Eingaben 
und  sonstigen  Urkunden  aum  Zwecke  der  Capitalsbesobafliing,  sowie  des 
Baues  und  der  Instruirang  der  Babn,  wird  eine  FVist  bis  zur  firdflhnng  des 
Betriebes  der  einschlägigen  Bahnstrecke  bewilligt. 

Die  allfiUligen  Kosten  der  Notirung  der  Effeoten  auf  in-  nnd  ausl&n- 
disehen  Börsen,  sowie  die  naoh  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre  von  der  Unter- 
nehmung zu  leistenden  Steuern^  dürfen  in  die  Betriebsreehnung  als  Ausgab«- 
post  eingestellt  werden;  bezttglich  der  Oonpon-Stempelgebtthren  ist  dies» 
nicht  zulässig. 

Für  die  Staatszusehttsse  ist  von  der  Unternehmung  keine  Binkommcn- 
stener  zu  entrichten. 

§.  12. 

AulUsälicli  der  LicltUiex  liatViuig  liir  dii'  im  c<.  l  hezcichiifto  Eisenbahn 
darf  der  Betrag  der  von  der  l  iiicriujlmuing  der  Kronprin/  Kud.tlpli  iiahu 
ausgegebenen  Prioritätsobligationen  derart  crliidit  werden,  dass  deren  Ver- 
zinsungs-  und  Tilgang8erlV)rderni»>s  im  Ganzen  drei  Fiinltel  (Y3)  des  lUr 
sämmtliohe  Linien  der  Kronprinz  Rudolph-l^abn  garantirten  jährlichen 
Reinertrages  nicht  Überschreitet. 

§.  13. 

Die  Dauer  der  Conoession  wird  auf  90  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung 
des  Betriebes  auf  der  ganzen  im  §.  1  angeführten  Eisenbahn,  featgesettt. 
Vgl.  die  Anmerkung  zu  §.  i, 

§.  u. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  eoneessionirte 
Bahn  nach  Ablauf  von  dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  Ausstellung  der  die 
Eisenbahnlinie  Laibach-Tarvis  betreffenden  Concessionsnrkunde  unter  den 
im  §.  23  ebendaselbst  festgesetzten  Modalitäten,  welche  auf  die  den  Gegen- 
stand der  gegenwärtigen  Ooncessionsurknnde  bildende  Bahn  sinngemiss 
Anwendung  finden,  jederzeit  einzulösen. 

Die  Goneestioniurkunde  (üt  die  EiaenbahnUnie  Laibaoh-Tanrie  ist  aia 
23.  Februar  1869  aoagestellt  (Vgl.  Bd.  II,  Abth.  1,  Seite  521). 

Indem  Wir  Jedermann  emstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Gooeession  entgegen  zu  handeln,  und  den  Concessionären  das  Recht  ein- 
räumen,  wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Brsats 
SU  dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemei- 
senen  Befehl,  ttber  die  Goncession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungca 
strenge  nnd  sorgfältig  zu  wachen. 
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Zu  Urkttiid  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief»  besiegelt  mit  Unserem 
grosseren  Insiegel,  in  Unserer  Reichsbanpt-  und  Besidensstadt  Wien  am 
siebennndswanzigsten  Tage  des  Monates  Hai,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend 
Aohthnndert  Siebzig  und  Fttnf,  Unserer  Reiche  im  siebenundzwansigsten. 

Frauz  Joseph  iii.  p.  (L.  S.) 

Auersperg  in.  p.  Chlumeekj  tu.  p.  f rctin  m.  p. 


Ebensee-Isohl-Steger  fisenbahn. 

Vgl.  Bd.  II,  Abtli.  >,  Öcitti  1371. 

1.  Kuuüiuacliuiig  des  HaiHlelsininisteriiiiiis  vom  23.  Juli  1874^ 

R.  (;.  ni.  Nr.  III  und  C.  «1.  Nr.  85., 

aber  das  Eriisohen  der  Coneession  für  die  £beiuee-l8«bl>Steger  Eiseabshiu 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entschliessung  vom  23.  Juni  1874  wird 
die,  kraft  der  Concessionsnrknnde  vom  9.  December  1869  <R.  G.  Bl.  Kr.  6 
ex  1870)»  dem  Joseph  Ritter  von  Brenner-Felsach»  Julius  Grafen 
Falkenhayn  und  Ferdinand  vonLid  1  ertheilte  und  von  den  genannten  Con« 
eessionären  an  die  unter  der  Firma:  „Ebensee-Ischl-Steger  Eisenbahn  pro- 
tokoUirte  AetiengeseUschaft  Übertragene  Goneession  zum  Bau  und  Betrieb 
einer  Loeomotiv-Eisenbahn  von  Ebensee  Uber  Ischl  nach  Steg  am  Hall- 
stSdter  See  nebst  einer  Pferdebahn  von  dem  Ischler  Bahnhofe  zu  dem  ära- 
rischen Salzsndwerke**  im  Sinne  des  Artikels  18  der  Concessionsnrkunde» 
wegen  NichterfUUnog  der  concessionsmftssigen  Verbindlichkeiten  als 
erloschen  erklärt. 

Cklaaeekj  m.  p. 
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£ifieabalm  vou  Aitkeini  nach  ScliÄrdiiig. 

1.  Couce^sionhurkuiide  vom  7.  JäniMT  1873,  K.G.Iii.  >r.  >U  und 

C.  1».  Nr.  40, 

fflr  die  Loconotir-Eiseiibahii  von  Althetm  nach  S«hinliDg.  *) 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  G  n  a  d  e  n  Kais  e  r  von  ( )  0  R 1 1^  r- 
reicli.  Apo>t(>lisclier  Köni^r  von  Ihigaru,  Könijr  von  Böhmen,  von  Dalinati-  n. 
Kroatien.  Slavonien.  (ializion.  Lodomerien  und  Ulyrien;  Erzher/o^r  von 
Oesterreich;  Grosslierzo^r  von  Krakau,  Herzog;  v»)n  Lotlirin^en .  Salzlmr;:. 
Steyer.  Kiirntlien.  Krain.  Bukowina,  Ober-  und  Nieder-Scblesien;  Grosslürst 
von  öiebenbürjren ;  Mark^'raf  von  MHhren;  frefUrateter  Graf  von  llabsburg 

und  Tirol,  etc.  etc.  ete. 

Nachdem  die  Industrie-  und  Gomniercialhank  für  OUeroesterreich  und 
Salzbuffr  im  Vereine  mit  dem  Banrathe  Carl  Freilierrn  von  Schwarz  die  Bitte 
um  Ertlieilun^'  der  Concession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  LHComotiv-Eisen- 
bahn  von  Altheim  naeh  Schärding"  gestellt  hat.  so  linden  Wir  Uns  bewogen, 
in  ErwH'.Ming  der  Gemeinnützigkeit  dos  rnternehmens,  den  genannten  Bitt- 
stellern diese  ('(»ncession  auf  Grund  des  Eisenbahn -C'oncessionsgesetzes  vom 
14.  September  löö4  (B.G.Bl.  Nr.  238;,  wie  iolgt,  zu  erthcileii. 

§.1. 

Wir  verleib **n  den  ( 'oncessionären  das  lieelit  zum  Bau  und  Betrieb  einer 
an  die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn  anschliessenden  Loooraotiv-Eisenbahn  von 
Altheim  nach  Sohärding. 

Die  Ausliihnini:  des  JJaiics  und  der  netiiehseinrii  litimu<'M  der  Bahn  liat 
naeh  Mn'^s;,MlM'  der  von  dum  HandcUmiuistcrium  zu  geuelnnigenden  Üelail- 
BaUJ)  r oj  e c  te  s t  a  1 1  z  u  Ii  n  1  h '  1 1 . 

lnsb«'soiid<'r<'  hnlien  sioh  die  ( 'onees>i(inärf  lieini  iian  aii'di  naeh  den  v<»ni 
]l;»jidclsniiiii<teriiiin  zu  >tell. nilcii  A Mlordernn;:en  nnil  nach  den  bestehenden 
allgemein'  11  Hmu-  und  puli/riliehen  Vorschriften  zu  Ijcnehnien. 

Füi  A«  n.lrnmiren  in  den  Baucd-kjeeten  lilril»t  die  Genehini;;ung  der  Staats- 
\(  TW  alt  Uli;:-  \  orlicli.iltcn.  insoferne  >u|clic  naeli  Massgabe  des  Kesnltates  der 
militäriscdi-technischcn  Bevision  unil  der  iiaidi  Vorsclirift  des  ^.  0  des  Ei^cn- 
babn-Coneertsionsgesetzes  vorzunelunenden  politiüfeheu  Begehung  der  J'raee, 


'  )  <ifi;<  iiwäitigc  ('<iiit  '^.••■.ion  j,'elaiigle  lüelit  zur  AusfiÜirunu'  timi  wurde  mittels 
Kuitdiuncliuiig  ilc»  liundclMiiiiiititcriuiui»  vuiu  4.  Duceinbcr  1374  für  c-rl^'Schen  erklärt. 
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im  Interesse  des  SffeutUchen  Verkehres  and  zur  Sioherstellang  des  Bestandes 
der  Bahn,  dann  znr  Erfüllung  der  gesetzlioben  BeBtimmungen  sich  als 
erlordeHich  daiNtellen  worden. 

Sollte  siüii  )>ei  d(M  ijauausfülirung  ans*  bandkonomischen  oder  Betriebs- 
rücksiohten  eine  Abändermifr  der  Bahntracc  oder  dor  Detailplänc  il-  notli- 
wrndl;.'  oder  wünsohenswerth  dari^tellen,  wodurch  jedoch  die  im  §.  1  bof^timmte 
Bahnrielitiin;^  iiirht  vorändert  wird,  r.ml  g('.ir<  nüber  der  genehmigten  Trace 
im  AUgemeiueu  eine  wesentliche  Verschlechterung  der  Niveau-  und  der 
RichtangsverhältnlBse  nicht  stattfinden  darf,  so  muss  zu  einer  solchen  Abäu- 
deruuf:  die  (ienelnnif^ung  der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Der  Unterbau  der  «ganzen  Eist'iibahnlinie  kann,  mit  Ausnahme  der  Brü«*ke 
üln'r  den  Andieseiibach  bei  Andiescnhofen  und  der  Brücke  übrr  den  Prara- 
bach  bei  St,  Florian,  deren  Pfeiler  schon  urgprüni::lieh  in  der  Breite  für  zwei 
Geleise  bis  zur  Hohe  Uber  dem  hi)chsten  Wasserataude  ZU  fundiren  sind,  auf 
die  AnlafTC  Eines  Geleises  beschränkt  werden. 

Die  Staafivorwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  L'nterbaues 
für  das  zweite  (^clei^e.  sowie  auf  dessen  Legang  an  jenen  Strecken,  wo  sie 
es  für  nothwendig  findet,  in  dem  Falle  zu  dringen,  wenn  der  jälnli<'li('  Rrdi- 
ertrag  während  zweier  auf  einander  folgender  Jahre  die  Summe  von  140.000  ti. 
in  Silber  per  Meile  überschreitet. 

Alle  Brücken,  dann  alle  namhaften  Objecto  und  Kunstbauten  sind  deti- 
oitiv  aus  Eisen  und  Stein  herzustellen. 

Die  Coneossionäre  verpflichten  sich,  wegen  I!(  uützung  von  Bahuhölen 
schon  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  an  den  Anschliessungspunkten 
ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Üebergangs- 
verkehre  mit  denbellieiligten  Eisenbahnvcrwaltungen,  sowie  wegen  Benützung 
des  Tiiterhaues  fUr  das  zweitr  (M^ise  in  der  von  Prortl  136—149  mit  der 
Neuniarkt-Braunaner  Linie  der  Kaveri n  Elisabeth-Bahn  gemeinschaftlichen 
Strecke  mit  letzterer  Gesellschaft  ein  Abkommen  anzustreben. 

Die  Kosten  Hlr  die  auf  fremden  Bahnhöfen  erforderlieben  Erw^eiterungs- 
bauten  haben  die  Goncessionäre  zu  tragen. 

Die  betreffenden  Uobereinkommen  sind  der  Staatsverwaltung  zur 
Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bedingungen  fttr  die  gegenseitige  Wagenbcnütznng 
der  inli&ndischen  Nachbarbahnen  und  fttr  die  £inmOndung  von  Bergwerks- 
nnd  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

§.  3. 

Die  Goncessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  coucessiouirten  Eisen- 
bahn binnen  sechs  Monaten,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  be^iinnen 
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und  binnen  wf'itt'ron  zwei  Jahren  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem 
öffentlichen  Verkehre  zu  Hberjifeben. 


Den  ConcesBionären  wird  zur  Ausfllhriinj^  der  concessionirten  Eisenbahn 
das  Keoht  der  Exproprintion  nach  den  Uestimmungen  der  diesfUlUgen  gesetz- 
lichen Vorschriften  ertlicilt. 

Das  pfleiche  I{echt  moII  den  Concpa"^i«>n:irpn  auch  beziijsliph  jpner  zu 
einzelnen  indn>;trielien  Etahlis^^oinont*  etwa  liorziistollonden  FlUs^clbahnen 
zuirostandon  worden,  deren  Errichtung'  von  der  Staatsverwaltungy  alB  im 
Öffentli'  lion  Interesse  irclcsrcu.  «  rkannt  werden  sollte. 

Die  (  oucessioniiic  sind  vfiptliciitot.  die  Grundeiiilösun^r  niif  ini5frlieh<ter 
Hom-lilciiniiruiig  zu  htvorjrcn,  und  soviel  an  iliiicii  liofrt,  <lio  sol'iir(iL''c  Uiichfr- 
liclie  Absehrcihuntr  und  Ausscheidung  der  iür  liahuzwecke  aequirirteu  Ürund- 
complexe  zu  veranlassen. 


Oie  ConceasionSre  haben  sieh  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  coneeeftie- 
nirten  Bahn  naeb  den  Inhalte  der  gegenwärtigen  ConoesBionsnrkiindey  sowie 
nach  den  diesfallü  bestehenden  Oesetzen  und  Verordnungen  [namentlich  nach 
dem  Eiaenbahn-Conoessionsgesetze  vom  14.  September  1854,  und  der  Eisen- 
bahn-Betriebsordnung vom  16.  November  1851  dann  nach  den  etva  kttnftig 
zu  erlasaenden  Gesetze  und  Verordnungen  zu  benehmen. 


IJcziiilicli  der  Lcistunji^ou  für  die  Post.mstalt  kommen  auf  der  couces- 
sionirten  iJalm  folgende  Bostimniungou  zur  Anwendung: 

1.  Die  Concessionäre  haben  die  Post  und  die  Postheliensteten  nach 
Voracliriftdes    G8  derEisenbahn-Betriehsordnung  unentgeltlich  zu  befordern. 

Die  Postverwaltung  ist  bereclitigt.  alle  fahrplanmäsBigen  Courier-, 
Eil-,  Post-,  Personen-  und  gemischten  ZUge  zur  Beförderung  der  Post  zu 
benutzen. 

Bei  Eil-  und  CourierzUgen  bleibt  jedoch  die  Beförderung  von  Fracht- 
Postsendungen  ausgeschlossen. 

Die  Feststellung  der  Fahrpläne  der  zur  Postbefdrderung  benfltsten  Züge 
hat  mit  Genehmigung  des  Handelsministeriums  zu  erfolgen,  welohem  auch 
jede  beabsiehtigte  Aenderung  des  Fahrplanes  mindestens  14  Tage  vorher 
mitzutheilen  ist 

2.  Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  zur  Beförderung  der  Post 
erforderliehen  gewöhnlichen  und  Ambulanoe  -Waggons  auf  ihre  Kosten  her- 


*)  ReiohsgesetBblatt  vom  Jahre  1852,  Nr.  1. 


§.  5. 


§.  6. 
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ziifltellon  und  in  Stand  zu  halten«  wozu  auch  die  Reinigung  der  Aussenseite 

und  das  Schmieren  des  Waggons?  Lrehftrt. 

Mit  Ausnahme  der  Eil-  und  CourierzUge  haben  die  Concef^sioiiiire  hei 
jedem  Zujre,  llir  welchen  es  von  der  Postanstalt  verlangt  wird,  nach  dem 
Ermessen  der  It  tzieren  einen  achträdrigen  Waj^jfon  oder  zwei  vierrädrige 
Wnfrpons.  welelie  nach  den  Anfordernnpren  der  Postaustalt  eingeriehtet  sein 
mUäsen.  iinentjreltlicli  beizustellen  und  zu  befördern, 

Krtribt  sich  nach  dem  Ermessen  dor  Postanstalt  die  Nothwendi^.k(  it, 
iM'i  fincm  H;ihnzu.2:e  .'uissrr  dein  aehträdri^en  W.H^jron  oder  den  zw«i  virr- 
riidri<?en  Wriiruons  nnrh  weitcir  Wä;ren  zn  l'oslzw eek«n  beizu.stolirn.  so  wird 
dt'M  (  i'U' o-ionärfii  M>n  der  l'o-.tanfttalt  tiir  jcdiMi  weiter  bei<i:estellten  vier- 
rädrif^cii  \\';iir<  n  und  tiir  Jede  im  Po«tdienste  zurückgelegte  Meile  der  Betrag 
von  Einem  liiililcn  it-terr.  W  iUir.  verL'iitet. 

Hei  jenen  Züireii.  Iiej  welelion  die  r.<^t.-inst;iU  ni<'lit  einen  eifrenen 
Watrpron  in  Ansprneli  iiinmit.  denniaeh  insliesondere  bei  JOii-  und  Courier- 
züpren.  ist  ilir  ein  out-jneeliend  einL'erielitet«'r.  vollständig'  abi^^e^elilossener 
uihI  mindestens  zw  ei  (  nuiM-s  umfas-etnb'r  Tlicil  eimvs  l-jsonbalni -W  a};j:ons 
zum  Transporte  der  rostsen<lunj;en  nnentL^idtlieh  zur  Vertuirnnir  zu  stellen. 

Tnsoterne  in  dem  erwHlinten  R  uime  ein/eliie  jrri»s>:ere  Brielpaekete  oder 
Briefsäcke  nielif  nnter;:ebi-aeiit  werden  kihmen.  bat  die  Eisenbahn\ erwaltuug 
für  deren  niidei  weiti;;e  sieliere  l  nterbrin^nii^''  im  Zulm-  \  orzusor^^en. 

Die  ircwlilinliebe  Deleufditun^  (b  r  ztim  Postdiensfe  verwendeten  Wair^'ons 
oblicjrt  den  < 'oncessionären  in  jleieher  Wei-;e,  wie  bei  den  IVrsonenwäirfn; 
die  Kosten  lilr  die  ausseruewöhnliehe  Belenebtun;^  der  inneren  Wagenräume 
und  tiir  deren  Belieiznn^^  werden  von  der  Postanstalt  ^retraijen. 

Die  Postverw  .iltunf?  ist  bereebtifrt.  die  Post  bei  allen  EisenbahnzUtreu 
«lureb  iiiie  eij^enen  Orfrane  beprleiten  zu  lassen. 

Dio  Befiirdenin?  der  zur  Beprleitun^  der  Post  erforderliehen  Post- 
beamten. (  (.inliieteiire  und  Diener.  >owie  der  zur  UeberwaehunfT  oder  Erler- 
iinnpc  des  Babnpo-tdieiistes  entsendeten  Orjrano  der  Postanstalt,  welch' 
letztere  sieh  mit  rertitie.-tten  der  vorgeaetzten  Postdirection  zu  lejj^itirairen 
haben,  erfolgt  uneiit;::.eltlie|i. 

Der  Postverwaltunir  ist  ferner  das  Recht  vorbelialteu,  bei  allen  Eisen- 
bahnzli^en,  welcbe  nicht  »lureh  ihre  eifrenen  Orpfane  begleitet  werden,  die 
Briefpost  der  von  den  Ooncessionären  aufzustellenden  Bahn  Verwaltung  zur 
Beförderung  durch  die  Organe  der  letzteren  zu  Uberweisen. 

4.  Für  die  Aufltibuug  des  Po.stdienste«  in  den  Stationen  ist  ein  geeig- 
netes Zimmer  mit  einer  Requisitenkammer  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  zu  ttberlasson  und  hinsiohtUeli  der  BeiKedigung  etwa  ein- 
tretender weiterer  BedQrfniRse  fUr  dimen  Zweck  wird  eine  besondere  Verein« 
barung  bezüglich  der  Ittr  welters  beisustellenden  Raum  in  Form  eines  Mieth- 
sinses  zn  leistenden  EntsehSdiguug  zu  treffen  sein. 
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Die  innere  Einrichtung,  R>Mni<run^,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Ääninliciikeiteu  obliejjt  der  Postvcrwaltung. 

5.  Iii  jenen  Balinliüfen,  in  wt^lchen  k«'iii«'  Postämter  aufgestellt  sind, 
habrn  die  Concessionäre  nuf  V%'rl mijrn  der  PostvtTwaltunjr  die  rel»er<rabc 
und  UelM-rnahrae  der  Postsendungen  zwii^clien  Balinzügen  und  den  Orgauon 
(\i  r  I*o>tan^talt,  sowie  deren  zeit\veiii.re  «iiehcre  AntTiewalirung  bis  zur  Ueber- 
gab»'  an  ein  Pctstnrgan  ilurcb  h'u  /.n  belahiirte  Bahnbcdien>tete  gOL^eu  eiue  VOD 
der  Post verw altnntr  l'e<tzu.setzen<le  lOnUoiinung  be?ioriren  zu  lass«>n. 

Dort.  \V(»  naeli  dem  Ernie>i^»Mi  der  Po-itverwaUung  der  Po^^tdiennt  e-<  er- 
hei«ebt.  balteii  die  ( 'nii<'es^;i.>ii;ire  ihre  Bediensteten  der  Postanstalt  zum  .Mit- 
wirken bi-i  dem  Aul-  und  Abladen  der  P'Ktsendungen  gegen  eine  den  dies- 
ialligen  Leistungen  oi!tsjire<-liende  Hnthdinun?  zur  Verfügung  r.u  stellen. 

Pont  sjiondenzen.  welelie  in  Beziehung  auf  die  \'er\valtung  der  ICisen- 
bahn  zwi><  ben  der  Direetion  oder  dem  Verwaltungsrathe  <ler  Eisenbahn  und 
ihren  untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  untereinander  jetiihrt 
werden,  dürlcn  auf  den  bezüglioben  Inihustrecken  dureh  die  Bediensteteu 
der  Baimaustalt  beiordert  werden. 

§.7. 

Die  Ooncesrionilre  Hbernchmeo  die  Verpflichtung,  die  fllr  den  Bahn- 
betrieb  und  die  SignaliRirnnfr  erforderliolien  Telegraphcnleitunsen  auf  eigene 
Konten  entweder  nach  Anordnung  oder  durch  Vermittlung  der  Staat8tele> 
graphen-Anotalt  herzustellen,  einzurichten  und  zu  unterhalten. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  die  Betriebsleitung 
auch  für  Staats-  und  Privat-Gorrespondenz  verwenden  zu  lassen. 

Der  Stflatsverwaltung  steht  es  frei,  die  Drähte  dos  Staatstelegraphen  an 
den  Stutzpunkten  der  Bahnbetriebsleitung  anzubringen  oder  selbstutändige 
Leitungen  auf  dem  von  den  Ooncessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahn- 
zwecke benfltzten  Grund  und  Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung 
anzulegen. 

Zur  Beaufsiehtignng  und  Instandhaltung  solcher  Stnatslinion  haben  die 
Concessinnäre  dureh  das  Bahnpersonalo  nnentgeltUch  mitzuwirken. 

Die  Conee^sioiiäre  sind  ferner  verpflii  bt.  t.  auf  ihren  Bahnstrecken  die 
Materialien  und  Requisiten  der  StaatStelegraphen- Anstalt  nach  den  fdr 
Militür  1  ransporte  giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  ihren  Bahnhöfen 
und  Stationen  unentgeltlich  zu  lagern  und  zn  verwahren. 

In  allen  vorerwUhuten  Beziehungen  Rin<l  die  Conoessionare  gehalten, 
mit  der  Staatstelegraphen-Verwsltung  rechtzeitig  ein  besonderes  Ueberein- 
kommen  zu  treffen. 

8. 

Die  Höhe  der  Fahr-  nnd  Frachtpreise  wird  folgenden  Begränzungen 
unterworfen : 
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Maximaltarif  per  österreichische  Meile,  und  zwar  bei  Reisenden  die 
Person 

für  die    1.  Classe  36  kr.  österr.  Währ. 

»  »   27  D  fl 

n     -    in       «   18    fl  fl 

fl    fl  IV.    fl    (Stebwagen)  .  12  „ 

Bei  SfhnLllzii<;en,  welch»'  mindestens  aus  Wagen  der  1.  und  11.  Classe 
bestehen  müssen,  dürlen  diese  Tarife  lun  2ü  Percent  erhobt  werden,  unter 
der  Bedinj^ung,  dass  die  bei  diesen  Schnellzügen  zu  beobachtende  Fahr- 
geschwindigkeit nicht  geringer  sei,  als  die  durchschnittliche  Fahrgeschwindig- 
keit bei  den  Schnellzügen  der  übrigen  österreichischen  Eisenbahnen. 

Muximaltaril  l)ezii;rlicli  der  Waaren  bei  gewitiihulielier  Geschwindigkeit 
per  Zolleentner  und  Meile:  drei  Kreuzer  österr.  Währung. 

Ausnnhmsweise  hal»(>n  fiiv  folgende  Gegenstände  bei  vollen  Ladangeo 
nachstehende  Fraclitsätze  zu  gelten! 

C.  Mineralkohle, 

A.  Getreide       B.  Brenn-  und    ter  Tori,  Ene, 
und  SaJtä         Selmittholz  Eiienllouen, 

Kalk-  und  Baa- 
•teine. 


Kreuser  Ssterr.  WShrung 


Als  Expeditionsgebühr  werden  für  alle  (üiter  zwei  Kreuzer  per  Zoll- 
eentner eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebükr  und  allgemeine 
Assecuranz  einbezogen  ist.  Wenn  das  Auf-  und  Abladen  von  der  Partei  be. 
sorgt  wird,  so  wird  die  £xpeditioBSgebUhr  nar  mit  1.6  Kreazer  per  ZolU 
centner  eingehoben. 

Hücksichtlicli  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  LagerziuKes  und  der  sonstigen  Vi'rkehrsbestiniinungen  ist  sieh 
derart  zu  benehmen,  dass  .lic  dicsfälligen  Preise  und  Hestinimungcn  auf 
keinen  Fall  höher  und  lästiger  seiu  dürfen,  als  auf  der  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn. 

Die  ('oneessionäre  sind  vei]>tlii-litet,  im  Frat-htenvrrkehrc  jene  Nomen- 
clalur  und  Classitieatiou  der  Wa.ireii,  sowie  jene  Traiisini i tlx  stimmungen, 
welche  bei  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  Eiisabeth-Bahu  in  Auweuduug  kummeu, 
aach  tUr  diese  Hahn  eiii/iitühreii. 

Dir  Re-j-eiung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixirteu  Gränzen  steht  den  t'uuccssiouärcu  frei. 

ao 
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Hielte!  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nielit  stattfinden.  Wenn 
dalier  einem  Versender  oder  Frachtnntemehmer  unter  gewissen  Bedingnngen 
eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Begünstigung  gewährt 
wild,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung  allen  Versendern  oder 
Fraclituntemehmern,  welche  die  nämlichen  Bedingungen  eingehen,  zuge- 
standen werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  Öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Frachttarif-Bestim- 
mungen der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen  Regelung 
haben  sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

Eine  zehnperoenlige  Herabsetzung  der  Fahr-  und  Frachtpreise  sammt 
NebengebUhren  hat  jedenfalls  einzutreten,  sobald  das  Reinerträgniss  sechs 
Percent  des  Anlagecapitals  übersteigt. 

Nach  Ablauf  von  neun  Betriebsjahren  hat  die  Regierung  das  Recht, 
«ine  entsprechende  Ermässigung  obiger  Tarifsätze  nach  Einvernehmen  der 
Concessionäre  oder  ihrer  Rechtsnachfolger  eintreten  zu  lassen. 

^.  9. 

Ks  wird  gestattet,  dass  die  Fahr-  und  Frachtprei^^e  in  inUinilischer 
Silbe^'inUuze  bemessen  und  eingehoben  werden.  Jedoch  >o,  dass  die  mit  Be- 
rücksichtigung des  Courswerthes  entfallende  Gebühr  auch  in  der  Landes- 
währung ang:e!iomnicn  werden  muss. 

Die  ZurUckfUhrung  des  Tarifes  auf  die  Laiideswühi  ung  hat  nach  den 
yon  dem  Uandelsmiulsteiium  festzustellenden  Modalitäten  stattzufinden. 

§.  10. 

Militiij -Ti .nispnrt«'  müssen  nach  hpral»ir<'setzt<'n  l.nit'p reisen  be- 
sorgt werden,  und  zwar  naeh  dem  in  dieser  Be/i*  liiiiiLr.  >o\vir  rüoksichtlioh 
d<'r  IJt  triinsti^ungen  r«-isender  Militärs,  zwisolien  'ItMii  lieiehs  Kri»  ;,'<niinist<'»- 
rimu  und  der  Direktion  der  Kaiser  Ferdinands  -  NordUahn  umerm 
18.  Jnni  lHG8*i  abges.-hN.ssenen  l>l)ereinkonunen,  dessen  Bestiniiunniren 
einen  inteirrirenden  liestandtlieil  der  Conoessiunsnrkun  ie  zu  Idlden  haben. 

Im  Falle  Jeddch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreiehisehen 
Halmen  lür  Militär-Transporte  den»  Staate  günstigere  Bestiinmujiiren  verein- 
bart würden,  ho  sollen  diese  auch  lilr  ilic  concessionirte  Buhn  Geltung 
erhalt«  n. 

Dit'se  Bestimmungen  finden  auch  .iiit  Au'  Landwehr  beifler  Reichs- 
hiiittf  11.  auf  die  Landessohülzen  Tyrols.  und  /war  nielit  nur  bei  Reisen  auf 
Kechniing  des  .\erars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  aut  eigene 


*  \  rn  il  Verordnungen  de«  k.  k.  Armee-Verordnungsblattes  vom  J&bre  IdSd, 

21,  Stiicft,  Nr.  yr. 
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Rechnunjsr  zu  den  WattenUbnngen  und  Coiitrolversammlnngen.  ferner  .niif  das 
Militär- Wachoorps  flir  die  k.  k.  Civilgerichte  Wiens,  auf  die  k.  k.  Gen- 
^arnit  rio.  sowie  anf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  nnd  Sieherheits- 
wacli(  Anwendung. 

r>i<'  (  oncessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  Österreich isclien 
£i»enbahngeselUcbaften  abgeschlossenen  Uebereinkommen  Uber  dio  An- 
schaftnng  imd  Beroithaltnng  von  AnsrUstnnjrsprejrenständon  fiir  Militär-Trans- 
porte und  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmirtoin  bei 
Durclifilbrung  grösserer  Militär-Transporte,  ferner  den  or^'anis*  lien  lie>»tini- 
mungen  und  der  Dienstvorschrift  filr  die  Feldeisenbahn- Abtheilungen*): 
sowie  dem  mit  1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  g.;tretenen  Nachtrags-Ueberein- 
kommen  **),  bo/.Uglicli  do3  Transportes  der  im  lioirenden  Zustande  anf 
Re<  liiiunir  des  Milit-ir- Acrars  zur  iiefurderung  gelangeudeu  Kranken  und 
Verwundeten,  b  e  i  z  u  t  r  <  ■  t  o  n . 

Ditst'lbf^  Verprii<  litiin^^  des  Boitiittes  gilt  auch  bezüglich  do-^  mit  den 
Baliiiuosellschafteii  zu  Stande  koninicinliMi  Uebereinkommena  wc^'eii  -egcii- 
SMtigtT  Au-iliiltV  au  Personale  bei  Dur  lilülirnnu^  t;ros>;"r  Militär- Transporte 
uud  der  Vor^clirlü  für  den  Militär-Transj)i>rt  auf  Hiseiihaliuen. 

Die  ( ■onee«;->iou;ire  unterwri  ti-u  sjeli  hinsiehtlieh  iler  Anstellung  gedienter 
T'ntriN-flieieie  des  Ilreres.  der  Kriegsmarine  und  der  Ijaudwehr  den  im  §.  38 
des  Wehrirt  st-rzes  vom  Jahre  iSTiS***  und  in  dem  Gesetze  vom  19.  April  1872 
(R.  G.  Bl.  Nr.  60}  enthaitcneu  Besitiiumuugen. 

§.  11. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die  Anf- 
sieht  über  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden  Be- 
hörde, oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Con* 
eession  oder  aus  Gefällsriicksichten  die  Eisenbahn  benutzen,  und  sich  mit 
dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  mttssen  sammt  ihrem  BeisegepMoke 
unentgeltlich  befördert  werden. 

§.  12. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausserordentlicher  Thene- 
rang  der  Lebensmittel  in  dem  Österrdoliisohen  Kaiserstaate,  die  Frachtpreise 
für  dieselben  anf  die  HSlfte  des  Maximalpreises  herabzumindern. 


1')  f.  il  /.u  Nr.  148,  im  4*2.  f^tiioke  des  Jahrganges  1870  der  Normal-Verord- 
nungen des  k.  k.  ArinPe-Vcrordniingsblatte?. 

**  Normal-Verordnungen  des  k.  k.  Armee- Verordnungsblattes  vom  Jahre  IS71, 
22.  Stück,  Nr.  79. 

♦**)  Reichsgesetsblatt  Nr.  tfil. 
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§.  13. 

Den  CoiKcssiouären  wird  aucli  dm  Recht  eingeräumt,  eine  Actien- 
gei^ellschaft  zu  bilden  und  zur  Aulliringung  der  erforderlichen  Geldmittel  auf 
Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Actien  und  Prioritätsobligatloftcii 
auszugeben,  welche  auf  den  österreichischen  Börsen  verhandelt  und  amtlieh 
notirt  werden  dttrfen. 

Die  dnroh  PrioritXtsobligationen  aufgebrachte  Summe  darf  drei  Ftfnftel 
des  Anlagccapitals  nicht  Uberschreiten. 

Werden  die  Prioritätsobligationen  in  einer  fremden  Valuta  ausgegeben, 
so  muss  der  Betrag  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

Die  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten  der  Con- 
cessionäre ;  die  Gesellschaftsstatnten  unterliegen  der  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung. 

■ 

§.  14. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslaiule  zu 
beBtcIlcn,  so^vio  Tiarisportmittel  für  Personen  und  Frachten  zu  WasHor  oder 
zn  Lande  unter  Beobachtung  der  bestehenden  Vorschriften  einzurichten. 

§•  15. 

Die  Staatsvei  wallunj.  i<t  iK  icfhtiu't.  sich  die  l'eberzeii.i:uiig /u  verscliatlcii . 
dass  der  Hau  der  Halin.  sowir  »Ii«  Hctricitseiiiriclitiin;^  in  allen  Tlu-ilcu  /.\\<M'k- 
n»äKsi<r  und  solid  aus;j:ctiilirt  werden  und  anzuordnen,  dass  (ielirecheu  iu 
dieser  Bczieliunf:  liintan^chalten  und  rücksiclitlieli  beseitigt  werden. 

Die  8taat>»\  rrwaltunjr  ist  aiu  ii  liereciitigt,  durch  ein  von  ihr  abgeorduete* 
Organ  Einsieht  in  die  (lebarnn^'-  zu  nehmen. 

Dervon  drrStaatsverw  altnn;^  Ix'stellteCominissär  hat  auch  das  Hecht,  deu 
Sitzuu^reii  des  Verwaltunjrsaus.scliuases,  sowie  den  (ieneralversamiulun^^en,  so 
Ott  er  es  tiir  aufreuiessen  eraehtet.  beizu\V(diuen  uud  alltalligo,  dem  .staata- 
interesse  iiaehlhi  ilige  Verlügnngen  zu  sistiren. 

Fiii-  die  hier  fest<resetztc  Uebei  wachung  der  Bahnuiirernehniunpr  haben 
die  Coueessionär«'  mit  liiieksielit  aut"  die  hiemit  verbuuiieue  GeRe!iält>la6t 
eine  jährliehe  l'ausehalvergUtung  an  den  Staatssehatz  zu  leisten,  deren  Uühe 
von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§.  16. 

Die  Dauer  der  Conoession  mit  dem  im  §.  9,  lit.  b)  des  Eisenhahn-Con- 
cessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer  Bahnen 
wird  auf  neunzig  Jahre  vom  Tage  der  Eröflbung  des  Betriebes  auf  der  ganzen 
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«oncessidnirten  Bahn  gerechnet,  festgesetzt,  und  sie  erlischt  nach  Ablauf 
•dieser  Frist. 

Die  Concpssion  erliscltt  ,iu  Ii.  wenn  der  im  §.  3  festgest'tztf  Tt  riniii  für 
•die  Vollendung  des  Baues  und  ErötTiniu"^  des  Betriebes  nicht  einjjfhaltoii  wlnl 
und  die  Terminüberschreitung  niciit  im  Sinne  d  ^  ^5.  11,  lit.  h  iIim  Eisen))ahn- 
Ooucessionsg^esetzcs.  und  nnmentlieh  auch  durch  politische  oder  finanzielle 
Krisen  gerechtfertigt  werden  könnte. 

17. 

Die  Stnatsverw.iltimg  behnU  sicli  das  Recht  vor.  nach  Aldaul'  v<m 
dri'isslL'"  .Iahr*'ii,  vom  Ta;;«*  der  Bi  triobserötViiiiii^  aut  diT  iranzen  ooncfssio- 
nirten  Bahn.  jed<Mveit  die  i^eg-cnwärtij^e  Conccssion  und  be/iehiin;^-iw('i-io  die 
coiiecssionirtc  Bahn  ^^egeu  eine  an  den  Conceäsiouär  zu  leistende  ßareut- 
sciiädi^iinfr  ciii/iilöscn. 

Zur  Brstiiiiinim;,'  ^vh  Einliisiin;r'*i)reis('S  werden  die  jaiirlieiien  Keiii- 
erträ^TÜssc  der  Utitcrnehniiin.u'  wählend  der,  der  wirivliehen  Einhisuuf^  voraus- 
ge^^•^nl:ene^  sicheii  Jahre  hezitVert,  hievon  die  KeinerträLniisse  der  uujriin- 
sti;rsten  zwei  Jahre  ab«resciihigen  und  der  durchschnittücUe  iieinertrag  der 
übrigen  tünf  Jahre  berechnet. 

Sollte  sieh  jedoch  der  so  erinitttdtc  dureh-ii  iniiitlirhc  licinertraf;  nidit 
wenigstenii  auf  ')-2  Bercent  in  Silber  des  von  der  Siaats\  crwaltm-L'-  ueneh- 
mij::teii  N(»minal-Anlagecapitals  bezilTern,  so  wiril  dieser  MininiailxM a;^  aU 
das  dci  IJemessunir  des  Eiulösungspreises  zu  Grunde  zu  legende  Keiner- 
triigiii-s  festi:esetzt. 

Der  zwanzijrt'aehe  Betrag  des  nach  diesen  Grinulsiitzen  zu  be.stimmen- 
•deu  Reinerträguisse.s  bildet  den  Eiidösunirspreis. 

Die  Zitier  des  Nomiiial-Anlafrecapilals  ist  der  (i<-nehmi{^uug  der  Staats- 
Terwaltung  zu  unterwerfen,  und  zu  demselben  ;^eliüren: 

a)  Die  Kosten  der  Vorarbeiten  uud  Projcctsvertassun;::; 

b)  die  Kosten  des  Baues  und  der  ersten  Betriebseinrielitun^  das  ist  bis 
zum  Ende  des  ersten  Betriebsjahres  nach  erütTuetem  Betriebe  auf  der 
ganzen  concessionirten  Bahn;,  sowie  alle  sonstigen  Auslagen,  welche 
aus  Anlass  der  Uerstcllnug  und  Inbetriebsetzung  der  concessionirten 
Bahn  ausser  dem  im  Punkte  a)  bereits  erwähnten  Betrage  nothwendiger- 
welse  bestritten  werden  inilsscn, 

«)  die  filnfperoentigeu  Zinsen  fUr  die  während  der  Bauzeit  bis  zur  Eröffnung 
des  Betriebes  auf  der  ganzen  eoneessionirten  Bahn  nach  Massgabe  des 
Fortschrittes  des  Baues  und  der  Betriebseinrichtnng  eingezahlten  Capi- 
talsbetrüge  nach  Abzug  der  ei-zielten  Reinerträgnisse  von  den  etwa 
frBher  dem  Betrieb  Obergebenen  einzelneu  Bahnstrecken  und  der  Zinsen, 
welche  aus  den  eingezahlten  uud  nicht  sofort  verwendeten  Geldern  erzielt 
worden  sind; 
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tlj  die  Kosten  der  GrUlbe^^oliaffiinj:,  bezieliiini.'j'weise  dt-r  LJetiajr  dt  s  mit 
Gcnelmiifrun^'"  der  Staatsverwaltuiig"  /iifrestaiidriien  durchsclinitll:cli«  n 
C'oiirsveilusles  bei  der  Aunjrin^ini'r  d»s  baren  Gelderforderiiisses  bei 
lleraus^'abe  der  Actien  und  Prioritätsobligationen. 
Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  noch  weitere  neue  Bauten 
ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtuufceu  vermehrt  werden,  so  können  die 
diesfiilligeu  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden,  wenn  die  .Staats- 
verwaltung zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder  zur  Vermehrung  der 
Betriebseiuricbtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und  die  Kosten  gehörig 
nachgewiesen  werden. 

§.  18. 

Die  ConcessioDHre  sind  Überdies  verpflichtet,  die  hier  conceasionirte 
Bahn  nach  Vollendang  derselben  in  dem  Falle,  als  die  Staatsverwaltung  es 
nir  nothwendig  oder  zweckmftssig  erachten  sollte,  Uber  deren  Verlangen  an 
eine  andere  Bahnuntemehmang  gegen  eine  von  derselben  zu  leistende  Ent- 
schädigung abzutreten. 

Die  Art  und  Höhe  dieser  Entschädigung  wird  zunächst  der  Vereinbarung 
beider  Theile  Überlassen. 

Sollte  jedoch  eine  solche  Vereinbarung  nicht  zu  Stande  kommen.  <lnun 
ist  als  Eutscbädigung  ein  BaroapitnI.sb«  trng  zu  leisten,  dessen  Höhe  nach  den 
oben  im  §.  17  fUr  die  Einlösung  der  Bahn  durch  die  Staatsverwaltung  fest- 
gesetzten Grundsätzen  zu  bestiroroen  sein  wird. 

Nur  ist  in  dem  Falle,  wenn  die  Balm  noch  nicht  sieben,  wohl  aber  tünf 
Jahre  im  Betrieb  stehen  sollte,  der  durchscluiittliche  Reinei-traL'  der  günstig- 
sten drei  Jahre,  und  wenn  die  Bahn  noch  niclit  tünf  Jahre  in  Betrieb  stehen 
sollte,  der  Reinertrag  des  günstigsten  Jahres  der  Bemessung  des  Einlösungs- 
preises zu  Grunde  zu  legen. 

Sollte  die  Abtretung  vor  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  gefordert 
werden,  so  ist,  wie  überhaupt  in  allen  Fällen,  der  Einlösungspreis  nicht  unter 
jenem  Minimalbetrage  festzusetzen,  welchen  «lie  Staatsverwaltung  nach  §.  17 
für  die  Einlösung  der  Bahn  zu  zahlen  haben  würde. 

§.  19. 

Bei  dem  Erloschen  der  Concession  und  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Eigenthum  und  in  den  Genuss 
der  concessiouirtcu  Bahn,  namentlich  des  Crinid  und  Bodens,  der  Erd-  und 
Kunstarbeit  (Ml.  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  drr  Bahn  und  des  säramt- 
lichen  unbeweglichen  Zugehörs,  als:  Bahnhöfe,  Auf-  untl  Abladeplätze,  aller 
zum  Bahnbetrif'br  erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfahrts-  und  Ankunfts- 
plUtzen,  Wach-  und  AufsichtshäiK^r.  sammt  allen  Einrichtungen  an  stehenden 
Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen. 
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Was  die  beweglichon  Saelicn,  nls:  Locoiiiotivc,  Wiipen.  li(\v.-<xliclie 
Maseliiuen,  \Vorkzoii;re  uiul  aiulne  Ei!iri<  lituu«;»  ii  und  Mutfrialieu,  in^^Hweit 
sie  zur  F(»rt-Nt't/uii;,'  il»-^  Hctrielx's  ei  rmtlcrlifli  ninl  liiczu  ireci^rnot  sind, 
trifft.  s(i  liat  \<iii  diesen  (^eireiistäiidon  eine  s<>lrlu>  Qiiaiititiit  und  bezüglich 
Werthsumm«'  nnt'nt^rcltlioli  an  den  Staat  üherznu'elien.  Mtdclie  der  in  dem 
Aulagecaiiitale  tnllialtcnt'n  ersten  l>etriel»seiiiri'  litunfr  <Mitspri<'ht. 

Dnreii  die  ert'uljrte  Einl«'>iun,L'  der  lialui  und  vom  Tage  dieser  Einlösung 
tritt  der  Staat,  gegen  Ausbezaldung  des  im  ij.  17  festgesetzten  Einliisuttg«- 
preises,  ohne  weiteres  Entgelt  in  das  Eigentlium  und  in  den  Genuss  der 
gegenwärtig  concessinnu  ten  Bahnstreoke  mit  allen  früher  erwähnten,  dazu 
gehörigen,  sowohl  heweglii  hen,  als  auch  unbeweglichen  Sachen. 

Sowolil  Iteini  Erllisehen  dieser  Coneession,  als  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahn  behalten  die  foncessionäre  das  Eigenthum  des  aus  dem  eigenen 
Erträgnisse  der  L'ntei  nrhuiung  gebildeten  Reservefondes  und  der  ausstehendeu 
Activen,  dann  auch  jener  aus  dem  eigenen  Vermi»gen  erriehteten.  untl  rück- 
sichtlicb  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  fiebäude.  als:  Coaks-  und 
Kalkdfen,  Gicssereien,  Fal)riken  von  Maschinen  oder  anderen  Gcräthen, 
Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  audere  Depots,  zu  deren  Erbauung  oder  Er- 
werbung dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrücklichen  Beisätze 
ermächtigt  wurden,  da^s  sie  kein  ZugehÖr  der  Eisenbahn  bilden. 

20. 

Der  Staatsverwaltung  wird  lerner  das  Recht  vorbehalten,  wenn  unge- 
achtet vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicht- 
betVdguug'  der  in  der  ( 'oncessionsurkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten 
Verprtichlun;reii  vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entspreclu  inleii  Mass- 
regeln dagegen  /u  treffen  und  nach  rmständen  noch  vor  Ablauf  der  Cuu- 
cesäionsdauer  die  Conce.'isiou  lUr  erloschen  zu  erklären. 

§.  21. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Concession  entgegen  zu  lundeln,  und  dem  Conoessionär  das  Recht  einräumen, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  Unseren  Gerichten  anf  Ersatz  za 
dringen,  ertheilen  Wir  sämmtlichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen 
Befehl,  Uber  die  Concession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge 
und  sorgfältig'  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unserem 
gr«)S8eren  Insieg<d,  in  Unserer  Reichshaupt*  und  Residenzstadt  Wien,  am 
Siebenten  Tage  des  Monates  Jänner  im  Jahre  des  Heils  Eintausend  Acht- 
hundert Siebzig  und  Drei,  Unserer  Reiche  im  Fttnfundzwanzigsten. 

Franz  Joseph  ni.  p.     (L.  S.) 

Aaersperg  m.  p.  Banlians  m.  p.  Pretis  m.  p. 
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2,  Kandmaehung  des  Handelsministeriams  TOiii  4.  Deeember  1874, 
B.  a  Bl.  Nr«  145  und  C.  BL  Nr.  138^ 

Aber  du  EriSsehen  der  Coneession  fSr  die  l<OMmotiv-Ei8«ibahB  Ton  AHheim  naoh  Sehirding. 

Auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entscliliessang  vom  19.  November  1874 
wird  die  der  Industrie»-  und  Commerci.ilbank  für  Oborösterreich  und  Salz- 
bor*  im  Voreine  mit  dorn  k.  k.  Bauratlie  Carl  Freilierrn  von  Schwarz, 
zufolge  der  Allorhörhsten  ConceBBionsnrknnde  vom  7.  Jänner  1873  (R-  G. 
Bl.  Nr.  34)  erthcilte  Concossion  mm  Bau  und  Betricl)  einer  Locomotiv- 
Eisenbahn  von  Althoim  nach  Schärding  im  Sinne  des  §.  20  der  Conce^sions- 
nrkunde  wegen  NichterfUUaug  der  coneessionamäsaigen  Verpflichtungen  als 
erloschen  erklärt. 

Baihaas  m.  p. 
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K.  k.  priv.  Yoralberg'er  Bahn. 

(Vgl.  Bd.  II,  'Abtb.  3,  Seite  1313.  Bd.  Ul,  Seite  499  und  £rg.-Bd.  I,  Seite  473.j 

1.  StatiitiMi 
der  Actien-Üesi'UschaU  der  k.  k.  priv.  Vorarlberger  Bahn. 

I.  Abschnitt 

Grüuduug,  Zweck  und  Dauer  der  Ge^ellscLalt. 

§.  1. 

Die  Conoessionäre:  Carl  G an a hl,  Getaner,  Mutter  &  Comp.,  die 
k.  k.  priT.  dsterreiohiBObe  Oredit-Anstalt  für  Handel  und 
Gewerbe,  Thomas  Brassey,  Gebrttder  Klein  und  Carl  Sohwars  e^ttnden 
hiemit  in  Folge  der  durch  §.  13  der  Allerhöchsten  Concessions-Urkunde  vom 
17.  Aagnst  1869,  B.  G.  Bl.  Nr.  169,  erlangten  Berecbtigong  eine  in  alle 
Rechte  und  yerbindlichkelten  der  Concessionäre  als  solcher  eintretende 
Aotien-Gesellsehaft,  welche  zwischen  allen  Besitzern  der  nach  den  Bestim- 
mungen dieser  Statuten  auszugebenden  Actien  bestehen  wird. 

§.2. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist: 

aj  Der  Bau  und  Betrieb  der  mit  der  Allerhöchsten  Coneessions-Urkunde 
▼om  17.  August  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  169,  dann  mit  dem  von  Seiner 
Durchlaucht  dem  souTcritnen  FUrsten  von  und  zu  Liechtenstein 
ertheiiten  landesherrlicheo  Consense  vom  14.  Jlnner  1870  und  mit  der 
Yon  der  Regierung  des  Cantons  St.  Gallen  ertheiiten  und  von  der 
BundesTcrsammlung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  mit  Bundes- 
beschluss  vom  23.  December  1869  genehmigten  Concession,  Tom 
1.  December  1869  concessionirten  Locomotiv-Eisenbahn  von  Bludenz 
über  Feldkircli  und  Bregenz  an  die  österreichisch-bayerische  Grenze 
mit  Zweigbahnen  von  Feldkirch  nach  Buchs  und  von  Lautrach  nach 
St.  Harjrarethcn. 
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bj  Die  Couccssionaerwerbung,  der  Bau  und  der  Betrieb  weiterer  Aoscklasa- 
bahnen. 

c)  Die  Erriclituiig  und  der  Betrieb  anderer  Transportmittel  für  Personen 
und  Frachten  zu  Wasser  oder  zu  Land,  welehe  in  Verbindung  mit  den 
von  der  Gesellschaft  betriebeneu  Eisenbahnen  errichtet  werden.  (§.  14 
der  Concessions-Urkunde.) 

d)  Die  Erwerbung  und  der  Betrieb  von  Kohlengruben  sowie  die  Brwer« 
bung,  der  Bau  und  der  Betrieb  solcher  Industrialwerke,  welche  im 
Sinne  des  §.  24  der  CoDeesdenB-ürkunde  errichtet  werden. 

§.  3. 

Die  Gesellschaft  ftthrt  die  handelsgerichtlioh  zu  protokpUirende  Finna: 
K.  k.  priv.  Vorarlberger  Bahn. 

Die  Gesellschaft  hat  ihren  Sitz  in  Wien  und  ist  berechtigt,  Agentien 
im  In-  und  Auslande  zu  bestellen«  (§.  14  der  Concessions-Urkunde.) 

§.  5. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfoljjrcn  dur(  h  die  ämtliche 
„Wiener  Zeitung"^,  sowie  durch  den  „Boten  für  Tirol  und  Vorarlberg**,  als 
der  ämtlichen  Zeitung  fUr  die  genannten  beiden  Kronländer. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  Actiencapit.il  gezeiclinei 
und  30  Procent  darauf  eingessahlt  sind  und  die  Firma  in  das  Handelsregister 

eing('ir;i;.'-on  i^t. 

Sie  endet  mit  dein  Erlüsciien  der  Conces^^ion.  Il'>st  sich  jedocli  s^'hon 
früher  auf,  wenn  die  ihr  ir.  iiörigen  Bahnen  vom  Staate  oder  von  eiuer 
anderen  Unternehmung  eingelöst  oder  \on  der  Gesellschaft  ver:ius<erT 
werden,  und  in  diesem  Falle  niclit  die  Fortsetzung  der  Gesellschat't  fiir  ihre 
UhrigiMi,  etwa  im  Sinne  des  §.  2,  lit.  h)j  c)^  d)  errichteten  Uuternehniungeo 
beschlossen  wird. 

IL  Absohmtt. 
Oesellschaftlicher  Unternehmungsfond  (Anlagecapital). 

§.  7. 

Der  gesellschaftliehe  Unternehmungsfond  (das  Aniagecapital)  besteht: 

a)  aus  dem  Actiencapitale, 

h)  aus  den  durch  die  Ausgabe  von  Prioritäts-Obiigationen  beschafften 
Mitteln. 

k 

i 
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Da«  Acti'Mioapitai  wird  auf  sechs  Millionen  Gulden  (6,000.000  fl.) 
Österreich ifc her  Währung  in  Silber  festgesetzt. 

In  Obligationen  wird  ausserdem  jener  Capital sbe trag  aufgegeben^ 
welcher  innerhalb  der  Grenzen  der  13  und  lö  der  ConcesfiioDs-ürkunde 
zur  Herstellung  und  Auerttstung  des  concesuoniiten  Bahnnetaes  erforder- 
Uoli  ist. 

Für  den  Fall  einer  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  rnternchmung 
im  Sinne  des  §.2,  lit.A  \  c  -,  dieser  Statuten  wird  die  Erhöhung  des  Unter- 
neliinun;r8fonde8  durch  Ausgabe  neuer  Actien  oder  durch  Aufnnlmio  von 
Anlehen  über  Beschluss  der  GeneraU Versammlung  mit  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  vorbehalten. 

Actif'H  und  Obli«.'ationen  lauten  mit  den  Inliabt  r  und  werdrii  \\\\  Ii«  trage 
von  200  Gulden  in  SilbtT,  gleich  133«  j  Thaler,  gleich  233  <  ^  Gulden  siiid- 
deutscher  Währung  ausgestellt. 

§.  10. 

Bare  Einzahlungen  auf  die  A'Mifn  und  Obligationen  »  ifolgtMi  in  den 
von  den  ConcessionUren.  n-sp.  dem  Verwaltungsratlie  d«.r  Gcsellschati  aus- 
geschriebeneu Raten  und  Terminen. 

§.  11. 

Nach  einer  baren  Einzahlung  von  wenigstens  30  des  Nominal- 
betrages der  Actien  k&nnen  fUr  dieselben  Interimssebeine  auf  Inhaber  aus- 
gestellt werden. 

§.  12. 

Wenn  von  einem  Aetienzeiehner  die  Einzahlung  einer  fülligen  Rate 
nieht  rechtzeitig  geleistet  wird,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von  6%  ^^f- 
zugszinsen  verpflichtet. 

Die  Gesellschaft  ist  überdies  berechtigt,  nach  Brlassung  der  im  Art.  221 
des  Handelsgesetzes  vorgeschriebenen  Aufforderungen,  die  säumigen  Actio- 
nSre  ihrer  Gesellsehaftsreohte  verlustig,  die  ausgegebenen  Interimsscheine 
flir  verfallen  zu  erklären  und  an  die  Stelle  der  letzteren  neue  Interimsscheine 
auszugeben. 

ij.  13. 

Die  Actien  und  Prioritäts  Obligationen  sind  untheilbar;  die  ( Jf  selisoh.ift 
erkennt  sieh  gegenüber  für  jede  Actio  und  jede  Prioritäts- Obligation  nur 
einen  Eigeutbttmer  an. 
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Mehrere  Theiliiaber  einer  Actie  oder  Prioritäts-Obligation  mttssen  daher 
ihre  gemeinsamen  Rechte  dnrcb  eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§.  14. 

Dio  frste  Aiistfabe  «1er  Actien  uml  rriorit:its-( )blifratinnen  mit  Einjflilii«? 
der  InterinisBciioinc  findet  Stempel-  und  gebühranlroi  statt.  (§.  21  der  Cod- 
cessions- Urkunde,  j 

15. 

Die  Interimsst-lu'ine.  Actioii  und  Prioritäts-Obligationen  wordou  iiacli 
ih  n  beiliegenden  Formularioii  (Beilage  A,  Ii  und  ansgefeitigt  unil  liiirtVn 
an  den  österreieliischen  BiMHen  verhandelt  und  olfentlicli  notirt  werdeu. 
(§.  13  der  Coucessions- Urkunde.) 

IIL  Abschnitt. 
Yerwaltnngsrath. 

§.  16. 

Die  Leitung  der  Oesellschaftsangelegenheiten  ist  einem  aus  9  — 13  Mit- 
gliedern (Verwaltungsräthen),  von  denen  wenigstens  drei  Viertheile  öster- 
reichische Staatsbürger  sein  mUssen,  bestehenden  Verwaltungsrathe  über- 
tragen. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  mit  Ausnahme  des  von  der  k.  k. 
Regierung  anf  Grand  des  Protokulles  vom  25.  August  1869  gewUblten  Mit* 
gliedes  werden  von  der  General- Versammlung  auf  vier  Jahre  gewählt. 

Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen,  welche  in  Concurs  verfallen 
sind  oder  sieh  dem  Ausgleielisv(M  fahn  n  unterworfen  oder  ihre  Zahlungen 
eingestellt  haben,  ohne  ihre  Gläubiger  befriedigt  zu  haben,  Personen,  welche 
wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegang^ 
nen,  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletsenden  Vergehens  oder  einer 
solchen  Uebertretung  in  Untersuchung  gezogen  und  nicht  schuldlos  gespro* 
ohen  wurden,  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  während  der  Amtsdaaer  hat 
anmittelbar  den  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§.  17. 

Ausnalimsweise  und  unbeschadet  der  Bestimmung  des  Art.  327  des 
Handels-Gesetzbuches  werden  in  den  Verwaltungsrath  für  die  ersten  vier 
Jahre,  ausser  dem  von  der  k.  k.  Regierung  auf  Grund  des  Protokolles  vom 
26.  August  1869  gewählten  Mitgliede  von  den  Conoessionären  nachbenannis 
Herren  berufen: 
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Ih*.  Andreas  Fets,  Sebastian  von  Frosehaner,  Carl  Ganahl,  Johann 
Goegly  Dr.  Anton  Jnssel,  V.  A.  Ritter  von  Michel,  Dr.  F. X.  Nenmann, 
Dr.  Georg  Rebhann,  Dr.  Eduard  Soehor,  J.  A.  Tschavoll,  Johann 
Ferdinand  Wagner  Ritter  von  Wagensburg  nnd  Carl  Weiss. 

§.  18. 

Nach  Ablauf  der  ersten  vier  Geschäftsjahre  treten  Jiihrlieli.  und  zwar 
jedesmal  vor  der  ordentlichen  General- Versamnilung  je  drei  durch  das  Loos 
zu  hestiromende,  beziehungsweise  die  noch  Übrigen  Mitglieder  des  ersten 
VerwaltnngRrathes  aus. 

Von  dem  Zeitpunkte,  wo  alle  Mitg^lieder  des  ersten  Verwnltungsrathes 
zum  Austritte  bestimmt  worden  sind,  hat  die  Reihenfolge  des  Austrittes  der 
VerwaltUDgsratbsmitgUeder  nacli  der  Functionsdauer.(§.  16,  alinea  2)  platz- 
zagreifen. 

Die  Austreteuden  sind  wieder  wählbar. 

Die  vorstehenden  Uestiinmungen  finden  jedoch  auf  das  von  der  k.  k. 
Regierung  gewählte  Mitglied  (§.  16)  keine  Anwendung. 

§•  19. 

Tritt  ein  Mit^'lied  v<»r  Ahlaul'  seiner  Functionsdauer  aus.  sio  kann  'Irr 
Verv>  altunfjsrath  dessen  Sirllc  isorisch  bis  zur  niiehstcn  General- V'er- 
saraniliing  besetzen,  welche  die  delinitivc  Ersatzwahl  v(»rniniint. 

In  diesem  Fülle  tritt  der  Gewählte  bezüglich  der  Functionsdauer  au 
die  Stelle  ^eines  VorgUugcrs. 

§.  20. 

Jeder  Verwaltnngsratli  niuss  vor  dem  Antritte  seiner  Function  tUnt'zig 
Actien  samnit  den  nocii  nicht  l'älli^ren  Coupons  in  der  Gest'lls<  hart8-Cassa 
dcponiren,  welche  daselbst  als  Cautiuu  für  die  aus  seiner  Function  ent- 
springenden Verbindlichkeiten  gegen  die  Gesellsehaft  bis  zur  Erledigung 
der  auf  seine  Functionsperiode  bezüglichen  Rechnungen  in  Verwahrung 
bleiben  und  von  ihm  während  dieser  Zeit  weder  belastet  noch  veräussert 
werden  dürfen.  « 

Die  vorstehende  Bestimmung  ündet  jedoch  auf  das  von  der  k.  k.  Regie» 
ruug  gewählte  Mitglied  (§.  16)  keine  Anwendung. 

§.  21. 

Der  Verwaltungsratb  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  des 
Handelsgesetzes;  —  er  vertritt  dieselbe  nach  Aussen  und  ist  mit  der  im 
Gesetze  festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen  Verfügungen  in  Gesell- 
scliafts>Augelcgenheiten  berechtigt,  welche  nicht  der  General- Versammlung 
▼orbehnlten  sind. 
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Dom  Vorwultungsrathe  ist  insliesondore  ilie  Krnr'nnunjr  der  liearaten 
dor  (Jt'-clUcliaft  uiul  dio  Goneliniif,'ung  der  Dif-nstveitrü^re,  Dieust-lnstructio- 
nen  und  Koglements  tlir  die  Fülinmo;  der  Ocscliäfte  voiheli.ilton. 

Die  Finna  wird  von  zwt  i  Mit^^Iietlcrn  des  Ver\valtun<jr8rathes  oder  von 
einem  MituHiede  des  Verwaltnngsr.UlieH  nnd  von  dem  seitens  des  \'erwaltun;^!*- 
ratlies  mit  der  Procura  versehenen  Oberbeamten,  von  letzlerem  mit  dem 
lieitiatze  „per  proenra-  ^jczeichnet. 

§.  22. 

Der  Verwaltongsratli  wählt  ans  seiner  Hitte  jährlich  einen  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  dieser  Beiden  wird  der  Vorsitz  vom 
Verwaltungsrathe  einem  anderen  Hitgliede  Ubertrageu. 

§.  23. 

Der  Verwaltnngsrath  versammelt  sich  in  Wien  Ober  Einladung  des 
Vorsitzenden,  oder,  wenn  derselbe  verbindert  ist,  seines  Stellvertreters  oder 
anf  Verlangen  von  vier  Mitgliedern  so  ofk  es  die  Geschäfte  erfordern, 
mindestens  aber  einmal  im  Monate. 

Die  Art  und  Weise,  wie  die  Einladungen  zu  erfolgen  haben,  wird  vom 
Verwaltungsrathe  festgesetzt. 

Zur  Iieselilusf!f:ihigl<eit  des  Ver\valtungsrathe.s  ist  die  Einladung  aller 
Mitglieder  und  die  personliche  Anwegenbeit  von  fttnf  Mitgliedern  mit  Ein- 
aobluss  des  Vorsitzenden  erforderlich. 

§.  25. 

Die  Besf'ldüsse  werden  mit  absohiter  Stimmeninidirlieit  gefas3t.  Hei 
gleicli  getheilten  Slimnien  wird  jene  Meiuuüg  zum  Beschlüsse  erhoben,  wel- 
cher der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

§.  26. 

Die  nicht  in  Wien  domidlirenden  Mitglieder  des  Verwaltnugsrathes 
können  sich  durch  ein  anderes  Mitglied  desselben  in  Vollmacht  vertreten 
lassen. 

Kein  Verwaltnngsraths-Mitglied  darf  jedoch  mehr  als  eine  fremde 
stimme  vertreten. 

§.  27. 

l'eher  die  Verliandhiniren  des  Verwaltnngsrathes  werden  Protokolle 
auiV^Doiiimen.  die  von  dem  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu 
unterzeichnen  sind. 
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§.  28. 

Die  Mitglic'ilor  des  Vorwaltuii^:>^ratlies  orlialten  als  Entlohnung  für  ihre 
Theilnnhnie  an  ilon  Sitzinij.MMi  Anwesenhfitfim.nken,  deren  Werth  die 
ordentliche  General- Versammlung  jährlich  bestimmt. 

Dor  Ver\valtun;i:siatli  kann  tlun^h  t'inc  Spocinlvoilmacht  (Ür  hL'>timinte 
GoirenstäiKle  und  fiir  t'iiie  hestiniinto  Zeit  ilif  Ausiibuuf:  seiner  llel'iignisse 
an  ein/eine  Mit^'li.  dtM-  oder  an  (jcsellschaltsbeamte  Ubertragen  und  den 
letzteren  die  Trucura  ertheileu. 

§.  80. 

Für  die  AoBftthmng  der  Besohlflase  des  Verwaltnngsnithes  und  die 
fipedelle  Ftthrung  der  GeBOhäfte  naeh  Massgabe  dieser  BesehlUsse  wird  von 
dem  Verwaltungsrathe  ein  Oberbeamter  bestellt,  welcher  dem  Verwaltungs- 
rathe  verantwortlloh  ist  und  den  SitEnngen  desselben  mit  berathender 
Stimme  beiwohnt 

IV.  AbBChnitt 

General-Versammlung. 
§.  öl. 

Die  Gesammtbeit  der  Actionilre  wird  durch  die  General- Versammlung 
▼ertreten. 

Jeder  stimmberechtigte  Aotionär  kann  an  derselben  theilnehmen. 

Abwesende  können  sich  durch  Bevollmächtigte  vertreten  lassen,  auch 
wenn  diet*e  nicht  selbst  Actionärc  sind. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltungsrathe  bestimmt. 

Pflegebefohlene  und  juristische  Personen  worden  durch  ihre  gesetzlichen 
oder  statutarischen  ReprSsentanten,  Frauen  durch  Bevollmächtigte  vertreten, 
auch  wenn  diese  nicht  selbst  Actionäre  sind. 

§.  .32. 

Je  zehn  Aotien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme. 

§.  3.3. 

Die  General  Versammlung  tritt  regelmässig  in  der  ersten  Uälite  eines 
jeden  Jahres  in  Wien  zusammen. 

Die  erste  ordentliche  General- Versammlung  findet  in  der  ersten  iiäUte 
des  Jahres  1872  statt. 

Au>serordeiitlif ho  (rencral-Vorsanimlungen  können  80  oft  stattfinden) 
als  es  der  Verwaitungsrath  lUr  uothig  erachtet. 
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Eine  ausserordentliche  General-Versamralnng  mnas  einberufen  wcrflen, 
wenn  ein  oder  mehrere  Aefionäre,  deren  Actien  mindestens  den  zehnten 
Theil  des  eingezahlten  Actien-Gapitals  rrprä-^entiren  und  von  ihnen  deponiit 
werden,  unter  Angabe  des  Zweckes  und  der  Gründe  darauf  antragen. 

In  diesem  Falle  muss  die  Einberufung  der  Generai-Versammlang  läng* 
stens  binnen  vier  Wochen  nach  Einbringong  des  Antrages  erfolgen. 

§.  34. 

Die  Einberufung  der  General-Versammlung  geschieht  mittelst  einer 
Kundmachung  durch  die  im  §.  5  bestimmten  Zeitungen,  welche  mindestens 
30  Tage  vor  dem  Ver^ammlungstage  zu  erfolgen  und  die  Verhandlunga- 
gegenstände  unter  Angabe  des  wesentUehen  Inhaltes  derselben  zu  bezeich* 
nen  hat. 

§.  35. 

Die  Actionärc.  welche  der  Genenil-Veis.iimnluiii:  Ueiwolin»!!  wollen, 
müssen  miiide->tens  14  Tage  vor  dem  Zusanimeiitritte  derselben  <iic  Actien, 
auf  (iruud  welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  W(»tleii,  sammt  den  nocli 
nicht  fälligen  Coupons  am  Sitze  der  Gesellsciiatt  oder  an  den  v.tm  Ver- 
waltungsrathe  bestimmten  Erlagstellen  deponiren  und  erhalten  Legitinialions- 
karteu,  welche  auf  den  Nanieu  lauten,  die  Zahl  der  deponirten  Actien  und 
der  darauf  enttallenden  Stininien  ausweisen  und  nur  für  die  bezeichnete 
Person  oder  deren  gehörig  iegitiiuirteu  Bevollmächtigten  gelten. 

§.  86. 

Der  zum  Vortrag  in  der  GeBeml-Yersammlnng  bestimmte  GesohXfb- 
bericht  nebst  dem  BeohnnngsabBeblasse,  der  Biluis  und  dem  Gutachten  des 
Be^ions-Ansschnssesy  so  wie  der  Wortlaut  der  zur  Verhandlnng  kommen- 
den Anträge  ist  drei  Tage  vor  der  General-Versammlnng  am  Sitze  der 
Gesellschaft  zur  Einsieht  aufzulegen  und  es  ist  jedem  Aetionär,  der  sein 
Stimmrecht  nachgewiesen  hat,  beziehungsweise  dem  ausgewiesenen  BevoU- 
mSchtigten  eines  solchen,  ein  Dmckexemplar davon  aufVerlangen  zu  erfolgen. 

§.37. 

Die  GeDeral-Versammlnng  ist  bescblossfUilg,  wenn  ttber  deren  erste 
EinbemAing  mindestens  zwanzig  Stimmbereohtigte  anwesend  sind,  welche 
mindestens  den  zwanzigsten  Theil  des  hinansgegebenen  Actien-Gapitals  ver- 
treten. Eine  Ausnahme  stellt  die  letzte  Alinea  des  §.  42  fest 

§.  38. 

Wenn  die  General-Versammlnng  nicht  beschlnssfllhig  Ist,  so  wird  sie 
vertagt  und  binnen  acht  Tagen  neuerlich  gemüss  §.  34  einberufen,  wobei 
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je<1oeh  der  Zeitniaiii  swiflchen  der  Einbemfnng  nnd  Abhaltung  der  Ver- 
sammloiig  auf  vierzehn  Tage  besebrtnkt  und  die  nenerliehe  Deponimng 
acht  Tage  vor  dem  Tage  der  Oeneral-Versammlnag  geAtattet  ist. 

Bei  ihrer  sweiten  Einbemfang  ist  die  General  •Versaromlang  ohne 
Rlioksieht  anf  die  Anzahl  der  anwesenden  Stimmbereohtigten  nnd  anf  die 
Höbe  des  von  ihnen  vertretenen  Aotien-Gapitales  anoh  in  den  in  der  letzten 
Alinea  des  §.  42  bestimmten  Ananahmsfllllen  besehlnssfXhig. 

Die  Verhandinngen  bei  dieser  neu  einberufenen  General- Versammlung 
sind  jedoeh  auf  das  Programm  der  vertagten  Versammlung  besehrilnkt. 

§.  89. 

Den  Vorsitz  bei  der  General-Versammlung  führt  der  Vorsitzende  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter.  Bei  gleichzeitiger  Abwesen- 
heit dieser  Beiden  wird  der  Vorsitz  vom  Verwaltungsrathe  einem  anderen 
Mitgliede  desselben  ilbertragcu. 

Der  Vorsitzende  ernennt  den  Sokriftlfihrer,  ebenso  aus  der  Mitte  der 
Stimmbereohtigten  die  Scmtatoren;  er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu 
verhandelnden  Gegenstände,  erdflTnet.  leitet  und  sohliesst  die  Verhandinngen. 

§.40. 

Dio  General  Versamnilunj/^  fas^^t  ihre  r>es(  lilii>!<c.  *lit'  im  let/ton  AliH.itze 
des  {<.  42  bezeiolineton  Fälle  ausgenomnien,  mit  alniiluter  Stimiiuiimehilieit. 
Bei  StimMien;j:lei<-liheit  wird  jene  Meinung  zum  licschlussje  erhoben,  welcher 
der  Vorsitzende  beiirctrrten  ist. 

Wenn  bei  Wahlen  im  ersten  \Vahl;_Mni:e  keine  ab><>liite  Stimmenmehr- 
heit erzielt  wird,  s<»  tindet  die  en^rere  Wahl  zwiseheii  jenen  (Jandiilaten  Btatt, 
w  elche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  nnd  es  wird  in  diesem  Kalle 
di<  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  en<;erc  Wahl  gebracht. 

im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Loos. 

§.  41. 

In  der  Generai-Verxammlnn'r  wird  nur  Uber  die  in  der  Einberufung 

bezeichneten  ( Jejrenstände  verhandelt. 

Anträi:e,  welche  <1em  VerwaltniiL'-^r  it  iie  \  on  weiiiiT'^teiH  /.elin  Aetionären, 
die  ihr  Stimmrecht  durch  Deponirunf;  von  ztisaininen  wenifrstens  tausend 
Actien  nachweisen,  längstens  acht  Tajre  vor  der  Kinbernt'unir  der  (Jeneral- 
Versarandnnp  angemeldet  werden,  sind  in  die  Kundmachnnj  aul/nnehmen. 

Audi  in  der  General-Versamrnlnng  steht  jedem  Stin>mberechti?ten  da?* 
Krollt  zu.  »elbatständige  Antriiire  zu  stellen;  doch  darf  über  diesellx  ii  nicht 
sofort  in  dieser  General-Versatninlnng  entschieden,  sondern  !nir.  wenn  ein 
solcher  Antrag   noch  von  wenigstens   zehn  Stimmberechtigten,  welche 
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zuMmmen  wenigstens  ein  Taosend  ActieD  vertreten,  unterstlitit  wird,  — 
bestimmt  werden,  ob  und  wann  derselbe  in  Verhandlung  zn  nehmen  ist.  i 

l^iese  BeschrXnkang  findet  keine  Anwendung  auf  den  Antrag  snf 
Berufung  einer  ausserordentlichen  General- Versammlung  (H.  G.B.,  Art.2S8}. 

§.  42. 

Of  1  I!)>s(  liiiis8fa8sung  der  General-Versammlung  sind  folgende  Gefrn* 
StÄndo  vorhrhalt«'!) : 
a/  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  des  Bevisioos- 

nusschussps; 

bj  die  FeRtsetzung  des  Werthes  der  Anwesenbeit»marken  für  die  Tiieil- 
nähme  an  den  Sitzungen  des  VerwaUnngsrathes  (%.  28 1; 

cj  die  (ieiirhmip;unp;  der  Jahresrechnung  und  der  Öewinnveitheilung: 

dj  die  Geltendmachiinfr  der  dem  Verwaltungsrathe  gegen  die  Gesellschaft 
obliegenden  Verantwortlichkeit;  ' 

€/  die  Vermehrung  des  (ii'seUschafts-  und  UntornohmnngBfondes  durch 
Krhöhung  des  Actien-Capitalert  oder  durch  Aui'oahme  von  Anlehen; 

y>  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

ffj  die  Veräuasernng  aller  oder  einzelner  der  Gesellschaft  gehörigen  Bsho- 

linien; 

h,  die  Voroini^Min;:  mit  anderen  Eisenbahn- Gesellschaften; 

1/  der  Bnu  neuer  Linien; 

k)  AbUndeni Ilgen  der  Statuten  : 

/  die  Aufi;»>ung  der  üeseHschaft  vor  Ablutif  ihrer  statutcnmässigen  Dauer. 
Zu  den  luitt  r  .  .  7  ,  ,  und  /,  aufirotÜlirten  Beschlüssen  ist  die 

Genehmigung  «Icr  StJialsverwaltung  erforderlich.  Zu  den  unter  /* ,  7  .  // '  und 
/'  angeluhrten  Beschlüssen  ist  die  Vertretung  von  einem  Zehntel  des  Actieu-  { 
Oapilales  und  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  iu  der  General- Versamm- 
lung vertretenen  Stimmen  erforderlich. 

«J.  48. 

I'eher  die  Verhandlungen  der  ( !  eneral-V'ersammlung  wird  ein  Protokoll 
gelUhrt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Schrifttlihrer  und  zwei  durch 
die  General-Versamniiuug  aus  ihrer  Mitte  gewählten  Stimmberechtigte» 
unterzeichnet  wird. 

Der  Urschrift  des  l'rotokolles  wird  das  Verzeichniss  der  anweseudeii 
Stiuiml)ercehtißtcn  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stimmzahl  nebst 
den  V(dlmachten  beigefügt. 

Die  im  Protokolle  der  Geucral  Versammlung  verzeichneten- Beschlüsse, 
mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungs-Organe  gnt- 
geheissen  oder  gerechtfertigt  erklärt  werden,  haben  den  letzteren  al.^ 
Absolntorium  au  dienen. 
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I>ie  B«eohl(l88e  der  CtoDeral-Yenftminlung  sind  fttr  die  einseinen  Actio- 
nire  unbedingt  rerbindlieh. 

V.  Abschnitt. 

Re  Vision  8- Aassohusa. 
§,  44. 

Der  zur  Priiliiii;;  der  Gesellrichafts-Ruchininfreu  beHtiramte  Revij^ions- 
Aus8clius8  besteht  aus  drei  Mitf^licdern  und  zwei  Erdatzmännern,  welche 
alljälirlic'h  von  der  ordentlichen  General- Versammlung  aus  den  der  Ver- 
waltung nicht  angehörenden  Stimmbcreobtigten  gewählt  werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mitglieder 
des  Rerisions-Ausschuases  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der  Stimmen, 
welohe  aie  erhalten  haben,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entsobeidet  darüber  das  Loos. 

§.  46. 

Der  Revi8ions-Au98chuS3  hat  die  Richtigkeit  der  abgeaohlosseuen 
Jahrcsrt'cliiiungen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Bebufc  berechtigt,  von  den 
Büchern  und  der  ganzen  Gcbahrung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  nehmen  und 
von  den  Rechnungslegern  die  nöthigen  Aufklärungen  abzuverlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Oeneral-Veraammlung  vorzulegen. 

Die  JahresrechnuugB-Abschlttsse  nnd  Bilanzen  sind  ihm  längstens  ▼ier- 
zehn  Tage  vor  der  inr  Beschlnssfassiittg  darüber  bestimmten  Gener»l-Ter- 
«ammlung  mitiBtheilen. 

VL  Abschnitt 

Biians,  Gewinnvertheilung,  Tilgnng  des  AnUge-Gapitals. 

§.  46. 

Die  Uechnnnjrcn  der  Gej^ellschaft  werden  alljährlich  am  31.  December 
fibj:t'scliloss(Mi  und  mit  (Ut  Bilanz  und  dorn  Gutachten  des  Reviaiona-Aua- 
achus8f-s  der  General- Versammlung'  vnr;;f'legt. 

Das  erste  (Geschäftsjahr  umfasst  die  Zeit  von  der  Gonstituirung  der 
üesellschaft  bis  zum  31.  December  1871. 

Das  naeli  BcHtrcitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltungs-Auslagen,  der 
eventnellen  Kosten  der  Beschaffung  des  zur  Zinsenzahlung  und  Capitals- 
Tilgiing  erforderlicheu  Siibi  r^'eides,  der  Verluste  und  Abschreibungen  vor« 
liaodene  Erträgniss  wir  i  verwendet: 
a)  Vor  Allem  zur  Zahlung  der  Zinsen  und  der  Tilgungsquote  für  die 

Prioritäts- Obligationen ; 

31* 
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bj  zur  liestr<'itui!<r  von  lÜiilpi'iceiitiycu  Ziiison  des  Attioncapitals,  sowie 
der  H«'iiierzeit  zur  Actientiigung  indeui  betreffeaden  Jahre  edbrderlicheo 
Summon. 

Ei^'il)t  sich  ein  L'eberschuss  über  das  v(un  Staate  garaiitirte  Rein- 
ertriifrniss.  so  wird  die  Hälfte  dc-sclberi  zuiiä'  hst  zur  Iii!  ck  zahl  uns"  der  etwa 
vom  Staate  iu  Folge  der  gewälirU-ii  (iaranfic  L-^t  lei-jteten  Vorschüsse  im. Sinne 
des  §.18  der  Allerhöchsten  ( 'uiicessions  Urkuiide  \ erwendet. 

Insolange  jedoch  im  Sinne  des  Artikel  I  des  Gesetzes  vom  2S.  März 
1875,  K.  G.  Hl.  Nr.  58.  von  der  Staalsvcrw  altnng  hehnfs  der  Bedeckung^ 
der  Betriebskostenabgiinge  jreleistete  Voisdiiisse  an^haften.  hat  die  vor- 
stehend*' Bestimmung  —  wornaeh  nur  die  Hallte  des  die  garantirte  .lahres- 
summe  ü'^rsrhreitenden  Heinertrai,Ms  zur  Zuriiekzahlnng  der  (Jaraniie 
Vorsehüssi-  Rammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung  al)zutühren  ist  —  nicht 
Anwendung  zu  finden,  und  ist  der  ge-^.immte  l'eberseluiss  über  das  vom 
Staate  garantirte  Reinerträgniss  zur  'riluning  dt  r  behufs  der  Bedeckung  der 
Betriebskosteuabgänge  erhaltenen  Vurschüsse  vorzugsweise,  und  zwar  ins- 
besondere mit  dem  Vorränge  vor  der  Rückzahlung  der  Garantiescbulden  zu 
verwenden. 

Von  dem  nach  Leistung  oben  genannter  Rückzahlungen  an  die  hohe 
Staatsverwaltung  verbleibenden  Reste  werden  wenigstens  10  Percent  den! 
Reservefoiide.  welcher  au<'h  zui'  Erneuerung  d<  s  netriebsuialeriales  odei  zu 
Keconstruetionrn  verwendet  werilen  kann,  zugewiesen. 

Der  hiernach  verbleiltende  rebei  sehuss  wird  als  .*^uperdi\  i  leinle  (uler 
in  der  sonst  \on  der  G»  ueral-Versamnilung  besehlossenen  Weise  vertheilt. 

Wenn  der  Reservelond  mehr  als  10  Percent  des  Actien-Capitals  }>eträgl. 
kann  die  weitere  Vermehrung  von  der  General-Versammlung  sistirt  werdeu. 

i<.  47. 

Die  Zahlung  der  Zinsen  der  Actien  erfolgt  halbjährige  am  1.  J&nner 
und  1.  Juli,  jene  der  Prioritäts-Obligationen  halbjährig  am  1.  Märe  und 
1.  September. 

Superdividenden  werden  am  1.  .luli  ausbezahlt. 

Zinsen  und  Dividenden,  web  tu  binnen  drei  Jahren  nach  ihrer  Fallig* 
keit  nicht  behoben  werden,  sind  zu  dunsten  der  Gesellschaft  verfallen. 

§  48. 

Die  Tilgung  des  Aetien-CapitaU  erfolgt  innerhalb  der  Coneeasiontduuer 
naeh  dem  der  Staatsverwaltung  xnr  Oenehmignng  vorsukgenden  Tilgttflgs- 
plane. 

Der  Tilgung  der  Aotieu  hat  jene  der  Priorltäts-ObligatkMien  vorfn- 
xugehcn. 
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Die  Reihenfolge  der  zu  tilgenden  Prioritäts-Obligationen  und  Aotien 
wird  durch  VerloBung  bestimmt. 

Die  Verlosnngen  werden  in  Wien  in  Gegenwart  eines  k.  k.  Notars  vor- 
genommen. 

Die  Nnmnm  der  gezogenen  Prioritäts-Obligationen  nnd  Äctien  werden 
in  GemXssheit  den  §.  5  kundgemacht. 

Die  getilgten  Actien  werden  gegen  Genussscheine  uiugctauscbt,  deren 
Besitser  keinen  Anspruch  auf  die  im  §.  46  unter  h)  erwihnten  Actieniinsen, 
im  Uebrigen  aber  gleiohe  Rechte  mit  den  Aotienbesitzem  haben. 

Insbesondere  werden  bei  Beurtbeilung  der  Besehlnssfllhigkeit  der 
Ckneral- Versammlung  und  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertretenen 
Capitales  (§.  37)  die  Genusaseheine  den  Aotien  gleiohgeachtet. 

Das  Formular  der  ebenfalls  auf  Inhaber  lautenden  Gennsssoheiue  wird 
sdnerzeit  vom  Verwaltungsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen  Staatsverwal- 
tung festgestellt. 

VU.  Abschnitt. 
Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung. 

ij.  49. 

Streitigkeiten  aus  dem  Geseilschails- VerbäUnisse  werden  von  dem 
Sohiedsgerichte  der  Wiener  Handelskammer  ohne  weitere  Berufung  ans* 
getragen. 

§.  50. 

Das  der  linhen  Stants\  crwaltuuf?  vorbehaltenc  Aufsichtsrecht  wird  von 
derselben  nach  den  Be.Htimiiuiiiizen  der  allgemeinen  (iesetze  und  insbesondere 
in  Gemäpsheit  des      20  der  Allorhiiclisten  Concc8sion3urkunde  geübt. 

Mit  Hücksiclit  auf  die  hiermit  verbundene  Gesehäftslast  wird  von  der 
Gesellschaft  eine  jährliche  l'aui^ehalvergütuiif;  an  den  Staatsscliatz  geleistet» 
deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§.51. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich,  die  um  eine  Dienstesstelle  sich 
bewerbenden  und  dazu  geeigneten  MHitirs  vor  anderen  Bewerbern  zu  berttok- 
aichtigen. 

Vonugaweiae  aber  wird  sie  die  aus  Anlass  von  Veränderungen  im 
Verwaltungsorganismus  disponibel  werdenden  Staatsbeamten,  —  insoferne 
sie  den  Erfordernissen  der  iiir  die  k.  k.  priv.  Vorarlberger  Bahn  aufzustellen- 
den Dienstordnnng  entsprechen  — >  bei  Bewerbiingen  um  eine  Dienstesstelle 
mSgltchst  berücksichtigen. 
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§.  52. 

Im  Falle  der  AaflÖBiing  der  QeselUohaft  (§.  6)  wird  die  Art  der  Liqui- 
dation TOD  der  Gkneral-Vereammlnng  mit  Qenehroiguog  der  hohen  Staats- 
Verwaltung  in  OemXftslieit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  nnd  der 
Allerl.Öehf^len  Concessions-Urknnde  festgestellt 

Kr.  18.267. 

Vorstehende  Statuten,  welehe  an  die  Stelle  der  nnterm  9.  Jnli  1871, 
Z.  7886  bestXtigten  Statuten  treten,  werden  auf  Qmnd  AUerhdehster 
ErmXehtignng  genehmigt. 

Wien,  am  24.  December  1875. 

Der  k.  k.  Minister  des  Innern : 
(L.  S.)  Lasser  m.  p. 


2.  Anmerkung  mm  Oesetie  Tom  90.  Mai  1869^  B.  G.  Bl.  Nr.  91, 

betrelleiitl  die  Zuge6taiidiii68e   und  lleditiguii:;oii  für  ciii«'  Locomotivciseiibahn  ron 
Bltidens  Ober  Feldkirch  und  Bregenz  an  die  österreichisch- bayerisehe  Grense  bei 
LoibUch  mit  Zweigbahnen.  Bd.  II,  Abth.  3,  Seite  1816. 

Zu  Artikel  11.  Tunct  3. 

Mit  Artikel  III  des  Gesetzes  vom  28.  Miirz  1H75  (vgl.  unten  5).  mit 
welchem  die  Regierung  ermächtigt  wurde ,  der  ActiengeselUchaft  der 
k.  k.  privilegirten  Vorarlberger  Bahn  behufs«  Bedeckung  der  Betriebskosten- 
AT)päiige  Vorsehijsse  zu  gewähren,  wurden  die  BcRtimmungen  bezüglich  d.-r 
Rürkzalilnng  der  GaraiitievorschÜBse  dahin  geändert,  dafls  zur  Tilgung  d(  r 
behufs  Bedeckung  der  Betriebskostenabgänge  geleisteten  Vorschtisse  die 
ganzen  ErtragsiiberschüRse  vorzugsweise,  nnd  zwar  insbesondere  mit  dem 
Vorrange  vor  der  Bfickzahlung  der  Garantieschulden  zu  verwenden  sind. 


3.  Aniuerkungeu  zur  Coiiceshioiisurkiiiide  vom  17.  August  1869, 

R.  0.  Bl.  Nr.  1G9, 

für  die  Eisenbahn  voti  Bludeitz  über  Feldkirt^h  mul  lirfg'-nz  an  die  österreichiseH» 
bayeriscbe  Grenze  bei  Loiblach  mit  Zweigbahnen.  Bd.  11,  Abth.  2,  Seite  1318. 

Zu  §.  8. 

Mit  dem  Handelsminitterial-Eriasse  vom  19.  Februar  1873,  Z.  6100» 
wurde  dem  Verwaltungsrathe  gestattet,  die  Einführung  der  IV.  Wageu- 
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classe  im  Personenverkelire  his  auf  Weiteres  zu  sistiren ,  «liesen  Zugeständ- 
uiss  jedoch  an  die  liediuirun^'  freknüpi't,  dass  Ilausirerii.  Ilandwerksljurschen, 
IMrimtbottMi .  T.i;-'loliuorn ,  Fabriksarlteitern  etc. ,  die  sieh  als  solclie  legiti  - 
iniren,  die  Fahrt  in  der  III.  Clat^^e  L't'^eii  Li»sunjr  von  Fahrkarten  IV.  ('lasse 
gestattet  werdt".  Mit  dem  weiteren  HaudelsniiniHterial-Erla.sse  vom  1.').  Sep- 
teniher  1874.  Z.  wurde  der  Gesellschaft  die  Hewiiliguu'j:  erthcilt.  <lie 

Maximaltarite  für  den  Personenverkehr  his  auf  Weiteres  auf  .")•;  kr.  in  der  I., 
27  kr.  in  der  II.  und  auf  IH  kr.  in  der  III.  W.i-encl.isse  zu  eihithen.  Diese 
erhüliton  Fahrpreise  wurden  am  1.  .liinner  187.')  in  Wirksamkeil  gesetzt  und 
später  mit  dem  Gesetze  v.nn  28.  März  l'**7r),  Artiktd  II  (vergl.  unten  5) 
beetätigt,  wonach  auch  der  Verkehr  mit  Wagen  iV.  Clasäe  eiugeHtcilt  bleibt. 

Zu  §.  18. 

Die  Bestimmung  besüglich  der  Rllclczahlung  der  Garantiesclmldeii 
wurde  durch  Artilcel  III  des  Gesetzes  vom  28.  März  1875  modifioirt.  Ver- 
gleiche die  Anmerkung  zum  Gesetze  vom  20.  Mai  1869  oben  sub  2  and  das 
das  eitirte  Gesetz  sab  5. 


4.  £rlM8  des  tichweizerischeu  Bundesrathes  Tom  7.  October  1874^ 

an  den  Verwallungsrath  der  k.  k.  priv.  Vorarlberger  Bahn,  betreffend  die  ErhShung  der 
Personentarife  auf  den  achweiserifchen  ThoiUtreeken  der  Vorarlberger  Bahn. 

Hern,  den  7.  October  1874. 

Der  6C  h  w  e  i  z  e  r  i  sc  h  e  Ii  u  ud  e  8  ra  t  h  au  d  e  u  V  e  r  wa  1 1  u  u  gerat  Ii  der 
k.  k.  privilegirten  Vorarlbergcr  tiaUa  in  Wien. 

Hochgeehrte  Herren ! 
Wir  haben  dem  von  Ihnen  mit  Eingabe  vom  20.  M.  gestellten 
Ansuchen  willfahrend,  durch  Schlussnahme  vom  heutigen  Tage  die  Be- 
willigung dazu  ertheilt,  dass  die  Maximaltarifsltze  im  gewöhnlichen  Per- 
sonenverkehre mit  36  kr.  in  erster,  27  kr.  in  zweiter  und  18  kr.  in  dritter 
Olasse  für  die  Meile  vom  1.  Jänner  1875  an  auch  auf  den  schweizerisehen 
TheiUtreoken  der  Vorarlberger  Bahn  bezogen  werden. 

Indem  wir  Sie  hiervon  zu  benachrichtigen  uns  beeilen  und  die  Ein- 
ladung damit  verbinden,  die  neuen  Taxen  sofort  im  schweizerischen  Bundes- 
blatt, sowie  in  Ihren  Pnblioationsorganen  bekannt  zu  machen,  erneuern  wir 
Ihnen  zugleich  die  Versicherung  unserer  vollkommenen  Hochachtung. 
Im  Namen  des  schweizerischen  Bnndesrathes 

fQr  den  Bundesprisidenteii : 
i.  I.  Ilnsel  m.  p. 

Der  Kaniler  der  EidgenosBeniehaft : 
Sehicsi  ro.  p. 
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5.  Üehetx  vom  Zb.  Marz  mb,  B.  G.  Bl.  Kr.  58  und  0.  Bl.  Nr.  48, 

wegen  Gewährung  von  Staetsvorscliiisscn  beliufa  Bedeckung  d^r  BetriebtkostenabgSnge 

der  Vorarlberger  Bahn. 

Mit  Zustimmung  beider  Hänser  des  Reichsrathes  finde  loh  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  1. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  der  Actiengesellschaft  der  k.  k.  priTi« 
legirten  Vorarlberger  Bahn  behafs  Bedeeknng  der  Betriebskostenabgftnge 
VoraehOsse  in  Noten  zu  gewähren.  Diese  VorachttsBe  dürfen  jedoch  im  Ganzen 
in  keinem  Falle  den  Bi'trag  von  911.000  fl.  in  Noten  fibersteigen. 

Artikeln 

Der  Maxiiiialtnril  tür  «k'ii  PiTnonenveikelir  der  Voraiiberjjcr  Bahn  wird 
fUr  die  r«'ison  und  Moilo  bei  d<*r  1.  ('lasse  mit  3»»  kr.,  lu'i  d«'r  II.  (  lasse  mit 
27  kr.,  bei  der  III,  «'las>c  mit  18  kr.  lestgesctzt ;  der  Verkehr  mit  Wajren 
IV.  Classe  bleibt  eiiif^cstcUt. 

bio  Tilgiinj?  der  Aetien  hat  insnlange  zu  unterbleiben,  als  sich  ein 
Betriebsabfranfj  ergibt;  der  datlnrch  ersparte  Betrag  ist  in  die  Betriebs- 
rechnuug  als  Einnahme  einzustellen. 

Artikel  III. 

Rüeksiclillich  der  Erl'olglas>iin:r.  Ver/iii>iiiiur  n  id  Rilekzabluii^'  der  im 
Artikel  I  erwähnten  Vorschüsse  hMl>cn  die  im  -Artikel  II  des  Gesetzes  vom 
20.  Mai  1869  fR.  G.  Bl.  Nr.  91  i  für  die  Garantievorscliiisse  der  Vorarl- 
berger  Balm  getroffenen  Bestimmungen  sinugemäss  mit  der  Moditication 
Anwendung  zu  finden,  dass  zur  Tilgung  der  im  Eingange  dieses  Artikels 
bezeiehneten  Vurscliiis^e  die  ganzen  Ertragsül»erschiis>e  vorzugsweise,  und 
zwar  in.sb^'sondei  e  mit  dem  Vorrange  vor  der  iiUckzahluiig  der  Garantie- 
schulden  zu    erwenden  sind. 

Insolange  daher  im  Sinne  des  Artikels  I  des  gegenwärtigen  (Jesetzes 
von  der  Staatsverwaltung  geleistete  Nurscliüsse  ansli.Tt'ten,  hat  die  Bestim- 
mung des  Artikels  Ii.  Punkt  3  des  obigen  (Gesetzes  —  wonach  nur  die  Mällte 
des  die  L'nrantirte  .Jaiiressumme  iiiterschreitenden  Reiiieitrage.s  zur  Zurück- 
zahlung eines  vom  Staate  geleisteten  Vorschusses  sammt  Zinsen  aa  die 
Staatsverwaltung  abzuführen  ist  —  nicht  Anwendung  zu  üudeu. 

Artikel  IV. 

Mit  dem  Vollzage  dieses  Gesetzes  welches  mit  dem  Tage  seiner  Kund- 
maofanng  in  Wirksamkeit  tritt ,  sind  der  Handehminister  und  der  Finanz- 
minister  beauftragt. 

Wien,  am  28.  März  1875. 

Franz  Joseph  n.  p. 

Aiersperg  ra.  p.        iMhazt  m.  p.        Pretls  m.  p. 
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Kaebdem  die  im  Artikel  II  dieaes  Gesetzes  eDthaltenen  Tarifbestim- 
nrnngen  in  Folge  der  Uandelsministerial-Erlässe  vom  19.  Februar  1873, 
Z.  5100,  nnd  16.  September  1874,  Z.  29962,  bereits  in  Wirksamkeit  gesetzt 
waren  und  die  dnrch  Artikel  III  bedingte  Abänderung,  beziehungsweise 
£rgänzang  des  §.  46  der  Gesellsehafts-Statuten  vom  Verwaltnngsratfae  sofort 
eingeleitet  wnrde,  weiters  die  durch  Artikel  II,  Alinen  2  nothwendig  gewor- 
dene Ablndemng  des  Amortisationsplanes  filr  die  Aetien  erst  dann  erfolgen 
kann ,  wenn  die  Amortiiation  der  Aotien  wieder  aufgenommen  wird ,  wurde 
von  den  Ministem  des  Handels  und  der  Finanzen  nicht  fUr  nothwendig 
erkannt ,  auf  Grund  dieses  Gesetzes  mit  der  Actiengesellsohaft  der  Vorarl- 
berger Bahn  eine  weitere  Vereinbarung  einzugehen  und  wurde  der  Verwal« 
tungsrath  hievon  mit  dem  HandelsministeriaUErlasse  vom  18.  Juni  1875» 
Z.  15471,  in  Kenntniss  gesetzt. 
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6otsen-Mer*ner  Bahn. 


Botzen-Meraner  Sisenbabn. 

^Vgl.  Krg.-Bd.  1,  Seite 

1.  Knndmaeliiuig  des  Handelsministeriums  Tom  14.  Juli  1874^ 
B.  0.  B1.  Nr.  107  nnd  €.  Bl.  Nr.  82, 

woiiiii  <iie  Cuncession  vom  U.  Sepiiiubi-r  IbVl  (II.  (j.  Bl.  Nr.  i4ii)  iür  eine  Locomotiv*£isenbjhD 

von  Botien  iiaeh  Meraii  für  erloschfii  erfclirt  wM. 

Die,  kralt  der  Cniircssioiisurkuntlr  vom  11.  SepU-mber  1874  (R.  0.  Bl. 
Nr.  143)  dem  Carl  Fn  ilu  rrn  von  ^^chwarz.  .lohanii  Pu  t  z e  r  -  U  <' i  i>  ("u'? 
und  Eduard  von  Woinliart  t  itliciltc  roucession  zum  Bau  und  Betrit  t  riiur 
Loconiotiv-Kisoubaliii  vmi  lUA/ru  nach  Mcrau  i?t  niclit  zur  Auslüliruug  t:e- 
lauprt.  und  wurde  zufoljre  AUerhoclister  lOntschliessun;:  vom  22.  Juni  1874 
im  .^inue  des  i^.  17  dieser  < 'oneessionsurkimde.  wef,'en  Niehterfiillun?  der 
darin  deu  Concessionäreii  auferlegten  Verpttichtungen,  als  erloschen  erklärt. 

In  Vertretung  des  Handelminfsters: 

Der  Ackerbauininister: 

Cblomork;  m.  p. 


2.  OesetE  vom  11.  Hftrz  1876,  B.  G.  Bl.  Nr.  38  nnd  C.  Bl.  Nr.  40, 

t>etreflVo(ldie  Bedingungen  undZuKcsiändnisse  Iür  die  SichcrsU'llungeiot.r  Luc&lüdkhn  vun  Bulben 

nach  Meran. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Keichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  1. 

Die  Regierang  wird  emiXohtigt,  bei  Brtheilung  der  Conoession  inni 
Baae  und  Betriebe  einer  an  die  Sttdbahn  anBebliessenden  Loealbahn  von 
Bozen  nach  Meran  zum  Zweeke  der  DurcbfUbrang  des  Banes  Teninsli^ 
BauTorBcbtlBRe  bis  zum  Betrage  von  einer  Million  (1,000.000)  Golden  östeir. 
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Währung  in  Noten  zazuoichern  und  nnter  den  nachfolgenden  Bedingungen 
zn  leisten. 

Artikel  II. 

Die  Ansfoignng  der  nacli  Artikel  1  zu  leistenden  BauvorÄohilsse  hat  nach^ 
Massgabe  der  von  den  Conceesionären.  beziehungsweise  von  deren  Rechts- 
nachfolger geleisteten  Arbeiten  und  Materialbeistellungen  auf  Grundlage  der 
beizubringenden  gehörig  belegten  Naehweisungen  gegen  ungestämpelte  Em- 
pfangsbestätigung zu  geschehen. 

Die  H5he  der  Vorschazsraten  ist  derart  festzusetzeni  dass  dieselben  den 
Betrag  der  Hlttfte  der  jeweilig  verausgabten  Gesammtbaakoatensomme  niebt 
Überschreiten. 

Artikel  HI. 

Die  in  obiger  Weise  erfolgten  SfaatsvorschÜ!<se  haben  als  ein  den  Cnn- 
eesBionärenvon  derStatsverwaltung  geleistetes  Darlehen  zn  gelten,  für  welclies 
der  Letzteren  bis  zur  erfolgten  gänzlichen  Rückzalilung  anfalle  von  den  Con- 
cessionären  zum  Zwecke  der  Herstellung  der  Hahn  erworbenen  Grundstücke 
und  darauf  errichteten  Bauten,  sowie  auf  alle  zum  gleichen  Zwecke  bcige- 
schaft'ten  Materialien  das  Pfandrecht  mit  dem  Vorrange  vor  allen  aus  was 
immer  für  einem  Titel  entspringenden  Forderungen  vorbehalten  wird. 

5>«>li,»l(l  für  die  im  Artikel  I  bezeichnete  Ei^^eiibahn  eine  biielierliclie  Kiii- 
lasjc  errichtet  wird,  kann  das  der  8t;iatsvt  rwal(iin}r  vorhelialtt-ne  riandreclit 
auf  die  einen  Bestandtheil  der  Kinlairr  hildemlen  ^^achen  beschränkt  werden. 
(§.  ö  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874.  B.  G.  Bl.  70.) 

Artikel  IV. 

Der  den  Conr-essionären  ertheilte  Staatavorschnss  ist  vom  Beginne  des 
zweiten  Bctriel»>jalii  c^  an  mit  jühriich  llinl  Fereent  zu  verzinsen. 

Zur  Eiiiillung  dieser  Verzin<ungspHiclit  s<dl  jedoch  in  der  Zeit  vom  Be- 
ginne des  zweiten  bis  zum  Abiaule  des  zehnten  Betriobsjahres  in  keinem 
Falle  mehr  al.<  die  Hälfte  der  etwa  erzielten  jährli<'lien  BetriebsUberschüsse 
von  der  Staatsvcrwaltuii!;  in  Anspruch  genommen  weiden. 

Sollte  vom  lie^rinnc  des  zweiten  Betrieltsjahres  an  die  Hälfte  des  in  einem 
Jahre  erzielten  Betriebsiiberschusses  die  zur  llinfpercentig'Mi  Verzinsung  des 
Staatsvorschusses  ertorderliche  Summe  übersteigen,  so  ist  der  bezügliche  Mehr- 
betrag vorerst  zur  Tilgung  der  noch  rückständi.HMi  fiinfpercentigen  Zinsen,  so- 
dann aber  zur  Tilgung  der  Capitalsschuld  zu  verwenden,  welch'  letztere 
überdiess,  wenn  sie  nach  Ablauf  des  dreissigsten  Betrieb.sjahres  noch  ganz 
oder  zum  Theile  anftrecht  bestehen  sollte,  von  diesem  Zeitpuncte  angefangen 
jederzeit  kttndbar  ist. 

Als  erstes  Betriebsjahr  hat  in  dem  Falle,  als  die  Eröffnung  des  Betriebe« 
in  der  ersten  JabreshlUfte  erfolgt,  das  Jahr  der  Betriebser^flteung,  falls  dle- 
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selbe  jedoch  in  der  zweiten  JahreBhXlfte  erfolgt,  der  Zeitraum  vom  Tage  der 
BetriebBerSflfnniig  bis  cum  Schlosse  des  nSchstfolgenden  Jahres  zu  gelten. 

Artikel  V. 

Bei  Ertheilang  der  Concession  fUr  die  in  Artikel  I  bezeichnete  Eises» 
bahn  können  ferner  die  nachfolgenden  finanziellen  Begünstigungen  gewihrt 
werden: 

aj  Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Cos* 
pon-Stämpelgebtthren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch  künf- 
tige Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  während  der  Bauzeit  und  duth 
zwanzig  Jahre  vom  Tage  der  EröfAiung  des  Betriebes  auf  der  ganzen 

Balm ; 

bj  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein« 
gaben  und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaifang,  so- 
wie dos  Baues  und  der  Instmirung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpunote  der 

Betriehseröffnungj 

ej  die  Befreiung  von  den  Stämpeln  und  Gebühren  für  die  erste  Auf^gabe 
der  Af'tieii  und  Prioritätsobligationen  mit  ICiuschluss  der  interimsscheine, 
sowie  der  bei  dor  Grundeinlösung  anflaufendeu  Uebertragungsgebtthr. 

Artikel  Vi. 

Znr  Wahrung  der  speciellen  Interessen,  welche  der  Staatsverwaltiinu' 
aus  den  geleisteten  Banvorschiissen  erwachsen,  ist  derselben  das  Hei-lii  vor- 
zubehalten, die  wirkliche  und  zwcekmäbsige  Verwendnufi  niler  zur  Herstol- 
luuf;  und  Inbetriebsetzung  der  im  Artikel  1  genannten  Bahn  beschart'ten  Gt  l'!- 
mittel  durch  zu  diesem  Zwecke  aufV-ustollonde  Staatsorgane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  unmittelbar  zu  überwachen. 

l>ie  Kosten  dieser  speciellen  Bauaufsicht  i*in<l  von  den  Con<'essionärcn. 
beziehuugswei^(e  von  deren  Hechts naohfolger  indem  vom  Uaudelsmiuisterium 
festzusetzenden  Betrage  zu  vergüten. 

Artikel  VIT. 

Diese  Hahn  ist  als  eine  nornialspurige  >ie(Mind;irl»ahii  mit  einer  l'nter- 
bankronenbreite  von  höchstens  vier  Metern  herzustellen,  und  »las  .Maximal- 
gewicht der  Schienen  wir-l  im  l'alle  der  Verwendung  von  Eisensehienen  aui 
28  Kilogramm  per  Meter  testgesetzt. 

Auf  dieser  Bahn  halten  dieZiige  mit  einer  ( ieschwindigkeit  von  höchstens 
zwanzig  Kilometern  |)er  Zeitstiinde  zn  verkehren,  und  es  wird  die  Regierung 
ermächtigt,  nicht  nur  beim  Baue  .iMo  thnnliclien  Erleichterungen  zu  gewähren, 
sondern  auch  in  Bezu^r  auf  den  Betrieb  von  allen  in  der  Eisenbahn  Betriebs- 
ordnung v-  m  ir>.  November  iSöl  ,H.  Bl.  Nr.  1  ex  1852)  und  den  ein- 
schlägigen   Nachtragsbestimraungen   vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkeli- 
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rungen  insoweit  I  mgaiig  zu  nehmen,  als  diessmitRttckBicbt  auf  die  erintt8Bi|;te 
Geschwindigkeit  zulässig  erssheint. 

Artikel  Vlll. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eisenbahn  muss  binnen  Ilingf^tens  drei 
Jahren,  v<un  Tage  der  Conee^Rionsertheilnng  an  gereehuct,  vollendet  und 
dem  Öffentlichen  Verkehre  ttbergeben  werden. 

Artikel  IX. 

Für  dii'ErlUlliiiii^  der  iibi  rnninim'iKMi  VerpIliciitiui^M'ii  liabfii  die  Conces- 
sionäre  der  Staats^vf  ru  altniii:  in  der  von  ihr  zu  bestimmdeneu  Art  und  Weise 
ent^precliciide  Sirherlieit  zu  It  istfu. 

Die  aus  diesem  Anlasse  liervorgebendeu  Acte  und  Urkunden  geuieäseu 
die  GebUiiren-  und  StämyeUVeiheit. 

Artikel  X. 

l)as  j:e<:eiiwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kuudmacliuug  in 
Wirksamk<'it. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  werden  derHandelsminister  und  der  Finanz- 
minister beauftragt. 

Wien,  am  11.  März  1876. 
.  Franz  Joseph  m.  p. 

Aienp erg  m.  p.  Chlineekj  m.  p.  pretts  m.  p. 
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IL.  L  priv.  niederösterreichisclie  Süd-West-BahueiL. 

Die  Bahnlinien  der  bestandenen  ActiengeMllechaft  der  k.k.  prir.  niederStterreichiteben 
Sfid-West'Bahnen  eind  auf  Grund  des  tieseties  vom  5.  Juli  1878  in  das  Eigenthum  d«a 
Staates  übergegan<(en  und  werden  von  diesem  nunmehr  unter  der  Bezeichung  ,K.  k. 
n  i  f  d  c  r ö  s  t  e  r  r  e i  cli  i  Ii  e  S  t  .1  n  t  s  b  ;i  h  n  e  n in  cis^etier  Regie  betrieben.  Die  bezüg- 
liclien  Docuineiite  gelangen  im  nüclisten  £Igän^ung»bande  dieser  Sammlung  zum 

Abdrucke. 

1.  Statuten 
der  k.  k.  priv.  niederSsterreichuchen  8üd-W  esi-ÜAbDen. 

I.  Abschnitt 

Allgemeine  Bestimmungen. 
Artikel  1. 

Auf  Grundlage  der  a.  h.  Concessionsurkunde  vom  3.  November  1874, 
R.  6.  Bl.  Nr.  10  ex  1875  und  des  Gesetzes  vom  12.  März  1876,  R.  G.  Bl. 
Nr.  68  errichten  die  Herren:  Victor  Graf  Wimpffen  im  Vereine  mit 
Adolph  Horst,  Leopold  BBtterstrasser,  Alexander  Curti  vai 
August  Köstlin  unter  den  Mer  folgenden  Bestimmungen  eine  Aetien- 
gesellsoliaft  and  llbertragen  an  dieselbe  die  anf  Grand  dieser  a.  h.  Gooees- 
sion  nnd  der  Uebereinkommen  mit  der  Staatsverwaltang  Tom  81.  Jinner 
1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  11  und  vom  9.  Hai  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  69  erworbeaeB 
Reobte  und  übernommenen  Verbindttebkeiten. 

XwMk  der  CI«MllMluifU. 

Artikel  2. 

Der  Zwock  der  Gesellschaft  ißt  der  Bau  uiul  Betrieb  der  durch  die 
oben  näher  bezeichnete  a.  h.  Concession  bewilligten  Locomotiv- Eisen- 
bahnen :  Von  Leobersdoii  nach  St.  Pölten  mit  Zweigbahn  nach  Schrambaob, 
eventuell  Freyiand,  von  Leobersdorf  nach  Gutenstein  und  von  PdohUro 
nach  Gaming. 
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Artikel  8. 

Dio  Gesollscliail  hat  ilin  ii  >it/  in  Wien,  l)!»-  Finna  lautt  t:  «K.  k.  priv. 
ni »mI  I' roste r  roidi  i  s r  Ii e  S ii  d  \V  est- lia  Ii  n  0 11  -  uii'i  wird  in  da«  Handols- 
rejri>t»*r  des  k.  k.  Handrlst^erii  lit«'^  in  Wien  eingctra^'en.  Die  Finna  wird  in 
der  Art  ;r«'Zfi<'hiiet,  dass  den  vor>rrdrui"kten  oder  von  wem  immer  {^'es.dirir - 
benen  Worten:  -K.  k.  priv.  n  i <> d er ö  st  e rr eie. Ii  i  seh  e  Süd-Wertt- 
Bahnen**  zwei  Mit;i:licder  des  Verwaltun};sratheB,  oder  ein  Mitglied  des- 
selben und  tili  mit  der  Proeiiratiihrung  betrauter  (Je<t'llsciiatlsbe,'iinter, 
letzterer  jedoch  mit  einem  die  Procura  auUeuteuUeii  Zusätze,  ilire  iNaiaeu 
eigcnhiiudig  beisetzen. 

ConsiltnlraaK  and  Dauer  «er  €H»»ellMli«lt. 

Artikel  4. 

Naeh  definitiver  Genehmigung  der  Statuten  seitens  der  hohen  .Staats- 
verwaltung und  ertVdgter  Zeichnung  des  ges&mmten  Aotien-Gapitales  erklärt 
sich  die  (Gesellschaft  für  coüstif uirt. 

Si«'  tritt  mit  dem  Taire  der  Kintragung  in  das  Handelsregister  des  k.  k. 
Handelsgerichtes  Wien  in  Wirk-^rimkeit  und  endet  mit  dem  Erlösoheu  der 
EisenbahoconcessioD  oder  duroh  freiwillige  Auflösung.  (Art*  47.) 

Artikel  5. 

Die  Kuiidmaeliungen  der  Gesellselialt  ertolgen  rechts  wirksam  durch 
dreimalitre  P'insehaltung  in  der  amtlichen  ^Wiener  Zeitiuiu'-.  Ausserdem 
kann  <ler  Vcrwaltungsrath  diese  Knndinachnngcu  auch  durch  andere  von 
ihm  zu  bestimmende  Zeitungen  verlautbareu. 

II.  Abschnitt. 

Anlageeapit»!* 
Artikel  6. 

Das  Anlageoapital  wird  auf  11,332.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  fest- 
geaetst  Es  besteht  aas  3,610.000  fl.  in  Aetien  und  7.633.000  fl.  In  Priori- 
täta-Obligationen. 

Die  Aetien  lauten  auf  300  fl.  in  Silber  und  auf  den  Inhaber. 

Die  Ausgabe  der  Prioritits-ObUgationen  darf  nur  mit  Qenehmigang  der 
hohen  StaatsTerwaltung  erfolgen. 

Artikel  7. 

Die  Actit  n  werden  nach  dem  beigefügten  Formulare  A  ausgefertigt, 
mit  tortlaiilcnden  is'ummern  versehen,  ans  einem  .hixtabuche  ausgeschnitten 
und  mit  der  Firma  der  Gesellschaft  unterzeichnet. 
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Sie  werden  mit  Dividenden^Coupons  auf  die  Dauer  von  10  Jabren  naeb 
dem  Formulare  B  Terseben,  nach  deren  Abbiuf  weitere  Oouponebdgen  gegen 
Vorweisung  des  naob  dem  Formulare  C  ausjrefertigten  Talon  ausgefolgt 
werden.  * 

Die  Genehmigung  des  Formulare«  der  Prioritäts-Obligationen  wird  bei 
Begebung  derselben  der  Staatsv«^rwaltung  vorbehalten. 

Artikel  8. 

Die  Einzahlungen  auf  die  nicht  von  der  Staatsverwaltung  zu  überneh- 
menden  (Art.  10)  Actien  werden,  soweit  dieselben  nicht  bereits  von  den 
Concessionären  ausgeschrieben  und  eingefordert  wurden,  vom  Verwaltungs- 
rathe  der  Gesellschaft  in  der  von  ihm  zu  bestimmenden  Zeit  und  Art^  jedoeh 
mit  Beachtung  der  einschlägigen  Beslimmungeu  des  allg.  Handelsgesetz- 
buches  Artikel  220,  221  und  222  nuy^^^i  schrieben  und  eingefordei*t. 

Diese  Einzahlnng<^M  könnm  nicht  bloR  in  Barem,  sondern  je  naeh 
MaR8;rabf'  dt  r  diossfälligen  Kundmachungen  der  Conce^^sionäre,  beziehnngs> 
weise  des  ycrwaltnn<L'''int)io'«  und  mit  Zustimmung  der  hoben  Staatsverwal- 
tung auch  in  anderen  Werthen  oder  Leistungen  gescliehen. 

üeber  die  auf  die  Actien  geleisteten  Theilzuhlungen  werden  auf 
Namen  lautende  IntorimKRclieinc  narh  dem  Formulare  I)  ausgestellt,  dieselbeo 
werden  naeh  gesebehener  Volleinzahlung  des  Actienoapitals  gegen  Actien 
umgetauscht. 

Artikel  9. 

Actienzeiohner,  welche  nach  erfolgter  oidnungsmässiger  Aaffbrderuag 
(Art.  8)  die  Einzahlung  unterlassen,  werden  des  Anrechtes  aus  der  Zeich- 
nuDg  ihrer  Aetien  und  der  geleisteten  Tbeiliahlungen  zu  Gunsten  der  Gesell- 
sehaft  verlustig. 

Jeder  Zeichner  von  Aetien  ist  jedoeh  für  die  Einzahlung  (Art.  8, 
Alinea  2)  von  40  Peroent  des  Nominalbetrages  der  gezeiehneten  Aetien 
nach  den  Bestimmungen  des  Artikel  222,  Abs.  2,  H.  G.  B.  unbedingt  ver- 
pflichtet, insofern  nicht  durch  Yertrlge  mit  jenen  Actienzeiohnem,  welche 
die  Einzahlungen  nioht  in  Barem  leisten,  deren  Verpftiehtung  zur  Einzah- 
lung eines  höheren  Betrages  festgesetzt  ist. 

BetlieIlic«Bt  «is^  KüsaablvB«       Seite  de»  8tMi«eTei>if»inwi> 

Artikel  10. 

Die  Staatsverwaltung  hat  sifh  auf  (Trund  des  Ge^^etzes  vom  10.  Mai 
1874.  H.  G.  Hl.  Nr.  ß4,  nach  M;issü:alM>  dpr  Bestimmungen  des  mit  de" 
Concessionären  iiesrhlos^rnen  Uebereinkonimeu''  ddo.  31.  Jänner  1875, 
R.  G.  Hl.  Nr.  11.  Ix'hufs  sofortigen  Beginne^  und  der  Durehführung  des 
Baues  der  im  Artikel  2  geuaunteu  Eieenbahuliuieu  verptlichtet,  unverzios* 
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liehe  Barvor^ohüsse  in  der  Höhe  von  2,r)<K>.uOO  tl.  ö.  W.  in  H.inknotcn  an 
die  ("oncessionäre  zu  leisten  und  liir  die  hieraus  entstehende  Forderimg 
Actien  der  Gesellscluift  zum  vuUen  Nennwertli»'  aU  Zahlung  anzunehmen. 
Für  die  von  der  Staatsverwaltun«:  so  ;rcli'i:«tr'ten  Barvorsehüsse  ist  derselben 
auf  alle  Bauten  der  Eisenbalm  Linim  L<'<>l)i  rsd(H l-St.  Pidten  mit  der  Ah- 
zweifTunp  nach  Schi nnibach,  Ix'ziehun^rsweise  Freiland,  Pöchlarn-Gaming 
und  Leobersdort-l liitfMistein.  Sowie  auf  alle  zum  Zwecke  des  Baues  beifje- 
sehatVten  Materialit  n  d.is  Pfandre(  iit  mit  dem  Vttrrechte  vor  allen  au-4  was 
immor  für  einem  Titel  entsj)rin;<enden  Forderunpren  für  so  ian^re  eingeräumt 
Worden,  als  nicht  dir  erfolgte  Beseliaftung  der  ^'^•■sammten  zum  Ausbaue 
dieser  Bahnen  erforderlichen  Geldmittel  uacbgewieseu  sein  wird. 

m.  Abschnitt. 

Leitung  and  %'erwaltung  der  €ie»elli}clinft. 

Artikel  11. 

Die  GeM'IN  haft  besorg:t  ihre  Angelegenheiten: 

1.  durch  den  Verwaltangsratb ; 

2.  die  Direction; 

3.  den  Revisions-Ausschugs; 

4.  die  Qeneralveraammlang. 

!•  Der  VerwaUaagsMiUi« 

Artikel  12. 

Der  Verwaltungarath  besteht  aus  mindeBtens  sieben  and  hdebetens 
fünfzehn  Mitgliedern. 

Die  llitglieder  des  Verwaltungsrathee  werden  für  die  erste  Geschäfts- 
Periode,  das  ist  für  die  Zeit  von  der  erfolgten  Constitolning  der  Oeseilsohaft 
bis  zur  ersten  ordentlicben  General- Versamnilnng  von  der  eonstitoirenden  und 
in  der  Folge  Ton  der  ordentliehen  General-Versammlang  ans  den  Actionären 
gewählt 

Ans  dem  naoh  Ablsnf  der  ersten  Oesebäitsperiode  zur  Oinse  neu  nt 
wählenden  Verwaltungsrathe  soheiden  jährlieh  8  Mitglieder  ans.  Bis  die 
Beihe  sim  Anstritte  naoh  der  Fnnetionsdsner  sieh  gebildet  bat,  entseheidet 
Sber  den  Austritt  das  Los.  Die  Aastretenden  sind  wieder  wählbar. 

So  lange  die  h.  StaatSTorwaltang  doroh  geleistete  VorsohOsse  oder 
dnreh  den  Besitz  von  Aotien  oder  Prioritäten  bei  dem  Cnteniehmen 
anmittelbar  betheiUgt  ist,  steht  derselben,  abgesehen  Ton  dem  ihr,  beiie- 
hongsweise  ihren  Vertretern,  gemäss  Artikel  80  dieser  Statuten  anstehenden 
Stimmreehte,  daa  Recht  aar  Ernennang  von  vier  Mitgliedern  des  Verwal- 
tangsrathes  an* 
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Sonacli  hat  wiHnend  diosor  Zeit  dio  (ioneial-Versamniluug  uur  die  übrige 
Zahl  der  VerwaltiiiijrÄr:itlis*mitfrlit'd<M-  zu  wühU^n. 

Wenn  ein  Mitfrli«^d  d<v-*  Vervvaltinif;siatlios  vor  Ahlauf  seiner  AmtsJaaer 
aussflu'idt't.  udor  alior  da:^  Hecht  der  Staalsverwalinn;^  aut  H«'>tellung:  von 
VerwaltMiiir-iatii-initirlifderii  aufliüren  nollt«',  so  kann  der  Verwaltungsrath 
die  erledi^'tcn  Stadion  prf'visorisch  his  zur  näohsteü  Gcn<'ralversammliing 
besetzen,  welelie  die  deiinitive  Ersatzwahl  u.  z.  für  die  uoch  übrige  Amts- 
dauer der  Ausgeschiedeneu  vornimmt. 

Artikel  13. 

l)<>r  Verwaltungsrsth  ist  der  Vorstand  der  Qesellsohait  im  Simie  dee 
H.  G.  B.,  ihm  liegt  die  Vertretung  derselben  in  Besng  auf  die  GescIiSfte- 
lUlirong  ob,  er  entscheidet  in  allen  F&lleni  welohe  nidit  ausdrücklicher 
Zustimmung  der  General- Versammlung  bedürfen. 

Der  Verwaltungsrath  organisirt  den  Dienst  iaaeriiaib  der  Gesellschaft 
nach  Massgube  der  von  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Oeschüfts- 
und  Dienstinstruelionen,  ernennt,  suspendirt  und  entlttsst  den  Director,  sowie 
die  übrigen  Beamten  der  Gesellschaft  und  normirt  deren  BezOge. 

S&mmtticbe  Yerwaltungsrathsmitglieder  sind  lUr  ihre  GeachSftsftlbruug 
im  Sinne  der  bestehenden  Gesetze  verantwortlich. 

Artikel  14. 

Jedes  Hitglied  des  Yerwaltungsrathes  moss  bei  seinem  Amtsantritte 
25  Stock  Actien  der  Gesellschaft  nebst  den  nicht  fUligen  Coupons  nnd 
Talons  bei  der  Gesellschaftscasse  hinterlegen,  welche  während  seiner  Fnnc» 
tionsdaner  von  ihm  weder  belastet  noch  veriDssert  worden  dürfen.  (Art  20.) 

Diese  Bestimmung  findet  jedoch  auf  die  von  der  Staatsverwaltnng 
ernannten  Mitglieder  des  Yerwaltungsrathes  keine  Anwendung. 

Artikel  15. 

Der  Yerwaltnngsrath  wihlt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Yorsitsendon 
und  dessen  Stellvertreter. 

Bei  gleichseitiger  Abwesenheit  dieser  Beiden  wird  der  Yorsitt  vom 
Yerwaltungsrathe  einem  anderen  Mitgliede  Ubertragen. 

Artikel  16. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  Uber  Einladung  des  Yorsitaenden 
oder  seines  Stellvertreters  so  oft,  als  es  das  Interesse  der  GesellaelMft 
erfordert  Auch  auf  Verlangen  von  3  Mitgliedern  ist  der  Yerwaltungaratfa 
vom  Vorsitsenden  zusammensuberufsn. 

per  Verwaltungsrath  ist  beschlussflüiig,  sobald  sKmmtliche  MitgMeder 
desselben  unter  Angabe  der  voraussiehtlich  zur  Verhandlung  gelaageoden 
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Odgenstäode  reohtxeitig  eingeladen  Warden  and  bei  der  sonaeb  ordnunga- 
mässig  eiuberufenen  Sitsang  mit  Einschiaas  des  Vorsitsenden  mindestens  die 
HUfte  der  Mitglieder  anwesend  ist. 

Bescblttsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  der  Anwesenden 
geftsst,  wobei  der  Vorsitzende  init/iiBtimmen  bat. 

Im  Falle  der  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  som  Besehlasse 
erhoben,  welcher  der  Vorsitsende  beigestimmt  h.it. 

Den  Ton  der  Staatsverwaltung  ernannten  Mitjrliedern  des  Verwaltungs- 
rathes  fArt.  12)  steht  in  Gt  raässheit  des  Art.  V  deti  Ge8etz*'<  vom  12.  Märs 
1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  68.  das  Recht  zn,  solohe  VerlÜ^'ungeu  des  Verwaltangs- 
rathes  zn  sisUren,  welche  ihnen  gegen  die  ans  der  Betheüigung  des  Staats- 
schatzes henrorgehenden  finanziellen  Interessen  zu  ver>^to!<f^pn  scht-inen. 

Jede  vom  Vorwaltnngsrathe  vorzunehmende  Wahl  erfolgt  mittelst 
Stimmzettel.  Wird  im  ersten  Wablgange  die  absolute  Stimmenmehrheit 
nicht  erzielt,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  den  Mitgliedern,  welche 
die  meisten  Stimmen  erhielten.  In  die  engere  Wahl  wird  die  doppelte 
Ansahl  der  noch  zu  wählenden  Mitglieder  gebracht.  Erhalten  zwei  in  die 
engere  Wahl  gebrachte  Mitglieder  eine  gleiche  Stimmeazahl,  so  entscheidet 
das  Los. 

Artikel  17. 

Aus  dem  Verwaltangsrathe  ist  ein  Ezecutiv-Comit^  zu  bestellen, 
welehes  der  DireetioB  des  Unternehmens  stets  sur  Seite  zu  stehen  hat,  und 
ohne  dessen  Zustimmung  letstere  keine  wichtigeren  Binriohtnngen  oder 
Verfiigungen  treffsn,  namentlich  keine  Vertragsabschlfisse  Tomehmen  darf. 
In  diesem  Rxecutiv-Comiti  muss  die  Staatsverwaltung  durch  ein  von  ihr 
bestimmtes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  yertreten  sein.  Die  Zusammen- 
setzung und  der  Wirkungskreis  des  Bzeeutiy-Oomit^s  wird  durch  die  tou 
dem  Verwaltangsrathe  im  EiuTernehmen  mit  der  Regierung  lu  erlassenden 
Instructionen  (Art.  13)  genau  geregelt. 

Der  Yerwaltungsrath  ist  femer  berechtigt,  unbeschadet  der  Bestim. 
mungen  des  Art  2dl,  H.  G.  B.,  für  bestimmte  Oeschlfte  und  fttr  eine 
bestimmte  Zeit  die  Ausübung  seiner  Befugnisse  an  einzelne  oder  mehrere 
seiner  Mitglieder  widerruflich  zu  tibertragen. 

Ebenso  kann  der  Verwaltungsrath,  unbeschadet  der  Bestimmungen  des 
Art.  331  des  H.  6.  B.,  Beamte  der  Qesellschaft  mit  der  Besorgung  einzelner 
Geschäfte  oder  Gescbllftsiweige  mittelst  Vollmacht  betrauen. 

Artikel  18. 

Ueber  die  Beratlum^^en  uml  Iii  srhlUss»'  dfs  Verwaltungsrathes  sind 
jedesmal  Protokolle  aufzunehmen,  welche  von  dem  Vorsitzenden  oder  dessen 
Stellvertreter  und  dem  ächrifttUhrer  gefertigt  werden. 
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In  diesen  Protokollen  sind  die  Anwesenden  nrnmentUoh  nnznillbren  und 
die  sämmtliohen  gestellten  Anträge  und  gefassten  Besehlttsse  anfsanebmen. 

Auf  Verlangen  eines  jeden  Mitgliedes  ist  dessen  von  dem  gefassten 
Beschlüsse  abweichende  Meinung  sn  Protokoll  zu  nehmen. 

Artikel  19. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltnngsrathes  erhalten  für  ihre  Mfibewaltuig 
Anwesenheitsmarken,  deren  Werth  fQr  die  erste  GesehKfts-Periode  (Art.  41) ' 
Ton  der  constitnirenden  General-Yersammlung  ^und  fttr  die  Folge  von  der 
ordentlichen  General  -  Versammlung  festgesetst  wird.  Ausserdem  werden 
ihnen  Reisekosten  nnd  andere  durch  ihre  Function  veranlasste  Auslagen 
nach  Massgabe  der  diesfalls  aufzustellenden  Normalien  ersetzt. 

Die  eTcntuelle  Entlohnung  einzelner  Mitglieder  fQr  die  ihnen  vom  Ver- 
waltnngsrathe  im  Sinne  des  Art.  17  ttbertragenen  besonderen  Gesehüfte 
wird  von  der  ordentlichen  General- Versammlung  festgesetzt. 

Artikel  20. 

Jene,  welche  in  Conciirs  verlalleii  sind,  und  nach  Aufliebuiifi:  desselben 
ihre  rTlänbip:<  r  nicht  zur  (iänze  befriedigt  haben,  ferner  Jene,  welehe  wpg:en 
eine.<5  Verbrechens  oder  wehren  eines  aus  (lewinnsueht  bcg^angenen  Ver- 
gehen«? oder  einer  solchen  Tcbertretun}^  in  üntersuchunfr  gezogen  untl 
nicht  .«schuldlos  gesprochen  worden  sind,  können  nicht  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsratlies  sein. 

Ebenso  können  auch  Beamte  der  Gesellschaft  nicht  Mitglieder  des 
Verwultungsrathes  werden. 

Personen,  welche  als  Hauunternehmer  oder  Fyieferanten  in  einem 
unmittelbaren  Vertragsverhältnisse  zu  der  Ocscllsciialt  stehen,  können  nur 
mit  be><onderer  (ienehmigung  der  Staatsverwaltung  als  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrat lies  fungiren. 

Der  Eintritt  eines  der  oberwähnten  Verhältnisse  sowie  auch  die 
Belastung  oder  Veränsscrung  der  von  dni  .Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes 
nach  Art.  14  zu  hinterlegenden  Actieu  der  Gesellschaft  hat  den  unmittel- 
baren Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 


8.  Die  DIrcrtioo. 
Artikel  21. 

0er  Director  ist  das  Vollzugsorgan  der  Gesellschaft  nnd  hat  ata  solches 
die  vom  Verwaltongsrathe  gefassten  Beschlüsse  ansauflthren. 

Bei  der  Sitzung  des  Verwaltnngsrathes  hat  der  Director  eine  beralbeiie 
Stimme. 
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Artikel  32. 

Dem  VerwaltungBratbe  siad  alle  Beamten  und  Diener  mit  Binschlass 
des  Direetors  untergeordnet.  Oer  Direetor  steht  an  der  dpitse  des  Beamten- 
körpers und  bat  die  Antriige  auf  Ernennung,  Suspension  und  Entlassung, 
sowie  die  Antrüge  rfloksiohtlieh  der  Beattge,  Zulagen  und  Remunerationen 
der  ihm  unterstehenden  Beamten  und  Diener  dem  Verwaltungsrathe  zur 
Besehlnssfaasung  und  Genehmigung  vorzulegen. 

Der  Wirkungskreis  der  Direetion  und  das  Verhilltniss  zu  dem  Yerwal« 
tungsrathe  und  zu  dem  aus  dem  Verwaltungsrath  zu  bestellenden  ExeoutiT« 
Comiti  (Art.  17)  wird  durch  die  vom  Verwaltungsrathe.  im  Einrernehmen 
mit  der  Staatsverwaltung  zu  erlassenden  Instructionen  (Art.  18)  näher 
bestimmt. 

8«  Bevlaiona-Auaael&aaa. 

Artikel  28. 

Der  Revisions-Ausschuss  bestellt  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatz- 
männern, welche  fttr  die  erste  Geschältsperiode  (Art.  41  j  von  der  con- 
fltitnirendcn  General-VerBammlung  und  in  der  Folge  jährlich  von  der  ordent- 
lichen OcneraU Versammlung  aus  den  weder  dem  Verwaltungsrathe  noeb  der 
Beamtensebaft  der  GeseUsebaft  augehörenden  Aetioniren  gewählt  werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Felle  der  Verhinderung  der  Mitglieder 
des  Rerisiotts-Ausiobusses  und  zwar  nach  der  Reibenfolge  der  Stimmen, 
welche  sie  erhalten  haben,  in  Function.  Bei  gleicher  Stimmenzabi  ent- 
scheidet das  Los. 

Artikel  24. 

Der  Revisions-Ansschuss  hat  das  Reoht^  sieh  jederzeit  über  den  Stand 
des  Gesellsehafts- Vermögens  und  Uber  die  Gesohäftsgebamng  der  Gesell- 
Schaft  in  geeigneter  Weise,  eventuell  durch  Einsicht  der  Bttcher  zu  infor- 
miren  und  sich  in  allen  Zweigen  Ausweise  vorlegen  zu  lassen,  und  ist  ver- 
pflichtet, Über  Einhidung  des  Verwaltungsrathes  jährlich  unter  Einslehts- 
iiahme  der  Bücher  die  vorgelegte  Jahresrechnung  zu  prüfen  und  darüber  an 
die  General- Versammlung  Bericht  zu  erstatten. 

Die  Jahresrechnungs-Abschlttsse  und  Bilanzen  sind  dem  Revisions- 
Ausschusse  längstens  3  Wochen  vor  der  zur  Bescblussfassung  darüber 
bestimmten  General-Versammlung  mitzutbeilen. 

Artikel  25. 

Der  Revision^  -  Ausschuss  hat  eine  ausserordentliche  General-Ver- 
sararalun^r  einzuberufen,  wenn  dies  im  Interesse  der  Gesellscliatt  «'rlur- 
derlich  ist. 
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Artikel  26. 

Die  statoteDinässig  gebildete  General-VerBammlang  vertritt  die  GesuDDi« 
beit  der  Actionüre.  Dieselbe  ist  entweder  eine  ordentUcbe  oder  aoBser' 
ordentliohe  ond  wird  von  dem  Verwaltnngsrathe  oder  vom  Bevisions^Ave- 
sehnsse  einberofen. 

Die  Einbemfung  der  constitnirenden  General-Versammlang  erfolgt  doreb 
die  ConcessionXre.  (Art.  29.)  , 

Artik»'l  27. 

Dir'  crdontliche  General- Versammlung  hat  in  der  ersten  Hälfte  eine» 
Jahres  statt zufindcn. 

Die  orste  ordfiitlii-he  ({('ncral-Vcrsaminlnnfj^  iiudel  nach  Abschlu88  der 
Bilanz  für  die  ernte  Gesohäftsperiode  (Art.  41j  statt. 

Artikel  28. 

Die  EinbemAing  einer  anaaerordentUohen  GeneraUVersaromlnng  bat 
ausser  den  im  Art.  237  des  Handelsgesetsbnebes  nnd  Art.  25  dieser 
Statuten  bestimmten  Fällen  eu  erfolgen : 

a)  wenn  dies  von  dem  Verwaltnngsratbe  besoblossen  wird;  i 
h)  wenn  dies  ein  Aetionär  oder  eine  Ansahl  von  Aetionftren,  deren 
Actien  zusammen  mindestens  den  zehnten  Tbeil  des  Aetieneapitsl» 
darstellea,  in  einer  von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  An- 
gabe des  Zweckes  und  der  Gründe  verlangeu ; 
e)  wenn  in  einer  General-Versammlung  zur  Berathung  und  Besehluss- 
fassang  über  Gegenstände  ihres  Wirkungskreises  die  Einbemfong 
einer  a.  o.  General-Versammlnng  besehlossen  wird. 
In  dem  sub  h)  erwähnten  Falle  hat  die  Einberufung  der  General- Ver- 
sammlung spätestens  einen  Monat  nach  Ueberreichung  des  diesftlligea  An- 
trages zu  erfolgen. 

Artikel  29. 

Die  EinVieruftin?:  der  onlontlicheu  sowie  der  ausscrordontliclifii 
General- Vt-rsniiunlun^jen  liat  durch  dr('imali{^e  Veröffentlichung:  in  Jenen 
Blättern  zu  ^»  scliehen,  durch  welche  die  Kundmachungen  der  Geseilschau 
erfolgen.  Art.  5.i 

l>i«'  Kundmachung  ist  wenig^stcns  30  Tage  vor  dem  zur  Abhaltung  der 
General -V'tTHamnilunf^  bestimmten  Tage  zu  veranlassen  und  sind  in  dieser 
Kuudnia'  liun^r  die  zur  Empfangnahme  der  zu  hinterlegenden  Aetien  (Art.  30) 
legitiniirlen  Firnien.  sowie  die  Gegenstände  der  Verhandlung  ihrem  wesent- 
lichen Inhalte  nach  bekannt  zu  geben. 

Die  EinUerulung  der  constituirendeu  General  Versammlung  erfolgt  i» 
Einvernehmen  mit  der  Staatsverwaltung  durch  briefliche  Einladung  dsr 
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slmmtUchen  Aetienzeichner,  welche  denselben  8  Tage  vor  der  Abhaltung 
der  GeneraMTersunmlnng  zugestellt  sein  mnss,  nnd  in  welche  gleichlzlls 
die  Gegenstände  der  Verhandlung  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach  bekannt 
zu  geben  sind. 

Artikel  80. 

An  den  Verliantilnnfreii  imd  Beschlüssen  der  General-Versammlung  kann 
nur  jener  ActionUr  thcilnebnien,  welcher  mindestens  20  Actien  «amrat  den 
dazu  p^ehörigen  nicht  fälli^^en  Couponn  und  Talons  wenigstens  3  Tage  vor 
der  Geiierul-Versarnraluug  an  einem  von  dem  Verwaltungsrathe  bestimmten 
Orte  hinterlegt  hat.  Je  20  Actien  gewähren  eine  Stimme. 

Ein  Actionär  kann  jedoch  im  eigenen  und  im  Vollmacbtsuamen 
(Art.  33)  nicht  mehr  als  20  Stimmen  in  sich  vereinigen. 

Vorstehende  Beschränkung  hat  auf  das  Stimmrecht  der  Staatsverwal- 
tung'^ keine  Anweiidiing.  Das  Stimmrecht,  welches  der  Staatsverwaltung  im 
miiide-tcii  mit  2U  Stimmen  zusteht,  untcriie'rt  in  Ansohiinjj  des  staatlichen 
A'-riciibesitzes  keiner  anderen  BeschränkuiiL^.  als  dass  die  Staatsverwaltung 
nie  mehr  Stimmen  in  sich  vereinigen  wird,  als  die  Gesammtzalil  der  übrigen 
jeweilig  in  der  General-Versammlung  vertretenen  Stimmen  beträgt. 

Sollte  in  einer  General- Versammlung  ausser  der  Vertretung  der  Staats- 
verwaltung kein  anderer  Actiouär  erscheinen,  so  findet  letztere  Beschrän- 
kung keine  Anwendung. 

Artikel  31. 

Die  Actionäre,  welche  ihr  Stimnireeht  auf  die  im  vorigen  Artikel 
bezeichnete  Weise  nachgewiesen  haben,  erhalten  Legitimationskarten  mit 
Angabe  der  Anzahl  der  ihnen  gebührenden  Stimmen  ausgefolgt. 

Die  deponirten  Actien  bleiben  bis  nach  stattgefundener  General- Ver- 
sammlung deponirt. 

Auch  diese  Bestimmungen  linden  auf  die  Staatsverwaltung,  in  An- 
sehung des  derselben  zustehenden  Stimmrechtes  keine  Anwendung. 

Artikel  33. 

Acht  Tage  vor  der  ordentlichen  ( Jeneral-Versaiiindung  ist  die  Bilanz 
sammt  dem  RechnungsaDsehlusse  und  dem  Rechenschaftsberichte  im  Geseli- 
schaftslocale  zur  Einsicht  der  Actionäre  aufzulegen. 

Artikel  83. 

Ein  Actioniir  kann  sein  Stimmrecht  sowohl  persinilich  als  auch  durch 
Bev(dlmäelitigunt;  eines  andern  stimmberechtigten  Actionärs  ausüben. 
fArt.  ;J0.)  Frauen  werden  durch  iievolliiuichtigte.  rtiegehetoblene  und  juri- 
stische Personen  durch  ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen 
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ReprHsentaiiten  Teitreten,  anoh  wenn  diese  Vertreter  nieht  selbst  Aettonire 
sind. 

Die  Art  und  Weise  der  Austtbong  des  der  Staatsrerwaltong  zustellen- 
den Stimmrechtes  (Art«  30)  bleibt  Tollkommen  dem  freien  Ermessen  der- 
selben ttberltssen. 

Artikel  34. 

Don  Vorsitz  in  dt-r  General-VM-'^arainlunfi^  tUlirt  der  Vorsitzende  des  Ver- 
waltun^'sratlios  oder  dcsst  n  .Stellvertreter,  in  Verhinderung  Beider  ein  von 
dem  Verwaltungsratlit'  erwähltes  Mitfrlied  desselben. 

Der  Vorsitzende  hat  die  Ordnung  «ler  zu  behandelnden  Gegenstande 
zu  be^timiDen,  die  Verhandlung  zu  leiten  und  die  Abstimmung  zu  veran- 
lasaen. 

Er  bernlt  droi  Scrutaioren  aus  den  Aetionären. 

Der  Vorsitzende  enieuut  auch  einen  oder  mehrere  Schriltluhrer. 

Artikel  36. 

Die  General-Versammliiug  ist  besohlnssObig,  wenn  über  deren  erste 
Einbemiiing  mindestens  10  stimmbereohtigte  Hitglieder  nawesend  sindi 
velohe  wenigstens  den  sehnten  Theil  des  Aotieucapitsles  (Art.  6)  ▼ertretet,* 
sonst  wird  eine  nenerliebe  General-Yersammlnng  einberafen. 

In  diesem  Falle  brsnoht  die  Sffentliehe  Kundmnohung  nur  sehn  Tage 
vor  der  General- Versammlung  su  erfolgen. 

Die  BesehlussfHhigkeit  der  neuerlieb  einberufenen  General- Versamm- 
lung Ist  dnrob  keine  bestimmte  Anzahl  anwesender  Aetionftre  und  ver- 
tretener Stimmen  bedingt. 

In  einer  solehen  General-Versammlung  dürfen  jedoch  nur  Uber  Jene 
Gegenstilnde  BeseblOsse  gefasst  werden,  welohe  bereits  in  der  Tagesord- 
nung der  ersten  General- Versammlung  enthalten  waren. 

Artikel  36. 

Die  General-Versammlung  bes(  idies^st  mit  absoluter  Stimmenmehrheit j 
im  Falle  der  Stimmen jrleifhheit  »  ntscheidet  der  Vorsitzende. 

Ueber  die  im  Artikel  39  lit.  <?,  g,  h  und  k  angeführten  GegenständeT 
sowie  über  die  Bedeckung  ausserordentlicher  Verluste  aus  dem  Reserve- 
fonde  (Art.  44)  beschliesst  die  General-Versammlung  mit  einer  Stimmen- 
mehrheit von  zwei  Dritttlieilen  der  mindestens  den  vierten  Theil  des  einge* 
zahlten  Actienfondes  vertretenden  Stimmen. 

Artikel  37. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Stimmzettel. 

Wird  im  ersten  Wahlgange  die  absolute  Stimmenmehrheit  nicht 
erreicht)  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwisoheu  den  Mitgliedern,  welohe 
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vorher  die  meisten  Stimmen  erliielten.  In  die  en^re  Wahl  wird  die  doppelte 
AnEfthl  der  nooh  zu  wählenden  Mitglieder  gebracht. 

Erhalten  awei  in  die  engere  Wahl  gebrachte  Mitglieder  eine  gleiche 
Stimmeniahl,  so  entscheidet  das  Los. 

Artikel  38. 

In  dor  (ieneral-Versaninihinjr  wird  nur  über  jene  GegenstUnde  ver- 
handf'lt,  welolio  in  der  Einl)i  ruttingskundniachiiiitr  bezeichnet  sind.  Solche 
Antrii^ro  über  zum  Wiri<un^'^?^krpi,se  der  General-Versauimlung  gehöri^re 
(iegenstände,  welche  von  niindcstens  zeiin  Aetioniireu,  die  ihr  Stimmrecht 
durch  DeponiruiifT  von  zusammen  mindest(•n^<  500  Actien  gemäss  Art.  AO 
und  31  nachgewiesen  haben,  vor  der  Kundmachung  der  Tagesordiuinir  tür 
die  nächste  General-Versammlung  bei  dem  Verwaltiiiijrsrathc  oder  der 
Direction  angemeldet  werden,  sind  iu  die  Tagesordnung  dieser  General- 
Versammlung  auf  zu  nehmen. 

In  der  General- Versammlung  selbst  dürfen  dergleichen  Anträge  einge- 
bracht werden,  wenn  sie  von  weni^^stens  10  stimmbereehtijrten  Actionäreti 
uiitei-stUtzt  werden.  Es  darf  jedoch  ni<  lit  suloi  t  darüber  entsciiieden,  sondern 
nur  bestimmt  werden,  iu  welcher  künftigen  General-Versammlung  solche 
Anträge  in  V'erhandlung  zu  nehmen  sind.  Ueber  den  Antrag  auf  Berufung 
einer  ausserordentlichen  General- Versammlung  kann  jedoch  sofort  Beschluss 
gefasst  werden. 

Artikel  39. 

Der  Wirkungskreis  der  (lenpral-Versammlung  ist  folgender: 
aj  Sie  nimmt  den  Bericht  des  V^erwaltungsrathes  Uber  die  Verwaltung  und 
den  Stand  der  Gesellsehaftsangelegenheiten,   sowie  die  Jahresbilan« 
entgegen,  beschliesst  über  die  gestellten  AntrSge  und  entscheidet  ttber 

die  Gewinnvertheilung; 

bj  sie  nimmt  den  Bericht  des  Revisions-Ausschusses  über  die  Gebarung 
mit  dem  (icsellschaftsvermogen  und  über  die  Gesellaciiaftsrechnungen 
enlL''e<_''en,  bescliliosgt  über  die  diesfalls  gestellten  Anträge  und  das  dem 
Verwaltungsrathe  zu  ertheilende  Absolutorium; 

cj  sie  wählt  die  Mitfrlieder  des  VerwaltUDgsratbes  (Art.  12)  und  des 
Revisions-Ausscliusses  (Art.  2.3  : 

dj  sie  ist  berechtigt,  besondere  Gomitcs  zur  Untersuchung  und  Prüfung 
der  Lage  der  Gesellschaft  oder  auch  bestimmter  Vorgänge  und  Verhält- 
nisse, namentlich  falls  sie  die  Kechnungen  oder  die  Bilanz  nicht 
sogleich  genehmigt,  einen  besonderen  Revisionsanss<  |ius-;  zur  rel)er- 
prüfung  derselben  und  Berichterstattung  au  eine  folgende  General- Ver- 
sammlung: zu  wählen; 

ej  sie  l)eschliesst  über  die  Aufnahme  von  Anleheii.  insofern  dieselben 
eine  Erhöhung  des  Anlage-  oder  l'nteniehmungsfondes  bezwecken; 
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f)  Uber  die  Errichtung  von  Zweigbahnen  anf  Kosten  der  OeaeUsehaft; 

r//  Uber  die  Verpachtung  des  EiBenbahnbetriebes  nnd 

hj  Uber  die  VerSQSsemng  der  Eisenbahn  im  Ganzen  oder  in  Theilen; 

tj  sie  ist  berechtigt,  Uber  die  Geltendmachung  der  gesetsUohen  Versnt- 
worttichiceit  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  nnd  Uber  die  n 
diesem  Behofe  einzuleitenden  Schritte  Beschlflsse  zu  fassen  und  nr 
Ausführung  derselben  besondere  Bevollmäehtigle  zu  wählen; 

kj  sie  besohliesst  über  Antrage  auf  Ablnderung  der  Statuten,  auf  Ver- 
einigung mit  anderen  Eieenbahngesellschaften  und  auf  die  AufldasDg 
der  Gesellschaft; 

IJ  sie  ist  berechtigt,  die  Einberufung  ausserordentlicher  General- Versamm- 
lungen zur  Berathung  und  Beschlussfassung  Ober  Gegenstände  ihres 
Wirkungskreises  zu  beschliessen. 

Beschlüsse  über  die  in  den  Absätzen  e  ,  / ,  gjy  hj  und  kj  angefUhrtea 
Gegenstände  bedürfen  der  staatlichen  Genehmigung. 

Artikel  40. 

Ueber  die  Verhandlung  der  General- Versammlung  wird  ein  Protokoll 

geführt. 

In  dasselbe  sind  sämmtiiehe  gestellte  Anträge  und  die  gefassten 
Besohlfisse  aufzunehmen.  Es  wird  von  dem  Vorsitzenden,  dem  Sohriftlfibrer 
und  zwei  durch  die  General-Versammlung  gewählten  Aotionären  unter- 
zeichnet 

Der  Urschrift  des  Protokolls  wird  das  Verzeichniss  der  anwesenden, 
stimmberechtigten  Mitglieder  mit  Angabe  der  von  jedem  vertretenen  Stinua- 
zahl  nebst  den  Vollmachten  beigefügt.  Die  im  Protokolle  der  General- Ver- 
sammlung verzeichneten  Beschlüsse,  mit  welchen  Handlungen  oder  Unter 
lassungen  der  Verwaltungsorgane  gutgeheissen  oder  für  gerechtfertigt 
erklärt  werden,  haben  den  letzteren  als  Absolutorium  zu  dienen. 

Die  Btatutenmässig  gefassten  Beschlüsse  der  General- Versammlung  sind 
für  die  einzelnen  Actionäre  unbedingt  verbindlich. 

IV.  Abschnitt. 

BIlAiiB.  GewInaverfltellaBg«  Uettervefond. 

Artikel  41. 

Das  (TCsohjittsjMlir  der  ( iesell>ch;ift  lie^riniit  ain  1.  Jänner  und  solilie-=st 
am  31.  Docnnbcr  jeden  .lalires.  Ausnahmsweise  unita«8t  die  erste  Gescliat'ts- 
periode  den  Zeitraum  von  der  Constituiruug  der  Gesellschaft  bis  zum  Ende 
des  daraut  iolgeudeu  Jahres. 


Digitized 


Süd-West-BabneD. 


485 


Artikel  42. 

Arn  .S^lilusge  eines  jeilcn   (loscliäftsjahro«  werden  die  Reclinungen 
abp:escliU>ssen  und  die  Bilanz  aul'gestellt.  Vuu  dem  sich  ergebendeu  Gewinne 
werden  vorerst  in  Abzn?  {gebracht: 
n,  die  ErhaltunfTR-.  Betriebs-  und  Verwalluni^skoBten; 
0)  di»'  Beträ^M'  zur  Deckunir  der  von  der  General- VersaniralunK-  beschlos- 
senen Absehreibunfren  am  fiindus  instructus  und  dem  Oberbau,  dann 
cj  die  Zinsen  und  die  Tilgungsquote  für  die  Prioritäts-Obligationon. 
Der  verbleibende  Rest  bildet  den  Reingewinn  der  Gesellschaft.  Dieser 
Koingewinn  wird  nach  Abzug  des  eventuell  zur  Actien-Tilgung  bestimmten 
Betrages  und  der  nach  Art.  44  dem  Reservefonde  zugewiesenen  Beträge 
unter  die  Actionäre  nach  Massgabe  der  diesbezüglichen  Beschlttsie  der 
GeneralTersammlung  vertheilt. 

Artikel  43. 

Der  den  Actionären  zukommende  Antheil  am  Reingewinne  «rird 
spütestens  den  der  betreffenden  Generalversammlung  naohfolgenden  1.  Juli 
aasbezahlt. 

Jeder  Gewinnantbeil,  welcher  nicht  liinnen  3  Jahren  nach  dem  Tage, 
an  welchem  er  zahlbar  war.  erliober.  wird,  verfallt  za  Gunsten  des  gemlss 
des  folgenden  Art.  44  zu  gründenden  Resen^efondes, 

« 

Artikel  44. 
Die  Gesellschaft  gründet  einen  Reservefond. 

Der  Reservefood  wird  dadurch  gebildet,  dass  demselben  von  dem  jähr- 
lichen Reingewinne,  nach  Abschlag  des  eventuell  zur  Actientilgung  verwen« 

deten  Betrages  (Art.  42.  c  Schlusssatz)  5"  „  zugewendet  werden. 

Femer  werden  demselben  die  nach  Ablauf  von  3  Jahren  nach  dem 
Tage  der  Fälligkeit  nicht  behobenen  Aotien-Dividenden  (Art.  43)  sowie  alle 
wie  immer  gearteten  und  nioht  in  den  unteo  erwähnten  besonderen  Reserve- 
fond einzubeziehenden  Ersparnngen  zugewendet.  Diese  Zuflüsse  des  Resenre- 
fondes  haben  jedoch  insolange  aufzuhören  als  dieser  Reservefond  die  Höhe 
von  10®/„  des  Nominalbetrages  der  ausgegebenen  Actien  erreicht. 

Der  General-Versammlung  steht  das  Recht  zu,  die  Deckung  ausser- 
gewöhnlicher  Schäden  und  Verluste  aus  diesem  Re^;ervef(>nd  zu  beschliessen. 

Für  den  Fall  als  von  dem  Kaufsohilliuge.  welchen  die  Staatsverwaltnng 
in  Gemä^sheit  des  Uebereinkommens  vom  9.  Mai  1876,  R.  G.  Bl.  Z.  09.  lUr 
die  nach  eben  diesem  Uebereinkommen  zu  übernehmenden  PrioritUts-Obliga» 
tionen  bezahlen  wird,  nach  gänzlicher  Vollendung  und  Inbetriebsetzung  der 
sämmtlichen  in  Art.  2  genannten  Linien  des  Unternehmens  noch  ein  Botrag 
verfügbar  bleiben  sollte,  ist  dieser  in  einen  besonderen  Reservefnn-l  mit  der 
Bestimmung  zu  hinterlegen,  dass  aus  demselben  nur  in  der  Folge  etwa 
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n$thig  werdende  Erginznogeo,  Erweiterangen  oder  NeaansebafIbngeB 
bestritten  werden  dürfen.  Dieser  Fond  darf,  insoUnge  der  Staatticluitt 
durch  den  Beeits  von  Aetien  oder  Prioritäten  an  dem  Unternehmen  betheiligt 
ist)  ohne  Torläofig  eingeholte  Qenehmignng  der  Regiemog  in  keiner  Welse 
in  Anspruch  genommen  werden. 

y .  Abschnitt 

TilgDug  der  A«tlea  aiifi  PriorltHten» 

Artikel  45. 

Die  Tilgung  der  Priorltüts-Obligationeii  und  Actien  der  Gesellsehift 
hat  innerhalb  der  Dauer  der  ertheilten  Concession  zu  erfolgen. 

Die  Tilgung  der  Obligationen  hat  jener  der  Actien  vorangehen,  die 
Tilgung  der  letzteren  erfolgt  in  einem  zum  Aetiencapitale  nnd  dem  jihr- 
liehen  Reingewinn  in  richtigem  Verhältnisse  stehenden  Betrage. 

Die  Höhe  dieses  Betrages  besebliesst  die  General- Versammlung.  Der 
Tilgungsplan,  sowohl  der  Prioritäts-Obligationen  als  auoh  der  Actien,  unter- 
liegt der  Genehmigung  der  hohen  Staatsverwaltung. 

Die  zu  tilgenden  Prioritäts-Obligationen  nnd  Aetien  werden  durch  das 
Los  bestimmt  und  die  so  bestimmten  Nummern  statntengemäss  kundgemacht. 

Artikel  46. 

Dt'U  Hesitzcni  d»M- vt'il()9t<Mi  Acticii  wird  am  1.  .Iiiü  de-i  auf  die  Kund- 
itin'^limi;.'-  fol.i,'('ii'leii  .lalires  am  Sitze  der  Gc-ielUcliafl  in  Wit-n  der  Nennwerth 
»ler  Actien  liehst  den  etwa  noch  unerliol»  Mieii  und  noeli  niflit  vertallenet! 
(Art.  43)  zuirt  hrtri{?eii  1  )ivideiidenbetriifren  in  liarem  ausirezaldt  und  dieso 
Actien  f,'e;_'(  ii  besondere  auf  den  Inhaber  hiutende,  mit  ('oupons  versehene 
(fenu<<sseht'iiit'  nm.reweeliselt.  D.i^*  Formular  der  Oenussseheine  wird  seiner- 
zeit der  h.  Staats\ ei  waltuu;;  zur  (ienehmifcunjU'  vorgelefrt  werden. 

Der  Inhaber  des  Genuss^idieines  hat  das  Heciit  auf  den  Bezuü,'  jenes 
Gcwinnsttlieilert.  welcher  nach  Abzuü:  eines  nnter  die  Ubrifren  Actii>näre  tJL 
vertheilendiMi  liintprocentif^en  (H'wiiui'  s  imr  h  zm-  \>rfheilun>r  j^^elangt. 

Aul  diesen  .')"  iiberstei^renden  (iewinn  dt  s  jcwciliu'  noch  ungetilgteo 
A«  ti<  nra|.itah  s  haben  also  die  Besitzer  von  (jcuustsscheiueu  mit  den  Actio- 
uären  fj^ieichen  Ansprucd». 

Im  Uebripen  «tehen  dem  Inhaber  eines  je  len  Geiiusssclieiues  inueriialb 
der  Gescllöohalt  gleiche  Rechte  Mie  den  Actiouärcu  zu. 
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VL  Abschnitt 

Aslldsang  der  Gesellitchart. 
Artikel  47. 

Eine  nothwendige  Auflösung  der  Gesellschaft  erfolgt  ^emiisi^  den 
BeBtimmongeu  der  Conoesvionsarkande  ddo.  3.  November  1874,  H.  G.  Bl. 
Nr.  10  ex  1875,  eine  freiwillige  ttber  Beschluss  der  General- Versammlung. 
In  allen  Fällen  wird  die  Anflösung  nach  den  Grundsätzen  und  Bestiramiiugeu 
des  a.  Handelsgesetzes  darehgefBhrt. 

Vn.  Abschnitt. 

BeBleliBngeii  der  (ica«ll0«Jlian  aar  StMtaverwAlianc* 

Artikel  48. 

A  u  1 8  i  c  h  t  s  r  e  c  h  t  der  »Staatsverwaltung. 

Die  Staatsverwaltung  wird  das  ihr  zustehende  Aufsichtsreclit  na<-h  den 
jeweilig  gilfigcn  Gesetzen  und  Verordnungen  n;i(  h  der  Concessionm-Urknnde, 
ddo.  Wien  3.  November  1874.  Ii.  (i.  Hl.  Nr.  10  ex  1875,  dem  Gesetze 
vom  12.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  69  und  nach  dem  zwischen  dergelben 
und  den  Concessionären  abgeschlossenen  rid»ereinkommen  vom  9.  Mai 
1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  69,  aui^üben,  und  bat  sich  die  Gesellschaft  den  bezüg- 
lichen Verpflichtungen  zu  unterwerfen. 

Artikel  49. 

Berttoksichtignng  geeigneter  MilitUrpersanen  bei  Besetzung 

der  Dienstessteiien. 

Die  Gesellschaft  ist  hinsiehtlicb  der  Anstellung  gedienter  ünterofBciere 
des  HeereS)  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den  im  §.  38  des  Wehr- 
gesetzes Tora  5.  Deeember  1868  (R.  6.  Bl.  Nr.  151)  und  in  dem  Gesetze 
▼om  19.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  enthaltenen  Bestimmungen  unter 
worfen. 


Z.  10.77S. 

Vorstc'luT.de  Statuten  werden  auf  Grund  Allerhöchster  Ermächtigung  genehmigt* 
Wien,  6.  September  1876. 

Der  k.  k.  Mfaiittor  des  Innern : 

(L.  S.)  Läiser  m.  p. 
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2.  Gesetz  vom  10.  Mai  1874,  R.  0.  Bl.  Nr.  64  und  C.  ßl.  Nr.  63, 

betreffend  dif  Bediniiunücn  und  Zucoständnissf  für  d'n"  Sichfrstclluny  d>'r  Eisi-nl'<ihnlinien  von 
Uobersdorf  nach  St.  Pölten  mit  iIit  Zwcinh.ihn  vun  St  hciltmühl  nach  .Schrambach,  eventiitil 
Fniland,  von  Leobersdort  nach  duli-nslt-in  und  von  Pöchlarn  nach  Gamin?. 

liit  Zustimmung  der  beiden  Häuser  des  Eeichsrathes  finde  leb  snza- 
ordnen,  wie  folgt: 

Artikel  1. 

Die  Begierong  wird  ermächtigt,  bei  Ertheilong  der  Coneession  ivm 
Ban  und  Betrieb  von  Loeomotiv- Eisenbahnlinien 
aj  von  Leobersdorf  ttber  Altenmarkt,  Hainfeld  und  Wilhelmsbnrg  naeh 
St.  P91ten  mit  der  Flttgelbabn  Ton  Scheibmtthl  nach  Sehrambach,  eTei- 
tnell  Freiland; 
bj  von  Leobersdorf  nach  Gntenstein; 

cj  von  Pöchlarn  nach  Gaming  xnm  Zwecke  des  sofortigen  Beginnes  und 
der  Dnrchfllhrnng  des  Baues  innerhalb  der  im  Artikel  IX  dies« 
Gesetzes  angegebenen  VoUendnngsfristen  nnrerzinsliohe  BanTorschttne 
in  der  Höhe  von  zwei  Hillionen  500.000  Gulden  Österr.  Wähnug 
Banknoten  zu  leisten  und  fttr  die  hieraus  entstehende  Forderung  sli 
Zahlung  Aetien  der  fttr  die  genannten  Linien  zu  bildenden  Actiengeaell* 
Schaft  zum  vollen  Nennwerthe  anzunehmen.  Diese  Betbeiligung  de» 
Staatsschatzes  ist  an  die  Bedingung  geknüpft,  dass 

1.  die  Zeichnung  des  restliohen  Aetienoapitals  zum  Pariconne 
oder  wenigstens  einem  demselben  nahekommenden  Course  nach- 
gewiesen werde,  und  dass 

2.  von  Seite  der  Concessionäre  sowohl  die  Verfassung  des  Detsil- 
projeotes,  als  aueh  alle  sonstigen  Vorbereitungen  derart  besohlenuigt 
werden,  um  längstens  binnen  drei  Monaten,  vom  Tage  der  Concessions* 
ertheilung  gerechnet,  auf  der  Strecke  Leobersdorf-8t  Pölten  den  Bas 
in  Angriff  nehmen  zu  können. 

Die  Ansfolgung  der  hienach  zu  leistenden  BaurorsobUsse  hat  naek 
Ifaasgabe  der  von  den  Concessionären,  beziebungtweiBe  der  zu  bilden- 
den Aetiengesellscbaft  jeweilig  geleisteten  Arbeiten  und  Haterialbei- 
Stellungen  auf  Grundlage  der  beizubringenden,  gehörig  belegten  Nash' 
weistm^'en  allmonatlich  gegen  ungestempelte  BmpfangsbestXligung  sa 
geschehen. 

Artikel  2. 

Der  Staatsverwaltung  ist  lÜr  tlie  ihr  in  Geraässheit  des  Artikel  1  gelei- 
steten Buuvor.schiisse  auf  alle  Bauten  der  Concessionäre,  beziehuDgsweiie 
der  Gesellschalt,  sowie  auf  alle  zum  Zwecke  des  Baues  beigesohaffteu  Mate- 
rialien das  erste  und  ausschliessliche  Pfandrecht  mit  dem  Vorrechte  vor 
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alleu  aus  was  immer  fiir  einem  Titel  entspriugendeil  Forderungen,  insolange 
ale  nicht  die  ert'olirte  Hesehaflung  der  zum  Ausbaue  erforderlicben  Geldmittel 
nachgewiesen  sein  wird,  vorzubebaltcn. 

Artikel  3. 

Hei  Ertlieilung  der  Concession  für  die  oberwähiiten  l>inipn  können 
überdieös  noch  folgende  tinnnzielle  Begünstigungen  gewährt  werden: 
aj  Die  Befreiunir  von  der  Einkommensteuer    und   der  Entrichtung  der 
C<>iip<>ii-Stem|iel;rebühren.  sowie  von  jeder  Steuer,  welehe  etwa  durch 
kiiuJtige  (;e>^ot/e  ein;:efülirt  werden  sollte,   während  der  Bauzeit  und 
dureh  zwanzi^^  Jahre,  vom  Tage  der  Erofiuuug  des  Betriebes  auf  den 
betreüenden  Linien : 
bj  die  BelVfinng  vou  den  Stenii>eln  und  Gebühren  für  alle  Vertrage,  Ein- 
gaben und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  (.'apitalsbesehaftung, 
sowie  des  Baues  und  der  lustruiruug  der  Buhu  bis  zum  Zeitpuucte  der 
Betriebseröflfnung  ; 

f ;  die  Befreiun^r  von  den  Stempeln  und  (JebUhren  für  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritätsobligationrn,  mit  Einschlu'^s  der  luterims- 
seheine,  sowie  der  bei  der  Gruudeiulosung  auflaufenden  Uebertraguugs- 
gebUhr. 

Artikel  4. 

Zur  Wahrung  der  speoielien  Interessen,  welche  der  Staatsverwaltung 
aus  den  geleisteten  Bauvorscliüssen  erwachsen,  ist  derselben  das  Kecht  vor- 

zubehalten,  die  wirkliche  und  zweckmässige  Verwendung  aller  zur  Herstel- 
lung und  Inbetriebsetzung  der  im  Artikel  1  genannten  Bahnen  bescliafften 
Geldmittel  durch  zu  diesem  Zwecke  aufzustellende  Staatso^ane  auf  jede  ihr 
geeignet  erscheinende  Weise  unmittelbar  zu  tiberwaeheu. 

Der  Regierung  ist  fenier  das  Recht  vorzubehalten,  die  von  den  Con- 
cessionären  zum  Zwecke  der  Bau-Aufsiclit.  dann  der  Berechnung,  Liquidi- 
rung  und  Anweisung  der  Bauverdienst-Certiticate  aufzustellenden  Organe  in 
ihrer  Diensteseigenschaft  zu  bestätigen  und  die  für  dieselben  anzuwenden- 
den Dienstinstructioneu,  DienstvertrSge  uud  Discipliuarvorschriften  zu 
genehmigen. 

Die  Kosten  dieser  speciellen  Bau-Aufsicht  sind  von  den  Concessi 
onären.  beziehuiiL'sw  eise  der  zu  bildenden  Oesellschaft,  in  dem  vom  Handels- 
ministerium  festzusetzeuden  Betrage  zu  vergüten« 

Artikel  5. 

Die  Modalititen  der  Geldbesebaffung,  insbesondere  die  Höhe  des  Emis- 
aionacourses,  ebenso  wie  die  Modalitäten  der  Banvergebung,  weloh  letztere, 
sowie  die  Vergebung  aller  Lieferungen,  im  Offertwege  zn  erfolgen  hat,  sind 
der  Qenehmignng  der  Regierung  zu  unterziehen. 
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Artikel  6. 

Anf  den  Bahnlinien  Leobendorf-Ontenstein,  P5ehUrn-Gaming,  sowie 
auf  der  Flfigelbabn  SoheibmtthUdchrambaoh,  eventuell  Freiland,  aoUen  die 
Zttge  nur  mit  einer  Maximalgescbwindigkeit  von  12  Kilometern  per  Stunde 
verkehren  nnd  wird  die  Regierung  ermichtigt,  nioht  nnr  beim  Bau  alle  thon- 
liehen  Erleiohterungen  an  gewähren,  sondern  aneh  in  Besiebung  anf  den 
Betrieb  von  allen  in  der  Verordnung  vom  16.  November  1851  (B.  0.  El 
Nr.  1  ex  1853)  und  den  diessflllligett  Naohtragsbestimmnngen  ▼orgeschrie- 
benen  Sieherheitavorkehrnngen  insoweit  Umgang  zu  nehmen,  als  diew  mit 
Rttoksicht  anf  die  ermUsaigte  Maximalgesohwindigkelt  nach  dem  Crmeesei 
des  Handelsministeriums  zulässig  erscheint. 

Die  Bestimmung,  wonach  auf  den  Bahnlinien  Leobersdorf-Gutenstein,  PöcUUra» 
Guning,  sowi«  auf  d«r  Flflg«ib«hn  8eheibni(iU«Sehramb«eIi,  er«nta«U  FVeyland,  die 
Zflge  nur  mit  einer  MRxim«lg«aehwindigkeit  von  12  Kilometer  per  Stande  Terkebrta 
dürfen,  wurde  mit  dem  Qetetse  vom  5.  Juli  1878,  R.  O.  El.  88,  auMer  Kraft  geseilt. 

Artikel  7. 

Die  Goneessionire  sind  femer  sn  ▼erpAichten,  nach  HerateUuog  der  tob 
Raab  naeh  der  niederdsterreiohiseh'Ungarisohen  Grenze  bei  Ebenfurt  projec- 
tirten  Linie  eine  direote  Eisenbahnverbindung  von  Leobersdorf  naoh  Elmi* 
Inrt  herzustellen. 

Artikel  8. 

Die  Conce^sionäre  sind  ferner  zu  verpachten,  eine  EisenbahnTerbin 
dung  von  St.  Pölten  nach  Traismauer,  auf  welche  die  Bestimmungen  der 
Artikel  3  und  6  Anwendung  finden  können,  dann  herznBtellen,  wenn  eine 
vom  Handel>«niiiiif^t(M-iiim  als  entsprechend  anerkannte  Betheiligung  der  Inte- 
ressenten durch  Actieuzeichnnng  nachgewiesen  wird. 

FUr  diesen  Fall  wird  die  Begierunp-  ermächtigt,  unter  den  im  Artikel  1 
festgesetzten  Modalitäten  unveninslicbe  Banvorsohüsse  bia  zum  Betrage  tob 
d(M).(X)0  Gulden  zu  ertheilen. 

Die  Regierung  ist  ferner  ermächtigt,  bei  entsprechender  Betheiligung 
der  Interessen  durch  Actienzeichnung  die  ConcessionUre  zu  verpflichten,  di^ 
weitere  Eisenbahnverbindung  von  Trait^mauer  nach  Mautern,  auf  vrelcbe 
ebenfalls  die  Bestimmungen  der  Artikel  3  und  6  Anwendung  finden  können, 
herzustellen  und  für  diesen  Fall  unter  den  im  Artikel  1  festgesetzten  Moda- 
litäten unverzinsliche  BauvorscbUsse  bis  zum  Betrage  von  200.000  Ü.  za 
ertheilen. 

Artikels. 

Die  VoUendungstermiae  siad  derart  festsasetsea,  dasi  die  Linie 
Leobersdoff-St  Pölten  und  der  Flügel  ScheibmfihUSohrambaoh,  eventuell 
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Freiland,  lingstens  binnen  drei  Jahren,  die  Linie  Leobersdorf-Ontenstein 
und  die  Linie  Pöohlam-Oaming  längstens  binnen  vier  Jahren,  vom  Tage  der 
Conceasionaertheilnng  gerechnet,  im  Bau  vollendet  und  dem  tfffentiiohen 
Verkehre  Übergeben  werden. 

Artikel  10. 

Bei  Peststellung  der  sonstigen  Concessionsbestimmungen  ist  auf  die 
Anorduung  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  56)  in  Betreff  der 
Bedingunj::en  und  Zufreständnissc  für  die  Unternehmuug  des  unter  dem 
Namen  -Oesterreichische  Nordwestbalin'*  concessionirten  Looomotiv-Eisen- 
bahnnetzes  thunlichst  Rücksicht  zu  nehmen,-  was  jedoch  die  Personentarife 
aolan^'t,  so  haben  die  concessionsmässigeu  Tarife  der  SUdbahn  Anweudong 
zu  finden. 

Artikel  11. 

Mit  der  Dnrehfllbrang  dieses  Gesetzes  sind  der  Handelsminister  und 
der  Finanzminister  beauftragt. 

Budapest,  16.  Mai  1874. 

Franz  Joseph  m,  p. 
Aienperg  m.  p.  Baihais  m.  p.  Pretls  m.  p. 


3.  Protokoll^ 

aufgenommen  im  k.  k.  H^lndel^•r!liIli^teriuln  xvin  3.  und  4.  Aii^Mij^t  1^7.} 

anlässlich  dtr  Feststellung  der  Conccssioos-liedingDisse  tür  die  Eisenbahailaiti  Leobersdorf. 
St.  Pölten  mit  der  Zweigbahn  nach  Schrammbach,  eventuell  Freiland,  Leobersdorf-Gutenstein 

und  PSehlam-Gaming. 

Anwesende: 

Seetions-Chef  Ritter  von  Pusswaid,  als  Vorsitzender; 
Hofrath  Ritter  von  Pischof; 
Sectionsrath  P  o  1 1  a  n  e  t  z : 

Ministe rialsccretär  Ritter  von  Wittek,  als  Referent; 

Inspector  J e  i  1 1  e  1  e  s ; 

Georg  Low,  Centrnidirecter  der  böhmisoheu  Nordbabn  und  der  Turnau- 

Kralup-PiafTor  Bahn ; 
Victor  Graf  Wimpffeii,  k.  k,  Corvetten-Capitän  in  der  Armee; 
Adolph  Horst,  Guts-  und  Eisen werksbesitzer; 
Leopold  Huttergtr asser,  k.  k,  priv.  Grossbändler; 

Anfrust  Kfistlin.  Inirenieur; 

Protokollführer:  Freiherr  von  Strobach,  Miuisterial-Yice-SecreÄr. 

33 
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Auuaiimc   der  Be8timnniii}j:(Mi  tl<  s  C oncessions-Eutwurfes  und 


Die  Entwürfe  der  Gonceesiona-Urkaiide  fUr  die  Eisenbahnlinien  Leobers- 
doif-St  Pölten  mit  der  Zweigbahn  nach  Sohrammbach,  eventuell  Freiland, 
Leobersdorf-Gntenstein  nnd  Pöchlam^Gaming,  sowie  des  Uebereinkommens, 
betreffend  die  von  der  Staatsverwaltung  im  Sinne  des  Gesetzes  vom  16.  Hai 
1874  (R.  6.  Bl.  Nr.  64)  zum  Behnfe  der  Aneftthning  dieser  Bahnen  an  den 
Concessionär  zn  leistenden  BarvorschUsse  werden  vorgelesen. 

Bei  Vorlesung  de^«  Absatzes  I  des  Letzteren  spricht  der  Concessions- 
werber,  Herr  Horttj  die  Ansieht  aus^  dns^s  zur  Vermeidung  der  Kventualität, 
dasa  etwa  der  ganze  Staatsvorschuss  für  die  Linie  Leobersdorf-St.  Pölten 
verausgabt  werde  und  dann  etwa  die  beiden  anderen  Linien  aus  Mangel  an 
Geldmitteln  nnansgebaut  bleiben,  sohin  zur  Siclierstellung  des  reobtseitigen 
Ausbaues  aller  Linien,  der  Beginn  de^  Dividenden-Besi^fes  fttr  die  dem 
Staate  als  Aequivalmt  der  Vorschüsse  übergcbeiien  Aetien  erst  naeh  Voll» 
endung  sämmtlichcr  drei  Linien  einzutreten  hätte. 

Nachdem  die  Zustimmung  dos  Finanzministeriums  zu  diesem  Antrage 
niciit  in  Aussicht  genommen  werden  kann,  schlägt  derselbe  vor,  dass  bei 
Eintritt  eines  Dividendenbezuges  vor  Vollendung  aller  Linien  die  dem  Staate 
für  seine  Aetien  gebührende  Dividende  in  Prioritäten  der  Unternehmung 
geleistet  werde,  um  das  hiedurch  ersparte  bare  Geld  dem  Baue  der  noch 
unvollendeten  Linien  widmen  zu  können.  Nachdem  auch  dieser  Vorschlag 
unter  Hinweis  darauf,  dass  dios  der  Leistung  von  staatlichen  Vorschüssen 
gegen  Kofundirung  in  IMinritiiten  Lnideliküinp.  wozu  die  Regierunür  nidil 
ermUchtigt  sei.  abgelehnt  wurde,  spricht  Herr  Unrst  den  Wunsch  aus,  dass 
der  Bau  der  Linie  Pi)chl:irn-(:iauiing  gleichzeitig  mit  jenem  der  Linie 
Leobersdorl' St.  Polten  geliihrt  werde. 

Aul'  die  Einwendung,  dass  es  mijglicherweise  ojjpurtun  erscheinen 
könnte,  die  llauptlinie  Leobersdorf-St.  Pölten  auszubauen,  bevor  die  Arbeiten 
autdcn  anderen  Linien  in  Angriff  genommen  werden,  um  dann,  gestützt  auf 
den  einen  in  Betrieb  gesetzten  Theil  des  Unternehmens  die  Geldmittel  fiir 
den  übrigen  Theil  leiehter  zu  l)esidi;itVi  ii.  bemerkt  Herr  Horst,  dasa  für 
diesen  Fall  nicht  der  ganze,  dem  Baue  der  in  Rede  stehenden  Bahnen 
gewidmete  Staatsvorschuss-Betrag  lur  die  Linie  Leobersdorf-St.  Pölten  ver- 
wendet, sondern  ein  bestimmter  Theil  fiir  die  beiden  Secundärbahuen 
reservirt  bleiben  möge;  ierner  maeht  derstdbe  darauf  aufmerksam,  dass  sich 
die  Interessenten  lür  die  Aetien -l  eVjeriiahme  gegen  Leistung  von  Barbeträgen 
in  der  Vorau-.setzung  verpflichtet  haben,  dass  diese  Beträge  nur  zur  Anlage 
jener  Linien  verwendet  werden,  weiche  im  unmittelbaren  Interesse  des 
Actienzeichuers  liegt.   Er  wünscht  daher,  dass  die  von  den  interesseuteu 
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«ingegangenen  Geldmittel,  von  welchen  ein  Theil  binnen  Kurzem  fällig 
werden  wird,  je  nach  ihrer  Bestimmung  für  die  eine  oder  die  andere  Linie 
separirt  verwahrt,  verrechnet  und  nur  im  erwähnten  Sinne  verwendet  werde. 

Die  Vertreter  des  Handelsministeriums  erklären  Meranf,  dasfi  die 
Bildung  derartiger,  dem  Baue  der  einzelnen  Linien  gewidmeter,  ans  den 
Beitiügen  der  Interessenten  gebildeter  specieller  Fonds  dnreh  die  Oon- 
•oessionKre  oder  die  Verwaltung  der  kttnftigen  Oesellsehaft  keinem  Anstände 
unterliegen  wird,  dass  ferner,  nachdem  der  Staatsvorsohnss  von  sy^  MiUio- 
nen  fttr  alle  drei  Unien  gewährt  ist,  im  Falle  als  aas  Opportnnitätsgrttnden 
nicht  alle  diese  Linien  sugleieh  znr  Ansfühning  kommen  sollten,  ein  ent- 
sprechender Theil  des  Staatovorschnsses  (etwa  500.000  fl.)  für  den  Bau 
der  Eisenbahnen  P9chlarn-Gaming  und  Leobersdorf-Qutenstein  reservirt 
bleiben  soll. 

Hiernach  wird  die  Aufnahme  einer  im  Sinne  des  Vorstellenden  lautenden 
Bestimmung  in  das  Uebereinkommen  beschlossen. 

Die  Herren  Concessionswerber  erklären  sieh  schliesslich  einverstanden 
und  bereit,  die  Conoession  unter  den  in  den  angeschlossenen  BntwOrfen 
der  Oonoessions-Urkunde  und  des  üebereinkommens  enthaltenen  Bedingun- 
gen  in  Ubemehmen,  beaiehungsweise  das  Uebereinkommen  abiuschliessen. 

Classification  der  auszuführenden  Bahnen. 

Die  Anlage  dieser  Bisenbahnlinien  wird  demnächst  nach  den  vom 
Handelsministerium  speciell  für  dieselben  festsustellenden  Baubedingnissen 
erfolgen  und  verpflichten  sich  die  Concessionswerber,  sich  den  Anordnungen 
der  Letsteren  au  unterwerfen.  Es  werden  aohin  die  Linie  Leobendorf- 
St»  Pölten  und,  soweit  es  sich  um  die  Anlage  des  Unterbaues  handelt,  die 
Absweigung  nach  Schrammbaoh,  eventuell  Freiland  nach  den  Bestimmungen 
der  vom  Handelsministerium  aufgestellten,  demnächst  zu  verlautbarenden 
Onuidzlige  für  den  Bau  von  Locomotivbahnen  als  Eisenbahn  zweiten  Ranges, 
die  Linien  Leobersdorf-Gutcnstein  und  PÖchlarn-Gaming  aber,  sowie  der 
Anerttstung  und  Betriebeinrichtnng  nach,  die  oben  genannte  Abzweigung  als 
Eäsenbahnen  dritten  Ranges  zur  Ausführung  zu  bringen  sein. 

Ausnahmsweise  Erleichterungen  für  Bau  und  Ausrüstung  der 
Linie    Leobersdorf  -  St.    Pölten    und    der    Abzweigung  nach 

F  r  e  i  l  :i  n  d . 

Bei  der  Linie  Lcobersdorl-St.  rölten  werden  jedoch  im  Allgemeinen 
sowohl  als  insbesnndriT  bezüglich  «Icr  Ilerstellunc:  der  Iloolih.uiten,  der 
Quantität  des  rollenden  Alateriales  und  der  Art  der  iialinausrii3tntig  lür  die 
erste  Anlage  und  die  erste  Zeit  des  Betriebes  unter  dua  für  Bahnen  zweiten 
Rauges  in  Aussicht  genommene  Mass  gehende  Erleichterungen  vom  Handels» 
ministerium  gestattet  werden. 

«8* 
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Da  auf  dem  Flllgel  nach  Sebrammbaeliy  eventuell  Freilaad,  so  Uage 
derselbe  nicbt  weiter  fortgeeetst  wird,  der  Betrieb  wie  auf  einer  Bahn  dritten 
Ranges  gefilbrt  werden  wird,  werden  bei  dessen  Hersteliong  und  Ansrftetio^ 
speeiell  auch  alle  jene  weiteren  firleichtemngen  eingeräumt  werden,  die 
ohne  dessen  künftige  VervollstXndigang  zu  einer  Babn  zweiten  RsDges 
wesentlich  zu  ersohweren,  mit  Rfloksieht  aaf  die  geringe  Fabrgeschwiodjg' 
keit  der  Züge  (12  Kilometer  per  Stunde)  sulMssig  erseheinen. 

Die  Vervollstäudifning  der  Linie  Leobersdorf-St  POlteii  mit  der  Zweig- 
bahn nach  Freiland  zur  Eisenbahn  zweiten  Ranges  wird  jedoeb  in  erfolgsn 
haben,  sobald  die  StaatBver^  altun;;  dieselbe  mit  Rtteksieht  auf  die  Zunahme 
des  Verkehres  für  nothwendig;  enicliten  und  die  Aufforderung  hiesn  an  die 
Ooncessionäre  gerichtet  haben  wird. 

Scbleppbahu  znm  Artillerie-Laboratorium. 

Die  Coneessionswerber  verpfliebten  sich,  Uber  Verlangen  der  Stasti- 
▼erwaltung  eine  Material-Sehleppbabn  von  einem  geeigneten  Finete  der 
Linie  Leobersdorf-Giitenstein  nach  dem  Artillerie-Hauptlaboratorium  n^f 
der  Haide''  nicbst  Wiener  Neustadt  unter  den  diesfalls  näher  su  Tershi- 
barenden  Bedingungen  herzustellen. 

Di«'  Coneessionswerber  werden  die  technischen  Vorarbeiten  hieflir 
baldigst  durchführen  und  deren  Ergebniss  dem  Handelsministerium  vorlegen. 

Verpflichtung  zur  eventuell  «II  Verpachtung  der  aus  zuführen- 
de ii  Bahnen. 

Von  der  Forderung  der  Vertreter  des  Handelsministeriums,  dass  die 
Coneessionswerber  die  Verpflichtung  Ubernehmen  mögen,  Über  Verlangen 
der  Regierung  den  Betrieb  auf  jeder  der  oberwHhnten  drei  Linien  einer 
anderen  Bahnuntemehmung  unter  den  eintretenden  Falls  mit  der  Regiemng 
zu  vereinbarenden  näheren  Bedingungen  pachtweise  zu  Überlassen,  wird 
mit  Rücksicht  darauf  Umgang  genommen,  daps  die  Regierung  vermöge  ihres 
grossen  Actienbesitzes  und  der  ihr  vorbelialtenen  Einflnssnahme  auf  die 
künftige  Bahnverwaltung  immer  in  der  Lage  sein  wird,  im  Falle  öffentliche 
Interessen  dies  erheischen  sollten,  die  Bahnuntemehmung  zur  Verpachtung 
ihrer  Linien  zu  Teranlassen* 

Bemessung  der  Höhe  des  Anlage- Capi ta  1  e s. 

Die  effectiven  Kosten  «ler  Anlage  sämmtlicher  Linien  wurden  im  Maxi- 
raum mit  10-5  Millionen  Onlden  veranschlagt.  Zur  Beschaffung  dieser 
effectiven  Summe  iniissten  bei  Einhaltung  des  nach  dem  abzu^ehliessenden 
Uehereinkomint  u  zulässj'jen  Verhältnisses  zwischen  der  Anzahl  der  Actien 
und  jeuer  der  Prioritiiten  von  *  .  des  GeHammt-Cai)itales  im  Ersteren.  gegen 
^/^  in  Letzteren  ausgegeben  werden.  2*5  Millionen  in  Actien  zum  Fari-Course 
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(StMtsantheil),  2*5  Millionen  Aetien  zum  Gönne  von  95  Percent  und 
7*5  Millionen  fn  Prioritllts-Obligationen  zum  Conree  Ton  76  Pereent  (bei 
welehem  Conrse  die  Interealarzinsen  mit  ö  Pereent  in  Abselilag  gebracht 
dnd). 

Nachdem  jedooh  der  EfTeotiybetrag  von  10*5  Millionen  nicht  als  eine 
definitiv  festgesetzte  Pauscbal-Snmme  anznsehen  ist,  vielmehr  berücksichtigt 
werden  muss,  dass  bei  der  AusfUhmng,  Ausrttstang  und  Inbetriebsetzung 
4er  in  Rede  stehenden  Linien  bedeutend  weiter  gehende  £rleichteningen 
werden  zur  Anwendung  kommen,  als  solche  beim  ursprünglichen  Projecte 
und  Kostenvoranaclilage  in  Aussicht  ^enommfii  waren,  der  AuAgabe  der 
Titre.'',  sohin  der  Feststellung  des  NoroinaUAulage-Capital»  aber  nur  die 
thatsächlich  beim  Baue  voraus<:^abten  Hetrii^o  zur  liasi»  dienen  sollen, 
ferner  dass  die  Fristen  für  die  Vollendung  der  Bahnen  dorart  lang  bemessen 
sind,  dass  nicht  schon  jetzt  das  pranzo  Ix  iilithifTte  Bau-Capital  aufgebracht 
werden  muss  und  <lii'  Beschaffung  eineß  Theiles  derselben,  falls  dies  sich  in 
der  Zukunft,  in  wclclicr  erst  die  weitere  Vervollständigung  der  Anlagen  und 
der  AasrUstung  der  Bahnen  nach  Mass-rabe  des  Erl'ordernisses  stattfinden 
wird,  als  erforderlich  herausstellen  sollte,  einer  späteren  Zt  lt  vorbeiialten 
bleiben  kann,  wird  es  genfigen,  wenn  die  erste  Emission  des  Actiencapitals 
mit  4*2  Millionen  Gulden  festgestellt  wird. 

Die  Beschaffung  dieses  CapitaU  s  kann  gegenwärtig  als  gesichert  ange» 
sehen  werden,  indem  hieven  2*5  Millionen  auf  die  für  den  Staatsvorschuss 
zu  refundirenden  Actien  und  1*7  zum  Course  von  96  P«  l  oont  auf  die  in  Folge 
der  eingegangenen  Subscriptionen  und  Offerten  von  den  Interessenten,  Bau- 
unternehmern, Lieferanten  u.  s.  w.  zu  tibernehraenden  Actien  entlallen. 

Auf  Grund  der  oben  angegebenen  Daten  bezüglich  des  Verhältnisses 
zwischen  der  Zahl  der  Actien  und  jener  der  Prioritäten,  dann  des  Emissions- 
Courses  kann  bei  Annahme  des  Actiencapitales  von  4*2  Millionen  Gulden 
das  Prioritiiten-Capital  mit  6*3  Millionen  Gulden  nominal  festgesetzt  werden 
und  wird  dieses  Ocsaranit-Nominal-Capital  von  10-5  Millionen  einen  ctTcctiven 
Betrag  von  8,84u.uOO  Gulden  er;:eben,  mit  welchem  fttr  die  erste  Anlage 
das  Auskommen  gefunden  werden  dürfte. 

Die  Herron  Concpssionswerber  erklären  sich  übrigens  bereit,  für  die 
weitere  Placirnng  von  Actien  inncrliniy)  der  ihnen  nahestehenden  Kreise  und 
jener  der  Interor^seiitfu  Sor^rc  zu  tragen  und  ist  auch  eine  weitere  Ueber- 
nahme  von  Actien  seitens  der  Letzteren  mit  Grund  zu  erwarten. 

Gautions-Erlag. 

Auf  die  diesfällige  Anfrage  der  Vertreter  des  Handelsniinisteriuras 
erklären  sich  die  Herren  (  oncessionswerber  bereit,  auf  Verlangen  der 
Regierung  eine  entsprechende  ('untion  zur  Sieherstellung  der  von  ihnen 
hiermit  eingegangenen  Verpdichtuugen  zu  erlegen,  unter  der  Voraussetzung 
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jedoch,  Claas  der  Caationabetrag  im  Falle  des  in  den  Artikeln  III  und  \IL 
des  Uebereinkommens  vorgesehenen  Rücktrittes  der  Coneeflsionswerber  vom 
Uebereinkommen  nicht  als  verfallen  erklärt  werde. 

L.  Iittontruser  m.  p.  A.  iistlii  m.  p.^ 

Ingenieur. 

Adolph  Itrtt  m.  p.  Victor  Graf  WiapfMi  m.  p. 

Carl  Ritter  v.  PiMwali  m.  p., 

k.  k.  Seetionsohef. 

M.  fttcliaf  m.  p.,  Pallaieti  m.  p., 

k.  k.  Hofrath.  k.  k.  Seetionsrath. 

Dr.  Heinrich  Ritter  f.  Wtttek  m.  p., 
k.  k.  UinisterialsecretSr. 

Dr.  Franz  Freiherr  Ton  Strthaeh  m.  p.^ 

Ministerial-Yiee-Secretir,  als  Sehriftftihrer. 


4.  Protokoll, 

Aufgenommen  im  k.  k.  HandeUministerium  am  2.  Ootober  1874, 

behufs  ErgänzuDL'  il<-s  Trutokolli  s  vom  3.  und.  4.  August  1674,  betreffend  dl«  Conecfltim- 
fiedingniue  i'Qr  dit-  Kisi  nbalmlinie  I.cobersdorr-St.  Pölten  mit  der  Zwfitrbahn  nach  SchniUibM^ 
eventueU  1  reii&nd,  Leoberadorf^Guteiuteia  und  röchlarn-GaBüng. 

Oej^enwftrtig:  Die  Gefertigten. 

I.  Iii  I'.i iränziui;:-  des  Frotokollos  vom  ."!.  und  4.  August  1874  wird  die 
Conce»f»ioii>daiU'r  auf  9o  Jaiirc  vom  Tage  dt-r  lietricbseröffiiung  auf  den  im 
§.  1.  lit,  a  und  (■  des  Concessionst  utwurtes  angegebenen  Linien  vonLcobers- 
dorf  nach  St,  Piilten  von  Leoberudorf  nach  Gutcustciu  und  von  PÖchlam 
nach  üaniing  testgesetzt. 

II.  Die  Herren  Concessionäre  verptiichten  sich,  die  Kosten  der  Tra- 
cimng  und  der  Verfassung  des  Dotailprojertos,  soweit  sie  aus  Staatsmitteln 
bestritten  wurde,  mit  dem  vom  Handelsministerium  aufgestellten  Betrage  zu 
vergüten. 

Dieser  Iiiickersatz  der  Kosten  der  Tracirung  und  Projeotsverfassung^ 
für  die  Strecke  St,  PülUii  Lcob(  r-<d()rf  soll  jedocli  nicht  sogleich  aus  den 
von  der  Staatsverwaltung  zu  leistenden  DauvorscIiUssen,  sondern  erst  in 
jenem  Zeitpunctc  erlolgen,  wenn  die  Geldheschatfung  für  den  Ausbau 
und  die  Inbetriebsetzung  der  genannten  Baiiulinien  gesichert  sein  wird. 

III.  Die  Höhe  der  im  letzten  Absätze  des  Protokolls  vom  3.  und 
4.  August  1674  stipulirten  Oaution,  welche  von  den  Herren  Concessiouären 
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über  Verlangen  der  Staatsverwaltang  anter  der  im  gedaebten  Protoeolle 
angegeben  Voranssetznng,  daaa  nSmliob  der  Cantionsbetrag  im  Falle  des  in 
den  Artikeln  III  nnd  VIT  des  Uebereinkommens  vorgesehenen  Riloktrittes 
der  Concessionswerber  nicht  als  verfallen  erklHrt  werde,  zu  erlegen  wäre, 
wird  mit  dem  Betrage  von  ftinfzigtausend  Gulden  österreiebischer  Währung 
vereinbart,  wobei  den  Herren  Ooneessionären  die  Zusicherung  ertheilt  wird, 
dass  der  Cautionserlng  nicht  unter  allen  Umständen  und  sofort,  »ondem 
eventuell  erst  in  jenem  Zeitpuncte  gefordert  werden  solle,  wenn  wider  Ver- 
muthen  die  Gebarunj^  der  Herren  Concesslonäre  odor  sonst  irfrend  welche 
spedelle  Ursachen  denselben  wUnsehenswerth  erscheinen  lassen  sollten. 

Geschlossen  und  gefertigt, 
L.  latterstrasser  m.  p. 
ftestlin  ni.  p. 
Adolph  lerst  m.  p. 
Wimpfen  m.  p. 


5.  Protokoll^ 

safgenommen  im  k.  k.  Handelsministerium  «m  3.  November  1874, 

in  Angi'icgeaheit  des  Cautions^Erläges  anUsslich  diT  Cuocessiunirung  der  projectirlen  Loco- 
motiT-Eiscnbahn  roa  Leobendorf  nach  St,  PSlten  mit  Abzweigungen. 

Gegenwärtig:  Die  Gefertigten. 

Ucber  hohen  Auftrag  Seiner  Excelleiiz  des  Hcnu  Ihiudclsministers 
richtete  der  unterzeichnete  Regierungsvertreter  an  die  Herren  Concessions- 
werber der  projeetirten  Locomotiv-Eiseiibalin  von  Leobersdorf  nacl!  St.  Pölten 
mit  Abzweigungen  die  Einladung,  eine  rechtsvcrbindlieljc  Erklärung  abzu- 
geben, mit  welcher  die  genannten  Herren  Concessionswerber  sich  verpflichten: 

1.  den  Rest  des  erforderlichen  nicht  durch  die  begebenen  Aotien 
bedeckten  Anlagecapitals  der  genannten  Hahnlinien  in  Prioritäts-Obligationen 
zu  beschaffen,  deren  Emissionscours  der  Genehmigung  der  Regierung  zu 
unterziehen  sein  wird ; 

2.  aar  Sicherstellung  der  ErfUllaug  der  sub  1  Obemommenen  Verbind- 
licbkdt  eine  Cantion  im  Betrage  von  300.000  Gulden  österr.  Währ,  in 
Barem  oder  in  börsenmässigen  Effecten  sum  Tagescourse  zu  erlegen,  welche 
bei  NiebterfBUung  obiger  Verpflichtung  von  der  Staatsverwaltung  als  ver- 
iSallen  erklärt  werden  kann. 


Carl  Ritter  von  Posswald  m.  p., 

k.  k.  Sectionsohet» 

L.  Wrba  m.  p., 
k.  k.  Mlni«terisl>SecretSr,  sIs  ProtokoUfShrer. 
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Der  Regiemiigsvertreter  knfipft  hieran  die  Aufforderang  an  die  Herrea 
CoDoeBsionswerber,  den  Zeitpunot  bekannt  zn  geben,  biR  zo  welchem  die- 
selben die  BesobalRing  des  Prioritäten-Capitals  dnrchsuftthren  bereit  sind. 

Hierauf  erlauben  sieb  die  gefertigten  Conoeisionswerber  naoheteheod« 
reohtsverbindliche  Erklärung  abzugeben: 

1.  Die  gefertigten  Concessionswerber  verfliohten  sich,  den  Rest  des 
erforderlichen^  nicht  durch  die  begebenen  Actien  bedeokten  Anlageeapit&les 
der  genannten  Bahnlinien  in  Prioritäts- Obligationen  an  beschaffen,  deren 
Ehniflsionscours  der  Oenebmignng  der  Regierung  zn  untersieben  sein  wird; 

2.  zur  Siohersteliung  der  Erittllung  der  sub  1  Übernommenen  Verbind- 
lichkeit verpflichten  sieb  die  gefertigten  Concessionswerber  eine  Caution  in 
Betrage  von  300.000  Gulden  österr.  Währ,  in  Barem  oder  in  börRenmässigeo 
Wertlipapieren  zu  erlegen,  velcbe  bei  Nichterfhllung  obiger  Verpflichtiing 
▼on  der  Staatsverwaltung  für  verfallen  erklärt  werden  kann. 

Selbstverständlich  hat  dieser  Cautionsverfail  moht  Platz  zn  greifpn, 
wenn  die  in  den  Artikeln  III  und  VII  den  zwischen  dem  hohen  k.  k.  Handels- 
ministerium und  Finanzministerium  einerseits  und  den  gefertigten  Con 
cessionswerbern  anderorscits  abgeschlossenen  robercinkoinmen  ddo,  3.  und 
4.  August  1874,  und  in  dem  Schlussabsatze  der  beim  hohen  k.  k.  Handels- 
ministerium mit  den  ^gefertigten  t'oncessionswerbem  aufgenorameuen  Proto- 
kolle vom  3.  und  4.  Augu^^t  1874  vorhergesehenen  Fälle  des  Rücktrittes 
oder  der  Rücknahme  von  der  Concession  eintreten. 

3.  Betreflend  den  Zeitpunct,  bis  zu  welchem  die  Concessionswerber 
die  Beschaffung  des  Prioritäten-Capitals  durchzuführen  bereit  sind,  beehren 
sieh  die  gefertigten  Concessionswerber  zn  erklären,  dass  sie  die  Beschaffuog 
des  Prioritäten-Capitals  innerhalb  des  Zeitraumes  von  1  «/j  Jahren  vom  Tag* 
der  Concessions-Ertheilung  an  durchzuführen  bereit  sind. 


Oonst.  A.  Cirti  m.  p. 


Coram  me: 


Adolph  lant  m.  p. 


WIttek  m.  p., 

k.  k.  Mini8terial-S«cr6tar,  als  Referent. 


L.  Iitterstnsser  m.  p- 


E«stUa  m.  p. 


Victor  WImpffei  m.  p. 

L.  Wrba  m.  p., 

k.  k.  Miiiisscrial- Vice-6ecretür,  als  ProtocoUiültici. 
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6.  Concessioiisiirk linde  vom  3.  November  1S74,  R.  0.  Bl.  Nr.  lU  ex 
1S75  and  C.  Bl.  Nr.  27,  28  luid  S9  ex  im, 

Ar  die  Loeonotir-EiMiilNihn  tm  UobenderfiiMh  St.  PUten  sannt  Nebeiiliiii«ii. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste  von  ciotti  >  (inaiifii  Kaisci-  von  <  »«■sterreicl», 

Apostolischer  Kijiiiir  von  Un;_^'\^n .  Kiini".-  miu  lililiiucn.  von  1  »alniaticn, 
Kroatien.  Slavonien.  (ializieu.  Lodonii-rirn  nml  Ill\iien;  Hr/lurzo.:  von 
Oesterreich;  Grossiierzofr  v(»n  Krakau,  Herzo;;  von  Lotlirinjrcn.  .Salzburi;, 
«Steyer,  Kärnten.  Krain.  lUikowina,  Ober-  und  Nieder-Sehlesien ;  (Jrns>rürr;t 
von  Sit  lienl)Ur^et" ;  Markgraf  von  Mähren;  gellirstcter  Graf  vou  üaböburg 
und  Tirol  etc.  etc.  etc. 

Xaehdem  Victor  Qraf  Wimpffen  im  Yereine  mit  Adolph  Horst, 
Leopold  HntterstraBser,  Alexander  Carti  nnd  Angnst  Kdatlin  die 
Bitte  um  Ertheilnng  der  GoDceBsion  sum  Bau  nnd  Betrieb  der  EisenlMihnUiiieii 
▼OD  Leoberadorf  nach  St.  Pölten  mit  der  Zweigbahn  nach  Sobrambaoh,  even- 
tuell Freiland,  von  Leoberadorf  nach  Qntenstein  nnd  von  Pöcblam  naeh 
Gaming  gestellt  haben,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  Erwägung  der 
Oemeinnittsigkeit  des  Unternehmens  den  genannten  Bittstellern  diese  Con- 
cession  auf  Grund  des  fiisenbahn  Concessionsgesetaes  vom  14.  September 
1854  (H.  G.  BL  Nr.  238>  und  des  Gesetzes  vom  16.  Mai  1874  (R.  6.  Bl. 
Nr.  64)  wie  folgt,  zu  ertlieiien : 

§• 

Wir  verleihen  den  Coneessionllren  das  Recht  zum  Ban  und  Betrieb  der 
Locomotiv-Eisenbahnlinien : 

a)  Von  Leobersdorf  Uber  Altenmarkt-Hainfeld  und  Wilhelmsburg  nach 
St.  leiten  mit  der  Zweigbahn  von  Scheibrotlhl  nach  Schrambach, 
eventuell  Freiland; 

b)  von  Leobersdorf  nach  Gutenstein; 

c)  von  Pöchlam  nach  Gaming. 

Die  Zweifrbahn  von  Schoihniiihl  nach  Schrarabach  ist  unter  den  in  der 
*rcf;einvärti*reu  Concessionsurkunde  tlir  diese  Zweigbahn  vorp-eschriebenen 
B€Hliii^,Mingeu  über  Verlangen  der  Staatsverwaltung  bis  i-'reiland  zu  ver- 
längern. 

Die  Concessionäre  simi  überdiess  verptlichtet,  über  Verlan,iren  der 
Staatsverwaltuufr  und  unter  den  «lie.sst'alls  von  derselben  seinerzeit  f'e.st- 
ziist<^llenden  Bedinjrungen  die  nachstehend  weitereu  Locoraotiv-Eiseubahn- 
liuien  herzustellen  unil  in  Hetriel)  zu  setzen. 

1.  Eine  direete  Eisenl)ahnveri>indunj;  vuii  Leobcrsdorl  na<  h  El)enturt, 
Jedocii  nicht  früher  als  bis  der  Bau  einer  von  Raab  nach  der  niederö.ster- 
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reiebisch-angarischen  Grenze  bei  Ebenfnrt  projectirten  Eisenbahn  zur  Ans- 
fllhrung  gelangt  sein  wird. 

2.  Eine  Eisenbahnverbindung  Ton  St.  Pölten  nach  Traismauer. 

3.  Eine  Eisenbahnverbindung  von  Traismaaer  nach  Maatem. 

Die  unter  b)  und  c)  angeführten  Bahnlinien  Leobersdorf-Gntenstein 
und  Pöcblarn  -  Ganüng  sind  in  Ansehung  des  Baues  und  Betriebes  als 
Secandkrbahnen  derart  zur  Ausführung  zu  bringen,  dass  auf  denselben  die 
Züge  nur  mit  einer  Uaximaigeschwindigkeit  von  zwölf  Kilometern  per 
Stunde  verkehren. 

Die  gleiche  Bestimroang  wird  eventuell  in  Ansehung  der  unter  2  und  3 
genannten  Bahnverbindungen  St.  FÖlten-Traismauer  und  Traismaner-M autern 
zur  Anweinlun«.'  jrelanpren. 

Dessgleichen  ist  die  unter  a»  prennnnte  Zweiprbahn  von  Scheibmilhi  naob 
Sehrambacli.  eventuell  Freiland,  in  Betreff  der  AnsrÜBtung  nnd  Betriebs- 
fiibrung  iosolange  als  Secnndiirbabn  zu  behandeln,  als  nicht  die  Ver- 
vollständigung der  Anlage  und  die  Einrichtung  eines  mit  grösserer  Fahr- 
geschwindigkeit zu  vollziehenden  Betriebes  von  der  Staatsverwaltung, 
welcher  diess  seinnvit  freisteht,  mit  Rücksicht  auf  eine  künftige  Fortsetzung 
der  obigen  Zweigbahn  angeordnet  wird. 


Die  Auslüliiun;:  des  Baues  und  der  Betrieliseinriclitungen  der  im 
§.  1  bezt'j.-bueten  I5;iluien  hat  nach  Ma<s<rabe  der  \«'in  llandeisministerium 
zu  gen('hini;:enden  Ih-tnil-BaiijM  njcctc  und  der  von  deniscHten  l'ostzustellenden 
BanlM  ilin;:ni>>r.  dann  der  dem  Handelsministeriuni  zur  Genehmigung  vor- 
2ulei:<'n<l('n  Bau-  und  Liefei  un;:N\  ertrüge  stattzufinden. 

S(»\volil  den  auszuarbeitenden  Detailpliiiien.  als  aueli  den  Bau-  un<l 
LirtiTuu^rsvertrilLren.  bain-n  die  Bestinimun^tMi  der  vom  llandelstninisteriuni 
auf/.ustelb'nden  BediuLniis^hefte,  bezieinin^rswcise  der  diesstalls  genehnilL'ten 
(iruudzüge  für  den  Bau  und  die  Ausrüstung  zur  (irnndlagc  zu  dienen,  bei 
deren  Feststellung  und  Anwendung  übrigens  auf  die  tbunliciiste  Herab- 
minderung der  Baukosten  BtMlnvbt  genommen  werden  und  insbesondere  in 
Ansehung  des  Baues  der  Linien  Leubersdorf  -  ( Jutenst<'in  und  PÖchlarn- 
Gaminjr.  aut  wt  leben  die  Maximalgesehwindii: k<'it  der  Züge  zwidf  Kilometer 
per  Stunde  niebt  übersteigen  darf,  die  Gewährung  aller  in  Folge  dieser 
geringen  Fabrgesi  liwindi,L'-k<*it  zulässigen  Erlei.-hterungen  eintreten  soll, 

l>ie  tecbnisehen  Entwürfe  für  den  Bau  und  die  Aufrüstung  der  Bahn 
sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem 
Anlasse,  sowif  überhaupt  erjrebenden  Anordnungen  der  stiiatlichen  Aufsichts- 
behörden i:en.iueNtens  zu  liefolgen. 

Df -i-gieiehen  haben  die  (  oneessionäre  b  im  Bau  auch  allen  vcmi  Handels- 
miuisteriuu)  aus  üti'eutlichcu  KUcksiehteu  nachträglich  zu  stellenden  Aufor. 
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derangen  Folge  xa  leisten  and  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen  Ban- 
nnd  Polizeivorschriften  zn  benehmen. 

Für  Aendening  in  den  Banprojecten  bleibt  die  Genehmigung  der  Staats- 
verwaltung vorbehalten,  insofeme  solche  naoh  Hassgabe  des  Resnltates  der 
Traoe-Revision  und  der  nach  Vorschrift  des  §.  6  des  Eisenbahn-Ooncessions- 
gesetzes  vorzunehmenden  politisehen  Begehung  im  Interesse  des  öffentlichen 
Verkehres  und  zur  Sicherstellnng  des  Bestandes  der  Bahn,  dann  zur 
Erfüllung  der  gesetzlichen  Bestimmungen  sieh  als  erforderlich  darstellen 
werden. 

Sollte  sich  bei  der  Bauausführung  aus  bauökonomischen  oder  Betriebs 
rttcksichten  eine  AbMndemng  der  Bahntrace  oder  der  DetailpUtne  als  noth- 
wendig  oder  wÜDSchenswerth  darstellen,  wodurch  jedoch  die  im  §.  1  bestimmte 
Bahnrichtung  nicht  verXndert  wird,  und  gegenüber  der  genehmigten  Trace 
im  Allgemeinen  eine  wesentliche  Verschlochterung  der  Niveau-  und  der 
Richtungsverhältnisso  nicht  stattfinden  darf,  so  muss  zu  einer  solchen  Ab- 
Snderung  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  den  Concesstonären  oder  ihrem 
Rechtsnachfolger  die  Herstellung  des  Unterbaues  für  das  zweite  Geleise  auf 
der  Linie  Leobersdorf-8t.  Pölten  und  der  Abzweigung  nach  Schrambach, 
eventuell  Freiland,  sowie  dessen  Legung  auf  jenen  Strecken,  wo  sie  es  für 
DOthwendig  findet,  in  dem  Falle  aufzutragen,  wenn  der  jähriiche  Rohertrag 
w&hrend  zweier  aufeinander  folgender  Jahre  die  Summe  von  160.000  fl. 
in  Silber  per  Meile  ttberschreitet. 

Die  OoncessionSre  sind  verpflichtet,  wegen  Mitbenutzung  von  Bahnhöfen 
oder  sonstigen  Theilen  bestehender  oder  concessionirter  Bahnen  im  Boreiche 
der  Ansehlusspunete  der  im  g.  1  bezeichneten  Eisenbahnlinien,  sowie  wegen 
Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangs*  und  Wechselverkehre 
mit  den  betheiligten  Eisenbahnverwaltungen  ein  Abkommen  zu  treffen  und 
dasselbe  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Sollte  eine  Vereinbarung  Uber  die  gemeinschaftliche  Benützung  eines 
Bahnhofes  nicht  zu  Stande  kommen,  so  sind  die  Goncessionüre  zwar 
berechtigt,  einen  eigenen  Bahnhof  zu  errichten;  sie  haben  jedoch  die  Ver> 
pfliehtung,  ein  Ansohlussgeleise  an  die  fremde  Bahn  herzustellen  und 
wenigstens  für  den  Personenverkehr  einen  gemeinsehaftlichen  Bahnhofdienst 
einzurichten. 

Bezüglich  der  Bedingungen  eines  solchen  Anschlusses  und  eines 
gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstes  für  den  Personenverkehr  unterwerfen 
sich  die  Concessionilre  dem  Ausspruche  des  Handelsministeriums,  falls  eine 
Einigung  hierüber  mit  der  Anscblussbahn  nicht  erzielt  werden  sollte. 

Der  Staatsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
«inesEinverstündnisses  die  Bedingungen  für  die  gegenseitige  Wageubentttzung 
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<ler  inlUndii^chen  Naohbarbahnen  and  für  die  Einmttndang  von  Bergwerks- 

und  InduHtriebabnen  an  beätimnien. 

Die  Conoeasionare  sind  jedoch  verpflichtet,  die  Einmilndun^  von  Ver- 
biiidungsbahnen,  welche  von  den  an  den  concef^sionirten  Bahnlinien  gelegenen 
lodustno  Unternehninngen  zum  Behufe  der  Befürderang  ihrer  Erzeu2:ni?!;e 
zur  Bahn  augelegt  werden  sollen,  mit  dem  Anschlüsse  an  die  betreflfendeD 
Bahnhöfe  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindeat  lästige  Art  gegen  Vergütung 
der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 

3- 

Die  Coiicessioniire  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn  von 
Leobersdorf  nach  St.  Pölten  binnen  zwei  Monaten,  vom  heutigen  Tage  an 
gei  t'cliiiL't  zu  beginnen  und  diese  Linie  mit  der  Zweigbahn  nach  Sehrainli.n  h, 
eventuell  Freihind,  binnen  drei  Jahren,  die  Linien  Leobersdorf-Guteu^ttin 
und  Pöelilarn  Ganiing  aber  binnen  vier  Jahren,  vom  gleichen  Zeitpunkit  ;m 
gereohnrt  zu  vollenden,  die  fertigen  Bahnen  dem  i»fTentlir'hen  V'erkeiuc  za 
übergeben  und  während  der  ganzen  Coucessiou^dauer  im  uuaaterbrocbeDen 
Betriebe  zn  erhalten. 

Die  Concessionäri'  iiahcii  für  die  Erliillunir  dicsm-r  und  der  sonstiiren 
concessionsmäs3i,£ren  Verptliclituii;r«  n  über  Verlangen  der  ^Staatsverwaltung 
dur<  li  (loii  Erla^'  einer  Caution  im  Betrage  von  50.UUÜ  Gulden  üster.  Wäbr. 
Sicherheit  zu  leisten. 

Auf  «iruinl  <ler  Allerliörli.-teii  Entsrlilifssims  vom  17.  Mai  l.s75  wurde  die  b<-/üg- 
Hell  «if'r  Iiiaiii;! ilViiahine  des  Il.uu's  i>^ti'**setzte  Fri!*t  vi>iu  k.  k.  IlaiideUministerium  io» 
oinehiiien  iiiii  dem  k.  k.  FinanzminiMeriuui  mittels    Er'affeej*  vom  b.  Juni  isTft 
Z.  15336  bis  lom  20.  Juli  1876  erstreckt. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  erfolgte  anf  den  Strecken  Leobersdorf-Outen- 
stein  und  r,eo»>ert!dorf-Kauinb  erg  am  I.  September  1877.  auf  der  Strecke  KÄum- 
'•0  1«:  St.  Pölten  am  3.  Ort^fn^r  1877.  auf  der  Strecke  l'>!chlarn  -  K  ie  n  Vier  jf- Ga- 
rn in  g  am  22.  October  1877  und  auf  der  Ötreeke  6  e  l»e  i  b  mü  hl  -  öch  r  am  bach  »m 
1.  Juni  1878. 

§.  4. 

Den  C'on<  ('s>iniiaren  wird  zur  Ausführung  der  eoncessionirten  l'.i-eu- 
balin  das  Keclit  der  Expropriation  nach  den  Bestimmungeu  der  einschlä- 
gigen gesetzlichfii  Vorsflniften  erthcilt. 

l>as  glei.  lif  IJcrlit  soll  den  ( Jnncessioniin'n  auoli  bezüglich  jener  zu  ein* 
zeliK  n  iiidnslricUen  Etatdissi  nieiil.s  etwa  herzust<'llenden  Flügelbahuei 
zug<'<r;inili  n  wenlen.  deren  Errichtung  von  «ler  .Staatsverwaltung,  als  im 
Öfl*entlicheu  Interesse  gelegen,  erkannt  werden  sollte. 

Die  roiKM'Ssionäre  sind  verptiiehtct.  die  grundbiicberliche  Abschreibung 
der  tlir  dtii  Üalmbau  erworbenen  Grundparzcllen,  beziehungsweise  di* 
Durchruhrung  der  iiaoli  Massgabe  des  Gesetzes  vom  19.  Mai  1874  <R.  O. 
Iii.  Nr.  7ü)  erforderlichen  N'orkehrungen  behufs  der  eiseubahnbücherlidl«* 
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SSoherstellong  der  einsohlUgigen  RechtSTerhftltoisse,  insoweit  es  an  ilinen 
liegt,  thttnliohst  ca  beschleonigen,  sowie  dafür  Sorge  eu  tragen,  dass  die 
der  bttoiierlichen  Richtigstellnng  yorbefgehende  defiaitive  Vermessang  der 
Grundstücke  nnd  die  FinaUsirong  der  Abrechnung  mit  aller  Beschleunigung 
▼olkEogen  werde. 

§.  5. 

Die  ConceflsionMre  haben  Bich  bei  dem  Bau  und  Betrieb  der  eon* 
eessionirten  Bahnen  nach  dem  Inhalte  der  gegenwXrtigen  Concessions- 
urkunde,  sowie  nach  den  diess  falls  bestehenden  Gesetzen  nnd  Verordnungen 

[namentlich  nach  demEi-ienV)nlin-Conce88ionsge8etze  vom  14.September  1874 
(R.  G.  Iii.  Nr.  238)  und  der  EiBcnbahn-Betriebsordnnng  vom  16.  November 
1851  (R.  G.  Hl.  Nr.  1  ex  1863)],  dann  naeh  den  etwa  künftig  su  erlaasenden 

Gesetzen  nnd  Verordnungen  su  benehmen. 

In  Ansehung  des  Betriebe»  der  mit  einer  Maximalgeschwindigkeit  von 
zwölf  Kilometern  per  Stunde  zu  befahrenden  Secnndarbahnen  von  Leobers- 
dorf  nach  Gutenstein  und  von  Pöchlarn  nach  (rarain^,  dann  der  Zweigbahn 
ScheibmUhl-Schrambach,  eventuell  Freiland,  wird  jedoch  im  Sinne  der  durch 
Artikel  Vi  des  Gesetzes  vom  IG.  Mai  1871  ,R.  (i.  Hl.  Nr.  64)  gewährten 
Ermächtigung  von  den  in  der  £isenbahn-Bethebsordnung  vorgeschriebenen 
Sicherheitsvorkehrnngen  insoweit  Umgang  genommen  werden,  als  diess  mit 
Rik'ki^ieht  auf  die  ermässigte  Maximalgesohwindigkeit  nach  dem  Ermessen 
des  Handelsministeriums  für  zulässig  erkannt  werden  wird,  nnd  werden 
die^sfalls  die  vom  HandeNniiinsterium  zu  erlassenden  besonderen  Betriebs- 
vorschriften Anwendung  üuüeu. 

Vgl.  die  Anmerkung  xtt  ArU  6  des  Getetses  vom  Ifi  Mai  1874  unter  S. 

§.  6. 

HezU^'licli  der  Leistungen  für  die  rostanstalt  kommen  aul  den  con- 
cessionirteii  Hahnen  folgende  Hestimmungen  zur  Anwendung,': 

1.  Dit'  ( JoiK^e-isionäre  haben  die  Post  und  die  Postbedieiisteten  naeli 
Vor>«ehritt  des  6Ö  der  Eisenbahu-Betriebsurduung  unentgeltiioh  zu  be- 
fördern. 

Die  Postverwaltung  ist  berechtigt,  alle  lalirplanmäs3i;^en.  für  den 
JPeräonentransport  dienenden  Zlige  zur  HofJirderun;::  der  Pust  zu  benutzen. 

Im  Falle  der  EiutVihrung  von  Eil-  und  ( 'ouritMzUgeu  bleibt  jedoch  die 
Befdrderuntr  von  Fraohtpostseudungen  bei  denselben  auageschlossen.  Dio 
Feststellung  der  Fahrpliine  der  zur  Postbeförderung  benutzten  Züge  hat  mit 
Genehmigung  des  HandelsniinistrriumB  zu  erfolgen,  welchem  auch  jede 
beabsichtigte  Aeuderung  des  Fahrplanes  mindestens  14  Tage  vor  deren 
Aetivirung  mitzutbeilen  ist. 
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2.  Die  Concessioiiilif  sind  verpflichtet,  für  die  Liiiie  Leohersdorf- 
St.  Pölten  «lie  zur  Belordcninpf  der  Post  eiforderliohen  jrewöhnliolu  n  und 
Ambnlance- Waggons  auf  ihro  Kosten  henustellen  nnd  in  Stnud  zu  halten, 
wozu  auch  die  Reinigung  der  Anssenseite  und  das  Sctimiereu  der  Waggons 
gebort. 

Mit  Ausnahme  der  Eil-  und  CourierzUge  liaben  die  Concessinnäre  bei 
jedem  auf  der  Linie  Leob<  r>ilorf-.St.  Pölten  verkehrenden  Zuge,  für  welehea 
es  von  der  Postanstalt  verlaugt  wird,  nacli  dem  Ermessen  der  letzteren  vor- 
läufig Einen  vierrädrigen  Waggon,  welcher  nach  den  Anforderungen  der 
Postanstalt  eingerichtet  sein  muss  und,  wenn  sich  das  Bedürfniss  danin  Ii 
lierausstellen  sollte,  einen  achträdrigen  Waggon  oder  zwei  vierrildrige  solche 
Wagen  unentgeltlich  beizustellen  und  zu  bctördcrn. 

Ergibt  gich  n;i«  Ii  dem  Ermessen  der  Postanstalt  die  Nothwendigkeit, 
bei  einem  auf  der  Linie  Leoberadorf-St.  Pölten  verkehrenden  Bahnzuge 
ausser  dem  oben  bezeichneten  achträdrigen  Waggon  oder  den  erwähnten 
zwei  vierrädrigen  Waggons  noch  weitere  Wagen  oder  überhaupt  solche  auf 
i'iner  der  anderen  concessionirten  Linien  zu  Postzweoken  beizustellen,  so 
wird  <len  Ooncessionären  von  der  Postanstalt  für  jcilen  solchen  beigestellten 
vierrädrigen  Wajren  und  für  jede  im  Postdioiiste  zurückgelegte  Meile  der 
Betrag  von  Einem  Ciulden  östorreiehisclier  Währung  vergütet. 

liei  allen  aut"  den  Linien  Lcdliersdorf-Gutenstein,  Pöchlarn-Gaming  und 
Seheibmühl-Freiland  zum  Behiife  des  Personentransportes  verkehrenden 
Zügen,  sowie  l»ei  jenen  Zügen  der  Liiii»»  Leobersdort-St.  Pölten,  bei  weh'lien 
die  Postanstalt  nicht  einem  eicrenen  WajL^tron  in  Anspruch  nimmt,  dem- 
nach insbesondere  bei  etwa  einzurülireiiden  Eil-  und  Courierzügen,  ist  ihr 
ein  entsprechend  cingerieliteter,  vollständig  abgeschlossener  und  mindcsteus 
ein  Coupe  ninlassender  Theil  eines  Eisenbalinwairgous  zum  Trausporte  der 
Postsendiiniren  nnentiroltlich  zur  Verfngiiiig  zu  stellen. 

lusofenie  in  dem  ei  wäbnlcn  Kauine  einzelne  griissere  Brietpackete  Oiler 
üriefsäcke  nicht  nnterL'''-l>r,ii  lit  werden  können,  hat  die  l-LiseubnliiiverwaltODg 
iUr  deren  .'iiiderwcitige  sichere  l  iiterl)nngunir  im  Zuge  vorzii^'O^^on. 

Die  gewöhnliche  Beleuclitung  der  zum  Postdienste  verwendeten  Wngjreiis 
obliegt  den  Coiicessionären  in  gleicher  Weise,  wie  bei  den  Personenwagen,* 
die  Kosten  für  die  aussergewöhnliche  Beleuchtung  der  innereu  WagenräuBC 
und  für  deren  Beheizung  werden  von  der  Postanstalt  getragen. 

'A.  l'ie  Postverwalinng  ist  bereehtigt,  die  Post  bei  allen  Eisenbahuzügeu 
durch  ihre  eigenen  ()rgane  begleiten  zu  lassen. 

Die  Belördernng  der  zur  Begleitung  der  Post  erlorderlicheu  Post- 
beamten, Conducteure  und  Diener,  sowie  der  zur  üeberwachung  oder  Bp* 
lernung  des  Bahnpostdienstes  entsendeten  Organe  der  Postanstalt,  welch 
letztere  sich  mit  (  eriiticateu  der  vorgesetzten  Postdirection  zu  legitimirön 
haben,  erlolgt  uueutgeitlich. 
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Der  PoRtvorwaltuii«;:  ist  ftTiier  Recht  vorbelialtcn.  bei  allen  Ki>on- 
bahnziigen,  welche  nicht  durch  ihre  eigenen  Organe  begleitet  werdeu,  die 
Briefpost  der  von  den  Oonoessionären  aofzastellenden  Bahnverwaltung  zur 

Befördernng  durch  die  Organe  der  letzteren  zu  überweisen. 

4.  Für  die  Ausübung  des  Po:^tdien»teB  in  den  Stationen  drr  Liuie 
Leobersdorf-St.  Pölten  ist  ein  geeignetes  Zimmer  mit  einer  Requisitenkammer 
in  dem  Gebäude  der  Eif^enbahn  unentgeltlich  zu  überlassen,  und  Jjinsichtlich 
der  Befriedigung  etwa  eintretender  weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zw»^ck 
wird  eine  besondere  Vereinbarung  bezUglich  der  für  weiiers  beizustellenden 
Baum  in  rmm  eines  Mielhzinses  zu  leistenden  Kntscbädiirnng  zu  treffen  sein. 

Die  innere  ILini i.  lit  inir,  H"iniirniig,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Bäumlichkciten  ol)lie;rt  der  l'ost\  erwaltung. 

5.  In  jenen  Bahnhülcn  der  Linie  Leobersdoif  St.  l'iUten,  in  welelien 
keine  Postümfer  aulgestellt  sind,  ferner  In  den  BaliiiliiWen  der  Linie  Leobers. 
dorf-Gutenstein,  Pöehlarn-Ganiing  und  Seheibniiihl  Srln  nnbaeh  haben  die 
Ooneessionäre  auf  Verlangen  der  i*üstver\vnltiing  die  Uelieigabe  und  Ueber- 
uaiirae  der  Pustsenduntr«Mi  z\vis«'lien  l{alni/iiu<*n  und  den  Organen  der  Pti>t- 
anstalt,  sowie  deren  zeitweiliire  sichere  Aul Uewahrnng  Itis  zur  l'cbergabe 
an  ein  Postorgan  dureh  biezn  lietaliigte  Jiahubedienstete  gegen  eine  von  der 
Postverwaltung  lestzu-^ctzende  Entlohnung  besorgen  zn  lassen. 

Dort,  wo  nach  dem  Ermessen  der  Postverwaltuug  der  Postdienst  es 
erheischt,  haben  die  Concessionäre  ihre  Bodiensieten  der  Postanstalt  zur 
Mitwirkung  bei  dem  Auf-  und  Abladen  <ler  Postsendungen  gegen  eine  den 
diesställigen  Leistungen  entsprechende  Entlohnung  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Correspondenzen.  welche  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  Direction  oder  dem  Verwaltungsrathe  der  Eisenbahn  und 
ihren  untergeordneten  Organ»  n,  oder  von  diesen  unter  einander  gefülirt 
werden,  dürfen  auf  den  bezU;:liehen  Bahnairecken  durch  die  Bediensteten 
der  Bahnauölalt  befördert  werden. 

§.  7. 

Die  ConoessionSre  ttbemehmeii  die  Verpflichtung,  die  für  den  Bahn- 
betrieb  und  die  Signalisirung  erforderlioben  Telegraphenleitnngen  auf  eigene 
Kosten  entweder  naoh  Anordnung  oder  duroh  Vermittlung  der  Staats-Tele. 
graphenanstmlt  berxnetellen,  einzuriohten  nnd  zn  unterhalten. 

Die  Staatsverwaltung  behält  Bich  daa  Recht  vor,  die  Betriebsleitung 
anch  für  die  Staats-  nnd  PriTatcorrespondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei,  die  Drähte  des  Staatstelegraphen 
an  den  Stützpunkten  der  Bahnbetriebsleitung  anzubringen  oder  selbständige 
Leitungen  auf  dem  von  den  Conoessionären  elngel5sten  oder  sonst  für  Bahn- 
zweoke  bentttzten  Omnd  und  Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigang 
anzulegen. 
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Zur  Beaufsichtigung:  und  Instaadtialtiiiig  solcher  StAatsiinien  haben  die 
Concessionäre  durch  daa  Bahn  personale  unentgeltlich  mitzuwirken.  Die 
Concessionäre  sind  ferner  verpflichtet,  auf  ihren  Bahnstrecken  die  Materialien 
nnd  Requisiten  der  Staatstelegraphen-Anstalt  nach  den  für  Militärtransporte 
gütigen  I  nrifsätzen  zn  befördern  nnd  in  ihren  Bahnhöfen  nnd  Stationei 
unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

In  allen  vorerwähnten  Beziehungen  sind  die  Concessionäre  gehalten, 
mit  der  Staatstelegraphen* Verwaltung  rechtseitig  ein  besonderes  üeberein- 
kommen  zu  treffen. 

§.  8. 

Die  Hdbe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgenden  Begrenzungen 
unterworfen. 

Mazimattarif  per  Österr.  Meile,  nnd  zwar  bei  Reisenden  die  Person: 

Für  die    1.  Classe  36  kr.  üsterr.  Währung, 
w    »    II«      «    27  „       ff  „ 

«    III.       n     18  „ 


Bei  den  etwa  in  der  Folge  auf  den  Linien  Leobersdorf-St.  POlten  Ter- 
kehrenden  SchnellzOgen ,  welohe  mindestens  aus  Wagen  I.  und  II.  Classe 
bestehen  müssen,  dürfen  diese  Tarife  um  20  Pereent  erhttht  werden,  unter 
der  Bedingung,  dass  die  bei  diesen  ScbneUEllgen  zu  beobachtende  Fah^ 
geschwindigkeit  nicht  geringer  sei,  als  die  durohsohnittliohe  Fahr- 
geschwindigkeit bei  den  Schnellzügen  anderer  Ssterreichischer  Eisenbahnen. 

Mazimaltarif  bezüglich  der  Waaren  bei  gewöhnlicher  GeschwindiglMit 
per  Zolloentner  und  Meile: 

I.  Olasse  3    kr.  österr.  Währung, 
II.     «    2-5  »  , 

III*  JT       ^  »I 

Ausnahmsweise  haben  bei  vollen  Wagenladungen,  bezieliuiijrsweise  bei 
Aufgabe  von  mindestens  lUU  Zollcentnern  der  uachsteheiuien  Artikel, 
folgende  ermässigte  Frachtsätze  per  Zolicentuer  und  Meile  zu  gelten: 

A.  B.  C. 

Getreide,  Kartoffel,     Brenn- und  Schnittholz,     Mineralkohle,  Coaki, 
Hülsenfrüchte,  Mahl-      dann  nicht  über  eine      gepresster  Torf,  Erze, 
producte,  Salz  und        Wagenliin^re  hinaus-     Eisenflossen,  Mauerziegel, 
gefrischtes  £isen,        reichendes  Bau-  nnd       Bau-  und  Kalksteine, 

Werkbolz,  Schotter,  Sand  und 


Dungmittel, 


r.   

1-5  1-2  1*0 
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AU  Expeditionsgebttlir  werden  für  «He  Güter  zwei  Kreuzer  per  Zoll- 
«entner  eingehoben,  worin  die  Auf-  und  Abladegebttlir  und  allgemeine 
Assecuranz  einbezogen  ist.  Wenn  das  Anf-  nnd  Abladen  von  der  Partei 
besorgt  wird,  so  wird  die  Expeditionsgebtthr  nur  mit  1-5  Krenzer  per  Zoll- 
•eentner  eingeboben. 

RilclEAiohtlich  der  Frachtpreise  der  übrigen  Gegenstände,  der  Fest- 
setzung des  Lagerzinses  und  der  sonstigen  Vericehrsbestimmungen  ist  sich 
derart  zu  benehmen,  dass  die  diessfiUligen  Preise  und  Bestimmungen  auf 
keinen  Fall  höher  und  listiger  sein  dttrfen,  als  anf  der  SOdbabn. 

Bei  der  Bemessung  der  Frachtpreise  kann  für  Strecken  mit  einer 
Steigung  Ton  1 :  60  nnd  darüber  die  Berechnung  mit  der  1  </,fachen  LXnge 
der  Strecke  vorgenommen  werden. 

Die  Goncessionire  sind  Terpflichtet,  im  Frachtenverkehre  rüoksichtlich 
der  Kebengebtthren,  der  Nomenelatur  und  Classification  der  Waaren,  sowie 
<der  sonstigen  Transportbestimmungen,  dann  Überhaupt  bezüglich  der  bei 
4er  Umrechnung  der  Tarife  nach  dem  jeweiligen  gesetzlichen  Mass*  und 
Gewiohtssysteme  durchzuführenden  Abmndungen  sich  den  Anordnungen  des 
Handelsministeriums  zn  unterwerfen. 

Die  Regelung  der  Fahr-  nnd  Frachtpreise  innerhalb  der  vorstehend 
fixirten  Grenzen  steht  den  Concessionüren  frei. 

Hiebei  darf  aber  eine  persönliche  Bevorzugung  nicht  stattfinden.  Wenn 
-daher  einem  Versender  oder  Frachtenunternehmer  unter  gewissen  Be- 
dingungen eine  Herabsetzung  der  Frachtpreise  oder  eine  andere  Begünstigung 
gewährt  wird,  so  muss  diese  Herabsetzung  oder  Begünstigung  allen  Yer- 
aendem  oder  Frachtunternehmem,  welche  die  nämlichen  Bedingungen  ein- 
gehen, zugestanden  werden. 

Alle  Specialtarife  sind  der  öffentlichen  Kundmachung  zu  unterziehen. 

Nach  Ablauf  von  fünf  Betriebsjahren  hat  die  Regierung  das  Recht,  eine 
•entsprechende  Herabsetzung  obiger  Tarifsätze  nnd  insbesondere  der  ermäs- 
sigten  Sätze  für  Sendungen  der  obgenannten  Artikel  in  vollen  Wagen- 
ladungen oder  QnantiUltenzn  mindestens  100  Zolicentner  nach  Einvernehmung 
•der  Concessionäre  oder  ihrer  Rechtsnachfolger  eintreten  zu  lassen. 

Es  bleibt  übrigens  die  Regelung  der  Fahr-  und  Fraoht-Tftrifsbestim- 
nmngon  der  Gesetzgebung  jederzeit  vorbehalten;  einer  solchen  Regelung 
liaben  sich  die  Concessionäre  zu  unterwerfen. 

In  [licil\vci.sor  Abänderung  obiu:Pr  Bestimm  uigon  wiird«'  mit  dem  Erlasse  des 
k.  k.  HandeUininiaters  vom  16.  August  1877,  Z.  2^04ti  (kundgemacht  im  R.  (J.  Bl. 
«nter  Nr.  74)  auf  Grand  des  Oeaetses  vom  15.  Juli  1877  (B.  G.  BL  Nr.  64),  betreffend 
die  Maximftltarife  für  die  Per«onenbef9rderoiif  auf  den  £isenb*hneQ  und  in  Folge  Ver^ 
«iobarung  mit  der  Gesellschaft  Folgendea  feitgeaetst: 

I.  Als  Maximaltarif  für  den  Personentranaport  hak  in  Anwendung  au  kommen, 
und  zwar: 
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per  Person  and  Kilometer 

Ffir  die   I.  CiftMe  4-8  kr. 

,    ,11  3-4  , 

,    n  in  2-4  , 

ötterr.  Währunt,'  Silber. 

2.  Bei  Kilzügen  dürfen  diese  Tarifsätze  um  20  Percent  erhöbt  werden,  Menn 
dieselben  nicht  bloae  Weggoos  I.  Ci«»se  fQbren,  and  wofern  die  durcliscbnittliehe 
C^ehwindigkeit  dieeer  Züte  (laclneiTe  der  Aufenthalte  in  den  Stationen)  aaf  jenen 

Strecken,  wo  keine  Steigungen  von  15  promHl«  und  darOber  Torkommcn,  mindesteni 
37  KiloinetPr,  auf  den  Strecken  mit  Steigungen  von  15  pro  miiU  bii  excluaive  2> 
pro  mille  aber  niindestens  21  KilomeJer  per  Zeitstunde  betrügt. 

Auf  Strecken  mit  noch  ätärkeren  Steigungen  wird  die  Geschwindigkeit  der 
EilsGge  Tom  k.  k.  Handebministerium  beetimmt. 

d.  FQr  gemischte  Züge  sind  obige  Tarife  um  20  Pereent  zu  ermüssigen.  Aus* 
nftlimoM  ll^e^on,  die  nur  für  Strecken,  auf  welchen  Ifiiiclich  ijcniischte  Züge  vrrkehien, 
zulÜssig  tind,  bedürfen  d(  r  ;iu.«di iicklichen  Ooneliiuiguny  de«  k.  k.  Handcl-ministeriuml. 

4.  Sollte  sich  das  Bedürfniss  nnch  wt-iter  gehenden  Eimits^igungen  heraus* 
stellen,  und  rollte  in  diesem  Falle  die  Oeseltsehall  nieht  in  der  Lage  sein,  entspre> 
chende  Elrleichterangen  in  der  III.  Wagenclasse  sa  gewähren,  so  ist  dieselbe  gehalten, 
tiber  AufTorderung  des  k.  k.  Handelsutinisteriums  auf  den  von  demselben  zu  bezeieh* 
nendoii  Stre<  ken  eine  IV.  Clsiiso  Steliwaf;efi)  mit  «lern  Tar  fsatae  TOn  i'b  kr.  3sleiT. 
Withrung  in  Silber  per  Tereon  und  Kilumetex  einzuführen. 

6*  Rficksichtlicb  der  Tarifsütice  ffir  die  mit  dem  Personentranspofte  im  Znsam- 
menbange stehende  Beförderung  von  Qepa'ok,  Fahrzeugen  und  lebenden  Thieren,  so«i«- 
binsic  htlich  !-iinmitIicher  Nebenbestimmun^en  iir  die  D(  n'rd<  ung  von  Personen  hat 
•ich  die  Gcjrlitchaft  den  A nordnunpen  des  k.  k.  llaii'U-lMuinii-t'  ritims  7ii  untorwerf«'n. 

Für  jedes  ganze  Fahibillet  wiid  ein  Frei^c\N  icht  vnn  25  Kilogramm  und  lur 
jtdes  halbe  lülU-t  ein  solches  von  12  Kilogramm  festgcsotzr. 

6.  Bei  der  Berechnung  der  Fahrpreise  und  der  Tarifsitse  (8r  die  mit  der  Per* 
•onenbefVrderung  im  Zusammenhange  stehenden  Sacbentransporte  kann  üBr  Stfreken 
mit  Stoi^ungsverhältnissfn  von  15  pro  mtlle  und  darüber  die  l%faehe  Lange  der 
fragliche ti  starken  Stei^'iing»  n  und  G<  fäll«»  zu  Grunde  pcloc't  werden. 

7.  Die  GeeelUchnft  it>t  ver]  tiichtet,  alle  neuen  Tarife  im  Personenverkehre,  sowie 
jede  Aufbebung  oder  Abänderung  der  schon  bestehenden  Tarife  mindMtena  14  Tage 
Tor  dem  Inslebentreten  der  betilglicben  Tarifmassnabmen  naeb  den  Anordnungen  des 
k*  k.  Har.dol' ministeriums  dfferitlich  kund  rxx  maeben. 

8.  I>i<'  ncettimmurpen  für  dio  Beförderung  Ton  MiUtürpersonen  werden  duroh 
TO  6tehcr:<!o  IV  Pt.>etzunjL:rn  iiiclit  berührt. 

Ai-lüsblich  der  Durchiührung  obiger  neuen  Tarifbestimmuni^en,  sowie  zum 
Behufs  des  Anseblusses  an  den  einheitlichen  Beformtarif  der  österreichischen  Eisen- 
bahnen flberbaupt,  gestattete  das  k.  k.  Handelsministerium  cum  Zwecke  der  AuAtellang 
des  ersten  Tarlfes: 

1.  I»ap«.  insolnnee  anf  den  Linien  diefer  Bahnuriternehmung  nur  gemiuchte 
Züge  verkehren,  ids  auf  weitere  Anordnung  die  Ermässigung  der  Fahrpreise  bei 
gemischten  Zügen  unterbleiben  kann. 

2.  Dass  bis  fiuf  Weiteres  nicht  nur  bei  Bemessung  der  Fahrpreise,  sondern  aoeb 

der  Frachtpreise  die  Berechnung  nach  der  1  V«faohen  LXnge  rOcksichtlloh  jener  Streeicen 
eintreten  darf,  auf  welchen  sich  StC!gun;.en  von  15  prn  mtUc  und  darüber  befinden. 

Bei  Militärtransporten  darf  dagegen  eine  solciie  I '/afache  Berechnung  bis  auf 
"Weiteres  im  Sinne  der  Concessionsurkundo  vom  3.  Novemler  Ib74  (R.  O.  Bl.  N«"-  1^ 
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ex  1875,  §.  Sj  nur  rücksiohtlioh  d<'r  Militärgüter,  und  zwar  für  Steigungen  von  1:60 
(16*67  jtro  mtlle)  und  darüber  stattfinden. 

3.  Dw8  bf«  auf  Weiteres  Brenn-  und  Schnittholz  in  Sendungen  unter  10.000, 
jedoch  von  oder  über  5000  Kilogramm  nach  Olaese  A  und  Dflngmittel  (kfinetUche) 
neeh  Classe  Ii  tarifirt  worden. 

4.  Dass  )<tHtt  der  niedritrstfn  conpessionPmässifrpn  Manipulationsirt-Iitihr  von 
3  kr.  per  100  Kilugrumui  vuriaufig  jene  des  lietoriutarif  es  mit  3*6  kx.  per  lUO  Kilo- 
gramm Anwendung  finde. 

5.  Daae  die  Einführung  des  im  Sfidbahntarife  enthaltenen  Wagenladungstarifes 
fBr  Koblen  als  Eilgut  unterbleiben  und 

6.  die  Einführung  der  Separatsugetarifirung  dem  Keformtarife  gemlaa 
erfolgen  kann. 

Hiergegen  verpfliehtete  sich  die  Gesellsehall: 
•}  Alle  neuen  Tarife  und  TarifKnderungen  vor  der  Kundmachung  Sur  Genehmigung 
vorzulegen; 

hj  die  Oeiiehmitrunp  aller  ertheilten  T.irit becrünstieungen  im  Personen-  und  Gütor- 
verkeiire  nach  MaüSgabo  der  Erlässe  des  k.  k.  llandelsministeriuma  vom  10.  Mai 
1875,  Z.  11686  (Centraiblatt  Nr.  67  ex  1876)  und  Tom  6.  November  1875, 
Z.  34177  (Gentraiblatt  Nr.  1S8  es  1876),  endlieh  der  lt.  k.  Qenerallnspeotlon  der 
österreichischen  Ei?»  ni  ahnen  vom  11.  Juni  1877,  Z.  6583/III  (Centralblatt 
Nr.  "1  ex  1877   cinzulmlen ; 

ej  auf  einer  und  derselben  Verkehrslinie,  in  derselberi  Verkchrfriphtung  und  unter 
den  gleichen  Bedingungen  die  Gesamotttrausportskosteu  für  eine  näher  gelegene 
Station  nicht  höher  su  bemessen,  als  für  eine  entferntere; 

d)  Freiksrten,  welehe  nicht  nur  für  einy^elne  Fahrten  Qiltigkeit  haben,  bis  auf 
"Weiterem  mir  mit  Genehmi^'unL'  dt  -  k.  k.  H;irid''l?iniiii>teriums  auszufolgen  und 
sich  auch  rücksichtlioh  jener  Freikarten,  welehc  liir  einzelne  Fahrten  Kuge- 
standen  werden,  der  Ueberwachung  desselben  zu  unterwerfen. 

Die  Freikarten  müssen  auf  einen  bestimmten  Namen  oder  auf  eine 
bestimmte  Diensteskategorie  lauten. 

%J  Ueber  Verlangen  des  k.  k.  Hapdehministeriums  den  Agiozuschlair  für  Massen- 
artikel, namentlich  für  Getreide,  Kohle  und  die  Güter  der  Ciasae  C  zu 
ermässigen; 

f)  Aber  Veriangen  des  k.  k.  Handelsministeriums  die  Abmndnng  des  Gewichtes 
bei  Wagenladungsgtttem  Ton  10  su  10  Kilogramm  eintreten  au  lassen. 

§.  9. 

Die  einnihebendeii  Fahr-  und  Frachtpreise  dürfen  in  inlXndisoher 
Silbennttiuse  bemessen  werden,  jedooh  so»  dass  die  mit  BerttoksiebtigaDg  des 
Gonrswertbes  entfiülende  Qebtthr  anob  in  der  Landeswähmng  angenommen 
werden  mnss. 

Die  ZnrQokffihrung  des  Tarifes  anf  die  X4inde8wlihmng  hat  nach  den 
▼on  dem  Handelsministerium  festsnstellenden  Modalititen  stattsnfinden. 

§.  lü. 

Die  Hilitärtransporte  mttssen  nach  herabgesetzten  Tkrif^reisen  besorgt 
werden,  nnd  swar  nach  dem  in  dieser  Beziehnng,  sowie  rttoksichtUch  der 
BegOnstigangen  reisender  Hilitirs  zwischen  dem  Reiehs-Kriegsministerinm 
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und  der  Direotion  der  Kaiser  FerdraandB-Nordbahn  nnterm  18.  Juni  1868 
abgesohloMenen  Uebereinkommen^  dessen  Bestimmnngen  einen  integrirenden 
Bestandtbeil  der  Concessioosurknnde  zn  bilden  baben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischeo 
Bahnen  fttr  Militilrtransporte  d^  Staate  günstigere  Bestimmungen  Tereinbait 
würden,  so  sollen  diese  aneh  für  die  coneessionirten  Bahnen  Geltang 
erhalten. 

Mit  1.  Jänner  187H  trat  aut  den  österreichiscliea  Eieenbatmen  ein  neuer  einlieit* 
lieber  MilitUrtarif  in  Wirksamkeit. 

Diosc  B('8tinimunjrpn  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reielishälftes 
auf  die  LandesscUUtzeu  Tirols,  und  zwar  nielit  nur  bei  Reisen  auf  RecluilBg 
doH  Aorars.  sondern  auch  bei  dienstlichen  Keisen  aaf  eigene  Rechnung  sn 
den  WafTeiiübniij^en  und  Controlsvorsammlnngen,  femor  auf  das  Militir- 
Wachcorps  für  dip  k.  k.  Civilgerichte  Wiens,  auf  die  k.  k.  Gendarmerie, 
sowie  auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sicherheitswaehe  An- 
wendung. 

Die  Concessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  öaterreichischett 
Eisenbabnges'ellschafteii  abgeschlossenen  Uebereinkommen  über  die  An- 
schatfun}::  und  iiereithaituug  von  Ausrüstungs^egenständeu  für  Militär- 
transporio.  die  Leistuni:  irpu'cnseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  bei 
Durchführung:  ;;ri>sseror  Militärtransportc,  ferner  den  organischen  Bestira- 
uiungen  und  der  DionstN  orschrift  für  die  Keldoiseiibahn-Abtheilungen.  sowie 
dem  mit  I.Juni  1871  in  Wirksamkeit  ;rrtretoiit'n  N;io!itrafrs- l'»'bercinkoniraen. 
bozüjrlii'li  des  'rr:iii->|tnrlt's  der  im  lie;r<Mid<'n  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militär  Acrars  zur  l^eförderuDg  gelaogeoden  Kranken  uud  Verwundeten  bei- 
zutreten. 

DicBeibo  Vt'rplliciituug  des  Beitrittes  gilt  auch  bezüglich  de«  mit  den 
R<nhngesell>chalteii  zu  Stande  k(»nmiendoii  Uebereinkomtnens  we^en  jicgen- 
si  iti^^rr  Aushilte  an  l'ersonnlc  bei  Durciiliilirnng  grosser  Militärtransporte 
und  der  \'orsclirift  für  den  Militärtransport  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Veri)liiehtungen  obliegen  den  roncessionären  bezüglich  der 
Linien  Leobersdorl-Gutenstein  untl  Pitclilarn-tJamiiig.  dann  der  Zweipl^ahn 
Scheiinniihl  S<  hraiiiliarh.  evetituell  Freiiand.  nur  insowi-it.  als  deren  Erfüllung 
nach  M;issi:al)e  des  srcniidiiicn  Charakters  dieser  Linien  und  demzufelge 
gewährten  F.rleichterungen  in  Mezug  auf  Anlage,  Ausrüstung  uud  Betrieb*- 
systeni  durclitUiirbar  erscheint. 

Die  Coneessionäre  unterwerfen  sich  hinsichtlich  der  Anstellung  gedienter 
Unternl'fieiere  des  Meeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  den  im  vj-  «^^ 
des  \Velir;-'(  setzes  v.nn  ä.  December  180x  ;R.  G.  Bl.  Nr.  151)  und  iu  «lern 
Gesetze  vom  1^.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Nr.  60)  eutbaiteuen  BestimmuDgeu. 
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i?.  11. 

Staatsbeamte,  An.L'estcllte  und  Diener,  welche  im  Auftrajje  der  die 
Aufsieht  über  die  Verwaltunir  und  den  IJetrieb  der  EistMibalinen  tVihren- 
den  Beliürde  oder  zur  Wahrung  der  Intert-s^en  der^  Staates  in  Fol^^e  dit  -^cr 
Coneession  oder  aus  (lefUllsrücksiehtfu  die  Eiseiibalin  benutzen  und  sieh 
mit  dem  Auftrage  dieser  Behörden  aiisweifieu,  müssen  sammt  ihrem  Keise- 
gepäcke  unentgeltlich  befördert  werden. 

§.  12. 

Schüblinf^e  und  Sträliinue.  sowie  deren  Ksforte,  letztere  auch  auf 
der  Küektahrt,  sind  zur  lialben  Per.sonenzugsjrebiihr  III.  Classe  zu  betordern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  in  abjresonderten  Coupe's  unter}:«'bra<'ht 
werden  niiissen,  sind  mit  den  competeuteu  Bebördeu  bestimmte  Tage  und 
Züge  za  vereinbaren. 

§.  13. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  in  Fällen  ausaerorth-ntlicher 
Theuerung  der  Lebensmittel  in  dem  österreichischen  Kaiserstaate  die 
Frachtpreise  für  dieselben  aui  die  iiältte  des  Maximalpreises  lierabzumindern. 

§.  14. 

Den  C(»nces8ionären  wird  das  Recht  eingeräumt,  eine  Actiengesell- 
schat't  zu  bilden  und  zur  Aulbringung  der  erforderlichen  Geldmitti  l  auf 
Ueberbringer  oder  auf  Namen  lautende  Aetien  und  Prioritätsobligatiiuit  u 
auszugeben,  welche  auf  den  öäterreiobisoben  Börsen  verhandelt  und  amtlich 
notirt  werden  dürfen. 

Dir  durch  Prioritätsobligationen  aufgebrachte  Öummu  darf  drei  Fünftel 
des  Anlagccapitajes  nicht  überschreiten. 

Werden  die  Priorität^^obIigation^■Il  in  einer  fremden  Valuta  anSj^egeben, 
60  mu9s  der  Betrug  auch  in  österreichischer  Währung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Actien 
vorauszugehen. 

Die  zu  bildende  Gesellschaft  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
der  Concessionäre  ,•  die  Gesellschaftsstatuteu  unterliegen  der  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung. 

§.  16. 

Die  Concessionäre  sind  befugt,  Agentien  im  In-  und  Auslande  za 
bestellen)  sowie  Transportmittel  (ttr  Personen  und  Frsobten  za  Wisser  oder 
zn  Lande  nnter  fieobnohtnng  der  bestehenden  Vorsohriften  einsnriehten. 
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§.  16. 

Die  StaatByerwaltoDg  ist  berechtigt,  sieb  die  Uebeneugang  su  Ter- 
schaffen,  dass  der  Ban  der  Bahn,  sowie  die  Betriebsdinrichtang  in  atten 
Theilen  aweckmftssig  und  solid  ansgefOhrt  werde  und  ansnordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Besiehang  hintangehalten  and  rttcksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  auch  bereohtigt|  dnrch  ein  von  ihr  abgeord- 
netes Organ  filnsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  auch  das  Recht, 
den  Sitzungen  des  Verwaltnngsrathes  odor  der  sionst  als  Gesellschaftsvor- 
stand fnngirenden  Vertretung,  sowie  den  General-Versanimhingen,  so  oft  er 
es  ftlr  angemessen  erachtet,  boi/nwolinen  und  alle  etwa  den  Gesetzen  oder 
den  Gesellschaftsstatuten  zuwiderlautenden,  beziehungsweise  den  öffeat» 
lieben  Interessen  nachthoiligen  Reschlüsse  und  VerHigungen  zu  sistiren. 

Für  die  hier  festg'iKetzto  Ueberwachung  der  Bahnunternehroung  haben 
die  Concessionäre  mit  Itiicksicht  auf  die  hierait  verbundene  Ge«chäftsla«?t 
eine  jährliche  Pauschalvergiitung  an  den  Staatsschatz  zu  leisten,  deren  Höhe 
von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

§.  17. 

Die  Dauer  der  Conoession  mit  dem  im  §.  9,  lit.  b)  des  £isenbahn*Con- 
cessionsgesetzes  ausgesprochenen  Schutze  gegen  die  Errichtung  neuer 
Bahnen  "wird  auf  neunzig  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betri«'bes  auf 
den  im  §.  1  b)  und  c)  angeführten  Eisenbahnlinien  gerechnet,  festgesetat 
und  sie  erlischt  nach  Ablauf  dieser  Frist. 
Vgl.  die  Anmerkang  zu  |.  3. 

Die  Oonoession  kann  von  der  Staatsrerwaltung  als  erloschen  erkiirt 
werden,  wenn  die  im  §.  3  festgesetzten  Verpflichtungen  besQglioh  der  Inas- 
griifoahme  und  Vollendung  des  Baues,  dann  der  Erttffhnng  und  Anfirecht- 
haltnng  des  Betriebes  nicht  eingehalten  werden,  sofeme  eine  etwaige 
Terminüberschreitung  nicht  im  Sinne  des  §.  11,  Ut.  b)  des  Eisenbahn-Con- 
cessionsgesetzes  und  namentlich  durch  politische  oder  finansielle  ELrisen 
gerechtfertigt  werden  könnte. 

§.  18. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  das  Recht  vor,  nach  Ablauf  von 

dreissig  Jahren,  vom  Tage  der  BotriebserÖffnung  auf  sSmmtlichon  oonces- 
sionirten  liahnen.  jederzeit  diese  Bahnlinien  gegen  eine  an  den  Concessionir 
SU  leistende  Barentschädigung  einzulösen. 

Zur  Bestimmung  des  Einlösungspreises  werden  die  jährlichen  Bein- 
erträgnisse  der  Unternehmung  während  der,  der  wirklichen  Einlösung  tot- 
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-au^geganj^pfien  sieben  Jahre  beziffert,  hievon  die  Ileinerträj^nisse  der 
iin-riinstig^ten  zwei  Jahre  abgcschlagoa  uod  der  durchschaittUche  Keioertrag 

der  übrigen  liinf  Jahre  bereohiii^t. 

Sollte  Bich  je  U>ch  der  so  ermittelte  diirchsch;iittliciir'  Rein 'rtrai^  nicht 
woni^:-i.tens  auf  5^;,^  Tfrcnt  in  Silber  des  von  der  Staatsverwaltiuiz  geneh- 
migten Nominal- Anlagceapitale^  bex.itlV'rn,  so  wird  die<;er  Minimalbetrag  als 
das  der  Benu  ssuug  des  EiulüsuQgäpreises  zu  Qruade  zu  legende  Beinerträg- 
niss  fe>tg«  s(  t/,t. 

Der  /wanzigtaehe  B  trag  des  nach  diesen  Gruadsätzeu  zu  bedtimmeu- 
<len  Reinertriignisseg  bildet  den  Binlösung-prei-^. 

Die  Ziffer  des  Nominal-Anlageoapit il'-s    [>t    der  Genehmigung  der 
.^Staatsverwaltung  zu  unterwerfen,  und  zu  d«Mii3elben  gehören: 
ft)  Die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  Projectsverfassung; 
ö)  die  Konten  d-'s  Bauf  S  und  d t  er-i  en  B    rieb >i;inrii;htU'ig  id  i.  bis  z  rn 
Ende  des  (Tslen  Betrieb ■ijalires  ni«*)!  eriitTüe'eni  Betrlel)e  auf  dtT  ganzen 
Citneessionirten  Bahn),    sowie  nlle  -  »asti mi  Ausl.ig.ni,    welche  aus 
Anlass  der  Herstellung   und    lubdriebsetzung    der  eoucessionirten 
Bahnen,  ausser  dem  im  Puncte  n/  bereits  erwähnten  Bstrage  noth- 
wendiger  Wei^e  bestritten  werden  müssen; 
^)  die  füntpereentiixen  Zinsen  für  die  während  der  Bauzeit  l>is  zur  Erijff- 
nung  des  Betriebes  auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn  naeh  Massgabe 
des  Fortschrittes  des  Baues  und  der  Betriebseinricldung  eingezahlten 
Capitalsbeträge  naeh  Abzug   der  erzielten  lieinerträgnisse  von  den 
etwa  früher  dem  Betriebe  übergebenen  einzelnen  Bahnstrecken  und 
der  Zinsen,  welche  aus  den  eingezahlten  und  nicht  sofort  verwendeten 
Geldern  erzielt  worden  sind,  jedoch  nur  insoweit,  als  solche  Zinsen 
thatiXoblich  ansgezahlt  wurden ; 
4iJ  die  Kosten  der  Oeldbesohaffung,  beziehnngswelse  der  Betrag  des  mit 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung  zugestandenen  dnrehschnittliehen 
Oonrsverlustes  bei  der  Aufbringung  des  baren  Gelderfordemisses  bei 
Ausgabe  der  Aotien  und  Prioritätsobligationen. 
Sollten  naeh  Ablanf  des  ersten  Betriebsjahres  nooh  weitere  neue 
Bauten  ausgeführt  oder  die  Betriebseinriehtungen  vermehrt  werden,  so 
können  die  diessfälllgen  Kosten  dem  Anlagecapitale  zugerechnet  werden, 
wenn  die  Staatsverwaltung  zu  den  beabsiehtigten  neuen  Bauten  oder  zur 
Vermehrung  der  Betriebseinriehtungen  ihre  Zustimmung  ertheilt  hat  und  die 
Kosten  gehörig  nachgewiesen  werden. 

§.  Id. 

Die  Conoesiionire  sind  ttberdiess  verpBichtet,  jede  der  im  §.  1  unter 
^gj,  b)t  ej  genannten  Bahnen  naeh  Vollendung  derselben  in  dem  Falle,  als 
^e  Staatsverwaltung  es  fUr  nothwendig  oder  zweckmSs^ig  erachten  sollte» 
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Uber  deren  Verlangen  an  eine  andere  Bahnnnteroehmung*)  gegen  eine  von 

derselben  zu  leistende  EntschSdigting  abzutreten. 

Die  Art  und  Höhe  dieser  EntBchüdignng  wird  zunSehst  der  Vereln- 

bamng  bpidcr  'I  heile  liborlnssen. 

Sollte  J<  d()ch  eine  solobä  Vereinbamng  nicht  zu  Stande  kommen,  dann 
iat  als  EntBchädigunpr  ein  ßnrcapitalebetrng  zu  leisten,  dessen  Höhe  nach 
den  oben  im  $  I  H  fUr  die  Einlösung  der  13ahn  durch  die  Staatsverwaltnng* 
feetgesetzteu  Grundsätzen  zu  bestimmen  sein  wird. 

Nur  ist  in  dem  Falle,  wenn  die  ein/.ulösenden  Linien  nooh  ntoht 
sieben,  wohl  aber  fünf  Jahre  im  Betriebe  stehen  sollten,  der  durohsohnltf- 
liclie  Reinertrag  der  pünstigsten  drei  Jahre  —  und  wenn  die  Bahn  noch 
nicht  fünl  Jahre  im  Betriebe  stehen  sollte  —  der  Reinertrag  des  günstigsten 
Jahres  der  Bemessuntr  des  Einiiisun^^spreises  zu  Grunde  zu  legen. 

Sollte  die  Ahtn-tun^'  \<'r  Ablauf  des  ersten  Hetriebsjahrc.s  gefordert 
werden,  so  ist,  wie  überhaupt  in  albMi  Fällen,  der  Einlii-iunL'spreis  nicht 
unter  jenem  Minimalbotrajre  ft-stzusctzcii ,  wrliduMi  die  Staatsverwaltung 
nach  §.      tür  die  Einlösung  der  Bahn  zu  zaiileu  haben  würde. 

§.  20. 

Für  die  im  §.  1  dieser  Concessionsurknnde  unter  «),  b)  und  c)- 
genannten  Eisenbabulinien  werden  folgende  finanzielle  BegUnstigangeit 
gewährt : 

aj  Die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Coupon-StemiH'I;:eliühron.  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 
künftige  Gest  tze  cin^'-etÜlirt  werden  sollte,  während  der  Bauzeit  und 
dun-li  zwanzig'  Jahre,  vom  Tage  der  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der 
betretTi-ndt  ii  Linie ; 

b)  die  Befreiung  von  den  .Stempeln  und  (irldihren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbeschaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruirung  der  Bahnen  bis  zum  Zeitpuncte 
der  Bi  triehserütfnung; 

Cj  die  r»t  Ireiung  von  den  Stempeln  und  (leldihren  ftir  die  erste  Ausgabe 
der  Aeticn  und  der  l'rioritäts(ilili;jatiuiieu,  mit  Einsehluss  der  Interims- 
seheine, sowie  der  bei  der  Gruudeinlösung  autlaufeuden  l  ebertragungs- 
gebUhr. 

§.  21. 

Bei  dem  E«rl8seben  der  Conoession  nnd  mit  dem  Tage  des  Erlöeehen» 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  Etgentbum  und  in  den  Oennsa 


*)  Der  bei  der  Kundmachung  iiu  licichsgesetzblatt  unterlaufene  Druckfeblt^r 
,BaQiint«rn«hmu]ig*  irnrd«  nachtr&glich  berichtigt.  (R.  G.  BL  1875,  S.  S8S.) 
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der  concessiouirten  Bahaen,  nanu  ntlich  des  Grundes  und  Hodens,  der  Erd- 
und  Kunstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  und  Oberbaues  der  Bahn  und  de» 
sämmtlifhen  nnbewejrlichen  Zu^jeliörs,  als:  BalinhöCe,  Auf-  und  Ablade- 
plätze aller  zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gebäude  an  den  Abfahrts«  und 
Ankunft^iplätzen.  Waob-  und  Aufsichtshäusern  samint  allen  Einricbtangen  an 
stehenden  Maschinen  und  allen  unbeweglichen  Sachen* 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als  Locomotive,  Wagen,  bewegliche 
Mascliinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  und  Materialien,  insoweit 
sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind, 
bctrifl't.  so  lint  von  diesen  (Jegeiiständen  eine  solche  Quantität  und  bezüglifli 
Werthsurnnie  unentgeltlich  an  den  Staat  überzugehen,  welche  der  iu  dem 
Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebaeinrichtuug  entspricht. 

Durch  die  erfolgte  Einliisnng  der  Bahn  und  vom  Tage  dieser  Einlösniig 
tritt  der  Staat  getreu  Aii>he/.ahl(ing  des  im  §.  18  fest^resotzten  Eiidösiuijis- 
preises  ohne  weiteres  l^iitgelt  in  das  lOigeiithiun  und  iu  den  Gcnuss  der 
gegenwärtig  eoiicessionirten  Linien  mit  allen  früher  erwähnten  dazu 
gehörigen,  sowohl  beweglichen  als  aneh  unbeweglichen  Sachen. 

Sowohl  beim  Erloschen  dieser  ('oncession,  aU  auch  bei  der  Einlösung 
der  Bahnen,  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des  aus  dem  eigenen 
Erträgnisse  der  Unternehmung  gebildeten  iieservetondes  und  der  ausstehen- 
den Activen,  dann  aneli  jciit'r  aus  dem  eigenen  V'crnuigen  errichteten  und 
rücksichtlich  erworbenen  l»esonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als:  Coaks- 
nnd  Kalküfen.  Giessereien.  Fabriken  von  Masrliinen  oder  anderen  Geräthen, 
Speicher,  Docks,  lv(dilen-  und  andere  Depots,  zn  deren  Erbauung  oder 
Erwerbung  dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdriickliehen  Bei- 
satze ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  Zugehur  der  Eiseubahn  bilden. 

§.  22. 

Der  Staatsverwaltung  wird  ferner  das  Recht  vorbehalten,  wenn  unge- 
achtet vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzungen  oder  Nicht- 
befolgung  der  in  der  Concessionsnrknnde  oder  in  den  Oesetzen  auferlegten 
Verpflichtungen  Torkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Mass- 
regeln  dagegen  zu  treffen  und  nach  Umständen  nooh  vor  Ablauf  der  Oon* 
oessionsdaner  die  Concesmon  für  erlosohen  so  erklären. 

§.  28. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmnngen  dieser 
Ooneeetion  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Oonoeesienär  das  Reeht  eln- 
rSvmen,  wegen  des  erweisUohen  Sehadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz 
zu  dringen,  ertbeilen  Wir  sKmmtlioben  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemes- 
senen Befehl,  ttber  die  Coneession  nnd  alle  darin  enthaltenen  Beetimmnagen 
strenge  nnd  sorgflUfig  zu  wachen. 
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Za  Urkund  dessen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiofrelt  mit  Unserem 
grösßpren  Inaiegel,  in  Unserer  Reicbshaupt  unrl  Ivt'siil.Mizstadt  Wien  am 
Dritten  Tage  des  Monates  November,  im  Jahre  den  Ilcila  Eiotaasend  Acht- 
hundert  Siebaig  nod  Vier,  Unserer  Reiche  im  Seohsandzwanzigstea. 

Franz  Joseph  m.  p.     (L.  S.) 

Aoersperg  m.  p.  Banhaas  m.  p.  Prelis  m.  p. 


7.  Uebereinkomtneu  Tom  31.  Jüimor  1875^  R.  0.  Bl.  Nr.  11  und 

C.  Bl.  Nr.  30^ 

betisircB4  die  Leistaig  Ton  SUatsvorschüssen  zum  Bau  der  Eisenbaha  von  Leobendorf  aioh 

SU  Pölten  saamt  Nebenlinien. 

I. 

Die  S(aat<v<  r\vnltiing  verptiiclitet  sicli,  den  Herren  ( ■«iiice«si<>nSren  der 
auf  Grund  des  (  Josetzes  vom  16.  Mni  1874  (R.  (i.  Bl.  Nr.  64 1  und  der 
Allcrliöohi^t  genelimigten  Coueessionsurkunde  zu  erbauenden  Locomotir- 
Eisenbahn : 

von  Leohersdorl  über  Alteiiiiiarkt.  llainfeld  und  Wilhelnisburg  nach 
St.  Pidten    mit   der  FiUgeibahn  von  Scheibmühl  nach  Scbrarobacli, 

eventuell  Freiland ; 
h)  von  LeobersdnrI  nach  (iutenstein ;  und 

cj  von  I*ochljii  ii  nach  (luming  zum  Zvvceke  S(»furtijren  B'^^inin  s  und  der 
Durcliiiiliiiiiiir  <les  Baues  der  genannten  Eisenbahnlinien  iiin<  rh:ill)  der 
im  Artikt'l  Iii  dieses  UebereinkonurK  ih  angegebenen   Termine  unver- 
zinpüclie  lianvorschüsse  in  der  Hoho  von  zusammen  zwei  Millionen 
fUnlliuiidert  Tausend  Guld-Mi  (2,5Uü.UUU  th:  österr.  Währung  in  Bank- 
noten zu  leisten  und  ftlr  die  hieraus  entstehende  Forderung  als  Zahlung 
Aotien  der  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Oonoessionsurkiinde  zu  bilden- 
dcu  Actiengesellsehaft  zum  vollt  n  Nennwerthe  anzunehmen 
Nachdem  der  Staatsvorschuss  von  2-5  Millionen  Gulden  nicht  nnr  ftr 
die  Linie  Leoberadorf-St.  Pölten  mit  der  Zweigbahn  von  Scheibmiihl  naeb 
Schrambach,  eventuell  Freiland,  sondern  auch  fUr  die  Linien  von  Pöohlara 
nach  Gaming  und  von  Leobersdorf  nach  Gntenstein  bestimmt  i^t,  anderseits 
die  Eventoalitiit  in  Betraoht  gezogen  werden  muss,   dass  der  Ban  der 
letaleren  zwei  Linien  später  ausgeführt  wOrde,  als  jener  der  Linie 
St.  P91ten-Leobersdorf,  wird  flir  diesen  Fall  ein  entsprechender  Theil  des 
Staatsvoraohnsses  fttr  die  Linien  Pdohlam-Oaming  und  Leobersdorf-Onten- 
atein  zu  reserriren,  beziehungsweise  zu  verwenden  sein. 


Oigitized  by  Googlfl 


Sad'West^Bahnen. 


617 


Die  RefundiruDg  der  erhaltenen  Vorschüsse  in  Actien  bat  sofort  nach 
Emission  der  Letzteren,  spätestens  aber  in  jenem  Zeitpnncte  zn  erfolgen, 
m  welchem  eine  der  obengenannten  Linien  in  Betrieb  gesetzt  wird. 

Vom  1.  Jänner  des  auf  die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Linie 
Leoberadorf-St.  PiUteii  folgenden  Jahres  bpjriinif  der  Bezug  der  Dividende 
fiir  jenen  Theil  dieser  Actien,  welcher  dem  Betrapre  der  bei  Ausführung 
letzterer  Linie  gelei-^teten  Banrorsohttsae  entspricht,  keinesfalls  aber  für 
mehr  als  die  Hälfte  der  gesamraten  vom  Staate  zu  iihernrhmonden  Actien 
im  Nominalbetrage  von  1,250.000  fl..  für  den  Rest  derseHn  n  l)egiunt  der 
Dividendenbezug  am  1.  Jänner  des  auf  die  Inhetrichsotzung  der  beiden 
Linien  Leobersdorf-Gutenstein  und  Poohlarn-Gamiag  folgenden  Jahres. 

Vgl.  bezüglich  der  Eröffnung  der  einzelnen  Linien  die  Anmerkung  su  $.  3  der 
Goncetsione-Urkimde  vom  3.  November  1874  (unter  3). 

II. 

Die  jeweilige  Ausfolgnng  der  von  der  Staat'^verwaltung  gemäss  Art.  I 
dieses  Uebereinkommens  zn  leistonden,  vom  k.  k.  Finanzministerium  anzu- 
weisenden Bauvorschtisse  wird  nach  Massgabe  der  von  den  Herren  Conces- 
sionären,  beziehungsweise  von  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  jeweilig 
geleisteten  Arbeiten  und  Materiai-Beisteilungen  auf  Grundlatrc  der  hierllber 
zwischen  ilom  1.  und  10.  eines  jeden  Monates  dem  k.  k.  Han(lcl>ministoriura 
zu  überit'ichcjuloii  und  geiiörig  zu  begründenden,  von  dem  staatliohen  Bau- 
Ant^i'lit.>nr;j^;ine  zu  Itestätigendcu  Leistungs-Naciiwoisung«^n  allmonatlich 
nachhinein,  und  zwar  jedesmal  bezuglieh  der  im  Vormonate  bewirkten 
Leistuniren  im  Wege  der  k.  k.  LaiKle-ibnupteas^e  in  Wien  /u  H.inden  der 
hiezu  ireborig  zu  legitimirenden  Repräsentanten  <ler  ll'  i  r»  n  ( Joneessiouäre, 
beziehunirsweise  der  Gesellschaft  gegen  ungestempelte  Empfangs- 
bestätigungen geschehen. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikel«  wurden  durch  dse Uebereinkommen  vom 9.  Mai 
1876  (Tgl.  anter  11)  auMer  Kraft  gesetzt. 

m. 

Die  Herren  CoucessionSre  verp (lichten  sieh  dagegen: 
nj  die  Begebung  des  liestes  des  Aetieneapitab  s  mit  Kiieksieht  auf  die 
Bestimmung  des  Artikels  I  des  (iesetzes  voui  If).  Mai  1874  K.  (i.  Bl. 
Nr.  G  l;  zu  einem  ("ourse,  welelier  nicht  ireringer  als  95  I'ercent  des 
Nominalbetrages  der  Actien  sein  darf,  naelizu weisen,  beziehungsweise, 
sofern  wider  Vermuthen  ein  Theil  der  von  den  Herren  Concessionären 
im  Betrage  von  1,7U0.U00  11.  nachgewipsenen  Ai  tienzeiehnungen  sich 
nachträglich  als  nicht  realisirbar  erweisen  sollte,  für  die  anderweitige 
Begebung  jenes  Theiles  des  Aetiencapitales  zum  obigen  Emissions- 
course  in  der  Art  Sorge  zu  tragen,  dass  für  je  100  fl.  des  Nominal- 
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werthes  der  erübrigten  Actien  mindestens  der  effective  Betra?  von 
95  Ii.  dem  UDtcrnehmcn  zugewendet,  and  diens  den  staatlichen  Aaf» 
siclitsorganen  geliörig  nachgewiesen  werde.  Die  Coneessionäre  Uber« 
nehmen  diese  Verpfliclitung  jedoch  nur  in  dem  Falle,  wenn  die  voü 
ihnen  vorgelegten,  mit  Baimnteruehmern,  Lieferanten,  Gruudeigen- 
thttmern^  Interessenten  u.  s.  w.  abgeschlossenen  Vorverträge  von  der 
Regierung  genehmigt  und  sohin  abgeschlossen  werden,  oder  wenn  da< 
Ergebniss  einer  neuerlichen  unter  lointiussnahmc  der  Or^'ane  <ler  Re;rie- 
rung  abzuführenden  OlTertveriiandlung  die  rebernahme  minde^teus 
einer  gleichen  Anzahl  von  Aetien.  wie  sie  durch  die  obigen  Vorverträge 
zugesichert  i.st,  sichergestellt.  Wenn  dies«  nicht  der  Fall  sein  sollte, 
behalten  sich  die  ( 'oncessionäre  das  im  Artikel  Vll  dieses  Uebereiii- 
kommens  vortreschene  Uecht  des  Rücktrittes  uutcr  den  in  eben  die?eiii 
Artikel  stiiMilirtcn  Bedingungen  vor.  Erst  nach  Erschr>i)fnn;;  der 
gesamniten  durch  die  Begebung  der  Aelicn  aufgebrachten  Mittel 
werden  die  weiteren  zum  Bahnbau  noch  erl'orderliehen  Barbeträirc  übrr 
speeielle  Erraächtigimg  der  Staatsverwallung  durch  Emission  von  Pri- 
oritäfs-Obligatioiien.  deren  Nominalbetrag  drei  Fiiiiltel  des  (le.samiut- 
Noniinal-Anlagecapitales  nicht  übersteigen  darf',  und  deren  En)i^si«»n>- 
cours  der  Genehmigung  der  Kegieruug  vorbehalteu  ist,  zu  besohaffen 
sein; 

Vorstehende  Bestimmungen  wurden  durch  dam  Uebereinkooimen  TOm  0.  Mai  1476 
(Tgl.  unter  H)  ausaer  Kraft  gesetaL 

b/  sowohl  die  Verfassuug  der  Detailprojecte,  als  auch  alle  sonstigon  vor* 
bereitenden  VoriEehmngen  mit  solcher  Besehlennigung  dorehsoftthreo, 
nm  längstens  binnen  swei  Monaten  vom  Tage  der  gleichseitig  mit  der  i 
obigen  Allerhöchsten  Bntschliessnng  erfolgten  Conoeasions-ElrtheiliD; 
zunächst  anf  der  Linie  Leobersdorf-St.  Pölten  den  Ban  in  Augriff  ' 
nehmen  zu  können  and  diese  Bahnstrecke  sammt  dem  FlQgel  Scheib- 
mtthl-Schrambacb,  eYcntuell  Freiland,  längstens  binnen  drei  Jahren« 
die  Linien  Leobersdorf-Gutenstein  nnd  Föohlarn-Gaming  binnen  vier  ' 
Jahren  vom  Tage  der  OonceesioBS-Ertheilnng  im  Bau  su  voUenden  und 
dem  Öffentlichen  Verkehre  sn  übergeben ; 

V^M.  die  Anmerkung  zu  §.  3  der  Couces^ions-Urkunde  vom  2.  November  ISU 

(unter  fn. 

ej  behufs  Begebung  der  Bauarbeiten  und  aller  Lieferungen  im  Sinne  des  j 
Qesetses  rom  16.  Hai  1874  (R.  G.  Bl.  Nr.  64)  den  CMfertireg  einn- 
halten  und  dessen  Ergebnisse,  sowie  die  Entwürfe  sämmtlieher  Bai- 
nnd  LieferungSTertriige,  der  zugehörigen  Bedingnisshefte  und  sonstiBeo 
Belege  rechtzeitig  dem  k.  k.  Handelsministerium  zur  Oenehmignig 
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vorzulegen  und  die  Einleitung  zu  treffen^  dass  mit  den  bezilgllchen 
Bauarbeiten  binnen  aobt,  ISogstens  vienehn  Tagen  nach  erhaltener 

Genehmigung  aneh  faetisch  bej^nnen  werde ; 

dj  ciatur  zu  soi;_'.'n  und  alU'  Boniii huuiren  dfiliiu  zu  rieliten,  (la>s.  soweit 
(liess  an  den  Herren  < 'oncessionjireu  lic^rt.  dir  Constituirun.tr  dor  im 
Sinne  der  Allerhöchsten  ( "oneesBionsurkiinde  zu  Idldendt  n  Actienjresell- 
?ich:ift  im  Einvernehmen  mit  der  8taatsvcrwaUuu{j  binueu  längstens 
secbi»  Monaten  erlolge. 

Auf  Grund  der  AUerhöebften  Entschliessung  Tom  17.  Mai  1S7.')  wurde  diese 
Frist  vom  k.  k.  Handelsministerium  im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzministerium 
mittels  F.ila-^sos  \mih  S.  .Iiili  l^T.i.  Z.  15336  bis  zum  "JO.  Juli  1S7.'>  or-trorkt. 

Die  Con.-tiluii  uug  der  ActiengeselUcUaft  erfolgte  erst  in  der  lieneral-Versaiumlung 
Aiu  VJ.  Uctoher  1870. 

In  die  Statuten  dieser  Gesellsebaft  wird  insbesondere  die  Bestim- 
mung aufzunehmen  sein,  dass  der  Staatsverwaltung,  abgesehen  von  der 
ihr,  bezichuno^sweise  ihren  Vertretern,  nach  Ma^^sgabe  des  thataüch- 
liohen  Actienbesitzes  statutenroSssig  zustehenden  Stimmrechte  in  den 
General -Verr;ammlungen  der  Aetionäre  der  künftigen  Actiengesellschaft 
das  Recht  zur  Ernennung  Ton  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes 
jederzeit  vorbehalten  werde; 

dafür  Sorge  zu  tragen,  beziehungsweise  eine  einschlägige  Bestimmung 
in  dem  Entwürfe  der  Statuten  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  auf- 
zunehmen, dass  die  bei  der  Ausführung  des  Bahnbaues  und  bei  der 
Capitalsbeschaffiing  wie  immer  in  Ersparung  gebrachten  BetrXge  dem 
Unternehmen  zugewendet  und  in  einer  zu  diesem  Zwecke  durch  Zuwei- 
sung der  für  unvorhergesehene  Auslagen  präliminirten  Effectivsumme 
SU  bildenden  Reservefond  hinterlegt  werden. 

Die  Bci^tiuinuiMgen  sub  und  ei  wurden  durcii  das  Uebereinkommen  vom  9.  Mai 
187C  ^vgl.  unter  11)  auuer  Kraft  geietst. 

IV. 

Der  Staatsverwaltung  wird  IHr  die  von  ihr  in  Goinässheit  des  Art.  I 
geleisteten  BauvorschUsse  auf  alle  Bauten  der  Eisenbahnlinien  LeoUersdorf- 
St.  Pölten  mit  der  Abzweigung  nach  Schrarabach,  beziehungsweise  Freiland. 
Pöchlarn-Qaming  tind  Leobersdorf-Gutcnstein,  sowie  auf  alle  zum  Zwecke 
des  Baues  beigeschafTten  Materialien  das  erste  und  ansschliessli  Ii  ]M:nid- 
recht  mit  dem  Vorrechte  vor  allen  aus  wa^  immer  fiir  einem  Titel  entsprin- 
genden Forderungen,  insolange  als  nicht  die  erfolgte  liesehalVung  der 
gesammteu  zum  Ausbane  dieser  Bahnen  erforderlichen  Geldmittel  nach- 
gewiesen sein  wird,  eingeräumt. 


520 


K.  k.  priv.  niederösterreicbbcbe 


V. 

Zar  Wahrung  der  speoielleD  Interessen,  welche  der  StMtsverwiltiog 
aus  diesem  Uebereinkommen  erwachsen,  räumen  die  Herren  Goncessionii« 
der  StMtSTerwaltnng  das  Recht  ein,  die  wirkliche  ond  zweckmässige  Ver- 
wendung der  zur  Herstellung  und  Inbetriebsetzung  der  im  Artikel  1 
genannten  Eisenbahnlinien  beschafften  Geldmittel  durch  zu  diesem  Zwedce 
aufzustellende  Staatsorgane  während  drs  Baues  und  der  Inbetriebsetsnog 
der  Bahn  auf  jede  ihr  geeignet  ersclifMiirnde  Weise  zu  überwachen. 

Die  Kosten  dieser  speoiellen  Bau  Aufsicht  sind  von  den  Herren  Ooo* 
cessionliren,  beziehungsweise  der  zu  bildenden  Gesellschaft  in  dem  vom 
k.  k.  Handelsministerium  festzusetzenden  Betrage  zu  vergüten,  welcher  die 
in  das  Efiectivcapitnl  von  lOi/^  Millionen  für  diesen  Zweok  eingerechneten 
60.000  fl.  (Sechzi^tausendi  nicht  übersteigen  darf. 

Die  Staatsverwaltung  behält  sich  ausserdem  das  Recht  vor,  die  von  den 
Herren  Ooncessionären  zum  Zwecke  der  Bau-Aufsicht,  der  Berechnung, 
Liqnidirung  und  Anweisung  der  Bau-Verdienstausweise  aufzustellenden 
Organe  in  ihrer  Diensteifjenscbaft  zu  bestätigten  und  die  für  dieselben  anfn- 
wendenden  Dien^steH  Instructionen,  Dienstesverträge  und  Disciplinar- Vor- 
schriften zu  genehmigen. 

Die  Bestimmungen  dieses  ArtikeU  wurden  durch  das  UebereiAkommen  von 
9.  Mai  1876  (vgL  unter  11)  «ueer  KiaSt  gstetst. 

VI. 

Der  für  die  zu  bildende  GeselUchatt  aufzustellende  landesfürstliche 
Commissär  wird  bis  zu  dem  Zeitpuncte  der  erfolgten  Refundirung  der  Baa- 
Torschüsse  in  Actien  der  zu  bildenden  Gesellschaft  berechtigt  sein,  nicht 
nur  solche  Verwaltungsraths-BesclilUsse,  welche  mit  der  Allerhöchsten  Con- 
cession,  den  genclimigten  Statuten  der  GesellKcliaft,  sowie  den  allgemeinfu 
gesetzlichen  Normen  und  behördlichen  Verfügungen  nicht  im  Einklänge 
stehen,  sondern  auch  solche  Verlügnngen  der  gesellseliaftlichen  Verwal- 
tung zu  fiistiren,  welclif  ihm  gegen  die  ans  diesem  U^-boreinkoramen  speciell 
hervorgehenden  finanziellen  Interessen  dos  Staates  zu  Verstössen  schtineii : 
jedoch  hat  derselbe  dann  sogleich  die  Entscheidnntr  des  k.  k.  Handelsmini- 
steriums einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen  wird  und  für  die  Gesell- 
schaft bindend  sein  soll. 

Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  wurden  dnrdi  das  Uebsninkommeii 
9.  MtA  1876  (Tgl.  unter  11)  autser  Kraft,  gesetat. 

VII. 

Die  Staatsvcrwaltunt:  s(dl  an  die  übernommenen  Verptlichtungeii  iiioht 
gebunden  und  das  gegenwärtige  Uebereinkommen  insoweit  null  und  nichtig 
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sein,  wenn  die  Herren  Conoessionäre  oder  ihre  Rechtonaohfolger  den  ihrer« 
seits  eingegangenen  Verpflichfcnngen  nieht  pOnotlich  naehkommen,  insheson» 
dere  wenn  die  im  Artilcel  III  festgesetzten  Termine  —  insoweit  diess  an 
den  Herren  Concessionären  oder  der  sa  bildenden  Gesellschaft  liegt 
nicht  eingehalten  werden. 

Vgl.  die  Anmerkungea  zu  Art.  III,  bj  und  d). 

In  einem  solehen  Falle  sind  die  Herren  Conoessionäre  aar  nngesänmten 
Uebergabe  aller  ans  den  Staatsvorschnssgeldem  empfangenen,  noch  Torhan» 
denen  Barschaft,  sowie  der  ans  den  8taatsgeldem  bereits  bezahlten 
Lieferungen,  Arbeiten,  erworbenen  Gründe  etc.  etc.  an  die  Staatsrerwaltang 
Tcrpflichtet. 

Unter  Aufrechthaltung  dieser  Verpflichtung  behalten  sich  auch  die 
Herren  Concesi^ionäre  das  Recht  des  Rttcktrlttes  von  den  in  diesem  Ucber- 
einkommen  enthaltenen  Hestimroungen  für  den  Fall  vor,  dass  die  Con- 
stituirnng  der  zu  bildenden  Actiengesellschaft  binnen  sechs  Monaten,  vom 
T^ge  der  Concessions-Ertheilung  gerechnet|  durch  politisehe  oder  finantielle 
Krisen  unmöglich  gemaoht  werden  sollte. 

Di«  Bei timmangen  dieses  Artikels  wurde  durch  du  Ueberrinkommea  vom  9.  Mei 
1876  (TgL  unter  11)  ausser  Kraft  Oesetst. 

Vi  II. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  in  Hinein  ungestempelten 
Sxemplare  ausgefertigt,  welches  in  Händen  der  Staatsverwaltung  verbleibt. 
—  Eine  amtlich  vidimirte  Absohrtft  desselben  wird  den  Herren  Conces- 
sionlren  ausgefolgt. 

Wien,  am  31.  JSnner  1875. 

Für  die  Staatsverwaltung: 

frt tis  m.  p,      iaihaas  m.  p. 


(L.  S.) 


Dfe  Concessionürt' : 

Wlsipffea  m.  p. 
latterstrasser  m.  p. 

In  VollmMhft: 
per  Alezander  A.  Cirti: 

Const.  A.  Carti  m*  p. 

Adolph  Herst  oi.  p. 

iistlli  m.  p. 
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8.  Protokoll 

Aber  die  am  19.  nnd  20.  Jlnner  1876  in  k.  k.  HaiidclBministerian  ia  Betreff  der  Bediogugei, 
anlff  weichet  den  Eisenbahnbaa-Unternehmfn  LcobiTsdorf-St.  Pftiten  samml  Nebenliniei 
«Tentuell  eine  nencillche  finaniielk  rnterstützuni:  staatlichcrseiu  augewendet  werden  könnte« 

gelQhrtt'  Verbandlungvn. 

Anwesende: 

Ik'iT  k.  k.  Scetionscliet.  Rittt  r  von  riiHswaltl.  als  Vorsitzender. 
Ih'iT  k.  k.  Soctioiisratli.  Dr.  HrimicU  Kitter  von  Wittek. 
Herr  ln!*i»('v  ti.i  Rioliard  .1  c  i  1 1  *•  1  o  s. 

Herr  Frnn/,  Kittcr  von  S lockert,  Ccntral-liibpeclor  der  a.  pr.  Kju^er 
FerUinauds-Nordbahn. 

Die  Herren  ConceRRionüre  den  obgenannten  Eisenbahmintemehinens: 

Vi(;tor  Oral  W  i  m  j)  11  c  u. 
Aduir  IIo  rst. 

Leopold  Ii  u  tle  rstrasscr. 
Oonstantin  A.  (.'urti. 
Auf,Mi8t  Kösllin. 

Aliiiistorial-Vif'osccr»  tär  Dr.  Kinil  Hardt,  als  Hoiri«  ruiigöcotuniissär  liir  die 
genannte  Unterneltmung  uud  aU  ProtokoUtüiirer. 

Der  Herr  Vorsitzoiidc  leitet  die  Verhundluu;;  mit  iler  ErotTiiuii};  ein. 
dass  naeli  dem  Ergebnisse  der  zufolge  def»  Handelsministerial-Erlasses  vom 
4.  Dcceniber  1876,  Z.  1823  H.  M.,  gepfion^cnen  Erhebungen  sich  daa 
GcKamroterforderniss  für  die  vollständige  Herstellung  und  Inbetriebsetzung 
des  Bahnnetzea  mit  9,809.000  fl.  österr.  Wahrung  beaiffere,  wofür  mIm 
Bedeckung  durch  »icliergestellte  Unterbringung  von  Aetien  ein  Capital  von 
nominal  8,609.800  fl.  oder  rnnd  8,610.000  fl.  im  Effeetivbetnige  von 
8,592.800  fl.  angenommen  werden  könne,  wovon  der  Tbeilbetrag  von 
2,500.000  fl.  durch  die  Staatsverwaltung,  der  Rest  von  1,092.800  fl.  seitens 
der  Interessenten  aufgebracht  werde. 

Es  sei  demnach  gegenüber  dem  oben  angegebenen  Oesammterforder» 
nisse  noch  ein  Betrag  von  5,716.200  fl.  zn  besohaffSsn. 

Zur  AnfklSrung  wird  bemerkt,  dass  in  dem  oben  mit  9,809.000  fl. 
besiflerten  Oesammterfordemisse  ein  Betrag  von  140.000  fl.  fllr  nnvorber- 
gesehene  Ausgaben  enthalten  ist,  und  dass  ferners  bei  Annahme  dieses 
Erfordernisses  von  der  seitens  der  Gonoession&re  beantragten  Unterbringong 
von  Actien,  doroh  Vergebung  von  Lieferungen  gegen  theilweise  Annahme 
von  Actien  an  Zahlungsstatt  auf  Seite  der  Lieferanten,  in  jenen  Fillen 
abgesehen  wurde,  wo  eine  derartige  Unterbringung  von  Actien  nnr  unter 
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SO  ungünstigen  Bedingungen  ennögliclit  vQrde,  dass  selbe  von  der  Staats- 
verwaltung nicht  genehmigt  werden  könnte. 

Anlangend  nun  die  Beschaffang  der  nach  Obigem  noch  erforderlichen 

Geldmittel,  so  seien,  insofcme  diesfalls  naeh  dem  rf  hereinkommrn  vom 
21.  Jänner  1875,  Z.  11,  R.  G.  Hl.,  eine  Begebung  von  Prioritäts-Obligationen 
in  Aussieht  genommen,  beziehungsweise  von  den  Concessionüren  eine  dies- 
besUgUohe  Verpflichtung  iilx  rnommen  worden  war,  dieselben  ungeachtet 
ihrer  hierauf  verwendetfMi  Bemühungen  that^iücblich  nicht  in  der  Lapro.  oincr 
solchen  Verpflichtung  naclizukommen ,  indem  bei  den  gegenwHrtigen  Ver- 
hältnissen des  Geldmarlctes  eine  Begebung  von  ungarantirten  Prioritäts- 
Oblioationen  eines  noch  nicht  v'^Wm:  <  on<oUdirten  Unternehmens  zu  annehm- 
baren Hedingungen  nicht  thunlich  erscheine. 

In  dieser  Erwägung  sei  die  Regierung  im  Principe  geneigt,  dem  Unter- 
nehmen eine  nouorliclie  finanzielle  Unterstützung  durch  die  Staatsvcrwaltuug 
«U  erwirken,  utul  zu  diesem  HehnfV  eine  (}psotz<'>;\  (»riagc  einzubringen. 

Vorbehaltlich  der  iil)cr  den  Unilnng  sowie  Uber  die  Art  und  Weise 
dieser  in  Aussicht  gestellten  Stnutsliüie  zu  treffenden  Vereinbarnniien 
beziehnng>weise  zu  lassenden  Kntschliessuni;en .  bei  welchen  aiieli  ins- 
besondere auf  die  Bedeckung  eines,  auch  nneli  Ennö;rlici»nng  der  Begehung 
eines  urspriinglifh  in  der  llidie  vf^n  r»,S()O.UiH)  Ii.  in  Aussicht  genonimeueu 
PrioritättMicapitales  etwa  noch  fiiilirigeudeu  Efforderniss  Uestbetragcri  Bedacht 
zu  nehmen  sein  wirtl,  eriHlne  er  nun  im  Nachstehenden  jene  Bedingungen, 
welche  die  Regierung  vom  administrativen  Standpunete  aus  stellen  niUsse 
un<l  von  deren  Annahme  selbe  dir  knnd^'e>rebene  Geneigtheit  zur  Gewährung 
einer  neuerliclicn  Staatshilfe  al)hängig  in.n-hen  müsse. 

In  dieser  Hinsieht  bt merke  er,  dass  die  Regierung  im  (! runde  der 
bereits  bethätigtrn  umi  iinii  neuerdings  zu  erhi'dienden  namhaiten  Betheili- 
gung des  8taatssrjiat/('s  an  dem  rnternelimen  einerseits  und  im  Hinblicke 
auf  die  ihr  liieraus  obliegen<le  grosse  Verantwortlichkeit  anderseits  selbstver- 
8t;indlich  auch  sieh  die  nötliige  i^iejicrstelluiig  und  Teberzeugung  durch  Aus- 
ill)ung  der  entsprechenden  Ingerenz  dafür  sch.itYen  müsse,  dass  die  Durch- 
führung und  Verwaltung  des  rnternehmens  nach  jeder  Richtung  hin  mit 
möglichster  Wahrung  des  staatlichen  Interesses  uml  auf  zweckdienliche,  die 
Gestaltung  und  Förderung  eines  lebenskräftigen  ünternehniens  gewähr- 
leistenden Grundlagen  erfolge. 

Von  diesem  Gesichtdpunctc  ausgehend  stelle  nun  die  Regierung  fol- 
gende Bedingungen: 

1.  Die  im  Art.  30  der  Statuten  der  k.  k.  piiv.  niederSsterr.  Südwest- 
bahnen  enthaltene  BesohrXnkung,  dass  jeder  Aotionär  im  eigenen  und  im 
VoUmaehtsnamen  nicht  mehr  als  20  Stimmen  in  sich  rereinigen  könne,  habe 
fUr  die  Staatsverwaltang  in  Betreff  des  ihr  zustehenden  Stimmenrechtes  zu 
entfallen. 

85 
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Die  hier  enviihnten  Statuten,  weklic  mit  dem  Erlasse  »les  k.  k.  Ministers  des- 
Innern  vom  5.  October  1875,  Z.  1394U  genehmigt  worden  waren,  gelangten  nie  zur 
Anwendung.  Die  Gonatittürung  der  Gesellsohaft  erfolgte  «af  Grund  der  oben  sub  1 
abgedraekten  geinderten  Statuten. 

2.  Das  auf  (Tiund  uud  in  Gemässlieit  des  Art.  III  des  Uebereiu- 
kommens  vom  31.  Jänner  1875  der  Staatsverwaltung  zustehende  und  auch 
im  Art.  12  der  oberwähnteu  Statuten  aufgenommene  Recht  zur  Ernennung 
von  zwei  Mitgliedern  des  Vervaltungsrathes  insolange  die  Staatsverwaltung 
durch  geleistete  Vorsehttsse  oder  durch  den  Besits  von  Aotien  bei  dem  Unter- 
nehmen unmittelbar  betheiligt  ist,  welch*  letztere  Bestimmnng  rieh  telbst- 
verstilndlieh  ebenmSssig  auch  anf  die  ans  der  nenerliehen  Staatshilfe  erwaeh- 
sende,  etwa  im  Wege  von  staatlichen  Garantievorschlissen  sich  bethStigende 
Betheiligung  erstreckt,  wird  dahin  ansgedehnt,  dass  die  Staatsverwaltung 
berechtigt  sein  soll,  vier  Mitglieder  des  Verwaltnngsrathes  zu  ernennen. 

3.  Es  sei  aus  dem  Verwaltuii^'^srathe  ein  Exccntiv-Comit^  zu  bestellen, 
welches  der  Direction  zur  Seife  zu  stellen  habe  und  oiine  dessen  Zustimmung 
letztere  keine  wichtifieren  Eitiriclitungen  oder  Verfügungen,  insbesondere 
keine  Vertragsabschlüsse  treffen  dürfe. 

In  diesem  Executiv-Coniite  müsse  die  Regierung  durch  ein  von  ihr 
bestimmtes  Mit^Hied  des  V^erwnltungsrathes  vertreten  sein. 

Der  Wirkungskreis  des  Executiv-Cnmite's  sei  bestimmt  zu  regeln,  und 
unterliege  die  bezügliche  Schlusstassung  der  Genehmigung  der  Regierung» 

4*  Die  für  den  zukünftigen  Betrieb  aufzustellenden  Oberbeamten  unter» 
Uegen  der  Genehmigung  der  Regierung  und  mnss  nnch  schon  vor  der 
provisorischen  Ernennung  der  obgenannten  Organe  das  ü^tnvemehmen  mit 

der  Regierung  gepflogen  werden. 

Im  Hinblicke  auf  die  bevorsteliende  erste  (constituirende)  General- 
Vereammlung  erklärt  der  Herr  Vorsitzende  sohin,  dass  es  wünsohenswerth 
wäre,  die  Anzahl  der  daselbst  zu  wählenden  Verwaltungsrathe  sofort  za 
tixiren  und  stellt  schliesslich  die  Anforderung,  dass  die  Herren  Concessionfire 
bei  dieser  General- Versammlung  bloss  solche  Mitglieder  tür  den  Verwaltungs- 
rath vorschlagen,  bezüglich  welcher  vorher  mit  Seiner  Gxoeilenz  dem 
Herrn  Handelsminister  das  Einvernehmen  über  deren  Zulassung  gepflogeD 
wurde. 

Die  Herren  Coneessionäre  erklären  hierüber,  die  ihnen  eben  vorge- 
schlagenen  Bedingungen  im  Aligemeinen  vollinhaltlich  anzunehmen  und 
stellen  nur  zu  Punct  1  das  Ersuchen,  dass  die  Staatsverwaltung  bei  Atu* 
ttbnng  ihres  Stimmrechtes  sich  mit  der  Hälfte  der  sämmtlioben  Stimmen 
begnügen  möge. 

Küeksiehtlieli  der  Fixirung  der  Zahl  der  Verwnltuugsräthe  für  die  erste 
General- Versammlung  ersuchen  sie  um  eine  kurze  Frist. 
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Die  Herren  BegienrngsTertreter  nehmen  die  ErkUbungen  der  Herren 
OoncessionSre  zur  Kenntaise  und  geben  mit  Rttoksicbt  anf  das  sn  Pnnct  1 
gestellte  Ersuchen  dernelben  ihrerseits  die  Erklärung  ab,  dass  die  Staatsver- 
waltong  in  den  General-VersammlnDgen  ihr  Stimmrecht  nach  Hassgabe  ihres 

jeweiligen  Aetienbesitzes  jedoch  mit  der  Beschränkung  ansUben  werde,  dass 
der  Staat  als  Actionär  nie  mehr  Stimmen  in  sich  vereinigen  werde,  als  die 
Gesammtzahl  der  Übrigen  jeweiligen  in  der  Oeneral-Versammlung  vertretenen 
Stimmen  beträgt. 

Sollte  dagegen  bei  einer  General- Versammlung  ausser  den  Vertretern 
des  Staats- Aerars  kein  anderer  Actionär  erscheinen,  so  findet  letzterwähnte 
Beschränkung  keine  Anwendung. 

Nachdem  die  Herren  Concessionäre  dieses  Zngeständniss  mit  dem 
Ausdrucke  des  Dankes  entgegengenommen  haben,  verpflichten  sich  die- 
selben schliesslich,  die  zufolge  der  obigen  Beatimmnngen  sowie  auf  Grund 
des  wegen  der  GeldboHcliaflimg  zu  treffenden  neuerlichen  üebereinkommens 
Dothwendig  werdende  8tatutenändeiung  mit  möglichster  BcR<'hlouiiifrung 
und  im  Einvernehmen  mit  der  Regierung  durehzufttbren  und  wird  aohiu  die 
Sitzung  geschlossen. 

Vorgelesen  und  gefertigt. 

Pusxwald  m.  p.  Wlmfffea  m.  p. 

Dr.  Heinrich  Ritter  von  Wlttek  m.  p.,  Curtl  m.  p. 

k.  k.  SeotionsMth. 

Von  Steekert  m.  p.  listlln  m.  p. 

R.  Jeitteles  m.  p.  Hatterstrasser  m.  p. 

lamlt  m.  p.  A.  Itrst  m.  p. 


9.  Protokoll  Tom  7.  Februar  1876, 

aufgenomiacii  im  k.  k.  llatidcl.Muiui^tciium, 

betreffend  die  B<>schaS^nfl;  di-r  zum  Ausbau  und  zur  Inbi-trichsctzunL'  <1it  Kiseibabn  Leoben- 
dorf-Su  Pölten  sauiiut  Nebenlinien  nuch  erlurderUcheu  üildiutUel« 

Anwesende: 

Von  Seite  der  k.  k.  Regierung: 

Herr  Seetionsohef,  Bitter  tou  Pusswald,  als  Vorsitzender. 

Herr  Seetionsohef  im  k.  k.  Finanzministerium,  Dr.  Ritter  von  Beseony. 

Herr  Seetionsrath,  Dr.  Heinrieh  Ritter  von  Witte k. 

Herr  Inspeetor,  Richard  Jeitteles. 

86* 
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Die  Herren  Concessionire  des  obgenannten  Siseababu- 
unternehmens: 

Victor  Graf  W  i  m  p  f f  e  n. 
Adolf  Horst. 

Leopold  Hntterstrasser. 
Constantin  A.  Cnrti. 
Angnst  Kdstlin. 

Als  Protokollführer:  Ministerial-Vicesecretär  und  ßegierungs-CommisBir 
für  die  genannte  Unternelimüng.  Dr.  Erail  Hardt. 

Der  Herr  Vorsiizoinlc  oröffnet  die  Verhandlung,  indem  er  in  Erinnerung 
bringt,  dass  in  dorn  Protok^.lh«  vom  19.  uud  20.  Jänner  1876  jene  Panete 
ontlinlton  sind,  welclic  die  Rofrioninpr  unter  der  Voraußsetznng  einer  dem 
KiscnbahDantemehmen  Lenborsdorf-St.  Pölten  saninit  Nebenlinien  seitens 
der  Staatsverwaltung  neuerlich  zn  gewährend rn  finanziellen  Dntersttitznng 
vorbehaltlich  der  über  den  Umfang  sowie  die  Art  und  Weise  einer  solchen 
Unterstützung  zu  treffenden  Entsehliessungen  vom  administrativen  Stand- 
puncte  aus  als  IJedingnng  der  Zuwendung  der  neuerlichen  staatlichen  Hilfe 
leistuug  festgestellt  hat.  and  welche  auch  von  den  Herren  Concessionären 
angenommen  worden  sind. 

Im  Nachhange  und  in  ErgHnzun?  des  oben  hpzo;ronen  Protokollar- 
Uebereinkommens  wird  in  Betrof!"  dieser  neuerlichen  Unterstützung  dc'^ 
Unternehmens  dureh  die  Staatsverwaltung:  und  liezii<rlieli  der  näheren 
Bei1ingun;,'en  und  Modalitäten  derselben  mit  dem  \'<)rl>elialte  der  (renehmi- 
gung  Seiner  Ezcelleu/.  des  Herrn  iiaudelsministers  Folgeudes  vereinbart: 

§.  1. 

Die  Staatsverwaltung  erklärt  sich  bereit,  den  (  .'oneessionären.  Iteziehungs- 
weise  der  an  deren  Stelle  tretenden  Aetieii;resellschaft  die  Aufnahme  eine? 
zu  fünf  Pereent  in  Silber  verzinslichen,  innerhalb  der  Coneessinnsdaner  nach 
einem  von  der  KeiriernnLT  zn  ir«Miehmigendeji  Tilgungspi;iiit'  zu  amorti>irenden 
Prioritätsanlelien>  iin  (iesammt-Noininalbetrape  von  7.r.22,()ÜOH.  österr.  Wäli- 
rung  Silber  diireh  käufliehe  rebernahme  der  säninit liehen  dieses  Anlehen 
bildenden  Prioritäts-Obligationen  unter  nachstehenden  Bedingungen  za 
emüglichen. 

§.  2. 

Die  im  Puncto  1  vereinbarte  Uebemahme  der  dort  bezeiehneten  Priori- 
tüts-Obligationen  seitens  der  Staatsverwaltung  erfolgt^  auf  feste  Rechnung 
zum  Course  von  fttnfundsiebzig  Percent  (757o)  ^  ^^^^^ 

Nominalbetrag  von  Hundert  Gulden  österr.  Währung  Silber  der  bezeiehneten 
Obligationen  ein  Betrag  von  itinf  und  siebzig  Gulden  dsterr.  Wlhiiing  in 
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Bank- Valuta,  sohin  für  die  sämmtUehen  zu  ttbernebmenden  PrioritSltB-ObU- 
gationen  ein  Barbetrag  von  5|7 16.600  Golden  österr.  Währung  in  Bankvaluta 
entimit. 

Die  sänuntlieben  vom  Staate  käuflich  zu  übernehmenden  Prioritäts- 
Obligationen  werden  sofort  nach  deren  Emission  zu  Händen  des  k.  k.  Finanz- 
ministeriums Ubergeben. 

§.  3. 

Die  Bezahlung  des  im  Pnncte  2  vereinbarten  Kaufpreises  fiir  die  von 
der  Staatsverwaltung  zu  übernehmenden  Prioritäts-Obligationen  geschieht 
anter  eben  denselben  Modalitäten^  wie  solche  Im  Artikel  II  des  Ueberein- 
kommens  vom  31.  Jänner  1875,  Z.  11,  B.  6.  Bl.,  bezttglich  der  Ausfolgung 
der  naeh  eben  diesem  Uebereinkommen  seitens  der  Staatsverwaltung  anzu- 
weisenden Banvorsehttsse  festgestellt  sind;  jedoch  wird  seitens  der  Staats- 
yerwaltung  das  Zugeständniss  gemacht,  dass  die  jeweilig  zu  leistenden 
Beträge  monatlich  vorhinein  auf  Omnd  der  von  den  Ooncessionären, 
beziehungsweise  von  der  zu  bildenden  Actiengesellscbaft,  zwischen  dem  20. 
and  dem  letzten  des  vorhergehenden  Monates  gehörig  zu  begründenden  und 
von  den  staatlichen  Bauaufsiohtsorgaaen  zu  bestätigenden  Bedarfsvoran- 
Schläge  ausgefolgt  werden. 

Es  wird  Übrigens  festgesetzt,  dass  im  Laufe  des  Jahres  1876  ans 
diesem  Titel  nur  die  nach  dem  Stande  des  Baues  der  Bahnen  unumgänglich 
nöthigen  Geldmittel  flüssig  gemacht  werden  sollen,  und  dass  keinesfalls  ein 
hdherer  Betrag  als  die  Gesammtsumme  von  4,000.000  fl.  dsterr.  Währ,  von 
Seite  der  Staatsverwaltung  ausgezahlt  werden  wird,  und  haben  die  Con* 
cessionäre  auf  diesen  Umstand  schon  bei  Aufstellung  der  Bedarfsvoransohläge 
Rücksicht  SU  nehmen. 

§.  4. 

Sollte  in  Folge  der  Durchführung  von  Ersparnissen  nach  gänzlicher 
Vollendung  und  Inbetriebsetzung  der  ^mmtlichen  Linien  des  Unternehmens 
von  dem  im  Puncto  2  erwähnten  Kaufschillinge  noch  ein  Betrag  verfügbar 
bleiben,  so  hat  die  Ansfolgung  des  restlichen  Bauschillings  nur  gegen  dem 
zu  geschehen,  dass  der  diesfalls  entfisllende  Betrag  sofort  in  einen  Reserve- 
fond hinterlegt  wird. 

Die  Verzinsung  der  nach  Fiuu-t  1  von  der  Staiitsvorwaltimjj:  zu  über- 
nehmenden PrioritUts-Obligationeu  beginnt  mit  dem  1.  Juli  187  7. 

§.6. 

Das  für  die  zu  bildende  Aetiengesellscbaft  in  Aussiebt  genommene 
Aotiencapital  per  4,200.000  fl.  österr.  Währ.  Silber  wird  auf  den  Betrag 
von  8,610.000  fl.  österr.  Währung  Silber  redocirt. 


Digitized  by  Google 


52b 


K.  k.  priv.  Diederösterreichische 


§•7. 

Dip  Concessioiiäre  liaften  persönlich  und  solidarisch  dafür,  dass  dor 
nach  Abzug  dcH  Staatslicitrages  von  2.500.000  fl.  verVdcibendc  Rest  dos 
auf  3.610.000  fi.  reducirten  Actioncapifales  fPunct  G)  im  Nominalbeträge 
Von  l.llO.OUO  ri.  thatsächlich  und  zwar  zu  einem  im  Sinne  des  Gesetzes 
vom  16.  Mai  1874  (R.  G.  Rl.  Nr.  64)  von  der  Regierunfr  zu  genehmigenden 
Course  aufgebracht,  beziehungsweise  eiufrezahit  werde. 

Ueberdies  erklären  die  Conces.sionäre  ihr  Einverständniss,  dass  die 
von  ihnen  anlässlich  der  Concessionsertheilung  zur  Sicherstellnng  der  dies- 
iiillB  fibemommenen  Verpflichtuogen  erlegte  Effectencaution  im  Betrage  voi 
50.000  fl.  Qtterr.  Währung  insbesondere  auch  zur  Sicherstellung  der  ToU- 
stündigen  Elimhlung  des  oben  erwähnten  Acüencapitalsbetragea  per 
lyllO.000  fl.  datem  Wibrung  zu  dienen  habe,  und  daher  bit  xnr  bewirirtea 
vollBtlndigea  Eiasahlnng  eben  dieses  Aetiencapitalee  in  Händen  der  Stints- 
Verwaltung  erHegen  bleiben  solle«  Dagegen  nimmt  die  Regierung  Iceinen 
Anstand,  nnnmehr  den  Coneessionären  die  BQoksteUnng  der  von  ihnen  in 
Gemässheit  des  Protokolles  vom  3.  November  1874  erlegten  Efl^Bctenoantion 
im  Betrage  von  300.000  fl.  in  Anssiebt  za  stellen. 

§.8. 

Das  lür  die  nach  Punet  1  von  der  Staatsverwaltunjr  zu  tibcrnclimenden 
Priorltäts  Ubliiratinnen  ob  der  im  Eisenbalmbuche  des  k.  k.  Landesjrt'richtes 
Wien  für  die  Kisenbahnlinie  Leobersdorf-8t.  Polten  mit  der  Abzweigung 
nach  Schraiiiiiach,  beziehun<;sweise  Frcvland,  Piichlarn  Gaming  und 
Leobersdorf-Guttenstein  eröffneten  eisenliahnbiiclierliclien  Einlage  einzu- 
vcrleilicnde  Pfandrecht  erhält  die  I^an^'ordnunj?  uiiitii(t»'lbar  hinter  dem  ffir 
die  .St-aat.sverwaltung  auf  Grund  des  Artikels  4  des  Uebercinkommens  vom 
31.  Jänner  187.'),  Z.  1 1,  K.  G.  Iii.,  einverleibten  Pfandrr  lite  zur  Sicher- 
stellung der  in  (iemässheit  des  ArtikeU  1  dieses  l  ebereinkommens  -geleisteten 
Vorschüsse,  so  zwar,  dass  die  für  die  Prioritäta- Obligationen  haftende  Satz- 
post  nach  Löschung  des  zuletzt  erwähnten  ärarischen  Pfandrechtes  auf  dem 
ersten  Platze  des  Lastenstandes  eingetragen  sein  wird. 

§.  9. 

Insofcrne  das  Protokollar-Uebereinkommon  vom  19.  und  20.  Jänner 
1876  und  das  jrc^en wärti^'-e  Protokoll  keine  abweichenden  Festsetzungen 
enthält,  bubahcn  die  Restimmunfrt  ii  des  l  ebereinkommens  vom  .31.  Jänner 
1^7.'),  Z.  11.  R.  (!.  Rh.  ihre  volle  Wirksamkeit,  und  sollen  insbesondere  die 
daselbst  im  Minblicke  auf  die  zu  leistenden  Rauvorschüssc  zur  Wahrung  der 
diesfalls  erwachsenden  speciellen  Interessen  der  Staatsverwaltuuf:  vorbe- 
bchaiteueu  Rechte  iu  Betreff  der  Ucberwaobung  der  wirklichen  und  zweck- 
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mXBaigen  Verwendung  der  seitens  des  Staatosohataes  dem  Unternehmen 
«ugewendeten  Geldmittel  ebenmSsstg  aneh  besUglieh  der  in  GemSssheit  des 
gegenwärtigen  Uebereinkommens  dem  Unternehmen  snsuwendenden  Geld- 
mittel znr  Anwendung  gelangen. 

§.  10. 

Woim  und  insofenie  die  Concessionäre,  bezichungsweiso  die  au  deren 
»•^tt  Ue  tretende  Aetienfresollscljaft,  die  ihnen  nach  die-sein  rel)ereinkoniraen 
obliof^enden  Vcrptii'djtun^ren  nicht  erliillen  S(dlten.  so  lieliiilt  sich  die  Staats- 
Verwaltung  das  liei-ht  vor,  die  im  ij.  2  zntiesieherte  Zahhm;.'  des  noch  aus- 
ßtändifjen  Kanfpreisen  fUr  die  Ubernomnieneu  I^rioritäts-Obligationen  zu 
Händen  der  t'oneessionäre,  beziehungsweise  der  an  deren  Steile  tretenden 
Actiengesellsohaft  einzustellen,  und  anstatt  der  obigen  Barzahlung  den  Aus- 
bau der  in  Kede  stehenden  Linien  auf  Kosten  und  Gefahr  der  roneessionäre, 
beziehungsweise  der  an  deren  Stelle  tretenden  Actiengesellschaft,  für  Rech- 
nung der  letzteren  zu  bewerkstelligen. 

§.11. 

FUr  die  Regierung  tritt  das  gegenwärtige  Uebereinkommen  nnr  in  dem 
Falle  in  Kraft,  wenn  der  aus  diesem  Anlasse  erforderliohe  Gesetzentwurf 
•die  Zustimmung  des  Reiehsrathes  erlangt. 

12. 

Schliesslich  wird  mit  Rücksicht  darauf,  dass  durch  das  vorliegende 
LVbereinkommen,  sowie  durch  das  Protokollar-Uebereiukommen  vom  19.  und 
20.  Jänner  1876  die  Bestinomungen  des  Uebereinkommens  vom  31.  .Jänner 
1875,  Z.  11.  R.  G.  Bl.,  theilweise  abgeändert  und  ergänzt  werden,  die  Aus- 
fertigung eines  neuerlichen,  die  sänimtlichen  nunmehr  in  Geltung  verbleiben- 
den Bestimmungen  enthaltenden  Uebereinkommens  vorbehalten. 

Sohin  wuide  das  vorstehende,  in  Kinem  uiij;estempelten  ICxemplare  aus- 
gefertigte Protokoll,  von  welchem  eine  vidimirte  Absciirift  den  Coucessionäreu 
-ausgefolgt  wird,  geschlossen,  verlesen  und  allseits  unterfertigt. 

Wieu,  am  7.  Februar  1876. 

Für  die  k.  k.  Regieinng:  Die  ConeessioaMre: 

Pisswald  m.  p.  Viotor  Graf  W Inpffeä  m.  p. 

Beieenj  m.  p.  Adolf  lerst  m.  p. 

Dr.  Heinrich  Ritter  von  WIttck  m.  p.,  Hatterstrasser  ni.  p. 

f'arli  m.  p. 

R.  JelKeles  m.  p.,  lästUn  M.  p. 

Dr.  Emil  lardt  m.  p., 
aU  ProtokoUführer. 
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10.  (iesetz  vom  12.  Marz  1876,  K.  G.  Bl.  Nr.  68  and  C.  Bl.  Nr. 

httnttMi  ik  B<r&€haflDDt!  der  zdid  Ausbau  unii  zu:  Inl  •  tri>  r  s>  izuntr  ir:  KisenbahB  U»kHS* 
dMf-SU  fölttn  umml  XcbcAliaitB  loch  erforderliclkD  CddBiu«!. 

Hit  Ziistiaimaog  beider  Biuser  des  Reichsnithes  finde  Ich  anzoordneii, 

wie  Mist: 

Artikel  1. 

Die  Staatayerwaltiing  wird  ennielitigty  snm  Zwecke  der  ToHendiiBg^ 
nnd  InbetriebsetzDog  der  den  Gegenstand  des  Gesetzes  Tom  16.  Hai  1874 
(R.  G.  Bl.  Kr.  64)  bildenden  Bisenbabn  von  Leobersdorf  nach  St.  Pölten 
sanunt  tienlinien,  slmmtliehe  Obligationen  eines  von  den  ConeessionSren 
dieses  EiseDbahnonternehmeng,  beziehattgswetse  yon  der  «n  deren  Stelle 
tretenden  Ac-tienposellKchaft  anfzuiiflimendcn,  tn  fünf  Percent  in  Silber  ver- 
zinslichen, inn<'rhalh  der  Concessionsdaoer  nacli  einem  von  der  Regierung: 
zn  genehmigenden  Tilgongsplane  zu  aniorti^lrenden  Prioritktsanlehens  im 
Gesammt-Noniinalbetrage  von  Sieben  Millionen  «^echshandert  zwanzigzvei 
Taugend  (7,622.000)  Giildon  osterr.  Währung  Silber  unter  nachstehenden 
Bedingungen  käuflich  zu  Ubemehmen. 

Artikeln. 

Die  Uebemahme  dieser  PrioritKtsobUgationen  seitens  der  Staatsver- 
waltung geschieht  derart,  dass  für  je  eine  Prioritätsobligation  von  zwei- 
hundert (300j  Gulden  Qsterr.  Währung  Silber  ein  Betrag  von  hunderflhifsig 
(160;  Gülden  9sterr.  Währung  in  Noten  gezahlt  wird. 

Der  Kaufsebilling  ist  den  Conoessionären,  beziehungsweise  der  an  deren 
Stelle  tretenden  AotiengeseUschafI  nach  Hass  des  fortsehrettenden  Baues  in 
Form  Ton  monatliehen  Yorsohttssen  auszufolgen.  In  gleicher  Weise  sind  die 
nach  Artikel  I  des  Gesetzes  vom  16.  Hai  1874  (R.  G.  Bl.  Nr.  64)  zu  leisten- 
den Bauvorschilsse  kflnftig  allmonatlich  Torhinein  zn  geben. 

Artikel  lU. 

Die  RÄninitliehen  oberwähnten  Prioritätsobligationen  sind  sofort  nach 
deren  Eniinsion  an  die  Staatsverwaltung  zu  tibergeben.  Die  Verzinsung  der- 
selben hat  mit  dem  1.  Juli  1877  zu  beginnen.  Sollte  in  Folge  der  Durch- 
führung v(»n  Ersparnissen  nach  gänzlicher  Vollendung  und  Inbetriebsetsong 
der  sämmtliehen  Linien  des  rnternehmens  Ton  dem  obgenannten  Kauf- 
schillinge  noch  ein  Betrag  verfligbar  bleiben^  so  hat  die  Ausfolgung  dea 
restlichen  Kaufsehillings  nur  gegen  dem  zu  geschehen,  dats  der  diesfalls 
entfallende  Betrag  zur  Bildung  eines  Reservefondes  Terwendet  wird. 
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Artikel  IV. 

Dan  für  dio  nacli  Artikel  1  von  der  Staatsverwaltung'  zu  Uberiieliiiieiule» 
Prioritäti^obligatioiien  ob  den  Eisenl»alinliiiii  ii  Leoberftdorf-St.  Pülteu  mit 
der  Abzweif^uii«,'  nach  Scliraiiil>ar'li,  be/ieliuii^rsweiso  Freylaud.  l'uehlani- 
Ganiing  und  Let'l)t'rsdorr-(iiiteii->teiii  büclierlifh  einzuverleibende  IManilreclit 
hat  die  Kanfjordnun^  unmittelbar  hinter  dem  tlir  die  Staatsverwaltung:  auf 
Gnnul  des  Artikels  IV  des  üebereinkf»nimens  vom  31.  Jänner  1875  :  R.  G.  Bl. 
Nr.  11)  einverleibten  Pl'andreelite  zur  Sicher-stellung  der  in  Gemässheit  des 
Artikels  1  dieses  Uebereiiikoiumens  geleisteten  Vorschüsse  zu  erhalten. 

Artikel  V. 

Das  für  die  zu  bildende  Acticnge8ellschaft  statutenmÄssig  in  AuHaicht 
genommene  Actioucapital  per  4.200.0ÜÜ  fl.  osten-.  Währung  Silber  ist  aui 
den  Betrag  von  3,610.000  fl.  österr.  Währung  Silber  zu  reduciren. 

Dag  Stinimreoht,  welehes  der  Regierung  im  Mindesten  mit  20  Stimmen 
zusteht,  unterliegt  in  Ansehung  des  staatlichen  Aetienbesitzes  in  der  General- 
Versammlung  der  zu  Idldendcn  Actiengesellschaft  keiner  anderen  Beschrän- 
kung, als  das«  die  Staatsverwaltung  nie  roebr  Stimmen  in  sich  vereinigen 
wird,  als  die  Gesammtzahl  der  übrigen  jeweilig  in  der  General' Versammlung 
vertretenen  Stimmen  beträgt. 

Die  Regierung  hat  überdies  für  die  Dauer,  während  weleher  der  Staats- 
Hcliatz  durch  den  Besitz  von  Aktien  odt-r  Prioritäten  bei  den)  I'nternehmen 
betliciligt  ist,  mindestens  dr«'i  Mitglieder  in  d'Mi  Vorstand  i  Verwaltun^rsrath) 
der  (iesellschal't  zu  ernennen.  Dieselben  sind  bereehtigt,  solche  Verlli^rnn^ren 
des  Vorstandes  zu  sistiren.  welche  ihnen  ^'egen  die  aus  der  Betheiligung  des 
Staatsschatzes  hervorgehenden  finanziellen  Interessen  des  Staates  zu  Ver- 
stössen scheinen. 

Artikel  VI. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner  Kuiul 
machung  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Handelsminister  und  der  Finanz- 
minister  beauftragt. 

Wien,  am  13.  Min  1876. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aiersf erg  m.  p.  Chlimeckj  m.  p.  fretis  m.  p> 
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11.  tebereiukonimeu  Toni  9.  Mai  1876^  E,  0.  Bl.  Nr.  69, 

betrein  ntl  die  GHdbeschalTung  zum  Avsbao  und  zur  Inbetriebst-tzung  drr  Eisenbahn  Leob^re* 
dorf*6U  PdU«0  sammt  Nebenlinien,  sowie  die  theiUeise  Abänderung  und  Ergimung 
IJeberünkommens  vom  31.  Jänner  1675  (R.  (i.  Bl.  Nr.  U). 

Zwisoben  den  k.  k«  MiDisterien  des  Handelt  nnd  der  Finansea  in  Ver- 
tretang  des  k.  k.  Aenra  ebeneits  nnd  den  Herren  Yietor  Graf  Wimpffen, 
Adolph  Horst,  Leopold  Hntterstrasser,  Alezander  Cnrti  nnd  August 
Köstlin  ale  ConeessionSren  der  Eisenbahn  Leobersdorf-St.  Pölten  sammt 
Kebenlinien  anderseits,  ist  anf  Omnd  des  Gesetses  yom  12.  Mira  1876  ! 
(R.  G.  Bl.  Nr.  68)  in  Folge  Allerhöchster  fintsehliessnng  Tom  12.  HSrs  1876 
das  naohstehende  Uebereinkommen  Tereinbart  nnd  abgesehlossen  worden: 

§•  1- 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  ttbemimmt  käuflieh  sSmmfliohe  Obligationen 
eines  von  den  ConcessionMren  des  Eisenbahnnntemehmens  Leobersdorf- 
St  Pölten  sammt  Nebenlinien,  beziehungsweise  von  der  an  deren  Stelle 
tretenden  Aetiengesellsehaft  aufzunehmenden,  zu  finf  Percent  vom  1.  Juli 
1877  an  verzinslichen,  innerlialb  der  Coneessionsdauer  nach  einem  von  der 
Begterung  zu  genehmigenden  Tilgungsplane  zu  amortisirenden  PrioritSts- 
anlebens  im  Nominalbetrage  von  Sieben  Millionen  sechshundert  zwaazig- 
zwei  Tausend  (7,622.000)  Gulden  österr.  Währung  Silber  unter  nachstehen- 
den Bedingungen. 

2. 

Di«'  un  ^.  1  voreinbartc  rflM  riialnne  der  dort  Itezeiflmoten  Priorität?- 
obli^ationen  seitens  der  8taatsvei\valtun{r  ^esfhielit  derart,  dass  fllr  je  eine 
Priorität'^ol)lip:atioii  von  zwciliiiiidert  Gulden  (2U0  tl.)  Österr.  Währung 
Silber  ein  Betra;:'  von  llundertlünlzig  (150)  Gulden  österr.  Währung  in 
Bankvaluta,  soliin  für  die  säinnitlichen  zu  iibernehnienden  Prioritätsobli- 
i,Mtionen  eiu  Barbetrag  von  5,716.500  Guldcü  österr.  Wälirung  Baukvaluta 
entfällt. 

Die  sämmtliclien  oberwähnten  Prioritätsolili^^ationen  werden  sofort 
nach  deren  unverweiit,  spätestens  jedocii  bis  1.  Juli  1876  durcbzufülireodeD 
Emission  zu  Händen  des  k.  k.  Finanzministeriums  uber<,'eben. 

Die  Ausfoljrung  des  Kaufpreises  für  diese  Prioritätsobligationen 
geschieht  nach  vollständi;^er  Erschöpfunji:  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
16.  Mai  1874  fR.  (i.  lU.Nr.  64  ),  beziehungsweise  nach  dem  Uebereinkommen 
vom  31.  Jänner  ls75  (R.  G.  Bl.  Nr.  11)  seitens  der  Staatsverwaltunj?  zu 
leistenden  Staatsvorschüsse  per  2,500.000  ü.  österr.  Währung  durch  das 
k.  k.  Finanzministerium  successive  nach  Massjrahc  der  von  den  Herren 
Concessionären,  beziehungsweise  vou  der  zu  bildenden  ActiengesclUcIialt, 
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jeweilig  geleitteteo  Arbeiten  und  MaterialWstellnngen,  auf  Grundlage  der 
diesfalla  swischen  dem  20.  nnd  letzten  eines  jeden  Monats  dem  k.  k.  Han* 
delsministerinm  fttr  den  nüohsten  Honat  an  ttberreiehenden  und  gehörig  au 
begründenden,  von  den  staatlichen  Bau-Aufsiohtsorganen  m  bestätigenden 
BedarfsvoranschlSge  au  Händen  der  hieau  gehörig  legitimirten Repräsentanten 
der  Herren  GonoesslonSre,  beziehungsweise  der  Qesellschaft,  gegen  unge- 
stempelte Empfhngsbestätignngen. 

Oleiohaeitig  mit  den  BedarfsvoransohlSgen  für  den  ktlnfkigen  Monat 
haben  die  Herren  Coneessionäre  auch  Uber  die  thatsäehliehe  Verwendung 
der  fttr  Rechnung  des  Vormonates  aus  der  Staatsoasse  erfolgten  Betrüge  zu 
den  in  dem  Bedarfsvoranschlage  des  Vormonates  bezeichneten  Zwecken  die 
gehörig  zu  belegenden  und  von  den  staatlichen  Ban-Aufsichtsorganen  zu 
bestätigenden  Nachweisungen  vorzulegen. 

In  gleicher  Weise  werden  auch  die  auf  Grund  des  Artikels  I  des 
Gesetces  vom  16.  Mai  1874  (R.  G.  Bl.  Nr.  64) ,  beziehnngsweise  nach 
Artikel  I  des  üebereinkommens  vom  31.  Jänner  1875  (R.  G.  Bl.  Nr.  11) 
▼on  der  Staatsverwaltung  zu  leistenden  BauvorschUsse  vom  Tage  der  Giltig* 
keit  dieses  Üebereinkommens  allmonatlich  vorhinein  ausgefolgt 

Es  wird  übrigens  festgesetzt,  dass  im  Laufe  des  Jahres  1876  aus  dem 
Titel  des  KauftchiUings  fttr  die  zu'ttbemehmenden  Prioritätsobligationen  nur 
die  nach  dem  Stande  des  Baues  der  Bahnen  unumgänglich  nöth^n  Geld- 
mittel flttssig  gemacht  werden  sollen,  so  zwar,  dass  keinesfalls  ein  höherer 
Betrag  als  die  Gesammtsumme  von  4,000.000  (Vier  Millionen)  Gulden 
dsterr.  Währung  von  Seite  der  Staatsverwaltung  ausgezahlt  werden  wird, 
und  haben  die  Herren  Concessionäre  auf  diesen  Umstand  schon  bei  Auf- 
stellung der  Bedarfsvoranschläge  Rücksicht  zu  nehmen. 

Sollte  in  Folge  der  Durchflilimng  von  Ersparnissen  nach  gänzlicher 
Vollendung  und  Inbetriebsetzung  der  sämmtlichen  Linien  des  Unternehmens 
von  dem  obgenannten  KauftchilHnge  noch  ein  Betrag  verfttgbar  bleiben, 
80  hat  die  Ausfolgung  des  rentlichen  Kaufschillings  nur  gegen  dem  zu 
geschehen,  dass  der  diesfalls  entfallende  Betrag  sofort  in  einen  besonderen 
Reservefond  hinterlegt  ^vird,  welcher  ohne  vorläufig  eingeholte  Genehmi- 
gung der  Regierung  in  keiner  Weise  in  Anspruch  genommen  werden  darf. 

§.  3. 

Das  fllr  die  zu  bildende  Actienjresellschaft  in  Aussi''lit  genommene 
Actiencapital  per  4,200.000  fl.  österr.  Währung  Silber  wird  auf  den  Betrag 
von  drei  Millionen  8ech>ihundert  zehntausend  Gulden  (3,610.000  tl.)  österr. 
Wähnuif?  in  Silber  redueirt  und  haften  die  Herren  Concessionäre  perKÜulich 
und  •solidarisch  dafür,  dass  der  nach  Abzufr  de8  Staatsbeitra^es  von 
2,5UU.U00tJ.  verbleibende  Rest  dieses  rodiK-irten  Actiencapitales  im  Nominnl- 
betrage  von  Einer  Million  einhundert  zehntausend  Guldeu  (1,110.000  fl.) 
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Österr.  Wähning  thataXchlieh,  nnd  zwar  zu  einem  im  Sinne  des  QesetieB 
vom  16.  Mai  1874  (R.  6.  Bl.  Nr.  64)  von  der  Begierong  zu  genehmigenden 
Coorse  anfgebraoht,  beziehnngsweiee  eingezahlt  werde. 

Ueberdies  erküren  die  Herren  Conoessionllre  ihr  EinTentändnizs,  da» 
die  von  ihnen  anlSsslieh  der  GoneeBsionsertheiInng  znr  IKehersteUnng  der 
diesfalls  tlbemommenen  Verbindlichlreiten  erlegte  Effeoteneaution  im  Betrage 
▼on  Fttnfzigtansend  (60.000)  Onlden  Ssterr.  Wahrung  insbesondere  anoh 
znr  Sicherstellnng  der  roUstündigen  Einzahlung  des  oberwihnten  Aetien- 
oapitals  per  1,110.000  fl.  österr.  Währung  zu  dienen  habe,  nnd  daher  bto 
znr  bewirkten  yollstilndigen  Einzahlung  eben  dieses  Actiencapitales  in  Handee 
der  Staatsverwaltung  erliegen  bleiben  solle. 


D.18  fUr  die  nach  §.  1  von  der  Staatsverwaltuug  zu  überDehmendeD 
Prioritätsobligationen,  ob  der  im  Ei^enbahnbuche  des  k.  k.  Landesgerichtes  | 
Wien,  für  die  Eisenbalinliiiien  Leobersdorf-St.  Polten  mit  der  Abzweigung 
nach  Schrambacli,  bozichungsw  oisc  Freyland,  Pi'.chlarn-  Gaming  und  Leobers-  j 
dorf  -  (Jutensteiii  eröt^'iieten  fiscnbalinbüclierlichcn  Einlagö'  einzuverleibende  ' 
Pl"aii<1i*MHit  ciliält  die  Kaiij^'sordnung  unmittelbar  hinter  dem  für  die  Staats-  j 
verwaltuiifr  auf  (irund  des  Artikels  IV  des  Uebereinkommens  vom  31.  Jänuer  j 
1875  (R.  G.  Bl.  Nr.  11;  einverleibten  Pfandrechte  zur  Sicherstellung  der  in  j 
Gemässlicit  des  Artikels  I  dieses  Uobereinkoiumens  geleisteten  Vorschüsse- 
So  zwar,  da>;s  die  lür  die  Prioritütsobli^jationcn  haftende  Satzpost  nach 
LÖ!^cliung  des  zuicizt  erwäliuteii  ärariselien  Pfandrechtes  auf  dem  ersten 
Platze  des  Lasteustandes  eingetragen  sein  wird. 


Die  Herren  Gonoessionire  Terpflichten  sieh,  dafür  zu  sorgen  und  alle 
Bemühungen  dahin  zu  riehten,  dass,  insoweit  dies  an  ihnen  liegt,  die  Cod* 
stitttirung  der  im  Sinne  der  Allerhöchsten  Concessionsurknnde  vom  8.  No- 
vember 1874  (R.  G.  Bl.  Nr.  10  vom  Jahre  1875)  und  auf  Grundlage  der  un 
gegenwärtigen  Uebereinkommen  enthaltenen  Bestimmungen,  beziehungsweise 
der  mit  denselben  in  Einklang  zu  setzenden  Statuten  zu  bildenden  Actieo- 
gesellschaft,  im  Einvernehmen  mit  der  Staatsverwaltung  binnen  vier  Wochen 
vom  Tage  der  Unterfertigung  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  erfolge* 

Di«  ConstUuirung  der  Ge«ell*oiiafi  erfolgt  am  19.  October  1876. 

Im  Hinblicke  auf  die  in  Aussicht  gencinmeue  Constituirung  werden 
insbesondere  fol^'-ende  Beptiiniuunfren  vereinbart,  welche  in  die  Statuten  der 
ActiengeBeiischaft  aufzunehmen  sind  : 


§•  *■ 
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aj  Das  Stimmrpcht,  welclips  d.  r  liej^'ieniug  im  Mintlcsten  mit  2(>  Stimmen 
zustolit.  niiteilie<rt  in  Aiisolimi^r  di's  staatliciien  Aktienbesitzes  in  dei 
General- Vcrsammlunu'  der  zu  hlMenileii  Actien<;eseilselial't  keiner  anileren 
Be8Chraukun^^  als  dass  die  Staatsverwaltung;  nie  mehr  Stimmen  in  Rieh 
vereinigen  wird,  als  die  <  ie>ammtzalil  di'r  iilirigen  jeweilig  in  der 
General-Versammlung  vertretenm  Stimmen  beträgt. 

Sollte  dagegen  bei  einer  General-VerHammlung  ausser  der  Ver- 
tretung des  Staatsärars  kein  anderer  Aetionär  ei*8cheiuen,  ßO  liiidet 
letzterwähnte  Beschränkung  keine  Anwendung. 

bj  Die  Regierung  hat  für  die  Dauer,  wahrend  welcher  der  Staatsseiiaiz 
durch  den  Besitz  von  Actien  oder  Prioritäten  bei  dem  Unterneluncu 
betheiligt  ist,  das  Recht,  vier  Mitglieder  in  den  Voratiind  (Verwaltungs- 
rath) der  Gesellschaft  zu  ernennen. 

Dieselben  sind  berechtigt,  solche  Verfügungen  des  Vorstandes  zu 
sistiren,  weleher  ihnen  gegen  die  ans  derBelheiligung  des  Staatsscliatzes 
hervorgehenden  finanziellen  Interessen  des  Staates  zn  Verstössen 
Bobeinen. 

c)  Ans  dem  Verwaltnngsrathe  ist  ein  Ezeontiv-Comiti  zu  bestellen,  welches 
der  Directicip  des  Unternehmens  zur  Seite  zn  stehen  hat,  nnd  ohne 
desseo  Znstinunnng  letztere  keine  wichtigeren  Einrichtungen  oder  Ver- 
fügungen treffen,  insbesondere  keine  Vertragsabschlttsse  vornehmen 
darf.  —  In  diesem  £zecntiv.Oomit6  mnss  die  Regierung  dnrch  ein  von 
ihr  bestimmtes  Mitglied  des  Verwaltnngsrathes  vertreten  sein. 

Die  Zusammensetzung,  ebenso  wie  der  Wirkungskreis  des  Eze- 
cntiv-Comit6*s  ist  bestimmt  zn  regeln,  und  unterliegt  die  bezügliche 
Schlnssfassnng  der  Genehmigung  der  Regierung. 

dj  Die  bei  der  Ausführung  des  Bahnbaues  nnd  bei  der  Beschaflfhng, 
beziehungaweise  Ergänzung  desAnlagecapitala,  wie  immer  in  Brspamng 
gebrachten  Betrige  sind  dem  Unternehmen  zuzuwenden,  und  in  einem 
zn  diesem  Zwecke  durch  Zuweisung  der  für  unvorhergesehene  Auslagen 
prXliminirten  Effectivsnmme  zn  bildenden  Reserrefond  zn  hinterlegen. 

§.  6. 

Die  Herren  Goncessionäre  verpflichten  sieh  weiters,  für  den  bei  der 
constituirenden  €teneral* Versammlung  zn  wILhlenden  ersten  Verwaltungsrath 
bloa  solche  Mitglieder  vorzuschlagen,  bezüglich  welcher  vorher  mit  dem 
k.  k.  Handelsministerium  das  Einvernehmen  über  deren  Zulassung  gepflogen 
wurde. 

Zur  Wahrung  der  speciellcn  Interessen,  welche  der  Staatsverwaltung 
aus  diesem  Uebereinkommen  erwachsen,  steht  der  Staatsverwaltung  das 
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Reclit  zu,  die  wirkliche  nnd  zweckmässige  Verwendung  der  zur  Herstellung 
und  Inbetrieltsetznnjr  der  im  ij.  l  fTfuannten  Eisenbahnlinien  beschafften 
Geldmittel  durch  zu  diesem  Zwecke  aut>estellte  Staatsorprane  während  de«^ 
Baues  und  der  Inbetriebsetzung  der  Baha  auf  jede  ihr  geeignet  erscheineode 
Weise  zu  Uberwachen. 

Die  Kosten  dieser  speciellen  UebcrwMchmif^  sind  von  den  Herren  Coii- 
cessionäreii,  beziehunj^sweisc  der  zu  bildenden  Gesellschaft,  in  dem  vom 
k.  k.  Handelsministerium  festzusetzenden  Hetratre  zu  vergüten,  welcher  <lit' 
Summe  von  sechzigtausend  (6U.0U0;  Gulden  österr.  Währung  nicht  über- 
schreiten darf. 

Der  Staatsverwaltunp:  steht  ausserdem  das  Recht  zu,  die  von  den 
Herren  Coneessinniiien,  beziehungsweise  der  zu  bilden<leM  Gesellschaft,  zum 
Zwecke  der  Bauaafsiclit,  der  Berechnung,  Liquidirung  und  Anweisung  der 
Bauverdienstausweise  aufzustellenden  Organe  in  ihrer  Dienstei^ensehaft  zu 
bestätigen,  und  die  für  dieselben  anzuwendenden  Dienstesinstructioutiu, 
Dienstesverträge  und  Disciplinarvorschriften  zu  genehmigen. 

In  gleicher  Weise  unterliegen  auch  die  liir  den  zukünftigen  Betrieb 
aufzustellenden  Oberbeamten  und  »iie  diesbezüglichen  Dienstesinstructionen 
und  Verträge  der  Genehmigung  der  liegiernug,  und  muss  auch  schon  vor  der 
provisorischen  Ernennung  der  eben  genannten  Organe  das  Einvernehmea 
mit  der  Regierung  geptiogen  werden. 

Die  Herren  Concessiouäre  sind  ferners  verpflichtet,  die  Oberleitung 
der  administrativen  Agenden  der  Gesellschaft  durch  ein  entsprechend 
geBCbcltes»  von  der  Regierung  zu  bestätigendes  Organ  besorgen  zu  lasaen. 

Der  für  das  in  diesem  üc1)creinkommen  genannte  Eisenbahnunter 
nelnnen  aufgestellte  Rcgierungsrommissär  ist  für  die  Dauer,  während  welcher 
der  Staatsschatz  durrh  den  Besitz  von  Actieu  oder  Prii>rit;llen  bei  dem  l'ntcr- 
neluneji  betheiliirt  ist.  bereelitiii-t.  niciit  l)los  solche  Üeschliisse  der  Herren  l'on- 
cessioniire,  bezichun;:  weise  des  N'erwultungsratbes  der  zu  bildenden  Gesell- 
schalt,  welche  mit  der  AUerliitchsten  Coneession,  den  gonclimigten  Statuten, 
sowie  den  allgemein<-n  gesetzlichen  Normen  und  behördlieheu  VerlUgungen 
nicht  im  Einklänge  stehen,  sondern  auch  solche  Vertilgungen  dei-  gesellschatt- 
lichen  Verwaltung  zu  sistiren,  welche  ihm  gegen  die  aus  diesem  Ueberein 
kommen  speciell  hervorgehenden  linanziellen  Interessen  des  St.aates  zu  Ver- 
stössen scheinen,-  jeiloch  hat  derselbe  dann  sogleich  die  Entseheidnnir  des 
k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohue  Aufschub  erfolgen  wird 
und  tür  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

§•  9. 

Wenn  und  insoferne  die  Herren  Concessionäre,  beziehungsweise  die  an 
deren  Stelle  tretende  Aotiengesellschafti  die  ihnen  nach  diesem  Ueberein* 
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kommen  obliegenden  Verpflichtungen  niclit  erfüllen  sollten,  so  behält  sich 

die  Staatsverwaltung  das  Recht  vor,  die  in  diesem  liebere inkommen  znge« 
-wieherte  Zahlung  des  noch  ausstündigen  Kaufpreises  für  die  Übernommenen 
Prioritätsobligationen  zu  Händen  der  Herren  Coiicc?<sionäre,  beziehungsweise 
df-r  an  deren  Stelle  tretenden  Actiengesellschaft,  einzustellen  und  anstatt  der 
obigen  Barzahlung  den  Ausbau  der  in  Rede  stehenden  Linien  auf  Kosten 
und  Gefahr  der  Herren  Conceasionäre,  beziehungsweise  der  an  deren  Stelle 
tretenden  Actiengesellsehaft,  für  Rechnung  der  Letzteren  zu  bewerkstelligen. 

In  einem  solchen  Falle  sind  die  Herren  Concessionfire,  beziehungsweise 
die  an  deren  Stelle  tretende  Actiengesellsehaft,  zur  ungesäumten  Uebergabe 
aller  noch  vorhandenen  Barschaft,  snwjn  der  bereits  bezahlten,  für  Rechnung 
des  Unternehmens  angf schaftten  Liolerungon,  geleisteten  Arbeiten,  Bauten, 
erworlienen  Gründe  u.  s.  w.  an  die  Staatsvoi  waltiing  verpflichtet. 

Der  Staatsverwaltung  soll  es  übrigens  in  einem  solchen  Falle  trcistehen, 
lins  Eijzenthuin  an  den  ihr  Ubergelu'nen  Bestandthciicn  des  ßahnhaues,  sowie 
übtü  haiipt  an  den  sämmtliehcn  coiiccssidnirtcn  Balmlinien  unter  der  JJpdiniriing 
zu  erwerbt  n,  dass  die  Conccssioiiure,  beziehuugav.eise  die  au  dor»'n  Stelle 
tretende  Acticni^-esellseliaft  und  deren 'rheilnehnicr,  für  ihre  dem  UnternchnuMi 
zugewendeten  Leistung»n  nach  Massgabe  des  nachweisbaren  Barwerthos 
derselben  vollständig  entschädigt  werden. 


Die  in  den  Artikeln  II,  Hl  ajy  dj  und  ey,  V,  Vi  und  Vll  des  lieber- 
eiukommons  vom  31.  Jänner  1875  (R.  G.  Bl.  Nr.  11)  enthaltenen  Bestim- 
mungen treten  mit  dem  heutigen  Tage  ausser  Kraft. 


Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  wird  in  zwei  ungestempelten  Exem- 
plaren ausgefertigt,  von  welchen  eines  in  Händen  der  StaatsTorwaltung 
▼erbleibt,  das  zweite  aber  den  Herren  Concessionären  ausgefolgt  wird. 

Wien,  am  9.  Mai  1876. 


§.10. 


Für  die  k.  k.  Staatsverwaltung: 

Der  k.  k.  llandelsminister: 
Chluniecky  m.  p. 


(L.  S.)  lattcrstrasser  m.  p. 
(L.  8.)  Adolph  ■•rst  m.  p. 
(Ii.  8.)  Const.  A.  CirtI  m.  p. 

(L.  S.)  August  äöstlin  m.  p. 


(L.  S  j  »irnpifen  m.  p. 


Die  Concessionäre : 


Der  k.  k.  Finanzminister: 
f  rttls  m.  p. 

(L.  S.) 
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EUenbahn  Ton  Wien  über  Radkenbarg 


Eisdübalm  von  Wiea  über  Eadkersburg  aa  die  steieriscbe  GrräMe. 

1.  Gesete  Tom  17.  Mai  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  85  und  C.  Bl.  Nr.  65, 

belrefifend  die  Bedingungen  uml  Ziiirestänilnisse  lür  ilie  SiohtrstiHunc  ciniT  dsi-ikbaliA  TW 
Wien  über  Hadker^iburg  aa  die  sicu-hsche  GrÄiue  mil  Abiweiguagea. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  ReiehsnitheB  finde  Ich  anznordneo, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermäclitigty  die  Ausflilirung  einer  LoeomotiT« 
Eieenbalin 

a)  von  Wien  über  Pittcn,  Friodberg  und  liartberg  durch  das  Safentbal 
Uber  Fürstonfeld  nach  Fehring  zum  Anscblusse  an  die  ungarische 
We.stb.ihn,  mit  einer  Abzweignn?  von  einem  g:eeig:neten  Puncte  nach  | 
Gratz  zur  Einmündung  in  die  Gratz-Köflacher  Bahn; 

b)  von  Feliring  Uber  Radkersburg  an  die  steierische Gränze  zumAnsoblosse  | 
an  das  ungarisch-kroatischo  Balinnetz 

durch  Concessionsertheiiung  nach  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  sicher* 
zustellen. 

Artilcel  II. 

Dem  Conoessionär  ist  die  Verpflichtung  aufanerlegen,  auf  Verlangen 
der  Regierung  Zweigbahnen,  und  zwar:  ■ 

a)  von  einem  sttdlioh  von  Wiener-Neustadt  gelegenen  Pnnlcte  der  in 
ArtilLel  snb  aj  bezeiehneten  Bahn  znr  Verbindung  derselben  mit 
Wiener*Nenstadt; 

h)  von  Radkersburg  westwärts  in  der  Richtung  gegen  Harburg  zum  An- 
eehlnsse  an  die  SUdbahn 
zu  erbauen  und  in  Betrieb  zu  setzen. 

Artilcel  IlL 

Fflr  die  im  Artilcel  I  und  II  bezeichneten  Eisenbahnen  Icönnen  nach- 
■stehende  Begünstigungen  gewährt  werden : 
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a)  Die  Befreiung  von  den  >"^t;impeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  Geldbeselmffiinj-,  ><o- 
wie  des  Baues  un(i  der  lustruiruug  der  Bahnen  bis  zum  Zeitpunkte 
der  BetriebserÖffiiung; 

b)  die  Befreiung  von  den  StUmpeln  und  Gebtlliren  für  die  crMtc  AiHgnbe 
der  Actien  und  rrioritätf<obligationen,  mit  Einsclilus>  der  Interims- 
seheine, sowie  von  der  bei  der  Grundeinlösung  aullaufendcn  üeber- 
tragungsgebUhr; 

c)  die  Befreiung  von  der  Rinkommenstener  and  der  Entrichtung  der 
Coupons-StämpelgebUhren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welobe  etwa  durch 
künftige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  fUnfond- 
zwanzig  Jahren,  rom  Tage  der  Coneessionsertheilung  an  gerechnet. 

Artikel  IV. 

Die  im  Artikel  I,  sub  «y  bezeiehnete  P^iMenbahnatrecke  nebst  Abzwei- 
gung muss  binnen  drei  Jahren,  vom  Tage  der  Baubewilligung  an  gerechnet, 
im  Bau  vollendet  und  dem  Öffentlichen  Verkehre  Ubergeben  werden. 

Bei  Feststellung  der  Baufrist  durch  die  Regierung  für  die  im  Artikel  I, 
fnb  hj  bezeichnete  Eisenbabnstrccke  ist  naoh  Möglichkeit  darauf  Bedacht  zu 
nehmen,  dass  diese  Bahn  gleii^zeitig  mit  der  anschliessenden  nngarisch- 
kroatischen  Eisenbahn  dem  fietriebe  Übergeben  werde. 

Artikel  y. 

Beziiglieb  der  sonstigen  Concessiousbedingungon  ist  auf  die  Anordnun- 
gen des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868  (R.  6.  Bl.  Nr.  56  ),  betreffend  die  öster- 
reichische IVordwestbahn,  thunlichst  Rücksicht  zu  nehmen  und  ist  (Qr  die 
Siohersfelinng  der  Verpflichtung  tu  der  Concessionttre  von  Seite  der  Staats- 
verwaltung die  entsprechende  Vorsorge  zn  treffen. 

Artikel  VI. 

Behufs  Feststellung  des  Anschlnsspunktes  der  im  Artikel  1,  sub  b) 
bezeichneten  Bisenbahn  ist  eine  Vereinbarung  mit  der  königlich  ungarischen 
Regierung  anzustreben. 

Artikel  Vll. 

Mit  der  Dnrchftihninfi;  dieses  Gesetees  sind  der  Handelsminitter  nnd 
der  Finanzminister  beauftragt. 

Wien,  am  17.  Mai  1878. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aiersperg  m.  p.  Baihaas  m.  p.  Pretis  m.  p. 


86 
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Ungariaehe  WcstbAbn 


Ungarische  Westbahn.  (StohlweisseiibiiTg-Ilaab-Ofaz.) 

Vgl.  Bd.  II.  Abth.  i,  Seite  1249  und  Etg.  Bd.  1,  Öeiie  471. 

1.  Rtatnten 

der  Aetiengesellschalt  der  uriL'arischen  Westbahn  iStuhlwi  is^t-nliur^-Haab-lirai),  Bodiflcirt  u 
Folge  des  (uDgarischeo)  GeseUarlikvls  WW  Il  voui  Jahre  1875. 

L  Abschnitt 

Die  AettengcMUMliaft* 

§•  1- 

Grundlage,  Firma. 

Auf  Grund  des  von  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen  Majestät  saoc- 
tionirten  V.  Geaotzartikel«  vom  Jahre  1869  und  des  durch  den  öster- 
reichischen Reichsraih  gegchaffencn  Gesetzes  Nr.  84  vom  20.  Mai  1869,  all 
auch  der  beiden  bezüglichen  Concessiousurkunden,  wurde  von  den  Conce«- 
sionären  der  unp^arischen  Westbahn  eine  Aotiengesellachaft  imter  des 
Titel  „Ungarische  Westbahn"  gebildet. 

§.  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  umfasst: 

1.  Den  Bau  and  Betrieb  der  ooncesaionirten  LooomotiTeisenbahDeB, 
nämlich : 

aj  Fttr  eme  von  StablireiBsenbnrg  Uber  Veszprini,  Klein-Zell,  84rvir. 
Steinamanger,  Kdrmendy  St  Oottbird,  Feldbaoh  nnd  Oleisdorf  bii 
nach  Qraz  an  führende  Hanptbahn ; 

bj  Für  eine  vou  Klein-Zell  über  Pdpa  nach  Raab  zu  führende  Zweigbahn. 

2.  Unter  den  allgemein  gesetzlich  vorgeschriebenen  Bedingungen  die 
Erwerbung  uud  Inbetriebsetzung  solcher  Eisen-  und  Kohlenwerke  «od 
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sonstiger  Industri»  Etabii^seineutä,  deren  Besitz  dem  geseUachaÜliüliea 
Unternelimcn  förderlich  ist. 

3.  Die  Beistellung  von  Verkehrsmitteln  iTir  PcrHoiieu  und  Frachteu  zu 
Waaser  und  zu  Lande,  unter  Beobachtung  der  ge.4etzliohen  Bestimiuungea. 

§•  3. 
Berechtigung. 

Zu  dieBem  Behufe  Ubertrugen  die  CoDcessionäre  der  ungarUohen  West- 
bahn ihre  auf  Grund  der  oberwähnten  Concessionsurkundea  erworbenen 
Rechte  auf  die  zu  bildende  Acticngesellschaft,  auf  welch'  Letztere  jedooh 
gleichseitig  auch  alle  die  Oonoeesionäre  belastenden  Verpfliohtaagea  Über- 
gingen. 

Sitz. 

Der  8itz  der  GesclUclialt  ist  Budapest  mit  Agenturen  naoU  deuiBedUrf- 
uisee  im  In-  und  Auslände.  66.) 

§.  5. 

Beginn  und  Dauer. 

Die  Oesellsohaft  trat  nach  erfolgter  Genehmigung  ihrer  Statuten  in 
Wirksamkeit,  sobald  ihre  Firma  sammt  den  Statuten  bei  dem  k,  Wechsel- 
geriohte  in  Budapest  protokolUrt  worden  ist 

Ihre  Dauer  endet  mit  dem  Tage  des  Erlöschens  der  Oonoessionsurkun. 
den,  ferner,  wenn  die  ihr  gehörigen  Eisenbahnen  entweder  rom  Staate  ein- 
gelöst oder  Ton  ihr  selbst  veräussert  werden,  Toransgesetst,  dass  nicht  der 
Fortbestand  der  Geselldchaft  fUr  ihre  Übrigen  im  §.  3  sub  2  und  3  beseioh- 
neten  Zwecke  beschlossen  wurde. 

§.  6. 

Kundmachungen  derGesellsohaft. 

Alle  ötTuutliclii'ii  Kuiidnia':*h:inj:oii  der  (Tpf^ellsrliaf't  (irlol^^ea  duroh  die 
ämtliclie  IJudapester  und  Wiener  Zeitung  un  l  aussordeui  auoh  in  jenen 
Blättern,  welche  das  Directorium  etwa  noch  bestimmen  wird,  uud  zwar  in 
der  Regel  durch  dreimalige  Einschalt uug. 

Jede  von  dem  Directorium  zu  heschliesseude  Veräuderuug  in  der  Wahl 
der  obigen  beiden  Blätter  ist  kundzumachen. 

Die  von  den  crlolgtt'ii  Kundmachunj^en  an  laufenden  Fri-<lcn  beginnen 
mit  dem  Tage,  der  auf  den  Vn^;  der  dritten  Ein-«chaltuug  folgt,  wenn  in  der 
Kundmachung  selbst  nicht  anderweitig  verfügt  wird. 


Digitized  by  Google 


542 


Ungarische- Westbahn 


IL  Abschnitt. 

§•  7. 
Höhe. 

Das  Anlagekapital  aar  Heratelliing  und  Inetrnirong  der  coneeasionirteii 
Bahnstrecken  (§.  2)  wnrde  mit  Vorbehalt  der  späteren  Richtigstellnng  vor* 
läufig  nominel  anf  86,000.000  il.  österr.  Wfthr.  in  Silber  festgesetzt,  und 
besteht 

aj  aus  dem  Äctiencapitale  von  15,0ÜÜ.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  und 
h)  au8  dem  Nominalbetrage  eines  Prioritätsanlohcna  von  21,000.000  fl. 
österr.  Währ,  in  Silber,  welch'  letzterer  Betrag  auf  Grund  der  im 
§.  10  rrwühnten  Hichtigsteliung  auf  20,786.600  fl.  österr.  Währ,  io 
Silber  reducirt  wurde. 

§.  8. 
A  otiencapital. 

Das  Aetiencapital  7on  15,000.000  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  besteht 
ans  75.000  StIIck  anf  den  Ueberbringer  lautenden  nntheilbaren  Aotien  tos 
Je  200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber,  gleich  233 1/,  il.  sttddentsehe  WXhniog 
oder  133V3  "^^^^  ^«1*  Thaler- WShmng. 

§.9, 

Aufnahme    des  PrioritKtsanlehens.  Prioritäts-Partialobli- 

gationen. 

Das  im  ij.  7  lit.  h  lostjresefzte  Pri*  rifütsaniehen  von  21,000.000  Ii.  in 
Silher  x^urde  mittdst  Kmission  von  lO.O.OUU  Stüfk  mit  5o,o  in  Silber  jäh rlioli 
verzinslichen.  uiitheill);ireii.  :inf  den  rel)orl»rinfrt'r  jUH^'estellten  nnd  je  aof 
200  tl.  ostorr.  Währ,  in  .Silber,  jrleidi  2;?;iV;  »i-  -Uddeutsehe  Währ,  oder 
133'  3  Thaler  der  Thaler- Währung'  lantend»  n  Prioritätsobligationen  anf- 
gebracht  und  bildet  ein  Passivum  der  Gesellschaft. 

§.  10. 

D  efiniti  ve  Festsetzung  der  Summe  des  Anlagecapitals. 

Nach  definitiver  Bestimmung  der  Meilenlänge  der  gesellschaftlichen 
Bahnlinien  wurde  mit  der  Reducirung  der  provisorischen  Summe  des  Anlage' 
oapitals,  die  gleichfalls  provisorisch  (auf  105.000  Stück)  angenommene 
Anzahl  der  Prioritätsobligationen    auf   103.933  Stück  reducirt  Dies 
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ge-chah  :\iif  (xrund  des  eiul^^iltig  genehmi;;ten  Prioritätoutilguugsplanes 
-durch  AuuuUiruQg  der  cutdpreohönieu  StlickzahU 

§.  11. 

■Stämpel-  nnd  gebührenfreie  Aasgabe  der  Actien  und  Priori* 

tätsobligationen. 

Die  Aasgabe  der  Aotien  and  Prioritätgobligationen  (§§.  7,  8,  9)  mit 
EinschlasB  der  Interimsaeheine,  Coupons  und  Talons  findet  8tilmpel>  nnd 
^ebObrenfrei  statt  Die  Aetien  nnd  Prioritätsobligationen  k9nnsn  auf  allen 
in-  und  aasländisohen  Bi^rsen  geliaalelt  und  Smtlioh  notirt  werden. 

§.  12. 

Zabluu^der  Zinsen  des  Aniagec apituU. 

Die  Zahlung  der  Zinsen  de^  Anlagücapitals  (§.7)  erfolgt  halbjährig 
tind  swar  insofeme  das  eigene  Beinerträgniss  niebt  ansreieht,  auf  Grund  von 
Vori^chilssen  der  k.  k.  Österr.  und  k.  ung.  Staat'ivcrwnitungen  (§.  20),  fUr 
4ie  Actien  am  1.  Jänner  und  1.  Juli,  jene  für  die  Prioritäten  am  1.  April 
nnd  1.  October  nacliliinoin  an  der  frp-5olNch;iftlioben  Hauptoassa  und  auch 
an  jenen  Orten,  welohe  das  Direotorium  bestimmen  nnd  knndmaehen  wird. 

§.13. 

Tilgung  des  Anlageoapitals. 

Die  Tilgung  des  Aulapfecapitales  ort'ols^t  innerhalb  der  Concessions- 
•dauer  durch  successive  Einlösung  der  emittirten  Prioritätsobligationeu  und 
Actien  nach  dem  von  der  Staatsverwaltung  genehmigt»>n  Tilgungnplane 
derart,  dass  die  Tilgun-r  der  Prioritätsanleihe  der  Tilgung  des  Actien- 
capital.-^,  daher  die  Einlösuug  der  Prioritätsobligatioueu  jener  der  Actien 
voranzugehen  hat. 

§.  14. 

Verlüsu  ng. 

Die  Reihenfolge  der  einzulösenden  Priorltäts-Partialobligationen  und 
Jkotien  wird  durch  Verlosung  bestimmt,  welche  unter  behördlicher  Aufoioht 
4UB  Sitze  der  Gesellschaft  öffentlich  vorzunehmen  ist. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Prioritätsobligationen  und  Aotien  müssen 
JLnndgemacht  werden.  Di«  gezogenen  Prioritätsobligationen  und  Aotien 
'werden  seehs  Monate  nach  dem  Ziehungstage  gegen  Uebergabe  derselben 
«ammt  Coupon  nnd  Talon  zum  vollen  Nenawerthe  in  Silber  eingelöst;  mit 
4em  Einlösnngstennine  hört  ihre  Verzinsung  auf. 
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§.  15. 

Verjührung  der  Zinsen. 

Zinsen  Ton  Priorititsobtigationen  nnd  Aotien,  welebe  binnen  fünf 
Jahren  rom  Tage  ihrer  Fftlligkeit  nicht  behoben  werden,  verfallen  sn 
Gunsten  der  Gesellsehaft. 

§.  16. 

Oenussscheine. 

Für  die  eingelösten  Actieii  werden  auf  den  Inhaber  lautende  Genuss- 
ßcheine  ausgefolgt,  deren  Besitzer  wohl  keinen  Anspruch  auf  die  im  §.  12 
erwähnten  5"/,,  Aetieuzinsen,  im  Uebrigen  jedoch  gleiche  Rechte  mit  den 
Actien'jcsitzoi  n  haben. 

DaB  Formular»'  dieser  (Jemisssclioiiie  wird  seinerzeit  vom  Directorium 
festgesetzt  und  der  ätaatsverwaltuug  zur  Genehmigung  vorgelegt  werden. 

§.  17. 

Sieherstellnng  des  Prioritätsanlehens  und   der  Zinsen  des» 
selben.  Prioritäts-Hauptobligation. 

Znr  Sicherstellung  des  Prioritfttsanlebens  sammt  Zinsen  hat  die 
Oesellschaft: 

o/  Uber  den  ganzen  Capitalbttra^^  und  die  Zinsen  desselben  zu  Gunsten 
der  Inhaber  ihrer  euiittirten  Prioritäts-Partialobligationen  eine  durch 
die  Tilgung  dieser  Letzteren  in  gleicher  Hohe  sucoesBive  ausser 
Geltung  und  Wirksamkeit  tretende  Priorltäts-Hauptobligation  aus- 
snstellen; 

in  dieser  Hauptobligation  den  Bahnkörper  der  ungarischen  Westbahn 
samnii.  dem  vollständigen  fundus  instructus  bis  zur  Höhe  des  Schuld- 
betra^^e^^  .sammt  Zinsen  zu  verpfänden,  sodann  auf  Grund  dieser  Hypo- 
thekbestellung 

cj  im  Königreiche  Ungarn  das  utibodingte  Pfandrecht  auf  den  erwähnten 
Bahnkörper  und  dessen  unbeweglichcH  Zugchör  im  Sinne  des  I.  G.-A. 
wm  .lalire  1868  und  im  Kaiserthurae  Oefiterreich  im  Sinne  des 
Gesetzes  vom  19.  Mai  1874,  XXIII.  Stück  Nr.  70,  zu  Gunsten  der 
Inhaber  der  Prioritätsobligatioueu  grundbUcherlich  primo  loco  eio^ 
verleiben  zu  lassen 

die  Ori^'inal  -  Prioritäts- Hauplublii-'atiou  alö  eine  den  sämmtlicheti 
lnhal»ern  der  IMioritäts-Partiaiobjipationeii  fremeinschaftUche  Urkunde 
bei  der  ungarischen  Staatsverwaltung  zu  hinterlegen. 
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§.  18. 

Form  der  Prioritttts-Hauptobligation. 

Die  im  §.  17  erwähnte  Prioritüto-Hanptobligation  im  Betrage  von 
31,000.000,  resp.  20,786.600  fl.  österr.  WShr.  Silber  (§.  7),  ist  nach  dem 
Formulare  A  ausgefertigt  mit  dem  Trockenstempel  der  Qesellsohaft  ver* 
sehen  und  durch  alle  Hitglieder  des  Yerwaltungsrathes  unterfertigt  worden. 

Die  Ausfertigung  und  grundbttoherliche  Einverleibung  derselben  findet 
stibnpel-  und  gebtthrenfrei  statt. 

§.  19. 

LSsehnng  den  Pfandrechtes. 

I>ie  Gespllschatt  ist  bereeliti;;t,  das  zur  Sichrrstt  lliinjX  ihres  Priorität.s- 
aiilchens  samiiit  Zinsen  auf  ihren  Hahiikörper  umi  th  ssen  Zug-ehör  laut  ^.17 
eingeräumte  l'l'andreeht  auf  Grund  dt  r  von  ihr  eingelösten  rrioritäts  Tartial- 
obligationen  13,   14 1   im  Noniinalliefrafire  derselben,  oluie  besoiidf-re 

Löacliungsbewillij^un};,  ledi^'lieh  ge^'en  Vurla^r«"  der  eingelösten  Partialobli- 
gatioucn  von  Zeit  zu  Zeil  tlieüweise  oder  im  lianzeii  auf  einmal  gruiid- 
bUclierlich  löschen  zu  lassen. 

§.  20. 

Staatsgarantie. 

Zur  weiteren  Sicherstellnng  des  Anlageoapitals,  beziehungsweise  zur 
Sicherstellung  der  von  den  Prioritätsobligationen  und  Aetien  su  entrichten- 
den Zinsen  und  der  sur  Einlösung  der  Terlosten  PrioritXtsobligationen  und 
Aetien  nothwendigen  Amortisationsquote,  garantirt  die  k.  nng.  Regierung 
ffr  die  auf  ungarischem  Gebiete  in  Hazimallänge  zu  bauenden  40*5  Meilen 
der  ungarischen  Westbahn  ein  jibrliobes  ReinertrSgniss  von  86.400  fl. 
Österr.  WShr.  Silber  per  Heile  und  die  erforderliche  Tilgungsqnote,  und  die 
k.  k.  österreichlsobe  Regierung  fUr  den  auf  steierischem  Gebiete  liegenden 
Theil  der  ungariHclien  Westbahn  ein  jfthrliches  5%ige8  ReinertrSgniss  in 
Silber  von  dem  Nominalcapttale  von  738.000  fl.  üsterr.  Währ,  per  Meile 
und  die  erforderliche  Til^ungsquote  derart,  dass,  wenn  das  ReinertrXgniss 
einer  oder  der  andern  Strecke  per  Meile  den  hieiUr  garantirten  Betrag  nicht 
erreichen  sollte,  die  betreffisnde  Regierung  den  Abgang  zu  ergttnzen  ver- 
pflichtet ist. 

Die  von  beiden  Staaten  auf  Grund  der  übernommenen  Garantien  zu 
zahlenden  Betrüge  sind  als  mit  jährlich  4%  verzinsliche  Vorschüsse  zu 
behaudeln. 

Wenn  dag  ReinertrUgniR8  der  Bahn  die  hiefUr  garantirte  jährliche 
Summe  übersteigt,  so  ist  die  Hälfte  des  bezüglichen  Ueberscbaases  zur  Til- 
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gung  der  Vorscliüsse  und  dproii  Zinsen  bis  zur  gänzUobeu  Tilgung  der- 
selben sogleich  an  die  Kt'U'iernn^'  abzuliiluen. 

Die  Ausgloiclinnp:  der  vorfallenen  Zinsen  des  Vorschusses  mus-i  der 
Kiickzahlun?  des  Letzteren  vorangehen.  Die  Forderun°^en  der  beiden  Kegie- 
rungen  hinsiehtlicli  i^olchcr  Vorschüsse  und  Zinsen,  welche  bis  zum 
Erlöschen  der  Coneession  noeh  nicht  zurückgezahlt  wurden,  werden  aus 
dem  erübrigenden  Vermögen  der  Unternehmung  zu  befriedigen  sein. 

§.  21. 

Oesonderte  Bechnimgsfflhrnng. 

Hit  Rttoksieht  auf  die  abgesonderten  Garantieleistongen  der  Sster- 
reieldieheB  und  nngarisehen  Regierung  (§.  20)  ist  die  Betriebsreebnong  der 
Btcierisoben  und  nngarieeben  Bahnstrecke  abgesondert  zn  führen,  und  besOg« 
lieh  der  Theilnng  der  gemeinsanien  Ausgaben  nnterwirit  sieh  die  GeseU» 
sohaft  Jeder  wie  immer  gearteten,  von  Seite  der  beiden  Regterongen  wia  Ter- 
einbarenden  Modalität,  insoferne  hiedurch  der  Umfang  und  die  Geltung  der 
fflr  beide  Babnstreeicen  vorgewährten  Ertragsgarantie  nicht  alterirt  wird. 

Die  Theilung  gesebieht  jedoch  nur  mit  Besiehnng  auf  das  zwischen 
den  beiden  Regierungen  bestehende  Verhältniss,  während  den  Actionären 
gegenüber  und  rttcksichtlich  aller  sonstigen  Verhältnisse  die  Betriebs-  und 
Garantieergebnisse  ungetheilt  als  Ertrag  einer  einaigen  Unteruehmnng 
behandelt  werden,  ohne  Untersehied  ob  derselbe  aus  dem  steierisehen  oder 
aus  dem  ungarischen  Theile  der  Bahn  resuitirte. 

§.  22. 

Beginn  der  staatlichen  Zinsengarantie. 

Die  staatliche  Zinsengarantie  begaun  fdr  jede  einselne  im  §.  2,  unter 
ajf  b)  erwähnte  Strecke  der  eoncessionirten  Bahnen  abgesondert  mit  jenen 
Tage,  an  welchem  die  betreffende  Strecke  mit  Bewilligung  jener  B^ernng, 
in  deren  Bereich  dieselbe  fällt,  dem  Verkehre  Übergeben  wurde. 

Bis  cur  Uebergabe  der  ganzen  concessionirten  Bahnlinie  an  den  5ffent> 
liehen  Verkehr  wurde  die  H5he  der  Garantiesumme  ftlr  jede  einselne  Tbeil- 
streeke  im  Verhältniss  zur  Heilenaahl  derselben  gerechnet  Die  staatliehe 
Garantie  der  TUgungsqnote  begann  aber  erst  nach  ErOflhung  des  Betriebes 
auf  der  ganzen  concessionirten  Bahn. 

§.23. 

Vermehrung  des  Anlage oapitales. 

Für  den  Fall  einer  Erweiterung:  »ItT  i?esellschaftlichen  Unternehmung 
im  Sinne  des  §.  2,  wird  der  UeseUschalt  die  ii^rhöhuug  des  Anlagecapitales 


Digitized  by  Google 


(Stuhlwel8seobarg''RMb*Gras). 


Ul 


durch  Ausgabe  neuer  Actien  und  Prioritätsobligationen  Über  Besehlnsg 
der  Qeneiml-VerdammlaDg  {§.  39  sub  2)  und  mit  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltung vorbehalten.  Die  Prioritätaobligatiunen  können  jedoch  nach  in 
dietem  Falle  nnr  bis  zur  Höhe  einer  solch  i  n  Stimme  ausgegeben  werden, 
deren  Verzinsung  hiM'hstens  erhöhten  Anlngecapital  etwa 

an  garantirenden  Reineinkommens  in  Anspruch  nimmt. 

Form  der  Actien  und  Pri  o  ritätso  bligatio  uen. 

Die  Actien  wurden  nach  dem  Formulare  B,  die  Prioritäts-Partialobli- 
gationen  nach  dem  Formulare  0  ausgefertigt,  aus  einem  bei  der  Gesell- 
schaft aufzubewahrenden  Juxtabuch  geschnitten,  mit  fortlaufenden  Num- 
mern, dem  Trockenstem{)el  der  Gesellschaft  und  mit  der  Unterschrift 
des  <£:esi  llacli&ftUchen  C&ssiers  und  zweier  Mitglieder  des  Verwaltuugsrathes 
▼ersehen. 

§.  25. 
Coupons,  Talon. 

Jeder  Actio  nnd  jeder  PrioritätsobUgatiion  wird  ein  Oonponsbogeni 
welcher  80  Stttek  Oonpons  enthält  nnd  ein  Talon  beigegeben. 

Der  Coupon  Air  Actien  ist  nach  dem  Formulare  Dj  fttr  PrloritKtsobli- 
gationen  nach  dem  Formulare  E  und  der  Talon  nach  dem  Formulare  F  aus- 
gefertigt worden. 

§.  26. 

E  i  u/.  a  Ii  l  u  n  ^^e  n.' 

Im  Falle  der  Vermehrung  des  Anlaf^ecapitales  worden  die  auf  dasselbe 
zu  b'istenden  Einzahlungen  von  dem  Directoriura  festj^esetzt,  und  es  niuss 
jede  Einzalilung,  sowie  der  Zahlungstermin  wenigstens  einen  Mouat  früher 
Öffentlich  kundgemacht  werden. 

Die  frelcisteten  Einzahlungen  werden,  solange  die  Emission  der  Actien 
nicht  crtolgen  kann,  durch  einen  Intorimsschein  bestätijrt,  welcher  nach 
geleisteter  letzter  Einzahliing  ge^en  die  wirkliche  Actif  uiiigeNvecliselt 
werden  wird.  Bis  dahin  vertreten  Interimsscheine,  auf  weleiieii  die  Leistung 
aller  verfallenen  Einzahlungen  bestätigt  ist,  die  Stelle  der  Actien. 

Der  Actienzeichner  haftet  mit  5üo/o  des  Nominal werthes  der  gezeich- 
neten Actien. 

§.  27. 

Folgen  der  nicht  rechtseitig  geleisteten  Einsahlungen. 

Wenn  die  ausgesohriebenen  Einsahlungen  snr  festgesetsten  Zeit  nieht 
geleistet  worden  ^d,  ist  die  Gesellschaft  berechtigt»  die  Interimsscheine, 
•   welche  mit  der  Einsahlung  im  Rttokstande  sind,  sn  TerXnsseni. 
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Zu  diesem  Zwecke  werden  die  Nummern  dieeer  Interimsseheiiie  mter 
gleicbEeitiger  Angabe  der  Folgen  der  Verzögerung  verOffeiiUi<»ht. 

Binnen  dreissig;  Tagen,  von  dieser  Kundmachung  an  gerechnet,  steht 
es  den  säumigen  Actionären  noch  frei,  die  rückständige  Einzahlung  stt 
leisten,  allein  sie  haben  ausser  den  laufenden  57gigen  Zinsen  noch  SVn^ge 

Verzugszinsen  zu  entrichten. 

Nach  Ablauf  dieser  30  Tage  wird  die  Gesellschuft  noch  eine  AufTor- 
deniug  zur  Leistung  der  rückständigen  Einzahlung  unter  Festsetzung  eines 
letzten  Termine«  von  vier  Wochen  erlassen,  und  wenn  dieser  Termin  gleich- 
falls fruchtlos  verstrichen  ist,  so  hat  die  Gesellschaft  das  Recht,  diese 
Interimsscheine  zu  Gunsten  d«'r  Gesellschaft  als  verfallen  zu  erklären  und 
durch  neue  Interimsseheine,  welche  dieselben  Nummern  wie  die  aonuilirten 
Interimsscheiue  eihalten.  zu  ersetzen. 

Werden  Acticn  Mangels  Einzahlung  aniiuUirt,  so  bleibt  der  Actieu- 
/eiohner  denuoch  mit  5U"/«  des  Nominal  wer  thes  der  gezeichneten  Actien 
haftpllichtig. 

§.  28. 

Mangelhafte  Interimsscheine. 

Interimssoheine,  auf  welchen  die  ordnnngsmässige  Bestätigung  aller 
fiUligen  Rateneinsahlnngen  nicht  ansgefertigt  worden  ist,  sind  nicht  Gegen- 
stand eines  gesetzlichen  Yerkehres. 

§.29. 
Amortisirnng. 

In  Verlust  gerathene,  entwendete  oder  zerstörte  Interimsseheine,  Aetien, 
Prioritätsobligationen,  Coupons  oder  Talons  mttssen,  um  an  deren  Stelle 
neae  entsprechende  Urkunden  sn  erhalten,  in  der  dnreh  die  Qeaetse  vor» 
geschriebenen  Art  für  amortisirt  erklärt  werden. 

IIL  Abschnitt. 

§.  30. 

Anth eil  d er  Ac ti o u äre  an  de m  ge se  1 1  s  ei» a f 1 1  i  c h e n  U  n  t r nehm e  n. 

Jede  Actie  gibt  ihrem  Inhaber  das  Recht,  auf  den  verhältnissmässigen 
Autheil  an  dem  Gesammtvermögen  der  Ge^rll^fiiaft  und  au  dem  ErtrXgoisse 
des  gesellschaftlichen  Unternehmens,  jedoch  auf  kein  Miteigenthum  an  ein- 
zelneu Vermögensbestandtheilen.  Der  lulialM  r  einer  Actie  ist  daher  nicht 
berechtigt,  eine  Sicherstellung  oder  Ausscheidung  seiner  Ansprüche  von  der 
QesoUschaft  zu  begehren,  und  es  kann  in  Folge  dessen  wegen  der  Schuld 
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eines  Aotionftn  gegen  das  Vennögen  der  OeseUeohaft  keine  Sequestration 
stattfinden. 

§.  81. 

Oemeinsame  Rechte  auf  eineActie  oder  PrioritSts-Partial* 

Obligation. 

Die  Qesellschaft  erlcennt  fUr  jede  Aetie  oder  Prioritäts-Partislobliga- 
tion  nnr  einen  Inhaber  an,  mehrere  Theilnehmer  einer  Aetie  oder  Prioriülts- 
Obligation  mttssen  daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  dareh  einen  gemein» 
sehaftlichen  Vertreter  wahrnehmen  lassen. 

§.82. 

H  a  ft  uug  der  Actio iiäre. 

Die  Aotionttre  sind  nur  bis  zum  Nominalbetrag  ihres  Aetienoapitaln  der 
Gesellschaft  gegenüber  )]aftun^^<«pflichtig;  dritten  Personen  gegenüber  haftet 
die  Oesellschafl  fUr  alle  ihre  Verbindiiohkeiteo  mit  ihrem  ganMn  Vermögen» 

§.  33. 

Deponirung  der  Aotien  und  Prioritltsobligationen. 

Die  Actien  und  PrioritätsoMifrationen,  sowie  die  Intcrimssclicine 
können  gegen  Entrichtung  der  hiefür  von  der  Gesellsohal't  hestiuimteu 
Gebüiir  bei  der  Cassa  der  Gesclbcliutt  hinterlegt  und  dagegen  auf  den 
Namen  des  Erlegers  hiutende  Erlagssclieine  erhoben  werden.  Die  Auszah- 
lung: der  Zinsen  und  Dividenden  findet  dann  gegen  Vorweisung  des  Depo- 
sitenscheines statt. 

§.34. 

Wirksamkeit  dieser  Statuten. 
Diese  Statuten  sind  fttr  die  Actienbesitzer  unbedingt  bindend. 

s 

IV.  Abschnitt. 
OrsaniaAttom  der  Cieaella«li»rA. 

§.  86. 

Die  Organisation  der  Gesollschaft  bildet: 

A)  die  Qenendversammlnng, 

3)  das  Directorium, 
0)  der  Aufsiohtsrath. 
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A. 

Di«  Cieiieral»V«niAmmlang  der  Actionlkre* 

§.  36. 

Ort,  Einberufung,  Wirkungskreis. 

Alle  General-Veraanunlttogen  werden  in  Badapest  abgehalten.  Die  Ein- 
bernfnng  deraelben  erfolgt  unter  Mittheiinng  der  Gegenstilnde  der  Verband- 
lang  (Tagesordnung)  darob  das  Direetoriam,  eTontnell  daroh  den  Anfiriehts- 
raih  oder  dnroh  das  competente  Gerioht  mittelst  zweimaliger  öffentiieber 
Bekanntmachung,  deren  erste  spätestens  vier  Wochen  vor  dem  Versamm- 
Inngstage  in  den  dffentUohen  Blättern  erscheinen  miiss.  (§.  6.; 

Die  statntenmässig  gebildete  General-Versammlung  bescbliesst  inner- 
halb der  Grenzen  der  allgemeinen  Verordnungen  und  der  Statuten  Ober  alle 
Gegenstände,  deren  Entscheidnng  ihr  ausschliesr^lioh  vorbehalten  ist,  oder 
welche  ihr  vom  Direotorium,  eventuell  dem  Aufsichtsrath  oder  von  dem  com- 
potenten  Gerichte  vorgelegt  werden,  und  wird  in  der  General-Versammlang 
aar  Uber  jene  Gegenstände  verhandelt,  welche  in  der  £inberufiing4kand- 
macbnng  bezeichnet  sind. 

Die  von  der  General- Versammlang  gefassten  Beschlüsse  sind  fttr  jedeo 
Aotionär  bindend. 

§.  37. 

Ordentliche  General- Versammlungen. 

Die  ordentliche  Oeneral-Versammlnng  findet  spätestens  im  iweitea 
Kalenderquartale  eines  jeden  Betriebsjahres  statt  Die  erste  ordentUohe 
General-Versammlang  wnrde  statatenmässig  in  dem  dem  Ablaaf  der  Baoieit 
und  der  Eröffnang  des  Betriebes  auf  der  ganzen  conoessionirten  Bahnltnie 
(§.  9)  sunäohst  folgenden  Jahre  abgehalten. 

.  §.  38. 

Regelmässige  Gegenstände  der  Berathang  und  Beaehlass- 

fassung. 

Regelmässige  Gegenstände  der  Berathang  nnd  Beschlussfassuag  der 
ordentlichen  General-Versammlang  sind: 

1.  Berichte  des  Direotorinms  und  des  Aufiiiohtsrathes  Uber  die 
Gesohifitsgeliarang,  respeotive  Uber  die  Jahresreehnangen  nnd  die  Bilanz; 
Prttfnng  der  Bechnungen  und  Feststellung  der  Bilanz;  demgemäss  BesoUnas* 
fassang,  betreffend  Ertheilnng  des  Absolutorium)  an  das  Direetorium  und 
den  Aufsichtsrath. 
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2.  Vertbeilung  des  Reinerträgniases ;  Feststellung  der  anf  die  Actien 
entfalleDden  DiTidende,  des  Weithes  der  Prisensiiiarkeii  fOr  das  Direc- 
torhmi)  der  Entlohnnng  des  Anfsiehtsrathes  und  der  eTentaellen  Tantiime» 

3.  Die  Wahl  and  Enthebnng  des  Directorinms  nnd  des  Anfsiehts- 
rathes. 

4.  Berathang  and  Erledignng  der  statatenmSssig  auf  die  Tagesordnung 
gesetzten  anderweitigen  Gegenstände. 

5.  Erledignng  der  anf  das  Stimmrecht  einzelner  AotionSre  sich  bezie- 
henden etwaigen  Reelamationen. 

§.  39. 

Besondere  G  o   c  ii  t  ii  n il  e  d e  r  B e r a t  Ii  u n g  und  B e s c h I u 8 3  f a s s u n g. 

Ausser  den  im  §•  38  erwähnten,  regelmässig  in  jf'dem  Jahre  vorkom» 
menden  Gegenständen  bleibt  insbesondere  dem  Besciiiusse  der  General-Ver- 
sammlung vorbehalten: 

1.  Die  Au^;dehuu^g  des  geselUcliaftlichen  Unternehmens  Uber  den  im 
Punkte  1  des  §.  2  angegebenen  Zweck  hinans. 

2.  Die  Vermehrung  des  Gesellschaftseapitales  durcli  Herausgabe  n^uer 
Actien  oder  Aufnahme  von  Anlehen,  worüber  Schuldtitei  der  Gesellschaft 
ausgf  f'  Tf igt  werden.  (Prioritäts-Anlehen.) 

3.  Abänderung  der  Statuten  und  Zusätze  zu  denselben. 

4.  Die  Uebernalime  dea  Betriebes  einer  anderen  Eisenbahn  oder  die 
l Übertragung  des  Betriebes  der  eigenen  Bahn  au  eine  andere  Gesellschaft 
oder  an  den  Staat. 

5.  Die  VereiniL'un^r,  resixctivi^  Ansehluss  der  GeselNehaft  an  sob-Iie 
Bahnen,  web  ii»  mit  (b  in  Hahnnetzr  derselben  in  Verbindung  sind  oder  sein 
werden,  sowi«-  im  Allsremeiiicn  ib  r  .M)schluss  sfdelicr  (.'arteih erträi-e,  wcb-lie 
die  Oes.immtheit  der  Geschäftsluliruug  auf  gemeiuschattliche  liechaung 
bezwecken. 

6.  Die  Autlüsuiig  di  r  (jicsclUciiafi  vor  Ablaut  der  im  5  bestimmten 
Dauer. 

7.  Der  Verkam  odw  <]\o.  Verpaehtung  der  lialm  und  der  Fortbestand 
der  Oesellschatt  zur  Erreichung  ihrer  im  §.  2  sub  2  nnd  3  ver/t  icbncten 
Zwecke  nach  etwa  erfolgter  Einlösung  der  Bahn  von  Seite  des  Staates  oder 
stattgefundenem  Verkaufe  derselben. 

8.  Die  Massrepeln  xur  Geltendm:i«  liung  der  gesetzlichen  Verantwort- 
lichkeit der  gesellschattliühen  Organe.  Zu  die>cni  Zwecke  Wahl  von  Bevoll- 
mächtigten im  Sinne  des  §.  197  tles  Handelsgesetzes. 

9.  Die  Aulhebung  der  Beschlüsse  früherer  General-Versammlungen. 

10.  Die  Einberufung  ausserordentlicher  General- Versammlungen. 
Beschlüsse  über  vorerwähnte  Gegenstände  (1 — 10)  können  sowohl  in 

ordentlichen  als  auch  in  ausserordentlichen  General- Versammlungen  gefasst 
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werden,  es  rnnsB  Jedoch  der  Gegenstand  der  Berathnng  stets  in  Oemllssheit 
•des  §.  86  in  der  Binbemfnngsknndmsohnng  bezeichnet  sein. 

Beschlttsse  ttber  die  snb  1,  2,  8,  4,  5.  6,  7  erw&hnten  Qegenatilnde 
bedürfen  zn  ihrer  Oiltigkeit  der  Genehmigung  der  Stnatsyerwaltang. 

§.  40. 

Ausserordentliche  General- Versammlangen. 

Eine  ausserordentliche  General-Versammlang  wird  einbemfen: 
a)  Ober  Besehlnss  der  General- Versammlung  (§.  89  snb  10); 

in  allen  F&Ueni  in  welchen  das  Direetorium  die  Abhaltung  einer  ausser- 
ordentlichen General-Versammlung  besohliesst;  und 
ej  aber  Beschluss  des  Anfsichtsrathes; 

dj  Uber  Antrag  von  AotiouKren,  wenn  ein  soloher  Antrag  unter  Deponirung 
des  zehnten  Theiles  der  emittirten  Actien  und  unter  Angabe  der  Gründe 
nnd  BerathungsgegenstSnde  dem  Direetorium  gestellt  wird.  In  dem 
▼erstehenden  (sub  d)  erw&hnten  Falle  ist  die  General-Versammlung 
binnen  8  Tagen,  nachdem  der  bezügliche  schriftliche  Antrag  dem 
Direetorium  üher^cbcii  worden  ist,  einzaberufen. 

£j  eventuell  Uber  Ent-^cheiilunj^  «lea  corapetoiiton  Gerichtes,  insoferne  das 
Direetorium  die  im  Functe  d)  erwähnte  Einberufung  unterliesse. 

§.  41. 

Drucklegung  der  Rechnungen  und  Berichte. 

Geschüftsberichte,  Sohlussrechonngen,  Bilanz,'  Bericht  des  Aufsiohts- 
rathes,  sowie  der  Inhalt  der  zur  Verhandlung  kommenden  Anträge  sind  in 
Druck  SU  legen  und  können  von  jedem  sich  als  solchen  legltimireiiden 
Actionär  8  Tage  vor  der  General-Versammlung  im  Bureau  der  Gesellsohaft 
entgegengenommen  werden. 

§.  -12. 

Anträge  einzelner  Actionäre. 

Anträge  einzelner  Actionäre,  welche  in  der  ordentlichen  General-Ver« 
Sammlung  zn  verbandeln  sind,  müssen  spätestens  bis  Ende  Februar  dem 
Direetorium  schriftlich  mitgetheilt  werden,  damit  sie  in  der  Elnbemfnngs- 
kundmachnng  unter  die  Gegenstilnde  der  Verhandlung  aufgenommen 
werden. 

In  einer  ausserordentlichen  General-Versammlung  können  Anträge  ein- 
zelner Actionäre  nur  dann  znr  Verhandlung  kommen,  wenn  dieselben 
achriftUeh  dem  Direetorium  zugekommen  sind,  und  zwar: 
aj  in  dem  in  §.  40  sub  aj  erwähnten  Falle  drei  Tage  naeh  dem  diesfll- 

ligen  Besch  lasse  der  General-Versammlung,* 
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in  dem  in  §.  40  snb  bj  e)  und  e)  erwälititen Falle  bevor  dieEinberafang 

beschlossen  wird; 

c)  in  dem  in  §.  40  8ub  dj  erwähnten  Falle  vor  Bchriftlioher  Mittheilung 
des  diesfälligen  Antrages  an  das  Directoriuro. 

In  der  General-Vorsammlang  selbst  können  dergleichen  Anträge  nar 
dann  eingebracht  werden,  wenn  sie  von  wenigsten»  10  Actionären  unter- 
stützt werden,  und  selbst  dann,  den  Antra»?  auf  Einbemfung  einer  aueser- 

ordentliplien  üeneral-Versammlnnjr  aufgenommen,  darf  Uber  dieselben  nicht 
solort  verhandelt  und  entschieden  werden,  sondern  sind  derlei  Antrüge  zu 
diesem  Zwecke  der  näohsten  Ueueial-Veraammlung  zu  unterbreiten. 

§.48. 

Stimmrecht  der  Aotionäre. 
Je  zehn  (10;  Actien  berechtigen  zu  einer  Stimme.  Kein  Actionär  kann 
Indessen  mehr  als  zweihnndert  (200)  Stimmen  weder  im  eigenen,  noch  im  * 
fremden  Namen  repräsentiren. 

§.  44. 

D  e  p  0  n  i  r  u  n  g  der  Actien. 

Zur  Tht'ilnahnn'  an  dor  (ieneral-Vfrsanunluiif;  sind  nur  jene  Actioniiro 
berechtigt,  welche  ilirc  A<'tien  saimut  dfii  nicht  fälli^'cn  Coupons  und  dem 
Taldu.  lic/iehuu^sw eise  ihre  Interimsscheine  oder  den  in  Geiuiissheit  do.^ 
§.  3.'i  liehohenen  Empfangaschoin  über  deponirte  Actien  oder  Interims- 
scheine oder  aber  ihre  Genusasoheine  wenigstens  acht  Tage  vor  dem  Znsam- 
mentritte der  General-Versammlung  bei  der  Oassa  der  Gesellschaft  oder  an 
den  vom  Directorinm  bezeichneten  Orten  deponirt  haben. 

Die  Stelle  der  wirklichen  Deponirung  an  den  Torbezeichneten  Orten 
-vertreten  nur  Smiliebe  Bescheinigungen  Ton  österreichischen  oder  anga« 
risehen  Staats-  oder  Oommnnalbehörden  über  die  bei  ihnen  erfolgte  Depo- 
^tion  der  oben  bezeichneten  Werthpapiere. 

Den  ActionSren,  welche  in  Oemässheit  der  vorstehenden  Bestimmungen 
ihre  Actien  oder  Interimsscheine  beziehungsweise  den  allfftlligen  Einlags* 
schein  oder  die  erwähnte  ämtliohe  Bestätigung  rechtzeitig  deponirt  haben, 
werden  Legitimationskarten  zum  Eintritte  in  die  Versammlung  erfolgt.  Auf 
diesen  Karten  ist  die  Anzahl  der  vertretenen  Actien  und  der  dem  Depo« 
nenten  gebtthrenden  Stimmen  zu  verzeichnen.  Die  obbezeichneten  Werth» 
paplere  bleiben  bis  nach  abgehaltener  General- Versammlung  deponirt,  und 
verpflichtet  sich  schon  jeder  Deponent  dnroh  die  Hinterlegung,  die  depo- 
nirten  Papiere  nicht  frtther  zurtleksunehmen.  Die  Deponirung  und  Ausfol- 
gnng  erfolgt  nnter  den  von  dem  Directorium  zu  bestimmenden  Modalitilten. 

Die  Listen  der  stimmberechtigten  Aotionäre  mit  der  Angabe  ihrer 
Actien  und  Stimmzahl  werden  in  Druck  gelegt,  den  Aotionären  auf  Ver- 
langen yerabfolgt  und  am  Versammlungsorte  aufgelegt 
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§.  46. 

Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Das  Stimmrecht  in  der  (iencral-Ver?<ammlnnjr  kaun  vom  Actionär  per- 
sönlich oder  durch  Bevollmächtigung  eines  stimmberechtigten  Actionärs  aas- 
geübt werden. 

In  Hinsicht  der  Form  der  Vollmaeht  wird  erfordert,  ilass  die  L'ntpr- 
schrilt  des  V(dliiiaclitgeber8  entweder  legalisirt  oder  von  wenigstens  zwei 
Zeugen  vidimirt  sein  soll. 

Diese  Vollmaclit  selbst  ist  spätestens  eine  Stunde  vor  dem  Zusammen- 
tritte der  0»  neral-Ver>amnilung  im  Bureau  der  Gesellschaft  vorzuweisen. 

Minderjiilirige  sind  durch  ihren  Vormund.  Cuianden  durch  ihren 
Curator,  Frauen  durch  einen  Bevollmächtigten.  HaudelsgeselUchaften  durch 
einen  iiirer  Firmat'ülirer,  Gesellschaften,  Corporati^ncn,  Anstalten  etc.  etc. 
durch  ihren  zu  diest  ni  Ende  mit  einer  legalen  Vollmacht  versehenen  Ver- 
treter zu  vertreten,  ohne  dass  diese  Vertreter  selbst  Actio näre  zu  sein 
brauchen. 

§.  46. 
VorsitB. 

In  der  Oeneral-yersanunlang'fUhrt  der  Präsident  des  Directoriums  oder 
der  Vieepräsident,  und  in  Verhinderung  beider  ein  vom  Direetorinm 
erw&hltes  Mitglied  desselben  den  Vorsits. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Ordnung  der  sn  verhandelnden  Gegen- 
stände, leitet  die  Verhandlung  und  ▼eranlasst  die  Abstimmung. 

Die  Stimmen  werden  durch  ftlnf  von  der  Generalversammlung  sn  wäh- 
lende Aotionäre  gesammelt. 

Der  Vorsitzende  ernennt  einen  oder  auoh  mehrere  Sohriftftthrer. 

§.47. 
Abstimmung. 

Die  Abstimmung  erfolgt  entweder  durch  Abgabe  von  Stimmzetteln  oder 
auf  eine  andere  von  dem  Vorsitzenden  beantragte  und  von  der  General-Ver- 
sammlung angenommene  Weise. 

§.  48. 
Wahlen. 

Die  Wahlen  geschehen  duroh  sehriftliehe  Abstimmung  mittelst  Stimm« 
Zettel,  welche  den  Actionären  ttbergeben  werden  und  mit  dem  Trocken- 
stempel oder  dem  Abdrucke  der  GesellschaftsstampigUe  versehen  sein 
müssen.  Diese  während  der  General-Versammlung  zu  vertheilenden  und 
abzugebenden  Stimmzettel  müssen  bei  sonstiger  Üngiltigk^t  die  Zahl  der 
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Tom  Stiinmgeber  repiüsentirteii  Stuamen  enibalten  und  von  dem  Stimmgeber 
unterzeichnet  seiii. 

§.  49. 

Bpsolilu8sfas8ung. 

Die  Beschlüsse  der  Gcuoralversamralnng  werden  nur  mit  absoluter 
Stimmenmelirlieit  gefasst  und  stimmt  der  Vorsitzende  mit.  Bei  gleicher 
Stimmenzah!  wird  jene  Meinuiig^zum  Beschlüsse  erhoben,  wel  her  der  Vor 
sitzende  bei^retreten  ist. 

Beschlüsse  über  die  ira  §.  39  8ub  1—7  sowie  im  i>.  51  Punt't  r/i 
erwähnt"n  Ge;;enst:inde  konneu  nur  mit  einer  Mehrheit  von  zwei  Dritt- 
theilen  der  Zahl  der  abgegebenen  stimmen  gefasst  werden. 

§.  50. 

G  i  1 1 i g k e i t  der  Wahlen. 

Bei  einer  Wald  werden  nur  Diejenigen  als  gewählt  betrachtet,  welche 
nach  Au'iweiB  der  abge«]^ebf>ncn  Stimmzettel  die  grösste  Anzahl  der  Stimmen 
und  zuglt  ich  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  bei  einer  Wahl  in  Folge  der  ersten  Abstimmnnir  'lip  absolute 
Stimmenmehrheit  nicht  erreicht,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  zwischen  jenen- 
welche  bei  der  ersten  Abstimmung  die  meisten  .Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  wird  die  doppelte  Anzahl  der  noch  zu  wählenden 
Mitglieder  gebracht. 

Erhalten  zwei  in  die  engere  Wahl  gebrachte  Mitglieder  gleiche 
Stimmen,  so  entschei  let  der  gri>sserc  Actienbesitz  des  Einen  oder  des 
Anderen  un«!  Im  I  gleichem  .\ctieubesitze  das  Loos  nach  einer  vom  Vor- 
sitzenden zu  treffenden  Anordnung. 

§.  51. 

Oiltigkeit  der  Besohlttsse. 

Zur  Fassnng  eines  gütigen  Beschlnsses  der  Generalversammlung  mOssen 
in  derselben,  mit  Ausnahme  der  unten  erwähnten  FäHe,  ausser  den  Mit- 
gliedern des  Direetortnros  wenigstens  zwanzig  AotionSre  anwesend  sein, 
welche  dnreh  ihren  eigenen  oder  den  von  ihnen  vertretenen  fremden  Aotien» 
besitz  mindestens  den  zwanzigsten  Theil  des  eroittirten  Aetiencapitales 
repräseutiren. 

Um  jedoch: 

a)  Abänderungen  oder  Zusätze  zu  den  Statuten , 

h)  die  Vermehrung  des  gesellschaftlichen  Aolagecapitales  durch  Hinaus- 

gabe  neuer  Actien  oder  durch  Aufnahme  eines  Prioritätsanlehens, 
e)  die  Veräussemng  der  Bahn  oder  einer  Theilstrecke  derselben, 
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dj  die  £ntlH  '»iini;  dn  Mit^^lieder  de<i  Directoriums  und  Aofsiehtsradies 
vor  dem  Ablauf  der  Zoit,  für  welche  selbe  gewählt  wurden, 

e>  die  Auflüsung  der  Qeaelli^chaft  oder  deren  Fortbestand  besohlicasen  in 
köuneO)  müssen  aossor  den  Mitgliedern  des  Directoriums  wenigstens 
vierzig  Actionäre  anwesend  sein,  welche  durch  ihren  eigenen  oder  den 
von  ihnen  vertretenen  fromden  Actieubesitz  miadestens  den  fünften 
Theil  des  emittirten  Aotienoapitales  repräsentiren. 

§.  52. 

Folgen  der  BeaehlnsBunfähigkeit 

Ist  die  Generalversaromlung  Uber  ihre  erste  Einbernfang  nicht  in 
Gemäesheit  der  Bestininiang  des  §.51  beschlassfähig,  so  wird  sie  vertagt 
nnd  findet  binnen  seht  Tagen  eine  neue  Einberofong  derselben  naeli 
§.  36  statt. 

In  diesem  Falle  ist  jedoeh  die  Knndmaehimg  der  neneinberofbnen 
Oeneralversammlung  nur  einmal  öffentlicb  an  pabliciren,  nnd  kann  der  Zdt- 
ranm  von  der  Einbemfang  bis  snr  Abhaltung  derselben  auf  10  Tage 
besebrilnkt  werden. 

Die  Deponimng  der  das  Stimmrecht  begründenden  Actien-,  Interims- 
nnd  Erlagscheine  nnd  amtlichen  BestXtignngen  hat  nur  drei  Tage  (§.  44) 
vor  der  Qeneralversammlnng  zn  erfolgen. 

Die  Qiltigkeit  der  von  einer  solchen  snm  sweiten  Male  einbemfenen 
Versammlung  gefassten  Beschlüsse,  ist  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Actio- 
oären  und  von  Stimmen  nicht  gebunden,  welcher  Umstand  in  der  Einbe- 
mfnngskundmachnng  besonders  zn  erwähnen  ist. 

Die  Verhandlungen  einer  solchen,  zum  zweiten  Male  einberufenen  Ver- 
Sammlung  sind  jedoch  ausschliesslich  auf  jene  GegenstKnde  beschränkt, 
welche  in  der  Tagesordnung  der  vertagten  Oeneralversammlung  enthalten 
waren. 

53. 

P  ro  to  c  0  11. 

Ueber  die  Verhandlungen  jeder  Generalversammlung  wird  ein  Protocoll 
geführt,  dem  das  Verzeichniss  der  anwesenden  und  der  vertretenen  stimm* 
berechtigten  Actionäre,  sowie  das  ScrutiniumsprotocoU  Uber  die  vorge- 
nommenen Wahlen,  unter  genauer  Angabe  sämmtlicher  Gewählten  und  mit 
Erwähnung  der  auf  sie  entfallenen  Stimmen  beigefügt  wird. 

Das  Hauptprotoeoll  wird  von  dem  Vorsitzenden,  den  Scrutatoren  und 
dem  Schriftführer,  das  Serutiniumsprotocoll  aber  nur  von  den  Scrutatoren 
nnterzeiehnct.  In  das  IIniij)tprotoor>ll  sind  die  sUmnUlich  gestellten  Anträge, 
die  gefassten  Beschlüsse  und  die  Resultate  der  Verhandlung  aufzuuehmeu. 
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Das  ProtocoU  mit  seinen  Beilagen  hat  vollkommene  und  gesetzliche 
Beweiskraft  filr  den  Inhalt  der  von  der  Generalversammlnng  gefassten 
BeeeUllsse. 

Das  GenefalTersammlongsprotocoU  ist  dem  k.  nng.  Bfinisterinm  für 
dÜBntliohe  Arbeiten  und  Commnnicationen  zn  unterbreiten. 


Das  Direetorinm. 

§.  64. 

Die  (Jeschälte  der  Goscllscliaft  leitet  ein  Diroetorium.  welches  ;\IH 
llOchsteiiB  13  Mit^'lieilern  bestehrn  k;iiiii,  vmi  wcU-lieii  8  Mitfjlied'T  Inläudcr 
und  5  Mitglieder  am  .Sitze  der  (iescllscliart  wohnhaft  sein  müssen. 

Bei  einer  p^erinj^eren  Miffrliederzahl  als  13,  liat  ein  entsprechend  mög- 
Jiches  arithmetisches  Verhältnisä  platzzugreifen. 

§.  55. 

Wahl  und  WahlfShigkeit 

Die  Mitglieder  des  Directoriums  werden  durch  die  Gcneial Versamm- 
lung auf  fUnf  Jahre  gewählt.  Insolauge,  als  die  Gesellschaft  auf  Grund  der 
dtaatsgaraiific,  Vorschttsse  in  Anspruch  nimmt,  haben  die  betreffenden 
Regierungen  das  Reebt,  In  di«  obenangefUhrte  Zahl  der  Hitglieder  des 
Plrectoriums  je  ein  Hitglied  zn  ernennen. 

Die  Generalversammlung  kann  die  durch  sie  gewühlten  Mitglieder 
•des  Direetoriums  ~  nütAufreohthaltung  eventueller  Schadenersatzansprüche 
—  wann  immer  entheben. 

Di(^  ausgetretenen  Mitglieder  kSnnen  wieder  gewählt  werden. 

Alle  Jene,  welche  ihre  Zahlungen,  ohne  ihre  Gläubiger  vollkommen 
1>efried!gt  zu  haben,  eingestellt  haben,  welche  wogen  eines  Verbrechens, 
'wegen  eines  aus  Gewinnsueht  begangenen  oder  die  Sittlichkeit  verletzenden 
Yergehens  rechtskräftig  verurtheilt  wurden,  sind  unbedingt  von  der  Wahl 
2U  Hitgliedern  des  Direetoriums  ausgeschlossen. 

Tritt  ein  solcher  Ausschliessungsgrund  während  der  Functionsdauer 
^n,  so  hat  er  den  unmittelbaren  Verlust  der  Mitgliedstelle  zur  Folge. 

Dieselbe  Folge  tritt  ein,  wenn  ein  Hitglied  des  Direotorinms  durch 
drei  Honate  von  den  Sitzungen  des  Direetoriums  abwesend  ist,  ohne  dass 
«eine  Abwesenheit  gerechtfertigt  und  vom  Directorium  als  legal  erkannt 
■wird. 

§.  66. 
Ersatzwahl. 

Jedes  Mitglied  des  Direetoriums  ist  von  seiner  W:ihl  sehrittlieli  ZU  ver- 
ständigen, und  CS  steht  ihm  frei,  die  Wahl  auzunchmeu  oder  abzulehuen, 
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worüber  es  sich  binnen  14  Tagen  von  der  erhaltouen  VerstSndigong  in 
einer  an  das  Directorium  gerichteten  Zuschrift  sa  erMären  hat,  widrigen» 
angenommen  wird*  dasa  es  die  Wahl  ablehne. 

Wird  die  Wahl  in  Folge  Eintritt  von  Verhaltnissen  abgelehnt»  welche 
nach  §.  65  den  Verlast  der  llitgUedstelte  bedingen  und  worin  hiednreh  oder 
dorch  den  Tod  oder  die  Resignation  eines  Mitgliedes  im  Directoiiam  ein 
oder  mehrer  Stellen  Taeanty  so  kann  das  Directorinm  die  erledigten  Stelleii 
ans  der  Reihe  jener  ActionSre,  welche  nach  Aasweis  des  Scmtininmsproto- 
colles  (§.  53)  bei  der  lotsten  Wahl  zanXchst  die  meisten  Stimmen  eriialten 
haben,  provisorisch  besetaen.  Die  definitive  Wahl  wird  der  nXchsten  General- 
versammlang  vorbehalten. 

Die  neuen  Mitglieder  werden  nur  auf  die  Fanctionsdaner  ihrer  Vor- 
ginger gewählt. 

§.  57. 

Caution. 

Jedes  Mitglied  des  Directoriums,  >\  elches  die  auf  ihn  gefallene  Wahl 
angenommen  hat,  muss  vor  seinem  Amtsantritte  fünfzig  Actien  des  gesell- 
Bchaftlicheu  Unternehmens  nebst  den  nielit  fälligen  Coupons  bei  der  Gesell- 
schaftscassa  als  Caution  für  die  Erflillung  seiner  während  der  Functions- 
dauer  gegenüber  der  Gesellschaft  bestelieuden  Verpflichtungen  erlegen. 

Diese  Actirn  bleiben  wälirciul  seiner  Functionsdauer  und  nach  deren 
Ablaut  bis  zur  Goiu  innigunf;  df  r  auf  das  letzte  Jahr  seiner  Functionsdauer 
bezü^ilichcn  Roclmuii^M  n  uiivir;iu>scrlich. 

Die  l{<'-tiiiiriiiiii;.M  n  üImt  FiuH  tionsdaiicr  und  At  tieiideponirung  tiudeu 
auf  die  von  der  Regierung  eruanuten  Mitglieder  des  Directoriums  keine 
Anwendung. 

§.  58. 

Wirkungskreis  des  Directoriums. 

Das  Directorium  ist  der  Vertreter  der  Gesellschaft  und  hat  als  solclier 
die  Protoeollimng  ihrer  Statuten  und  Firma  au  erwirken. 

Das  Directorinm  vertritt  die  Gesellschaft  nach  Aussen  nnd  ist  unter 
der  gesetzlich  und  in  diesen  Statuten  begründeten  Verantwortlichkeit  xa 
allen  Verfügungen  in  Geschftftsangelegenheiten  berechtigt,  welche  nicht  der 
Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Das  Directorium  wXhlt  den  Chef  des  Directionsbureaus,  respeetive  der 
Betriebsleitung  und  dessen  Vertreter  aus  oder  ansaerhalb  ihrer  eigenen 
Mitte  und  schliesst  mit  ihnen  Vertrilge. 

Dem  Directorium  ist  Insbesondere  die  Ernennung,  Suspension  und  Ent- 
lassung sUtumtlioher  Bediensteten  der  Gesellschaft,  die  Festsetsung  ihrer 
Bezüge,  die  Bewilligung  von  Remunerationen,  sowie  die  Organisimng  des 
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Dienstes  und  die  Feststellting  der  vencbiedenen  Dienstesinstiiictioneii  ond 
Bec^ements  vorbelialten. 

Die  Behandlang  der  Innfenden  Geschäftr,  sowie  Überhaupt  den  inneren 
VerwaitangftdienBt  normirt  ein  besonderes  Rej^lement  (Gescliäftordming  . 

Das  Direotorium  Icann  durch  eine  SpccialvoUmacht  fUr  bestimmte 
•Geschäfte  und  fiir  eine  bestimmte  Zeit  widerruflich  die  Aasttbang  seiner 
Befugnisse  an  einxelne  oder  melirere  seiner  Mitglieder  ilbertragen. 

§.  59. 

FirraafU  hrun  g. 

Die  Firma  der  Gesellschaft  wird  entweder 
a)  von  zwei  Mitgliedern  des  Directoriums,  oder 

h)  TOD  einem  Mitgliede  des  Directoriums  und  dem  vom  Directorium  hiezu 
Speeiell  ermächtiirton  Beamten  per  Procura  und  zwar  derart  geführt, 
dass  die  Nameu  der  berechtigten  FirmafUhrer  unter  die  mit  Stampiglie 
gedruekte  oder  von  wem  immer  geschriebene  Firma  (§.  1)  gesetzt 
werden. 

Durch  die  Firma  wird  die  (iesollscliaft  dritten  Personen  ^'ejrcnUher, 
ohne  PiUcksicht  auf  die  im  iimeron  Yerwaituug8organi«mu9  aufgestellten 
«twaigeu  Beschränkungen,  verpHichtet. 

§.  60. 

Präsi  di  um. 

Das  Directorium  wählt  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  und  einen 
Vicepräsidenten  auf  die  Dauer  eines  Jahres.  Kei  t,'l»  ir'liz«Mti^'or  Al>we;«enheit 
der  beiden  erwähnten  Functionäre  wird  der  Vorsitz  interimistisch  einem 
hinderen  Mitgliede  Ubertragen.  ' 

§.  61. 
Sitzungen. 

Das  Directorium  versammelt  sich  am  Sitze  der  Gesellschaft  (§.  4)  Uber 
Einladung  des  Vorsitzenden  oder  des  damit  beauftragten  Beamten,  oder  auf 
Verlangen  von  drei  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern, 
mindestens  aber  einmal  in  jedem  Monate  an  einem  in  Voraus  zu  bestimmen- 
den Tage,  wozn  eine  besondere  Berufung  nicht  erforderlich  ist. 

Die  Art  der  ZotUBmenberufung  bestimmt  das  Directorium  in  seiner 
«rsten  Sitzung. 

§.  62. 

Besolilussfähigkcit. 

Zur  Fassung  eines  gütigen  Beschlusses  des  Directoriums  ist  erforder- 
lich, dass  alle  in  Budapest  anwesenden  und  nicht  zeitweilig  von  den  Fnnc- 
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tionen  clispnisirten  Mitglieder  von  der  Abhaltung  der  Sitzung  <i\if  die  voi» 
dem  Directoriuin  festznsetzendc  Weise  verständigt  werden  und  wenigstens- 
fünf  Mitglieder,  mit  Eiuschiuss  des  Vurgitzeuden  anwesend  sind. 

§.  63. 

Beschlussfassung. 

Die  Be<;ehliis«<e  we  iden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst  und 
stimmt  der  Vorsitzende  mit. 

Im  Falle  der  Stiinincn^rleirliheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschlusse- 
erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

§.  64. 

VertTetniig^. 

Abwesende  Mitglieder  des  Directoriums  können  ihre  Stimmen  entweder 
schriftlieli  abgeben  oder  sich  mittelst  schriftlicher  Vollmachten  durch 
anwesende  Mitglieder  des  Directoriums  vertreten  lassen.  Mehr  als  eine  Voll- 
macht darf  kein  Mitglied  übernehmen. 

§.65. 
Pfotocoll. 

Ueber  die  Berathnngen  und  Beschlüsse  des  Directoriums  und  der  Sub- 
comite's  sind  Protokolle  aufzunehmen,  welche  von  dem  Vorsitzenden  und 
dem  Sebriltfüiirer  unterzeichnet  werden. 

In  diesen  Protocollen  sind  die  Anwesenden  namentlich  anzuführen, 
die  sämmtliclien  gestellten  Anträge  und  gefassten  Beschlüsse  aufzunehmen. 

Auf  Verlangen  eines  Mitgliedes  des  Directoriums  ist  dessen,  von  dem 
gefassten  l»eschlusse  abweichende  Meinung  zu  Protocoll  zu  nehmen. 

Die  Protoeolle  des  Directoriums  sind  durch  den  Ministerialcommissär 
zu  vidiiiitrrn  und  dem  k.  ung.  Ministerium  für  öfTcutliche  Arbeiten  und  Com- 
municaüon  vorzulegen, 

§.  66. 
Wahlen. 

Alle  TOD  dem  Direetoriam  «nsgeheudeii  Wahlen  erfolgen  mittelst 
dtlmmsettel. 

§.  67. 

Entlohnung  des  Directoriums. 

Die  Mitglieder  des  Directoriums  erhalten  für  jede  Sitzung,  an  der  sie 
theilnehmen,  Präsenzmarken,  deren  Wertli,  wenn  die  Gesellschaft  die  Staata- 
garantie  nicht  in  Ansprach  uimnit,  die  Generalversammlung  immer  auf 
5  Jahre  festsetzt. 


Dig 
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Änsserdem  erhAlten  nicht  am  Domicil  wohnende  Mitglieder  —  flir  jede 
«tlässlich  einer  Sitzung  gemachte  Reise  —  ein  Reisepauschale. 

Die  Gesammtsumme  der  Präsenzmarken  und  der  Reisepauschalien  wird 
insolanfTP  —  als  die  Garantie  in  Anspruch  genommen  wird  —  auf  nur  7üOO  H. 
zu  Lasten  der  Bctriebsrechaung  festgesetzt,  über  deren  Vertheilung  anter 
den  Mitgliedern  das  üirectorium  selbst  verfügt. 

Den  Mitgliedern  des  Directorium^  gebührt  eine  'raiitienie  (tj.  72  e) 
wenn  —  naelidem  die  jührliclien  Zinsen  und  Amortisationsquoteii  de» 
Anlagecapitalcs  und  sämmtlicher  Anlehen  geUecict  sind  —  eich  ein  Kein- 
erträgnissüberschuss  ergibt. 

Diese  Tantieme  wird  vun  der  Generalversainmlnng  mit  Rücksieht  auf 
das  Erträgniss  jährlich  festgestellt,  darf  jedocii  in  die  Hetriebsrechnung 
nicht  eingeatellt  werden  und  nicht  mehr  betragen  als  5"/^  der  Dividende. 

§.  68. 
Agenturen. 

IMe  GeschMfte  der  Agenturen  (§.  4)  werden  anf  Gmnd  der  von  dem 
Directorinm  erlaesenen  Reglements  nnd  Instractionen  besorgt 

C. 
§.  69. 
Anf  Sichtsrath, 

Zur  Controlle  der  Gesobäftsleitung  sowie  snr  Prttfnng  der  Anträge, 
betreflisnd  die  Jahresreehnnngen  nnd  die  Bilanz,  gleichwie  betreffend  Ver- 
theilnng  des  Gewinnesy  wird  ein  ans  bttchstens  5  Mitgliedern  bestehender 
Anftichtsrath  gewihlt 

Die  Wahl  gesehieht  anf  die  Daner  von  8  Jahren  ans  der  Reihe  der 
Actionire  nnd  in  derselben  Weise  wie  dies  snr  Wahl  der  Mitglieder  des 
Direetorinms  vorgesohrieben  ist.  (§.  50.) 

Die  im  §.  55  Ittr  die  Mitglieder  des  Direetorinms  angeführten  Ans- 
sehliessnngsgrllnde  linden  auch  anf  die  Mitglieder  des  Anüiiehtsrathes  An- 
-wendnng. 

§.  70. 

Wirkungsltreis  des  Aufsichtsrathes. 

Dem  Aufsichtsrathe  steht  es  frei,  die  Bücher,  Schriften  nnd  Gassen 

der  Gesellschnft  wann  immer  zu  prüfen,  und  sich  von  dem  Ghuige  der  gesell* 
schaftlichen  Angelegenheiten  Kenntniss  zn  verschaffen. 

Ueber  die  Prüfung  der  Anträge,  betreffend  die  Jaliresrechnungcn  und 
Bilaas  nnd  betreffend  Vertheilong  des  Gewinnes,  hat  der  Anfsiohtsrath  an 
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die  Generalvereammliing  schriftlich  Bericht  zu  erstatten,  ohne  welchen  die 
OeneralTeraammlimg  Uber  die  Vertheiloiig  des  Gewinnes  nieht  besehliessen 
kann. 

Wenn  der  Aufsichtsrath  während  seiner  Function  gegen  das  (iesete 
oder  die  Statuten  veratoasende  Verfügungen  oder  die  Interessen  der  Gesell- 
schaft schädigende  Versäumnisse  walirnimiut,  so  ist  derselbe  verpflichtety 
die  Generalversammlung  einzuberufen  und  derselben  Bericht  zu  erstatten. 

Ausser  den  Obigen  kann  der  Aufsichtsrath  mit  keinen  Agenden  betraut 
werden. 

Entlohnung  des  Anfsielitsrathes. 

Eutli  hnunp:  der  Mitglieder  des  Aufsichtsrathes  steUt  die  General- 
Versammlung  auf  liio  Dauer  der  Wahlzeit  fest. 

Tn'solange  jedoch  als  auf  Grund  des  Garantieverlililtnisses  Staatsvor- 
Rcliüsse  in  Ansprueh  genommen  werden,  wird  die  Entlolinung  des  Aufsicli!s- 
rathes  zu  Lasten  der  Betriebsrecbnung  mit  je  600  fi.  per  Jahr  fUr  jedes 
Mitglied  desselbeu  hxirt. 

V.  Abschnitt 

BItoma«  VerShetlvns  den  BelBerteftgnlaM«.  TilgMng  den  Aalsge* 

§.  72. 

Bilanz  und  Vertheilung  des  Reinerträguisses. 

Die  Rechnungen  der  Geaellscbaft  werden  jfthrlieh  am  31.  Deoember 
abgeseblossen  und  mit  der  Tom  Directorium  aufgestellten  und  vom  Auftiehts- 
rath  geprüften  Bilanz,  sammt  dem  8  Tage  vor  der  GenenÜTersaDmlnng  der 
Gesetaesrerfttgung  nifolge  publieirten  Berichte  des  Aufsiehtarathea,  der 
OeneralTersammlung  vorgelegt 

Die  Ton  der  Generalversammlung  genehmigte  Bilans  ist  dem  com- 
Petenten  Gerichte  onverztiglich  vorzulegen. 

Das  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Brbaltungsaualagen,  der 
Zinsen  und  Amortisationsquoten  der  zu  Lasten  der  Bctriebsrcchnung  geneh- 
migten Anleihen,  der  eventuellen  Kosten  der  Beschaffung  des  zur  Zinsen* 
Zahlung  und  Capitalstiignng  erforderlichen  Silbergeldes,  des  Coursverluates 
fttr  die  an  answUrtigen  Plätzen  in  fremder  Valuta  bezahlten  Zinsen  und 
Amortisationsquoten,  der  Auflagen  fUr  die  Notirung  der  Actien  uud  Priori- 
täten an  den  Börsen,  nach  Abrechnung  der  etwa  erlittenen  Verluste  und  der 
nofhwendigen  Inventurabschreibungen  vorhandene  £rträgniss  wird  folgen- 
dennaasen  verwendet: 
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4t)  vor  Allem  zur  Zahlung  der  fttnf  Proeent  Zinsen  und  der  TilgungBqnote 

ittr  die  PrioritSto-Obligationen,  sodAnn 
h)  zur  Besahlang  der  fltnf  Proeent  Zinsen  des  Actienespitales  und  der 

seiner  Zeil  zur  Amortisation  des  Aetieneapitales  in  dem  betreffenden 

Jabre  erforderlioben  Quote. 

Ergibt  sieh  nach  Beriolitigung  der  vorerwähnten  Zinsen  und  Til- 

guugHqnoten  ein  Ueberaebnss  Uber  das  vom  Staate  garantirte  Beiner- 

trägniss,  so  wird 

c)  im  Sinne  di's  §.  90  die  Hälfte  dieses  Uebersohnsses  sanäehst  znr  Rttok- 
zahlnng  der  etwa  vom  Staate  in  Folge  der  gewälirten  Garantie  gelei- 
steten Yorachttsse  verwendet. 

Von  der  zweiten  Hälfte  des  allfäUigen  Uebersohnsses  werden  insoweit 
als  diese  in  Folge  Rückzahlung  von  StaatsvorsehQssen  anf  nengeneh- 
migte  Anleiben  znr  Veifllgung  bleibt, 

dj  mindestens  10  Pereent  einem  tn  bildenden  Reservefond»  und  iwar  so 
lange  zugewendet,  bis  derselbe  10  Pereent  des  Aotienoapitales  beträgt. 
Von  dem  Verbleibenden  wird 

€t)  ein  von  der  Generalversammlnng  sn  bestimmender  Theil  als  Tantieme 
dem  Direetorinm  zugewiesen  werden^  welches  über- die  Vertheilnng 
unter  seine  Mitglieder  entscheidet,  und  der  sonaoh  sieh  ergebende 
Üeberschuss 

f)  als  Superdividende  an  die  Aetionäre  naeh  dem  Verhältniss  der  Aetien- 
zahl  vertbeilt  und  vom  niohsten  1.  Juli  ab  ausbezahlt. 

§.  78. 

V  e  r  j  ä  Ii  r  II  n  g  der  Superdividende  n. 

Superdividenden,  welche  binnen  fiinf  Jahren  nach  ihrer  Fälligkeit  iiioht 
behoben  werden,  sind  zu  Gunsten  der  GeseUsohaft  verfallen. 

VI.  Abschnitt 

§.  74. 
Gericht 

Streitigkeiten,  welche  aus  dem  Gesellschaftsverhältnisse  zwischen 
Aettonären  der  Gesellschaft  und  der  Letzteren,  beziehungsweise  dem  Direc- 
torium,  zwischen  Actionären  unter  einander,  swisehen  dem  Aufsicfatsrathe 
und  dem  Direetorinm  entstehen,  werden  durch  das  competente  Gericht  ent- 
schieden. 
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§.  75. 

Aufsichtsreciit  der  Staatsverwaltung. 

Das  den  hohen  Staatsverwnltnngen  tnstehende  AnfBiehtnreeht  wird  den- 
selben nach  den  Bestimmnngen  der  nllgemeinen  Qesetne  und  insbesondere 
in  Gemlssheit  der  Conoessionsnrknnde  ansdrHeklieh  ▼orbehalten. 

Die  Regierung  wird  namentlioh  das  Recht  haben,  dnreh  ihr  beordnetet 
Organ  die  Gesehiftsflibmng  prüfen  an  lassen. 

Dem  von  ihr  entsendeten  Commissär  steht  das  Reeht  so,  an  den 
Sitzungen  dos  Directoriuras  oder  an  den  Generalversammlungen  nach  seinem 
OutdUnkon  Theil  sa  nelunen,  die  in  Hinsicht  anf  das*  Staats-  oder  das 
öffentliche  Interesse  etwa  nachtheiligen  BeschlUi^se  zu  suspendiren  und  lue- 
▼on  dem  Ministerinm  wegen  weiterer  Amtshandlung  Bericht  zu  erstatten. 

Die  Regierung  wird  Vorsorfre  treffen,  dass  die  Beaufsichtigung  der 
Gescliäftstuhrung  in  (»konomischer  Rücksicht  anf  eine  solche  Weise  gefibt 
werde,  dass  bei  der  Vorlage  der  Jahresrechnnngen  in  der  Regel  nor  die 
Besiffenmgen  der  Ueberpriifung  bcdiirfen. 

Mit  KiickHioht  auf  die  mit  der  AusUbnag  des  obigen  Beaufsichtigungs- 
rechtes  der  Regierung  verbundenen  Kosten,  sowie  zum  Ersätze  derjenigen 
Kosten  und  Lasten,  welche  sowohl  während  der  Bauzeit,  als  nach  der  gänz- 
lichen oder  theihvcisen  Eröffnung  der  conces<^ionirten  Bahn  dem  Staate 
zufallen,  werden  die  Concessionäre,  resp.  deren  Rechtsnachfolger  an  Gunsten 
des  Aerars  jährlich  ein  festgesetztes  Pauschale  zahlen. 

Die  lliilie  dieser  Summe  bestimmt  die  Staatsverwaltung.  Die  nach  der 
EröffiiunfT  des  Verkehres  zu  zalilenden  Pauschalsummen,  dürfen  mit  Rück- 
sicht auf  die  eröffnete  Bahn  oder  Strecke  voriiiiltnissmässig  in  dio  Hetricbs- 
rechnungen  eingestellt  werden.  Im  Uebrigen  belasten  sie  das  Baucapital. 

§.  76. 
AuflSsnng. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Art  der  Liquidation 
von  der  Generalversammlung,  vorbehaltlich  der  Genehmigung  der  Staats- 
Tcrwaltungen  festgestellt. 
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Prioritäts-Hauptobligation 

der  Ungarischen  Westbahn 

über  21,000.000, 

schreibe:  zwanzig  eine  Million  fl.  ö.  \V.  in  Silber. 

Die  Actiengescllscliat't  der  rnjrarisclien  Westbahn  beiirkinKlt  i  inittelst 
dieser  Prioritätshanptoblif^.ition :  Da^is  sie  auf  (rnind  der  Allerlii)ch>4ton 
Conccssionen  vom  11.  Juli  18G9  und  2.  Februar  1870  (V.  uiij^arischer 
Gesetzartikcl  vom  .hihre  1869  und  Nr.  84,  ö^terreiehiHches  (Jesetz- 
vom  20.  Mai  1809)  zur  vollHtändigen  Aufbrinf^ung  des  zum  Aus- 
baue der  concesaiouirten  Locomotivcisenhahn  von  Stublweissenburg^ 
Uber  Veftzpr^m,  Klein-Zell,  Steinaroanger,  St.  Gotthardt,  Feldbaoh  nnd 
Gleisdorf  bis  naeh  Gras,  und  einer  Flüg^elbahn  Ton  Klein-Zell  nach  Raab 
erforderlichen  Anlagecapitaies  von  86,000.000  9.  W.  io  Silber  105.000 
Stück  Prioritüts-PartialobUgationen  einseln  fdr  200  fl.  5.  W.  in  Silber, 
gleich  283  Va  ü*  sttddentsoher  WShrung,  oder  183'/,  Thaler  der  Thaler- 
Währung  iuRgesammt  über  den  Nominalbetrag  yon  21,000.000  fl.  9.  W.  in 
Silber  auf  den  Ueberbringer  lautend,  nach  dem  beigehefteten,,  nnd  einen 
integrirenden  Bestandtheil  dieser  Urkunde  bildenden  Formulare  ausgegeben 
nnd  dagegen  von  den  Inhabern  ihrer  emittirten  Partialobligationen  insge- 
sammt  den  Betrag  von  21,000.000  fl.  5.  W.  in  Silber  als  PrioritXtsanlehen 
thatsSohlich  aufgenommen  hat 

DemgemSss  erkllrt  die  Ungarische  Westbahn  allen  Inhabern  ihrer  emit- 
tirten Prioritäts- Partialobligationen  insgesammt  den  Capitalbetrag  von 
21|000.000  fl.  in  Silber,  jedem  Einzelnen  derselben  aber  jenen  Theilbetrag^ 
der  Gesammtsnmme,  welche  dem  Nominalverthe  seiner  bezfiglichen  Priori- 
tats-Partialobligationen  ziflfermitssig  entspricht,  saromt  5  Percent  Zinsen  in 
Silber  liquid  schuldig,  und  nach  Massgabe  ihrer  dem  beigehefteten  Formulare 
entsprechend  emittirten  Partialobligationen  vorzugsweise  zu  verzinsen  und 
zu  tilgen  verpfli<^tet  zu  sein. 

Zur  Sieherstellung  dieser  Verzinsung  und  Zurückzahlung  des  obigen 
Anlehens  von  21,000.000  fl.  5.  W.  in  Silber,  verpfändet  die  Ungarische 
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Wo<th:ilin  (Ion  1ii1i;i1h  i  ii  ihrer  ciiiittii  t'-n  Priorituts  -  Partialobligationen 
mittelst  (liosrr  rrkuinle  ilircii  p'sainintt  ii  IJahuklhjxM-  Haimiit  der  ganzen 
lii-;truirniig  «Irssclltoii  bi.s  zur  Iliilio  ihre:*  oliig«'!!  Scliulilbftragcs  samrat 
Ziii-«MK  iiiul  willigt  nicht  nur  tlarrin.  dass  auf  (irnud  dieser  Urkunde  das 
unbedingte  Ptandrer-Iit  auf  ihren  Hahnkörper  und  »lessen  niet-  und  nagelfeste 
BiMtandtheile  sanimt  Zugeiiiir  im  Konigreiehe  Ungarn  in  dem  im  Sinne  des 
<M'ston  (lesetzartikcU  vom  Jahre  1868  eröffneten  Centralgrundbuche.  und  im 
Kaiserthum  Oosterreieh,  sobald  ein  zu  erlaj^sende-i  (rosetz  dieses  ermöglicht, 


simultan  zu  Gunsten  der  Inhaber  ihrer  Prioritäts- Partialobligationen  in 
«rster  Hypothek  entsprechend  den  obeucitirten  Gesetzen  grundbücherUcli 
«mverleibt  werde,  sondern  verpflichtet  sich  Auch,  diese  Einverleibang  tu 
«rwirken. 

Die  Geltnng  and  Whrksamkeit  dieser  Prioritilts-Haaptobligation  nnd 
des  auf  Ornnd  hypothekariaoh  erworbenen  Pfandrechtes  erlischt  durch  die 
«nccessive  Tilgung  der  emittirten  Prioritäts-Partialobligationen  in  dem 
Homente  und  Masse,  in  welchem  diese  Prioritäts-Partialobligationen  that- 
«Schlich  sorilckgezahlt  worden  sindf  nnd  die  ünjrarische  Westbahn  ist  aus 
diesem  Grande  nach  §.19  ihrer  Statuten  berechtigt,  das  snr  Sicherstellung 
Ihres  obigen  Priorititsanlehens  sammt  Zinsen  auf  ihren  Bahnkörper  und 
Zugehör  grnndbiicherlich  einyerleibte  Pfandrecht  auf  Qmnd  ihrer  getilgten 
Prioritäts-Partialobligationen,  in  der  H9he  des  Nominalbetrages  derselben 
•ohne  besondere  LÖsohungsbewilligung  ron  Zeit  su  Zeit  theilweise  oder  auf 
«inmal  loschen  sn  lassen. 

Urlcund  dessen  ist  diese  Prioritäts-Hanptobligation,  welche  alle  emit- 
tirten Prioritäts-Partialobligationen  der  Ungarischen  Westbahn  in  sieh 
flchliesst  nnd  nmfasst,  von  allen  Mitgliedern  des  gesellschaftliehen  Verwal* 
iangsrathes  und  der  gleichzeitig  gegenwärtigen  Zeugen  eigenhändig  unter- 
•chrieben,  mit  dem  Trockenstempel  der  Gesellschaft  versehen  und  im  Origi- 
nale als  gemeinschaftliche  Urkunde  aller  Inhaber  der  emittirten  Prioritäts- 
Partialobligationen  der  Ungarischen  Westbahn  nach  vorheriger  Einver- 
leibung bei  dem  iLÖnigUch-ungarischen  Finanaministerinm  in  Pest -Ofen 
hinterlegt  worden. 

Pest- Ofen  am  .  .  .  1870 


(Trookenstempel)  Sümmtli-  h«-  Mit<;lit-(lcr  des  Yerwaltuugsrathe«. 

(Zwei  ZtiUgeu.) 
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3.  Anmerknngeii  zur  Coneessions-Urkande  Tom  14.  Jnli  1869 

für  die  vBgirisehen  LiDien. 
(Bd.  IT,  Abth.  2,  Seite  1S55.) 

Zu  den  §§.  8  uud  30. 

Die  EröfTnung  der  Strecke  YeBsprim-Kleiii-Zen  erfolgte  am 

2.  October  1872. 

Di<-  lü-ötTnutii^sdaten  bezü<rli('h  iK  r  tihritrcn  ungftrisehen  Strecken  der  Ungar. 
Westbniiii  sind  im  £rg.-Bd.  l,  Seite  471  enthalten. 

Zu  §.  ds. 

Mit  (lern  Erlasse  ilo3  kgl.  mifrar.  ( 'Mminunications-Miiiisteriuins  vom 
17.  Soi)teinber  1873,  Z.  13280  wuixU*  auf  (irund  der  amilichen  Collaudi- 
THiVfi  der  Bahn  die  Länj^e  der  llaiipthahii  Stuhlweisseiihurg^-Landesf^ränze 
mit  3()a5G7  M.ilen,  die  Län<re  der  FlUfrelbahn  Raab-Klein-Zell  mit 
9*21 118  Meilen,  daher  die  Gesamnitlän^^'e  des  unj^arischen  Netzes  der  (iesell- 
schait  mit  40' 1765  Meilen  f3(>  1-7763  Km.)  mit  dem  Hemerken  festj^reHctzt, 
dassi,  lalls  in  Foljre  Ansbanes  des  Kaaber  Hnhnliotes  die  eben  fest^resetzte 
Län;?c  der  Flügelb.ihn  Raab-Klein-Zell  eine  Aenderunp  erleiden  würde,  dem 
entsprechend  auch  die  Gesammtlänge  der  Bahn  eine  Aenderung  erfahren  inüsste, 
Bei  den  Jahres-Abrechnungen  wird  das  garantirte  ReiuerträgnisH  iaclasive 
der  Tilguugsqaote  mit  fl.  1,480.766  59  kr.  d.  W.  Silber  per  Jahr  ange- 
nommen. Auf  Grand  der  Oesetzartikel  XLI  vom  Jahre  1875  und  XL  vom 
Jahre  1876  wurde  der  Oeeellsehaft  snm  Zwecke  der  MaterialbcBchaffiing  und 

▼on  Investitionen  eine  Erhöliung  des  garantirten  Anlagecapitals  bewilligt. 
(Tgl.  die  einsehlagigen  Doenmente  unter  4  bis  7). 


3«  Amuerkimgeii  zur  Concessions-rrkuiide  Tom  2«  Februar  1870 

&.  G.  Bl.  Nr.  2b, 

tUt  die  steicrmirkisehe  Strecke  der  UDgarischcn  Westbahn, 
(Bd.  II,  Abth.  2,  Seite  1874). 

Zu  Artikel  1. 

Mit  dem  HandelsnÜDlHterial-Erla^se  vom  14.  Februar  1874,  Z.  2'.t88 
wurde  dem  Verwaltnngsratbe  der  ^Il^^1ris(•iu'n  Westlialin  die  prinzipielle 
Genehnii,inin;r  zur  Herstellunp:  einer  Schi«'nenverbinilun;,'  zwiselien  den  Bahn- 
liöfen  der  Ungarischen  Westbahn  und  der  Graz-KöÜacher  Eisenbahn  in  Gras 
ertheilt. 

Zu  den  Artikeln  3  und  28. 

Die  Eröflfnung  des  Betriebes  auf  der  steiermärkisehen  Streoke  von  Gras 
bis  an  die  ungarische  Gränse'bei  Jennersdorf  erfolgte  am  1.  Mai  1873. 
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Zu  Artikel  10. 

Mit  1.  JSnner  1878  ist  aof  Grund  eines  gemeinsamen  Uebereinkommens 
auf  s&mmtlicbeD  österreiobiselien  und  nngarisehen  Eisenbahnen  ein  neuer 
«inbeitlicher  Militärtarif  im  Wirksamkeit  getreten. 

Zu  den  Artikeln  15  bis  19. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasae  vom  8.  Februar  1874,  Z.  533  wurde 
die  zur  Bemessung  des  garantirten  Reinertrages  zur  Basis  dienende  Länge 
der  steicrmärkischen  Strecke  der  Ungarischen  Westbabn  mit  8*981  Meilen 
{68.134  Meter)  festgestellt.  Die  steiennärkische  Strecke  beträgt  hiernach 
18'27  Pereent  der  GesammtlUnge  von  49.1575  Moilen  dieser  Hahn.  Die 
DurcbfU)imng  einiger  auf  die  steiermärkische  Strecke  bezüglichen  Garantie* 
Bestimmungen  wnrde  seither  mit  dem  ProtokoUar-Uebcreinkommen  vom 
SO.  Oft<.hor  1877  (H.  M.  ZZ.  2220  und  4371  ex  1878)  geregelt.  Laut 
Artikel  1  dieses  rrotokolleg  wurde  der  gamntirte  Reinertrag  der  s?trier- 
märkischen  Strecke  einschliesslich  der  Tilgungsquote  mit  331.008  fl.  55  kr. 
Ü.  W.  Silber  festgestellt,  und  laut  Artikel  2  der  zufolge  Handelsniinisterial- 
Erlasses  vom  13.  Novi  inlicr  1874,  Z.  25.512  gebildete  Reservefond  zur  Aus- 
weehslung  von  Scliimen  im  Hetrage  von  17.0U0  Ii.  mit  Inbegriff  der  zuge- 
Av  aeliseiien  Zinsen  im  (Jesanmitbctrage  von  19.441  £1.  40  kr.  mit  Ende 
1876  der  Betriebsrechnuug  einverleibt. 


4.  XLL  Gesetx-Artikel  Tom  Jahre  1875 

über  die  crentielle  Aosglelehnag  der  ans  den  Bsie  der  Eisenbahnen  gegei  den  Staat  ange* 
strengten  Entscbidignngsrürdi  rungeB,  als  aoehftber  die  bei  den  die  Slaals-Garanüe  geues» 

senden  Dahnen  osthwendigen  neuen  Inreslitionen. 

iS.tnctionirt  «Icn  23.  Mai  1876.  Kundgemacht  Id  beiden  HSosem  de«  Reieli«« 
tage«  den  24.  Mai  1876.) 

§.1. 

Das  Ministerium  wird  beToUmilohtigt,  dass  es  sioh  besllglich  der  aua 
dem  Baue  der  Kasehan-Oderberger,  tingarisehen  Nordwest-,  Miskolcz- 
DiSsgyÖrerf  Miskolcz-Banr^vaer  nnd  der  Qömörer  Bisenbahnen  gegen  den 
Staat  angestrengten  Bntsdiildignngsfordemngen  mit  den  gewesenen  Ban- 
untemebmern,  respective  mit  den  Concessionären  oder  deren  Rechtsnacb- 
folgem  in  Verhandlungen  einlasse,  wenn  sich  die  Forderungen  als  begründet 
erweisen  und  als  solche  die  Ausgleichung  im  Interesse  des  Staates  bean« 
Sprüchen  würden,  und  falls  diese  Ausgleichung  ohne  Gefährdung  des  üffent- 
lieben  Credites  oder  des  Öffentlichen  Interesses  nicht  bis  zum  künftigen 
Keiokstage  aufgehoben  werden  könnte,  oder  irgend  eine  der  obsohwcbenden 
Fragen  auf  Grund  einer  besonderen  Vorlage  der  Kegierung  nieht  die  Brie- 
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digung  durch  die  Gesetzgebung  erhalten  könne,  dass  sie  recktdcräftige  Ver- 
gleiche schliessen  nnd  selbe  voUftthren  könne. 

§•  2. 

Das  Ministerium  wird  fenjer  bevollmächtigt,  dass  es  die  Aulnahine  der 
nöthigen  Capitnlien  bei  den  die  Staats  -  Garantie  factiseh  in  Anspruch 
nehmenden  EisenbabngeBellschafteu  fttr  die  in  Rücksicht  anf  das  Erträgniss 
ihrer  Hahnen  unvermeidiieh  gewordenen  neuen  Investitionen,  unter  Ausdeh« 
nnng  der  Staatsgarantie  aaf  diese  Capitalien,  anter  folgenden  Bedin^nngen 
gestatten  könne: 

a)  dass  Uber  diese  Capitalien,  respective  über  die  nach  denselben  etva 
auszuzahlenden  Garantie  -  Vorscbttsse  eine  besondere  Rechnung  ge- 
führt werde; 

bj  dass  nach  diesen  Vorschüssen  abweichend  von  den  in  der  betretTendeu 
Oonr  essionsurkunde  ausbedungenen  Zinsen  6%  Jahreszinsen  gezahlt 

wenlen  : 

c)  dass  dorait  diese  Vorschüsse  sanimt  Zinsen  längstens*  bi>^  zu  ilem  Zcit- 
puncte  zurückgezahlt  werden,  in  wchdiein  der  Staat  im  Sinne  der  Con- 
cossionsurkunde  in  den  Besitz  der  Eisenbahnen  tritt,  und  aueh  bis 
daliin  ein  über  die  garantirten  Einkommen  etwa  zu  erreiehender  Ge- 
seliätts-Ueberschuss  weder  ganz,  noch  theihveise  zu  einem  anderen 
Zwecke,  als  zur  Amortisation  der  zur  Vornahme  der  Investitionen  be- 
willigten Capitalien  verwendet  werde; 

Mit  §.  5  He»  XI.  ncsetx-Artikel»  vom  Jahre  1876  (vgl.  unter  6),  wurde  die 
Bef'tiramung  dies«'«  IMinktPs  dahin  a''qoiiiidprt.  dass  der  über  die  jr.arantirtcn 
Einkommen  erreichbare  Betricbbül'erschuss  zu  kiuiicm  andren  Zwecke  ab  der 
RGckaahlung  der  der  EitenbAlm  auf  Grund  dieses  Gesetzes  ausgefolgten  Garantie- 
VorsehÜBse  verwendet  werden  kann. 

dj  dass  die  su  verschaffenden  Capitalien  vor  allem  Andern  zur  Tilgnog 
der  zu  Zwecken  neuer  Invectitionen  verwendeten  schwebenden 
Anleihen,  nnd  zwiBcben  diesen  auch  in  erster  Linie  der  dem  Staate 
gegenflber  bestehenden  Schulden,  ferner  aber  zur  Anschaffung  der 
dnrch  die  Regiemng  fallweise  als  n<$thig  an  erkennenden  Verkehrs- 
mittel, znr  Bildnng  eines  Betriebs-Reservefondes  nnd  etwaigen  son- 
stigen  Investitionen  verwendet  werden ;  sehUeaslich 

ej  dass  bei  den  durch  die  Regiemng  an  bestimmenden  Anschaffungen  nnd 
sonstigen  Investitionen  auf  die  vaterlSndischen  Indnstrie-Untemeh- 
nehmungen  gehörige  Bilekdcht  genommen  werde. 

§.3. 

Der  Jahresbetrag  der  im  Sinne  des  §.  2  unter  dem  Titel  der  bei  den 
betreffenden  Bahnen  gemSss  dem  Bedarfs  gradatim  zu  bewilligenden  Inve- 
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stitioiien  voilioli.  nea  besondereu  Uarautie  kann  nicht  700.000  fl.  ö.  W.  in 
Oold  ührrstei^'^eii. 

Die  Ke^ricruiif;  wird  bevollmäflitijL't,  d.nss  sie  nach  den  Itelnifs  Geldver- 
Bchnflriiii«r  /II  eiuittirciulen  Titrea  ilio  Stämpel-  und  (iebiUirenlVeiheit  und 
nacli  den  Coupons  derselben  die  iSteuertreihcit  eventuell  bewilligen  künne. 

Das  MinisteriniM  wird  zum  Zwcrkc  di  r  Iii:nticuiinin^  iler  im  Sinne  de» 
<;e'j:<'nwi>rTi;r«  ii  f;e>et/es  ond^rilti^'  vorgenomnit'nen  Aungleiciic  luul  der  be- 
sondereu (larantien  dem  ^ä^•ll^teu  Reichstage  einen  Oesetzentwurf  vorle^jen, 
Uber  den  Stand  der  nicht  beendeten  Angelegenheiten  aber  einen  motivirten 
Berieht  erstatten. 

§.  5. 

Mit  dem  Vollziige  dieses  Gesetses  wird  das  Qesammt-Mi&isterinin 
betraut. 


6.  Conferenz-rrotokoll, 

autgcnuiuiuin  iin  königl.  ungarischen  MinistiTium  lür  uflVDtUchc  Arbeitfn  und  lommuBication 

am  8.  ni  9,  Min  1876. 

Gegen  wä  rtig: 

Einerseits  die  gefertigten  Vertreter  des  k.  ung.  Communications-  und 
Finanzmini!^teriams  und  der  k.  ung.  General-Inspection  für  Eisenbahnen 
nnd  SchifiTahrt,  anderseits  die  gleichfalls  gefertigten  Vertreter  der  inte» 
ressirten  Bahn-Gesellschaften. 

Gegenstand. 

Die  endfriltijre  Textirang  des  sir-h  auf  die  Detailmddalität .mi  des  auf 
Crund  des  (iesetzartikels  XLI  vom  .laiirt'  1875  zu  gewährt  ud»"n  Investi- 
tions-Anh'lieu^  iM'ziigliehen ,  unti  am  1.  März  1.  .),  unter  dem  Vor;iitze  Sr. 
Exct'llcnz  des  Herrn  Ministers  fiir  ölVentliche  Arbeiten  und  Communication 
verlesenen  und  zur  \'<>rlheilun'_''  Lrtdan2rt<'n  Protokolli^-Entwnrfos. 

1.  Die  gercrtiuMt'u  \  crtretcr  der  ^M-i^enwärtig  L'f'^ve^^^•n(Ml  Bahn-Gesell- 
sclial'ten  sind  nur  für  jenen  Fall  geneigt,  in  die  Verhandlung  über  den  Proto- 
kolls-Kntwurt'  einzugehen,  wenn  die  Absieht  <d»waltet,  dass  das  eoiieessions- 
mäs<i<:c  Krcht  der  Verfügung  Uber  die  HetriebsUberschüssc  nur  im  luterense 
der  zu  t  rbdgenden  Rückerstattungen  der  auf  das  gegenwUrtige  Investitions- 
Anb'iH'u  bczügliehen  Garantievorsehüsse  eingeschränkt  werden  stdl.  und 
wenn  der  5  der  in  Verliandlung  begritFenen  Gesetzvorlage  dem  ent- 
sprechend modiücirt  wird.  Demzufolge  wurde  ausgesprochen,  dass  der  frag- 
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liehe  l'rotokoUs-Entwuii'  erst  iindi  i  rfolfrter  Sanotioniruii^r  der  }:ennnnt«'n 
<;<'st(zv(>rl.n^e  iintorlVrti^rt  wenUn  sf>ll.  und  dass  Ihre  Exctdlonzcii  die 
Herren  Mioister  bereits  ersucht  wurden,  die  gewüuschte  Modiücatiou  zu  ver- 
anlassen. 

Das  hier  erwähnte  Gesetz  «owic  da-  I'r.it  'k  .II  tMltren  unter  6  und  7. 

2.  Bezüglich  des  Absatses  l  und  ViiI  des  Protokoll.^  Entwürfen  wurde 
aufi^oftproclien,  dass  die  Acndeningen,  welche  gegenüber  der,  in  dem  bei 

der  k.  unir.  (Jeneral-Inspection  am  12.  bis  31.  August  v.  J.  aufgenommenen 
Protokolle  festgestellten  Betrage  theils  in  Bezug  auf  die  bisherigen  Inve- 
stitionen, theils  in  Bezug  der  zu  (lunsten  des  hohen  Aerars  zu  leistenden 
Restitutionen  mittlerweile  veranlasset  wurden,  den  intereseirten  Bahnen 
innerhalb  einiger  Tage  bekannt  gegeben  werden  sollen. 

3.  Nach  diesem  wurde  der  Protokolls- Entwurf  in  seiner  snb  •/.*)  angiv 
bogenen  und  mit  farbiger  Tinte  rectificirten  Textirung,  jedoeh  unter  Vorbe- 
halt der  Genehmigung  Sr.  Excellenz  festgestellt.  Beziiglieh  des  Absatzes  VI 
vird  ferner  zur  Sprache  gebraeht.  dass,  nachdem  bei  der  gegenwärtigen 
Textirung  der  Fall  leicht  »  iiilrt  teii  kann,  dass  dan  Anlehen  der  einen  oder 
anderen  Hahn  vor  dem  Ablaute  der  stipulirten  .^)t)  .l;ihr'^  getilgt  wird,  die  ent- 
spreehoiMlere  Textirung  des  lotzt<'n  l'unktes  dem  holien  Minisiciiiun  über- 
lassen wurde.  Dem  Ministerium  werden  auch  jene  eventuellen  -MiMlilicationen 
anheimgestellt,  welche  bezüL'licli  der  ung.  Ostbahn  gegeiiüln-r  den  im  Ab- 
sätze XIV  l»e/eichnelen  Au-;tragungcn  als  n-dliig  erscheinen  wrnlen. 

4.  l{e/,iii:licli  de>  Alisatz'-s  V  unterbreitet  der  Veitreter  der  Sielten- 
bürger  Hahn  ilas  Ansuchen,  das-^  die  mit  Ablauf  von  .50  .lahren  zu  ertolgende 
Kestitutinii  der  separ.nten  Gar.intie  -  Vor-ichiissc  nur  Ix'i  (lewälirung  einer 
weiteren  8e|tarat  (  iarantie  gefordert  werden  soll.  Das  Ansuchen  wird  ad 
relcrenduin  aufgenonimen. 

.').  Ad  Absatz  VI  behufs  l  exlinmg  der  dort  angetÜhrten  Formiilarien 
W  erden  die  Vertreter  der  I.  .^^iehcnbilrger-,  Nordo^st-  und  AllVdder  H.ilin 
gevalilt  Nachdem  die  Vertret»'r  der  Nordost  tind  Kascliau-(.)derl»erger 
Bahn  bi'züglich  dieses  Absatzes  die  Keihenfidge  der  gerichtlichen  V'orraer- 
knng  zur  Sprache  hr.ichten.  wurden  dieselben  dahin  beschiede n.  (ia-*-;  diese 
Frage  bei  Gelegenheit  der  Textirung  der  Haupt-  und  l'artial  -  iSchuUl- 
Urkunden  zu  entscheiden  sei. 

6.  Ad  .Absatz  VI  IL  Bei  dieser  Veranlassung  wurde  auch  die  Ange- 
legenheit der  in  den  Rechnungen  bis  Ende  1874  reichenden  Abstriche  von 
Nicht  - Investitionen  zur  Sprache  gebracht.  Diessbezüglich  erklärt  der 
Vorsitzende,  dass  unter  seinem  Vorsitze  ein  separates  Comiti  In  dieser  Ange- 
legenheit arbeitet,  und  bereits  soweit  vorgeschritten  ist,  dass  dessen  diesa- 


*)  Die  definitiTe  Ausfertignng  dieses  Pfotokollei  erfolgte  am  87.  April  1876  und 
ist  daseelbe  hier  unter  7  abgedruekt 
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b(-/ii^^li<>lie  Besch liii^Ao  bis  EnUe  diesem  Monats  w;ihrächeiDlich  bekannt 
gegeben  werdt'ii  kiuuicn. 

7.  Ad  Absatz  IK.  Von  Seite  der  Fünfkirchen -Barcser  Bahn  wird  er- 
Mühut,  dass  das  stipulirle  Materialcapital  nur  l'Ur  die  Zeit  den  mit  der 
Füiilkirchen-Mohaeser  Bahn  bestehenden  Betriebs- Vertrages  ausreichen  wird. 

Diese  Angeiegeuheit  wird  mit  der  Euuutiation  erledigt,  dass  es  jetzt 
nicht  an  der  Zeit  sei,  sich  kttnfidger  Vorkommnisse  w  egen  in  die  Fest- 
stellung grosserer  Summen  einzulassen. 

Nachdem  die  Verhandlung  somit  beendet  war,  wurde  sie  dnreh  den 
Voraitsenden  mit  dem  Bemerken  gesehlosseni  dass  die  Vertreter  der  inte- 
ressirteu  Bahnen  behufs  Onterfertigung  der  hiermit  festgestellten  Texttrung 
nach  erfolgter  Sanctionirung  der  bereits  in  legislatiTer  Behandlung  atehenden 
GesetsesTorlage  einseln  einberufen  werden. 

Das  Datum  wie  oben. 

Von  Seite  des  k.  ung.  ComtnunicationH-Miniöteriums,  Alexander  Ribirjr  m.  p., 

als  Vorsitzender,  Eugen  Siab4  m.  p.  als  Referent. 

Von  Seite  des  k.  ung.  Flnanz-Ministeriunu,  BeretrAs  m.  p. 

Von  Seite  der  k.  nn4i:.  General-lnsprction  für  Eisenhahn  und  ScbiHfahrti 

Franz  SnjAn  in.  p..  Oborrechmmgsratli. 

Von  Seite  der  Ersten  Siebenbiirger  Bahn,  Gabriel  YAraily  m.  p.,  DirectionB> 
mitgUed,  Carl  Freud  m.  p.,  Generaidirector. 

Von  Seite  der  Ftlofkirehen-Barcser  Bahn,  Friedrieh  lirkiiyl  m.  p.,  Priai- 

dent  des  Directoriums. 

Von  Seite  der  Ka»chau-Odcrbcr;;:cr  Bahn,    l*ett  r  Bosbach  m.  p.,  Directious- 

mitglied,  laistrc  ni.  p.,  Generaidirector. 

Von  Seite  der  Alfold-Finmaner  Bahn,  Franz  talsikj  m.  p.,  Wahl  m.  p. 

Von  Seite  der  Ostbahn,  Bctilik  m.  p. 

Von  Seite  der  Nurdostbahn  Einerich  JvilBka  m.  p. 

Von  Seite  der  Ersten  ungar.  galizischen  Eisenbahn  Nagj  m.  p. 

Von  Seite  der  Cng.  Westbahn,  Carl  von  Vackh  m.  p.,  Oeneraldireotor. 

Von  Seite  der  Eperies-Luluchower  Bahn,  Joliann  Steiger  ui.  p.,  Dircctions- 

mitglied. 

Von  Seite  der  Donau- Drau  Bahn,  Emerich  Yerebdjri  m.p.,  DirectionsmitgUed. 

Für  die  Biehtigkeit  der  Absehrift,  Stefan  Beieky  m.  p.,  Sousehef  der  Hilfa- 

Smter. 
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6.  XI.  Ocsetzartikel  vom  Jahro  IS/f», 

f)i'tr<'iri'nil  die  li'bcmahrae  durch  Staat  der,  v(in  Si-ite  dor  die  Staatsgaranlii"  in  Anspruch 
ni-hmendi'D  Eisenbahngeselischaltcn  aul'  Grund  di-s  §.  Z  des  Gesetiartikels  XLI  voiq  Jahre 

1875  ta  eniUiicBden  PriorUitsoUigationeiu 

•(Sanetionirt  am  1.  April  1876;  knndgemacht  In  b«iden  HXnsern  de»  Reichsratlies  am 

8.  April  1876.) 

§.  1. 

.Teno  duirli  die  Eiseiibulinge^elNcli.'ilton,  w»'1c1r'  ilio  Staat^garaiiti»^ 
tliat?iäi  lili<h  in  Anspnicli  nelinion,  :uif  Unind  dos  ij.  2  des  (losetzartikels  \[A 
vom  Jahre  1875  zu  eniittirendeu,  mit  5^/^^  in  (iold  verzinslichen,  hiimea 
60  Jaliren  zu  .imortisirenden  Prioritiitsobli^'aliouen  übernimmt  der  Staat, 
und  zwar  zn  einem  solehen  ('(»urse,  der  dem  Course  vun  <*^'  o"  „  dt  s  mit 
Rücksicht  anf  die  Aniortisati'Mi  diocr  ( Hdiicationon  und  den  ubwcicliendcii 
iiinstuss  anl  iirnnd  des  (}esctzartikels  XLIX  vom  Jahre  1875  aufgenommeuca 
uagarisehon  licntcn  entsprieht. 

Diese  IVioritätsobli^'atinuen  können  jedoch  höchstens  unr  bis  zn  einem 
Kominnl  C.ipitais-Üetra^;  durch  den  Staat  übernommen  werden,  dessen  Ver- 
zinsung and  Amortisation  in  der  vom  Staate  zu  bewilligenden  und  jährlich 
^86.425  Gulden  ö.  W.  in  Gold  nicht  zu  Uberschreitenden  Spccial*6arantie 
ihre  Deckung  tindet. 

§.  2. 

DcmgemSss  werden  zum  Zwecke  der  Deckung  d'^r  schon  beschafften 
Materialien  und  der  thatsächlich  ausgeführten  anderen  Investitionen  vorläufig 
folgende  Beträge  in  Gulden  ö.  W.  in  Papier  für  die  entsprechenden  und 
iibemomnicnen  Prioritätsobligationen  zur  Verfügung  der  einzelnen  Gesell- 
schaften grestellt,  und  zwar: 

Der  Ersten  Siebenbärger  Bahn   2,820.17-2  tl.  80  kr. 


r 

776.451 

81 

ft 

217.459 

24 

1,024.127 

83 

n 

Kaschau-Oderber^rer  Bahn  

,  1,433.7.')0 

52 

it 

Ungarische  Nordoatbahn  

,  1,5.34.777 

*i 

38 

n 

tt 

Ün<rari8che  Westbahn  •   ,   .   •  , 

397. 17G 

m 

53 

n 

t» 

258.505 

ri 

87 

n 

■»» 

Eperies-Tarnower  Bahn   ungarischer  Theil;     .  . 

37.224 

4  5 

n 

1» 

120.973 

P 

13 

n 

Zasammen  .  .  8,620.619  fl.  66  kr. 

Die  Regierung  wird  ferner  ermXohtigti  jene  Summe,  welche  Ober  die 
obigen  8,620.619  il.  56  kr.,  enispreohend  dem  im  Sinne  des  §.  1  festzn- 

SS* 
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stelk'iKlen  Course,  zur  rebcriialimc  der  I'rioritätsoh|ifr:itionen  nofh  verwenilet 
Avoril»'!!  kann,   dem  sicli  er;,'ehenden  B''drirfn   ;j'(  rnii-;?^  /ur  licschafTunfr  der 
fenirr  nolhwcndigen  Verkehrsmittel  und  zur  EtlVctuirun^^  weiterer  unaus- 
weichlicher Investionen  der  einzelnen  EisenltahnjreaelUcharteu  iu  der  iah 
§.  1  umscbricbeuen  Weise  zur  Verfügung  zu  stelieu. 

§.8. 

Die  im  Sinne  des  §.  1  zu  emittireuden  Obligationen  sind  stäuipcl-  und 
steuerfrei. 

Der  Staat  übernimmt  die  Garantie  für  die  pünktliche  Vorzinsnnjr  und 
Amorti'^ation  dieser  Obligationen;  hinsichtlich  der  Veräusserung  dereelbeD 
jedoch  rescr^'irt  er  sich  sein  Verfügungsreeht. 

§•  ^' 

HiDBiebtlieh  der  Evidenzbaltnng,  VerzioBnng  und  AmortiBation  der  deot 
EiBenbahDgesellsohaften  im  Sinne  des  §.  2  aosstifolgenden  Capitalien,  eowie- 
der  naeh  den  PrioritfttBobUgationen  vom  Staate  etwa  ansziizablendeii 
Garantie- Vorsehnsse  y  ferner  besQglicli  der  Verwendung  der  Capitalien 
bleiben  die  in  den  Punkten  a)  bis  e)  de»  §.  2  des  GeBetaartikels  XLI  vom 
Jahre  1875  entbaltenen  Verfügungen  unver&ndert  in  Kraft. 

§•  5' 

Gleichzeitif?  wird  Punkt  c)  des  §.  2  des  Öfter  citirten  Gesetzartikels  XLI 
vom  Jahre  187')  dahin  abgeändert,  dass  der  ttber  die  garantirten  Einkornrnen 
erreiclibare  Bctriebs-L'ebersehuss  zu  keinem  anderen  Zwecke  als  der  Rück- 
zahlung der  den  betreffenden  Eisenbahnen  auf  Grund  desselben  Gesetzes- 
ausgefolgten  Garantie* VorsebOsse  verwendet  werden  kann. 

§.  6. 

Dieses  (4esetz  tritt  unmittelbar  naeli  dess»^n  Prcimulfrirnii«;  in  Kraft  und 
wird  mit  dessen  Ausilihrung  das  Gesammt-Ministerium  betraut. 


7.  Protokoll, 

«ufgenommcn  bein  kSnigl.  nngarisehen  Conmunieations-Slinisterivm  am  27*  April  1876. 

Gegenwärtig: 
Die  Gefertigten. 

Wogpu  Vollziehung  des  2.  und  3.  ij.  des  XI. I.  Gesetzartikels  von» 
.lahre  iHT.'j  und  des  XI.  Geset/.:irlikrl>  vnni  .lahre  187G  iilier  die  zur  Erirags- 
lahigkeit  der  garantirten  Bahnen  unumgänglieh  nothwendigen  Investitionen 
sind  eiuert^eits  zwischen  den  gefertigten  iMini^tern,  anderseits  zwischen  den 
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Tertretern  der  gefertigten  Eisenbahnen  resp.  deren  Vertretern  beEttgUch  der 
letfteren  mit  Vorbebsit  des  noeh  fehlenden  Besehlnsses  der  General-Ver- 
;sammlnng  nachstehende  Vereinbarungen  zu  Stande  gekommen. 

Artikel  I. 
Peststelliing  der  InTestlttom-Kosten. 

I^as  Gc'lik'rfonh'niiss  drr  iiachlienauiiten  Hulincn  lür  dio  bis  jetzt  bereits 
•durchgt'liihrten  verschiedenen  Investitionen,  dann  für  jene  Material -Vorräthe, 
welche  zum  Betriebe  uuuragänglich  nothwondij;  Kind,  werden  mit  Einreoh- 
rechnnng  der  für  diese  beiden  Investitionen  bis  Ende  1876  aul^elauteuen 
Intereatar-^Zinsen  in  nachstehenden  Summeu  —  öaterr.  Bauknotea  Währung 
—  festgestellt. 

5?i.'henbilr-n-  Ualin  297.Ü92fl.  —  kr.  2,523.000 fl. 80 kr.  2,820.1 72 fl. 80 kr. 
Aitold  -  Fiumauer 

Balm     ....  466.950  «  —  ,      309.601  „  81  „      776.451  „  81  „ 
PUntkirchen  -  Bar- 

cser  Bahn  .  .  .  4.S.7.')7  „  ~  „  173.702  ,  24  .  217.459  ,  24  „ 
l'nj-ar.  Ostbahn  .  499.U27  „  —  ,  525.100  „  55  „  1,024.127  „  83  „ 
Ka!<ehfiu  -  Oderber- 

jrer  Balm  .  .  .  473.918  _  —  „  959.832  „  52  ^  1.433.750  .  52  . 
Unj^ar. Nordostbahn  469.449  „  —  „  1,065.328  .  38  „  1,534.777  .  38  „ 
■Ungar.  Weatbahn  .  214.313  „  --  „  182.863  „  53  „  397.176  „  53  „ 
Erste   Ungar. -gali- 

zisohe  Bahn  .  .  121.588  ,  84  ,      136.917  „  03  „      258.505  ,  87  ^ 
.Eperioi  -  Lelneho- 

wer-Bahn  .  .  .  80.925  „  —  „  6.299  »  45  ^  37.224  «  45  „ 
Donan-Dran-Bahn  .   76.631  j,  —  n       44.352  „  13  „     120.973  „  13 

.Söiiiit  zusammen  der 

obigen  Bahnen  .   2,693.641  d.  12 kr.  5,9 2 6.978  fl.44kr.  8,620.6 19  Ü. 56 kr. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  in  den  oben  angeführten  Summen  die  Inter- 
^mlar-Zinsen  bloss  bis  Ende  1875  berechnet  wurden,  dass  ferner  einzelne 
oben  bereits  berechnete  Investitionen  theils  noeh  nicht  vollendet  oder 
•«oUandirt  sind,  dasa  schUesetieh  ein  Theil  der  tnr  Basis  genommenen 
nummerischen  Daten  dnroh  die  Organe  der  Regierung  meritorisch  lAekt 
übeiprlift,  sondern  auf  Grand  der  nnter  Verantwortlichkeit  der  betreffSsnden 
^Gesellschaften  gemachten  Anmeldungen  in  die  obige  Feststellnng  aufgenommen 
^Forden,  behalten  sieh  sowohl  die  Regierung,  als  anch  die  betheiligten  Eisen- 
iMhn-Gesellschaftenaasdrilckliob  das  Recht  vor,  die  oben  detaillirt  angeführten 
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Summen  anf  Grund  der  techiiisohcn  rebprprlifungen  und  Uberhaupt  den» 
Ergebnisse  der  auf  die  Investitionen  bezUglioben  Sobluseaibrechnang  ent- 
apreebend  zu  rectifieiren. 

Artikel  U. 
Das  Nomliuil-AnleheBseapttal. 

Fffr  die  im  Artikel  1  «ngeführten,  femer  die  auf  Gmnd  der  obeitirtei» 
Oesetsartikel  dureli  die  Regierung  weiterhin  Tielleiekt  noeli  an  bewilligeadeii 
iDTeatitionen  sind  die  nOthigen  Geldeammen  dnreli  die  betheiligten  einaelnen 
Bahnen  mittelst  einer  Prioritäts-Anleihe  an  l»e8ohaffiBn.  Za  diesem  Behalt 
werden  die  gefertigten  Bahnen  anf  200  fl.  ö.  W.  OoldwUirnng  iantende,  mit 
5  B/o  in  Gold  an  verzinsende  nnd  binnen  50  Jahren  au  amortisirende- 
PrioritSts- A  nlehens-Obligationen  ausstellen. 

Die  Altzahl  der  zu  emittirenden  Obligationen  darf  bei  den  slmmtlichen! 
gefertigten  Bahnen  nieht  mehr  als  63656  Stttek  im  Nominal- Werthe  Ton- 
12,581.200  fl.  betragen. 

Naehdem  aber  jener  Nominal-Betrag,  weleher  naeh  Verwerthung  dieser 
Obligationen  ausser  dem  im  Artikel  I  mit  8,620.619  fl.  56  kr.  festgestelltea 
Investitions-Erfordemisse  nooh  einfliessen  wird,  naeh  der  ausdrileklielien 
Bestimmung  des  Oesetaartlkels  XI  vom  Jahre  1876,  §.  2,  und  laut  Ver- 
fllgnng  des  nachfolgenden  Artikels  XII  nur  im  VerbSltnisse  des  wirklieheik 
Erfordernisses  verwendet  werdoi  kann,  so  wird,  damit  durch  den  gesetzliek 
vorgesehrlebenen  Vorgang  die  definitive  Feststellung  des  in  Rede  steheuden 
Anlehens  niclit  verzögert  werde,  und  endlich  mit  RUoksicht  auf  die 
Geltendmachung  der  im  Schlusspunkte  des  Artikels  I  bestimmten  Vorbehalte 
gemeinsclinftlich  vereinbart,  dass  mit  Vorbehalt  des  Rechtes,  die  durch  die 
staatliehe  Separat-Garnntic  unbedeckten,  daher  Überflüssigen  Titres  unbedingt 
vornichtcn  zu  können  (vide  den  nachstehenden  Artikel  VI),  die  fraglichen 
Obligationen  vorläufig  in  einer  das  bestimmte  Maximum  tibersteigenden  Zahl 
aufzustellen  sind,  und  zwar  mit  Rücksicht  auf  die  specieUen  Verhäituisse- 
der  einzelnen  Eisenbahn-Gesellschaften  folprendermassen . 


SiebenbUrper  Bahn  .    .   .  , 

.  21.568  Stück  4.313.600  fl.  Nominal- Wertb 

AHold  KiiiTnaner  Bahn  .  . 

.  .  5.744 

» 

1,148.800  „ 

n 

Füiifkirchen-Barcser  Bahn  . 

.  .  i.r)«;4 

n 

312.800  „ 

n 

n 

1,647.800  „ 

n 

Knpehnu-Odorberi^er  Buhn  . 

.  11.139 

i> 

2,227.800  „ 

n 

Lii.^ar.  Nordostbahn  ,  •    •  . 

.   .  12.118 

n 

2,429.600  , 

1» 

Fu;,'nr.  Westbahn  .       .  . 

.   .  2.807 

n 

57  1.4 UU  „ 

n 

Krste  nngar.-gali/..  Balm  . 

.   .  2.188 

n 

437.600  „ 

« 

Ep(  l  ics-Leluehower  Bahn  . 

.  .  268 

n 

53.600  „ 

II 

Douau-Drau-Bahu    .  ,  . 

,   .  885 

f< 

177.000  „ 

Zusammen  .  , 

.  66.600StUck  13,320.000fl.Nominal-Wertli. 
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Artikel  lU. 

Bte  staatliche  Separat •Garautie  und  anderweitig«  BcgUnütigungeu. 

Zum  Behüte  der  Verzinsiuür  und  der  binnen  50  Jahren  mit  einer  Quote 
von  0' i777'y^jZU  bewrrkstrlli  u^cnden  Amortisation  der  im  Sinne  des  Artikels  II 
auszn^^tellonden  und  liochstens  bis  zum  Nominal  beträge  per  12,531.2UU  ti. 
zu  eniittirenden  Prioritätsoblij^ationen  prewührt  der  Staat  den  ji^etertifrten 
Eisenbalin  Gesellschaften  einzeln  eine  St  ii.iiat-Garantie,  ■welche  aber  jährlich 
den  Betrage  von  680.425  11.  in  (iold  nicht  Uberschreilen  darf  und  uach 
Ablauf  der  50  Amortisations-Jahre  erlischt. 

Aiis-^erdem  übernimmt  der  Staat  iiir  die  piinktlielu'  Ver/insun";  und 
Amortisation  der  oben  bezifferten  Prioritätsobligationen  die  Ge\vährlei^^tun<;. 
Es  wird  ferner  irestattet,  dass  diese  Obligationen,  sowie  die  durch  die  ein- 
zelnen gefertigten  Gesellschalten  über  den  dieselben  betrelTenden  Anlehens- 
Antheil  auszu^^tellende  und  beim  kt'inigl.  -  Ungar.  Finanz  -  Ministerium  zu 
depouirenden  Ilaupt-Obligationen  vollkommen  Steuer-, stämpel- und  gebühren- 
frei ausgefertigt  werden  können. 

Schliesslich  wird  gestattet,  dass  im  Sinne  des  gegenwärtigen  proto- 
kollari-^clien  Uebcreinkommens  die  die  gefertigten  ein/einen  (iesellsehaften 
belastenden  Prioritäts-Theil-Anlehen  in  das  grundbücherlirhe  Laatenblatt 
der  bclrefT<>nden  Balm  elx-nfalls  gebührenfrei  einverleibt  werden. 

Die  oberwähute,  den  Betrag  von  G8G.4  2.')  H.  nirlit  übersteigende 
Separat  Garantie  tritt  im  Verhältnisse  der  Uebernalime  der  entsprechenden 
Priorit:its<djligationen  durch  den  Staat  und  mit  dem  Zeitpunkte  (vide 
Artikel  IVj  und  in  dem  im  nachstehenden  Artikel  XI  festgesetzten  Zeitpunkte 
ins  Leben,  und  wird  der  auf  die  einzelnen  Gesellschaften  entfallende  definitive 
Separat  Garantie-Betrag  nach  Erschöpfung  des  Investitions-Aulehens  buch- 
halterisch festgestellt  werden. 

Insbesondere  wird  die  Alföld-Eiumauer  Bahn  behufs  Verzinsung  und 
Amortisation  jener  Titres,  welche  zur  Deckung  der  Auslagen  für  die  üfer- 
geleise  Gombos-Erdöd,  einer  Bagger-Maschine  und  für  die  Uebersohroitung 
des  concessionsmässigen  Werthes  der  Fahrbetriebsmittel  emittirt  wurden  — 
Uber  den  auf  sie  entfallenden  Antheil  der  Maximal-Garantie  per  686.425  fl. 
noch  mit  jährlichen  13.575  fl.  9  kr.  Silber  betfaeilt,  welche  Soparat-Oarantie 
durch  die  im  §.  3  des  Geaetiartikela  XLI  vom  Jahre  1875  bewilligten  jähr- 
liehen 700.000  bedeekt  wird  und  vom  1,  Jänner  1876  au  ins  Leben  tritt. 

Artikel  IV. 

Die  Uebemahme  der  Anlehens-Obligationen  dnreh  das  Aerar. 

Der  Staat  übernimmt  die  im  obigen  Artikel  II  bezeichneten  Prioritäts» 
Obligationen,  und  zwar  höchstens  bis  zum  Nominal-Betrage  von  12, 5 3 1.200 fl. 


Digitized  by  Google 


Ü78 


Ungar! äohe  Wealbahn 


zn  jenem  Cnrge,  welcher  dem  80'/,%-CiirBe  des  im  Geaetsartikel  XLIX 
vom  Jahre  1875  bewilligten  6%  nngiuriBeheii  Benten-Anlebeiis  eotaprieht. 

Nach  diesem  Grundsätze  wurde  der  Uebernahms-Conrs  nach  je  100  No- 
miual-Gold-Gulden  mit  69 y,««/^  Gold,  das  Gold-Agio  aberi  nach  welchem 
der  Papier-Geldbedarf  auf  Gold  and  yiee  versa  die  Bedeckung  des  Gold- 
Geldes  anf  Papier  umzurechnen  ist,  mit  10%  festgestellt. 

Die  Uebernahme  beziehungsweise  Uebergabe  der  Obligationen  bis  zur 
Hdhe  des  NominaUBetrages  per  11,276.000  fl.  des  im  Artikel  I  bereits 
bostimmten  Iiivestitiona- Erfordernisses  hat  sofort  bewerkstelligt  zu  werden, 
sobald  dieselben  ausgefertigt  sind. 

Hinji-('<r«Mi  werden  wegen  Bestimmuufr  des  Zeitpunktes  der  Uebernahrae 
der  noch  erübrigten  Oliligationen  im  Nominal- Wert  he  von  1,255.000  fl.  der 
Bewilligung  weiterer  Investitionen  angemessen  im  Einvcrständniss  mit  der 
betreffenden  Gesellschaft  von  Fall  zn  Fall  Vertilgungen  zu  treffen  sein. 

Nach  Abzug  der  im  Artikel  VllI  angeführten  ärariscben  Forderungen 
wird  ht'i  der  königl.  ungar.  Central-Casse  bei  gl eicb zeitiger  üebernahme  der 
Ol»ligatioiien  der  betreffenden  Eisenbahn-Gesellsehaften  gegen  ungestämpelte 
Quittung  jene  Suninjc  in  Uanknoten  ö.  W.  oder  Staatsnotcn  ausbezahlt, 
w(  Iche  bti  dem  obigen  Coursc  und  Gold-Agio  dem  Nominal-Werthe  der 
Obligationen  entsprieht. 

Die  derartige  Üebernahme  der  Obligationen  sichert  dem  Stante  selbst- 
verständlich das  treie  V^ertügunga-  und  Ei;:enthuma-Kceht  über  dieselben  zu, 
wes>halh  der  Staat  ohne  Aiihörniig  der  betheiligten  (jesellschaften  die 
Oljlitratioiien,  wann  und  wo  immer  und  iu  jedem  Masse  veräusseru  oder 
anderweitig  verwertheu  kann. 

Artikel  Y. 
Die  Bedtugufcn  der  Separat-Qanatle« 

Die  gefertigten  Eisenbahn-Gesellschaften  sind  gehalten,  Uber  die  ans  der 
üebernahme  der  Obligationen  durch  den  Staat  einfliessenden  Investitiona- 
Oapitnlien  eine  mit  besonderen  Belegen  versehene  Bechnung  zu  führen. 

Eine  gleiche  Beparat-Bechnnng  ist  Aber  jene  Verschlisse  zu  führen, 
welche  seitens  des  Aerars  zur  Verzinsung  und  Amortisation  dieser  Obliga- 
tionen flüssig  gemacht  werden. 

Diese  Srarischen  Vorschüsse  sind  mit  jXhrlichen  6*/t  zu  berechnen 
und  nach  Ablauf  des  vom  1.  Jänner  1876  gerechneten  fünfzigsten  Jahres 
dem  Staate  sofort  und  unbedingt  nebst  den  Zinsen  zurückzuzahlen. 

Indessen  steht  es  dem  Staate  frei,  schon  nach  Verlauf  des  dreissigsten 
Jahres  ohne  Bücksicht  auf  die  Betriebseinnahmen  dieBttckzahlung  di^er  Vor- 
schüsse sammt  Verzinsung  zu  fordern,  wenn  derselbe  den  betreffenden  Eisen* 
bahn-Oesellsehaften  eine  weitere  Separat-Garantie  für  ein  nur  zn  diesem 
Zwecke  bestimmtes  Anlehen  gewihrt. 
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Die  gefertigten  Eiflenbahn-GeseUsehaiteii  Terpfliefaten  sioli  weitem  noeh 
Tor  Ablauf  des  fiinfzigsteii  resp.  dreieeigsteo  Jaluree  auesoliliesglieh  zur 
Tilgung  der  anf  da»  Inveetitione-Anlelien  beittgUohen  8eparat-Qarantie>yor- 
seiittese,  liauptBicblich  aber  zw  Deckong  der  Zinsen  ansseiiliesBlick  jene 
BetriebsQbersohflBse  an  verwenden,  welebe  daa  conceeaionsmftssig  garantirte 
ReinertrSgniSB  ttbarsohreiten  sollten,  ausgenommen,  wenn  mit  Zustimmnng 
derRegiemng  dritte  Personen  noch  vor  den  gegenwärtigen  protokollarisohen 
Abmachungen  anf  diese  reberschflsse  Reohte  erworben  bitten,  wie  z.  B.  bei 
der  Ungar.  Nordostbahn,  bezttglieh  weleher  in  dem  mit  Gesetzartilcel  XLV 
ex  1875  inartienlirten  Vertrag  (§.  9)  ein  soleher  Fall  obsohwebt 

Das  etwa  conocsRion»urkunden-  renp.  statutenmässig  bedungene  Recht 
der  Actioiiäre  auf  dio  Vertheilung  einer  bestimmten  Quote  dieser  Botiiebs- 
l'oberschiisse  als  Snpcrdivideude  noch  vor  Rückzahlung  der  ärarischen  Vor- 
«chiisso  :nif  die  Original-Garantio  beanspruchen  zu  kiuuien,  kann  selbstrer- 
atändlioh  als  ein  ausserhalb  des  gesellBchaftUchen  Verbandes  stehenden  Per- 
fionen  zukommende-«  Recht  niclit  als  erworbenes  Recht  betrachtet  werden. 

Artikel  VI. 
Der  Anlehens*Plan. 

hio  »refertjirfi'n  Gesell'^rliaften  vcrptlicliteii  sich,  die  Formulare  der 
Prioritäts-Hauiit-  und  Thf il-Obli^'^ationen,  des  Amortisations-lMatirs,  ferner 
des  im  Sinne  *lfs  Artikels  V  zu  verfasRondcu  Separat-Conto's  cumulativ 
mit  gh'iclier  Textirun^r  zur  Gonelnnigunju'  unverzüglich  vorzulegen. 

Die  Formulare  der  ^artial-üllli^^•ltionen  wird  da-  ki>nij:I.  uiigar.  Finanz- 
Mini-teiium  bestimmen  und  deren  Drucklegung  auf  Kosten  der  Betriebs- 
reelinunir  der  betretenden  Gesellschaften  durch  die  künigl.  ungar.  Staats- 
diuckerei  besorgen  lassen. 

In  der  Textirung  der  Oblitjationen  ist  deutlich  auszudrücken,  dass  liir 
deren  Verzinsung  und  Am(»rtisatiou  seitens  der  künigl.  ungar.  Regierung  eine 
Separat- Garantie  gewährt  worden  ist.  dass  ferner  der  ungarisehe  Staat  für 
die  pünktliche  Verzinsung  und  Amortisation  die  Gewährleistung  iiln  rnonimen 
habe,  das8  diese  Obligationen  vollkommene  Steuer-,  Stämpel-  und  GebUhren- 
freiheit  geniessen,  und  schliesslich,  das»  die  über  die  fraglichen  Partiai- 
Anleiten  hütenden  Uaupt-Obligatiouen  bei  der  königl.  ungar.  Regierung 
deponirt  sind,  und  dieselben  auf  dem  Grundbuch- Lastenblatte  der  betreffen- 
den Bahn,  und  zwsr  unmittelbar  nach  dem  etwa  vorher  contrabirten  Prio- 
ritäts-Anlehen  gebührenfrei  tu  intabuliren  sind. 

Bis  zur  etwaigen  Uebemshme,  beziehungsweise  bis  zur  Erschöpfung 
des  Investitions-Anlehens  sind  die  im  Sinne  des  Artikels  IV  vom  Staate  nicht 
zu  übernehmenden  Obligationen  unter  Controle  dea  Ifinistcrial-Commissärs 
xn  verschliessen,  eventneU  seinerzeit  ebenfalU  unter  Controle  des  Ministerial- 
Commissirs  zu  vernichten. 
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Die  OonpoDB  sind  mit  Rlicksieht  auf  die  yom  1.  Jlbner  1876  m 
berechnende  TerzinsuDg  iinsznstellen,  jene  Conpons  aber,  welelie  dem  Zeit- 
punkte der  Yerwerthnog  angemessen,  nielit  snr  ElnlSsnng  gelangen,  ebea- 
falis  zu  vemiebten. 

Die  50  Amortisations-Jahre  sind  ebenfalls  vom  1.  Jänner  1876  la 
reebnen;  solche  Obligations-Numraem,  welche  auf  noch  nicht  nbeniommenen 
oder  nnf  nirlit  mehr  UbcriK  Innbare  Obligationen  enthalten  sind,  im  erstereo 
Fülle  wieder  in  das  GlUcksrad  surttokznlegen,  im  letzteren  Falle  aber  ein- 
fach zu  vemichteu,  jodoch  immer  so,  dass  bei  der  betreflenden  Ziehung  die 
Stückzahl  d«  r  im  Amortisations-Plane  enthaltenen  und  seitens  der  ßegierung 
schon  verwertbeten  Obligationen  gesogen  werde. 

Artikel  VII. 
Die  Fliissiiirinachung^  der  Separat-dJarantie-Vorschüsse. 

Der  auf  die  »eiteiis  der  Re;rierunfr  übernomnu'non  Obligationen  in  An- 
Bpi  ucli  genommene  Separat-Garantie  lietrag  wird  am  Tage  vor  der  Coupon-, 
bezii'hnn'-sweisf  der  gezogenen  Obligationen-Einlösung  tlilssig. 

ln>(tlange  und  in  dem  Maasse,  als  der  Staat  die  .si<'b  in  f*einem  Besitze 
befindenden  Oblij:ationen  nicht  veräussert,  wird  die  fälli^'-e  Gnrantie-Summe 
mit  gleieh/eifiger  Belastung  der  betreffenden  Gesellseliaften  durcli  die  ein- 
l'aebe  Vernichtung  der  fälligen  Coupons  und  gezogenen  Obligationen  aus- 
bezahlt, d.  i.  das  Factum  dieser  Vernichtung  wird  als  Auszahlung 
betrachtet. 

Die  Vernichtung,  sowie  die  \'erlosung  der  Oldigationeu  wird  durch  die 
kSnigl.  Ungar.  Central-Casse  oder  durch  ein  anderes  seitens  der  Kegiening 
Sil  bestimmendes  Organ  unter  Beiziehung  der  gefertigten  Buhnen  vollzogen 
werden.  Die  dieser  Art  vernichteten  Obligationen  und  Coupons  aber  werdeo 
—  behufs  entsprechender  Verrechnung,  resp.  behufs  Abschreibung  der 
amortisirten  Anlehens-Anthcile  —  den  betrefTenden  Gesellschaften  ausgefolgt 
werden. 

Für  den  Fall  der  theilweisen  oder  gänzliehen  Veriussernng  der  im 
Besitze  des  Aeran  befindliehen  Obligationen  Ist  die  Regierung  berechtigt, 
zum  Zwecke  der  Einlösung  einseitig  Zahlnngsplätse  zu  bestimmen  und  bei 
diesen  die  fUlige  Garantie-Summe  ohne  Intervention  der  Oeseilsehaften  n 
Lasten  derselben  anzuweisen. 

DieBahngesellschaftcn  nbemehmen  femer  die  unbedingte  Verpflichtniig» 
das  über  den  ursprünglich  garantirten  Betrag  zu  erzielende  ReinertrSgni« 
im  Verhältnisse  zu  den  fUlligen  Coupons  und  Ämortisations-SuDoei 
spätestens  am  Tage  vor  der  Einlösung  bei  der  königL  ungar.  Centrat-Staats- 
casse  zu  erlegen. 

Wegen  pttnktlieher  Einhaltung  dieser  Verpfliehtnng  unterwerfen  sieb 
die  gefertigten  Bahngesellschaften  ausser  dem  durch  die  Regierung  ftei  u 
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wShlenden  Geriehtsreifahreii  fllr  den  Fall  einer  VerepStnng  einem  Pönale 
von  2000  fl.  für  jeden  TerpSteten  Tag. 

Artikel  VUL 

Die  RUcksahlnngen  an  das  Aorar. 

Die  im  Sinne  der  peponwärtigen  protokollaris^chen  Abmacliunfjen  zu 
contraliirriKl  'n  Investitif  ns-I'artial-Anlplit'ii  sind  in  crfiti  r  Linie  zur  I\üek- 
zaliluiip:  di  r  iliri'ct  oder  indircft  dunli  lieiiiit/.uni:^  der  Üotrii-hs- Einnahmen, 
ZurUcklM-haltiuif;  der  dem  Staate  ^--fliiilireiidrii  Actieii  Zinsen  entstandenen 
fitaatlielieii  Vorseiiüsse,  dann  anderweitiger  Forderuugon  und  deren  bis  Kude 
1876  bereclmeten  Zinsen  zu  verwenden. 

Die>«o  directen  uud  indirecten  Vorschüsse  wurden  nebst  Zinsen  in  den 
folgenden  Summen  festgestellt,  n.  zw. : 

Für  die  Siebenbttrger  Balm   1,211.915  fl.  90  kr. 

n    n  Alfdld-Finmaner  Bahn  .      ...  172.391  ,  28  „ 

„    „  FOnfkirohcn-Barcser  Bahn  .  .  .  128.406  „  92  „ 

»    „  Ungar.  Ostbahn   436.596  «  85  , 

„    „  Kaschan-Oderberger  Balm  .  .  .  367.768     02  „ 

«    „  Ungar.  Nordostbahn   811.176  n  42  „ 

^  Ungar.  Westbahn   49.651  ,  38  „ 

\  Erste  nngar.  galia.  Bahn  ....  18.594  «  16  « 

„    n  Bperies-Lelnchower  Bahn    .  .  .  13.749  i»  06  ^ 

,    „  Donau- Dran  Bahn   87.677  «  85  « 

Znsammen  .  .  3,242.926  fl.  79  kr. 

In  diesen  Summen  giud  mit  Ausnahme  der  Ungar.  Westbahn  air  jene 
kleineren  Investitionen  enthalten,  welche  seit  der  Eröffnung  der  genannten 
Bahnen  bis  Ende  1874  durob  dieselben  ohne  Bewilligung  der  Regierung 
ans  den  Betriebs*  Einnahmen  angeschafft  wurden.  Die  auf  die  obigen  Inve- 
stitionen entfallenden  Betrüge  werden  seitens  der  Regiemng  nnd  der  gefer- 
tigten Bahnen  als  derartige  durchschnittliehe  Ers&tze  aceeptirt,  durch  welche 
die  rilcksichtlich  der  bis  Ende  1874  ausgestellten  Betriebsreohnnngen  selten» 
der  k5nigl.  ungar.  Regierung  in  dieser  Beziehung  bereits  erhobenen  und 
etwa  noch  zu  erhebenden  BemSnglungen,  resp.  Streiehnngen  in  den  Rech- 
nungen —  die  Ungar.  Westbahn  nicht  mitinbegriffiBn  —  als  Tollkommen 
begliehen  nnd  aufgelassen  zu  betrachten  sind. 

Inwieferne  in  diesen  durehschnHtlichen  Ersatzsummen  auch  auf  da» 
Jabr  1875  entfallende,  ohne  Bewilligung  gemachte  Investitionen  enthalten 
wSreu,  »0  wird  bei  der  UcberprUfung  der  1875er  Schlnssrechnungen  die 
derartig  geschehene  Ansgleichnng  derselben  berUeksichtigt  werden. 
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Die  Rückzahlung  der  oben  ausgewiesenen  ärarisehen  Vorscbflsse 
geschieht  einfach  durch  die  Uebergibe  der  vom  1.  Jänner  1876  an  verains- 
baren  Obligationen  zu  dem  angenommenen  Ooarse  undGold-Agio,  beziehungs- 
weise dadurch,  dass  bei  Flfissigmaehnng  der  im  Artikel  I  angeführten  Summen 
diese  Vorschüsse  in  Abzug  gebracht  werden. 

Auf  gleiche  Art  geschieht  auch  die  Rückzahlung  jener  Vorschüsse  und 
der  laut  nachstehendem  Artikel  XI  zu  berechnenden  Zinsen,  welche  zu  Lasten 
des  Investitions-AnlehenB  schon  im  Laufe  dieses  Jahres  durch  die  Regierung 
ausbezahlt  wurden  oder  etwa  noch  Tor  üebemahme  der  Obligationen  ans- 
I>ezah1t  werden. 

Artikel  IX. 

ManlpiilationS'Capitnl  zur  Anschaffung  von  Materialien. 

Dio  gefertigten  Gesellsclialtrn  sind  veij)flichfct,  die  im  Artikel  I  in  der 
Rubrik  für  Materialien  angefülirtcn  Summen  durch  die  aus  dem  Baufonde 
erübrigten  disponiblen  Werthe  er^'iiiizt  als  zur  Material -AnschulVuiig  dienen- 
des Manipulations-Capital  zu  vcMvaltiMi.  Diese  Mauipul.itiuiis  -  Capitalien 
werden  mit  Zurechnung  der  obigen  Ergäuzungen  in  folgenden  Sumuieu  fest- 
gestellt u.  zw. : 


Für  die  Siebenbürger  Bahn  .... 

465.50.5  fl. 

ff 

i> 

Alföld-Fiumaner  Bahn     .  . 

466.i«.')0  ^ 

II 

n 

Fünfkirchen- Barcser  Bahn  . 

43.757  „ 

II 

m 

I  ngar.  Ostbahn  

729.600  r> 

M 

n 

Kasehau-Üderbertrer  Babu  . 

493.923  . 

H 

» 

Ungar.  Nordostbahu    .   .  , 

672.378  „ 

» 

,  Ungar.  Wcstbalin    .  . 

353.396  „ 

« 

rt 

Ungar. -galiz.  Bahn  .... 

152.861  „ 

n 

rt 

Eperies-Leluohower  Bahn  . 

59.124  ^ 

n 

n 

Donau-Drau-Baiin  .... 

137.047  n 

Znsammen  .  . 

8,574.541  fl. 

Diese  Manipulations-Capitalien  sind  innerhalb  der  Gränzen  der  berech» 
tigten  Betriebsausgaben  stets  zu  er};änzen  und  unversehrt  zu  erhalten. 

Naohdeui  den  Baufoud-Keat  die  naohstebeuden  Bahn  -  Gesellschaften 
u.  zw.: 

Die  Ungar.  Ostbahu   85.497  fl.  15  kr. 

„  Kaschan-Oderberger  Bahn  .  20.005  «  —  « 
«  Ungar.  Westbahn  • , .  .  .  13.661  »  35  „ 
„  Eperies-Lelnchower  Bahn  .  5.986  »  75  « 
«  Donau-Dran-Bahn  ....     4.917  „  86  „ 

Zusammen  .  .  129.973  fl.  11  kr. 
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zu  BetrieliRZweckrn  \  crwon'lf'tcn  .  ohne  mit  (Ion  vorhranohton  SumiiK'n 
die  Hetriobarechnun;,'  hclast»  t  zu  lialton.  so  wird  ccst.ittot.  dass  dio  ^'enannten 
Halm  (iesfllscliaftoii  dicso  Hrträf^t'  in  drei jUliriircn  trloiclicn  Raten  in  dif» 
Betriebs-Aosgabeu  aufnehmen  uad  derart  ihrem  Matcriui-Fonde  ersetzen 
können. 

Die  oben  nnjjofUhrten  Manipiilations-C  aiiitalien  werden  einen  inte- 
'  {rrireiideii  Theil  der  Bahn  bilden  und  haben  tiir  den  Fall,  als  die  Kcirienin^ 
ihr  l'ebornal.ms-  re;ip.  Einlitsuii^'srecht  geltend  machen  sollte,  niiversehrt 
und  ohne  jede  Anreehnunjr,  und  zwar  die  Material-VurrUthe  uach  dem 
verbuehten  Wertho.  an  den  Staat  zu  Uber^'ehen. 

Die  {refertijrtcn  Bahngesellsehaften  verplliehten  sieh  ferner,  die  zur 
Fortnibrnng:  des  Betriebes  nothwendijren  Matei  ialieii  mit  Hilfe  der  erwähnten 
Manipulation«  Capitaiien  mit  den  mo;:lichPt  (ikonomischen  Anschaffungs- 
Preis^en  in  die  Betriebsrechnung  aufzunehmen,  den  zu  Material-Auschatfungeii 
etwa  nicht  bcnöthigten  Theil  dieser  Manipulationa-Capitalien  zu  Gunsten 
der  Betriebsrechnung  fruchtbringend  anzulegen,  auf  Verlangen  der  Regierung 
und  micli  vorausgegangener  AuhÖmng  der  betreifenden  Geriellscbaft  ein 
gemeinschaftUehes  Material-AnsebafTungs  Bareaa  tu  erricbten,  eehlieBslioh 
für  den  Fall,  als  bei  einer  Beucrnng  der  BetriebBTerh&ltnisBe  ohne  Ver- 
kttrsung  der  garantirten  Ansprttcbe  der  Aotionäre  eine  billigere  BesehafiUng 
der  Materialien  anf  eine  einfache  Art  zn  erreichen  wSre,  aomit  die  fraglichen 
Manipnlations-Capitalien  entbehrlich,  resp.  zu  anderen  Investitionen  ver- 
wendbar würden,  sieh  den  diesfXIligen  Verfügungen  der  Regierung  tu  nnter* 
werfen. 

Es  wird  librigens  bemerkt: 

aj  dass  bei  jenen  Bainijresellschaften,  die  bisher  ihren  Muteri.albed.irt  mit 
zum  Theile  oder  ^räii/licli  sehwebemli  n  Aiilehen  deckten,  die  bis  Ende 
1875  laufenden  Intert'Mlar-Ziiiseu  dieser  scliwi-lteiideu  Anlehen  unter  die 
im  Artikel  1  aii^'iiührteu  v  er  SC  h  ie  d  e  n  eu  Investitionen  auf- 
genommen worden  ^iiul; 

If)  dessgleichen  sind  unter  die  verschiedenen  Investitionen  als  auch 
unter  die  im  Artikel  VIII  angefilhrten  jirarischen  Ersätze  die  Zinsen  der 
ans  den  Betriebseinnalmien  ge<leckten  Materialau<lagen  aufgenommen, 
es  wird  jedoch  die  etwaige  Kichtigstellung  der  letzteren  ausdrücklich 
dem  UeberprUfuugaresuitate  der  Betriebs- Seh iussrechnuugen  vor- 
behalten; 

cj  rttcksichtlich  jener  Bahngcsellschaften.  die  zum  Behufe  der  Material- 
anschafTuDg  grössere  schwebende  Schulden  contrahirt  haben,  als  welche 
durch  das  im  gegenwärtigen  Artikel  bestimmte  Manipulafions  rapital 
gedeckt  werden  kihniten.  wurde  verfiifit.  dass  behufs  Verminderung 
des  fraglichen  Material  Contos  die  Zinsen  de^  das  Mauipulations-Capital 
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überschreitenden  Betrages  t.  J.  1876  ebenfalls  unter  die  « verschiedenen 
Investitionen«*  aufgenommen  werden. 

Artikel  X. 
Die  nigang  der  sebwebenden  Selmldeiu 

Die  gefertifrtcn  lialiii-CJosellschalt«  n  vorpflichton  sich  untl  übernehnion 
<lie  unbedingte  V(  r.intwortung  dafiir,  dass  nie  dio  im  Artikel  1  uugerulirten 
Investitions-Sumnien  nacli  Abstattung  der  dem  Aerar  gebührenden  Ersätze 
und  ohne  Beeinträchtigung  der  zur  Materialanschaffiing  bestimmten  llani- 
pnlations-Capitalien  in  erster  Linie  icar  pttuktlichen  und  unverziigliclien 
Tilgung  der  aus  den  naehgewieaenen  Investitioiien,  aber  anob  nur  ans  diesea 
«ntatebenden,  dureh  die  Regierung  «organe  noch  meritorlsch  an  prüfenden 
aobwebenden  Schulden»  dann  aber  zur  VoUendong  der  durch  die  Regierung 
■etwa  schon  bewilligten  Investitionen  verwenden,  die  aber  etwa  Überbleibende 
Summe  solange,  bis  dieselbe  zu  bereits  bewilligten  oder  noch  zu  bewilligen- 
den  Investitionen  nicht  verwendet  sein  wird,  zu  Gunsten  des  Inveatitions« 
Anlehens-Capitales  fruchtbringend  anlegen  werden. 

Artikel  XT. 
Der  Beginn  der  Obligationen- Verzinsung. 

Die  Verzinsung  der  den  im  Artikel  1  angeführten  Investitions-Summen 
•entsprechenden  gesaramten  Obligationen,  sowie  die  hiedurch  entspringende 
Staatsgnrantie  beginnt  mit  1.  Jänner  1876.  Bezüglich  der  Zinsen  vom  obigen 
Zeitpunkte  bis  zur  üebemahme  der  Obligationen  wird  femer  bestimmt: 

a)  dass  die  Zinsen  der  bif  Ende  1875  aufgerecbncteu  ärarisolien  Ersätze 
(vide  Artikel  VIII)  vom  1.  Jänner  1876  dem  das  Anlehen  gewährenden 
Aerar  gebühren; 

b)  dass  die  den  zu  Lasten  des  Inveatitions-Anlehens  vom  1.  Jänner  1876 
ausgefolgteu,  oder  etwa  bis  zur  Cebemahnie  der  Obligationen  anszn« 

folgenden  ärarischen  Vorschüssen  entsprechenden  Obligationen  vom 
Tage  der  Ausfolgnng  der  Vorschüsse  ebenfalls  zu  Gunsten  des  Aerars 
verzinset  werden,  und  schliesslich 

c)  dflss  die  Zinsen  der  ilbrij^en  (der  im  Artikel  I  angeführten  Investitions- 
Summe  entsprechendon)  Obligationen  bis  zu  deren  Üebemahme  den 
bethciligten  Gosel Iseliaften  baar  ausbezahlt  werden. 

Es  werden  somit  die  den  betheiligten  Gesellschaften  demnaeh  baar  ans- 
zubezahlenden  Zinsen  der  im  Artikel  X  erwähnten  schwebenden  Sclmldeo 
zur  Tilgung  der  vom  1.  Jänner  1876  laufenden  Intercalar-Zinsen  zu  ver- 
wenden, eventuell  aber  ebenfalls  ein  nach  der  Bestimmung  des  Artikels  X  zu 
ixun&teu  der  Investitions-Auieiien-Capitale  zu  verwalten  sein. 
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Rezüglicli  des  B(  <^innes  und  Modus  der  Verzinsung  jener  Oblipitionen, 
die  iilicr  die  im  Artikel  I  aiifrelVilirtcn  Investitions-Summen,  aber  innerhalb 
der  Grilnzen  des  im  Artikel  II  erwähnten  Maximai  nctrn^^e»  zu  emittiren 
sein  werden,  wird  bei  der  Uebernahme  reBpeetive  bei  (lelefreuiieit  der  lie- 
willigung  weiterer  InvestitioneB  von  Fall  zu  Fall  ein  Bescblnss  gefasst 
werden. 

Artikel  XU. 

Fernere  Inreetlttonen. 

Jene  Summen,  welche  von  den  im  Artikel  1  angeführten  bisherigen 
luvestitions-Capitalicn  und  deren  Fructiticirung  etwa  noch  (mit  Einrerhnnng 
der  im  Punkte  e  des  Artikels  II  erwähnten  Zinsen)  überbleiben,  ferner  die 
im  Sinne  des  Artikels  II  den  gefertigten  Gesellschaften  noch  zur  Verfügung 
fitellbaren,  den  Betrag  von  960.466  fl.  3  kr.  in  Papiergeld  nicht  Qbersteigenden 
Summen  sind  in  erster  Linie  zur  Deekung  der  mit  dem  gegenwärtigen  An- 
lehensgeschäfte  verbundenen  Auslagen,  femer  zur  Deckung  der  Bemäng- 
inngen, die  etwa  aus  der  Richtigstellung  der  im  Artikel  I  angeführten  Aus- 
gaben entsteh^'n  könnten,  scbliesslioh  zu  den  durch  die  Regierung  als  drin- 
gend anerkannten  unaufschiebbaren  Investitionen  namentlich  zur  Yermeh- 
mng  der  Fahrbetriebsmittel  und  anderer  mit  diesen  in  engster  Verbindung 
stehenden  Arbeiten  hauptsächlich  aber  zur  Befestigung  der  Oberbauten  zu 
verwenden. 

Die  Anzahl  und  Qualität  der  zu  beschaffenden  Fahrbetriebsmittel,  ferner 
die  ZuläsAigkeit  der  hiemit  verbundenen  anderen  Investitionen  wird  die 
Regierung  auf  Grund  der  durch  die  betreffenden  Gesellschaften  bereits  vor- 
gelegten, theilweise  noch  vorzulegenden  Separat-Eingaben  bestimmen  und 
behält  sich  zugleich  das  Genehmigungsrecht  der  Lieferungs-,  beziehungs- 
weise Bau-Bedingungen  oder  eventuell  der  abzuschliessenden  Verträge  vor. 

Auf  Grund  dieser  Daten  wird  die  Zuweisung  der  noch  weiters  verfUg- 
bnren,  den  Betrag  von  960  466  fi.  2  kr.  Papier  nicht  übersteigenden  luve- 
«titions-Summen  an  die  einzelnen  Gesellschaften  von  dem  Beschlüsse  der 
Regierung  abhängen. 

Artikel  XIII. 

Die  vaterländische  Industrie. 

Bei  der  Realisiritng  der  im  vorgehenden  Artikel  verhandelten  neuen 
Investitionen  re-^pective  hc'i  der  Verwendun«^  der  in  Artikel  IX  erwähnten 
Älanipulntions  C.ipitalien  sind  die  einhcimischo  Industrie,  hauptsächlich  aber 
die  Fabriken  der  ärarischen  Eisen  In  lustrie  im  Falle  annehmbnrer  Bedin- 
gnugen  zu  bevorzugen  und  insbesondere  Fahrl)etriebsmittel  und  andere 
^ÖBsere  Anschafiungen  bei  ausläudischeu  Industiial-Uuternebmungen  nur 
mit  Zustimmung  des  Ministeriums  zu  effectuiren. 
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Artikel  XiV. 

Besondere  Yerfttg:iiugeii  riioksichtlirb  der  ^eineinMimen  Bahnen  und  der 

iingarit^chen  Ostbahn. 

Bezüglich  der  Kasehau-Odcrberger,  der  Ungarischen  Weatbahn  wie  der 
Ersten  ung.-galiz.  Bahn  behält  sich  die  Regierang  vor,  die  Bewilligung  der 
Mauipulations*Capitafien  fttr  Materialien,  reBpecttve  die  hferanf  bezIlgUelie 
xiffennässige  Fefftetelluug  und  Reetifieimng  voo  den  etwa  mit  d«r  k.  k. 
Ssterreichisehen  Begfemiig  su  Stande  zu  kommenden  Vereinbarungen  ab- 
blngig  zu  machen. 

SelbstrerstindUch  wird  jedoch  in  diesem  Falle  der  den  übrigen  Bahnen 
zu  gewKlirende  jihrliche  besondere  Oarantiebetrag  anf  613*045  fl.,  der 
Nominalbetrag  der  von  der  Regiemng  so  Q  hernehmenden  Obligationen  hin- 
gegen anf  11,191.600  fl.  herabsinken. 

Mit  dem  Protokolle  Tom  2.  Oetober  1877  wurden  derüngaiiflchen  Westbahn  wie 
der  Ersten  ungarUeb-galizischen  Eisenbahn  die  MAnipalationF-Capitalien  für  die 
iinq-nrischrn  Strecken  hedinptingsweisc  bewillict.  nachdem  f'ir  die  österreichischen 
Strecken  die  entbpreehende  Vorsorge  vorlüutig  fallweise  iui  administrativen  Wege  in 
Aussicht  gestellt  worden  war. 

Beziiglich  der  ungarischen  Ostbahn  behllt  sich  die  Regiemng  ebenfalls 
vor,  mit  Rttoksioht  anf  die  bevorstehende  finanzielle  Ordnung  dieser  Bahn 
deren  Theilnahme  sn  den  Investitions-Anlehen  in  suspeni^o  zu  belassen, 
eyentuell  ^nzlieh  fallen  zn  lassen. 

Kacli  Erschöpfung  des  Gegenstandes  der  beabsichtigten  gemeinsamen 
Vereinbarnngen  wurde  dieses  sowohl  fSr  die  Regiemng  als,  aueh  fUr  sämmt- 
liche  unterfertigte  Eisenbahnen  in  je  einem  Original-Exemplare  ausgefer- 
tigte Protokoll  geschlossen. 

Coloroan  Stell  m.  p.  Thomas  fMkj  m.  p. 

k9n.  un{r.  Finansminister.  k6n.  otig.  Minister  für  dflTentliche  Arbeltea 

und  Conunuiiication. 

Erste  iSi«'!)^»!!!!!  ;.'»^  Ei>^'  )il>alui :  Vtirad^^  in.  p.  Freond  in.  p. 
Ungarische  N(>r»l(i>tb:ibii :  G;il>iit  l  >urad}^  ni.  p.,  Carl  Väradj  ni.  p. 
Ungariscli«' Wostbalin  Stulihveissi  iiltur;,'  ilaall  (ira/.  :  kaotf  in.  p..  Fackh  m.p. 
AlloUl-Fiumaner  Eisenbahn,  {ii(»sH\vanlcin-Es.seger  Theil:  falstkj  m.p. 

Wahl  111.  p. 

Konigl.  i»riv.  Eiintkircheii  liaiTser  10i><  iiKahu :  Harkan)!  ni.  p.,  Holl  in.  p. 
Erste  im^rarisch-^'aiizische  Ei.seiihalin  :  Carl  Harkaoyi  m.  p..  SiirmaT  in.  p. 
K.  k.  priv.  Kaschau-Odorberger  Eiseiibalui :  Loisch  ui.  p.,  Köldvarv  iii.  p. 
13attaszek-Dumbovir-Z^k4nyer  i^Donau-Drau)  Eisenbahn:  Cserj  in.  p. 

Yereb*lj  m.  p. 

Eperies-Tamdwer  Eisenbahn,  Ungarischer  Theii:  Gral  Pejacsevich  tu.  p. 

Stelger  m.  p. 
Ungarische  Ostbahn:  iHa)  ui.  p.,  lettllk  m.  p. 
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Wiener  Terbindimgsbahn. 

(Ygl.  Bd.  U,  Abtb.  1,  8«ite  571.) 

1.  Anmerkung  zum  Uebereinkonimen  Yom  25.  Jänner  1870, 

R.  0.  Bl.  Nr.  21, 

betreffend  die  Bedingungen  der  Concession  zum  Betriebe  der  Wiener  VerbindangslNÜm. 

(Bd.  II,  Abth.  1,  Seit«  678.) 

Zu  §.  3. 

Das  k.  k.  HandetoministeriniD  kat  unterm  16.  Jnni  1877^  Z.  13267, 
die  Einfthrnng  der  Waarenolassüication  des  am  1.  Ootober  1876  anf  den 
Oaterreiehisehen  Eisenbaknen  eingelttkrten  Reformtarifes  anf  der  Wiener  7er- 
bindmigsbahn  genekmigl  nnd  in  Ablndernng  der  im  §.  3  des  Uebereinkom- 
mens  Tom  25.  Jinner  1870  entbaltenen  Haximaltarife  Torbehaltlieh  einer 
im  Sinne  des  §.  10.  Punkt  e)  des  Bisenbahn  •GoneessionS'Oesetses  vom 
14.  September  1854,  R.  0.  Bl.  Kr.  238,  Ton  drei  an  drei  Jahren  Toncuneh- 
menden  Revision  folgende  Mazimalsätse  per  100  Kilogramm  ohne  Unter- 
schied der  Relation  bewilligt: 

Bilgnt  12  Kreoser 

Ermlissigtes  Eilgnt  11  „ 

Leer  retoor  gehendes  Oesohirr  ...  10 

Sperriges  Gnt  12  « 

Normalelasse  I  10  „ 

II  7  , 

Wagenladangsciasse  A  7  , 

ff        ff        R  ß  ff 

n  «  ^'  ß  ff 

Specialtarif  I  für   Getreide,  Hiilöen- 

frlichte,  Oelsaaton,  Mabiproducte  und 

Mehl.  Mal  zuiul  Salz   6  , 

Specialtarif  II  für  Ilolz  5  » 

Ausnalimstarif  Ifür  mineralischeKohlen, 

ßriquets  and  Coak»,  Erze,  Steine  und 

Ziegel  6  , 

Das  Consortium  der  Wiener  Verbindungsbahn  wurde  hievou  durch  die 

k.  k-  General-Inspection  der  <>.st<  rr.  Eisenbahnen  mit  Erlass  vom  27.  Juni 

187  7,  Z.  2622  111.,  in  Kenutnisa  gesetzt. 
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£•  L  priy.  Böhmisohe  Westbalm. 

(TgL  Bd.  n,  Abth.  1,  Seite  579  und  Bd.  m,  Seite  447.) 

1.  Statuten^ 
derlu  k.  fttf»  BShniseheii  Wettbahi. 

I  Abschnitt. 

Die  ActieogeeellechafH» 
§•  1- 

Name  der  GedelUehaft. 

Auf  Grundlage  des  §.  21  der  Allerhöchsten  Concessiousurkuudi^  tldo. 
8.  September  1859.  welche  hier  in  authentischer  Absehrilt  augcschlossen 
ist,  wird  mit  AllerhiW  lister  (ienehmigun;:  eine  Af  tien;?e8el!schaft  unter  der 
in  gesetzlicher  Weise  zu  protokollireudeu  Firma  „k.  k.  priv.  Böhmische 
Weatbahu-  gebildet. 

Rechte  and  VerbiDdliohkeiteo  der  GeselUchaft« 

Die  in  der  Concessionsurkonde  genannten  Coneessionäre  nnd  Gründer 
Übertragen  der  GesellBchaft  ohne  Aagnahme  und  ohne  Vorbehalt  alle  Reehte, 
welche  sie  durch  die  erwähnte  Urkunde  nnd  durch  das  Uebereinkommea 
vom  23.  Oetober  1860  erworben  haben.  In  Folge  dessen  tritt  die  Gesell' 
Schaft  vom  Zeitpunkte  ihrer  Oonstituirung  als  Rechtsnachfolger  an  die 
Stelle  der  Coneessionäre  und  der  Grfinder  mit  der  Verpflichtung,  allen  ans 
der  Concessionsui^unde  und  dem  Ueberelnkommen  hervorgehenden  Be- 
dingungen nnd  Verbindlichkeiten  GenOge  au  leisten,  ohne  dass  hiednrch 
bezüglich  der  im  §.  2  des  Uebereinkommens  ausgedruckten  Haftung  der 
Coneessionäre  f&r  die  Verwendung  des  bedungenen  Bauvorschusses  eine 
Aenderung  eintritt 

3. 

Zweck  der  Geaellschaf  t. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 
a)  Der  Bau  und  Betrieb  der  durch  'lie  A.  Ii.  Concessionsurkunde  vom 
8.  September  1859  concessiouirteu  Locomotiveisenbahn  von  Prag  Uber 
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Pilsen  bis  an  die  bayerische  Oränxe  nebst  Zweigbahn  oaeh  Radoits 
und  Wegwanow. 
S)  Die  CoucesBionswerbaogy  der  Bau  und  Betrieb  weitererer  Eisen- 
bahnen. 

•c)  Die  Erworbung  und  der  Betrieb  von  Bergwerken  und  Bergwerks-Eison- 
bahnen,  sowie  die  Erwerbung,  der  Bau  uud  der  Betrieb  solcher 
industri:ilwerkc,  welche  iiu  Siane  des  19  der  OonoessioosarJcaiide 
allenfalU  errichtet  werden. 

Bei  Ausübung  der  concession^mäs^igen  Recühte  liat  die  Gesellschaft 
ausser  den  in  deu  (iesetzeu  enthaltenen  Verptlichtungeu  auch  die  in  der 
Concessionsurkuude  vom  8.  Septeuiber  1859  und  in  dem  zwischen  der 
hohen  .Staatsverwaltung  und  deu  Concesaionäreu  abgeschlossenen  zulie- 
genden Uebcrrinkommen  vom  23.  October  1860  sammt  beigefügter  Instruc- 
tiou  au^etiihrteu  V^erbiudlichkeiteu  iiburbaupt  genau  zu  ertüllen. 

§*^* 

Sitz  der  Qesellschaft. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  zu  Wien  mit  Agenturen  na(3h  dem  Be- 
<iürtnisse  im  In-  und  Auslande.  Uer  unmittelbare  Betrieb  der  Eisenbahn 
kann  jedoch  auch  durch  Abgeordnete  des  VervraltUDgarathes  von  Frag  aus 
geleitet  werden. 

§.  5. 

Danerder  Qesellsehaft. 

Die  Gtosetlsebaft  tritt  mit  dem  Tage  der  Constitoirang  in  Wirksamkeit 
und  endet  mit  dem  Erlöschen  der  Coneession. 

Sie  löst  sieh  aber  anoh  sehen  firtther  aof,  wenn  die  Bahn  vem  Staate 
«ingeiösty  oder  von  der  Geaeüsohaft  vezliassert  wird. 

II.  Abschnitt. 
OeaellaelMniielier  CntornekmaogafOBd. 

§.6. 

A et  i  ('  n. 

Der  Gesellachaftsfond  ist  auf  12  Millionen  Gulden  festgesetzt,  und 
wird  durch  60.UÜ0  Stüok  Aotieu,  jede  ä  200  Ü.  usterreiolüsobe  Währung» 
gebildet. 

Behufs  der  Deckung  des  zur  Herstellung  und  Inbetiif.b-iet/.uug  der 
Bahn  erforderlichen  .Mehraufwandt^s  dient  der  Gosollschaft  die  zufolge  des 
mit  dem  hohen  k.  k.  Finanzministorium  unterm  23.  Oetober  18G0  getrolYenen 
Uebereiukomuieuä  bewilligte  Htnausgabe  von  iu  äilber  verzinslichen  und 

8»* 
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rückzalilbarcii  Prioritäts-Obligationen  bis  zum  Betrafrc  von  12  Millioneo 
Uuhleu  osterr.  Währung,  welches  Prioritätsanlehen  keinen  Theil  des 
Stamiucapitals,  sondern  ein  Passivuin  der  Gesellschaft  bildet. 

Sollte  es  sich  als  noth wendig  oder  wünselienswerth  herausstellen,  so 
kann  die  Generalversammlung  der  Gesellschaft  mit  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung  das  Actiencapital  durch  llinausgabe  neuer  Actien  ver- 
grössern  oder  ein  neues  Anlehen  aufnehmen  (§.  26  f). 

§•7. 

Beantheilung  der  Actionäre. 

Jede  Actie  gibt  ihrem  Besitzer  (ActionUr)  das  Hecht  auf  den  verhUlt- 
uissmüs^igen  Antlieil  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  Erträg- 
nissen der  rnternehmung,  jedoch  kein  Miteigenthnm  an  den  einzelnen  Ver- 
mügensbeHtaridtheilrn  der  geselhrliaftliehen  rnternehmung,  und  sind  die 
Besitzer  von  A<  tien  nicht  berechtigt,  eine  Sicherbteilung  ihrer  AusprUche 
gegen  die  Gesellschaft  zu  erwirken. 

§•  8» 

naftnng  der  Actionäre. 

Die  Actionäre  haften  nur  bis  zum  Belaufe  des  Gapitals  der  Aotien, 
darüber  hinaus  ist  jede  Anfordfiung  unzulässig. 

Gegen  dritte  Personen  liaftet  die  l it  scllschaft  für  alle  ihre  Verbindlich- 
keiten mit  ihrem  ganzen  Vermögen,  mit  Eiuschluss  des  allenfalls  gebildeten 
Heservefondes. 

§.  9. 

Untheilbarkeit  der  Aotien. 

Die  Actien  sind  untheilbar,-  die  Gesellsohaft  erkennt  für  jede  Actie  nur 
einen  EigenthUmer  an. 

Mehrere  Theilnehmer  an  einer  Aotie  müssen  daher  ihre  gemeinsamen 
Rechte  durch  eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§.  10. 

Unterwerfung  unter  die  Statuten. 

Mit  dem  Besitze  einer  Actie  ist  die  Unterwerfung  unter  die  Statuten 
der  Gesellschaft  verbunden. 

§.  11. 
Form  der  Actien. 

0ie  Actien  werben  nach  dem  angeschlossenen  Formulare  Lit.  A  mit 
fortlaufenden  Nommem  angefertigt,  aus  einem  Juxta-Buche,  welches  bei  der 
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Gesellsohaft  aufbewahrt  bleibt,  heraosgeschoitten,  mit  dem  troekenen 
StimpelderOesellsehaftrersehen,  and  mit  der  Untersobrift  zweier  Hitglieder 
de  8  Verwaltangarathee  geteicbnet. 

Jeder  Actie  wird  ein  Couponsbogen  itir  Zinsen  and  Dividenden,  aaf  den 
Ueberbringer  (an  portear)  lautend,  nebst  Talon«,  beigegeben. 

§.  12. 

Umschreibnng  der  Aetie. 

Die  Actien  werden  auf  tlen  Ueberbringer  lanteml  aus«^e8tcllt .  es  steht 
jedoch  jedem  Besitzer  frei,  prej^en  Vergütung  <1(m  von  der  Gesellschaft  fest- 
zusetzenüon  Gebühren  seine  Actien  auf  bestimmte  Namen  umschreiben  zu 
lassen. 

Das  Eigenthum  der  ergteren  wird  daroh  blosse  Uebergabe  übertragen^ 
während  die  üebertragung  der  auf  bestimmte  Namen  lautenden  Actien 
mittelst  einer  den  Actien  beigefügten  Cession ,  welche  auf  die  Actie  selbst 
gesehrieben  werden  kann,  zu  geschehen  hat. 

Eine  Haftang  der  Qesellaobaft  für  die  Eehtbeit  der  Ceasion  oder  der 
aonaligen  Uebertragungs-Urknnde  findet  nicht  statt. 

§.  13. 

Deponirnng  der  Actien. 

Jed(  r  Aetionär  kann  seine  Actien  gegen  Kiitriehtung  der  hiefUr  von 
^er  (iesellschaft  bestimmten  Gebühr  bei  der  Cassa  der  Gesellschaft  hinter- 
legen und  dagegen  einen  auf  .meinen  Namen  lautenden  Krlagsschein  erheben. 

§.  14. 

Amortiöirung  der  Actien  und  Coupons. 

In  Verlast  gerathene  Actien  nnd  Coapons  mflssen  von  dem  znstän- 
digen  Qeriohte  amortisirt  werden,  am  neae  Urkunden  dagegen  erhalten  zu 
können. 

IIL  Abachmtt 

15. 

Organe  der  Gesellschaft. 

Organe  der  Oesellsohaft  sind: 
a)  die  Generalversammlung ; 
h)  der  Verwaltnngsrath: 
«)  Der  Revisionsanssohase. 
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IV.  Abschnitt. 

Die  GeneralTersammlang. 
§.  16. 

Beflhignng  zur  Theilnabme  an  der  OeneralTertammlitng. 

Die  Gesammtlieit  der  Aetfonire  idrd  dnrolt  die  OeneralTenamiBlung 
vertreten.  Jeder  stimmberechtigte  Actionir  ist  befugt,  an  derselben  tbeil- 
lunehmen. 

Abwesende  können  sich  mittelst  Vollmacht  dnreh  stimmberechtigte 
Actionire  vertreten  lassen.  Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltnngs- 
rathe bestimmt.  Pflegebefohlene,  Gemeinden,  Gesellschaften  und  Gorporationeii 
werden  durch  ihre  gesetsliehen  oder  statutarischen  SeprSsentanten  ver- 
treten, auch  wenn  diese  nicht  selbst  Actionire  sind. 

§.17. 

Stimmrecht  der  ActionSre. 

Je  20  Actien  geben  das  Recht  aut  Eine  Stimme. 

§.  18. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Oeneralversammlnng. 

Die  onU'iilliclie  (Jeiieraherpammlmiju'  tritt  l  egelmlssig  im  Monat  April 

oder  Mai  eines  joden  Jalircs  in  Wien  /usainmcn. 

AwBserordcntliclie  G»  nrialvcrsainnihiii^cii  kimiu  n  po  oft  stattfinilen» 
alH  ep  der  Verwaltim^Hi  atli  für  crfordc  rlicli  erachtet,  und  Fic  sind  auch  dann 
einzuhernteii.  venn  20  Aotioisiiie.  deren  Actien  den  /rhiitcn  Thcil  des 
Aetiencapitals  repriisentiren.  nml  von  ihnen  nach  §.  20  deponirt  werden, 
darauf  beim  Verwaltun^f^rathe  antrap  n.  Im  letzteren  Falle  hat  die  Ein* 
berulung  binnen  längstens  30  Tagen  zu  eriulgen. 

§.  19. 

Ein bc r n f u ng  der  G en e r a  1  v  e rs a ni ni  1  u  n  f:. 

Die  Kinberufnnp  der  GeneralverFiammlunt:  gesehielit  mittelst  Kund- 
maelinnp  diin  h  die  im  tj.  37  aufgeliihrfen  Zeitnnpsblätter,  welche  mindestens 
30  Tage  vor  dem  /.wv  AMinltnn^'  der  Verüammlnng  anberanmten  Tage  zo 
geschehen,  und  die  Gegenstände  der  Vcrsammiung  bekannt  zu  geben  hat. 

§  20. 

Legitimation  zur  Ausübung  des  Stimmrechtes. 

Die  ActionXre  mttssen,  um  der  Generalversammlung  beiwohnen  m 
dürfen,  wenigstens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  ihre  Aetiea^ 
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auf  dercu  (rrund  sie  ihr  Stiinnirrdit  ansttben  wollen,  am  Sitze  der  Gesell- 
Schaft,  oder  bei  den  vom  Ver\valtung«rathe  hiezu  bestellton  Agenturen 
hinterlegen,  nnd  erhalten  eine  Legitimationakarte.  welche  auf  den  Namen 
lantet,  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien  und  die  auf  den  Inhaber  derselben 
entfallende  Stimmenzahl  ausweist  und  nur  iUr  die  bezeichnete  Person  oder 
für  deren  gehörig  Bevollmächtigten  gilt 

21. 

Beschittssfähigkeit  der  Geueralversammluug. 

Die  GeneralTersammlang  ist  besohlossfUhig,  wenn  über  deren  erste 
Embemfting  wenigstens  30  stinunberechtigte  AetionSre  Anwesend  sind, 
welche  mindestens  den  30.  Theil  des  hinansgegebenen  Actieneapitales 
Teitreten. 

Um  eine  Aendemng  der  Statnten,  eine  Yermehrnng  des  gesellsebnft- 
Heben  üntemebmnngsfondes  dnreh  Hinänsgabe  nener  Aetien,  die  Anfnahme 
eines  AnleheaSy  die  VerSnssemng  der  Eisenbahn  oder  die  Anfldsnng  der 
Oesellsebafl  giltig  beschliessen  zn  können,  mnss  wenigstens  der  sechste 
Theil  des  Aotiencapitals  dnreb  mindestens  30  Actionire  yertreten  sein. 

Ist  die  Generalversammlung  nicht  beschlussßlhig,  so  wird  sie  vertagt 
und  unter  Angabe  des  Grandes  sogleich  in  Gemlssheit  des  §.  19  neuer- 
dings einberufen. 

Die  Generalversammlung  ist  bei  ihrer  zweiten  Zngammenknnft 
beschlnssf&hig,  ohne  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Mitgliedern,  oder  an 
einen  durch  dieselben  vertretenen  bestimmten  Theil  des  Actiencapitak 
gebunden  zu  sein.  —  Sie  darf  jedoch  in  diesem  Falle  nur  Aber  solche 
Gegenstände  beschliessen,  welche  bereits  zur  Tagesordnung  der  vertagten 
Generalversammlung  gehörten. 

§.  38. 
Vorsitz. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  führt  der  Vorstand  des  Ver- 
waltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter. 

Er  bestimmt  die  Reihenfolgcdcr  zu  verhandelnden  Gegenstände,  ernennt 
den  Schriftführer  und  die  Stimraenzählcr,  eröffnet  und  schliesst  die  Ver- 
handlungen»  veranlasst  die  Abstimmung  nnd  bestimmt  die  Art  derselben. 

§.  23. 

Erforderniss  zur  Schlnssfassung  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 
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Die  Aondernng  der  Statuten  und  ilie  Vermehrnng  des  geaellschaft- 
liehen  Untcrnehmungsfondea  durcli  Hinausgabe  neuer  Actien,  die  Aufnahme 
von  Anlehen,  die  Veräuflserung  der  Eisenbahn  und  die  Auflöflung  der  (Je- 
ßellschaft  kann  nur  durch  eiue  Mehrheit  von  zwei  Dritttheilen  der  Stimmea 
beschlossen  werden. 

§.24. 

OegenBtSnde  und  Wirkung  der  Sehlassfasgnn f. 

Die  (leneralversaniinlung  ist  iK  reciitifit ,  innerlialb  der  (jrün/.en  der 
Concession  und  der  Statuten  über  alle  Belange  der  Gesellschaft  zu  berathen 
und  zu  bosc'hliossen,  und  hat  sich  jeder  Actiouär  ihren  innerhalb  dieser 
Schraukcu  gelussttn  BcächlUsseu  zu  lügen. 

§.  25. 

Einhaltung  des  Programues. 

In  der  GeneralTersammlong  wird  nur  über  jene  GogenstSade  rer- 
handelti  welche  in  dem  bekannt  gemaehten  Programm  bezeiobnet  Bind.  In 
dieses  sind  anch  jene  Anträge  anfznnehmen,  welche  von  wenigstens 
10  Aotioniiren,  deren  Aetienbesits  denselben  mindestens  60  Stimmen 
gewährt,  unter  Deponirnng  dieser  Aotien  wenigstens  14  T^ge  Tor  Ein- 
berufung der  Generalyersammlnng  dem  Verwaltongsrathe  sohriftUeh  über- 
reicht  worden  sind. 

Jedem  stimmberechtigten  Actionär  steht  iwar  das  Recht  zu,  in  der 
Generalversammlung  selbstständige  Anträge  zu  stellen,  jedoch  wird  Uber 
dieselben  nicht  sofort  berathen  und  entschieden,  sondern  es  hat  die  Ver- 
sammlung, wenn  ein  solcher  Antrag  von  wenigstens  fUnf  stimmfähigen 
Actionären  unterstützt  wird,  vorerst  nnr  zu  entscheiden ,  wann  derselbe  in 
Verhandlung  zu  nehmen  sei.  Ausgenommen  hievon  ist  der  Antrag  auf  Ein* 
berulhng  einer  ausserordentlichen  Qeneralversammlnng. 

§.  26. 

Vorbehaltene  Gegenstände. 

Der  Verhandlung  und  Schlusstassung  der  Generalversammlung  siod 

folgende  Gogenständo  vorbehalten: 
o)  die  Wahl  tlt's  Verwalt  ungsrathes j 
b)  die  Wall!  clor  Kcchnuiigsrevisoren; 
et  die  Genehmigung  der  .lahresreclinuugeo  j 

d)  die  Verwendung  de>  Reingewinnes; 

e)  die  Ertheilung  besonderer  Vollmachten  an  den  Verwalt ungsrath  in 
Fällen,  welche  in  den  Statuten  nicht  vorgesehen  siudj 
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f)  die    \>rraehning   des  (ic^ellscliaftscapitals  durch   Uinausgabe  von 
Actieii  oder  Aufiuihmt^  von  Anlclien; 

g)  die  Errichtuiifr  von  Zwei::-  und  Flüj^elhahnen ; 

h)  die  Auadehnnng  der  Geschäfte  der  Geseiischaft  Uber  die  im  §.  2  fest- 

}2^esetzten  Gränzen; 

i)  die  Verpachtung-  des  Eisenlmlmhetriebes; 
k)  die  Vcrjiusserunf,'  der  Ki^eribahnj 

/)  die  Abänderung  der  Sfatiiton; 

m)  die  Autlö.sung  der  Gesellcicliaft  vur  Ablauf  der  concesäionirten  Dauer 
derselben.: 

Zur  Giltif^keit  der  Besclilüase  über  die  in  den  Absätzen  /*  y.  //,  /•,  /, 
und  m  aufgetiilirien  tiegenstände  ist  die  (ienebmiguuj:  der  boben  Staats- 
verwaltung  erforderlich.  Eh  bleiben  jedoch  der  Staatsverwaltung  auch  rilck- 
siehtlich  der  übrigen  Beschlüsse  der  Generalversammlung  die  concessioDS- 
mässiigen  Rechte  vorbehalten. 

§.  27. 

Protokoll  Ober  die  Verhandinngen  bei  der  Generalver- 

sammlnng. 

Ueber  die  Verhandlungen  bei  der  OeneralTeraammlnng  wird  ein 
Protokoll  geführt,  nnd  von  dem  VorBitcenden^  dann  von  wenigstens  swei 
der  anwesenden  AotionXre  and  dem  SobrIfIfQbrer  unterzeichnet. 

Der  Urschrift  des  Protokolls  wird  dss  Verzeiohniss  der  stimmberech- 
tigten Hitglieder  der  Generslversammlnng  mit  Angabe  der  von  jedem  ver- 
tretenen ActienanKahl  nebst  den  Vollmachten  beigefügt. 

Die  in  dem  Protokolle  der  Oeneralversammlnng  verzeiehneten  Be- 
aohlttssey  mit  welchen  Handlangen  oder  Unterlassangen  der  Verwaltungs- 
organe gutgeheissen  oder  gerechtfertigt  werden,  haben  den  Letzteren  als 
Absohitoriam  zu  dienen. 

V.  Abschnitt. 

Verwaltuiigüratli. 

§.  28. 

Bestimmung  des  V  e  r  w  a  1 1  u  n  g  s  r  a  t  b  e  s. 

Der  aus  12  Mitgliedern  bestehende  Verwaltangsrath  ist  der  Vorstand 
der  Gesellschaft  im  Sinne  des  §.  227  II.  G.  B. ;  er  vertritt  dieselbe  nach 
Aussen  nnd  ist  mit  der  im  Gesetze  festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu  allen 
Verfügungen  in  GeseUschaftsangelegenheiten  berechtigt,  welche  «nicht  der 
Generalversammlung  vorbehalten  sind. 

Dem  Vorwaltungsratbe  ist  insbesondere  die  Ernennunf^  der  Beamten 
der  Gesellschaft  und  die  Genehmigung:  der  Dienstverträge ,  Dienstes- 
inatractionen  und  Eeglenients  llir  die  Führung  der  Geschäfte  vorbehalten. 
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§.  29. 

Antsehliessnn gl  erfinde. 

Beamte  der  Gesellschaft  und  allt;,  die  zu  ihr  in  Vertragsverhältnissen 
stehen,  alle,  die  in  Conen rs  verfallen  sind  oder  sich  dem  Vergleichsver- 
fahren unterworfen  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne  ihre  Gläu- 
biger befriedigt  zu  haben,  alle,  welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen 
eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  oder  die  öffentliche  Sitfliebkdt 
verletzenden  Vergebens,  oder  einer  solehen  Uebertretung  in  üotenaehnsg 
gezogen  nnd  nicht  schuldlos  gesprodidn  worden  sind,  können  nicht  Mit- 
glieder des  yerwmltungsratbes  sdm  Tritt  ein  soIeheB  TerUUtnisB  oder  eine 
Vennindemng  des  im  §.  8S  g^daebten  AetienbesitEes  während  der  Amts* 
davor  ein,  so  hat  es  nnmittolbar  den  Verlast  der  Stelle  zur  Folge. 

§.  30. 

Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathea  werden  von  der  Generalver- 
sammlnng  auf  drei  Jahre  gewählt;  ihre  Wahl  wird  durch  die  öffentlichen 
Bllitter  (§.  87)  bekannt  gemacht. 

§.  31. 

Ergänzung  des  Verwaltuugsrathes* 

Jedes  Mitglied,  das  eine  dre^Shrige  Fonetionsdaner  snrttokgelegt  bat, 
bat  anszntreten,  ist  aber  wieder  wiblbar. 

Tritt  ein  Mitglied  des  Verwaltnngsratbes  während  seiner  Amtsdaoer 
an8|  so  ist  in  der  nächsten  Qeneralversammlnng  fttr  den  Rest  seiner  Amts- 
daner  ein  Vertreter  zu  wählen. 

Mitglieder  dos  Vorwaltungsrathes.  welche  im  Auslände  domicilircn» 
könn(Mi  sich  bei  den  Verhandlungen  des  Vorwaltungsrathes  durob  ein  Mit- 
glied desselben  vertreten  lassen. 

§.  32. 

Hinterlegung  von  Actien  von  Seite  der  Mitglieder  des  Ver- 

waltungsratbes. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  moss  binnen  8  Tagen  naeh 
seiner  Wahl  fünfzig  Actien  der  k.  k.  priv.  Böhmischen  Westbahn  in  der 
Qesellsohaftcassa  deponiren,  welche  daselbst  als  Cantion  fttr  die  aus  seiner 
Fnnotion  entspringenden  Verbindlichkeiten  gegen  die  Gesellschaft  bis  snr 
Erledigung  der  anf  seine  Fnnctionsperiode  besttglichen  Rechnungen  in  Ver- 
wahrung bleiben ,  und  welche  ^rittirend  dieser  Zeit  von  ihm  weder  belastet 
noch  veränssert  werden  dürfen. 
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§.  38. 

Vorstand  d  c  s  V  p  r  w  a  1 1  u  n   »  r  a  t  Ii e  8. 

Der  Vpi  waltiiiifrsrath  wählt  aus  geiner  Mitte  jahrlich  einen  Vorstand 

und  dessen  Stellvertreter. 

Jeder  derse|l)en  ist  immer  wieder  wählbar.  —  Hei  frleichzeitifrer  Ab- 
wesenheit Heider  betraut  der  V»  rwaltuugsrath  zeitweilig  eines  seiner  Mit* 
glieder  mit  dem  Amte  eines  Vorstandes. 

§.  34. 

Gesc  haüsordnung  des  Vcrwaltungsratli es. 

Der  VerwaltnngBrath  TerMmmelt  sioli  am  Sitee  der  Gesellschnft  auf 
Einladnng  des  Vorstandes,  so  oft  es  das  Interesse  der  Gesellschaft  erfordert 
oder  es  tou  drei  Mitgliedern  des  Verwaltnngsrathes  beantragt  wird,  som 
weDigsten  aber  einmal  in  jedem  Monate. 

Die  Heschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  der  persönlich 
anweeenden  Mitglieder  gefasst.  wobei  jedem  Mitgliede  nur  eine  Stimme 
ankommt.  Ausserdem  kann  ein  Mitglied  als  Hevollroächtigter  nar  noch  eine 
aweite  Stimme  führen.  Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gibt  jene  des  Vor- 
sitzenden den  Ausschlag. 

Zur  giltigen  Beschlussfassung  ist  die  ordnunggmässigc  Einladung 
sämmtlicher  Mitglieder  des  Vcrwaltungsratkes  und  die  Anwesenheit  von 
wenigstens  der  Hälfte  derselben  nolhwendlg. 

Ueber  die  Verhandinngen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welehes  von  dem  Vorsitzenden  und  wenigstens  zwei  Mit' 
gliedern  zu  unterzeichnen  ist. 

§.  85. 

Firmazeichnung. 

Die  Firma  der  Gesellsohaft  wird  oolleotiv  entweder  von  zwei  Hit« 
gliedern  des  Verwaltungsrathes  oder  von  einem  Mitgliede  de^  Verwaltnnga- 
rathcs  und  von  dem  seitens  des  Verwaltnngsrathes  mit  der  Procura  ver- 
sehenen Oberbeamten  gezeichnet,  welcher  letztere  jedoch  mit  dem  Beisatae 
p.  p.  EU  vnterseiehnen  hat. 

§.  36. 

Recht  znr  Bevollmächtigung. 

Der  Verwattungsrath  kann  unbesehadet  der  Bestimmungen  der  Artikel 
S31  und  284  H.  O.  B.  durch  eine  Speeialvollmaoht  für  bestimmte  Qegen- 
stSnde  und  (Hr  eine  bestimmte  Zeit  die  Ausübung  seiner  Befugnisse  an  ein- 
celne  Mitglieder  oder  an  Oesellsohaftsbeamte  Übertragen. 
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§.  37. 

Veröffentlichniigen. 

Alle  Knndmachnngen  in  OeselUcbaftsangele^Dheiteii  sind  in  der 
Wiener  nnd  Prager  amtlichen  Zeitung  zu  veröffeutliehen. 

§.  38. 

Haftung  der  Mitglieder  des  Verwaltungsratbee. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  eind  fttr  ihre  Amtsftthmng  in 
'Gemüssheit  des  Handelsgesetzes  Terantwortlich. 

§  39. 

Entlohnung  des  Verwaltangsrathes. 

Der  Vervaltungsratb  bezieht  für  seine  M&hewaltung  die  im  §.  43  fest' 
gesetzte  6«/«  Tantieme. 

IV.  Abschnitt. 

Oer  BeviHiouNABMeliM». 

§.  40. 

Mitglieder  des  ReTisionsausscbnsses. 

Behufs  der  Prttfbng  und  Adjnstirung  der  geseUschaftUchen  Rechnungen 
fttr  das  laufende  Jahr,  wählt  die  jeweilige  ordentliche  OeneralTersammlung 
aus  den  stimmberechtigten  Actionären,  mit  Ausnahme  der  Mitglieder  des 
Verwaltungsrathes  nnd  der  durch  §.  29  von  der  Wahl  zu  Verwaltungs- 
rHthen  ausgeschlossenen  Personen,  den  aus  drei  Mitgliedern  und  drei 
firsatsmännem  bestehenden  ReTisionsaussohuss. 

§.  41. 

Wirksamkeit  des  R  evision  snusschusses. 

Der  Revisionsausschuss  hat  die  Kiditi^^keit  der  abgeschlossenen  Jahres- 
rechnnngen  zu  prüfen,  Uber  voricomroende  Anstände  und  Bedenken  von  den 
Rechnungslegern  im  kürzesten  Wege  mündliche  oder  schriftliche  Auf- 
klärungen und  Krläutcrungcn  abzuverlangen,  und  den  Schiusabefund  der 
-nächsten  Generalversammlung  vorzulegen. 

VII.  Abschnitt. 

Verwendang  der  Ertrttgaimie. 

§.  42. 

Yertheilung  der  Jahreserträguisse. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  aiyährlich  mit  dem  31.  De« 
tsember  abgeschlossen  nnd  sohin  mit  der  Bilanz  und  mit  dem  Befunde  des 
Revisionsausschusses  der  Generalversammlung  vorgelegt 
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Das  naoh  BestreitoDg  aller  Betriebs-  und  SrhaltnngsansÜLgeD ,  der 
eventaellen  Besohaffang  der  snr  SSinsensahlnog  vnd  Oapitalstilgang  erfor- 
derliehen Valuta,  der  Vertaste  nnd  Absohreibungen  vorhandene  Ertrigniss 
vird  verwendet: 

a)  vor  allem  zur  Zahlung  der  Zinsen  nnd  der  Tilgongsqnote  fttr  die 
PriorititS'Obligationen. 

h)  snr  Bestreitung  einer  5*/«igen  Dividende,  sowie  der  seinerseit  sur 
Aetientilgnng  in  dem  betreffenden  Jahre  erforderliehen  Summen. 

Ergibt  sieh  ein  Uebersohnss  über  das  vom  Staate  garantirte  Rein- 
ertrXgniss,  so  wird  die  HUfte  desselben  vor  allem  cur  Rtteksahlung  der 
etwa  vom  Staate  geleisteten  Vorsohttsse  im  Sinne  des  mit  der  hohen 
Staatsverwaltung  abgesehlossenen  Uebereinkommensvom24.  Juni  1869» 
§.  13  verwendet. 

Von  der  darnaoh  verbleibenden  Summe  werden,  nach  Abschlng  der 
nach  §.  48  dem  Rcsorvefond  zuzuweisenden  Dotation,  5*/«  dem  Ver- 
waltungsrathe  als  Tantieme  zugewiesen.  Der  Rohin  sich  ergebende 
Ueberschuss  wird  al»  Superdividende  vertheilt  oder  sonst  nach  Mas8> 
gäbe  der  Beschlüsse  der  Generalversammlung  verwendet. 

§.  43. 
Reservefond. 

Von  demUebersohussedes  jährliohen  Reinertrages  (f.  48)  wird  zunichst 
ein  Betrag  von  wenigstens  5%  zurtlokgelegt,  um  als  Reservefond  für  unvor« 
hergesehene  Auslagen  zu  dienen. 

Wenn  der  Reservefond  den  Betrag  von  1,200.000  fl.  erreicht,  haben 
dessen  Zneolittsse  aus  den  ErtrSgnissttberschflssen  anfsuhSren;  sie  sind  aber 
wieder  aufzunehmen,  sobald  der  Reservefond  unter  jenen  Betrag  herabsinkt. 

§.  44. 

Zahlung  der  Zinsen  und  Dividenden. 

Die  Zahlung  der  Actienzinsen  erfolgt  halbjährig  am  1.  Jänner  und 
1.  Juli,  jene  der  Dividende  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres  bei  der  gesell- 
sehaftliehen  Hanpteassa  in  Wien,  oder  bei  den  namhaft  gemachten  Agenturen 
In  In-  und  Auslände.  Zinsen-  und  Dividendenbetrilge ,  welehe  nicht  inner- 
halb fünf  Jahre  naoh  der  Zahlungszeit  erhoben  werden,  sind  der  Oesellschaft 
verfallen. 

§.  45. 

Tilgung  der  Actien  und  Prioritäts-Obligationen. 

Innerhalb  der  Dsner  der  ertheilten  Allerhöchsten  Conocssion  hat  die 
Tilgung  der  Prioritäts-Obligationen  nnd  der  Actien  der  Gesellschaft  zu 
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erfolgen,  und  zwar  .siiul  zunäclist  imierliaU)  der  (  r^ten  54  Jahre di»- PrioritSts- 
Obligationen  nach  dem  von  der  Staatsverwaltung  bereits  genehmigten  Yer- 
losungsplane  zu  tilgen.  Nach  erfolgter  Ivück/alüung  sümrotlichor  l'rioritätÄ- 
Obligatioiien,  d.  i.  vom  Jahre,  HUT  nii,  hat  die  Tilgung  der  Actien  SU 
beginnen;  hiezu  wird  eine  zu  dem  Actiencapitale  im  richtigen  Verhältnisse 
stehende  Tilgung^quote  bestimmt ,  und  ein  Tilgungsfond  gebildet,  welcbein 
aucii  die  Zinsen  für  den  jeweilig  bereits  getilgten  Theil  der  Aotien  xnin- 
fallen  haben  nnd  aus  welchen  die  forteehreitende  Tilgung  zu  bewerk- 
«telligen  ist 

Insolange  die  Tilgung  der  Priorität^- Obligationen  nioht  vollendet  ist, 
bleibt  die  ▼oUe  GewXhr  des  Staate«  von  5*/|t  Peroent  des  Oeeammtcapitales 
YOB  24  Millionen  aufreeht.  Vom  Beginn  der  Tilgong  der  Aotien ,  d.  i«  vom 
Jahre  1917  an,  wird  die  Gewähr  des  Staates  auf  jenen  Betrag  besehrinkti 
welcher  nach  Massgabe  des  zu  entwerfenden  und  der  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  zu  unterziehenden  TUgungsplanes  zur  Verzinsung  und 
Tilgung  der  Aetien  erforderlieh  ist. 

§.  16. 
Verlosung. 

Die  zu  tilgenden  Aotien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  die  jährlieh 
SU  der  Zeit  und  auf  die  Art,  welche  der  Verwaltungsratli  festsetzt,  9ffentlieh 
in  Wien  stattändet. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Aotien  werden  statntenmässig  (§.  37) 
kundgemacht. 

Den  Besitzern  der  verlosten  Actien  wird  vom  1.  Jänner  des  auf  die 
Kundmaehnng  folgenden  Jahres  am  Sitze  der  Oesellsohaft  zu  Wien  der 
Nennbetrag  dieser  Aotien,  nebst  den  noch  unbehobenen  5percentigen  Zinsen 
bis  zu  dem  zur  Einlösung  bestimmten  Tage,  und  den  bis  dahin  noch  unbe- 
hobenen ber(  its  festgestellten  Dividenden  in  Barem  ausgezahlt,  und  ihre 
ursprttnglicheu  Actien  sammt  den  dazu  gehörigen  noch  nicht  verfallenen 
Interessen-  und  Dividenden-Coupons  nebst  Talon  werden  gegen  besondere 
auf  den  Ueberbringer  lautende,  mit  Dividenden -Coupons  und  Talon  ver- 
sehene Genussscheine  umgewechselt,  deren  Formular  seinerzeit  von  dem 
Verwaltungsratbe  mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  festgestellt 
werden  wird. 

Den  Bfsitzeru  dieser  Genussselieiiie  steht  gegen  die  Gesellschaft  keiü 
weiterer  Aiis|)rucli  auf  die  zuriieiigezahitcn  Actieiieiiilagen  und  auf  deren 
.öpercenti.:;e  Verzinsung  zu.  doeli  haben  sie  im  l  eifrigen  gh^iche  Keehte  mit 
den  Besitzern  der  ni(;ht  getilgten  Aeticii.  thiher  aucii  die  Genussscheine,  inso- 
fern es  si'  h  u;n  die  IJi'in.  ^siniir  dos  durch  die  Aciionäre  vertretenen  CapitaU 
nnd  um  die  Benrtlieihmg  der  Hescililussfähigkeit  der  Generalversammlung 
handelt        21  und  23;,  gleiche  Wirkungen  mit  den  Aotien  haben. 


Oigitized  by  Google 


K.  Ic  priv.  Böhmische  W«stbaliii. 


601 


vm.  Abschnitt 

Schiedsgericht. 

Streitigkeiteii  aus  dem  OesellBcbaftoverhältnisse  werden  vor  dem 
Schiedsgeriöhte  der  Wiener  Handele-  und  Oewerbekammer  ohne  weitere 
Bemfiing  ausgetragen. 

IX.  Abscbmtt. 

Aafl5aaBS  «er  ««MllMlurfU. 

§.  48. 

Fälle  der  Auflösung  der  Gesellschaft. 

Die  Aoflüeung  der  Gesellschaft  findet  entweder  in  Folge  der  Beatim- 
mnngen  der  Oonoesaioneorknnde,  beim  Erlöschen,  oder  bei  der  Einlösnng 
der  ConcesBion,  ausserdem  aber  auch  bei  Veräusserung  der  Eisenbahn 
in  Folge  eines  statntenmäMigen  BeschlusseB  der  Gener alrersammlung 
(§.  26)  Btott. 

§49. 

Liquldirung  und  Vertheilung    des  gesellschaftlichen  Ver> 

möge  ns. 

In  allen  Füllen  der  Auflösung  der  Gesellschaft  ist  deren  Verneigen  in 
der  von  der  Gentralversaramlung  festzusetzenden  Art  und  Weise  zu  liqui- 
diren.  und  der  nach  Bezahlung  der  SchuldeUj  Krfiillung  aller  Verpflichtungen 
und  Rückzahlung  der  Einlagen  auf  die  noch  nicht  getilgten  Actieu 
erübrigende  Rest  unter  die  Besitzer  von  Actien  und  Genussacheinen  nach 
dem  Verhältnisse  ihrer  Beantheilung  gleichmässig  zu  vertheilen. 

X.  Abschnitt 

BeatohoBgeB  der  Geaellneliftilt  aar  StMiteverwAltug* 

§.  60. 

Aufsichtsrecht  der  Staatsverwaltung. 

Die  Staateyerwaltong  wird  das  ihr  anstehende  Anfsichtsreeht  doreh 
einen  an  bestimmenden  landesflIrstUehen  CommissXr  ansttben  lassen. 

Demselben  bleibt  es  Torbehalten,  in  die  GeschMftsgebarang  der  Gesell« 

Schaft  Einsicht  zu  nehmen.  Er  hat  darauf  zu  sehen,  dass  die  Gesellsebaft  die 
Gränzen  ihrer  Concession  nicht  übersclireite  nnd  die  Bestimmongen  der 
Statuten  sowie  die  allgemeinen  Vorsohriften  genau  beobaohte. 


Digitized  by  Google 


602 


K.  k.  priv.  Bühinibche  Weatbahn. 


NebBtbei  bleiben  die  in  der  ConeeBsionrarkiindeiind  in  dem  Ueberein- 
kommen  in  Betreff  der  Ueberwaehnng  der  Oesellsohaft  getroffenen  Anord» 
nnngen  in  voller  Kraft.  Hit  RUcksioht  auf  die  der  Staatsrerwaltong  in  Ans - 
ttbnng  ihres  Aofsiohtsreehtes  erwachsende  GesohXftslast  wird  von  der  6e- 
sellsohaft  eine  Ton  der  Staatsverwaltung  tu  bestimmende  Panschalsmnme 
jährlich  an  den  Staatsschatz  entrichtet. 

§.  öl. 

BerOcksichtignng  geeigneter  HilitKrpersonen  bei  Besetsnng 

der  Dienststellen. 

Die  Gesellschaft  ist  verpflichtet,  die  sich  um  eine  Dienststelle  bei  der- 
selben bewerbenden  nnd  dazu  geeigneten  ICilitlrpersonen  nach  Massgtbe 
des  Oesetses  vom  10.  April  1872,  R.  O.  Bl.  Nr.  60,  ▼orsngswelse  sa  be- 
rllcksichtigen. 


10704. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  21.  Deoember 
1860,  Z.  37510-2943,  bestätigten  SUtuten  treten,  werden  auf  Grand 
AllerfaVchster  Ermächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  2.  Aognst  1873. 

Der  k.  k.  Minister  des  Innern : 
(L.  S.)  Kasser  m.  p. 


2.  Anmerkuug  zur  ConcessiouHurkunde  vom  8r  September  1869, 

H.  M.  Vdir.  Bl.  Nr.  79, 

für  die  IuseDb«hn  von  Prag  Aber  PiUea  aa  lUe  bayerisehe  Gi&iue. 

(Bd.  n,  Abth.  1,  Seite  581.) 

Zn  §.  14. 

Hit  1.  Jänner  1878  ist  anf  Grand  eines  gemeinschaftlichen  Ueber- 
einkommens  anf  sämmtliehen  Ssterreichisehen  nnd  nngarischen  Eisenbahnen 
•in  nener  einheitlicher  Militärtarif  in  Wirksamkeit  getreten. 

Zn  §.  18. 

Die  ErOflkinng  des  Betriebes  anf  den  einselnen  Strecken  der  Böhmischen 
Westbahn  erfolgte,  nnd  swar: 

SInumian-bayerische  Oriinse  am  15.  October  1861, 
Prag-Skurnian  am  16.  Jnli  1862, 
Chrast-Radnits  am  2.  April  1868. 
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(VgL  Bd.  II,  Abtb.  1,  Seite  623,  Bd.  Iii,  Seite  449  und  £rg.-Bd.  I,  Seite  318.) 

1.  Jjiiiierkniigeii  svr  Coneessionsiirkiude  Tom  15.  Juni  1866^ 

H.  IL  Ydg.  Bl.  Nr.  i», 
(Ir  die  Eiienbihi  f oi  Reiehcnberg  nach  PvdnbiU  Bit  der  Flftgelkalm  tuA  Selivadowiti, 

(Bd.  II,  Abtb.  1,  Seite  «SA). 

55«  §.  7. 

Mit  dem  Handctsministorinl  ErtuHsc  vom  5.  December  1874^  Z.  38616, 
wsrde  geHLittct.  dass  die  damiils  wirk.samen  IVrsotieDtiixeii  mich  vom 
1,  JSnner  1875  al>  auf  Weiteres  zur  Einhebung  gelaiifren  ivfrl  don  Zusatz 
zor  3.  AnmerkuDg  am  SciiliiRse  des  §.  7  im  Bd.  Ul,  Seite  449  und  den 
weiteren  Zu^^atz  im  Er-.-Bd.  1,  Seite  328). 

Die  Tarifbestimmungen  für  Personen  und  für  den  mit  der  Personen- 
beförderung im  Zusammenhange  st^'liendcn  S.ichontrnnsport  wurden  seither 
auf  Grund  des  Oosetzos  vom  15.  Juli  1877.  R.  (i.  Bl.  N.  64.  betreffend  die 
Maximaltarife  für  die  Personenl)on)rd<'niiiL"  auf  Eisonlmluien,  mit  dem  l'roto- 
collnr  Tehereinkommeu  vom  27.  September  1877  (Kundmachung  im  R.  G.Bl. 
Kr.  90)  geregelt. 

Zu  §.  8. 

Mit  1.  JSnner  1878  ist  auf  Grand  eines  gemeinsohaftUehen  Ueber- 
einkommens  anf  sümmtlicben  Seterreichischeu  nnd  nngarisohen  Elsenbahnen 
ein  neuer  einheitlicher  Militilrtarif  in  Wirksamkeit  getreten. 


2,  Anmerkung;  zum  Gesetze  toiii  19.  JqU  1871^  R.  G.  Bl.  Nr.  86^ 

in  ßeifiüff  der  Bedlogungcn  und  Zugeständnisse  für  die  A<:liengesf  llschait  der  Süd-Norddeutschen 
VeriiiidaBgibahn  vm  Behir«  der  Fortsettuntt  ilirer  Ilauptliiie  von  Reickvnbrrg  Aber  Friedland 
tis  tor  LttdesgriBie  bei  Seideibtrg,  dann  l  iner  FlSgvlbslia  tob  Eiaenbrad  dmIi  TimwaM. 

(Bd.  III,  Seite  449.) 

Zn  Artikel  1. 

In  Abindernng  dieses  Artikels  wnrde  mit  dem  Gesetse  vom  4.  Mai  1878 
(▼gl.  nnter  4)  die  Maiimalsnmme,  bis  an  welcher  die  Regierung  ermäehtigt 
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ist,  die  Garantie  eine.s  jührliclit'ii  filnfpcrcentigeii  ReinerträgnisseH  von  dem 
wirklich  anfgewendeteo  und  gehörig  nach^^ewlesenen  Anlagecapitale  zuzn- 
sichcrn,  auf  den  Betrag  von  nennnndninfzig  Tausend  acht  Hundert  (59.800) 
Gulden  in  Silber  ilurchsoknittUck  per  Meile  erhöht. 


8.  Anmerkungen  zur  Concessionnurkunde  vom  31.  Hftn  1872^ 

B.  O.  Bl.  Nr.  02, 

für  die  LiseottAbo  von  Keichi-nbi  r^  üb  r  I  ri  MlIjnd  bis  zur  l.andt  .sm.inj^i'  bei  &eidenberg|  dAAA 

finer  llüg<-lbahn  von  Kist-nbroii  nach  Taan^^ald. 

(Erg.-bd.  I,  äeite  ii'i.) 

Zn  2. 

Anf  Umud  des  GcHetzes  vom  4  Mai  1873  (vgl.  nntcr  4j,  wurde  dem 
VerwaltuDgsrathe  der  Sttd-Norddentscheo  Verbindlingebahn  mit  dem  Handels- 
ministerial-Erlasse  vom  9.  Mai  1873,  Z.  16167,  die  Erhöhung  des  garan- 
tirten  ReinertrSgnisses  fttr  die  hier  in  Rede  stehenden  Linien  anf  den  Betrag 
▼on  59.800  fl*  Silber  per  Meile  mit  dem  Bemerken  in  AuHsicht  gv^-stetlt,  dass 
hiednroh  die  sämmtlichen  von  der  Gesellschaft  anf  effeetiv  282.000  d.  be- 
zifferten Mehrleistungen  (insoweit  auf  deret  VoUsug  bestanden  «'urde)  ihre 
ToUständige  Bedeckung  finden.  Der  Yerwaltnngsrath  wurde  gleit'hxeitig  auf- 
gefordert, die  Durchführung  des  Bahnbaues  nunmehr,  da  die  finanziellen 
Schwierigkeiten,  an  denen  derselbe  zu  soheitem  drohte,  beseitigt  sind,  in 
GemXsshcit  der  festgesetzten  Modalitäten  mit  allen  zu  Gebote  stehenden 
Mitteln  zu  beschleunigen  nnd  flir  dessen  rechtzeitige  Vollendung  thatkrüftig 
Vorsorge  zu  treffen  (vgl.  die  Anmerkung  zum  Gesetze  vom  4.  Mai  1873  unter  4) 
Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Finanz-Ministeriums  vom  27.  November  1874, 
Z.  6614  F.  M.  (H.  M.  Z.  38482  ex  1874),  wurde  sodann  einverstilndUch  mit 
dem  k.  k.  Handelsministerium  dem  Verwaltungsrathe  anf  Grundlage  der  vor- 
erwähnten Garantieerhöhnng  die  Bewilligung  zur  Emission  eines  Ergänznngs. 
Prioritätsanlehens  von  1,488.600  fl.  ö.  W.  ertheilt. 

Mit  dem  Erlasse  vom  31.  Juli  1873,  Z.  23977,  wurde  vom  k.  k.  Handels- 
ministerium im  Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanz-Ministerium  der  vom 
Verwaltungsrathe  gestellte  Antrag  wegen  Bedeckung  der  flir  die  projectirte 
Erweiterung  der  Geleise  und  Werkstättenanlagc  am  Bahnhofe  Reichenberg 
erforderlichen  Kosten  per  ATö.OOl  ti.  in  der  Weise  genehmigt,  dass 
400.000  fl.  als  schwebende  Sefinld  aufgenommen  werden,  deren  Zinsen  dem 
(jieHserei-Conto  zur  Last  fallen  nnd  der  lleBtbetrn;^  per  175.001  fl.  zu  Lasten 
des  BaueontoR  bestritten  werden,  jedoch  unter  der  Voraussetzung,  dass  da- 
dureh  T\  <  (1(  r  d  is  bestehende  (iarantieverhältniss  bezüglich  der  alten  Linien 
der  Süd^orddeutschen  Verbindungsbahn  in  irgend  einer  Weise  alterirt,  noch 


Digitized  by  Google 


Süd- Norddeutach e  Verbindungsbahn. 


605 


4er  Baafonil  der  Linien  Heichenberg-Seidenberg:  und  Eisenbrod-Tannwald 
in  Ansproefa  genommen  vird. 

Mit  dem  Erluwe  Tom  4.  Febmar  1874,  Z.  2363,  hat  das  k.  k.  Handels- 
ministerinm  im  BinTernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanxministeriam  dem  Ver- 
waltnogsrathe  Uber  dessen  Einschreiten  behnfs  leichterer  AosOlhrang  der 
SQd-Norddeutsch(»n  Verbindungsbahn  von  Reichenberg  gegen  Seidenberg  in 
den  ProÜIen  0 — 32  die  Bewilligung  zar  Pachtung  des  der  Zittan-Reiolien- 
berger  Eisenbahngesellschaft  fj^ehörigen  Unterbanes  zwischen  dön  Profilen  5 
und  30  der  Zittau- Reichonberger  Bahn  unter  folgenden  Bedingungen  er- 
theilt: 

1.  Die  in  Folge  derNiohtansftthrnng  des  dritten  selbstatXndigen  Geleises 
in  der  Strecke  vom  Reicbenberger  Bahnhofe  bis  Profil  30  der  Zittau-Reichen- 
berger  Bahn  in  Erspamiss  tretende  Summe  von  jührlich  19.634  fl.  ist  mit 
dem  entfallenden  Oapitalsbetrage  von  392.680  fl.  nom.  in  gesellschaftlichen 
Thres  in  den  Reservefond  zu  hinterlegen  und  unter  Gegensperre  des  landes- 
fürstliclicn  Commii^särs  in  demselben  bis  znr  Äusftihrung  des  Geleises  auf 
eigenem  Hodm  der  äU(l-Norddeuts<  hon  Verbindungsbahn  zu  belassen. 

2.  Sobald  e3  im  Interesso  <ltM-  Vi'i-kchrsverhältnisse  vom  Handels - 
Ministerium  ;?oiordert  wonl« n  wird,  ist  d  i>  >(  Ibstständige  Geleise  der  Linie 
ReiclienhcrfT-Sfidcnherg  in  Ausführung  zu  bringen. 

3.  Der  Pachtverlrair  ist  vor  dcfssen  Activirung  ZUr  Einsicht  vorzulegen, 
nifichzeitig  wurde  bemerkt,  dass  der  oben  erwiihnte  Betrng  von 

392.680  (I.  noMi.  h'is  zn  seiner  Verwendung  zur  Ausführung  des  dritten  Qe- 
leiftcß  Von  iljM  Sta:»ts<;arantie  nuFigescblossen  bloiht. 

Mit  dem  l'rotitknllar-lJobcn'inkommen  vom  4.  Februar  1878,  betrclTend 
die  Dnrchruhriiii^'  der  ;inf'  <1io  k.  k  ]>riv.  Si  d-Norddrntsrlie  Vrrbindiinga- 
biihii  bo/iiiciichi'n  (iar.inticbestimmnngen  etc..  uurdc  der  Goselischalt  das 
Vci  liiiruimsnM-lit  iilx  r  di»-  in  dem  mh  1  erwähnten  Ke.'tervefoud  enthaltenen 
Titel  im  Nnniin:ill»ef ra;re  V(tn  31)2.0X0  Ii.  wieder  gegel»en. 

Mit<]einRi'll»en  l'rotokidlar-l  ebereinkoinmcit  vnm  4.  Februar  wurde 
im  Ar'i  2  ilie  Liinue  der  liiiiien  ReieiicnlM  ru  St  idi  nberir  und  Fiscnlirod- 
Taniiwald  definitiv  mit  ÖS. oöo  .Meter  ;;leieji  7-()r)2;3"J  M»Mlen  nn<l  der  garantirte 
Maximal-iieinertrag  tiir  diese  Linien  mit  457.608  A.  Silber  festgesetzt. 

Zu  ij.  3. 

Die  Er()ffnung  des  Betriebes  auf  den  Linien  Reichenberg-Seidenberg 
und  Eisenbrod-Tannwald  fand  am  1.  Juli  1875  statt. 

Zu  §.  4. 

Mit  dem  Handelsministerial- Erlasse  vom  16.  September  1873,  Z.  28022, 
wurde  dem  Verwaltungsrathe  die  Bewilligung  zur  Vornahme  technischer  Vor- 
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arbeiten  fttr  die  Verlängeriing  der  Flfigelbahn  tod  Taonirald  ilber  Gablont 
nach  Reiehenberg  ertheilt. 

Zu  §.  9. 

Auf  Grund  der  Bestiromungen  dieses  Pai'a^raph<*8  ist  dem  Vcrwaitangs- 
ratli  der  Süd-Norddeutschen  Verbind un^^gbalin  der  Bauconsens  fttr  nach« 
beaeichncte  Flü^'elbalmen  zu  industriellen  Etabligaemento  ertheilt  worden : 

1.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthaltcrei  für  Bülnnen  vom  14.  August  1875^ 
Z.  45113,  über  Ermäcbtifruii^r  des  k.  k.  Uandelsministcr^  \  o\\\  11,  .luiii  1K75, 
Z.  1594:1,  fiir  eine  Schleppkahn  von  Swarow  (Linie  £isenbrod-Tannwald) 
snm  Fabriks-Etablissemeiit  des  Freiherrn  von  Liebi?- 

2.  Mit  Erlasa  des  k.  k.  Haudelsministers  vom  2ü.  November  1875, 
Z.  27.063,  für  eine  Schlepphahn  von  der  Station  Eisenbrod  zum  benach- 
barten Freiherr  von  Lieb  ig' sehen  Fabriks-EtabUssenient. 


4.  Oeseti  Tom  4.  Mai  1873^  B.  0.  Bl.  Nr.  88  und  G.  Bl.  Nr.  67, 

wodonh  Artikel  I  des  CesctieB  um  19.  Juli  1871  (B.  G.  Bl.  Nr.  88),  In  Betreff  der  Bediiguagen 
und  Zngestindnisie  fttr  die  Elaenbabniinieii  Reichenberg-Seidenberg  und  Eitenhrod-Taanvald 

abgeändert  wird. 

Ifit  Zuatimmnng  beider  Hänser  des  Reiehsrathes  finde  Ich  anzuordnen» 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

In  AbRnderunj;  des  Artikels  1  des  (iesetzes  vdin  19,  .Iiili  1871  (R.  0. 
Bl.  Nr.  86)  wird  die  Maxinuilsumnie.  bis  zu  welcher  dio  Ke<;ierung:  ermächtigt 
ifit,  der  ActiengeseliRchaft  iler  siidiiurddcutsclicii  Vcrbiiuliingshahn  zum  Behufe 
der  Fcrtsetzuiig  ihrer  liauptliiiic  K«'iciienherg  Uber  Friedland  bis  zur 
Landesgräiize  bei  Scideuberp:,  daiui  zum  Behufe  der  Herstellung  einer  Loeo- 
moliv-FlUgelbaini  von  Eisenbrod  nach  Tanuwald  vom  Staate,  mit  Inbegriff 
der  Tilgungsquote,  die  Garantie  eines  jährlichen  fünfpercentigen  Reinerträg- 
nisses von  dem  wirklich  aufgewendeten  und  gehörig  nachgewiesenen  Anlage* 
capitalc  zuzusichern,  auf  den  Betrag  von  NennondfilnfEig  Tanaend  Aeht- 
hundert  (59.800)  Qnlden  in  Silber  durchschnittlich  per  Meile  erhöht. 

Artikel  IL 

Der  llandelsininister  und  der  Finanzminister  sind  mit  dem  Vollzuge  dieses 

Gesetzes  beauftraget. 

Wien,  am  4.  Mai  1873. 

IVanz  Joseph  m.  p. 

Atfrspe rg  m.  p.       lanhans  m.  p.      Fretis  m.  p. 
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Mit  (letn  llandoleminisleriiil-FMasse  vom  9.  Mai  1873.  Z.  16167  (vtri.  die  An-, 
merkuiig  zur  Coriccssidiisurkutulc  vom  .U  Mär/  187"J,  Absatz  l  tu  §.  2  ot)en  untor  3), 
-wurde  der  Venjvaltunß:8rath  der  Süd- Norddeutschen  Verbindungsbahn  in  Ausführung 
ohigra  GesetEes  Terpfliehtet,  im  Fall«  dfr  Zuwendung  der  durch  daa  obige  Oesetx 
gewährlfi>l'  teil  Erhöhiin:,'  d-  r  Sta.itsjrarantie  den  Ausbau  und  die  Inbetriebgetzunp  der 
beiden  Babiilinien  Reichenbertr-Keich^LTriin/o  bei  Seiderilierf^  und  Kisenbrod  'I'annwHbl 
unter  den  t^on^tifren  concesi«ionsruääsigen  Hedingungen,  nach  Uniätünden  biunea  einer 
zu  präcisirenden  Erstreckung  der  kraft  des  Staatsvertrages  vom  21.  Mai  1872,  R.  G. 
Bl.  Nr.  116  (ygL  Erg.-Bd.  I,  Seite  231).  mit  1.  Juli  1874  ablaufenden  Baufrist  zu  be- 
wirken und  abgesehen  von  der  nunmehr  entfallenden  Beseitigung  der  Niveaukreuzungen 
mehrerer  Stracsefi  'narlidern  die  verfassunpfäinäfisitr''  BeNvilUtrtinj:;^  des  für  die  erwäbnfn 
Strasscnüberbrückungen  mit  69.000  Ii.  beanspruehten  Mchrerfordernisses  nicht  erwirkt 
werden  konnte)  alle  jene  Mehrleistungen  pttnktlich  au  ▼olliiehen,  welch«  dem  V«r> 
waltungsrathe  in  Besug  auf  dl«  AusfGhmng  der  obigen  Bahnlinien  im  Vffentliehen 
Interesse  auferie^rt  worden  .>iiid.  —  Der  Verwaltungsrafh  lejrte  in  Folge  dessen  mit 
Einsrahe  vom  30.  Mai  IH7:\  (H.  M.  Z.  l'J  K')-2  ex  IS.'jß  i  die  nauverträ<;c  über  die  Her- 
stellung der  beiden  Linien  dem  k.  k.  llnndeitiministerium  vor,  wuniit  der  Vollendungs 
termin  um  ein  Jahr  erstreckt  wurde  und  erstattete  am  9.  Juli  1873  (H.  If.  Z.  24282  ex 
1873)  die  Anselge,  dast  der  Bau  in  der  Strecke  Relebenberg-Seidenberg  am  16.  Juni 
1873  und  in  der  Strecke  Eisenbrod-Tannwald  am  23.  Juni  1873  begonnen  habe.  Di« 
^Eröffnung  des  Betriebes  erfolgte  auf  beiden  Linien  am  1.  Juli  1875. 
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E.  k.  prir.  Oesterreichische  ÜTordwestbahn. 

(Vgl.  Bd.  II,  Abth.  I,  Seite  663  un-l  70;5.  Bd.  III,  Seite  3Iö  und  Lrg.  li.i.  I,  Seite  341.) 

1.  Stataten 

der  AetifDgfseUsohafl  der  k.  k.  prit .  ftsterrvidusebcn  Nordwestbahn. 

I.  Abschnitt. 
üritnduQgf  Zweck  und  Dauer  der  GeeelUcliat't. 

|.  1. 

Dia  AGtieogeseUschafk  der  k.  k.  priv.  Oesterr.  NordweBtbahn  ist  auf 
Grund  der  a.  h.  CoDcessionsurktiDde  yom  8.  September  1868,  R.  G.  BL 
Nr.  143  von  den  OonceBsionären:  Hugo  Fürsten  Thum  und  Taxis ,  Franz 
Altgrafen  zu  Salm-Reifferscheid,  Louis  Freiberrn  Haber  von  Linsberg^ 
Friedrieb  Scbwars  und  der  Aetiengesellsobaft  der  k.  k.  priv.  8fid«Kord- 
deutscben  yerbindnngsbahn  gegrUndet  worden,  und  In  alle  Beehte  und  Ver* 
bindlichkeiten  der  Concessionäre  eingetreten.  Diese  Gesellsehaft,  deren 
erste  Statuten  mit  dem  Erhssc  des  hohen  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  von» 
26.  Juni  1870)  Z.  8267,  geneiimigt  worden  sind,  bat  femer  aneh  die  Con> 
eession  ftlr  mehrere  weitere  £isenbntinliiiien ,  welche  mit  der  a.  h.  Con-> 
cessionsiirkundc  vom  25.  Juni  1870  fR.  (1.  Bl.  Nr.  109)  genehmigt  wurden,, 
mit  allen  Ite/iiglichen  Hechten  und  Verbimilielikeiten  erworben. 

In  Folge  dieser  Erweiterung:  des  Unternehmens  sind  von  der  General- 
versammlung am  15.  Mai  1871  die  gegenwärtigen  ^'cändrrton  Statuten 
angenommen  worden,  welche  nach  erwirkter  staatlicher  Genehmigung  fortan 
für  die  Qeseilsohaft  zu  gelten  haben. 

§.  2. 

Der  Zweck  dieser  Gesellschaft  ist: 
aj  Der  Bau  und  Ik  trieb  der  mit  der  a.  h.  Conccssion  vom  8.  SepteniVier 
1868  bewilligten  und  vom  »Staate  jjarautirten  Locomotiv-Eisenbalin^ 
aus^'clirnd  von  Wien  üIm  i  Znaim,  Iglau.  Deutschbrnd ,  ('/.a.^lau  uud 
K(din  nach  .lungbnn/.iau ,  mit  Zweigbahnen  von  Zcllerndorf  an  die 
Frauz  Joaei-liahu,  von  Deutschbrod  nach  Pardubitz,  von  Gross-Usek 
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(Wosek)  naoh  Tnnteofto.  von  Wostromenoh  nach  JitBebiD,  von  Pein- 
dorf nach  Hohenelbe,  Ton  Trantenao  nach  Freiheit  und  endUch,  für  den 
Fall  des  Bedarfes ,  Ton  einem  Poulrte  der  Jungbnnalaii-Koliner  Linie 
nach  Bakow,  zum  Ansehlnsse  an  die  böhmische  Nordbahn. 

hj  Der  Bau  nnd  Betrieb  der  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  18.  April  1870, 
R.  6.  Bl.  Nr.  56,  mit  der  a.  Ii.  Concession  vom  25.  Juni  1870  (R.  G.  Bl. 
Nr.  109)  bewilligten  Locomotiv-Bisenbahn  von  Nimburg  an  die  Reichs- 
grjiiize  bei  Tetach on  mit  einer  Abzweijrurijiir  nach  Prag,  dann  von  der 
Rei('ll^iJrrän7.e  bei  Niedcrlipka  nach  Wildenschwert;  dann  von  einem 
Punkte  dieser  letztern  Linie  nacli  Chlumetz  und  für  den  Fall  des 
Bedarfes  eine  kürzere  Verbindung  zwischen  der  Wosek  Cliluinetz«*r  mit 
der  Wosok-Nimburger  Strecke;  endlich  von  einem  Punkte  der  Wliden- 
schwerter  Bahn  an  einen  Punkt  der  Deutschbrod  Pardubitzcr  Linie. 

cj  Die  ConceHSionserwerbung,  der  Bau  und  Betrieb  weiterer  Aiischluss- 
balinen. 

ni«'  Kiriclitunir  und  der  Betrieb  von  Traiisportsraitteln  für  Persf)nen 
und  Frachten  zu  \Va.><scr  oder  zu  Land,  welche  in  Verbinduntr  mit  den 
von  der  Gesellsf'h:tf i  lietriebenen  Eisenbahnen  errichtet  werden.  (§.  14 
der  Concessinnsnrkuiideii .  1 
€/  I-He  Erwerbung''  und  der  IJi'ti  ii  l)  \  on  K()hlcn^'rul>en.  sowie  die  Krw('rbun,£r, 
der  Hau  nnd  Bctiiel»  solciier  Industrialwerke,  welche  im  Sinne  der 
( 'oneessioi,siirknnden  errichtet  worden,  (i?.  21  der  Coneessionsurkunde 
vom  8.  September  1868,  §.  22  jener  vom  25.  Juni  1870.) 

§.  3. 

Die  Gesellschaft  führt  die  handel^irerichtlich  zu  iirotocollirendc  Firma: 
1.  k.  prif.  •esterreicbische  NerdwenlhabD. 

4. 

Die  Gesellschaft  liat  ihren  Sitz  in  Wien  und  ist  bcrechtijjt,  Agentien  im 
lu-  und  Auslände  zu  bestellen.  (§.  14  der  Concesäiousurlcunden.) 

§.6. 

Die  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  durch  die  Umtliche 
Wiener  und  Prager  Zeitung. 

§.  6. 

Die  Constituirung  der  Gesellsohaft  ist  durch  die  mit  Bescheid  des 
Wiener  k.  k.  Handelsgerichtes  vom  26.  Juni  1870  bewilligte  Eintragung 
in  das  Handelsreginter  vollzogen  worden. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Erloschen  der  Conoessionen ,  Idst  sich 
schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom  Staate  eingelöst  oder 
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von  <Kt  <ieK(>llscliatt  \  <  r;iussert  werdr-n  ,  wenn  nicht  die  Fortsetzung  der 
Gosrll^cliMi't  lür  ihre  ului^M'ii  etwa  im  t>iune  des  §.  2  lit.  c,  df  verrichteten 
L'nternehuiuugeo  bcscblossea  wird. 

n.  Abschnitt. 

Gesellschaftlieber  Unternehmaogsfoiid  (Anlageoapital). 

Der  gesellschaftliche  Unloruehmungsfond  (das  Anlageoapital)  besteht: 

Oy  aus  dem  Actiencapital, 

bj  aus  di  u  durch  die  Ausgabe  von  Prioritäts- Obligationen  beschafften 

Mitteln. 

Das  zur  AusfUhrunf?  der  im  §.  2  lit.  n  eiifhaltoncn  Linien  bestimmte 
Anlafrecapital  {icniesst  die  Zinsenjraraiitie  des  Staates  nach  Mass^abe  der 
A.  h.  Concession  vom  8,  September  186s  und  wjrd  durch  Actien  und  Priori- 
tät8-0bli<rationen  erster  Emissiiui  {gebildet. 

I>as  zur  Ausfiihrnng  der  im  2  lit.  A  angeliUnten  Linien  bestimmte 
Anlageca|)ital  wird  durch  Ausgabe  von  Actien  und  Prioritäts-Obligatiouen 
lit.  B  gebildet. 

§.  8. 

Das  Actiencapital  besteht  ans  180.000  Stttek  Aotien  erster  Emission 
(Stammactien)  =  36  Millionen  Gnlden  und  aus  120.000  Stttek  Aetten 
lit.  B^2A  HilUonen  Gulden«) 

In  Ob]i;:ationen  erster  Emission  wird  ausserdem  jener  Oapitalsbetra^ 
aasgegeben,  welcher  innerhalb  der  Gränzen  der  §§.18  nnd  15  der  Oonces- 
sionsurknnde  vom  8.  September  1868  zur  Herstellung  und  Aosrüstong  dieses 
ooDcessionirten  Bahnnetzes  erforderlich  ist. 

Der  Betrag  des  durch  Prioritäts-Obligationen  lit.  B  zu  beschaffenden 
Capitals  wird  durch  Gencralversammlungs-Beschluss  innerhalb  der  Gränzen 
des  §.  13  der  Concesgion  vom  25.  Jnni  1870  bestimmt.  Kür  den  Kall  einer 
Erweiterung  der  gesellschattlielien  Unternehmung  im  Sinne  des  §.2  lit  c,  rf,  e 
wird  die  Krliidiung  dos  Unternehmungsfondes  durch  Ausgabe  von  Actien 
Uber  Beschluss  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  Staatsverwal- 
tung Torbehalten. 

§. 

Die  Stammaotien,  die  Actien  lit.  die  Obligationen  I.  Emission  und 
die  Obligationen  lit.  B  lauten  auf  den  Inhaber  und  werden  in  Betiigen  von 
200  Gulden  österr.  Wfthr.  in  Silber  ausgestellt. 


*)  Wordaut  des  §.  8  Alinea  1  und  des  $.  9  nach  den  Beschlflssen  der  Geaer»lo 
▼ersammlung  tori  26.  Juni  1074. 
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Die  Obligationen  Eniissinn  1874  lauton  auf  den  Inliaber  und  werden  im 
Betrage  von  600  Mark  deutscher  Reichftwährong ,  oder  300  Gulden  österr. 
Währ.  Silber  ausgestellt 

§.  10. 

SämmtliobeActien  und  Obligationen  erster  Emission,  welche  das  Anlage- 
Capital  der  nntenn  8.  September  1868  coneessionirten  Linien  bilden,  sind 
▼on  den  Coneessionäiren  zu  dem  von  der  Regierung  genehmigten  Ueber- 
nahmsoonrse  ttbernommen,  und  sodann  weiter  begeben  worden. 

Die  Ausgabe  der  Aetien  und  Obligationen  üt.  B  erfolgt  in  Gemlssheit 
der  Besohlflsse  der  Generalyersammlong. 

§.  11. 

Die  Einzahlungen  erfolgen  in  den  von  dem  Yerwaltnngsrathe  aas- 
geschriebenen  Raten  und  Terminen. 

§.  12. 

Nach  Einzahlung  von  wenigatens  25"  „  des  Nominalbetrages  der  Aetien 
können  luterimsscheine  auf  Inhaber  au^^«  stellt  werden. 

§.  13. 

Wenn  von  einem  Actienzeichner  die  Kinzahlnng  einer  flUigen  Rate 
nicht  rechtzeitig  geleistel  ist,  so  ist  derselbe  zur  Zahlung  von  10%  Verzugs- 
Einsen  verpflichtet. 

Die  Gesellschaft  ist  ttberdies  berechtigt,  nach  Eriassung  der  im  Arti- 
kel 221  des  Handelsgesetzes  vorgeschriebenen  Aufforderungen,  die  »äumigen 
Actionäre  ihrer  Oesellschaftsrechte  verlnntig,  die  ansgegebenen  Interimsscheine 
für  verfallen  zu  erklären,  und  an  die  Stelle  der  letzteren  neue  Ihterims- 
acheine  auszugeben. 

§.  14. 

Interimssoheine,  welche  nicht  die  Bestätigung  der  erfolgten  Einzahlung 
aller  fälligen  Raten  enthalten,  sind  kein  Gegenstand  eines  giltigen  Verkehrs* 

4;.  16. 

Die  Actien  und  Prioritätsobligationen  sind  untheilbar,  die  Qesellsohaft 
erkennt  BichgegenttberfUr  jede  Actio  und  jede  Prioritäts-Obiigation  nur  einen 
£igenthüiner  an. 

Mehrere  Theilhaber  einer  Actie  oder  Prioritäts-Obiigation  müssen  daher 
ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  Eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

i?.  16. 

Die  erste  Aus{j:abe  der  Actien  und  Pi  ioritäts-Obligationen  mit  Einschluss 
der  luterimsscheine  tindet  stUmpel-  und  gebührenl'rei  statt.  (§.  21  der  (Jon- 
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ceHsionsurkunde  vom  ö.  September  1868  und  $.17  jener  vom  2ö.  Jaul 
1870.) 

§.  17. 

Die  Aetien  und  Prioritätsobligationen,  sowie  deren  Interimsscheine 
dürfen  an  den  österreichisehen  Börsen  verliandelt  nnd  öffentlieli  notirt  werden. 
(§.13  beider  Ooneesstonsnrlciinden.) 

Deren  Formnlare  unterliegen  der  staatlieben  Genehmigung. 

m.  Abschnitt. 

V  e  r  w  a  1 1  u  u  g  8  r  a  t  h. 
§.  18. 

Die  Leitung  der  GcscUschaftsangelegenbeiten  ist  einem  ans  24  Mit. 
gliedern  (Verwaltuugsrätben)  y  von  d^en  wenigstens  drei  Viertheile  öster- 
reiebische  Staatsbürger  sein  müssen,  bestehenden  Verwaltnngsratbe  über« 
tragen. 

Die  Mitglieder  dos  Verwaltungsrathes  werden  von  der  Generalver- 
sammlung auf  sechs  Jnhre  gewählt. 

Beamte  der  Gesellschaft,  dann  Personen,  welche  zu  der  Letzteren  im 

unmittelbaren  Vertragsverhältnisse  stehen,  nnd  Alle,  die  in  Concurs  verf.illen 
sind,  oder  sich  dem  AtiHjrleichsvcrfnhren  unterworfen,  oder  ihre  Zahlungen 
eingestellt  haben,  ohne  ihre  Gläubiger l»efried igt  zu  haben;  Alle,  welche 
wegen  eines  Verbrechens  oder  wegen  eine«  aus  Gewinnsucht  bervorgegange« 
nen,  oder  die  öffentliche  Sittlichkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer 
solchen  l'ebertretung  in  rntcrsuclmng  gezogen  und  nicht  schuldlos  gespro« 
oben  sind,  können  nicht  Mitglieder  <les  Vcrwallungsratlies  sein. 

Der  Kintritt  eines  sol<*lien  Vcrliiilf nis'^es  während  der  Amtsdauer  bat 
unmittelbar  deu  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

>?•  li^- 

Ausnahmsweise  und  unbeschadet  der  Bestimmung  des  Art.  227  des 
Handelsgesetzbuches  bilden  bis  zur  ersten  ordentlichen  Generalversaramlnng 
die Concessionärc  und  im  N.imen  der  Actiengesell^chaft  der  k.  k.  privilegirteu 
Siid-NoKldputschen  VerbindungsVinlin  die  Herren  .Johann  Licl)ig  tV:  ('(»mp., 
vrrirrh  ii  durch  deren  Associ^,  Herrn  Josef  Hitter  von  Mallmann,  den  Ver- 
waltungsrath. 

Die  •renannten  ( 'oncessioniiro  sind  bererlitigt.  den  Verw.iltuug^rath 
nach  Massgalie  <ler  Kntw  icklung  des  L'ntcrnj'luixMiN  durch  nciic  .Mitglieder  big 
auf  die  im  tj.  18  beslininite  Anzahl  zu  verstärken  und  an  Stelle  austretender 
neue  Mitglieder  lUr  die  Zeit  bis  zur  ersten  ordentlichen  Cieueralversammluug 
zu  berufen. 
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§.  20. 

Von  dem  in  der  ersten  ordentlielien  Generalversammlang  gewühlten 
Verwaltnngsratlie  treten  naeli  Ablauf  der  ersten  sechs  GeschXftsjahre  jedes 
Jahr  4  Hitglieder  aus,  welohe  in  den  ersten  Jahren  durch  das  Los,  sodann 
durch  den  Ablauf  der  Fonctionsdauer  bestimmt  werden. 

Die  Austretenden  und  wieder  wählbar. 

§.21. 

Tritt  ein  Mitglied  vor  Ablauf  der  Funotionsdauer  aus,  so  wird  dessen 
Stelle  durcli  den  Verwaltnngsrath  proTisorisch  besetzt.  Die  definitive  Ersatz* 
wähl  erfolgt  in  der  Generalversammlung.  Der  Gewählte  tritt  in  einem 
solchen  Falle  bezQglicli  der  Funotionsdauer  an  die  Stelle  seines  Vorgängers.. 

§.  22. 

Jeder  Verwallungferath  muss  vor  dem  Antritte  seiner  Functionen  fünf- 
zig Actien  in  der  Geseltschaftscasse  dcponiren,  welohe  daselbst  als  Caution 
für  die  aus  seiner  Function  entspringenden  Verbindlichkeiten  gegen  die 
Gesellschaft  bis  zur  Erledigung  der  auf  seine  Functionsperiode  bezfigliehen 
Rechnungen  in  Verwahrung  bleiben. 

§.  23. 

Der  Vorwaltungsratli  ist  der  Vorstand  der  Gesellschaft,  er  vertritt  die. 
selbe  nach  aussen,  ist  mit  der  im  Gesetze  festgesetzten  Verantwortlichkeit  zu 
allen  Verftigungen  in  Gesellscliaftsangelcgcnheiten  berechtigt,  welche  nicht 
der  Generalversammlung  vorbelialten  sind. 

Dem  Verwaltiiiigsratlif  ist  iiisbosoiidero  die  Ernennnng  der  Beamten 
der  Ge  seil  soll  alt  uiui  die  Genehmigung  der  Dienstvorträge.  Dienstinstruotionen 
und  Kegleraents  fUr  die  Führung  der  Oescliäl'te  voi  Im  halten. 

Die  Firma  w  ird  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsratiies  oder  von 
einem  Mitgliede  dosVerwaltungsrathes  und  von  dem  seitens  dos  Vorwaltuiigs- 
ratlies  mit  der  Procura  versehenen  Generaldirector  oder  Oberbeamten 
gezeichnet. 

§.  24. 

Der  Verwaltnngsrath  wählt  aus  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter. 

Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  dieser  Beiden  wird  der  Vorsitz  vom  Ver> 
waltungsrathe  einem  andern  Mitgliede  Obertragen. 

§.  26. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  in  Wien  Ober  Einladung  des  Vor- 
sitzenden  oder  seines  Stellvertreters  oder  auf  Verlangen  von  6  Mitgliedemi. 
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80  oft  OS  (lio  OeschHfte  erfordern,  mintlestcns  aber  einmal  im  Monate.  Die 
Art  und  Weise,  wie  die  EinUdungea  zu  erl'olgeu  haben,  wird  vom  Verwai- 
iungsrathe  festgesetzt. 

§.  26. 

Zur  BeaohlossfllhigkeH  den  VerwaltangsratheB  ist  die  Einladung  aller 
in  Wien  domicillrenden  lütglieder  und  die  Anwesenheit  von  fllnf  MitgUeden 
mit  EinscblosB  des  Voraitsenden  eiforderlieh. 

8.27. 

Die  Betehlttsse  werden  mit  absoluter  Stininienmelirheit  gefasst.  Bei 
gleichen  Stimmen  wird  jene  Meinung  znm  Besehlasse  erhoben,  welcher  der 
Vorsitzende  beigetreten  ist. 

ij.  28. 

Jedes  im  Auslände  wohnende  Mitglied  des  Verwaltunfrsratlies  ist 
l)ere>-hti^'t ,  sieh  durch  ein  auderes  Mitglied  desselben  in  Voilinacltt  ver- 
treten zu  lassen. 

Kein  Vcrwaltuugsrath  darf  jedoch  mehr  als  eine  fremde  Stimme  Ter- 
treten. 

§.  29. 

Ueber  die  Verbandlungen  des  Vcrwaltnngsrathes  werden  ProtoeoUe 
«nfgenommen,  die  vom  Vorsitzenden  und  zwei  anderen  Mitgliedern  zu  aoter' 
zeichnen  sind,  und  deren  Mitfertignng  dem  iande^flirstliehen  Oommisslr  vor- 
behalten bleibt. 

§.  30. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  für  die  Hesor^ruiig  «1er 
statutenniä^sip'n  Geschäfte  ausser  der  im  §.52  vorbehaltenen  Tantieme  keine 
Entschädigung. 

§.  31. 

Der  Vcrwaltnngsrath  kann  durch  eine  Specialvollmaoht  fllr  besHiumte 
Gegenstände  und  fttr  eine  bestimmte  Zeit  die  Äusttbong  seiner  Befugnisse  sa 
«inzclne  Mitglieder  oder  an  Gesellschaftsbeamte  übertragen,  und  den  Ietlt^ 
ren  Procura  ertheilen. 

§.  32. 

Für  die  Ausfiihrnnfr  der  Heseiilüsae  des  Verwaltungarathes  und  die 
fipeei^'llc  Führung  der  Oesehäfte  n;icli  Ma-is^'al>e  dieser  Beschlüsse  wird 
von  den»  Verw altungBrathe  eine  ( ieneral- Direction  liesteilt.  an  deren  Spitze 
«ich  oin  (reneral-Director  betindet,  welcher  dem  Verwaltungsrathe  veraot- 
wortiich  ist. 


DiyilizcQ  bi^iSfi^ 


Nurdwestbabn. 


610^ 


Er  wohnt  den  Sitzungen  des  VerwaltangBrathes  mit  bermtbender 
Stimme  bei. 

IV.  Abschnitt 

GeneralversamiuluDg. 
§.  33. 

Die  Gesammtheit  der  ActionXre  wird  durch  die  Geoeralversaroinlung 
vertreten.  Jeder  stimmberechtigte  Actionär  kann  an  der  General versamm* 
Inng  theilnebmen. 

Abwesende  kSnnen  sieh  mittelst  Yollmaeht  dnreb  sthnmfilliige  AetionSrO' 
▼ertreten  lassen.  Die  Form  der  Voltmacht  wird  vom  Verwaltungsrath» 
bestinmit. 

Pflegebefohlene,  Gemeinden,  Gesellschaften  und  Corporationen  werden 
dareli  ihre  gesetslichen  oder  statutarischen  Repräsentanten  vertreten,  anoh 
wenn  diese  nicht  selbst  Aetionibre  sind. 

§.  34. 

Die  Hrsitzcr  von  Staniniarticn  und  jene  von  Actieii  lit.  ß  haben  iu  der 
Gencralv^Tsamiulun;::  j^loichos  Stiminrt'clit. 

Je  zehn  Actien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme. 

§.  36. 

Die  Generalversammlnng  tritt  regelmässig  in  der  ersten  Hälfte  einea 
jeden  Jalircu  in  Wien  zusammen.  Die  er^te  ordentliche  Generalversammlung' 
findet  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahres  1872  statt. 

An»<^erordentliche  Generalversammlungen  können  so  oft  stattfinden,  al» 
es  der  Verwaltungsrath  nötliig  erachtet. 

Eine  ausserordentliche  Generalversammlnnsr  mass  einberufen  werden^ 
wenn  ein  oder  mehrere  Actionäre,  deren  Actien  mindestens  den  zehnten  Theil 
des  hinau^^^;egebe^en  A'^tiencapifaU  repräsentiren  und  von  ihnen  deponirt 
werd''ii.  tlarauf  unter  An{2;abe  des  Zwceke^  antra;r<^n. 

in  «lieseni  Falle  nmss  die  Einberulun;j;  der  ( ieneralversaninilung  läng- 
stens binnen  vier  Wochen  nach  Einbringung  des  Antrages  erfolgen. 

§.  36. 

Die  Einberufung  der  Generalversammlung  gesehieht  mittelst  einer 
Kundmachung  durch  die  im  §.  5  bestimmten  Zeitungen,  welche  mindestena 
42  Tage  vor  dem  Versammlnngstage  au  erfolgen ,  und  die  cur  Verhandlung 
bestimmten  Gegenstände  bekannt  zu  geben  hat. 
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§.  37. 

Die  ActionUre,  welolieder  General  vemmmlnng  beiwohnen  wollen,  müssen 
mindestens  30  Tage  vor  dem  Znsammentritte  derselben  dieActien,  anf Omnd 
welcher  sie  ihr  Stimmrecht  ansfiben  wollen ,  am  Sitze  der  OeseUsehaft  oder 
an  den  vom  Verwaltnngsrathe  bestimmten  Erlagstellen  deponiren,  nnd  erhal- 
ten Le^timationskarten,  welche  anf  den  Namen  lanten,  die  Zahl  der  depo- 
nirten  Actien  nnd  der  darauf  entfallenden  Stimmen  ausweisen,  nnd  nur  fttr 
•die  beseichnete  Person  oder  deren  geh9ri§;  legitimirten  Bevollmächtigten 
^Iten. 

§.  38. 

D<'r  zum  Vortraj;  in  «Icr  (icii- ialvers.iiiimliiii;^  bestimmte  Gesfliiil'ts- 
bericlit  \\vh»t  «Inn  Rcchnun^rsabschlnssc  und  dor  Bilanz,  sowie  iRt  Wortlaut 
<ler  zur  Verhandlung  knuiniondon  Anträge  if»t  8  Tafre  vor  der  (Joneralvpr- 
saniiuluML'  am  Sitze  der  (lesellseliaft  zur  l*'insielit  aufzulegen  und  jcdcin 
A<-tii)när.  der  sein  Ötiuuureclit  UHeligewio^eu  hat,  ciu  Druckexcuiplur  davon 
zu  crtolg  'U. 

Die  Generalversammlung  ist  beschlussföhig,  wenn  Uber  deren  erste  Ein- 
berufung mindestens  vierzig  stimmberechtigte  Actionftre  anwesend  8ind, 
welche  minde^^tenn  den  zwanzigsten  Tlieil  des  iiinausgegebenen  Act'enoapitaU 
vertreten.  Eine  Ausnahme  stellt  das  letzta  Alinea  des  §.44  fest. 

40. 

Wenn  entweder  die  zur  Beschlus-tlahigkr'it  einer  (JeneralverRauiniUing 
erforderliche  Actienzahl  nichtdeponirt  worden,  oderwenn  die  (ieneralversamin- 
iung  nieht  beschlusslähiir  i>t.  so  wir»l  sie  verfahrt  und  binnen  .3  Taiz^en  neuer- 
dings ;reniäss  §.  ^{()  i'iulM  rufen,  wobei  jedoch  der  Zeitraum  zwiseheu  der  Ein- 
berufun«;  und  Atdialtun;,'  der  Versaniiulun;;  auf  2(J  rajz;e  bescliriinkt  und  die 
neurrliche  DeponirunL'  11  Tafre  vor  dem  'l'aire  der  ( iener.ilvers.-ininduug 
j.'e'^tattet  ist.  —  liei  ihrer  zweiten  Kinl»erufunir  i-^t  die  t iener.)lver■^ammluu^ 
H>hne  Rüi'ksielit  auf  die  .Anzahl  der  anwesenden  .Vctionäre  und  der  verti  etencii 
Actien  aiicii  in  den  iiu  letzten  Alinea  des  44  bestiuinUen  AuüuahinsiällcQ 
beselilussfähig. 

Ihre  \'erhanilluniren  sind  jedocli  auf  da.s  Programm  der  vertagten  Ver- 
«antmlung  beschränkt. 

§41. 

Den  Vorsitz  bei  der  Generalversammlung  ftthrt  der  Vorsitzende  des 
Yerwsltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter. 

Der  Vorsitzende  ernennt  den  Schriftführer,  ebenso  aus  der  Mitte  der 
AetionSre  die  Scmtatoren. 
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Die  ( iciioralvorsatnmlunjr  fusst  ihn'  licscliliirtsr  nach  al)>nliit<'r  MiiimuMi- 
niehrhcit.  Bei  .^loicliprcthrilttMi  Stiiiiiiion  wird  \viw  MeiuuDg  zum  Beaclilusöe 
erhoben,  welcher  der  Vorsit/cndo  heijrctrctt'n  ist. 

Wt'iui  hei  Walilt'ii  im  ersten  WaiiUan^e  keine  absolute  Stimmen- 
mehrheit erzielt  wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten 
statt)  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem 
Falle  die  doppelte  Anzahl  der  xu  WXhlenden  in  die  engere  Wahl  gebraeht 
Im  Falle  der  Stimmengleiohheit  entscheidet  das  Los. 

§.  -43. 

In  der  OeneralTersammlnng  wird  nur  Uber  die  in  der  Einberufung 
bezeichneten  Gegenstände  verhandelt. 

Anträge,  welche  dem  Verwaltttngsrathe  von  wenigstens  EehnAotionXren, 

die  ihr  Stimmreoht  durch  iVponirung  von  zusammen  wenigstens  tausend 
Actien  naeliwci-rii.  vor  der  Einberufung  der  Generalversammlung  angemeldet 
werden,  ^ind  in  die  Kundmachung  aufzunehmen. 

Auch  in  der  (lenerah  ersaminlung  steht  jedem  stimmberechtigten  AetionJir 
das  Recht  zu,  selbstständige  Anträge  ZU  stellen,  doch  darf  Uber  dieselben 
nicht  sofort  in  dieser  Generalversammlung  entschieden,  sondern  nur  wenn 
ein  solcher  Antrag  noch  von  wenigstens  zehn  stimmberechtigten  Actionären, 
welche  /.nsamroen  wenigstens  eintausend  Actien  vertreten,  unterstützt  wird, 
bestimmt  werden,  ob  ujid  wann  derselbe  in  Verhandlung  zu  nehmen  ist. 

Diese  Üeschränkung  findet  keine  Anwendung  auf  den  Antrag  auf  Beru- 
fung einer  ausserordentlichen  Geueralversaiumluug  (ü.  O.  ß.  Art.  238;. 

ij.  44. 

D(  r  S.  lilnssfassuug  der  (jenerulversauimlung  bind  folgende  Gegenstände 

vor/ubchalti'U : 

aj  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  VerwaltuugsrathcB  und  des  lU'visionsaua- 

Schusses. 

bj  Die  (M  iicliiiiiiTniig  dri  .lalnesrechnuug  und  der  Gewinnstvcrlhciluug. 
cj  Die  (it  ltciidiiiaciiiing  d»'r  den>  Verwaltuugsrathc  gegen  die  Gesellschalt 

obliegenden  Verantwortlich  kr  it. 
dj  Die  Vermehrung  des  (M'^ellschafts-  und  IJnternehmungsfondes  durch 

Erhöhung  des  Actiencapitals  oder  durch  Aufnahme  von  Anlehen. 
€j  Die  Verpaehtnng  des  Eisenbahnbetriebes. 

Die  VerUnssening  der  Eisenbahnen. 
g)  Die  Vereinigung  mit  anderen  Eigenbahngesellsohaften. 
hj  Der  Bau  neuer  Linien. 
ij  Die  AbHndemng  der  Statuten. 

kj  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  ihrer  statutenmXssigen  Dauer. 
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Zu  den  unter  r/,  //,  i  und  k  aufgeführten  BeachlUssen  iBt  die 

Gcnehmipun-j;  der  Staatarerwaltong  orforderlicli. 

Zu  (Ion  unter  e.  f,  fj,  k  riufgofülirtcn  Beschlüssen  ist  aasserdern  die  Ver- 
tretung von  ein  Fünftel  des  Aetiencnpitals  uud  eiue  Mehrheit  von  sweiDritteln 
der  Geueralveräammlung  erforderlich. 

§.46. 

Ueber  die  Verhandlung  der  Generaiversamnilung  wird  ein  ProtocoU 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzendeu,  dem  Schriftführer  und  zwei  durch 
die  Qeneralversammlung  gewihlten  Actionären  unterzeichnet  wird,  und  des- 
sen Mitfertigung  dem  landesflfaratlielien  OommiBsär  vorbehalten  ist. 

Der  UrBchrift  de»  Protooolls  wird  das  Teneiehniss  der  anwesenden 
ActionSre  mit  Angabe  der  von  jedem  rertretenen  Stimmensahl  nebst  den 
Voilmachten  beigefügt. 

Die  im  ProtocoUe  der  Oeneralversammlnng  verzeichneten  BeaehlflBse, 
mit  welchen  Handlangen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungsorgane  gut" 
gebeissen  oder  gerechtfertigt  eikllrt  werden,  haben  den  letsteren  als  Abso- 
lutorinm  zu  dienen. 

Die  Beschlüsse  der  Qeneralversammlung  sind  fQrdie  einzelnen  ActionXre 
unbedingt  verbindlich. 

V.  Abschnitt. 
Revisions-AnsschttSB. 

§.  46. 

Der  zur  PrUfunpr  der  Ge8ells<'h;iltsrt'(  hiuiiij,'<'n  bestimmte  Kevisionsaus- 
SOhuss  bestellt  aus  Mitgliedern  luul  drei  Krs.itzinännern,  welche  alljäiirlirh 
von  der  ordentlichen  Generalversammlung  aus  den  der  Verwaltung  uicht 
angehörenden,  stimmberechtigten  Actionäreu  gewählt  werden. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderong  der  Mitglieder 
desRevisionsausschusses  und  zwar  nach  derReihenfolge  derStimmen,  welche 
sie  erhalten  haben,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  darüber  das  Los. 

§.47. 

Der  Revisionsansschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  Jahres- 
rechnnngen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Behnfe  berechtigt,  von  den  Büchern 
und  der  ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsicht  zu  ndimen,  und  Toa 
den  Rechnungslegern  die  nöthigen  Aufklärungen  abzuverlangen. 

Er  hat  seinen  Befond  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Die  JahresreohnnnprsabschlUssc  uud  Bilanzen  sind  ihm  längstens 
14  Tage  vor  der  zur  Schlussfassung  darüber  bestimmten  Qeneralversamm. 
lung  mitzutheilcn. 
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VI  AbBohnitt 

Bilanz,  G  e  w  i  n  n  v  e  r  t  Ii  e  i  1  ii  n  g ,  Tilgung  des  A  n  1  a  g  e  e  u p  i t u  1 8. 

§.  48. 

Die  Baa*  und  BetriebsrechniiDg  des  garantirten  Bahnnetzefi  (Coneession 
▼om  8.  September  1868)  ond  des  ErginEnngenetses  (OoncesBion  vom 
25.  Juni  1870)  werden  vollstlndig  getrennt  geitthrt 

Die  Reohnnngen  der  Geselhcbafk  werden  alljährlieh  am  31.  Deeember 
abgeeohlossen  nnd  mit  der  Bilans  nnd  dem  Ontaebten  dee  Reiirionsans- 
sehnsses  der  Generalversemmlnng  Torgelcgt. 

Dae  erste  Oesebäftsjabr  omfasit  die  Zeit  von  der  Constitainmg  der 
GesellsohafI  bis  cum  81.  Deeember  1871. 

§49. 

Für  (1i<-  Verwi-iKluiig  des  Krtrage^  des  garaatirlen  lahnscises  gelten 

folgen«lt-  GruiMlsätze : 

Da»  nach  Beifttrcitung  aller  Betriebs»  und  Krhaltungsannl^igen,  der  even< 
tiipllcii  Koston  der  Beschaffuiifr  dos  zur  Zinsenz.nhlnnj-  mid  Capitalstilgaag 
erforderlichen  Metallgelde«! ,  der  Verloste  nnd  Abachreibuogeii  vorhandene 
Erträgniss  wird  verwendet: 

a)  vor  Allem  xnr  Zahlung  der  Zinsen  nnd  derTilgungsquote  fllr  die  Priori- 
tätsobligationen dieses  Netses; 

hj  znr  Bestreittmg  von  fUnfperceiitigen  Zinsen  dos  Aotit  iicapituls  erster 
EmisHion,  sowie  der  seinerzeit  zur  Actieutiiguug  in  dem  betreffenden 
Jahre  erforderlichen  Summen. 

Er^ril»!  ^*ieh  ein  Ueberschiis^^  iiitcr  das  vom  i^ln.ito  ^'arantirte  R(  iii- 
»  rtriiiriii^s.  \vir<l  die  Hälfte  (lesscllirn  7,llll:iell^^t  zur  Kiick/.ahluii^  «1er  etwa 
vom  Staate  in  Foltr''  <l<'r  irewjihrtt'!i  ( larantir  ir«'I.'ist«'ien  VorscliUäfee  im  iäinne 
des  §.  18  der  Allerhüchsten  ronces.sionsurkiiinlc  \  erwendet. 

Von  dem  Keste  werden  wenigstens  JO<*yc  dem  Resen'efonde  dieses 

Netzes  zugewie«.en. 

Wenn  der  Reservefoml  tlieses  NetEes  mehr  al>  \  Millionen  Gulden 
beträgt,  kann  die  weitere  Vermehrung  von  der  Generalversammlung  sistirt 
werden. 

Der  darnaeh  verbleibende  Uebersehnss  ist  für  den  Fall,  als  die  Aotien 
Ut.  H  aus  dem  Ertrage  des  nicht  garantirten  Net/es  nicht  die  Dividende  von 
fllnf  Proeent  in  Silber  vom  Nennwerthe  (§.  50  lit.  b)  erhalten  sollten,  vor- 
orst  znr  Ergänzung  dieser  5«/«  Dividende  der  Actien  lit.  B  zu  verwenden. 

4t 
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§.  50.*) 

Für  die  Verwenduog  des  Ertraget»  des  &rf&MSUfSieti€«  gelten  folgeude 

Grund  »ätze : 

Uas  nach  B<^8treitung:  allor  Betriebs-  und  ErhaUungsaunlagen  der  even- 
tuellen KoRtt  n  der  BeschatTuug  des  zur  Zinsenzalilung  und  <  apital.slilguüg 
erforderlichen  Gold-  und  Silbergetdes ,  der  Verluste  uud  Abdclireibungeu 
vorhandene  Krträgniss  wird  ver\s  <  lulet: 

a)  vor  Allem  zur  Zahlung  der  Zinsen  uud  der  Tiigungsquote  tlir  dAtt 

Obligationscapital  dieses  Netzes; 
bj  zur  Leiötung  einer  Dividende  der  Actien  lit.  B  bi«  zum  Betrage  von 

fllnf  Procent  in  Silber  vom  Ntnuwerthe  dieser  Actien; 
cj  zur  planmärtsigen  Tilgung  der  Actien  lit.  ß. 

Ergibt  Kich  hiernach  ein  Uebersohuss,  so  werden  wenigstens  10*/«  des- 
selben dem  Reservcfonde  des  Ergänzungsnetses  zogewiesen.  Wenn  derReser- 
▼efond  des  Ergänzungsnetzes  mehr  als  3  Millionen  betriigt,  ao  kann  deseen 
weitere  Tennehrung  von  der  GeneralTersamnüiuig  sirtirt  werden. 

§.  61. 

Die  Beeenrefonde  beider  Netie  werden  abgesondert  verrechnet  nnd  ver- 
waltet; der  des  garantirten  Netses  wird  mit  Reservefond  1,  jener  des  Erg^* 
znngsnetus  mit  Reservefond  II  bezeiehnet. 

52. 

Von  dem  darnach  (§§.  49  und  50;  verbleibenden  weiteren  Ceberschnsse 
eines  oder  beider  Netze  gebührt  dem  Verwaltnngsrathe  eine  10«/,ige  Tan- 
tieme, nnd  der  dann  erübrigende  Rest  wird  als  Superdividende  unter  alle 
Aktionäre  nach  Beschlnss  der  Generalversammlung  gleichraässig  TerUieilt 
und  am  1  Juli  für  das  ganze  vorangegangene  Betriebsjahr  bezahlt. 

53. 

Während  der  Bauzeit  genicssen  die  Aotien  und  Obligationen  lit.  B  eine 
oigf'  Verzinsung  in  Silber,  welche  gemäss  §.  18  lit.  b  der  Concessions* 
Urkunde  vom  25.  Juni  1870  aus  dem  iiauoapital  bestritten  wird. 

Die  Zahlung  der  Zinsen  der Sfammaotien  erfolgt  halbjährig  am  I.Jänner 
und  1.  Juli,  jene  der  Prioritätsobligationen  erster  Emission  halbjährig  am 
1.  März  und  1.  September,  jene  der  Prioritätsobligationen  lit  .0  am  1.  Mai 
nnd  1.  November. 


*)  Wortlaut  des  §.  50  nach  dem  Besclilusse  der  Geiieralvertammlung  vom  85.  Juni 

1476. 
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Zinsen  iler  Aotirn  lit.  B  werden  wühreiKl  der  ßaiiz'-it  lialbjä lirig 
am  1.  Jänner  und  1.  Juli  ausbezahlt:  nach  ErolVnunjj  de«  lir;:iinzun<;Tnetzes 
wird  das  ganzjährige  den  Actien  zufallende  Krträ;rni8S  iDividende  uod 
Superdividende  am  1.  Juli  für  das  vorangeirangene  H  triehsjahr  bezahlt. 

Zinsen  und  Dividenden,  welche  binnen  5  Jahren  na  -h  ihrer  Fälligkeit 
nicht  behüben  werden,  sind  zu  Gunsten  der  (ieseliachalt  verfallen. 

§.  65. 

Die  Tilgung  des  ActieucapitaN  erfid^'t  innerhalb  der  Coneessions  lauer 
ü  ich  dein  von  der  holien  Staatsverwaltung  genehmigten  rilgiingsplane.  Üer 
Tilgung  der  Actien  hat  jene  der  Prinrit;itS(ddigafiftnen  v(»ranzugehen. 

Die  Reihenbdge  der  zu  tilgenden  Priuritätsobligatiouen  und  Action 
wird  (iurch  Verlosung  bestimmt. 

Die  Verlosungen  werden  in  Wien  in  Gegenwart  eines  k.  k.  Notars  vor- 
genommen. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Prioritätsoblig  itionen  und  Actien  werden 
in  QemäSBheit  des  §.  5  kundgemacht.  —  Die  getilgten  Actien  werden  gegen 
Oenasssoheine  umgetauscht,  deren  Besitzer  keinen  An&pruch  aaf  die  im 
^.  49  lit.  b  nnd  beziehungsweise  §.50  lit.  b  erw&hnte&Aelienzinsen,  respec' 
tive  DividendeUi  im  Uebrigen  aber  gleiobe  Rechte  mit  den  Actieubesitzeru 
haben. 

Insbesondere  werden  bei  BenrtheUnng  der  Besohlnssffthigkeit  der 
Oeneralversammlung  und  bei  der  Bemessang  des  iu  derselben  vertretenen 
Capitais  (§.  39;  die  Gencssseheine  den  Actien  gleichgeachtet. 

Das  Formnlar  der  jedenfalls  auf  Inhaber  lautenden  Geoussscheine  wird 
winerseit  vom  Verwaltnngsrathe  mit  Genehmigung  der  hohen  Staatsverwal- 
tung fe^tgesettt. 

Vn.  Abschnitt. 
Streitigkeiten,  Staatsaufsicht,  Auflösung. 

§.  56. 

Streitigkeiten  aus  dem  (lesellsehaltsverhältnisse  werden  von  ilem 
J^ehied-jgerichte  der  Wieuer  liandeUkamnier  ohne  weitere  Berufung  aus- 
getragen. 

§.  57. 

Das  der  hohen  Staatsverwaltung  \  orle  lialt- in-  A m^ielit'^recht  w  ird  von 
derselben  nach  den  BeHlimniungen  der  allgenieineii  (ie^et/e  nnd  insbesondere 
in  Gemässheit  des  4J.  2U.  beziehungsweise  ^^.  l'j  der  Allerh'kdisten  Conccs- 
sionsurkunden  vom  8.  September  1868  und  vom  25.  Juni  187U  geübt. 
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Hit  RQoksicht  «of  <1]6  hiemit  verbundene  OeseliXftilaBt  wird  ron  der 
Cresellschaft  eine  jfthrliohe  Pansclialvergütang  au  den  Sraatseehats  geleistet» 
deren  H9he  von  der  Staatsverwaltung  b  e<*tininit  wird. 

DieGesellscfaiaft  verpHichti  t  sich,  die  um  eine  Dienstesstelle  lieh  bewer> 
benden  und  dazu  geeigneten  Militärs  vor  anderen  Bewerbern  zu  berttck> 
sichtigen. 

Vorzugsweise  aber  wird  sie  die  ans  Anlass  von  Veräudemngen  im  Ver- 
wsiltun^HorganiMMiiis  «lisponibol  wcrcionden  Stantshoamten  —  innofem  sie 
den  Erforderui88«Mi  der  für  die  Oesterrt  ichische  Nordwestbalm  aufzu.stellenden 
Dienstordnung  entsprechen —  bei  Bewerbungen  um  eine  Dienstessteile  berflck> 
sichtigen. 

§.  59. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gescilsohaft  6)  wird  die  Art  der  Liqui- 
dation von  der  Generalversammlung  mit  Genehmigung  der  hoben  Stsatsver- 
waltung  iiiGeroässheit  der  Bestimmungen  des  Handelsgesetzes  und  der  Aller- 
höchsten Concessionsurkunden  festgestellt. 


Nr.  11502. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  Stelle  der  unterm  8.  December  1874» 
Z.  18635,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster 
Ermichtignng  genehmigt. 

Wien,  sm  21.  April  1876. 

Der  k.  k,  Minister  des  liiiit^rn: 
(L.  8.;    Lflsser  ui.  p. 

Mit  dorn  vorcitirten  Eilnsss«'  d«*»  k.  k.  Ministeriiinif«  df<  Iiifioni  vom  H.  n'^rpiiiti^r 
1S7I.  Z.  18035.  wurde  ^'eirenübcr  tien  im  III.  IJand«'  ilit  ser  S.immlunp  ali^jeilrin  kfi'n 
Statuten  die  in  der  Üeneralviri^amnilung  «ler  Actionüri;  am  24.  September  1^74 
beschlossene  Aenderung  der  f §.  8  und  9  bestitigt. 


2.  Anmerkungen  zur  Concessiousurkunde  Tom  8.  September  lh68, 

«.  0.  BI.  Nr.  143, 

lür  ilic  Kiscnbahn  \»t\  Wit-n  üImt  Znaiin  u.  s.  w.  na«  h  lunultunzlau  mit  Zweigbahnt-n  i-lc. 
•Vgl.  Bd.  11,  Abdi.  1,  S»ii»-  •■.T»'.  IM.  III.  .^oiti-  i:.'.  iiikI  Kig.-Bd.  1,  Seite  341.; 

Zu  den  §§.  3,  15,  21  und  22. 

Für  den  Betrieb  wurde  weiters  erdfTnet: 
Zellerndorf-Sigmundsherberg-Horn  am  1.  Juli  1872. 

I 
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Di«  ErSffnungsdaUn  bezttglicU  der  (ihrigen  Strecken  das  gArantirtea  Ketxes  der 
f  >estf>rreichisohen  Nordwestbahn  sind  im  Bd.  III,  Seite  453  und  im  Erg.-Bd.  I,  Seite  811 

■a'igedruoku 

Zu  i?.  4. 

Auf  fJriiiKl  der  IU'stiinmun;_'  im  Aliiici  2  dii-see  Parafiiaplios  wunh»  der 
Ge-idlHcliatt  der  Baucousens  tUr  iiuoli bezeichnete  Scbleppbahucu  ertheilt, 
und  zwar: 

1.  Mit  Ei  hiss  der  k.  k.  Stattlialtorci  für  Hüliineu  vom  23.Doc 'ml.»  r  1872. 
Z.  ()4318.  über  Erinii{hti;;uiii:  des  k.  k.  Haridt  lsniiiiistcrs  vom  Nnvembcr 

1872,  Z.  2.'U2ri -5142,  liir  eine  Si  lileppbabn  \  (.n  der  Station  J{(»s>it/  /u 
den  Daniplsä^'i'wcrkf'ii  des  h  it  h  m i  s  e  h  e  ii  Wa  1  d  i  imI  u  st  ri  e  -  V  e  r  e  i  n  e  s. 

2.  Mit  Krlass  d*  s  k.  k.  Handelsminist,  rs  vom  31.  Juli  1873,  Z.  2n2<>3. 
für  eine  Si^-hleppltalin  noii  Koi  neubur;;  zum  Land ungsplatzc  au  der  Douuu 
beim  sof^enaunten  T  u  1 1  e  nd  ö  r  fe  1. 

Diese  ächleppbabn  bildet  cinoii  Üeätandtheil  der  Hauptbahn. 

3.  Mit  ErlMS  der  k.  k.  Stotthalterei  fOr  Bölimen  vom  7.  Febroir  1874, 
Z.  7196,  über  Ermiohtignng  des  k.  k.  HandelsminifiterB  vom  39.  Deoember 

1873,  Z.  41275,  fttr  ein  Zweiggeteitevon  Podiebrad  zum  dortigen  Köhlen- 
depot  den  Joliann  Kerhardt 

4.  Mit  ErlasB  der  k.  k.  Bcurkfliianptmannsehaft  in  Oltotebof  vom 
3.  MSra  1874,  Z.  593,  im  Namen  der  k.  k.  Stotthalterei  iiir  Böhmen  Uber 
Brmiehtignng  des  k.  k.  Handelsministers  vom  3.  Februar  1874,  Z.  1371,  fUr 
«in  Oeli'ise  Eur  BrettsSge  der  OrSfln  Gl  am -Gallas  nüehst  Zdiretz. 

5.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Stotthalterei  fUr  Böhmen  vom  33.  September 
1876,  Z.  53609,  Uber  Krmäohtigang  des  k.  k.  Haodelroinisters  vom  35.  August 
1876,  Z.  34386,  fllr  eine  Sehleppbahn  von  Podiebrad  snr  Glasfabrik  des 
Angnst  G  erhardt. 

6.  Mit  Brlass  der  k.  k.  Stotthalterei  fllr  Böhmen  vom  8.  Mai  1877, 
Z.  36334,  Uber  ErmSobtigang  des  k.  k.  Uandelsministers  vom  4.  Mai  1877, 
Z.  10517,  für  eine  Schleppbahn  von  Slatinan  zur  KunstdQnger-Fabrik  des 
Fürsten  Auersperg. 

Zu  §.  8. 

Die  Taritbestimmnngen  für  Personen  und  fUr  den  mit  der  Personen- 
beförderung im  Zusammenhange  stehenden  Saehentransport  wurden  seither 
auf  Grund  des  Gesetoes  vom  15.  Juli  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  64,  betretfend  die 
Mazimaltarife  fttr  die  Personenbeförderung  auf  Eisenbahnen,  mit  dem  Proto- 
kollar-Uehereinkommen  vom  37.  September  1877  (Knndmaehnng  im  R  G.  Bl. 
Nr.  91)  geregelt. 

Zu  §.  10. 

Mit  1.  Jänner  1878  ist  auf  Grund  eines  gemeinsehaftlichen  Ueberein« 
kommens  anf  simmtlichen  iisterreichisolien  und  ungarisehen  Eisenbahnen  ein 
»euer  einheitlicher  Militärtarif  in  Wirksamkeit  getreten. 
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8.  Anmerkungen  znr  roiieessionsurknnde  Tom  fSb.  Jnni  1870,. 

R.  0.  Bl.  Nr.  109, 

für  die  Eisenbthn  tob  Niabiirg  n  die  RcichsgrlBte  bei  Tetsebeii  mt  AbtveigiiBgeii. 
(Bd.  n,  Abth.  1,  Seite  705,  Bd.  in.  Seite  464  und  Erg.-Bd.  I,  Seite  S49.) 

Zu  «1  p  II       o  und  20. 
Für  den  Betrieb  wurden  eröffnet: 

Himburg  -  LysBa  -  Prag  und  KdniggrXts  -  Chlumets  an» 
4.  Oetober  1873, 

Lyssa-AnsBig  und  die  Anssiger  Verbin dmi^rRbabn  am  I.Jänner 
1874, 

K5ni^;;rätz-Liehtenan-Wichstadtl  am  14.  Jänner  1874, 
Anas  ig  -  TetRcli  en  -  Mittelgrund  und  Wild  enschwert-OeyerB« 
berg  am  6.  Ootober  1874. 

Zu  §.  4. 

Auf  Grund  der  Bestimmung  im  Alinea  2  die^^es  ParagrapheB  wurde  der 
Gesellsohaft  der  Oesterreieliigchen  Kord^^efitbahn  der  BaneonBeuB  ittr  die- 
naclibezeiehneten  Sclileppbahnen  ertheilt,  und  zwar: 

1.  Mit  Erlaus  d«  r  k.  Ic.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  27.  November  1873,. 
Z.  r)JG79.  ühfr  Eimächtignng  des  k.  k.  Handebrainisters  vom  26.  Oetober 
1873,  Z.  30.^1(1.  lür  ein  Schleppgeleise  yon  Kdniggr&ts  zur  dortigen 
Actkn- Papierfabrik, 

2.  Mit  Erlass  des  k.  k.  Handelsminisforfi  vom  -iO.  Mürz  1874,  Z.  5016,. 
für  eine  vom  Profil  171  »äehst  A  d  1  e r - K o s  1  «•  1  o t z  der  Linie  Clilunietz- 
G e ye r 8 b (' r abz\v<i;r« mle  Schlepplialin  zur  Zuckerfabrik  in  Doudl(»b. 

3.  Mit  Erlas«?  der  k.  k.  Statthalferej  für  Bölimen  vom  12.  .luiü  1875. 
Z.  3173^).  über  Eimärhligung  des  k.  k.  HandelsministerH  vom  26.  Mai  1875, 
Z.  15.T93.  für  ( iiio  Sclilcppbalin  von  Lyssa  zur  beuaeiibaiten  liirstl.  Kohan^ 
sehen  Zuckerfabrik  in  Litol. 

Die  mit  dem  HandebministeHal-Erlnsse  vom  G.Juni  1872,  Z.  13016—3053  (vgl 
Krc.  Hcl.'  I.  Soite  342^  Vewilligtp  Sclil*  ]  !.}  alm  von  der  Stetion  Ly»ca  tur  fQrsU.  Beben 
'cchen  Zuckerfabrik  gelangte  nicht  zur  Ausluhrung. 

Zu  §.  8. 

Die  Tarifl)r8tirorattngen  fOr  Personen  und  für  den  mit  der  Personen. 

befi'.rilornn^'  im  Zusammenbange  stehenden  Saciientransport  wurden  seither 
auf  Grund  des  Ge.setzes  vom  15.  Juli  1877,  B.  G.  Rl.  Nr.  64,  betreffend  die 
Maximaltarife  für  die  PerBOnenbefdrderung  auf  Eisenbahnen,  mit  dem  Pro- 
tckollar  l  c  hereinkommen  vom  27.  September  1877  (Kundmaehnng  im  R. 
G.  Bl.  Nr.  91)  geregelt. 
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Zu  §.  10. 

Mit  1.  Jänner  1878  ist  auf  Oiund  eines  gemeinsebaftUehen  Ueberain- 
kommens  auf  sftmmtliclien  Saterreiehisclien  und  nngarisehen  Eisenbahnen  ein 
neuer  einheitlicher  MilitXrtarif  in  Wirksamkeit  getreten. 

Zu  §.  13. 

Mit  dem  Protokoilar-Uebereinkommeu  vom  4.  Februar  1878  wurde  die 
Theiinng  der  gemeinsamen  Einnahmen  und  Ausgaben  zwischen  dem  garan- 
tirten  und  dem  Ergttnzung8netse  der  Oesterreichisnhen  Nordwestbahn,  sowie 
iwischen  dieser  und  der  Sttd-NörddeufseheB  Verbindungsbahn  neu  geregelt. 

Zu  §.  15. 

Mit  d.  ni  Han.l.'lsministr  nal-Erlasse  vom  23.  Mai  1872,  Z.  11924  — 2S79, 
wurde  ciiivprnehinlicli  mit  dfui  k.  k.  Finjinzministerinra  behufs  Bepleiehuug 
der  vom  Verwaltuntrsratlic  der  Oesterreicliischen  Nordwcstbaiin  anerkannten 
Mehrfurdernn'^'en  des  Hauiinternolimors  die  Erh<"diun>;  der  mit  den  Erlii-^sen 
vom  23.  Mai,  lieziehun^'Kweise  vom  Hl.  Mai  \s{\9,  7/A.  743H  ur.d  losi»»;.  und 
vom  27.  April  1870.  Z.  3484,  {reioL'fiitlicli  der  (5oneiimiirun{r  der  liaiiverträ^re 
bewilli«;ten  Pauselial-T?au»ummen  tÜr  die  pirantirteii  Linien  von  5t),70U.UOO  tl. 
effoetiv  für  die  Hauptlinien  und  von  2,.')U0.U()0  Ii.  elVectiv  für  die  Riesen- 
gebirfrsfliifjei,  zusammen  von  59.2UO.UUU  ti.  iV  W.  etTeetiv  oder  mit  Rücksicht 
auf  die  mit  den  Kriiissen  vom  20.  .Tuli  1868.  Z.  .')61  -     H.  M.,  und  vom 
21.  September  1870,  Z.  4125  bcwilli^rteu  Emissionseiirse  von  76,577.UOU  tl. 
Ö.  W.  nominal  um  die  runde  Summe  vou  3,733.000  H.  ö.  W.  nominal  und 
deren  Einbezieliuiiir  in  die  staatliehe  Garantie  zufiestanden  und  zu^'^leich 
anjreordnet,  dass  die  vorläufifr  in  Ersparuiifr  }:el>raeliten  Kosten  für  die  damals 
unterbliebene  Fundirun^r  des  Tliaya- Viadnctes  bei  Znaim  für  ein  zweites 
Geleise  und  für  die  definitive  Anla<re  des  Objectes  am  linken  Donau- Ufer 
nlohst  der  Donau-Brüeko  in  den  Renervefond  hinterlegt  werden.  Für  etwaige 
fernere  Erweiterungen  und  Vermehrungen  der  ursprunglichen  Bahnanlagen, 
Stationsbauten  nnd  Fahrbetriebsmittel,  fUr  welche  im  Sinne  der  Alinea  6  des 
§.  2  gegenwärtiger  Concessionsurkunde  eine  weitere  Erhöhung  des  garan- 
tirten  Anlageeapitales  bis  auf  den  im  §.  15  festgesetzten  Maxiroalbetrag 
beansprueht  werden  sollte,  wurde  ebenso  wie  fVr  die  Begebung  der  zur 
Deckung  der  Oapitals-Erhöhnng  erforderliehen  Effeeten  die  vorherige  Qe- 
nehmigung  des  Ministeriums  ▼orbehalten. 

Die  Anxeige  des  Verwaltungsrathes,  dass  er  den  auf  85.000  fl.  fest- 
gesetzten Erspamissbetrag  aus  der  eingeleisigen  Fundimng  des  Tbaya- 
Viaduetes  bei  Znaim  dem  Reserre-Gonto  I  gntgeschrieben  habe  und  dieser 
Reserrefond  mit  den  dem  Conto  vom  1.  Juli  1872  ab,  dem  Eri^ffhungstage 
der  Strecke  Wien^Znaim,  gutgebraebten  fHnfpercentigen  Zinsen  in  der  Bilamc 
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vom  31.  Decpmbcr  1872  mit  HüHl'y  i\.  aotiv  prsclieine.  wunU-  vom  k.  k. 
Handelsministerium  mit  dem  Erlasse  vom  15.  Mai  1873,  Z.  6629,  geneh- 
migend zur  Kenntnis*^  ;,'enomnien. 

Seifher  wurde  mit  ilem  Protokollar-rebereinkommen  vom  l.  Februar 
1876,  betreffend  die  Durcliführung  der  auf  die  k.  k.  priv.  Oesterreichisohe 
NordwestbahD  bezüglichen  Oarantiebegtimmungeii  etc..  die  Länge  den  garan- 
tirten  BahimeteeB  auf  626.653  Meter  gleich  82-60728  Meilen  festgesetzt, 
wonaoh  das  der  GarantiB  sa  Ornnde  zu  legende  Anlagecapital  die  Höhe  von 
81,368.170  fl.  80  kr.  Noraimile  nicht  ttbenehreiten  darf.  Weiten  wurde 
bestimmt,  dass  die  flir  den  Thaya- Viaduct  geleistete  Refnndirang  am 
31.  December  1875  sammt  bis  dahin  augewaehsenen  Zinsen  im  Gesammt- 
betrage  von  41 .5291  fl.  80  kr.  effeetiv  dem  Baueonto  wieder  gntaabringen  ist. 
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K.  k.  priv.  Mährische  Siaiusbaht!. 

(Tgl.  Bd. II,  Abth.  1.  S«Ue  759,  M.  III.  Soit«       und  Erg.-Bd.  I.  Seife  3«!  und  868.) 

1.  Aniuerkiuig  zu  den  mit  (hMii  Krlasse  des  k.  k.  Hiiiister»  des 
iHnern  rom  30.  Marz  1872^  Z.  4719, 

geodmiglen  GrseUschaCU-Suiiiteii« 

(Erf  .-Bd.  I,  Seite  363.) 

Zu  4;.  45. 

Die  Verthoiliin^  <1it  ^oim  iii^^haltli -ht^ii  Kiiin;ilimon  und  A\H?.iben 
zvi^olit'ii  den  Liiiioii  Sti-riilier^- Lichti-iiau- Wii-Iutadtl  und  Hohcnstadt-Z-tptau 
wurde  mit  d(Mi  llaiidi'lsiniuisterial- Erlassen  vom  l.  Fi'hruar  187.'),  Z.  17r»'J, 
und  vom  x.  Fobruar  lH7t;.  Z.  .3  422,  dauii  mit  dem  Protokolle  vom  19.  Februar 
1878  iVstj^cstellt.  ('V;j|.  unter  <lio  Anmerkung' zu  §.  15  der  Con<-«'«isions- 
urkundo  vom  1 1 .  September  1871  lür  die  Halm  von  Sternberg  an  einen  Tunkt 
näehst  der  österreichisoh-preussisclien  Gränzc.j 


2.  Anmerkungen  zur  Concessionsiirkiiiide  Toni  6.  Deceiuber  1869, 

K.  G  «1.  >r.  11. 

Ar  die  Eisenbtho  von  ilohinstadt  tiach  Zöptau  (Bd.  U,  Ablh.  1,  Seite  761). 

Zu  Art.  3  und  18. 

Die  EiseDbahn  von  Hohenstadt  Uber  llXbrisch-Schönberg 
naeh  Zdptan  wurde  am  1.  Ootober  1871  erVffiiet. 

Zu  Art.  8. 

Mit  Allerhöchster  Entschlicssung  vom  20.  April  1876  vurde  dio  (iesell 
sr^haft  ermächtigt,  die  IV.  Wngenclasge  flir  den  Peraonenverkebr  bis  auf 
Weiteres  aufznlaasen  (vgl.  Kundmachung  unter  3). 

Mit  dem  Protokollar-Uebereinkomraen  vom  21.  August  1877  (kund- 
gemacht im  R.  G.  Bl.  Nr.  83)  wurden  die  Tarifbeotimmungeu  fttr  Personen 
und  für  den  mit  der  Personenlieförderang  im  Zusammenhange  ntehenden 
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Sachentransport  auf  Grund  dos  Gesetzes  vom  15.  JuH  1877  (R.  G.  Bl. 
Nr.  64),  betrcfTt  nd  die  Maximaltarife  für  die  Personenbeförderung  auf  Ei.sen- 
bahnen,  geregelt. 

Zn  Art.  10. 

Am  1.  JXoner  1878  ist  auf  Qrund  eines  gemeinschaftlicben  Ueberein- 
konmens  auf  sämintticben  österreichischen  und  ungarischen  Eisenbahnen 
ein  neuer  einheitlicher  Militürtarif  in  Wirksamkeit  getreten. 


3.  Anmerkongen  sur  Oonoessionsiirkniide  vom  IL  September  1871^ 

B.  G.  Bl.  Nr.  116^ 

für  die  Eiaenbahn  ?on  Sternberg  Aber  Mihrisoh-SchSaberg  ind  GraÜeh  an  einen  Punkt  der 
Eisenbahnlinie  Wildeniehwert-Vittelwalde  nieh&t  der  öaterreiohiaeh^prenaaitehen  Grlnte. 

(Vgl.  Erjr.-Bd.  T.  SfUe  808.) 

Zu  den  §§.  3,  13  and  22. 

Die  ErSflbung  des  Betriebes  erfolgte  nnf  der  Strecke  Sternberg- 
Grnlich  am  16.  Oetober  1878  und  anf  der  AnBchlnssstreoke  Grn lieh- 
Lichtenaa-Wiehstadtl  am  14.  Jänner  1874. 

Zu  den        8  and  10. 

Die  Anmerkungen  zn  den  Artikeln  8  nnd  10  der  Conoeasionsurkunde 
vom  6.  Deoember  1869,  IHr  die  Eisenbahn  von  Hohenstadt  naoh  Zaptan 
(▼gl.  oben  nnter  1)  gelten  anoh  fiir  die  Linie  Stemberg.Oralich>Liohtenan- 
WichsUdtl. 

Zu  §.13. 

Anf  Umnd  dieses  Paragraphes  hätte  die  Staatsgarantie  am  14.  Jänner 
1874,  dem  Tage  der  Betriebs-ErOffhnng  der  Anschlnssstreeke  Gmlioh' 
Lichtenau,  ins  Leben  treten  können;  da  jedoch  die  Banheratellung  damali 
noch  eine  nnvoUständige  war,  so  wurde  mit  dem  Handelsministerial-BrlaBse 
vom  25.  August  1874,  Z.  26247,  bestimmt,  dass  die  Staatsgarantie  erat  mit 
1.  Juli  1874  einsntreten  habe.  Das  garantirte  Reinertiügniss  betrug  somit 
für  das  Jahr  1874  die  Hälfte  des  Maximalbetrages  von  886.000  6.  Silber  nnd 
fOr  die  folgenden  Jahre  den  ToHen  Betrag. 

Zn  §.  16. 

Zum  Zwecke  der  Aufstelhiu;?  dor  Betiiohsrocluuinfr  wurde  die  Ver- 
tbeiluug  der  gemeinschaftlichen  Eiuualimen  und  Ausgaben  zwischen  den 
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Linien  HobenBtadt-Zdpttu  und  Sternberg-Liohtenna  mit  dem  Handels- 
miniBterial-ErlMse  vom  4.  Febratr  1875,  Z.  1762,  wie  folgt,  genehmigt: 

1.  Die  Kosten  der  Centralleitnng  nnd  der  Pereonal-Anftingen  fttr  die 
gemeinsame  Ststion  MM]iriscli>Scliönberg,  dann  des  Dampflialtens  in  letsterer 
Station  im  Verbültnisse  der  Babnittnge  mit  auf  die  Linie  Hohenstadt- 
Z5ptan  nnd     >nf  die  Linie  Sternberg-Licbtenau. 

3.  Die  Kosten  des  Verschuhdienstes  in  der  gemeinsamen  Station  Mähriseh. 
Schönberg  mit  «/i«  anf  die  Linie  Hohenstadt- Zttptan  und  •/,o  auf  die  Linie 
Stemberg-Lichtenan. 

3.  Die  Einnahmen  fOr  Wagenmiethe  im  Verhältnis»  der  Wagenzaht,  d.  i. 
Ton  60 : 337,  wonaeh  von  diesen  Einnahmen  </&  der  Linie  Hohenatadt-Zdptan 
und  */s  der  Linie  Stember?- Lichten nn  zufielen. 

Mit  (lein  weiteren  Il.uHlclsministt  rial- lu-lasse  V(»ni  S.  Fehviuir  1H76, 
Z.  34  22.  wtirdr  die  Vertheilnii^'^  der  Heparatiirnkogten  für  dif  Faliihetriebs- 
mittel  vom  I.  Jänner  1876  aji.  im  Vorhältnisse  der  auf  beiden  Linien  beför- 
derten Bruttn-Kilnmeter-Tonnen  nnd  die  Vertiieilung  der  Bahnerlialtiinps-  und 
BahnaufRiclitskostcn  der  frenieinsanuMi  Station  Mähriseli-Scliönberg  und  der 
gemein{;amen  Streeke  M.  Sehönbcrp-Bhuida  auch  fiir  die  vergangenen  Jahre 
nach  einem  detaillirten  Schema  p:enelimi^rt. 

In  dem  Protok(dle  vom  10.  Februar  IS7S  (II.  M.Z.  1  lfil7  i  erscheint  die 
Vertheilun^r  der  jrem»  inscliaftliehen  Kinnalimen  und  Ansjrabcn.  letztere  mit  der 
Giltigkeit  vom  l.  Jünner  1877  ab,  zum  Theil  auf  neuen  Grundlagen  geregelt. 

■ 

Zu  §.  18. 

Mit  dem  Protolcolle  vom  19.  Februar  1878  wtirde  der  Reserrefond  Ar 
den  1.  Jnli  1875  mit  396.303  fl.  63  kr,  nnd  iHr  Ende  1876  mit  einem  Aetiv- 
saldo  von  390.035  fl.  79  kr»  festgestellt  nnd  sugleich  bestimmt,  dass  die 
Fmetifioationszinsen  der  Betriebsrechnnngdergarantirten  Linie  giitznbringen 
sind. 

Zu  §.  25. 

Hit  dem  Protokolle  Tom  19.  Februar  1878  wurden  die  tn  der  ersten 
Betriebe-Einrichtung  gehörigen  Materialvorriltfae,  als  da  sind:  Oberban- 
materialien,  Resenebestandtbeile  für  LocomotiTen  nnd  Wagen,  Brenn-, 
Belenchtungs- ,  Sehmier-  nnd  Putzmaterial,  Werkstätten-Yorräthe,  Druek- 
sorten,  Fahrkarten,  Cassenbestünde  u.  s.  w.,  mit  90.000  fl.  beziffert. 
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4.  KlUidmaeliuiig  des  Uaiidelsiniiiisteruims  TOm  26,  April  1^7^, 

JL     Bl.  Kr.  61, 

belrefeiid  die  AvflMSong  der  IV.  Wagenelasse  auf  der  Nlhrischeii  GriBihahn. 

In  Fi)l<re  AlierhöchsttT  Entsclilies-^unj.'  vom  20.  April  1876  winl.  in 
theilwc'iser  Abänderung  des  §.  8  d'T  ( 'oncossioiisui  kniiilt'  vom  11.  Sepluuilter 
1871  R.  G.  Bl.  Nr.  115)  der  l  nterneliinuiig  der  k.  k.  priv.  Mährischen 
Gränzbahn  jjestattet,  dio  IV,  Wagencla^se  für  den  Per.^oin'iiverkelir  auf  deo 
derselben  gehörigen  Bahnlinien  bis  auf  Weiteres  aufzulassen. 

CMiaecky  m.  p. 


5.  Berichtigung.  Im  §.  49,  Alinea  2  der  GtosellsohaftsBtatateD  (£rg.- 
Bd.  I,  Seite  875)  soll  e«  statt  1.  Mal  richtig  1.  Mftrz  heissen. 
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(Vgl.  Bd.  n,  Abtb.  1,  Seite  737  und  Erg.-Bd.  I,  Seit«  343.) 

1.  Statuten 
der  Mährisch-Schlesisohen  Central  bahn. 
(Vgl.  £rg.-Bd.  I,  Seite  943.) 

Titel  I. 

Grüuduug,  Zweck  niid  Dauer  der  Cic Seilschaft. 

Artikel  1. 

Auf  Grand  des  §.  13  der  beigeschlossenen  Allerhöchsten  Coneessions- 
urknnde  ddo.  21.  April  1870  wird  von  den  ConcessionlLren  eine  Actien 
gpi^ellschaft  zur  Ausfülirang  der  in  <1or  Allerhöchsten  Conoessionsnrknnde 
bezeichneten  l'nternelirnnng  und  zur  Durchfülumng  der  statutenmässigen 
Geschäfte  unter  der  Firma: 

nllähriseh-Schlesische  Centralbshn^ 

gegründet. 

Artikel  2. 

Allo  in  (lii'sor  roii(M's>i(iiiMirkun<lf  (  iitlialtciu'n  licchte  und  V<'rbin(l- 
lichkt'iteu  w«  rdcii  von  den  Cünccssjionäreu  dieser  ActiengeHellscliaft  Über- 
tragen und  abgetreteu. 

Artikel  3. 
Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist : 

1.  Der  fiau  nnd  Betrieb  der  durch  die  Concessionsnrknnde  vom 
21.  April  1870  bezeichneten  Eisenbahnlinien. 

2.  Der  Bau  und  der  Betrieb  aller  anderen  Eisenbahnen,  welche  in  Folge 
Ton  der  Gesellschaft  vertragsmüssig  oder  durch  Conoessionen  erworben, 
gepachtet  oder  eingelöst  werden. 

3.  Jeder  Fuhrdienst  und  jedes  Speditionsgeschäft  zu  Wasser  und  zu 
Lande,  welche  in  Verbindung  mit  den  TOn  der  Gesellschaft  gepachteten 
oder  ihr  cirr«  iithiimlichen  Eisenbahnen  eingerichtet  werden,  unbeschadet 
bereits  ertheiiter  Privilegien  und  Conoessionen. 
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4.  Die  BentttKong  und  der  Betrieb  aller  Gmndgtilcke,  Forste,  Berg* 
und  Metall werke^  Maschinen-  und  anderer  Fabriken,  welche  gegenwärtig 
oilor  künftig  von  der  Oeselleohaft  unter  was  imaer  fdr  einem  Reohtstitel 
eigenthiiinliob  erworben  oder  an  industriellen  Zwecken  pachtweise  Uber* 
nommen  werden. 

Artikel  4. 

Die  Firma  der  (ier^cllKchaft  lautet : 

^  M  ä  h  r  i  s  c  h  -  8  c  h  1  e  s  i  h  e  h  c  C  c  u  t  r  a  1 1)  ;i  Ii  ii ^ 

und  wird  imtri  Beobachtuiif^  dor  f^esetzliohon  Vorpichriftcn  rej?istrirt. 

Die  FinnaztMchnung  erfolgt,  indem  den  mit  Stampijrlie  v<»rgednickten 
Oller  von  wim  iininer  vorges(^hriebonen  Worten:  „Mährisch-.SchlesiscIie  (.'en- 
tralbahn-  zwei  V'<  r\valtun;j^.Hjütlie  oder  ein  Verwairung^rath  coHectiv  mit 
einem  zur  Proeurafiihriing  best  dlfen  (ieHeilscliaftsbeamten,  Letzterer  jedooli 
mit  dem  Zuaatze:  per  procurUt  ilire  Namen  beisetzen. 

Artikel  5. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Wien  und  ist  sie  berechtigt,  unter 
Beobachtung  der  gesetzUohen  Vorschrifteui  im  In-  und  Aaslande  Agentien  in 
bestellen. 

Artikel  6. 

Die  (ieselUeliafi  ist  constituirt,  nacbdem  säinmtliebe  bereits  einittirte 
4.').uüu  Stiiek  Actieu  vollcingezahlt  nind  und  die  haudelägericbtiicUe  Proto- 
kullining  erfolgt  ist. 

rnbescbadet  der  für  die  Auflösung  von  A<  tieugescllscliaften  gelten  len 
iJestimm.mgen  des  H.  (i.  Ii.  endet  die  (xesellscbaft  mit  dem  Erloschen  dei- 
Coneession;  sie  litst  sie.li  jedoch  früher  auf,  wenn  die  Bahn  vom  Staate  ein- 
gelöst oder  von  der  GeaelUcUaft  veräuHsert  wird. 

Artikel  7. 

Die  Kiindmachuugeu  der  GeselUubat't  ert'ulgeu  durch  die  amtüciie 
n Wiener  Zeitung  ". 

Titel  iL 

€i«i»ell»chsf1tsf)»ad. 

Artikel  8. 

Daa  Gesellsohaftsoapital  wurd  vorlänfig  anf  aehtsehn  Hillionen  Gnlden 
d.  W.  in  Ailber  (zwOlf  Millionen  Thaler  preuHslKch  Oouraut)  feRtgesetzt. 

Dasselbe  wird  gebildet  durch  die  bereits  emittirten,  volleingezahlten 
45.000  Stück  auf  Ueberbringer  lautenden  Actien,  jede  an  SOO  fl.  ö.  W.  in 
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Silber  oder  133  7,  preo<M>  Goarant  und  dnroh  die  weiters  sn  emittireii- 
den  45.000  Sfiiok  auf  Ueberbringer  Untenden  Aotieu,  jede  xa  200  i.  5.  W. 
in  Silber  oder  133  y«  Thlr.  prenssiBoh  Gouranl. 

Dieses  Oesellsohaftsoapitol  Icann  über  Beachlass  der  Generalversamm- 
Imig  mit  sttaflieher  Oenebmigong  durch  Ausgabe  neuer  Aotien  erhöht 
werden.  Im  Falle  einer  solchen  Capitalserhöhoog  haben  die  Actionäre  das 
Vorrecht,  die  ansgegebenen  Aotien  im  Verhältnisse  ihres  Besitses  an  älteren 
Aotien  sn  ttbemebmen. 

Die  Modalitäten  fdr  die  Geltentlmachung  dieses  Vorrechtes  werden  von 
der  OeneralTorsammlnng  bestimmt. 

Artikel  9. 

Die  erste  Einzahlung  auf  die  im  Artikel  8  erwähnten  nen  su  emittiren- 
den  45.000  Stäck  Actien  ist  mit  40»/o  des  Nominalbetrages  per  Actio  zn 
leisten.  Ueber  diese  Einzahlungen  werden  auf  den  Ueberbringer  lautende 
Interimsscheine  (Form.  I)  ausgefertigt. 

Weitere  Einzahlungen  schreibt  der  Verwaltungsrath  au«. 

Artikel  10. 

Bei  ZÖgemngen  in  den  weiteren  Einzahlungen  wird  der  säumige  Actio- 
när  seiner  Anrechte  aus  der  Actienzeichnung  und  der  geleisteten  Theil- 
Zahlungen  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verlustig,  und  ist  der  Verwaltungs- 
rath ermächtigt,  die  bezüglichen  Intorimsscheine  nach  Hassgabe  des 
Artikels  221  H.  G.  B.  für  null  und  nichtig  zu  erklären  und  hiefttr  neue 
Interimsscheine,  beziehungsweise  Actien,  auszugeben. 

Diese  mit  der  versäumten  Einzahlung  verbundenen  Rechtsfolgen  haben 
bei  allen  Actien-Emissionen  zu  gelten. 

Artikel  11. 

Nach  voller  Einzalilung  des  Nom)tialbetr.i<;eä  der  Actien  werden  die 
Interiraascheine  eingelöst  und  liietlir  Actien  (Form.  11)  ausgefertigt. 

Actien  und  Interim>)Rcheine  sind  mit  Coupons  (Form.  III  und  IV)  und 
mit  der  Firma  der  Gesellscbaft  versehen. 

Artikel  12. 

Die  Uinsclu*  ilniiiir  einer  Aotie  in  mehrere  Theiiaotieu  oder  melirerer 
Actien  in  Kiue  iäi  niclit  zulässig. 

Artikel  13. 

iJie  Ges<  lls(  lullt  ist  in  (iemässlicit  des  13  der  OonceBsionourkunde 
zur  Ausgabe  von  Prioritäts-Ohligationen  berechtigt,  deren  Formular  der 
Genehmiguag  der  Staatsverwaltung  unterliegt. 
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Vorerst  werden  Prioritäto  -  Obligationen  bis  snm  Betrage  von 
27,000.000  fl.  5.  W.  in  Silber  in  der  Art  ausgegeben,  dass  der  Gesammt- 
betrag  der  ausgegebenen  Obligationen  den  Gesammtbetrag  des  jeweilig  ein- 
gezahlten  Aotiencapitalc!«  liüchAten»  um  die  Hälfte  übersteigen  darf. 

Das  Formular  der  zu  dieser  Emission  gehörigen  Obligationen  ist  den 
gegenwärtigen  Statuten  beigefügt. 

Wenn  nach  erfolgter  Erliöhnng  des  Actiencapitales  eine  weitere  Aua- 
gabe von  Prioritäts-Obli.ationen  stattfindet,  ist  das  ebenerwäliiite  Verhält- 
niss  ihres  BetraL'c««  zum  Betrage  des  eingezahlten  Actiencapitales  gleichfalls 
innesnhaltcn.  Im  Falle  einer  solchen  weiteren  Ausgabe  von  Priorität^;- Obli- 
gationen kommt  It'ii  Actionären  das  Vorzugsrecht  zum  Bezüge  ira  Verhält- 
nisse ihres  Aetienix  sitzes  zu,  falls  die  Qeneralversmmmlung  hierüber  nicht 
anderweitig  verfügt. 

Titel  III. 

Vemaltuug  der  Cie»ellachan. 
A»  Verwaltnngsrath. 
Artikel  14. 

Der  Vorstand  der  Gesellsehaft  im  Sinne  der  Artikel  227—241  des 
Handelsgesetzbuches  ist  der  Verwaltnngsrath;  dieser  besteht  ans  sieben  Mit- 
gliedern, von  welchen  mindestens  vier  ihren  ständigen  Wohnsitz  in  Wien, 
nnd  sämmtliche  Verwaltimgsrfttlie  in  der  österreichisch -ungarischen  Mon- 
archie haben  müssen. 

Artikel  15. 

Jedes  Mitirlic'l  iU  >  Ver\valtuu;,'!srathes  hat  Ix  i  s(>nstij,'eui  F-rloscheii  des 
Mandates  .'jO  Stü«  U  A«'tien  i  Interimssclielne)  iiel)st  den  nicht  talligeii 
Coupons  in  die  ( icsollscliaftscissu  zu  liiiiterlegen.  w(dehe  während  seiner 
Functionsdauer  und  naeli  drirn  Aldauf  bis  zur  Genehmigung  der  darauf 
bezüglichen  Rechnungen  unveräusserlich  bleiben. 

Artikel  16. 

Die  Verwaltnngsräthe  werden  von  der  Generalversanunlnng  auf  seohs 
Jahre  gewXhlt 

Im  Falle  des  Ablebens  oder  Austrittes  eines  Verwaltungsrathes  vor 
Ablauf  seiner  Fnnotionsdaner  wird  dessen  Stelle  bis  zu  der  durch  die 
nächste  ordentliche  Generalversammlung  zu  vollziehenden  definitiven  Wahl 
provisorisch  durch  den  Verwaltungsratli  besetzt. 

Nach  Ablauf  des  sechsten  Geschäftsjahres  und  in  den  folgenden  Jahren 
scheiden  von  dem  Verwaltungsrathe  je  vier  Mitglieder  aus.  Die  Personen 
werden  durch  das  Los  bestimmt,  insolange,  bis  die  Punotionsdauer  als  Norm 
auftritt.  Die  ausgeschiedenen  Verwaltnngsräthe  sind  wieder  wählbar. 
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Artikel  17. 

Der  ente  VcrwaUangsrath  wird  daroU  die  constitairende  Geoeralver* 
sammlnDg  gewählt. 

Artikel  18. 

Der  Verwaltmigersth  wühlt  an«  seiner  Uitte  einen  Priaidenten  und 
einen  Vice-Präaidenten  aof  die  Daner  eines  Geschäftsjabree. 

Die  GewXhlten  sind  naoh  Ablauf  eines  Geschäftsjahres  wieder  wählbar. 

ArtilLel  19. 

Znr  Besehlnssiäbigkeit  des  Verwaltniigsrathes  ist  die  Anwesenheit  von 
mindestens  vier  Uitgliedem  erforderlich. 

Die  BeseUUsse  des  YerwaUnngsrathes  werden  mit  Stimmenmehrheit 
gefasst,  im  Falle  der  Stimmengleiehheit  entsoheidet  die  Stimme  des  Vor- 
sitsenden. 

Artikel  20. 

Ueber  die  Verli;iii(lliiii;:en  flcj*  VeiwallnnL'sraflK  s  werden  Protokolle 
geführt,  weiche  vom  Vorsitzeiideu  uud  Schritt lülirer  zu  fertigen  siud. 

Artikel  31. 

Wer  Beamter  der  Gesellschaft  ist,  mit  ihr  in  einem  Lieferangs-  oder 
Lohnverhältnisdc  steht,  in  Goncurs  verfällt  oder  sahlungsunfähig  wird,  wegen 
eines  ans  Gewinnsneht  begangenen  Verbrechens,  oder  wegen  einer  solchen 
Cebertretang  schuldig  gefanden  wnrde,  wer  dem  Vorstande  einer  cononr. 
lirenden  Untemehmnng  angehört,  kann  nieht  Mitglied  des  Verwaltnngs- 
rathes  sein. 

Der  Eintritt  eines  solchen  Verhältnisses  hat  den  unmittelbaren  Verlust 
der  Stelle  znr  Folge. 

Artikel  22. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltuu;;<)ratlie.s  erhalten  fUr  ihre  Theilnahme  an 
den  Sitzungen  Präsenzmarken,  deren  Höha  die  ordentliche,  rücksichtlich  iUr 
das  erste  Geaehäftajalir  conntituircnde  Generalversammlung  bestimmt. 

Der  Vcrwaltuiifräiath  ist  ermächtigt,  zur  Besorgung  gewisser  Geschäfte 
ein  leitendes  ( 'onüte  zu  bestellen,  dossen  eventuelle  Entlohnung  durch  die 
Generalversammlung  bestimmt  wird. 

B,  GeneralTersammlnng. 

Artikel  23. 

Die  Generalversammlung  repräsentirt  die  Gesaramtheit  der  Actionäre 
und  f^'wnl  ihre  statutenmässig  gefassten  Beschlüsse  fttr  alle  Actionäre 
hiudeud. 

4S 
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Artikel  24. 

Der  Besitz  von  je  20  Actien  (Interimssoheinen)  gibt  das  Beoht  anf  eine 
Stimme  in  der  Generalversammlung. 

Zur  Ausübung'  dieses  lieohtes  wird  erfordert,  dass  die  Aotien  (Interinia- 
Rcheine)  längstens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  der  statatenmässig  ein* 
berufenen  Generalversammlung  in  der  Gesellschaftscassa  oder  an  einem 
anderen  vom  Verwaltungsrathe  hiezu  bestimmten  Orte  hinterlegt  werden. 

Artikel  25. 

Das  Stimmrecht  kann  jeder  ^tiininbererhtisrte  F. -sitzcr  von  Actien  per- 
sönlich oder  durch  einen  I{e\ nlluüichti^uii.  welcher  Actionär  der  Geaell- 
schaft  sein  mm»,  ausüben,  insoiern  er  na^h  sein  heiinischon  (xesetzen 
ei^enhprechtijrt  ist,  Ptiesebetohlene  und  juri8ti8che  Personen  üben  das 
Stimmrecht  durch  ihre  eresetzlichen  oder  statutarischen  V'ertreter,  auch  wenn 
diese  nicht  seibst  Aetiouäre  siud. 

Artikel  26. 

JXkrlioh  bat  eine  ordentliche  GeneralverBammlnng  stattzufinden.  Die 
erste  ordentliche  Generalyersammlnng  findet  im  Jahre  1872  statt. 

Ausserordentliche  Generalversamminngen  werden  vom  Verwaltnngs« 

ratlie  einberufen,  und  zwar  entweder  nach  seinem  Ermessen,  oder  über 
Beschlnss  einer  Generalversammlung,  oder  endlich  wenn  dieselbe  von  einem 
oder  mehreren  Actionären,  deren  Acticnbesits  den  sechsten  Theil  des  Gmnd* 
oapitale»  repränentirt,  beantraj^t  werden. 

Die  ActionärCy  welche  die  Einberufung  einer  ausserordentlichen  Gene- 
ralversammlung verlangen,  haben  die  zu  ihrer  Legitimation  crfor  lorlicUe 
Actieuzabl  bei  der  GesellschaftHcassa  zu  hint.rlegen  und  gleichzeitig  den 
Gegenstand  schriftlich  anzugeben,  welcher  den  Anläse  zu  diesem  Verlangen 
bUdet. 

Artikel  27. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  flihrt  der  Msident  oder  der 
Vice-Prftsident;  im  Falle  ihrer  Verhinderung  ein  vom  Verwaltungsrathe  zu 
bestimmendes  Mitglied  desselben. 

Fttr  die  Verhandlungen  werden  von  der  Gtoneralveraammlnng  zwei 
Verificatoren,  welche  gleichzeitig  tJcmtatoren  sind,  gewählt. 

Den  Schriftführer  ernennt  der  Vorsitzende. 

lieber  die  Beschlösse  wird  ein  Protokoll  gelUhrt,  welches  vom  Vor- 
sitzendeui  den  zwei  Verificatoren  und  vom  Schriftflihrer  unterfertigt  wird. 

Artikel  28. 

Die  Einberufimg  einer  Generalversammlung  muss  IMngstens  20  Tage 
vor  dem  Tage  der  Abhaltung  erfolgen. 
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Zar  Beschlassfälligkeit  der  Geaeralversammlung  ist  erforderliohi  dist 
mindestens  der  swansigste  Theil  der  emittirien  Aotien  dareh  mindestens 
10  Aotionäre  vertreten  sei. 

Ist  diese  Vertretang  oioht  naohgewiesmiy  so  findet  eine  aene  Blnbe- 
Tufang  der  GeneralTersammlung  statt,  dooh  braucht  in  diesem  Falle  die 
Kondmacliang  nar  acht  Tage  and  die  Actiendeponiraag  nar  drei  Tage  vor 
der  anberaumten  GennralverBaminhing  zu  erfolgen. 

Die  BestrhlusHfäliigkeit  einer  moIcIicu  neaerlich  einberufenen  General- 
Tersainiiiluog  ist  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Stimmen  oder  Personen  nicht 
gebunden. 

Artikel  39. 

I)('r  Zwoi  k  (It^r  (if iioralversanimlung  mU8s  jederzeit  bei  der  Berufung 
bekannt  ^enuicht  werden. 

l'eber  (leffensfände,  deren  Verhandlung  nicht  in  dieser  Weise  au^^e- 
kiindijxt  ist.  können  Üesehiüsse  n^cht  j:efa«*rtt  werden.  —  Ueber  den  Antrag 
auf  Berufung  einer  aui^^erordentlichen  OcueralverHammlung  kann  ohne  vor- 
hergehende Ankündigung  oder  Yerlaatbarung  beschlossen  werden. 

Artikel  30. 

Der  iiesclilui^sfassang  der  Generalver.sanunluug  »ind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalUMi: 

1.  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  VerwaltuugHrathea  uud  des  Reviäiona- 

autiisohnsses. 

2.  Die  Feststellung  des  Werthes  der  .\n\\  esenheitsinarken  für  die 
Tijeilnahine  an  den  Sitzungen  des  Verwalrungsrathes. 

3.  Die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  der  Gewinnstvertheilung. 

4.  Die  Vermelirnng  des  Gesellsohafts-  nnd  Unternelmian^ondes  durch 
ErbQbang  des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  von  Anlehen. 

5.  Die  Yerpachtang  des  Eisenbahnbetriebes. 

6.  Die  Vertiasserang  der  Eisenbahn. 

7.  Die  Abänderung  der  Statuten. 

8.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  statutenmXssigen 
Dauer. 

Die  in  der  Generalversammlung  gefassten  Beschlüsse  fiber  die  sub  4, 
€,  7  und  8  beseiehneten  Gegenstände  bedürfen  an  ihrer  Ausführung  die 
Genehmigung  der  Staatsverwaltung. 

Sämmtliebe  der  Generalversammlung  vorbehaltenen  Besohlflsse  werden 
nur  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst,  bei  Stimmengleichheit  entscheidet 
das  Votum  des  Vorsitaenden. 

Die  Besohlussfassung  Uber  die  Veräusserung  der  Eisenbahn  und  Aber 
die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  statutenmässigon  Dauer 
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kann  nnr  dann  giltipr  erfolgen,  wonn  in  der  Generalverfaramhmg  weni?«t''n% 
£wei  Dritttheile  do^  emittirten  ActU-ncapiUles  vertreten  sind  und  hievoa 
£wei  Dritttheile  dem  Autrage  zustimmen. 

Titel  IV. 

Artikel  31. 

Der  xnr  Prttfting  der  Gesellschaftsreehnangen  beateilte  RevialonBaiu» 
BchnBB  besteht  aus  drei  Hitgliedern  and  drei  CrBatzmftnnem,  welehe  aiy&hr- 
lieh  Ton  der  ordentlichen  Generalyersammlang  ans  den  der  Verwaltung  nicht 
angehörenden  stimmberechtigten  AotionSren  gewählt  werden. 

Die  ErsatzmSnner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Hitglieder 
des  RcTisionsansschnsses,  nnd  zwar  nach  der  Reihenfolge  der  StimmeD» 
welehe  sie  erhalten  haben,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  darttber  das  Los. 

Artikel  32. 

Der  Revisionsaussohuss  hat  die  Riclitigkeit  der  abgenchiossenen  Jahrea- 
reohnnngen  zu  prUfen,  er  ist  zu  diesem  Bohufo  ermächtigt,  von  den  Btichem 
und  der  ^nn/en  Gebarung  der  Ge!«ellsc]iaft  Einsieht  zu  nehmen  nnd  von  den 
Rechniin^'slegeru  die  nöthigeii  AiiikiiiruDgen  abzuverlangen. 

Er  hat  seinen  Befund  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Artikel  33. 

Die  Rechnungen  der  ersten  Geschäftsperiode  werden  von  dem  in  der 
ersten  ordentlichen  Generalversammlung  gewUilten  Revisionsaassohuaae 
geprüft,  welcher  bis  aor  nSehsten  ordentlichen  Generalversammlung  In  Func- 
tion bleibt  nnd  gleichzeitig  den  Bericht  über  die  Reohnnngen  des  Geschäftg- 
Jahres,  welches  der  ersten  ordentlichen  Generalversammlung  folgt,  bei  der 
zweiten  ordentlichen  Generalversammlung  vorznlegen  nnd  deren  Geneh- 
migung einzuholen  hat. 

Titel  V. 

ii e mvhlknmmtammgn  CtewlmasBvertkellvttg  mit  Tilgaag  €mm  AnlAse- 

Artikel  84. 

Die  Rechnungen  der  Gesellsrliat'f  werden  .«»lljährlieh  Ende  Deceinber 
abgeschlossoM,  ein  all^jemeines  Inventar  der  Acüveu  uud  PaSHiven  der 
GesellHchaft  aufgei^tcllt  und  die  Bilanz  gezogen. 
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Die  Rechnangen  and  die  Bilans  sind  dem  ReTisionsanssohusse  reoht- 
seitig  zur  Kenntnis«  zn  bringen  nnd  mit  dessen  Ontaehten  der  Generalver- 
«ammlnng  vonsnlegen. 

Als  Gescliäftsjahr  gilt  in  der  Regel  das  Kalenderjahr,  ausnahmsweise 
wird  das  erste  Qesehftftsjahr  bis  zum  31.  Deoember  1871  gerechnet. 

Von  dem  Brtrignisse  werden  vorerst  sSmmtliche  Betriebs-  und  Erhal- 
tnngsicosten,  die  znr  Bestreitung  der  eventuellen  Kosten  der  Beschaffung  des 
zur  Bezahlung  der  Zinsen  nnd  PrioritStsobligationen  erforderlichen  Silber, 
geldes  ndtbigen  Auslagen)  die  allftlligen  Steuern  und  Gebühren  fUr  die  Priori - 
tKten  und  sämmtliohe  Steuern  und  Gebühren,  welche  die  Bahn  oder  ein- 
zelne Linien  derselben  betreffen,  femers  die  Verluste  nnd  Abschreibungen 
abgerechnet  nnd  von  dem  Reste  die  Zahlung  der  Zinsen  nnd  Tilgnngsquote- 
für  die  Prioritütsobligationen  nnd  seinerzeit  die  Zahlung  der  Actientilgungs- 
quoten  bestritten. 

Von  dem  sohin  verbleibenden  Reste  kann 
aj  einem  zu  bildenden  Gewinnreservefond,  welcher  10  Percent  des  Aotien- 

cspitale8  nicht  übersteigen  darf,  ein  von  der  Genornlversammlung  zu 

bestimmender  Betrag   bis  zu  5  Percent  dieses  Restes  zugewendet 

werden. 

Die  Dotiriinp:  dos  ReservetVtmltw  kann  Uber  Beschlnss  der  üeneraU 
ver-^atninlnn<:  auch  jriinzlieh  unterbleiben. 
hj  Weitere  10  l^ercent  werden  als  Tantieme  dem  Verwaltungsrathe  zuge* 
wiesen. 

aJ  Eventuell  wird  ein  Beitrag  zu  einem  allfäLligou  Fensiousfoude  ausge- 
schieden. 

<lj  Der  Rest  wird  als  Dividende  an  die  Aetionäre  vertheilt.  Iiis  zur  Eröff- 
nunj^  des  Betriebes  auf  den  in  der  Coiieessionsurkiinde  bozeicilinote n 
Strecken  werden  die  für  diese  Strecke  emittirteu  Actien  mit  5  Percent 
in  Silber  verzinst. 

Artikel  35. 

Die  Zahluiij;  der  Dividende  erfol^jt  am  1.  .lull  jeden  .Jahres. 
Dividfuden,  die  binnen  drei  .luliren  naeli  ihrer  Fälligkeit  nicht  behoben 
werden,  sind  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  vorfallen. 

Artikel  36. 

Die  Til<ning  des  Actiencapitais  erfolgt  innerhalb  der  Concessionsdaner 
nach  dem  TiipfungHplane,  nnd  zwar  nach  der  erfolgten  Tilgung  der  Prtoritäta« 
Obligationen  innerhalb  der  letzten  25  Jahre  im  Wege  ganzjähriger  Verlo- 
Runsren  in  Silber.  -  IMeses  «jilt  für  die  erste  Emission,  sowie  für  die  folgen- 
den, immer  mit  Rttcksiohtuahrae  auf  den  Zeitpunkt  der  betreffenden  Bmission. 
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Die  VerloBQogeD  werden  in  Wien  öffentlich  vorgenommen  nnd  sind  die 
Knmmern  der  gezogenen  Actien  statntengemSss  kundznmtehen. 

Die  getilgten  Actien  werden  geg^  GeniiäSKchcine  umgetanscht,  deren 
Besitzefi  was  die  Dividende  anbelanjrt.  nur  anf  den  nach  Bestreitung  einer 
Spercentipen  Dividende  fiir  die  nicht  getilgten  Artien  Ubrioren  Theil  des 
Gewinntibeifiohufiftes  (Art.  34,  lit.  d)  auf  dienen  Theil  aber  gleichen  An- 
epruch  nüt  den  ActienbcHitzern  haben,  wahrend  sie  in  allen  anderen  Bezie- 
hungen den  Ae.tionären  gleiehgestellt  sind. 

In^besonde^e  werden  bei  Beurtheilung  der  BcKciilussfähigkeit  der  Gene- 
ralvt  rsaininlung  und  bei  der  BeinesHung  de»  in  derselben  vertretenen  Capi- 
tales  (Inuu  bexüglich  des  Stimmrechte die  Genuaecheiue  den  Actien  gleich- 
gestellt. 

Das  l'tiriiiular  »l«'r  jedenfallH  auf  Inhaber  lautenden  GcnussRcheine  wird 
seinerzeit  vorn  Verwaltungsrathe  zur  Genehmigung  durch  die  Staatsverwal- 
tung vor-rejec^t. 

Die  Tilgung  der  Ti  inritiitsobligationen  erster  iMnis-^iou  erfolgt  vom 
Jahre  1H75  an  durch  die  wciterfolgeoden  6U  Jahre  im  Wege  ganzjähriger 
Verlosung  in  Silber. 

Bei  weiteren  Emissionen  erfol^j^t  dif  l'ilfrung  nach  Massgabe  der  spe- 
ciellen  Jiestimiuuugeu  und  Kundmachungen  des  Yerwaltungerathes. 

Titel  VI. 

St«»tii«afiiivbt.  SehlaMsbestimiuung. 

Artikel  37. 

Daa  der  Staatsverwaltung  zustehende  Anfsiohtsreeht  wird  ron  derselben 
nach  den  Beatimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  geübt 

Mit  Ritoksicbt  anf  die  damit  verbundene  Oeeohäftslast  wird  von  der 
Gesellschaft  eine  jährliche  Pansehatoumme  an  den  Staatssohats  geleistet, 
deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltang  in  GemSssbeit  des  §.16  der  Conoes- 
slonsnrknnde  bf^stimmt  wird. 

Artikel  38. 

Im  Falle  der  AnflOsung  der  Gesellschaft  wird  die  Art  der  Liquidation 
von  der  Oeneralversammlung  in  GemSssbeit  der  Bestimmungen  des  Handels« 
gesetzbuches  festgestellt 

Artikel  39. 

Die  oonstituirende  Generalversammlung  wird  dureh  die  Conoessionlre 
ohne  Btteksicht  auf  die  im  §.  28  bestimmte  Frist  dureh  sehriftliobe  Einln. 
dnng  an  simmtlicbe  Actienseiebner  einberufen. 
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Artikel  40. 

Für  neue  Strecken  der  Gesellschaft  werdeu  während  der  Bauzeit  die 
Zinsen  der  für  dief^e  neuen  Strecken  austr<'ircheneu  Actien  und  Prioritätsobli- 
gationen, ebcutio  die  etwa  hiefür  entfallenden  Steuern,  endlich  der  auf  die 
neuen  Linitn  anshaftende  aliquote  Thcil  der  Entlohnniiir  des  Leitungs- 
comitc.  sowie  <  inc  entsprechende  Keniuuerirung  des  VerwaltuogäratbeB  aas 
dem  Baul'onde  bestritten.  , 


Z.  42tJ8. 

Vorstehende  Statuten,  wclclie  an  die  Stelle  der  iintenn  "-'S.  November  1873, 
Z.  181  lt>,  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Q rund  Allerhöchster  ErmäcUtigimg 
genehmigt. 

Wien  am  28.  März  1874. 

Oer  k.  k.  Minitter  dei  Innern  : 

(L.  S.)  Laster  m.  p. 


2.  AuDierkuugeu  zur  Coucessionsurkuiide  vom  21.  April  1870^ 

R.  0.  Bl.  \r.  77, 

für  die  Eisenbahn  vonUlmülZAn  die  Ö8terretchlsch-pfi  u&sischel.ut4esgrinze  nebst  FlilgeltNihnen. 

Otd.  U,  Abth.  1,  Seite  789.) 
Zu  §.  1. 

Mit  den  Gesetzen  vom  12.  Mär/  ISTT..  R.  G.  BI.  Nr.  40,  und  vom 

13.  März  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  46  (v<,'l.  unter  „Staatsbahnen-  Seite  128  und 
129),  wurde  die  Regierunfi  n  niächtigt,  die  Kisenbahn  von  Erbersdorf  im  An- 
schlüsse an  die  Mährisch-Schiesische  Centraibahn  nach  Wttrbenthal,  besie- 
hnngsweise  Ton  Kriegsdorf  nach  Römerstadt  auf  Staatskoaten  herzustellen. 

Bisher  wurde  auf  Omnd  der  AllerhSehsten   Entsohliessang  vom 

14.  August  1876.  Bur  die  letztere  Bahn  aur  Ausführung  gebracht  und  am 

15.  Oetober  1878  dem  öffentlichen  Verkehre  Übergeben.  Der  Betrieb  der- 
selben wurde  der  MUhrisoh-Sohleaischen  Oentralbahn  ttbertrageu. 

Zu  den  §§.  8  und  17. 

Die  EtTÖflhnng  des  Betriebes  auf  den  einseloen  Strecken  erfolgte,  und 
twar: 

Olmttta- Jügerndorf-Troppau  und  JKgerndorf- Henners- 
dorf am  1.  Oetober  1873  für  Frachten  und  am  15.  Oetober  1872  lür 
Personen. 


Digitized  by  Google 


642 


IfSbrisoh'ßelilatiseh« 


.1  ä;::  e  rn '1  r>  r f  -  Rpirlisjrrän7e,  doreii  HetrieW  die  Obersclilosisolio  Eisen- 
baiiii  iibornoniiiu'ii  liat.  itn  Aii.-ii'hliisse  an  ilie  Strecke  L  e  o  V>  s  c  Ii  ü  t  z - 
Reirh<4^'rän7.e  der  letztt  ron  Halm  am  25.  September  1873  ilir  Frachten  und 
am  1.  März  1874  für  Personen. 

Uenn  crsdo  ri  - Keielis^'ränze  j^leichzeitig;  mit  der  preuHsisclien  An- 
schlnssstrecke  nach  Ziegen  hat 8  am  1.  Dccember  1875  für  PersoneQ  und 
Güter. 

Zu§.  4. 

Auf  Grand  der  Bestimmon^  in  dem  Alinea  3  diese«  Pamgrapbes  wurde 
derGeaellsobaft  der  Baueonsens  für  nachbeieiohneto  Scbleppbahnen  ertbeilt, 
und  zwar: 

1.  Mit  Erlass  der  k.  k.  StatthaUerei  filr  MSbren  vom  19.NoTember  1872» 
Z.  23765,  Uber  Ermilebtignng  des  k.  k.  Handelsministers  vom  S4.  October 
1878,  Z.21533yitlr  eine  Sohleppbabn  von  Gross- Wisternitssnr  dortigen 
Zuckerfabrik. 

2.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Landesregierung  für  Schlesien  vom  31.  August 
1873,  Z.  6611^  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  14.  August 
1878.  Z.  22835,  fttr  eine  Schleppbahn  von  Skrocbowitz  zur  dortigen 

Zuckerfabrik. 

3.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Landesregierung  filr  Schlesien  vom  15.  Juli  1875, 
Z.  5896,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  llandelsminifiters  vom  22.  Juni  1875, 
Z.  17210,  üir  eine  Schloppbahn  von  Kilom. Nr.  1U9'13  der  Strecke  Jägern- 
dorf-Troppau  zur  Wawrowitzer  Zuckerfabrik. 

Zu  §.  8. 

Mit  AllerhSebster  Entsehliessnng  vom  19.  Jnni  1875  (vgl.  die  Knnd- 
maebnng  unter  3)  wurde  der  Gesellschaft  gestattet,  die  IV.  Wagenolasse  bis 
anf  Weiteres  anfznlassen. 

Seither  worden  mit  demProtokoUar-Uebereinkommen  vom  26.  November 
1877  (kundgemacht  im  R.  G.  Bl.  Nr.  110)  die  Tarifbestimmnngen  fUr 
Personen  und  den  mit  der  Personenbefördemng  im  Zusammenhange  stehen- 
den Sachentransport  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1877,  R.  G.  Bl. 
Nr.  64,  betreffend  die  Maximaltarife  fUr  die  Personenbefördemng  anf  den 
Eisenbahnen,  geregelt. 

Zu  §.  10. 

Mit  1.  JSnner  1878  ist  auf  Grnnd  eines  gemeinscbaftlieben  üeberein- 
kommens  auf  sämmtUohen  österreicbisehen  und  ungarischen  Eisenbahnen  ein 
nener  einheitlicher  MiÜtartarif  in  Wirksamkeit  getreten. 
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3.  Jiuudniachung  des  HaiHielsininisterH  vom  22,  Juni  18<5, 
B.  G.  Bl.  Kr.  n  und  C.  Bl.  Nr.  75, 

WtrefMid  die  AvOassunf  der  IV.  Wafenduse  mf  der  Mihriseh-SoldesiseheB  Ceitralbahi. 

In  Fol;?e  Allprlii'iohster  Entschlioasung  vom  19.  Juni  isT;")  \\ird  in  Ab- 
änderunfT  des  i^,  8  der  ConecssionKurkunde  vom  21.  April  1870  {Ii.  G.  Bl. 
Nr.  77)  der  rnt(M  iudnmiu«j  der  Miilirisch-Schlesiisclien  Centraibahn  gestattet, 
dass  die  IV.  Wa;;(  nela8>e  auf  den  derselben  gehörigen  Bahnlinien  bis  auf 
Weiteres  aufgelassen  werde. 

fhloMecky  m.  p. 
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Eisenbahn  von  Troppau  an  die  mährisch-ungarische  &ränze  am 

Ylaiapasse. 

1.  Gesetz  vom  3.  Mai  1874,  R.  0.  Bl.  Nr.  54  und  C.  Bl.  Nr.  56, 

bctri'ITt'nd  die  Bedingungen  und  Zu(j;psliin(lni,s.s''  lür  die  SichiTstcllunii  ciniT  Locnmotivcisen- 
b&htt  von  Troppau  über  Zauchll  und  Ni'utits(  h*  m  an  die  mibrisch-ungarische  Gräm«  an 

Vlarap.isst'. 

Mit  ZuBtiramiing  beider  Häuser  des  Keichäratlies  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  1. 

Die  Regierung  wird  ermüditigt,  die  Aasfttlinuig  einer  LoeomotiTeiBen* 
bahn  von  Troppau  Aber  Zanehtl  und  Nentitocliein  an  die  mlhriBoli-nnga- 
rieohe  Orlnze  in  der  Riolituiig  gegen  Trentsehin  dureh  ConeessioiiBertliellQng 
unter  den  Bedingungen  dieses  Gesetzes  sieherzustellen. 

Die  ConeessionXre  sind  zn  verpllicliten,  in  dem  Falle,  als  Ton  Seite  der 
kdniglicli  prenssisehen  Regierung  die  Herstellung  einer  Eisenbahnlinie  von 
Ratibor  bis  zur  österreichisch-preussiscben  Gritnze  sichergestellt  werden 
sollte,  eine  Eisenbahn  von  Troppau  bis  zur  Reichsgrinze  zum  Anschlüsse 
an  das  prenssische  Bahnnetz  auszuführen  und  gleichzeitig  mit  der  Vollendung 
der  fremdländischen  Strecke  dem  Betriebe  zu  Übergeben. 

Artikel  II. 

Bei  der  Ertheilung  einer  Ooncession  kann  fttr  diese  Bisenbahn  vom 
Staate  die  Garantie  eines  jährlichen  ReinertriIgnisseB,  mit  Inbegriff  der  Tü- 
gnngsqnote,  In  der  Ifaximalsumme  von  51.800  fl.  (FOnfzig  eintausend  acht- 
hundert)  Österr.  Währung  in  Silber  durchschnittlich  per  Meile  fttr  die  Dauer 
von  zwanzig  Jahren  zugesichert  werden,  so  zwar,  dass.  wenn  das  jährliche 
Reinerträgniss  den  gamntirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehlende, 
jedoch  nur  bis  zum  obigem  Maximalbetrage,  von  der  Staatsverwaltung  zu 
ergänzen  sein  wird. 

Die  Garantie  des  Reinerträ^nissoe  ist  auf  Grujid  der  nachzuweisenden 
wirklicbeu  Bauausbgen,  inclusive  der  Geldbeschafftingskosten  und  der  Inter. 
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calflrzinseti,  festzusetzen.  Die  von  der  Mähriscli-Sohlesischen  Centraibahn 
auf  doi  St  rocke  Troppau-Zauchtl  factisch  aasgeführten  Bauten,  dann 
beschafften  und  vorhandenen  Materialien,  können,  insoweit  beide  für  die 
neue  Buhn  verwendbar  erscheinen,  jedoch  nur  um  den  ihrem  pepenwUrtigen 
Zn>tntulc  entsprechenden  wahren  Werth,  welcher  durch  Schätzunj!^  zu  er- 
niittoln,  vom  Ilaiidelsministenum  zu  j)rüfen  nnd  dem  Betrage  nach  zu  geueh- 
ini.i.'(  n  ist.  übernomuK  n  nnd  hit  lür  nur  dieser  Betrat:  bei  den  wirklichen 
Bauausl:i;:en  in  R»  clinnnir  gebracht  werden.  Die  Garantie  des  Keinerträg- 
nisse«  sammt  'l'ilgun^'^siiu"te  von  dem  aufgewendeten  Bauca])itale  hat  mit 
dem  Tage  der  EröflTnung  der  Theilstrccke  Troppau-Neutitschein  im  Verhält- 
nisse der  Meilenzahl,  bezüglich  der  weiteren  Theilstrccke  von  Neutitschein 
an  die  mährisch-ungarisehe  Gränze  aber  erst  dann  in  Wirksamkt  jt  zw  treten, 
wenn  durch  die  ErotTnung  der  Fortsetzungsstrecke  von  der  miilirisch-nnga- 
rii^chen  Gränze  über  Trentsehin  nach  Tyrnau  eine  ununrerbro<  hene  Scliienen- 
verbindung  zwischen  Troppan,  Trentsehin  und  Tyrnau  hergestellt  sein  wird. 

Für  die  Linie  von  Troppau  an  die  österreichisch-preussisohe  Beichs- 
grXnze  gegen  Ratibor  hat  die  Garantie  in  gleicher  Weise  erat  in  jenem  Zeit- 
punkte einzutreten,  sobald  durch  Vollendung  der  fremdländischen  Strecke 
eine  ununterbrochene  Sehienenverbindnng  zwisehen  Troppnn  und  Ratibor 
hergestellt  sein  wird. 

Dieser  Artikel  wur.l»'  tlurctj  das  Go^t  tz  vom  28.  März  1878  i.vgl.  unter  2,'  aumser 
Kraft  gesetzt  und  durcii  eine  andere  Fassung  ersetzt, 

Artikel  III. 

In  AnsfUhrung  des  Artikels  II  sind  folgende  Bestininiung«>n  su  trefTen : 
1.  Von  dem  ganintirten  jlhrlichen  Reinertrilgntsse  ist  derjenige  Betrag 
zur  Capitalstllgung  xn  verwenden,  weleber  duroh  die  Staatsverwaltung  naob 
einem  von  ihr  zu  genehmigenden  Amortisationsplane,  demzufolge  das  emit* 
tirto  Capital  wMhrend  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  ist,  bestimmt 
werden  wird. 

3.  Der  von  der  Staatsverwaltung  aus  Anlass  der  ttbemommenen  Garantie 
allenfalls  zu  zahlende  Zuseliuss  ist  Uber  vorausgegangene  Prüfung  der  vor> 
zulegenden  doeumentirten  Jahresreehnung  drei  Monate  naeh  deren  Ueber- 
reiehnng  flüssig  zu  maehen. 

*  Dsft  Aerar  wird  jedoeh  auoh  früher  zur  Einlösung  der  verfallenen 
Actien-  und  ObKgationenoouponsi  nach  Hassgabe  desaufOrund  des  Brtrags- 
präliminars  richtiggestellten  Erfordernisses,  Theilzahlungen  unter  Vor- 
behalt der  auf  Grundlage  der  Jahresrechnung  zu  pflegenden  Abrechnung 
leisten,  wenn  der  ConcessionSr  sechs  Woehen  vor  der  Verfallszeit  das  be- 
zügliche Anauchen  gestellt  hat. 

Wenn  nach  endgiltiper  Feststellung  der  Jahresreehnung,  welche  spä- 
tCAtens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen  sein 
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wird,  sich  herausstellen  Rollte,  (la.-<f*  die  Vorschüsse  zn  hoch  homo>^oii  worileu 
sind,  so  hat  der  Conces-siionär  den  erlialtoii'  n  Meiirbftrng  mit  Zui c  linuiig 
von  sechs  Percent  Zinsen  sofort  zu  refundiren.  Ufr  Anspruch  atif  Leistung 
eines  Zuschusses  von  Seite  des  Staates  niuss  aber  längstens  iniitrliall)  eines 
Jahres,  nach  Aiilanf  des  hctreffendea  Betriebsjahres,  erhoben  werden,  widri- 
genfalls dorsellM-  »•rliisch''n  ist. 

3.  Di  r  Betraf:,  welehen  die  Staatsverwaltunf;  in  Fol^re  der  übenioni- 
mcnen  Garantie  zahlt,  ist  lediglich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich  verzins- 
licher V'orselius<  zu  heliandeln. 

So  l;iii;_'e  die  gänzlielie  Tilgung  des  geleisteten  Vorschusses  samnit 
Zinsen  nicht  erfolgt  ist,  kinnint  in  jeib  in  .Jahre,  in  weh  heni  d'^r  lieinertrag 
der  Hahnstrecke  die  garantirte  .l.iliressuinuie  überschreitet,  die  lläUte  des 
diegfälligen  ücberschusses  an  die  Staatsverwaltung  zur  liückzahlnng  abzu- 
flihren.  Von  der  erübrigenden  anderen  Hälfte  ist  ein  von  der  Staataver- 
waltung  statiitenmässig  zu  bestimmender  Theil  in  den  Keäer>  efond  zu  hinter- 
legen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Reiandimng  der  Vor- 
sehllsBe  Toransugehen.  Fordemngen  des  Staates  an  solchen  VorBchttasan 
oder  Zinsen,  welohe  bis  znr  Zeit  des  Erlösebens  der  Ooneession  oder  der 
Einlösung  der  Bahn  nooh  nieht  bezahlt  wurden,  sind  ans  dem  noch  erübri- 
genden Vermögen  der  Unterneliroung  eu  berichtigen. 

Artikel  IV. 

Für  die  im  Artikel  I  angeftthtte  Eisenbahn  wird  die  Befreiung  von  der 
Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der  Ooupons>8tftropelgebflhren,  sowie 
von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  durch  kttnfitige  Gesetse  eingeführt 
wird,  während  der  Banseit  und  durch  neun  Jahre,  vom  Tkge  der  Betriebs' 
eröffiiung  jeder  einseinen  der  im  Artikel  II  bezeichneten  Bahnstrecken  an 
gerechnet,  zugestanden,  wobei  die  auf  jede  Strecke  entfallende  Summe  nach 
der  Meilenlinge  zu  berechnen  kömmt 

Es  wird  femer  gestattet,  dass  die  ersle  Ausgabe  der  Actien  und  Prio- 
ritätsobligationen, mit  Einschluss  der  Interimsscheine,  stämpel-  und  gebttli- 
renfrei  stattfinde.  Dessgleichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  den  Grund- 
einlösungen  auflaufenden  Uebertragsgeblihr  zugestanden.  Zur  l>ntrichtung 
der  Stämpel  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Eingaben  und  sonstigen 
Urkunden  zum  Zwecke  der  CapitalsbescliatTung,  sowie  des  Baues  und  der 
Instruirung  der  Bahnstrecken,  wird  eine  Frist  bis  zur  Bröffbung  des  Betriebes 
der  einschlägigen  Bahnstrecken  bewilligt. 

Die  allfälligen  Kosten  der  Notirung  der  Effecten  auf  in-  und  auslän- 
dischen Börsen,  sowie  die  nach  Ablauf  der  steuerfreien  Jahre  von  der  Tnter. 
nehmung  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in  die  Betrielt-;reehiiung  als  Au-gabs- 
post  eingestellt  werden;  bezüglich  der  Coupons- ötämpelgcbUhren  ist  dies 
nicht  zulässig. 
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Fttr  die  StaatsznsobUsse  ist  von  der  UDternehmung  keine  Eiokommeii- 
Steuer  zn  entrichten. 

Artikel  V. 

Die  Theilutrecke  von  Troppan  bis  Neutitsehein  mosB  Ungstens  binoen 
secbs  Wochen  in  Angriff  genommen  nnd  längstens  bis  Ende  Deeember  1875 
vollendet  and  dem  öffentlichen  Verkehre  Obergeben  werden.  Der  Bau  der 
Strecke  Neotitschein  bis  zur  uDgarischen  Landesgränze  hnt  erst  dann  zn 
beginnen,  wenn  die  Herstellung:  der  Strecke  von  der  milhrisoh-ungarischen 
Gränze  Uber  Trontschin  nach  Tyrnau  vollständig  sichergostellt  ist.  Dieselbe 
ist  in  dienern  Falle  2«/,  Jahre  nach  Beginn  des  Baues  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre zu  iiVcrt^eben. 

P'Ur  die  Errulliing  dieser  Verpflichtung  hat  der  Conoessionär  der  Staats- 
Verwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise  entsprechende 
Sioherhoit  zu  loistcii.  Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  obigen  Verptlichtung 
kann  liic  r'.intion  aU  vorfnllon  erklärt  werden. 

nif  aus  diesem  Aniass»'  liervorgehendeu  Acte  und  Urkunden  geniessen 
die  Gebühren-  und  StiimpeltVeiheit. 

Dii'S'  T  Ai  tikf-l  wtinb-  «Inr'-Ii  .Li«*  (n-setz  v.vn  2?5.  Mlirz  1876  (vgl.  unter  fi)  «OSter 
Wirk-^amkcit  gcseUt  uud  «iurch  vini:  neue  Fassung  eräctzt. 

Artikel  VI. 

RllcksiohtUeh  des  Anschlusses  der  im  Artikel  I  erwühnten  Zweigbahn 
▼on  Troppan  zum  Ansohlnsse  an  das  preussische  Eisenbahnnetz  nnd  rQck- 
siohtlieh  des  Betriebsdienstes  in  der  gemeinsohaftlioben  Wechselstation  bleibt 
die  Festsetzung  der  diesflUligen  Bestimmungen  dem  Abseblnsse  des  Staats- 
▼ortrages  mit  der  königlioh  preussischen  Regierung  vorbehalten  nnd  sind 
die  Concessioniire  Terpfliohtet,  sich  den  Bestimmungen  dieses  Staatsvertrages 
und  den  hieraus  für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

Artikel  VU. 

Die  Modalittten  der  Geldbesohaffhng,  insbesondere  die  Höhe  des  Emis- 
sionscourses,  ebenso  wie  die  Modalitäten  der  Bauvergebungf  welch*  letztere, 
sowie  die  Vergebung  aller  Lieferungen,  im  Offertwege  zu  erfolgen  hat,  sind 
der  Genehmigung  der  Regierung  zu  unterziehen. 

Alle  BrQcken,  dann  alle  anderen  Bauobjecte  und  Kunstbauten  sind  aus 
Stein  nnd  Eisen  herzustellen. 

Artikel  Vlll. 

Die  Dauer  der  Concession  wird  auf  nennzi-?  Jahre,  vom  Tage  der 
Eröff  nung  des  Betriebes,  auf  der  ganzen  im  Artikel  I  angeführten  Eisenbahn 
festgesetzt. 
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Bei  Feststellaog  der  sonetigen  Cunoesflionsbestitiimiingeii  ist  auf  die 
Anordnung  des  QeaetseB  vom  1:  Juni  1868  (R.  G.  Bi.  Kr.  56;  in  Betreff 
der  Bedingungen  und  Zugeständnisse  flir  die  Unternehmung  des  unter  dem 
Nemen  „Oesterreichiscbe  Nordwestbalm*^  conceBsionirton  Loconnotiv-Eieen- 
babnnetzes  thunliohst  Rtteksicht  zu  nehmen,  was  jeiloc]i  die  Person entarile 
anlangt,  so  liaben  die  ooneeesionsmässigen  Tarite  der  Sttdbahn  Anwendung 
ctt  finden. 

Artikel  IX. 

Der  Handels-  und  der  Finanzminister  sind  mit  dem  Voilange  dieses 
Gesetzes  beauftragt 

Wien,  am  8.  Hai  1874. 

(L.  S.)  Franz  Joseph  m.  p. 
Aiersperg  m.  p.  iaibais  m.  p.  Pretls  m.  p. 


2.  Gesets  vom  «8.  H&rz  1875,  B.  G.  BI.  Nr.  56  und  C.  Bl.  Nr.  47, 

wodurch  bei  Krgänzuntj;  des  (imtzes  vou  3.  Mai  lä74  (K.  G.  Bl.  Nr.  ')4),  bt  treliVod  die  B>-- 
diDguDgt'D  und  Zugeständnisse  fflr  die  Sichersleilang  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Troppau 
die  ülhrisolMigsriseke  Grinse  an  Vlarapaasei  die  Artiliel  II  und  V  dieses  Geseties  alige- 

Indert  werden. 

Mit  Zostimmung  beider  Hänser  des  Reielisrathes  finde  loh  ansnordnen. 
wie  folgt: 

§•  1- 

In  Abänderung  und  Ergänsung  des  Gesetses  vom  8.  Mai  1874 

(R.  6.  Bl.  Nr.  54),  betrefflend  die  Bedingungen  und  Zugeständnisse  für  die 
Sioberstellung  einer  Locomotiv-Eisenbahn  von  Troppau  ttber  Zanchtl  und 
Neutitschein  an  die  inäiirisch-ungarisohe  Gränzc  am  Ylarapasse,  werden  die 
Artikel  II  und  V  dicsi  s  (JpsotzeH  ausser  Kraft  gesetzt. 

An  ihr«-  Stelle  treten  die  nachfoigenden,  den  bislierigen  Zahlen  ent- 
sprechenden Artikel: 

Artikel  11. 

Bei  der  Ertheilung  einer  Concession  kann  für  die  Locomotir- Eisenbahn 
von  Troppau  einerseits  über  Zauchtl  und  Neutitschein  an  die  mährisch- 
ungarische  Gränze  in  der  Richtung  gegen  Trentsehin,  anderseits  bis  zur 
Reicbsgriiiizc  zum  Anschlüsse  an  das  preussische  Bahnnetz  in  der  Kichtuug 
gegen  Ratibor  vom  Staate  die  üarantie  eines  jährliolien  Reinerträgnissee,  mit 
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Inbegriff  der  Tilgnngt^quote  in  der  Maximahuinrae  von  51.800  (fünfzig  Ein- 
tausend achthundert I  (Julden  österr.  Währung  in  Silber  durchschnittlich  per 
Meile  für  die  Dauer  der  Cnncession  zugesichert  werden,  so  zwar,  dass.  wenn 
das  jährliche  Reinerträgniss  den  garantirten  Betrag  nicht  erreichen  sollte, 
das  Fehlende,  jedoch  nur  bis  /u  obigem  Maximalbetrage^  vuu  der  Staatsver- 
waltung zu  ergänzen  sein  wird. 

Die  Garantie  des  IN  inorträgnisses  ist  auf  Grund  der  nachzuweisenden 
wirklichen  Bau  Auslagen,  inclusive  der  GeldbcschutTungskosteu  und  der 
Intercalarzinsen,  festzusetzen. 

Die  Begebung  der  Titres  für  diese  Streeke  darf  erst  dann  stattfinden, 
wenn  die  VoransBetzungen  des  Beginnes  des  Baues  derselbea  einge* 
treten  sind. 

Die  von  der  MXhrisoh-Sohlesisohen  Gentralbnlin  auf  der  Strecke  Trop- 
paa^Zaachtl  faetisch  ansgeilihrten  Bauten,  dann  besohafflea  nnd  vorhandenen 
Materialien  kQnnen,  insoweit  beide  Ar  die  nene  Bahn  verwendbar  erscheinen, 
jedoch  nnr  um  den  ilireni  gegenwXrtigett  Znstande  entsprechenden  wahren 
Werth»  welcher  durch  Schitznng  su  ennitteln,  vom  Handelsministerium  au  - 
prttfen  und  dem  Betrage  nach  zu  genehmigen  ist,  Qbemommen  nnd  kann 
hiefttr  nur  dieser  Betrag  bei  den  wirklichen  Bau-Auslagen  in  Rechnung 
gebracht  werden. 

Die  Garantie  des  Reinertrignisses  sammt  Tilgnngsquote  von  dem  auf- 
gewendeten Banoapitale  hat  mit  dem  Tage  der  Ertfflfnnng  der  Tbeilstreoke 
Troppau-Neutitschein  im  YerhlUtnisse  der  Meilensahl,  besUglich  der  weiteren 
Theilstrecke  von  Neutitschein  an  die  mHhrisch-ungarische  Grinse  aber  erst 
dann  in  Wirksamkeit  zu  treten,  wenn  durch  die  Eröffnung  der  Fortsetzunga- 
strecke von  der  mährisch-ungarischen  Grttnze  Uber  Trentsohin  nach  Tyrnau 
eine  ununterbrochene  Schienenverbinduog  zwischen  Troppau,  Trentschin 
nnd  Tyrnau  licru'i'^tpllt  sein  wird. 

Für  die  Lini«'  v(»n  Troppau  an  die  österreiehiseh-prcussische  Reichs- 
gränze  gegen  Hatibor  hat  die  Garantie  in  gleicher  Weise  erst  in  jenem  Zeit- 
punkte einzutreten,  sobald  durch  Vollendung  der  freut dländischcn  Strecke 
dne  ununterbrochene  Sohienenverbindung  zwischen  Troppau  und  ßatibor 
hergestellt  sein  wird. 

Artikel  V. 

Die  Theilstrecke  von  Troppau  bis  Neutitschcin  niuss  binnen  sechs 
Wochen,  v<»in  Tugi'  der  Coiieessionscrtlieilung,  in  Angriff  genuniiuen  und 
längstens  binnen  2<  ,  .lahren,  vom  gleichen  Tage  au  gerechuet,  vollendet 
lUnd  dem  öffentlichen  Verkehre  übergeben  werden. 

Der  Bau  der  Strecke  von  Neutitschein  bis  zur  ungarischen  Landesgränze 
hat  erst  dann  zn  beginnen,  wenn  die  Herstellung  der  Strecke  von  der 
mährisch- uugarischeu  Uränze  über  Trentschin   nach  Tyrnau  vollständig 
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Biohergestellt  ist.  Dienelbe  ist  in  diesem  Falle  2*/,  Jahre  nach  Beginn  des 

Banes  dorn  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben. 

Für  die  Erfüllung  dieser  Verpflichtungen  hat  der  Concessionär  der 
Staatsverwaltung  in  der  von  ihr  zu  bestimmenden  Art  und  Weise  ent- 
Bprer'hendc  Sicherheit  zu  leisten.  Im  Falle  der  Niehterfüllung  der  obigeo 
Verpliiclitung  kann  die  Caution  nls  verfallen  erklärt  werden. 

Die  aus  diesem  Anlasse  hcrvorgehooden  Aotea  und  Urkunden  genieasen 
die  Gebühren-  und  Stämpelfreiheit. 

§.  2. 

Die  Regierung  wird  tür  den  Fall,  dass  das  Zustandekommen  der  im 
Artikel  II  bezeichneten  Bahnlinien  im  Wege  der  Coneessionsverleihung  sich 
als  nicht  errei<'lil)ar  erweisen  sollte,  ermächtigt,  vorerst  den  Bau  der  Strecke 
Troppau-Neutitschein  in  AngritT  zu  nehmen. 

Zu  diesem  Zwecke  wird  der  Regierung  für  das  Jahr  1875  ein  Credit 
Ton  3,000.000  fl.  österr.  Währung  bewilligt. 

Dia  Begiamng  hat  Ton  diaaer  Ermächtigung  keinen  Gebrauch  gamaeht. 

§.  3. 

Mit  dem  Vollzuge  dos  gegenwärtigen  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage 
seiner  Kundmachung  in  Wirkeamkeit  tritt,  sind  der  Handelaminister  und  der 
Finan^minidter  beaultragt. 

Wien,  am  28.  HIrx  1875. 

Franz  Joseph  p. 
Aienperg  m.  p.  CkUaetikf  m.  p.  mtli  m.  p. 
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K.  K.  priv.  galiKisolie  Carl  Ludwig-Bahn. 

(Tgl.  Bd.  II,  Abth.  %  S«ita  771  und  Erg.-Bd.  I,  Seite  S9S). 

1,  Anmerkungen  znr  Concessionsurkunde  vom  3.  März  1857^ 
U.  M«  Ydg.  Bl.  Nr.  24,  beziehungsweise  znr  Coneessionsurkande 

vom  7.  April  1858, 
fBr  die  EiseBbahnron  Krakau  nach  f.t  mbcrg  sammt  I  lug<>lbahDen  nach  Wididka  and  NiApoloAicB. 

(Bd.     Abth.  2,  Seite  773  and  783.) 

Zu  §.  11  (bezw.  §.  14). 

HH  dem  ProtokoUar-Uebereinkoiiinien  yom  6.  DeMmber  1876  (vgl. 
unter  3)  wnrden  die  OarantieverhSltnisiie  der  k.  k.  priv.  galiziaoben  Carl 
Ludwig-Bahn  and  die  Vertheilnng  der  gemeinsamen  Ausgaben  zwisohen  den 
beiden  Bahnnetzen  der  GeRellsohaft  geregelt. 

Zu  §.  Id  (bezw.  16). 

Mit  1.  JlUiner  1878  ist  auf  Grand  eines  gemeinsehaftliehen  Ueberein. 
kommeuB  auf  sSmmtliehen  österreiebischen  und  angarischen  Eisenbahnen  ein 
neuer  einheitlieher  MilitXrtarif  in  Wirksamkeit  getreten. 


8.  Anmerkniigen  zur  ConeessionRarkmide  Tom  16.  Hai  1867, 

B.  0«  Bl.  Nr.  88, 

fftf  die  FortseUung  der  gsliiischen  Carl  Lndvig-Bahn  nach  Brody  niid  Aber  Tanopol  an  die 

rassisclie  Granu. 

(Bd.  II,  Ahth.  %  Seite  798.) 

Zn  den  §§.4  und  2  2. 

Die  A'iS(li|!i>.sstrecke  von  Hrody  an  dio  russische  Gränzc  {rcpren 
Radziewilo  w  wurde  am  27.  August  1873  dem  üiTentlicheu  Verkehre  über- 
geben. 

Za  §.  12. 

Der  im  zweiten  Absätze  dieses  Paragraphes  vorgesehene  Fall  ist  ein- 
getreten, indem  auf  Gmnd  eines  gemeinsohaftlichen  Debereinkommens  am 
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0»lizische  Carl  Lodwig-Bahn. 


1.  Jänner  1878  «nf  fiSmnitliehen  österreichischen  und  nngariaehen  Eieen> 
bahnen  ein  nener  einheitlicher  HilitKrtarif  in  Wirkeamkeit  getreten  ist 

Zu  §.  17. 

Nachdem  die  letste  Meilen  lange  Strecke  Brodj-Grilnse  erst 

am  27.  August  1873  zur  Eröffnung  gelangte,  so  stellte  sieh  die  der  Garantie- 

bcmesäung  zu  Grunde  zu  lej^ciwle  BctrieVtslänge  des  neuen  Netzes  bis  zum 
27.  August  1H73  mit  30-94584  M.'ilen  und  von  da  ab  mit  31-828  Meilen 
und  im  Durchschnitte  für  da»  Jnhr  lf<l'A  mit  31-25278  Mmlen.  Mit  dem 
FinanzminiRterial-ErlaHÄC  vom  3.  März  l  s77.  Z.  705  —  F.  M.  (H.  M.  Z  7581 
ex  1877)  wurde  demgeroäss  einvernehmlioh  mit  dem  k.  k.  Handelsministerium 
das  ^rarniitiito  Rein<'rtrU?niap  des  neuen  Netzes  llir  das  Jahr  1873  mit 
1.5t)2.H31>  ri.  und  tlir  die  weitf  reu  Jahn«  mit  1,591.400  i\.  ö.  W.  in  Silber 
anerkannt.  Die  K't'^relunir  des  (iarantieviM  hältiiis(«e>s  l  eider  liahnnetze  der 
Gesellschaft  ertolgte  mit  dem  Protokolle  vom  ö.December  1876  (vgl.  anter  3). 


3.  rrotükoll, 
aaigenoimnen  iiu  k.  k.  UaodeUministeriuin  am  5.  December  1876. 

Gegenwärtig: 

Von  Seite  der  k.  k.  Kcgierunj;: 

A  u  K  dem  k.  k.  Handelsministerium: 

Herr  Sectionsehef  und  Gcneraldircctor  des  österreichischen  Eisenbahn- 
wesens, Wilhehn  von  Nördling, 

Herr  Seoüonschef  Carl  Ritter  von  Pisswald, 
Herr  Sectionsrath  Joseph  Pellaneti. 

Aus  dem  k.  k.  Finanzministerium: 
iieir  Sectionsrath  Johann  Bu^er. 

Aus  der  k.  k.  Generaliuspeotion  der  i>8terreiohiscli6n 
.  Eisenbahnen: 

Herr  Kegieruugsratb  uud  Ueueraliuspector  Eugeu  Hemer. 

Von  Seite  der  k.  k.  privilegirten  galizisehen  Oarl  Lndwig- 
Bahn: 

Der  Herr  Vicepräsident  des  Verwaltnngsrathes,  Regiernngsrath  Josef 

Stimmer  Ritter  von  Traonfels. 

Herr  Geueraldircctor  Dr.  Eduard  Socher  Ritter  von  Friedrtehsthal. 

Der  landesliirstliche  Commissär  bei  der  k.  k.  privilegirten  galizisehen 
Carl  Ludwig- Dahn,  Regiernngsrath  Rudolph  Freiherr  voniUleaMy  als  Sohrift- 
itthrer. 
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Oegenstaiid 

der  V(  rliandluiif?  ist  die  DorohfUhruDg  der  auf  die  Linien  der  k.  k.  privi- 
ie^rten   gaüziHclii  u    Carl    Ludwig  -  B*hii   bezUglioben  Gunuitiebestim- 

mungen. 

Auf  Gnind  und  im  Verfolge  des  FinanzministdriaUErlASses  vom  18.  Sep- 
tember 1878,  Z.  8986,  des  Handelsministerial-ErlMses  vom  80.  April  1874, 
Z.  7,  und  des  Hendelsministerial-firlasses  rom  17.  Jnni  1876,  Z.  12982, 
werden  onter  Vorbehalt  der  Qenebmigung  Ihrer  Excellensen  des  Herrn 
k.  k.  Pintnsministers  nnd  des  Herrn  k.  k.  Handesministers  naobstebende 
Vereinbarungen  getroffen. 

» 

Artikel  1. 
lletaeriragagarAnlie  49m  allen  Ne<ace. 

Das  anf  Omnd  des  §.11  der  Coneessionsurknnde  vom  8.  Ulrs  1857 
nnd  des  §.14  der  Coneessionsnrknnde  Tom  7.  April  1658  in  die  Staats- 
garantie  dnanbeiiehende  Anlageeapital  der  n*lten<<  Linien  der  k.  k.  priv. 
galisisehen  Oarl  Lndwig-Bahn  beziffert  sieh  am  81.  Deoember  1875  auf 
fl.  42,660.800-76  Ssterr.  Währ.  Noten  und  somit  das  au  5-2%  garantirte 
Reinertriigniss  anf  2,217.841-64  il.  »sterr.  Währ.  Noten. 

Diese  Ziffern  werden  sich  nach  Massgahe  der  seit  1.  .lünner  1876  fttr 
den  Mleock.ihach-üchergang  nnd  für  die  Vollendung  der  Erweiterungs- 
bauten am  Bahnhofe  Tamow  verau^i^rabten  oder  nooh  zu  verausgabenden 
und  gebührend  nachzuweisenden  Bankosten  nooh  femer  erhöhen. 

Art)  kel  2. 
Heincrlra^garanlie  4m  mucm  Neteee« 

Die  LSnge  der  in  der  Conoessionsurkunde  vom  15.  Mai  1867  ent- 
haltenen «neuen*  Linien  ^vird 

auf  241.445  Meter  gleich  .31.828  Meilen  und  der  fttr  dieselbe  laut  §.  17 
zu  50.000  fl.  ijsterr.  WHlir.  in  Silber  per  Meile  zu  garantirende  Reinertrag 
anf  1,591.400  6.  dster.  Währ.  Silber  festgesetzt. 

Artikel  3. 

VerllieiluiiK        f^emeiunehafllichcn  Koslen« 

Filr  die  Vertiieilung  der  Kosten  unter  das  alte  und  das  neue  Netz  linben 
für  die  Betriebsrerknnngen  Tom  1.  Jänner  1876  an,  naehstehende  Be- 
Stimmungen  zn  gelten: 

In  den  Einnahmen  werden  die  eingehobonen  Tarife  für  jene  (JUti-r, 
welche  bei  ihrer  Beförderung  beide  Nct/.c  beriiliren,  in  jenem  Verhältnisse 
verrechnet,  in  \vpl<'h»Mn  »ler  durchhiutene  Weg  der  Güter  aut  den  neuen 
Bahnstrecken  zum  durchlauleneu  Wege  auf  den  alten  Strecken  steht.  Die^e 
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Oalixisob«  Carl  Ludwig-Bahn. 


Regel  erstreckt  sich  jedoch  Bieht  auf  dieMaoipulationegebfihr,  welche  hSlftig- 
BU  theileu  ist. 

Um  die  hSdist  eomplicirt«  und  kostopielige  faetiieh«  Auiseheidung  dieser  llant> 
paUtiontgebfibren  cu  Tenneid«ii,  wurde  vom  k.  k.  HandebtniDieterium  mit  ErlMs  Tom 

28.  April  1877,  Z.  8088,  über  Antrng  des  Verw  nltunperathes  neliinigt.  das»  z<iin 
Hehufe  der  Theilung  der  Manipulation!if;eliiilir  'ier  von  rinrin  Gute  auf  jfdein  Netz© 
zurü('k);clegten  factit<-hen  Wegelaiige  liei'lerseits  .«ielien  Kilometer  zugCBchlagen  und 
auf  dieser  Grandlage,  ohne  weitere  besondere  Bertfeksiebtigung  der  MraipuUtions- 
Gebflhr,  der  aus  dem  Gesammtfracbteaize  auf  jed*  h  Netz  entfallende  Antheil  ermittelt, 
bezichiiiigsweisp  liicrnacli  dir  AiitlH  ils-T;i]>t  Hi-  .nifpcstcnt  werde.  Es  wurde  ermittrit. 
dnss  <lio  diirflKsfliMittlifhc  M;inij.ulatioii!i;.'ehülir  dfr  iHirtiigfhiätls-Traii^portpebülir 
für  rund  14  Kiluuieter  ^Icieiikuiumt.  Vom  k.  k.  Uandeleuiinieteriuni  wurde  hiel>ei  au«- 
drfloklioh  bemerkt,  dass  es  keinem  Anstsnde  anterliegen  wird,  diesen  auf  Grund  der 
Betriebs-Ergehnisae  des  Jahres  1875  berechneten  beiderseitigen  Längeiizui^eldap  von 
je  sieben  KibnnoNT  liuipt-  bt*iziibch.'iltei).  als  sirli  nir-ht  einer  der  beiden  Com- 
pacificenten  in  Fulgc  geänderter  Vetkt'lir»verhültni6»e  bewogen  ündet,  eine  Revision 
dessbalb  zn  Yeranlassen. 

Die  gemeinsamen  Aut^gabeu  beider  Jialiunetze  werden,  wie  folgt,  ver- 
theilt werden : 

aj  Die  DireetinnR-  und  Vei waliuiifrsansla^en  im  Verhältnisse  der  auf 
beiden  Netzen  v«  n  eigenen  und  Iremden  Wagen  zurückgelegten  Achs- 
kilometer. 

bj  Die  Dotiruii«:  d(  r  rdisioiis-,  I'rovi.'iionB-  und  UnterstUtzmifxseassen  im 
Verliiiltnisse  der  anl  beiden  Netzen  ausfrezahlten  (i(  lialic  und  Liihne. 

cj  Die  Kosten  des  Faiirdi»  nstcs  im  VerhUltuisse  der  aul  beiden  Netzen 
ziMÜekjielepfen  Acli>kili»meter. 

(/,  Die  Kosten  der  Zugturderung  im  Verhältnisse  der  auf  beiden  Netzen 
zurückgelegten  Zugskilometer,  ohne  dass  für  da»  Brennmaterial  der 
neuen  Linien  eine  Begiefraoht  auf  der  alten  Terrechiiei  wird. 

ej  Die  Reparatnr-  und  Ersatzauslagcu  {(fr  Fahrbetriebsmittel  nach  Absng 
der  dem  spcciellen  Fahrpark-Emeueroagsfond  entnommenen  Sammen, 
im  Verhältnisse  der  auf  beiden  Netzen  znrBckgelegten  Anzahl  von  Zugs- 
kilometer  bezttglich  der  Loeomotiven,  und  von  Achskilometer  bezttglicb 
der  Wagen,  wobei  jedoeh  bis  inclnsive  1878  von  der  nach  vorstehendem 
Schlüssel  anf  das  neoe  Netz  entfallenden  Qnote  ein  Abzog  von  10% 
zn  Lasten  des  alten  Netzes  zu  machen  ist. 

/)  Die  an  andere  Bahnverwaltungen  gezahlte  oder  von  ihnen  empfangene 
externe  Locomotiv-  und  Wagenmiethe  nach  demselben  Sehlilsael  wie  die 
Reparaturskosten  (e). 

Ausserdem  hat  unter  beiden  Netzen  nach  ^ero  Scblttssel  der  auf 
demselben  von  eigenen  nnd  fremden  Wagen  zurückgelegten  Aohskilo- 
meter  auf  Grund  der  renpcctiven  Zins-  und  Tilgnngsquoten,  \\-elclic 
dem  auf  Anscl  afTnng  des  Wagenpnrks  beiderseits  verwendeten  Capital 
entsprechen,  eine  interne  Miethabrechuung  stattzufinden.  Die  betreffen» 
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den  Annuitftten  werden  unter  Vorbehalt  künftig  etva  eintretender 
Fahrparkvermehrangen  fUr  das  Jahr  1876  folgendermassen  bemessen: 

Altes  Nets. 

99  Personenwagen,  1794  Last-  und  sonstige  Wagen  mit  Bneh- 

-   Werth  von  zusammen   3,928.938  fl.  86  kr. 

Hievon  5*3»/t   204.304  «  66  « 

Neues  Netz. 

192  PerRonen wagen,  1547  Last-  und  sonstige  Wagen  mit  Bneh- 

Werth  von  zusammen   8,988.649  fl.  07  kr. 

Hieyon  6*2Ve   .    207.409  ,  75  . 

Eine  interne  lüetliabrechnung  fUr  die  LoeomotiTen  hat  nicht 
stattzufinden. 

Die  Auslagen  des  Bahnhofes  Lemberg  naoh  Abzug  der  von  den  An- 
»ohlussbahnen  (Leroberg-Ozemowitz-  und  Albreohts-Bahn)  geleisteten 
Rllokvergtttungen,  im  Verhältniss  der  auf  dem  neuen  und  auf  dem  alten 
Netz  erzielten  kilometri^ohen  Transport-Brnttoeinnahmen,  jedoch  mit 
der  Einschrftnkung,  dass  in  keinem  Jahre  der  auf  das  neue  Netz  ent- 
fallende Anthoil  weniger  als  20**/^  betragen  solle. 

Artikel  4. 
IVIonatliche  Buchiiiij^en. 

Am  Sclilii8.se  eines  jeden  der  eisten  eilt"  Monate  eines  BcitriebV):iliros 
h<at  Vertheilnn^  der  gemeinschaftlichen  Kosten  provisorisch  naoli  den 
fUr  das  \  (»rj.ilir  ermittelten  SolilUaseln  zu  erfolgen. 

Am  J.iliresseliliisse  jedoch  sind  die  dem  (icgenstandsjahrc  entsprechen- 
den Theilung3sclillis''el  zu  ermitteln  und  derart  in  Anwendun?  zu  bringen, 
dass  die  in  den  Vormonaten  etwa  stattgehabten  Differenzen  mit  Jabresschlus» 
ausgeglichen  werden. 


Hiemit  wurde  da«i  Protokoll  gesohlossen,  verlesen  und  allseitig  ge- 
fertigt. 

Kinc  beglaubigte  Abschrift  desselben  wird  der  k.  k.  priv.  galizisohen 
Carl  Ludwig-Bahn  ausgefolgt. 

K.  k.  priv.  galizisohe  Carl  Ludwig-Bahn. 

W.  Nirdling  m.  p., 

Pssswald  m.  p.,  Stonmer  ni.  p., 

Joh.  Bayer  m.  p..  Sechtr  m.  p. 

PollaBets  ro.  p.. 
JU  lener  m.  p., 

Rudolph  [>eiherr  von  Lllipnao  m.  p., 
k.  k.  Begierungsrath,  als  Schriftführer. 
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Z.  86819  es  1876* 


Genehmigt: 


Der  k.  k.  Finaiuminister: 
fretit  m.  p. 


Der  k.  k.  HandeUminister: 
CUiaeeky  m.  p. 


In  dem  Erlmc  Tom  88.  Deeember  1676,  Z.  86.819,  mit  welchem  der 
VerwaHoDgerath  der  k.  k.  prir.  galisisohen  Carl  Ladwig-Bahn  von  der 
Oenebmigimg  des  Torstehenden  ProtokoUes  in  Kenntnisii  gesetst  wurde, 
erklUrte  (rieh  der  Herr  Haodelsminister  —  nach  mit  dem  Herrn  Finanzminister 
gepflogenem  Einvernehmen  —  damit  einverstanden,  dass  ▼oriiehaltlieh 
näherer  Fest-itellnng  im  Verhandlungswege  eine  Suspendirung  der  vor- 
stehenden Vereinbarungen,  in  dem  mit  der  Eingabe  vom  5.  Deeember  1876, 
Z.  9062,  erbetenen  Umfange  ftir  den  Fall  eines  Krieges  und  auR^terordentlicher 
politisolier  Ereignisse,  wodnrch  der  Beirieb  auf  einzelnen  Stroeken  nnter- 
broehen  würde,  eintrete.  —  Der  Verwaltungsrath  gab  nämlich  mit  der 
erwähnten  Eingabe  die  Erklärung  ab,  dass  er  bei  Ertheilung  der  Vollmacht 
zur  Unterzeichnung  des  ProtokoUes  von  der  ganz  bestimmten  Voraussetzung 
ausgehe,  dass  die  in  Rede  stehenden  Vereinbarungen,  denen  zufolge  zum 
Zwecke  der  Feststellung  der  vom  Staate  jeweilig  zu  leistenden  Garantie- 
quoten der  Vergleich  der  Leistini;;en  der  Linie  Krak.iu-Lemberg  einerseits 
mit  den  Linien  Lemberg-Hrody-Podwoloczyska  anderseits  als  Massstab  der 
auf  jede  der  Linien  anzureolint-nden  AnsLuhen  und  Einnahmen  dienen  soll 
(conf.  Artikel  2  und  3i.  lediglich  im  Falle  nnd  nur  während  normaler  Ver- 
kehrsabwicklung Anwendung  tinden  können;  dass  dagegen  an  Stelle  einer 
nach  bestimmten  Schlüsseln  aufzustpllcnden  Repartition,  die  jede  der  beiden 
Linien  betreflenden  Einnahmen  und  Ausgaben,  sowie  etwaige  Schäden  an 
was  immer  für  Zugehör  derselben  eft'eetiv  in  Anrechnung  gebracht  werden, 
wofern  ansserordentliche  Ereignisse  die  Betriebsverliältnisse  der  Linien  der 
k.  k.  priv.  galizischen  Carl  Ludwig-liahu  nachhaltig  stüreud  beeintlussen. 
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IL  L  priv.  Lemberg-Czernowitz-Jassy-Eisenbahn-ljesellscliafL 

(Vgl.  Bd.  II,  Abtb.  2,  Seit«  883  und  Erp.-Bd.  I,  Seite  396.) 

1.  Statuten») 
iet  k*  k.  priv.  I.erahfrg-Czfrnowiiz-.lass>-KKSt  nbalin-lji'sdlschatt. 
(Vgl.  Bd.  11,  Abth.  2,  Seite  H-Üb.) 

L  Abschnitt. 

§•  1- 

N  j»  m  t'  und  Sitz  der  0  o  s  e  1 1  s  c  Ii  a  ft. 
Dif  0(>s('lN(liaft  fuhrt  <U'n  Namen:   „k.  k.  priv.  li<'ml)i'rf;-C/i>rnowitz- 
Jas«y-Eisrnl)nhn-( icscilsolialt"   und  hat  ihren  Sitz  in  Wim.  —  Die  Firma 
der  Gesellschaft  ist  beim  k.  k.  HHiidebgerichte  iu  Wien  j)rutokollirt. 

§.  2. 

Zweck  der  G  e  8  e  1 1 8  c  h  a  1 1. 

Zweck  der  (iesellsrhrift  14: 
nj  Der  Hetrirh  (h  r  Eix  iibahn  von  I^eniherfr  llherl'zernowitz  nach  Sne/awa. 
bj  Der  I?t  tri»  h  der  EiKeTihalni  v(»n  Siic7.a\va  naeJi  Konian  und  der  Zwcig- 

hahiu  n  ii.'ich  .la-^sy  und  Botuseliani. 
cj  Der  Bau  und  Hetridi  anderer  Kiseiibah?»en .   welche  der  (iO*«ellschaft 

KpUter  <'(»iice-;si(»nirt  werden,  ii.uiientlieh  Jener,  riieknichtlieh  deren  dio 

Concessiiinsiirkunden  der  ( lesellsehalt  eine   Verptlichtuug  auterlegen 

oder  ehi  Vorzu^'-^reeht  einräiunen. 
dj  Die  Erwerbung  anderer  Eisenbahnen  zum  Zwecke  de»  Ausbauen  oder 

de«  Betriebes,  sowie  die  Uebernahme  des  Betriebes  anderer  bestehenden 

Eisenbahnen. 


*)  Die  hier  abgedruckten  Statuten  »inti  in  Fol^e  der  vom  k.  k.  Minittteriuro  de» 
Inaem  unter  dem  16.  Aufnist  1878,  Z.  11197,  genehmigten  Stataten-Aenderung,  deren 
Abdmek  dem  nSchsten  Brglnsungsbande  Torbehalten  bleiben  muM,  ausser  Kraft 
petfPtcn.  Diese  in  der  Genoral- Versammliinp  df»r  Aktionäre  am  89.  April  1878 
beschlossene  Aenderung  betrifft  die  §§.  4  und  40  der  Sututen. 
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ej  Die  Aiiiifiilininjr  »oldior  xVrbeiten  uud  L"nlernf*limnn£rpn .  rw  donen  die 
GcBellriolintt  durnli  die  ConceBsionen  ermächtigt  ist,  oder  welche  ihr 

Kpätor  übertragen  werden. 
j)  llf'horhaupt  der  I5»  trieb  von  Transportan!«ta1ten  zu  Wasser  und  zu 
Lande,  Kowie  von  lliiitfii-  und  Montanwerken,  Fabriken  und  anderen 
KtabÜHseraents ,  welt  lic  in  Verbindung  mit  d*  n  der  ( ie-*ells(  haft  ^ebori- 
fjcn  oder  dureh  sie  ^ej)aebtet('n  Ei?enbabnen  mit  GenebmiL'un«^  der 
Rcgierun«:  des  Landes,  woselbst  der  GescbäKsbetrieb  statttinden  soll, 
errichtet  werden. 

§.  3. 

Dsuer  der  GesellsohAft. 

Die  Dauer  der  Geeellsefaaft  ist  bis  zum  Ablauf  der  dureh  die  Oonces- 
sionen  bestimmten  Termine  feftt^pfietst. 

n.  Absohnitt 

Cto0ellMk»fto«*pitot*  Aalehen .  Rechte  mu^L  Pfliehtea  4ev 

ActionAre. 

Aotien. 

Das  OeHellBchaffscapital  besteht  aus  22,500.000  fl.,  d.  i.  zweiundzwan- 
sig  Millionen  fttnfhuuderttausend  Gulden  österr.  Währung  Silber  in  Actien, 

und  zwar: 

aj  in  Aetien  I.  Emission  im  Betrage  von  12,500.000  fl.,  d.  i.  zwölf  Millio* 
nen  ninfbunderttausend  Gulden  österr.  Währ.  Silber,  bestehend  in 
62.500  Aotien,  jede  zu  200  fl.  öetPrr.  Wiilir.  Silber;  diese  Actien  tra- 
gen die  ursprKngliclie  Firma  der  GeselUehalt  „k.  k.  priv.  Lemberg- 

Czernowitz- Eisen b.ilin-(i('><'llHcbatt'* ; 
b)  inAction  II. Emission  im  lictragc  von  lO.üOO.UOU  Ii.,  d.i.  zehn  Millionen 
Gulden  östcrr.  Wiibr.  Sillu-r.  b'  strlicn'l  in  .')<)  (HJO  Actien,  jede  zu 
200  tl.  iisterr.  Wiibr.  Silber.  Dei-  Vci  nn altungsratli  ist  jedoch  berech- 
tigt, das  (JeRellseiiaftscapital  (iurcli  Emission  von  7500  Stück  Actien. 
jede  zu  200  H.  österr.  Währ.  Silijer,  um  1,500.0J0  Ii.,  d.i.  eine  Million 
funfbunderttansend  (Tulden  iUtcrr.  Wiibr.  Silber  auf  24.OO0.OOO  H., 
d.  i.  vierundzwanzig  Millionen  Gulden  österr.  Währ.  Silber,  zu 
erhöhen. 

5. 

P r  i  o  r i  1  ät  s  a  II  le  h  e  n. 

1.  ZurCompletirnnir  dos  Aiiln^'ecapitals  für  die  geeellschafUichen  Unter- 
nehmungen wurden  folgende  Anlehen  contr.ihirt: 
aJ  Prioritäts-Obligatiouen  I.  Emission  im  lictrage  von  12,000.000  ti.,  d.  i. 
Bwöli'  Millionen  Gulden  österr.  Währung  Silber;  dieselben  tragen  die 
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ursprüngliche  Firma  ^k,  k.priv.Liemberg-Czeniowits-EiBenlMihn-Qesell- 

Hchaft''. 

hj  PrioritUts- Obligationen  II.  Emission  im  Betrage  von  12,000.000  fl., 
d.  i.  zwölf  Millionen  GuMen  i-storr.  Wälirunf^  Silber;  Uiestlben  tragen 
die  nri^priingliche  Firma  „k.  k.  priv.  Lemberg«Czernowitz-£i8enbahn- 

GeselUcliaft'*. 

cj  Priorität«-Obiigationen  III.  Emission  im  Betrage  von  l.'i.öOO.OUO  fl., 
(1.  i.  fünfzeho  Millionen  secluhunderttauBend  Gulden  üaterr.  Währung 

Silber. 

dj  l'rioritäts  Obligatiniit  ii  IV.  Kini^^«ion  im  Betrage  von  5. 400. ODO  ti.,  d.i. 
fünf  Millionen  vierhunderttaubcud  Gulden  ÖBtcrr.  Währung  Silber. 

§.  6. 

Rechte  der  Aetionäre. 

.Jede  Actic  gibt  das  Recht  auf  den  verbältnissmässigen  Antbeil  an  dem 
Vermijgen  der  (Tosellscbalt  und  an  den  Erträgnissen  der  l'nterneimuing.  So 
lange  die  (iesellschaft  besteht,  k.iim  der  Ai  tionär  nur  den  reinen  (iewinn 
ansprechen,  der  nach  den  Statuten  zur  Vertheiliing  unter  ilie  Aetionäre 
bestimmt  int.  Auch  unterwirft  sich  jeder  At  tionär  den  Bestimmungen  dieser 
Statuten. 

§•  7. 

II  a  f  t  u  n  g  d  e  r  Z  e  i  e  h  n  e  r. 
Die  Einzahlung  von  25  Percent  .mf  eine  Aetie  gibt  das  Reeht.  aber 
auch  die  Verptiiehtung«  welche  einem  GesellscUal'tsmitglicde  zusteht  und 
obliegt. 

D  e  ersten  Zeichner  halten  der  (iesellselialt  selbst  im  Falle  der  L  eber- 
tragung  ihrer  erworbenen  Kechte  und  l'lliehten  aufAudert-  lür  die  Einzahlung 
der  25  Percent  ihrer  Aetienbetheiligung;  sobald  dagegen  diese  25pcrcentige 
Einzahlung  geleistet  ist,  haben  die  ursprünglichen  Zeichner  filr  die  weiteren 
Einzahlungen  anf  die  von  ihnen  an  andere  Besitzer  abgetretenen  Acticn 
nicht  mehr  zu  haften. 

Die  geleistete  Einzahlung  dicBcr  25*/»  wird  durch  einen  luterimsschein 
anf  üeberbriuger  oder  anf  Namen  nach  Verlangen  des  Aetionäre  bestätigt, 
'Welcher  nach  geleisteter  letzter  Einzahlung  gegen  die  wirkliehe  Aetie  amge> 
wechselt  wird.  Bis  dahin  vertreten  die  Interimsacheine,  anf  welchen  die 
Leistung  aller  verfallenen  Einsahlnngen  bestätigt  ist,  die  Stelle  der  Aetien. 

§.  8. 

Form  der  Actien. 
Die  Actien,  beziehungsweise  Interirosscheine.  welche  die  Firmazeich- 
nung der  (lesellscliaft  i§.  38)  tragen,  werden  aus  einem  Juxtabuche  heraus- 
geschnitten und  mindern  Stämpel  der  Gesellschaft  versehen. 
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Jeder  Aetie  wird  eine  Anxabl  Covpone  cur  Behebimg  der  DiTidendeii 
beigegeben.  Die  Interiinsseheine  riod  oline  Oonpons,  ond  wird  jedeenwl  die 
geleistete  DlTidendenzablnng  »nf  dem  InteriniBSeheine  selbst  endohtUoh 
gemaeht  werden. 

§.  9. 

Umschreibung  der  Actien. 

Dio  Action  nnd  Coupon«  lauten  uui"  Ueh»'rl)rinfrer.  Die  GeselUchalt 
erkennt  den  üoborbringer  aln  den  F.iircntliiimcr  di  r  Aetic  an. 

l>io  Actionäre  können  jedooh  gegen  Beznhlung  der  festgesetzten 
Gebühr  tlir  Ihiplioate  die  Umschreibung  der  Actien  auf  bestimmte  Namea 
statt  auf  Ueberbringer  und  umgekehrt  verlangen. 

Der  VerwaltUDgsrath  kann  über  Verhingen  die  B<  williginig  zur  Hinter- 
legung der  Actien  und  Obligationen  in  die  (lesellsehattKca^srn  und  zur  Aus- 
zahlung der  Dividenden  und  Zinsen  gegen  Vorweisung  des  Depositenscheiaea 
erüieilen. 

§.  10. 

Untheilbarkeit  der  Aetien. 

Die  Gesellschaft  erkennt  flu  jede  Actie  nnr  Einen  Eigenthflmer  an. 
Die  InterimsBcheine,  sowie  die  Actien  sind  untheilbar. 

§.  11. 

Elnsahlnng  der  Actien. 

Jede  Einzablnng  mit  Ansnahme  der  ersten  mnss  wenigstens  einen  Monat 
vor  dem  jedesmal  zn  bestimmenden  spätesten  Zahlnngstermine  tlfifentlich 
angekündigt  und  in  London  durch  die  «Times** ,  in  Wien  nnd  Lemberg- 
durch  die  officiellen  Zeitungen  verdffentlicht  werden. 

Die  Kinsahlungen  werden  bei  jenen  Gassen  im  In-  nnd  Auslande  ait 
jenen  Terminen  und  unter  jenen  Formalitäten  geleistet,  welche  der  Ver* 
waltungsrath  bestimmen  wird. 

Jeder  ActionSr  kann  mit  Zustimmung  des  Verwaltnngsrathes  den  ToUen 
Actienbetrag  einaahlen  und  an  Stelle  der  Inteiimsscbeine  die  Ausfolgung- 
der  Actien  verlangen. 

§.  12. 

Rückständige  Einzahlungen. 

Sollten  die  Einzahlungen  in  den  festgesetzten  Terminen  nicht  geleistet 
werden,  so  sind  die  säumigen  Actionäre  ihrer  Anrechte  aus  der  Zeichnung- 
der  A*^tien  und  den  geleisteten  Theilzahlungen  veriustiir  und  die  Gesellschaft 
kann  dio  Interimssclieine.  bei  welchen  Einzahhingeii  im  Rückstände  sind,  al% 
verfallen  erklären  und  zu  Gunsten  der  Gesellschaft  verkaufen. 
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2ii  diesem  Ende  werden  die  Nummern  der  betreffenden  Interimssoheine^ 
in  den  im  §.  11  bezeiebneten  Jonmalen  nnter  gieiebsdtiger  Angabe  der 
Folgen  der  Verzögerung  dreimal  Teröffoutliobt. 

Dreissig  Tage  naeh  der  letzten  VerOffentUchang  können  die  AetionSre^ 
welche  im  Rückstände  sind,  noch  die  Einzahlung  leisten,  haben  aber  ausser- 
den  laufenden  fttnfpercentigen  Zinsen  noeh  seehspercentige  Venngszinsen  za 
vergüten. 

Nach  Ablauf  dieser  Frist  sind  die  Interimssoheine  zn  Gunsten  der 
Gesellschaft  verfallen. 

§.  13. 

Verfallene  Interimssoheine. 

Die  derart  Terfailenen  Interimsscheine  werden  durch  neue  Scheine^ 
welche  dieselben  Nummern  wie  die  annullirten  Interimsscheine  tragen,  ersetzt 
und  diese  für  Rechnung  der  Gesellschaft  verwendet. 

§.  U. 

Ungiltige  XnterlmsAcheine. 

Interimsscheiue,  auf  denen  die  ordnungsmXssige  Bestätigung  aller  ver- 
fallenen Einzahlungen  nicht  ausgefertigt  worden  ist,  sind  kein  Gegenstand 
eines  giltigen  Verkehres. 

§.  16. 
Amortisirung. 

In  Verlust  gerathene,  entwondcto  oder  zerstörte  Interimsscheine,  Aotien 
oder  Coupons  müssen  auf  gesetzlichem  Wege  amortisirt  werden. 

nL  Abschnitt 

OffgMÜnAtlon  der  GeMllMlmfft* 

§.  16. 
Gliederung. 
Die  Angelegenheiten  der  Gesellsehaft  werden  besorgt: 

A»  Durch  die  Generalversammlung  der  ActionSre. 
Durch  den  Verwaltnngsrath. 

C.  Rttckiiehtlioh  der  rumänischen  Linien  im  Lande  und  gegenilber  der 
mn^isehen  Beglemng  durch  das  Oomiti  dirigeant,  welches  in  Bnmänie» 
seinen  Wohnsitz  hai. 
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A.  tteMralf mamliAg  der  AetlMire« 

§.  17. 

W  i  r  k  u  Ii  g  s  k  r  (•  i  s  der  ( i  c  ii  e  r  a  l  v  e  r  8  a  in  in  l  u  n  g. 

Die  statutcnmäHsig  {rcbiMcto  Geueralversammlung  bcschliesst  innerhalb 
^er  Grän/en  der  allg.'inrinen  (icsetzo  und  der  Statutt-n  Uber  ailo  Gegen- 
ständf,  deren  Eiitschf  idun;r  ihr  au-<schliosslich  vorbehalten  ist}  oder  welche 
ihr  durch  den  Verwaltung^^rath  vorgelegt  werden. 

.loder  Actionär  unterwirft  sich  den  von  derQeueralTersammlung  gefaaa- 
ten  Besciilüsseo. 

§.  18. 

Beachluss  der  GenermWeraammliing. 

Dem  BeaohluBse  der  Generalveraamrolung  sind  folgende  Gegenatlode 
«usaehliessliob  vorbehalten: 

aj  Die  Wahl  der  Mitglieder  des  VerwaUnngarathes  oder  die  BeatKtigimg 
der  interimistiaeli  ernannten  Hitglieder« 

bj  Die  Oenehmigung  oder  Zurlickweisnng  der  Jahreareehnnngen. 

€j  Die  Verwendung  dea  jährlichen  Reinerträgniaaea. 

d)  Die  Bestimmung  Uber  die  Betriebt^Ubernabme,  Erwerbung  oder  Ein- 
holung von  Conoeaaionen  neuer  Linien. 

■e)  Die  Abänderungen  oder  Znsätze  zu  den  Statuten,  insbesondere  die  Ver- 
mehrung des  Gesellsohaftsfo Ildes  durch  die  Hinauagabe  neuer  Actien, 
sowie  die  Aufnahme  von  Anlehen  in  Abänderung  der  g§.  4  und  5 
d.  St. 

f)  Die  AiiHiisuiiLr  diT  <  ip-^ollschaft  vor  Aldauf  der  Conoessionsdauer. 

g)  Die  Verl ii^ruiii^  iiber  den  Reservefond. 
hj  Die  Wahi  eines  Keviaiousausschusses. 

§.  19. 
Revision  aauaaehuaa. 
Der  RevisionsauBschuss  besteht  aus  drei  nicht  besoldeten  Aetionären 
und  ewei  Ersatzmännern,  welche  von  der  Qeneralversammlung  in  jedem 
Jahre  gewählt  werden.  Die  Eraatxmänner  treten  nnr  Im  Palte  der  Verhin- 
derung oder  des  Ausscheidena  der  Hitglieder  dea  Reviaionaauaaehnaaea  in 
Function. 

Der  Reviaionaauaschnss  prttft  die  J^resrecbnungeu  und  die  Bilanz  der 
Oeaellschaft  und  erstattet  hierüber  der  Generalveraammlnng  Beriobt. 

§.  20. 

Einberufung  der  Generalveraammlnng. 
Die  Generalveraammlung  der  Aetionäre  tritt  in  Wien  zuaammen  und 
xwar  ala  ordentliche  Generalveraammlnng  einmal  in  jedem  Jahre;  autaerdem 
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als  ansBerordentlicheGeneralTenammlang  so  oft,  alii  eine  ordentliebe  OeneraK 

Tersfimnilnng  die?*  beRchliegst,  oder  der  VenR>-a!tung8ratli  es  im  Interesse  der 
Ge5:oIlschaft  erforderlich  erkennt,  oder  endlicli  in  dem  Pallef  als  eineAnzaht 
Aotionäre,  welche  den  zehnten  Theil  des  Actiencapitales  reprSsentirt,  es  ia 
einer  von  ihr  nntcrfertigten  Eingabe  an  den  Verwaltangsrath  nnter  Angab« 
des  Zweckes  und  der  Grttnde  verlangt. 

Kundmachung  der  G  eneralversam  m  1  un  g. 

Die  Einberufung  einer  ordentlichen  odor  ausserordentlidn-n  Generalver- 
sammlung wird  durch  die  Zeitungen  (§.  11)  wenigstens  14  Tagf)  vor  dem 
Zusammentritte  kandgemncht. 

§.22. 

Tagesordnung  der  Oeneralversammlung. 

Die  in  der  Generalversammlung  zu  verliandelnden  Gegenstände  roUsseil 
in  der  Kundmachung  ausdrücklich  benannt  werden,  und  die  Generalversamm- 
lung kann  nur  Uber  die  in  der  Kundmachung  bezeichneten  Gegenstände  giltig 
entscheiden;  hiCTOo  ist  jedoch  der  Besoliluss  Itber  den  in  einer  Generalver- 
sammlung gestellten  Antrag  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  GeneraU 
Versammlung  ausgenommen. 

§.  23. 

Brlagstermin  bei  Aotien. 

Die  InterimsBcheine  oder  Aotien  mllssen  spätestens  acht  Tage  vor  den» 
Zusammentritte  der  Generalverssmmlung  mit  den  nicht  fälligen  Coupons  bei 
jenen  Gassen,  welche  der  Verwaltnngsrath  hiezu  bestimmt,  erlegt  werden. 

§.  24. 

Vertretung  der  Actien. 

Die  Actionäre,  welche  stimmen  wollen,  mOssen  entweder  persdniicb 
ersobeinen.  oder  sieh  durch  einen  anderen  stimmfähigen  Aetionär  vertretea 
lassen.  Der  Bevollmächtigte  muss  seine  Vollmacht  in  der  vom  Verwaltnngs« 
rathc  vorgeschriebenen  Form  vorweisen. 

Pflegebrfohlene  und  jnri^ti-;clieTVrs<inon  werden  durch  ihre  gesetzlichen 
oder  statutarischen  Vertreter,  Fraiini  durch  Bevollmächtigte  vertreten,  ohne 
dass  diese  selbst  Actiouäre  zu  sein  brauchen. 

ij.  25. 

Stimmrecht  der  A  c  t  i  o  n  ä  r  e. 

Der  Erlag  von  20  luterimsscheiuen  oder  Aotien  gibt  das  Recht  aui 
eine  Stimme. 
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Ein  Actionär  kann  im  eigenen  Namen  sowie  als  BevoUmäobtigter  80 
viele  Stimmon  in  sich  vereinigen,  als  die  Anzahl  der  von  ihm  odor  seinen 
Vollmachtgebern  hinterlegten  Interimsscheine  oder  Actien  durch  20  theilbar 
ist;  er  toll  aber  nieht  mehr  als  60  Stimmen  im  Ganzen  aoattben  können. 

§.  26. 

Beschluasfähigkeit  der  (iene  ralversammiuug. 

Beschluasfassungen  sind  nur  dann  giltig,  wenn  wenigstens  zehn  Actio- 
närc  oder  BeToUmächtigte  gegenwärtig  Bind»  welolie  mindestens  5000  Actien 
fepräsentiren. 

Um  Uber  die  (iegcnstände  sub  ^.  18  d  und  e  zu  entscheiden.  \M  dio 
Anwesenheit  von  minde>tens  zwanzij:^  AetionUrtMi  oder  itevolimächtigten, 
welche  wenigstens  10.000  Actien  repräüentiren,  eriurderlich. 

§.  27. 

B  e  8  c  h  1  u  s  8 1  .-i  s  s  u  n  g. 

Die  Beachlüsse  in  den  (ienerahersammlnngen  werden  mit  nh^nlnter 
Stimmenmehrheit  gefassi .  mit  Ausnalinie  der  §,  18  >ub  //  nmi  c  ;in;;(  tiihrten 
Oegenstände,  bezUfrlieh  welelicr  zur  iriltifri  n  Meschlussfassuni;  eine  Stimmeo- 
mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  vertroteueu  Stimmen  erforderlich  ist. 

■ 

\V  a  h  1  c  n. 

Die  Wahlen  geschehen  mittelst  Stimmzettel.  Wird  bei  einer  Wahl  die 
absolute  Stimmenmehrheit  nicht  erlangt,  so  erl'olfjrt  die  engere  Wahl  zwischen 
jenen  Personen,  welche  die  meisten  Stimmen  erhielten,  und  es  wird  in  die 
engere  Wahl  die  doppelte  Anzahl  der  noch  zu  wählenden  Personen  gebracht. 
Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

29. 

H eschl  u  s  s u  n  1  ä h igkeit. 

Sollten  die  im  §.  2G  festgesetzten  Bedingnniren  für  die  (ühi^^keit  eines 
Beachlusaea  nicht  erfüllt  sein,  so  muss  eine  neue  Gcneralversamndung  ein- 
berufen werden,  welche  giltif:e  lkschlUase  fassen  wird,  ohne  Rücksicht  auf 

die  Zahl  der  anwesenden  Actionäre,  respective  JievollinSchtigten  und  das 
vertretene  Actiencapital ;  e^  kann  jedoch  nur  über  solche  <T<:i:en»tände  ein 
Beschluss  fjTcfasst  werden,  welche  in  der  Kundmachung  der  ni<  lit  /u  J^tauilo 
gekdiiiniciii  n  oder  nicht  bcschiuä.srähig  gewesenen  Generalversammlung  ange> 
fuhrt  waren. 

Die  zweite  Einlieruluu«;  wird  in  der  im  21  v()r;j:ezeielineten  Weise 
mit  dem  Beisatze  verüileutlicht,  daäs  dicäo  Generalversammlung  ohne  Uück- 
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Bicht  auf  rlio  AnznIiI  der  anwesenieii  Actionäre  und  das  vertretene  Aotien> 
Capital  rechtsverbindliphe  BesohUi!<!<o  fassen  wird. 

Der  Zeitraum  zwiaclien  der  Einbcrulung  und  der  Ven?auinilun{r  kann 
fUr  diesen  Fall  auf  acht  Tajre  beschränkt  werden  und  müssen  in  diesem 
Falle  die  Aetien  oder  Interimsseheine  spätestens  fünf  Tage  vor  dem  Zusam- 
mentritte dieser  neuen  Generalversammlung  erlegt  sein. 

§.  30. 

Auflösung  der  Gesellsobaft. 

Um  ttber  die  Frage  der  Auflösung  der  OesellBohaft  (§.  IZf)  2U  ent- 
Mheiden,  ist  eine  Generalversammlung  von  wenigstens  20  stimmflUiigen 
AetionSren  oder  BevollmMehtigton  erforderlieh,  welohe  wonigstenB  zwanzig, 
tausend  Actien  reprSsentiren,  nnd  mnss  die  Bntscheidung  mit  drei  Vier- 
theilen  der  vertretenen  Stimmen  gefasst  werden. 

§.S1. 

Vorsitz  und  Scrutinium. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalversammlung  ifihrt  der  Präsident  oder  Viee- 
prüsident  des  Verwaltungsrathes,  oderin  deren  Verhinderung  das  vom  Ver- 
waltungsrathe  hiezn  bestimmte  Mitglied. 

Für  die  Functionen  der  Scrutatoren  werden  von  dem  VorsitMnden  zwei 
AotionXre  ernannt. 

§.  32. 

Protokoll  der  Generalversammlung. 

Ueber  die  Verband liuiircn  der  (icneralversammluuf?  wird  ein  Protokoll 
aufgenommen,  welclns  diircli  den  Vorsitzenden ,  die  Scrutatoren  und  der 
bcbriltl ührer  unterzeiclinel  wird. 

Der  Generalversammluugs-Bericht  und  die  gefassten  Beschlüsse  werden 
gedruckt  und  veröffentlicht. 

B.  Verwaltengsrath. 
§.  83. 

Organisation  des  Verwaltnngsrathes. 

Der  Verwaltunfj:sratb  besteht  aus  mindestens  12  oder  höchstens 
l6  Mitgliedern,  von  denen  je  eines  von  der  k.  k.  österreichischen  und  fürst- 
li<*h  rumänischen  Regierung  ernannt  wird.  Von  den  übrigen  Mitgliedern 
müssen  wenigstfiis  4  in  Wien  ihren  ordentlichen  Wohnsitz  babenj  2  Mit- 
glieder können  in  England,  3  in  liumänien  domiciliren. 
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§.  34. 

Ernenervtig  des  Verwaltnngerathes. 

Von  den  durch  die  Generalversammlung  f?ewählten  Mitgliedern  des 
Verwaltungsrathea  treten  in  jedem  Jahre  drei  Mitglieder  nach  einem  durch 
das  Los  festgesetzten  Turnus  aus. 

Jedes  aa8treten«le  Mitglied  kann  wieder  gewählt  werden* 
Jedes  gew&blte  Mitglied  des  Verwaltnngsrathes  mnss  Eigenthttmer  von 
50  Aetien  sein,  welche  für  die  Dauer  seiner  Fnnetionen  nnTerftosserlieh  nnd 
in  die  Gesellsohaftscassa  mit  den  nIehtfäUigen  Coupons  zu  hinterlegen  sind. 

§.  35. 

Vollmachten  des  Verwaltnngsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  ist  mit  der  obersten  Leitung  aller  GesohXfte  der 
Oeseilsehaft  betraut. 

Er  vertritt  die  Gesellschaft  als  Vorstand  im  Sinne  des  Handelsgesetz, 
hnches  nnd  insbesondere  auch  mit  allen  jenen  Befugnissen,  zu  welchen 
nach  dem  Gesetze  eine  besondere  Vollmacht  erforderlich  ist.  Er  entscheidet 
Überhaupt  in  allen  Fragen,  welche  nicht  ausdrücklich  der  GeneralTcrsamm. 
lung  ▼orbehalten  ^ind. 

Der  Verwaltungsrath  kann  unbeschadet  der  Bestimmungen  der  Artikel 
331  und  384  H.  G.  B.  durch  eine  SpeeUlvollmaeht  für  bestimmte  Gegen- 
stMnde  und  flir  eine  bestimmte  Zeit  die  Austtbung  seiner  Befugnisse 
an  einzelne  Mitglieder  desselben  oder  an  Beamte  der  Gesellschaft  Ober, 
tragen. 

§.  36. 

Comites. 

Jone  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  welche  in  England  ihren  Sita 
haben,  bilden  ein  Comiti  in  London  für  die  finanziellen  Fragen,  mit  der 
Ermächtigung,  einen  Secretär  zu  bestellen. 

Die  in  Galizien  wohnenden  Mitglieder  bilden  ein  ComitÄ,  das  sich  mit 
der  locnlen  Ueberwachung  des  Betriebes  auf  den  dsterreichischen  Linien  zu 
befassen  hat,  jedoch  Entscheidungen  nur  innerhalb  des  vom  Verwaltungs- 
rathe  festgesetzten  Reglements  treffen  kann. 

In  jenen  Fällen,  wo  dicfos  Comite  sich  mit  dem  Betriebsleiter  nicht 
verständigen  wUnle,  kann  dieser  letztere  in  der  Ansfilhrnng  dringender 
Massregeln  nicht  aufgehalten  werden;  derselbe  ist  jedoch  verpflichtet,  hier- 
tther  nnverzttglieh  dem  VerwnItungBrathe  detaillirten  Bericht  zu  erstatten» 
welcher  von  einem  Mitglicde  des  Corait6s  mitznfertigen  ist. 

Für  die  Verwaltung'  '!»^r  rnmUnisehen  Bahnlinien  wird  ein  eigenes 
Comite  dirigeant  aus  der  Mitte  des  Verwaltungsrathrs  bestellt.  (§.  46.) 
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§.  37. 

Vertretung  der  Mitglieder. 

Die  Mitglieder  des  YerwaUnngsrathes  koonen  sieh  in  ihrer  Abwesen- 
heit dnreb  ein  anderes  Mitglied  vertreten  lassen,  oder  ihr  Yotam  sehriiUich 
abgeben;  in  FSUen  jedoch,  wo  es  sieh  um  Fragen  handelt,  welche  das 
Comit6,  dem  sie  angehören,  selbst  dem  Verwaltungsrathe  vorRclilSgt,  können 
die  Mitglieder  nur  persönlieh  stimmen. 

§.  88. 

F  i  r  in  Ji  2  c  i  c  h  n  u  n 

Zur  Firniazcichnung  ist  die  Unterschrift  zweier  in  Oesterreich  domici- 
lirenden  Mitglieder  des  Verwaltun^^srathes  oder  eines  dieser  Mit)?lieder  und 
einer  vom  Verwaltungsrathe  liiezu  bestimmten  Person,  deren  stellun;;  im 
Handolsrep^ter  protokoUirt  wird,  erforderlich,  welche  Unterschriften  der 
OeselUcUaft'^finna  beigelegt  werden.  V 

Die  Urkunden  in  BctrotT  der  Umschreibung  von  der  Gesellschaft 
gehörigen  Renten  und  VVerthpapieren,  die  Urkunden  über  Erwerb,  Verkauf 
oder  Tausch  unbcweglichon  Eigcnthimis  der  (Jcspüschaft,  sowie  alle 
sonstigen  die  Oescllsciintt  bindciiiipii  Acte  inüsson,  um  fUr  die  Gesellschaft 
rechtsvcrbiudiiob  zu  sein,  die  Firmazeichuung  enthalten. 

§.  89. 

Austritt  und    Ergänzung    des  Verwaitungsrathes. 

Ein  Mitglied  des  Verwaitungsrathes,  welches  durch  sechs  Monate  von 
den  Sitzungen  des  Verwaitungsrathes  oder  durch  drei  Monate  von  den 
Sitzungen  des  Comit6s.  dorn  es  nngeliort.  abwesend  ist,  ohne  dass  seine 
Abwesenheit  vom  Verwaltungsrathe  als  gerechtfertigt  erkannt  wird;  je  les 
Mitglied,  welches  in  Concurs  verfallen  ist,  oder  seine  Zahlungen  eingestellt 
hat.  ohne  seine  (Mäuhiger  vollkommen  befriedigt  zu  ha^ien;  jfdes  Mitglied, 
welches  wegen  Vt  rhrechcns  oder  eines  VcrgehiMis  ans  Gewinnsueht  rechts- 
kräftig verurf  heilt  worden  ist,  wird  als  aus  dem  Verwaitungsraihe  ausgc . 
treten  betrachtet.  In  einem  snli-hcn  Falle,  sowie  wenn  eine  Steile  durch 
freiwilligen  Austritt  oder  durcli  Aldt-ben  im  Vcrwaltun;;siallie  erle<ligt  wird, 
kann  der  Verwaltungsrath  zur  Wiederbcsetznng  seiner  Stelle  unter  den 
Bedingungen  des  §.  .34  schreiten  und  die  ProtokoUirung  der  Firmazeichnung 
beim  Handelsgerii  hte  veranlassen. 

Die  so  gewühlten  Mitglieder  haben  gleiche  Rechte  mit  den  übrigen, 
ihre  Wahl  ist  jedoch  der  iiäcitaten  ordentlichen  Generalversammlung  zur 
Genehmigung  vorzulegen. 

Die  Fun  tionsdauer  jedes  derart  gewählten  neuen  Mitgliedes  bleibt  auf 
die  Zeit  der  Fuuctiousdauer  seines  Vorgängers  beschränkt. 

44 


Digilized  by  Google 


668 


Lembd^-OcarnAwite- 


§.  40. 

Präftidinm  nnd  £xecatiT>Coiiiit4. 

Der  Yerwaitdngsnth  ernennt  nnmittelbsr  naeli  der  ordenttiehen 
OenemlTerMmnilung  jedes  Jahr  ans  seiner  Mitte  einen  PrXsldenten  nnd 
einen  Vioe-Prüsidenten,  sowie  ein  ans  drei  Mitgliedern  bestehendes  Ezecntir- 
Coniit4»  Der  Wirkungskreis  dieses  ExeentiT  -  Corait^  wird  dnroh  ein 
besonderes  vom  Verwaltangsrathe  sn  erlassendes  Roglement  bestimmt 

Sowohl  der  Präsident  nnd  der  Vice- Präsident,  wie  auch  die  Mitglieder 
desBzecntiT-Comitte  sind  nach  Ablauf  ihrer  Functionsdauer  wieder  wählbar. 

§.  41. 

Vertretung  des  Präsidenten. 

Im  Falle  der  Abwesenheit  des  Präsidenten  führt  der  Vice  -  Präsiden^ 
den  Vorsitf  im  Verwaltungsrathe.  Bei  gUichzeitiger  Abwesenheit  des 
Präsidenten  nnd  des  Vice-Pritsidenten  betraut  der  Verwaltnngsrath  eines 
seiner  Mitglieder  mit  dem  Vorsitze. 

§.42. 
Sitzungen. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sich  Uber  EinUduiig  des  Präsidenten 
oder  Vioe-Präsidenten  oder  Uber  Beaohlass  des  Execntiv-Comit^s  j  so  oft  es 
das  Interesse  der  Oesellsohaft  erheiscbt,  jedenfalls  aber  wenigstens  einmal 
im  Monate. 

Die  Mitglieder  des  Oomit^s  versammeln  sich  nach  Brfordemiss.  Die 
SitzuDgs-Frotokolle  derselben  sind  dem  Verwaltungsrathe  vorzulegen  und 
unterliegen  seiner  Prttfung. 

Die  Besohlttsse  des  Verwaltnngsrathes  werden  durch  absolute  Stimmen- 
mehrheit mit  Rficksieht  auf  die  gegenwärtigen  oder  vertretenen  abwesenden 
Mitglieder,  sowie  mit  Räcksicht  der  etwa  sehiiftlioh  abgegebenen  Voten 
gefasst. 

Bei  Gleichheit  der  Stimmen  gibt  jene  des  Vorsitzenden  den  Ausschlag. 

Zur  Besclilussfähigkeit  der  Verwaltungsraths-Sitzungen  ist  die  An- 
wesenheit von  mindestens  fünf,  zur  Giltigkeit  eines  Beschlusses  die  Znstun- 
mung  von  drei  Mitgliedern  erforderlich. 

§.  43. 

Einladung  und  Protokoll. 

Die  in  Oesterreich  ansüBsigen  Mitglieder  des  Verwaltung.srathes  werden 
für  alle  Sitzungen  mittelst  Einladungsschreiben  bernfen,  in  denen  wo  möglich 
die  vorkommenden  Gegenstände  angedeutet  sind. 
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Die  Sitziinj^-Protokolle  mü-^sen  zu  ilii  cr  <  liltif^keit  fliirch  <1»mi  Vor- 
sitzenden, ein  Mitglied  dea'Verwaltimg.-^ratliPrt  uii'i  den  S^'lirirrJ'iilircr  unter- 
fertigt werden,  und  wird  eine  Copie  derselben  dem  Oumite  in  London  und 
insoweit  dieselben  Angelegenheiten  der  rnmänischen  Linien  betrcITeu,  auch 
-dem  Coiuit6  dirigeant  eingesendet  werden. 

§.  44. 

L  n  1 1  o  Ii  n  u  n  g. 

Die  Entlohnung  des  Verwaltuufjsrathes  soll  10»  ^  (zehn  Peroent)  von 
^len  das  fjarantirte  K<!inerträ;^niss  fUr  alle  coneessionirtcn  Linien  über- 
steigenden und  der  cieselUchaft  zur  VerfUguug  bleibenden  Mehreinnahmen 
<§§.  •''1.  5'-^;  betra^^en. 

Die  jährlich»'  V'erjj^iituiif^  cimch  Mitirliedes  den  Verw.iltunL'sr.ithe^  mit 
Ausselilusä  d<'r  Mitglieder  des  Cumite  diri^c  ant  für  die  runiiiiiisclieii  Linien, 
ileren  Heziifre  im  ij.   IM  t'e.-<t<re setzt  sind.    :«oll  je<l<>ch  niemals  wenitrer  rils 
2500  H.  nir  einen  V'erwaltiniu'sratli .   3U00  iL  für  den  Vioe- Präsidenten  und 
3500  tl.  für  den  IN'Hsidentt  ii  hetra;:«  !!. 

Die  Mitj^licder  des  L\ecnti\ ■  (Jomites  erhalten  auBserdem  eine  tixe 
jährliche  Entlolmnui;  von  ji-  löüo  tl. 

Dii'  An\ves('nlieitsmark<  ii  tür  die  Siizmitreii  des  Vrr\valtun;;sratlu'!i 
werden  mit  20  ti.,  jene  für  die  Sitzungen  der  Uoroites  mit  10  Ü.  berechnet. 

§.  i:,. 

Verantwortlichkeit. 

Die  Hitglieder  des  Verwaltnngsrathes  sind  fttr  ihre  in  dieser  Eigen- 
schaft vorgenommenen  Uandlnngen  nach  Hassgabe  des  Gesetzes  ver* 
antwortlieh. 

G.  Cemit6  dirigeait  lir  die  rimiilsehei  Liaiea. 

§.46. 
Vollmachten. 

Das  Görnitz  dirigeant,  welches  die  nothigeu  Vollmachten  zur  besonderen 
Verwaltung  der  rumänischen  Linien  der  Gesellsohalt  in  seiner  Hand  ver- 
einigt, ist  eine  Delegation  des  Vcrwaltungsratlies,  welche  die  Gesellschaft 
bezüglich  der  in  Rumänien  gelegenen  Bahnlinien  im  Lande  und  gegenüber 
der  Regierung  vertritt. 

Das  Görnitz  dirigeant  leitet  die  Verwaltung  der  rumänisehen  Linien 
unter  Oberaufsieht  des  Verwaltungsrathes,  von  welchem  es  seine  Instruction 
erhält. 

44* 
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§.  47. 

Organisation. 

Das  Comite  dirigeaot  beeteht  ans  wenigsteDs  drei  und  höchstens  fQof 
Mitgliedern  des  VerwaltungsratheB,  von  denen  mindestens  drei  in  RumänieB 
wolinen  milRgen.  Die  beiden  anderen  Mitf^Iieder  werden  vom  Yerwaltongfu 
rathe  jährlich  nach  der  ordentlichen  Oeneralversammlang  aus  seiner  Hitte^ 
gewählt. 

Das  Comite  dirigeant  bestellt  aus  seiner  Mitte  jährlich  nach  der 
ordentlichen  (Jeneralverpammlnng'  der  Aetionäre  einen  Präsidenten  und 
einen  Yice-Fräsidenten  und  bestimmt  seine  eigene  Qesch&ftsordnong. 

§.  48. 
Entlohnung. 

Die  Entlolinnnp  der  Mitglieder  des  Odndfc  diri<r(  ant  wird  wie  folgt 
festgesetzt:  liir  den  Präsidenten  und  Yiee-Frasidenten  ein  Jaliresbezng  von 
je  12.000  Kranes,  liir  ein  Mitjrlied  des  Comit6s  je  10.000  Francs. 

Die  Anweseuheitsmarken  für  die  Sitzungen  des  Coniit^s  werden  mit 
35  Francs  berechnet. 

IV.  Abschnitt. 
Reehmgsif  gmg,  leteertrigiiss,  leserreCiid;  ABortisttIti« 

§.  49. 

Intercalarcineen. 

Die  durcli  die  Einzahlungen  einHicssenden  Gelder  dienen  ausser  ilirt'p 
Verwendung  liir  diu  Man,  die  Rotri(d>seinriclitung,  Adnunistratioiis-  und 
anderen  Auslagen  auch  zur  Deckung  der  Interessen  wälirend  des  Iiau<*s, 
welche  iiaeij  Massgabe  der  geleisteten  Einzahlungen  stets  in  halbjahrig  ver- 
fallenen Raten  gezahlt  werden. 

§.  50. 

Bctrieb.srechnungen  und  Jahresbilanz. 

Die  Hetriebsrecbnungen  werden  filr  die  österreieliischen  und  rumXni* 
sehen  Linien  getrennt  geführtnnd  am  3 1 .  Decend  er  ]•  den  Jali  res  abgeschlossen*. 
Dieselben  sind  nebst  der  gesellschaftlichen  Jahresbilanz  der  Prttfang  und 
Genehmigung  der  Generalversammlung  vorzulegen,  nachdem  sie  zuvor  von 
dem  Revisionsaussohasse  geprüft  und  als  rioutig  anerkannt  wurden.  (§.  19.> 
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§.51. 
ReinerträgnisB. 

Das  Einkomiiieii  der  (iesellscliaft  wird  gebildet: 
'ü^  auA  dem  Erträgnisse  der  geAellsch.iftUchen  Bahuliuien,  wie  sich  solches 

aus  den  Behriebsreoliiiuiigeii  ergibt; 
bj  aus  den  eventuell  Ton  Seiten  der  Staatsrerwaltuageti  auf  Grund  der 

Keinertra^-Oarantie  au  leistenden  Zuschüssen; 
e)  aus  den  Ertrügnissen  der  anderweitigen  Untemehmungeu  der  Oeaell* 

Schaft  und  allfUlligen  sonstigen  Einkünften. 

Von  diesem  Einkommen  sind  vor  Allem  die  Zinsen  und  die  Tilgungs- 
iluote  für  die  ausgegebenen  Prioritäts-Obligationen,  sowie  die  Verzinsung 
für  allfiUlige  schwebende  Schulden,  femer  die  Verluste  und  Abschreibungen 
und  alle  nicht  in  die  Betriebsrcolinung  gehörigen  sonstigen  Auslagen  der 
Oeaellsehaft  in  Abzug  zu  bringen. 

Der  hiemaoh  verbleibende  Betrag  bildet  das  Reinerträgniss  der 
-Oeselisebaft,  welches  zur  Vertheilung  als  Dividende  und  zur  Tilgung  des 
Actieneapitales  dient,  sofern  dasselbe  nicht  zur  eoneessionsmä^sigen  Rück- 
zahlung der  etwa  für  die  eine  oder  andere  Strecke  von  dem  betreffenden 
Staate  aus  Anlass  der  übernommenen  Ertragsgarantie  geleisteten  ZusohUsee 
oder  zur  Abtragung  anderweitiger  oonoessionsmüssiger  Verpflichtungen  an 
-die  betreffende  Staatsverwaltung  (§.  52),  oder  endlich  zur  Dotirnng  des 
ileservcrondes  verwendet  werden  muss. 

lieber  die  Verwendung  diese»  Rcinertrügnisses  zur  Einlösung  der  am 
1.  Mai  uikI  1.  November  eines  jeden  Jahres  fälligen  Actienoonpons  ent- 
scheidet die  Qeueralversammlung. 

i?.  52. 

Conoessionsroääsige  Verpflichtungen. 

Uebersteigt  das  Reinerträgniss  der  ttsterretchtschen  Linien  die  von  der 
k,  k.  Regierung  garantirte  Jahressumme,  so  ist  dieser  Ueberschuss  zur  Rück* 
•sablnng  der  geleisteten  Vorschüsse  sammt  Zinsen  bis  zur  gänzlichen  Tilgung 
derselben  nach  den  diesfülligen  Bestimmungen  der  Concessionsurkunden  an 
4ie  k.  k.  Staatsverwaltung  abzuführen. 

Naoli  gänzlicher  Rückzahlung  der  Garantieschuld  an  die  k.  k.  Staats- 
verwaltung werden  von  dem  Ueberschusse  4  Percent  in  den  Reservefond 
für  die  üsteiTeichischen  Linien  (§.  53)  hinterlegt. 

Uebersteigt  das  jährliche  Reinerträgniss  der  rumänischen  Linien  die 
von  der  fürstlich  rumänischen  Regierung  gewährleistete  Summe,  so  ist  der 
Uebcrsobass  in  erster  Linie  und  vor  allem  Andern  zur  Rückzahlung  der 
Vor^cbUi^se  zu  verwenden,  welche  die  Regierung  aus  dem  Titel  der  Ergän- 
zung der  garantirten  Interessen  geleistet  hat. 
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Sobald  der  Staatsverwaltung  die  erwähnten  Vorschüsse  rliekersetzt 
sind,  ist  der  sicli  ergehende  rclicr'^cliiiss  zwisclien  der  fürstlich  rumäniRchen 
Regierung  und  der  Oesrllsohalt  nacli  dem  V»Mli.Hltni-;so  von  ciiiPin  Sechstel 
für  die  Rogicvun  j  und  von  fünf  iSeehstel  für  die  (iescllsf  Imtt  zu  tli<  il<*n. 

Zur  Dotiruii'j;  des  Rcservi-toiide.s  für  die  rumiinisclirii  Linien  (ij.  53) 
werdt  n  von  dem  lUr  die  (jCHcIlschaft  verbleibenden  Betrag  4  Percent  eut- 
uommen. 

§.  58. 

Hülie  des  Keservcfo nd a. 

Sobald  der  so  gebildete  Reservefond  die  Siiniine  von  zwei  Millionen 
Gülden  für  die  österreiehisehen  Linien  und  von  einer  Million  Gulden  für 
die  runiäniselu  n  Linien  erreicht  haben  wird,  kann  mit  der  Jiiuterlegnng  der 
4  Pereeut  (§.  52)  innegehalten  worden;  dieselbe  wird  aber  sogleich  wieder 
anfgenommen,  wenn  der  Keaervefond  unter  diesen  Betrag  berabBinkt. 

§.54. 
Tilgung. 

Die  Amortisation  des  GeBellsciiuftseapitals  beginnt  bezüglich  der  Actien 
I.  Emission  mit  dem  Jahre  1867,  bei  den  Actien  II.  Emission  mit  dem  Jahre 
1871,  bei  allfUiligen  weitereu  Aotien-Emissionen  mit  dem  aufdas  Emmissions- 
jähr  folgenden  Jahre. 

Die  Tilgung  der  PrioritStH-Obligationen  I.  Emission  beginnt  mit  dem 
Jahre  1867,  der  Obligationen  II.  Emission  im  Jahre  1870,  der  Obligationen 
III.  Emission  im  Jahre  1871,  der  Obligationen  IV.  Emission  im  Jahre  1873. 

Die  Tilgnng  wird  in  der  .  Art  fortgesetst,  dass  sümmtliche  Actien  und 
Obligationen  innerhalb  der  Dauer  der  Oesellsehaft  (§.  3)  getilgt  sein  mttssen, 
tu  welchem  Ende  jXlirlieh  eine  bestimmte  Summe  /Uud  die  Interessen  des 
getilgten  Capitales  verwendet  werden. 

Der  Tilgungsplan  wird  der  k.  k.  Regierung  cur  Genehmigung  Torge- 
legt;  doch  steht  es  der  Gesellschaft  frei,  auch  einen  grosseren  als  den  im 
Tilgungsplane  enthalteneu  Betrag  jährlieh  sur  Verlosung  zu  bringen. 

§.  55. 

Verlosung  und  Publioation. 

Die  zu  tilL'euden  Actien  uiul  OMigntiotien  werden  durch  das  Los 
Vjestimmt  und  wird  der  Zeit|iuukt  der  Ziehung',  sowie  die  dal»ei  zu  beobacU> 
tenden  Fonn.iütliten  durch  den  Verwaltun;j:srath  liestimint  werden. 

Dio  >iuiiiinnii  der  frezogenen  Obligationen  und  Acticn  wer<ien  den» 
§.11  gemäss  kundgemacht  werden. 
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§.  56. 

Oennssscheine. 

Di«'  Eijrf'iitliümor  der  \('rlo-;tni  Articii  t'rlialti-n  ausser  (\em  Nniniiial- 
capitale  in  Silber  einen  (icniissst-liciii  auf  loliorliriuj^rr,  \\«;lolier  mit  Aus- 
uabine  von  6  I'erccnt  Int«  ross(  n  liir  «ian  riickfjezaliltt'  Ai'titMK'apital  dein  He- 
Bitzer  die  gleiclien  iiecbte  wie  dem  Beisitzer  vou  niclitgetilgten  Actieu 
Hicbert. 

§.  Ö7. 

Zinsen  nnd  Dividendenzahlnn'g. 

Die  Zalilnnf^  der  Interessen  und  Dividenden,  die  Einlösung  der  za 
tilfirendcu  Actieii  nnd  01)li;?ationen  und  die  Auslblguug  der  GenussBcheine 
geschieht  bei  dciijenigeu  Caasen,  welche  vom  Verwaltungsrathe  hiesn 
bestimmt  werden. 

§.  öü. 

Verjährung  der  Coapoos  und  des  Capitals. 

Intereesen  der  Obligationen,  sowie  Dividenden  der  Actien  und  Gennss. 
scheine,  welche  im  Yerlanfe  von  3  Jahren,  das  Capital  flir  die  verlosten 
Obligationen  nnd  Aotien,  welohes  im  Verlaufe  von  dreissig  Jahren  nicht 
behoben  wnrde,  verfallen,  ebenso  wie  die  Gennsssobeine,  welche  innerhalb 
dieser  Zeit  nicht  besogen  wurden,  zu  Gunsten  der  Gesellschaft. 

V.  Abschnitt. 

Streitigkeiten. 
§.  69. 

Alle  Streitigkelten  Uber  Anwendung  uhd  Auslegung  der  gegenwärtigen 
Statuten  und  der  daraus  entspringenden  Verpflichtungen  fllr  die  Actien- 
besitzer  sollen  durch  das  Handelsgericht  in  Wien  entschieden  werden. 

Die  Gesellschaft  ist  vo'.lkommeu  frei  und  unabhängig  in  ihren  Ent- 
scheidungen, in  ihren  Gebarungen  und  in  der  speciellen  Führung  ihrer  Ge- 
schäfte innerhalb  der  Gränzen  ihrer  Berechtigung,  welche  durch  das  Gesetz, 
die  Goneessionsurkundeit  nnd  die  gegenwärtigen  Statuten  festgestellt  sind. 

VI.  Abschnitt. 

eilaatMauftiicht, 
§.  60. 

Die  Gesellschaft  unterliegt  der  Staatsaufsicht  der  k.  k.  Österreichischen 
Regierung  nach  Has^gabe  der  bestehenden  Geaetze,  sowie  der  Ueberwachung 
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doroli  die  k.  k.  österreichUohe  und  fOretlich  ranüiaiscke  Regierang  bezQg- 
liclk  der  In  den  betreffenden  Lündern  gelegeneu  Balmstrecken  iiuf  Grand  der 
in  den  Gonoessionsnrknnden  enthaltenen  Bestimmnngen. 

2732. 

Vorstehende  Statuten,  wrlche  an  Stelle  der  imtorm  24.  October  1873, 
Nr.  17012.  bef!tUti^'ti  n  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster  £r- 
mäclitigung  genelimigt. 

Wien,  am  6.  IUI  1877. 

Der  k.  k.  Minister  des  Innera : 
L.  S.  Lasser  m.p. 


2.  Aiiitierknngen  zn  den  Coiicessionsurkiinden  vom  11.  Jänuer  1864, 
i),  Bl.  Nr.  <>,  für  die  Linie  Lemberg-!  zemowitz,  und  Tom  15.  Mai 
1807,  E.  (ü.  Bl.  ür.  Hö,  für  die  Linie  Cieniowltz-Saesawa. 

(Bd.  II,  Abth.  2,  Seite  883  und  84S.) 

Zu  §.  10  (bez.  §.  12). 

Mit  1.  Jiinner  1878  int  auf  Orund  eines  geneinBcliattlichon  l  eberein- 
kommens  »nf  siimmtlichen  ö&terreir'hischen  und  nngarisolien  Eisenbahnen  ein 
nener  einbeiüioher  Militärtarif  in  Wirksamkeit  getreten. 

Zn  §.  18  (bes.  §.  19). 

Zum  Zwecke  der  Änfstellnng  der  Garantiereehnnng  wurden  sufolge 
Ellasses  des  k.  k.  Pinansroinisterinms  vom  27.  April  1870,  Z.  1293-F.  M., 
die  gemeinsamen  allgemeinen  Directious-  und  Verwaltongsanslagen  seit 
1.  JXnner  1871  auf  die  drei  Linien  Lemberg-Osernowita,  Cseraowits-Sn« 
ozawa  and  die  raraänisehen  Linien  im  Verhältnisse  der  auf  jeder  derselben 
erzielten  Bratto-Einnahmen  repartirt. 

Mit  dem  Handelsministerial-Grlasse  Tom  27.  Juni  1878,  Z.  12988,  wnrde 
sodann  im  £in%'eraebmen  mit  dem  k.  k.  Finaniminiaterinm  die  Vertheilnng 
der  gemeinsamen  Auslagen  der  Österreichischen  Linien  auf  die  Dauer  von 
drei  Jahren  vom  1.  Jänner  1873  angefangen  in  der  Weise  genehmigt,  dass 
1.  die  allgemeinen  Vcrwaltungsauslngen,  mit  AusHchlusB  der  Coupon8>£in* 
lösnnp:,  dnnn  die  Kosten  der  Fahrbt  triebsmittel  Erhaltung  und  Reparatur 
nach  der  Anzahl  der  auf  jeder  Linie  von  eifrenen  und  tremden  Wagen  zurlick- 
gelejrten  Achsmeilen  und  2,  der  ^esellsehaftliche  Pensionsfondsbeitr;!!:  im 
Verliältnisse  der  reinen  OebaIts-Etat<(  beide  r  Linien  (mit  Ausschluss  der 
KebenbezU^e)  auf  die  zwei  Strecken  Lemberg- Czeraowitc  und  Gsernowita- 
Suczawa  vertheilt  werden. 
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Mit  dem  Handelsministerial-ErlaftBe  vom  10.  Juli  1877,  Z.  37341,  wurde 
die  fornero  Hcibehaltinig  des  Torerwähnten  Krpartitinnsmodiis  genehmigt  und 
der  GleicliförmiglvPit  wegen  angeordnet,  das»  in  Hinkunft,  vorbehaltlich  der 
tlieilweisc  dircct  zur  Biichnng  gelangenden  Retrügp,  ein  nnnloger  Vorgang 
auch  bezüglich  der  externen  VVagenmiethe  der  niclit  direct  die  einzelnen 
Linien  betreffenden  verschiedenen  Einnahmen  (Licitationserlöse  u.  dgl.),  der 
Ausgaben  für  Tarife,  Kundmachungen  und  Fahrl'ilhts,  llir  Erhaltung  der 
Zugsausriistungsgcgenstäude,  Beleuchtung,  Beheizung,  lieinigung  der  Käser- 
nen  eingehalten  werde. 


3.  Erlass  des  k.  k.  Handelsminlsters  toid  7.  October  187S^ 

Nr.  27035-5864,  C.  B1.  Nr.  82, 

AQ  di-Q  ViTwalluQgsralh  der  k,  k.  priv.  LembiTg»CziTDo\vitz-Jai»sy-Kisenbahll|  betreflVnd  die 
Sequestration  d«r  Ssterreichischen  ÜDie  I.i-mbcrg-Czcrnowitt-Samwa  dieser  Bahn. 

Aufgrund  dos  §.  12  des  Eisenbalinconcession^gesetzes  vorn  14.  Sep- 
temb<  r  if^'yi.  R.  G.  Bl.  Nr.  2;ih.  und  der  4  und  27,  respective  6  und  26 
der  ( 'onc(*>sionsurkundL'n  vom  1  1.  .)äiin»  r  1^<64,  R.  (I.  Hl.  Nr.  6.  und  15.  Mai 
1?S67.  R.  (I.BI.  Nr.  85,  ordne  ich  hieinit  dif  Scqncistratioji  der  öst'.Treichisciicu 
Linie  Lomhcrg-C/ornowit/.  Siiczawa  d«  r  k.  k.  priv.  Lciiiberg-Czi'rnowitz- 
Ja8sy-Eis«'iibalin  aul  (Jclaiir  und  Küsten  dfr  Mcti  irbsuntt-nichniung  an,  be- 
stelle deingoniiis.s  den  k.  k.  Ifegierungsrath  Carl  l>;ii  vcli:ir  /iiui  SiHiiiester  und 
in  dessen  Vt  rhimlcrung  den  k.  k.  Inspector  Perl  zum  be4ue.>ter-Stellvertreter 
l"ür  dif\*;e  beiden  Halnu  n. 

Uer.'^elbe  hat  am  8.  October  1872  sein  Ami  anzutreten,  und  ist  von 
diesem  Tage  an  die  Generalversammlung,  der  Verwaltungsrath  uuU  der 
Oeneraldirector  der  ihnen  durch  die  QeaellaohaftMtatuten  vom  13.  October 
1868  Übertragenen  Functionen,  insoweit  sie  sich  auf  die  Verwaltung  der 
Bahnlinie  Lemberg>Ozemowitz  nnd  Cseruowita-Sucaawa  besiehen,  enthoben. 
Sämmtliche  Beamte  und  Bedienstete  der  aequestrirten  Bahn  treten  vom  Tage 
des  Amtsantrittes  des  Sequesters  unter  dessen  Amtsgewalt. 

Dieses  Erkenntniss  wird  in  Wien,  Lemberg  und  Czernowitz  durch  die 
offtciellen  Zeitungen,  in  London  durch  die  »Times**  und  «Daily  news*'  ver- 
öffentlicht und  auch  in  Rumlnien  entsprechend  kundgemacht  werden. 

Begründung: 

Nach  §.12  des  Eiseubnlinconcessionsgesetzes  vom  14.  September  1^51, 
R.  (i.  Hl.  Nr.  238,  kann  di<  Sequestration  dner  concessionirten  Eisenbahn 
auf  Gefahr  und  Kosten  der  Betriebsuntemehmung  angeordnet  werden,  wenn 
die  Eisenbaluiunternehmnng  ungeachtet  wiederholter  Ermahnung  die  Anord- 
nungen der  vorgesetzten  Behörde  nicht  betolgen  oder  wesentUciien  Bestim- 
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mungen  der  ConceBsionBiirkttnde  oder  £i»enbahnbetrjebsordnaiig  zuwider 
handeln  sollte. 

Bei  der  Lemberg^Gzernowita-JMsy-Eiscobahngeaellschaft  treten  alle 
drei  Fälle  ein  und  zwar: 

I.  Seit  dem  Befltande  der  Lemberg- Czemowitz-  nnd  Czemowitz-Sn» 
czawa-Bahn  wurde  von  den  znr  Ueberwacbnng  berafenen  Organen  wiederholt 
wahrgenommen }  dass  der  Banzustand  nnd  der  Betrieb  dieser  Bahnen  den 
Anforderungen  der  Sicherheit  und  RegelmSssigkeit  des  Betriebe«  durehana 
nicht  entsprielit.  Das  Handelsministerium  sah  sieh  hiedurch  im  Jahre  1870 
veranlasst,  eine  technisoh'administrativ«  Untersnchuiig  dieser  Bahnen  anzn- 
ordnen.  In  Fol^e  der  TOm  28.  Februnr  bis  15.  MSrz  1870  durch ^'ofti Ii rten 
Untersuchung  wurde  dem  Verwaltungsrathe  mit  dem  Han(1el8mini8teriaL«£rhisse 
vom  8.  Mai  1870,  Z.  8022—1639,  unter  Androhung  der  durch  die  Eisen- 
bnlinbotriob^^ordnunfr  und  das  Concessionsgcftetz  gebotenen  f?eprtzlichrn 
Mittel  aulsrof rnL'on.  die  zahlreiclien  zum  {rrossen  Theile  scl  r  crlK  hlichen 
Mängel  und  Uebelsiände  im  Baue  und  Betriebe,  sowir  in  der  Aiiiniiiistratioa 
der  Lemberg-Czcrnowitz-  und  Czernowitz-f^iK  /awa-Babn  auf  da.«*  SrhU  unigste 
zu  beheben.  Zugleich  wurde  die  Vorlage  der  Instruction  für  die  Verredinnng 
der  Betriebseinnahmen  und  Aiklm^oh  zwischen  den  österreichischen  und  den 
rumänischen  Bahnlinien  gefonh  rt  und  dio  Nichtbelolgung  der  Handelsraini- 
Bterial-ErUisse  vom  11.  November  lxH9,  Z.  21583.  vom  12.  December  1869, 
Z.  18262.  und  vom  26.  December  1869.  Z.  22760.  gerillt,  in  weleheu  Her- 
stellunireii  zur  Besoitigunjr  >  (>n  Wa^^sor^rcf  nhrfMi  und  Anderos  niolir  }in«.'eordn«'t, 
und  in  deren  letzteren  niit' den  §.  12  des  Hisenbabnooncessiuusgesetzes  vom 
14.  September  1><.')4  hingewiesen  wuiilen  war. 

Die  mit  dem  Erhisse  vom  8.  Mai  1870.  Z.  8022 — ir,.;!»,  ertheilteu  Auf- 
träge wurden  unterm  2.').  Juni  1870,  Z.  11949 — 2502.  erneu,  rt. 

Wie  wenig  jedoch  den.selben  entsprochen  worden  ist.  zeigt  der  Tm-^tand^ 
dass  iu  rascher  Folge,  niimlieh  unterm  28.  November  1870,  Z.  23367,  und 
nnterm  5.  Deccrabrr  1  s70.  Z.  18712,  aus  Anlass  vorgekommener  Verkehrs- 
unterbrechungen und  der  hierüber  gepflogenen  ämtlicben  Erhebungen  neuer- 
liche Weisungen  rlleksichtlich  der  Herbeiführung  eines  guten  Bauzustandes 
der  Bahn  an  die  Gesellschaft  hinausgegeben  werden  mnssten.  Au<  h  diesen 
W'  isungen  wurde,  wie  der  Erfolg  zeigte,  niclit  entsprochen.  Es  wurde  viel 
iiieiir  mit  der  King;»lie  vom  .'^0.  November  1870,  Z.  11374,  gegen  den  erstcren 
dieser  iMliisse  in  einer  so  uii/uliissigcii  Weise  reinoiistrirt.  dnss  eine  Zurecht- 
weisung von  Seite  de-,  ILiudelüiuiniiiteriuraH  unterm  9.  December  1870, 
Z.  875  H.  M..  nölhig  wunle. 

Eine  weitere  Ausserachtlassung  der  behördlichen  Anordnungen  ergal» 
sich  nnlässlioh  der  vom  llandelsministerium  behufs  Abstellung  der  Mängel  in 
der  Administration,  inbesondere  bezüglich  der  Abgränzuug  der  Befugnisaa 
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Verlli^'^unf^cii. 

Kratt  i:rlii8s««K  vom  8.  Mai  1870.  Z.  80*22— 1  r.MO,  wurden  nämlich  auf 
Grund  uctierliclier  cingelieiidor  (liesb«^züi;!iclier  Erheljunpcn  iintt  riii  'J  l.  l>o- 
rember  ISTO,  Z.  21100  —  5224.  die  in  jen<'r  Bezieliiui^;  t'in/iis<'lil:i<;rii(l(  ii 
Wejre  nniit'dnitrt.  und  «lie  Vurla;:('  der  <J nnnlzii;ct'  für  die  neue  1  )i(>iiRte.s- 
or«;  inisaliun,  sowie  der  bfireftViub-n  Instructionen  noeb  vor  deren  Aetivirung 
verlan^^t.  Mit  der  sjesellschaitlK  Iien  l'.iiifralte  .'>.  Fehruar  1871.  Z.  1  1940, 
Melehc  di(;  A ndeiitun^u'en  des  Haudt'Ismiiiisteriiinis  hcspraeb,  wurden  wobl 
(irnndziifre  liir  eine  Reorcani-iiriinf:  der  Verwaltung',  kcinesweps  aber  die 
7.U  deren  lifurtln'ilunji;  nothwendijreu  Iiistruclinncn  vitr;:<'le.u  t ,  diese  Letzteren 
auch  in  der  niielisttol^'endcn  Zeit  nicht  ii;i<  li;jt'tragL-u.  Die  betretlemle  Ver- 
waltun};srelonn  wnide  ri<.enniät  lilijr  dureh{:cliilirt,  ohne  jedocli  von  den 
erhofften  Vorth cib  ii  Itc^^U'itet  zu  sein. 

Als  nun  der  HandelHmiuis'«  rial-Erl.ass  vom  4.SeptPmlM  r  IS72,Z.2M832 — 
5224,  die  Al)fa8sun<r  einer  neiirn  z\\  eekent>j»r<'clienden  (icschiiltseinthcilun^ 
im  Einvernehmen  mit  der  Bftrieltsabtheilunfr  der  k.  k.  ( icneral  -  Inspectiu!! 
der  i'»stei-ieiehischeii  I'ji-i<  riUalinen  und  deren  VorhiLM-  hiuiien  14  'rat;en  zur 
tfen<'hmi;.Minj;  vrrlaii^ic,  hat  <ler  V«'rw.ilru!i,:rsrath  h-uit  ICiiii^.ilM'  vom  25.  Sep- 
tember 1872.  Z.  9083,  dieser  Wei>un;Lr  iii(  ht  «  nt«pr<  eben  und  d<  reu  klinltig^e 
Ausiilhrun<r  .an  unzulässij^c  Iiediup:uni!:en  ;::rknUi)tt, 

Die  in  deniselbrn  Erlasse  im  Interes^^e  des  ^arantirenden  Staatsschatzes 
:iii^eordn»  t<'  nestrin;:irnnf;  speziell  hezeiehneter  Ausgabsposten  der  lielriebs- 
rechnunj,'-  bat  der  NCrwaltunpsrasli  alip  ldint. 

Die  in  Cemiisshoit  des  Erlas^<  s  vom  Mai  1870.  Z  S022— 1639, 
vorgreif  fr  teil  instructioiicn  tlir  die  Verrcrlinun};  d^r  I'etrichseinnabmen  und 
Aus^'aheii  mit  Beziehung  auf  die  Continmir  naeh  dvn  cin/elncn  Linien  der 
Leml)erf^-( 'zernowitz-.Iassy  Eisenl>ahii  ^rahen  dem  Ilandelsminist(>riiim  Anlas.«;, 
unterm  29.  I)eceml»er  1^<70.  Z.  10493  —  21S9,  mehrere  auf  eine  mögliehst 
seiiarfe  Trennung'  d(M  östiMreichiscbcn  von  der  rumänischen  Linie  abzielende 
Moditieatiniieii  zu  \ crlan^^en. 

Den  diesfalls  (;e8teUtcu  Anlorderungen  wuidc  alK-r  laut  Einjrnhe  des 
Vfr\valtiin;_'Hiailies  voin  14.  März  1871,  Z.  12482,  keineswegs  in  der  ver- 
langten Weise  Heehnung  getra^'^n. 

Ein  tlairrantes  Beispiel  von  Renitenz  ^egen  d\('  Anordnungen  des 
HaiulelMiiinisteriums  bildet  die  untreaehtet  der  liestimnit«  sten  \V(>isnn<r  des 
Ministeriums  an  den  Verwriltnngoath  erfol;:|i-  Wei^ierunjr  de-<  (leneial- 
direetors.  die  Einsirhtnrhme  und  .\n>tülgunfr  mehrerer  liehellc,  v\<  h  hr  zur 
DurchtuhiunL'"  der  mit  Handelsmini^lcrial-Erlass  vom  20.  September  ls72. 
Z.  7(>77 — 1H25.  anf:eor(ln(  teil  ('«  Uaiiiliruntr  der  Bahnlinie  Lember^-Czerno- 
witz-Suczawa  erforderlich   sind,    worunter  namentlich   die  liauverträge^ 


uiyiii^uü  üy  Google 


Lemberg-Os«mA«  itc* 


Kaubf  (]ini!:iii8»e,  LieferiiiigayertrXge  ond  OnindeiiilöBiingMUSten,  an  dio  Organe 

der  Regierung  yu  bewcrk^^tcllifreii. 

II.  Durch  d\o  auf  dor  Lemberg-Czernowite-Sticzawa  Balm  schon  in  der 
ersten  Zeit  des  Betriebes  nothwendif?  gewordonon  zjihlreiclu'n  Ucfonstructions- 
arboiten  aller  Art.  und  durch  die  bei  verj^cliiedenen  Anlässen  Seiten-  der 
Reiriernii«rs'jr{rane  eiiidgteii  rntcrsuchun;;en  des  Bnuzustandes,  sowie  durch 
die  hiiiitijreu  V«'rkeIirsinif»'ibiiM'hiingcn  i>t  coiistatirt.  da^s  den  in  <len  J<s<.  2 
und  1.  r('S|»ective  3  und  <>  der  Conressionsurknnden  vom  11.  üinner  l.sG-1 
nnd  lö.Mai  1H67  entlialteiien  w.  sciitliclien  H(>stiiniunn;zt'n  dieser  Ooncessionen 
ni'dit  entsinoclien  und  dem  Haue  der  Hahn  un  l  d'T  ICrbaltunj;  derselben  im 
betriebsfähi'ien  Zustnndc  niclit  di*«  i»flirhtscliuldi>;e  (.»l,sor;.'e  znirt-wcndet 
wordiMi  ist,  was  id»rif;ens  aiii  li  <c1h>ii  au-^  lien  ohifjen.  den  Hau  bemängelnden 
Eiläs.sen  lier\ (tif^eht.  von  welchen  eiui;xr.  wie  /..  Ii.  jener  v»»ni  28.  No- 
vember 1870.  Z.  2;5:JG7,  und  jener  vom  :>.  December  1S7U.  Z.  18712,  auf  • 
die  höchst  Harlil;issi;.'r  Haulnhruiig  ausdili  ivlii  h  hinwei-r-n. 

ICinen  enis|»reclienileu  liele/  liir  den  (lermali;,'en  -ranz  nnbctViedigeudeii 
liauzustand  der  Bahn  bietet  «lie  'I  hat^aehe,  da<s  der  Eilzugüvei kehr  auf  den 
Linien  Leroberg-C7.ernowitz-Suczawa  insbesondere  wegen  mangelhaften  Zu- 
Btanden  des  Oberbaues  fUbergrosse  Anzahl  verfaulter  Schwellen)  und  tbeil- 
xveise  aaeh  dea  Unterbaues  mit  3.  Oetober  1872  aas  dflfentlichen  Sieherheits- 
rUcksichlcu  eingestellt  werden  maiste. 

III.  Aber  anch  wesentlichen  Bestimmungen  der  Eiseiibahnbetriebs- 
ordnnng  rom  21.  November  1851  (R.  O.  Bl.  Nr.  1  ex  1852)  Wiirde  mehrfach 
zuwidergehandelt,  wie  dies  die  nandelsministerinleriasse  vom  8.  Mai  1870, 
Z.  8022<-1639,  2.  Jnli,  -Z.  12981—2741,  26.  November  1870,  Z.  19078 
—4047,  und  4.  September  1872,  Z.  23832 — 5224,  dann  der  Oeneral- 
Inspeetionserlass  vom  27.  Mai  1872,  Z.  4155,  eonstatiren. 

So  Ist  die  Bahn,  wie  schon  oben  des  Näheren  nachgewiesen  wnrde, 
nicht  im  guten  fahrbaren  Zustande  erhalten  (§.  3),  und  sind  die  Vorkeh- 
rungen cum  Schatze  derselben  gegen  Schneeverwehungen  höchst  mangelhaft 
(§.  17). 

Die  Fahrbetriebsmittel  sind  in  einem  nicht  entsprechenden  Zustande 
(§•  3),  was  auch  der  gegenwärtig  31*7«/,  betragende,  also  sehr  hohe 

Reparaturstand  dt  r  M  aschinen  (13  von  41  auf  den  österreichischen  Linien), 
sowie  der  Umstand  beweist,  d.is»  die  galixisclie  Carl  Ludwig.Bahii  im  Monate 
Mui  il  .).  135,  im  xMonate  Itmi  d.  J.  133,  im  Monat<'  .luli  d.  .1.  152  und  im 
Monate  August  d.  .1.  117  Wafren  der  Lemberg-Gzernowjt/  .lassy-Bahn  wej;en 
Heisslaufens  vom  Verkehr«  auHschloss,  so  Bwar,  dass  die  Zahl  der  betriebs. 
unfähi;2:en  Wa-  n  43»  „  <1<  s  Wagenparkes  erreicht. 

Auch  dit  oben  erwähnte  Kin'^tellung  des  Eilzugsverkehres  ist  zum  Theile 
durch  die  überaus  manpdhaftcn  Zustände  des  Zugfördernngs-  und  Werk- 
stätten wcsens  nothwcndig  geworden. 
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£iue  Verletznng  der  Beatimmungen  der  EiBenbahnbetrielraordnaiig  in- 
volvirt  femer  die  Verwendnng  von  nicht  in  der  ▼orgeschriebenen  Weiae 
geprüften  Masehinen  (§.  21)  und  die  nnvollständige  Dnrohfttbriing  der 
Wagentarirung  (§.  23). 

Auch  entsprechen  die  Magazinalocalitlten  theilweiae  aelbat  nicht  dem 
gewöhnlichen  Bedarfe  (§.  3),  und  iat  für  die  gehörige  Verwahrung  der  aar 
Beförderung  Übernommenen  Gitter  keine  ausreichende  Voraorge  getroifen 
(§.  12)*  Ea  fphlt  an  dem  su  einem  geordneten  Betriebe  nöthigen,  gehörig 
qnalificirten  Bahnpersonate,  und  iat  daaaelbe  auch  wiederholt  mit  den  Dienst- 
inatmetionen  nnd  Vorschriften  mangelhaft  versehen  gefunden  worden  (§§.  3 
und  14). 

Die  Vorst  hriften  der  §§.  4  und  5  in  Betreff  iler  Fahrordnungen,  Tarife 
und  Aufnahmbedingungen  wurden  nicht  genau  beobachtet,  und  verstösst  die 

bereit-^  oben  erwähnte  Nichtvorlage  von  Instructionen  vor  ihrer  Activirung 
ausdrüi'klich  gegen  §.  62  der  Eiaenbahnbetricbsordnung.  Eine  Verletzung 
des  §.  64  derselben  involvirt  die  ungenaue  und  der  wünschenswerthen  Ueut- 
liclikeit  entbehrende  Keehnungsfiibrung.  Die  Prüfung  der  Betriebsrecbnnngon 
für  dns  Jahr  1871  iiat  nicht  bloss  Abweichungen  von  dem  mit  den  Erlässen 
vom  29.  August  1^06,  Z.  7052—585,  und  vom  2H.  DecomlMM-  1866, 
'/.  n»2Hl  — 1657.  g«*nohniigt('M  Coiitirunfisscl;(.m;i  liir  den  B(>trieb  der  (»ster- 
reichischeu  Eisenbahnen,  sondern  auch  aufl'allendc  Mängel  in  der  Contirung 
ergeben. 

Die  immer  wiederkehrende  Wiedereinstelluntr  der  aus  den  Betriebs- 
recliniiii^ron  g<'>trichenen  Posten  in  die  spiitereii  Reelnnmtrcn,  überdies  nocli 
imfer  ganz  unricliti^'en  Bezeichnungen,  ist  ein  weiterer  Beweis  sowohl  einer 
irKf>rrecten  R<'chnuiigsliiliriing  6  1).  als  der  Nichtbcaclituug  bestimmter 
Anordnungen  der  vorgesetzten  Behörden. 

Die  vorstehende  Begründung  ist  zugleich  Bewei'igrund,  dass  eine  Bes- 
serunir  der  Verhältnisse  ^  on  der  pegenwärtigeii  Bnlnivc  rwaltung  nicht  erwartet 
werden  kann,  zumal  der  Verwaltungsrath,  dem  diese  \'ori:änge  wohl  bekannt 
sein  mussten,  in  seiner  Eing.nbe  vom  25.  Septen.her  1872.  Z.  9083.  das 
bisherige  Wirken  der  leitenden  Organe  ein  rühuienswerthes  und  erspriess- 
liches  nannte.  Die  Staatsverwaltung  erfüllt  sonach  nur  ihre  gesetzliehe  Pflicht, 
indtm  sie,  von  dem  ihr  gesetzlich  zustehenden  Mittel  Gebrauch  machend,  die 
SequcHtration  der  i^isenbahn  auf  Gefahr  und  Koaten  der  Betriebsunter- 
nehmnng  verhängt. 

Wien,  am  7.  October  1872. 

Der  Ic.  k.  Handelaminister: 
iaahaaa  m.  p. 


üiyiiized  by  Google 


680 


J-emberg-Czeriiow  itz- 


4.  Protokoll^  aufjBrenommeD  im  k.  k.  Handelsministerium 

am  10.  Jnli  1875. 

Um  die  Modaliliiteii  der  von  der  Staatsverwaltung  beubsiclitiirten  Aul- 
hebung  der  mittelst  Kriasses  des  k.  k.  Handelsiniiiistcriurns  vom  7.  U*  tober 
1872,  Z.  27025,  aiigeordnetoii  Scciuestration  der  östern  iobisclM'ii  Linien  der 
k.  k.  priv.  Lrmberg-Czern(»witz-.Iasrty-Eisenbahnge8ellschalL  lt'8tzu^»telk*n  und 
zugleic'b  die  schwebenden  Differenzen  zu  beseitigen,  vurde  /wischen  den 
unterzeichneten  Vertretern  der  k.  k.  llcgierung  mit  Vorbehalt  der  Genehmigung 
Ihrer  Excellenzen  der  Herren  Minitüter  der  Finanzen  und  <les  Handels  einer- 
seits, dann  den  gefertigten  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  der  k.  k.  priv. 
Lemberg'Gzernowits-Jassy-EiseiibahngesellBehafl  im  Namen  desVerwaltnogs« 
rathea  and  mit  Vorbehalt  der  Genehmigung  durch  eine  einsnbenifende  anaaer- 
■ordentliobe  Oeaeralversammhing  der  Aetionäre  anderseits  nachstehende 
Yereinbarnng  getroffen. 

Artikel  i. 

Die  Gesellseliaft  erkennt  die  GeschMftsftthrnng  des  Sequesters  und  die 
von  ihm  Uber  Verwaltung  und  Betrieb  der  seqnestrirtcn  Bahnlinien  bis  Ende 
1874  gelegten  Rechnungen  als  richtig  an  und  ertheilt  demselben  das 
Absoitttorinm. 

Artikel  II. 

Die  k.  k,  iieiiierung  erklärt  ihrerseits,  dass  sie  in  Folge  der  von  dem 
Sequester  ausgelührten  Reconstructionen  und  Erweiterungsbauten  und  der 
von  ihm  bewirkten  NeuauschaiTungeu  die  sequestrirten  Linien  mit  Ende  1874 
in  allen  ihren  Theilen,  rttektichtlicb  dea  Baues,  der  Ausrüstung  und  lu* 
stmlrnng  der  Bjilin  und  dea  rollenden  Materiales,  ttberhaupt  des  gesnmmtea 
Zugehörs,  als  in  vollkommen  concessionsmftssigem  Zustande  betrachtet  und 
demgemäss  die  von  dem  Sequester  seit  1.  Jttuner  1875  ittr  derartige  Bauten 
and  Anschaffungen  etwa  noch  gemachten  Auslagen  in  der  Betrlebsrechnnng 
pro  1876  nicht  beanständen  wird.  Hiebei  wird  ausdrücklich  bemerkt,  dass 
die  sogenannten  Strapp'sehen  swei  Locoraottven  nnd  68  Schotterwagen  als 
zu  dem  Fuhrpark  der  ^terreichischen  Linien  gehörend ,  zu  betrachten  sind. 

Artikel  Iii. 

Die  k.  k.  Regierung  erkennt  die  Einkommensteuer  mit  Ausschluae  des 
auf  die  Prioritätsobligationen  I.  Emission  entfallenden  Antheils  als  eine 
Betriebsauslage  an. 

Mit  Rttcksicht  auf  diese  Steuer  nnd  aui  einige  andere  bisher  in  Schwebe 
gebliebenen  Punkte  hat  die  Gcsellsehaft  für  die  am  31.  December  1874  ab- 
geschlossene Betiiebsperiode  nunmehr  Anspruch  auf  einen  weitereu  Garantie- 
vorschuss,  welcher  sich  nach  Abzug  der  der  Unternehmung  für  Ansehafl'nng 
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TOD  Betriebsmitteln  aod  zor  OoQponeinlösnng  gemachten  sttsaerordentlichen 
Darlehen  auf  6.  252.018*08,  in  Worten:  ZweihandertfBnfngzweitausendfllnf- 
hundertdreisehn  Gulden  acht  Kreuzer  Silber  bedflfert. 

Artikel  IV. 

Die  der  Oesellschal't  für  die  Bctripb.-jperiode  bis  Eirle  Deceraber  1874 
geleisteten  vierpercentigen  Garantie  Vorschüsse  belaufen  sicii  nach  Begleichung 
der  erwähnten  Darleben  am  1.  Juli  1875  auf  Ü.  1Ü,57Ü.997-Ö8,  in  Worten: 
Zehn  Millionen  rdnfbuudertsicbzigtausendneunhnndertncunaigsieben  Gulden 
58  Kreoaer. 

Die  viorpercenfi«?«n  Zinsen  ans  diesen  Garantievorschiissen  betragen 
am  1.  Juli  1875  Ü.  l.G  17.9 1:)-76.  in  Worten:  Eine  Million  sechshundert- 
Biebzehntausendneunhuudertvierzigfünf  Gulden  76  Kreuzer. 

Artikel  V. 

Nach  Auszahlung  des  obenerw&hntenReatvorsiShnsfieB  ron  fl.  252.513*08, 
welehe  spätestens  14  Tage  nach  erfolgter  Ratification  des  gegenwärtigen 
Uebereinkommens  durch  die  QeneralTersammlung  zu  geschehen  hat,  werden 
demnach  die  auf  Grund  der  Goncession  zu  leistenden  vierperoentigen 
Garantievorschttsse  fUr  die  mit  31.  December  1874  abgelsufene  Betriebs- 
periode  im  Ganzen  fl.  10,823.510-66,  in  Worten:  Zehn  Millionen  aehthnudert- 
zwanzigilreitausendfttnfhuudertzehn  Gulden  66  Kreuzer  in  Silber  betragen. 

Die  Gesellschaft  erkennt  diesen  Betrag  rückhaltslos  an  und  verzichtet 
ausdrücklich,  ohne  irgend  einen  weiteren  Vorbehalt  auf  jeden  sonstigen 
Anspruch  an  das  k.  k.  Staatsirar.  Sie  übernimmt  also  insbesondere  anf  ihre 
eigenen  Kosten  alle  für  Recoustructions-  und  Erweiterungsbauten,  für  Ver- 
mehrung und  Vervollständigung  der  Betriebseinrichtung,  für  Tracirungeu 
oder  auf  Qeselischaltsconto  bi«  Ende  1874  gemachten  Auslagen. 

Artikel  VI. 

Die  Aufhebung  der  Sequestration  wird  mit  Schluss  desjenigen  Monats, 
in  welchem  die  Ratificationen  des  gegenwärtigen  Uebereinkommens  durch  die 
Generalersammlung  erthellt  sein  wird,  Uber  Verfügung  der  k.  k.  Regierung 
erfolgen. 

Artikel  Vil. 

Etwaige  Bemänglungen  an  deu  Keohnnn<;en  des  Sequesters  flir  die 
Periode  vom  1.  Jänner  1875  bis  zum  Tage  der  Aufhebung  der  Sequestration 
sind  von  dem  Verwaltungsrathe  längstens  binnen  drei  Monaten  von  dem  Tage 
der  Anihebiing  an  beim  HandelsroiniRterium  einzubringen,  widrigenfalls  die 
besagten  Rechnungen  als  definitiv  genehmigt  anzusehen  sind. 
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Bi8  nach  Ablaof  der  erwähnten  drei  Monnte,  beziehungsweise  bis  znr 
Ertheilang  des  AbsolutorinniB,  steht  es  dem  Sequester  jederzeit  frei,  in  die 
seine  GeeehiftsfUhrang  betrefTenden  Btteher  und  Reohnnngsbelege  Einsieht 
sn  nehmen. 

Artikel  VIII. 

AIk  in  die  Betriebsreclmuag  pro  1876  einzustelleu  werden  schon  jetzt 
gegenseitig  anerkniiTit: 

1.  Hin  Ht'trn^  vdti  tl.  8129-80  für  auf  die  Sequestration  bezügliche  Aas- 
lagen au><  den  fruli<'r«ii  .laliren; 

2.  die  aus  den  l'rUheron  Jahren  etwa  noch  rückständigen  Einkommen« 
steueilieträge, 

Artikel  IX. 

Die  Oesellsohnft  ränmt  der  k.  k.  Beglerang  dss  Reoht  ein,  ein  Mitglied 
des  Verwaltiingsrathes  zn  ernennen,  nnd  ermlehtigt  ihren  Terwnltnngsratb, 
die  diesfalls  nöthlge  Aendemng  der  Statuten  mit  der  Regierung  dnrohsn- 
fttbren. 

Artikel  X. 

Di«'  (iesollsrhaft  nkoimt  die  von  drm  S(  (jueater  ahgcsrhhtssenen  Üienst- 
verträge  glei*"}i  allen  übrigen  Verträgen  als  für  airh  reclitavor'iindlich  nn. 

Aus  der  in  Art.  I.  dieses  rrotokoiles  auiagosproehcnen  Anerkennung  der 
Rechnungslegung  des  Secjnesters  soll  der  Gesellsehatt  ein  Präjudiz  in  prin- 
cipieller  Ue2iehuiig  liir  die  Zukunft  nicht  erwachsen. 

Aasgefertigt  in  zwei  Parien. 

Nerdliag  m.  p.  Stern  m.  p. 

Pitswald  m.  p.  Pfeiffer  n.  p. 

Br.  If  ddibn  m.  p.  litter  m.  p. 

Jeh  lajer  m.  p. 


5.  Erlassdes  k.k.Handelgiiiliiigters  TomSO.  Jii]11876,  Nr.llOS-]I.H. 

an  den  Vurwalluogsralh  ih  r  k.  k.  pr.  LeiDberg-Czernowilz-Jassy-EiseDbahngescllscluift,  betreffeBi 
die  Aofhebug  der  Se^neslrtlion  der  Ssterreiehisehen  Linien. 

Ich  finde  mich  bcHtimmt,  die  mit  Erlasa  vom  7.  October  1872, 
Z.  27025,  angeordnete  Seciuestration  der  Ö8torreiclii.schen  Linien  der  k.  k. 
priv.  Lcmberg-Czernowit/.-Jassy'Eisenbahn  mit  31.  Juli  1875 
aufzuheben. 
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Der  tum  Seqnetter  bestellte  k.  Ic.  Hofrath  Carl  Ritter  von  Baryohar 
und  der  SequesterBtellTertreter,  k.  k.  Oberlnspector  Ferdinand  Perl,  werden 
mit  dem  genannten  Tage  ihres  dietfittligen  Amtes  enthoben»  und  tritt  mit 
diesem  Tage  die  General-YerBamrolong  and  der  Verwaltuugsratb  hinsiohtlieb 
der  Verwaltiing  der  Linien  Lemberg-Caemowita  und  Czemowits-Sncsawa 
vieder  in  ihre  statntenmSssigen  Fnnetionen  ein. 

Die  üebergabe  respectire  Uebemahme  des  Betriebes  and  der  Ver> 
waltnng  der  seqnestrirten  Linien  hat  mit  RUcksiohtnabme  auf  die  Bestim- 
mnngea  des  im  Handelsmiaisterinm  anfgenommenen  Protokolles  vom  10.  Jnli 
1875  au  geschehen,  nnd  wird  dieses  Protokoll,  nachdem  dasselbe  von  der 
anf  den  heutigen  Tag  einbemfenen  ansserordentliohen  Generalyersammlnng 
der  ActioaMre  angenommen  wurde,  min  aoeh  von  mir  fan  fiinremehmen  mit 
dem  k.  k.  Finatt|ministerinm  genehmigt 

Gegenwirtige  Verordaang  wird  in  Wien,  Lemberg  und  Czemowits 
dnroh  die  amtlichen  ZeHnngen,  dann  in  London  durch  die  nTlmes"  nnd 
„Daily  news"  und  in  Rumänien  kundgemacht. 

Den  Verwaltnngsrath  fordere  ich  angleich  anf.  mir  im  Sinne  der 
getroffenen  Abmachungen  den  oder  die  vom  1.  August  d.  .1.  an  Terantwort- 
liehen  Leiter  der  einzelnen  Geschäftszweige  binnen  acht  Tagen  namhaft  zu 
machen. 

Wien,  am  30.  Jnli  1875. 

Der  k,  k.  Ilandclsministor: 
ChUaieckj  lu.  p. 


6.  Coneessfon  «diu  Baae  eines  Zwelggeleises  in  Csernowlti. 

lieber  Krmächtitrung  des  k.  k.  Haiidelsministcriunis  vom  22.  SopttMiiber 
1876,  Z.  2r>«»;{.'..  \viird<'  dem  Verwaltiiii;j:srathe  der  k,  k.  priv.  Loml)orfr Czer- 
nowitz-.Tassy-Ki.st  nbaliiifresellschnft  mit  Erlass  der  k.  k.  Landesrcj^icninf;  in 
Czernowitz  vom  G.  November  187(>.  Z.  1017.'?,  die  l'icwilli^^ung  zum  IJaiif 
eines  Zwcifrpreloisos  von  der  Station  Czernowitz  zu  den  in  der  Näbe  des  Priitli- 
ilnsses  bei  Czernowitz  gelegenen  EtabUbseoaents  der  Pulilla-Jasieuower  ilolz- 
Exportgesellschaft  ertlicilt. 
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Eisenbahn  von  lemberg  Us  mt  Landesgranze  bei  Vetfeba 

(Tomaszow). 

1.  GesetB  lom  24.  Mai  1874,  U.  Q.  BL  Nn  85  vad  C.  Bl.  Nr.  71, 

in  Belref  der  BedinguDgen  und  ZngesUndnisse  fttr  die  ActiengcseUidiaft  der  Leabug* 
GierntviU^Msy-EiaeniMhn  >uin  Behofe  der  Fortaettnng  ihrer  BahiUinien  fon  Lemlicrg  bis  vu 

UndMgriue  bei  Netteb»  (TonaMdv). 

Mit  Zustimmniig  beider  HSvter  des  Reichsrathes  finde  Ich  ansaordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regieniiifr  wird  cnuiiclitiL't.  der  Aotienp:e8ell8cliatt  der  Lenibcri^- 
Czeriiowitz-Ja3*y-Eis('iib,ilni  zum  iJehiile  der  Fortsetzung  ihrer  Linien  von 
Leraberjr  bis  zur  J^andosp-ränzc  bei  Netfeba  (Tomaszow)  für  diese  Fort- 
setzungsbahn vom  Staate  »iie  Garantie  eines  jährlichen  Reinerträgnisses  in 
der  Maximalsumrae  von  42.100  tl.  österr.  Währung  in  Silber  per  Meile  fiir 
die  Dauer  der  Coneessioii  zuzusichern,  so  zwar,  daas.  wenn  dasjiihrliehe 
Reinerträg'iiss  den  garaniirteu  Betrag  nicht  erreichen  sollte,  das  Fehb'nde, 
jedoch  nur  bis  zur  obigen  Maximalsumme,  von  der  Staatsverwaltung  zu 
ergä<tzen  sein  wird. 

Die  (Garantie  des  Keinerträgnisscs  ist  auf  Grund  der  naciizuweisemlen 
wirldichen  Bauauslagen  inclusive  der  (Jeldbescliaffungskosteu  und  der  iuter- 
calArzinaen  festzusetzen. 

Die  Garantie  bat  mit  dem  Tagt-  der  ErOiibang  des  Betriebes  auf  der 
ganten  Eitenbahnttreeke  in  Wirksamlceit  an  treten. 

Artikel  IL 
Dabei  sind  folgende  Bestimmongen  sn  treffen: 

1.  Die  Kieenbahnstreoke  von  Lemberg  bis  anr  LandesgrXnse  ist  in 
Absiebt  anf  die  Garantieleistong  als  ein  integrirender  Bestandtheil  der 
Lemberg-Ciemowitz-Snezawa-Linie  an  betraebten  nnd  das  bier  gmrantiite 
Reinerträgniss  jenem  Reinertriignisse  xnznreobnen,  das  fttr  die  beiden 
Strecken  Lemberg -Czemowits  nnd  Czemowits-Suesawa  bereits  gann« 
tirtist. 
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Sowohl  lür  diese  boideii  Strcckoii,  riU  atich  liir  die  neue  Strecke 
von  Lemberg  bis  zur  Laiide-ii^riiiizi'.  demnach  flir  alle  aut  ö-iterrcicliischera 
Territorium  geb';^euen  8tr<  ckt-ii  der  Lciuberg-rzernowitz-.Iaasy-Hisenbahn- 
gcsellffchalt,  wird  nach  erlol^^^tem  Eintritte  der  Wirksamkeit  der  Garantie 
für  die  neue  Linie  nur  eine  ;;:eineinsan)e  Hetricltsreehnun;:  zu  l'iihren  sein. 

2.  Von  dem  garaniirten  jäiirlichca  Iteinerträ^rnisse  ist  derjeni^'c  Betrag 
zur  Capitalstil^'ung  zu  verwenden,  welehi  r  durch  die  Staatsverwaltung,'  nach 
*inem  von  ihr  zu  penehmiuenden  Amortisation^planc.  demzufoltxe  das 
«mittirte  ('apital  während  der  Dauer  der  Concession  zu  tilgen  ist,  beätimmt 
■werden  wird. 

3.  Der  von  <ler  Staatsverwaltung  aus  Auslass  der  übernommenen 
Garantie  sowohl  für  die  neue  Streek"',  als  auch  tiir  die  Strecken  Lemberg- 
Czerni^wiiz  und  Czeriiowitz  Suezaw;!,  allenl'alls  zu  zaidendc  ZihcIiuss  ist 
über  vorausire^aiiLrene  rrüfuni;  der  \  orzulei;en<b'n  do«-uin<  ntirten  Jahres- 
rechnung  drei  .M»Miatc  nach  deren  LebcrreioUung  IlUssig  zu  machen. 

Das  Acrar  wird  jedoch  auch  früher  zur  Kinlösunf?  <L*r  verfallenen 
Äctien-  und  Obli^ationeiieoupnns.  nach  Masagabe  des  auf  Grund  des  Ertrags- 
präliininars  rielitigfrcstellten  i'.rfordernisses.  Tln'ilznhlunpen  unter  \'orbelinlt 
der  auf  ( irundln^^e  der  Jahre-<rrf hnung  zu  pfle<^f'nden  Abrechnung  b  isteii, 
wenn  di*'  Gesellschaft  se<  hs  Wochen  vor  der  Verfailzeit  das  bezUgUoho 
Ansuchen  gestellt  lialien  wird. 

Wenn  nach  endgiltiger  Fest-itellun;^  der  .laliresrechnung^,  welche 
spätestens  binnen  drei  Monaten  nach  Ablauf  des  Betriebsjahres  vorzulegen 
sein  wird,  sich  herausstellen  s(dlte,  dass  die  Vorschüsse  zu  hoch  bemessen 
worden  sind,  so  hat  die  Gesellschatt  den  erhaltenen  Mehrbetrag  mit  Zu- 
refdmunir  von  si>ehs  P<  ri^ent  Zinsen  sofort  zu  ret'undiren.  Her  Anspruch  auf 
Lei>Jtiini;  eines  Zuschusses  von  Seite  dc'^  Staates  muss  aber  länjrstens  inner- 
halb eines  Jahres  nach  AManf  d«  s  betretienden  iietriebsjahres  erhoben  wer- 
•den,  widritrtutalls  derseliif  oiiosehen  i^t. 

4.  Der  Hetrajr.  welchen  die  Staaisverwaltunj^  in  Fol::«»  de  r  iiVternom- 
menen  Garantie  zahlt,  und  wrUiier  in  keinem  Jahre  den  Gesanimihclanr  der 
i*iir  alle  drei  Stricken  ^arantirten  Krtraf^ssunimm  iil)ers<din'it i'u  darf,  ist 
ledifjrlich  als  ein  mit  vier  Percent  jährlich  verzinslicher  Vor:johusd  zu 
behandeln. 

Wenn  d«  r  lieinertra;;^  des  Balmnerz''s  die  irarantirte  Jahre-;sumino  über- 
schreitet, ist  der  rel)erschuss  sogleich  ziir  Zurüi-kzaliiun^r  des  |L,'eleistcten 
Vorschusses  sammt  Zinsen  an  die  Staatsverwaltung  bis  zur  gänzlichen 
Tilgung  abzuführen. 

Die  Berichtigung  der  fälligen  Zinsen  hat  der  Ketundirung  der  Vor- 
schüsse voranzugehen.  Forderangen  des  Staates  an  solchen  Vorschüssen 
•oder  Zinsen,  welche  bis  znr  Zeit  des  Erlöitohens  der  Conoession  der  Ein- 
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löanng:  der  Bahn  noch  nicht  bexahlt  wurden,  sind  ans  dem  noch  crUbrigeiK 
genden  Vormögen  der  Unternehiiunif?  zu  berichti^-^«  n. 

5.  Die  Modalitäten  der  (icIdheschalTiinfjr,  insheHoiidrre  die  Featsetznuf^ 
des  EIni^^8ion8collr8es,  ebenso  wie  die  Modalitäten  der  Bauverfrebunp.  welch' 
letztere,  sowie  die  Verfrebiuifr  aller  Licfernnjren  im  OfVcrtwege  zu  erfolgen 
hat,  sind  der  Gcnelinugniig;  der  Regierung  /.u  untei  zi«  heu. 

Zur  Aufbringung'  der  erforderlichen  Geldmittel  dürfen  Actien  und 
Prioritätsobligationen  ausgegeben  werden,  und  zwar  in  einem  Bolclien  Ver- 
hältnisse, dass  die  Verzinsung  der  PrioritütBobligationen  höchstens  drei 
Fünftel  des  gurantirtcn  Reinertrages  erfordert. 

Artikel  III. 

Für  die  im  Artikel  1  angeführte  neue  Eisenbahnlinie  wird  die  Befreiniig- 
Ton  der  EinkommenBteaer  und  der  Entrichtnng  der  Conpons-9(ännpeU 
gebühren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa  dnreh  kUnlUgcy 
Gesetze  eingeführt  wird,  während  der  Bauzeit  und  durch  neun  Jahre,  yom 
Tage  der  Betriebscröffnung  der  neuen  Linie  gerechnet,  zugestanden. 

Die  hier  gewährte  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  kann  in  der 
Weise  ausgeführt  werden,  dass  die  Entrichtung  der  Einkommensteuer  für  die 
Lemberg-Czernowifz  Jassy-Eisenbabngescllschaft  nach  M.issgabe  des  Ver- 
hältnisses der  M(  ileiiliinge  der  bestehenden  iuländiaohen  Linien  zu  der 
neuen  Strecke  stattfindet. 

Die  anfälligen  Kost»  n  der  Notirung  der  EfTecten  auf  in-  tuid  auslUn- 
disclien  Börsen,  sowie  die  nacli   Alilaiil   von  neun  .lalireii  von  der  l.'nter- 
nebniuiig  für  die  Strecke  Lemberg-Netiebu  zu  leistenden  Steuern  dürfen  in 
die  Hetricbsrcchnung  als  Ausgabspost  eingestellt  werden,  bezüglich  der 
Coupons-Stämpelgebühren  ist  dies  nicht  zulässig. 

I'Mir  die  bezügiich  dieser  Strecke  geleisteten  StaatszuschUsse  ist  von 
der  Unternehmung  keine  Einkonunenstener  zu  bezahlen. 

Es  wird  ferner  gestattet,  dass  die  erste  Ausgabe  der  Actien  und 
PriorilHtsobligatioiien  mit  Einscliluss  der  Interimsselieine  stämpel-  und 
gebührenfrei  stattfinde.  Dessglcichen  wird  die  Befreiung  von  der  bei  dea 
Grundeinlösungen  auflaufenden  Uebertragungsgebühr  zugestanden.  —  Zur 
Berichtigung  der  Stämpel  und  Gebtthrcu  für  alle  Verträge,  Eingaben  un<l 
sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  CapitaUbeschaiTung,  sowie  des  Baues, 
und  der  Instmirung  der  Bahnstrecken  wird  eine  Frist  bis  aar  Eröffnung  dea 
Betriebes  auf  der  einsehlägigen  Eiseubahnstrecke  bewilligt.  —  Zugleich 
wird  gestattet,  dass  die  H&lfte  dieser  Gebühren  in  die  erste  BetriebsreohDan^ 
aufgenommen  werde. 

Artikel  IV. 

Kücksichtlieh  des  Anschlusses  der  im  Artikel  I  jrenannteri  Eisenbahn 
an  dns  russische  Eiseubahnnetz  bleibt  der  Abschluss  eines  Stuatsvertragea 
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•zwischen  den  Regierungen  Oesterreichs  nmi  Kusslands  vorhehsilten,  und  ist 
die  G<^«ellsrhaft  verpflichtet,  sieh  deu  liestimmuiigea  dieses  Staatsvertrages 
Ttn  unterwerfen. 

Artikel  V. 

Die  in  dieMin  Gesetze  enthalteneo  BegUnstigangen  sind  an  die  Bedin- 
gung geküüplt,  dasB  neben  deneelben  naclisteheBde  Bestimmangen  in  die 
Coneeanionsurlciinde  anfgenonmen  werden: 

Die  Attsfttlintng  des  Baue«  und  der  Betriebeeinriohtungen  der  Bahn  hat 
Innerhalb  der  bei  der  CoDcessionirung  festEUstellendcn  PrÄt  von  längstens 
drei  Jahren  nach  Masü^be  des  vom  Handelsministerium  genehmigten  Detail- 

projects  stattzufinden. 

Insbesondere  ist  »ich  beim  Baue  naeh  den  vom  Handelsmiuisterium  zu 
«teilenden  Anforderungen  und  naeh  den  bestehenden  allgemeinen  Bau-  und 
polizeilichen  Vorschriften  su  benehmen. 

F«r  Aendernngen  im  Bauprojeote  bleibt  die  Ge-iehmigung  der  Staats- 
verwaltung vorbehalten,  insofern  solche  nach  Massgabe  des  Kesultate«^  der 
teohniscbeu  Revision  und  der  nach  Vorschrift  des  des  His^enhahn 
ConcessionPfjesetzes  vorzunehmenden  politischen  Be;,'ehun-  der  Trace  im 
Interesse  des  öflfentlichcn  Verkehres  und  zur  Sichcrstellnn-  des  Bestandes 
^cr  Dahn,  dann  zur  ürllUlung  der  geseteliohcn  Bestimmuuiseu  »ich  als  erlor- 

•derlieh  darstellen  werden. 

Die  projectirten  ötationsbauten  und  die  präli.ninirtei.  FahilK-triehsmittel 
icönnen  suocessive  nach  Massgabe  des  thatsaehlu-luMi  VrrkehrslH-dü.  tnisses, 
worüber  selbstverst.indlich  die  Staatsvorualtung  zu  cutscheiden  hat,  her- 
gestellt und  bezichuufrsweise  anjjcs'-lialVi  werden. 

Aus  dem  garanfirten  Haueapitale  mu>s  em  Heservelond  {gebildet  werden, 
aus  welchem  alle  unvorher-.  seheneu  H.-triel,>ausla,t;en,  Iteconslruetioneu  und 
Yervollständignn^^s  urlteiten  bestritten  werdeu  sollen. 
Zur  liil'iung  dieses  l'ondcs  wenlen  : 
a)  ein  Betrag  von  10.000  11.  per  Meile  in  l'rioritäUobligAtiouen ; 
6;  die  anlässlich  der  etwa  /.u  bewilligenden  succcäsiven  Herstellung ^der 
prnjectirten  Stationsbauten  und  der  präliminirten  Fahrbetriebsmitte 
liir'die  erste  Z"it  naeh  der  B.-triel.s^^ruffnung  in  Ersparung  kommenden 
lieträ^'C  eb.'ntalla  in  rrioiitatsobligationcn  hinterlegt. 
In  (li«  sen  l'oud  hab.  n  auch  die  Statute nmässig  festeustellcnden  Betrüge 
2u  fliesten,   welche   naeh  Rückzahlung  der  von  der  Staatsverwaltung 
geleisteten  Vorschüsse  aus  dem  die  Verzinsung  des  Anlageoapitales  ttber- 
8elireiten<len  Tveinertrage  entnommen  werden  kOnnen. 

Dieser  Keservefond  soll  abgesondert  verwaltet  und  verreobnot  werden; 
die  sich  aus  demselben  ergebenden  Zinsen  sind  in  die  Betriebsrechnnng  ein- 
custelleu. 
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Artikel  Vi. 

1.  Sollte  sieh  bei  der  Buu-Aut^tührung  aus  bauökonomisehen  oder 
Betriebsrücksichten  eine  Abändorung  der  Bahotrace  oder  der  Detailpline 
als  nothwcndig  oder  wünsohenswerdi  darstellen,  wodurcli  jedoeh  die  im- 
Artikel  I  bestimmte  Babnrielitung  niebt  verilndert  wird  und  gegenüber  der 
genebmigten  Tiaee  im  Allgemeinen  eine  wesentlielie  Verscbleehterong  der 
Niveau-  und  der  RicbtungSTerhftltnisse  nicht  stattfinden  darf,  so  ronse  sn 
einer  solchen  AbSndening  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  eingeholt 
werden. 

Der  Unterbau  der  Bahn  und  die  Gmndeinl9sung  hiefttr  kann  auf  die 
Anlage  eines  Geleises  bcschrilnkt  werden;  dagegen  sind  alle  grösseren 
Brucken  und  Viadnete  für  zwei  Geleise  au  fnndiren. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  auf  die  Herstellung  des  Unterbaue» 
fttr  das  zweite  Geleise,  sowie  auf  dessen  Legung  in  jenen  Strecken  der 
neuen  Linie,  wo  sie  es  ffir  notbwendig  findet,  in  dem  Fall''  cu  dringen,  wenn 
der  jMhrlielic  Robertrag  wXbrend  zweier  aufeinander  folgender  Jahre  die 
Summe  von  140.000  fl.  in  Silber  per  Meile  ttberscbreitet. 

2.  Die  Cesol Ifichaft  ist  verpflichtet,  wegen  Uitbenfitzung  von  Bahn- 
höfen schon  beBtehender  oder  concenBionirter  Bahnen  an  den  Anschliessungs- 
punkten  ihrer  Bahn,  sowie  wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  Ix  Im 
Uebergangsverkehrc  mit  den  betkeiligten  £isenbahnvcrwaltungen  ein  Ab- 
kommen zn  treffen. 

Die  Kosten  für  die  liie/u  auf  fremden  Bahnhöfen  ei forderlichen  £r» 
veitcrnngi<bniit('n  liat  dl«-  (Irsollschall  zu  tragen. 

Wenn  wegen  der  Mitbenützung  eines  fremden  Bahnhofes  ein  Ueberein- 
koiimicii  zu  Stande  k(»ninit.  so  darf  die  hielTir  zu  zahU  nde  IJente  in  der 
Brtricl)src('hiiniii:  unter  den  lletriebsspesen  verreeiinet  werden,  ebenso 
sind  aueli  die  Einnabin<'n  der  etwa  pachlwciso  l)otriebenen  russischen  An- 
>*ehhissstr('ck<\  sovit^  di  r  liiclür  zu  zahlfiidc  Tnehtzins  in  die  ]ietriol>sr(ch- 
nung  einzusli  11(11.  Imi  Im  ti  ciVeiitbii  Ucbei  ein  kommen  &iud  der  Genehmigung 
der  Staatp>  erwaltuii^'  zu  uiifer/.i<dieii. 

Der  Staatsv<'r^\  nltung  bleibt  das  Keclit  verbehalten,  in  Erinangluiig 
eines  Einverstiiiidniss«  h  die  Bedingung  für  dio  gcgensoitige  Wagenl)eniitzung 
der  iiiliindiseheu  Naclibarbahnen  und  fhr  dir  Kiinniiiulun.::  von  Bergwerks- 
und anderen  Babiidi  zu  ( ig»  neni  Oebraueiie  zu  bestiimnen. 

3.  Die  für  die  Strecke  Leniberg-Czernowitz  geltenden  Personentarife 
haben  auch  llir  die  neue  Stu  cke  zu  pciten;  was  jedoch  die  Frachttarife  an- 
laugty  so  ißt  die  Gc^iellschaft  verpflichtet,  vom  Tage  der  Eröfl'uuug  des 
Betriebes  der  neuen  Strecke  an,  sowolil  für  diese  als  auch  lUr  die  Strecken 
Lemberg- CzemowitZ'Suczawa  die  im  Gesetze  vom  1.  Juni  1868  (R.  6.  BL 
Kr.  56)  normirten  l'arife  der  dsterrelchischen  Nordwestbahn  anzunehmen. 
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Sollten  jedoch  ftuf  der  anetossentlfii  galizisrhen  Carl  Linlwifr-Bahn 
billigere  Frachtpreise  platz^reifm.  so  ht  die  GeRelhclinft  verpflichtet,  auf 
den  genannten  Strecken  die  t^'loichen  billigeren  Frachtpreise  unter  den 
gleichen  Bedingungen  und  Modalitäten,  unter  M-eldien  die  gaüzisfhc  Carl 
Ludwig -HahD  diese  Ermässigangen  sagesteben  sollte,  gleichfalls  zu 
adoptiren. 

Die  GcscU-ulialt  ist  verpHiclitt  t,  im  IVaehtenv orkehre  nicksichtlich  der 
Nebengebtihreii,  der  Nomenklatur  und  Clansilicnlion  der  Waaren,  Gewäh- 
rungen vtiii  FrachtliciriinHtigunpren  für  den  iniKMon  und  äusseren  Verkehr, 
sowie  bezüglich  der  sonstigen  Transportbestimmiingcn  hinBichtlicli 
Agiozuschlages,  sowie  bezüglich  der  l  mrechnang  d<'r  Tarife  und  Nobcn- 
gebiilncn  mit  Rücksicht  auf  die  Einführung  des  inetrischeii  Mas>('s  und 
Gewichtes  sich  den  Anordnungen  des  Handelsnünisteriums  zu  iinterNverfen. 

Die  Gesellschaft  ist  auch  Ycrptliciitct,  nach  Aldauf  der  ersten  zehn 
Betriebsjahre  auf  der  iiu  Artikel  1  angeführten  neuen  Eisenbahnlinie  sich 
einer  periodischen,  von  tüuf  zu  fünf  Jahren  wiederkehrenden  Tarifrevision 
unbedingt  zu  unterwerfen. 

4.  Die  Hilitfrtraiiaporte  mttateii  auf  allen  öttenreiohischen  Linien  der 
Gesellsohaft  nach  herabgesetaten  Tarifpreisen  besorgt  werden,  und  awar 
naeh  dem  in  dieser  Beziehung,  sowie  hinsichtlich  der  Begünstigung  reisen- 
der MilitSrs  awisohen  dem  Reiohskriegsministerium  und  der  Direction  der 
Kaiser  Ferdinands-Nordbahn  unter  dem  18.  Juni  1868  abgesohlossenen 
üeberrinkommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden  Bestandtheil 
der  Concessionsurlcunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  dsterreichischen 
Bahnen  fllr  Militirtransporte  dem  Staate  gttnstigere  Bestimmungen  verein- 
bart würden,  so  sollen  diese  aneh  fllr  die  ooncessionirte  Bahn  Geltung 
erhalten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichsh&lfteu, 
das  Hilitlr-Polizeiwaehcorps,  das  MilitXrwachoorps  fBr  die  k.  k.  Civil- 
gerichte  in  Wien,  die  k.  k.  Gendarmeile  und  die  militftriseh  organisirte 
Finanz-  und  Sicherheitswache  Anwendung.  Die  Gesellsdiafl  ist  verpflichtet, 
die  von  den  anderen  Ssterreiehisehen  Bahnverwaltungen  zugestandenen 
Begünstigungen  fllr  reisende  MilitSrs  auf  ihren  Bahnlinien  in  Anwendung  zu 
bringen. 

Die  Geseilsclinft  ist  ferner  verpflichtet,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellschaften  abgeschlossenen  Uebereinknmmcn  über  die  An- 
schaffung nnd  Bereithaltung  von  Ausrüstungsgegenständen  für  Miütiiitrans- 
porte.  die  Leistung  gegenseitiger  Aushilfe  mit  Fahrbetriebsmitteln  hei  Durch- 
führung grösserer  Milifärtransporte,  femer  den  organischen  Bestimmungen 
und  der  Dienstvorschritt  für  die  Feldeisenbahn- Al)theilungen.  sowie  dem  mit 
1.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  getretenen  KachtragsUbei  eiukommen  bezüglich 
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des  Transportes  der  im  li>>fr'MHl(Mi  Zust;iii<li'  ;iut  R<'clinini^  »Ics  Mililür-.\<'rars 
zur  Heßrderun^'  gelan^cndon  Krnnkcu  und  Verwundeli'n  iici/iitrctüu.  Die- 
golbf  VcrpHiclituiif^  des  lieihittes  -rilt  auch  bezUglidi  des  mit  den Bahngesell- 
sclialten  zu  Stande  kommcnd'  ii  1  ebereinkommcn^  wep^en  gejrenscitiijcr  Au«- 
liille  an  Personale  hei  Durehliihruu}:  grosser  Militartrunsporte. 

Die  Gesellsehaft  ist  ferner  verptii(  liict.  liinsi-  hdieh  der  Anstellung 
gedienter  (Interofficiere  des  Heeres,  der  Ki  ie-rsmariiie  und  der  Landwehr 
den  diesfalls  im  §,  38  des  VV^elirgesetzeH  vom  Jahre  1868  und  iu  dem  zur 
Ausfiihrunf^  dieses  Paragraphes  erschienenen  Speeialgesetze  vom  19.  April 
1872  (K.  G.  Bl.  Nr.  60;  eutbaltenen  Bestimmungen  sich  unbedingt  zu  unter- 
werfen. 

5.  Die  Goncession  der  Eiseabahn  von  Lemberg  nach  Netfeba  endet  wut 
dem  Erlöschen  der  OoDcestion  fttr  die  Lemberg- OaernowiUer  Eiseabalin- 
atreeke.  Kit  dem  Zeitpnnkte,  in  welchem  die  Regierung  xnr  Einldsnng  der 
letxterwfthnten  Eisenbalinatrecke  berechtigt  ist,  ateht  derselben  aueh  das 
Recht  der  Kinlösnng  der  Eisenbahn  Lemberg-Netfeba  nnter  den  gleichen 
Bedingungen  zu. 

Die  gleichen  Fristen  gelten  auch  fttr  die  bereits  im  Betriebe  befindliobe 
Strecke  Gzemowita-Saozawa. 

Die  Goncession  erlischt  anohi  wen»  die  coacessionsmilsBig  festgesetsten 
Termine  iUr  den  Beginn,  dann  fttr  die  Vollendung  des  Banes  und  Eröflhung 
des  Betriebens  niclit  eingehalten  werflen,  nnd  die  Terminttbersehreitnng 
nicht  im  Sinne  des  §.  11,  1,  lit.  b)  des  Eisenbahn-Goncessiossgesetzes 
gerechtfertigt  werden  könnte. 

Artikel  VU. 

Zur  Stcherstellang  der  genauen  EriUUung  der  gesetzliehen  nnd  con- 

cessionsmänsigcn  Verpflichtungen,  insbesondere  jener  bczttglieh  der  Baa- 
Vollendung»  'I'ermine,  ist  die  Gesellschaft  zum  Erläge  einer  Gaution  im 

Betrage  von  250.000  Gulden  zu  verpflichten. 

Im  Falle  der  Nichterfüllung  der  auf  Grundlage  dieses  Gesetzes  ühev- 
nommenen  concessionsmässigen  Verpflichtungen  ist  die  Regierung  berech- 
tigt, die  erlegte  Caution  ganz  oder  theilweise  für  verfallen  zu  erklären. 

Für  alle  Kechtsacte  und  Urkunden,  welche  sich  auf  den  Erlag  obiger 
Caution  oder  deren  Rückstellung  beziehen,  wird  die  volle  Stämpel»  nnd 
Gebuhrenfreiheit  zugestanden. 

Artikel  VIO. 

Mit  der  DurcbfQhmng  dieses  (Gesetzes  werden  der  Handelsminiater  und 
der  Finanzministcr  beauftragt. 

Wien,  am  24.  Mai  1874. 

(L.  8.)  Franz  Joseph  m.  p. 
Auersperg  m.  p.  laihMs  m.  p.  Pfetis  m,  p. 
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Eisenbahn  von  Gzernowitz  nacli  Nowosielica. 

1.  Gesetz  Tom  24.  Hai  1873^  R.  0.  Bl.  Nr.  98  and  C.  Bl.  Nr.  69^ 

belreüend  die  Zugeständaisse  und  Bedingungen  für  die  Sichersteliung  iioer  Locotnotiv-HiscQ- 
balili  TOB  ClerBOWiti  oder  eincmi  anderen  geeigneten  Punkte  der  privilegirten  Leffiberg-Cicrno. 
«itt^assy-Eisenbalui  n  die  Reiehsgrinse  bei  Nowosielica. 

Hit  Zustitnmung  beider  Uauaer  dea  Reichsratlies  fiude  Ich  anzuordnen^ 
wie  folgt: 

Artikel  1. 

Die  R^eraog  wird  ermüchtigt,  bei  Conoeseionirung  einer  LocomotiT- 
Eiaenbahn  von  C/ernowitz  oder  einem  j^eeifrneten  Punkte  der  privilegirten 
Lemberg-Czernowitz  Jassy-EisenbabD  ao  die  Reichsgränze  nächst  Nowo- 
sielica die  nachstehenden  Begünstigungen  zu  gewähren : 
aj  Die  Befreiung  TOn  den  St-impeUi  und  Gebüliri-n  tür  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstige  l'rkunden  ,zum  Zwecke  lU  r  Capitalsbesehnffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instruimng  der  Bahn  bis  zum  Zeitpunkte  der 
Betriebseroffnung; 

bj  die  Befreiung  von  den  Stämi>eln  und  (Gebühren  für  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  riioritätsobligationcn ,  mit  liiiischluss  der  Interims- 
srlieine,  sowie  der  bei  der  Gruudeiulösuug  auflaufenden  Uebertraguugs- 
gebühr; 

cj  die  Befreiung  von  der  Kiukomniensteuer,  von  der  Entrichtung  der 
l"oupon!<-Stämpelgebiihren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welclie  etwa 
durch  künftige  (besetze  eingelTilirt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von 
höchstens  zwauzig  Jahren»  vom  Tage  der  Baubewilliguug  an  gerechnet. 

Artikel  U. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eisenbahn  mus^  binnen  längstens  zwei 
Jabreo,  vom  Tage  der  Goncessionsertbeilung  an  gerechnet,  im  Bau  vollendet 
und  dem  Öffentlichen  Verkehre  Übergeben  werden. 

Für  die  Sickerstellimg  dieser  Verpflichtung  durch  die  ConoessionKre 
bat  die  Staatsrerwaltong  entsprechende  Vorsorge  zu  treffen. 


 1 
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Eisenbahn  von  Ozernowitx  nach  Nowosielie«. 


Artikel  III. 


RllokBiohtlioh  des  Aneohlnsses  der  im  Artikel  I  erwähnten  Eisenbahnlinie 
Jtn  das  roBsische  Bisenbahnnets  und  rtteksiohtlieh  des  Betriebsdienstes  in 
der  gemeinsobaftliohen  Wechselstation  bleibt  die  Festsetzung  der  diesfMlligen 
Bestimmnngen  dem  Absohlnsse  des  Staatsvertrages  mit  der  kaiserlich  mssi- 
sehen  Regierung  vorbehalten  und  sind  die  ConeessionUre  verpflichtet,  sieh 
den  Bestimmnngen  des  Stsatsvertrages  und  den  darnus  für  sie  erwaohsenden 
Obliegenheiten  an  unterwerfen. 


RQoksiohtlioh  der  übrigen  Concessionsbedingnngen  ist  auf  die  Anord. 
nungen  des  Gesetzes  vom  1.  Juni  1868  (R.  G.  Bl.  Nr.  56)  fltr  die  Sster* 
reichische  Nordwestbahn  thunliohst  Brtdacht  sn  nehmen;  fflr  die  Personen- 
tarife  jedoch  haben  die  concessionsmUssigen  Bestimmungen  der  Lemberg* 
Gsemowitz-Jassy-Bahn  su  gelten. 

Artikel  V. 

Der  Handelsminister  und  der  Finanaroinister  sind  mit  der  Dnrchfilhning 
dieses  Gesetses  beauftragt 

Wien,  am  24.  Hai  1878. 


Artikel  IV. 


Franz  Joseph  m.  p. 


Aiersperg  m.  p. 


•rahans  m.  p. 


f  retls  m.  p. 
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K.  k.  piiY.  Kasohau-Oderbeiger  Eiseiibalia-fiesellschaft. 

(Vgl.  Bd.  II,  Abth.  2.  Seite  881.  Dd.  III,  Seite  475  und  Erg.-Bd.  I,  Seite  397.) 

L  Statuten 

der  k.  k.  priv.  Kaschin-Odprbergf  r  EistiibBtiii-Geselteditll. 

iVgl.  Bd.  II.  U.th.  2,  Seite  926.) 

Firma  und  8itK. 

Auf  Grnnd  der  Conccs^ionsurkumle  vom  26.  Juni  1866,  sowie  der 
Ucbereinkommen  vom  30  sten  desselben  Monates  und  22.  Juni  1867  hat 
Bieh  unter  der  Firma:     s.  kir.  siab.  iassa-Oderbergi  vasat",  deutsch:  „ft. 
frif.  iaickai - •derberger  EiseBbahB-Gcsellsckart"  eine  Aetiengesell- 
Schaft  gebildet,  deren  Sitz  Budapest  ist. 

Gegeustaiid  des  Unternehmens. 

Gegenstand  des  Unternehmens  ist : 

a)  der  Bau  und  Betrieb  einer  von  Kasohau  nach  Oderberg  und  von  Abos 
nach  Epeijes  führenden  Locomotiveisenbahn; 

h)  die  Erwerbung  und  der  Betrieb  von  EiRon werken  und  Kohlengruben^ 
welche  zur  Förderung  des  gesellschaftlichen  Eisenbahnbetriebes  geeig- 
net sind. 

§.  3. 
Dauer. 

Die  Zeitdauer  der  Gesellschaft  eratreekt  sich  vom  18.  Mirz  1872  ange^ 
fangen  auf  90  Jahre.  Sie  löst  sich  jedoch  auch  frUher  auf,  wenn  die  Ihr 
Eigenthum  bildenden  Eisenbahnen  vom  Staate  eingelöst  oder  durch  die 
Oesellschaft  verünssert  werden  und  wenn  zugleich  der  Fortbestand  der 
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GeBellsrIintt  m  ihren  Uhrigen  im  §.  2,  Punkt  bj  bezeichneten  Zwecken  niolit 
beschlossen  werden  sollte. 

8 1 am  1110 ap  i  ta  1. 
Das  Stammoapital  der  Gesellsohaft  beträgt  19,412.600  Ü.  Silber. 

§.  6. 
Actien. 

Die  Ansaht  der  Aotien  betrftgt  97.068  Stttok  ganze  Aotiea  j%  einzeln 
im  Nominalbetrage  von  200  Qoldcn  9.  W.  Silber.  Die  Actien  lauten  yom 
21.  Angnst  1868  auf  den  Inhaber^  sind  nntfaeilbar  und  voll  eingezahlt.  Ihr 
Text  wird  sab  A)  angesohlossen  und  bemerkt,  dass  jede  einzelne  Aotle  ans 
dem  bei  der  Gesellschaft  aufbewahrten  Jnxtenbnehe  aosgesohnitten  wurde, 
mit  fortlaufender  Nummer,  dem  trockenen  Firmastämpel  der  Gesellsehaft 
und  mit  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  damals  thätig  gewesenen 
Verwaltungsrathes,  sowie  auch  mit  der  Unterschrift  des  Cassiers  versehen  ist. 

Dm  Formnlar  A  t  wurde  hier  nicht  «bgedrackt 

§.  6, 

Aotieiico  u  poiis. 

Jeder  einzelnen  Actie  wurden  30  Stück  Coup  >n3  und  ein  Coupon-Talon 
beigegeben.  Der  Text  der  Actiencoupons  wird  sab  Bj,  der  Text  des  Talons 
sttb  Oj  angeschlossen. 

Die  FormuUre  B)  und  C)  wurden  liier  nicht  abgedruckt. 

§-7. 

PrioritXtsanlehen.  Partialobligationen. 

Die  (JosolUcliaft  hat  oin  Priorität-satiU'lien  von  ;i8.825.2(»0  Guldrn 
ö.  W.  contraliiit.  iib«'r  welches  sie  11)4.126  Stück  l'rinritäts  rartialnbli- 
pationen  ciiiittirt  liat.  je  einzeln  im  Nennwerthi-  von  200  Silher-Guklen  ü.  W. 
oder  ")00  Fianf^.  Die  i*ri(»ritäts  rartialnMi<j:ationeii  lauten  vom  21.  August 
1SI)S.  siiul  unthcilhar  und  ihr  Text  wird  -nh  /'  angeschlossen  mit  dem 
Bemerken,  dass  jede  «'inzelne  Priorifäts  l'artialoljli^Mtion  aus  dem  bei  der 
Geficihcliaft  aufbewahrten  Juxtenbuehe  ausgeschnitten  wurde,  mit  laufender 
Zahl,  dem  trockenen  Firmastämpel  der  Geaelischaft  vergehen  und  von  zwei 
Mitgliedern  des  damals  in  Thätigkeit  gewesenen  Verwaltungsrathes,  sowie 
vom  Cassier  untersehrieben  ist. 

Das  Formulau  X>J  ^vurde  hier  nicht  abgedruckt. 


Digitized  by  Go' 


Eisenbahn-OMellschaft. 


695 


Coapooe  der  Prioritätsobligationen. 

Jeder  einseinen  Prioritäts-Partialobligation  wurden  30  Stttck  Zinsen- 
conpons  und  ein  Stftok  Coupon^Talon  angeBchlossen.  Der  Text  des  Zinsen- 
Coupons  liegt  sub  Ejf  der  des  Coupon-Talons  sub  Fj  bei. 

IM«  FormuUre  SJ  und  P)  wurden  hier  nieht  abgedrueici. 

§.  9. 

Verzinsung  der  Prioritftts-Partialobligationen. 

J>ie  PrioritSts-Partialobligationen  werden  jMhrlioh  mit  5V«  in  Silber 
▼ersinst.  Die  Zinsen  werden  in  halbjührigen  Raten  am  1.  Jänner  und  1.  Juli 
jeden  Jahres  nsohhinein,  und  swar  bei  der  Hattptoassa  der  GeselUcbsft)  und 
erentnell  auch  an  jenen  Stellen  ausgezahlt,  welche  die  Direction  zu  diesem 
Behufe  im  In-  und  Auslande  bezeichnen  und  kundgeben  wird. 

Jene  Zinsen,  welche,  ^om  Tage  der  Fälligkeit  an  gerechnet,  binnen  6 
Jahren  nicht  behoben  wurden,  Terfallen  zu  Gunsten  der  Gesellschaft. 

§.  10. 

Amortisation  der  Prioritäts-Partialobligationen  und  der 

Aotien. 

Die  Prioritäts-Aulehenschuld,  Fowie  auch  das  Actiencapital  werden 
amortisirt. 

Die  Amortisation  der  Prioritätsanleihe  erfolgt  nach  dem  von  der 
Staatsregierong  genehmigten  und  diesen  Statuten  sub  Oj  angeschlossenen 
Amortisationsplane  derart,  dass  die  Amortisation  derselben  der  Amortisation 
des  Actiencapitales  vorangeht. 

Das  Formular  O)  wurde  hier  nicht  ahgedruckt. 

Der  Amoi  tisationsplan  des  ActiciH-apitales  wird  mit  Genehmigung  der 
StaatsverwaltmiLr  später  festfrestt  llt  \v»'rden. 

Die  Ktilicntolgc  der  zu  til^'eudcn  Priuritätft-Partialobligationen  und 
Actien  wird  durch  Verlosung  bestimmt,  und  erfolgt  diese  öffentlich  am  Sitze 
der  Oesellschaft  unter  Intervention  eines  öffentlichen  Notars. 

Die  Kümmern  der  gezogenen  Prioritäts-Partialobligationen  und  Actien 
sind  öffentlich  kundzumachen. 

§.  11. 
Genusssoheine. 

Die  getilgten  Actien  werden  gegen  Qeanssacheine  umgetauscht,  deren 
Besitzer  eine  Betheiligung  aus  dem  staatlich  garantirten  Einkommen  wohl 
nicht  beanspruchen  können,  im  Uebrigen  jedoch  gleiche  Rechte  mit  den  Actio- 
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Bären  haben.  Das  Formular  der  auf  Inhaber  laatenden  Genussdobeine  wird 
seinerzeit  mit  Oeuehmigiiug  iler  hoben  Staatsverwaltuog  durch  die  Direotion 
festgestellt  und  kundgeroaebt  werden. 

§.  13. 

PrioritStB-HaaptobligatioD. 

Zur  Sioberatellung  des  PriorltSts-Aulebens  and  seiner  Zinsen  hat  die 
ii^esellscbaft  au  Gunsten  der  Besitzer  der  emittirtcn  Prioritäts-Partialobli- 
gafionen  Uber  den  ganzen  Gapitalsbetrag  und  dessen  Zinsen  eine  PrloritSts- 
Hauptobligation  ausgestellt,  wel^^e  daroh  die  Amortisation  der  Prioritlts- 
PartialobUgationen  bis  r.nr  Htfhe  des  amortisirten  Betrai^es  saeoessive 
•ausser  Geltung  und  Wirksamkeit  tritt.  Die  Prioritäta-Hnupiobligation  Ist 
vom  8.  März  1875  ansgestellt  und  wird  deren  Text  sab  Uj  mit  dem  Bemerken 
angeseblossen ,  dass  die  Prioritäts-HauptobUgation'mit^dem^lrockenen 
Firmastttmpel  der  Gesellsohaft  versehen  und  durch  sSmmtliche  Mitglieder 
des  damals  funotionirenden  Verwaltougsrathes  unterfertigt  ist. 

Auf  Grund  dieser  Prioritäts-Hauptobligation  wird  das  Pfandrecht  anf 
die  Eisenbahnlinien  und  deren  immobiles  Zngehbr  bis  snr  Höhe  des  ganseo 
Prioritäts-Anlehenscapitales  und  dessen  Zinsen  grundbHcherlich  einverleibt 
und  die  einverleibte  PdoritfttS'Hanptobllgation  als  geroeinsohaftliohe  Gmnd- 
nrkunde  der  Inhaber  der  Prioritäts- Partialobligationen  im  Originale  bei  der 
kbnigi.  angariachen  Regierung  hinterlegt. 

§.  13. 

Löschung  des  Pfandrechtes. 

L)iü  Gescllschalt  ist  ljcr<  clitigt,  das  zur  .Siciiersteilun;;  des  i^rioritiits- 
anlehens  samrnt  ZinKcn  auf  die  Eiseiihalinlinieu  und  deren  Zubehör  gruml- 
l>iH'lierlicii  einverleibte  Pfandrecht  auf  (  Jrund  der  {retilj;teii  Priorität-^-Partial- 
ohli^'ationen  bis  zur  Hiilic  de><  Nominalbetrage.s  der:<elben  ohne  hesoinliM-e 
l^ösehiuiK'^bewilligung  von  Zeit  zu  Zeit  ihcilweise  oder  iiu  (ianzeu  auf  ein- 
mal grundbücherlich  lusciieu  zu  lassen. 

4j.  14. 

Generalversammlung. 

Die  Generalversammlungen  sind  in  Budapest  abzuhalten. 

Die  Direction  ist  verpflichtet,  in  der  ersten  Hälfte  jeden  Jahres  eine 
Qeneralversammlnng  einsubernfen,  welcher  die  Bilanz  dos  abgelaufenen 
Jahres  und  der  hierauf  bezügliche  Geschäftsbericht  vorsulegen  sind. 

Die  Direction  kann  aber  ausserdem  eine  Generalversammlung  wann 
immer  einberufen,  insofern  sie  es  für  nothwendig  befindet. 
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Ein  ActionMr  oder  mehrere  Aetionftre,  wenn  deren  Actien  den  sehnten 
Theä  des  Stunmoapitales  repräsentiren,  können  gegen  Deponirung  ihrer 
Aetien,  wenn  sie  den  Zweek  nnd  die  OrUnde  nogegeben,  wann  immer  die 
Einbemfting  einer  Generalversammlung  begehren,  welchem  Begehren  die 
Direetion  innerhftlb  8  Tagen  sn  entspreehen  Iiat. 

Einberul'ung  der  Geueralrcrsammlung. 

Die  Generalveraamrolang  wird  mittelst  Kondmacbnog  durch  die  Direetion 
einberufen.  Die^e  Kumlmachung  ist  mimlestens  30  Tage  vor  dem  bestimmten 
Tage  der  (xeneralversammlung  in  den  llir  die  VeröfTeiitlichung  der  gesell- 
schaftliciicn  Kiindmapliun-*  n  bestimmten  Zeitungen  (§.  50)  zu  veröfTeot- 
Ueben,  und  sind  in  derselben  die  zur  Verhandlung  bestimmten  Gej^enstände 
anzuführen  und  die  zur  Deponirung  der  Actien  bestimmten  Stellen  bekannt 
au  geben. 

g.  16.  . 

Der  Generalversammlung  vorbehaltene  Angelegenheiten. 

Der  Generalversammlung  werden  folgende  Angelegenheiten  vor- 
behalten: 

1.  Die  Wahl,  Enthebung,  resp.  Absetzung  der  Direetion  und  des  Anf- 
siehtsrathes,  und  die  Ertheilung  des  Absolutorinms. 

2.  Die  UeberprOfung  der  Rechnungen,  die  Feststellung  der  Bilanz  und 
die  Vertheilung  des  Gewinnes,  wobei  das  concessionsmSssige  Recht  der 
Regierung  bezttglieh  der  Prüfung  der  Rechnungen  unbertthrt  verbleibt. 

3.  Die  Fusion  mit  einer  anderen  Gesellschaft. 

4.  Die  Abschüessung  solcher  Cartellverträge,  welche  die  Führung 
sämmtlieher  gesellschaftlichen  Geschäfte  zu  gemeinsamem  Nutzen  bezwecken. 

6.  Die  Verminderung  oder  Erhöhung  des  Stammcapitales. 

6.  Die  Aufnahme  von  Prioritätsaolehen  und  die  Emission  hierauf 

bezüglicher  Obligationen. 

7.  Die  Uebernahme  andt  rer  Zwei^-  und  Fortsetzungsbahnen. 

8.  Die  Vi  räiuserung  der  Hahn  oder  Verpachtung  ihres  Betriebes. 

9.  Die  Abänderung  der  Statuten. 

10.  Die  Auflösung  der  Gesellschaft  und  die  Bestellung  der  Liqui- 
datoren. 

Die  HeschlUsse.  wolehe  sieh  auf  die  in  den  Punivteu  .3,  4.  5.  6.  7,  8.  9 
angeliilirten  (iejrenstände  Ix/.iehen,  kouneu  erst  nach  Genehmigung  der 
Staatsverwaltung  ausgeführt  werdeu. 

§.  17. 

Die  Direetion  ist  verpflichtet,  die  durch  den  Aufsichtsrath  geprüfte 
Jahreabilans,  den  der  Generalveraammlung  vorzulegenden  Geschäftsbericht, 
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ftowie  den  Text  der  cur  Verhandlung  gelangenden  Anträge  8  Tage  vor  der 
GenefmlTefsaninilnng  am  Sitze  der  Oeselltohjilt  in  deren  Qesehftftsloealitlten 
anfznlegen  und  jeden  Aetionilr,  der  Bein  Stimmreoht  bereite  nnebgewieaen 
hat,  in  je  einem  Exemplar  aosEiifolgen. 

§.  18. 

Stimmrecht  iler  Aetionire. 

In  der  GeneralverBamoilung  zn  ersoheineu  und  da«  Stimmrecht  auszu- 
üben  sind  nur  jene  AotionXre  bereohtigt,  welche  mindestens  25  Stück  mit 
den  nicht  fälligen  Coupons  Tersehene  Aetien  der  Gesellschaft  deponirt  haben. 

Solche  AetionSre  Icönnen  aaeh  andere  etimmflUiige  Aetionire  n  ihrer 
Vertretung  berollmllchtigen.  Die  Form  der  ansznetellenden  Vollmacht  wird 
dnreh  die  Direction  bestimmt.  • 

Unmündige,  Gemeindenf  Gesellschaften  und  Corporationen  werden  dnroh 
ihre  gesctaliohen  oder  statntarisohen  Vertreter,  Franen  durch  ihre  Bevoll- 
mächtigten Tertretcn,  und  können  die  liCtzteren  auch  Niobtactionire  s^n. 

§.  19. 

Je  25  Actien  berechtigen  zn  einer  Stimme,  es  Icann  jedooh  Niemand 
mehr  als  90  Stimmen  weder  im  eigenen,  noch  im  Namen  eines  Anderen 
abgeben. 

§.20. 

Jene  ActionXre,  welche  an  der  Generalversammlung  theilsunebmen 
respectlve  ihrStimmrecht  auszuüben  wünschen,  müssen  ihre  Actien  sammt  den 
.  nicht  fälligen  Coapons  mindestens  6  Tage  ror  der  Generalversammlung  b  ei 
der  Hauptcassa  der  Getellschafi  oder  bei  den  von  der  Direetion  bestimmten 
Stellen  deponiren,  erhalten  biefttr  Legitimationskarten,  welche  auf  Namen 
lauten,  die  Anzahl  der  deponirten  Actien  und  der  darauf  entfallenden  Stimmen 
ausweisen  und  nur  für  die  benannte  Person  oder  deren  gehörig  legitimirten 
Bevollmächtigten  giltig  sind.  Die  deponirten  Actien  können  erst  naob 
Abhaltung  der  betreffenden  Generalversammlung  zurückgenommen  werden. 

§.  21. 

Beschlussfähigkeit  der  Generalversammlung. 

Die  Generalversammlung  ist  besehlussfllhig,  wenn  in  Folge  der  erstell 
Einberufung  derselben  mindestens  20  Actionäre  anwesend  sind,  welche 
wenigstens  den  zwanzigsten  Theil  des  Stammcapitales  repräsentiren ;  zu 
Beschlussfassungen  über  die  im  §.  16,  Punkt  3, 4,  5,  6,  7,  8, 9  und  10  ange- 
fBhrten  Gegenstände  ist  die  Vertretung  des  fünften  Theiles  des  Stamni. 
oapitales  dureh  wenigstens  40  Actionäre,  sowie  die  Zustimmung  von  minde- 
stens zwei  Drittein  der  Anwesenden  erforderlich. 


§.22.  . 

Vertaptp.  G oneralvcrsaminlung. 

Wenn  dio  Gcnerahersaiumlmifi:  nafli  der  ersten  Einberulung-  nicht 
hes«"!iliH<fähii:  ist.  wird  dieselbe  vertajrt  und  innerhalb  8  Taften  nach  den 
Bestinimiiniri  n  <  ^.  15  neuordiii^'s  einberufen,  in  welchem  Falle  aber  der 
Zeitraum  zwisclit  ii  der  Kiiiberuluii;r  und  Abhaltung  der  Geueralversammlung 
auf  1.')  Ta^'e  be>elniiiikt  werden  kann. 

Die  derart  zum  zweiten  Male  einberufene  Generalversammlung  ist  ohne 
alle  Rüeksiclit  auf  die  Anzahl  der  anwesenden  Actionäre  und  der  vertretenen 
Actien  bezüglich  aller  jener  Gegenstände  beschlussfähig,  welche  in  der  auf 
die  vertagte  Generalversammlung  bezüglichen  Einberufungskundmachung 
angeführt  waren. 

Träses  der  Generalversammlung. 

Die  Verhandlungen  der  Generalversammlung  leitet  ein  von  der  Direction 
ans  ihrer  Mitte  bestimmtes  Mitglied  als  Prä^ses  der  Generalversammlung. 

Den  Schriftführer,  eine  aus  drei  Mitgliedern  bestehende  Scrutin-Com- 
mission  ans  der  Mitte  der  Actionäre  und  zwei  Mitglieder  zur  Autbentieation 
des  Protokolles  ernennt  der  Vorsitzende. 

Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhandelnden  Gegen- 
stände, erüfi'net,  leitet  und  sohiiesst  die  Verhandlung. 

24. 

Verhandlungen  der  General  ver^:am  m  1  u  ng. 

In  der  Generalversammlung  kiuineo  nur  die  in  der  Einberufung  bezeioh« 
neten  Gegenstände  verhandelt  werden. 

Anträge,  welche  vor  der  Einberufung  der  Generalversammlung  von 
wenigstens  5  Actionären  unter  Nachwei'jung  ihrer  Stimmberechtigung  durch 
Deponiruni:  ihrer  Actien  der  Direction  vorgelegt  wurden,  sind  in  die  Ein- 
berufung aufzunehmen. 

.ledcr  zur  Generalversammlung  erschienene  Adionär  ist  berechtigt,  in 
d'M- Generalversammlung  einen  selbstständigen  Antrag  zu  stclhMi ;  über  diesen 
Antrag  kann  jedodi  in  derselben  (iener;ilv«'rsammluitu'  ein  llcscliluss  nicht 
gefasst  werden,  sondern  wenn  der  Antrag  mindestens  ntich  durch  4  andere 
Actionäre  unterstützt  wird,  ist  darüber  zu  beschliesseu ,  ob  und  wann  der- 
selbe verhandelt  werden  soll. 

§.  25. 
A  b Stimmung. 

Die  Generalversammlung  beschliesst  und  wählt  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit. 
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Bei  Besohlussfaasungen  wird  im  Falle  der  Stimmengleichheit  jene  Mei- 
nung mm  BeschluBse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beitritt. 

Die  im  §.  16,  Punkt  3,  4,  5,  6,  7,  8,  9  und  10  angeführten  Ver- 
fügungen können  jedorli  Helbst  im  Falle  des  §.  22  nur  mit  einer  Melirheit 
von  mindcf^tpns  zwei  Drittel  der  abgegrebenen  Stimmen  besolilossen  werden* 

Wenn  bei  Wahlen  gelegentlich  der  ersten  Abstimmung  eine  absolute 
Stimmenmehrheit  nicht  ersielt  wurde,  IbI  zwiHohen  jenen  Candidaten ,  welche 
soeben  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben ,  sofort  eine  neue  Wahl  vorzu- 
nehmen, und  zwar  derart,  dass  in  diesem  Falle  höchstens  die  doppelte 
Anzahl  der  zu  Wählenden  einer  engeren  Wahl  unterworfen  wird.  Im  Falle 
der  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§.  26. 

Protokoll  der  GenerAlversammlnDg. 

üeber  die  Verhandlungen  <ler  (ieiicralversuininlung  ist  ein  Protokoll  zu 
führen,  welches  der  Vorsitzende,  der  Scliriftfiilirer  und  die  durch  de»  Vor- 
sitzend»'!!  bestimmten  zwei  Actionäre  unterzeichnen. 

Dem  Protokolle  wird  das  Naniensverzeichniss  der  gegenwärtig  gewe- 
senen Actionäre  mit  der  Angabc  der  durch  dieselben  repräsentirten  Stimmen, 
anzfthl  und  den  etwaigen  Vollmachten  angeschlossen. 

Jene  in  das  ProtoooU  der  GenendvenMunmlnng  aufgenommenen 
BesoblflBse,  dnroh  welche  Handinngen  oder  Unterlassungen  gceellsohaftUeher 
Organe  genehmigt  oder  als  gerechtfertigt  erklXrt  werden,  dienen  den  Leta- 
teren  als  Absolntorinm;'  Uber  die  verseichneten  Wahlresnltate  aber  dienen 
den  Erwählten  die  durch  die  UnterferÜger  des  Protokolles  ausgestellten 
Dooumente  als  Legitimation. 

Das  Protokoll  der  Ctoneralversammlnng  ist  dem  in  derselben  gegen- 
wirtig  gewesenen  Regiernngscommissllr  mitsntheilen. 

§.  27. 

Dir  ect  i  on. 

Die  Direction  der  Gesellschaft  leitet  alle  Qesohftfte  der  Gesellschaft 
und  beschliesst  in  allen  der  OeneraWersammlung  nicht  Torbehaltenen  Ange- 
legenheiten. 

§.  28. 

Die  Direction  der  Gesellschaft  besteht  aus  10  Mitgliedenii  von  welchen 
mindestens  sieben  ungarische  Staatsbürger  sein  müssen. 

Von  den  Mitgliedern  der  Diraction  müssen  mindestens  6  beständig  in 
Budapest  wohnhaft  sein. 
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§.  29. 

Coucursiiantcn  und  Diejenigen,  welche  we^en  eines  p^emeineu  Ver- 
ttrccliens  oder  einea  aus  Gewinnsuciit  entspruufjenen ,  oder  dif  ofteiit- 
lichc  Sittlichkeit  schädigenden  Vergehens  oder  Uebertietung  \vej;eü  rechts- 
kräftig verurtheilt  wurden,  können  Mitglieder  der  Direction  nicht  sein. 

Wenn  ein  derartiger  Au»3ehlies3ungsgrund  bei  irgend  einem  Mitgliede 
der  Direction  während  dessen  Amtsdauer  eintritt ,  so  hört  der  Betreffende 
sofort  vaff  Mitglied  der  1>ireetioB  xn  sein.  Den  Ch«f  de«  Direetionsamtes, 
respeetiTe  der  Betriebsleitung  wihlt  die  Direetion  ans  ihrer  eigenen  Mitte 
oder  ausserhalb  derselben,  und  kann  mit  demselben  aueh  einen  Dienstler- 
trag  abschliessen.  Die  flbrigen  Beamten  der  Qesellsehaft  kennen  Uitglieder 
der  Direetion  nioht  sein. 

«5.  30. 

Neun  Mitglieder  der  Direetion  werden  dnrf'h  die  Generalversammlung 
gewählt,  ein  Mitglied  aber  erueuut  die  Regierung. 

§.  31. 

Die  .Mitglied«M-  der  Direction  werden  auf  .}  .lalire  ;;ewUhlt.  Ausnahms- 
weise wird  ein  Drittel  der  ersten  gewählten  neun  Mitglieder  -4  Jahre,  ein 
Drittel  aber     Jahre  fungiren. 

Mit  dem  Ablauf  der  nächsten  3  Jahre,  nachher  aber  zu  Ende  jedes 
folgenden  Jahres  treten  drei  Mitglieder  der  Direetion  aus,  und  wird  die 
Direetion  jährlieh  nur  mit  drei  Mitgliedern  ergänzt  Die  Reihenfolge  des 
Austrittes  wird  in  den  ersten  swei  Fällen  dureh  das  Los,  später  aber  durch 
den  Ablauf  der  Funetionsdauer  bestimmt.  Die  ausgetretenen  Mitglieder 
können  dureh  die  Generalversammlung  wieder  gewählt  werden. 

>?•  32. 

Obmann  der  Direction. 

Jedes  einzelne  von  der  Generalversammlung  gewählte  Directionsmit- 
glied  hat  vor  dem  Beginne  »einer  Function  60  Aotien  dieses  Unternehmens 
in  die  gesellschaftliche  Cassa  zu  hinterlegen,  welche  dort  so  lange  verwahrt 
werden,  bis  die  auf  die  Funotionszeit  des  Deponenten  Besag  habenden 
Rechnungen  endgiltig  erledigt  worden  sind. 

Die  Direction  wählt  aus  ihrer  Mitte  jährlich  einen  Vorsitzenden,  im 
Falle  der  Abwesenheit  oder  Verhinderung  desselben  aber  substituirt  sie 
einen  Obmann. 

§.83. 
Sitanngen. 

Die  Direction  hält  am  Sitze  der  Gesellschaft  ttber  Einladung  des  Vor- 
sitzenden oder  seines  Stellvertreters,  oder  auf  Verlangen  dreier  Direc- 
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tionsmitglieder  so  oft  Sitzangeo,  als  dies  die  Geschäfte  der  Gesellsohaft 
erheischen. 

Znr  BesolilQSsfShigkeit  der  Direetion  ist  die  ordnongsmlUsige  Einladao^ 
aller  Mitglieder,  die  VerstHndigang  des  von  der  Staatsverwaltong  emaDDten 
Regiemnffseommissiira  und  einschliesslieh  des  Vorsitzenden  die  Anwesen- 
heit von  mindestens  8  Uitgliedern  erforderlieh.  Die  Art  und  Weise  der 
Bewerkstelllgung  der  Einladungen  bestimmt  die  Direotion. 

§.  36. 

Gegenstände  der  Sitzungen. 

Die  Direetion  erledigt  ihre  Geschäfte  theils  in  den  laut  |.  84  einbe- 
rufenen Sitzungen,  kann  dieselben  aber  f  heilweise  auch  durch  ihre  delegirten 
Mitglieder  oder  ernannte  Beamte  besorgen  lassen. 

§.  36. 

Nur  in  den  nach  §.  34  einberufenen  Sitzungen  kennen  erledigt  werden: 

a)  die  Fe(«tstcllun^'  de.s  der  Generalversammlung  Torzulegenden  Berichtes, 
der  Bilanz  und  der  Anträ^^e  jeder  Art: 

b)  die  Ernennung  der  gesellschaftlichen  Beamten,  die  Bestimmung  ihrer 
Bezüge,  sowie  die  Beförderung  und  £nthebung  derselben; 

c)  die  Ermächtigung  und  Protokollirnn^r  ir^irpnd  eines  ernannten  Beamten 
zur  Zeichnung  der  Firma  der  GeseUschaft  im  Verein  mit  einem 
Directionsraitgliodc  i§.  46); 

d)  die  Feststellung  der  die  Function  der  Direetion  regelnden  Geachälts- 
ordiiun^',  derauf  die  Betriebsleituiijr  bezujrliahfnden  Dienstiutructionen 
und  Vorschrifteu,  und  die  Bestimmung  oder  Abänderung  der  Fahr- 
ordnunt! : 

e)  die  Bcstiiniiiuii}.'  »ler  Fahr-  iiiid  Fra('lit])roise  innerhalb  der  j^esetzlichen 
('räi)zen,  sowie  die  Angelegenliciteu  der  Nachlässe  von  den  Transport- 

geltiihreii  (Retactie)  ; 

die  Angelefreiilieiten  des  I'eiiBionsfondes  der  Beamten  und  Bediensteten; 
ff)  der  Abfichluss  solcher  Vertriljre  und  ilie  Ausstelluiijr  j^oleher  Urkunden, 
welche  zum  gewühnlicheu  Betriebe   des  fiisenbahngeöch altes  nicht 
gehijren ; 

h)  der  Abschluss  aller  Verträge  über  Material-Lieferungen  J 
t)  alle  Bau-  und  Investitions-Augelegeuheiten. 

§.  37. 

In  Angelegenheiten,  welche  im  vorstehenden  Paragraphen  nicht  angef&hrt 

sind,  können  einzelne  Mitglieder  derDirection  nuriusoferne  Verfügungen  tref- 
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fen,  als  sie  damit  von  der  Directionssitzangbetrant  wurden;  die  Beamten  der 
Oesellsohaft  aber  insofeme ,  als  sie  liiezu  durch  die  Direetion  von  Fall  zu 
Fall  angewiesen  werden,  oder  aber  daroh  ihre  DienstJntmctionen  und  Vor- 
sohriften  angewiesen  sind. 

§.  38. 

In  den  Directionsitzung:en  werden  die  besclilUsse  mit  absoluter  Stirn- 
innimolirhoit  trofasst;  im  Falle  die  Stimraou  irleicli  i^ctheilt  sind,  wird  jene 
Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  der  sich  der  Vorsitzende  angeschlossen  hat. 

§.  30. 

Üeber  die  Sitzungen  der  Direetion  werden  Protokolle  gefilhrt,  welche 
vom  Vorsitzenden,  dem  Seliriftfiihror  und  Rämmtliclien  anwesenden  Mit- 
irlioilcrn  zu  nntci  rcrtigen  iinJ  dem  ;;ef;<Mnväiti^  irowcsenen  Regierungs- 
ronunissär  niitzutlieilen  sinil.  Von  jedem  ^^itzungsprotokolle  i?t  Iil^clistens 
innerlialli  14  Tagen  na^-li  (U-r  Iietrf  tT'  iiden  Sitzuug  eine  Abschril't  jedem 
<;iuzelncu  Mitgliede  der  Direetion  auäzulolgeu. 

§.  40. 

Die  K  n  1 1  (>  Ii  n  u  n  g  der  Direetion. 

Die  zu  Lasten  der  HetrieUsreclinung  tallendt-  Entlohnung  der  Din'ctiou 
hestiniuU  'iie  Oi'iieralversammlung  unti-r  Voilxdialt  der  Geneliniii,Min;j  der 
PteLMciun^'.  Vorläufig  wird  tiir  das  fol-ende  eine  Jahr  die  Entlolmuim  der 
Direeti(Mi  iu-^-rOKammt  im  Bi  trage  von  7UÜU  tl.  lestgestellt.  Deu  Emlohnungrj- 
betrag  vertheilt  die  Direetion  selbst  uaeh  ihrer  Einsieht  unter  ihre  eigeueu 
Mitglieder  im  VerhUltniäöe  zu  deu  Leistungen  derselben. 

41. 

Auisichtsrath. 

Der  Autsichtsrath  besteht  aus  4  Mitgliedern ;  wenn  deren  Anzahl  im 
Laufe  des  .lahres  auf  weniger  als  die  gesetzliehe  Anzahl  von  Dreien  herab- 
gemindert würde,  ist  eine  ausserordentliehe  Generalversammlung  einzu- 
berufen. 

ff.  42. 

Die  in  den  ersten  zwei  Punkten  des  §.  29  angeführten  Ansschliessnngs- 
grttnde  sind  auch  anf  die  Hitglieder  des  Anfsiehtsrathes  anzuwenden.  Beamte 
der  Gesellschaft  können  keinesfalls  Mitglieder  des  Anfsiehtsrathes  sein. 

§.  43. 

Die  Mitglieder  des  Anfsiehtsrathes  werden  auf  3  Jahre  gewählt.  Die 
Austretenden  können  wieder  gewählt  werden.  Drei  Mitglieder  des  Aufaichts- 
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rathes  wddeii  durch  die  Oeiieralversaiumlang  gewählt,  ein  Mitglied  des- 
selben erneunt  die  Regierung. 

§.  44. 

Die  zu  Lasten  der  BetriebBrecbnvng  fitUende  Entlohnung  des  Anfsiehts- 
rathes  wird  unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  der  Regienug  dnreh  die- 
GeneralverBammlnng  bestimmt.  Vorlilnfig  wird  fOr  das  folgende  eine  Jahr 
diese  Entlohnung  des  Aufsichtsrathes  insgesammt  im  Betrage  von  3400  fl. 
fes^iesetzt  Der  Entlohnungabetrag  wird  durch  den  Anfsichtsrath  naeh  seiner 
Einsicht  unter  seine  eigenen  Mitglieder  im  YerhAltnisse  sn  ihren  Leistungen 
▼ertheilt. 

§.  45. 

F  i  rma ze  i  c  Ii  II  un g. 

Die  Firma  dor  Gesellscbatlt  zeichnet  die  Direction.  Zur  Giltigkeit  der 
ünterHchrift  ist  unter  dem  vorgedruckten  nngarisoheii  oder  deutschen  Firma- 
Stämpel  die  eigenhändijre  Namensferti^mg  zweier  Mitglieder  der  Direction 
oder  eines  Directionraitgliedes  und  des  zu  diesem  Behnfe  besonder» 
ermächtigten  und  protokollirten  (§.  36  c)  Beamten  der  Qeseilsoliait  erfor- 
derUcb. 

§.  46. 

Bilanz.  Oewinnrertheilu n g. 

Die  Rechnungen  der  Gcscllacliuft  werden  am  'M.  Dcccmbci-  jcilt  n  Jahres 
abgeschlossen,  und  mit  der  liilanz  i..id  dem  begutachtenden  Berichte  des  Aul- 
sichtsrathes  der  Gcneralvcrsaininlimg  vorgelegt. 

D^s  nach  Abzug  der  Betriebs-  und  Erlialtungaauslagen,  der  eventuellen 
Kosten  fiir  die  Beschaffung  des  zur  Zinsenzalilung  und  zur  Capitalsamorti- 
sation  erforderlichen  Silbergeldes.  der  Verluste  und  Abzüge  verbleibende 
Erträgniss  ist  folgendermassen  zu  verwenden : 

a)  vor  Allem  zur  Zahlung  der  Zinsen  und  Amortisationsquote  der  Prio- 

ritittsobligationea ; 

h)  cur  Zahlung  der  dem  Aetieneapitale  ans  dem  vom  Blaale  garantirten 
ErtrSgniss  gebührenden  Dividende,  sowie  der  nur  Amortisation  der 
Actien  seinerzeit  erforderliohen  jährlieben  Beträge. 
Wenn  sich  naeh  all*  diesem  über  das  vom  Staate  gamntirte  Reiner- 
trXgniss  noch  ein  weiterer  Ueberschuss  ergibt,  so  ist  derselbe  im  Sinne  der 
Coneessionsnrknnde  vor  Allem  zum  Ersätze  der  durch  die  Gesellschaft  vom 
Staate  unter  dem  Titel  des  garantirten  Ertrifgnisses  behobenen  Vorsohttsso 
zu  verwenden. 

Von  dem  etwaigen  üeberreste  sind  mindestens  10  ^/^  insolange  dem 
Reservefonde  zuzuwenden,  bis  derselbe  10  %  des  Stammoapitales  nicht 
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ttbenehreitet;  eine  weitere  von  der  OeneralyerMinmliiiig  so  bestimmende 
Taotitoe  wird  der  Direetion  zngewieien,  der  sohinnige  Rest  aber  als  Snper- 
diridende,  oder  auf  eine  andere  dnreb  die  QeneralTersammlong  zu  bestim- 
mende Weise  swiseben  die  AetionSre  im  VerbJtttnisse  nur  Ansabl  ihrer  Aetien 
znr  Yertheiinngf  gebraebt  nnd  am  niebstfolgenden  1.  Jnli  ansbesablt. 

§.  47. 

Die  dem  Aotienoapitule  aus  dem  vom  Staato  irarantirten  Erträ^^Miisse 

gebührende  Dividende  wird  in  halbjährigen  Katen  zu  den  ia  deo  Aotieu- 
coupons  bestimmten  Terminen  auHgezahlt. 

§.  48. 

YerjXhrnng  der  Dividende  nnd  Snperdividende. 
Jene  Dividenden  nnd  Snperdividenden,  welobe  binnen  5  Jahren  naeh 
ihrer  FUligkeit  nicht  behoben  worden,  verfallen  kii  Gnnsten  der  Oesellsehaft 

§•  49. 

S  t  a  a  t  <  a  u  f  8  i  e,  h  t. 
Das  Anfsii'htsrerht  der  Ke<ri<'iun;;  wird  durch  die  (JoucesaionHUrkuude 
und  die  allgeniciueu  Gesetze  be.stimrat. 

§.  50. 

ModalitSten  der  Veröffentliohong  der  Gesellsehafts- 

Beschlttsse. 

Die  KondmaehoDgen  der  Gesellschaft  werden  mittelst  dreimaliger  Inse- 
rirung  in  den  Amtsbllttem  der  königl.  ongarischen  nnd  der  k.  k.  Osten*. 
Regierong  veröffentlicht. 


H) 

Formular  der  Prioritltt-HtuiitobHgation  zu    12  dur  Stituttn. 

Frioritäts-Hauptobiigatiou 

der  k.  k.  priv. 
Kasfhaa-Oderberfi;er  KiMfibaha 

über  38,825.200,  schreibe  dreisigacht  Millionen  achthundert  zwanzig- 
fünftausend  zweihundert  Gulden  ö.  W.  in  Silber, 

oder 

97,063.000,  schreibe  nMnzigsieben  Millionen  sechzigdreitausend  Francs. 

Die  k.  k.  priv.  Kasehao-Oderberger  Eisenbahn  beorkondet  mittelst 
dieser  Prioritfits-Haoptobligation:  dass  sie  anf  Gmnd  der  AlIerbSchsteB 


Digitized  by  Google 


706 


Kasebaü-Oderberirer 


C'oncessioii  vom  26.  .Iiuii  uii<l  <1<  >  Addiiioiial  ^t•bereink(tlnme^■^  vam 

22.  Juni  l^'GT.  zur  voll^tä!i(li;:t'ii  Autbniijruncr  (le>  zum  Aush;ui  der  ihr 
conces.-iioiiirtfMi  Loioniotivei^enlialiu  v»»u  K.i^-rhau  Oilt-rber^  mit  einer 

Zwcigbaliu  von  Ab(t.s  nach  Eperje.s  erlorderlichcii  Aiilag<Mapitales  vou 
58.237.800  GuUlou  ö.  W.  in  Silber,  194.126  Stück  Prioritats-P;ntiab>bli. 
gationen  cinzfin  über  20U  üuldon  ü.  W.  in  Silber  oder  500  Francs,  insge- 
Bamint  über  den  Nominalbetrag  von  38,825.200  (Julden  o.  W.  in  SilVier  oder 
97,063.000  Francs  anl  Uebcrbringer  lautend,  nach  dem  beigehefteten  und 
einen  integrirenden  Bestandtbeil  dieser  Urkunde  bildenden  Formulare  ausge- 
geben, und  dagegen  von  den  Inhabern  ihrer  emittirten  Priorit&ts-Partial- 
obligationen  insgesammt  den  Betrag  von  38,825.200  Gulden  H,  W.  in  Silber, 
oder  97,063.000  Francs  als  Prioritätsanlehen  thatsSehlieh  aufgenommen  hat. 

DemgemSss  erklärt  die  k.  k.  priv.  Kascbau-Oderberger  Eisenbahn: 
allen  Inhabern  ihrer  emittirten  Prioritäts-Partialobli- 
gationen  insgesammt  den  Gapitalsbetrag  von  38,825.200  Gulden  ö.  W.  in 
Silber,  oder  97,063.000  Francs,  —  jedem  Binzeinen  derselben  aber 
jenen  Theilbctrag  dieser  Gesammtsnmme,  welcher  dem  Nominalwerthe 
seiner  besttglichen  Prioritttts-Partialobligationen  siflbrmilsBig  entspricht, 
sammt  Sperceutigen  Zinsen  in  Silber  liquid  schuldig,  und  nach  Hassgabe 
ihrer,  dem  beigehefteten  Formular  entsprechend  emittirten  Prioritäts-Partial* 
Obligationen  Torzugsweise  zu  yerzinsen  und  zu  tilgen  verpflichtet  zu  sein. 

Zur  Sichel-Stellung  dieser  Verzinsung  und  Rückzahlung  des  obigen 
Prioritatsanlehens  von  38,825.200  Gulden  ö.  W.  in  Silber,  oder  97,063.000 
Francs  verpfändet  die  k.  k.  priv.  Kasobau-Oderberger  Eisenbahn  den 
Inhabern  ihrer  emittirten  Prioritäts-Pa  rt  i  al  ob  I  ijra  tionen 
mittelst  dieser  Urkunde  ihren  Bahnkörper  von  Kaseliau  bis  Odcrbersr  und 
von  Abos  bis  Epcrje»  sammt  der  ganzen  Instruirung  de8»elben,  bis  zur  Höhe 
ihres  obigen  Schuldbetrag«-«  sammt  Zinsen,  und  vvilli-t  nicht  nur  darein,  dass 
auf  Grund  dieser  Urkunde  das  Flandrecht  auf  iiiren  Bahnkörper  und  dessen 
niet-  und  nagelfeste  Bestandtbeile  sauimt  Zngehör  in  den  Grundbuchsproto- 
kollen    

simultan  zu  Gunsten  der  Inhaber  ihrer  emittirten  Frioritäts-pÄrtialobli- 
gationen  in  erster  I*riorität  hypothekarisch  grundbiicherlieh  einverleibt 
werde,  sondern  verpilichtct  sich  auch,  diese  Einverleibung  zu  erwirken. 

Die  (icltuiiL^  und  Wirksamkeit  dieser  Prioritäts-llauptobligation  und 
des  auf  Grund  derselben  erworbeneu  liypotlickarisclien  l'lautlreelites  erlischt 
durch  die  suceessive  Tilgung  dt  r  emittirten  Prioritüts  Farti;iloldi,ir:itionen 
in  dem  Momente  und  Masse,  in  web  lu m  letztere  tliMtsHehlieli  rücku'ezahlt 
worden  sind,  und  die  k.  k.  priv.  Kaseliau Odcrbci  i:cr  Eiseubalin  ist  au- 
diesem  (iruiide  nach  i;.  17  ihrer  ^M-nt  limigteu  Statuten  berechtigt,  das  zur 
Sicherstellung  ihres  oldgen  Prioritiitsanlf^lieus  sammt  Zinsen  auf  ihren 
Bahnkörper  und  dessen  Zngehür  grun»lbüeherlieh  einverleibte  Pfandrecht, 
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auf  Grund  ihrer  getilgten  Prioritüts-Partialobligfttionen  in  der  WSihe  des 
Nominalbetrages  derselben,  ohne  besonderer  LSschnngsbewiltigong  von  Zeit 
zu  Zeit  theilweise,  oder  anf  einmal  im  Ganzen ,  gmndbttcherlioh  Idschen  an 
lassen. 

Urkond  dessen  ist  diese  Prioritäts  Hanptobligation,  welche  alle  emlt- 
tirten  Pdoritits-Partialobligatioiien  der  k.  k.  priv.  Kasohau-Oderberger 
Eisenbahn  in  sieh  schliesst  nnd  nmfasst,  von  allen  Mitgliedern  des  gesell- 
sohafUioIien  Verwaltnngsrathes  nnd  den  gleichseitig  g^'genwSrtigen  Zeugen 
eigenhändig  ontersobrieben ,  nnd  im  Original  als  gemeinscbaftliohe  Urkunde 
aller  Inhaber  emittirterPrioritäts-Partialobligationen  der  k.k.priv.  Kasohan- 
Oderberger  Eisenbahn  naeh  vorheriger  Einverleibung  bei  dem  k&nigl. 
Ungar.  Finanzministerium  in  Pest-Ofen  hinterlegt  worden. 

Diese  Statuten  wnrden  bri  dom  Budapostor  kÖniL'l.  Handels-  und 
Wechselgerichtc  in  das  neue  Kegister  der  CiescllschaltsHrmen  II.  Band, 
6.  Seite  sammt  den  ])ozüjrli('hen  lui^arisch:  ^c?».  kir.  S7al)ad.  KaMsa-Oder- 
hoi-üi  vasut*',  dcutRoh:  ,.k.  k.  priv.  Ivaschau-Oderberger  fiisenbahngeäell- 
schuft"  lautenden  Firma  Übertragnen. 

Budapest,  am  23.  Februar  1877. 

Das  Budapester  k9n.  Handels-  und  Wecliselgericht. 

Aleilis  T4th, 

PrXsident. 

Dr.  Wetiel, 

Notar. 

8.  Anmerkmigeii  siir  Coneesdons-Urkande  Tom  26.  Juni  1866^ 

B.  0.  Bl.  Hr.  91, 

(Dr  die  Eisenbahn  von  Kasdisa  rnoh  Merberg  nU  der  Zweigbihi  naoh  Eperies. 

(Vgl.  Bd.  n,  Abtb.  2,  Seite  883). 

Zu  §.  1. 

Hit  Erlass  des  k.  k.  Handelsministers  vom  9.  August  1875,  Z.  15890 
wurde  der  Gesellschaft  die  Bewillignng  zum  Bau  und  Betriebe  eines  Zweig- 
geleises  zn  dem  in  der  NXhe  von  Dombrau  befindliohen  Kohlendepotplatze 
der  Ittrsterzbisebdfliehen  Bergverwaltnng  in  Orlau-Lasky  ertheilt. 

Zu  §.  13. 

Hit  1.  Jinner  1878  ist  auf  Grund  eines  gemeinsohaftliehen  Ueberein- 
kommens  auf  sSmmtliohen  5sterreiohischen  und  ungarisehen  Eisenbahnen  ein 
neuer  einheitlicher  Hilitiirtarif  in  Kraft  getreten. 
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Erste  ungarisoh-galisisolLe  Eisenbalm, 

(VgL  Bd.  II,  Abth.  %  Seite  943,  Bd.  m,  Seite  48t  und  Erg.  Bd.  I,  Seite  899.) 

1.  Statuten'^ 
4er  Aetiengeselbehtfl  der  Enten  angv iseh-galiiiadwi  EiMibalm. 

(Vgl.  Bd.  II,  Abth.  2,  Seite  98». i 

I.  Abschnitt 

Die  AeiteMCMella«lMfll* 

§•  1- 

Grundlape  nnd  Firma. 

Die  ConeeRsionäre  der  £iaenbahn  von  Mihälyi  über  Homonna  an  die 
ungarisch-  palizische  Gränze  iiml  von  da  nach  Przemydl  bilden  auf  Grund 
der  von  der  k.  k.  österreicliisclien  untl  der  k.  ungariRchen  Repriernng  ertheil- 
ten  C'oncessicincn  vom  11.  September  186U,  Ii.  G.  Bl.  Nr.  180  und  vom 
14.  Juli  1869  eine  Aotiengesellschaft  unter  der  Firma:  „Erste  ungarisch- 
galiziscbe  Eisenbahn."* 

>?•  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  dieser  Gesellsehaft  nmfasst: 
a)  den  Bau  und  Betrieb  einer  Loconotiveisenbahn  im  Ansehlnsse  an  die 
nngariaehe  Nmrdostbahn  bei  MihÜyi  bis  Praeinyll  zQm  Ansehlnsse  an 
die  k.  k.  priv.  Carl  Lndwig-Bahn; 


*  Die  hier  ab^eilruckten  Statuten  sind  in  Folge  ilc*  v>un  k.  k.  Ministerium  de» 
Innern  unter  dem  T.September  1^78,  Z.  11484  genehmigten  Anhanges  zu  deoBelben,  ent- 
haltend die  in  der  Generalversammlung  vom  14.  Juni  1878  beschlossene  Aenderung 
der  §|.  7,  9,  10, 19, 18,  14,  17,  18, 19,  20,  99  und  98,  in  diesen  Paragraphen  ausser 
Kraft  getreten.  Der  Abdruck  dieses  Anhanges  moss  dem  nSehsten  E^Soimigsbaade 
vorbehalten  bleiben. 
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b)  unter  den  allgemein  gesetsUoh  Torgeschriebenen  Bedingungen  die 
Erwerbung  und  Inbetriebsetzung  solcher  Eisen-  und  Koblenwerke  und 
sonstiger  Industrie-EtablissementSy  deren  BeeiU  dem  geaellaohaftlichen 
Untern olimon  forderlich  ist; 

c)  die  Boistt'Iliing  von  Verkehrsmitteln  für  Personen  und  Frachten  zu 
Wasser  and  zu  Laude  unter  Beobachtung  der  gesetzlichen  Vorschriften. 

§.  3. 
Bereebnung. 

Zn  diesem  Bdmfe  tiberiragen  die  OoneeMioiiire  der  genanotett  Babn 
ihre  auf  Gnind  der  Ooneeasionen  erworbenen  Rechte  an  die  an  bildende 
Oeselltebaft,  anf  weiche  letstere  auch  gleichzeitig  alle  den  Ooneessionlren 
binsiehtlieh  dieser  Cionoessionen  obliegenden  Yerpfliehtangen  übergehen. 

Sitz. 

Der  Sitz  der  (Josollschaft  ist  in  Wien.  In  Po-^t-Ofon  i-^t,  snV)ald  es  die 
k.  unp-Hrischc  Ifff^ifruufr  verlangt,  eine  Vertretung  autzu8tellen. 

Die  (H'si  lUehatt  ist  auch  berechtigt,  nach  Bedtirfniss  im  In-  und  Aus- 
lande Agentien  zu  errichten. 

§.5. 

H  e  g  i  n  n  u  n  d  D  a  u  e  r. 

Naeh  erfolgter  Genehmigung  ihrer  Statuten  tritt  dif  < ;e>ellachaft,  sobald 

a)  das  {resammte  im  §.  7  lit  a>l  bezeichnete  A<  tiencapital  gezeichnet  und 
auf  Jede  Actic  die  Einzahlung  von  40  Peroent  des  Nominalbeträgen 
geleistet  ist,  und  wenn 

b)  die  Firma  sammt  den  ätatuten  beim  k.  k.  Handelsgerichte  in  Wien  pro- 
toküllirt  worden  ist, 

in  Wirksamkeit  und  endet  mit  dem  Tage  des  Erlöschens  der  Concession, 
löst  sich  jedoch  schon  früher  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Bahnen  vom  Staate 
eingelöst  oder  von  ihr  selbst  veräuRsert  werden,  die  Fortdauer  der  Gesell- 
schaft aber  für  den  im  §.  2  bj  und  cj  dieser  Statuten  bezeichneten  Zweck 
nicht  beschlossen  wird. 

§.  6. 

Knndmaehnngen  der  Oesellsehaft. 

Die  ötfentlichen  Kundmachungen  der  Gesellschaft  erfolgen  rechtswirk- 
sam  durch  dr«  imalige  Einschaltung  in  die  ämtUcbe  Wiener,  Pcst-Ofner  und 
Lemberger  Zeitung. 
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Die  Ton  den  dffentUeben  KuDdroachungen  an  laufenden  Fristen  begin- 
nen,  wenn  in  der  Kundmaohung  selbst  nicbts  Anderes  bestimmt  wnrde,  mit 
dem  der  letaten  Einsobaltung  folgenden  Tage.  Es  steht  dem  Verwaltangs- 
rathe  Übrigens  frei,  die  Knndmaohnngen  ausserdem  aacb  in  anderen  BUtlem 
za  veranlapsen. 

n.  Absohiiitt 
Dm  AnlageMipltol, 

§.  7. 
Hdhe. 

Das  Anlnjre^apital  zur  Herstellung  und  Instriiiruiijr  der  conec^isinnirtcn 
Baliiu  n  wird  nominell  auf  Gulden  Einunddreissif?  Millioiun  Achtiiundert- 
neununddrcLsdigtau^end  sechshundert  üsterreichisciier  Währung  iu  Silber 
festgesetzt  und  besteht: 
a)  ans  dem  Aotienstaromcapitale  von  Qnlden  zwölf  Hillionen  Aohthandert- 

nennunddreissigtanBend  seohHhnndert  österreichischer  Währung  in 

8ilber  und 

hj  aus  dem  Betrage  einer  Prioritätsanleihe  von  Onlden  nennsehn  IDUionen 
Österreiohiseher  Wühmng  in  Silber. 

Durch  den  Anbang  vom  7.  September  iaia  geändert. 

§.  8. 

Beschaffung  des  Stammeapitales. 

Das  8tammoBpital  von  Qulden  13  Millionen  839.600  dsterreiehisoher 
Währung  in  Silber  wird  mittelst  Emission  von  64.198  auf  den  Ueberbringer 
lautenden,  nntheilbaren,  einseln  Uber  300  Oulden  Ssterreiohisoher  Währung 
in  Silber  ausgestellten  Aetien  beschafft. 

§.9. 

Aufnaiune  des  Prior itätsanlehens. 

Das  Prioritätsanlehen  von  Gulden  19  Millionen  östciTcichischer  Wäh* 
rnng  in  .'^iH)er  wird  mittelst  Bmission  von  95.000  mit  5  Percent  in  Silber 
jährlieii  verzinslichen,  untheilharen.  auf  den  Ueberbringer  lautenden  und  je 
Uber  200  Gulden  österreiehisciier  Währung  in  Silber,  gleich  333'/,  Gulden 
süddeutscher  Wäiirungoder  ISS'/a  Tlialcr  der  Thaler- Währung  ausgestellten 
Prioritätsobügationen  aufgebracht  und  bildet  ein  Passivum  der  GeselUchait. 

Dureh  den  Anhang  vom  7.  September  1878  ge&ndert 
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Definitive  FoBtsetiang  der  Summe  des  Anlageeapitalea. 

Nteh  der  definitiven  Beatimmnng  der  HeilenUiuge  der  gesellschaf  liehen 
Bahnen  wird  anoh  die  proTisoriaclie  Summe  des  Anlagecapitals,  respeetive 
die  provisorisoh  angenommene  Ansahl  der  Prioritfttsobligationen  definitiv 
rielitiggestellt.  Dies  gesoliieht  bei  der  seinerzeit  erfolgenden  Genehmigung 
des  Tilgungsplanes  der  Prioritäten  durch  die  Annnllimng  der  entsprechen- 
den  Stfickzahl. 

Zu  diesem  Ende  wird  eine  liinreiohende,  durch  die  hohe  Regierung  au 
bestimmende  Anzahl  von  PrioritStsobligationen  unter  steter,  im  Wege  des 
zu  ernennenden  landesfttrstlichen  Gommissirs  anszuQbenden  Oontrole  der 
hohen  Regierung  bei  der  Oesellsehaft  zurückbehalten  und  aufbewahrt. 

Hit  dem  H»ndelsminifterial  Eftasse  vnm  27.  Februar  1876,  Z.  87768  wurde 
ia  Gemissheit  der  Bestimmung  dieses  Paragraphes  die  Anuilimng  Ton  S06  StOak 

Prioritiit-oMii^Mtioncn  im  Nominalbetrage  von  41.200  fl.  bewilligt. 

Vorsteilender  §.  wurde  durch  den  Anhang  vom  7.  September  1878  geändert. 

§.  11. 

Stänipel-  und  gebührenfreie  Ausgabe  der  Actien  und  Priori- 

tätsobli  jrationen. 

Dio  erste  Emission  der  AiMicii  und  PrioritätS(»bli;i;itioin'n  mit  Ein- 
schlug'« der  Interimsscheiue ,  Coupons  und  Talons  iindet  stämpel-  und 
gebtthreiifrei  statt. 

l)ie  Actien  und  Prioritätsoldifr.itioneii  kimnon  auf  allen  in-  und  aus- 
ländischen Börsen  gehandelt  und  ämtiich  notirt  werden. 

f.  13. 

Zahlung  der  Zinsen  des  Anlageoapitals. 

Die  Zahlun,i(  der  lüntpercontipen  Zinsen  den  Anlagcoapitalt^  ('§.  7) 
erlV)l;2:t  luilbjälirit:  n.i<;hliincin,  und  zwar  bei  den  Actien  am  1.  Jänner  und 
1.  Juli  und  bei  den  Prioritäten  am  1.  März  und  1.  September  an  der  jrescll- 
scbaftliehen  Hauptcasse  und  an  jenen  Orten  des  In-  und  Auslandes,  welche 
der  Verwaltuuirsratb  bestimmen  und  kundmaelien  wird. 

Die  während  des  Baues  fällig  werdenden  Zinsen  sind  aus  dem  Baufonde 
zu  berieht iiren. 

Durch  den  Anhang  vom  7.  September  1878  geändert. 

§.  13. 

Tilgung  des  Anlagec  apitals. 

Die  Tilgung  des  Anlageeapitah  erfolgt  innerhalb  der  ("(»nces.sionsdauer 
durch  successive  Einlösung  der  emittirten  Prioritätsobligatiouen  und  Actieu 
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nach  einem  von  den  beiden  hohen  SUafimwftltungen  tn  genehmigenden 
Tilgnngepltne  dermr^  dass  die  Tilgung  der  PrioiiatMnleihe  der  Tilgung 
des  AotienoftpitalSy  daher  die  Einlösung  der  Prioiitiltsobligationen  jener  der 
Actien  Toraningehen  hat. 

Dttreh  den  Anhang  vom  7.  S«ptemb«r  1878  geindert 

Verlosung. 

Die  Beihenfolge  der  elnsulösenden  Prioritltsobligationen  und  Aotien 
wird  durch  Verlosung  bestimmt,  welche  unter  behördlicher  Aufsicht  am  Sitze 
der  Gesellschaft  Öffentlich  Torzunehmen  ist. 

Die  Nummern  der  gezogenen  PrioritXtsobligationen  und  Actien  mttssen 
kundgemacht  werden.  Die  gezogenen  Werthe  sind  sechs  Monate  nach  dem 
Ziehongstage  zahlbar,  und  ihre  Verzinsung  hört  vom  Tage  der  Zahlbar- 
keit  auf. 

Dureh  den  Anhang  vom  7.  September  1878  geändert. 

§.  15. 

Verjährung  der  Zinsen. 

Die  binnen  filnf  Jahren  vom  Tage  ihrer  Fälligkeit  nicht  behobenen 
Zinsen  verfaUen  au  Gunsten  der  OesellschafU 

§.  16. 

Oenusssoheine. 

Für  die  eingelösten  Actien  werden  ansser  dem  effectiv  eingezahlten 
Capital  in  Silber  auf  den  Inhaber  lautende  Genussscheine  ausgefolgt,  deren 
Besitzer  wohl  keinen  Anspruch  anf  die  im  §.  13  erwähnten  fHnfjpercentigen 
Actienzinsen,  im  Uebrigen  jedoch  gleiche  Rechte  mit  den  Actienbesitzem 
haben. 

Bei  Beurtheilang  der  Beschlussfähigkeit  der  General  -  Versammlung 
(§.  50)  und  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  Tcrtretenen  Gapitals  werden 
die  Genussscheine  den  Actien  gleicligeaclitet. 

Das  Formulare  dicMor  (ieniissscheine  wird  seinerzeit  vom  Verwaltnngs- 
rathe  festgesetzt  und  der  hoben  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vor- 
gelegt werden. 

§.  17. 

Sicherstellung   dos  Prioritätsanle  liens   und  der  Zinsen  der- 
selben. I'ri  oritäts-llauptobligation. 

Zur  Sioherstellnng  des  Prioritätsanlehens  sammt  Zinsen  hat  die  Gesell- 
schaft 
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a)  Uber  den  «:anzen  Capitalsbetra^  und  die  Zinsen  desselben  su  Gunsten 
der  Inhaber  ihrer  emittirten  Priorität^i-Partialobligationeii  eine  durch 
Tilgung  dieser  letzteren  in  gleicher  Höhe  sueccssivc  ausser  Geltung 
und  Wirksamkeit  tretende  Prioritäts-Hauptobliiration  auSEUStellen ; 

b)  in  dieser  Hanptobligation  den  geseilschnttlicheu  Bahnkörper  sammt  dem 
vollständigen  Fundus  instructus  bis  zur  Höhe  des  Schuldbetrages  sammt 
Zinsen  zu  verpfiindon,  sodann  auf  Grund  dieser  Hypothekbestellang 

c)  das  unbedin^jtr  IMand recht  auf  den  erwähnten  Bahnkörper  und  dessen 
Zugehor.  und  zwar  auf  den  im  Königreiclie  l'ngarii  gelesrcnon  Theil 
sogleich,  auf  den  in  Galizieu  gelegeuen  Theil  aber,  sobald  ein  zu  erlas- 
sendes frCi^etz  (liest  s  ermJi^rlieht.  zu  Gunsten  der  Inhalier  der  Priori- 
tätsobligatiouen  grundbUcherlich  primo  loco  einrerleibeu  zu  lassen  uud 
endlirh 

d)  die  einverleibte  Trioritiits  Hauptobligation  als  eine  <leii  sämmtliehen 
Inhaliern  der  I'rioritäts  Partialobligationen  gemeiuschaftliche  Lrkuude 
bei  der  hoheii  JStaatsverwaltuiig  zu  hinterlegen. 

Durch  den  Aniiang  vom  7.  September  tö7H  geändert. 

18. 

F(»rtn  der  P  r  io  r  i  t  ä  t -  H  u  u  p  t  •«  b  1  i  gat  iou. 

Die  im  §.17  erwähnte  Prioritäts-Iianptobligation  ist  naeb  dem  Formu- 
Inre  Heilage  I  nuszuferti;:en.  mit  ib-m  Troekenstämpel  der  (Tesellscliaft  zu 
versehen  iiiul  durch  alle  Mitglieder  des  Verwaltungsralhes  zu  unterfertigen. 

Durch  den  Anhang  vom  7.  S-^ptf-niber  187^»  geän-lert.  Da*  Formulare  der  Priori- 
täts-Uauptobligation  ist  im  Bd.  II.  Abth.  2,  Seite  1008  abgedruckt. 

§.  19. 

Löschung  des  Pfandrechtos. 

Die  Gesellschaft  ist  bere(  htiget,  das  zur  Siobersfcellung  ihres  Prioritäts- 
anlehens  sammt  Zinsen  auf  ihren  Bahnkörper  und  dessen  Zugebör  grund- 
bttoberlioh  einverleibte  Pfandrecht  im  Königreiche  Ungarn  auf  Grund  der 
von  ihr  eingel<>sten  PrioritHts-Partialobligationen  (§§.  13  und  14)  im  Nomi- 
nalbeträge derselben  ohne  besondere  Löschnngsbewilligung  lediglich  gegen 
Vorlage  der  eingelösten  Partialobligationen,  in  den  im  Keichsrathe  vertre- 
tenen K;. lügreichen  und  Ländern  aber  auf  die  gesetzlich  erst  tesizustellende 
Art  und  Weise,  von  Zeit  ZU  Zeit,  tbeilweise  oder  im  Ganzen  grundbücberlich 
löschen  zu  lassen. 

Durch  den  Anhang  vom  i.  September  187S  geändert. 

§.  20. 
Staatsgarantie. 
Die  k.  k.  österreichische  und  die  k.  ungarische  Regierung  leisten  für 
das  Krtrügniss  der  Ersten  nngarUch-galizischen  Eisenbahn  die  in  den  Arti> 
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keln  15  bis  18  der  k.  k.  üsterreiohischeii  und  in  den  §§.  23  bis  26  der  k* 
uni?arischen  Conceasioueurkunde  bezeichneten  (iar.intie,  welche  seitens  der 
k.  k*  österreichischen  Regierung  auf  GruHd  der  Allerhöchsten  Entsclilies- 
i^nng  vom  22.  December  1871  auf  die  im  Artikel  II  des  Geseises  Tom  20. 
Mai  1869  beBtimmte  Maximalsumme  erhöht  wurde. 

Dureh  den  Anhang  Tom  7.  September  1878  geSndert 

§•  21. 

Hit  Bttcksicht  auf  die  abgesonderten  Garantieleistungen  der  österreiohi» 
'sehen  und  ungarischen  Hegierung  20)  ist  die  Betriebsrechnung  der  gali- 
zischen  und  der  ungarischen  Bahnstrecke  abgesondert  zu  führen,  und  bezüg- 
lich der  Theilung  der  gemeinsamen  Ausgaben  unterwirft  sich  die  Gesellsehatt 
Jeder  wie  immer  gearteten,  von  Seite  der  heideji  hohen  Regierungen  zu 
vereinbarenden  Modalität,  ins<iternt'  liiedureh  der  l'mfang  und  die  Geltung 
der  für  beide  Bahnstrecken  im  Ganzen  vergewährten  Krtragsgarantie  nicht 
alterirt  wird. 

Die  Theilung  geschieht  Jedoch  nur  mit  Beziehung  auf  d.as  Vcrhaltniss 
zu  den  beiden  luilieii  Ke/^'ierungen.  während  den  Aetioiiäien  gegeiiiilier  und 
rUcksiclitlieh  aller  sonstigen  Verlialtiiisse  die  Beliicbs-  und  üarautieergeb- 
iiisse  ungetlieilt  als  Ertrag  einer  einzigen  rnternelitnuiig  behandelt  werden, 
(dine  riiterseliied,  ob  derselbe  aus  dem  galizischeu  oder  aus  dem  ungarischen 
Theile  der  Bahn  resultirtc. 

§.  22. 

Vermehrnng  des  Anlagecapitales. 

Für  den  Fall  einer  Erweiterung  der  «resellsi  h-utlielien  Unternehmung 
im  Sinne  des  §.  2  der  Statuten  wird  der  Geselle  li.ift  die  Erhöliung  des 
Anlagecapitnis  »lurcli  Ausgabe  neuer  Aeticu  und  riioriiiitsobligationen  über 
Besebluss  der  (Tcneral- Versammlung  und  mit  Genehmigung  der  Staatsver- 
waltun;:  vorbehalten.  Die  Prioritätsobligationcn  können  jedoch  auch  in  die- 
sem Falle  nur  bis  zur  Höhe  einer  solchen  Summe  ausgegeben  werden,  deren 
Verzinsung  höchstens  drei  Fttnfthdle  des  nach  dem  erhöhten  Anlageeapital 
etwa  zu  garanttrenden  Reinelnkoniaiens  in  Annpruch  nimmt. 

Durch  den  Aniiaiig  vom  7.  September  1616  geändert. 

§.  23. 

Form  der  Acticn  und  Prio r itä ts  o  b  1  ijr a t io n en. 

I>ie  Ar'tien  >nninit  Coupons  und  'i'alon  werden  n:ieli  dem  Fornmlaro 
Beilage  11.  die  Prioritäts-rartiabdjligationen  sammt  Coupons  und  Talon  nach 
dem  Formulare  Beila;u'e  III  ausg<'ft  rli- (,  aus  einem  bt  i  der  Gesellschaft  auf- 
zubewahrenden Juxtabuclie  geschnitten,  mit  fortlaufenden  Nummern,  dem 
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Trockenstämpel  der  Ge^ellscliafl  und  der  Untenohrift  des  Casaiers  der 
Gesellschaft  nnd  zweier  Mitglieder  des  Verwaltangsrathes  verseheiit 

Jeder  Aetie  und  jeder  Prioritätsoblifration  wird  ein  Couponsbogen, 
welcher  30  auf  den  Uoberbringer  Untende  StUek  Conpone  enthttit,  und  ein 
Talon  beigegeben. 

Diureh  den  Anhang  Tom  7.  September  1878  geändert. 

§•  24. 
Einzahlungen. 

Die  auf  das  Stammoapital  zu  leistenden  Einzahlungen  werden  von  dem 

Verwaltung8Tatbe  fes^esetzt.  und  es  rau88  jede  Einzahlung,  sowie  der 
Zahlungstermin  wenigstens  einen  Monat  früher  öffentlich  kundgemacht  werden. 

Wenn  Aber  die  geleisteten  Theilzahlungen  Interimsscheine  auHgestellt 
werden,  so  unterliegt  deren  Formulare  der  Genehmigung  der  hohen  Staats- 
▼erwaltungen. 

§36. 

Folgen  der  nioht  rechtzeitig  geleisteten  Binzahlungen. 

Wenn  die  ausgeschriebenen  Einzahlungen  zur  lestpresetzten  Zeit  nicht 
geleistet  worden  sind,  ist  die  Gesellschaft  berechtigt,  die  säumigen  Actio- 
n&re  unter  den  Bedingungen  des  Artikels  221  a.  H.  G.  B.  ihrer  Anrechte 
aus  der  Zeichnung  der  Aotien  und  der  geleisteten  Theilzahlungen  zu  Gunsten 
der  Gesellschaft  verlustig  zu  erklären. 

§.  26. 
Amortisirung. 

in  Verlust  gerathene,  entwendete  oder  zerstörte  Interimsscheine,  Aotien, 
Prioritätsobligationeu,  Coupons  oder  Talons  mttssen,  um  an  deren  Stelle 
neue  entsprechende  Uikniiden  zu  erhalten,  von  dem  zuständigen  Gtoridite  in 
gesetsUoher  Weise  für  amortisirt  erklttrt  werden. 

IIL  Abschnitt. 

Aetlontoe* 

§.  97. 

Autiieil  der  Actiouäre  an  dem  gesellschaftlichen  Unter- 
nehme n. 

Jede  A<'tif  fnlit  ihrem  Inhaber  (1a-<  Itccht  auf  den  veiliältnissmässis'on 
Antheil  an  dem  Gcsummtvennufrcn  der  Gesellschaft  und  an  dem  Ertr:i;:ni3se 
des  gesellschaftli<-1ien  rnteraehmens,  jedoch  kein  Miteigenthum  an  einzelnen 
Vermögensbeätandtheilen. 
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§.  28. 

Gemoinsaiue  Reclite  a ut  eine  Actie  oderPrioritätsobligation. 

Dio  Gesellschaft  erkennt  liob  pre^enttber  für  jede  Actie  oder  Prioritäts- 
Partialohli^ation  nur  einen  Ei^enthtimer  an,*  mehrere  Theilnehmer  einer 
Aotie  oder  Prioritätsobligatiun  miiSHen  daher  ihre  genieinMinen  Redite  durch 
einen  gemeinschaftlichen  Vertreter  wahrnehmen  lassen. 

§.  29. 

Haftung  der  Aetionire. 

Kein  Actioniir  ist  über  den  Nominalbetrag  seiner  Actien  hattuni^sptlich- 
tig:  dritten  Personen  oregenüber  haitot  die  üeaeiUchatt  für  alle  ihre  Ver- 
bindlichkeiten mit  ihrem  ganzen  V^ermögen. 

§.  30. 

Deponirung  der  Actien  und  Prioritätsobligationen. 

Die  Aotien  und  Prioritätwibligationen,  sowie  die  Interimssoheine  können 
gegen  Entrichtung  der  hieittr  von  der  OesellsehafI  beetimmlen  Gebühr  bei 
der  Caesa  der  GeseUscbaft  hinterlegt  und  dagegen  auf  den  Namen  des  Erle- 
gers lautende  Binlagsscheine  erhoben  werden. 

Die  Anszahlnng  der  Zinsen  und  DiTidenden  findet  dann  gegen  Vorwei« 
snng  des  Depositenscheines  statt. 

§.3l. 

Wirksamkeit  der  Statuten. 

Blit  dem  Besitze  jeder  Aetie  ist  die  unbedingte  Unterwerfung  unter  die 
Bestimmungen  rorliegender  Statuten  verbunden. 

IV.  Abschnitt. 

OrganisaUou  and  Verwaltung  der  Geaellschan. 

§  82. 

Verwaltungsorgane  der  GeHelUchaft. 

Die  Gesellschaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten: 
.4.  durch  die  General- Versammlung  der  Actionäre; 
B.  durch  den  Verwaltungsrath; 
C»  dusch  den  Revisionsausschuss. 
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A.  Die  General-VerMiniiilnng  der  AetienMre. 

Ort,  Einberufung,  Wirkungskreis. 

Alle  Oeneral-VenamiiilQngeii  werden  in  Wien  Abgehalten. 

Die  Einbernfnng  derselben  erfolgt  unter  Ifittbeilnng  der  Gegenstände 
derVerbandlnng  dnreh  den  Vervaltungsratfa  mittelst  dreimnliger  5ffentUo)ier 
Bekanntmnohnngy  deren  erste  spfttestens  Tier  Wochen  vor  dem  Yersamm- 
Inngstnge  in  den  öffentliehen  BUlttem  erscheinen  mnss  (§.  9), 

Die  ststntenmlssig  gebildete  Oeneral-Versammlung  besohliesst  inner» 
halb  der  Griinzon  der  allgemeinen  Verordnungen  und  der  Statuten  über  alle 
Oe^cnstände,  deren  Entscheidung  ihr  ausschliesslich  vorbehalten  ist,  oder 
welche  ihr  vomVerwnItiin.rsrathe  vorgelegt  werden,  und  wird  in  derGeneral- 
Versammlun«:^  nur  über  jene  Gegenstände  verbandelt,  welche  in  der  Einbe- 
mfnn^^^kiindmachnng  bezeichnet  sind,  .leder  Aotionir  anterwii*ft  sich  den 
▼on  der  General- Versammlung  gefassten  BesohltisBen. 

§.  34. 

Ordentliche  General-Versammlung. 

Die  ordentliche  General-Versammlunj,'  tiiidet  spätestens  im  zweiten 
Kaleuderquartale  eines  jeden  Betriebajahres  statt. 

Die  erste  ordentliche  General-Versammlung  wird  in  der  ersten  Hälfte 
des  Jahres  1872  abgehalten  werden. 

§.  85. 

Regelmässige  Gegenstände  der  Berathung  und  Besohluss- 

fassnns^. 

Regelmässig*'  (te.ueiistiiinle  dn-  lieratiiung  und  HcschlttSsfassung  der 
ordcntliohen  General- Versainmlun^^  siiul  lol-^ende: 

1.  der  Berielit  des  Verv/altungsrathes  über  die  Geschäitügebaruug  und 
die  Jahresrechniin^r  (Bilanz); 

2.  der  Hcrielit  des  liev  isionsausachusses  über  die  Prütuugeu  der  Kech- 
nuugen  des  ab^'-<'l:uil'eiicn  Jahres; 

3.  die  Vcrtlit'iluiiL,'  der  Keinorträgnisse  des  abgelaufenen  Jahres,  insbe- 
sondere JJcstiiimiung  der  Dividende  und  Feststellung  des  Werthes  der  den 
Mitgliedern  des  Verwallungsrathes  zukommenden  Präsenzmarken  und  der 
denselben  zu  ^rewährenden  Tantieme; 

4.  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes ; 

5.  die  Wahl  von  drei  Revisoren  und  drei  firsatzmännorn  snr  Prüfung 
der  Gesellschaftsrechnungeu  des  laufenden  Jahres; 
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6.  jene  Angelegeuheiten ,  welche  der  Generalversammlung  von  dem 
Verwaltimggrathe ,  dem  Hevisionsaiusobiisse  oder  einzelnen  Aotionftren  snr 

Entscheidung  vorgeleL't  werden; 

7.  Entscheidung  et\vaiger  Keclamationen  Uber  den  Umfang  und  die 
Ausübung  des  Stimmrechtes. 

§.  36. 

Besondere  Gegenstände  der  Berathnng  nnd  der  Besohlnss- 

fassnng. 

Ausser  den  iiu  35  erwähnten  regelmässig  in  jedem  Jahre  zu  erledi- 
genden Gegenständen  sind  folgende  Angelegenheiten  insbesondere  dem 
Beschlnnse  der  General-Versammlung  vorbehalten : 

1.  die  Ausdehnung  den  geBelischaftlichen  Unternehmens  Uber  den  im 
§.  2  der  Statuten  anjrefrcbenen  Zweck  hinaus; 

2.  die  Vernielirung  des  GeseilschaftscapitaU  durch  die  Hinausgabe  neuer 
Actien  und  die  Aufnahme  von  Anlehen,  worüber  Schuldiitel  der  GesellschalL 
ausgefertiget  werden  (Prioritätsanlehen); 

3.  AbändenuiL'  der  Statuten  uiul  Zusätze  zu  denselben; 

4.  die  L'eheniahiiu'  des  lietriel)es  einer  andern  Eisenhahn,  oder  die 
Uebertragung  des  Betriebes  der  eigenen  Bahn  an  eine  andere  Gesellschaft 
oder  an  den  Staat; 

5.  die  Vereinigung,  res])fM'tive  Anschhiss  der  Gesellscliaft  an  solelie 
Bahnen,  weiche  mit  dem  Buhnnetze  derselben  in  Verbindung  sind  oder  sein 
werden ; 

6.  die  AuÜüsuug  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  im  §.  5  bestimmteu 

Dauer; 

7.  der  Verkaut"  oder  die  Verpachtung  fle-r  Bahn  und  die  Fortsetzung 
der  Gesellschaft  zur  Erreichung  ihrer  in  §.  2  sub  b)  und  c)  bezeichneten 
Zwecke  nach  etwa  <  riolgter  Einlösung  der  Bahn  von  Seite  des  Staates  oder 
statlgciuinUMieni  Verkaufe  derselben; 

S.  die  Massregelu  zur  Geltendmachung  der  gesetzlichen  Verantwortlich- 
keit des  Vorstandes  oder  einzelner  Mitglieder  dcssellien  gegen  die  (iescll- 
schaft  und  die  Waiil  vom  Bevollmächtigten  zur  Ausführung  der  beschlossenen 
Massregeln; 

9.  die  Aufliehnng  der  Picschliissc  früherer  (iencralversammlungen; 

10.  die  Einl)erufung  einer  ausserordentlichen  General-Versammlung. 
Beschlüsse  über  vorerwähnte  Gegenstände    1  —  lü    können  sowohl  in 

ordentliehen  als  auch  ausserordentlichen  General  Versammlungen  gefasst 
werden,  es  niuss  jedoch  der  Gegenstand  der  Beratiiung  stets  in  Gemässheit 
des  §.  33  in  der  Eiuberutuugskundmaehung  bezeichnet  sein. 
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Besohlttsse  Uber  die  snb  1,  2,  3,  4,  5,  6,  7  erwSbnten  Qegenstinde 
bedflrfiBii  zu  ibrer  Rechtskraft  der  Genebmigung  der  Staatsverwaltung. 

§.37. 

Ausserordentliebe  Gener al-Yersamnilang. 

Eine  ansserordentUohe  General- Versammlmig  wird  einbemfen: 
aj  Uber  Besohlnss  der  General- Versammlung  (§.  36  snb  10) ; 
hj  in  allen  Flllen,  in  welchen  der  Verwaltungsrath  die  Abhaltung  einer 

ausserordentlichen  General-Versammlung  beschliesst,  und 
4!j  über  Antrag  eines  oder  einer  Anzahl  AotionXre,  wenn  ein  solcher 
Antrag  unter  Deponirung  des  zehnten  Theiles  der  emittirten  Aetien 
in  einer  von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  Angabe  des  Zweckes 
und  der  Gründe  beim  Verwaltungsrathe  gestellt  wird. 

§.  38. 

Drucklegung;  dor  Kecituungeii  und  Bericlite. 

Geschäftsberichte,  SchUissrechnungen,  Bilanz,  Gutachten  der  Revisoren, 
«owie  der  Inhalt  der  zur  Verhandlung  kominondt^n  Anträge  sind  in  Druck 
2U  legen  und  können  von  jedom  Actionär  acht  Tage  vor  der  General-Ver- 
sammlung im  Bureau  der  Gesellschaft  entgegengenommen  werden. 

§.  39. 

Anträge  einzelner  Aclionäre  müssen,  falls  sie  in  der  ordentlichen 
General-V^ersaminlung  zur  Verhandlunjr  kommen  sollen,  spätestens  bis  Ende 
Februar  dem  Verwaltungsrathe  schriftlich  mitgetheilt  werden,  damit  sie  in 
der  Binberufungskundmachung  unter  die  Gegenstände  der  Verhandlung  auf- 
genommen werden. 

In  einer  ausserordentllohen  General -Versammlung  kennen  Anträge 
«inselner  Aetionlre  nur  dann  zur  Verhandlung  kommen,  wenn  sie 
aj  in  dem  im  §.  37  sub  a)  erwähnten  Falle  drei  Tage  nach  dem  diesfUli- 

gen  Beschlüsse  der  General-Versammlung, 
bj  in  dem  im  §.37  mhh)  erwihnten  Falle  vor  dem  diessflUligen  Beschlüsse 

des  Verwaltungsratbes, 
€j  in  dem  im  §.  37  sub  e)  erwähnten  Falle  vor  der  Mittheilung  des  dies- 

fiUligen  Antrages  an  den  Verwaltungsrath 
aohriftlich  dem  Verwaltungsrathe  zugekommen  sind. 

In  der  CteneraUVersammlnng  selbst  dürfen  dergleichen  Antrilge  nur 
dann  eingebracht  werden,  wenn  sie  von  wenigstens  sehn  stimmberechtigten 
Actionären  untersttttst  werden.  Es  darf  jedoch,  den  Antrag  auf  Berufung 
einer  ausserordentlichen  General- Versammlung  ausgenommen,  nicht  sofort, 
sondern  erst  in  jener  künftigen  General-Versammlung  darttber  entschieden 
werden,  in  welcher  der  Antrag  zur  Erledigung  vorgelegt  werden  wird. 


Digitized  by  Google 


720 


Erste  ungarisch- 


§•  40. 

Stimmrecht  der  Aotionftre« 
Je  35  Aetien  bereehti^n  zn  einer  Stimme. 

Kein  Actionär  kann  indessen  mehr  als  50  Stimmen  weder  im  eigenen 
nooh  im  Vollmatfhtsnamen  reprüsentiren. 

§.41. 

Deponirung  der  Aetien. 

Zur  "J'iieiliiahine  an  der  (Jenfnil-Versammlunir  sind  nur  jene  A^Mionäre- 
bereclitipt,  welclic  i)irc  Action  samnit  don  nicht  lälli^'en  Coupons  und  <lem- 
Talon,  lifziehunpaweise  ihre  Interimsscheine  odnr  den  in  Gemiissheit  des 
§.  30  behobenen  Empfangschein  Uber  deponirte  Aetien  oder  Interims- 
scheine, oder  aber  ihre  Genussscheine  ij.  16),  wenigstens  8  Tage  vor  dem 
Zusammentritte  der  General  Versammlung  bei  der  CasRa  der  Gesellschaft 
oder  an  den  vom  Verwaltungsrathe  hezeiehneten  Orten  deponirt  haben. 

Die  Stelle  der  wirklichen  Deponirung  an  den  vorbezeichneten  Orten 
vertreten  nur  amtliche  Bescheinigungen  von  (interreichischen  oder  ungari- 
schen Staats-  oder  Comraunalbehörden  über  die  bei  ihnen  erfolgte  Deposi- 
tion  der  Aetien  (Interimsscheine). 

Den  Actionären,  welche  in  Gemässheit  der  vorstehenden  Bestimmungen 
ihre  Aetien  oder  laterimsscheinei  besiehnngsweise  den  attf&lligeii  EinUg- 
Bohein  oder  enriOmte  smtUdie  Bestiitigung,  oder  aber  ibre  QenvsiMbeiiie 
reebtseitig  deponirt  haben,  werden  Legitimationskarten  snm  Eintritte  in  die^ 
Versammlung  erfolgt. 

Auf  diesen  Karten  ist  die  Ansaht  der  Tertretenen  Aetien  ond  der  demi 
Deponenten  gebührenden  Stimmen  zu  verseiobnen.  Die  deponirten  Aetien^ 
Interims-,  Einlags-  oder  Oenvsseebeine  oder  amtlichen  Besobeinigangen 
bleiben  bis  naeh  abgehaltener  OenehU^Versammlnag  deponirt,  und  Yor- 
pfliobtet  sieb  sebon  jeder  Deponent  dorob  die  Hinterlegung  die  deponirten 
Papiere  niebt  frttber  sorUekinnebmen.  Die  Deponimng  und  Ansfolgnng- 
erfolgt  unter  den  vom  Verwaltnngsrathe  sa  bestimmenden  Modalititen. 

Die  Listen  der  stimmberechtigten  Actionire  mit  der  Angabe  ibrer 
Aetien-  und  Stimmensahl  werden  in  Dmok  gelegt,  den  Aetsoniren  auf  Ver- 
langen verabfolgt  und  am  Versammlungsorte  auiigetegt. 

§.  42. 

Austtbnng  des  Stimmrechtes. 

Das  Stimmrecht  in  der  General  -  Versammlung  kann  vom  Actionär 
sowohl  persönlich  als  durch  Bevollmächtigung  eines  anderen  stimmberech- 
tigten Actionärs  ausgeübt  werden. 
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Es  darf  jedoch  ein  Actionär  nicht  melur  als  eine  solche  Volhnacbt  Über- 
nehmen, und  es  kann  ein  Actionär,  wenn  er  zugleich  BevoHmSehtigter  eines 
anderen  Actionärs  ist,  einschliessUoh  der  Stimmen  des  Leteteren  niemals 
mehr  als  50  Stimmen  haben. 

In  Hinsicht  der  Form  der  Vollni  irht  wird  erfordert,  dass  die  Unter- 
schrift des  Vollmachtgebers  entweder  legalisirt  oder  von  wenigstens  swei 
Zeugen  vidiroiit  sein  soll. 

Diese  Volhnacbt  selbst  ist  spätestens  zwei  Tage  vor  dem  Znsammen- 
tritte der  General-Versammlung  im  Bureau  der  Gesellschaft  auszuweisen. 

Minderjährige  sind  durch  ihren  Vormund,  Ouraudcn  durch  ihren  Tura- 
tor,  Frauen  durch  einen  BevoUmilchtigten.  H:indel<gesellschaften  durch  einen 
ihrer  Firraafilhrcr,  OePcllsrliaften,  Corporationen,  Anstalten  etc.  etc.  durch 
ihren  zu  diesem  Ende  mit  einer  lefralen  Vollmaclif  versehenen  Vertreter  zn 
vertreten,  ohne  daas  diese  Vertreter  selbst  Actionäre  zu  sein  brauchen. 

§.  43. 
Vorsitz. 

In  der  General- V^ersamnilung  lührt  der  Präsident  des  Verwaltungs- 
vathes  oder  dessen  Stellvertreter  und  in  Verhinderung  beider  ein  vom  Ver 
waltuugsrathe  erwähltes  Mitglied  des  letzteren  den  Vorsitz. 

Der  Vonitaeade  hestimmt  die  Ordnung  der  zu  verhandelnden  Gegen- 
stibide,  leitet  die  Veriuuidlmig  uoA  ▼eraalasat  die  Abstimmung.  Die  Stimmen 
werden  dnreh  fünf  von  der  Oeoeral- Versammlung  zu  wählende  Aetionäre 
gesammelt.  Der  Vorsitsende  ernennt  anoh  einen  oder  mehrere  Sehriftltthrer. 

Abstimmung. 

Die  Abstimmung  erfolgt  entweder  dnreh  Abgabe  Ton  Stimmzetteln  oder 
auf  eine  andere  von  dem  Vorsitzenden  beantragte  nnd  von  der  General* 
Versammlung  angenommene  Weise. 

§.  4Ö. 

Wahlen. 

Alle  Wahlen  geschehen  durch  schriftliche  Abstimmung  mittelst  Stimm. 
Zettel,  welche  den  Actionären  beim  Eintritte  in  die  Versammlung  übergeben 
werden  und  mit  dem  Trockenstämpei  oder  dem  AbdraolLC  der  (ieBellschafts- 
stampiglie  versehen  sein  müssen. 

Die  abgegebenen  Stimmzettel  müssen  bei  sonstiger  üngiltigkeit  die 
Zahl  der  vom  Stiromgeber  repräseutirten  Stimmen  enthalten. 


Digitized  by  Google 


722 


Erste  ungarisch« 


§.i6. 

BesehlnBsfasaung. 

Die  IW'scliliissc  der  Geiu  ral-VersamralunK  werden  mit  absoluter  Stlm- 
ineumehrhrit  ;:rtasst  und  stimmt  der  Vorsitzende  mit.  Bei  gleicher  Stimmen- 
zabl  wird  jene  Meinung  zum  lieschlusse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende 
beigetreten  ist. 

Beschlüsse  über  die  im  §.  36  Bub  1,  2,  3,  4,  5,  6,  7  erwäbnteo  Gegea- 
stliide  kSnnan  nur  mit  einer  Mehrlieit  tod  zwei  Dritteln  der  Znbl  der 
abgegebenen  Stimmen  gefaset  werden. 

§.47. 

Qiltigkeit  der  Wahlen. 

Bei  einer  Wabl  werden  nur  diejenigen  als  gewählt  betrachtet,  welche 
nach  Answeia  der  abgegebenen  Stimmsettel  die  gröBBta  Aniahl  der  StimmeB 
und  sngleich  die  absolute  Stimmenmehrheit  erhalten  haben. 

Wird  bei  einer  Wahl  in  Folge  der  ersten  Abstimmung  die  absolute 
Stimmenmehrheit  nieht  erreicht,  so  erfolgt  die  engere  Wahl  swiacbeu  jenen, 
welche  bei  der  ersten  Abstirnnrnng  die  meisten  Stimmen  erhielten. 

In  die  engere  Wahl  wird  die  doppelte  Ansah!  der  noeh  sn  wühlenden 
Mitglieder  gebracht. 

Erhalten  swei  in  die  engere  Wahl  gebraebte  Mitglieder  gleiohe  Stim- 
men, so  entscheidet  der  grössere  AetienbesitE  des  Einen  oder  des  Anderen, 
und  bei  gleichem  Actienbedtae  das  Loa  nach  einer  vom  Vorsitsenden  tn 
trefüBnden  Anordnung. 

Besohlussfähigkeit. 

Zur  Fassung  eines  giltigen  Beschlusses  der  General  •  Versammlung 
müssen  in  derselben,  mit  Ausnahme  der  unten  erwähnten  Fälle,  ausser  den 
Mitgliedern  des  Yerwaltungsrathes  wenigstens  80  Actionäre  anwesend  sein, 
wdche  durch  ihren  eigenen  oder  den  von  ihnen  Tertretenen  fremden  Actien- 
besits  mindestens  den  swanaigsten  Theil  des  emittirten  Actiencapitales 
reprXsentiren. 

Um  jedoch 

aj  Abänderungen  oder  ZusUtze  zu  den  Htatuten, 

b)  die  Vermehrung  des  gesellschaftlichen  Anlagecnpitales  durch  Hinaus« 
gäbe  neuer  Actien  oder  durch  Aufnahme  eines  Prioritätsanlehens, 

c)  die  Veräusserung  der  Bahn  oder  einer  Theilstrecke  derselben, 

d)  die  Auflösung  der  Gesellsehaft  oder  deren  Fortsetzung  bescliliessen  zu 
können,  rollssen  ausser  den  Mitgliedern  des  Yerwaltungsrathes  wenig- 
stepB  40  Actionäre  anwesend  sein,  welche  durch  ihren  eigenen  oder 


galizische  EUenbaUn. 


723 


den  von  ihnen  vertretenen  fremden  Aetienbesitz  mindestens  den 
flinften  Theil  des  emittirten  Actiencapitales  repräsentiren. 

Folgen  der  BesehlnssunfShiglceit. 

Ist  die  fieiieral-Vfrsammlun^  Uber  ihre  erste  Einhcrutun^'^  nicht  in 
Gemässheit  der  Bestimnmn»  des  48  beschlussfähip,  so  wird  sie  ver- 
tagt und  findet  binnen  acht  Tagen  eine  neue  Einberufung  derselben  nach 
§.  SS  statt. 

In  diesem  Falle  braneht  jedoeh  die  nene,  einmal  an  erlassende  Sffent- 
liobe  Knndmaehnng  nur  10  Tage,  die  Deponirung  der  das  Stimmrecht 
begründenden  Aetien  (Interimssoheine  nnd  amtlichen  Bestfttigungen)  nur 
drei  Tage  (§.  41)  und  die  Answeisnng  der  BeTollmMohtignng  (§.  42)  nnr 
einen  Tag  vor  der  Gkneral-Versammlnng  zu  erfolgen.  Die  Qiltigkeit  der  von 
einer  solchen  zum  zweiten  Male  einberufenen  Versammlung  gefassten 
Beschlüsse  ist  an  eine  bestimmte  Anzahl  Ton  ActionKren  und  von  Stimmen 
nicht  gebunden,  welcher  Umstand  in  der  Einbemfnngsknndmachung  beson- 
ders zn  erwShnen  ist. 

Die  Verhandlungen  einer  solchen,  zum  zweiten  Male  einberufenen  Ver- 
sammlung, sind  jedoch  auf  jene  Oegenstinde  beschrilnkt,  welche  in  der 
Tagesordnung  der  vertagten  Versammlung  enthalten  waren. 

§.  50. 
Protokoll. 

Ueber  die  Verhandlungen  jeder  General-Versammlung  wird  ein  Proto- 
koll geführt,  dem  das  VerzeiehniRs  der  anwesenden  und  der  vertretenen 
stimmberechtigten  ActionSre,  sowie  das  ScrutiniumsprotokoU  Uber  die  vor- 
genommenen  Wahlen  unter  genauer  Angabe  sämmtlicher  Gewählten  und  mit 
Erwähnung  der  auf  sie  entfallenen  Stimmen  beigefllgt  wird. 

Das  Hauptprotocoll  wird  von  dem  Vorsitzenden,  den  Sorutatoren,  dem 
Schriftführer  und  dem  Uinisterialcommissitr,  das  ActionSrverzeichniss  von 
dem  Vorsitzenden,  dem  Schriftführer  und  den  Scmtatoren,  das  Semtininms- 
protocoU  aber  nur  von  den  Scmtatoren  unterzeichnet. 

in  das  HanptprotokoU  sind  simmtliche  gestellte  Antrüge,  die  gefassten 
Beschlüsse  und  die  Resultate  der  Verhandlung  aufzunehmen. 

B.  Verwaitungsrath. 

§.  51. 

Mit  der  Führung  der  Gesellschaftsangelegenheiten  ist  ein  mit  Ein- 
rechnung  des  Präsidenten  ans  17  Mitgliedern  (Verwaltnngsräthen)  bestehen- 
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der  Ver\vnUni]<;8ratli  betraut.  Von  diesen  Mitgliedern  müssen  wenigstens 
9  Inländer  und  6  in  Wien  wokuli&ft  sein. 


§.  52. 

Wahl  and  WAblfUliigkait. 

Die  Mitglieder  deR  VerwaltangBrathefl,  i^eeehen  von  den  swei  durch 
die  Regienmg  so  eroeDnendeE  Mitgliedern,  werden  dnreb  die  Oenenl-Ver- 
nmmlnng  regelniseig  anf  Anf  Jalire  gewiblt. 

Ausnalimeweise  nnd  unbeschadet  des  Rechtes  der  Oenenil>VenamiiilBn^ 
Jederzeit  eine  Nenwalil  Tonimehmen,  wird  der  erste  Verwaltangsiath  bis  sn 
der  im  Jahre  1873  statCflndenden  ordentUcheD  Qeneral-VenaiBiiiliiiig  der 
Aetioolre,  abgeseheB  von  den  swei  you  den  beiden  hohea  Begierongen  sn 
erwühlenden  Mitglieden,  ans  folgenden  Herren  bestehen: 


freu  Ritter  tsd  laislab. 
idan  firsf  Pot«cl[f. 
Aladar  6raf  Aodrassy. 
Jehaan  firaf  Waldstein, 
lerit  res  iralnski. 
thOipp  TM  larkanyt. 
Siglind  Utter  ren  ieiltwski. 
lehlllei  Tbenaen. 


Kagen  vi»b  Rembieliaskit 
Wilhelai  von  frlanfr. 
Jetef  h  RUtrr  t«b  Tjsskevaki. 
leraiaia  Ilesch« 
Carl  Stnawer. 

leenard  Eltter  fei  Traakelawskl. 
Kdttnnd  ? en  Selnnaj. 


Insolange  die  beiden  Regierungen  in  Folge  der  ttbemommenen  Zinsen* 
gaiantie  bei  dem  üntemebmen  betheiligt  erscheinen,  hat  jede  derselben  das 
Recht,  in  den  Yerwaltungsrath  ein  Milglied  an  entsenden. 

Diese  von  den  Reglemngen  zu  ernennenden  Mitglieder  genieasen  gana 
gleiche  Rechte  wie  die  llbrigen  Mitglieder  des  Verwaltungarathea  und  sind 
in  der  obigen  Ansahl  mit  inbegriffen. 

Beamte  der  Gesellschaft  können  nicht  zu  Verwaltangsrilthen  gewählt 
werden. 

Alle  Jene,  welche  ihre  Zahlnngen,  ohne  ihre  Gläubiger  yoUkommeu 
befriedigt  an  haben,  eingestellt  haben,  welche  wegen  eines  Verbrecbensy 
wegen  eines  ans  Oewinnsucht  begangenen  oder  die  Sittlichkeit  verletzenden 
Vergehens  rechtskräftig  vemrtbeilt  worden,  sind  unbedingt  von  der  Wahl 

zu  VerwaltungRrUthen  ansgeschlossen. 

Tritt  ein  solcher  Ausschliessangsgrund  während  der  Functionsdauer 
ein,  80  hat  erden  unmittelbaren  Verlust  der  VerwaltunfcRrathsstelle  zurFolge. 

Dieselbe  Folge  tritt  ein,  wenn  ein  Mitglied  dea  Verwaltungsratbes 
durch  6  Monate  von  den  Sitzungen  des  Verwaltangarathes  abwesend  ist, 
ohne  dass  seine  Abwesenheit  gerechtfertigt  wird. 
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§.  53. 
ErsatEwahl. 

Jedes  Hitglied  dee  VerwaltungsratheB  ist  von  seiner  Wahl  sehriftlieh 
zu  Terstindigen  und  es  steht  ihm  frei,  die  Wahl  ansunehmen  oder  ahzii> 
lehnen,  worQber  es  sieh  binnen  14  Tagen  Ton  der  erhaltenen  Verständigong 
in  einer  an  den  Yerwaltmigsrath  geriohteten  Zosohrift  sn  erklüren  hat, 
widrigenfalls  angenommen  wird,  dass  es  die  Wahl  ablehne. 

Im  Falle  der  Ablehnung  der  Wahl,  oder  beim  Eintritt  eines  nach  §.  5i 
den  Verlnst  der  Verwaltnngsratlisstelle  begründenden  VerhSltnisses,  oder 
der  dnroh  den  Tod  oder  die  Resignation  eines  Mitf^edes  eintretenden 
Vaoanz  besetzt  der  Verwaltungsrath  die  erledigte  Stelle  provisorisoh  ans  der 
Zahl  der  Actionäre.  IMe  defioltive  Wahl  wird  der  niehsten  Oeneral-Ver- 
sammlang  vorbehalten. 

Die  Amtsdnnor  d^r  f^o  gewählten  neuen  Mitglieder  bleibt  auf  die  Zeit 
der  Amtsdauer  ihres  Vorgängers  beschränkt. 

§.  64. 

Austritt  und  Wiederwahl. 

In  der  ersten  ordentlichen  General- Versammlnng  ist  der  g-esammte  Ver- 
waltungsrath mit  Ausnahrae  der  von  den  beiden  Rej^ierungen  ernannten 
zwei  Mitglieder  neu  auf  flinf  Jahre  zu  erwählen.  Von  diesem  neugewählten 
Verwaltnngsrathe  und  sobin  yon  jedem  künftigen  Verwaltungsrathe  treten 
mit  Ausnahme  der  von  den  Regierungen  ernannten  jährlieh  drei  Mitglieder 
naeh  einem  regelmässigen  von  der  ersten  General^Yersammlnng  an  begin- 
nenden Turnus  aus,  und  iwar  in  den  ersten  vier  Fällen  des  Austrittes  im 
Wege  der  vom  Verwaltuhgsrathe  vor  der  ordentlichen  General-Versammlung 
vorsunehmenden  Auslosung,  später  aber  naeh  ihrer  Funetionsdauer. 

Die  cum  Austritte  Bestimmten  haben  ihre  Funetionen  bis  zur  Wieder- 
besetsnng  ihrer  Stellen  fortsufilhren,  und  kOnnen  wieder  gewählt  werden. 

55. 
Caution. 

Jeder  Verwaltungsrath,  welcher  die  auf  ihn  gefallene  Wahl  angenom- 
men hat,  muss  vor  seinem  Amtsantritte  50  Actien  des  gesellschaftlichen 
Unternehmens  fbeziehunprsweise  Interimsscheine)  nebst  den  nicht  fällipren 
Coupons  bei  der  GesellschaftsoasHf  als  <  ';uitinn  für  die  Erfüllung  der  aus 
Uebernahme  seiner  Function  entspringenden  VerpHichtuujren  erlegen. 

Diese  Actien  (Interimssriieinc)  bleiben  während  seiner  Funetionsdauer 
und  nach  deren  Ablauf  bis  zur  Genehraignng  der  auf  das  letzte  Jahr  seiner 
Functi  .nsdauer  bezüglichen  Rechnungen  unveräusserlich. 
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Von  Seite  der  Mitglieder  des  ersten  Verwaltung^ratlies  mnm  die  Depo- 
nirung  der  Aotien  (Interimsscheine)  binnen  14  Tagen  nach  ihrer  Emission 
erfolgen. 

Die  Bestimmungen  über  Functionsdaaer  und  Actiendeponining  finden 
«uf  die  von  der  hohen  Staatüverwaltaug  ernannten  swei  Mitglieder  des  Ver- 
wnltungsrathes  keine  Anwendung. 

§.  56. 

Wirkungskreis  den  Verwaltungsrathes. 

Der  Verwaltunfi:srath  ist  der  Vorstan«!  der  Gesellschalt  und  hat  alö 
jiolclier  die  Protokolllruiig  ihrer  Sfatiiten  und  Firma  zu  erwirken. 

Er  vertritt  die  ürsellschalt  nach  aussen  und  ist  unter  der  gesetzlich 
uml  in  diesen  Statuten  iM/gründeteu  Verantwortlichkeit  zu  allen  Verlügungen 
in  üeschäftsangelegenheiten  berechtigt,  welche  nicht  der  General- VerBamm- 
Inng  vorbehalten  sind. 

Dem  Verwaltungsrathe  ist  insbesondere  die  Ernennung,  Suspension 
und  EntUssung  der  slmmtUeben  Bediensteten  der  Gesellschaft,  die  Fest- 
setznng  ihrer  Bezüge,  die  Bewilligung  von  Remunerationen,  sowie  die  Orga- 
nisirung  des  Dienstes  und  die  Feststellnng  der  verschiedenen  Dienstes- 
Instructionen  und  Reglements  vorbehalten. 

Bei  Besetzung  der  Dienstesstellen  ist  der  Verwaltnugsrath  verpflichtet, 
die  sich  fttr  eine  Anstellung  meldenden,  in  Disponibilitit  veraetsten  Staats- 
beamten und  ahsgedienten  Unterofficiere  sowohl  der  regnl&ren  Armee  ale 
«noh  der  Landwehr,  insofeme  diese  Personen  die  nQthige  DienstesquaUfica- 
tion  besitzen,  vorzugsweise  zu  berttcksiobtigen,  sowie  die  Oeeellsehaft  über- 
haupt verpflichtet  ist,  bezüglich  der  Verleihung  von  Dienstesposten  an 
Unterofficiere  den  Bestimmungen  des  fttr  die  snbventionirten  Bahnen  in 
Aussicht  genommenen  Geseties  rttekhaltslos  beizutreten. 

Ein  besonderes  Reglement  (OeschiftaordDUng)  wird  die  Behnndlung  der 
laufenden  Geschäfte,  sowie  Oberhaupt  den  inneren  Verwaltungsdienst  nor- 
miren. 

Der  Verwaltnugsrath  kann  durch  eine  Speoialvolhnacht  für  bestimmte 
Geschäfte  und  für  eine  bestimmte  Zeit  widerrutlich  die  Ausübung  seiner 
Befugnisse  an  einzelne  oder  mehrere  seiner  Mitglieder  übertragen. 

§.  .'>7. 

Fir  mat'Ulirung. 

Die  Finna  (h  r  Gesellschaft  winl  entweder: 
a)  von  zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes, 

h)  von  einem  Verwaltungsratlie  und  den  vom  Verwaltungsrathe  hiezn 
speciell  ermächtigten  Beamten  mit  Procura 
und  zwar  derart  geführt,  dass  die  Namen  der  berechtigten  Firmaführer 
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miter  die  mit  Stampiglie  gedrnokte  oder  von  wem  immer  geschriebene  Firma 
(§.  1)  gesetzt  werden. 

Durch  die  Firma  wird  die  Gesellschaft  dritten  Personen  gegenüber 
ohne  Riicki^icht  auf  die  im  inneren  Verwaltongsorganismus  aufgestellten 
etwaigen  Besohränknngen  yerpfliolitet. 

§.  58. 
Präsidium. 

Der  Yerwaltangsrath  wählt  ans  seiner  Mitte  einen  Präsidenten  und 
einen  Vicepräsidcnten  auf  die  Dauer  eines  Jahres.  —  Bri  gleichseitiger 
Abwesenheit  der  beiden  erwähnten  Funotionäre  wird  der  Vorsits  vom  Ver* 
waltnngsrathe  interimistiscb  einem  anderen  Mitgliede  ttbertrsgen. 

tj.  50. 
Sitzun  gen. 

Der  Verwaltungsrath  versammelt  sicli  am  Sitze  der  Gesellschaft  (§.  4) 
Aber  Einladung  seines  Vorsitzenden  oder  des  damit  beauftragten  Beamten, 
oder  auf  Verlangen  von  drei  Mitgliedern,  so  oft  es  die  Geschäfte  erfordern, 
mindentens  aber  einmal  in  jedem  Monate  an  einem  im  Vorans  zn  bestim» 
menden  Tage. 

Die  Art  der  ZusammenberoAing  bestimmt  der  Verwaltnngsrath  in  seiner 
ersten  Sitsnng. 

§.  60. 

Besehlnssfähigkeit. 

Zur  FasRung   eines   gütigen  Beschlusses   des  Verwaltungsrathes  ist 
erforderlich,  dass  alle  nicht  zeitweilig  von  der  Function  dispensirten  Mit 
^eder  ron  der  Abhaltong  der  Sitzung  auf  die  toa  dem  Verwaltnngsrathe 
fsstausetsende  Weise  TCrständigt  werden,  und  wenigstens  6  (Hinf)  Mitglieder, 
mit  Binsoblnss  des  Vorsitsenden,  persdnlioh  anwesend  sind. 

§.  61. 
Besohl  ussfassnng. 

Die  Beschlüsse  werden  mit  absoluter  Stimmenmehrheit  gcfasst  und 
stimmt  der  Vorsitsende  mit  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  wird  jene  Mei- 
nung zum  Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Die  nicht  am  Sitze  der  Gesollsfhat't  dnmicilirenden.  sowie  überhaupt  die 
abwes<"ndeii  Mitglieder  des  ycr\valtuii;;sratbes  sind  —  mit  Ausnahme  des 
Präsidenten  —  berechtiget,  die  Eriilärung  über  ihre  Abstimmung  sciiriftlich 
eiuzusendea  oder  ein  in  Wien  anwesendes  Mitglied  des  Verwaltaogsrathes, 
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Erst«  ttngArlseh- 


mit  AuBseblUBS  des  Präsidenten,  mittelst  schriftlicher  Vollmacht  zur  Abgabe 
ihrer  Stimmen  zu  legitimircu. 

Et  darf  jedoch  kein  Mitglied  des  YerwaltungsratheB  mehr  ale  ein  solehe 
yollmaeht  ttbemebmen. 


lieber  die  Berathnngen  nnd  BeecbltteBe  des  Verwalttiiigirathes  nnd  der 
SubeomitAs  sind  Protokolle  aofinuiehmen,  welehe  von  dem  Vorsitsenden  und 

dem  SchriftfQbrer  nntenieiobnet  werden. 

In  diesen  Protokollen  sind  die  Anwesenden  namentlich  anzuführen,  die 
^ämmtlichen  gestellten  Anträge  und  gefasHten  Beschlüsse  anfcanehmen. 
Auf  Verlangen  eines  Mitgliedes  des  Verwaltnngsrathes  ist  dessen  Ton  dem 
gefaR^<t«M1  Beschlüsse  abweichende  Meinung  za  Protocoll  zu  nehmen. 

Die  Protokolle  des  Verwaltungsrathes  sind  durch  den  Ministerialcom- 
mlseär  zu  vidiren. 


Wahlen. 

Alle  von  dem  Verwaltungsrathe  ausgehenden  Wahlen  erfolgen  mittelst 
Stimmzettel. 


Die  Mitglieder  ilcs  Verwaltnngsrathes  erhalten  für  iiire  Anwesenheit  in 
den  Sitzungen  Präsenzniarken,  deren  Werth  von  der  onlentlielien  General- 
Versammlung  auf  die  Dauer  von  je  5  Jahren  im  Voraus  bestimmt  wird. 

Bis  zur  ersten  ordentlichen  General-Versammlung  wird  der  Werth  einer 
solchen  Präsenzmarke  auf  10  fl.  österreichischer  Währung  festgesetzt. 

Ausser  diesen  Präsenzmarken  werden  jenen  nicht  am  Sitze  der  Gesell- 
sehaft  domieilirenden  Mitgliedern  des  Yerwaltungsrathes,  welche  zu  einer 
Sitzung  naoh  Wien  reisen,  die  diesftlligen  Reiseaaslagen  mit  dem  Pawebal- 
betrage  von  60  fl.  ^isterreiehischer  Wlbmng  für  jede  Reise  vergütet. 

Während  der  Baoseit,  das  ist  bis  snr  ISrdifiiang  des  Betriebes  anf  der 
gansen  lünge  der  betreffenden  Bahn,  wird  zur  Deeknng  der  Remunerations* 
kosten  des  Verwaltnngsrafhes  eine  entsprechende  Summe  ans  dem  Ban- 
capitale  ausgeschieden. 

Nach  Ablauf  der  Bauzeit  hat  die  ordentliche  General-Versammlung  den 
Werth  der  Präsenzmarken,  sowie  der  Reisekosten  der  Mitglieder  des  Ver. 
waltnngsrathes  und  die  denselben  zu  gewährende  Tantieme  an  der  Super- 
dlTidende  (§.  72  e),  mit  Rücksiebt  anf  die  Erträgnisse  des  gesellschaftliohen 
Unternehmens  für  je  5  Jahre  zu  bestimmen. 


§.  63. 
Protokoll. 


§.  64. 


§.  65. 


Remuneration. 
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Die  Tanttöme  des  Yerwaltangsrathes  darf  aber  auf  keinen  Fall  in  die 
Betriebsreehnung  eingestellt  werden. 

Das  Honorar  der  Mitglieder  des  Yerwaltangsrathes  kann  nicht  mehr 
betragen  als  10  Peroent  der  Snperdividende. 

§.  66. 

Direetionsanssohnss. 

Nach  Constitnimng  des  Yerwaltung^rathes  wXhlt  derselbe  ans  seiner 
Mitte  jfthrlieh  einen  ans  drei  Mitgliedern  bestehenden  stindigen  Direotions- 
anssehnsst  unter  dessen  nnmittelbarar  Anfsioht  die  regelmMssIge  QesehSfts- 
flihrung  besorgt  wird. 

Die  Instmetion  für  diesen  An»sehnss  wird  vom  Yerwaltnngsrathe 
festgesetzt. 

§.  67. 
Bilanz. 

Am  Sehlnsse  jedes  GtosebXftsjahres  hat  der  Yerwaltnngsrath  ein  Inven- 
tar der  Aotiva  und  Passiva  anfznstellen,  und  anter  Berttcksichtigang  der 
gesetzlichen  Vorschriften  die  Jahresbilanz  zu  ziehen. 

Die  JahresUlans  ist  in  den  fttr  die  Kundmaohnngen  der  Gesellschaft 
gewühlten  Blittem  zu  pablioireu. 

§.  68. 

Agen  tu ron. 

Die  Oescliät'te  der  Agenturen  werden  auf  Grund  der  von  (lern  Verwal- 
tuugsrathe  erlassenen  Keglements  und  Instructionen  besorgt. 


C.  Revisionsausschuss. 
§.  69. 

Zahl  der  Mitglieder. 

Der  Kcvisionsnussehups  zur  Prüfung  der  Ocsell^cliaitsreelinungen  l»csteht 
aus  drei  Mitgliedern  und  <lrei  Erf^atzniiinnern.  welch»'  von  der  General-Ver- 
sammlung auf  die  Dauer  eines  Jaliics  aus  den  der  Verwaltung  nicht  auge- 
höK-nden,  im  lulunde  ansässigen  und  stimmberechtigten  Actionären  gewählt 
werden. 

Jene  Verhältnisse,  welche  nach  §.  52  die  Wahl  zu  einem  Mitgliede  des 
Verwaltungsrathes  nicht  gestatten,  sehliessen  auch  von  der  Wahl  zu  einem 
Mitgliede  des  Revisionsausschus^ea  aus. 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhindernnjr  der  Mitglieder 
des  iievisionsaussohuiiscri,  und  zwar  nach  der  ötimmenzahl,  welche  sie  bei 
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der  Wahl  erhalten  haben,  in  Fnnetion.  Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet 
das  Los. 

§.  70. 

Prftfnng  der  Rechnungen. 

Der  Rt'visi(»iis;iussi'huss  hat  <lio  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  JahreS' 
rechniingeu  zu  prlit'eii  und  hierüber  einen  Bericht  an  die  General  •Versamm- 
lung zu  erstatten. 

Er  ist  zu  diesem  Behufe  berechtigt,  von  den  Büchern  und  der  ganzen 
Gebarung  der  OeselUchaft  Einsicht  zu  nehmen  und  von  den  Rechnnngs- 
legem  die  ndthigen  Aofklärnngen  abanverlangen. 

§.71. 

Erster  Revisionsanssehvss. 

Der  Revisionsansschnss  fUr  die  erste  Geschäftsperiode  wird  von  dem 
Vefvaltiingsrathe  in  Oemässheit  des  §.  69  gewählt,  und  ist  die  Wahl  von 
der  hohen  Staatsverwaltnng  su  hestätigen. 

V.  Abschnitt. 

BU»M«  VerUaeilang  de«  ReiaerirttsulMea* 

§.  72. 

Bilanz  nnd  Vertheiinng  des  Reinertrftgnisses. 

Die  Rechnungen  der  Gesellschaft  werden  jXhrUeh  am  8i.  December 
abgeschlossen  und  mit  der  BUani  und  dem  Gutachten  des  Revisionsaus- 
sohusses  der  General-Versammlung  vorgelegt 

Das  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erhaltungsanslagen,  nach 
Abrechnung  der  etwa  erlittenen  Verluste  und  der  nothwendigen  Abschrei- 
bungen vorhandene,  in  Silber  zu  berechnende  Ertrilgniss  wird  folgender- 
massen  verwendet : 
aj  vor  Allem  zur  Zahlung  der  fttnfprocentigen  Zinsen  und  der  Tilgungs- 
quote ftir  die  Prioritätsobligationeo,  sodann 
hj  zur  Bezahlung  der  fttnfpcrcentigen  Zinsen  des  Actiencapitales  und  der 
seinerzeit  zur  Amortisation  des  Actiencapitales  in  dem  betreffuiden 
Jahre  erforderlichen  Quote. 

Ergibt  sich  ein  Ueberschuss  über  das  vom  Staate  garantirte  Rein- 
erträgiiiss,  so  wird 

ej  im  Sinne  des  §.  20  die  Hälfte  dieses  Ueberschusses  zunächst  zur  Rück- 
zahlung der  etwa  vom  Staate  in  Folge  der  gewährten  Garantie 
geleisteten  Vorschüsse  verwendet. 

Von  der  zweiten  Hälfte  des  alirälligen  Ueberschusses  werden 
wenigstens 
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dj  10  Percent  einem  zu  bildenden  Reservefonde,  nnd  zwar  so  lange  zuge- 
wendet, bi9  derselbe  10  Percent  des  Aotiencapitales  beträgt. 

Von  dem  Verbleibenden  wird 
ein  von  der  General-Versammlang  zo  bestimmender  Tbeil  als  Tantieme 
dem  Verwaltnngsratlie  zugewiesen  werden  (welcher  Aber  die  Verthei- 
lung  unter  seine  Mitglieder  entscheidet;  und  der  sonaoh  sieh  ergebende 
Uebersehnss 

fj  als  Snperdiridende  an  die  ActionSre  naeh  dem  VerhSltniase  der  Aotien- 
sahl  vertheilt  und  vom  nSohsten  ersten  Juli  ab  ausbezahlt. 

Verjährung  der  Superdividenden. 

Snperdividenden,  welche  binnen  fünf  Jahren  nacli  ilirer  Fälligkeit  nicht 
behoben  werden,  sind  zu  Gunsten  der  Gesellschafk  verfallen. 

VL  Abschnitt 

Ütreitlgkeiteu.  ^ta«t«iaur»ictit,  AullöHuug. 

§.  74. 

t^chiedsgeriohte. 

Stieiti;:kt'it«Mi.  wclchi-  .uis  lU-ni  <  ii  selUL'liaftsvtrhältnisse  zwi^^clien  Actio- 
iiäron  (Irr  (TCsellstMiatt  uinl  der  lotzter«'!!,  bezicliiin.i;.sweist"  dem  Verwaltnngs- 
ratlie, zwix-licii  Artitui.irrii  unter  einander,  zwischen  dem  Kevisiftiisans- 
scliusse  und  dorn  Vci'w  :iljnni:<i  ath<' (  nt^tfdicn.  \\  »'i  d<'ii  durch  das  S(diiedsL^erioiit 
der  Wiener  llami  l^kainiMer  mit  Ausschluss  jeder  weiteren  Beriit'uug  oder 
anderer  liechtsmittcl  oud^iltig  entschieden. 

§.  76. 

Rtaatsanfsicht. 

D.is  tler  liuhen  Slaat-ivrrwaltimt;  /nsteheiide  Autsi(dit.>recht  wird  dei-- 
sellten  naeh  tien  liestimmnn^en  der  allfjemeinen  (iest-tze  und  inslie-^Mn  l.  re 
in  Gemiisshcit  der  Allerhüehsten  Couccssiousurkunüen  auädrücklieh  vur- 
behallen. 

Die  Re^^ieruuL'  wird  namentlich  das  Kecht  haben,  durch  ihr  beordiietes 

Orpan  »He  Oeschätt^liihiuni:  prüfen  zu  lassen. 

Dem  von  ihr  auMieseiidcten  Comniissär  steht  das  Reolit  zu.  an  den 
Sitzungen  des  Vt-rwaliiniLr-ratln-^  oder  an  den  (ieneral-Versamndun:;en  naeh 
seinem  (jutdiinkeu  theilznnelimoii .  die  in  Tlin<iicht  aut  das  Staats-  oder 
i'fVeiitrKdie  Interesse  etwa  naohtheiligen  Beschlüsse  zu  suspendiren  und 
liievou  dem  Ministerium  wegen  weiterer  Amtshandlung  Bericht  zu  erstatten. 
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Erste  ungariseh- 


Die  Regiening  wird  Vorsorge  treffen,  dass  die  Beanfsiehtigiing  der 
OeBchftftgftthrang  in  dkonomiaoher  Hinsieht  Mi  eine  solehe  Weise  gettbt 
werde,  dass  bei  der  Vorlage  der  Jaliresreclinnngen  in  der  Regel  nur  die 

Bezifferungen  der  UeberprUfung  bedürfen. 

Mit  Rücksicht  anf  die  mit  der  Ausübung  des  obigen  Beaufsiobtigungs- 
reehtes  der  Regierung  verbundenen  Kosten,  sowie  zum  Ersätze  derjenigen 
Kosten,  welche  sowohl  während  der  Bauzeit  als  nach  der  gänzlichen  oder 
theilweisen  Erufinung  der  concessionirten  Bahn  dem  Staate  safaUen,  wird 
die  Gesellscaft  zu  Qnnsten  des  Aerars  jährlich  ein  festgesetetee  Pauschale 
zahlen. 

Die  Höhe  dieser  Summe  bestimmt  die  Staatsverwaltung  im  Veriiültnisso 
ZU  den  bezüglichen  Leistungen  der  übrigen  österreichischen  Eisenbahnen. 

??.  76. 
A  u  1 1  ö  s  u  n  }i. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Art  der  Liquidation 
von  der  General-Versammlung  Torbehaltliob  der  Genehmigung  der  hohen 
Staatsverwaltung  festgestellt 

722. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  unterm  19.  November 
187U,  Zahl  141.59.  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Aller- 
höchster Ermächtiguug  genehmigt. 

Wien,  am  10.  Februar  1873. 

Der  k.  k.  Minister  des  Innern: 
Lasser  m.  p. 


2.  Anmerkung  mm  Tl.  (nngarisehen)  tiesete-Artikel  Tom  Jnlirel869 
ftber  den  Bau  mi  Betrieb  4er  Ersten  ungarisch^gtliiisehtB  loeonoUT-EiseDtehB. 

(Vgl.  Bd.  II,  Abth.  -2,  Seite  948.; 

Zu  §.  7. 

Mit  dem  XXni.  Gesetz-Artikel  Tom  Jahre  1878,  §.  8  (vgl.  unter  6) 
wurde  festgesetzt,  dass  die  Staatsgarantie  sehen  mit  Eröfltanng  der  Bahn 
▼on  Legenyi-HihAlyi  bis  zum  Tunnel  in  Kraft  tritt 

Mit  dem  XL.  Gesetz- Artikel  vom  Jahre  1875  (vgl.  unter  7)  wurde 
die  Regierung  ermlohtigt,  die  in  diesem  Paragraphe  festgestellte  Staata* 
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garantie  vom  1.  JUnner  1875  angefangen  auf  60  Jahro  und  bezüglich  des 
ganzen  ungariRchen  Streckentheiles  um  weitere  139.836  Ü.  üsterr.  Währung 
in  Silber,  ind.  der  Amortisationsquote  zu  erhöhen. 


3.  Aiiiuerkuiig;eu  zur  Coucessiousurkiiiide  vom  U.  .Iiili  1869 
für  die  niigarische  Strecke  der  Ersten  oigwisch-gahiisehen  Eisenbahn. 
(VgL  Bd.  n,  Abth.  2,  Seite  968.) 

Zn  §.  5. 

Mit  dem  XXIIL  Gesets- Artikel  Tom  Jahre  1873  (vgl.  anter  6)  wurden 
mehrere  Aenderangen  in  der  teehnisAhen  Aasftthmn}^  der  Bahn  zagestanden. 

Zu  §.8. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Strecke  von  Homonna  bis  zur 
provisorisehen  Station  vor  dem  Qrftnstunnel  erfolgte  am  12.  Juni  1873 
nnd  auf  der  Ansohlnssstreolte  durch  den  Tunnel  bis  zur  galizisehen  Station 
Lupkow  am  31.  Mai  1874. 

Zn  den  §§.  13  und  15. 

Mit  (It'in  Erlasse  de«  köuigl.  luiirarisrlien  Communicationsiuinistcrs 
vom  0.  OctolKM"  1873,  Z.  17552,  wiir<le  {jt'stiittet,  il.is8,  inaolange  oine 
Inaiispruclinalime  der  Staatsfjaraiitie  seitens;  ih  r  Bahn  in  f^ri>Hs<'r('iu  l 'in lauf:: o 
stattlindet.  die  Vd  wendnnir  IV.  Wa^^eiichissc  auf  (\vv  ungarischen  Theii- 
strecke  auf  Fälle  von  Arljeittrtransporttin  eingest  liriiukt  werde.  —  Mildem 
weiteren  Erlasse  des  königl.  ungarischen  Oomniunioationsmini.sters  vom 
4.  Juli  1874,  Z,  1U256,  wurde  gestattet,  die  iV.  Wagenclasse  im  Local- 
verkehre  hei  einen»  täglich  in  jeder  Richtung  verkehrenden  gemischten  Zuge 
auf  der  ungarischen  Strecke  wieder  einzuführen  nnil  für  ilieseihe  den  Fahr- 
preis von  12  kr.  per  Person  und  Meile  mit  Ausnahme  für  Fälle  von  Arbeiter- 
trunsporten  probeweise  in  Auwendung  zu  bringen. 

Za§.  17. 

Mit  1.  Jänner  1878  ist  auf  Grund  eines  gemeinschaftlichen  Ueberdn- 
kommens  auf  sämmtliehen  ötterreichisohen  und  ungarischen  Eisenbahnen 
ein  neuer  einheitlieber  Militirtarif  in  Kraft  getreten. 

Zu  §.  23. 

Auf  Grund  des  XXIU.  Gesetz- Artikels  vom  Jahre  1873  (vgl.  uater  6) 
wurde  der  Gesellschaft  zugestanden,  dass  die  Staatsgarantie  für  die  Strecke 
8iib  S  schon  mit  Eröffnung  der  Bahn  bis  zum  Gränztunnel,  beziehungsweise 
zn  der  vor  demselben  zn  errichtenden  provisorischen  Station  beginne. 
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Erbte  ungAribch- 


Mit  dem  Erlabe  des  königi.  ungarischen  Comroanirations-Hinisten  Tom 
10.  AngoBt  1874,  Z.  IdüÜ,  wurde  die  als  Basis  für  die  Staatsgarantie  m 
nehmende  Länge  der  nngarischen  Strecke  mit  15*823  Meilen  festgesetzt. 

Auf  Gmnd  des  XL.  Gesetz^Artikels  Tom  Jahre  1876  (vgl.  unter  7) 
wurde  die  Staatsgarantie  vom  1.  JSnner  1875  angefongen  auf  60  Jahre  und 
bezüglich  des  ganzen  ungarischen  Streckentheiles  nm  weitere  189.836  il. 
österr.  Währung  in  Silber  ind.  der  Amortisationsquote  erhöht. 

Auf  Grund  der  weiteren  Gesetz-Artikel  XLI  vom  Jahre  1875  nnd  XI 
vom  Jahre  1876  wurde  der  Gesellschaft  zum  Zwecke  der  Materialbeschaffung 
und  flir  anderweitige  Investitionen  eine  Erhöhung  des  garantirten  Anlage, 
capitals  bewilligt  (vgl.  die  citirten  Gesetze,  sowie  das  in  Aiisfflhrung  derselben 
abgeschlossene  gemeinachaftliohe  Protokollar>Uebereinkommen  vom  S7.  April 
1876  unter  „Ungarische  Westbahn«*  4,  5,  6  nnd  7,  Seite  568  bis  586). 

Mit  dera  im  k.  k.  U.uHlolsministerium  am  7.  Deceinber  1877  nuf- 
f^cnommenPii  gemeinscliriftlichcn  Protokolle  wurden  zum  Zwecke  dcrRej^oluug 
der  finanziellen  Verhältnisse  der  (Josollschaft,  sowie  bezüglich  der  iiohamlluiiz 
der  Oarantierechnnuf^en  weitere  Vorcinbamngcn  ^lotrofTon.  weloho  die 
Genehmigung:  der  beiderseiti<rcii  Kogiernn;?en  orhiolton.  Der  Abdruck  des 
citirten  Protokolle«);  mnss  mit  Rücksicht  auf  dessen  Datum  dem  nächsten 
Ergänzungsbande  vorbehalten  bleiben. 


4.  AmiK'rkiiiiir  zu  in  Piotokoilc  vom  2S.  Auariist  1809  und  zum 
llaiidclMniiiistcriul-Krlassc  vom  0.  October  Z.  I8S.)*J 

betrett'vnd  die  F&hrang  der  Belmbsrvclmungen  imd  Theilaig  der  gemcinwsien  Ausgaben. 
(VgL  Bd.  II,  Abth.  2,  Seite  97t  und  98-1). 

Mit  dem  ErlaRse  des  k.  k.  Handelsministera  vom  22.  Ootober  1874, 
Z.  81794,  wurden  auf  Grund  des  mit  dem  königlich -nngarischen  Minister 
für  Öffentliche  Arbeiten  nnd  Communicationen  geptiogenen  Einvernehmens 
bezüglich  der  im  Protokolle  vom  28.  August  1869,  betreifend  die  Theilunfr 
der  den  österreichischen  und  den  ungarischen  Linien  gemeinsamen  Aus- 
gabs-  und  Einnahmsposten  offen  gelassenen  Puncto  nachstehende  Bestim- 
mungen  getroffen: 

Als  Wechselstation  im  Verkehre  von  den  österreichischen  auf  die 
ungarischen  Linien  nnd  in  umgekehrter  Richtung  werden  die  Stationen 
Zag6rz  und  Hezö-Laborcz  bestimmt,  deren  Kosten  jedoch  nicht  al» 
gemeinsam  zu  behandeln,  sondern  auf  dem  Betriebsconto  der  bezüglichen 
Theilstrecken  zu  verrechnen  sind.  Bezilglich  der  zwischen  den  genannten 
Stationen  gelegenen  Theilstrecke  sind  die  Kosten  des  Fahr-  und  Maschinen- 
dienstes, sowie  die  Auslagen  fHr  die  Werkstätte  nnd  die  Reparaturskosten 
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der  Wagen  als  gemeinaam  zu  behandeln  und  nach  dem  Verhältnisse  der 
Zugsmeilen  auf  die  beiden  Betriebsstrecken  zu  Tertheilen. 

Nach  demselben  Verhältnisse  der  Zugsmeilen  sind  auch  die  Einnahmen 
und  Ausgaben  aus  der  Wagenmlethe  auf  die  beiden  Linien  zu  repartiren. 

Bezüglich  der  Theilung  aller  Übrigen  gem^nsamen  Auslagen  haben 
die  Bestimmungen  des  erwähnten  Protokolles  vom  28.  August  1869  als 
Richtschnur  zu  dienen. 

Mit  dem  weiteren  Handelsroinisterial-Erlasse  vom  25.  Juni  1875, 
Z.  14835  wurde  dem  Verwaltungsrathe  der  Ersten  un^ariHch-^alizischen 
Eisenbahn  aus  AulasH  der  gegen  obif^e  Auordiiuiigeu  erhobenen  Bedenken 
bemerkt,  da8s  mit  obigem  Erlasse  die  Anordnung  des  im  ProtocoUe  vom 
28.  An^Mist  1869,  Z.  2  lit.  c,  vereinbarten  VertheilungsmodiiB,  wonach 
bezüglich  der  gomelnsaraen  Reparaturs-,  Eihaltiinirf«-  und  Ersatzauslagen 
fttr  FakrbetriebHmittcl  eine  Vertheilung  nach  Zu^suieilen  statt/ufinden  hat, 
keineswegs  auf  die  Theilstrecke  zwischen  Zagörz  und  Mezo- Labores 
beschränkt,  sondern  lediglich  die  Anwendbarkeit  des  gedachten  Vcrtheilungs- 
grundnatzes  auch  auf  die  als  gemeinsam  bezeichnete  Theilstrecke  ausge- 
sprochen werden  sollte. 

Gleichzeitig  wurde  jedoch  auf  Grund  des  mit  dem  königlich-unjrarischen 
('(tmmunications-Ministers  geptiogenen  Einvernehmens  in  Hinnjrrmässcr  Er 
Weiterung  -ler  den  Gegenstand  des  Protokolles  vom  28.  August  1809 
bildenden  Vereinbarungen  auch  die  vom  Verwaltungsrathe  erhetene  Aus- 
dehnung dos  hezciclmt'ten  Vertlieihinirsniodus  nach  Zu^smeilon  aut  die 
Kosten  des  tri  sainnitcn  Fahr-  und  Zugi'ürderuDgadienstes  biö  auf  Weiteres 
versiii'hsweise  gestattet. 

Hit'mit  nherein-^tiinmend  siud  die  Theilungssclilüssel  in  d<'n  H'"tri*  bs- 
verträjrcn  für  die  Diiiester  Staatshahii  und  liie  Staatsbahn  Tariiöw-L(  hicliöw 
(vgl.  Seite  8G).  dann  lUr  die  Pa<'htstn'cke  (Iriiiize  Orlü  (vgl.  Seite  17  ,  mit  d<T 
durch  die  territoriale  Lat^e  bedin;rteii  Abweichung  festjU'C'^tellt.  dass  die 
Strecken  Tarnow-Le luchow-Uriu  hin>ichtlich  tles  Fahr-.  Zugbirderungs-  und 
Werkstättendienstes  und  der  Wagenmiethe  eine  ganz  abgesonderte  Gruppe 
bilden. 


5.  Anmerkangen  zur  Ooik  pssionsurkuude  vom  IL  September  1869^ 

R.  G.  Bl.  Nr.  150^ 
fQr  die  tsterreiehisohe  Strecke  der  Enten  nngariseh-galitisebeii  Eisenbslui. 
(vgL  Bd.  II.  Ablh.  i,  Seite  978.) 
Zu  Art.  8. 

Die  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der  Verhindungsstrecke  von  der 
Station  Lupkow  durch  den  Gränztunnel  bis  zur  provisurischen  Station  vor  . 
dem  Tunnel  in  Ungarn  fand  am  31.  Mai  1874  statt. 
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Zu  Art.  4. 

Mit  dem  Erlasse  der  k.  k.  Statthalterei  für  Galizien  vom  5.  Juli  1875, 
Z.  26U31  wurde  der  Bahngesellschaft  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  5.  März  1875,  Z.  4639,  die  Bewilligung  zum  Bau  und 
Betriebe  einer  Sebleppbahn  Ton  der  Station  OlcsanicA  sur  benachbarten 
Sdineidemfllile  der  Firma  Adolf  Kr 9b er  ertheilt. 

Zu  Art.  8. 

Mit  ilem  Iinn(li'lsininist«'rial-Erlasse  vom  l'.K  Septt^mber  1H7:].  Z.  31S48, 
wurde  mit"  (iniiid  der  AllorliiH  lislcii  Entschliossiiiig  vom  11.  SepttMiiber  1873 
{gestattet,  dass  insolanjre  eine  liians])rurhiialune  der  Staatspirantie  seitens 
der  lialin  in  •grosserem  rmt'aiif^e  stattiindet,  die  Verwendung  der  IV.  Wagen- 
olasse  in  der  galizischen  .Streeke  dieser  liahn  aul  Fälle  von  grösseren 
Arheitertrnns|)ort(  n  einfreseliriinkt  werde.  —  Mit  d(  tu  weiteren  Handels- 
iniiiiiiistnial  Erlasse  vom  IK  Juni  1874,  Z.  17423.  wurde  auf  Grund  der 
Allerliihdjsten  Entseliliessunir  \om  28.  Mai  187  4  die  Wiedereintülinin;;  der 
IV.  Wagcnclassc  im  Lncalverkehre  bei  einem  täglich  in  jeder  Uielitung  mit 
geringerer  öescliwindi^keit  verkehrenden  gemischten  Zuge  genehmigt  und 
die  Erhöhung  des  Fahrpreises  fUr  diese  Wagenolasse  von  9  auf  12  kr.  pro 
Person  und  Meile  mit  Ausnahme  der  FUle  Ton  Arbeitortransporten  Ton 
mindestens  10  Mann,  fDr  welche  der  bieberige  Preis  von  9  kr.  pro  Person 
beiznbehalteu  war,  bewilligt. 

Mit  dem  ProtocoUar-Uebereinkommen  vom  3.  September  1878  (Knnd> 
machung  im  R.  0.  Bl.  Nr.  119)  wurden  die  Tarifbestimmnngen  fllr  Personen 
und  den  mit  der  Personenbefdrderung  im  Zusammenhange  stehenden  Sachen- 
transport  auf  Omnd  des  Gesetzes  vom  15.  Jnli  1877,  R.  Q.  Bl.  Nr.  64, 
betreffend  die  Maximattarife  (ttr  die  Personenbeförderung  auf  Eisenbahnen 
geregelt. 

Zu  Art.  10. 

Mit  1.  Jänner  1878  ist  auf  Omnd  eines  gemeinschaftliehen  Ueberein- 
kommens  auf  sämmtlichen  Österreichischen  und  ungarischen  Eisenbahnen 
ein  neuer  einheitlicher  MilitSrtarif  in  Kraft  getreten. 

Zu  Art.  13,  Alinea  2. 

In  Folge  der  Allerhöchsten  Entschllessung  vom  23.  Mai  1878  wurde 
mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  8.  Juni  1878,  Z.  14992.  die  im 
Artikel  13,  Alinea  2  dieser  Coneessions-Urkunde  enthaltene  Beschränkung 
hinsichtlich  der  Ausgabe  von  Prioritäts-Obligationen  der  Actiengesellsehaft 
der  Ersten  ungarisch-galizischen  Eisenbahn  aufgehoben. 
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Zn  Art.  15. 

Auf  Grund  des  (.icsetzes  vom  5.  Juni  1875  fv^l.  unter  8)  wurde  der 
ein  besonderer  Staatsvor.schuss  im  Betrage  von  1,800.000  A. 
^.  W.  bewilligt. 

Hit  dem  Handeltministeriftl-Brlasse  vom  9.  August  1875,  Z.  10386 
wurde  die  Länge  der  Sstemichisohea  Strecke  der  Ersten  un^arisch  galizi- 
BOhen  Eieenbalm,  von  der  Mitte  des  Anfnahmsgebäudefl  in  Pr/cmygl  bis  snr 
Landeagrilnze  im  Taonel  bei  Lnpkow  gemessen,  mit  147*015  Kilometer 
gleieb  19-880  Meilen  anerkannt. 

Mit  dem  beim  k.  k.  Handelsministeriam  am  7.  December  1877  auf- 
genommenen Protooolle  (H.  M.  Z.  88199  ex  1877)  worden  im  Einvernehmen 
mit  der  k.  k.  ^sterreietiisohen  und  der  königlich  ungarischen  Regierang 
behnfs  Regelung  der  finanziellen  Verhältnisse  der  Oesellschaft  besondere 
Vereinbarunifen  getroffen  und  mit  dem  weiteren  ProtocoUe  vom  10.  Decetober 
1877  (H.  M.  Z.  3770  ex  1878)  in  Ansfabrang  des  ProtocoUes  vom  \ 
7.  December  1877  mehrere  das  Garantie-Rechnungswesen  des  österreichi- 
sehen  Theiles  der  Ersten  ungariseh-galizisohen  Eisenbahn  betreffende 
Fragen  geregelt 


6.  XXIII.  Gesetzurtikel  vom  Jahre  1873, 

über  die  Altiindcrunn  tit's  von  di-m  Ausbau  der  Hrstt-n  uriL'unsch-iializischcn  Rist-nbahn 
handelnden  \  1.  (jcseiiarlikeis  vom  Jahre  I6tit)  und  einiger  Bestimmungen  der  mit  demselben 

iurticullrt*n  ConoessioBS-Uriconde.  { 

■(äauctionirt  ata  5.  Juni  1873.  KundgemaoUt  im  Abgeordncteuhausc  am  6.  Juni  167'6, 

im  ObdrhMse  am  9.  Juni  1873). 

§•  1- 

Nachdem  bei  der  an  der  LandesgrXnse^bei  Mezö-Laboroz  gelegenen 
Strecke  der  Ersten  ungariseh-galizischen  Eisenbahn  der  im  §.  5  der  durch  den 
VI.  Gesetzartikel  vom  Jahre  1869  inartionlirten  Ooncessionsurkunde  fest- 
Ifesetzte  kleinste  Krümmungshalbmesser  von  280  Meter  wegen  der  Local- 
Verhältnisse  nicht  eingehalten  werden  kann,  so  wird  gestattet,  dass  auf 
■dieser  Strecke  ein  bis  auf  200  Meter  herabgemindeter  Halbmesser  in  Anwen- 
dung gebracht  werde. 

Es  wird  ferner  zugelassen,  das»  dieEisenbahnsfreeke  zwischen  Homonna 
und  dem  an  der  Laudesgränze  im  Bau  begriffenen  Tunnel  noch  vor  Beendi- 
gung des  Ausbiuies  des  erwälniten  Tunnels  dem  allgemeinen  Verkehre  Über- 
geben werde  unter  folgenden  Bedingungen : 
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a)  das»  neben  dem  an  der  Landesgränze  im  Bau  begriffenen  Tunnel,  bi». 
dabin  als  derselbe  in  Betrieb  gesetzt  wird,  nach  dem  durch  die  Regie- 
rung festzusetzenden  Plane  eine  proYisorische  Station  errichtet  werde; 

b)  das»  die  erforderlichen  Verfügungen  getroffen  werden,  damit  von  dieser 
proviBoriselien  Station  bis  zu  der  bis  zum  jenseitigen  Hnde  des  Tlinnela 
an  iler  G ranze  eröffneten  galizischcn  Bahnstrecke  die  Reisenden  und 
Waaren  bis  zur  Zeit,  wo  der  Tunnel  fertii:  <;ein  wird,  per  Achse  oder 
mittelst  einer  Kollhahn  um  die  für  die  currente  Bahn  festgesetzte  Trans- 
portgebUhr  ohne  Jeden  Aufenthalt  mit  voller  Sicherheit  hinüber  trana- 
portirt  werden  können. 

§.3. 

Von  dem  Tage  der  sogearteten  Eröflhnng  dieser  Einsenbahnstreoke  an, 
geniesst  die  in  Betrieb  stehesde  nnd  von  Legenye-MihAlyi  bis  sum  Tunnel 
reiebende  ganze  Linie  die  im  §.  7  des  VI.  Gesetzartikels  vom  Jahre  1869- 
festgesetzte  Zinsengarantie  von  40.000  fl.,  wobei  jedooh  ansbedungen  wird, 
dass  fUr  den  Fall,  ah  in  dem  Tunnel  an  der  Grilnse  bis  ersten  Norember  1873 
die  ordentliche  Communication  nicht  eröffhet  wird,  die  von  der  im  Sinne 
de^  2  erfolgenden  Eröffnung  der  von  Homonna  bis  znm  Tnnnel  reieliendeD 
.Strecke  an  bis  zum  1.  November  aus  dem  Titel  der  Staatsgarantie  ertheilten 
Vorschüsse  (die  nach  der  MihAlyi  -  Homannaer  Strecke  bis  zum  Belaufe  von 
30.000  fl.  ertheilten  Oarantiebeträge  ansgenommen)  als  solche  Vorschuss- 
mebrbeträge  werden  betrachtet  werden,  welche  im  Sinne  des  §.  25  der 
Concessionsarkunde  sammt  6"  o  Zinsen  dem  Staatsschatze  sofort  zurUck  zu 
erstatten  sind;  vom  1.  November  an  aber  bis  zur  Eröffnung  de«  Tunnels  für 
die  Uomonnaer  Oränzstreeke  fernere  Zinsengarantiebeträge  nicht  ertheilt 
werden. 

Mit  dem  XL.  Ckaetzardkel  vom  Jahre  1876,  §.  3  (vgl.  unter  7)  warde  die  Gesell' 
sehftft.Ton  den  Rechtsfolgen  befreit,  bei  waleken  sie  hier  verpflichtet  worden  ist,  den. 
Gränstnnnel  bis  zum  1.  November  1878  ausBubauen  und  cu  eröffnen. 

Der  Theilbetrag,  welcher  von  der  im  Sinne  des  §.  6  der  Concessions- 
nrkunde  erlegten  Cantionssamme  fUr  die  Homonnaer  Gränzstreoke  entfiUlt^ 
wird  bis  znm  vollständigen  Ausbau  der  Bahn  nicht  ausgefolgt. 

§.4. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  wird  der  Minister  fUr  SlFentliohe 
Arbeiten  nnd  Communicationen,  und  der  Finauzminister  beauftragt. 
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7.  XL.  Gesetiartlkel  Tom  Jahre  1876 

bi  ADgelegvnhtIt  der  Erhöhung  der  StMtsgarantie  der  Enten  iiBgariseh-galixtielieE  Eiwibahii 
und  der  Hodlllcirung  des  §.  3  des  Geseturtikels  XXllh  1873. 

t'Sanetionirt  den  83.  Ha!  1875.  Kandgemaoht  in  beiden  UXotem  det  ReiohBrathet  den 

94.  Hai  187Ö.) 

??•  1. 

Die  Kegieriiiig  wird  bevoliiuäclitif;!,  tlass  sie  dio  tUr  die;  Erste  iiiigarisch- 
galizisclie  Loeomotivei^jonbahn  im  ( Josctzartikel  V^I :  186'J,  ij.  7  festge^teUto 
Staatsjrarautie  beziiglirh  de^  n>int  ri  Kiiikomniciis  vom  1.  .läuiicr  1875  auge- 
fangtii  auf  00  Jahre  und  Itozüirliclj  <\"s  ganzen  ungarischen  Streckentheiles 
um  saniuit  der  Amortis.itionquote  /.u  rcohueiide  fernere  139.836  ti.  ö.  W. 
in  Sillier  unter  der  liediu^ung  erhöhe: 
a/  da->s  die  ( 1  esellrteh;ilt  hetretls  des   ;nil  iistern  iehisehi  ni  Ciehiete  lie;.'^eiideu 

iStrcekentheils  ilureh  die  iisterreiehi-elie  (JenetzgebUDg  mit  eiuer  gieicli- 

l)ewertheten  .Subvention  l)etijeiU  werde; 

(Vgl.  dai  G«aeta  vom  6.  Juni  1876  unter  8.) 

h)  daaa  die  mit  der  Verselialhing^  def«  auf  die  uugarisoheii  und  Ö8terr«lchi- 
sehen  StreciLen  der  Bahn  eiitfallendeu  Orandbaucapitales  betrant 

gewesenen  Geldinfttitute  den  hiebei  erreichten  2,6u0.000  fl.  und  den 
eventuell  bei  der  VerschaiTung  des  hieinit  nachträglich  flieliergesteliten 
Capitale8  zw  erreichenden  ferneren  Gewinn  aar  Deeknng  der  beim  Bftae 
der  Eisenbalm  erwachsenen  Verluste  verwenden; 
ej  dass  die  Gesellschaft  von  allen,  aus  dem  Geschäfte  der  Concession  und 
des  Baues  der  Bahn  entstehenden  Ansprüchen,  welche  sie  gegen  den 
Staat  etwa  anstrengen  zu  können  glaubt,  abstehe  und  den  Staat  ver- 
sichere, dass  derartige  Ansprüche  weder  durch  den  Itau  -  Uauptunter- 
nehmer,  noch  durch  Andere  angestrengt  werden. 

§.2. 

Die  in  der  mit  dem  Gesetzartikel  VI  vom  Jafare  1869  insrticnlirten 
Coneessionsurknnde,  §.  28,  drittes  Alinea,  hinsiehtlieh  der  Aetien  und 
PrioritMtsobligationen  angesprochene  Stiimpel-  und  Oebtthrenfreiheit,  wird 
auf  die  erste  Bmisaion  der  auf  Grund  des  gegenwftrtigen  Gesetzes  zn  emit- 
tirenden  Titres  ausgedehnt. 

§.  3. 

Die  Gesellschaft  wird  von  den  Rechtsfolgen  l)etreit,  bei  welchen  sie  im 
Sinne  des  Gesetzartikels  XXIII  vom  Jahre  1873,  3,  verpflielitet  wurde, 
den  GrHnztnunel  bis  zum  1.  November  desselben  Jahres  auszubauen  und  zu 
eröffnen. 
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§.4. 

Mit  (liMii  Vollziifre  diesos  Tlesetzes  werdtMi  ilor  Ministi*r  für  öffentliche 
Arbeit  und  Communication  und  der  Fiuanzmini.ster  betraut. 


Nachdem  die  im  §.  1  dieses  Gesetzartikes  8ub  a)  gestellte  Bedingung 
der  notheilung  des  auf  österreicliiachcm  Gobiete  liegenden  Streekentheiles 
durch  eine  gleichwerthige  Subvention  mit  dem  österreichiHchem  Ger^etze  vom 
5.  Juni  1875  (vprl.  unter  8)  erfUllt  und  von  Seile  iler  Balin.L'espllsehafi  die 
Naehweiaung  geliefert  worden  war,  dass  ihr  von  der  k.  k.  priv.  Creditanstalt 
für  Handel  und  Gewerbe  im  Sinne  des  obigen  Gesetzartikels  der  Betrag  von 
2.500.000  fl.  gutgeschrieben  worden  sei  un  l  letzteres  Creditinstitut  mit 
Zuschrift  vom  6.  Getober  1875  der  BulingeHellschaft  die  Erklärung  abire^'t^ben 
hatte,  dass  es  auf  jeden  Gewinn  aus  der  Begebung  der  auf  Grund  dieses 
ungarischen  Gesetzartikeh  zu  emittirenden  Prioritäten  verzichte,  wurde  von 
der  HahiigescUschaft  die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  II.  Emission 
im  Retraire  von  3. 130.200  tl.  i».  W.  Silber  voraiistaltet.  deren  ViMzinsunj; 
niid  'i  ilj;un;_'  in  der  dureli  vorstehemleii  (Jesetzartikt-l  tr.'w Ulirtcii  (iarantif- 
erliobuiig  uml  in  eim-r  <hirr«li  di«-  nicht  vcdUtänditrc  Hegebuuf,'  ilt's  Actieii- 
raintals  vr-rfUirbar  gebliebenen  t^iiote  ih  -^  ursprünglich  garantirteu  IJeinerträg- 
nisses  ihre  Hedecknutr  finden.  Die  Irutrliehen  Ai-fien  (25!)8  Stück)  werden 
unter  Mitsperrc  <le>  iainlestiir>Jli.  |i(>n  (  (»nuiiiss.-ü  unter  Versehlu?^  gehalten. 
Die  Modalitäten  dieser  Prioritiitenemission  wurden  mit  dem  liamlelsminiHte- 
rial-Erlasse  vom  3.  .luni  1H78,  Z.  14992  Namens  lier  österreicbischeu 
liegieruug  als  Territorialregieruug  der  Gesellschaft  genehmigt. 


8.  Gesetz  vom  5.  Juni  1S75,  Ii.  G.  BI.  Nr.  92  und  ('.  Bl.  >r.  75, 

betreffend  die  (iewähruni;  fines  Vorschusses  in  Mt.lntloruny;  des  (ifsetzes  vom  Mai 
(R.  Ii,  Bl.  Nr.  63)  für  die  iDternvhinuug  der  l'riemjfsULupkower  Ltsenbahn. 

Mit  Zastimmnng  beider  Hinser  des  Reichsratbes  finde  ich  «nznordnen, 
wie  folgt : 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermHchtigt,  der  Gesellsehatt  der  I'^rsteu  ungarisch- 
galizlaclien  Ki«e]ili:ihn  einen  Vorschuss  von  Einer  Million  Achtraalhundert 
Tausend  1,800.000)  Gnldcn  in  Noten  österreichischer  Währung  für  den 
Fall  zu  f:ewähren.  aU  der  gedachten  GeHellachaft  eine  i,Heiehe  Unter>liitzuug 
von  der  königlich  -  ungarischen  Regierung  zu  Theil  wird,  sei  es  durch 
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Gewährung  eines  Barrenehnflses  von  gleicher  Hdhe  oder  durch  Erhöhung 
der  Garantie  fUr  den  im  Gebiete  der  Linder  der  ungarisch en  Krone  gelegenen 
Tbeil  der  Ersten  ungarisoh-galizischen  Eigeubahn  am  den  Betrag  von  jUhr- 
lioh  Einhundert  Dreissig  Neun  Tausend  Achthundert  Dreissig  sechs  (139.836) 
Gnlden  in  Silber  fttr  die  Daner  von  sechzig  Jahren. 

(YgL  den  XL.  (ungarischen)  Oesetzartikel  Tom  Jahre  1876  unter  7.) 

Von  der  ertheilten  Ermftebtignng  kann  ferner  nur  dann  Gebrauch 
gemaoht  werden,  wenn  von  der  k.  k.  privüegirten  dstefreieliischen  Credit- 
anstatt  für  Handel  und  Gewerbe  cur  theilweisen  Bedeckung  des  bei  der 
obgenannten  Bahn  entstandenen  Anlagecapitalsabganges  ein  Beitrag  von 
Zwei  Hillionen  Fttnfinalhandert  Tausend  (2,500.000)  Gnlden  österreichi- 
scher WRhmng  an  die  Bahngesellschaft  geleistet  wird. 

Artikel  II. 

Auf  die  Verzinsung  nnd  Rückzahlung  dos  im  Artikel  1  anj^elülirteu 
Vorsoliusscs  finden  die  im  Artikel  18  der  Concessionsurkunde  vom  11.  Sep- 
tember 1869  (K.  G.  Bl.  Kr.  180)  enthaltenen  Vorschriften  Anwendung. 

Artikel  III. 

Das  !.'e};enwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  .-einer  Kundmachung  in 
Wirksamkeit. 

Mit  dem  NollzuLM-  desöelljeii  werden  der  liandelsininister  und  der 
Finan/.niinistcr  beaultrairt. 
Isuhl,  am  5.  Juni  iblö. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Anersperg  m.  p.       Chlumeck;  m.  p.       fretis  m.  p. 


Naelulein  die  im  Art.  l  <;ist«'il(t'  lkulin;;unfi;  einer  glei'hzeitigeu  Er- 
höhiinp:  der  (iaraiitie  llir  dm  im  (iei^iete  der  Länder  der  ungarischen  Krone 
gelegenen  Theil  der  Ersten  nngariseh-jralizischen  Eisenbahn  durch  den 
XL.  Geset/.artikel  vom  Jahre  1«75  (vgl.  unter  7i  erfüllt  und  von  Seite  der 
Bahngesellschaft  die  Nachweisung  geliefert  worden  war,  dass  ihr  VOB  der 
Ic  k.  priv.  österreichischen  Creditanslalt  für  Handel  und  Gewerbe  im  Sinne 
des  vorstehenden  Gesetzes  der  Betrag  von  2,500.000  fl.  gntgeschrieben 
worden  sei,  wurde  vom  k.  k.  Finanzministerium  einverstitndlich  mit  dem 
k.  k.  Handelsministerium  die  FlUssigmachmig  des  Staatsvorschusses  von 
1,800.000  fl.  d.  W*  mit  den  Erillssen  vom  13.  Ootober  1875,  Z.  4858-F.  IL, 
nnd  vom  16.  Oetober  1875,  Z.  4936 -F.  M.  (H.  M.  Z.  33129  ex  1875)  bei 
der  Btaats-Centraleasse  veranlasst. 
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E.  E.  priv.  Erzherzog  Albreoht-Bahn. 

(Vgl.  B.i.  II,  Al.th.  'J.  ^«eitc  1  i-2I  und  Erg-  Bd.  I.  Seite  j'Jo.i 

1.  Statuten  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albroeht-Bahn. 

Er«r.-Bd.  I,  Seite  5S5. 
A  II  b  a  n  g. 

In  Folge  Heschliiijscs  der  ausserordentlichen  General- Versaniudung  der 
Actionäre  der  k.  k.  priv.  Erz]ierz(»g  Albreclit-Balin  vom  April  1875  und 
mit  GenelmiiguiijS^  des  hohen  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  4.  November 
1875,  Z.  14190,  sind  die  §§.  7,  8,  9,  11,  16,  17,  22,  24,  27  und  28  obiger 
Statateo  tlieil weise  abgeändert  worden,  und  Laben  nnnmehr  zu  lauten: 

Das  urspriiiiirlich  auf  lU.  1  It'XJU  H.  (»sterr.  Währung  Silber  (Vstgesetzte 
A«'tien-Capital  besteht  dermalen  in  Folge  lit  iluftion  aus  7,ll'J.8üU  tl.  i-sterr. 
Währung,  d.  i.  Sieben  Millionen  Einhiinilert  Neunzehn  Tausend  Aclithundert 
Gulden  österr.  Wähnnitr  Silber,  zertheilt  in  35.599  d.  i.  Fünf  und  Dreis^ig 
Tausend  Füufhuntl'  rt  Neunzig  Neun,  aul  den  Ueberbringer  lautenden  untheil- 
baren,  einzeln  über  "JUO  tl.  "sterr.  W'ähruiig  in  Silber,  gleich  1  33'/j  Thaler, 
gleich  233 '/s  Gulden  süddeutscher  Währung,  ausgestellten  Actien. 

«.  8. 

IJehufs  Aufbringung  de^i  zur  Her>tcllung  und  Inbetriebsetzung  der  ob- 
geiKiiinten  Eisenbahn  ertbrderlichen  Mehraulwaiide.s  dient  der  GesellHChaft: 

a)  Die  dureh  die  a.  h.  Coiicesfjionsurkunde  vom  22.  October  1871,  K.  G. 
Bl.  Nr.  135  vom  Jahre  1871.  i?.  24.  bewilligte  Hinausgabe  von 
Prioritäts-Obligationen  1.  Emission  biszurMaximalhöhevon  15,179.400  fl. 
österr.  Währung  Silber  Nominale. 

b)  Die  Hinausgabe  von  Prioritäts-Obligationen  II.  Emission  im  Betrage 
von  8,000.000  Mark  deutseher  Reichswährung,  gleich  400.000  Pfund 
Sterling  oder  10,000.000  Francs  oder  4,000.000  fl.  österr.  Währung 
in  klingender  MUnze. 


Digitized  by  Google 


Albrecht-Bahu. 


743 


Die  Prioritäten  Unten  anf  den  t-eberbriuger  nnd  sind  nntheilbar. 
Die  Fonnnlarien  der  auszugebenden  Priorititts-Obligationen  nntertiegen 
der  Oenehiuig^ung  der  Staatsverwaltung. 

§.  9. 

FOr  den  Fall  einer  Erweiterung  der  gesellschaftlichen  Unternehmung 
im  Sinne  des  §.  2,  lit.  b,  c  und  d  und  fUr  den  Fall  des  Bedarfes  wird  die 
Hinansgabe  neuer  Actien  uod  Obligationen  Uber  Besohluss  der  Oeneral- Ver- 
sammlung mit  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  vorbehalten. 

§•  11. 

Die  Zahlnuj^  der  Zinsoji-  und  Diviileinlen  fonpons  df-r  Actien  erfolgt 
in  ötiterreichischei  Wähnin^'^  in  Silber  hnihjulirig  nachliinein,  und  zwar  am 
1.  Jänner  mn\  1.  Juli  eines  jeden  Jahres  an  den  Ueberbringer  fin  der  gesell* 
sehaftliclien  Hauptcas^e  in  Wien  nnd  an  jenen  Orten  des  In-  und  Auslandes, 
welche  der  Verwaltungsrath  bestimmen  und  kundmachen  wird. 

§.  16. 

Die  k.  k.  piiv.  Hrzherzotr  Albrerlit  iJabn  freniesst  die  staatliclu;  Garantie 
für  lins  Iieinerti':i;rniss  naeh  Ma-;s;:abt'  der  n.  h.  f '(»neessjonsurkunde  voni 
22.  Oct.dif'r  isTl.  R.  G.  Hl.  Nr.  IH'},  und  der  innerhalb  der  Gränzen  des 
Gesrt/cs  vom  2.").  Mai  1S71,  R.  (t.  Hl.  Xr.  fil,  von  d«  r  hohen  k.  k.  Staats- 
verwaltung bewilligieu  oder  noch  zu  gewühreudeu  Garautie-Erhühuug. 

17. 

Die  Aetiei)  >annnt  (V.n])ons  nnd  Talon  werden  nach  dem  Forniularf 
Beilage  I  ausgeterti^'t.  aus  einem  bei  der  (iesellsehatt  autzubewahrenden 
Juxtabuche  geschnitten,  mit  tbrtlautenden  Nummern,  dem  Troekenstiimpel 
der  (Tesellschatt  und  der  Unterschrift  zweier  Mitglieder  des  Verwaltuugs- 
rathes  ver.se hen. 

i;.  22. 

Die  Gesellschaft  erkennt  fUr  jede  Actie  nur  einen  Eigenthünn  r  an; 
mehrere  Thcihiehnier  einer  Actie  müssen  daher  iiirc  gemeinsamen  Hechte 
durch  einen  gemeinschaftlichen  Vertreter  wahrnehmen  lassen. 

ij.  2-1. 

Die  Actien.  sowie  die  Interimsscheine  können  ,u'ci;en  KntrichtunL'^  der 
hiefür  von  der  (iesellsehatt  bestimmten  (m  Idihr  bei  der  Ta-se  d»  r  ( ier^ellschalt 
biiiteil,  und  dagcgeu  auf  den  JSaiuen  des  Erlegers  lautende  Erlagscheine 
erhoben  werden. 

Die  Anszahiim-r  iler  Zinsen  und  Divideudeu  findet  dann  gegen  Vor- 
weisung des  Dej^ositenscbeines  statt. 
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§.  27. 


Alle  General- Versaaiiiiluugeu  werdeu  am  Öitze  der  Gesclibchaft  ab- 
gehalten. 

Die  EiiiberuluuK  (It-rsclbeii  t-rfol^^  unter  Mifthcihiiig  des  wesentlichen 
Inhaltes  der  Gejren'Jtnnde  der  Verhandlung;  durch  den  Verwaltungsrath  mittelst 
zweimaliger  öfTentlieher  Beknnntniarhung,  welche  späte>tens  vier  Wochen 
vordem  Versammlnngstage  in  den  öfTentlidien  Blättern  Hiseheinen  mn»s(§.  6i. 

Im  Falle  jedoch  eine  ausserurflcntliche  General-Vergaramlnng  im  Sinne 
des  §.  31  der  Statuten  einberufen  winl,  genügt  die  bloa  einuialige  Kund- 
machung dieser  Einberufung  in  der  „Wiener  Zeitung"  und  einer  in  Lemberg 
erscheinenden  polnischen  Zeitung  —  auch  kann  in  diesen  Fällen  die  ausser- 
ordentliche General-Versammlung  schon  am  vierzehnten  Tage  nach  dem 
Tage  der  Einschaltung  dieser  Kundmachung  abgehalten  werdeu,  uud  sind 
zurTheilnahme  an  derselben  alle  jene  Actionäre  berechtigt,  welche  ihre  Aetien, 
respectivc  Interims-,  Einlags-  und  Genuss-Scheine  wenigstens  acht  Tage  vor 
dem  Zusammentreten  der  ausserordentlichen  Geueral-Versammlung  an  dem 
vom  Verwaltungsrathe  bezeichneten  Orte  deponirt  haben. 

Die  statutenmässig  gebildete  General- Versammlung  beschliesstiunerhalb 
der  Gränzen  der  allgemeinen  Verordnangen  und  der  Statuten  Aber  tlle 
Gegenstiode,  deren  Entseheidung  ihr  anesehlieMlieh  vorbehatten  ist,  oder 
welche  ihr  vom  Verwaltungsrathe  vorgelegt  werden,  und  es  wird  in  der 
General- Versammlung  nur  Uber  jene  GegenstXnde  giltig  verhandelt  and 
entschieden,  welche  in  der  Einbemfnngs-Kundmaohung  bezeichnet  sind. 

Die  statntenmSssig  gefassten  Beschlösse  der  General-Versammlung  sind 
für  alle  ActionSre  verbindlich. 


Die  ordentliehe  General- Versammlung  findet  stets  innerhalb  des  ersten 
Semesters  eines  jeden  Betrieb^)ahres  statt. 

Die  erste  ordentliche  General- Versammlung  wird  im  ersten  Semester 
1876  stattfinden. 


Vorstehender  Anhang  zu  den  unterm  12.  Februar  1872,  Z.  1975, 
bestätigten  Statuten  der  k.  k.  priv.  Erzherzog  Albrecbt-Bahn  wird  auf  Grund 
der  Allerhöchsten  Ermächtigung  genehmigt 

Wien,  .im  13.  December  1875. 


§.28. 


17735. 


Der  k,  k.  Minister  des  Innern : 
Lasser  m.  p. 


Oigitized  by 


Albreeht-Bahn. 


74& 


3.  Anmerknngeii  zar  Coucessionsurkuude  Yom  22.  October  1871, 

&.     Bl.  Nr.  135, 

flkrdi«  EisenUbn  von  Leaberg  fiber  SUvi  an  die  galizisehHingariiohe  Grinie  an  Beskid,  dam 

von  Stryi  nach  Stanialan. 

£rg.-Bd.  I,  Seite  647. 
Ztl  §.  6. 

Die  EröffnuDj;  des  BetriebeB  erfolgte  auf  den  einzelnen  Strecken,  und 
zwar : 

Le  m  b  or  fr- S  t  r y  i  am  16.  Octuber  1873  und 
Stryi-Stauislau  am  1.  Jänner  1874. 

Za  §.  7. 

Auf  Gnuul  «kr  Bestimnmiiir  <li<'s<'s  Para^TaplieH  wtiitlc  der  Acticn- 
j^'eselUc'haft  der  k.  k.  priv.  Er/litTzojLr  Albroclit-Ikilin  mit  Erlass  des  k.  k. 
Handclsministers  vom  2.').  April  1H76,  Z.  83b  1.  die  B»'wiUi}^'ung  zum  Bau 
eines  Zweiggeleises  zu  dem  niiclist  lU-r  .Station  Do  Ii  na  betindlicheu  Uolz- 
deputplatze  des  Gutsbesitzers  Ritter  v.  Popper  zu  Veldiiz  ertbeiit. 

Zu  §.  11. 

Laut  Kmidmacliuiig  des  HandelsministeriuiuH  vom  13.  September  1875 
rVgl.  unter  3.)  wurde  in  Folge  AlU'rbi)cb.«<ter  Ent^cbliessung  vom  ä.  Sep- 
tember 1875  bis  auf  Weiteres  gestattet,  den  Fabrpreis  der  IV.  Wagenclasse 
von  neun  auf  zwölf  Kreuzer  per  Persou  und  .Meile  zu  erböben. 

Zu  §.  15. 

Am  1.  Jänner  1878  ist  anf  Grand  eines  gemeinflehaftliclien  Ueberein. 
kommens  anf  eKmmtliclien  ÖBterreiehiBehen  nnd  nngariseben  Eisenbahnen 
ein  neuer  einheitlicher  MiUtSrtarif  in  Wirkeamkeit  getreten. 

Zu  §.  17. 

In  Folge  Allerhöchster  Entsohliessung  vom  22.  April  1875  wurde  mit 
dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsministers  vom  28.  Hai  1876,  Z.  12823,  im 
Einvernehmen  mit  dem  k.  k.  Finanzminister  zum  Zwecke  der  Bedeckung 
der  Kosten  der  für  die  Beskid-Linie  gemachten  Yoreinleitungen  und  Fahr- 
parkbestellung die  Erhöbung  des  auf  die  bereits  im  Betriebe  beflndliehen 
Strecken  der  Erzherzog  Albrecht-Bahn  entfallenden  garantirten  ReinertrXg- 
nisses  um  den  Betrag  von  rund  68.000  fl.  unter  der  Bedingung  bewilligt, 
dass  diese  Garantieerhöhung  n.ich  Massgabe  der  ihr  zu  Grunde  liegenden 
Mehrleistungen  nnd  thatsichlioh  bestrittenen  Vorauslagen,  insoweit  dieselben 
bereits  nachgewiesen  sind  und  den  im  Betriebe  stellenden  Strecken  zu  Gute 
kommen,  vom  Tage  der  oben  bezogenen  Allerhöchsten  EntSchliessung  an* 
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gefangen,  sonst  aber  in  jenem  Zeitpunkte  einsntreten  hat,  wenn  die  factische 
Bestreitung  der  erwähnten  Vorauslagen  und  die  Verwendung  des  Fahrparkes 
der  Beskid'Linie  auf  den  Beiriebs»trecken  nachgewiesen  sein  wird. 

Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Finanzministeriums  vom  29.  Mün  1877, 
Z.  Id59-F.  M.  (H.  H.  Z.  10237)  wurde  einvernehmlieh  mit  dem  k.  k. 
Handelsministerium  die  Länge  der  beiden  gebauten  Strecken  Lemberg-Stryi 

und  Stryi-Stanislan  mit   181*022  Kilometer 

jene  der  nicht  gebauten  Strecke  Strj'i-ungarische  Grinse 

(Be8kid)  mit   78-992 

die  Gesammtlinge  der  concessionirten  Bahn  mit  .  .  .  260*014  Kilometer 
und  das  garantirte  Reinertiügniss  per  Kilometer  und  Jahr  mit  4922  fl.  81  kr. 
festgestellt,  wonaeh  sich  das  garantirte  Reinerträgniss  fOr  die  einzelnen 
Betriebsjahre,  wie  folgt,  berechnet: 

fUr  das  Jahr  1878  mit   76.456  fl.  19  kr. 
,    „     «    1874  «   362.422  „  19  „ 
n    ,     ,    1875  „   929.662  „  22  ^ 
,    ,     ,    1876  r,  954.136  „  91  „ 
Die  ErdiFnungstage  der  einzelnen  Streeken  sind  oben  zu  §.  6  angegeben. 

Zti  i?.  -J-J. 

Laut  ArMkel  l  des  rrotokoll.ir  I Cbercinkommen«  vom  \s.  Mai  1878 
iUtornaliin  die  Ro«;iernnir  :uit  (!nm<l  d*'^  Gesetzes  vom  14.  Dcccmber  1877, 
K.  G.  1>1.  Nr.  112  iinbcschuclet  dn-  ]>(>stiniroun^  dieses  Paragrapbes  die 
Deckung  der  n:ich  Kicliti^stelliiiig  der  Detriobsrechnungen  sich  ergebenden 
Betriebskostenabgänge  der  Erzherzog  Albrecht-Bahn. 

Zu  24. 

Mit  dem  Haii(b  l-miiii>t»'ii;il-Erla8?i'  vom  23.  Mai  1^7').  Z.  r2s2.'}.  nüi 
welcbom  dir  I'^iliiilum,;  des  auf  dl»-  b(M't'its  im  pK  tricbe  belindliflien  Sirecken 
der  I-Lr/htT/ö;;  Albicclit-liahn  eiitlallciidou  ,i:;n-;uilirtei;  K'Muerträgnissfs  um 
den  JJrlra^'  von  r.H.oun  tl.  virl.  die  Anm»  rkuu^"  zu  17)  und  zu  diesem 
Ende  die  Au-^jL'nbc  411(>  Stück   der  liir  den  Bau  der  ßeskid-Linie 

reser\ irt.'ii  l'rioritäisOhli^ratioiieu  im  Nnminall>etra;:e  von  1,2'?3.()(mi  tl. 
östcrr.  Wiiliruu^r  bewilli«;!  worden  ist,  \vur<le  in  Folj^e  AlK'rluMlistrr  Knt- 
schliossuu;:  x  om  22.  Ajiril  1.S75  aiieh  ,iref*talt«'t,  daf?s  /.u  <d»ii:em  Zwecke  die 
conecsaioiiMuä^sitr  fV'-<(ireset/tf  Maxinialgriiiue  für  die  Ausgabe  von  rrioritäts. 
Obligationen  überschritten  werde. 

Zu  den  §§.  26,  82  und  33. 

Laut  Kundniaeliun?:  des  k.  k.  Ilandehrninisters  vom  29.  Juni  1878, 
R.  G.  Bl.  Nr.  89,  wurden  auf  Grund  der  Allerhöchsten  Entschliesäung  vom 
24.  Juni  1878  die  Bestimmungen  dieser  Paragraphe  dahin  abgeSndert,  dass 
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die  daaelbst  noimirte  Dauer  der  Steoerbefreiang,  der  Alierbdcheten  Con- 
cesMon  und  der  Niehteinlösbarkeit  der  Bahn  ▼om  1.  Jänner  1876  an  zn 
gelten  bat 

Zu  den  §.  30  nnd  31. 

Mit  de«  Protokolle  tod  28.  Oetober  1876  (vgl.  unter  4)  wurden 
Bostimmangen  Uber  die  in  den  Reeervefond  ieh  hinterlegenden  Beträge,  sowie 
über  die  von  der  Cteeellsohaft  für  die  firfüllnng  ihrer  Verbindlichkeiten  zu 
leistende  Sioherstellung  getroffen,  erstere  jedoch  mit  dem  Protokoliar-Ueber- 
etnkoromen  vom  18.  Hai  1878  (Z.  1048-H.  M.  ex  1878)  einer  netterliohen 
Regelung  nnterxogen. 


3.  Kuudniachuug  des  Huidelsniiuisterluius  voui  13.  September  1875. 
R.  0.  Bl.  Nr.  124  mid  C.  Bl.  Nr.  109, 

beü-pfl'vnd  die  ErhöboDg  des  Fahrpreises  für  die  iV.  Wagenclasse  aal  der  Erzherzog  Albrecht- 

Bahn. 

In  Fol}:;e  Allerhöchster  Eiitscliliessiui^r  v<»m  .'>.  S('|)teinber  l^<7.')  wir«!  in 
theilweiser  Abänderung  des  i>.  11  <ler  (  oncessionsurkumU*  vom  22.  Oetober 
1871  iK.  G.  Hl.  Nr.  13.'))  der  Unterm  limiiiig  der  Krzherzog  An)re(3ht-H:ihn 
bis  auf  Weiteres  gestattet,  den  Fahrpreis  der  IV^.  Wagenclasse  vuu  nenu  auf 
zwölf  Kreuzer  per  Person  und  Meile  zu  erliüben. 

Chliineckjf  m.  p. 


4.  Protokoll, 
anfiicnonnen  in  k.  k.  FiniiiiiDiBisleriDD  an  23.  O€tober  1876. 

Gegenwärtige: 

H(?rr  k.  k.  Sectionschef  Dr.  Ritter  von  Beaeciy  als  Vorsitzender, 
Herr  k.  k.  Sectionsrath  im  Handelsministerium  Dr.  Kitter  von  Wittek, 
Herr  k.  k.  Seetionsrath  im  Finanzministerium  Johann  layer, 

In  Vertretung  der  k.  k.  prtv.  Erzherzog  Albreoht-Bahn  die  Verwaltnngs- 
Mitglieder: 

Herr  Vicepräsident  Ritter  von  Regeabart, 
Herr  Dr.  Ritter  von  lAndel^ 
Herr  Ritter  von  Baaer, 

der  gesellschaftliche  Seeretär  Herr  Dr.  lAUer. 

49 
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K.  k-  priv.  Erzlierzog 


Gegenstand 


der  Verhandlung  ist  die  Feststellung  der  Bedingungen,  unter  welchen 
dor  Erzherzog  A  l  brecht -Bahn  die  bei  der  k.  k.  Staatscentralcasse 
als  Gaution  erliegenden  4200  Stück  Priorltäts-Obligatiouen  I.  Emission  im 
Nominalbetrage  von  1,260.000  fl.  Silber,  behafs  Vernichtung  des  nicht 
«mittirten,  den  Nominnlbetrag  von  3,367.000  II.  umfassenden  Restes  der 
obigen  Emission  ausgefolgt  werden  könnten. 

Der  Herr  Vorsitzende  eröflfhet  die  Verhandlung,  indem  er  bei  Angabe 
des  Gegenstandes  in  Erinnerung  bringt,  dass  naoh  Massgabe  der  Uber  das 
einschlägige  Ansuchen  der  Gesellschaft  im  Wege  der  k,  k.  Generalinspeetion 
der  österr.  Eisenbahnen  gepflogenen  Ermittlungen  die  rOokstilndigen 
Leistungen,  tttr  welche  die  fragliche,  in  Gemässheitdes  §.  31  der  Allerhöchsten 
Concessionsurkunde  vom  23.  Ootober  1871,  R.  Q.  Bl.  Nr.  135,  zur  Sicher- 
steUung  der  ooneessionsmässigen  Verpflichtungen  bestellte  Cantion,  abgesehen 
▼on  dem  hiebei  nicht  weiter  in  Betracht  an  siehenden  Ausbau  der  Eisenbahn- 
linie Stryi-Beskid  und  den  bereits  in  der  Beseitigung  begnriffBuen  Gollau- 
dimngsmängeln  und  Gmndeinlöanngsrflckstiinden  derzeit  noch  zu  haften  hat, 
mit  nachstehenden  WertbbetrSgen  beziffert  werden: 

1.  An  Nachtragsherstellungen,  für  welche  der  Staat  nicht  durch  Rttck- 
behalt  eines  Theiles  der  Garantievorschüsse  bedeckt  ist  .  .  .    131.900  fl. 

3.  Specialfonds  fttr  Herstellung  von  Eisenbrllcken  (§.  4 
der  Allerhöchsten  Coneessionsurkimde)   750.000  ^ 

3.  Reservefonds  nach  §.  30  der  Allerhöchsten  Gonces« 
sionsurkunde   382.000  „ 


Obwolil  nun  bei  dem  Umstaiidc.  als  die  üesellsoliatt  in  mehreren 
Kiclitim^icn  den  üir  nach  dieser  Urkunde  (»IjUntrenilcn  VerpHiclituniren  niclit 
nacli,ir<'kninmpn  ist,  die  «Staatsverwaltung?  zweilellus  berechtigt  wäre,  ohne 
Rück-icht  auf  das  Ansuelien  des  Verwaltiingsrathea  die  ihr  zur  Wahrung 
ihrer  Kechto  geeignet  erseheiiienden  Massregeln  zu  ergreifen,  so  werde  doch 
Angesichts  der  bedrängten  Lage  der  Gesellschait  von  den  betheiligten 
k.  k.  Ministerien  die  Geneigtheit  kundgegeben,  durch  Willfahrungen  in 
liezug  auf  das  gestellte  Ansuchen  der  Gesellschaft  die  Consolidirung  der 
schwebenden  Schulden  durch  die  ehestens  darchzuführendo  Begebung  der 
in  Gold  verzinsliehen  Prioritits-Obligationen  II.  Emission  im  Nennwerthe 
▼on  4,000.000  fl.  zu  erleichtern. 

Zu  diesem  Zwecke  werden,  nachdem  die  Vertreter  der  Erzherzog 
Albrecht-Bahn  gegen  die  Aufstellung  der  Generalinspection  yorbringen, 
dass  der  ad  8  bezifferte  Reserrefond  concessionsmässig  durch  Rtlckbehaltung 
▼on  Obligationen  und  Aetien  zu  bilden  gewesen  wäre,  deren  effeetiver  Werth 
den  bezifferten  Betrag  von  383.000  fl.  weitaus  nicht  erreichen  würde  und 


Zusammen  .  1,363.900  fl. 
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etwa  mit  200.000  fl.  anznnehmeii  wäre,  unter  Verbeludt  der  Genehmiguug 
Ihrer  ExceUenzen  der  Herren  Minister  der  FinanEen  and  des  Handels  die 
naehstehenden  Yerelnbarnng^n  getroffen. 

I. 

In  Bezug  auf  die  Eisenbabnlinien  Lemberg-Stryi  und  Stryi-Stanislaii 
werden  insbesondere  als  rttekständige  Leistungen,  welobe  derzeit  noch  den 
Gegenstand  einer  eantionsweisen  Haftung  der  Bahngeselisehaft  zu  bilden 
haben,  unbeschadet  des  Ergebnisses  der  im  Zuge  befindliohen  Collaudimug, 
die  naehstehenden  Posten  im  effectiven  QesammtbetragCTon  rund  1.100.000  fl. 
einverständlich  anerkannt,*  und  zwar: 
A*  Die  Bildung  eines  Specialfondes  fttr  die  Herstellung  der  eisernen 
BrQoken  r§.  4  der  AUerbdohsten  Ooncessionsurkunde)  im  effeetiven 
Betrage  von  750.000  fl. 
B,  Die  Bildung  eines  Reserrefondes  naeh  §.  30  der  Allerhöchsten  Gonces- 
sionsurkunde  mit  dem  Nominalbetrage  von  382.000  fl.  in  gesellschaft- 
lichen EfTecten       Obligationen,      Actien)  oder  im  effectiven  Betrage 
von  200.ÜÜO  fl. 

C\  Die  folgenden  seinerzeit  Uber  Verlangen  der  Staatsverwaltung  auf 
Kosten  des  Baufondes  auszuführenden,  den  Gesammtkostenbetrag  von 
131.900  (t.  umfassenden  Herstellungen,  insoweit  die  GeselUohalt  nicht 
von  der  Äusnihrung  einer  oder  der  anderen  dieser  Herstellungen 
enthoben  wird. 

1.  L'ralegnng  der  Maira/lnsgcleise  nebst  den  Fiachtenraagazinen  in  den 
Stationen  Morszyn  und  Krechowioe  (H  M.  Z.  äöbtiO  ex  1874)  im  Kosten- 
betr.ii:.'  von   4.600  fl. 

2.  l'mlegung  des  Ma^^azinsgeleises  in  der  Station  Msjdan 

(H.  M.  Z.  35860  ex  1«74)   600  r 

3.  Versetzung  der  Wasserkrahne  in  der  Station  Dolina 

(H.  M.  Z.  35860  ex  1874;   2.600  » 

4.  ( -orapletirung  der  Station  Dolina  im  Sinne  der  An- 
forderungen des  Keichskriegsmlnisteriums  (U.  M.  Z.  3d860 

1874)   10.000  „ 

.5.  Beseitigung  der  Slnissenkreuzun^ren  bei  l'ralil  42()  und 
,557  der  Strecke  Lcniberg-Stryi,  dann  im  Frotil  12.  14  15, 
637/8  und  1015, »'»  der  Strecke  Stryi-Stanislau  durch  provi- 
sorische Strassenüberbriickungen  II.  M.  Z.  1111)1  ex  I873j    .       63.000  r 

6.  Herstellung  des  enncesHionsmässi-^tii  Maximalgelälles 
von  15  pro  mille  im  Bcduarower  Einschnitt  (H.  M.  Z.  36465 

und  37138  ex  1871)   l.UUU  „ 

7.  Ausueclislun;^   der  llolziiberlagen  von  S8  liumpeu- 

cauälen  der  Strecke  ätryi-Stanislau  dnrcli  ;Steiuplatteu    .   .  .       4.000  « 

49* 


Digitized  by  Google 


70U 


K.  k.  priT*  Eniienog 


8.  Vermehniog  der  Nebeng^leiie  beider  Linien  auf  das 
eoncesBionsm&ssige  Ansmass  von  15V«  BahnlSnge  (§.  4 
iler  Allerhöchaten  Goncessionsurkonde)   46.200  , 

Zusammen  .    131.900  Ü. 

II. 

Die  Staatsvprwaltnnpr  wird  unter  ansilrllcklieher  Aufrechtlialtiing  des 
derselben  nach  §.  31  dt  r  Allerlnielisten  Coneessionsurkunde  zustellenden 
Rechtes  zur  Siclier^^teliunt;  der  Krlüllun;,^  aller  Cdncessionsniäj^sigen  Veihiud- 
liclikeiten.  jederzeit  den  Krla;?  einer  den  elTectiven  Werth  von  I.OOO.UOO  ti. 
repräseiitii Molden  Caution  zu  fordern,  und  im  Hinblick  auf  den  Umstand,  dass 
in  Fol^e  der  rUck><tändigen  Leintunj^en  eine  Belastung?  der  Betriehsrechnunjr 
nicht  stattfinden  darf  (§.  4  Abs.  9  und  49  der  Allerhöchsten  (joncessinns 
Urkunde  I.  keinen  Anstand  nehmen,  zu  gestatten,  dass  die  bei  der  k.  k.  Staats- 
centralcasse  als  Caution  erliegenden  42()()  Stück  Prioritäta-Obligationen 
I.  Emission  der  Erzherzog  Albreeht-Bahn  im  Ndniin  ilhetrage  von  1 ,2»;<).<)00  tl. 
Silber,  behufs  der  unter  Intervention  des  landesliirstliehen  Commissärs  durch 
zuführenden  Vernichtung  des  nicht  emittirten,  den  Nominalbetrag  von 
3,2G7.UUU  fl.  umfassenden  Restes  der  obigen  Hmission,  an  die  Bahn- 
gesellschaft zu  Händen  ihrer  gehörig  beToUmUchtigten  Vertreter  ausgefolgt 
werden. 

lU. 

Der  Verwaltungsrath  der  Erzherzog  Allnecht-Bahngesellschaft  ver- 
pflichtet sich,  mit  allen  ihn»  zu  (leboto  stehenden  Mitteln  dahin  zu  wirken, 
dass  nach  Vollziig  der  oberwähntcii  Kcduction  der  Prioritätsschuld  I.  Emission 
un<l  liichtigstellung  des  Lastenstandes  die  Begebung  der  II.  Trioritäts- 
anleihe  im  Nominalbetrage  von  4,U()().()U0  tl.  österr.  Wiilirung  in  (lold  unter 
den  vou  der  Staatsverwaltung  zu  genehmigenden  Modalitäten,  insbesondere 
bezüglich  des  Eroissiousoourses,  eiiestens  durchgeführt  werde. 

Desgleichen  Übernimmt  der  Verwaltungsrath  die  Verpflichtung,  den 
nach  Berichtigung  der  seliwebenden  Schulden  und  nach  Bestreitung  der 
zur  voUetändigen  Behebung  der  Collandirungsniängel  beider  Linien  erfor- 
derliehen Kosten  erilbrigenden  Reut  des  Bridses  ittr  die  auszugebenden 
PrioritfttS'Obligationen  II.  Emission  fur  Bildung  eines  Speeialfonds  behufs 
ErfÜHung,  beziehungsweise  Siolierstellung  der  im  Punkte  I  bezdehneten 
Verbindlichkeiten  zu  verwenden  und  zu  diesem  Zwecice  unter  Hitsperre  des 
landesfürstliehen  Commissirs  tu  verwahren,  derart  dass  die  beetimmnngs- 
mSsslge  Verwendung  dieses  Fondcs,  an  welchem  der  Staatsverwaltung  über 
Verlangen  das  Pfandrecht  einzurilumen  ist,  nur  Uber  vorlllnfige  Oeneli* 
migung  der  Staatsverwaltung  stattfinden  darf. 
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IV. 

AaBserdem  widmet  die  Erzherzog  Albreolit-Bahii  su  den  im  Pankte  I 
bezeiehneten  Zwecken  von  dem  nach  Bestreitimg  des  jährlichen  VerunsungB» 
und  TilgingeerfordemisseB  der  geselischaftlicben  PrioritXtsanlehen  I.  und 
II.  Emission  erübrigenden  Reste  des  garantirten  Reinerträgnisses  den  Jalires- 
betrag  von  30.000  fl.  derart,  dass  dieser  Jahresbetrag,  welcher  Uber  Ver- 
langen der  Hegiemng  einstweilen  in  den  Reserrefond  zu  hinterlegen  ist, 
seinerzeit  zur  Sicherstellong  der  anlehensweisen  Aafnahmo  des  nach  Mass- 
gabe des  Punktes  III  erllbrigenden  Gelderfordernisses  ittr  die  im  Punkte  I 
bezeiehneten  Zwecke  zu  dienen  liat 

Dabei  soll  es  der  SUataverwaltung  auch  freistehen,  einen  diesem  Jahres- 
betrage  entsprechenden  Theil  der  OarantieTorschtisBe  znrttekzuhalten  und 
nach  ihrem  eigenen  Ermessen  auf  Kosten  und  Gefahr  der  Gesellschaft  zur 
Bedeckung  des  in  Folge  mangelhafter  Erfüllung  derOoneessionsbestimmungen 
erwaohsenden  Geldbedarfes  zu  Tcrwenden. 


Hiemit  wurde,  nachdem  das  weitere  diircli  Rücksichten  auf  erliöhte 
Sicherheit  und  erhöhte  Bege])])arkoit  der  iL  IVioritUtenemission  begründete 
Ansuchen  der  Vertreter  der  Hahn^'esellßchalt  um  Erwirkung  der  Beinerzeit 
für  den  b'all  der  Fusion  in  Aussielit  gestellten  Erhöhung  des  garantirten 
Keinerträgnisses  um  den  Betrag  von  42.UUU  ti.,  beziehungsweise  richtig 
39.0(M)  H.  bis  zur  f,'«  setzliehen  Maximalziffer  von  den  Vertretern  der  k.  k. 
liegierung  lediglich  zur  Konntniss  genommen  werden  kouutei  das  Protokoll 
geschlossen,  verlesen  und  allseitig  unterfertigt. 

Wien,  am  23.  Ootober  1876. 


leieeiy  m.  p. 
Wtttek  m.  p. 

k.  k.  Sectionsrath. 
Johann  Bayer  m.  p., 
k.  k.  äecüonsratii. 


iegeiharl  m.  p. 
Dr.  Itadel  m.  p. 

lauer  m.  p. 
Dr.  Illler  m.  p., 

Q«neral<ecretSr. 

Z.  4236.  F.  M. 


U.  M.  Z.  34002. 

Wird  genehmigt. 
Wien,  am  1.  NoTcmber  1876. 

Der  k.  k.  Handelsminister:,  Der  k.  k.  Finanzminister: 

Chlomecky  ni.  p.  Prelis  m.  p. 

Das  i'rotükolUr-Uebereinkuiuiuen  vom   Irt.  Mai  1878,  (Z.  KM^i-ll.  M.;  enthiilt 
weitere  Beetiiiiniangeii  über  die  DurohfBbning  dc8  vorstehenden  ProtukoUes. 
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Ausschl.  phy.  fiusciitäliiader  Eisenbaim. 

(Vgl.  Bd.  Ii,  Abth.  S,  Seite  1011,  Bd.  III,  Seite  48S  und  Erg. -Bd.  I,  Seite  401.) 

1.  Statuten 

der  a.  prir.  Buschtfhnder  Eisrnbahn. 

(VgL  Bd.  II,  Abth.  2,  Seite  lOäö). 

L  Abschnitt. 

Blldanc«  SwMk«  Bits.  Finna,  Dauer  un4  BekMBtmMkMfM 

der  Gesell  seliAft« 

§.  1. 

Seine  k.  k.  apostolische  HajestSt  haben  mit  Allerhdohster  Entsehlies- 
song  vom  21.  December  1853  dem  Fürsten  Carl  Egon  zn  Fürsten- 
berg  die  vorlünfige  Bewilligung  snr  Bildung  einer  Aotiengesellschaft  nnd 
zu  den  Vorarbeiten  fUr  die  Fortsetzung  der  bestandenen  Pferdebahn  in  der 
Richtung  von  Wejhybka  nach  dem  Buscht^hrader  KohlenreTierCf  sowie  die 
Anlage  einer  Locomotivbahn  in  der  Richtung  von  dem  Buschtehrader 
Kohlenreviere  nach  Kralup  mit  Einschluss  der  Zweigbahn  nach  den  Kohlen- 
gruben,  zn  ertheilen  geruht. 

In  Folge  dessen  hat  sich  eine  Aetiengesellsehaft  gebildeti  welcher  das 
PriTilegium  vom  SO.  Juli  1827  und  die  AUerhdchste  Goncession  vom 
20.  November  1855  übertragen  nnd  bis  jetzt  die  Allerhöchsten  Concea- 
sionen  vom  11.  Jftnner  1867  und  1.  Juli  1868  verliehen  worden  sind,  und 
welche  an  nachstehende  in  der  General -Versammlung  vom  19.  December 
1868  abgeänderte  Statuten  nnd,  soweit  dieselben  keine  Bestimmungen  ent- 
halten, an  die  Vorschriften  des  II.  Buches,  Titel  III,  des  allgemeinen  Handels* 
Gesetzbuches  vom  17.  December  1862  gebunden  ist. 

§.  2. 

Der  Zweck  der  Gesellschalt  ist  der  Betrieb  der  auf  Grund  der  A.  h. 
Concessionen  vom  30.  Juli  1827,  vom  20.  November  1857  und  11.  JXnner 
1867  bereits  hergestellten  Eisenbahnen,  sowie  der  Bau  und  Betrieb  der 
durch  die  a.  h.  Conoession  vom  1.  Juli  1868  bewilligten  böhmischen  Nord' 
weatbahn,  demnach: 
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aj  der  Betrieb  der  Locoraotiv- Eisenbahn  von  Prap  nach  Wejhybka,  von 
VVejliybka  nach  Kralup;  der  Pferde-Eisenbahn  von  Lana  nach  Pinie 
und  der  Lorotnotiv-Kiso nhahu  von  Wcjliybka  nach  Priesen  mit  Ein- 
schluss  der  bestehenden  FlU-^elbahnen  nnd  dt'r  zu  erbauriKb'n  Flii;:«'!- 
bahiien  in  das  liakonitzer  Kohlenrevier  und  von  Ilustiwitz  nach 
Smiehow ; 

bj  der  Hau  und  lU'tiiel»  der  von  Priesen  nb/wcj'^ciidt'n  iMseiibahncii  cines- 

theils  über  Koniotau  nach  Sachsen,  auderntheils  über  Carisbad  nach 

Eger  nnd  Franzensbad; 
cj  der  Bau  und  Betrieb  von  Zweigbahnen  zu  den  Kohlcnwcrkeu  und 

anderen  Ftal^lissciiiciits ; 
dj  der  Bau  und  Betrieb  jener  Eisenbahnen,  für  weielie  der  GesollschaU 

die  Conces  ii»n  verliehen  werden  wird. 

§.3. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Prag. 

Die  protokollirte  Firma  der  GeRellschnlt  ist:  ^Aanschliessend  priv. 
BuscbUbrader  Ei>fnbahn'-.  Zu  deren  Zeichnung  ist  die  Unterschrift  von 
zwei  Mitgliedern  des  Verwaltungarathes  erforderlich. 

§.  ö. 

Die  Geseliseliaft  endet  mit  dem  Ablanfe  der  in  der  A.  h.  Eisenbahn- 
eoncession  vom  1.  Juli  1868  festgesetzten  Dauer  von  90  Jaliren,  wenn  nicht 
die  Generai-Versammlnng  die  Auflösung  der  Gesellschaft  in  Gernftssheh 
dieser  Statuten  früher  besohliesst. 

§.  6. 

Die  Gesellschaft  ^*eröt^'eIltlicht  ihre  Bekanntmachungen  durch  drei- 
malige Einschaltung  in  die  ulticielle  Prager-  und  Wiener-Zeitung. 

Durch  diese  Einsclmltung  gelten  die  Bekanntniachungeu  als  gehörig 
erlassen  und  begründen  den  Eintritt  der  nach  diesen  Statuten  oder  dem 
Gesetze  mit  den  Aufforderungen  verbundenen  Rechtswirkungen. 

Fristen  werden  von  dem  auf  den  Tag  der  ersten  Einschaltung  in  die 
nPrager-Zeitung"-  nächstfolgenden  Tage  an  berechnet. 

II.  Absdmitt 
QesellMliftfUae»pItol  u4  A«tt«B« 

§.  7. 

Das  Gesellsdiaftscapital  beträgt  24,275.000  H.  ö.  W..   bestehend  aus 
19.000  Stück  auf  Namen  lautenden  Actien  ii  600  H.  C.  M.  oder  525  li.ö.  W. 
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I.  Serie  (lit.  .1)  und  nus  71.500  Stück  auf  Ueberbringer  lautenden  Actien 
a  200  fl.  ü.  W.  11.  Serie  (dU  B). 

§.8. 

Die  Einzahlung  der  Actienl)eträ^;c  wird  vom  Verwaltuiifrsrathc  der 
Oesellscliurt  durch  iifleutlichc  Ankündipunj,'  in  den  Zeitungen,  deren  sich  die 
Oesellschalt  /.u  iiireu  Veriiffeutiichunjjen  bedient  (4^.  G),  eingefordert. 

Zwi^ichcn  der  dritten  Ankündigung  und  dem  Eiuzahlungstermiue  muss 
eine  Frist  von  mindestens  vier  Wochen  liegen. 

Die  Einzahlung  ist  an  die  gesellschaftliche  oder  die  vom  Verwaltungs- 
rathe  hiczu  bestimmten  Gassen  zu  leisten.  Nach  Einzahlung  von  30  pCt. 
Verden  InterimsReheine,  auf  die  Person  des  Zeichners  lautend,  aasgestellt, 
welche  nach  erfolgter  Volleinzahlang  gegen  Hinausgabe  von  Aetien  einge- 
zogen werden. 

Ist  die  Aufforderung  zur  Einzahlung  ordnungsgemäss  ergangen  und 
erfolgt  in  der  festgesetzten  Zeit  die  Zahlung  nicht,  bo  sind  die  säumigen 
Actionäre  nochmals  zur  nnehträfrliclieu  Leistung  derselben  und  zur  Entrich- 
tung der  mit  jährlichen  6  pCt.  zu  berechnenden  Verzugszinsen  unter  der 
Verwahrung  aufzufordern,  da>>  sie  im  Unterlassungsfalle  ihrer  Rechte  aus 
der  Zeichnung  der  Actien  uiul  ihrer  geleisteten  Theilzahlung  zu  Gunsten 
der  Gesellschaft  für  verlustig  erklärt  werden  würden. 

§.  10. 

Die  Actien  jeder  Serie  >iud  nach  den  beigefü!-''t<'n  Formularicn  uuli  r 
fortlaufenden  Nummern  ausgefertigt,  mit  dem  triMkeneu  Stämpel  der 
Oe.sellpehatt  und  den  nach  §.  4  erforderlichen  üntcröch rillen,  sowie  mit 
Taloii  uud  Divideudcn-Coupouä  verseheu. 

§.  11. 

Die  Ai-tit'u  sind  iinthrilbar. 

Die  Uesellsehaft  erkennt  für  jede  Actie  nur  einen  Eigenthiimer  an, 
mehrere  Theilnehuier  an  einer  Actie  müssea  daher  ihre  gemeinsamen  Kechte 
durch  eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§.  12. 

Jedem  Eigenthttmer  einer  auf  den  Kamen  lautenden  Actie  steht  es  frei, 
selbe  auf  den  Ueberbringer  lautend,  und  dem  Eigenthttmer  einer  auf  den 
Ueberbringer  lautenden  Actie,  selbe  auf  bestimmte  Namen  gegen  Vergütung 
der  von  der  Oeseilsehaft  festzusetzenden  Gebühren  umschreiben  zu  lassen. 
Das  Eigenthum  der  auf  bestimmte  Namen  lautenden  Actien  kann  durch  ein 
auf  der  Actie  ersichtliches  Indossement  oder  durch  eine  selbststSndige 
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Urkunde  Übertragen  werden.  Zur  Uebertnigang  des  Eigenthums  der  auf  den 
UeV)orl)ringer  UatoDden  Aetien  ist  eine  Beorknodnng  der  Uebertragung  nicht 

erfonlerlicb. 

Zur  Prüfung'  der  Echtheit  des  linln^^onaents  oder  der  sonstipren  Ueber- 
trngun<»;  Urkunde  ist  die  Gesellschait  niolit  verpfliehtet  und  iiaftet  daher 
nicht  für  dieselbe. 

Joder  Actionär  kann  seine  Actien  fj;egen  Eiitiit  litunj::  der  liieliir  von  der 
Gesellschaft  bc:<tiniraten  Gebühr  bei  der  Cassa  der  Gesellschaft  hinterlegen 
und  dagegen  einen  auf  seineu  Namen  lautenden  Ü^rlagäcliein  erheben. 

§.  14. 

In  Verlust  m'crathcne  Actien  und  Coupons  müssen  bei  dem  conipetenteu 
Gerichte  amortisirt  werden,  um  neue  dagegen  erhalten  zu  können. 

Bezüglich  der  Ämortisiruiig  gelten  die  für  die  Stuatspapiere  beäteheuden 
Vorsohriften. 

§.  15. 

Der  Besitz  einer  Aotie  bedingt  die  Unterwerfung  unter  die  Statuten  der 
Geseilscliaft. 

§.  16. 

Die  Actionäre  haften  blos  bis  zum  Nominalbeträge  ihrer  Aotien.  Gegen. 
Uber  dritten  Personen  haftet  die  Gesellschaft  fOr  alle  ihre  Verbindlichkeiten 
mit  ihrem  ganzen  Vermögen. 

Die  Besitzer  der  bisher  eniittirten  und  künfti;,^  etwa  noch  zu  emitti- 
renden  Actien  I.  Serie  (lit.  .1)  a  .')UÜ  tl.  C.  M.  oder  525  (I.  Ö.  W.  hal)en  das 
auss<"lilies>li(  jic  liecht  auf  den  verhältnissniässigen  Anthcil  an  dem  bis- 
herigen und  künftig  zu  erwerbenden  Vermögen  des  im  §.2,  Absatz  (r,  bezeich- 
neten lit.  .1  Unternehmens,  sowie  an  den  Erträgnissen  der  das  Netz  des 
lit.  rnternehmens  umfassenden  Locomotiv-Eisenbnliniinien  von  Frag 
Bnbna  und  W(  iliyltka,  Luzna-Lisehan,  Saaz  nadi  Trieseii  nebst  den  Zweig- 
bahnen von  Smichow  naeh  Ilostiwitz,  von  Wejhylika  über  Duhy  nach  Kra- 
lup.  von  Duby  nach  Khulno.  von  Luzna  naeh  Kakonitz  und  der  an  diesen 
Linien  liegenilen,  zu  den  einzelnen  Kohlenwerken  und  industriellen  Eta- 
blissements führenden  Flügelbahneu,  sowie  der  iMerde-Eisenbahnstrecke  von 
Laua  nach  Pinie. 

§.  16. 

Die  Besitzer  der  bisher  emittirten  und  künftig  etwa  noeh  zu  emittiren- 
den  Aotien  U.  Serie  (lit.  B)  a  200  fl.  ö.  W.  haben  das  ansscbUessende 
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Recht  auf  den  verhftUnSssmKasigeii  Antheil  an  dem  Erträgnisse  der  das 
Netz  des  lit.  B  Unternehmens  bildenden  Eisenbahnstreoken  von  Priesen 
einestheils  Uber  Komotaa  an  die  böhmisch-sächsische  Gränze,  anderntheils 
nber  Oarlsbad  nach  Eger  und  Franzensbad  nnd  der  an  diesen  Linien 
gelegenen  Zweigbahnen  und  zn  Kohlonwerken  nnd  anderen  industriellen 
Etablissements  führenden  FlflgelbahneD,  sowie  an  dem  Vermögen  des  lit.  B 
Unternehmens. 

HL  Abschnitt 

OvsMilMtlon  der  ClMellMlUkft* 

§.  19. 

Die  GescUächnft  besoigt  ihre  Angelegenheiten: 
€t)  durch  die  General -Versammlung; 
hj     „    den  Verwaltungsrafli; 
cj     „    die  Direction; 
dj     ,    den  Bevisions-Ausschuss. 

20. 

Die  orilmin<,'Hinäs8ig  gebildete  General -Versammlung  vertritt  die  Ge- 
samnithcit  der  Actionärc. 

An  dei  J^clheii  können  nur  jene  Actiouüre  tbeilnclimeii,  welche  wenig- 
stens 5  Stiiek  \  olleinp:ezalilte  Aeticii  I.  Serie  a  525  Ii.  ö.  W.  (lit.  A)  oder 
wenigstens  20  Stück  volleiugczahlte  Acticn  11.  Serie  ä  200  Ü.  ö.  W.  (lit.  JJ) 
besitzen. 

Zur  Fest^itellung  der  Stimmbercchtigun«;  eines  Actionh'rs  tindet  eine 
Zusaninn  iizähiung  der  von  ilim  besessenen  Actien  (lit.  jL  und  lit.  ß 
nicht  statt. 

Die  stimmfähigen  Actionärc  können  bei  der  General -Versammlung 
persönlich  erscheinen  oder  auch  durch  solche  Bevollmächtigte  vertreten 
werden,  welche  selbst  stimmfähige  Mitglieder  der  General -Versammlung 
sind.  Von  letzterer  Bestimmung  sind  die  gesetzlichen  oder  statutenm&ssigen 
Vertreter  von  Hinderjährigen,  von  Pflegebefohlenen,  von  Frauen,  von 
Gemeinden,  von  prctokollirten  nnd  beh$rdUch  genehmigten  Gesellschaften 
ausgenommen. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  vom  Verwaltnngsrathe  bestimmt. 

§.  21. 

Die  ordentliche  General -Versammlung  tritt  einmal  im  Jahre,  und  zwar 
sp&testens  im  Monate  Mai  in  Prag  zusammen* 

Ausserordentliche  General -Versammlungen  können  so  oft  stattfinden, 
als  es  der  Verwaltungsrath  flir  erforderlich  erachtet,  nnd  sind  auch  dann 
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einzubcriitcii,  wenn  ein  Actionär  oder  eine  Anzahl  von  ActionUrcn,  dcreit 
Actieu  den  zehnten  Theil  des  Action-Capitals  repriisentiren  und  von  ihnen 
nach  §.  23  deponirt  werden,  darauf  beim  Verwaltuugsrathe  unter  Angabe 
des  Zweckes  und  der  Gründe  antragen. 

§.22. 

Die  Einberufung  der  General  •Yenaminlung  gescbiebt  vom  Verval- 
toogsratbe  durcb  Sffentliebe  Enndmacbnng  (§.  6)  nnd  bat  mindestens  vier 
Wocben  Tor  dem  znr  Abbaltnng  der  Versammlung  anberaumten  Tage  zu 
gescbeben  nnd  die  QegenstSnde  der  Yerbandlnng  bekannt  zu  geben. 

§.  23. 

Die  Aetionilre  mffssen,  nm  der  General -Yersammlnng  beiwohnen  zu 
dürfen^  spätestens  aobt  Tage  vor  dem  Znsaroroentritie  derselben  IhreAotien^ 
auf  deren  Grund  sie  ihr  Stimmrecht  austtben  wollen  und  im  Falle  sie  die« 
selben  bei  einer  BehOrde,  Institute  oder  Offentlieben  Gesellschaft  deponirt 
bitten,  die  ihren  Besitz  glaubwürdig  naohweisenden  Depositensoheine  am 
Sitze  der  Gesellschaft  oder  bei  den  Tom  Verwaltungsratbe  hiezn  bestellten 
Agenturen  hinterlegen  nnd  erhalten  dagegen  eine  auf  den  Namen  lautende 
Legitimationskarte,  welche  die  Zahl  der  hinterlegten  oder  anegewiesenei» 
Aotien  und  die  darnach  auf  dieselben  entfallende  Stimmenzahl  ausweist  nnd 
für  die  geseiebnete  Person  oder  fttr  deren  gehdrig  Bevollmäehtigten  gilt» 

§.  24. 

Je  fünf  Actien  k  525  fl.  ö.  W.  (lit.  A),  sowie  auch  je  20  Aotien 
k  200  fl.  ö.  W.  (  lit.  B)  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme. 

Kein  Actionär  kann  jedoeh  im  eigenen  Namen  und  als  Bevollmächtigter 
mehr  als  50  Stimmen  in  sich  vereinigen. 

§.  25. 

Jedem  als  stimmberechtigt  ausjrewicscncn  Actionär  wird  der  Jahres- 
Rechnung8-Ab8chlu88  und  die  Bilanz  wenigstens  aelit  Tage,  sowie  ein  Ver- 
zeichniss  der  zur  betreffenden  General  -Versammlung-  legitimirten  Aetionäre 
wenigstens  vier  Tage  vor  der  ordentliclien  General  -Versammlung  auf  Ver- 
langen eingehändigt.  Der  Jahres-Uechnungs-Absdiluss  un<l  die  Bilanz 
werden  übrigens  wenigstens  acht  Tage  vor  der  ordentlichen  General -Ver- 
sammlung zur  Einsieht  für  eUmrotUohe  Actionäre  im  Geschältslocale  der 
Gesellschaft  aufgelegt  werden. 

§.  26. 

Die  Genoral -Versammlung  ist  beschlu'jsrähifr,  wenn  20  Actionäre 
anwesend  sind,   welche  mindestens  den  zehnten  Theil  der  volleingczahlten 
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Actien  htA  und  sobald  die  Aetien  lit*  B  ausgegeben  sind,  aueb  den  zehnten 
Theil  der  Tolleingezahlten  Aetien  lit.  B  vertreten. 

Nur  wenn  es  sieh  um  Aendemng  der  Statuten  oder  Veränsserung  der 
Bahn  oder  Gleichstellung  der  Aetien  I.  und  II.  Serie  (lit.  A  und  lit.  B)  oder 
Auflösung  der  Gesellschaft  handelt  (§.  Bl  ky  d,  h,  l),  ist  im  ersten  B^le  die 
Vertretung  ron  einem  FQnftheil^  in  den  drei  letzten  FXllen  von  der  HSlfte 
der  im  Umlaufe  befindlichen  Aetien  jeder  Serie  erforderlich.  Ist  die  General- 
Versammlung  nicht  besohlussfiUiig,  so  wird  eine  nenerliehe  Versammlung 
unter  Angabe  des  Grundes  und  wörtlicher  AnfUhrung  der  Bestimmung 
dieses  Paragraphes,  jedoch  unter  Feststellung  einer  nur  14tägigen  Frist, 
einberufen,  in  welcher  ohne  Kiicksiclit  auf  die  Zahl  der  erschienenen  Actio- 
nUre  und  der  vertretenen  Aetien,  jedoch  nur  Uber  solche  Gegenstände 
Beschlüsse  gefasst  worden  können,  welche  bereits  zur  Tagesordnung  der 
vertaten  Versammlung  gehörten. 

§.27. 

Den  Vorsitz  bei  der  General -Versammlung  fObrt  der  Prilddent  des 
Verwaltungsrathes  oder  dessen  Stellvertreter  und  bei  deren  Verhinderung 
ein  anderes  von  dem  Verwaltungsrathe  zu  wählendes  Mitglied  desselben. 
Der  Vorsitzende  bestimmt  die  Beihenfolge  der  zu  verhandelnden  Gegen- 
stände, ernennt  den  Schriftführer  und  die  Stimmz&hler,  eröffnet  und  schliesst 
die  Verhandlungen,  veranlasst  die  Abstimmung  und  bestimmt  die  Art 
derselben. 

§.  28. 

Die  General -Versammlung  fissst  ihre  Besdiltisse  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit. 

Bei  Stimmengleichheit  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Alle  Wahlen  erfolgen  mit  Stimmzettel  durch  absolute  Mehrheit 

Kommt  beim  ersten  Wahlgange  eine  absolute  Majoritiit  nicht  zu 
Stande,  so  tritt  die  engere  Wahl  zwischen  den  zwei,  welche  die  Meisten, 
oder  Denjenigen,  welche  die  gleichmeisten  Stimmen  erhalten  haben,  ein. 

Bei  Stimmengleiohheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden. 

§  29. 

Die  General -Versanimlung  ist  b(  rcclitigt,  innrrhalb  der  (Jränzen  der 
Conceasionen   und  der  Statuten  Uber  alle  Belange  der  Gesellschaft  zu  ])e- 
rathen  und  zu  beschliessen,   und  hat  sich  jeder  Actionär  ihren  innerhalb 
dieser  Schranken  gefassten  lieschliissen  zu  fügen. 

§.  3ü. 

In  der  General -Versammlung  darf  nur  Uber  jene  Gegenstibide  ver- 
handelt und  Besohluss  gefasst  werden,  welche  in  dem  bekannt  gemachten 
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Programme  bezeiohDet  sind.  Hievon  ist  jedoeh  der  in  der  General-Yersamm- 
long  gestellte  und  von  wenigstens  ttmf  stimmOlbigen  Actionftren  nnter- 
stOtste  Antrag  anf  Berufung  einer  ausserordentlichen  General -Versammlung 
ausgenommen. 

Jedem  stimmbereehtigten  Actionär  steht  zwar  das  Recht  zu,  Anträge 
nber  Gegenstände  zn  stellen,  welche  in  dem  Programme  nicht  bezeichnet 
waren,  ein  solcher  Antrag  kann  jedoch,  wenn  er  von  wenigstens  fünf  stimm- 
fähigen Aetiouären  unterstützt  wird,  nur  zur  Verhandlung  ohne  Beschluss- 
fassung  gelangen. 

Darüber,  ob  er  in  diese  Verhandlung  zn  nehmen  sei,  hat  vorerst  die 
Versammlung  zu  entscheiden. 

§.31. 

Der  Verhandlung  und  Schlnssfassung  der  General- Versammlung  sind 
folgende  Gegenstiinde  vorbehalten: 

qj  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltnngsrathed  und  der  Beehnungs- 

reviBoren ; 

hj  die  (jonehniiu'ung:  der  Jahre.s-IU'chnnnj::eii  ; 

cj  die  BeHtiinniuii;:  dor  Hohe  der  iUr  das  abjrelaurcne  Betriebsjahr  zu  ver- 
theilenden Dividenden  und  der  Quoten  für  den  Tilgungs-,  Reserve-, 
Erneuerungs-  und  Pensionsfond; 

dj  die  Ertheilung  besonderer  Vollmachten  au  den  Verwaltungsrath  in 
Fällen,  welche  in  den  Statuten  nicht  vorgesehen  sind ; 

ej  die  Vermehrung  des  Gesellscbaftscapitals  und  Aufnahme  von  Anlehen; 

fj  die  Errichtung  von  Zweig  und  FlUgelbahnen; 

ffj  die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

kj  die  VerMusserung  der  Eisenbahn  ganz  oder  theilweise; 

ij  die  vollstündige  Gleichstellung  der  Beohte  und  Pfliohten  der  Besitzer 
der  Actien  I.  Serie  (lit.  A)  und  jener  der  II.  Serie  (lit.  IQ,  sowie  anch 
die  Modalitäten  der  Durohltthrung  derselben  und  somit  die  Vereinigung 
der  Eisenbahnstreelce  Eger-Franzensbad,  Garlsbad,  Priesen,  Komotau, 
sMohsische  GrMnze  mit  den  übrigen  Eisenbahnlinien  der  Gesellschaft  zn 
einem  ungesonderten  Unternehmen; 

kJ  die  Abünderung  der  Statuten; 

IJ  die  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  eoncessionirten  Daner 
derselben. 

Zur  Giltigkcit  der  Beschliisse  über  die  unter  Ä,  i\  Ä',  l  bezeichneten 
Gegenstiinde  ist  eim?  getrennte  Abstimmung  der  anwesenden  stimmberech- 
tigten Besitzer  dn-  Aetien  I.  Serie  lit,  .Ij  und  der  Besitzer  H.  Serie 
(lit.  B)  und  die  Zustimmung  >on  ^^^r  vertretenen  Stimmen  in  jeder 
Abiheilung  erforderlich.   Zu  den  Beschlüssen  über  die  anter  «,  /,  ä,  *, 
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l  bezeichneten  Qegenetände  ist  die  Oenehmigung  der  StaatsverwaUnng 
einzuholen. 

§•  32. 

rcber  die  Vt'rliaiidlmi^-eu  der  General  Vcr-aminliinjr  wird  ein  Protokoll 
geführt,  welches  von  dem  Vorsitzenden,  zwei  Mitgliedern  der  General- Ver- 
sammlung und  dem  Sehrifttlilirer  zu  nnterzeielinen  ist. 

Der  Urscliritt  des  Protokolles  wird  das  Vciveifhniss  der  stiuinilicrecii- 
tigtcn  Mitglieder  der  General- Versammlung  mit  AiiLrabe  der  von  Jedem  ver- 
tretenen Actienanzahl  und  der  Vollnuu  htcn  beigefügt. 

Die  Abseliriiten  und  Aus/ügc  der  Protokolle  sind  von  dem  Vorsitzenden 
und  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsratbes  zu  beglaubigen. 

Die  in  dem  rrotokoUc  der  General -Versammlung  verzeichneten  Be- 
RchlUsse,  mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungs- 
organe gnt  geheisseo  oder  gerechtfertigt  werden,  haben  den  Letzeren  als 
Absolntorinm  zu  dienen. 

Der  Abschluss  der  Jahresrechnung,  der  Oeschäftbericht  und  ein 
Protokollsanszug  der  General -Versammlung  werden  durch  den  Druck 
bekannt  gemacht. 

IV.  Abschnitt 

Tenrftliiingsratli. 

§.  33. 

Die  Oberleitung  der  Oesellsohaft,  sowie  die  Vertretung  derselben  in 
allen  Beziehungen,  ist  einem  aus  zehn  Mitgliedern  bestehenden  Verwaltuugs- 
rathe  anvertraut,  wovon  wenigstens  sechs  Mitglieder  österreichische  Staats- 
angehörige sein  müssen. 

§.  34. 

Bestündifre  Mitgrlieder  des  Verwattnngsrathes  sind : 

uj  der  für  dir  Sr  iiK  r  Majestät  dem  Kaiser  Ferdinand  gehörige  Buscht^- 
hrader  Sti-iiikolilciigewerkselialt  ernannte  lievollmäelitigte ; 

bj  Seine  Durehlauclit  Max  Egon  Fürst  zu  Fiirstenberg  und  nach  dessen 
Ableben  sein  jew^  ilii^er  Naehfolger  im  ik  sitze  der  fürstlielien  Fidei  ■ 
eommiss-IIerrsrlinften  in  lUilimen,  insolange  derselbe  wenigsteuf» 
100  Aetien  1.  Serie  (lit.  .1  behält. 

Letzterem  steht  es  frei,  aucli  durch  ciiieii  Hcvollmäelitigten  zu  fungiren. 

Die  übrigen  Mitjrlieder  des  Verwaltuii::siatlies  werden  von  der  Cieneral- 
Versammlnng  aus  den  AetionUren  gewählt.  —  Ihre  Wald  wird  dureh  die  im 
^,  6  bczeielmeten  onentlicheu  Blatter  kundgemacht. 
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Die  Fnnetionen,  der  in  der  General -Vergammlaog  vom  31.  Mai  1876 
in  Folge  der  eingetretenen  Yemiehrang  der  Yerwaltangs-Mitglieder  neu 
gewSblten  zwei  Mitglieder  des  Verwaltnngsrathes,  danern  drei  Jahre. 

Die  bei  den  alljührlioli  «tattrafindenden  Wahlen  an  Stelle  der  jJihrlieh 
austretenden  swei  Mitglieder  gewählten  Mitglieder  deg  Verwaltongsrathea 
werden  auf  eine  ▼ieijäbrige  Funetionadaner  gewählt* 

Die  Amtsdaner  der  auf  Grund  der  früher  bestandenen  Statntenbestim- 
mung  fUr  eine  dreijährige  Functionsseit  gewählt  gewesenen  Verwaltongs- 
ratbs-Mitglieder  wird  durch  vorstehende  Statutenbestininiung  nicht  geändert. 

§.  35. 

.  lieanite  der  Gesellschalt,  Personen,  welche  nicht  di-po^itionsnihij^  siüd. 
Alle,  die  in  Concurs  verfallen  oder  sich  dem  AuÄ;:leichverl;ihren  untenvorfen 
oder  ihre  Zahhnifren  eingestellt  und  ihre  Gläuldfrer  nicht  vollständis'  Ijetrie- 
digt  haben;  ferner  All«',  welche  wegen  eines  gemeinen  Verbrechens  oder 
eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen  Vergehens  oder  üebci-tretnn^ 
rechtskräftig  verurtheilt  worden  sind,  können  nicht  zu  Mitgliedern  des  Ver- 
waltungsrathes  gewühlt  werden  und  verlieren  diese  Mitgliedschaft,  falls 
während  derselben  eines  jener  Verhaltnisse  eintritt. 

Davon  abgesehen  kann  der  Verwaltuugsrath  ein  gewühltes  Mitglied 
seiner  Function  ])rovisoris('h  entheben,  wenn  dassellte  in  ein  mit  seiner 
Stelle  collidirendes  Verhältniss  tritt,  oder  sich  absichtlich  einer  weseutlichen 
Verletzung  der  Inteiesscn  der  Gesellschaft  schuldig  macht. 

In  diesem  Falle  hat  der  Verwaltungsrath  hierüber  der  nächsten  (xcneral- 
Versammlung  Bericht  zu  erstatten,  welche  über  die  definitive  Enthebung 
dieses  Mitgliedes  zu  entscheiden  hat. 

Zur  Giltigkeit  eines  derartigen  Beschlusses  des  Vcrwaitungsratlies  ist 
erforderlich,  dass  in  der  betreffenden  Sitzung  mindestens  sieben  Mitglieder 
ohne  den  zu  Enthebenden  anwesend  sind  und  mindestens  zwei  Drittheile 
der  abgegebenen  Stimmen  «ich  dafür  ausgesprochen  haben. 

§.  36. 

Von  den  gewählten  acht  Mitgliedern  des  Verwaltiingsrathes  treten  jähr- 
lich die  zwei  Aeltesten  im  Amte  aus«  —  Jeder  Austretende  kann  wieder 
gewählt  werden. 

§.  37. 

Tritt  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  während  seiner  Amtsdauer 
auS|  so  ist  in  der  nächsten  Generalversammlung  für  den  Rest  seiner  Amts- 
dauer ein  Mitglied  zu  wählen. 

§.  88. 

DerVerwaltnngsrath  erwählt  jährlich  aus  seiner  Mitte  einen  Präsidenten 
und  einen  Vlce-Präsidenten.  Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar. 
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Bei  gleichzeitiger  Abwesenheit  beider  Präsidenten  betraut  der  Verwal- 
tnngsrftth  eines  seiner  Mitglieder  mit  dem  Amte  des  Vorsitzenden. 

§.  39. 

Die  Mitglieder  des  Yerwaltungsrathes  erhalten  Ersatz  fHr  Reisekosten 
nnd  flir  andere  dnreh  ihre  Functionen  veranlassten  Auslagen,  sowie  einen 
Antheil  am  jährlichen  Reingewinne  (§.  50). 

§.40. 

Der  Yerwaltnngsrath  versammelt  sich  in  Prag  oder  in  einem  an  der 
Balm  gologenen  Orte  anf  Einladung  des  Präsidenten,  so  oft  das  Interesse  der 
Gesellschaft  es  erfordert  oder  drei  Verwaltungsräthe  es  beantragen,  aam 

weiii^'^tcns  einmal  im  Monat. 

Die  Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  gefasst,  bei 
Gleichheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Bescbluss,  Hir  welche  der- 
^Vorsitzende  gestimmt  hat. 

Kommen  persönliche  Angelegenheiten  eines  Mitgliedes  sur Verhandlung, 
so  ist  derselbe  davon  ausgosrhlos^eii. 

Zur  Giltigkcit  der  Vcrhaudhni^'en  ist  die  Anwesenheit  von  raindcslena 
der  Hüllte  der  im  §.  33  statutenmässig  festgesetzten  Verwaltungsräthe 
erforderlich. 

§.  41. 

Eine  SteÜTertretung  im  Verwaltungsräthe  ist,  den  Fall  des  §.  34  aus- 
genommen,  nieht  zulässig. 

§.  42. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltnngsrathes  wird  ein  Protolcoll 
aufgenommen,  welohes  der  Vorsitzende  und  wenigstens  zwei  anwesende  Mit- 
glieder unterfertigen;  Abschriften  oder  Auszüge  aus  dem  Protokolle  müssen» 
um  Beweiskraft  zu  haben,  von  dem  Präsidenten  oder  dessen  SteÜTertreter 
und  von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  unterfertigt  sein. 

§.  43. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  GeseUschaft  im  Sinne  der 
Art.  227 — 241  des  Handelsgesetzbuches.  Er  repräsentirt  sie  nach  Aussen 
nnd  fssst  im  Namen  derselben  bindende  Beschlüsse  in  allen  Angelegenheiten, 
welche  nicht  der  General  •Versammlung  ausdrücklich  vorbehalten  sind. 

§.  44. 

Der  Verwaltungsrath  bringt  seine  Beschlüsse  dnreh  seine  eigenen  Mit- 
glieder  oder  durch  bestellte  Beamte  nnd  Hilftpersonen  in  Ausführung.  Er 
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ist  bereobtigt,  die  ihm  zagewiesenen  OesehSffce  innerlialb  bestimmter 
GrSnzeii  fUr  einzelne  F&Ue  dnroti  besondere  Vollmacht  auf  einzelne  Mit- 
glieder des  Verwaltangsrathes  oder  der  Oeneral-Direction  zu  fibertragen. 

Alle  Verlantbamngen  an  die  Actionäre  haben  vom  Verwaltnngsrathe 
in  der  im  §.  6  Torgesehriebenen  Weise  anssngehen. 

V.  Abschnitt 

§.  15. 

Zur  Aii>fuliriin,2:  der  B  •>("lilii>se  «Ii  s  Vt'r\valtnii;L:>ratli«^s  und  zur 
spcciellcn  Füliriiii,;:  der  Ges(diäfto  enieimt  der  Verwaltungsrath  eine  (ieneral- 
Direction.  Diescllu;  ist  auf  die  ihr  von  dem  Verwaltuu'r-^rathe  ziijrewiesenen 
Befu<rnisse  beschränkt  uud  au  die  vou  ihm  zu  emptaugeuden  iu«»tructioueu 
gebunden. 

VI.  Abschnitt. 
ReTtaloas-AaaaeliBM. 

§.  46. 

Behufs  Prüfung  und  Adjustirnng  der  L'esrllscliaftüt  lif-n  Keehnungeu 
und  der  Bilanz  für  das  ahgelaufene  Jahr,  wählt  die  Jcwi-ili^'c  ordentliche 
General -Versammlung  aus  den  stininibereehti^rti  n  Actioniirt  n,  mit  Ausnahme 
der  Mittrlieder  des  Ver\valtung>rathes  uud  der  durch  §.  .'3.)  von  der  Wahl 
zu  VerwaltunirsriitlK'u  aus^u'Sfdilosscufn  Personen,  den  aus  drei  Mitgliedern 
und  zwei  Ersatzmännern  bestehenden  Uevisions -Ausschuss. 

§.  47. 

Der  Revisions-Ausschuss  hat  die  Richtigkeit  der  abgreschlossenen  .Jahres- 
reehnungen  und  der  Bilanz  zu  prüfen,  über  vorkommende  Anstände  uud 
Bedenken  von  den  Rechnungslegern  im  kürzesten  Wege  mUndliche  oder 
schriftliehe  Aufklärungen  uud  Erläuterungen  abzuverlangen,  und  denScUlaSB- 
befund  der  nächsten  General -Versammlung  vorzulegen. 

Vn.  Abschnitt 

Ertrilgiilaae« 

§.  48. 

Sobald  die  BaureciinunL''  für  die  Fortsot/.uni^'sstreeke  bis  Priesen  mit 
deren  Zweigbahnen  in  das  Rakonitzer  K(ddeiirovier  und  nacli  Smiehow  und 
ebenso  die  Baurechnung  für  die  Bahnstrecke  Eger,  Franzensbad,  Carlsbad, 
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Priesen,  sHolisisehe  Gränze  abgeschlossen  ist,  wird  das  Oapital  fttr  jede  der 
Bahnstrecken,  d.  i.  sowohl  fttr  die  ForUetznngsstreoke  Uber  Satz  bis  Priesen 
mit  den  Abzweigungen  in  das  Rakonitzer  Kohlenrevier  und  nach  8micbow, 
als  anoh  filr  die  Strecke  Eger,  Franzensbad,  Carlsbad,  Friesen,  siehsiscbe 
GrSnze  definitiv  festgestellt,  und  ebenso  der  von  den  Prioritäts-Obligationen 
fllr  jede  dieser  zwei  Bahnstrecken  nebst  ihren  Abzwelgangen  verwendete 
Betrag  ermittelt. 

Zu  Lasten  des  Banconto  werden  gesehrieben : 
aj  die  Kosten  für  definitive  Herstellang  und  Einrichtung  der  Bahnstrecke 
mit  Inbegriff  aller  Anslagen,  welche  ans  Anlass  der  Errichtung  und 
Inbetriebsetzung  der  Bahnstrecke   nothwendig  bestritten  werden 
müssen,  Insbesondere  die  Beschaffhng  der  den  Verkehrsverbältnissen 
entsprechend  erforderliehen  Fahrbetriebsmittel; 
bj  die  Kosten  zur  Aufbringung  des  erforderlichen  Anlageoapitals; 
cj  die  Zinsen  während  der  Bauzeit; 

dj  im  Verhältnisse  der  Länge  der  neu  zu  erbauenden  Strecken  die  General- 
kosten und  Verauslagen,  die  sich  nicht  abgesondert  verrechnen  lassen. 

§.  49. 

Die  Betricbsrcchnnngeu  werden  für  jede  der  beiden  nach  den  F'orien 
der  aus;.'egebenen  Actien  getheilten  Bahnstrecken  abgesondert  gctülurt, 

und  zwar: 

aJ  für  die  bisherigen  Linien  der  liuschtr-hrader  Eisenbnliii,  d.  i.  der  Loco- 
motivbalm  von  Pra;,'  nach  ^^>jllyl)iva  und  von  da  nai  ii  Kralup,  die 
säriinitlichon  Zwci^'haiinoii  mnl  die  l'feril('l)alm  nach  Pinie  mit  der 
aus/iibauenden  Fort^elziiii;,'  iiln  r  Saaz  nach  Priesen  mit  dor  Abzwei- 
giiiiju'  in  das  Ivakonit/.er  Kohk-nrevirr  und  nach  Sraichow,  und 

bJ  tiir  die  Hahustreclve  £ger,  Frauzensbad,  Carlsbad,  Priesen,  Komotau, 
sächsisrdie  (iränzc. 

Die  ITir  eine  dieser  Hahnstrcokt  ii  aussf^hlicssUch  jremachtcn  Auslnjren 
werden   direkt  der  Pftriclisreelniuu;!  tiir  iliescUie  Str«M'k(!  zur  Last  geleirt. 

Die  uctiieiii'^amen  Auslagen  beider  Lisenbahustreckcu  werden  aber 
uachstehenil  vertlicilt : 

aJ  dio  allt^cmeiuon  Verwaltunjrskosten  (Goneral-nirections-  und  Vorwal- 
tungs -Auslagen)  im  V«Tliältuis8e  der  Länge  beider  lietriel)sstrerken ; 
bJ  die  Transports -Vcrwaltungpkosten  (Fahrdienst-  und  ZugHirderungs- 
kosten),  sowie  die  Iieparatnrsko>tcii  und  Lrhaltungsauslngen  für  Falir- 
betriebsraittel,  welche  (diue  Paicksieht  darauf,  für  Hecliining  welches 
Fondes  sie  angeschatTt  wurden,  für  alle  Theile  dos  Gesainnitunter- 
nelimcns  gemeinschaftlich  heniitzt  werden  können,  im  Verhältnisse  der 
auf  beiden  Pahnstrecken  zurückgelegen  Anzalil  von  Locomotiv-  und 
VVagenaehsraeileu ; 
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c)  die  Auslagen  des  liabnliolcs  in  Priesen  im  Verh%ltuis»e  der  ankom- 
menden und  abgehenden  Züge. 

§.  50. 

Der  Recbnungs-Abselilnfls  findet  am  31.  Deeember  jeden  Jahres  statt. 
Der  nach  Abzug  der  Betriebs-  nnd  Erhaltangskosten  und  der  ErTordernisse 
der  Anleihen  der  Gesellschaft  bei  jedem  Unternehmen  übrig  bleibende 
Betrag  bildet  den  Reingewinn  desselben,  welcher  in  nachstehender  Weise 
Terwendet  wird. 

§.  51. 

Zunftcbst  wird  von  demselben  die  TlL'ung^quote  für  den  zur  Amorti- 
sation der  Actien  der  betreffenden  Serien  dienenden  Fond  bestritten. 

Die  Tilgung  der  Aetien  erfolgt  nach  vollRtändigem  Ansl»ane  beider 
Jiahnstrecken  innerhalb  der  Dauer  der  A.  h.  Coneession  nach  einem  vov. 
der  (ieneral -Versaniinlung  festgesetzten  AmoitiHationsplane,  bis  dabin  bat 
€8  be/iigüch  der  Actien  lit.  A  bei  dem  bisherigen  Amortisationsplane  zu 
verbleiben. 

I>em  Tilgungsfonde  wird  zu  «lioponi  Ende  eine  zu  dem  Nominal- 
capimle  d<M-  A'tien  in  richtigen  Vfrhiiltnissen  stehende  Tilgungsquote, 
ausserdem  der  auf  die  bereits  eingelösten  Actien  nach  §.  .')•!  *  ntfallend'' 
Divideiiilrii.iiitheil,  soweit  er  ö  per  Actie  nicht  übersteigt,  aus  dem 
Gewinne  uberwiesen. 

§.  52. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosung  bestimmt,  die  jähr- 
lich zu  der  Zeit  und  auf  die  Art,  welche  der  Vorwaltnngsrath  festsetzt, 
öffentlich  stattfindet.  Die  Nummern  der  gezogenen  Aetien  werden  Statuten- 
mässig  (§.  6)  kundgemacht.  Den  Besitzern  der  Tcrlosten  Actien  wird  am 
1.  Juli  des  Verlosungsjahres  das  eingezahlte  Actiencapital  nebst  der  letzt- 
fUligen  und  den  etwa  noch  unbehobenen  nnd  nicht  verjährten  Dividendeo 
gegen  Ablieferung  der  Actien  nebst  Coupons  und  Talons  im  Haaren 
ausgezahlt. 

Der  Betrag  fehlender  nach  dem  1.  Juli  des  Verlosungsjahres  f&lliger 
Coupons  wird  an  dem  auszuzahlenden  Capltalsbetrage  gekürzt. 

Die  verlosten  Actien  werden  gegen  besondere  auf  den  Ueberbringer 
lautende,  mit  Coupons  und  Talons  versehene  Genusssoheine  in  der  von 
der  Staatsverwaltung  genehmigten  Form  umgewechselt  Den  Besitzern  dieser 
QenusBscheine  steht  gegen  die  Gesellschaft  kein  weiterer  Anspruch  auf  die 
zurückgezahlten  Actiencinlagen  zu. 

bezüglich  des  Gewinnes  gebtthrt  ihnen  nur  jener  Antheil  an  der  Divi- 
dende, welche  nach  Auszahlung  von  .')« „  der  Actieneinlagc  an  die  Besitzer 
der  nicht  getilgten  Actien  nach  §.  64  noch  zur  Vertheilung  gelangt.  Im 
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übrigen  geben  die  Genusssokeine  gleiche  Rechte,  wie  die  Actien,  an  deren 
Stelle  sie  ausgegeben  worden  sind. 

§.  58. 

Naeh  Abzug  der  Quote  für  den  Tilgnngsfond  werden  Tom  Kein- 
gewinne  in  den  ersten  drei  Betriebsjahren  mindestens  2o/o  >  den  weiteren 
Jahren  mindestens  4%  dem  Reservefond  zugewiesen. 

Wenn  der  Resenrefond  den  Betrag  von  10  %  des  eingezahlten  Actien» 
capitals  erreicht,  kann  die  Znrneklegung  in  denselben  vermindert  oder  auch 
ganz  unterlassen  werden.  Dieselbe  hat  wieder  stattzufinden,  sobald  der 
Reservefond  unter  den  obigen  Betrag  herabsankt. 

§.  r>.i. 

Von  dem  nach  Abzug  <ler  dem  Tilgungs-  und  Reservefomle  zngcwiosoiien 
Beträge  verbleibenden  Reingewinne  jeder  ünternebmung  sind  zunächst  o"/o 
des  Nominali)ctrage!<  der  nicht  verlosten  Actien  an  die  Actionäre  der 
betreft'enden  Unternehmung  zur  Vcrtheilun;;  zu  bringen. 

Von  dem  ncH-h  erübrigenden  rebersehusse  erliält  der  Verwaltungsrath 
10"  0  als  Tantieme,  jedoch  darl"  du  si  lbe  für  ein  Mitglied  ni^ht  mehr  als 
3000  tl.  betragen.  Ilaben  beide  I  nteruehmungcu  «  in  5  ®  ^  Ubei  j^teigendes 
Reinerträ^'uiBS,  so  tragen  &ie  hiezu  uach  Verhältniss  dieser  UeberscLusä- 
betriige  bei. 

Von  dem  hierauf  verbleibenden  Reingewinne  kann  ein  Theil  auf  Vor- 
schlag des  Verwaltungsrathes  dem  Pensionsfonde  und  Erneueruugsfoude 
zugewiesen  werden. 

Der  noch  verbleibende  Rest  des  Beingewinnes  jeder  Unternehmung 
kommt  als  Superdividende  unter  angemessener  Abmndung  zur  gleichmässigen 
Vertheilung  an  die  Aetionäre  und  Genussscheininhaber  der  betreffenden 
Unternehmung.  Uebersteigt  jedoch,  nachdem  sowohl  die  Bahnstrecke  Prag* 
Priesen  als  auch  die  Bahnstrecke  Eger-Franzensbad-Priesen-Komotau- 
säobsisehe  GrSnze  dem  Betriebe  Übergeben  wurden,  nach  einem  Betriebs* 
jähre  der  als  Superdividende  zu  vertheilende  Rest  des  Reingewinnes  einer 
Unternehmung  ö*/«  ihres  Aotieneapitals,  so  ist  der  diese  6%  ftbersteigende 
Mehrbetrag  in  zwei  Hälften  zu  thdlen  und  die  eine  Hälfte  an  die  Actionäre 
und  Qenuassoheininhaber  der  lit.  Ä  und  die  andere  Hälfte  an  die  Aetionäre 
und  Gennssscheininhaber  der  lit.  JB  Unternehmung  unter  angemessener 
Abmndung  zu  vertheilen. 

Der  Yerwaltungsrath  ist  ermächtigt,  eine  Abschlagszahlung  auf  das 
Ertriigniss  des  jeweiligen  laufenden  Betriebsjahres  zu  leisten. 

§.  55. 

Der  Oewinnantheil  der  Actionäre  und  der  ( ienussscheine  -  Inhaber 
wird  gemäss  deren  Coupons  gegen  Ablieferung  derselben  am  Sitze  der 
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Gtescllschaft  oder  an  den  von  ihr  m  bezeichnenden  Zahlungsorten  aus- 
gezahlt. 

§.  56. 

Alle  Zinsen  und  Dividenden,  die  nicht  innerhalb  5  JahiHin  naeh  der 
Verfallszeit  erhoben  werden,  verfallen  zu  Gunsten  der  OeseiUohaft. 

§67. 

Sollte  wegen  unvorhergesehener  UnglUcksilllle  der  Ertrag  einer  der 
abgesondert  zn  berechnenden  Bahnstrecken  zur  Berichtigung  der  Zinsen 
and  Amortisiniugsquote  für  das  auf  diese  Strecke  verwendete  Prioritilten- 
Obligationsoapital  nicht  hinreichen^  so  ist  der  Rest  aus  dem  Grtrage  der 
anderen  Bahnstrecke  rorschussweise  zu  berichtigen  und  dieser  rom 
ersteren  aus  dem  nächsten  ErtrSgnisse  nebst  den  landesüblichen  Zinsen 
zu  ersetzen. 

VIII.  Abschnitt. 
SelilaiialbeiitiniiBBageii* 

§.68. 

Bf'i  Aullii-iiini;"  der  ( H.'scUselinft  licst'hlirsst  dii'  (icncrfil  -  Veisammhin-' 
über  die  Art  (iiid  Wcisi'  drr  Li(|uitliriiii;;  des  (J<'S('llsclial"t>;vtM'mö,ircns.  \v«i1mm 
dio  Vortln'iliui'4"  des  dfrscllteii  viTMcihcndeii  VcrmüjjonH  jcdor  alt^rosondcrtcn 
Untornrliinuii;;  dortr<'.staIt  zti  }rf'-Jf'lii'!i<'n  hat,  dass  d»Mi  iiocli  cxistirenden 
Acti'»n;irt'u  dt'r  botrcffcndon  rntcnndiiming  in  orst<'r  lu  iln-  dn-^  ciiifrfzahUo 
Capital  zurUc'k^restollt  und  sodann  dfr  Uobi-rrcst  unter  sie  und  die  Inhaber 
der  (jrcnussschcinc  je  nach  der  ünternehiuuu^j,  an  welcher  sie  Theil  haben, 
gleich  vertheilt  wird. 

§.  59. 

Die  Staatsverwaltung  wird  das  üir  zustehende  Anfsiehtsreeht  dnreh 
einen  zu  bestellenden  landesflirstüehen  Commissär  ausüben  lassen ;  demselben 

bleibt  es  vorbehalten  in  die  Gebarung  der  Gesellschaft  die  Einsicht  tu 
nehmen.  Er  hat  darauf  zusehen,  dass  die  Gesellschaft  die  Gränzen  der  Ck>B- 
ceflsion  nicht  UberHchreitc  nnd  die  Bestimmungen  der  Statuten,  sowie  der 

allgemeinen  Vorschriften  boaclitc. 

FUr  die  im  Art.  V,  Punkt  14,  des  Geset/os  vom  3.  Juni  1868  nnd 
beziehungsweise  im  §.  16  der  Goncesaionsurknndc  festgesetzte  besondere, 
sowie  auch  für  die  allgemeine  r<  iK'rwachnng  der  Uahnunternehmung  durch 
die  k.  k.  Ooneral-Inspection  der  österreichischen  Eisenbahnen  zahlt  die 
Gesellschaft  der  Staatsvcrwaltun^r  ein«'  jährliche  PauschalvergUtUDg  in  der 
vom  k.  k.  Handelsministerium  zu  bestimmenden  Höhe. 
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Jj.  60. 

Diese  Statuten  treten  mit  dem  Tage  ihrer  Eintragung  in  das  Handels- 
register  in  Wirlcsamkeit,  und  haben  die  bisherigen  mit  AIIerh5clister  Ent- 
sehliensnng  yom  30.  Jnli  186l  genehmigten  Statuten  ausser  Kralt  zu  treten. 

Nr.  10.185. 

Vornteliende  Statuten,  welelie  au  Stelle  der  unterm  17.  November  1869, 
Z.  14.886  bestätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerkdohster 
Ermächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  5.  September  1876. 

Der  k.  k.  Miniater  des  Innern : 

(L.  S.)  U«ier  m.  p. 


2,  Anmerkang  zur  Oonrossionsni  kiinde  Tom  11.  Jänner  1867^ 

&.  0.  ÜU  Nr.  16, 

für  (Ii«'  Kisi'iili.ilin  von  Pra^  nach  Wc-jhybk*  uml  von  Kladno  nach  Kralup,  mit  lünschluss  der 
Flügclb&hnvD,  (Uan  l'ür  dir  UmgestaltuiiK  der  Pferdebahn  von  Wejhybk&  Mch  Pinie  etc. 

(Vgl.  Bd.  II,  Abih.  S,  Seite  1024.) 
Zn§.  I. 

Der  Verwaltnngsrath  der  aussohl.  priv.  Bnscht^hrader  Eisenbahn 
hat  am  1.  September  1873  deri  Betrieb  auf  der  Pferdebahnstrecke  Lana- 
Thiergarten*Pinie  eingestellt.  Diese  Verflignng  wurde  naohtrilglieh 
▼om  k.  k.  Handelsministerium  mit  dem  Erlasse  vom  9.  März  1874,  Z.  5112, 
mit  dem  Beifügen  genehmigt,  dass  die  BnschtShrader  Eisenbahn^esellschaft 
mit  Rttoksioht  auf  das  im  §.  19  der  Concessionsurkunde  vom  11.  Jänner 
1867,  R.  6.  Bl.  Hr.  16  (vgl.  Bd.  II,  Abth.  2,  Seite  1032)  vorbehaltene 
Heimfallsreeht  des  Staates  zur  eventuellen  Demolirung  der  erwähnten  Bahn- 
strecke ohne  ausdrückliche  Genehmignng  der  Regierung  nicht  berechtigt  ist. 

Za  den  §i<.  4,  7,  8  und  12. 

Mit  (b'in  auf  (im  11(1  dt's  (Jcf^ctzrs  vom  20.  Mürz  187G  abf^eschliisscnon 
reborfiiikoumu'ii  fv{;l.  unter  13)  wurden  bezü^lirh  dor  EinHiissnalnne  d«'s 
k.  k.  Ilandclsininistcriums  im  Falle  der  Einniündunjr  neuer  F»alintn  in  die 
Linicu  der  lins'  ii  tr  in  ader  Eisenbahn,  liinsielitliidi  der  Leistungen  der  Bjilin- 
pesellschaft  für  Zwerkc  der  rostanstalt  nnd  derSt  iatstele<;raplien-VerwaUnn,«?, 
dann  inliezu^r  auf  die  Befiirderunfi;  von  Militärtrausporten  nnd  die  An>^tellunnr 
aiisiredicnter  Unter (dTuM<M(>  neue,  theils  er;jränzende .  tlieils  abiindernde 
Bestiininun{;eii  j^etrolTen,  die  Anw cmlun;;  der  erinässii^tcn  rarif»'  und  sonsti- 
gen Begünsiijruuiren  tVir  Militärtransporte  aucb  auf  die  zu  Zwecken  der 
k.  k.  ötaatä-i'lerdezucbtaustulteu  eingeleiteten  Sendungen  und  deren  Bcgiei- 
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tunji-  rt  st},M'-t  t/t  ri:in^|H>rtslK'stimmungen  iiir  Öchübluige  uud  Stiiitliiige 
sowie  deren  tscorte,  aulgestellt. 

Zn  den  §§.  9  und  10. 

Die  Bestimmungen  dieser  beiden  Pantgraplie  worden  durch  das  Proto- 
koll vom  B.  JBnner  1876  (rgl.  unter  13)  modificirt 

Zu  §.  18. 

Nach  dem  oben  eitirten  Uebereinkommen  tritt  die  Bcfugniss  der  Staats- 
verwaltung zur  eventuellen  entgeltlichen  Einlösung  sämmtlicher  Linien  der 
Gesellschaft  mit  Ende  des  Jahres  1896  ein. 


8.  Anmerkungen  zur  roncessionsuricnnde  Tom  1.  Juli  1868^ 

B.  G.  Bl.  Nr.  138, 
für  die  Eisenbahn  von  Png  über  Smi  und  KonoUn  bis  Wsipert  und  nsch  Egtr  etc. 

(Vgl.  Bd.  II,  Abth.  S,  Seite  1046.) 

Zu  1. 

Nachdein  der  durchjarehendp  Fersoiiou-  und  Gepäcksverkehr  von  don 
Stationen  «ler  Strerke  Pra;;  !  Staatsbalinliof  und  Stuichow)  und  Kralup  bis 
Priofjen  nacli  Statinnen  der  Strf-kt'  Deutsch-Kralup  bis  Eger  und  Franzens 
l)ad.  dann  nnij:ekt  lirt.  aus  Betrielisrücksichlen  beinahe  au.sscliliesHlich  über 
Konidtau  geh'i;«  t  werden  muf^ste.  wobei  jedoch  die  (icldiliren  für  die  Falir- 
distanz  via  Tuschniitz  bemes-eii  wurden,  eine  annähernd  l)rlriedigende  Aiii*- 
niitzung  des  einen,  Personen  1  iiiuriKb  n  Zu;j:es  dureli  den  Loculverkehr  in  dei 
Strecke  Priesen  Pasc hniitz-Kaaden-Brunnersdurf  aber  nicht  stattfand. 
wurde  die  (Jesellsehaft  mit  d'-ni  Handelsniinistfrial-t^rlasse  vom   lU.  .luiu 
I87ß,  Z.  l')»»<)9,  erm:i<diti^'t.  den  Personenverkehr  in  der  genannten  Streeke. 
bcziehnnu^sweise  von  und  natdi  der  Station  Tuschiuitz  bis  auf  Weiteres  auf- 
zulassen (vgl.  die  Anmerkung  zu  §.  8). 

Zu  den       2,  17  und  18. 

Die  Zweigbahn  L  u  z  n  a  -  K  a  k  o  n  i  l  z  ,  weh-he  .seit  4.  Februar  1871  für 
den  Ivnhieiiverkehr  in  BenützuiiLT  >taiHl,  wurde  am  5.  März  1873  für  den 
Personen,    und    ( Jütervi-rkehr    eri>tfnct.   Die  Frijffnungsdaten  bezütrlieh  der 
brigcn  Strecken  dieses  ßalinnetzes  sind  im  Erg.-Bd.  1,  Seite  401  enthalten. 

Zu  den  §tj.  3,  6  und  7. 

Mit  dem  auf  (irnnd  des  Gesetze-^  \nm  'JU.  März  1^70  abL'esehbisseuen 
Uebereinkommen  (vgl.  unter  13)  wurden  beziiglicli  der  Eiutlussualime  de:^ 
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h.  k.  HandeUministeriums  im  Falle  der  Einmttndung  neuer  Bahnen  in  die 
Linien  der  BusehtSbrader  Eisenbahn,  dann  hlnslchtlicli  der  Leistungen  der 
Bahngeaellsdhaft  (Ur  Zwecke  der  Postanstalt  nnd  der  Staatstelegraphen-Ver- 
-waUnng  neue,  theils  ergänzende,  theils  abändernde  Bestimmungen  getroffen. 

Z  n  <». 

Mit  dem  HnndeUministerial-t^riasso  vom  24.  März  1875,  Z.  7644, 
■wurde  die  Gesellscliaft  ermächtigt,  vom  lö.  Mai  1875  .ingefan<;en  bis  zur 
Regelung  der  Fahrpreise  nach  dem  Metormasse  die  (iobiiliren  für  den  via 
Koinotau  sich  Itewegenden  Personen-  nnd  G('p:irk<verlcehr  von  den  Stationen 
der  Strecke  Prajr  «^Staatsbahnhof  und  Smichow)  und  Kralup  bis  Priesen  nach 
Stationen  der  Strecke  Dentsch-Kralup  bis  Efjer  und  Franzensbad,  dann 
umgekehrt  nieht  nach  der  Entfernnnfr  via  Tiischmitz,  sondern  nach  der 
faetisch  lienütztcn  Fahrdi^tanz  zu  bemessen.  Mit  dein  llandelsrainisterial- 
Erla^^e  vom  27.  X<>\cmher  1877,  Z.  3o385.  wurde  diese  i^rmäohtiguug  bi."* 
aut  Weiteres  vniän^eit  i'vjrl.  die  Anmerkung  zu  §.  1). 

Die  eiiisehlägiiren  He-itimmungcu  dieses  I*aragraphs  wurden  auch  durch 
das  Protokoll  vom  8.  .lUnner  1876  vgl.  unter  12)  nioditicirt. 

•Mit  dem  auf  (Irund  des  Gesetzes  vom  20.  Milrz  187t>  a!>„'esclilossenen 
Ucbereinkonmieii  (v^^l.  unter  13)  wurden  auch  Tarit bestinimungen  für  die 
zu  Zwecken  der  k.  k.  St.iats  Pt'erde/.uehtanstalten  eingeleiteten  Sendungen 
und  deren  Heglcitung,  dnnn  für  die  Hetordening  von  Schüblingen  und 
StralliJi;,'en,  sowie  deren  Escorte  test^'esctzt. 

Mit  dem  Protok(dlar-üebereinkommen  vom  10.  November  1877  fkund- 
:gemacht  im  R.  0.  I>l.  sub  Nr.  109)  wurden  die  Tarifbestimniungeu  für  Per- 
souen  nnd  fiir  den  mit  der  Per  onenbefördorung  im  Zusammenhange  »tehen- 
4en  Saebentranaport  auf  Orund  dea  Gesetzes  vom  15.  Juli  1877,  R.  6.  131. 
Nr.  64,  betreffend  die  Maiimaltarife  für  die  Personenbeförderung  auf  Eisen- 
ibahnen,  fttr  sämmtliche  Linien  der  Oescilschaft  einheitlich  geregelt. 

Zu  §.  10. 

Mit  dem  auf  Grund  des  Gesetses  vom  20.  März  1876  abgeschlossenen 
Uebereinkommen  (vgl.  unter  13)  wurden  hinsichtlich  der  Leistungen  der 
Bahngesellschaft  in  Beang  anf  die  Hef(>rdening  von  Militärtransporten  und 
<lie  Anst(  Ilung  aasgedienter  Unterofficiere  neue,  theils  ergänzende,  theils 

abänderntle  Bestimmungen  getroffen. 

Mit  1.  Jänner  1878  ist  auf  Grund  eines  geroeinscbaft liehen  Ueberein- 
kommens  anf  sämmtliehen  österreichischen  und  ungarischen  Eisenbahnen 
«in  einheitlicher  Militärtarit  in  Kraft  getreten. 

Zu  §.  17. 

Da  eine  abgesonderte  Nachweisang  der  bezttglich  der  steuerpflichtigen 
Strecke  der  BuschtShrader  Eisenbahn  allein  vorgefallenen  Einnahmen  und 
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Ausgaben  nicht  niltglicli  isf,  liat  das  k.  k.  Finanzministorinm  mit  einem  ai> 
die  k.  k.  Finanz-LandesUirection  in  Prag  gericlit»  tcii  Erlasse  vom  22.  Juli 
1875,  Z.  12016,  gestattet.  das8  das  rttcksicbtlicli  dieser  Strecke  in  die 
Bestenerun^i^  zn  ziehondo  Einkommen  ans  dem  fipsaramtreinertrage  der  von 
der  lietrif'b^strecke  lit.  A  jewcilig^  im  Betriebe  gestandenen  Linien  oack 
Verliältniss  des  BruttoertrajrcH  der  stenerptlichtigen  Strecke  zum  Oesammt- 
bruttoertrage  der  ganzen  Betriebsstrecke  lit  A.  ermittelt  wndi'.  In  Bezug  | 
auf  die  Ermittlung  des  Bruttoertrages  der  steuerpHielitigen  Strecke  wird  das  ^ 
von  der  Gesellschaft  (in  ihrer  Einjrahe  an  die  Stoucradmini^tration  in  Prag 
▼om  26.  Juli  1873,  Z.  22579)  beantragte  Verfahren  genehmigt,  wonach  za 
den  nachweisbaren  Einnahmen  ana  dem  Personen-  und  Frachtenverkeiire  i 
zunächst, jener  Theil  der  „diversen  Einnnhmen",  beziiglicli  dessen  ein© 
Scheidung  nach  der  steuerptiichtijren  und   <ler  steuerfreien  Strecke  der 
Linie  A  möglich  igt,  nämlich  die  für  Mieth-  und  Pariitzinse  und  an  Tele- 
graphengebühren  erzielten  Einnahmen,  insoweit  sie  für  die  steuerpflichtige 
Linie  in  Betracht  kommen,  endlich  von  den  Übrigen  „diversen  Einnahmen** 
jener  Theil  hinzu!J:erechnet  wird,  welcher  sieh  für  die  stcuerpHiclitij;c  Strecke 
aus   der  Anwendung;  der   bei   den   Einnahmen   .aus  dem  Personen-  und 
Frachtenverkehre  beider  iiinieu  gefuudenea  VerhüUni'Szabl  ergibt.  lU. 
Z.  23352  ex  1875.) 


Naeh  dem  auf  Grund  dea  Gesetzes  vom  20.  März  1876  abgeeohlossenen 
.  üebereinkommen  (vgl.  unter  13)  tritt  die  Befngniss  der  StaatsverwaltuDg 
zur  eventuellen  en^^eltliclien  Einlösung  sftmmtUcher  Linien  der  GeBellachaft 
mit  Ende  des  Jahres  1896  ein. 


4*  Aumeriiuug  zum  Huiulclsiiiinistcrial-Krlasse  vom  15,  October 

1868,  Z.  140(>S— 19U, 

belrefleDd  die  ConcfSsionsbiMjini/unui  n  lür  das  nordwesiböhmische  Biboiietx. 

(Vgl.  IM.  II,  Abtli.  2.   Seite  lO:.."..) 

Die  äub  1  festgestellten  Punctationen  dieses  Erlasses  wurden  dorch 
die  Bestimmungen  des  Protokolles  vom  8.  Jänner  1876  (vgl.  unter  12) 
modificirt. 


5.  Fortsetzung  des  Verzeichnisses  der  genebmigtenSchleppbalinen. 

(Vgl.  Bd.  III,  Seite  483  und  Erg.  Bd.  X,  Seite  401.) 
Auf  Grund  der  §§.  S  und  4  der  Concessionsurkunden  Tom  11.  Jalnner 
1867,  R.  G.  Bl.  Nr.  16,  nnd  vom  1.  JnU  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  IbB,  sowie  des 


Zu  §.  19. 
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Punktes  3  des  Erlasses  des  k.  k.  Uandelsministeriams  vom  15.  October  1868, 
2.  14068-1914  (vgl.  Bd.  II,  Abih.  3,  Seite  1024,  1045  und  1055)  wurde 
der  a.  priv.  Bnselitihrader  Eisenbahngesellschaft  welters  der  Bauconsens  fUr 
nachbenannte  FlfigelbahneD  ertheilt: 

22.  Vom  k.  k.  Handelsminister  mit  Erlass  vom  3.  Jänner  1873 
Z.  35660-7632  ex  1872,  für  eine  Schleppbahn  von  der  Station  Zieditz 
.zur  Verladerampe  der  Zicditz-HAbei'Spirker-Gewerkschaft. 

23.  Vom  k.  k.  Handelsminister  mit  Erlass  vom  27.  Jftnner  1873, 
Z.  1353-V,  fttr  eine  Sehleppbahn  von  der  Station  Elbogen-Nensattel 
zn  den  Ritter  von  Haidinger*sohen  Kohlenwerken  bei  Neu  satt  el. 

24.  Vom  k.  k.  Handelsminister  mit  Erlass  vom  31.  Jtnner  1873, 
2,  34549-7420,  fttr  Verladegeleise  nSehst  Ka  aden  -Brunnersdorf  zu  den 
KohlenfurderachSchten  der  Braunkohlen-Gewerkschaft  Saxonia. 

25.  Von  der  k.  k.  Stattlialterei  für  Böhmen  mit  Erlass  vom  5.  Februar 
1873,  Z.  7221,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Hanilelsminiüt  irs  vom  4.  De- 
Ksember  1872,  Z.  28787-6265,  für  eine  Schleppbahn  von  Prof.  Nr.  326/327 
•der  Strecke  Falkenau-Keusattel  zur  Förderanlage  der  belgischen 
anonymen  Rohlenge  werkschaft  bei  Königswerth  und  fUr  die  dadurch 
bedingte  Anlage  eines  Haltepunktes  innerhalb  der  Profile  Nr.  325—329. 

26.  Von  der  k.  k.  Statthalterc!  fUr  Böhmen  mit  Erlass  vom  3.  März  1873, 
Z.  8770,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k-  HandeUministers  vom  8.  Februar  1873, 
2.  1088,  fUr  eine  aus  der  Sclileppbnlin  von  Tu$<chmitz  zum  gräflich  Thun'- 
schon  Josef- 0;<NvaM -Schachte  abzweigende  Kohlcnbahn  zum  Hurobold- 
Schachte  des  Carl  Plenin;?cr  und ConRorten  bei  (1pn  Anna  ,  Nothburga-, 
Johanna-  und  J  o  sefi  -  Man  sson  in  der  Gomoiiide  Petschitz. 

27.  Vom  k.  k.  llandclsminister  mit  Erlass  vom  31.  März  1873, 
Z.  .'!2ls l-r)S9'.>,  für  Schleppgeleiflc  von  dor  Station  Bulma  zur  Maschinen- 
fabrik des  Nobak  und  Frit/e,  zum  Depotpiatze  der  ßubua'er  Waggonfabrik 
und  znr  Fabrik  des  F.  J.  MUlier. 

Der  Bftuconsciig  für  diese  «Irei  ScliIo|i|tHahMll«  weldif  ni  -ht  zur  Avii-fülirttng 
|:^1.l)l>r^"Tl.  viud<>  mit  •icm  HatuleUministerial- Erlasse  vom  30.  April  1876|  Z.  9101,  fflr 

•crlostlu'n  erklärt  (vgl.  I'-  sf  'M^J, 

28.  Von  der  k.  k.  StaHlialtorpi  für  Böhmen  mit  Brla-^s  vom  2.  M.ii  1S73, 
Z.  20(>04,  über  I'^rmiifhtiirnng  des  k.  k.  Hand«"lsminist(M8  vom  H.  April  1S73, 
Z.  6U05  V.  Hir  (miic  Schlcppbalm  von  Diiby  zu  den  Schächten  d<M-  k.  k. 
priv.  iisterr.  Staatshnhnirf'-^ell'^rlKiit  lioi  Ttich-iu.  dann  zu  denin  deren  Nähe 
-anzulegenden  Schäoliten  der  I'rn^^'  r-Eisenindustrie  (Tcsellseliaft. 

29.  Von  der  k.  k.  Stattlialterei  für  Böhmen  mit  Erlass  vom  17.  August 
187:5.  Z.  44.S01,  über  Ermäeliligung  des  k.  k.  HanileUiniiiisters  vom 
1».  Auiriist  1^7;>.  Z.  2405><,  für  eine  Schleppbahn  von  Chodau  zum  Theo- 
phil und  1-^  r  i  e  d  r  i  e  h  Sciiachte  des  Wiener  Kohlenindustrie- Vereines  in  der 
iiemeinde  Müjicliiioi'. 
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30.  Vom  k.  k.  Haiidelsminister  mit  ICrlass  vom  20.  November  1873^ 
Z.  30424,  für  ein  Ladegeleisc  auR  der  Station  Eakonitz  zur  Laderampe* 
der  dortigen  Borgl  au  Acfiengescllschaft. 

ni.  Vom  k.  k.  Handolsminister  mit  Erlass  vom  13.  März  1874,  Z.  6074 
für  eine  Zwoiirbahn  zum  II  o I  v e  t i a  Schachte  der  Her^rlmupesollschaft  Saxo- 
Boheinia  bei  Mi  1  sau.  <;owie  fUr  einu  (ielt^iseverbindung  zum  Tbarand« 
sehen  Koiilenwerke  bei  Tu  Schmitz. 

32.  Von  der  k.  k.  Stattbalterei  für  Böhmen  mit  Kriass  v.»m  G.  December 
1874,  Z.  06.382,  über  Erniächtifrung;  des  k.  k.  llaudclsministers  vom 
12.  November  l.<-:74,  Z.  3i94U,  lür  ein  Lade<:elfMse  von  KoiiH»tau  zum 
benachbarten  II  ujr (»-Schaehte  des  Wit  ner  Kohlenimlnstrie-Vereines 

33.  Von  der  k.  k.  Stattbalterei  iuv  Böhmen  mit  I  jiass  vom  21.  December 

1874,  Z.  Cy4lS,  über  Erm:ichti;znnL'  des  k.  k.  Handelsniinisters  vom 
25.  November  1874,  Z.  .37130,  lür  ein  aus  der  Kitter  von  Haidinjfcr'faichett 
Kolilensi'hlepi)l)ahn  näclist  Ellbogen- Ne  u  sattel  ausmündendes  Verlade- 
geleise lür  die  Sebaehtanla^ie  des  Wiener  Kidiienindustrie  Vereines. 

34.  Von  der  k.  k.  Stattliallerci  liii  Bülimeu  mit  Erlaus  vom  18.  Jänner' 
187.'),  Z.  MS4il,  über  Ermächtijrunfr  des  k.  k.  ll.'intU  Uniinislei s  vom  27.  No- 
veuil)er  1874,  Z.  r!7176,  lür  ein  drittes  Ladej^clcise,  an  der  Gral  rhnn'seben 
Kohlenladestelle   nädist  Tuschmitz   für  den   Humbold-Schacbt  der 
Kctscliitz-Naschauer  Braunkohlen  liergbauf^esellsclia lt. 

.3.^).  Von  der  k.  k.  Stattlialterei  für  Bidnui  ii  mit  Erlass  vom  7.  Februar 
187'),  Z.  7333.  über  Erniärhtigun^  des  k.  k,  llandelsministcrs  vom 
28.  .liiiHier  l>^7r).  Z.  J<>.  für  ein  Verladejreleise  nächst  der  Haltestelle  Ber^i- 
haus  zum  neuen  Kfdilenschaciile  der  (irubenbesilzcr  Göhlner  und  Reichelt. 

36.  Vom  k.  k.  llaudelsminister  mit  Erlass  vom  24.  Se])teniber  1875, 
Z.  28294,  für  eine  Schleppbahn,  abzweigend  aus  den  bestehenden  Geleise- 
von  Zicditz  zur  Jak  obi-Zeche,  zu  der  Schacbtanlage  der  eheniald  Fischer- 
sehen,  der  Buschtehrader  Bahn  gehörigen  Michaeli-Zeche. 

37.  Von  der  k.  k.  Stattlialterei  für  Böhmen  mit  Erlass  yom  28.  Sep- 
tember 1875y  Z.  53480,  Uber  Ermüchtignng  des  k.  k.  Handelsministers  vom 
30.  Angnst  1875,  Z.  26831,  lUr  eine  Schleppbahn  von  der  nXchst  Buscht«- 
hrad  befindlichen  vereinigten  Ladestelle  des  Antoni ,  Wenzl-  und  Vitcvka- 
Schaohtes  zum  Ferdinand -Schachte  Seiner  k.  und  k.  Apostolischen 
Majestät 

38.  Vom  k.  k.  Handelsministerium  mit  dem  Erlasse  vom  9.  November 

1875,  Z.  33036,  flir  ein  bei  Profil  Kr.  2018-2017  der  Strecke  Eger- 
Falkenau  ausmündendes  Zwciggeleise  zur  Laderampe  der  E  n  g  e  1  b  e  r  t-Zeche 
in  der  Gemeinde  Haselbach  nächst  Falkenau. 

39.  Vom  k.  k.  Handelsminister  mit  Erlass  vom  4.  Juli  1876,  Z.  18288,. 
für  eine  Sclileppbahn  von  der  Station  Bubna  zur  Fabrik  des  F.  J  Httller  i» 
Holcschowitz  (vgl.  PoBt27). 
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40.  Von  der  k.  k.  Statthaltorei  für  Böhmen  mit  Erlass  Tom  11.  September 

1876,  Z.  39008,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Hunde Ismiiüsters  vom 
11.  Aagast  1876,  Z.  21957  fttr  eine  Flttgelbahn  von  der  Station  Königs- 
berg-Maria Kulm  ea  der  AUzarinfabrik  in  Königsberg. 

41.  Von  der  k.  k.  Statthaltere!  fBr  Böhmen  mit  Erlaas  vom  27.  Juni 

1877,  Z.  36280,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsmioistera  vom  7,  Juni 
1877,  Z.  20050,  fiir  eine  vomDui)}  TnohanerBahnflUgel  beiKilom.  2*5 
nSchst  der  Geleiaeanlage  fUr  das  Kohlenwerk  der  Österr.  Staatsbahn- 
gesellsohaft  am  Tnehau  abzweigende  Schleppbalm  zu  der  neuen  Sohacht- 
anlage  der  Prager  Eisenlndustrie-Oesellscbaft  in  der  Gemeinde  Wtnaritz« 


6,  Anmerkiiiig  nir  CoiiccssioiisnrkTindo  Ton  4.  An&pDst  1871^ 

K.  ii.  BK  Nr.  103 

für  (lie  VerbiadungslMha  von  KonoUia  nach  Brunneradorf. 

(Vgl.  Krp.  B.  I,  Seite  40.=).) 
Zu  §.  3. 

Dio  Verbin(liiii:;sb;ilin  von  Komotau  nach  Brannersdorf  wurd« 
am  1.  März  1873  dem  Öffentlichen  Verkehre  Ubergeben. 


4.  Auiuerkuug  zur  Conrossioiisurkiinde  vom  12.  November  IHV^, 

R.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1S73, 

für  die  Eisenbahn  von  Krina  an  dii^  böhmisch-sächsische  (iräoi«  bei  ReiUeoh«iD. 

(Vgl.  Erg.  B.  I,  Seite  406.) 

Zu  §.  4. 

Die  Strecke  K  rima- 11  e  i  tz  en  Ii  Ji  i  ii  wurde  im  Anschlüsse  an  die 
sächsische  Strecke  Re  itz  e  n  Ii a  i  n  -  M  a  r  i  i' n  b e  rp- F lö  ha  am  23.  August 
1875  lUr  den  Personen-  und  Güterverkehr  erölFnet. 


8.  Gesetz  rom  7.  Mai  1873,  R.  0.  Bl.  Nr.  81  nnd  C.  Bl.  Nr.  04, 

in  Bt'tr»'ir  ilcr  Ht-dinuunet'n  und  Zuifestäntlnissc  einiT  Locoraoliv-Eiscnbahn  a)  von  H.tkonili 
über  -lechmtz  an  einen  i'uniil  der  privilegirten  Fiisen-l'ricscQcr  Bahn,  b)  von  1  alkenau  an  die 

bfthniseh-siehMsehe  Grinse  bei  Grssliti. 

Mit  Znstininnin^  der  beiden  Häuser  des  Reich^ratties  ände  Ich  zu 
verordnen,  wie  folgt: 
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Artikel  I. 

Dio  Rpfjirninjr  wird  ermächtigt,  bei  Ertlieilung  der  CoucessioD  für  eine 
Locomotiv  Kisotihaliu 

a)  von  Knkuiiitz  Uber  Woi  iiM  hm.  Jechnitz  an  eiuen  l^uiikt  der  Pilsen- 
Pricaciu  r  Hahn  nä<'h«^l  .^chrlh-;; 

b)  von  Falkonau  nn  tiic  iiöhmisch-sachsisch»'  (iniiize  bei  (Jrasiitz 

der  AetifMicjesollschaft  de  r  prix ile^'iiicn  Du-fhlC-hrader  Bahn  dii  im  i;.  1<"  der 
Concessioiisiirkuii  lc  vom  1.  Juli  1808  rR.  (}.  RI.  Nr.  13S)  fjewährten  Steuer- 
und  (jebiihrenholr<  iiiii-t'n  untrr  d»-n  in  den  ltdgenden  Artikeln  augegebeueu 
Bedingnngcn  auch  tiir  diese  Linien  zuzugestehen. 

Auf  Grund  Aiw  Gesetzes  war«ie  der  Gesellscliaft  der  *.  priv.  BusehtArader 
Eisenbabti  fib«r  deren  Ersuehen  xunXchst  nur  für  die  sab  h)  beseiebneti'  Linie  die  Con- 
ccssion  ertheilt  (vgl.  die  Conce8sionf.iirkiuulo  unter  9  während  die  Kealisirong  der 
^nh  a)  g.  naiiiit' II  T.inii>  auf  unbestimmte  Zeit  bis  SU  einer  günstigeren  Gestaltung  des 
Geldmarktes  vn fchohen  wurde. 

Die  Rerreiuii^  von  der  I .iiiUummensM  iier  soll  tlicscn  I^äuieu  jedoch  nur 
liir  dieselbe  Zeit  zukommen,  als  solbo  nach  MasBgabe  der  Concegsion  vom 
1.  Juli  isds  (R.  G.  IM.  Nr.  1;?k)  d,  n  iil>rif,'en  Linien  der  Huschtrhrader  Rahu 
zur  Gänze  oder  zur  lläHtf  noch  derzeit  zu  statten  kommt,  derj^estalt,  dass 
mit  dem  Krli»schen  der  Einkommen.>teuerhelVeiun;r  auf  diesen  übrigen,  in  der 
obigen  Coneessionsurkunde  erwähnten  Linien  die  Refreinng  auch  für  die 
neuen  Linie«  zur  Gänze  oder  zur  Hälfte  aufliort. 

Artikel  IL 

Die  Strecke  Rakonitz-Sclielies  idusb  binnen  swei  einliftlb  Jahren  tod 
Tage  der  Concessionsertlieiluug  an  gereobnet  nnd  die  Strecke  Falkenan- 
Graslits  bis  zum  31.  Octolier  1874  im  Bau  vollendet  und  denn  dffcntUehen 
Verkehre  fibergeben  werden. 

In  dem  mit  dem  Qesetxe  vom  30.  ApHl  1874  genehmigten  TJeberelnkommen  Tom 
8.  Juni  187  t  (vrrl.  unter  lo  und  11}  wurde  die  YollendunK  der  Strecke  Ffllkcriau- 
Graslifz  his  Ende  ( )rtril)er  1875  in  Aussicht  ppnonunf^n.  Mit  dem  Art.  III  dch  Gesetze* 
vom  20.  März  1876  (vgl.  unterll.T)  wurde  dieser  Tornun  wieder  dnhin  peändert,  das» 
die  Theilstrecke  von  Falkenau  bi»  Ctraslitz  längstens  bis  1.  Juni  1876  in  Betrieb  ra 
setzen,  die  Thellstreeke  von  Oraslite  bis  sur  Beichsgrinze  aber  bis  81.  Deoember  1878 
fertig  zu  stellen  w n  .  um  den»  öffentlichen  Verkehr  übergeben  werden  sn  kdnnen. 

Reziiglieh  des  Vollendungstermines  fTir  die  Strecke  von  Graslita  bl» 
zur  Gränze  soll  der  mit'der  k"'ni?:Iieh  sächsirtchen  Regierung  abzuschliessende 
Staatsvertrag  massgebend  sein.  Für  die  Sicherstellung  dieser  Verptlic.htungen 
durch  die  Buseht^lirader  I.iseiih  iliugeseUBChaft  hat  die  Staatsverwaltung 
entapreehende  Vorsorge  zu  treffen. 

Artikel  IIL' 

Rüeksichtlish  des  Anschlusses  der  im  Artikel  I  erwähnten  Zweigbahn 
von  Falkenau   nacii  Graslitz  an  das  sächsisciie  Liseubahunetz  uud  rück- 
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sichtlich  des  Betriebsdienstes  in  der  ^emeinschaftliclien  Wechselstation 
Graslits  bleibt  die  Festsetzung  der  iliesf^lligen  Bestimmungen  dem  Ab- 
schlnsse  des  Staatsvertrages  mit  der  königlich  sächsischen  Regiernng  vor- 
behalten und  ist  die  Busebtdhrader  Eisenbahngescllschaft  verpflichtet,  sich 
den  Bestlmmongen  dieses  Staatsvertrages  nnddenhieraiisfUrsie  erwachsenden 
Obliegenheiten  su  unterwerfen. 

Aitikf«!  IV. 

Rttoksiobtlich  der  Taritiruiifr  und  der  soiiRti^^pn  (•••n<'os<ionsmä?Pigen 
H('(lin{;nn^en  Bind  die  im  Artikel  I  erwähntni  Linici)  nl:«  intc^M-irende 
Bcstandtheile  der  bereits  conoess^innirtm  Linien  der  Bus^ohtelirader  Eisen* 
bahngesellschaft  zu  betrachten  und  zu  beliaiideln. 

Artikel  V. 

Der  llandcU  und  der  Fiiianziniiiistci'  sind  mit  der  DiirclifiiUnmg  dieses 
Uesetzes  beaut"tra;;t. 

Wien,  am  7.  Mai  1873. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Aiersperg  m.  p.  laiiiais  m.  p.  frrtls  ro.  p. 


9.  Coneessionsnrknndo  vom  30.  OctolKM- 1^73,  R.  U.  Bl.  Nr.  43  ex 

1874  und  C.  BL  Nr.  51,  ex  1874, 

für  «ß«  LsoomotiT-EiseBbahB  Fslktnan-Grailits. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  vnn  «iottes  (IikkIi  n  Kuis<  r  von  Oc-iterrcieh 
ApostoliscluT  König  von  I  nirarn.  Köni::  von  UiUiriH-n.  von  Dalmatien.  C  n'atien, 
SlavoiiitMi.  (iaiizicn.  Loihancrion  uiid  lUyi  icn:  Erzlh  rzojr  \  on  (>>"*t«Tn'i<*h,- 
Gro8Rh(^rz()fr  von  Iviakaii.  Ilcrzop  von  Lot}iriiif;on.  Salzburg.  Stry.  r.  Kärn 
then,  Krain,  Bukowina.  OI>er-  nnd  Nii-ilrrschlesien ;  (Jropsfllrst  von  sielicn- 
biirgcn;  Markgraf  vou  Äliihreu,'  gefUrsteter  Graf  von  llababurg  uuU  Tirol 
etc.  v\o.  etc. 

Nftchdoni  dir  aussclilicsslioii  privilegirfo  Hu^i'litrliia'h  r  EisPnhahniresoll- 
Bcbaft  die  HiHe  nni  die  Krtlieilung  »l<'r  ('on<"ossion  zum  liau  und  Betrieb 
einer  Locotnotiv-i%i.senV)alin  von  Falkenau  an  die  bidimiscdi-säf lisiselio  (Jränze 
bei  Grasütz  pestidit  iiat.  so  finden  wir  uns  bewogru,  in  Erwägung  der 
Gemeinnützigkeit  die-^es  Unternehmens  der  genannten  Eisen])ahngesell8Cliaft 
diese  Concrasion  auf  (irundlage  des  Eisenbaiin-Conce.ssionsgesetzes  vom  14. 
September  185  ;  (K.  G.  Bl.  Nr.  238)  und  dos  Gesetzes  vom  7.  Mai  1S73 
(R.  6.  Bl.  Nr.  81),  wie  folgt,  zu  ertheileu: 
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§.1. 

Wir  Terleihcn  der  finseht^hrader  Eiseobabngesellseliftft  das  Recht  zum 
Bau  und  Betrieb  einer  Looomotiv-Eisenbabn  von  Falkenan  an  die  böhmisch* 
sScbsische  Orünze  bei  Graslitz. 

§.2. 

Die  im  §.  1  prenamste  Ejs^^nbalinlinio  ist  als  integrirpn<1er  licistandtheil 
der  bereits  conceesionirten  Linien  dieser  £i>)eiibalinge!«elIsolialt  zu  betraohtea 
und  zu  behandeln,  nnd  es  haben  für  dieselbe  bezüglich  der  Tarilirung  und 
aller  sonstigen  concession^TnlUsigen  Bedingungen  die  Bestimmangen  der 
Concession  vom  1.  Juli  1868  (B.  G.  Bl.  Nr.  188)  zur  Anwendung  zu 
Icommen. 

In  ErgSmung  und  th«ilweiser  Abänderung  der  «uf  Tarift  Besuf  habenden  Con- 

ceasionsbestiinmungeii  wurden  mit  dem  Protokolle  vom  8.  Jänner  1870.  Ix'zielinngswci^c 
mit  dem  auf  Gruiitl  «les  Gesetzes  vom  -'<».  M.irz  1876  abgeschlossenen  Uebereinkommen 
neue  iSeätiminungen  getrodVn  (vgl.  unter  1'2  und  1^). 

^.  3. 

Die  Gesellscijaft  ist  verpriiclitt  t  ,  jedenfalls  sogleicli  die  grosseren 
Brücken  und  Viaductc  bis  zum  lii>fhsten  Wasserstande  für  zwei  Geleise  uad 
die  Tunnels  im  Unterbau  zwcigeleisig  herzustellen. 

Laiit  des  beim  k.  k.  Handelsininisteriiim  am  10.  JäniKT  1*^7.'?  weceii  Ft'<t5t»>llung 
der  (Joncessionslif diiignisse  für  die  hi«^r  in  Rede  stehf^nde  Balm  aiif^enouaueiur»  Proto- 
kolies  i  H.  M.  Z.  37448  ex  1873)  verpriichtetc  sich  die  Gesellschaft,  über  jeweiliges  Ver- 
langen  des  k.  und  k.  Beiebikriegsniinfsterinme  and  anter  den  mit  diesem  su  Tareii»- 
barenden  Bedingungen  die  MilitSrdetarhemente  der  im  Frieden  Aufgestellten  Peldeisen- 
babnabthei hingen  beim  Baue  der  Aragliehm  Eisenbahnlinie  oder  bei  Bahnerbaltunga- 
bauten  in  Verwendung  zu  nehmen. 

Mit  dem  Protokolle  vom  12.  November  l}<76  (H.  M.  Z.  -i-iUä  ex  1873)  wurde  das 
Bedingnissheft  für  die  AusfOhrung  der  Bahn  in  teehnischer  Bexiehang  festgestellt 

Die  (lesellscliaft  ist  vprptlif Iitct.  die  Strecke  Falkrii.iii  (irasliz  bis  zum 
31.  Uftober  1874  int  Uau  zu  vollenden  und  dem  öflentlichen  Verkehre  zu 
übergeben. 

Die  EröfTnuni:  der  Strecke  Fa  l  k  o n a  u  -  O  r a  s  Ii  t /.  erfolgte  an  dem  durch  das 
Gesetz  vom  20.  März  1876  (vgl.  unter  13;  leslgesetzten  Termine,  d.  i.  am  1.  Juni  1876. 
Dia  Theilstraeka  von  Ghraslits  bis  aar  Beiolisgrinse  wurde  noch  nieht  aosgsfllhrt,  weil 
über  den  Ansehluss  an  der  BeiehsgrÜnse  ein  Uebereinkommen  mit  der  kgh  siebalsehen 
Begienmg  noeh  nieht  zu  Stande  gelcommen  ist 

Bezüglich  des  VoHendangsterralnes  Ar  die  Strecke  von  Graslitz  bis 
zur  Grftnze  soll  der  mit  der  königlich  sXohsisehen  Regierung  abzasehlies- 
sende  StaatKvertrag  massgebend  sein. 
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FOr  die  Sicherstellung  dieser  und  der  ttbrigen  coneeBsionsmllssigeii 
Verpflichtiiiigen  hat  die  BusohtSbrader  EisenbahngesellBchaft  eine  Cantion 
Im  Betrage  von  25.000  Gulden  im  Baren  oder  in  börsemHssigen  Effecten 
ZQ  leisten. 

§.  6. 

Riick'^ichtlich  des  Anscliliisscs  dor  im  §.  1  erwähnten  Zuci^'^lialm  von 
Falkennn  nach  Oraslitz  an  i\n<  sächsische  Kisenhahnnctz  nnd  riicksichtlich 
dea  Betriebsdienstes  in  der  jreineinsehaltliciien  Wecliselstation  bleibt  die 
Fcstsetzunp:  der  diesstlilli^ren  Hestiniinnn^ren  dem  Abschlnsse  des  Staatsver- 
trages mit  der  küniglich-säehsischcn  Kejjriprung  vorbehalten ,  und  ist  die 
Gesellschaft  verpflichtet,  sich  den  Bestimmungen  dif^ses  Staatsvertrages  und 
den  daraus  für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten  zu  unterwerfen. 

§.  6. 

Die  im  4j.  17  der  Concessionsurkunde  vom  1.  Juli  (K.  G.  Bl. 

Nr.  138)  gewährten  Steuer-  und  (iebiihrcnbefreiungeu  werden  auch  für  die 
im      1  erwähnte  l'ist'iibabnlinie  ausgedehnt. 

Die  Befreiung  \on  der  Einkommensteuer,  soll  dieser  Eisenbahnlinie 
jedoch  nur  für  dieselbe  Zeit  zukommen,  als  selbe  nach  Massgabe  der  Oon- 
cession  vom  1.  Juli  1868  (K.  G.  BL  Nr.  138;  den  übrigen  Linien  der 
Buschtehrader  Bahn  zur  Gänze  oder  zur  HHlfte  noch  derzeit  zu  statten 
kommt,  dergestalt,  dasa  mit  dem  Erldsohen  der  Einkommeuateuorbefreiung 
auf  diesen  übrigen  in  der  obigen  ConeesBionsurkunde  erwähnten  Linien  die 
Befreiung  auch  (Br  die  im  §.  1  genannte  Eisenbahnlinie  zur  Gänze  oder  zur 
Hälfte  aufbSrt. 

Der  Staatsverwaltung  wird  das  Reeht  vorbehalten,  wenn  ungeachtet 
vorausgegangener  Warnung  wiederholte  Verletzung  oder  Niehtbefolgung  der 
in  der  Conoeasinnsurkunde  oder  in  den  Gesetzen  auferlegten  Verpflichtungen 
vorkommen  sollten,  die  den  Gesetzen  entsprechenden  Massregeln  dagegen 
zu  treffen  nnd  nach  Umständen  noch  vor  Ablauf  der  Conoessionadauer  die- 
Concession  fttr  erloschen  zu  erklären. 

Indem  wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  Bestimmungen  dieser 
Coneession  entgegen  zu  handeln,  und  der  Gesellschaft  das  Recht  einräumen^, 
wegen  des  erweislichen  Schadens  vor  unseren  Gerichten  auf  Ersatz  zu 
dringen,  ertheilen  wir  sämmtiichen  Behörden,  die  es  betrifft,  den  gemessenen 
Befehl,  über  die  Coneession  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimmungen  strenge 
und  sorgfältiir  zu  wachen. 

Zu  Urkund  do-sen  erlassen  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  unserem 
grösseren  Insiegel ,  in  Unserer  Roicbshaupt-  und  Residenzstadt  Wien  am 
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DreiBfligsten  Tage  des  HonateB  Octobcr,  im  Jahre  des  Heils  Cintaasend 
Aobthundert  Siebzig  und  Drei,  Unserer  Reiche  im  Fttniundzwanziggten. 

(L.  S.)  Franz  Joaeph  m.  p. 

Anersperg  m.  p.  fiashaas  m.  p.  fnlU  m.  p. 


10.  Oesetz  Tom  30.  April  187i,  R.  G.  Bl.  Nr.  92  und  C.  Bl.  Nr.  77, 

Mcgi-n  solurligin  Ausbaues  der  Linie  i  aiki'oau-Graslitz  dir  Bujichtebradcr  LisiiibahngeseU- 

schaft. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Icii  zu  verordnen, 
wie  folgt: 

Artikel  1. 

Die  Regierung  wird  ermächtigt,  zum  Zvecke  des  sofortigen  Ausbanea 
4er  Eisenbalmlinie  von  Falkenau  au  die  bShmiach-BScbaische  Grftnze  bei 
Graslitz  daa  beiliegende  Cebereinkommen  mit  der  Buschtdhrader  Eisenbahn, 
gesellschaft  abzoschliesseni  jedoch  nur  gegen  dem^  dass  die  Gesellachaft  für 
die  Einhaltung  des  im  Artikel  I  des  Uebereinkommens  festgesetzten  Vollen* 
dungstermines  angemessene  Sicherstelhing  leistet. 

Dft  das  definitiv  ausgefertigte  Uebereinkommen  mit  dem  diesem  G«Betce  ange* 

fögteii  Elitwurfe  wSrtlieli  gleichlaiitcn«!  ist,  so  wurde  der  Abdruck  des  letsteren  hier 
unterlassen.  Das  ausgefertigte  Uebereinkommen  folgt  unter  11. 

Artikel  II. 

Der  lljindcUniiiiistrr  und  der  Fiiianzmiuister  sind  mit  dem  Vollzüge 
ilieses  (iosetzes  lu  autirn^rt. 

Wien,  am  '60.  April  1874. 

(L.  S.)  Franz  Joseph  m.  p. 

iiaenperg  m.  p.        iaahans  ni.  p.        fretls  m.  p. 


11.  UeberelBkonimeii  Tom       '  2l\  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  93  und 

C.  Iii.  Nr.  77, 

zwischen  <ler  k.  k.  Maatsvcrw.iltunji  und  dem  \  erwiiluinusralhi-  der  ausschl.  priv.  Buscht«'«- 
hrader  Cisi-obahngesellsehali  wegen  Leistunii;  eini  s  Staatsvurschusses  zum  Zwecke  der  Durch- 

nihniBg  drs  Eisfubahniin  j  ctes  FtlkmvoGraslitt. 

rebereinkommen ,  welches  aul  lo  und  des  Gesetzes  vom  3ü.  April 
1874  (R.  ü.  Bl.  Nr.  92)  in  Folge  AllcrhÖeh«»ter  Entsohliessung  vom  30.  April 
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1874  zwischen  dem  k.  k.  Finanz-  und  Haiulelsministeriiim.  in  V«  i  trctunor 
•los  Aerars  einerseits,  und  dem  VcrwaltungBratbc  der  auschl.  priv.  13u8clit6- 
iirader  EUonbalin'resollscUaft  nudergeits,  zum  Zwecke  der  sofortigen  Inan- 
griffnahme df-r  Bauarbeiten  a'sf  der  Linie  von  Falkenau  nach  QrasUtz  an  die 
sächsisch-böhmische  Gränze  in  folgender  Weise  vereinbart  wnrde : 

1. 

Das  k.  k.  Finanzroiniäterium  verpflichtet  sich,  der  ausschl.  priv. 
Buschtßbrader  Eisenbabugesellscliatt  nöthigenfalls  gegen  entspre- 
chende Sioherstellang  zum  Zwecke  des  aofortigea  Beginnes  und  der 
Dnrchftthrung  des  Baues  der  Linie  Ten  Falkenau  an  die  böbmisoh-säcbiselie 
Gränze  bei  Grasltts  während  der  Banzeitj  welehe  naeb  der  Vereinbarung  in 
dem  Protokolle  vom  18.  NoTember  1878  bis  Ende  Ootober  1875  reicht^ 
unverziiisliohe  Bauvorschttsse  im  Betrage  von  Einer  Million  fünfhundert- 
tausend  Gulden  österreichischer  Währung  in  Banknoten  vorzustrecken,  und 
fUr  die  hieraus  entstellenden  Fordcmngen  als  Zahlung  stämpeU  und 
gebührenfrei  neu  zu  emittirende  Actien  lit  B  der  genannten  Gesellschaft 
znn  vollen  Nennwerthe  anzunehmen. 

Die  Uefhndimng  der  erhaltenen  VorschOsse  in  Actien  hat  sofort  nach 
Emission  der  letzteren,  spätestens  aber  in  Jenem  Zeitpunkte  zu  erfolgen,  zu 
welchem  die  Linie  Falkenau-Graslitz  in  Betrieb  gesetzt  sein  wird. 

Die  mittelst  Actien  refundirten  Bauvorschttsse  werden  vom  Tage  der 
Betriebseröffnnng  der  Strecke  Falkenau  säcbische  Gränze  bis  31.  Dcoember 

1875  von  der  Gesellschaft  mit  5  Percent  verzinst;  vom  1.  Jänner  1876 
beginnt  der  Bezug  der  auf  diese  Actien  entfallenden  Dividende. 

Aul  Grund  dci*  ücsetze^  vom  20.  Mär«  1876  ^vgl.  unter  wurde  die  Geecll- 
aehaft  verpfliehtet,  die  Bauarbeiten  and  die  Inttrairung  dieser  Bahn  derart  su 
beaehleuniifen,  dass  die  Theilutreoke  von  Falkenaa  M«  Grulita  lingttent  bis  1.  Juni 

1876  in  Brtrich  gesetzt  werde,  und  dass  auch  die  weitere  Strecke  bis  zur  Roichsgranze 

lär.trstens  \<\s  .'51.  Dccinlier  1S7<>  d^m  öffcTitlirlitn  Vorkehr  ülierj^ebfn  werden  knnn 
(Vgl.  die  .Anmerkung  zu  §.  4  der  Concessionsurkunde  vom  30.  « »ctober  1873  unter  9). 

11. 

Die  jeweilige  Ansfolgung  der  vom  k.  k.  Finanzministerium  gemäss 
Artikel  I  dieses  Vertrages  zu  gewährenden  Barvorschttsse  wird  nach  Mass- 
gabe der  von  der  Gesellschaft  zwischen  dem  20.  und  letzten  eines  jeden 
Monates  dem  k.  k.  Handelsministerium  zu  überreichenden  und  gehörig  zu 
begründenden  Bedarfsvoransoliläg^e  im  Wege  der  k.  k.  Landeshauptcasse  in 
Prag  zu  Händen  der  hiezu  gehörig  zu  legitimircnden  Repräsentanten  der 
Gesellschaft  gegen  stUmpelfrcie  Empfangsbestätigung  in  den  dem  vollen 
Bedarfe  entsprechenden  Raten  geschehen. 
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III. 

Dagegen  verpflichtet  sieb  die  OesellsclMUt  ilireraeits: 
<i)  alle  Vorbereitungen  zu  treffen,  dass  die  politiBche  Bt  gelmng  der  Linie 
Falkeuau-Graslitz  ohne  Aufsolinb  begonnen  werden  Itönne,  die  Detail- 
pUine  dieser  Linie  lingstens  binnen  zwei  Monaten  naeh  Beendigung  der 
politiscben  Begebung  vorzulegen,  endlich  binnen  dnem  weiteren  Monate 
auch  das  Detailproject  fttr  die  TheiUtrecke  von  Graslitz  bis  zur 
bdhmiseh-sftcbsischen  Qrinze  in  Vorlage  zu  bringen ; 
h)  im  Falle,  als  der  Bau  ganz  oder  theilweise  nicht  in  eigener  Regie 
geführt,  sondern  an  Bauunternehmer  vergeben  werden  sollte,  die  Ent- 
würfe  der  diesfälligen  Bau-  und  Lieferungsvertrilge  und  der  zuge- 
hörigen Bedingnisshefte  und  sonstigen  Belege  rechtzeitig  dem  k.  k. 
Handelsministerium  zur  Genehmigung  vorzulegen  und  die  Einidtnng 
zu  treffen,  dass  mit  den  bezOgliolien  Bauarbeiten  längstens  binnen  seht 
Tagen  nach  erhaltener  Genehmigung  der  vorgelegten  Verträge  auch 
faetisch  begonnen  werde; 
cj  dafür  zu  sorgen  und  alle  Bemühungen  dahin  zu  richteui  dass  die  aos 
Anlass  der  im  Artikel  I  stipulii-ten  Actienemission  erforderliches 
Abänderungen  der  Statuten  der  aussohl.  priv.  Buschtfthrader  Bisen- 
bahngesellscbaffc  längstens  bis  £nde  Mai  1874  erfolge. 

IV. 

Der  Staatsverwaltunjr  wird  für  dif  von  ihr  in  Gemässhcit  dos  Artikels  1 
irrdt'i-tetcn  BauvorscliiisHt*  auf  alle  liauton  der  I>inic  F.ilkenau-Ciraslitz,  sowie 
Hill  nllf*  /um  Zwecke  de-  Baues  beigeschafften  Matr-rialien  das  erste  uml 
ausschliessliclif  IMandredil  mit  dem  Vorreclitt"  \(»r  allen  aus  imtn.  r  für 
einem  Titt  l  entHpriiigenden  Forderun^'eu  insolaniie  ein;;»  riiiunt .  bis  von 
.Seite  der  (li-sellscliaft  die  Aufbi  inguup:  der  zur  V(dleiidung  <le.>  Baues  der 
Liuie  Falkeaau-Graslitz  erfurderliclieii  Ueidmittel  uattbguwicäeii  seiu  wird. 

V. 

Zur  Wahrung  der  spcciellun  Interessen,  welehe  der  StaatsverwaltuiiiT 
aus  der  Leistung  der  in  diesem  L'ebereinkommen  vereinbarten  Bauvorsehüsse 
erwachsen,  räumt  die  Gesellschaft  der  k.  k.  Staatsverwaltung  das  Recht  ein, 
die  wirkliche  und  zweckmässige  Verwendung  der  /ur  Herstellung  und 
Inbetriebsetzung  der  Linie  Falkenau-Graslitz  von  der  Staatsverwaltung  za 
gcwUhrendcn  Geldmittel  durch  zu  diesem  Zwecke  aufzustellende  Staatsorgane 
während  des  Baues  und  der  Inbetriebsetzung  der  Bahn  auf  die  ihr  geeignet 
scheinende  Wdse  und  dnroh  Anwendung  von  zu  obigem  Zwecke  sicher 
führenden  Mitteln  unmittelbar  zu  überwaehen. 

Die  Kosten  dieser  speciellen  Bauaufsieht  sind  von  der  Gesellsdfaail  in 
•dem  vom  k.  k.  Handelsministerium  festzusetzenden  Betrage  zu  vergüten. 
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VI. 

Der  bei  der  Gesellschaft  bestellte  landeoffirstlicbe  Commissür  wird  bU 
zu  dem  Zeitpunkte  der  erfolgten  Rel'uudirung  der  Barvorschüsse  ID  AeÜen 
lit.  H.  berechtigt  sein,  nickt  nur  solche  Yerwaltungsrathsbeschlüsse,  welche 
mit  der  Allerhöchsten  Conceseion,  den  «renehmigten  Statuten  der  OeselU 
Hohaft,  sowie  den  all^eiueioen  gesetoliobeu  Normen  und  beliürdliehen  Ver- 
ftlgun;j:en  nicht  im  Einklänge  stehen,  sondern  auch  solche  VerfUgnngen  der 
gesellachailtliohen  Verwaltungen  zu  sl^t  ren,  welche  ihm  «regen  die  aus  diesem 
Uebereinkommen  speoiell  liervor^ehenden  Hnansieüen  Interessen  des  Staates 
zu  Verstössen  scheinen;  jedoch  hat  dei-selbe  dann  sogleich  die  EntsclirHlnng 
des  k.  k.  Handelministcrinm»  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erlolgen 
wird  und  füi*  die  Gesellschaft  bindend  sein  soll. 

VII. 

Es  winl  auK(lriic'kIieli  lestgi'setzt.  da.ss  die  Leistung  der  liieiiiit  M'h  der 
Staatsverwaltung'  zugesicherten  Zahlunf^en  nicht  iriilier  zu  beginnen  hat,  als 
bis  durch  die  Vornahme  der  politischen  Bej^ehung  die  Möglichkeit  des 
8oforti{;en  Beginnes  der  Bauarbeiten  constatirt  sein  wird. 

Das  gegenwärtige  Uebereinkommen  soll  null  und  nichtig  sein,  wenn  die 
im  Artikel  III  festgesetzten  Termine  —  insoweit  diess  au  der  Oesellschaft 
liegt  —  nicht  eingehalten  werden  sollten. 

In  einem  solchen  Falle  ist  die  Oesellsohaft  zur  nnges&umten  baren 
Rückzahlung  der  bereits  erhaltenen  Vorschttsse  sammt  fttnfpereentigen 
Zinsen  an  das  Aerar  verptlichtet.  Der  aosschl.  prir.  BoschtShrader  Eisen- 
babngesellsehaft  wird  eine  ämtlich  vidimirte  Abschrift  dieses  Ueberein- 
kommen», fiowle  des  ProtokoUes  vom  12.  Nr.rember  1873  nnd  der  verein- 
barten allgemeinen  Banbedingnisse  erfolgt. 

Wien,  am  8.  Juni  1874.  Prag,  am  3.  Jnni  1874. 

PgUfcaig  m*  p.  Prelis  ro.  p.  Ausschi.  i>riv.  UTisoht.'hrft'ltT  FiM>nJ>ahii : 

Dr.  J.  Tragj  m.  p.    tta&tav  Pili  m.  p. 


Vi,  Protokoll, 

aufj^j'nommen  im  k.  k.  ILmdi  lsministiTiuni  am  8.  Janncr  1^76,  lii'trt'flrnd  tlie  Kahr-  uml  I  nu  hf- 
preise  und  besonderen  Iransportbcslimiuuniron  aul  den  Linien  der  ausscM.  priv.  Buschtehrader 

Kiscnlt.ihn. 

(Gegenwärtige: 

Von  Seite  der  k.  k.  Regiernng: 
C.  Ritter  von  PisswaM,  k.  k.  Sectionschef, 
Dr.  Heinrich  von  Wlttok,  k.  k.  Seotionsratli,  • 
Ludwig  Wrba,  k.  k.  Miuisterialsecretiir  als  Protokollführer. 
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Von  Seite  der  aasscbl.  priv.  lUisclit^hrader  Eisenbaho- 

gesellgchaft: 

Generaldireetor  Ritter  von  ire§!«. 

In  Ergräiizuii'r  des  Protokolles  vom  29.  Septeinher  1875  und  unter 
Anfhcbiing  der  in  diesem  Protokolle  snl»  4  liezii.irli<^li  der  Tarife  und  sonstigen 
rr.iiisportl)estimmunp:en  L'etrofTenen  Vercinharungen  werden  zwischen  den 
unterzeiclineten  Vertretern  der  k.  k.  Reirierunp  einersi  ils  und  dein  bevoll- 
tnäeliti^'ten  AI){?eordnet('ii  de^  V'er\vallun;.'sr,ithes  der  ausseid,  priv.  Bascht^- 
lirader-Balin  anderseits  iiach^tcliende  liestinnnunfjen  tretroften. 

1.  I»ie  lUisehtelirader  KisfMiljalinfrestdUchat't  v»'r]>tlielitet  >;ieli.  ilie 
B«-tiniinunj^en  sowie  dt*-  Einheitssätze  des  Keformtarires  J ieserzentwiirf. 
betretend  die  Maxiinaltarit"»-  lÜr  dni  l'cr>(MitMi-  ujid  .Sachentransport  auf  den 
Eisenbahnen!  auf  ihren  siimmtlichen  Linien  über  Verlangen  der  Regierung 
zur  Einführunir  zu  brin;ren. 

Eine  Ausnahme  tindet  statt:  für  Kohlen,  C^aks  und  Briqnet-Sendunireii 
aus  dem  Kladno-Iiusehtrhrader  Koldenn-viere  nach  Kralup,  Pra^r  [8andth('r\ 
Hul»na  und  l'ra;:  iSmiehow).  für  widehe  Sendnuirfn  sowohl  im  Local  als  aii'^li 
im  Anseliliifisverkehre  zu  di  u  naeii  den  Einheitssätzen  d«  s  Keformtarifes  uiiii 
nach  den  hier  nachfol-^end  in  Kibimetcrn  ab  Alt-Kladno  aiij^esetzten  Entier- 
nuni:<'n  bereelmeten  Gebühren  und  dor  Manipulationsgebühr  von  40  kr. 
per  Tonne,  folgende  Zuschläge  erhoben  werden: 

Insolange  das  Verfrafhtungsjjuantum  an  Kohle  aus  dem  Kohlenrevier'- 
(i?.  .3  der  Concessirmstukujid«'  vom  11.  Jänurr  1867,  Ii.  ü.  Bi.  Nr.  16;  in 
einem  Jahre  \veni;jr('r  beträgt,  als  7ÖÜ.U00  Tonnen 

für  Kralup      21  Kilom.)  33  kr.  ö.  W. 

„  Sandthor  39     „    )  12  «    „  , 

,  Bubna     (42     ,    )  17  ,    ,  , 

.  Smicliow  (46      „    )   7  „    „  , 

ö.  W.  B.  X.  per  Tonne, 

sobald  dasselbe  io  einem  Jabre  750.000  Tonnen  (15,000.000  Z.  Ctr.) 
erreicht, 

fttr  Kralup     (21  Kilom.)  25  kr.  ö.  W. 

„  Sandthor  (39     „    )   2  «   »  • 

„  Bubna     (42     ,    )   6  ,   ,  „ 

9.  W.  B.  N.  per  Tonne, 

sobald  obiges  Verfrachtuugsquantum  in  einem  Jahre  900.000  Tonnen 
(18,000.000  Z.  Ctr.)  erreicht,  ftlr  Kralup  (21  Kitom.)  ^  .  .  17  kr.  ö.  W. 
B.  N.  per  Tonne; 

hingegen  darf,  wenn  dieses  Quantum  in  einem  Jahre  750.000  Tonnen 
(15  Millionen  Ctr.)  erreicht,  fttr  Prag  (Smichow)  nur  mehr  ein  Qesammtsatz 
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juclusive  der  tfanipnlfttionsgebtthr  von  1.51  fl.  ö.  W.  B.  N.  per  Tonne;  — 
4111(1  wenn  dieses  Quantum  In  einem  Jahre  bis  auf  die  Höhe  von  900.000 
Tonnen  (18  Millionen  Gtr.)  gestiegen  sein  sollte,  nur  melir  ein  Qesammtsatz 
inclnsive  der  HanipalaüoosgebObr  für  Prag  (Sandthor)  von  1.30  fl.,  für 
Bnbna  und  Prag  (Smichow)  von  1.40  fl.  iJ.  W.  B.  K.  per  Tonne  bereelinet 
werden. 

Das  Anf-  nnd  Abladen  der  Sendungen  haben  die  Versender,  respeotive 
EmpHiDger  au  besorgen. 

2.  Oline  alle  Rücksicht  auf  die  grossere  oder  kleinere  fiutfemung  der 
einzelnen,  in  dem  im  §.  3  der  Ooneessionsurknnde  vom  11.  Jänner  1867 
{R.  G.  Bl.  Nr.  16),  begrSnzten  Kohlenreviere,  jetzt  schon  befindlichen  oder 
«rst  künftighin  zu  eröffnenden  Kohlenwerke  von  dem  Zuge  der  Hauptbahn, 
hat  für  die  Verfrachtung  der  Kohlen  aus  diesen  Werken  bis  nach  Kralup 
«der  nach  Prag  ein  durohgehends  gleicher  Frachtpreis  zu  bestehen,  mit 
Ausnahme  der  Kohle  aus  dem  weiland  Kaiser  Ferdinand'soben  Wotwowitzer 
Kohlenwerke,  für  welche  der  Frachtpreis  bis  Kralup  die  Hälfte  de^enigen 
nicht  übersteigen  darf,  welcher  fttr  die  Kohle  aus  den  Werken  des  BuschtS- 
hrader  Kohlenreviers  bis  Kralup  jeweilig  bestehen  wird. 

3.  Durch  vorstehende  Bestimmungen  werden  die  einschlägigen  Anord- 
aungen  der  allerhöchsten  Conoessionsnrkunde  vom  11.  Jänner  1867,  R.  6.  Bl. 
^i*«  16,  §§.  9  und  10  und  der  allerhöchsten  Oonoessionsurkunde  vom  1.  Juli 
1868,  R.  Q.  Bl.  Nr.  138,  §.  8,  sowie  die  in  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handels- 
ministeriums vom  15.0ctobcr  1868,  Zahl  14068/1914,  (Eisenbalingesetz- 
eammlung,  Band  II,  2,  Seite  1055)  sub  1  festgestellten  Punctationen  modi- 
ficirt  und  gleichzeitig  festgesetzt,  dass  auf  den  Linien  der  Concessionsnrknnde 
vom  11.  Jänner  1867,  welche  nicht  bereits  unter  die  Bestimmungen  der 
doncessionsurkunde  vom  1.  Juli  1868  fallen,  eine  Herabmindernng  der  hier 
normirten  Sätze  auch  in  der  Folge  ohne  Zustimmung  der  ansschl.  priv. 
Boschtihrader  Bisenbahn  nicht  eintreten  soll. 

Hierauf  wurde  das  vorstehende  Protokoll  verlesen  und  allseitig 
gefertigt. 

Wien,  am  8.  Jänner  1876. 

Carl  Kitt.  v.  Passwald  lu.  p.,         Für  die  auHscIil.  priv.  Huscht^hrader 
k.  k.  Section^ciief.  Eiseubaku : 

Dr.  Ileinricli  v.  WiUek  ni.  p.,  v.  äress  m.  p. 

k.  k.  äectioasrath. 

Ludwig  ^rbn  m.  p.. 
k.  k.  MiiiUteriftl*cc«tär,  *ls  ProtokoUrUhrer. 
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13,  Gesetz  vom  20.  Miiiz  1676,  K.  G.  Bl.  Nr.  52  niid  C.  Bl.  Nr.  52, 

wegen  VoUendiuig  vnd  InbelhebsetninL'  (h  r  [.inic  raikt  n«a-(irasUU  der  Biueht^hrader  Cian- 

bahnges»  llschatH. 

Mit  Zostimraang  beider  Hiluser  des  Reicbsrathes  finde  Ich  anznordneD, 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Keiricruiijr  wird  ermächtigt,  der  Busclitrlirader  Eisenbahn^'esell- 
scliatt  7Aim  Zwecke  der  Vollendnnir  der  Eiseiih.ihiilinie  von  Falkenau  an  die 
böhniisch-sächsisciie  Gränze  bei  (iraslitz  ausser  den  aiit  Grund  des  Gesetzes; 
vom  .'{U.  April  1S74  Ii.  G.  Hl.  Nr.  ^2)  preleisteten  StaatsvorsehUssen  im 
Gesamnitbetrage  von  Einer  Million  liinfliunderttansend  Gulden  «»sterr.  Währ- 
io  Hanknoten  noch  weitere  unverzinsliclir'  Harvorseliiisse  im  Hetratre  von 
Einer  Million  sicbenliunderttausend  fl.7UU.0UUi  Gulden  Ö3terr.  Währ,  in 
Hanknoten  \  orziistrecken  und  für  die  aus  dieser  Vorsehussleistung  cnt- 
j<tehenden  F<irderun^'en  EftVeten  dei'  gmannten  GeselUdialf,  und  zwar 
11.3H3«  j  Stiiek  Prioritiitsobligatiftnen  zu  1.50  fl.  osti  ir.  Währ,  im  Gesammt- 
])etra,ire  von  Einer  Million  siebeuhunderttauscnd  Guldeti  österr.  Währ. 
(1,700.000  il.i  zum  vollen  Nennwertlie  als  Zahlung  anzunehmen. 

Die  von  der  Staatsverwaltunfr  zu  Uherncdimenden  Prioritatsubligatioaeu 
sind  mit  Zinsencoupons  vom  1.  October  1^77  an  zu  versehen. 

Artikeln. 

In  Hezu^r  auf  die  Ausfolgun^^  der  in  Gemässheit  des  Artikids  1  diese? 
Gesetzes  zu  gewührenden  ßauvorschüsse  haben  tollende  Bestimm ungen 
zu  gelten : 

1.  Zur  Begleichung  der  schwebenden  Schuld,  weiche  dera.  p.  Bnschtf • 
hrader  Eisenbahngesellschaft  durch  die  Ton  ihr  bestrittenen,  den  bisherigen 
StaatsTorscbusB  von  1.500.000  tl.  Ubersteigenden  Auslagen  für  den  Bau  dei 
Eisenbahnstrecke  Falkenau-Graslitz  erwachsen  sind,  sind  der  genannten 
Gesellschaft  Vorschüsse  in  jenem  Betrage  zn  leisten,  welcher  naeh  Massgabe 
der  von  der  OesellsohafI  beisabringenden  Behelfe  von  der  Staatgverwaltung 
als  gehörig  nachgewiesen  erkannt  wird 

2.  der  sonach  erttbrigende  Rest  des  Yorscbussbetrages  von  1,700.000 11 
ist  snceesslTe  für  den  Ansbati  nnd  die  bbetriebsetauDg  der  Linie  von  Falkenso 
an  die  Reichsgrftnze  derart  an  verwenden,  dass  die  einzelnen  Theitzahlnngpo 
in  der  Regel  je  nach  dem  Bauerfordemlsse  des  nächsten  Monates  flttssig 
gemaeht  werden. 

Artikel  III. 

Dagegen  ist  der  a.  p.  BnschtShrader  Eisenbahngesellschaft  die  Ver* 
pflichtaug  aufzuerlegen: 
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Dio  I}:iu;irhoit(.'n  auf  der  Eisonbahnstrecke  von  Falkenau  an  die  Rcichs- 
gränze  und  dir  Instruirunjr  dieser  Bahn  derart  zu  beschlounigeu,  dass  die 
Thoilstrccke  von  Falkenau  bis  Graslitz  länprstcna  bis  1.  Juui  1876,  dieTheil- 
'^trccke  von  GraHÜtz  bi»  /.ur  Reicbsgränzc  aberbis  81.  Deeember  1876  dem 
öffentlichen  Verkehre  tibergeben  werden  kann. 

Vgl.  die  Anmerkung  zu  §.  4  der  Concessionsurliundc  vom  ÖO.  t  »«.tuber  1871 
•Iii: er  9. 

Artikel  IV. 

Der  StaatsverwaltuDg  ist  für  die  von  ihr  in  Gcraä.ssheit  dor  Artikel  I 
und  II  geleisteten  BAUV0r8chU^^^<e  auf  alle  r.;iul-  n  der  Linie  Falkenaii- 
Üi^aslitz-Reichsgränze,  sowie  auf  alle  zum  Zwo  k«;  den  Baues  eingedösten 
r;rundslücke  und  heigesdiafften  Materialien  das  ob  der  bezeichneten  Eisen- 
liahnlinie  über  Verlangea  der  Staatsverwaltung  bücherlich  einzutragende 
Pfandrecht  mit  dem  Range  unmittelbar  nach  dem  für  die  frülien  n  staatlichen 
Banvorschüsse  von  1,500.000  fl.  bereits  bestehenden  Pfandrechte,  jedoch 
mit  dem  Vorrechte  vor  allen  aus  was  immer  Tiir  einem  Titel  cntsiprinL'enden 
sonstigen  Forderungen  bis  zur  Vollendung  und  lubetriebaetzung  der  Linie 
Falkenaa-Graalitz-Reichsgränze  einzuräumen. 

Artikel  V. 

Flir  das  in  Gi  mässheit  dic-e^  (it -etzes  zwischen  der  Staatsvei waluin;^ 
und  der  Bu. seht t'h rader  Ei-<Mil)alni.Lresellscliaft  abzuschliessendc  Uebeniu- 
koniinen,  die  darauf  bezüglichen  Eingalten,  Quittungen  und  sonstigen 
Urkunden  und  Ausfertigungen,  insbesondere  fiir  die  aus  difseui  Aulasse 
sialttimlenden  büelierlielieu  Eiutragunu-''n  und  Lüschungserklärungcn,  wird 
die  Stiimpel-  und  Gebühreufruihcit  zugestaudeu. 

Artikel  VI. 

Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner  Kund- 
machung in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Handelsministcr  und  der  Finanz- 
minister  beauftragt. 

Wien,  am  20.  März  1876. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Aierspefg  m.  p.  Chlmeckj  m.  p.  fnth  m.  p. 


Auf  Grund  des  vorstehondon  Geaetzcs  wur<lo  in  Folge  AUorhöchstcr  Entsohlies- 
sung  vom  26.  April  1876  (H.M.  Z.  12813  ex  1876)  zwischen  dem  k.  k.  Handels« 
miniaterinm  und  dem  k.  k.  Finansministerium  in  Vertretung;  des  k.  k.  AeimrA  einerseits 

und  dorn  Verwaltungsrathc  di  r  ausschl.  priv.  Htis-  lit.-lir.Klcr  Kisonhahn  5n  Vertretung 
dieser  Qesellscliaft  zufolge  Beschlusses  der  ausscrordentliclicn  Gcncral-Yersammlung 

53* 
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vom  '>.  OctobtM  1871  und  §.  3:5  <lor  Statuten  andeiorseits  wegen  Leistung  eines  weitere« 
Staatisvorsciiusfie»  ein  Uobereinkuiamcii  d<lo.  Prag  am  6.  A|>ril  1876  uud  Wien  «lu 
Mai  1876  abget^cblossen  mtd  in  dasselbe  auf  Qrund  eines  am  89.  September  1876  im 
k.  k.  Handetsministerium  aufgenommenen  Protokolles  (H.  M.  Z.  83116  ex  187.i)  in 
Ergänzunpf  und  theilweiscr  AVtändfruiig  der  cins^clilügigeii  Tii-etiinimmgeii  der  Aller- 
hödi.sten  Coiii  p.-cirniMirkuiKlon  vruii  1  1.  .lümicr  lSr>7.  H.  <«.  Hl.  Nr.  16,  uud  vom  1.  .luli 
1868,  Ii.  Ü.  Bl.  Nr.  lüS,  und  beziehunghweisc  der  auf  dies«  I^etztero  bezugnehmenden 
spSteren  Concessionsurkunden  vom  4L  August  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  108,  vom  12.  No- 
vember 1878,  R.  O.  Bl.  Nr.  1  Tom  Jahre  1873,  und  vom  30.  Oetober  1873,  R.  O.  BL 
Nr.  43  vom  Jahre  1874,  sub.  Art.  VllI  nachstohende  BeBtimmiingeu  aufi:oiii«iiinie!i  : 

1.  Dif  a.  ]>riv.  nusclitf'lirader  Eiseiilt;ihnpe«c'llsoliaff  vfi  ['fli<'litet  sich,  im  Falle  d<  i 
Kinmündung  neuer  Bahnen  in  ihre  Linien  bei  dem  Abgange  des  zunüchüt  anzu- 
strebenden gfiüiehen  Uebereinkommens  sieh  besilgUeh  der  Bedingungen  fBr  diese  Ein* 
mQndung,  sowie  beaüglich  der  hieffir  au  leistenden  Entschädigung  seitens  der  neuen  Bahn- 
unternehmung der  Entsrheidune  des  k.  k.  Handelsministeriums  zu  unterwerfen  ;  die^.- 
pilt  aiK'h  für  drn  Fall  di  r  Au-'-riilirnii^-  'Ii-r  |'r"ioptirten  Ei>enbaliiivfrbiiidunjr  dt-r  Stadt 
Elbogen  mit  der  Station  Elbogen-Neuijattl  der  Busohtrhradur  Balm,  sowie  insbesondere 
in  dem  Falle  der  su  diesem  Zwecke  stattfindenden  Benfitaung  und  tbeilweisen  Umge- 
staltung der  zum  Haidinger'scben  Kohlensohaobte  führenden  Schleppbahn  und  in 
Anselitin«,'  «les  Betriebes  ;nif  dor  genflnnten  Eisonbalmvorbindiing. 

'*.  An  Stclie  der  BcstimmunirPii  der  .\llcrh<irlisten  Concessionftirknnde  voiü 
11.  Jänner  1ÖG7,  K.  (i.  BL  Nr.  16,  7,  8  und  12  und  der  Allerhöchsten  Conceesioni- 
Urkunde  vom  1.  Juli  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  138,  §§.  6,  7  und  10,  betreffend  die  Leistnngsn 
der  Bahngesellschaft  für  Zwecke  der  Postanstalt  und  der  Staatstelegraphen- Verwaltung, 
in  Bezug  auf  die  Beförderung  von  Mllitärtransportru.  die  Anstellung  niisyediente: 
UnterofTidere  etc.  etc.  freien,  >•<>  w<>it  in  don  vorcrwäliriten  Bezioliiiiiffon  niclit  bereit« 
weitergehende  Begünetigungen  seitens  der  a.  priv.  Buschtehrader  Eiäenbahngu^ellscbai^ 
im  Wege  des  Uebereinkommens  eingeräumt  worden  sind,  fir  alle  Bahnlinien,  aa> 
welche  die  beaogenen  Concessionsbestimmungen  Geltung  haben,  fortan  die  Bestien- 
ntan(;en  der  §§.  (5,  7  und  10  der  Alh-rliSchsten  Cnncestiionsurkunde  vom  10.  November 
187*2.  11.  U.  BL  Nr.  170,  für  die  Salzburg-Tiroler  Linie  der  k.  k.  priv.  Kaiserin  Elisabeth 
Bahn. 

Von  den  Bestimmungen  des  ^.  6,  PunctS,  alinea  4  der  vorerwihnten  Alle^ 
höchsten  Concessionsurkunde  vom  10.  November  1878,  R.  G.  Bl.  Nr.  170,  betreffend 

die  Beförderung  dor  pust^endungen  und  der  Postbediensteten  mit  Eil-  und  CourierzügeT; 
enll  je  1o(  h  nur  in  den  Fällen  dringendsten  Bedarfes  und  in  schonendster  Weise  Gebrauch 

gemacht  werden. 

Die  ermüssigten  Tarife  und  sonstigen  Begünstigungen  für  Mllitiirtransporte  finden 
auch  auf  die  zu  Zwecken  der  k.k.  Sraats-Pferdeauchtsanstalten  veranstalteten  Sendungen 

und  deren  Begleitung  Anwendung. 

.Schüblinge  und  Strriflitsirc  und  deren  Escortc.  K^tztere  auch  auf  der  Rückfahrt, 
sind  zur  halben  i'ersoneiizugsgebühr  III.  Cla.si^e  zu  betordern. 

Für  derlei  Transporte,  welche  in  abgesonderten  Coup^  untergebracht  werd«i 
mQssen,  sind  mit  den  competenten  Behörden  bestimmte  Tage  und  Zfige  su  vereinbaren. 

4.  Die  Befttgniss  der  Staatsverwaltung  zur  eventuellen  entgeltlichen  Einlösung 
häramtlicher  Linien  der  a.  priv.  Bii^chtclirnder  Bahn  s  .11  in  tbeilw  eiser  Abändoruiiir  der 
Allerhöchsten  Cuncebäiunsurkundc  vom  II.  Jiinncr  lf>ij7,  §.  in  uud  der  Allerhöchiten 
Concessionsurkunde  vom  1*  Juli  1868,  §.  19,  für  beide  Netze  mit  Ende  des  Jahres  1896 
eintreten. 
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K.  k.  priv.  Aussig-Teplitzer  JUisenbaim-äesellschaft. 

(YgU  Bd.  II,  Abth.  S»  Seite  1073»  Bd.  ni,  Seite  485  und  Erg.-Bd.  I,  Seite  409.) 

1.  Statuten 
d«r  k.  k.  priT.  Aiissig*Teplitter  EiseBbihn-Geseilsdiafk. 

(Vgl.  Ka'.-IM.  I,  Seite  409.) 

L  Abschnitt 

■lldang«  Naaten«  Slts«  SEweek  w4  DMer  dier  OcselUehafl« 

Auf  (frnndlage  der  A.  h.  Coaoe4»ion<)arkunde  ddo.  Wien  deo  2.  Aagust 

1856  haben 

Fflrst  Edmand  riarT-AldriBgfB,  Besitzer  der  Fi<loicoramissherr!schaft  Töplitz; 
ftraf  Albert  Kostitc-Rieiek,  Bet^itzer  der  Herrschaften  TUnnitz  mit  Prodlitz; 

Wcrorr  Vriedrieh  frcikerr         ftlese^SUllkirg ,   üerracbafUbeAitoer  za 

Wovkau; 

Carl  Fiedler.  Ohel  den  (frosshaiullungsh.mscs  C.  A.  Fiodler  et  Söhne  in  Prag i 

W.  Aue,  Kaufmann  und  Eisenhahndirector  in  Mafrdclnirj)^ ; 
A.  Leonhard!,  Uirector  der  ^ächs.-bohm.  Dampf;schit]'fahrts- GcHellsciiaft  in 
Dresden  ; 

Emil  Beeker,  Dircctnr  dor  Berjrbau-(Jesp|isrhnft  Saxonia  in  Karbitz,' 
Dr.  Frnni  Josef  Stradal.  Advoeat  und  k,  k.  Notar  in  Töplitz; 

als  ursprüngliche  Gründer,*  ferner  die  in  Folge  Beschlüsse«  vom  20.  Juli 

1856  als  MitgrUnder  beigetretenen 
Friedrich  Zdekaaer  tod  Treakeri,  Chef  des  Banquierhauses  Moriz  Zdekauer 

in  Prag; 

Letp»ld  Ritter  f«n  Linelf  Grosshindlerm  Prag; 

J.  B.  Mler       Riedl,  ürosahRodler  nnd  Prinident  der  HandeUkammer  in 
Prag; 

Wit  allgeMlie  dcatseke  Credltaistalt  Ii  leipiig 
eine  AeÜen-OeseUschaft  erriehtet 


Digitized  by  Google 


790 


Auasig-TepUtzer 


Die  Ilec]itsverhältni.>se  dieser  Actien-Gesellschaft  werden,  »o  weit  ni'>ht 
im  Nachfitehenden  goj^enthcilijrc  Bcstimmuiinren  getroffen  «ind,  nach  den 
Vorschriften  des  2.  Buche»,  Titel  Iii  detf  allgemeinen  deutlichen  Handels- 
gesetzbuches beurtheilt 

Die  Firma  der  Gesellschaft  ist: 

itK»  k.  pririlegirte  Aus  sig-Teplitzer  Eisenbahn •  Gesellschaft.** 
Die  Cesellschaft  ftlhrt  den  k.  k.  Adler  mit  vorstehender  Tnifschrift. 
Die  Firma  wird  vou  je  zwei  Vcrwaltangarftthen  oder  einem  Verwal» 
* .  tung:srath  nnd  einem  Direction-dnitgliede,  und  zwar  von  Letztcrem  mit  dem 

Beisatze  per  procnra  gezeichnet. 

§.  8. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  iu  TepUts. 

§.  4. 

Der  Zweck  der  (Josellscliaft  ist: 

a)  Der  Bau  und  Betrieb  der  dureli  die  A.  h.  Concessionen  dilo.  2.  August 
IH')^.  10.  Mai  l.'^öß  und  21.  Januar  1872  bewilligten  Eisenbahnen 
zwiisehen  Aussig  und  Koniotau; 

b)  der  Bau  und  Betrieb  von  Zweigbahnen  für  Lueonjotiv-  oder  Pferde- 
betrieb 7\\  im  Hereieiie  der  Bahnen  liegenden  Kohlenwerken  und 
ander«'n  Et.-iblissenicnts : 

CJ  der  Bau  und  B^trii'b  jener  Ei>'Mil)abnen.  lür  welche  der  Gesellschaft 
die  A.  Ii.  Bewilligung  verliehen  werden  wird; 
VgU  den  Naclitrag  Tom  31.  Jänner  ld77. 

d)  die  Beförderung  von  Personen  und  Gütern  auf  den  der  Gesellschaft 
fiberlassenen  Bahnen. 
Die  Gesellschaft  hat  daher  auch  die  Verpflichtung,  die  Qenehmigang 
der  festzusetzenden  Tarife  nach  Vorschrift  des  §.  10  lit.  c.  des  Eisenbahn- 
Concessionsgesetzes  jedesmal  zu  erwirken. 

§.  5. 

Die  Gesellschaft  endet  mit  dem  Ablauf  der  erworbenen  A.  Ii. 
Eisenbahn-Concessionen,  wenn  nicht  die  General- Versammlung  die  Auflösung 
der  Gesellschaft  in  Gem%ssheit  dieser  Statuten  Mher  beschliesst. 

g.  6. 

Die  Gesellschaft  verOff'eDtUcht  ihre  Bekanntmaohungen  iu  einer  oflB- 
ciellen  Wiener  und  Prager,  einer  sUchsischen  und  preussischen  Zeitung,  eine 
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Jede  miudeBtenfl  dreimal.  Die  Namen  dieser  Zeitnngen,  sowie  ein  etwa  ein. 
tretender  Weclisel  werden  bekannt  gemacht. 

Dareh  die  EinrOcknng  in  den  beiden  bezeiebneten  Österreichischen 
Zeitungen  gelten  die  Bekanntmachungen  als  gehörig  erlassen  und  begründen 
den  Eintritt  dor  nach  ICassgabe  dieses  Statute«  mit  den  Aoffordemiigen  ver- 
bundenen Reohtswirknngen. 

Frinfn  werden  von  dem  auf  den  Tag  der  ersten  EinrQokiing  in  die 
Prager  Zeitung  nächstfolgenden  Tage  an  berechnet. 

n.  Abschnitt 

Cieeellscbafttcapilal  und  Actien. 
§.  7. 

Das  Stnmmcapital  ist  auf  6,680.900  Gulden  C.  M.  oder  7,014.000  fl. 
Oe.  W..  bestehend  aus  33.400  Stllck  Actien  k  300  fl.  G.  M.  oder  210  fl. 
Oe.  W.  festgesetzt. 

Vgl.  den  Nuchtrag  vom  31.  Janner  1877. 

Das  GeHellschaftscapital  kann  überdies  auf  Antni^  des  Verwaltangs- 
rathert,  Uber  Boschluss  der  <  Jcnenil- Versammlung  nach  Mass;j:abe  der  A.  h. 
•Coucessioiicn,  auch  über  den  ge^'euwärtigen  Betrag  crliolit  werden. 

Die  l'eberuabme  etwaiger  späterer  A<'tien-Kini-^si(»nen  zum  Paricours 
bl('il)t  den  Ik'sitzfMii  iler  bereits  omittirtf^n  Actien  oder  der  an  ihre  Stolle 
^ietrett'Mfn  ( loiiuss^chr'iiH'  na''h  Mas-igatxi  ihre;*  Actienbesitzes  vorbehalten. 

Bei  der  Bestimmimg  der  Emission  \<t  zugleich  eine  Vcvt'allszeit  fest- 
zusetzen, innerhalb  welcher  die  Besitzer  der  früher  ciuitTirti  ii  Actien  — 
bezielieutlich  Genussäoheine  —  dieses  Ueoht  auszuüben  haben. 

A1>Mtz  i  und  3  sind  duroh  den  Nachtrag  vom  31.  JSnner  1877  geändert. 

Die  Actien  lauten  auf  den  Inhaber,  sind  unter  fortlaufender  Nummer 
Ausgefertigt,  mit  dem  trockenen  Stämpel  der  Oesellschaft  und  der  Unter- 
schrift der  nach  dem  §.  2  zur  Zeichnung  der  Firma  berechtigten  Personen, 
sowie  mit  Talon  und  Dividenden-Gonpons  rersehen. 

§.  10. 

Jeder  Actionär  ist  nnr  für  den  Nominalwerth  seiner  Actio  verantwort- 
lieh  und  kann  mit  Ausnahme  der  Verzugszinsen  im  §.  14  zu  keiner  weiteren 
Zahlung  Uber  den  Betrag  der  Aetie  hinaiu  angehalten  werden.  Alle  Actio- 
uäre  haben  im  Verhältniss  der  Zahl  ihrer  Actien  gleiehe  Rechte  und  gleiche 
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Ansprüche  auf  dm  GeMminteigeiithiim  der  Geselisciiaft  und  des  Ertrügniie 
derselben. 

11. 

Die  Actien  sind  untlioilbar.  die  CJeKellscIiaft  erkennt  für  jede  Actie  uur 
Einen  Eigcnlhiiincr  an,  wclelier  sicli  dnrch  den  blos.sen  Besitz  der  Actie 
legitimirt.  Mehrere  Kepräsentanten  einer  Actie  sind  daher  nicht  befufrt,  ihre 
Reelitc  einzeln  nnd  getrennt  anszuübeii ,  sondern  verpflichtet,  dieselbea 
zusammen  durch  Eine  l'erson  wahrnehmen  zu  lassen.  Die  Erben  eines  Actio- 
närs  können  unter  keinem  Vorwande  die  Anlegung  der  Siegel  auf  (jüter^ 
(ielder  nnd  Werthpa])i('re  der  (Tcsellscbaft  nachsucbeUj  uocli  sich  auf  irgend 
eine  Ait  iu  Uie  Verwaltung  einmischen. 

§.  12. 

Die  Ein/.ahluug  der  Aetienbeträge  ist  an  die  gCHellschaftliche  oder  die 
vom  Verwaltungsratbe  hiezu  bestimmten  Caasen  zu  leisten. 

§.  13. 

Bei  Emission  neuer  Actien  kann  die  erste  Einzahlung  bis  30^  jede 
spätere  Einzahlung  darf  nicht  mehr  als  mit  des  Nominalwerthes  der 
Actien  eingefordert  werden.  Zwischen  jeder  Einzahlung  rnnss  eine  mindestens 
vierwöohentliohe  Frist  liegen. 

§.  14. 

Die  Aufforderungen  zur  Einzahlung  sind  mit  Angabe  der  Zahlungsorte 
in  den  Blättern,  deren  sich  die  (iesellschalt  zu  ihren  Veröffentlichungen  bedient 
(8.  tj.  (1),  eine  jede  mindestens  dreimal,  bekannt  zu  machen.  Zwischen  der 
letzten  Ikkanntmachuiii:  und  dem  Einzahlungstermine  muss  eine  Frist  von 
mindestens  4  Wochen  lir^en.  Erfolgt  die  Einzahlung  nicht  bis  zu  dem 
bestimmten  Termine,  so  sind  dir  säumigen  Actionäre  noclimals  zur  nacii 
träglichen  Lci^tunt,'  d»  i  st  ll.cii  und  zur  Entrii'litung  der  mit  ^  pro  anno  zu 
berechnenden  Verzugszinsen  unter  der  Verw  ahrung  aufzufordern,  dass  sie  im 
Unlcrlassungsfallc  ihrer  Rechte  aus  der  Zeichnung  der  Actien  und  ihrer 
geleisteten  Theikablungeu  zu  Gunsten  der  Geselischait  für  verlustig  werdea 
erklärt  werden. 

Die  Aufforderung  ist  ebenlalls  dreimal  in  den  ij.  ß  genannten  Blätten» 
und  unter  Bestimmung  der  im  zweiten  Absätze  dieses  i:'aragraphe8  gesetzten 
Frist  zu  veröffeutlicbeu. 

§.  lö. 

Der  Zeiciiner  einer  Aciie  ist  nur  für  die  .Einzahlung  von  40"/^  de» 
NominalwertliCä  derselben  haftend. 
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Bis  zur  ErfttUnng  von  40%  werden  Uber  die  geleisteten  Einfiablangen 
Interimssebeine,  auf  die  Persoo  des  Zeichners  lantend,  fttr  die  weiteren  £in- 
Mblnngen  bis  snr  Vollsabliing  Interimsscbeine  anf  den  Inhaber  lantend,  ans- 
gebändigt  Bei  Leistung  der  letzten  Binzablnng  erfolgt  die  Aushändigung 
der  wirklichen  Aetiendoonmente.  Anstelle  Terfalleuer  Interimsscheine  (§.  14) 
kann  der  Verwaltongsrath  neue  ansfertigen  lassen  nnd  mit  der  Quittung  Ober 
den  auf  die  verfallenen  Interimssoheine  bereits  geleisteten  Betrag  der  Bin- 
sahlungen  cum  Besten  der  Gesellsohaft  voiiLnssem. 

Die  Emission  neuer  Aetien  vor  erfolgter  Volleinzahlung  der  Actien 
früherer  Emissionen  ist  unstatthaft. 

§.  16. 

Den  Actionären  bleibt  iinbeiiommen.  den  vollen  Betrag  der  Actien  auf 
einmal  gegen  Aushändigung  der  Actiendocmnente  oder  interimistisch  gegen 
Abstämpelung  der  Interimsscheine  einzuzahlen. 

§.  17. 

Die  Dircetion  kann  (Ho  Bewillifruii^r  zur  Hinterlegung  und  Aufbewahrung 
Uer  Actien  in  die  GeaeüschaftscassG  ertheilen. 

§.  18. 

Der  Besitz  einer  Actie  bedingt  die  Lnterweri'uug  unter  die  Statuten  der 
Gesellschaft. 

§.  19. 

In  Verlust  gerathene  Actien  und  Coupons  mUssen  b«  dem  competenten 
Gerichte  amortisirt  werden,  um  nene  Urkunden  dagegen  erhalten  zu  können. 

m.  Abschnitt. 
¥cvw»l(iingaratli« 

20. 

Die  obere  Lcituiif;  der  Gesellscliat't,  sowie  die  VrTtretiiu;jr  derselben  in 
••lUen  ISeziehtiii^/eii  ist  einejn  am  zwölf  Mit;:lie(lern  lu.'stelier.den  Verwaltungs- 
ratlp'  anvertraut,  wovon  wenigstens  acht  Mit^'lieder  üsterreiehiselie  Sta.it8- 
angehiiri.Lre  sein  müssen.  Die  (leiieral-Versammliing  kann,  wenn  das  Actien- 
capitai  durch  die  fortschreitende  Amortisation  um  die  iliillte  vermiiulert  ist, 
eine  Besch nlukung  der  Zahl  der  VcrwaUuogörätbe  bescb Hessen. 

§.  21. 

Die  Mitglieder  des  VerwaltungHrathes  werden  von  der  Ueiieral-Ver- 
sainmlung  der  Actionäre  gewählt,  ihre  Funotioneu  dauern  sechs  Jahre  und 
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ihre  Wahl  wird  darob  die  im  §•  6  bezeichneten  Öffentlichen  Blätter  bekannt 
gemacht. 

§.  22. 

Bt-aintc  (lor  Gesellscliall  uiul  ri'r.s(;iieii,  welche  nicht  dispo^ition.sfahifjr 
sind,  oder  ihi  t' Zahlungen  eingestellt  haljcn.  ohne  nuchträ;;lich  ihre  GlUiibi^^er 
vulUtäiidij;  Ijet'riedigt  zu  haben,  sowie  Peixtuen,  welche  wegen  eines  Ver- 
brei'hens  oder  wegen  eines  aus  GewiniHin'ht  hervorg'^gangenen  Vergehens 
oder  rebertrctung  rechtskräftig  veruitheilt  worden  sind,  künnen  nicht  zu 
Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  erwählt  werden,  und  verlieren  diese  Mit- 
gliedschait,  falls  während  derselben  eines  jener  Verhältnisse  eintritt.  Wird 
ein  Mitglied  des  Vcrwaltungsrathes  nach  seiner  Waiil  Mitglied  des  Vcrwal- 
tungsrathes  einer  andern  EisenbahngeselUcbaft,  so  hat  die  nXehstc  ordent- 
liche General-YeraamiDlung  für  seine  Stelle  eine  Neuwahl  vorzunehmen,  bei 
welcher  er  jedoch  wieder  wählbar  ist.  Davon  abgeBehen,  kann  der  Verwal- 
tungsratb  ein  gewähltes  Mitglied  seiner  Fnnetion  entheben,  wenn  dasselbe 
in  ein  mit  seiner  Stelle  unverträgliches  Contraetverbältniss  tritt  oder  sich 
absichtlieh  einer  wesentüehen  Verletzung  der  Interessen  der  Gesellschaft 
schuldig  macht. 

In  diesem  Falle  hat  der  VerwaUungsrath  gleichzeitig  eine  General-Ver- 
Sammlung  einzuberufen,  welche  über  die  definitive  Enthebung  dieses  Mit- 
gliedes  zu  entsoheiden  hat.  Zur  Oiltigkeit  eines  derartigen  Beschlusses  des 
Verwaltungsrathes  ist  erforderlieh,  da$s  in  der  betreffenden  Sitzung  mindestens 
drei  Viertheile  der  Mitglieder,  ohne  den  zn  enthebenden,  anwesend  sindnud 
rolndescens  zwei  Drittel  der  abgegebenen  Stimmen  sich  dafür  ausgesprochen 
haben.  Freiwilliger  Ritcktritt  ist  den  Vervvaltungsräthen  nach  vorheriger  drei- 
monatlicher Kündigung  gentattet. 

§.  23. 

Die  Erneuerung  de-;  Verwaltungsrathes  <M  rolt;t  in  der  Weise,  dassjede? 
zweite  Jahr  in  der  ( ieneral-Versninnilnim  4  Mit-licder  ausscheiden  und  durch 
^Neuwahl  der  (ieneral-Versaiiiinlniiir  ci setzt  werden. 

Die  Heiiie  des  Ausscheidens  wird  durch  das  Dienstalter  bestimmt. 

§.  24. 

.Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  inus-  niiu(k">teiis  '2.')  Actien  eigen- 
tliünilich  besitzen.  Diese  Actien  werden  bei  di'r  Oesellsf^hatt  hinterlegt  und 
hleilien.  so  lange  die  Functionen  des  betretieuden  Verwaltungsrathes  dauern, 
uniibertragbar  und  unveräusserlich. 

§.  26. 

Der  Verwaltuttgsratb  erwählt  jährlich  unmittelbar  nach  jeder  ordent- 
lichen General- Versammlung  ans  seiner  Mitte  den  Präsidenten  und  Vice- 
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prisidenteii.  Jeder  derselben  ist  wieder  wülilbar.  Bei  gleichzeitiger  Abwesen- 
heit beider  PiltoidenteB  betraut  der  Verwaltnngsratb  eines  seiner  Mitglieder 
mit  dem  Amte  des  Vorsitsendeu. 

§•  26. 

Wird  die  Stelle  eines  Verwaltungsrathes  in  ausserf^ewohnlicher  Weise 
erledig'!,  so  wird  dieselbe  von  dem  Verwaltun<;srathe  seihst  Mieder  besetzt. 

Das  zur  Ei-yiiuzung  gewühlte  .Mitg-licd  scheidet  au  dem  'rcrinine  aus,  au 
welchem  die  Functioneu  tjeiuea  Vorgängers  aufgehört  haben  würden. 

27. 

Die  Mit^'lieder  des  \'erwaltunjj:srathes  erhalten  Ersatz  für  liei^ekosten 
und  für  andere  durch  ihre  Fiinetioiien  veranlasste  Auslagen,  sowie  eiuen 
Anthcil  am  jährlichen  lieini^^cwinne.  53.) 

§.  28. 

Der  Vorwaltnngsrath  Yersammelt  sieh  in  Prag  oder  in  einem  an  der  Bahn 
gelegenen  Orte,  auf  Binladong  de»  Pi^identen,  so  oft  das  Interesse  der 
Gesellsebaft  es  erfordert  oder  drei  Verwaltungsräthe  es  beantragen,  zum 
wenigsten  aber  einmal  in  drei  Monaten. 

Die  Beschlüsse  werden  dnroh  absolute  Stiromenmehriieit  gefasst,  bei 
Oleicliheit  der  Stimmen  gilt  jene  Meinung  als  Besohluss,  fttr  welche  der  Vor- 
sitzende gestimmt  hat 

Kommen  persönliebe  Angelegenheiten  eines  Mitgliedes  zur  Verhaadlnng. 
so  ist  dasselbe  davon  ausgeschlossen. 

Zur  Oütigkeit  der  Verhandlungen  ist  die  Anwesenheit  von  mindesten« 
der  Hälfte  der  im  §.  20  statntenmSssig  festgesetzton  Verwaltungsräthc 
erforderlich. 

§•  29. 

Eine  Stellvertretung  im  Verwaltungsräthc  ist  nicht  zulässig. 

^.  30. 

Ueber  die  Verhandinngen  des  Verwaltungsrathes  wird  ein  Protokoll  auf- 
genommen, welches  der  Vorsitzende  und  wenigstens  zwei  anwesende  Mit- 
glieder unterfertigen;  Absohriftcn  oder  Auszüge  aus  dein  Protokolle  müssen, 
nro  Beweiskraft  zu  haben,  von  dem  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter 
und  von  einem  Mitgliede  des  Verwaltungsrathes  unterfertigt  sein. 

§.  31. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vertreter  der  Gesellschaft  (Art  231,  232 
des  Handclsgesetzbnohes),  er  repräsentirt  sie  nach  aussen  und  fasst  im  Namen 
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derselben  bindende  BesehlttMe  in  allen  Angelegenheiten,  welche  nicht  der 
General-Versammlang  aasdrfioklich  vorbehalten  sind. 

Die  Hitglieder  des  Verwaltungsrathea  sind  für  ihre  AmtsfÜhning  gleich 
jedem  andern  Bevollmächtigten  verantwortlich. 

§.  32. 

Der  VerwaltungsratU  ist  berechtigt,  die  ihm  angewiesenen  GeachjUle 
innerhalb  bestimmter  Grilnzen  für  einzelne  FftUe  dnrch  besondere  Vollmacht 
auf  einzelne  Mitglieder  des  Verwaltangsratfies  oder  der  Direction  zu  über- 
tragen. 

IV.  Abschnitt 

Direction. 
§.  33. 

ZarAnafBhmng  derBeaehlttaae  des  Verwaltnngsrathea  nndznr  spcoiellen 
Ftthrang  der  Gesohifte  ernennt  der  Verwaltangsratb  eine  Direetlon.  Dieselbe 
ist  anf  die  ihrvondem  Verwaltongsratbe  zugewiesenen  Beftignisse  besohrtbikt 
nnd  an  die  von  ihm  zu  empfangenden  Instructionen  gebunden. 

V.  Abschnitt. 

Geiier«l-¥era«mmluiig;  der  Actiomare. 

§.  34. 

Die  ortlnungsmässig  gebildete  General- Versamiuluug  vertritt  die 
Gesauiiutlieit  der  Actionäre. 

§.  35. 

An  der  (Jciu'nil- Vers.-umnlung  tlieil  zu  nelimcn,  ist  jeiler  Aktionär 
berecliti^'^t.  welrlicr  \\  oiii;,'stpns  10  Actien  besitzt.  Vertretung  ist  nur  durch 
andere,  iiadi  i^.  38  stiiniiilit'rcclitifrte  Actionäif  /.ulüHBif?. 

Die  (ieneral-V'«  rsannnlung  latsst  ihre  BesclilUsjae  mit  absoluter  StimmeD- 
mehrheit  der  Auwesenden. 

§.  36. 

Die  Einberulung  der  Genrral-Versainmhing  geschieht  vom  Verwaltun^- 
ratiie  jedesmal  durch  eine  Kundmachung,  welche  wenigstens  vier  Woclun 
vor  dem  Zusammentritte  auf  die  im  s:^.  (>  angefUiirte  Weise  veröffentlicht  wir  i 

in  diese  Eioberuiimg  ist  das  Programm  der  General- Versammlung  aut- 
zuuehmen. 
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§.  37. 

Je  10  Actien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme.  Kein  Actionär  kann 
jedoch  mit  Einrechnung  der  ihm  übertragenen  Vertretungen  mehr,  als 
40  Stimmen  in  sich  vereinigen. 

§.  38. 

Die  AotioDäre  müssen,  nm  ihr  Stimmreoht  in  der  General -VeraammluDg 
ansfiben  zu  tcönnen,  ihre  Actien  wenigstens  acht  Tage  vor  dem  Znsammen- 
tritte derselben  am  Sitze  der  Gesellschaft  oder  bei  den  vom  Verwaltnngsratbe 
in  der  Blnladnng  zur  Oeneral-Versammlnng  zu  bezeichnenden  Orten  nieder- 
legen. 

'  Sie  erhalten  sodann  eine  aof  den  Namen  lautende  Legitimationskarte, 
welche  die  Zahl  der  hinterlegten  Actien  und  der  darnach  auf  dieselben  ent- 
fallenden Stimmenzahl  ausweist. 

§.  39. 

Die  ordentliche  General-Versammlung  tritt  einmal  im  Jahre  und  zwar 
spätestens  im  Monate  Hai  in'  Töplitz  oder  Prag  zusammen. 

Ausserordentliche  General -Versammlungen  finden  statt,  so  oft  es  der 
Verwaltungsrath  fllr  förderlich  erachtet,  oder  20  Actionfee,  deren  Actien 
zusammen  ein  Zehntel  der  im  Umlaufe  befindlichen  Actien  unter  Deponirnng 
ihrer  Actien  im  Sinne  des  §.  38,  darauf  beim  Verwaltungsrathe  in  einer 
von  ihnen  unterzeichneten  Eingabe  unter  Angabe  des  Zweckes  mid  der 
Gründe  antragen. 

§.  40. 

Die  (iiMiiTnl- V»'r<:iininluni;'  i<t  in  der  Kegel  lieseliliissfähi;^-,  woim  die 
Actionäre  den  zclintcn  Tlicil  der  im  l  inl.iufe  licfindliclicn  A(!ticn  repräriciitiren. 

Nur  ^v^'IlIl  es  sicli  um  eine  der  in  i>.  4  4  sul)  6,  7,  8,  9  bezeichneten 
Anfrclejrenlieiten  liandrlt.  ist  die  Vertretun,i:  der  Hälfte  der.  in  Umlauf 
befindlichen  voll^^ezMlilten  Actien  und  überdies  die  Zn=itimmnn;i:  von  zwei  Drittel 
der,  bei  der  General-Versammlung  abgegebenen  Ötimmeu  nuthweudig. 

§.  41. 

Kommt  eine  bescblussfühige  General- Versammlung  nicht  zn  Stande,  so 
ist  eine  neuerliche  Versammlung  unter  Bezugnahme  auf  die  BestimmungcD 
dieses  Paragraphs,  jedoch  unter  Festsetzung  einer  nur  vierzchntägigen  Frist, 
einzuberufen,  in  welcher  ohne  KUcksicht  auf  die  Zahl  der  vertretenen  Actien, 
jedoch  nur  Ubersolche  Gegenstände  Beschlüsse  gefasst  werden  k(}nnen,  welche 
bereits  zur  Tagesordnung  der  ersten  Versammlung 'gehörten. 

Die  §.  40  am  Schlüsse  getrotfene  Bestimmui||  über  das  Erforderniss 
der  Zweidrittel-Mi^orität  gilt  auch  für  diese  zweite  General- Versammlung. 
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Den  Vorsitz  bei  der  General  Versaminlunff  führt  einer  der  Präsidenten 

I 

des  Vcrwjiltungsrathos  oder  bei  deren  Verhinderung  ein  anderes  vod  dem  i 
Verwaltuugsrathe  zu  wühlendes  iMitglicd  desselben. 

4a. 

Alle  Wahlen  erfolgen  mit  Stimmzettel  duroh  absolute  Mehrheit,  bei 
Stimmen  gl  cicheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitzenden.  Kommt  beim 
ersten  Wahlgange  eine  absolute  Majorität  nicht  zu  Stande,  so  tritt  die  engere 
Wahl  zwischen  den  Zwei,  welche  die  meisten,  oder  Denjenigen,  welche  die 
gleichmeisten  Stimmen  erhalten  haben,  ein;  die  Wahl  der  KeohnwigsreTigoren 
dureh  Acclamation  ist  salüssig. 

§.  44. 

Der  Getteral-Versammlung  werden  der  GesohSflsberioht  und  der 
Absohlnsa  der  Jahres-Reehnnngen,  welche  den  stimmberechtigten  AotionXien 
wenigstens  8  Tage  ^r  der  General« Versammlung  an  den  Anmeldestellen 
(§.  88)  aar  Verfligiing  sn  stellen  sind,  vorgetragen. 

Der  Besoblnsa  der  General-Yersammlnng  ist  erforderlich:  ^ 
1.  znr  Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltnngsrathes  und  der  Rechnnnga-  i 
rcYisoreni 

9.  zur  Genehmigang  der  Jahresrechnnng; 

8.  znr  Feststellung  der  Jährlichen  Dividende  und  der  Quoten  fttr  den 
Tilgungs-,  Reserve-,  Brneuemngs-  und  Pensionsfond; 

*  4.  zur  Vermehrung  des  Gesellsohaftscapitals  und  zur  Aufnahme  von 
Anlehen; 

5.  zum  Bau  von  Zweig-  und  FlUgelbahnen,  welche  die  LMnge  von 
ly,  Meilen  flbersehrdten; 

6.  zur  Ausdehnung  der  Geschäfte  der  Gesellschaft  über  die  in  §.  4 
bestimmten  GrÜnzen. 

7.  zur  theilweisen  oder  gänzlichen  Veräusserung  der  Bisenbahn  nnd 
Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes; 

8.  zu  Aenderungen  dieser  Statuten; 

9.  znr  Auflösung  der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Privilegiumsdauer. 
Zur  Giltigkeit  der  Beschlüsse  über  die  unter  4,  5,  6,  7,  8  nnd  9 

bezeichneten  Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung  ein- 
zuholen. 

§.  45. 

Die  .statutenmäfssigon  HeschlilBsc  der  General* Versammlung  sind  fttr 
alle  Actionäre  rechtSTcrbiudlieh. 
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§,46. 

Ueberdie  Verhamllungen  der  General-Ver^ainmlun'j  wird  oin  Piotoknll 
aufgenommeD,  welches  vou  dem  Vorsitzenden,  zwei  von  ihm  xn  i»rzei«  Ini«  iulen 
Mitgliedern  der  GeDeml-VerBammlnng  und  dem  von  iimi  ernanntcu  .scLiiii- 
fdhrer  xu  unteneiohnen  ist 

Dem  Original-Protokalle  ist  d«8  VcrEeiclmiss  der  nach  Ausw  eis  der 
LegitjmatioDBkarten  vertretenen  Aetien  beizulegen. 

Absohriften  nnd  Anesflge  der  Protokolle  sind  Ton  dem  Vorsitzenden, 
einem  Mitgliede  des  Verwaltangsrathet  nnd  dem  SohrififUhrer  zu  beglaubigen. 

Der  Abschluss  der  Jaliresreehnong,  der  Gesohlftsbericht  und  ein 
ProtokolUoszug  der  General- Versammlong  Verden  für  die  Actionäre  durch 
den  Druck  bekannt  gemacht. 

VI.  Abschnitt. 

He  V  i«i  oui»auMehuaa« 

§.  47. 

Behuls  (irr  Piütun^'  und  Adjustiruiifz:  der  gosf  lisr-liaftUohcn  neclinnnjren 
tür  das  ab;j:ehiulciic  Jahr  wählt  die  Jr-weilitrc  ordeiitlicht'  ( ienernl- VersaniiMlunfr 
aus  den  Ptininiberechfiprten  Aetionären,  mit  Ausnahme  der  Mit;.';li»'(h"-  des 
Verwaltiiiijrsratht'S  und  der  dureij  ij.  22  von  der  Wahl  zu  Verwaltun;,%r;itl)cn 
au^freselilosseneu  Personen,  den  aus  3  Mitgliedern  und  2  Ersatzmännern 
bestelu  ndeu  Kevisiunsaustichuss. 

§.48. 

Der  llevi'sioiHaus-'eliuss  hat  <lie  IIiehtig:koit  der  abseseldossenen  Jahres- 
reehnungen  zu  priit'eu,  iihfr  vorkommende  Anstände  nnd  Ik'denken  von  den 
lieehnungslegern  im  kürzesten  Wege  niündliehe  oder  seiirit'tlit  he  Aufklärungen 
und  Erläuterungen  abzuverlangen  undden  jjehlussbelund  der  nächsten  Geueral- 
Versanmilung  vorzulegen. 

Vn.  Abschnitt 

Ertrüifiiis»« 
§.  49. 

Der  liechnungsabschlusss  findet  am  31.  December  jeden  Jahres  statt. 
Der  nach  Abzug  der  Betriebs-  und  Erhaltnngskosten  und  der  Erfordernisse 
der  Anleihen  der  Gesellschaft  übrigbleibende  Betrag  bildet  den  Gewinn  des 
Uuteruehmens,  welcher  in  nachfolgender  Weise  verwendet  wird. 
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§.  50. 

Ziinäcli>t  v  ir<l  von  deiuscllx  n  tlio  1  ili^uuijsquote  für  den  zur  Aiuortisalion 
der  Actieii  (liciieiitloii  Fonds  bestritten. 

Die  Tilgnn?  .!er  Aoticn  crtol-rt,  vom  Jahre  1859  beginueud,  innerbtlb 
<ler  Dauer  der  A.  Ii.  Conccssionen  nach  einem  von  der  Ceneral-Vereammlung 
mit  Genelimii;unK  der  Staatsverwaltung  festgesetzten  AmortiaatioDsplane. 

Dem  Tilgungsfonde  wird  zu  diesem  Ende  eine  zu  dem  Nominaicapitole 
der  Aotien  iui  richtigen  Verhältnisse  stehende  Tilgung^quote,  ausserdem  der 
auf  die  bereits  eiugelö.<)ten  Aetien  nach  §.  53  entfallende  Dividenden-Antlieil, 
soweit  er  5",  ^  p''r  Actie  uicht  übersteigt,  au«  dem  Gewinne  ttberidesen. 

§.  61. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosang  bestimmt,  die  jlbr- 
lich  zu  der  Zeit  und  auf  die  Art,  welche  der  Verwaltnngsnith  fettsetstt 
Öffentlich  stattfindet.  Die  Nummern  der  gezogenen  Aetien  werden  Statuten- 
ro&ssig  (§.  6)  kundgemacht.  Den  Besitzern  der  verlosten  Aetien  wird  am 
1.  Juli  des  VerloBungsjflbres  das  wirklich  eingezahlte  Actiencapital  nebst 
der  letztfälligen  und  den  etwa  noch  nnbehobenen  und  nicht  verjXhrten  Divi- 
denden in  Barem  ausgezahlt  und  ihre  ursprünglichen  Aotien  sammt  den 
dazu  gehörigen  noch  nicht  verfallenen  Dividenden-Coupons  nebst  Talon 
werden  gegen  besondere  auf  den  Ucberbringer  lautende,  mit  Coupons  und 
Talons  versehene  Genussscheine  in  der  von  der  Staatsrorwaltnng  genehmig- 
ten Form  umgewechselt.  Den  Besitzern  dieser  Genussscheine  steht  gegen  die 
0«8e1lschaft  kein  weiterer  Anspruch  auf  die  zurQekgezahlten  Actienoinlagen 
zu.  Beziiglich  des  Gewinnes  gebührt  ihnen  nur  ein  Antheil  an  der  Dividende, 
welche  nach  Auszahlung  von  5^/^  der  Aetieneinlage  an  die  Besitzer  der 
nicht  getilgten  Actien  nach  §.  58  etwa  noch  zur  Yertbeilung  gelangt. 

Von  diesen  Genusssoheinen  werden  je  zwei  Stück  in  Bezug  zur  Theil- 
nähme  an  der  Generat- Versammlung  und  bei  Erlegung  der  in  §.  24  fttr  den 
Verwaltnngsrath  vorgeschriebenen  Einlage  einer  Actio  gleicligestellt. 

§.  52. 

Nach  Abzug  der  Quote  für  den  Tilgungsfond  werden  vom  Reingewinne 
mindestens  4"  „  dem  Keservefond  zugewiesen. 

Wenn  der  Keservefond  den  Betrag  von  10®/^  des  eingezahlten  Actien- 
capitaU  erreicht,  kann  die  ZurUckle'rnng  in  denselben  vermindert  oder  auch 
ganz  unterlassen  werden.  Dieselbe  hat  wieder  stattzufinden,  sobald  der 
Reservefond  unter  den  obigen  Betrag  herabsinkt. 

53. 

Von  dem  nach  Abzug  der  Quote  für  den  Tilgunjxsfoud  und  Keservefond 
erübrigenden  Reingewinne  kann  ein  Theil  auf  Vorschlag  des  Verwaltnngs- 
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ratlics  »Inn  Pcnsioiitfonde  und  dem  Kmourruii^rsfondt'  zugewiesen  wcrdcu. 
Von  dem  nach  Ahzng  der  (it-m  l'ilguugs-,  Kcscrvc-  uud  «  vontucll  Ponsions- 
tmd  Ernenerungsfonde  ziipre\vii  -^t  ncn  Betrüjri'  \  rrMeihondcn  KoiiijrcwinMi'  sind 
zuiiaclist  y  des  NomiiiMllM  trajrcs  der  uieht  verlosten  Actieu  au  die  Actien- 
Inliaber  zur  N'crtlieilun^'  zii  bringen. 

Von  dem  noch  erilbri;;eiulen  Ueberschu88e  erliält  (1<  r  VerwalluM^rsr.ith 
10"  als  Tantieme.  Der  noch  verbleibende  Kest  des  Keiufjewinues  kommt 
unter  angemessener  Abrundunj,'  nach  dem  von  der  (leneral- Ver(*amndung 
(liestalU  gefassteu  Beschlüsse  zur  gleichmässigeu  Vertheiluug  an  die  Actio- 
nüre  und  Genu88scheiu-luhaber. 

Der  Gewinnantheil  der  Aetionlre  und  der  OennsMebein-Inbaber  wird 
am  1.  Juli  des  auf  den  RechnuigsabschliiBs  folgenden  Jahres  gegen  Abliefe- 
mng  des  betreffenden  Conpons  am  Sitse  der  Oesellsehaft  nnd  an  den  ron 
ihr  tVL  bezeichnenden  Zahlungsorten  ansgesahlt. 

55. 

Alle  Zinsen  und  Dividenden,  die  nicht  innerhalb  fünf  Jahren  nach  der 
Verfallzeit  erhoben  werden,  verfallen  sn  Gunsten  der  Gesellschaft 

Sdüiiflsbestiuimungen. 

Bei  Anflttsnng  der  Gesellschaft  besebliesst  die  General-Versammlung 
nber  die  Art  nnd  Weise  der  Liquidimng  des  GesellsehaftsrermSgens,  wobei 
die  Yertheilung  des  derselben  yerbleibenden  Vermögens  dergestalt  su 
geschehen  hat,  dass  den  noch  existirenden  Aetionären  in  erster  Reihe  das 
eingezahlte  Capital  znrttekgestellt  und  sodann  der  üeberrest  an  dieselben 
und  an  die  Inhaber  der  früher  ertheilf  en  Genussscheine  gleich  Tertheilt  wird. 

Die  Staatsverwaltung  wird  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht  durch 
einen  zu  bestellenden  1.  f.  Commissär  ausüben  lassen;  demselbec  bleibt  es 
▼orbehalten,  in  die  (lebarung  der  (fesellsehaft  Hinsieht  zu  nehmen. 

Er  hat  darauf  zu  sehen,  dass  die  Gesellschaft  die  Grttnzen  der  Concession 
nicht  Uberschreite  und  die  Bestimmungen  der  Statuten,  sowie  der  allgemeinen 
Vorscliriften  beachte. 

§.  58. 

Die  Gesellschaft  ist  Terpflichtet,  die  sich  um  eine  Stelle  bewerbenden 
und  dazu  geeigneten  Militärs  nach  Hassgabe  der  ksis.  Verordnung  vom 
19.  Deoember  1853  vor  anderen  Bewerbern  zu  berücksichtigen. 

54 
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VorsteluMido  nb«i:eUii(l(  rt»  J^t  ttutcn  werden  auf  Grund  der  mit  d«  n  Er- 
ISssen  des  k.  k.  Mini>teriunis  des  Innern  vom  28.  Juli  1.  J..  Z.  10468,  dann 
vom  2.  October  1.  J.,  Z.  12974,  erhaltenen  EimUchtigung  bestätigt. 

K.  k.  Statthaiterei. 

Pr«g,4en  19.  November  1876. 

L.  S. 


Nachtrag. 

§.  4  sab.  c)  isthinsusiifUgeii:  »oder  auch  die  Erwerbung  und  der  Betrieb 
Bolion  bestehender  Elsenbahnen.«* 

§.  7  erhält  folgenden  Beisatz:  „Das  Staniraeapital  wird  um  den  Betrt| 
▼on  4695  Aotien  k  210  fl.     W.,  somit  auf  7,999.950  B,  9.  W.  erhöht.«' 

An  Stelle  von  Absatz  2  und  'S  des  §.  8  der  Statuten  tritt  folgende 
Bestimmung:  „Die  Bedingungen,  unter  welchen  etwaige  spätere  Actien- 
Emissionen  ausgegeben  werden  sollen,  bestimmt  in  jedem  einseinen  Falle 
die  General- Versammlung.** 

504 

Vorstehender  Anhang  zu  den  Statuten  der  k.  k.  priv.  Aussig-Tt'plitzcr 
HHsenbahn-Geselljichalt.  wclohir  in  der  General- Versammlung  am  29.  Deoembor 
187 G  bescidossen  und  vom  landrsnii. 'etlichen  Commissär  über  hierortigt 
Ermächtigung  geuclimigt  worden  iat,  wird  bestätigt. 

^Vien,  am  31.  Jänner  Iö77. 

Der  k.  k.  Miui.>tcr  de.-»  Iimera: 

Ii.  S.  liBsser  m.  p. 


2.  Anmerkung  ziu*  Coucesslousurkniule  vom  10.  ILai  1866^  B.  G.  Bl. 

Nr.  CO, 

fftr  die  Bahn  vud  Tcplas  u«ch  Komotatt. 
(Yergl.  Bd.  n,  Abtli.  2,  Seite  1081.) 
Zu  §.  15. 

In  Folge  Allerhöchster  EntsohliesRung  vom  16.  October  1878  wurde 
die  Qesellschaft  mit  dem  Handelsministorial-ErlaBse  vom  36.  Oetober  1873, 


Pfir  den  Statthalter: 

Griacr  m.  p. 
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Z.  35520  ennXcbtigt,  PrioritHtsobligationen  in  Silber  bis  zur  doppelten  Höhe 
des  statntenmSssig  mit  7,014.000  fl.  W.  festgestellten  Aotiencapitals  ans* 
zngeben. 

Zn  §.  16. 

Mit  (lern  Fiiiaiizministerial-Erlasse  vom  25.  Februar  1 872.  Z.4741 — 391, 
au  die  k.  k.  Finanz-Lan«le^«lirectioii  in  Pra;^:  wurde  j,'euehinigt,  dass  die  Ent- 
richtung: der  Eiuk'iiiiim  ii^fciit'r  tiir  dif  alte  Linie  der  Gesellschaft  (Aussig- 
Teplitz  naeh  M:iss;^abe  des  Verhältniri-^e>  der  Meilenzalil  dieser  alten  Linie 
zu  der  steu«nr<  ieu  Strecke  vom  Tage  der  Betriebserüftuuug  der  letztereu 
erfolge  ^H.  M.  Z.  4632  —  1081  ex  1872> 


S.  Anmerkniigeii  zur  Concessionsiirkiiude  Tom  26.  Juni  1870, 

R.  0.  hl.  Nr.  98^ 
ßr  die  Bielithal-Unie 
(vergL  Bd.  II,  Abtlu  2,  Seite  1239),  beziehungsweise  sam 

Uaudelsuiiuisterial-Erlaäse  vom      Jänner  1872,  Z.  36— IS. 

(TgL  Erg.-Bd.  L  Seite  425.) 
Zn  den  §§.  3  und  18. 

Die  Baiin  von  TUrmitz  nach  Bilin  wnrde  am  6.  Jnni  1874  dem 
öffentlichen  Verlcelire  übergeben. 

Zu  4J.  10. 

Am  1.  Jänner  1^78  ist  auf  Grund  eines  gemeinschaftlichen  Ueberein- 
kommens  nuf  ^^ämmtiicdien  üsterreiehlRchen  und  ungarischen  Eisenbahnen 
ein  nener  einheitlicher  Miiitärtarif  in  Wirksamkeit  getreten. 

Zu  15. 

In  Folge  Allerhitelister  Eutseiilicssung  vom  15.  Octolier  1873  wurde 
die  Aussig  Teplitzer  Eisrnbalingesollsehaft  mit  dem  HnndeNministcrial- 
Krlasse  vom  25.  Oetober  ls7'i,  35520  erniäehtigt,  Prioritätsoldigationen 
in  Silber  bis  zur  doppt  lten  Höhe  des  statutenmässig  mit  7,014.000  fl.  ö.  W. 
festgcatcliten  Actiencapitals  auszugeben. 


4.  Fortsetzung  des  Vorzeichnissos  der  genehmigten  Zweigluihnen. 

(VgL  Bd.  II,  Abth.  2,  Seite  1090,  Bd.  III,  Seite  485  und  £rg.-Bd.  I,  Seite  423.) 

Anf  Grandlage  der  BestimmoBgen  des  Artikels  XU  des  Privileginrns 
vom  3.  Augnst  1856  und  der  Concessionsurkanden  vom  10.  Hai  1866, 
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§.  10  und  vom  25.  .Juni  1870,  §§.  3  und  4  wurde  der  GeseUschaft  weiters 

die  Concession  fiir  nachbenannte  Zweigbahnen  ertlieilt: 

45.  Von  der  k.  k.  Statthaltcrei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 

18.  Jänner  1873.  Z.  2438  über  Ermächtijrung  des  k.  k.  Ilandelsministers 
vom  21.  December  1872.  Z.  35381  —  7568  für  eine  Schleppbahn  von  der 
Station  Brüx  zum  Förderschachte  der  Dux-Briiv-Komofauer  Üraunkohieo- 
bergbau-Actiengesellschaft  auf  Parzelle  Nr.  203 a  näehst  Kopitz. 

46.  Von  der  k.  k.  Stattiialterei  lür  Höhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
29.  Jänuer  1H7  3,  Z.  (j66  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Hnndt'l'«inini>^ter> 
vom  26.  Üecemhcr  1872,  Z.  34.U50  für  die  Verlängerung  der  Dux- 
Schw  atzer  Zweigbahnen  bis  zu  den  Fürderscbäclitcu  bei  Liskowitz  und 
Ku  tto  weuka. 

Diese  Verlängerung  ist  vorläufig  unterblieben. 

17.  Vom  k.  k.  Handelsminister  mit  dem  Erlasse  vom  31.  Jänner  1873^ 
Z.  36376  —  7779  ex  1872.  fUr  eine  ans  dem  Verladegeleise  zum  Aurora- 
schachte  nächst  der  Station  Wurzmes  anszveigende,  zu  den  Kohlenwerken 
und  Ziegelhütten  in  der  Gemeinde  Trupschitz  führende  FlUgelbahn,  even- 
tneUfür  deren  Verlängerung  zn  den  Feldweg-Parzellen  Nr.  662  und  656. 

48.  Von  der  k.  k.  Stattiialterei  für  Böhmen  mit  dem  Erlasse  vom 
2.  März  1873,  Z.  12374  Uber  Ermächtigung  des  k,  k.  Handelsministers  vom 

19.  Februar  1873,  Z.  3422,  für  eine  Schleppbahn  von  der  Station  Anssig 
zum  dortigen  Fabriluetablissement  der  österreichischen  GlashütteogeseU- 
schaft. 

Die  8ub  Nr.  43  (vgl.  Erg.-Bd.  I,  Seite         erwähnte  Sohleppbahn  sa  diesen 

£iabUei>erncnt  kam  nioiit  zur  Ausführung. 

4f.  Von  der  k.  k.  Stattiialterei  für  Böhmen  mit  Erlass  vom  6»  MSix 
1873,  Z.  7640  über  Ermächtigung  des  k.  k.  ilandelsmini>ters  vom  13.  Jänner 
1873,  Z.  34697  —  7439  für  eine  aus  der  Schwatzer  Kobienbahn  abzwei- 
gende Sehleppbahn  znm  Josepiii-Ombenfelde  des  G.  Uartmann  nnd  Consor- 
ten  bei  Lado  witz. 

50.  Von  der  k.  k.  Statthaltcrei  für  Böhmen  mit  ErlaSB  vom  10.  MSrs 
1873,  Z.  14366  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Uaudelsministers  vom  3.  Februar 
1873,  Z.  37475  — «012  ex  1872,  Inr  die  Verlängerung  der  von  Teplitz 
zum  Wenzl-Schachte  der  ö.slerreichischeu  Montan-Actiengesellschaft  führen- 
den Schleppbahn  bis  zum  F e rd i nand-Scliachte  dieser  Gesellschaft. 

51.  Mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Handelsroinlsterinma  vom  81.  IfllK  1873, 
Z.  7886  im  Wege  der  k.  k.  Statthaltcrei  in  Prag  fUr  eine  VerlXngemng  des 
Ladegeleif^es  bei  dem  Franz  Anton  Schachte  in  SerbitB  sa  der  Antoa 
von  Padua-Zeche  des  Wenzl  Schöber. 


52.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  Erlass  vom  4.  Aprill873, 
Z.  19079,  Ober  Ermächtigang  des  k.  k.  flandelsministers  vom  18.  HXrs  1878^ 
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Z.  5744  für  ein  Ladegeleiie  an  der  Sohelenkener  Zweigbahn  für  einen 
nenen  FMeracbaelit  der  Stephani-Kohlenwerke  nächst  Uoefcowio. 

53.  Von  der  k.  k.  Statthalierei  fttr  Bdhmen  mit  Erlaas  Tom  19.  April 
1878,  Z.  20801,  Uber  Ermlehtigung  des  k.  k.  Handeleministers  vom 
15.  Febmar  1873,  Z.  2605,  fllr  eine  von  der  Dnx-Seh  watzer  Kohlenbahn 
abzweigende  Schleppbahu  zu  den  fUrstl.  Schön  bürg*  Waldenburg^eehen  Eleo- 
noren- und  Ott  o-BraunkohieDfeldern  bei  Ladnwitz. 

54.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Bühmeu  mit  Erl.iRS  vom  17.  Juni 
1873.  Z.  32.956,  über  Ermächtignngdes  k.  k.  HandeUministersvom  20.  Mai 
1873,  Z.  15526  für  eine  nus  der  Ratschitz  •  Prohner  Koiilenbaiiu 
abzweigende  Sohleppbahn  zu  den  Kohlenwerken  von  Hesse  und  Consorten 
nächst  Prohn. 

55.  Von  der  k.  k.  Staltiialterei  für  Büiimen  mit  Erlass  'vom  12.  Juli 
1873,  Z.  3S429.  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Uandelsministers  vom 
24.  Juni  IS 73,  Z.  16547,  für  die  Vorlängerung  der  aus  der  carrenten  Bahn 
zwischen  Karbitz  und  Mariasehein  bei  Prof.  102  — 103  ausmUndcndeu, 
zu  den  B okemia- Kohlenwerken  führenden  Schleppbabn  bis  in  die  Station 
Kar  b  i  tz. 

56.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  lUr  Böhmen  mit  Erlass  vom  12.  August 

1873,  Z.  43795,  Uber  Ermürlitifjiing  des  k.  k.  H.mdolsministers  vom  11.  Juli 
1872,  Z.  21üs."5.  für  t-in  hua  der  A  r  b  e  a  u  e  r  Schlcppbahn  abzw  figondes 
Geleiäc  von  der  iStation  Auas  ig  zur  dortigen  Paralfin-  und  Mineralöl- 
Fabrik. 

57.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  fUr  Böhmen  mit  Erlass  vom  11.  Novem- 
'ber  1873.  Z.  57650,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom 
27.  Septembor  1873,  Z.  27721,  für  eine  Sohleppbahn  zu  den  Concordia- 
liod  K  r  (>  u  z «'  r  f  i  n  d  n  II    s  -  rjrubenfeldorn  nächst  W  e  s  c  h  e  n. 

58.  V^on  der  k.  k.  statthalterei  fiir  Böhmen  mit  Erlass  vom  lU.  Decem- 
ber  1H73,  Z.  61782,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handclsministers  vom 
29.  August  1873,  Z.  26789,  lUr  eine  von  der  bcstelieiulen  Schleppbahn 
zum  Bohemia  -  Schachte  Nr.  1  bei  Prof.  19  —  20  abzwei-rcnde  Schlepp- 
bahu zum  Kohlcnscliarlue  Nr.  2  der  Gesellschaft  Bohemia  bei  Mo  dl  an. 

59.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  I^■■>hmen  mit  Erlass  vom  15.  März 

1874,  Z.  14393,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  HandeUsiniuisters  vom 
14.  Februar  1874.  Z.  44338  ex  1873,  für  einen  zu  den  Kolilenschächten 
bei  Malt  heuern  von  Andrews  imd  Consorten  führende  Abzweigung  von 
der  Schle{i[)bahn  zum  Julius- Schachte  bei  Brüx  der  Du&-BrUx-K.omotauer 
Bergbaugesellschaft. 

DieMt  ZweiggeleiM  wurde  nioht  aufgefBhrt  (vgl.  Post  Nr.  68). 

60.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  fllr  Böhmen  mit  Erlass  vom  20.  Härs 
1874 y  Z.  16890,  Uber  Ermitehtigong  des  k.  k.  Handelsministers  vom 
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25.  Februar  1874.  Z.  3.')3l».  für  eine  von  dem  bestehenden  Kohlcnschachte 
nach  Schellenkeii  (Üux-Hostiwitzer  Schleppbahn)  abzweigend»'  Srhlepp- 
babn  znm  Wilhelm-  Schachte  des  Duxer  Kohleuvereines  nächst  L  u  d  o  w i  tz. 

r>l.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  Krlass  vom  26.  Märr 
1874,  Z.  17431,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  3.  März 
1874,  Z.  5272,  für  eine  aus  der  Serbitzer  Zweigbahn  zum  fürsitl.  Clarj'- 
schen  .T(i  h  an  n  e  s  -  Schachte  Nr.  II  Inhrende  Selileppbahn  mit  einer  Abzwei- 
gung zum  Fl  orian- Srhnchte  de»  Franz  Wenzel,  eventuell  blos  mit  einem 
Ladcgeleii^e  fiir  diesen  letzteren  Schacht. 

62.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  fiir  Bülimen  mit  Krla^^^  mni  16.  April 

1874,  Z.  21.501,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  liandelsministers  vom 
18.  März  1H7  I,  Z.  643.'J,  für  ein  Ladegelcise  vuii  Prof.  335  der  currenten 
Linie  der  liielatlial  Balm  zu  «lern  B ie  1  a- Schachte  der  Bergwerksbesitzer 
Agnes  Arlt  und  Victor  Nobak  l)ei  Türmitz. 

63.  Von  der  k.  k.  St.itf lialterei  für  Böhmen  mit  Erlass  vom  5.  Mai  1874. 
Z.  24461.  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelfsministers  vom  2.  April  1874. 
Z.  7529,  für  die  Verlängerung  der  Sphlepubalin  zum  Ba i I - Scliachte  zum 
Zwecke  der  Verladungen  des  G  e  rma  n  i  a  -  Scliacht»'s  hei  II  erhitz. 

64.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  Erlass  vom  23.  Sep- 
tember 1874,  Z.  51972,  Uber  Ermiii  litignng  des  k.  k.  Handel.sministers 
vom  16.  August  1874,  Z.  20167,  fUr  ein  Ladegeleise,  Prof.  559  —  561 
zwischen  Wurzmes  und  H  o  I  tsch  i  tz  -  Sees  ta  d  1 1  für  den  Fiirderschacht 
des  Wiener  Kohlenindustrie-Vereinea  in  der  Cemeinde  Pähl  et. 

65.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  Erlass  vom  24.  Novem- 
ber 1874,  Z.  64081,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom 
29.  October  1874,  Z.  30979,  für  eine  Geleiseumlegung,  respeotive  Verlän- 
gerung für  den  B oh emia- Schacht  Nr.  I  nächst  Modlan. 

66.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  Erlass  vom  19.  JftDoer 

1875,  Z.  38C;2,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministera  TOm  7.  De- 
cember  1874,  Z.  37083,  fUr  die  Anlage  eines  ftr  die  projeetirte  Hundeliahn 
fim  Franeania-Sehaehte  beattmiDtett  Ladegeleiaea  an  der  SehleppbaKii 
xnm  Ferdinand-Soliaehte  bei  Teplita. 

67.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  mit  Erlasa  vom  4.  Mira 
1875,  Z.  10931^  ttber  ErroSchtigung  des  k.  k.  Handelsminiatera  vom  86.  Jia> 
ner  1875,  Z.  39938,  fttr  ein  zwischen  Holtachits-Seeatadtl  und  Brüx 
yon  der  enrrenten  Bahn  bei  Prof.  507/8,  respeotive  504/5  abaweigendea 
Ladegeleiae  Ittr  den  Förderschaoht  des  Vereinigten  Fixstern-Gnib6n> 
feldes  der  Bergbangesellschaft  Haoss  et  Comp,  bei  Triebsohita. 

68.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  fttr  Böhmen  mit  Erlass  vom  12.  Sep- 
tember 1875,  Z.  50286,  Uber  Ermäohtigang  des  k.  k.  Handelsministers  Tom 
12.  Angast  1875,  Z.  25019,  fttr  eine  bei  Prof.  6  der  Schleppbahn  aom 
Jnlins-Schaebte  bei  Kopitz  abzweigende  und  tu  dem  Kohlenförderschatthte 
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der  Dux-BrUx-Komotaner  Braunkohlen  Bergbaa-Actiengesellschaft  auf  Par- 

celle  Nr.  3677  bei  Brüx  führende  Schleppbahn. 

Dicso  S'  !tle|  pbahn  füllt  ttieilweise  mit  jener  «ab  59  ooneessionirten.  jedoch  nicht 

erbauten,  zut«auiiucn« 

69.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  flir  Böhmen  mit  Erlaes  tom  3.  Febmar 
1876,  Z.  7029,  Uber  Ermichtigung  dee  k.  k.  HandelBministeiiuma  vom 
13.  Jänner  1876,  Z.  88440  ex  1875,  für  eine  ans  der  Prohn  er  Zweigbahn 
ausmündenden  Flttgelbahn  snm  K9nig  Albert- Sehachte  Nr.  II  der  Berg- 
bangesellsehaft  Hesse  &  Comp,  bei  Prohn. 

70.  Vom  k.  k.  Blandelsminister  mit  Erlass  Tom  2.  Jnni  1876,  Z.  13891, 
für  ein  Ladegeleise  sn  dem  Förderschaehte  An  Stria  der  Firma  Beer  nnd 
Consorten  bei  Ladowitz. 

71.  Von  der  k.  k.  Statthalterei  ittr  BObmen  mit  Brlass  Tom  2.  Jnii  . 
1876,  Z.  84783,  Uber  ErmXehtignng  des  k.  k.  Hsndelsministers  vom  6.  Hai 
1876,  Z.  9724,  fttr  eine  Schleppbahn  yon  Karbits  m  dem  KohlenfDrder. 
schachte  der  Gewerkschafk  Saxonia. 

72.  Vom  k.  k.  Handelsminister  mit  Erlass  vom  25.  Jnli  1876,  Z.  20316, 
für  eine  Schleppbahn  vom  WXehterhans  Kr.  97  nSehst  Bilin  znm  Emme- 
ran -Schachte  des  Stiftes  Ossegg. 

73.  Vom  k.  k.  Handelsministerium  mit  Erlass  vom  7.  September  1876, 
Z.  26443,  für  ein  an  die  Modlaner  Zweigbabn  anschliessendes  Sammel- 
geleise nXcbst  dem  Anstria-Sehacbte  bei  Karbits. 
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K.  k.  priy.  Tamau-Eralnp-Prager  Eisenbahn-Sesellflehaft. 

(Vgl.  Bd.  II,  AbUi.  2,  Seite  1107  undErg.-Bd.  I,  Seite  427.) 

L  Ststaten 

der  k.  k.  prir.  Turnau-Kralüp-Prager  Eisenbahn. 
(Vgl.  Bd.  II,  Abth.  2,  Seite  1119.) 

Bildung  der  Oesellsohaft 

Aof  OrandUge  der  Allerhöchsten  ConcessionsQrkiuide  ddto.  28.  August 
1868  errichten: 

1.  Emst  Graf  Waldstein, 

5.  Hugo  Fürst  zu  Thum  und  Taxis, 

3.  Friedrich  Leitenberger, 

4.  Adalbert  Lanna, 

6.  Franz  Cerrini  de  Honte  Varchi^ 

6.  Clemens  Baehofen  von  Echt, 

7.  Lndwig  Waydelln, 

8.  Friedrich  Zdekaner  fidler  von  Trenkron, 

9.  Alezander  SohöUer, 

10.  Johann  Liebieg  fttr  J.  liebieg  A  Comp., 

11.  J.  W.  Bayer  für  lg.  F.  Kolb, 

mit  AUei  höchster  Genehmigung  anter  den  hier  folgenden  Bestimmungen  eine 
Aotiengesellschaft. 

%'  2* 

Firma  der  Gesellschaft 

Die  Firma  der  GesellRclialt  ist: 

^K.  k.  priv.  Turnau  -  Kralup  -  l'rn^'er  E  i  s  e  n  b  ah  u  -  G  e  s  e  II- 
Bcbaft",  sie  wird  bei  dem  k.  k.  Handelsgerichte  zu  Prag  protokollirt. 

§.8. 

Sita  der  Gesellschaft 
Der  Sita  der  Gesellschalt  ist  in  Prag. 
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§.  4. 

Zweck  der  OeselUehaft 

Der  Zweck  der  Oesellscliaft  ist : 

aj  Der  Bau  und  Betrieb  der  durch  die  erwähnte  Allerliöehate  ConcesMon 

bewilligten  Eisenbahu  von  Turnau  nach  Kralup  und  nach  Erfüllung; 

der  Bedingung  des  §.  2  dieser  Allerhöchsten  Concession  mit  einer 

eventuellen  Abzweigung  nach  Prag. 
hj  Die  Befdrdernng  von  Personen  und  Gütern  aller  Art  auf  dieser  und 

den  sonst  der  Gesellsoliaft  noch  Oberlassenen  Babnstreeken. 

§.6. 

Daner  der  Oesellscbaft. 

Nach  erfolgter  detinitiver  OeiiehniiL'iiii^'  der  Statuten  erklärt  sidi  die 
Gesellfichaft  als  constitiiirt;  sie  tritt  mit  dem  Tage  der  ProtokoUirung  ilirer 
Finna  in  Wirksamkeit  uud  endet  mit  dem  Ablaufe  der  Allerhöchsten  Eisen- 
bahu-Concession. 

Die  von  den  Concessionären  bestrittenen  Vorauslagen  werden  der 
Gesellschal't  in  Keclinung  gebracht  uud  von  dieser  vergütet. 

§.6. 

Anlagecapital. 

Das  Anlagecapital  der  k.  k.  priv.  Turnau-Kralnp-Prager  Eisenbahn- 
Gesellschaft  besteht  in:  14,499.950  (iuldeu  üsterr.  Währung,  d.  i.  Vierzehn 
Millionen  vier  Hundert  neun  und  neunzig  Tausend  neun  imndert  fünfzig 
Gulden  österr.  Währung,  und  zwar  aus  ri,500.(>UU  Gulden  in  Actien,  d.  i. 
sechs  Million»  n  fiinfhunderttausend  Gnhlen  zertlieilt  in  32.500  Stück  und 
aus  7,999.950,  d.  i.  Sieben  Millionen  neunhundert  neun  und  neunzig  tausend 
nenn  hundert  fünfzig  Gulden  in  Prioritätsobligationcn,  wovon  jedoch  eine 
Million  Gulden  in  Actien  und  filnfhunderttausend  Gulden  in  Prioritätsohli- 
gationen  nur  nach  eingeholter  Zustimmung  der  General- Versammlung  und 
der  Staats-Rcgicrung  ausgegeben  werden  dürfen. 

Die  Genehmigung  des  Formulares  der  Actien  und  der  Prioritätsobli- 
gationen wird  der  Staatsverwaltung  ausdrücklich  vorbehalten. 

§•  7. 

Einzahlnng  der  Actienbeträge. 

Die  Kinzaiilung  der  Actieubeträge  ist  an  die  Gesellschaftscasse  oder 
deren  Agenturen  unter  den  vom  Verwaltungsrathe  zu  bestimmenden  Bedin- 
gungen zu  leisten. 

Nach  Einzahlung  von  30"  ,j  werden  Interimsscheine  lautend  auf  Inliaber 
nach  dem  von  der  Staatsverwaltung  genehmigten  Formulare  ausgestellt, 
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welche  nach  erfolgter  VoUeinzahlang  gegen  Hinausgabe  von  Actien  wieder 
eingezogen  werden. 

Die  erste  Ratenzahlung  von  d07o  kann  von  den  Goncessioniren  anS' 
geschrieben  werden. 

Die  weiteren  Einzahlungen  auf  die  Actien  werden  Tom  Verwaltnngs- 
ratbe  der  G^llschaft  durch  dfltontlicbe  Ankündigungen  in  der  Wiener 
Zeitung  und  in  beiden  Landessprachen  in  der  Prager  officiellen  Zeitung, 
dann  einem  grösseren  auslftndischen  Journale  eingefordert.  —  Die  Ver- 
öffentlichung dieser  Aufforderung  in  den  genannten  Blftttem  muss  dreimal, 
und  zwar  das  letzte  Mal  mindestens  vier  Wochen  vor  dem  fttr  die  Einzahlun- 
gen festgesetzten  Schlusstermine  stattfinden.  Die  Jedesmalige  weitere  Ein« 
Zahlung  darf  nicht  mehr  als  10%  des  Nomlnaleapitales  der  Actien  betragen* 

80  lange  die  Aotien  nicht  roll  eingezahlt  sind,  steht  den  ActionSren 
auch  das  Recht  zum  DlTidendenbezug  nur  nach  Verhältniss  der  geleisteten 
Einzahlungen  zu. 

Bis  zur  Eröffnung  des  Betriebes  werden  die  Actien  und  Prioritäten 
oder  die  auf  dieselben  eingezahlten  Betrüge  mit  5%  Terzinst,  worauf  bei 
der  Ermittlung  des  Anlageeapitales  bereits  Rttcksicht  genommen  worden  ist* 

§.8. 

Folgen  der  unterlassenen  Rateneinzahlungen, 

Ist  die  Aufforderung  zur  Einzahlung  der  ausgeschriebenen  Rate  drei- 
mal ergangen  und  erfolgt  binnen  vier  Wochen  nach  der  dritten  AufTordemng 
die  Zahlung  nieht^  so  verfallen  die  auf  die  Actien  bereits  eingezahlten  Raten 
als  Eigenthum  der  Gesellschaft,  die  Interiinsscheine  werden  ungiltig,  und  ea 
steht  dem  Verwaltnngsrathe  frei,  statt  derselben  andere  auszugeben. 

§.  9. 

Beantheiiung  der  Actionäre. 

Jede  Actio  gibt  ihrem  Besitzer  (Acfionär)  das  Recht  auf  den  Terblltnias- 
mässigen  Antheil  an  dem  Vermögen  der  Gesellschaft  und  an  den  Ertrilg- 
Hissen  der  Unternehmung. 

§.  10. 

Haftung  der  Actionäre. 

Die  Actionäre  haften  blos  mit  ihrem  eingezalilten  Actiencapitale.  Gegen 
dritte  Personen  haftet  die  Gcf^ollscliaft  flir  alle  ihre  Verbindlichkeiten  mit 
ihrem  ganzem  Vermögen  mit  Einschiuss  des  allenfalls  gebildeten  Reserre- 
fondes. 
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r  11  theilbaikeit  der  Actien. 

Die  Ar^tieii  <;in(l  untheilbar;  die  GeselUcbaft  erkennt  für  jede  Aotie  nur 
eiueu  Eigciithiimer  an. 

Mehrore  Theilnclimer  an  einer  Aetie  müsaeu  daher  ihre  gemeiosamoa 
Rechte  durch  eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§.  12. 

T'n  t  er  w  e  rf  II  n  tr  unter  die  Statuten. 

Jeder  Actienheaitzer  ist  als  solcher  den  Statuten  der  Gesellsohaft 
unterworfen. 

§.  13. 

ReehtsbesohVSnkitngen  der  AotionXre. 

Kein  Actionär  hat  das  Reolit,  auf  »Lh  Eiorentlium  der  ( lesollscliaft 
irgend  welche  Aiisprüclie  aus  seinem  Actienbesitze  zu  erheben,  oder  sich 
irgendwie  in  die  Verwaltnn^r  des  Vermögens  zu  misclien,  soweit  ihm  nicht 
diese  Statuten  das  Recht  hiezu  einräumen. 

§.  u. 

Form  der  Actien. 

Die  Actien  lauten  auf  200  fl.;  sie  werden  nach  dem  angeschlossenen 
Formulare  mit  fortlaufenden  Numinern  angefertigt ,  mit  dem  trockenen 
Stämpel  der  Gefclhehaft  versehen  und  mit  der  Unterschrift  zweier  Mit- 
glieder des  Verwaltungsrathcs  gc/.fiehnet. 

Jeder  Actie  wird  ein  Coupoiisboi^i  n  für  Dividenden  auf  den  Ueber- 
briugcr  (au  purteur)  lautend  nebst  Talons  beigegeben  (Formular  Nr.  3). 

Di«  Fonnulare  wurden  hier  nieht  abgedruckt. 

§.15.  • 

Umschreibung  der  Actie. 

Die  Actien  werden  auf  den  Uebcrbringer  lautend  aufgestellt,  es  steht 
jedoch  jedem  Besitzer  frei,  gegen  Vergütung  der  von  der  Gesellschaft  fest- 
znsetsenden  Gebühren,  seine  Aotien  auf  bestimmte  Mamen  umschreiben  zu 
lassen. 

Das  Eigenthum  der  £rstercn  wird  durch  blosse  Uebergabe  übertragen, 
während  die  üebertragung  der  auf  bestimmte  Namen  lautenden  Actien 
mittelst  einer  den  Actien  beigefügten  Cession,  we1c)ie  auf  die  Actie  selbst 
geschrieben  werden  kann,  zu  geschehen  hat.  Eine  Haftung  der  Gesellschaft 
ftir  die  Echtheit  der  Gession  oder  der  sonstigen  Uobertragungsurkunde 
findet  nicht  statt. 
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§.  16. 

Deponirnog^  der  Aetien. 

Jeder  Actionär  kann  seine  Actien  gegen  Entrichtung  der  hiefttr  von 
der  Gesellschaft  bestimmten  Gebühr  bei  der  Cassa  der  Gesellschaft  hinter- 
legen und  dagegen  einen  aaf  seinen  Namen  lautenden  Erlagssohdn  efheben. 

§.  17. 

Amortisirung  der  Aoiien  nnd  Coupons. 

In  Verlust  gerntliene  Aotion  und  Conpons  miii^scn  bei  dem  k.  k.  Präger 
Handelsgerichte  amortisirt  werden,  um  neue  Urkunden  dagegen  erhalten  zu 
künnen.  BezUglieh  der  Amortisirungsfristen  gelten  die  für  Staatspapierc 
bestehenden  Vurschriftcn. 

§.  18. 

Organisation  der  Gesellschaft. 

Die  Gesellsohaft  besorgt  ihre  Angelegenheiten : 
aj  durch  die  General- Versammlung, 
h)  durch  den  YerwaUnngsrath, 
cj  durch  den  Betriebsdireotori 
dj  durch  den  Revisionsanssohnss. 

Die  General-Versammlung. 

§•  19. 

Befähigung  zur  Theilnahme  an  der  General- Versammlung. 

Die  ordnungsmä8sig  gehUdete  General  -  Versammlung  Tertritt  die 
Gesammtlieit  der  Actionäre. 

An  derselben  können  nur  jene  Actionäre  tlieilnehmcn,  welche  vreni|f- 
stens  20  StUck  Actien  besitzen.  Sie  können  hiebei  persönlich  erscheinen, 
oder  auch  durch  solche  tievollmächtigte  vertreten  werden,  welche  selbst 
stimmfähige  Mitglieder  der  General-Versaramlunfj  sind. 

Von  letzterer  Bestimmnng  sind  die  Bevollmächtigten,  bezieh ungsweiae 
die  geset/.lichen  oder  statatenmllssigen  Vertreter  von  Minderjährigen,  von 
Pflegebefohlenen,  von  Frauen,  von  Gemeinden,  Ton  protokollirten  und 
behördlich  genehmigten  Gesellschaften  ausgenommen. 

Die  Form  der  Vollmacht  wird  rom  Verwaltnngsratbe  bestimmt  werden. 

§.  20. 

Stimmrecht  der  Actionäre. 
Je  20  Actien  geben  das  Recht  auf  eine  Stimme.   Kein  ActionSr  kann 
jedoch  im  eigenen  uud  Vollmachtsname u  melir  als  20  Stimmen  zusammen  in 
•ich  Toreinigen. 
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§.  21. 

Ordentliche  und   ausserordentliche  General  -  Versaramlung, 

Die  General-Versaroinlung  tritt  regelmässig  im  Monate  Mai  eines  jeden 
Jahres  in  Pr.ij;  zusammen. 

Ausserordcnf li'ho  (ieneral-Vcrsaramluiifri'u  kiiiinen  so  oft  Btattfiiiden. 
als  es  der  Verwaltuiigsratli  für  erfor<lorlich  eraelitt-t.  iiiitl  sie  sind  auch  •lauii 
rinzul>f rufen,  wenn  mindestens  20  AcHonärc.  deren  Afticu  don  zehnten  Theil 
des  A'  tiencajiitales  repräsentircn,  und  von  ihnen  nach  §.  IG  deponirt  wer- 
deD|  darauf  beim  Verwaltuugsrathe  antragen. 

§.  22. 

Einberufung  der  General- Versammlnn g. 

Die  Einbenifang  der  Genenl-Versnmmlnng  geschieht  mittelst  Knnd> 
maehnng  dnreh  die  im  §.  89  anfgefDhrten  Zeitungsblätter,  sie  hat  mindestens 
30  Tage  vor  dem  znr  Abhaltung  der  Versammlang  anberaumten  Tage  an 
geschehen  und  die  Gegenstände  der  Verhandlung  bekannt  au  geben. 

§.  23. 

Ijegitimation  zur  Ausübung  des  Stimmrechten. 

Die  Actionäre  mil?>>en,  um  der  General- Versammlung  beiwohnen  an 
dttrfen,  wenigstens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  derselben  ihre  Actien^ 
nuf  deren  Grund  sie  ihr  Stimmrecht  ausüben  wollen,  am  Sitze  der  Gesell^ 
Schaft  oder  bei  den  vom  Verwaltiuif^sralhe  hiezu  bestellten  Agenturen  hinter* 
lc?en,  und  erhalten  eine  Legitimationskarte,  welche  auf  den  Namen  lautet, 
die  Zahl  der  hinterlegten  Aotien  and  die  auf  den  Inhaber  derselben  ent- 
fallende Stimmenzahl  ausweist  und  nur  fUr  die  bezeichnete  Person  oder  fUr 
deren  gehörig  Bevollmächtigten  gilt 

§.  24. 

Reohnungsabsohluss. 

Jedem  als  stimmberechtigt  ausgewiesenen  Actionär  wird  der  Jahres^ 
Reohnungsabsehtnss  wenigstens  8  Tage  vor  der  General- Versammlung  ein- 
gehändigt. 

§.  26. 

Besohlussfähigkeit  der  Geoerai- Versammlung. 

Die  General- Versammlung  ist  beselilussfähi;:.  wenn  über  deren  erste 
Aiissehreibun;;  wcrii<;-teiis  ifu  Actinniire  anwesend  sind,  welche  mindestens- 
den  zehnten  Theil  des  Acticncapitales  vertreten. 
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Um  eine  Aciideruiig  der  Statateo,  jeine  Vermehrung  des  gesellseliaftUclien 
ünternebmniigsfondes  darob  Hinausgabe  neuer  Aotirn.  die  Aufnahme  eines 
Anlehen"^.  die  Veräussenint]:  der  Eisenbahn  oder  die  Auflösung  der  Gesell- 
scbaft  giltig  besehlicssen  zu  können,  mm^  weni^Rtens  der  fünfte  Theil  des 
Actiencapitale^«  durch  mindestens  30  ActionUre  vertreten  sein. 

Ist  die  (ieneral- Versammlung  nicht  heachhissfähig,  so  wird  sie  vertagt, 
and  unter  Angabe  des  Grundes  sogleich  in  Gemäseheit  des  §.  22  neuerdings 
«inberufen. 

Die  Genoral- Versammlung  ist  bei  ihrer  zweiten  Zusammen kunft 
besohl ussHihifr,  ohne  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Mitf^Iiedern  oder  an 
«inen  duroli  dieselben  vertretenen  bestimmten  Theil  des  Actiencapitales 
gebunden  zu  sein.  —  Sie  darf  jedoch  in  diesem  Falle  nur  über  solche 
Gegenstündc  beschliessen,  welche  bereits  zur  Tagesordnung  der  vertagten 
General- Versammlung  gehörten. 

§.  26. 
Vorsitz. 

Den  Vorsitz  bei  drr  General-Vorsamuilung  führt  der  Vorsitzende  des 
Verwaltungsrathcs  oder  dessen  .Stellvertreter. 

Er  bestimmt  die  Reihenfolge  der  zu  verhnndcludcu  Gcg^onstände. 
ernennt  den  Schriflfiihrer  und  die  Stimmzählor,  erölVnft  und  scliliesst  die 
Verhandlungen,  veranlasst  die  Abötiiuuiuug  und  bestimmt  die  Art  derselben. 

§.  27. 

Erforderniss  zur  Sehl ussfassuug  der  General- Versammlung. 

Die  General- Versammlung  fasst  ihre  Beschlüsse  mit  absoluter  Stimmen- 
mehrheit. 

Bei  Stimmeugletehheit  wird  jene  Meinung  sum  Beschlasse  erhoben, 
weloher  der  Vorsitsende  beigetreten  ist. 

Die  Aenderoog  der  Statuten  und  die  Vermehrung  des  gesellschaftUehen 
Untemehmungsfondes  durch  Hinausgabe  neuer  Actien,  die  Aufnahme  von 
Aalehen,  die  VerSusserung  der  Eisenbahn  and  die  Auflösung  der  Gesell- 
schaft kann  nur  durch  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritttheilen  der  Stimmen 
beschlossen  werden. 

§.  28. 

Gegenstände  und  Wirkung  der  Schlussfassung. 

Die  General- Versammlung  ist  berechtigti  innerhalb  der  Gränzen  der 
•Goncesslon  und  der  Statuten  Uber  alle  Belange  der  Gesellschaft  zu  berathen 
und  zu  beschliessen,  und  hat  sich  jeder  Actionär  ihren  innerhalb  dieser 
^hranken  gefassten  Beschlüssen  zu  fUgen. 
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§.  29. 

EinhaltuD)^  des  Programmes. 

hl  <lor  General-Vrrsanimluii}?  wird  nur  über  jene  <  lp{r("n^itände  ver- 
hamlclt.  welche  in  dem  bekannt  gemachten  I^rogramme  ho/.oichnet  sind. 

Jedem  stimmbcreclitigten  Aetionär  steht  zwar  da^<  Recht  zu,  sclbst- 
8ländij;e  Anträge  zu  stellen,  jedoch  hat  die  VersammlunL^  wenn  ein  solcher 
Antrag  von  wenigr^teri^;  fiiiif  stiinmfähifren  Actionären  unterstützt  wird,  vorerst 
darüber  zu  entscheiUeD;  wann  derselbe  in  Verhaudlung  zu  uebmeu  sei. 

§.  80. 

Der  Verlinndlun;;  und  Schlusstassung  der  General- Versaramluug  sind 
f(d.LM'ude  Gegenstämlo  vorbehalten: 
Oy  I>ie  Wahl  dc8  Verwaltungsrathcs ; 
hj  die  Wahl  der  Hechnungs-Kevisoren ; 
c)  die  Genehmigung  der  JahreBreehnungen ; 

dj  die  Bcstiinmungcn  der  Höhe  der  lür  das  abgelaufene  Betriebsjalir  zu 
vertheilendt  n  Dividende,  der  Quote  für  den  Reservefond; 

ej  die  Ertheilung  besonderer  Vollmachten  an  den  Verwaltungsrath  in 
Fällen,  welche  in  den  Statuten  nicht  vorgesehen  sind  ; 

fj  die  Vermehrung  des  Gesellschafts-Capitales  Uber  Sieben  Millionen  (§.  6) 
durch  Hinausgabe  von  Actien  oder  Aufnahme  von  Anlehen; 

gj  die  Errichtung  von  Zweig-  und  Flügelbahnen; 

h)  die  Verpaobtnog  des  Eisenbahnbetriebes ; 

ij  die  VeräoMernng  der  Eisenbahn ; 

kj  die  Abbilder ung  der  Statuten ; 

IJ  die  AnflÖBiing  der  Gesellsohftft  vor  Ablauf  der  concessionii-ten  Dauer 
derselben. 

Zur  GilÜgkeit  der  BescblttsM  Uber  die  in  den  Absätsen  /),  t),  h) 
und  /)  aufgeführten  Gegenstände  ist  die  Genehmigung  der  Staatsverwaltung 
erforderlieh. 

§•  31. 

Protokoll  über  d  i  e  V  e  r  h  a  n  d  1  u  n  g  e  u  der  Genera  l-V  e  r  s  a  m  m  l  u  u  g. 

Feber  die  Verhandluntren  bei  der  (H  iieraUVcniammlung  wird  einProto- 
koM  geführt  and  von  dem  Vorsitzenden,  dann  von  mindestens  swei  der 
Anwesenden,  von  der  Versammlung  bezeichneten  Aotionären  und  dem 
Schriftnihrer  unterzeichnet. 

Der  Frschrift  des  Protokolles  wird  das  Verzeichiiiss  der  stimmberechtig- 
ten Mitglieder  der  General- Versammlung  mit  Angabe  der  von  jedem  ver- 
tretenen Actienzahl  nobst  den  Vollmachten  beigefügt. 

Die  in  dem  Protokolle  der  General  -  Versammlung  verzeichneten 
Besehlflsse,  mit  welchen  Handlungen  oder  Unterlassungen  der  Verwaltungs- 
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Organe  gatgebeisseii  oder  gerechtfertigt  werden,  baben  den  letzteren  als 
Absolutorinm  an  dienen. 

Verwaltongsrath. 

§.  38. 

Bestimmnng  des  Verwaltungsrathen. 

Die  Leitung  der  Gesellscliaft.  sowie  die  YertretUDg  derselben  liegt  dem 
Verwaltuii^srathe  ob. 

Derselbe  besteht  aus  zwiUf  Mitjiliedern,  von  denen  wenigstens  acht, 
darunter  der  Vorstand,  österreichische  Staatsbürger  sein  müssen. 

§.  3S. 

AnsschliesBnngs  gründe. 

Biamtt'  der  Geselbcliatt  und  Alle,  die  in  Concurs  verfallen  sind,  oder 
sich  dem  Verf^ieichsverfahrcn  unterworfen,  oder  ihre  Zahluofren  eingestellt 
und  ihre  Glaubij^cr  nicht  befriedigt  haben.  Alle,  welche  wegen  eines  gemeinen 
Verbrechens,  oder  eines  aus  Gewinnsucht  hervorgegangenen,  oder  die 
btVentlichc  Sittlichkeit  verletzenden  VergehenR  oder  einer  solchen  l'eher- 
tretung  in  rntersuchnng  gezogen  und  nicht  schuldlos  gesprochen  worden 
sind,  können  nicht  Mitglieder  des  Verwaltiingsrathes  sein.  Tritt  ein  Holche-i 
Verhältniss  oder  eine  Verminderung  des  im  i?.  37  gedachten  Actienbesitzes 
während  der  Amtsdauer  ein,  so  hat  es  unmittelbar  den  Verlust  der  Stelle 
zur  Folge. 

§.  34. 

Wahl  der  Mitglieder  des  Verwaltungarathes. 

Ist  die  Gesellsohaft  constitnirt  (§•  5),  so  berufen  die  Concessionire  die 
erste  General-VerBamnilnng,  welohe  den  Verwaltongsrath  anf  dreiJabrewIhK. 

§.  35. 

Eruenernng  des  Verwaltungsrathes. 

Naeh  Ablauf  der  ersten  drei  Jahre  treten  jährlich  drei  Mitglieder  ans, 
deren  Stellen  daroh  eine  nene  Wahl  von  der  General-yersaiamliuig  besetzt 
werden. 

Bei  den  ersten  drei  Atistrittsßlllen  werden  die  Austretenden  dnreh  das 
Los  bestimmt,  in  der  Folge  aber  findet  der  Anstritt  naeh  der  Reihenfolge 
der  Amtsdauer  statt.  —  Jeder  Austretende  Icann  wieder  geirithlt  werden. 

§.  30. 

Ergänzung  des  Verwaltungsrathes. 
Tritt  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  während  seiner  An>tsdauer 
aus,  so  ist  lu  der  nächsten  Geueral- Versammlung  (Ur  den  Rest  seiner  Amts- 
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daner  ein  Vertreter  zu  wählen.  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes,  welehe  im 
AnsUnde  domieiUren,  können  sich  bei  den  Verhandlungen  des  Verwaltnngs- 
rathes  durch  ein  Hitglied  desselben  vertreten  lassen. 

8.  37. 

Hinterlegung  von  Aotlen  von  Seite  der  Hitglieder  des 

Verwaltunjrsrathea. 

.h'dc8  j:('W;ihltv  Mit^'lifMl  ile-^  Verwaltuiigsi-atlu's  liat  V)innen  ;i''lit  Tairen 
iiaeli  seiner  Wahl  2U  Stück  A(3ti»'ii  l>ei  der  (IpselUolinttscassa  zu  hintorip;j:t'ii. 
welcln-  walirenil  seiner  Anitstuhruni:  un\ erjiu8."ierlich  sind  und  bei  der 
Gesellschaftscadsa  aulbewahrt  werden  müdsen. 

§.  38. 

Vorstand  des  Verwaltnngsrathes* 

Der  Verwaltuugsrath  wühlt  ans  seiner  Mitte  jährlich  einen  Vorsitzenden 
und  dessen  Stellvertreter. 

Jeder  derselben  ist  wieder  wählbar.  —  Bei  gleichseitiger  Abwesenheit 
Beider  betraut  der  Verwaltuugsrath  zeitweilig  eines  seiner  Hitglieder  mit 
dem  Amte  eines  Vorsitzenden. 

§.  39. 

Oese  h  ä  f  t  s  o  r  il  n  u  n  g  des  V  e  r  w  a  1 1  ii  ii s  r  a  t  Ii  e  s. 

\)vr  Vi  )  waltunj^srath  vcrisi.ininiolt  sich  am  Sitze  der  Gesellsriiaft  auf 
Einladiuii:  tW^  Vor.-«it/.enden  oder  dessen ätellvertreters,  so  oft  es  das  Interesse 
der  Gesellschaft  erfordert,  oder  es  von  drei  Mitgliedern  des  Verwnltnn^s- 
ratlies  beantragt  wird,  wenitrstens  aber  einnml  in  jedem  Monate.  Die 
Beschlüsse  werden  durch  absolute  Stimmenmehrheit  j^efasst. 

.ledom  Mitgliede  kömmt  nur  eine  Stimme  zu.  Die  Abwesenden  können 
Jedoch  Einem  der  Ersclieinenden  ilire  Stimme  mittelst  Vollmacht  über- 
tragen; doch  darf  keines  der  Mitglieder  mehr  als  eine  solche  Vollmacht, 
übernehmen. 

iiei  (jlleichlieit  der  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben, 
welcher  der  Vorsitzende  beip^etreten  ist. 

Zur  gütigen  Be.HclilnsHfasäung  ist  mit  Eiuscbluss  des  Vorsitzenden  die 
Anwesenheit  von  fünf  Mitgliedern  erforderlich. 

Ueber  die  Verhandlungen  des  Verwaltnnjrsrathe>;  wird  ein  Protokoll 
nufgenomnien,  welches  von  dem  Vorsitzenden  und  wenigstens  zwei  Mit- 
gliedern zn  unterzeichnen  ist. 

Der  Verwaltungsrath  bringt  seine  BeschHissp  durch  seine  eigenen  Mit- 
glieder oder  durch  bestellte  Beamte  und  Uilfspersoneu  in  Ausfllhrung. 
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Zur  griltigen  Zoiclnning  der  Firma  di  r  ( iesellscliatt  ist  die  rntcrschritt 
von  zwei  Vorwaltuiig.sratlion  erfordci lieh.  Zu  dieser  l ntersehrilt  sind  alle 
Verwaltniigsriitiie  in  gleicher  Woisp  berechtiget. 

Alle  Verlantharuugen  an  die  ActionUre  haben  von  di'ni  Verwaltun'zs- 
ratlic  auszugehen  und  sind  jedesmal  mittelst  dreimaliger  Einschaltung  und 
zwar  zum  Mindesten  in  der  Wiener  Zfitun;:  und  in  beiden  Landesspra«  heu 
in  der  Prager  ämilielieu  Zeitung,  dann  in  einem  grösseren  ausländischen 
Journal  zu  veranlassen. 

§.  40. 

Wirkungskreis  des  Verwaitungsrathes. 

Der  Verwaltungsrath  ist  der  Vorstand  der  QeBellsohaft,  er  vertritt  die 
selbe  im  Sione  der  §§.  230  und  231  des  HandelsgesetEbuehes.  Der  Gesell- 
sohaft  gegenüber  gelten  Uber  den  Umfang  seiner  Befügnisse  folgende 
Bestimmungen: 

Der  VerwaltnngBi'ath  ist  zur  Soblussfassung  in  allen  Angelegenheiten 
berechtigt,  welche  nicht  der  General-Versammlung  ansdrttoklioh  vorbehalten 
sind.  —  Insbesondere  hat  er  alle  Vertrige  Namens  der  Gesellschaft  abza- 
aehliessen. 

£r  erwirbt  und  veräussert  bewegliche  und  unbewegliche  Güter  (mit 
Ausnahme  des  im  §.  30  ij  gedachten  Falles),  bestellt  Hypotheken  ond 
bewilligt  die  Löschung  von  Satxposten,  sowie  die  Auflösung  von  Sicher- 
Stellungen. 

Er  ernennt  den  Betriebsdireotor,  den  Rechtsanwalt,  sowie  sämmtliche 
Beamte  und  Bedienstete,  ertheilt  ihnen  Instructionen  und  Vollmachten, 
bestimmt  deren  Besoldungen  und  snspendirt  oder  entlässt  dieselben. 

Er  verfttgt  die  zum  vollständigen  Eisenbahnbetriebe  erforderlieben 
Bauten  und  neuen  Anlagen  nnd  bewilligt  die  Ansohafltang  nothwendiger 
und  zweckmässiger  Maschinen  und  Einrichtungen. 

Er  bestimmt  die  Art  und  den  Umfang  des  jeweiligen  Eisenbahnbetriebes, 
priift  und  adju^«tirt  hiernach  den  periodischen  Voranschlag  der  Auslagen, 
und  bestimmt  die  alli^emeinen  Verwaltungsausgaben. 

Er  bestimmt  die  jeweiligen  Taritgebtthren  und  deren  Erhebung.^art 
innerhalb  der  coiu  essionsmässigen  Gränzen,  erlässt  Verordnungen  Uber  die 
Einrichtungen  des  Dienstes  und  über  den  Betrieb  der  Eisenbahn,  und  ver- 
einbart die  wechselseitigen  Beziehungen  zu  anderen  £isen1)ahnen  und 
Transportunternehmungen  zu  Wasser  nnd  zu  Laude,  um  das  ineinander- 
greifen der  Fahrten  zu  sichern. 

Er  beruft  die  ordentlichen  und  ausserordentlichen  Geueral-Versamm- 
Inngen,  trägt  bei  denselben  den  Geschäftsbericht  vor^  stellt  hiebei  Anträge 
über  jene  Gegenstände,  deren  Erledigung  der  General-Versammlung  vor- 
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t>6luilten  ist,  oder  welche  er  der  Sohlusf^fa^'^ung  der  Oeiieral- Versammlung 
^uzufiiliren  fllr  notliweiidig  oder  zweckmässig  eraobtet  und  bringt  die 
BfrSohliUse  der  G^neral-VQrsnmmlung  zur  AasfUhmng. 

Er  regelt  und  UbiM-waclit  dio  Vermög-^nsverwaltung,  die  G  ^bariing  mit 
dem  U(MPr\'e-  nn<l  Tilf?uiig.^f"on  le,  bestimmt  die  Art  der  Natzbarmachnng 
^ler  zeitweilig  verfUg')aren  Gelder,  bewilligt  die  Eiu/.ie'mng,  reberschivibang 
<»ier  rebertrairiintr  der  WertUpapiere,  Renten  und  Etfeoteii  d  >r  GeielUchaft» 
vertuet  den  Verkauf  derselben  und  legt  die  jiiiirlielien  Keokuungen  sammt 
iiilanz  d(Mn  He\  isionsaossohosse  zur  PrUiiing  un  l  A  Ijiistirang  vor. 

£r  kann  Frocease  anhängig  machen  und  aufgeben,  vor  Gericht  Eide 
auftragen  und  annehmen,  sich  vergleichen,  Schiedsrichter  bestellen  unJ 
(ielder  für  die  Gesellschaft  mittelst  deren  Caasen  in  £!npfang  neh  nen  und 
hiezu  seinen  Auwalt  bevollmächtigen. 

Er  kann  einen  TUeil] seiner  Vollm  icUt  durch  eine  Bpeclelle  Enndchti- 
gung  auf  eines  (»dor  mehrere  seiner  Mitglieder  oder  n.ich  Umitäodeu  auf 
4en  Betriebsdirectur  für  einen  besondercu  Zweck  Übertragen. 

§.4l. 

Haftung  dea  Ve-rwaltnngsrathea. 

Die  Mitglied'T  dr^  Vei  w  thmigMutht^'i  sind  fUr  ihre  Aoitsliihrung  gleicl» 
jedem  andere  n  Gewaltha))er  verantwortlich. 

§.  42. 

Schadtosbaltcng  des  Verwaltnngarathes. 

Die  MitgÜL'iler  de«;  Vn  waltungsratht's  erhalten  E  satz  lür  lieisekosteu 
oder  andere  durch  ihre  Ir'unetiouen  veranlasste  Auslagen. 

§.  43. 
Betriebsdireetor. 

Für  die  Ausliilirnng  der  Be-ielilii'^se  des  Verwaltungsrathcs  un  l  für  die 
specielle  Fiüining  der  Geschäfte  nach  M;mgab  '  dieser  He^  -hliisse  Inn  «rhalb 
der  in  den  "Statuten  gegebenen  G  ünzen  wird  vom  Verwaltungsrathe  ein 
Betriebsdireetor  am  Sil/.e  der  (J^selh«  liatt  ernannt  werden.  D;.'r  Verwaltungs- 
rath be><timint  dessen  Wirkungskreis  und  Beziige  (§.  40;.  Bji  düu  Sitzungen 
des  V^erwaltungsrathes  hat  er  eine  beratliende  Stimme. 

Er  besorgt  die  Geschäfte  unter  üeberwachuug  des  Verwaltung-irathes 
in  Gemässheit  der  GeschUftsorduuug  und  der  ihm  gegebenen  Dieii^tvor- 
scliritten. 
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Der  Revislonsaussehuss. 

§.  44. 

M  i  t  ir  l  i  e  e  r  dos  R  e  v  i  8  i  o  i»  ü  ;i  u  s  s  <•  h  u  s  s  e  s. 

Holiufs  der  Priifun^r  und  Adjustirung  der  gesellscliaftliclu'n  llechnunpeD 
für  das  abgelaut'oiu'  Jahr  wählt  die  jeweilige  ordentliche  General- Versamm- 
long  auB  den  stimmberechtigten  Aetionäron,  mit  Ausnahme  der  Mitglieder 
de«  Verwaltnngsrathes  und  der  durch  §.  33  von  der  Wahl  zu  Verwaltiings- 
rätiien  ausgeschlossenen  Personen,  den  aus  drei  Mitgliedern  und  zwei 
Emtzmännern  bestehenden  Revisionsausschuss. 

§.  45. 

Wirksamkeit  des  K  e  v  i  s  i  o  n  sa  usscli  u  8  s  es. 

Der  RevisionBaussehnsa  hat  die  Richtigkeit  der  abgeseldnsRenen  Jahres- 
reehnnngen  zu  prttfen,  über  vorkommende  Anstände  und  Bedenken  von  den 
Reehnungslegern  im  kürzesten  Wege  mttndlirlie  oder  F^ohriftliehe  Aufklärun- 
gen und  Erläuterungen  abzuverlangen  und  den  Öohlnssbefund  der  näohsteo 
General  Versammlung  vorzulegen. 

Verwendung  der  Erträgnisse. 
§.  46. 

Vertheilung  der  Jahreserträgnisse. 

Die  Heclinungeu  werden  am  Ende  eines  Solarjnlires  abgeschlossen  und 
mit  der  Bilanz  und  allen  dazu  gehörigen  Belegen  nach  der  durch  den 
Revisionsausschuss  erfolgtou  Prüfung  und  Adjustirung  der  Gcneral-Ver- 
sanimlung  vorgelegt,  welche  die  Rechnungen  entweder  genehmigt  oder 
verwirft. 

Aus  den  Krträgnisscii  der  gesrlls^^haltlifhon  Unternohmunjr  werden 
nach  Abschlag'  aller  Erhaltimu^'^  .  Betriebs-  und  Vervvaltungsauslag<'n  nnd 
der  eiit>ipreelieiiden  Abschreibung  vom  Werthe  des  Fundus  instructus  uud 
des  Oberbaues  Itestritten: 

1.  Die  Zinsen  und  die  Tilgiui;:s({uote  für  die  PrioritätsobligationeD|  so- 
wie die  Zinsen  fUr  die  allialligen  sonstigen  Anleilien. 

2.  Die  nach  erfolgter  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  zur  Eiulösuog 
der  Actieu  erforderlifhe  Tilgung-^((Uoto. 

Die  hiernach  uck  Ii  verlügbar  bleibende  Summe  bildet  den  Leberschuss 
des  jährlichen  lieinertra^res. 

Von  diesem  L'cberschusse  des  jährliehou  Reinertrages  ist  zunächst  ein 
Betrag  von  wenigstens  5"  zuriick/ulegen,  welcher  als  Reservefond  für 
unvorhergesehene  Auslagen  zu  dienen  hat. 
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Wenn  der  Keservcfond  den  Betrag  von  lO^^^  des  Actieneapitals 
erreicht,  haben  dessen  Zuschlisse  aus  den  Erträgnissüberschüssen  aufzuhören, 
«ie  sind  aber  wieder  aufzunehmen,  sobald  der  Reservefond  unter  diesen 
Betrag  herabsinkt. 

§.  47. 

Von  dem  nach  Abzng  der  Quote  fllr  den  Reservefond  erübrigenden 
Reingewinne  kann  ein  Tbeil  auf  Vorsclilag  des  Verwaltungsratbes  dem  fUr 
die  Beamten  und  Diener  der  k.  k.  priv.  Turnan-Kralup- Prager  Eisenbahn- 
Oesellscbafl,  dann  deren  Witwen  nnd  Waisen  gebildeten  Pensionsfond, 
dessen  Statuten  mit  dem  bölimisohen  k.  k.  Stattbaltereierlasse  vom  1.  Decem- 
ber  1866,  Z.  49110,  genehmigt  wnrden,  und  dem  £ur  Bestreitung  von 
Wiederanschaflbngen  des  Betriebsmateriales  und  von  Wiederherstellungen 
bestimmten  Ernenerungsfonde  zugewiesen  werden. 

Von  dem  nach  Abzug  des  dem  Reserve-  und  eventuell  Pensions-  und 
Erneuerungsfonde  zugewiesenen  Betrages  verbleibenden  Reingewinne  sind 
zunächst  de.s  Nominalbetrages  der  nioht  verlosten  Actien  an  die  Actien- 
Inhaber  zur  Vertheilung  au  brin^'^on. 

Von  <lem  noch  erübrigenden  Uebersohusse  erhält  der  Verwaltungsrath 
10"/o  »Is  Tantieme. 

Dt'r  nooh  verbleibende  Kest  des  Reingewinnes  wird  unter  angemessener 
Abiundung  nach  dem  von  der  General- Versammlung  diesfalls  gefassten 
Beschlüsse  an  die  Actionäre  und  Genussscheininhaber  gleiohmässig  vertheilt. 

§.  48. 

Zahlung  der  Dividenden. 

Die  Zahlung  der  Dividenden  erfolgt  am  1.  .Inli  eines  jeden  Jalire.-s  ))ei 
<ler  gesellschattlichen  Haiiptrassa  in  Prag  oder  bei  den  namhaft  gemaehten 
Agentin en  im  In-  und  Auslände.  Zinsen-  nnd  hiviilendenbeträge,  welclie 
nicht  innerhalb  fünf  .lahreu  nach  der  Zahlungszeit  erhoben  werden,  sind  der 
OescUschait  verfallen. 

§.49. 

Tilgung  der  Actien  und  Prioritätsobiigationen. 

Innerbalb  der  Dauer  der  ertbeilten  Allerhöchsten  Gonoession  hat  die 
Tilgansr  der  Prioritätsobligationen  und  der  Aetien  der  Oeseilsehaft  sn  erfol- 
gen, nnd  zwar  sind  sunftchst  die  Prioritätsobligationen  nach  dem  von  der 
dtaatsveiwaltnng  genehmigten  Verlosungsplane  zu  tilgen.  Naeh  erfolgter 
Rückzahlung  sttmmtlioher  Prioritätsobligationen  hat  die  Tilgung  der  Actien 
zu  beginnen ;  hiezu  wird  eine  zu  dem  Actienoapitale  im  richtigen  Verhält* 
nisse  stehende  Tilgnngsqnote  bestimmt. 
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Tu  rnau-K  ralup-Prager 


§.  50. 
Verloann^. 

Die  zu  tilgenden  Aetien  werden  flureh  Verlosung'  bestimmt,  die  jährlieb 
zu  der  Zeit  und  auf  die  Art,  welche  der  Verwaltungsrath  festsetzt,  öffentlich  in 
Prag  sfattHiidet.  —  Die  Nummern  der  gezoge neu  Aetien  werden  statutenmässig^ 
(§.  39)  kundgemacht,  dem  Besitzer  der  verlosten  Acfien  wird  am  1.  .Inü 
des  auf  die  KundraaehuuL'  folgenden  Jahres  am  Sitze  der  GeselUehaft  zu 
Prag  der  Nennbetrag  dieser  Aktien  nebst  den  nooh  unbehobenen.  tum-!)  nicht 
verjährten  (if.  48)  Dividenden  bis  zu  dem  zur  Einlii^iuiL''  beistimmten  T.ige 
im  Baren  auü«:ezal)lt,  und  ihre  ursiiiUnfrliehen  Aetien  sammt  den  dazu 
gehörigen,  noeh  nicht  verfallenen  Dividendencdupous  nebst  Talons  werden 
gegen  besondere,  auf  die  Ueberbringer  lautende,  mit  Coupons  und  Talons 
versehene  (ienussscheine  unigeweehself,  deren  Formulare  seinerzeit  von 
dem  Verwaltungsratbe  mit  Genehmigung  der  Staatsverv  aitang  festgestellt 
werden  wird. 

Den  Besitzern  dicf^er  Genussscheine  steht  p'<ren  die  Gesells«  haft  kein 
weiterer  Anspruch  auf  die  zurilck^rezahlten  Actieneinlai^on  zu.  Beziijrlich 
der  Erträgnisse  gehiiliit  ihnen  nur  ein  Antheil  an  der  Superdividende» 
welche  nach  Auszjihlunir  von  5"^^  der  Actieneinlafren  an  die  Besitzer  der 
nicht  getilgten  Aetien  etwa  noi  ii  zur  Vertheiluiijr  lantrt. 

Im  Uebrigen  haben  f^ie  gleiche  Rechte  mit  (b'U  Besitzern  der  nicht 
getilgten  Aetien,  daher  auch  die  Genusss.  hpine,  insofenie  es  sich  um  die 
Bemessung  des  durch  die  Actionäre  vertretenen  Capitales  inul  um  dieBeurthei- 
lung  der  Beschhissiähigkeit  der  General- Versammlung  bandelt  (§.  25  und 
27),  gleiche  Wirkung  mit  den  Aetien  haben. 

Streitigkviten. 

§.  51. 
Schiedsgericht. 

Streitigkeiten  zwischen  der  Gesellschaft  untl  ihren  Actionären,  diesen- 
Letzteren  und  dem  Verwaltungsratlie.  ei.dlicli  (!er  Gesellschaft  und  dem 
Verwaltungsrathe  aus  dem  (;e<iells(•llaltsverh;iltni^se  ülier  die  Handhabung 
der  Statuten,  insoweit  diese  nicht  den  Verwaltungslieliöri'.en  zukömmt,  sind 
mit  Ausschluss  des  Ileehtsweges  und  jedt  r  wie  immer  ;:earteten  weiteren 
Berufuntr  mittelst  s<'hiedsrii'hterlichen  Erkenntnisses  der  Prager  UaudeU- 
kammer  endgiltig  zu  erledigen. 
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AttfIVtung  der  6«telltehafL 

§.  52. 

Fälle  der  Autlösung  der  G  e  ae  1  Isc  h  a  lt. 

Die  Auflösung  der  Gesellschaft  findet  ent\A  eder  in  Folge  der  Bestim- 
mungen der  Ct>ncessionsurkunde  beim  Erlüschen  oder  bei  der  Einlösung  der 
Concession,  ausserdem  aber  auch  bei  VerUusserung  der  Eisenbahn  in  Folge 
eines  statuteumässigen  Besclilusses  der  General- Verdamm lung  (§.  30)  statt» 

53. 

Liquidirung  und  Vertheiliui  ;r    des   geselisohaftli  cheu  Ver- 

ni  i»  g  e  n  s. 

In  albni  Fällen  der  Auflösung  der  Gesellschaft  i=it  deren  Veimögen  in 
der  von  der  General-Versammlung  festzusetzenden  Art  und  W('i>«p  zu  liqoi- 
diren  und  der  nach  lie/ahlung  der  Schulden,  Erfüllung  aller  Verpflichtungen 
und  Rückzahlung  der  Einlagen  auf  die  noch  nioht  getilgten  Actien  erübrigende 
Rest  unter  die  Besitzer  von  Actien  und  Gcnnssscheinen  nach  dem  Verhält- 
nisse ihrer  Beantheilung  gleiehmässig  in  vertbeilen. 

Bftiiebnngen  der  Getelltchaft  zur  Staateverwaltung. 

§.  64. 

Anffliohtsrecht  der  StaatsTerwaltnn^. 

Die  Staatsverwaltung  wird  das  ihr  nach  dem  jeweiliir  giltigen  Gfsetze 
zustehende  Aulsichtsrecht  durch  eintMi  zu  bestimmenden  landesfürstlichen 
(  'ommissiir  ausüben  lassen.  Der  landcsfiirstliche  Comraissar  ist  berechtigt,  in 
die  Gescliäftsgebarnng  der  J  Jesellschaft  Einsicht  zu  nehmen,  allen  Ver- 
sammluniren  der  General- Versammlung  und  des  N'erwnltuugsrathes  beizu- 
wohuf^n  und  gegen  alle  Beschlüssp  o  1er  Verlügungeii,  wodurch  er  die  Con- 
cessirmsbedinguugen,  die  ätatuten  oder  Gesetze  verletzt  erachtet,  Einsprache 
zu  erheben. 

In  einem  solchen  Falle  ist  die  hr.here  Entscheidung  einzuholen  und  bis 
diese  erfolgt,  die  Austührung  der  beanstäudeten  Verfügung  aufzuschieben. 

Prag,  28.  April  1864. 

247. 

Vorstehende  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  untorTu  '>,  November 
187.'),  Zahl  11938,  l»estätigten  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Aller- 
höchster Ermächtigung  genehmigt. 

Wien,  am  4.  Februar  1Ö75. 

Der  k.  k.  Minister  des  Innern: 
(L.  S.)    Lasser  m.  p. 


824  Turiiau-Krahiii-I'rager  Eisenbahn  Oesellechafu 

Mit  dem  em'ähnten  Erlasse  des  U.  k.  Ministeriums  dei^  Innern  vom  5.  November 
l«7:i.  Z.  1  193S,  hatte  gepenüber  den  im  Bd.  II,  Altli.  •_>,  .Seite  1119.  abgedruckten 
ijtatuteii  die  Ton  der  afhlen  ordontlittiuMi  (Jeneral■^'^•r.-aIlimlllnL'  vom  25.  Mai  1^72 
beecliluäsene  Acnderung  der  §§,  6,  IG  und  47,  und  zwar  rücksit^htlich  der  §§.  4ü  und 
47  in  der  noeb  bestehenden  FftSEunu  die  Bestütigung  erhalte»}  wXhrend  §.  6,  de«»en 
abermalige  Aenderang  nach  dem  Besebluwe  der  sehnten  ordentUehen  General-Yer* 
Sammlung  von»  28.  Mai  1874  mit  obigem  Erlasse  vom  4.  Februar  1S75  geaefamigt 
wurde,  n«eh  der  Bestäf ie'inu'  vom  T).  Sovfuibcr  l>^7.i  tolirende  Fassung  hatte: 

»Du«  AnlagecÄpitul  der  k.  k.  priv.  l'urnau-Kralup-l'rager  li^iäenbahngesellbchatt 
besteht  In  Zw81f  UiUittnen  neun  Hundert  neun  und  neunsig  Tausend  neun  Hundert 
fBnfzig  Ghilden  Ssterr.  TVithr.,  und  swar  aus  Seehs  Millionen  fünf  hundert  Tausend 
Gulden  in  Actien  zerthelU,  In  3-2.500  Stücken  zu  je  20o  fl.  und  aus  Sechs  MilHoi.en 
vier  Hundert  neun  und  neunzig  Tausend  neun  Hundert  fönfxig  Oulden  iu  Prioritäts- 
obligationen. 

Die  Genehmigung  des  Formularcs  der  Actien  und  der  Prioritätvobligationen  wird 
der  StaatsTorwaltung  ausdrücklich  vorbehalten." 


2.  Aiimerkuug  zur  toiicessioiisiirkiiiide  vom  28.  August  1868, 

B.  ii.  «I.  Nr.  89, 

fftr  dii*  Eisrnbahn  von  Turnav  nach  kralup« 

(Vgl.  Bd.  II,  Abtli.  3,  Seite  1I(I9.) 

Zu  ij.  12. 

Mit  1.  Jänner  1878  ist  auf  Giuiul  eines  {jemeinsehaftlifhen  Ueberein- 
kommeus  auf  »ämintliclien  österreichii«*  lien  und  ungarlBohen  Eisenbaboeo 
ein  neuer  einheitlicher  Militärtarif  in  Wirksamkeit  getreten. 
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K,  L  pny.  Böhmische  fioidbahn-fiesellsohaft. 

(Vgl.  Bd.  H,  Abth.  2,  Seite  1135,  Bd.  III,  Seite  4»7  und  Erp.  IM.  I.  Seite  420.) 

1.  Aumerknngen  zur  Concessioiisiirknnclc  vom  6.  October  1865^ 

R.  G.  Bl.  Nr.  2^,  ex  1860, 

fftr  dip  BMknisohe  Kordbahn. 
(Vgl.  Bd.  II.  Abth.  2,  S«ite  1137.) 

Zu  ij.  4. 

Die  Fort8etzuiig»streeke  von  Ruroburg  bis  zur  sHcIisischen^GrXoEe 
bei  Ebersbach  wurde  am  1.  November  1673  tlir  den  Personen-  und 
Otttenrerkebr  eröffnet. 

Zn  §.  12. 

Mit  1.  .liiiiner  ls78  ist  aul' Oriiiid  eines  ^'<Mn<  iiiseli:Utlicli<Mi  rebcrt  in- 
komineiis  auf  säinintlii-Iit'n  österreit'hischen  mnl  iiugarisclieu  Eiseubahueu 
ein  neuer  einheitlicher  Militürtaril  in  ivratt  {getreten. 
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EL  k.  phv.  J)ux-fiodenbaGiier  Eisenbahn. 

(Vgl.  Bd.  U,  Abtli.  2,  Seite  1167,  Bd.  m,  Seiie  491  und  Erg.-Bd.  1,  Stite  435.) 

1.  Stataten 
der  k.  k.  prif.  Dnx-Bodenbteher  Eisenbahn* 

(VgL  Bd.  II,  Ablh.  t,  Seite  1179  und  Bd.  III,  Seite  491:  Anmerkung  su  den  Oetell- 

•Qh«ft8*St«tnten  unter  2.) 

Unter  Berücksichtigung  der  in  den  General-Versammlungen  vom  12.  August 
1871,  80.  Ooteber  1675,  2.  HKrs  1876  und  8.  Mai  1876  beiehloiaenen  und  mit  den  £r- 
iSseen  des  hohen  k.  k.  Minbterluma  des  Innern  vom  80.  Oetober  1871,  N.  14791,  rom 
15.  Jinner  1676,  N.  1869  t  .  x  1874,  vom  Sl.Märs  1876,  Nr.  8l92  und  84.  Juni  1876, 
Nr.  7540  genehmigten  Aenderungen. 

L  Abschnitt. 

Kimie«  SM»»  Sweek  «md  Dauer  d«r  <ie«ella«luifit« 

§.  1. 

Die  GeselUchaft  wird  auf  Grund  der  Bestimmungen  der  a.  h.  Con> 
cessionsnrkunde  tooi  9.  Juli  1869  (R.  6.  Bl.  Nr.  137),  gebildet  und  ittlirt 
den  Namen: 

i.  k.  prh.  llnx-i#denbaeiier  Eisenbahn, 

sie  hat  ihren  Sitz  in  Teplits  und  wird  diese  Finna  beim  k.  k.  Handelt- 
geriehte  sn  LeitmeritE  protokolUrt.  Die  Kundmachungen  der  Qeselltchaft 
erfolgen  durch  die  im  §.  19  bezeichneten  Blfttter. 

§.  2. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 
aj  Der  Bau  und  Betrieb  einer  LocomotiTeisenbabn  von  Dux  nach  Boden- 
bach  sammt  emer  Scbleppbahn  zur  Elbe,  sowie  einer  Ton  der  Haupt* 
bahn  bei  Ossegg  ausgehenden,   über  Oberleitensdorf  und  Ober- 
Georgenthal  nach  Komotau  führenden  LocomotiTbahn. 
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hj  Die  Erwerbung-,  sowie  der  Bau  und  Betrieb  anderer  Eisenbahnen, 
welche  zur  Vervollständigung  des  Bahnnetzes  dienen,  oder  bestimmt 
Bind,  die  Hauptbahn  mit  in  ihrem  Bereiche  liegenden  Kohlenwerken, 
induBtriellen  Etablissements  oder  andern  Eisenbahnen  zu  verbinden. 

ej  Der  Betrieb  von  Transportanstalten  zu  Wasser  und  zu  Lande,  welche 
in  Verbindung  mit  den  der  Gesellschaft  gehörigen  oder  durch  sie 
gepachteten  läaenbaliDen  mit  Genehmigung  der  Kegiernng  errichtet 
werden,  nnbeeohadet  früher  ertheilter  Privilegien. 

dj  Die  Erwerbung  und  der  Betrieb  ven  im  Bereiche  der  Bahn  liegenden 
Koblenwerken. 

§.  S. 

Die  Gesellschaft  ist  constituirt,  sobald  das  im  §.  5  erwähnte  Actien- 
capital  gezeichnet,  eine  Einzahlung  von  wenigstens  40<%  geleistet  uud  die 
Eintragung  in  das  Handelsregister  erfolgt  ist. 

Die  von  den  Concessionären  bestrittenen  baren  Verauslagen  werden 
der  Gesellschaft  in  Rechnung  gebracht  nnd  von  dieser  vergütet. 

Die  Daner  der  Gesellschaft  ist  auf  90  Jahre,  d.  i.  bis  zu  dem  durch 
die  Cottceesion  bestimmten  Termine  festgesetzt.  Sie  I9st  sich  jedoch  schon 
frtther  auf,  wenn  die  ihr  gehörigen  Balinen  vom  Staate  eingelüst  oder  von 
der  Gesellschaft  vei^nssert  werden. 

n.  AbBChnitt. 

Geaellachaftsroiid,  Actien,  £Insahlangen. 

§.4. 

Der  gesellschaftliche  üntemehmnngsfond  (das  Anlage-Capital)  besteht, 
aj  ans  dem  Actiencapital, 

bj  aus  den  durch  Ansgabe  von  PrioritXtsobligationen  beschallten  Mitteln. 

§.5. 

Das  zur  Ausführung  der  Linie  von  Dux  nach  Bodenbaeh  sammt  der 
Schleppbahn  zur  Elbe  bestimmte  Anlagecapital  wird  durch  die  Aotien 
lit.  A  nnd  Prioritütsobligatienen  erster  Emission  gebildet.  Das  zur  Aus- 
fahrung  der  fibrigen  im  §.  2,  lit.  aJ  und  bJ  angeführten  Bahnen,  sowie 
allf&Uiger  Unternehmungen  im  Sinne  des  §.  2,  lit.  cj  nnd  d)  bestimmte 
Anlagecapital  wird  durch  Ausgabe  von  Actien  lit.  B  nnd  PrioritXts- 
obligationen zweiter  Emission  gebildet. 

Das  Actiencapital  besteht  aus  17.000  StUck  lit.  A  =  3,400.000  fl. 
»aterr.  WShr.  Silber  und  aus  16.000  StHck  Actien  lit.  B  =  3,200.000  fl. 
daterr.  Wihr.  Silber. 
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In  PrioritfttsobligatioDen  erster  Emission  ist  der  Capitalsbetrsg  von 
3)000.000  fl.  dsterr.  Wälir.  Silber  ausgegeben.  Der  Betrag  des  durch 
PrioritStsobligationen  sweiter  Emission  %u  besehaifenden  Gapitals  wird  dareh 
General-Versammlangsbeschlass  innerhalb  der  Gränzen  des  §.  7  der  Con- 
oession  vom  20.  Mai  1871  bestimme  Die  Formularien  der  Aotien-  und 
Prioritätsobligationen  sind  vor  der  Ausgabe  der  Genehmigung  der  Staats- 
Verwaltung  vorzulegen,  welcher  auch  die  Genehmigung  des  Emissionscourses 
vorbehalten  bleibt.  (§.  7  der  Concession  vom  20.  Mai  1871.) 

§.  6. 

Für  den  Fall  der  Erwtiterunpr  der  gesellschaftlichen  Unternelimunfien 
im  Sinne  des  §.  2,  bj^  c)y  wird  dieKrhühung  desUntenK-hmungsfondes  durch 
Ausgabe  neuer  Actien  oder  durch  Aufnahme  vou  Anlehen  Uber  Heschlnss  der 
Ooneral Versammlung  und  mit  sLiatlieher  Genehinigung  vorhehalten.  wobei 
jedoch  der  Gesammtbetrag  niler  Prioritäten  nie  mehr  als  drei  Fünftel  des 
Anlagecapitals  betragen  darf. 

§•7. 

Die  Actien  lauten  auf  den  Betra;^  von  200  fl.  österr.  Währ,  in  Silber 
gleich  133«/,  Thaler  der  ThalerwUhrung,  und  auf  die  Inhaber,  sie  sind  mit 
Dividendencoupons  versehen  und  werden  nach  dem  beiliegenden  Formnlare 
ausgefertigt.  Die  Einzahlungen  auf  das  Actiencapital,  insoweit  dieselben 
nicht  schon  bei  der  Constituirun?  der  GeselUchaft  geleistet  worden  sind, 
werden  vom  Verwaltungsratlie  ausgeschrieben.  Die  Haftung  der  Zeichner 
ist  auf  40*  0  des  Nominalbetrages  der  Actien  beschränlct.  Im  Falle  der  ver- 
zdg<>rten  Leistung  ausgeschriebener  Einzahlungen  können  die  säumigen 
Aetionäre  ihrer  Gesell sehaftsrechte  und  der  früheren  Zahlungen  unter 
Beobachtung  der  Bestimmungen  des  Artikels  221  des  Handelsgesetzes 
verlustig  erklärt  werden. 

Die  Actien  werden  im  Woge  der  Verlosung,  innerhalb  der  Ooncessions- 
dauer,  jedoch  erst  nach  Tilgung  der  Prioritätsobligationen,  und  zwar  in 
Silber  amortisirt. 

Die  Actien  lit.  A  werden  Us  zur  Eröffnung  des  Betriebes  auf  der 
Linie  von  Dux  nach  Bodenbaeh,  die  Actien  lit.  B  bis  zur  ErOffhuug  des 
Betriebes  auf  der  Linie  vonOssegg  nach  Eomotan  mit  5%  in  Silber  verzinst, 
worauf  bei  der  Bmittirung  des  Anlagecapitals  bereits  RQeksicht  genommen 
wird. 

§.  8. 

Jede  A'  tic  ;:ibt  das  Keolit  auf  den  verhältniüsniiissi^ren  Antliril  au  dem 
Vermo]L;L'ii  der  ( it  scllschalt  und  an  don  iOrträgnissni  der  rnternelnnung.  So 
lange  die  Gesellschaft  besteht,  kann  der  Actionär  nur  den  reinen  Gewinn 
zusprechen ,  der  nach  üeu  Statuteu  zur  Vertheiiuug  anter  die  Actiouäre 


Bodenbacher  Eisenbahn. 


82» 


bestimmt  ist.  Auch  anterviift  sich  jeder  Action&r  den  Bestimmangen  dieser 
Statuten. 

Die  Prioritätsobli^ratioiioji  hiiiteii  auf  lieu  Inhaber  und  wenleu  nach 
den  beiliegenden  Formularcu  in  Stücken: 

a)  ttber  750  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  gleich  ÖOÜ  Tliaiern  der  Tbaler- 
währung; 

h)  Uber  300  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  gleich  200  Thalern  der  Thaler- 
Währung; 

c)  ttber  150  fl.  österr.  Währ,  in  Silber  gleich  100  Thalem  der  Thaler. 
Währung  ausgefertigt. 

Sie  tragen  50/o  Zinsen  in  Silber,  welche  oline  irgend  welchen  Abzug  in 
halbjährigen,  bei  den  Obligationen  erster  Emission  am  2.  Jänner  und 
1.  Juli,  bei  den  Obligationen  zweiter  Emission  aber  am  1.  April  und  am 
1.  October  eines  jeden  Jahres  fälligen  Raten  gegen  die  denselben  bei- 
gegebenen Zinsenconpons  bezahlt  werden. 

§.  10. 

Die  Prinrit;it><ol)ligati<nu'n  wnden  im  Wege,  der  Verlosung  innerhalb 
50  Jahren  amortisirt.  Die  erste  Verlosung  findet  am  1.  October  1870  statt. 

i<.  11. 

Für  den  Fall  einer  Erhöhung  des  Uncernehmnugsfondes  werden  die 
Modalitäten  der  Enii<)^ion  und  £iiizabhin<i  der  auszugebenden  Actien  und 
der  auizunehmendei)  Anlehen  s.  Z.  in  Gemässheit  der  §§.  6  und  7  der 
Statuten  festgesetzt  werden. 

§.  12. 

Die  Actien  und  Priorität^obligationen  sind  uutheilbar.  Die  Oesellschaft 
erkennt  sich  gegenflber  für  jede  Aofie  und  jede  Prioritätsobligation  nur 
einen  EigenthUmer  an. 

Mehrere  Theilnelimer  einer  Actio  oder  Prioritätsobligation  müssen 
daher  ihre  gemeinsamen  Rechte  durch  eine  Person  wahrnehmen  lassen. 

§.  13. 

Die  Acti'  ii  oder  Prioritätsobligationen  h'niiien  gegen  Entrichtung  der 

von  der  Gescllsfhaft  bestimmten  Gebühren  bei  der  Gesellschnft-hauittcasse 

depouirt  und  dafür  auf  den  Namen  des  Erlegers  lautende  Erlagsscheine 
erhoben  werden. 
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IIL  Abschnitt. 

VemltüBB  der  GeMllMkaflU 

§.  U. 

Gosellschaft  bcsorj^t  ihre  Au^olo^^enlieiton : 

A.  (lurc'h  (lio  Gcncrnl-Vorsammlung  der  Actioiiare, 

B.  durch  den  V'erwaltungsrath, 

C.  durch  den  Director. 

D.  durch  den  Auti^ichUrath. 

A.  Generalversammiung  der  Actionttre. 
§.  16. 

Die  sUtutenmässig  gebildete  OenenlTerBammluog  beschliesst  innerhalb 
der  tirUnsen  der  allgemeinen  Gesetze  nnd  der  Statuten  Aber  alle  Gegen« 
stände,  deren  Bntsobeidimg  ihr  anssohliesslich  vorbehalten  ist,  oder  welche 
ihr  dnrch  den  Yerwaltangsrath  vorgelegt  werden. 

Jeder  AetionXr  unterwirft  sich  den  von  der  General- Versanimlung 
gefassten  Beschlüssen. 

16. 

Dom  Bei^chlusse  der  GeuersUVersammlnng  sind  folgende  Gegenstände 

ausachliesslich  vorbehalten : 
n]  Die  ICrnennuDg  der  iMitglieder  des  Verwaltungsrathea. 
h)  Die  Genehmigung  der  .lahresreehnungen  und  der  Gewinustvertheilung. 

c)  Die  Beschltis^ilassung  Uber  die  Erwerbung  neuer  £isenbabnlinien| 
Tiansporltianstaltcii  und  Kohlenwerke, 

d)  Die  Vermehrung  des  GeHellsehaftsfondefi  durch  die  Hinausgabe  neuer 
Actien  und  die  Aufnahme  von  Aulehen,  vorbehaltlicli  der  Genehmigung 
der  licgierung. 

e)  Die  Abändeiungcn  <•  Icr  Zusätze  zu  dcu  Statuten,  vorbehaltlich  der 

Genehmigung'  der  Rcirierung. 

f)  Die  Auflösung  der  Gcsellschalt  vor  Ablauf  der  Concessionsdauer. 

Die  Vertilgung  Uber  den  Keservefond  im  Falle  der  AuÜüsuug  der 
Geseihehaft. 

Die  Krnemiung  eines  Auisiclitsrailx'.s ,  bestehend  aus  drei  nicht  der 

Verwaltung  aiigchürenden  Actiunären  und  iiiren  Ersatzmännern. 

O  'iindert  «lun  li  15.  -  hl  i--  der  Qeaeral-Versammlung  vom  16.  Deccmber  ltt76. 
(Vergl.  Naclitrag  zu  den  Matutc  i.) 

§.  17. 

Der  Anfsichtsrath  überwacht  die  Gebarung  der  Gesellschaft  innerhalb 
jener  Grftnzen,  welche  ihm  daa  Gesetz  einr&nmt. 
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Er  prüft  'lio  Jiiliresreclimingen,  die  liilan/.  uii'l  die  Vorscliläg^c  zur 
IJcstimmung  der  Divideude,  und  erstattet  liieriiber  der  General- Versauimluug 
Bericht. 

Er  liat  eine  General-Versammlung  zu  berufen,  wenn  dies  im  Interesse 
der  Gesellschaft  erforderlich  ist. 

§.  18. 

Die  General-Versamniluiig  tritt  jedes  Jahr  in  Prag,  Wien  oder  Teplits 
zasammen. 

Sie  tritt  ausserdem  als  ausserordentUehe  General- Versaramlang  so  oft 
zusammeiiy  als  der  Verwaltnogsratb  oder  der  Aufsichtsrath  es  im  Interesse 
der  Gesellschaft  erforderlich  erkennt,  oder  in  dem  Falle,  wenn  ein  Aotionär 
oder  eine  Anzahl  von  ActionÜren,  deren  Actien  zusammen  den  zehnten  Theil 
des  ansgogebenen  Gesellsehaftseapitals  repriisentiren,  es  in  einer  von  ihnen 
nnterfertigten  Eingabe  nnter  Angabe  des  Zweckes  nnd  der  Gründe  verlangt 

§.  19. 

Die  Einberufung  der  ordentlichen  oder  ausserordentlichen  General- 
Versammlnng^  wird  durch  die  amtliche  „Wiener  Zeitung"  durch  die  „Prager 
Zeitung**,  durch  das  ^Dresdener  Journal**  und  die  ..Berliner  Börsenzoitnng" 
wenigstens  einen  Monat  vor  dem  Zusammentritte  kundgemacht. 

Gelindert  durch  Beiehluat  der  General- Vemuncnltuig  vom  16.  I^ecember  1876. 
(Vgl.  Nachtrag  su  den  Statuten.) 

§.  30. 

Die  in  der  General -Versammluii:;  zu  vt^handelnden  Ge^enstiiiidc 
müssen  in  der  Kunduiaciiun;;  ausdrücklich  ifcnanut  werden,  und  dieCieneral- 
Vt  rsamnilnnf;  kann  nur  über  die  in  der  Kundmachung  bezeichneten  Gegen- 
stände i^iltig  entscheitlen. 

Hievon  ist  jedoch  der  Bcsciiluss  über  den  in  einer  General  -Versamm- 
lun<r  jrestellten  Antraft  auf  Berufung  einer  ausserordentlichen  General- 
versammlung ausgenommen. 

§.  21. 

Jeder  ActionSr,  welcher  Actien  mit  den  nichtfUUigen  Coupons  deponirt, 
hat  das  Recht ,  den  Verhandlungen  der  General-Versammlung  persönlich 
beizuwohnen  y  aber  nur  jene  Aotionüre,  welche  20  Actien  erlegen,  sind 
stimmfEhig. 

Die  Actien  mfissen  spätestens  14  Tage  vor  dem  Zusammentritte  der 
General -Versammlung  mit  den  nichtfftlligen  Coupons  bei  den  Cassen, 
welche  von  dem  Vcrwaltnngsratbe  hiezn  bestimmt  werden,  erlegt  werden. 

Geihidcrt  durch  Beaehluss  der  Ocneral-Versammlang  vom  16«  December  1876. 
(Tgl.  Kachtrag  zu  den  Statuten.) 
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§.  22. 


Die  AotioDSre,  welche  stimmen  wollen,  mOssen  entweder  pentfniieli 
eraobelnen ,  oder  sich  durch  einen  anderen  stimmflüiigen  und  mit  der 
gehörigen  Vollmacht  versehenen  ActionSr  vertreten  lassen. 

Der  Bevollmächtigte  rouss  seine  Vollmacht  in  der  vom  Vepwaltnngs> 
rathe  vorgeschriebenen  Form  vorweisen. 

Sind  nicht  eigenberechtigte  Personen,  Gemeinden,  Corporationen  oder 
Öffentliche  Anstalten  ActionSre,  so  kr>nnen  die  durch  das  Oesetz  oder  durch 
die  corporativen  Einrichtungen  berufenen  Vertreter  derselben  an  den  Ver- 
handlungen theilnehmen,  oder  ihre  Stimmen  abgeben,  ohne  selbst  Aetionir 
zu  sein. 


Die  stimmt' II  werden  <»  ffe  ii  1 1  ic  Ii  abgegebeu,  den  F'ull  ;uis;j:eiii>mtneu. 
wenn  fünf  Mitfrlieder.  welche  weui^'-stens  den  zehnten  Theil  der  zu  dieser 
Geneial-VeisauHuluiig  depunirten  Actieii  vertreten,  die  geheime  Absiimmnn^ 
verlangen. 

Die  Walilen  geschehen  mittelst  Stiunnzettel,  wenn  nicht  die  (ieueral- 
Versammlung  eine  andere  Üestiramung  triti't 


Der  Erlapr  von  20  Actien  gibt  das  Recht  fBr  eioe  Stimme.  £in  Aclionir 
kann  im  eigenen  Namen,  sowie  als  fievollmüchtigter  so  viele  Stimmen  in 
sich  vereinigen,  als  die  Anzahl  der  von  ihm  oder  seinen  Vollmachtgebern 
hinterlegten  Interirosscheine  oder  Actien  durch  20  getheilt  ergibt. 


Die  Entscheidungen  der  General-Ver>annnlniigen  werden  in  allen  jenen 
Fällen  ,  wo  die  gegenwärtigen  Statuten  nichts  anderes  hostimmen  ,  mit 
absoluter  Stimmenmehrheit  gefasst.  Im  Falle  der  Stimmengleicheit  wird  jene 
Meinung  zum  Beschlüsse  erhoben,  welcher  der  Vorsitzende  beigetreten  ist. 

Wenn  bei  Wahlen  nicht  die  absolute  Stimmenmehrheit  beim  ersten 
Wahlgange  erzielt  wird,  so  findet  die  engere  Wahl  zwischen  jenen  Candidaten 
statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem 
Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu  Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht. 

Im  Falle  gleichgetheiltcr  Stimmen  entscheidet  das  Los. 

Zur  Beschlnssfahigkeit  der  General- Versammlung  ist  erforderlich,  dass 
ausser  den  Mitgliedern  des  Verwaltungsrathes  wenigstens  zehn  stimm- 
berechtigte AotionXre  oder  Bevollmächtigte  anwesend  seien,  und  dass  die 
Anwesenden  mindestens  den  10.  Theil  des  Actieneapitales  repräsentiren. 


Vitt  über  die  Gegenstände  siib§.  H]  d )  und  /  /  zu  t  iitriclieiden,  ist  ausser 
den  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  die  Anwesenheit  von  20  Actionären 


§.  23. 


§.  24. 


§.  25. 
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und  weiters  erforderlich,  da89  der  ffinfte  Theil  des  ausgegebenen  Aotien. 
capitals  vertreten  sei,  and  der  Besehlnes  mit  einer  Stimmenmehrheit  von 
zwei  Dritteln  der  Anweienden  gefasst  werde* 

§.  27. 

Zu  einem  Beschlüsse  der  Geueral-Versamralun^  über  die  AuHösuuf^  der 
Gesellschaft  (§.  16  ^V)  ist  die  Anwcsenlicit  vou  wenigstens  zwanzig  stimm- 
bereelitigten  Actionärcn  ausser  den  Mit^'liedcrn  des  Verwaltungsrathes,  die 
Vertretung  des  fiinlten  Tlieiles  dc^  aiisgegehenen  Aetieacapitaies  und  eine 
Mehrheit  von  drei  Viertheilen  der  Stimmen  erforderlich. 

Dies  ist  insbesondere  auch  dann  der  Fall,  wenn  die  Gesellschaft  durch 
Uebertragung  ihres  Verm'"'jrtMi>*  und  ihn  r  Schulden  an  eijie  andere  Aetien- 
geaellschai't  gegen  Gewährung  von  Actien  der  letzteren  aufgelöst  werden  solU 

Oemodeit  dareh  BeachlaM  der  Oeneral>Ver«ainnilaiig  vom  16.  Deeember  1876. 
(Vgl.  Kaebirac  xn  den  Statuten.) 

§.  28. 

Sollten  die  in  den  §§.25,  26  und  27  festgesetzten  Bedingungen  fUr 
die  Qiltigkeit  eines  Beschlusses  nicht  erfüllt  sein,  so  rauss  eine  neue 
Oeneralyersammlung  einberufen  werden,  welche  giltige  Beschlüsse  fassen 
kann,  wie  viele  stimmbereolitigte  Aetionftre  mBoh  immer  gegenwärtig  sein 
mögen ;  es  kann  jedoeh  nvr  über  solche  O^enstilnde  ein  Beschlass  gefasst 
werden,  welohe  in  der  Kundmaehnng  der  letsten  Generalversammlung 
angeführt  waren. 

Die  aweite  Einbemfung  wird  in  der  im  §.  19  vorgezeichneten  Weise 
mit  dem  Beisatze  ver9flFbntlicbt,  dass  die  nene  General-Versammlung  die 
Entscheidung  ohne  Rücksicht  anf  die  Anzahl  der  gegeuwärtigen  stimm- 
berechtigten Actionüre  and  des  von  ihnen  vertretenen  Aotiencapitales 
treffen  wird. 

Der  Zeitramn  zwischen  der  Einbemfnng  nnd  der  Yersammlnng  wird 
für  diesen  Fall  anf  20  Tage  beschrfinkt. 

Alinea  ^  ^H-.iodert  «lurch  Beschluss  der  Generalversammluug  vuiu  IG.  Deeember 
1876.  (Vgl.  Nachtrag  zu  den  Statuten). 

§.  29. 

Den  Vorsitz  in  der  General-Versammlung  führt  der  PrSsident  oder  der 
Vieepräsident  des  Verwaltungsrathes  oder  in  deren  Verhinderung  das  vom 
Verwaltnngsrathe  hiezn  bestimmte  Mitglied.  Für  die  Functionen  der 
Sorutatoren  werden  von  der  General-Versammlung  zwei  Actionüre  gewählt. 
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§.  30. 

Ueber  die  Verbandlungen  der  General-Yerummlnng  wird  ein  Protokoll 
aufgeDommen,  welches  dnroh  den  PräBidenten,  zwei  Scmtatoren  and  den 
SclirifitfQhrer  unterzeichnet  wird. 

Dem  landesfttrstliehen  CommisBXr  bleibt  die  Vidirimg  des  Protokolls 
vorbehalten. 

Der  General- Versammlungsberiobt  und  die  gefassten  Beseblftsse  werden 
gedruckt  und  yeröffentlieht. 

B.  Verwaltungsrath. 
§.  31. 

Der  Verwaltungsra!li  aus  miiidcstciis  sieben.  Iiü('li.->tens  neun  Mit- 
^rliedeni  zu  b<  .stelu  u.  Tritt  ein  Mitglied  vor  Ablauf  seiner  Funeliunsdauer 
aus,  so  wird  dessen  Stelle  durch  den  Verwaltuuf^srath  aus  der  Zalil  der 
Actionäre  provisorisch  besetzt,  die  detiiiitivc  J'.rssatzwahl  erfolgt  in  der 
DÜchsten  General- Versamnilung.  Der  Gewählte  uitt  in  einem  solchen  Falle 
bezüglich  der  Amtsdauer  an  die  Stelle  seines  Vorgängers. 

Üciiiidert  durcli  die  Ü-  s'  lilü.-so  der  General- Versaimiiluiigen  vom  16.  Decembet 
1876  und  vom  27.  Dereiul'cr  1877.  (Vgl.  .Nachtrag  zu  den  Ötatuten.J 

§.  33. 

Der  erste  Verwaltungsrath  wird  ausnahmsweise  und  unbeschadet  den 
Bestimmungen  des  Artikels  227  des  Handelsgesetzes  gebildet  von  den 
Concessionären  der  Dux  liodenbaeher  Eisenbahn,  und  zwnr: 

Joseph  Ritter  von  lallmann  in  Wien,  in  Vertretung  der  Firma  Johann 
Liebig  &  Comp. 

Dr.  Franz  Strudal.  Adv.  eat  in  Teplitz. 

Jnllus  Otto  Seehe,  Chef  der  Grossbandiung  JobaunCarlSeebe  in 
Dresden. 

f.  B.  Risentraot,  P..mkdirector  in  (^era 

Rodolph  Stradul,  Oberinspeetor  der  k.  k.  priv.  Siidbnhu  in  Wim. 

Die  zur  ErgUnzuiiir  des  Verwaltungsrathes  uothwendigeu  Mitglieder 
wählt  der  Verwaltungsrath  mit  Vorbehalt  der  Genehmigung  der  ersten 
General-Versammlung. 

Die  ersten  Mitglieder  bleiben  im  Amte  bi^  zur  nächsten  General- 
Versammlung.  Die  nächste  General-Versarumlung  wählt  sämratliche  neun 
Mitglieder  des  Verwaltungsrathes.  Alle  künftigen  Mitglieder  des  Ver- 
waltungsrathes werden  von  der  General -Versammlung  iUr  drei  Jahre 
gewählt. 
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Vom  Jahre  1874  an;rcfangen,  treten  jedes  Jalir  3  Mitglieder,  und 
soforn  f1er  Vci  waltuugsrath  aus  7  oder  8  Mitgliodern  besteht,  im  letzten 
-Jahre  der  Fuactiousperiode,  der  verbleibende  Rest  aus. 

Alir.oa  (  ^oKiidert  diirfh  Hc^rhluss  der  Oeneral-YertMiunlang  ToiB  16.  Deoember 
1876.  (V^l.  Nachtrag  zu  den  Statuten.) 

Jedes  anstretende  Mitglied  kann  wieder  gewIfcUt  werden. 

Die  Ordnung  des  AuBtrittes  wird  bis  sur  gänsliehen  Emeaerong  des 
ursprünglichen  Verwaltangsrmtbes  dnreh  das  Los  bestimmt» 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltnngsrathes  mnss  Eigenthttmer  von  85  Aotien 
sein,  welche  für  die  Dauer  seiner  Function  unveräusserlich  und  in  der 
Oesellschaftscasse  mit  den  mchtfiilligen  Coupons  an  hinterlegen  sind. 

§.83. 

Dor  VrrwnUuiigsrath  ist  mit  der  obcrsteu  Leitung  aller  Geschäfte  der 

Oesellscliait  betreut. 

Der  Verwaltiui^rsrath  vertritt  die  (resellsclialt  als  deren  Vorstand  im 
Sinne  des  HandoUgesetzcs.  Er  ciit.'^clicidet  iilicrhaupt  in  allen  Fragen, 
welche  nicht  ausdrücklich  der  Genorai-Ver.'^ammlung  vorbehalten  sind. 

Zur  Firraazeichniing  ist  die  Unterselirilt  zweier  Mitglieder  des  Ver- 
waltung^rathes  oder  eines  Mit>?liedes  des  Verwaltungsratljcs  und  eines  vom 
Verwnitun^rsrnthe  hiezu  mit  der  l'rooura  versehenen  Gesellschat'tshe.unteu 
erfordcrlicli.  wclelic  Unteiseliriften  der  Gesellschal'tslirma  bi'i};etii;rt  werden. 

Der  Vei waltung^rath  kann  auch  durch  eine  SpeeialvoUina'dit  für 
bestimmte  (iegensiHndc  und  fiir  eine  hi'stimmte  Zeit  die  Ausühunir  seiner 
lietugnisse  an  einzelne  Mitglieder  desselben  oder  au  Beamte  der  Gesellschaft 
übertragen. 

* 

§.  34. 

Eine  Stellvertretung  im  Verwaltungsrathe  findet  nicht  statt. 

§.  35. 

Beamte  der  Oesellsohaft,  unter  welche  der  Rechtsanwalt  der  Gesell- 
schaft nicht  zu  zählen  ist,  und  Personen,  welche  nicht  dispositionafähig 
sind,  oder  ihre  Zahlungen  eingestellt  haben,  ohne  naehtrftglieh  ihre  Gläubiger, 
vollständig  befriedigt  su  haben,  sowie  Personen,  die  wegen  eines  Ver- 
brechens oder  eines  ans  Gewinnsucht  hervorgegangenen  Vergehens,  oder 
wegen  einer  solchen  Uebertretung  rechtsMftig  verurtheilt  worden  sind, 
können  nicht  zu  Mitgttedem  des  Verwaltungerathes  erwählt  werden  und 
Tcrlieren  diese  Ifitgliedschaft,  falls  während  derselben  eines  Jener  Ver- 
iiäUnisse  eintritt. 
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§.  36. 

Der  Verwaltnngsrath  ernennt  jedes  Jahr  ans  seiner  Mitte  einen  Pi4- 
eidenten  nnd  einen  ViceprSsidenten. 

Jeder  derselben  ist  naoh  Ablauf  seiner  Amtsdaner  wieder  wählbar. 

Die  Function  des  Präsidenten  besteht  in  der  Binbemfüng  und  Leitnnp 
der  Sitzungen  des  Verwaltnngsrathes. 

Dem  Yerwaltungsrathe  steht  jedoefa  frei,  dem  Präsidenten  mittelst 
speciellen  Besohlnsses  weitere  Befugnisse  des  Verwaltungsrathes  au  Qber> 
tragen  (§.  38). 

§.  37. 

im  Falle  der  Abwesenheit  des  Präsideuten  Alhrt  der  Vicepräsident  den 
Vorsitz  im  Yerwaltungsrathe. 

Bei  j^leithzeitiger  Abwesenheit  des  Präsidenten  und  Vicepräsidcntcn 
betraut  der  Verwaltungsrath  eines  seiner  Mitglieder  mit  dem  Amte  des  Vor« 
sitsenden. 

§.  38. 

Oer  Vci  NViilluiigsratli  versammelt  sich  Uber  Einladung  des  Prä.sidciitea 
wenigstens  einmal  innerliall»  drei  Monaten,  und  zwar  in  der  Reji::el  inTeplitr, 
nach  linständen  auch  in  Vriiz  oder  Wien.  Hr  Icann  jedocii  ancli  in  der 
Zwisclienzeit,  ?o  oft  es  das  Interesse  der  Gesellschalt  erheischt,  durch  den 
Präsidenten  berufen  werden. 

Die  Heschlüsse  des  Verwaltungsrathes  worden  durch  absolute  Stimmeo- 
mehriieit  mit  Küeksicht  auf  *lie  pcprenu  jirti^.'-en  .Mit,L;lieder  gefasst. 

Hei  (Heicliheit  der  Stimmen  wird  jene  Meinung  zum  liesehiusse  erhoben, 
welcher  der  Vorsitzende  beijrctreten  ist. 

Zur  C;ilti;_'keit  der  Verhandlungen  ist  erforderlich,  dass  wenigstens  drei 
Mitglieder  gegenwärtig  sind. 

§.  39. 

Die  Vitglifider  des  Verwaltangsrathes  werden  fttr  alle  Sitcnngen 
mögliclist  8  Tage  vorher  mittelst  Einladungsschreiben  berufen,  in  denen  in 
der  Regel  die  vorkommenden  Gegenstände  mit  Ausschluss  der  carrentea 
Angelegenheiten  angedeutet  sein  müssen. 

Die  SitKungsprotokoHe  mttssen  zu  ihrer  Giltigkeit  dnroh  den  Vor- 
ftitsenden,  ein  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  und  den  Sohriftftthrer  unter, 
ertigt  werden. 

Die  Entlohnung  des  Verwaltnngsrathes  soll  in  zehn  Peroent  von  dem 
ein  öpercentiges  Reinerträgniss  übersteigenden  Mehrbetrage  bestehen. 
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Ansserclem  erhalten  die  VerwaltungdiHthe  Ersatz  ihrer  -ReiBekoateii. 
Die  Entlohnvog  des  Verwaltnogsrathes  darf  jedoeh  in  Iceinem  Falle 
In  die  Betriebsrechnung  einbezogen  werden. 

§.  41.  • 

Die  Mitglieder  des  Verwaltnngsrathes  sind  für  ihre  in  dieser  Eigen - 
^cliaft  vorgenommenen  Handlangen  naph  Massgabe  des  Gesetzes  rerant- 
'wortUch. 

C.  Oirectioa  und  auf  übende  Organe. 
§.  42. 

Für  die  Ausiiiliniii^'  der  Beschlüsse  des  Verwaltinifrsrathe.s  und  die 
speeielle  Führung'  der  Geschälte  nach  Masgfjabe  dieser  Ueschlüs^^e  und 
innerhalb  der  in  den  Statuten  ^'Cfrebenen  Gränzen.  wird  vom  Ver\valtuii<i:s- 
lathe  ein  Uireetor  bestellt,  welcher  dem  V'erwaltungsrnihe  verantwortlich  ist. 
der  seinen  Wirkungskreis  und  seine  Bezüge  bestimmt.  Er  wohnt  den 
Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  mit  beratheuder  Stimme  bei. 

IV.  Abscbnitt. 

^»hreflre«liB«Bg«  StaMB«  DivMeaA««  BMerreftend«  Am«rfttaattoB. 

43. 

Die  durch  die  Einzahlunfren  cinfiiessenden  Gelder  dienen  ausser  ihrer 
VerwtMuUinp:  liir  die  Vorauslajren,  tVir  die  Kosten  des  liaues  und  der  Re- 
tiiebseinrielitun}?  und  liir  andere  Au^lajren  aueh  zur  Deekun;:;  der  „  Inter- 
<alnrziiisen  während  des  Baues,  weiche  nach  Massgabe  der  geleisteten 
Einzahlungen  iu  ganzjährig  verfalleueu  Raten  gezahlt  werden. 

§.  44. 

Die  Rechnungen  wertlcn  am  31.  I)ecemb(  r  icilfn  .lahres  abgeschlossen 
und  die  Bilanz  mit  allen  dazu  gehörigen  Rccinuiiigcn  und  Beleq:en.  sowie 
mit  dem  Gutnehten  des  Aulsichtsrathes  durch  8  Tage  vor  dei-  (n  iieral- 
Versanimlung  zur  Kinsiclit  liir  die  Actionäre  aufgelegt  und  sodann  ^er 
General- Versammlung  zur  Erledigung  vorgelegt. 

Das  nach  Bestreitung  aller  Betriebs-  und  Erlialtuugsauslagen.  der 
Verluste  und  Abschreibungen  vorhandene  Erträgniss  wird  verwendet  wie 
folgt: 

a)  Vor  Allem  zur  Zahlung  der  lntri('>seu  und  der  Tilgungsquote  für  die 
hinausgegebenen  Frioritatsobli^ationen  (inbegriffen  die  eventuellen 
Kosten  der  Beschaffung  des  zur  Zahlung  der  Zinsen  und  zur  Capitals- 
tilguug  erforderlichen  Metallgeldes). 
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bj  Zur  Dotirung  des  Keservefondes,  wozu  ein  Betrap  zu  verwenden  isi. 

der  nicht  unter  Vjo^^  gesammten  nominellen  Baucapitals  sein  soll.  ' 
cj  Zur  Dotirung  des  Erneuerungsfoniles,  wozu  ein  Hetrag  zu  verwenden 
ist,  der  nacli  Massgabe  von  Wertliabpchrcibungen  vom  Preise  der 
Uberbau-  und  Betrieb>mittel,  tiann  der  Objecte  bestimmt  winl,  wci  4ier 
auf  Vorschlag  des  Verwaltuugsrathes  vom  k.  k.  üaadeis minister  fe;»i- 
gesetzt  werdt'u  j^oll. 
dj  Zur  Bestreitung  dir  Tilguntrsquote  des  Actiencapitals. 

Von  dem  hiernach  vprbleibfndeii  Gewinne  wird  vorerst  eine  Dividende  i 
von  5"/o  ^'P!^  einfrczahlten  und  nicht  amortisirten  Actiencapitals  iit.  A  und  B  j 
unter  die  Actionüre  veitheilt.   Von  d(  m  Ueberschusse  werden   10°  ,,  nach 
40  dem  Verwaltungsrathe  zugewiesen,  der  iibrig<*  Betrag  wird  als  Super- 
dividcnde  oder  in  der  Bon^t  von  der  General- Versammlung  zu  bestimmenden  , 
Weise  vertbeilt.  1 

§.  46.  ! 

Die  Tilgung  der  Actien  beginnt  mit  dem  ersten  Jahre  nach  vollstiindiger  , 
Tilgung  der  Prioritätsobligationen,  und  wird  in  der  Art  fortg^seteti  dasa 
alle  Actien  wäiirend  der  Dauer  der  Concesrion  getilgt  werden. 

§.  46. 

Die  zu  tilgenden  Actien  werden  durch  Verlosungen  bestimmt,  welche 
jährlich  zu  der  Zeit  und  auf  die  Art,  welche  der  VerwaUungsratli  festsetzt^ 
öffentlich  stattfinden. 

Die  Nummern  der  gezogenen  Actien  werden  statutenmBssig  kund- 
gemaeilt. 

Den  Besitzern  der  yerlosten  Actien  wird  am  1.  Juli  des  Yerlosungs- 
jahres  das  Actienoapital  in  Silber  nebst  der  letztfälligen  und  den  etwa  noch 
unbehobeneu  und  nicht  vegäbrten  Dividenden  in  Barem  ausgezahlt  und 
ihre  ursprünglichen  Actien  sammt  den  dazu  gehörigen,  noch  nicht  Ter« 
falleneu  Dividendencoupons  gegen  besondere  auf  denUeberbringer  lauteude, 
mit  Coupons  und  Talons  versehene  Genussscheine  in  der  von  der  Staats- 
Verwaltung  genehmigten  Form  umgewechselt. 

*  Den  Besitzern  dieser  Genussscheine  steht  gegen  die  Gesellsohnft 
kein  weiterer  Anspruch  auf  die  zurückgezahlten  Actieneinlagen  zu. 

Bezüglich  des  Gewinnes  gebührt  ihnen  nur  ein  Theil  der  Divideade, 
welche  nach  Auszahlung  von  5%  der  Actieneinlage  an  die  Besitzer  der  nicht 
getilgten  Actien  etwa  noch  zur  Vertheilung  gelangt. 

Von  diesen  Gennssscheinen  werden  je  zwei  Stück  in  Bezug  zur  Theil- 
ualime  au  der  Generalversammlung  und  bei  Erlegung  der  im  §.  32  fttr  den 
Verwaltuugsrath  vorgeschriebenen  Einlage  einer  Actio  gleichgestellt. 
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§.47. 

Nack  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  wird  ein  Reservefond  gebildet, 
der  zur  Deekong  anssergewöbnlicher  Ausgaben,  Nachschaffnngen  von 
Betriebsmitteln  und  BetriebsTorkehmngen,  sowie  sn  kleineren  Neubauten 
und  Erweiterungen  bestimmt  ist. 

Demselben  wird  ausser  dem  im  §.  44  normirteu  Zuschüsse  aus  deft 
Betriebseinnahmen  überwiesen: 
aj  der  etwaige  Rest  des  Baueapitals; 

hj  der  Betrag  ▼erfallener  Zinsen,  Dividenden  und  Superdividenden. 

§.48. 

Sobald  der  Reservefond  die  Höhe  von  4%  des  Baueapitals  erreicht 
haben  wird,  kann  der  Zus^^uss  aus  den  Betriebseinnahmen  eingestellt 
werden. 

Diese  Zuzahiung  wird  aber  sogleich  wieder  aufgenommen,  wenn  der 
Reservefond  unter  diesen  Betrag  herabsinkt. 

§.  49. 

Ferner  wird  nach  Ablauf  des  ersten  Betriebsjahres  ein  Erneuerungs- 
fond  gebildet,  aiia  welchem  die  Erneuerung  der  -sKmmtlichen  Oberbau-  und 
Betriebsmittel,  sowie  derObjecte,  die  durch  den  Gebrauch  schadhaft  werden 
zu  bestreiten  ist. 

In  denselben  fliessen  ausser  dem  im  §.  44  normirteu  Zuschüsse  aus 
den  Betriebseinnahmen  die  Erlöse  aus  dem  Verkaufe  alter  Materialien  des 
Oberbaues  und  der  Betriebsmittel. 

§.  60. 

Dil'  Zahlung  der  Interessen  uinl  Dividendon,  tlio  iMnlii^iin^^  der  zu 
tilgenden  Actien  und  ObliL'ationon  und  die  Aust'ulgung  der  (jenusssckeiue 
«jeschiebt  bei  den  Or-sellscliatt^cassen  (§.  1().. 

Die  Dividenden  werden  am  1.  Juli  ausbezahlt. 

§.  51. 

Alle  Dividenden,  die  nicht  iuneriialb  liiiif  Jahren  nach  der  Verfallszeit 
erhoben  werden,  vertallcn  zu  Gunsten  der  Gescilschatt. 

§.  52. 

Bei  Auflösung  der  Gesellschaft  bescbliesst  die  General-Versammlung 
Uber  die  Art  und  Weise  der  Liquidirung  des  Gcsellschaftsvermögens, 
wobei  die  Vertheilung  des  derselben  verbleibenden  Vennügens  dergestalt 
zu  gesehehen  hat,  dass  den  noch  ezlstirenden  ActionXren  in  erster 
Reihe  das  eingezahlte  Capital  unter  BehSndigung  eines  Gennssscheines 
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zarQokgeBteltt  und  sodann -der  Ceberrest  an  die  Inhaber  der  Genussseheine 
vertheilt  wird. 

GeSnd«rt  dareh  Besdiluss  der  GeneraWersammlung  Tom  16.  Deoember  187C* 
(Vgl.  Nachtrag  zn  den  Statuten.) 

V.  Abschnitt. 

VvrhilltniMit  des  Staute!*  aar  Gesell i*ch»rt. 

Die  Staataverwaltnog  ist  berechtigt ,  sich  die  Ueberzeugnng  eu  vcr- 
sohaffen^  dasa  der  Ban  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtungen  in  allen 
Theilen  solid  ausgeführt  werden  UBd  zu  Terlangen»  dass  Gebrechen  in  dieser 
Besiehnng  hintangehalten  oder  beseitigt  werden. 

Die  Staatsverwaltung  kann  das  ihr  zustehende  Aufsiohtsrecht  dureh 
einen  zu  bestellenden  Commissftr  ausUben  lassen;  demselben  bleibt  es  vor- 
behalten, in  die  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsieht  zu  nehmen  und  allen 
Sitzungen  des  Verwaltungsrathes,  sowie  ilen  Generalversammlungen  beizu- 
wohnen. 

Er  hat  darauf  zu  sehen,  dass  die  Gesellschaft  die  GrXnzen  der  Con- 
cession  nicht  Überschreite  und  die  Bestimmungen  der  Statuten,  sowie  der 
allgemeinen  Vorscbriiten  beachte.  Er  ist  berechtigt,  gegen  jeden  GeBellschafta- 
beschlusr,  durch  welchen  er  die  vorerwähnten  Vorschriften  verletzt  erachtet 
Einsprache  zu  erheben,  in  welchem  Falle  die  Ausführung  des  beanstSndeten 
Beschlusses  bis  zur  Entscheidung  der  eotapetenten  Behörde  aufzusohieben  ist. 

Die  Gesellschaft  ist  gemäss  §.16  der  Concessionsurkunde  verpflichtet, 
für  dif»  gesetzliche  Ueberwaehung  der  Bahnunternehmung  mit  ROcksicbt  auf 
die  damit  verbundene  Geschäfrslast  eine  jährliehe  Pauschalvergtttung  an  den 
Staatsschatz  zu  leisten,  deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  im  Verhält- 
nisse der  diesfälligen  Leistungen  der  übrigen  inländischen  Eisenbahnen  fest' 
gestellt  werden  wird. 

§.  64. 

Die  (.«»'sellsrlialt  \  ci  ptliclitet  sicli,  in  ( icinässlieit  ilos  ij.  IC  der  Coii- 
l:e^sionsll^ku^fk^  dio  aus  Anlass  der  AeiKlt-ningcii  iin  \'('rwaltuiip"'*or{rani-mus 
disp(>:iib<'l  ^'ewni <1. m  n  k.  k.  SlaatshcMinten.  iiisoforn  sie  die  iiijllii:^e  He- 
läliigung  besitzen  und  den  Erlordcinii^seu  der  von  dem  Verwallnnirsrathe 
aufzuslellondcn  Dicnstoidnnnj;  entsjirech<'n.  oIxmiso  die  um  eine  Stolle  sic^' 
l»ewerbi'ndt'n  und  da/u  freei;:neten  gedienten  Militi'r.s,  nach  Mass^rabe  lier 
kaiserliehcn  Veiurduuiiij  voui  19.  December  1063  vor  anderen  Bewerberu 
zu  berUeksiclitigen. 
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Nr.  14791. 

VorPtt'licndi'  Statuten,  welche  an  die  Stelle  der  mit  dem  hierortijrcn 
Erlasse  vom  i>.  .Iniii  1^71.  Z.  7847  ))e.stäti^'ten  Statuten  treten,  werden  uul 
ürund  Alierhoehster  Enniieliti;,"(in}^  genehmigt. 

Wien,  am  20.  Ootober  1871. 

Der  k.  k.  Minister  des  Innern : 
leheiwart  m.  p. 

Gegenüber  den  im  B<1.  II,  A'  th.  '2.  Seit*'  1179  abjjf druckten  St.itutpn  der  k.  k. 
priT.  Dux-Bodenbaclicr  Eisenbahn  ist  seither  die  Aenderung  nuchbezeichneter  Para- 
graplie  eingetreten  und  zwar: 

Auf  Gmnd  des  Be^chlusaes  der  dritten  ausserordentliolien  General-YersAmmlung 
vom  12.  Aujiruct  1871.  die  Aenderung  der  $$.  5,  7,  9,  «AI,  47,  48  und  49.  genehmigt 
mit  deni  obigen  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  YOm  20.  Oetobcr  1871. 
Z.  14791  ;  forner  auf  Grund  des  Hest  blii.'ses  lier  vi^rttMi  Atissnrordenfiiehen  üoncral- 
Versammlung  vom  30.  üctobcr  l.S7ö,  di««  Aenderung  des  ^.  21 ,  genehmigt  mit  dem 
Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  Tom  16.  Jänner  1876,  Z.  18694  ex  1875,  auf 
Grund  des  Beschlusses  der  fUniten  ausserordentlichen  Generalversammlung  vom 
2.  MSrz  187G,  die  Aenderung  des  §.  31.  t;enehmigt  mit  dem  !>!  i  -.^  des  k.  k.  Mini- 
Hterinmc  d-s  Innern  vom  .31.  Miirz  l.s7»).  Z.  und  auf  Grund  des  Bes.  hlu^-e^  ilei 

fünften  «»rdentlieh«  !!  (ji  ruT-il-Ver.'-.immlung  vom  8.  Mai  isT*»,  die  A enderuiii,'  >i<'s  viert- 
letztcn  Alineas  dea  §.  '62,  geneUmigt  mit  dem  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern 
vom  24.  Juni  1876,  Z.  7540.  Diese  Aenderangen  sind  sSmmtlioh  in  den  vorstehend 
abgedruckten  Statuten  bereits  au^nommen. 

Hiezu  kommen  weiter^  noch  die  Aenderunj?  der  §§.  16,  19,  21,  27,  28  (\hs.  3'». 
31,  .32  f  Abs.  I '  und  'i2  auf  Grund  des  Resehlusses  iler  sechsten  au!»BerordentIi<  ht'ti 
Oeneralvertiammluttg  vom  lü.  December  lülii,  genehmigt  mit  dem  Erlasse  de.s  k.  k. 
Ministerium«  des  Innern  vom  5.  J&oner  1877.  Z.  18302.  (Vgl.  den  nachfolgenden 
Nachtrag),  endlich  die  Erginznng  des  §.  31  auf  Grund  des  Beschlusses  der  ausser- 
ordentlichen General- Versammlung  vom  27.  I>ecember  1877  ireneliniigt  mit  dem  Erlasse 
des  k.  k.  Ministeriuius  dc>  Innern  vom  I.'i.  Miirz  l^'TS.  Z.  3I."<6.  Der  neu.-  \N  "rtlaut 
diese»  J'aragraphes  kann  erst  im  nächsten  Ergänzungsbande  zum  Abdruck  gelangen. 


Nachtrag. 

Statutenänderung , 

bescbiossen  in  der  VI.  ausserordentlichen  (iineralversammluDg  vom  16.  Deccnibtr  Ibiü. 

§.  16, 

Dem  Beschlüsse  der  Ciencral-Versummluug  sind  folgende  (Jpgenstiinde 
aussehlie.Kslicli  vorbehalten : 

jy  Der  Verkaiit  der  der  Gesellscliat't  ir<'liori;:en  Eisenl^almiiiiifii  und 
Koiilenwerke .  sowie  die  Autiüsuug  der  GcselUcbait  vor  Ablaut'  der 
Coueesftionsdauer. 
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hj  Die  Ernennung'  oine!^  Aiifsichtsrathes,  bestehend  aus  drei  nicht  der 
Verwaltung  ang:chüii<;en  Actionären  und  ihren  Ersatzmännern. 
Tritt  ein  Mitglied  des  Aufsichtsratbes  vor  Ablauf  seiner  Functions- 
dauer  aiiS;  so  tritt  an  clessen  Stelle  der  nächste  der  gewählten  Ersatz- 
männer nad  hat  zugleich  der  Aufsichtsrath  sofort  die  Stelle  eines 
Ersatzmannes  ans  der  Zahl  der  nicht  der  Verwaltung  angehörenden  Actionäre 
zu  besetzen. 

§.19. 

Die  F>iiib«'nil'ung  einer  or<U*nlliehfn  oder  aus'^orordentlichen  Goneral- 
versammluiii:  wir<l  durch  die  amtliche  „Wiener  Zeitung*^  wenigstens  14 Tage 
vor  dem  Zusammentritte  kundgemacht. 

21. 

Jeder  ActionUr,  welcher  Actien  mit  den  niohtfSlligen  Conpons  deponirt^ 
hat  das  Recht,  den  Verhandlangen  der  General-Versammlung  persönlich 
beiznwohnen,  aber  nnr  jene  Actionäre,  welche  30  Actien  erlegen,  sind 
stimmfähig. 

Die  Actien  müssen  spätestens  8  Tage  Tor  dem  Zusammentritte  der 
Qeneral-Versammlnng  mit  den  nichtfülligen  Coupons  bei  den  Gassen,  welche 
von  dem  Verwaltnngsrathe  hiesn  bestimmt  werden,  erlegt  werden. 

§.27. 

Zu  einem  Besclilusse  der  General- Versammlung  Uber  die  in  §.  16  iit. 
enthaltenen  Gegenstände    ist   die  Anwesenheit  von  wenigstens  awanzig 
stimmberechtigten  Actionären,  die  Vertretung  des  fttnften  Theiles  des  aus- 
gegebenen Actienoapitales  und  eine  Mehrzahl  von  drei  Viertheilen  der 
Stimmen  erforderlich. 

Dies  ist  insbesondere  auch  dann  der  Fall,  wenn  die  Gesellschaft  dureh 
Uebertragung  ihres  Vermögens  und  ihrer  Schulden  an  eine  andere 
Acticugesellschaft  gegen  Gewährung  von  Actien  der  letzteren  aufgelöst 
werden  soll. 

Ist  aber  bereits  ein  Besohluss  wegen  Verkaufes  der  der  Gesellschaft 
gehörigen  Eisenbahnlinien  und  Koblenwerke  in  Gemässheit  dieses  Para- 
grapbes  gefasst  worden,  so  ist  zu  dem  weiteren  Beschlüsse  auf  Liquidation 
der  Gesellschaft  vor  Ablauf  der  Coneessionsdauer  die  emfache  Stimmen- 
mehrheit (§.  25)  hinreiehend. 

§.  28,  Alinea  3. 

Der  Zeitraum  zwisoben  der  Einberufung  und  der  Versammlung  wird 
fttr  diesen  Fall  auch  auf  14  Tage  beschränkt 
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g.  31. 

Der  Verwaltungsrath  hat  ans  mindesteDS  drei  and  hÖchBtens  neun  Mit. 
gliedern  zu  bestehen.  Tritt  ein  Mitglied  vor  Ablanf  seiner  Fanctionsdaner 
aus,  so  kann  dessen  Stelle  dnrch  den  Verwaltungsrath  aus  der  Zahl  der 
AetionSre  proTisoriseh  besetzt  werden. 

Ist  die  Zahl  der  Mitglieder  auf  zwei  Personen  herabgemindert ,  so  mnss 
eine  derartige  pro\isorisohe  Besetzung  sofort  erfolgen. 

Die  deiinitiTe  Ersatzwahl  findet  in  der  nächsten  General* Versamm- 
lung statt. 

Der  Gewählte  tritt  in  einem  solchen  Falle  bezttglioh  der  Amtsdauer  an 
die  Stelle  seines  Vorgängers. 

I  »it'scr  rarugrapl)  eihiclt  in  Folpe  Besrlilu^ifps  der  auSBerorderitlichcn  General- 
Versammlung  vom  27.  Deccmber  1877  mit  (jcnchmigung  des  k.  k.  MinUteriums  des 
Innern  vom  13.  Min  1878,  Z.  8186  noch  folgende  ZuaStse : 

»Ausserdem  wird  der  StMtoverwUtung»  insolange  sieGlSubigerin  derGesellsehaft, 
^lezieliungswelsc  Besitzerin  der  ihr  verpfündeten  oder  an  Zahlungsstatt  überlaasenen 
Prioritätsobligationen  der  Emission  vom  Jahre  1871  ist.  'las  Rroht  vorbehalten,  ein 
Mitglied  des  Verwaltungsrathes  zu  bestellen,  welches  einer  Wahl  oder  Be&tütigung 
«lurch  die  Generalversammlung  nicht  unterliegt  und  insoUnge  sa  funetioniren  hat,  bis 
die  StaatSTerwaltung,  sei  es  durch  erhaltene  Zahlung  oder  dnrch  erfolgten  Verkauf  der 
bei  Ihr  verpfändeten  oder  ihr  gehörigen  Prloritätaobligationen  aufhört,  Ql&ubigerin 
der  Gefcclbcli.u't  zu  sein-" 

nAucii  ist  dieses  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  von  der  Yerpflichtuiig  zum 
Erläge  von  Actien  der  Gesellschaft  (§.  32,  Alinea  7)  befreit." 

§.  32,  Alineu  4. 

Vom  Jahre  1874  angefangen  tritt  jedes  Jahr  ein  Dritttheil  der  Mit- 
glieder des  Verwaltüngsrathe«  nns.  Sollte  die  Anzahl  der  Mitglieder  des 
Verwaltungsratlies  nicht  durcli  3  tlieilbar  sein,  bo  ist  die  Uber  das  Dritttheil 
hinanfreichende  Zahl  der  Mitglieder  im  ersten  Jahre  zum  Aastritte  bestimmt. 

Bei  Auflösung  der  Gescllsclialt  hat  die  Liquidining  in  Gcmässheit  der 
Be^timmungOTi  des  IIaTi(lol.<;L'c?:etzbi!«!ic8  durch  den  Vorstand,  und  falls  der- 
selbe ans  mehr  als  drei  Mit</Iicdern  bestehen  sollte,  durch  drei  von  demselben 
Hus  Beiner  Mitte  gewählte  Mitglieder  und  den  Direotor  der  Gesellschaft 
zu  geschehen. 

Die  Gesellschaft  überträgt  alle  ihre  Rechte  und  Befugnisse,  soweit 
dieselben  nicht  auf  Grund  des  Gesetzes  oder  dieser  Statuten  den  Liqui 
datoren  /ustelien,  an  den  Aufsichtsrath,  welcher  auch  berechtigt  ist,  die 
Bilanz  de.s  letztenJahres  zu  prüfen,  diese  Bilanz,  sowie  auch  die  Beziige  der 
Liquidatoren  zu  genehmigen  und  am  Schlüsse  der  Liquidation  definitiv  das 
Absolutorium  zu  ertheilen. 
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Nr.  18302. 

Vontehender  Anlian^  sn  den  Statnten  der  k.  k.  priv.  Dnx-Bodenbftcher 

Eisenbahn  wird  anf  Gmnd  AllerhöohBter  Ensäehtignog  grenehmigt 
Wien,  am  5.  Jänner  1877. 

(L.  S«)  Der  k.  k.  Bünister  des  luiieru : 

Uaier  m.  p. 


2.  Aumerkiia^eu  zur  CoiicessioiiMirkunde  vom  9.  Juli  1869, 

R.  G.  «1.  Nr.  i:«, 

für  die  Kisonbahn  von  Dux  nai  h  Bodeubach. 
(Vgl.  Bd.  II,  AMh.  i,  Seite  1169.) 
Zu  §.  8. 

Laut  Knndmachung  des  Handelsministeriums  vom  8.  April  1875  (vgl. 
unter  5)  wurde  der  Gesellschaft  gestattet»  für  Strecken  mit  Steigungen  von 
1  :  70  und  darüber  die  Tarifbemessung  anf  Grund  der  l^^facben  Länge 
vorzunehmen. 

Zu  §.  10. 

Am  1.  .TSnner  1878  ist  auf  Grund  eines  ^^a^nielnschalllielien  l  eberein- 
koniinons  auf  siiuuntliolicu  itstcnrirliisclion  und  nng^arisolieu  Eisenbaiineii 
ein  m  uiir  einheitlicher  Militäriurif  in  Wirksamkeit  getreten. 


3.  Anmerkungen  zur  Toiicossionsurkunde  Tom  SO.  Mai  1871^ 

R.  G.  Bl.  Nr. 

för  die  Eisenbahn  tob  Ossegg  nach  KomoUu. 

(Vgl  Bd.  III,  Seite  49S.) 

Zu  3. 

Die  Strecke  v(»n  0  ss  e  jr^njich  Konnitau  ist  am  19.  Deceiuber  1872 
iür  den  l'er.sonen-  und  Giltcrvorkelir  eröffnet  worden. 

Zu  §.  6. 

Laut  Kundmachung  des  Handelsroinisteriums  vom  8.  April  1875  (vgl. 
unter  ö)  wurde  der  Gesellschaft  gestattet,  für  Strecken  mit  Steigungen  von 
1  :  70  und  darttber  die  Tsrifbemessnng  auf  Grund  der  ly^facben  Länge 
vorEuncbroen. 
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4.  Fortsetzung  des  TerzeichnisseH  der  geiiehiii  igten  Schleppbaliuen. 

(Vgl.  Bd.  III,  Seite  4i^X  und  £ig.-Bd.  I,  Seite  435.) 

Auf  Grand  der  §§.  3  und  4  der  Concessionsurkunde  Tom  9.  Juli  1869 
(vgl.  Bd.  llf  Abth.  %  Seite  1169)  wurde  der  Gesellscbaft  weitere  die  Con- 
oession  flir  naohbenannte  Zweigbahnen  erthcilt : 

16.  Mit  Erlass  des  k.  k.  HandeUmiDisters  vom  17.  JSnner  1873,  Z.  33, 
ftlr  die  Geleiseanlagen  und  Lagerungf^plätze  für  die  zum  Rosawikzer 
Hafen  fttbrende  Elbesohleppbalin. 

17.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Stattbalterei  Air  Bdbmen  vom  30.  JUnner  1873« 
Z.  667,  ttber  Ennftohtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  26.  Deeember 

1872,  Z.  32955,  fUr  eine  von  Prof.  130 — 131  der  Linie  Ossegg- 
Komotau  abzweigende  Sobleppbahn  zum  Franzens-Sehaohte  (GlUek- 
auf-Zeobe)  bei  Ober- Georgentbai. 

18.  Mit  ErlasB  der  k.  k.  Statthalterei  fOr  Bölimun  vom  21.  Milrz  1873, 
Z.  16381  über  ErroSebkignng  des  k.  k.  Handelsnunlsters  vom  4.  Febrnar 

1873,  Z.  36825  ex  1872,  für  die  Verlängerung  der  zu  Seid's  Haupteinbane 
bei  Haan  fahrenden  Sebleppbabn  bis  zum  Tagbaue  desselben  Gewerken  in 
der  Gemeinde  Dnx. 

19.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  flir  fidhmen  vom  29.  April  1873, 
Z.  23560,  Uber  Ermftchtigung  desk.  k.  Handelsministers  vom  24.  März  1873, 
Z.  6225  für  ein  aus  der  Sebleppbabn  zum  Emma-Sebaehte  des  Daxer 
Kohlenwerkes  Union  abzweigendes  Ladegeleise  zum  Marien-Schaehte 
dieses  Werkes  näehst  Duz. 

20.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  fttr  Böhmen  vom  11.  Mai  1873, 
Z.  26097,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Uandelsministers  vom  8.  April  1873, 
Z.5131,  flir  eine  Sebleppbabn  von  der  Station  Kosten  zur  Segen-Gottes- 
Zeehe  der  Dessauer  Creditanstalt. 

21.  Mit  Erla«e  des  k.  k.  Handelsministers  vom  31.  Juli  1873,  Z.  24476, 
für  eine  Ladebrücke  fttr  das  Sehneider^sohe  Kohlenwerk  bei  Kle i  n  -  0 u  j  e  z  d 
nächst  der  Station  Töplitz  (Waldthor)  zur  Verbindung  mit  dem  Stock- 
geleise  der  Sebleppbabn  zum  Tep litzer  Walzwerke  and  zu  diesem  Zwecke 
für  die  Verlängerung  dieses  Stookgeleises  um  70  Meter. 

22.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  20.  August 
1873,  Z.  44985,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom 
31.  Juli  1873,  Z.  21728y  für  eine  aus  der  Schleppbahn  zum  Teplitzer  Wabs> 
werke  abzweigende  Koblenbalin  zur  G  10c kauf* Zeche  (Josephi-Sehaoht) 
von  Löwenthal  et  Göns,  bei  Tisch  au. 

23.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  1.  September 
1873,  Z.  43824,  Uber  Brmüchtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  5.  Juli 
1873,  Z.  18153,  für  Sohleppbalinen  aus  der  Dux-Ladowitzer  Ver- 
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Unda&gsbthn  zum  Chris tUna-Schaolite  bei  Dax  und  sor  Dnxer  Zaeker- 
fabrik. 

(YgL  Post  28.) 

24.  Mit  Erla89  der  k.  k.  Statthaltcrei  i1irB5liiMiiToiii  17.  Jänner  1674. 
Z.  3857,  Uber  fii-roäclitigung  des  k.  k.  HandelsminiiiterB  nm  11.  Deeember 
1873,  Z.  38510,  für  eine  Sohleppbabn  von  Prof.  569  der  LM*  Dax 
Bodenbaeb  zum  Victorfa-Sohacbte  bei  Dux. 

25.  .Mit  Erlass  der  k.  k.  St.itlli.ilU'n  i  liir  liühineii  vom  20.  Jüuner  1874. 
Z.  4229,  ülier  Ermäoliti«;iin}r  des  k.  k.  Handcl-!rainister.s  vom  29.  Dererabei 
1873,  Z.  Hs.'ill,  liir  eine   Sclilepi»lialin  zu  den  Neubesc  liert-G  1  ü  k- 
( 'iriiliriini:iassen  h<-i  Zuckmaiilei  durch  Verlängerung  der  Schleppbahu  zum 
T  i  p  1  i  tz  e  r  Wal/werko. 

26.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Stnttlialterei  liir  Hühmt-n  vom  11.  Februar  l^i74. 
Z.  7897,  Ui)er  Krraiiehtijrun^'  des  1;.  k.  llaiidelsministers  vom  26.  .länner 
I.S74.  Z.  1473.  liir  eine  SeliUpiibahn  von  rroC.  110^111  der  Linie 
(>  sse;;;;;- Komutuu  zu  den  Kohieuwerkeu  der  Gräfin  Antonie  Waldtiteiu 
bei  II  a  m  m  e  r. 

27.  Mit  Krlasrs  der  k.  k.  8latthalterei  lür  IJölimen  vom  lU.  März  1>^74, 
Z.  90 15.  über  Krmiichii^unii:  des  k.  k.  HaudelsminisierH.  vom  29.  Deeember 
1873.  Z.  3813.'..  liir  die  v«)n  Prof.  7<)— 7 1  der  Streeke  0 sscjrg- K om  (•  t  a  n 
abzweigenden  Kcdilen^chleppbabnf  n  zum  (iraf  Wabistein'schen  Georg- 
Scliaehto  in  der  (Jemeinde  Wiese,  dann  zu  den  F(>rdersebä«hten  iles 
Duxer  Kohlenvereines,  Bruch  Nr.  1  und  11  und  Ladung  Nr.  11  (Kau- 
langc r  Schb'iipb.ahnfnV 

28.  Mit  Kriass  des  k.  k.  Handehminislers  vom  24.  März  1874. 
Z.  r)94().  liir  ein  .ins  der  Dnx  l.adowitzer  Verbindungsbahn  abzweigendes 
Ladej:eieisi  liir  iljc  Dux  er  Zuekerlabrik. 

An  Stc'Ui'  der  su'i  "J.i  <  r\v;iiiiit''ii  SL'liIepj-l  iihn  zu  liicscm  Etablisiscnu^nt. 

29.  Mit  Hrlass  der  k.  k.  Stattlialterei  liir  Hrilimen  vom  14.  April  1S74. 
Z.  20Ö6U,  iilier  Hrmächtitrung  des  k.  k.  HandcIsministerM  vom  3.  April  1874. 
Z.  9542,  liir  eine  Sehleppl)alin  von  l*r(d",  r)()5  —  006  der  Linie  Dux-Bodeu- 
bach  zum  Nelson  Schachte  des  W.  Keteeti  bei  Oascfrg. 

30.  Mit  Erl.i^is  der  k.  k  Stattlialterei  liir  Böhmen  vom  30.  Mai  1874. 
Z.  26649.  über  Ermiiebti,i:un?  des  k.  k.  Handelsministers  vom  4.  Mai  1874. 
Z.  12973.  für  ein  von  der  Soldepi)bahn  zum  Fra  n  zen  s  Sehachte  in  Obcr- 
Georirentlial  abzweigendes  Kangirgeleiae  für  die  Himmmelfürst-Zeclie 
bei  .)  o  Ii  n  s  d  o  r  1. 

31.  Mit  Erlaus  der  k.  k.  Statthalter 'i  für  litdimen  vom  21.  .Inni  1^74. 
Z.  33303,  Uber  Ermäelitijrunp-  de-^  k.  k.  llandelsministers  vom  2.  Mai  ls74, 
Z.  9566.  für  eine  VerläiiLrorunir  der  Dux-Ladowitzer  Verbindungsbahn  zum 
Francis ca->Scl)achte  nächst  Ladowitz. 
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32.  Mit  Erl  ass  der  k.  k.  Stntthalterßi  fUr  Böhinon  Tom  4.  Of^tobpr  1874, 
Z.  535.'iU,  übtr  Ermächtigung  des  k.  k.  HandeUin  in  isters  vom  21.  August 
1874  ,  Z.  15745,  fVir  eine  aus  der  freien  Üahu  der  Linie  Ossegg- 
Komotan  zwischen  den  Stationen  Ober-Georgenthal  und  Eiaen- 
bnrg  bei  Prof.  164^166  ansmlindende  8chleppbahn  zu  dem  der  Ober- 
Leatensdorf-GeorgenthaterfiergbaageseUsehaft  gehdrigen  Lyell-Sehaelite  in 
Tsohernitz. 

33.  Mit  BrlasB  der  k.  k.  Stattbalterei  fllr  Böhmen  Tom  15.  Oetober  1874, 
Z.  56323,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom  37.  September 

1874,  Z.  24501,  für  die  Anlage  einer  Schleppbabn  tob  Prof.  511  der 
Strecke  Teplitz-KoBten  znr  Herbert-Zeche  des  Dr.  Besohorner  und 
Goldmann  bei  Zuckmantel. 

34.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  11.  September 

1875,  Z.  50287,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministcrs  vom 
6.  AngQBt  1875,  Z.  22267,  fUr  die  Verlegung  der  Schleppbabn  zum  gecell- 
scbaftlichen  Antonia>Schachte  bei  Duz. 

35.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  fllr  Böhmen  vom  27.  December 
1875 ,  Z.  69807  ,  Uber  Ermächtigung  des  k.  k.  Handelsministers  vom 
27.  December  1875,  Z.  34285,  fttr  eine  Verlegung  der  zum  Graf  Waldstein« 
sehen  Georg-Schachte  in  der  Gemeinde  Wiese  nächst  Ober-Leutensdorf 
führenden  Schleppbahn. 

(  Vgl.  Post  27.) 


5.  Kundinaehnng  des  HandelsministeriDiiis  Tom  8.  April  1875j 

R.  0.  Bl.  Nr.  46  und  C.  Bl.  Nr.  41^ 

betreffend  die  Abfinderung  einiger  CsBceasionsbestianuigen  fftr  die  Linien  der  Dvx*Boden* 

bsoher  Bahn. 

In  Folge  Allerhöchster  Entschliessnng  vom  30.  März  1875  wird  in 
Abänderung  des  §.  8  der  Concessionsurkunde  vom  9.  Juli  1869  und  des 
§.  5  der  Concessionsurkunde  vom  20.  Mai  1871  der  Unternehmung  der 
Dnz-Bodenbacher  Eisenbahn  gestattet,  dass  bei  Bemessung  der  Fahr-  und 
Frachtpreise  auf  den  Kraft  der  obigen  Coneessionsurkunden  concessionirten 
Bahnlinien  fllr  die  Strecken  mit  Steigungen  von  1 : 70  und  darüber  die 
Tarif bemessung  auf  Grund  der  ly^fs^hen  Länge  vorgenommen  werde. 

Chiumecky  m.  p. 
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E.  k.  priv.  Eisenbalm  Filsen-Pnesen  (Komotau). 

(Vgl.  lid.  II,  Abth.  2,  Seite  1193  und  Erg.-Bd.  I,  Seite  439.) 

1.  Statuteu 
der  k.  k.  prif .  Eiseibihn  Pilsen-Prieseft  (KomoUu). 

<Vgl.  Erg.-Bd.  I,  Seite  439.) 

L  Abschnitt. 

ErriclitnMg«  Sweefc,  Sita^  Firma«  ll«fi«r  und  BekattnlauieteBgeB 

der  GesellMehall. 

§.  1. 

Erriohtnnf;  der  Gesellschaft. 

Auf  Gi  uüil  der  a.  Ii.  Coiir.v-^ioiHin  kuinle  vom  21.  April  1870  (R.-G.-Bl. 
V.  J.  1870,  Nr.  III;,  durch  we  lche  dt-n  H-'rrcn 
Riebard  Först  Hetternich-Hianeborg, 
Inlon  K(il«-r  v.  Starck, 
Jar»m!r  (inif  ( ernin, 
Joliiiiiii  iirnf  Lii/.ansky. 
Dr.  TlH  uilor  liassuiaon  uud 
Wt'uzt-I  Daniel 

die  Concession  zuin  Baue  uud  IJetrit'bo  eint-r  Locomotiv-Eisenbahii  von  Pilsen 
nach  Prit  s(Mi  (  Komotau)  im  Ausschlüsse  au  die  ui*ueu  Liuieu  der  k.  k.  priv. 
Huschtriirader  Eiseubaiiu  uf  hst  Ahzweiguugeu  Uber  Saaz  zum  Anschlüsse  an 
die  k.  k.  jn'iv.  Aussijr  Teplitzt  r  Kisrnbahn  «'iuerseits  nach  Brüx,  andererseits 
nach  Dux  rrthcilt  wurde,  errichteten  die  vorgenannten  Herren  Concessiunüre 
eine  Actienj.'-esellschall  und  iibertrii^ren  an  dieselbe  alle  durch  die  obbezeich- 
nete  a.  Ii.  Coueessiüusurkuudc  erwüiiuleu  Rechte  und  übernomuaenen  Ver- 
biudiiidikeiten. 

Die  Gesellschaft  trat  ausserdem  in  alle  von  den  Herren  Concessionären 
in  Betreff  des  Baues  und  der  Herstellung  der  ubeu  bezeichneten  Eisenbahn, 
wie  in  Betreff  der  Geldbeschaffung:  für  diescB  Unternehmen,  sowie  in  Absiciit 
auf  dessen  Erweiterung  erworbenen  Rechte  und  eingegangenen  Verptiich- 
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tungen.  Hiesa  erwarb  ilie  oonstitairto  Gesellschaft  selbst  rait  der  allerfa. 
Concessionsiirkiinde  vom  13.  November  1872,  R«-0.-Bl.  Z.  19;  1873  das 
Recht  srnn  Baae  nnd  Betriebe  einer  LocomotiT-Eüsenbahiiy  einerseits  von 
Pilsen  Uber  Dobian  und  Pfestitz  nach  Klattau  nnd  von  da  Uber  Neuem  an 
die  böhmisch-bayerische  Giünze  bei  Eisenstein  —  andererseits  von  Mlatz 
Uber  Msnetin  nnd  Schaub  nach  Carlsbad  nnd  von  da  Uber  Nendeek  nnd 
BSrringen  an  die  bdhmisoh-sSohsisehe  Oränze  bei  Jobann-Georgenstadt 

Die  Gesellsehaft,  beziehungsweise  deren  Actionftre,  sind  den  gegen- 
wartigen Statuten  und,  soweit  dieselben  keine  besonderen  Bestimmungen 
enthalten,  den  Bestimmungen  des  allgem.  Handelsgesetzbuches  vom  17.  De- 
cember  1862  unterworfen. 

§.  2. 
Zweck. 

Der  Zweck  ilt  r  Gescllscliaft  ist: 

aj  der  Bau  iiiul  Betrieb  der  in  den  a.  h.  Conceasionsurkundeu  vom 
21.  April  1870  ^R.  G.  Bl.  Nr.  III)  und  vom  13.  Nov.  mber  1872 
(H.       Bl.  Z.  19,  1873)  (.heil  bcz.-iehneton  Eisenbahnlinien; 

bj  der  Bau  und  Betrieb  von  Zweij:-  und  Flü?:ell)alineii.  weiche  bestimmt 
sind,  die  IIau)itbahn  <>(i<M-  iltTt  ii  Z\v<'i^^baiinen  mit  Kuhlciiwerken  im  l 
80Msti;ien  industrielh  ii  Ktablisst  nuMirs,  die  in  ihrem  Ben  iehe  lir-iriMi, 
und  mit  anderen  Eisenbahnen  oder  Wasserstrassen  zu  verbinden,  mit 
staatlicher  Oenelimigun?:,  .sowie  übiM-haiipt  der  Bau  und  Betrieb  von' 
Eisenbahnen,  web'lie  in  der  Foljre  von  der  GcsellscUaft  durch  Vertrag 
oder  Concession  erworlx'ii  oder  <re|»;i<'litet  werden,* 

der  Betrieb  von  anderweiti;,^en  Transport-Austalten  zu  Wasser  und  zu 
Lande,  welehe  in  Verbindun^r  nut  den  der  Gesellseliaft  gehörigen  oder 
durch  .sie  gepachteten  Eisenbahnen  rait  (ienehmigung  der  Staatsver- 
waltung zur  Bellirderung  von  Personen  und  Gütern  erriclitet  werden; 
dj  der  Betrieb  von  Montanwerken,  Maschinen  und  anderen  Fabriken, 
welche  von  der  Gesellschaft  begründet,  erwürben  oder  gepachtet 
werden. 

§.  3. 
Sitz. 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Frag.  .Sie  ist  bereclitigt,  unter  Beob- 
achtung der  gesetzlichen  Vorscbrifteu  im  In-  und  Auslände  Agentien  zu 
bestellen. 

Mit  Genelmdialtung  der  Staatsverwaltun*,'^  kann  der  Sitz  der  Gesell- 
schatt  durch  Beschluss  des  Verwaltuntrsrathes  au  einen  au  der  Bahnlinie  der 
Unternehmung  gelegeneu  Ort  verlegt  werden. 
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§•*• 

Fi  rill  a. 

Dio  Finna  iler  GeHeUsclialt  lautet:  „K.  k.  priv.  Eisenbahn  Piisen- 
Prieseu  'Komotau)". 

Sie  wini  in  das  Hnndelsreginter  dc^  Prnfrcr  Handelsgerichtes  einge 
tragen  nnd  collecti\  i  ntwi-dcr  von  zwei  Mitglied«  !!!  des  Verwaltung^rathes. 
oder  von  einem  Mitgiiede  dt-s^^elhen  und  t  inem  zui*  rruci!rariihrnn«r  bestellten 
Gesellscliaftsbeainten  ge/.ei.-iini  t,    woleher  letziei-e  jedocli  den  Zusatx:  ^l'er 
Procura (oder  p.  p.)  seiner  ^tamensunterzeichuung  beizufügen  bat. 

§.  5. 

Consti tuirung  und  Dauer  der  U  eüclUc haf t. 

Die  Gesellacbaft  ist  ooDStitnirt,  sobald  die  tt'ämmtUcheii  Actien  ge. 
seiobnet  und  voll  eingezablt  sind  und  die  bandelsgerichtliebe  Protokolliraag 
erfolgt  ist. 

Die  Dauer  der  GeHellBebaft  ist  für  die  ganze  Zeit  der  Concesaionsdaner, 
d.  i.  für  90  .labre  vom  Tage  der  Rrbffbung  des  Betriebes  auf  der  ganiea 
EiseDbahnlinie  gereebnet,  festgesetzt,  sofeme  nicbt  naoh  des  Bestimmongea 
des  Handekgesetzbucbes,  oder  in  Folge  frttberen  Erlöscbens  der  ConcessioD 
oder  Einlösung  derselben  durcb  die  Staatsverwaltung  (Art.  21  und  22  der 
Conoessionsurkunde)  oder  endlieb  Uber  Besehluss  einer  OeneralTersammlnng 
.eine  frühere  Anflösnng  erfolgen  sollte. 

§.  6. 

Knndmaobnngen. 

Alle  üffentliehen  Kundmaohnngen  der  Gesellsehaft  erfolgen  rechts-  I 
wirksam  in  der  anitliehen  ^Präger  Zeitung'-  und  in  der  r^Viener  Zeitung", 
und  ist  jede  in  dieser  Beziehung  eintretende  Aenderung  dem  Handelsgerichte 
anzuzeigen. 

II.  Abschnitt. 

OeaicU«cliafta-€*pilal«  Aelien  und  Priorit&U»&tchiildv«r«ehrei- 

buui^eii. 

§.7. 

GoselUcbaftH-Capital  in  Actien.  I 

Das  g.  scllschaftlielu'  (.'apital  wird  auf  9,UUU.üUU  H.  öst.  W.  niouii 
Millionen  (Uilden  iHt.  \V.)  fo^^tgesetzt  und  in  fiO.OOO  (seehszigtaiisi  nd  8tück 
auf  Ueherhringer  lautende  Actieu  jede  zu  löü  ti.  ö.  VV.  (einhundert  liinfiiig 
Gulden  öst.  W.;  zerlegt. 
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§.  8. 
Aotieu. 

Die  Actien  werden  toU  eingezahlt,  nach  dem  von  der  h.  Ic.  k.  Staats- 
verwaltaog  genehmigten  Formalare  auegefertigt,  mit  fortlaufenden  Nummern, 
Diridenden-Goupone  und  Talons  Tersehen  und  aus  einem  Juxtabuche  aus- 
-geschnitten. 

§.  9. 

Erhöhung  des  Gesellschafts- Capitales. 

Das  GesellschaftR-Capital  Icann  über  Bcschluss  der  Generalversammlung 
und  in  Gemässhcit  desselben  mit  staatlicher  Genehmigung  durch  Ansgabe 
neuer  Aotien  erhöht  werden,  in  welchem  Falle  die  Actionäre  das  Vorrecht 
geniessen,  die  neu  ausgegebenen  Actien  im  VerhültniBse  ilures  Besitzes 
älterer  Actieu  zu  übernehmen. 

Die  Genoral-Versammlunpr,  wolcho  die  Erhöhung  dp^i  Actiencapitals 
besohliesst,  bestimmt  zugleich  die  Modalitäten  der  Geltendmachung  dieses 
Jteaugsrechtes. 

§.  10. 

Uutheiibarkeit  der  Actieu. 

Die  Umsehreibung  einer  Actie  in  mehrere  Theitaotion  oder  mehrerer 
Actien  in  eine,  ist  nicht  zulässig;  anch  anerkennt  die  OeselUohaft  sich 
gegenüber  iiir  jede  Actie  nur  einen  Bigenthümer  und  roüsBcn  daher  mehrere 
Theilnehmor  an  einer  Actie  ihre  gemeinschaftlichen  Rechte  durch  Eine 
Person  wahrnehmen  lassen. 

§.  11. 

Prioritätsobligationen. 

Die  Oesellsohaft  ist  im  Grande  des  §.  14  der  a.  h.  Conoessions-Urkunde 
vom  21.  April  1670,  R.  G.  El.  Nr.  111  zur  Ausgabe  von  Prioritäts-ObUga- 
tionen  berechtigt. 

Dieselben  werden  in,  auf  denüeberbringer  lautenden  Stäoken  zu  je  150  fl. 
-d.  W.  in  Silber  oder  100  ThL  pr.  Ort,  beziehungsweise  in  einem  entspre- 
chenden Betrage  der  etwa  im  deutschen  Reiche  einzuführenden  Goldwährung 
naoh  einem  der  staatlichen  Genehmigung  unterliegenden  Formulare  ausge- 
lertiget,  mit  6«/«  In  gleicher  Valuta  verzinst  und  im  Wege  der  Verlosung 
naoh  dnem  der  Staatsverwaltung  vorzulegenden  Tilgungsplane  längstens 
Innerhalb  60  Jaliren  im  vollen  Nominalbetrage  rückgezahtt. 

Die  BeschluBsfassuDg  über  die  Gesammt-Nominalsumme  der  hinaus- 
sngebenden  Prioritätsobligationen,  über  deren  Formulare,  Rttokzahlungszeit 
and  Tilgnngsplan  steht  dem  Verwaltungsrathe  zu. 
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§.  12. 

Tilgung  der  Aotien. 

Die  Aotien  werden  im  Wege  der  Verlotnng  innerhalb  der  ConeesBions* 
daner^  jedoeb  erst  naeh  Tilgung  der  Prioritlteobligationen,  ans  dem  Rdn* 
erträgnisse  amortiairt. 

§.  13. 

Hinterlegung  von  Actien  und  Prioritäten. 

Die  Actien  sowohl  als  die  Prioritätsobligationen  können  pegeu  Ent- 
richtung der  von  dem  Verwaltuugsrathe  za  bestimmenden  Gebühr  bei  der 
6esell»c]inft»hauptca8sa  hinterlegt  werden,  worttber  auf  den  Namen  de» 
Erlegers  lautende  £rlagsScbeine  ertheilt  werden. 

in.  Abschnitt 

▼•rwAltang  der  Ocaell«€li*fU 

A.  Verwaltungsratb. 
§.  14. 

Vorstand  der  Gesellschaft. 

Der  Vorstand  der  Gesellschaft  im  Sinne  der  Art.  227 — 241  des  Han- 
delsgesetsbnohes  ist  der  Verwaltungsratb.  In  denselben  werden  ron  der 
Generalversammlung  12  Mitglieder  gewählt. 

Ueberdies  bleibt  in  Gemässbelt  der  beiden  mit  der  k.  k.  Staatsverwal- 
tung snm  Zwecke  der  Durchnihrung  des  Eisenbabnprojectes  Pilsen>Klattan- 
Eisenstein  geschlossenen  Ueberelnkommens  vom  23.  April  1874  und  vom 
1.  Mal  1876  der  Staatsverwaltung  Ahr  die  Dauer,  während  welcher  der 
Staatsschatz  durch  die  geleisteten  Vorsohfisse  oder  durch  den  Besitz  von 
Prioritätsobligationen  oder  Actien  bei  dem  Unternehmen  der  k.  k.  priv. 
Pilsen*Priesen  (Komotauer)  Eisenbahngesellschaft  unmittelbar  betheiligt  ist, 
das  Recht  vorbehalten,  sieh  im  Verwaltungsratho  durch  zwei  von  ihr  zu 
bestimmende  Mitglieder  vertreten  zu  lassen,  von  welchen  jedes  berechtigt  ist 
solche  Verfügungen  der  gesellschaftliehon  Verwaltung  sn  sistiren,  welche 
ihm  gegen  die  Statuten  oder  das  Öffentlieho  IntcrcfiBe,  oder  gegen  die  anf^ 
diesen  Uebereinkommen  speciell  hcrvnrirchonden  tinanziellon  Interessen  des 
Staates  zu  vorstospni  sclicincn  —  jcdi  di  hat  dasselbe  dann  sogleich  die 
Entscheidung  des  k.  k.  HaudelHministcriuins  einzuholen,  welche  ohne  Auf* 
schuh  erfolgen  und  fttr  die  Gesellschaft  bindend  sein  solL 
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§.  15. 

Erneuerung  dos  Ver  wa  Itun ^'si  ath es. 

Vinn  .lahiT  l<s77  an  trcteu  jälirlicl».  im»!  zwar  jodesnial  unmitfclbar  vor 
\\vr  bevorst«'hnid('n  nrdcntlirlH'ii  OtMit^rahorsaminlnnir,  3  Mitirlicdcr  aus,  fiir 
welc'lic  die  (T^•nf'^alvl'^^aIllnllllIl;i::  uciif  Walih^i  vorzunehmen  bat,  wobei  jedoch 
die  Ausii  ctt  iidrii  wieder  gcwälilt  werden  ki)iine?i. 

In  ilen  drei  er-^trn  Anstriltslallen  werden  die  Austretenden  durch  Aus- 
losung' unter  (Umi  Miiirlicdcrii  des  ersten  Verwaltungsrathes  bestimmt.  In  der 
Fol).re  al>er  liaben  jeweilig^  jene  3  Mitglieder  auszutreten,  welche  sieh,  vftin 
Zeit))nnkte  ihrer  letzten  Erwählung  gerechnet,  am  längsten  im  Amte 
belinden. 

Die  \(>i steilenden  llestiminungen  über  die  Krneuerun;Lr  des  Verwaltun^rs- 
ratlies   linden    stdbstveisijindlich    keine   Anwendung    auf    jenes  Mitglied, 
welches  in  (iemässheit  des  §.  11  von  der  k.  k.  »Staatsverwaltung  ernannt  • 
-wird;  um  dieselbe  im  Verwaltuugsrathe  zu  vertreten. 

§.  16. 

lie.se tzung  erledigter  Stellen. 

Im  Falle  des  Ausscheidens  einzelner  Mitglieder  des  Vei  waltungsrathcs 
innerhalb  deren  runctionsdauer  hat  der  Verwaltungsrath  das  IJeeht,  die 
erledigte  Stelle  j)rovisoris(di  bis  zu  der  in  der  nächsten  ord entliehen  General- 
versammlung zu  vollziehenden  detiniti\<Mi  Wahl  zu  besetzen. 

Diese  detinitive  Wahl  gilt  nur  lUr  den  Hest  der  Functionsdauer  des 
Ausgeschiedenen. 

§.17. 
Oaiifion. 

Jedes  gewählte  Mitglied  des  Verwaitungsrathes  hat  binnen  14  Tagen 
nach  seiner  ert(dgten  Wahl  bei  sonstiger  Erlös(diung  seines  Mandates 
20  Stück  Aelien  nel>st  den  nicht  fälligen  Coupons  in  die  (iesellsehaftscassa 
zu  hinterlegen,  welche  während  seiner  Functionsdauer  und  naeh  deren  .\blaul" 
bis  zur  Gen(dnnigung  der  darauf  Itezügliohen  Ileehnungen  von  ihm  weder 
belastet  noch  veräussert  werden  dürfen;  Jetloch  sind  ihm  die  innerhalb  dieser 
Zeit  jeweilig  vert'aliendeu  Coupons  auszutblgen. 

§.  18. 

Wirkungskreis  des  Verwaltnngsrathea.  Direetlon. 

Der  Verwaltungsrath  ist  das  oberste  Repräsentativ-  und  A<lniinistrations- 
Organ  der  Oesellschaft  und  vertritt  dieselbe  als  deren  Vorstand  im  Sinne 
des  Handelsgesetzes.  Er  entscheidet  in  allen  Angidegcnheit»'n  der  Gesell- 
schaft, welche  nicht  ausdrücklich  der  iieschlussl'assung  der  Geueralversamm- 
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lung  vorbehalten  sind.  £r  beschliesst  seine  eigene  Geschäftsordnung  nnd  die- 
Dienstordnung,  ernennt  die  Vollzugsorgane  und  sonstigen  Beamten  tnd 
Diener,  bestimmt  ihren  Wirlcnngskreis  und  ihre  Bezüge,  -^owie  den  WirkungB- 
kreis  und  die  Beziehungen  der  ans  seiner  Mitte  gewählten  Cc»mite's. 

Zur  Ausflihning  seiner  Beschlüsse  und  zur  speciellen  Fttbmng  der 
Geschäfte  bestellt  der  Verwaltmigsrath  eine  aus  einem  oder  mehreren  Mit- 
gliedern bestehende  Diroction.  Dieselbe  ist  auf  die  ihr  von  dem  Verwalte ng-s- 
rathe  zugewiesenen  Befugnisse  beschränkt  und  an  die  von  ihm  ertheiUen 
Instnictiouen  gebunden.  Die  Directoren  wohnen  den  Sitzungen  des  Verwal- 
tnngsrathes  mit  berathender  Stimme  bei. 


Der  Verwaltungsrath  wählt  und  zwar  der  erste  Verwaltungsrath  ftr 
Heine  ganze  Functionsdancr.  der  spätere  Verwaltungsrath  jährlich  ans  seiner 
Mitte  einen  Präsidenten  und  einen  Stellvertreter  desselben.  Hei  gleichzeitiger 
Abwesenheit  der  beiden  erwähnten  Fonctionäre  wird  der  Vorsitz  von  dem» 
Verwaltungsratbe  interimistisch  einem  anderen  Mitgliede  durch  Wahl  aber- 
tragen. 


Die  Sitzunf2;en  des  Vt'rAviiituii^'sratlies  siiul  in  l'rair,  und  zwar  so  oft  e» 
die  (ieschäfte  oder  drei  Mitf^licder  desselben,  unter  Angabt'  des  (ic^T-nstaiides 
nnd  der  Gründe.  vei  lan^;en,  mindestens  aber  einmal  in  jedem  Monate  abzu- 
halten. Die  Einladung  zur  Sitzung  rrfolgt  sehrittlieh.  in  drinirendt-n  Fällen 
telctriapliiseh  dur^h  dfii  Präsidenten  oder  dessen  Stellvertreter  unter  Bekannt- 
gabe der  wichtigeren  Vt-rhandlungsgegenstände.  Mitglieder,  welche  \u  der 
Sitzung  des  Verwaltungsrathes  nicht  persönlich  erseheinen,  sind  bereclitiirt. 
8i<  h  dun  h  ein  anderes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  mittelst  schriftlicher 
Vollmacht  vertreten  zu  lassen. 

Zur  Giltifikeit  einer  jeden  lieschliissfassung  dos  Verwaltungsrathcs  ist 
die  nrdnunjTsmäsaige  Einladung  sänimtlicher  Mitglieder  und  die  persönliche 
Anwesenheit  von  wenigstens  der  Hälfte  derselben  erforderlieh. 

Die  Beschlüsse  des  Verwaltnugsrathos  werden  durch  absfdute  Stimnien- 
mehrheit  der  anwesenden  und  durch  Vollmacht  verti-etenen  Mitglieder  gefasst. 
der  Vorsitzende  stimnit  nur  bei  Wahlen  und  bei  gleich  gethcilten  Stimmen 
mit,  in  welch'  letzterem  Falle  seine  Stimme  den  Ausschlag  gibt. 

Alle  Wahlen  geschehen  mittelst  Abgabe  von  Stimmzetteln.  Wird  in» 
ersten  Wahlgange  keine  absolute  Stimmenmehrheit  erzielt,  so  findet  die 
engere  W'ahl  zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die  meisten  Stimmen 
erhalten  haben,  und  es  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  zu 


§.  19. 
Präsi  d  ium. 


§.  30. 

Sitzungen  des  Verwaltungsrathcs. 
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Wählenden  in  die  engere  Wahl  gebracht.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit 
entRcheidet  das  Los. 

Zur  Giltigkeit  der  BesehlttaBe)  in  Folge  deren  ein  Antrag  auf  Vermeli- 
mng  des  Actien-Capitales,  oder  auf  eine  neue  Ausgabe  von  Prioritätsobli- 
gationen, dann  anf  Erwerbung  neuer  Bahnlinien  an  die  Generalrersammlung 
gestellt  werden  soll,  dann  zu  BeschlÜHsen  über  die  Erwerbung  von  Montan- 
werken oder  solch'  unbeweglichen  Besitzes,  welcher  nicht  unmittelbar  zur 
Herstellung  der  Bahn  selbst  erforderlich  ist,  ist  eine  Stimmenmehrheit  von 
zwei  Dritttlu  ilen  der  in  der  Sitzun<;  des  Verwaltungsrathes  anwesenden  und 
durch  Vollmacht  vertretenen  Mitglieder  erforderlich. 

§.  21. 

Sitzunga-  Protokoll. 

l'ebcr  die  Verhandlungen  des  Verwaltungsrathes  werden  Protokolle 
geführt,  welche  von  dem  Vorsitzenden  und  einem  Mitgllede  des  Verwaltnngs» 
rathes  zu  fertigen  sind. 

§.  22. 

Ausschluss  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath. 

Beamte  der  Gesellschaft  kdnnen  nicht  Mitglieder  des  Verwaltungs- 
rathes  sein. 

Ausgeschlossen  von  der  Wahl  in  den  Verwaltungsrath  sind  insbeson- 
dere Personen,  die  in  Concnrs  verfallen  oder  aahlungsunfiihig  sind,  sowie 
diejenigen,  welche  wegen  einer  aus  Gewinnsucht  begangenen  und  nach  dem 
allgemeinen  Strafgesetze  strafbaren  Handlung  schuldig  befunden  wurden. 
Der  Eintritt  eines  Ausschliessungsgrundes  in  der  Person  eines  Mitgliedes 
des  Verwaltungsrathes  hat  den  unmittelbaren  Verlust  der  Stelle  zur  Folge. 

§.  23. 

Entlohnung  des  Verwaltungsrathes. 

Die  Mitglieder  des  Verwaltungsrathes  erhalten  den  Ersatz  der  Spesen 
ihrer  zu  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes  oder  eines  Oomit6*s  desselben, 
sowie  überhaupt  der  im  Auftrage  des  Verwaltungsrathes  unternommenen 
Reisen ;  ausserdem  empfängt  der  Verwaltungsrath  die  unten  im  §.  86  fest- 
gesetzte Tantitoe. 

IV.  Abschnitt. 

§.24. 

Bestellung  des  Revisionsansschusses. 

Der  zur  Priilung  der  Gesellschaftprecliiiuiigcii  hestollte  Krvisioiis-Aus- 
schuss  besteht  aus  drei  Mitgliedern   und   drei  Ersatzmännern,  welche 


Digitized  by  Google 


856 


K.  k.  priT*  Eitenbahn 


alljährlich  von  der  ordentliclicii  Geiinnilversamnilung:  aus  den  dem  Vt  rwal- 
tung$;i-athe  nicht  augehörcndeu  stimmberecktigten  ActionUren  gewählt 
werden. 

Der  erste  KevisionsaiiHschu--'*  wird  in  der  ecinstituirriHkn  Oenerah  er- 
Hauuiiliui^  lij.  lU  i^ewiililt,  uml  hat  die  Uccliniing  des  er.sten  nach  ErötTnun|r 
des  Betriehes  auf  der  j:auzen  Linie  ab^relaufenen  Ge.sehiiftsjalires  zu  prüfen, 
und  hiiMüber  iu  der  ersteu  ordentlichen  Geueralversaiumluug  Bericht  zu 
erstatten. 

Die  Ersatzniänner  trett  ii  nur  im  Falle  der  Veriiinderung  der  Mitglieder 
des  Kevisionsaussfhuss<'.s,  und  zwar  naeh  der  lieilieufol^'e  der  Stiinmenzahl. 
wclehe  sie  erhalten  haben,  in  ruuclion;  bei  gleicher  .Stininienzalil  eutsclicidet 
daä  Lob. 

§.  25. 

Rechte  und  Pflichten  des  RevisionBansschnsses. 

Dem  ReTisionBausschoBBe  Bind  die  Rechnungen,  Uber  welche  er  in  der 
GeneralverBaromlong  zn  berichten  hat,  mindeBtens  vier  Wochen  vor  dem 
ZoBammentritte  der  letzteren  von  dem  Verwaltangsrathe  mitzutheilen  und  e.< 
ist  der  ReTisionsauBBchuBS  berechtigt,  von  den  BUchem  und  der  ganzen 
Gebarung  der  QeschSfte  Einaicht  zu  nehmen  und  von  den  RcchnungBlegeru 
die  nöthigen  AnfklSmngen  zu  verlangeo. 

V.  Abschnitt. 

Cteneralveraanmlang« 

§.  26. 

Die  BtatutenmäBsig  gebildete  GeneralverBammlung  reprSsentirt  die 
Gesammtheit  der  Action&re  und  Bind  ihre  Btatutenmässig  gefaBsten  BesehlQBBe 
für  alle  ActionUre  bindend. 

§.  27. 

Ordentliche  und  ausserordentliche  Generalversammlung. 

Es  hat  jährlich  eine  ordentliche  Generalversammlung  in  Prag  statt- 
zufinden. 

Die  erste  ordentliche  Generalversammlung  findet  ISngstens  im  Laufe  des 
Jahres  1874  statt;  der  Yerwaltung^rath  ist  aber  berechtigt,  auch  ausser- 
ordentliche  Generalversammlungen  einzuberufen,  und  ist  zur  Einberufung 
einer  ausRerordentlichcn  Generalversammlung  verpfiichtet,  wenn  dieselbe  in 
einer  Generalversammlung  beschlossen,  oder  von  einem  oder  mehreren 
Actionären,  deren  Actienbesitz  den  zehnten  Theil  des  ausgegebenen  Actien- 
capitalcs  reprXsentirt,  verlangt  wird.  In  letzterem  Falle  hat  die  Einberufung 
der  Generalversammlung  längstens  binnen  30  Tagen  zu  erfolgen. 
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Die  AotioDäre,  welche  die  Einberufung  einer  ansBcrordentlfehen 
Generalversammlung  verlangen,  haben  die  so  ihrer  Legitimation  erforder- 
lichen Aotien  bei  der  OesellBchaftscassa  tu  hinterlegen,  nnd  gleichzeitig  den 
Gegenstand  schriftUoh  anzuzeigen,  welcher  der  BesohlussfasBang  der  ansser- 
ordentliehen  Generalversammlnng  unterzogen  werden  soll. 

§.  28. 

Einberufung  der  Generalversammlung. 

Die  Einberufung  sowohl  einer  ordentliehen  als  auch  einer  ausserordent« 
liehen  Generalversammlung  geschieht  durch  öffentliche  Kundmachung  auf  die* 
im  §.  6  vorgeschriebene  Weise,  und  muss  diese  Kundmachung  mindestens  30, 
in  dringenden  Fällen  wenigstens  10  T^ge  vor  dem  zur  Abhaltung  der  Ver- 
sammlung anberaumten  Tage  veröffentlicht  werden. 

In  dieser  Kundmachung  müssen  die  Gegenstände,  ttber  welche  die 
Generalversammlnng  Beschluss  fassen  soll,  ihrem  wesentlichen  Inhalte  nach 
bezeichnet  werden,  und  es  kann  die  Generalversammlung  nur  Ober  die  in  der 
Kundmachung  bezeichneten  Gegenstände  Beschluss  fassen;  ausgenommen 
von  dieser  Beschränliung  ist  jedoch  die  Beschlussfassung  Uber  Verbesseruugs. 
anträge  zu  einem  gehörig  kundgemachten  Antrsge,  dann  Ober  den  Antrag 
auf  Einberufung  der  ausserordentlichen  Generalversammlung.  * 

§.  29. 

Stimmrecht  in  der  Generalversammlung. 

Der  Besitz  von  je  20  Actieu  gibt  das  fieclit  auf  eine  stimme  in  der 

Geneialversaiiinilunf?. 

Zur  AusUl)Uii^^  dieses  Reclites  wird  erfordert,  dass  die  Actieu  wenig- 
stens 14.  in  den  L)rin<:li<-likcitstäilfn  dos  2H  weiiiirstcu.s  5  Tage  vor  dem 
Zusammentritte  der  fitatuteiiniässig  einberutenen  General  Versammlung  in  der 
Gesellseliaftseassa  oder  an  einem  anderen  von  dem  Verwaltungsrathe  hiezu 
bestimmten  Orte  liiiiterlegt  werden.  Aber  aueh  Actinnäre,  welehe  weni;;(  r  als 
20  Aetien  besitzen,  sind  bi'reciiti.ül,  wenn  sie  ihre  Aetieti  in  der  vorauge- 
zeigten  Weise  liinterh'gt  iialM-n.  der  Generalversaiiindung  als  Zuliürer  beizu- 
wohnen, ohne  jedoch  ein  Stimmrecht  ausüben  zu  küuuea. 

60. 

AusObung  des  Stimmrechtes. 

Das  Stimmreclit  kann  jeder  stimmberechtigte  Besitzer  von  Actien  per- 
sönlich oder  durch  einen  Bevollmächtigten,  welcher  jedoch  selbst  ein  stimm- 
berechtigter Aetionär  der  Gesellschaft  sein  muss,  ausüben,  iusoferne  er 
eigenberechtigt  ist. 
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Pflegebefohlene  und  jaristiBche  Personen  üben  »las  Stimmrecht  durch 
ihre  gesetzlichen,  beziehungsweise  statutarischen  Vi'rtreter,  Frauen  durch 
Bevoilmächtigte  ans,  auch  wenn  diese  Vertreter  nicht  seibat  Actionäre  sind. 

§.  31. 

Vorsitz  in  der  Oeneralversam miang.  Schriftführer,  Verifi- 

catoren  nnd  Scrutatoren. 

Den  Vorsitz  in  der  Generalyersammlung  illlirt  der  Präsident  des  Yer- 
waltnngsrathes  oder  in  dessen  Verhindemng  sein  Stellvertneter,  nnd  Aills 
knch  letzterer  verhindert  wäre,  ein  von  dem  Verwaltnngsrathe  zu  bestim« 
mendes  Mitglied  desselben. 

üeber  die  Verhandlnngen  der  Oeneralvertianiralnng  wird  von  einem 
durch  den  Vorsitzenden  ernannten  Sohriftfilhrer  ein  Protokoll  gefQhrt,  welches 
von  zwei  Verificatoren,  die  ilber  Vorschlag  des  Vorsitzenden  von  der  Ver- 
sammlnng  gewihlt  werden,  nnd  welche  aoeh  als  Scnttatoren  zn  fangiren 
haben,  beglaubigt  wird.  Ausserdem  ist  dieses  Protokoll  anch  von  dem  Prisi- 
denten  nnd  dem  Schriftführer  zn  unterzeichnen. 

§.  32. 

Bedingungen  der  BeschlnssfXhigkeit. 

Zur  Bc;ichhif<stahi^'k<'it  einer  j»Mlen  ordiningsmässig  einberufenen 
( Icnci alversanirnhmjr  i^t  crl'urderlich.  da^;s  mindestens  der  zwanzigste  Theil 
der  cniittirtcn  Arfien  diircdi  inindesfenH  zehn  pcrsiinlich  anwesende  Actionäre, 
welche  dem  Verwaltungsrnth(  nicht  angehören,  vertreten  sei. 

Um  jedoch  eine  Aenderung  der  Statuten  oder  die  Vermtdirung  des 
Geaellsc  haft.slondes  durcii  Hinansgahe  neuer  Actien  tnler  Prioritäts-Obiiga- 
tionen  zu  beschliessen,  müssen  wenigstens  dreissig  Actionäre.  welche  dem 
Verwaltung!^rathe  niclit  angehören,  anwesend  sein,  und  müssen  dieselben 
mindestens  den  fünften  Theil  des  eniittirten  Acticncapitals  reprii^^entireu. 

Die  Anwesenheit  einer  gleichen  Anzahl  von  Mitgliedern,  welche  jedoch 
den  dritten  Theil  des  ausgegebenen  Actiencaj)itals  repräsentiren  müssen,  ist 
dann  erforderliidi,  wenn  die  Generalver-sanindung  über  die  Auflosung  der 
Gesellschaft  l)e<chliessen  soll. 

In  dem  Falle,  als  eine  Gener.ilversainnilnng  in  der  nach  den  vorstehen- 
den Bestimmungen  zur  l{eschlussfälii;:keit  erforderlichen  Weise  nicht  zn 
Stande  kUme.  findet  eine  neue  Einberufung  der  Generalversammlung  statt, 
doch  braucht  in  diesem  Falle  die  Kundmachung  nur  8  Tage  und  die  Actien- 
deponirung  nur  3  Tage  vor  der  anberaumten  Generalversammlung  in 
erfolgen,  und  diese  neu  einberufene  Generalversammlung  ist  beschlussfähig. 
ohne  an  eine  bestimmte  Anzahl  von  Personen  oder  der  durch  sie  repräsen- 
tirten  Stimmen  gebunden  zu  sein.  Es  darf  jedoch  in  dieser  Genernlversanaro- 
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long  nnr  über  solche  GegenstXnde  BesehloBS  gofftsst  werden,  (ttr  welohe  die 
Mhere  VerBammluDg  einbernfen  war. 

§.  33. 
BeschlaBsfasBung. 

Alle  BeschlüBse  der  Generalvertammlmig  werden  durch  absolute 
Stimmenmehrheit  gcfasst. 

Zn  dem  Beschlüsse  aber  Uber  Abänderung  der  Statuten  oder  Erhöhung 
des  Gesellechaftsfondes  durch  Minansgabe  ueuer  Actien  oder  PHoritäts- 
Obligationen  ist  eine  Stimmenmehrheit  von  swe!  Dritttheilen  nad  sur 
Beschlnssfassnng  Uber  die  Auflösung  der  Gesellschaft  eine  Stimmenmehrheit 
▼on  drei  Viertheflen  erforderlich  (§.  33). 

Alle  Wahlen  erfolgen,  insofern  die  Generalversammlung  nicht  anders 
beschlieaseii  sollte,  mittelst  Abgabe  von  Stimmaetteln.  Wird  im  ersten  Wahl- 
gange keine  absolote  Stimmenmehrheit  erzielt,  so  findet  die  engere  Wahl 
zwischen  jenen  Candidaten  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben, 
and  wird  in  diesem  Falle  die  doppelte  Anzahl  der  za  WShlenden  in  die 
engere  Wahl  gebracht.  Im  Falle  der  Stimmengleichheit  entscheidet  der 
grössere  Actienbesitz  des  Candidaten  und  im  Falle  auch  dieser  bei  den  Can- 
didaten gleich  würe,  daa  Los. 

§.84. 

Der  Beschlussfassu  ng  der  Generalversammlnng  vorbehaltene 

Gegenstände. 

Der  Besc-lilussfassnnf;  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände aussclilie:<slieh  Vdrbchalteu : 

a)  die  Wahl  der  xMiiglieder  des  Verwaltuu^srathes j 
bj  tlie  Wahl  des  Kevisioiiaausschusses  (i^.  24) ; 

cj  die  Beschlusslaäsuiij;  über  die  Jahrosrechnung  und  über  den  Bericht 
des  Revi.sionsansschusses,  dann  die  Feststellung  der  Gewinnstver- 

theilung; 

dj  die  Beschlussrassuiiir  \\\nr  die  Erwerbung'  anderer  Kist'iiliaimen,  oder 
die  ICiiihnlnn^r  von  Concessinnon  zu  neuen  Eisenbahnlinien; 

ej  die  V«'riti('liriiii<r  des  Gesellsciiattsfondes  durch  Uinausgabe  neuer  Aotien 
nder  neuer  Prioritätsohligationen J 

f)  Abänderuii-  d<T  Statnton; 

gj  Verpaclituii};  des  Eisenbahnbetriebes: 

Ay  die  Anfli3snn;r  der  üesellseliaft  vor  Ablauf  der  Coiicessionsdauer,  ins- 
besondere auch  dnrch  l'ebertragnng  ihres  Vermögens  und  ihrer 
Schulden  an  eine  andere  Actiengesellschnft  gegen  Gewiihrung  von 
Actieu  der  letzteren. 
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Die  in  der  Generalversammlung  gefassten  Beaehlttase  Uber  die  sub  ej, 
f)  nnd  h)  bezeichneten  Gegenstände  bedürfen  der  Genehmigung  der  h.  Stasts- 
verwaltnng. 

Ergibt  sieh  die  Notbwendigiceit  der  Vermebrnng  des  Gosollscltaftv 
fondes  (ad  e)  oder  der  Abänderung  der  Statuten  (ad  fj  in  Folge  der 
Geltendmachung  des  der  k.  k.  Staatsverwaltung  in  dem  Ucbereinkoniinou 
vom  1.  Mai  1876,  §.  3  vorbelialtenen  Rechtes,  für  die  aus  dem  Art.  I  de» 
rehercinkommens  vom  23.  April  1874,  H.  6.  Bl.  Z.  52  resultireiulc  l>nr- 
leliensfdidcning  von  sieben  Millionen  Gulden  Jjsterr.  Währung  nach  ihrer 
Wall!  zu  jeder  Zeit  Actien  der  k.  k.  priv.  Kiscnbahngeselischaft  Pilsen* 
PricHcn  (Koniotau)  zum  vollen  Nennwerthe  an  Zahlungsstatt  anzunehmen,  so 
tritt  von  der  Cunipetonzbestiminung  dieses  §.  34  eine  Ausnahme  dahin  ein. 
dass  iu  diesem  Falle  der  Verwaltun?:srath  berechtigt  und  verpflichtet  ist,  die 
bezügliclieu  Beschlüsse  unter  Genehmigung  der  hohen  Staatsverwaltung  so 
lassen. 

VI  Abschnitt 

Jahresrechnung«  BilauB,  OewinnverilielliiBg« 

§.  35. 

AUjÜhrlieh  werden,  und  zwar  am  31.  Deoember,  die  gesellschaftlichen 
Rechnungen  abgeschlossen,  ein  allgemeines  Inventar  der  Aetiva  und  Passivs 
aufgestellt  nnd  die  Bilanz  gezogen.  Die  Rechnungen  und  die  Bilanz  sind  dem 
Revisionsansschusse  rechtzeitig  (§.  26)  zu  Übergeben,  und  sollen  mit  den 
Bcrlotite  der  Revisoren  durch  8  Tage  vor  der  Generalversammlung  zur  Ein- 
sicht iUr  die  ActionSre  aufgelegt  und  sodann  der  Generalversammlung  zur 
Erledigung  vorgelegt  werden. 

§.  36. 

Gewinn  Verth  eilung. 

Aus  dem  imch  Hestrt  ituiig  aller  IJetiiolis-  und  Ei'Iinltuiigskosten,  nach 
Abzug  der  Verluste  und  Ahsflireibinii:«')!  sich  cr^elxMKhMi  Reinertrngnissr 
wird  A  or  Allem  die  Zahluiiir  <1<  r  Zinsen  und  dor  Tilguiigsquote  «1er  Priori- 
tätsi.l>li«jatioue)).  unfcr  Anwciuluiig  der  H<'stimmnngen  des  Uebereiiikomm«  us 
vom  1.  Mai  187G,  K.  (i.  Bl.  Z.  4  7.  ij.  A))s.  3  und  §.  5.  Abs.  1  und  2  uml 
seiner  Zeit,  d.  h.  sobald  die  -iiininllichen  riioritätS(d)ligati<inen  j^etiigt  sein 
werden,  dif  Z.'ihinni:  der  Aetientil^Mingsquote       38 1  bestritten. 

Von  der  nach  diesen  Abzügen  erübrigenden  Krlr.-ignisssiininH'  NverdoD 
a)  fünf  I'ereent  des  ein;:ezahlten  nicht  Mninrti>irten  Actiem-apitMb  s  als 

Dividende  ilcn  Actionären  zugewendet,  von  dem  hiernach  verbleibenden 

liegte  aber 
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h)  vier  Peroent  zur  Dotirang  des  Reservefondes  (§.  87)  verwendet, 
e)  weitere  zehn  Percent  als  Tantieme  dem  Verwaltungsrathe  zugewieeeu^ 
und 

dj  der  endliche  Uebcnest,  insoltnie  die  Generalversammlung  nicht  eine 
andere  Verwendung  bcschliesscn  sollte,  als  Snperdividende  unter  die 
Actionäre  beziehungsweise  an  die  Inhaber  der  Genussacheine  3^; 
vcrthellt. 

Die  Auszalihuif^  der  Dividenden  (a  und  d)  erfolgt  in  dem  von  der 
(ienernlverHaminliing  bestimmten  und  gehörig  kandgemaoliteu  Termine, 
spätestens  ahm-  am  1.  Juli  eines  jeden  Jahres. 

Die  Dotirtinis:  des  Kcservefondes  kann  übt-r  Beschluss  der  Gencralver- 
«ammlung  auch  ganz  oder  theilwci^e  unterbleiben.  / 

lieber  die  Art  und  Weise  der  Vertlieilung  der  Tantieme  unter  die  Mit- 
glieder <les  Vcrwaltungsrathes  beschliesst  der  letztere  selbst. 

Hieboi  wird  sehliesslioh  auf  die  Befolt-'ung  der  Bestimmungen  des  i?.  3 
des  Uebereinkommens  vnm  1.  Mai  1876,  Z.  74  H.  G.  Hl.  verwiesen,  jiemäss 
deren  die  im  Grunde  des  l'elu  reinkommens  vom  23.  April  1874,  R.  G.  Hl, 
Xr.  52  in  der  Hohe  von  sieben  Millionen  Gulden  öaterr.  Währ,  gegen  Aetien 
der  k.  k.  priv.  Eisenbahn  rilsen-l'riesen  (Komot.MU'  geleistete  ärarisehe 
Vorsehussstiinine  als  ein  Darlehen  zu  gelten  hat,  welches  innerhalb  dreissig 
Jahren  unkündbar  si  in  und  mit  fünf  Percent  —  jeduch  nur  dann  und  in  dem 
Masse  —  verzinst  werden  soll,  als  die  Heineinnahmen  der  gesammten  Bahn 
(Pilsen-Priesen  Komotau  und  Pilsen-Klattau  Eisenstein  nach  vollständiger 
Bedeckung  des  für  die  Verzinsung  und  Araortibirung  der  Prioritäten  erfor- 
derlichen Betrages  Ueberschüsse  ergeben. 

§.  37. 
Reservefond. 

Der  Rcservefond,  welcher  aus  dem  Reingewinne  in  Folge  der  Bestim- 
mung des  §.  36,  lit.  h)  dotirt  winl,  ist  bestimmt,  alUällige  Verluste  und  solche 
Auslagen  zu  deeken,  welche,  wie  Kosten  ftir  Vermehrung  der  Fahrbetriebs- 
mittel, Erneuerung  der  Schienen,  Reconstruction  der  Bauten  u.  d.  m.,  nicht 
als  gewöhnliche  Bahnerhaltungskosten  zu  gelten  haben,  —  auch  kann  der- 
selbe, wenn  er  einmal  die  Höhe  von  Einer  Million  Gulden  erreicht  hat,  und 
das  Reinerträgniss  eines  Jahres  nicht  einmal  hinreichen  würde,  den  Actio- 
närcn  die  im  §.  3C,  lit.  a)  erwähnte  5percentige  Dividende  zu  bezahlen,  zur 
Ergänzung  dieses  Abganges  in  Anspruch  genommen  werden.  Wenn  der 
Reservefond  die  Höhe  von  einer  und  einer  halben  Million  erreicht  hat,  hat 
seine  weitere  Dotirung  aufzuhören,  aber  sie  ist  wieder  aufzunehmen,  wenn 
er  unter  diese  Höhe  gefallen  ist. 
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§.  38. 

Tilgung  der  Actien  und  Bezug  der  OenuBSseheine. 

Die  Tilgunp  des  ActieiuapitiiU  erfolgt  inuerijalb  der  Coucesaionsdauer 
nach  dem  von  dem  Vcrwaltungsrathe  festzusetzenden  Tilgungflplane,  und 
zwar  nacli  der  erfolgten  vollständigen  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  im 
Wege  ganzjähriger  Verloeungen. 

Die  Verlosungen  werden  in  Prag  Öffentlich  vorgenommen  and  Bind  die 
Nummern  der  gezogenen  Actien  kundzumachen. 

Die  verlosten  Actien  werden  gegen  Genussscheine  umgetauscht,  deren 
BesitE  zum  Bezüge  der  im  §.  36,  lit.  d)  bezeichneten  Superdividende;  aber 
nicht  zum  Bezüge  der  ebenda  lit.  a)  erwähnten  fUnfpercentigen  IMvidende 
berechtiget. 

Bei  der  Bettrilieiluug  der  BeBehloBsfähigkeit  einer  GeneralTersammlnagy 
bei  der  BemeBSung  des  in  derselben  vertretenen  Capitales,  dann  beiOglieh 
des  StimmreoliteB  und  des  in  §.  9  vorgesebenen  Bezugsreobtes  sind  die 
OennBBsehd&e  den  Actien  gleichgestellt. 

Das  Fonnalar  dieser  Oemtssseheiaey  welche  auf  den  Inhaber  an  lauten 
haben  werden,  ist  seinerzeit  von  dem  Verwaltungarathe  zur  Qenehmigung 
der  Staatsyerwaltung  vorzulegen. 

Vn.  Abschnitt. 
{^laatsaufMieht  und  ScIilaMbCAtiminungeii* 

§.  39. 

Lun  desffirstlichc  r   Commissär,    und    besondere  Verpflich- 
tungen der  Gesellschaft. 

Das  der  Staatsverwaltung  zustehende  Aufsichtsr eclit  wird  von  derselben 
nach  den  Bestimmungen  der  allgemeinen  Gesetze  und  des  §.  17  der  a.  h. 

Concessionsurkuiide  geübt. 

Mit  Rücksicht  auf  die  damit  verbundene  Gcscbäftslast  wird  von  der 
Ocsollscliaft  eine  jährliche  Pauschalsumme  an  den  Staatsschatz  geleistet, 
deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  in  Gemässbeit  des  oben  citirten  §.  17 
der  a.  Ii.  Concessionsurkunde  bestimmt  wird. 

Die  Gesellschaft  verpflichtet  sich  in  Gemässbeit  des  §.18  der  a.  h. 
Oonoessionsurknnde,  die  aus  AulasR  von  Aendemngen  im  Verwaltnngs- 
organismus  disponibel  gewordenen  Staatsbeamten,  insofeme  sie  die  nöthige 
Befähigung  besitzen  und  den  Erfordernissen  der  von  den  Concessionären 
aufzustellenden  Dienstordnung  entsprechen,  bei  Bewerbung  um  eine  Dienstes- 
stelle  vorzugsweise  zu  berücksichtigen. 
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Aveb  nnterwirft  dch  die  Gesellschaft  den  Bestimmnngeii  des  Gesetzes 
vom  19.  April  1872  (R.  G.  Bi.  Nr.  60),  betreffend  die  Verleihung  von 
Anstellnngen  an  ausgediente  Unterofficiere. 

§.  40. 
Liquidation. 

Im  Falle  der  Auflosiiuf;  der  (lesellscbaft  wird  die  Liquidation  von  der 
Geiiernlversaiiunlung  in  Geraässbeit  der  Bestiiiiinuiigen  des  Handels^Gesets- 
bnches  festgCAetzt. 


Nr.  15830. 

Vori^tcliende  Statuten,  wciclie  nii  die  .Stelle  der  unterm  10.  April  1875, 
Z.  4595  bostätig^ton  Statuten  treten,  werden  auf  Grund  Allerhöchster 
Krmäebti^jung  gouelimifrt. 

Wien,  am  18.  November  1876. 

Der  k.  k.  Ministrr  des  Innern: 
(L.  S.)  Lasser  m.  p. 


MH  dem  hier  erwShnten  Erlasse  des  k.  k.  Ministeriums  des  Innern  vom  10.  April 
187&,  Z.  4696  liattc  gegenüber  den  im  Krg.-Bd.  I,  Seite  439  abgedruckten  Statuten  die 
Ton  der  ersten  ordentiirlicn  Qenerulver&ammlung  vom  6.  Sejitemher  l.s7  l  l'es<  lilit>sene 
Aentlcnmir  «Iit  §§-7,  >>,  1  1  (I.Absatz)  und  15  13.  Absatz),  sowie  die  durch  das  mit  der  k.  k. 
Staatsverwaltung  abgesihiossene  Uebcreinkoiumen  vom  23.  April  1^74,  R.  G.  Bl.  Nr.  52, 
nothwendig  gewordene  Modlfieation  der  §§.  1,  2  lit.  u),  12,  17  und  99  (4.  Absato)  die 
Genehmigung  erhalten. 

Die  mit  obigem  Erlasse  vom  18.  November  I.S76  genehmigte  Aenderung  der 
Statuten  betraf  in  Fnlir«-  «icr  von  der  nusser"rdentlicbcn  Oeneralversaiiunhinp  vom 
26.  Mürz  1^76  beschlossenen  Ueducirung  det$  emittirten  Actienca]>itals  auf  'J,(j00.000  fl. 
dst  W.,  sertheiU  in  eO.OOO  StOck  Aetien  k  150  fl.  8st.  W.,  die  §§.  3,  7,  14,  15,  34,  40 
und  41,  ausserdem  mit  Hinblick  auf  das  von  der  Oesellsohaft  mit  der  k.  Ic  Staatsver- 
waltung abgeschlossene  neuerliche  Uebereinkonunen  vom  1.  Mai  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  74 
die  §§•  1  I  und  30. 

Der  somit  neuerlich  geänderte  §.  7  lautete  nach  der  Fassung  vom  10.  April  1875, 
vie  folgt: 

„Das  gesellschafÜieheCapiUl  wird  auf  16,999.900  fl.  Sst.  W.  (filnfsehn  Millionen 

neunmalhundcrt  neun  und  neunzig  tausend  neunliundert  Gulden  öst.  VV.)  festgesetzt 
und  in  KtG.GG»»  i Kinmalhundert  sseehs  tausend  .sechfliundert  sech^zig  sech.V)  Stück  auf 
L'cberbringer  lautende  Aetien,  jede  zu  160  fl.  dst.  W.  (Einhundert  fünfzig  Gulden  öst.  W.) 
zerlegt.** 

Der  4.  Absata  des  §.  14  in  der  Fassung  vom  10.  April  1875  untersdiied  sich  von 
dem  dermaligen  Wortlaute  dadurch,  dass  darin  nur  auf  das  Uebereinkonunen  vom 

23.  April  1874  Bezug  genommen  war,  nach  welchem  der  Staat-srli.itz  nur  in  den  Beslts 
von  Aetien  gelangte  und  der  Staatsverwaltung'  t"iir  die  Dauer  do>  l!<'>itzfri  die  Vertretung 
im  Yerwaltuagsrathe  nur  durch  ein  von  ihr  zu  benennendes  Mitglied  vorbehalten  war. 
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!S.  Anmerkungen  znr  Coneessionsarknnde  Tom  81.  April  1870, 

B.  0.  BI.  Nr.  III, 

für  die  Bahn  von  Pilsen  nach  PrifscD  mil  Abzweigung  etc. 
(Vgl.  Bd.  II,  Abtli.     Seite  1195.) 

ZaArt.  2. 

Fff r  die  Fortsetzung  der  Bahn  yon  Püsen  Aber  Klattaa  nach  Etseoatein 
wnrde  der  Gesellsohalt  die  Gonceasion  mit  Allerhöchster  Entschlieaanng  vom 
13.  NoTember  1872  ertbeilt  (Tgl.  die  CoDceaaionaorlcunde  unter  4.). 

Zu  den  Art.  3,  19  und  20. 

Die  Eröffbong  dea  Betriebea  anf  den  einzelnen  Strecken  erfolgte  nnd 
zwar: 

Saaz -  Obc  rni  tz  und  Obernitz-Brttx  am  19.  September  1873, 
Obernita-Bilin  am  15.  October  1872» 
Pilaen-Plass  am  21.  Jänner  1873, 
Plass-SchaboglUck-Priesen  am  8.  August  1873, 
Schaboglück-Saaz  am  7.  September  1873  und 
Bilin-Duz  (LadowiU)  am  27.  October  1873. 

Zu  Art.  9. 

Die  Tarifbes^timmnngen  iUr  Personen  und  für  den  mit  der  Peraonen- 
befurdernng  im  ZuRnmmenhange  stehenden  Transport  von  Sachen  wurde 
auf  Grund  des  (Jesetzes  vom  15.  Juli  1877,  K.  G.  Bl.  Nr.  64,  betreffend  die 
Maximaltarifo  ITir  die  Personenbeförderung'  auf  Eisenbahnen,  mit  dem  Proto- 
koUar-Uebereinkommen  vom  8.  Februar  1878  (Kundmacbong  im  B.  G.  Bl. 
Nr.  16)  geregelt 

Zn  Art.  11. 

Am  1.  Jftnner  1878  ist  auf  Grund  eines  gemeinschaftlichen  Üeberein* 
kommens  anf  sümmtiichen  datenreiohiscben  nnd  ungarischen  Eisenbahnen 
ein  neuer  einheitlicher  MilitMrtarif  in  Wirksamkeit  getreten. 


3.  Fortsetznng  des  Terzeielinlsses  der  genehmigten  Zweigbahnen. 

(V?l.  Erp.-Bd.  I,  Seite  454.> 

Aul"  (iruud  d(T  Art.  4,  5  und  16  der  Concessionsurkundo  vom  21.  April 
IJ^TO  (vgl.  IU\.  II,  A1>tli.  2,  Seite  ll!»5i  wurde  der  Gesellschaft  weiter.s  die 
Conces.sion  zum  baue  iKichbe/eiclinctcr  Zweigbahnen  ertlicilt. 

3.  Mit  Erlass  der  k.  k.  S(attlinlt(  rei  für  liölimen,  vom  15.  Februar  1873» 
Z.9325,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  llaudelsministers  vom  24.  Jänner  1873, 
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Z  ^34,  für  eine  Sohleppbahn  von  der  Station  Iii  Ii  n  zum  Uutliay -Schachte 
(Ich  Fürsten  Lobkowitz. 

4.  Mit  ErlasR  der  lt.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  vom  23.  April  isli, 
Z.  übor  KrmUchtijrung  dos  k.  k.  Handelt^ministers  vom  6.  April  1H74, 
Z.  39205  ex  1873,  für  eine  Schleppbahn  von  der  cnrrenten  Strecke  nächst 
Trzemosna  zu  dem  Freiherr  von  8tark*8chen  A {; n o s- Schachte. 

Diese  Conressloii  wurde  mit  Erlass  tlt-r  k.  k.  SfaithaltiTfi  i'ür  i^'ihtnell  vom 
'2'2.  November  1874,  Z.  63280,  über  Erraüchtiguiig  des  k.  k.  Uandelsiniiüsters  vom 
18.  Norembar  1874,  Z.  38810,  an  die  Firma  Johann  David  Stark  8b«rtra|ren. 

5.  Mit  Erl.issdcs  k.  k  HandpUmini^ters  vom  30.  Soptemljor  1)<7.'>,Z.  2^^010 
ihr  eine  SrhloppVialm  von  Hllin  zur  1%  m  f  r  a  n-Zerlio  des  Stiftes  Osaej^g'. 

»1.  iMitEii.'i'^s  (ItTk.  k.  Statthalterei  für  }jülimeii  vom  G.  Sej»tember  187.'>, 
Z.  1924V».  üImt  Kniiiiehtijriin'r  des  k.  k.  llamlelsmiiiisters  vom  .■n..Juli  IS75, 
Z.  2004.5,  lur  »  ine  Kolileiila(le>?telle  bei  Prof.  2.")3 — 0  nUclist  der  Station 
Kaznau  llir  den  l)av  id -Schacht  des  Joliaiiii  Edlen  von  Stark  bei  Kaz nau. 

Hindurch  wiiiUt:  die  mit  Handi'lsnjiiii.stLiial  -  Krlass  vom  "20.  N  «»vcu, l.cr  lf?72 
Z.  32419,  ertheilte  Coiicessiun  lür  eine  Schleppbabu  zu  dem  gedachten  Kubimwcrke 
(Vgl*  Ergr.-Bd.  I,  Seite  459}  annuUirt.  Der  Bauconeens  fSr  diese  Kohlenladestelle  wurde 
spSter  aber  ErmSchtigung  des  k.  k.  Handflsministeriums  vom  23.  Janner  1876,  Z.  48$ 
an  die  Firma  Johann  Da^id  Stark  Übertragen. 

7.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  fUr  Böhmen  vom  14.  Mai  1876, 
Z.  27017,  Uber  ErmSebtigung  des  k.  k.  HandeUministers  Tom  7.  April  1876, 
Z.  6866,  fttrein  Ladegeleiae  yon  Prof.  88—39  der  Linie  Pilsen -Eisen - 
stein  znr  Maschinen  -  Ziegelei  des  E.  Ritter  t.  Skoda  in  der  Gemeinde 
Doudlevec. 


4.  Coiicessionsurk linde  vom  13.  Noveiiiher  1S7'2,  K.  G.  Bl.  Nr.  10  ex 

1S7:J  und  ('.  Bl.  Nr.  24  rx  1873, 

für  die  Locomotiv-£isenb&hii  l'ilscn-KUtt&u-Eisenstein  und  Mlali-Johinn-UeorgensUdt. 

Wir  Franz  Josepli  der  Erste,  von  Gottes  Gnaden  Kaiser  von 
Oesterreieli,  Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Böhmen,  von  Dal- 
matien,  Croatten,  Blavonien,  Galizien,  Lodomerien  und  lllyrien;  Erzherzog 
von  Oesterreich,  Grossherzog  von  Krakan,  Herzog  von  Lothringen,  Salzburg, 
Steyer,  KMmthen,  Krain,  Bukowina,  Ober-  und  Nieder- Schlesien ;  Grossfürst 
von  Siebenbürgen;  Markgraf  von  MShren;  f^efUrsteter  Graf  von  Habsburg 
und  Tirol  etc.  etc.  etc. 

Nachdem  die  privilegirt«  Actienj^esellschaft  der  Pilsen-Priesener  Eisen- 
bahn die  Bitte  um  Ertheilung  der  Ooncession  zum  Bau  und  Betrieb  einer 
Locomotiv- Eisenbahn  einerseits  von  Pilsen  ttber  Klattan  an  die  böhmisch - 
bayerische  Gränze  bei  Eisenstein,  anderseits  von  Mlatz  ttber  Garlsbad  an 
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die  bölimiüch-i^änhBisehe  Gränze  bei  Johann-Georgenstadt  gestellt  hat.  so 
finden  Wir  l'ns  bewogen,  in  Erwägung  der  Gemeinnützigkeit  dieses  Unter- 
nehmens, der  genannten  GesellRohaft  diese  Conces^ion  auf  Grundl.-i^re  de*: 
Eisenbahn-Conoessionsgesetzea  vom  14.  St-ptemlx  i-  1854  (R.  G.  Bl.  Nr.  238),  i 
sowie  der  Gesetze  rom  26.  Juni  1872  (K.  G.  Bl.  Nr.  99  und  102),  wie  folgt, 
sn  ertbeilen: 

Wir  verlrihen  der  Actiengc>iellscliatlt  der  Pilsen  -  Priesener  Eiseubalin 
das  Recht  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Loeomotiv-Eisenbahn.  einerseits  von 
Pilsen  Uber  Dobran  uml  Pfestitz  nach  Klattau  und  von  da  Uber  Neuern  an 
die  boiimiscli-bayfrische  (kränze  bei  Ei^icnsteiu,  andererseits  vou  Mlatz  über 
Manelin  und  Srhaiib  nach  <  Mrlsh.nl  und  von  da  über  Neudek  und  Bärringen 
an  dir  bühini>«'h-s:iohsisi'h(  (iiaiize  l)ei  Johann-(ieorgenstadt. 

Riicksiclitlirh  des  Ans-  liln>s< dieser  Linit*  an  das  bayerische  und  be- 
ziehungsweise siii'li-i-sclir  lii>rii)»alinnptz  und  riicksiclitlicli  des  Betriebs- 
dienstes in  (b'ii  Itczii^ilichcii  ;:<'iiuinschaftlich('n  Weehselstatiouen.  bleibt  die 
Festsetzung  «b'r  tli<*sf:ilii«rrii  rf<  stirninun<r<'n  d<'ni  Abs<'hlnsse  des  Staatsver- 
trages mit  dtr  küni;;li<'h  bayeriscjicii,  rcspfi-iivo  k<"»ni^iifh  sächsischen  Ke 
giernn;:  vorl>ciialtrii  nii<l  ist  die  Acticiig.  sL'llschat't  der  l'iNcn  -  Prii  «^»'ner 
Eisenbahn  oder  deren  lierlitsiiaehlol.Lrer  verpliichtet.  sich  den  Bestinununirei; 
dieser  Staatsvertruge  und  den  lücrauH  für  sie  erwachsenden  Obliegenheiten 
zu  uuterwerien. 

V^'l.  ilen  Stantsvertra«;  mit  Bayern  vom  3<>.  Win  1873  In  der  ersten  Abtheilim§r 
dieses  Krg.-Bandes,  Seite  623. 

§.  2. 

Die  (Tesellseliatt  ist  verptlichtet  : 
aj  Mit  dem  Bau  der  Eiseiibahnstrecke  von  Pilsen  über  Dobi'an  und  Pfestitz 
bis  Klattau  binnen  >ec|is  Monaten,  vom  iientigen  Tage,  zu  beginnen  und 
denselben  binnen  weiteren  zwei  Jahren  zu  vollenden,  die  weitere 
Strei  ke  von  Klattau  über  Neuern  an  die  (iiänze  bei  Eisenst(Mn  aber 
^leirlizeitiir  mit  d<T,  liayeriselierseits  an  die  Uühmischc  Granze  zu 
luhr«'nden  Linis'.  >i):itt'stens  jedoch  biinn-u  vier  Jahren,  voni  heutigen 
Tage,  zu  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  Betriebe  zu  übergeben ; 

Mit  <}om  rflti  'reiiikmniiii  ri  v "Tn  23.  April  1871,  Ulli  i  v;;l.  nnt<-r  d.  )  v^rptliolit^'t*' 
pirb  dio  Üfseilscliaft,  die  ätrc'cke  1' i  e  n  -  K  1  a  1 1  a  ii  spätestens  Iiis  ziuii  I.Mai  1876. 
die  weitere  Streoke  Klattau  -  Eisens  tei  n  aber  lüngetens  bis  zum  conces&ione- 
mSssigen  Vollendangstermine,  d.  i.  bis  cum  18.  November  1876,  dem  öffentlichen  Ver- 
kehre zu  überjfeben. 

!>!<•  KrölTnUii};  dos  T?t*triel»es  erfolgte  Rndann  auf  diM- Strcrke  P i  1  5  e  n  -  K  I  ;i  1 1  a n- 
NeiiPi  n  am  "20.  SeptciiitnM-  IST«*),  am  iitni»<  l>autrii  Bahiiliot'e  in  Pilsen  am  'JCMai  1S77 
und  in  der  f^treckf  N  e  u  e  r  n  -  K  i »  e  n  s  te  i  n  am  20.  October  1877,  wübrvnd  die  baj«- 
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riscbo  An.sohlu^strecke  von  LudwigsthAl  bis  Eisenstein  am  15.  November  1877 
<lem  Betriebe  ttbergeben  wurde. 

hj  mit  dem  Bau  der  Eisenbahnstrecke  von  Mlatz  nach  Carisbad  binnen 
seehR  Monaten,  rom  heutigen  Tage,  zn  beginnen  und  denselben  binnen 
weiteren  zwei  Jahren  zn  vollenden;  die  weitere  Strecke  von  Garlabad 
an  die  bShnuBch-BSolisiBche  Gränze  bei  Johann  -  G^orgenstadt  aber 
gleichzeitig  mit  der  sltohsiflcherBeitB  an  die  böhmische  Gränze  zn  füh- 
renden Linie,  spüteBtena  jedoch  binnen  zwei  Jahren  nach  Vollendung 
der  Strecke  Mlatz- Garlabad  zn  vollenden  und  die  fertige  Bahn  dem  Be- 
triebe zn  übergeben. 

Die  technischen  Bestimmungen  ffir  diese  Linie  sind  zwar  mit  einem  im  k.  it. 
Handelsministerinm  am  l.Oetober  1872  attfiKttnommenen  Protokolle  festgestellt  worden, 
die  Bahn  gelangte  jedoch  bisher  nicht  zur  AusfQhning. 

Bei  Auaftthrnng  des  Baues  sind  jedenfalls  sogleich  die  grösaerenBrUcken 
und  Viadncte  bis  zum  höch>tten  Wasserstande  für  zwei  Geleise  und  die 
Tunnels  im  Unterbau  zweigeloisig  herzustellen. 

§.  3. 

Boziiirlii  li  (lor  LeiHtungoii  für  die  Pofttanstalt  kommen  auf  den  conces- 
aionirten  Baliuliiru'ii  folgende  Bestiiiwnunj^en  zur  Amveiidung : 

1.  Die  Grs('lN^'h;it'f  hat  die  Post  und  Postbedioiistoteii  nach  Vorschrift 
des  §.  6s  dor  Eiseiih;iliii-Bf'trieb.-iiir<luiin?r  luiPiiti^pltlich  zu  beförderu. 

Die  Postvorwaltunjr  ist  bcrochtif;!,  .ilb^  tabr|d;inm:issi<;:on  Courier-.  Eil-, 
Post-,  Personen-  und  geniiscliton  Zii^•»'  zur  Bof  hdcrung  dor  Post  zu  benützen. 

Bei  Eil  und  Cotirierzügeu  bleibt  jedoch  die  iicförderuu^  von  Frachtseu- 
dnngeu  ausfxcseldosst'n. 

Die  Feststellung'  der  Fnlirpliinc  der  zur  PostbolVirdfM-iiuir  beniitztcii  /ii^e 
hat  mit  Gen(dnni^''unir  dos  Ilandelsminist<^riinns  zu  erfolgen,  welciicni  au<'h 
Jede  lu  nbsiriiti^rto  Aonderung  des  Fahrplanes  mindestens  vierzehu  Tage 
vorher  niitzutlieilen  ist. 

2.  Dir  (lesollsohaft  ist  vorptlichtet,  dio  zur  Boförderung  der  Post  erfor- 
derlichen jrfwohnliclu  n  und  Anibulancc  -  Wa^iron^  auf  ihre  Kosten  licrzu- 
stellen  untl  in  Stand  zn  halfen,  wozu  auch  die  Heiuigung  der  Ausdcuseite  und 
das  Sclunieron  dfi-  Wa^'jrous  gehört. 

Mit  Ausnahme  iler  Ell-  und  CourierzUge  hat  die  ( iesellschaft  bei  jedem 
Zuge,  lür  welehen  es  von  dei-  Postanstalt  verlangt  wird,  naeh  dem  Ernn'ssen 
der  Letzteren  einen  achträdrigen  Waggon  oder  zwei  vierrädrige  Waggons, 
welche  nacdi  den  Anforderungen  der  Postanstult  eingerichtet  üeiu  müsseu, 
unentgcdtlich  beizustellen  und  zu  befördern. 

Ergil)t  sieh  nach  dem  I'rinessen  der  Postanstalt  die  Nothwendiirkeit 
bei  einem  Bahnzuge  ausser  dem  achträdrigen  Waggon  oder  den  zwei  vier- 
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rftdrigen  Waggons  noch  weitere  Wägen  zu  PoBtzweoken  betcnstellen,  so 
wird  der  Oesellsehaft  von  der  Postanstalt  für  jeden  weiter  beigestellten  Tier- 
rädrigen  Wagen  und  für  jede  im  Poetdienste  inrOokgelegte  Meile  der  Betrag- 
von  Kinem  Gnlden  österr.  Währung  vergütet. 

Bei  jenen  Zügen,  bei  welchen  die  Postanstalt  nicht  einen  eigenen 
Waggon  in  ALspmch  nimmt,  demnach  insbesondere  bei  Eil-  und  Courier-  i 
Zügen,  ist  ihr  ein  entsprechend  eingerichteter,  vollstilndig  abgeschlossener  I 
und  mindestens  zwei  Coupes  umfassender  Theil  eines  Eisenbahnwaggons 
zum  Transporte  der  Postsendungen  unentgeltlich  zur  Verfügung  zu  stellen. 

liisoftTii  in  dein  «m  \\  äliiitcn  K.uimc  einzolne  grössere  Briclpacki  tc  oder 
Briet'sUcke  niclit  uutcrf^cbraclit  wcriioii  koiiiitt  n.  liat  die  Eisenbahnv  erwaltnng 
für  dereu  ander\vcitij;c  siclR-re  L  iiterbrinjrunir  im  Zii^re  vorzuaorgen. 

Die  gewiiiui  liehe  Ik'leuciituiig  der  zum  l'o-^tdienstc  verwendeten  Waggon^ 
obliegt  der  Gesellsebat't  in  gleicher  Weise,  wie  bei  den  Personenwagen;  die 
Kosten  liir  die  aussergewi.iinliche  Heleuoiitung  der  inneren  Wagenräume  und 
für  deren  Beheizung  werden  \<ni  der  l*ostanstaIt  getragen. 

M,  Die  l'ostverwaltiiug  ist  l)ereclitigt,  die  Tost  bei  allen  Eiseubahuzügen 
durch  ihre  eigenen  Organe  begleiten  zu  lassen. 

Die  ßefurdcrung  der  zur  Begleitung  der  Post  erforderlichen  Post- 
beamten. Condncteure  und  Diener,  sowie  der  zur  Teberwachung  oder  Er- 
lernung des  Baimpoatdienstes  entsendeten  Organe  der  Postanstalt  —  welch' 
letztere  sich  mit  Certiiicaten  der  vorgesetzten  Postdirection  au  legitimiren 
haben  —  erfolgt  unentgeltlich. 

Der  Postverwaitung  ist  ferner  das  Recht  vorbehalten,  bei  allen  Eisen- 
bahnzügen,  welehe  nicht  dnreh  ihre  eigenen  Organe  begleitet  werden,  die 
Brici'post  der  von  der  Gesellsehaft  aufzustellenden  Bahnverwaltung  zur  Be- 
förderung dnreh  die  Organe  der  letzteren  zu  überweisen. 

4.  Für  die  Ausübung  des  Postdienstes  in  den  Stationen  ist  ein  geeig- 
netes Zimmer  mit  einer  Requisitenkammer  in  dem  Gebäude  der  Eisenbahn 
unentgeltlich  zu  Überlassen  und  hinsichtlich  der  Befriedigung  etwa  eintre- 
tender weiterer  Bedürfnisse  für  diesen  Zweck  wird  eine  besondere  Verein- 
barung beziiglieli  der  für  weiters  betzustellenden  Raum  in  Form  eines  Mieth- 
Zinses  zu  leistenden  Ent^^chädigung  zu  tretFen  sein. 

Die  innere  Einrichtung,  Reinigung,  Beleuchtung  und  Beheizung  dieser 
Bäunilichkeiten  obliegt  der  Postverwaitung. 

5.  In  jenen  Bahnhöfen,  in  welehen  keine  Postämter  aufgestellt  sind,  bat 
die  Gesellschaft  auf  Verlangen  der  Post  verwaltung  dieUebergabe  und  lieber- 
nähme  der  Postsendungen  zwischen  den  Bahnzügen  und  den  Organen  der 
Postanstalt,  sowie  deren  zeitweilige  sichere  Aufbewahrung  bis  zur  Uebergabe 
an  ein  Postorgan  durch  hiezu  betäliigte  Bahnbedienstete  gegen  eine  von  der 
Postverwaltung  festzusetzende  Entlohnung  besorgen  zu  lassen. 
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Dorty  wo  nach  dem  ErmeBaen  der  Postverwaltnng  der  Fostdienst  es 
•erheiseht,  hat  die  Geaellschaft  ihre  Bediensteten  der  Postanstalt  zum  Mit- 
wirken bei  dem  Anf-  und  Abladen  der  Postsendungen  gegen  eine  den  dies- 
nilligen  Leistungen  entspreehende  Entlohnung  zur  Verfügung  zu  stellen. 

Correspondenzen,  welohe  in  Beziehung  auf  die  Verwaltung  der  Eisen- 
bahn zwischen  der  Direotion  oder  dem  Verwaltungsrathe  der  Eisenbahn  und 
ihren  untergeordneten  Organen,  oder  von  diesen  nntereinander  geführt 
werden^  dOrfen  auf  den  bezüglichen  Bahnstrecken  durah  die  Bediensteten  der 
fiahnanstalt  befördert  werden. 

§.  4. 

Die  (Jcsellscliaft  iilxMniimnt  die  VorpHichtung;,  die  für  den  Balmbetrieb 
und  die  Sifrnalisiniu^  ei  lorderliclicn  'rclegraphenloituni^eii  aut'eigreiie  Kosten 
entweder  narli  Anordnung  i»d«'r  duroii  Vermittlung  der  Staatstelegraphcu- 
Aiiütalt  herzustellen,  ein/uriciiten  und  zu  unferlialten. 

Die  Staatsverwaltung  beliä't  sich  das  Keciit  vor,  die  Belriebsleituug 
■auch  für  Staats-  und  Privat-Correspondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltuiiir  steht  es  Irei,  die  Drähte  des  8taat8telegrapheu  an 
(len  Stützpunkten  der  Bahnl)etriebsleitung  anzubringen  oder  selbstständige 
Jjeitungen  aul  dem  gesellsehaltlielien  Grund  und  Hoden  ohne  jede  Ver- 
gütung oder  Entschädigung  anzulegen.  Zur  lieaut'sifhtigung  und  Instand- 
baltnng  solcher  Staatsliiiien  hat  die  üeseilschal't  durch  das  Bahnperaunale 
uneutgeltlieh  mitzuwirken. 

Die  (IcsellRchatt  ist  lerner  verpilichtet,  auf  ihren  Bahnstrecken  die  Ma- 
terialien und  Beiiuisitcii  der  Stnatstelegraphen -Anstalt  nach  den  fiir  Militär- 
Transporte  giltigen  1  aril,-,ätzen  zu  licfördern  und  in  ihren  Bahuböfen  und 
tStationen  uncntgeltlieli  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

In  allen  vorerwähnten  Beziehungen  ist  die  Gesellschaft  gehalten,  mit 
■der  Staatstelegraphen  -  Verwaltung  rechtzeitig  ein  besonderes  l'eberein- 
kommen  zu  treffen. 

§.  5. 

Die  im  i;.  1  erwähnten  Eisenbahnlinien  sind  als  integrirende  Bestand- 
theile  der  bereits  concessionirten  Linien  der  Pilsen  -  Priesener  Eiscnbahn- 
gesellschaft  zu  betrachten  und  zu  beliandcln,  und  es  haben  für  dieselben 
bezüglich  derT  arifirung  die  Bestimmungen  der  Goneession  vom  21.  April  1870 
^R.  G.  Bl.  Nr.  III)  zur  Anwendung  zu  kommen. 

Bezüglich  der  im  Artikel  9  dieser  Concessionsurkunde  aufgeführten 
Gegenstände,  welche  bei  vollen  Wagenladungen  zu  ermässigten  Tarifen  be- 
fordert werden  müssen,  tritt  jcdoc))  mit  BUcksiobt  Auf  die  Qesammtlänge  der 
Bahn  uacbsteheude  Aeuderuug  ein: 
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Kür  (»cti  eide  und  Salz  . 
Bronn-  und  Schnitthols  . 
Mineralkolile,  Coaks,  »c- 
pressten   Torf,  Erze, 
Eit^enflossen,  Bau-  und 
Kalksteine  

Er*  wird  jedoch  für  die  im  sj.  1  der  popenwärtiL'en  roiificssioiisurkandi^ 
er^^ällnteIl  Linien  Itei  liemossunp  der  Falirprcise  für  Strecken  mit  einer  Stei- 
^Ming  von  1  :  Gü  und  darüber,  die  Berechnung  mit  der  einuudeinhalbfachen 
Länge  ;rt  stattet. 

Die  Gesellschaft  ist  verpHichtet,  im  Frachtenverkehr  Jene  Nomenklatur 
und  (Massitieatiun  der  Waaren,  sowie  jene  Transiiorthestinimun^en  zur  Anwen- 
dun;r  /u  hrinjren.  weh'he  der  grösste  Theii  der  österreichischen  l-^i=;cii])ahMen  für 
den  allgemeinen  iisterrcichir'elien  Verhandverkehr  einzulühicn  Iteschliessen 
wird;  den  diesfälligcn  Anordnungen  des  HaudeUministeriuras  wird  die  Ge~ 
«ellschaft  sieh  zu  unterwerfen  haben. 

Desgleichen  hat  die  Gesellschaft  die  Anordnungen  des  Handelsmini- 
stcrinnis  bezüglich  der  bei  der  Umrechnung  der  Tarife  nach  (U  m  jeweiligen 
gesetzlichen  Mass-  und  Gewichtssysteme  durchzuführenden  Abrunduogen  zu 
befolgen. 

§.  6. 

Die  ActiengeselUohaft  der  Pilsen-Priesener  Eisenbahn  ist  Tefpflichtet» 
die  im  Artikel  11  der  Concessionsurknnde  Tom  21,  April  1870*)  enilialteneii 
Bestimmnngen  bezttglieh  der  Militär-Transporte  und  hinsiebtlioh  der  Begiin> 
stigungen  reisender  MiUtirs,  sewobl  fttr  die  bereits  eoncetsionirten,  als  iBr 
die  im  §.  1  erwähnten  Linien  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reichshälften, 
auf  die  Landessehtttzen  Tirol»,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf  Rech- 
nung des  Aerars,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene  Rechnung^ 
zu  den  Waifenttbungen  und  Controlversaniralungen,  femer  auf  das  Militär- 
Wachoorps  fttr  die  Civilgerichte  Wiens  und  die  k.  k.  Gendarmerie  anszu- 
dehnen. 

Mit  1.  Jiiniicr  1S78  itfit  ntif  Grund  eines  gemeinschaftlichen  Uobereinkommwi» 
auf  säniintlichen  österreichischen  und  ungarischen  Eisenbahnen  ein  neuer  einheit- 
licher Militärtarif  in  Kraft  getreten. 


*j  Reiehsgetetzblatt  vom  Jahre  1870,  Nr.  III. 
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Die  QeaelUehafi  ist  in  demselben  Umfange  anch  verpflichteli  dem  mit 
1.  Jttni  1871  in  Wirlcsamlceit  getretenen  Kaohtrags  -  Uebereinkommen*), 
bezüglich  des  Transportes  der  im  liegenden  Zustande  auf  Rechnung  des 
Militär- Aerars  aar  Beförderung  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten, 
femer  dem  Uebereinkommen  wegen  gegenseitiger  Aushilfe  an  Personale  bei 
DurelifUhrnng  grosser  MilitÜrtransporte  und  der  Vorschrift  für  den  fifilitir- 
transport  auf  Eisenbahnen,  sowie  dem  Uebereinkommen  Uber  die  Anschaflüng 
und  Bereithaltung  von  Ausrttstungsgegenstftnden  für  Bfilitärtransporte,  bei- 
zutreten. 

Desgleichen  ist  die  Gesellschaft  verpflichtet,  sich  hinsichtlich  der  Au- 
steilung gedienter  Unterofifieiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Land- 
wehr den  Bestimmungen  des  §.  88  des  Wehrgesetzes  vom  Jahre  1868**) 
und  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872  (R.  G.  Bl.  Kr.  60)  zu  unterwerfen. 

§•  7. 

Für  die  im  §.  1  erwähnten  Küsenbahnlinien  werden  nachstehende  Be- 

günstiguupren  ertheilt: 

a)  <iie  Befreiung  von  den  Stämpoln  und  Gebüliren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und   s^nsstige    Urkunden    zum    Zwecke  der  GeldbeseliaflTung, 
sowie  des  Baues  und  der  Jjistruirung  der  Bahn  bis  zu  dem  Zeitpunkte 
der  Betriebseriiffnung; 
Vgl.  die  Anmerkung  zu  §.  2a. 

h)  die  Befreiung  von  den  Stftmpeln  und  Gebühren  fttr  die  erste  Ausgabe 
der  Actien  und  Prioritäls  •  Obligationen,  mit  Einsoblnsa  der  Interims- 
scheinc,  sowie  von  der  bei  der  GmndeinlÖsnng  auflanfenden  Ueber- 

tragnngsgebQhr; 

Ci  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer  und  der  Entrichtung  der 
Coupons-StUmpelgebllhren,  sowie  von  jeder  Steuer,  welche  etwa  durch 
kltnt'tige  Gesetze  eingeführt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  von  zehn 
Jahren,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet. 

Die  nach  Absatz  c)  gewährte  Befreiung  von  der  Ehikommenstouer  kann 
in  der  Weise  ausgeführt  werden,  das«  die  Entnchtung  der  Einkommensteuer 
fUr  die  Pilsen-Priesener  Eisenbahngesellschaft  nach  MasRgabe  des  Verhält- 
oiases  der  Meilenlänge  der  bereits  concessionirten  Linie  zu  der  neuen  Strecke 
stattfindet. 

§.8. 

Die  gegenwärtige  Gonoession  erlischt  gleichzeitig  mit  der  Concession 
vom  21.  April  1870  (R.  G.  Bl.  Nr.  III). 

*i  Normal- Verordnungen  de«  k.  k.  Armee-Verordnungsblattes  vom  Jahre  1871, 

22.  Stfick,  >'r.  79. 
**)  Reichsgesetzblatt  Nr.  161. 
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§.  9. 

Tnsulorn  in  dieser  ('uiirt  ssinii    nicht   etwas  Amlercs  heBtiiiiint  wird, 
lialn-n  <li<'  in  der  run(  f'><ionsin  kun«le  vom  21.  April  1870  (R.  O.  Bl.  Nr.  1  11 
für  die  Pilst  n  I'rit'>< m  r  Liscnitahn  iestgesetzten  Bedingungen,  auch  llir  die 
im  §.  1  bezeichnete  Linie  zu  gleiten. 

Indem  Wir  Jedermann  ernstlich  verwarnen,  den  BcRtimraung"en  dieser 
ConcesBinn  entgegen  zu  handi  In.  und  der  GesellHchaft  das  Recht  einräumeiLi 
wegen  des  <  rweislichen  .Schadens  vor  Unseren  Gerichten  auf  Ersatz  so 
dringen,  ertheilen  Wir  riämmtlicben  Beiiürden.  die  es  lietriift.  den  gemesseoen 
Befehl,  Uber  die  ConceMion  und  alle  darin  enthaltenen  Bestimninngen  strenge 
und  BorgHiitig  zu  wachen. 

Zu  Urkund  dessen  erUsseu  Wir  diesen  Brief,  besiegelt  mit  Unsereo 
grösseren  Insiegel,  in  Unserer  Rcichshaupt-  und  Residenzstaat  Wien  mm 
Dreizehnten  Tage  des  Monates  November,  im  Jahre  des  Heils  Eintausend 
Achthundert  Siebzig  und  Zwei,  Unserer  Reiche  im  Viernndzwanzigaten. 

Franz  Joseph  m.  p.  (L.  S.) 

Aiersperg  m.  p.  iaihans  m,  p.  f  retis  m.  p. 


5.  Oesetz  Tom  10.  April  IhU,  R«  G.  Bl.  Nr.  37  und  €.  Bl.  Nr.  47. 

wegen  sofortigen  Ausbaues  der  Linie  Pilsen  kUltau-Ciscnslein  der  iv.  k.  priv.  Liseat»*hii 

Pilsen-l'riesen  (Komotau). 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen« 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Kcirierun^r  wird  erniächtijjt.  weiron  Lei -tun.::  ciiies  ]{:\uv«»rsehusses 
im  Ht'ti;ij;e  \on  sieben  Millionen  Gnlden  iisterr.  Wälirimg  in  Banknoten  zum 
Zwecke  des  sofortiL'en  Anslt.nu-s  der  I/mie  IMUoii  Klnttau  Eisenstein  das 
beilie^^ende  rehereinkoniiii''ii  mit  der  Artion,ue>-ell.schal1l  der  k.  k.  priv. 
Eisenbahn  Fi  Isen -Priesen  (Koniotaiii  abzuschliessen. 

Da  das  definitiv  aiispffertigte  Uolicreinkommeii  mit  df^in  dio^em  Oe«etzo  angefüg^ten 
Kniwuric  wörtlich  i^I^^iolilautend  ist.  s«.  \vur«le  der  Abdruck  des  letzteren  hier  unterl&saen. 

Das  auscrefprtigte  rchcreinkorHiufii  folgt  unter  «>. 

Dieses  Gesetz  und  da  .  auf  Grund  de«s(>lben  au8get'erti((tc  Uebercirikommen  vom 
S3.  April  1874  wurden  dareh  das  OeseU  Tom  17.  Apiil  1878  an<1  doreh  das  aaf  Grand 
desselben  attSgeferti)(t6  Uebereinkommen  Tom  1.  M«  1876  (rgU  untw  7.  und  8.)  th^- 
weise  geändert  nnd  ergänzt. 
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Artikel  II. 

Der  Handelniinister  und  der  Finanzminiäter  sind  mit  dem  Vollzuge 

dieses  Gesetzes  brauftiapjt. 

Wien,  am  10.  April  1^74. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Aienperg  m.  p.  Bukais  m.  p.  f  rt Iis  m.  p. 


6.  Uebereiukoniiueii  vuiii  23.  April  1S74,  K.  G.  Itl.  Nr.  ö2  uud 

C.  Bl.  Nr.  &2 

iwischin  der  k.  k.  Slaatsvcrwalluni  unii  dfin  Vcrwaltunßsrathi'  diT  k.  k.  priv.  Kiscnbahn 
i'ilsiD-l'riPScn  (.komotaa)  wegen  LcistuiiL'  <'incs  SUaUvorschusses  zuui  Zwecicc  der  Durch- 
führong  des  Ei8eBbthn|*ri\ji  <  tes  rilsen-KUtUn-EiseBStein.*) 

Uebeii'inkoimncn.  weichet^  ant'drund  <l«'s  (iosrtzrs  vom  10.  April  1^74 
(R.  O.  Bl.  Nr.  37  in  Fol;rc  Alli'rliöchstor  EiitsclilioMsunj:  vom  lo.  April 
1874  zwiscluMi  (U'iii  k.  k.  Finanz-  und  llandelsniini^tfriiim,  in  Vt  rtrctnng 
dos  Acrara  einerseits  und  dein  Verwaltunpsratlie  der  k.  k.  i>riv.  Eis<  nhalin 
i'ilscn  Priesen  (Koniotau)  andererseits,  zum  Zweeke  der  S(dortii,'en  Inan- 
jrriHnalinie  der  Hauarl)citen  auf  der  Linie  Pilsen  •  Klattau- Eisenstein  in 
iblgender  Weise  vereinbart  wurde: 

I. 

Das  k.  k.  Finanzniinisteriuni  verpflichtet  sieh,  der  k.  k.  priv.  Pilsen - 
Priesen  :  Koinotiiuer i  Eisenhahn';esellschaft  zum  Zweeke  d(  s  sctortiu'on 
Beginnes  und  der  Durelifiihrunjr  des  Baues  der  Linie  Pilsen  Klaltiu-Eisen- 
stein.  innerlialh  der  im  Artikel  III  dieses  l  ebereinkoniinens  anp:efr«'l)enen 
Vollendungsterinine.  nnver/.in-<liclie  Barvorflchiis^e  in  der  Hübe  von  sieben 
Millionen  (Julden  österr.  Wiihrunff  in  Banknoten  vor/ustreeken  und  tiir  die 
hieraus  entstellenden  Forderun^ren  als  Zahlung  Actien  der  geuannteu  Ijesell- 
Sühaft  zum  volb'n  Nennwerthc  anzunehmen. 

Die  Rel'undirunf;  der  erhaltenen  Vorsehiisse  in  AftitMi  hat  sofort  nach 
Emission  der  letzteren,  spätt  -^teii-^  ahor  in  jenem  Zeitpunkte  zu  erfolgen,  zu 
welchem  die  Strecke  Pilsen-Klaltau  in  Betrieb  gesetzt  sein  wird. 

Diese  Actien  treten  vom  1.  Jänner  des  auf  die  EröfTnun«;  der  ganzen 
Linie  Pilsen-Eisenstein  folgenden  Jahres  an  in  das  iieebt  zum  Bezüge  der 
Dividende  ein. 

*)  Dieaet  UebeKinkommen  ward«  durch  dM  auf  Qrnnd  dos  Oeaetses  Tom  17.  April 
1876  nbg^esclilnssenf*  9p8t«r«  Uebereinicommen  Tom  1.  Mai  1876  (rgL  unter  8.) 
theilweise  abgeändert  und  eiigänxt. 
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Diese  Bestimmung  wurde  durch  §.  3  des  Uebereinkommens  vom  1.  Mai  1876  i>gl. 
unter  8.)  gehindert. 

II. 

Die  jeweilige  Ausfolgimg  der  vom  k.  k.  Fiiiaiizniinistcrimu  ;;eniii>> 
Artikel  1  dieses  Uebfroinkomniciis  zu  ge währenden  H.uvorschiisso  wird  nach 
Maasgabe  der  von  der  <  ie-^ellscliat't  zwischen  dem  *J0,  nnd  letzten  eine* 
jeden  Monats  dem  k.  k.  llandelsministeriuni  für  den  nächsten  Monat  zu 
überreiehenden  und  }:ehiiri;^  zu  begrihidenden.  van  dem  staatlichen  Bau- 
aufsiiclitsor^'ano  zu  coramisirenden  liedarfsvoranschläge  im  Wege  der  k.  k. 
liandcshauptcasse  in  Prag  zu  Händen  der  hiozu  gehörig  zu  legitimirendcn 
Re[iräsentanten  der  Gesellschaft  gegen  ungestäinpelte  Empl'auggbestätigungen 
geschehen. 

m. 

Dagegen  rerpfliobtet  sich  die  Gesellschaft  ihrerseits: 

a)  Das  Detailproject  fär  die  Strecke  Klattan-Eisenstein  längstens  binnen 
drei  Monaten  in  Vorlage  au  bringen  nnd  überhaupt  alle  Vorkehrungen 
zn  treffeni  dass  die  ▼orgesehriebenen  eommissionellen  Erhebungen 
bezttglioh  der  genannten  Streekc  nach  Vorlage  der  Detailpläne  vor- 
genommen  werden  können. 

b)  alle  Fürsorge  zu  trefTen,  dass  die  Arbeiten  nach  Zulass  der  Verhältnisse 
und  der  erthcilten  Baubowillignngen  auf  der  ganzen  Strecke  Pilsen 
Hisensteiu  eröAiet  und  fortgesetzt  werden,  und  dass  ferner  die  Strecke 
Pilsen-Klattau  spätestens  bis  zum  1.  Mai  1876,  die  weitere  Strecke 
Klattaii  -  Eisenstein  aber  längstens  bis  znm  cnnoessionsmäasigen 
Vollendungsterniine,  d.  i.  bis  zum  13.  November  1876,  dem  Öffentlichen 
Verkehre  Übergeben  werden  könne; 

Vgl.  Anmerkung  zu  §.  2,  a  der  Conceissions-Urkunde  vom  18.  Kovember  .1872 
unter  4. 

cj  die  Modalitäten  der  Banrergebung  der  Genehmigung  (ie>  k.  k.  Handels- 
ministeriums zu  unterziehen  und  in-tbesondere  im  Falle,  als  der  Bai 
ganz  oder  theilweise  nicht  in  eigener  Regie  geführt,  sondern  an  Bau* 
Unternehmer  vergeben  werden  sollte,  die  Entwürfe  der  diessfälligen 
Bau-  und  Liefern ngsvertrüge  und  der  zugehörigen  Bedingnisshefte  vor- 
zulegen und  die  Einleitung  zu  treffen,  dass  mit  den  bezüglichen  Bau- 
arbeiten längstens  binnen  acht  Tagen  nach  erhaltener  Genehmiirnnc 
auch  factisch  begonnen  werde;  die  Modalitäten  der  weiteren  Geld 
beschaffung,  insbesondere  die  Feststellung  des  Emissionsconrsea  der 
Prioritäten  sind  der  Regierung  zur  Genehmigung  vorzulegen ; 

dj  dafür  zu  sorgen  nnd  alle  Bemühungen  dahin  zu  richten,  tla<s  die  ans 
Anlasa  der  Durchführung  des  Bisenbahuprojecto«;  PiUcu  -  Klattau» 
Eisenstein  erforderlichen  Abänderungen  der  Statuten  der  k.  k.  prir. 
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Eisenbaliii  l'il-^<•ll  rricsen  i  Koiiiotau i  lUnj^iitcua  biuucn  sechs  AioiiateUy 
vom  beutigeu  Tage  au  g^rccLin  t.  erfolge. 

IV. 

Der  StaatsTerwaltnng  wird  fUr  die  Ton  ihr  in  GemSssheit  des  Artikels  I 
geleisteten  BauvorschOsse  anf  alle  Bauten  der  Linie  Pilsen -Eisenstein,  sowie 
anf  alle  zum  Zwecke  des  Baues  beigeschafften  Materialien  das  erste  und 
ausschliessliche  Pfandrecht  mit  dem  Vorrechte  vor  allen  aus  was  immer  fUr 
einem  Titel  entspringenden  Forderungen  eingeräumt,  insolange  als  nicht  die 
Besohaffhng  der  zum  Ausbaue  der  Linie  erforderlichen  Geldmittel  nach- 
gewiesen sein  wird. 

VgU  §.  4  des  üebereinkommens  vom  1.  Mai  1876  unter  8. 

V. 

Zur  Wahrunf;  der  spccielleii  lnt'  ros«;rn.  wciclio  <ler  Staatsvfrwaltuug 
ilatliirch  erwachsen,  dass  sie  in  der  oIm  h  anjrodcutt  ti'ii  Weist'  dio  Mittel  zur 
sofortigen  Herstellung  der  ganzen  Strecke  IMsen  -  Eiseiifilein  und  zur 
Inbetriebsetzung:  lierheischaflt  und  dafür  Aetieii  zun»  Nominal werthe  annimmt, 
räumt  die  GcselUihaft  der  Staat.sverw  altun-;  das  Recht  ein,  die  wirkliche 
und  zweckmässige  Verwendung  der  zur  Herstellung  und  InbetriebRetzung 
der  Pilsen-Eisensteiner  Bahn  von  der  k.  k.  Staatsverwaltung  bestimmten 
Geldmittel  durch  zu  diesem  Zwecke  aufzustellende  Staatsorgane  während 
des  Baues  und  der  Inbetriebsetzung  der  Hahn  auf  die  ihr  geeignet  scheinende 
Weise  und  durch  Anwendung  von  zu  obigem  Zwecke  sicher  fDhrenden 
Mitteln  unmittelbar  zu  überwachen. 

Die  Kosten  dieser  speciellen  Bauaufsicht  sind  von  der  ActiengeselU 
schalt  in  dem  vom  k.  k.  Handelsministerium  festzusetaenden  Betrage  zu 
vergüten. 

VI. 

Die  (ieHclIsehaft  wird  ausserdem  Ix'i  Vorlajre  der  geänderten  fiesell- 
schaftstatutcii  [Artikel  IH  a),  d)]  darauf  Bedacht  uehmcii,  dass  die  Staats- 
verwaltung tur  die  Dauer,  während  welelier  der  Staatssehatz  durch  dif 
geleisteten  Vorschüsse  oder  durch  <len  Besitz  von  Aetien  bei  dem  Unter- 
nehmen der  k.  k.  priv.  Pilsen -Priesen  i  KoiiKttatn  r '  Kiseultahngesellschaft 
unmittelbar  betheiligt  ist,  im  Verwalluii;^>rathi'  durch  ein  von  ihr  ZU 
benennendes  Mitglied  vertreten  sei,  welches  berechtigt  sein  soll,  solche  Ver- 
fllgungen  der  gesellschaftlichen  Verwaltung  zu  sistiren,  welche  ihm  gegen 
die  Statuten  oder  gegen  das  öftentliehe  Interesse  oder  gegen  die  aus  diesem 
Uebereinkommen  speeiell  hervorgehenden  finnnziellen  Interessen  des  Staates 
zu  Verstössen  scheinen,  jedoch  hat  derselbe  dann  sogleich  die  Entscheidung 
des  k.  k.  Handelsministeriums  einzuholen,  welche  ohne  Aufschub  erfolgen 

und  für  die  Gesellschaft  bindend  seiu  soll. 

YgL  $.  8.  des  Uebereinkommens  vom  1.  M*i  1876  unter  8. 
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VII. 

Es  wird  aiisdiiirkli^^li  tVstfrertt'tzt.  dass  dir  Wirksamk^-it  d«'.s  jrcironwär- 
ti?on  UeberCMukoiimit'iis  und  inshosttiidei»'  dio  Lci^tunjr  der  darin  \ou  d^-r 
Staatsverwaltnnjr  zu^^esicliprton  Zahliin<ren  nicht  t'riilier  zu  Vif  trinnon  hat,  als 
bis  der  l?auconHen>^,  wenn  aueli  nur  liif  einen  Theil  der  Strecke,  seitens  de> 
k.  k.  llandelsininisteriuni^  ertheilt  und  durch  die  politiselie  Begehunjr  die 
Mügliclikeit  des  sofurti^^'u  Beprinnes  der  Bauarbeiten  constatirt  sein   w  ird. 

Das  gegenwärtij^e  L'ebereink(»inniPn  soll  null  und  nichtig  sein,  wenn 
die  im  Artikel  III  festjrepetzten  Termine  —  insoweit  diess  au  der  Gesell- 
Rchal't  lie^'t  —  nieht  eiijfrehalten  werden  sollten. 

In  einem  solehen  Falle  ist  die  (iesells?haft  zur  ungesäumten  baren 
Kiiek/alilung:  der  bereits  erhaltenen  Vorschüsse  samuit  füufperceiitigeu 
'^inseu  an  das  Aerar  verpflichtet. 

Wien,  am  23.  April  1874. 

(1  .       Bnnhans  ni.  p.,  Preli>  ni.  p.. 

k.  k.  liaitfieUiiiiniäter.  k.  k.  Finaiiziuiniäter. 

K.  K.  prir.  Eisenbahn  PHsen-Priesen  (Komotan) : 

Mlbanaer  in.  p.       ir.  Sckaeykal  m.  p. 


7.  Geseti  Tom  17.  April  1876,  R.  G.  Bl.  Nr.  68  nnd  C.  Bl.  Nr.  69, 

betreffeaii  die  theilwelse  Ergänzung  und  Abindening  des  wegen  Leistnng  eines  Stattafsr- 
sohnues  tum  Zweelce  der  Duvhfikhnuig  des  Eisei^iprojeetes  Piteen-KlitUn-EisensteiB 
ibgesohlosseaen  Uebereinkennens  foii  23.  April  187-1  (R.  6.  Bl.  Kr.  52). 

Mit  Znstimmnngr  beider  Häuser  des  Reichsrathes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt : 

Artikel  I, 

Die  Re<^ierung  wird  ermächtigt,  zum  Zwecke  der  Vollendung  und 
lubetricbsetzung  der  im  Baue  befindlichen  Eisenbahnlinie  Pilsen  -  Klattau 
Eisenstein  in  theilweiser  Abänderung  und  Ergän/un;»'  des  auf  (irund  i]e> 
Gesetzes  v(.m  lU.  April  1S74  R.  G.  Bl.  Nr.  .37)  iu  Folge  Allerhöchster  Ent- 
scbliessung  vom  10.  April  isT-l  abgeschlossenen  l'ebcreinkommens  vom 
2.'}.  April  187  4  (R.  G.  Bl.  Nr.  51')  mit  der  genannten  Eiseobahugesellsohalt 
das  beiliegende  Uebereinkommeu  abzuschliessen. 

Da  das  definitiv  ausgefertigte  Uebereinkoinmen  mit  dem  diesem  Gesetze  ange- 
fügten Entwnrfe  wörtli<  Ii  plcicldautciid  ist.  so  wurdf  der  AbdruclL  de«  Ictstereo  hiw 
unterlassen.  Das  ausgefertigte  Uebereinkoniinen  folgt  unter  8. 
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Artikel  II. 

Mit  dem  Vollzuge  dicr^es  (lesetzos.  welches  mit  dem  Tage  Beiner  Kundma- 
clmng  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Handel^minister  und  der  Finanzniinister 
beauftragt. 

Wien,  am  17.  April  1876. 

Franz  Joseph  ni.  ]i. 

Aaersperg  m.  p.  Chlanerk)  m.  p.  frHis  m.  p. 


H.  L  ebereinkoiuiiieu  vuiu  1.  Mai  1876^  B.  0.  Bl.  Nr.  'ii  uud  C.  Bl. 

\r.  «9, 

/.wischen  dtT  k.  k.  Staaisvi  rwaliun^  und  dir  k.  k.  privil-üirt»  n  Eisenbahn  I'ilsen-Priesen 
(komotau),  belri'H'end  die  theil weise  Abänderung  und  Ergänzung  des  wegen  Leistung  eines 
StaaiSTorschusses  zum  Zweck«  der  Darchführung  des  Cisenbihnprojectüs  hlsen-KlatUtu-Eisen- 
stein  abgcseblossenen  UebertinkonmeDS  von  23.  April  1674  (R.  G.  Bl.  Nr.  52). 

Cebereinkommen,  welches  auf  Orand  des  Gesetzes  vom  17.  April  1876 
•  R.  G.  Bl.  Nr.  63)  in  Folge  Allerhöchster  Entsehllessung  vom  17.  April  1876 
zwischen  den  k.  k.  Ministerien  des  Handels  nnd  der  Finanzen  in  Vertretung 
des  k.  k.  Aerars  einerseits  und  der  k.  k.  pririlegirten  Eisenbahn  Pilsen- 
Priesen  (Komotaa)  anderseits  in  Betreff  der  theilweisen  Abindemng  nnd 
Ergänzung  des  wegen  Leistung  eines  Staatsvorscbnsses  zum  Zwecke  der 
Durohftthmng  des  Eisenbahnprojectes  Pilsen -Klattan- Eisenstein  abge- 
schlossenen Uebereinkommens  Tom  33.  April  1874  (R.  6.  Bl.  Nr.  52)  in 
folgender  Weise  abgeschlossen  worden  ist : 

§•  1- 

Di*!  k.  k.  Staatsverwaltung  verpflichtet  sich,  von  den  zufolge  Beschlusses 
der  General-Versammlungder  Actionäre  der  k.  k.  priTilcgirten  Pilsen-Priesen- 
(Komotan-)  Bisenbahngesellschaft  vom  6.  September  1874  auszugebenden 
79.999  Stfick  Prioritätsobligationen  II.  Emission  der  genannten  Eisenbahn- 
gesellschaft zn  je  150  fl.  9sterr.  Währung  Silber,  daher  im  Gesammt-Nominal- 
betrage  von  11,999.850  fl.  einen  Theilbetrag  von  69.999  Stttck  im  Nominal- 
betrage von  10,499.850  fl.  österr.  Währung  Silber  unter  den  naohstehenden 
Bedingungen  käuflich  zn  übernehmen. 

§• 

Die  im  §.  1  vereinbarte  Uebernahme  der  dort  bezeichneten  Prioritäts- 
obligationen im  Nominalbetrage  von  10,499.850  fl.  Ssterr.  Währung  seitens 
der  Staatsverwaltung  erfolgt  auf  feste  Rechnung  znm  Course  von  fttnfnnd- 
siebenzig  Perocnt  (757o)  derart,  dass  für  je  einen  Nominalbetrag  von  hundert 
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Giilden  österr.  Wähniii*r  Silber  der  bezeichneten  Oblip^ationen  ein  Hotra<r  von 
fiinfunflBiebenzij?  Ouklen  österv.  Wälirung  in  Bankvaluta,  sohin  tür  die  säinml- 
lichen  zu   übeinolimenden  I'rioritätsoblifrationen   im  Noniinalbetragre  von 
10,49'J.h:»U  ti.  iistciT.  Wäliinii<,'  Silber  ein  Barbetrag  vou  7,074.087  fl.  50  kr.  i 
österr.  Währung  in  Bankvaluta  entfällt. 

Die  8ämmtlieben  69.999  Stück  Prioritätsoblij^at Ionen  II.  Emission, 
weiche  der  Staat  käutiich  Übernimmt^  werden  sofort  nach  Unterferti{<^ung  des 
gegenwärtigen  Uebereinkommens  zu  Händen  des  k.  k.  Finanzministetinrnt 
übergeben. 

Die  Ansfolgongdes  Kaufpreises  geschieht  durch  dask.  k.  Finanzministerium 
snccessive  nach  MasBgabe  der  von  der  OcBellsehaft  zwischen  dem  20.  und 
letzten  jeden  Monats  dem  k.  k.  Handelaministeriam  für  den  nächsten  Monat  | 
zu  überreichenden  nnd  gehdrig  zn  begründenden,  von  dem  staatlichen  Baa- 
Anfsichtsorgane  zn  coramisirenden  Bedarfeyoranschlüge  im  Wege  der  k.  k. 
Landeshauptcasse  in  Prag  zn  Händen  der  hiezu  geliOrig  zn  legitimirenden 
ReprUsentanten  der  G  esellscbaft  gegen  nngestllmpelte  EmpfangsbestStigUDgen.  I 

Wenn  nach  gänzlicher  Vollendung  nnd  Inbetriebsetzung  der  Linie  | 
PUsen-Klattan-Eisenstein  von  dem  oben  erwähnten  Kaufscliillinge  noch  ein 
Betrag  verfttgbar  bleiben  sollte,  so  hat  die  Ansfolgnng  des  restlichen  Kauf- 
sehillings  und  beziehnngsweise  die  Cebemahme  der  erttbrigenden  Prioritlts- 
obligationen  durch  die  k.  k.  Staatsverwaltung  nur  insoweit  zu  erfolgen,  als  | 
diesB  zur  Herstellung  von  etwaigen  in  dem  ursprünglichen  Projecte  nicht 
vorgesehenen,  von  der  Staatsverwaltung  jedoch  nachtrSglich  als  nothwendig 
erkannten  Erweitemngsbanten ,  Schleppbahnen  und  zn  Mehranschaffungen, 
insbesondere  an  Fahrbetriebemitteln  fUr  die  Linie  Pilsen-Klattan^Eisenstein 
erforderlich  sein  wird* 

Die  nach  Vollendung  nnd  Inbetriebsetzung  der  Linie  Pilsen -Klattan- 
Eisenstein  erübrigenden  PrioritfttsobUgationen  sind  bis  zu  deren  Verwendnucr 
zu  den  vorangefUhrten  Zwecken  in  der  Verwahrung  der  k.  k.  Staatsverwalton^ 
zu  belassen. 

§.  3. 

Die  im  Artikel  I  dos  r<*bereinkomiiHMis  vom  2;j.  Aj)!"!!  1871  (R.  (i.  Bl. 
Nr.  r>2)  enthaltene  Hcstimtnun;:,  wonach  das  k.  k.  I'^inanzministeriimi  sieh 
verpflichtet  hat.  für  die  in  Gemässlieit  des  obenerwähnten  rchereinkomnien- 
vorzustreekendt  ii  Harx  orschils^e  in  der  Iliihe  von  sieben  Millionen  Gulden 
Österr.  Währ,  in  Fianknoten,  iM  ziolningsweiso  für  die  hieraus  der  k.  k.  Staals- 
verwaltun^'  •  ntstchenden  Fonirrungen  als  Zahlung'  Aetien  der  k.  k.  privi 
le^irten  Pilsen-riicsen-  (Komotau-)  Eisenhahn  zum  vollen  Nennwerlhe  anzn 
nrlimen,  wird  dahin  abgeändert,  dasa  ea  von  der  erwähuteu  VerpÜichtung 
abzukommen  hat. 
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Eft  wird  sohin  vereinbart,  daas  die  vorerwähnte  Vorsehnsaforderaog  des 
Staates  per  sieben  Millionen  Gulden  dsterr.  Währung  als  Darlehen  au  gelten 
habe,  welches  innerhalb  dreissig  Jahren  unkündbar  und  mit  Itlnf  Pereent 
verKinslich  sein  soll. 

Die  k.  k.  privilegirte  Pilsen-Priesener  Eisenbahngesellschaft  ist  ver- 
pflichtet,  bezilglieh  der  Verzinsung  und  Tilgung  für  die  an  die  Bau-Unterr 
nehmung  an  Zahlnngsstatt  für  deren  liquide  Forderungen  fibergebenen 
10.000  Stfiok  PrioritXtaobligationen  II.  Emission  im  Nominalbetrage  von 
1,600.000  fl.  in  erster  Reihe  mit  den  Erträgnissen  der  alten  Strecken  Pilsen- 
Priesen-  (Romotan)  aufzukommen. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  kann  jedoch  nur  dann  und  in  dem  Hasse  die 
Verzinsung  dieses  Darlehens  ansprechen,  als  die  Reineinnahmen  der 
gesammten  Bahn  (Pilsen- Priesen -Komotau  und  Pilsen-Klattan-Eisenstein) 
nach  vollständiger  Bedeckung  des  fttr  die  Verzinsung  und  Amortisirung  der 
Prioritäten  erforderlichen  Betrages  Uebersohttsse  ergeben. 

Die  k.  k.  Staatsverwaltung  behält  si^  weiters  das  Recht  vor,  uach  ihrer 
Wahl  zu  jeder  Zeit  für  die  gedachte  Darlehensfordening  Actien  der  k.  k. 
privilegirten  Eisenbahngesellschaft  Pilsen  •  Priesen-  (Komotau)  zum  vollen 
Kennwerthe  an  jZahlnngsstatt  anzunehmen. 

In  Ausniliniiig  dieser  Bestimmung  wird  einvorständlich  festgesetzt, 
(lass  die  von  der  k.  k.  privilegirten  Pilsen-Prieaen-Eisoiiltalingesellachaft  im 
Hinblicke  auf  die  eben  citirte  Bestimmung:  des  Artikels  I  des  Ueberein- 
kommens  vom  23.  April  1874  dem  k.  k.  Finanzministeriiini  übergebenen 
Actien  im  Nominalbeträge  von  sieben  ^Milliont  n  Gulden  Österr.  Währung  der 
genannten  Ge»ellsch<ift  seitens  des  k.  k.  Finanzministeriums  sofort  nach 
Abschluss  dieses  1«  bereinkommens  zurückgestellt  werden. 

Die  zufolge  der  obigen  Vereinbarung  nii  die  Gesellseliaft  zurück- 
gestellten Aetien  derselben  sind  sofort  nach  dieser  Küekstellung  in  besonderem 
Versehluss  der  (Jesellscbaft  unter  Mitsperre  des  landesliirstlichen  Commissärs 
zu  halten,  und  zwar  derart,  dass  dieselben  als  gänzlich  ausser  Verkehr 
gesetzt  nnzuselten  sind,  wodurch  das  Actiencapital  der  Gesellschaft  um  den 
entfallenden  Betrag  reducirt  wird. 

%•*■ 

Im  Zusammenhange  mit  der  im  vorstehenden  §.  3  g'  tvnfVenen  Verein- 
barung wird  ausdrücklich  festgesetzt,  dass  das  auf  Grund  des  Artikels  IV 
des  Uebereinkonimens  vom  23.  April  1874  iUr  die  BauvorschUssc  von  sieben 
Milli(»nen  Gulden  österr.  Währung  in  der  fiir  die  Eisenbahnlinie  Pilsen- 
Klattau-Eiseustein  eröffneten  eisenbahnbücherlichen  Einlage  am  ersten 
Platze  einverleibte  Pfandrecht  mit  dem  Vorrechte  vor  allen  aus  was  immer 
für  einem  Titel  entspringenden  Forderungen,  ohne  die  daselbst  geraachte 
Einschränkung  auf  die  Zeit,  bis  zu  welcher  die  Beschaffung  der  zum  Ausbane 
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der  genannten  Linie  erforderUclien  Geldmittel  naobgewiesen  sein  werde, 
ungesehmHIert  anfreebt  %u  Terbleiben  habe,  und  erklürt  biermit  die  k.  k. 
privilcgirte  PUBen-Priesen-EiftenbahngesellBchaft  ihre  Einwilligung^  dass  das 
gegenwärtige  Uebereinkommen  znr  Slchemtellnng  der  hierang  dem  Staats- 
seliatze  rflcIcBichtlioh  der  bereits  gewährten  BanyorsehüSBe  von  siobeo 
Sfiltionen  Gniden  österr.  Währung  erwachsenden  Reehte  bei  der  obenerwähn- 
ten, im  Eisenbahnbuche  des  1c.  k.  Landesgeriobtes  Prag  anf  der  Eisenbahn- 
linie  Pilsen-Klattan-Eisenstein  haltenden  Satzpost,  «owie  anf  der  im  Eisen- 
bahnbuehe  des  k.  k.  Landesgerichtes  Prag  llir  die  Eisenbahnlinie  Pilsen- 
Priesen-Komotan  eröffheten  Einlage  bttoherlich  einverleibt  werden  könne. 

Die  Verzinsung  der  nach  §.  1  zu  ttbemehmenden  Prioritätsobligationen 
beginnt  mit  dem  ersten  Jänner  des  auf  die  Betriebseröffnnng  der  Linie 
Pilsen-Eisenstein  folgenden  Jahres,  bezQglich  der  nach  $.  2  dieses  üeber- 
einkommens  von  der  Staatsverwaltung  eventuell  erst  nach  Vollendung  und 
Inbetriebsetzung  der  rorgenannten  Bahnlinie  käuflich  zu  erwerbenden  Prio- 
ritätsobligationen  aber  erst  mit  dem  Zeitpunkte  der  Auszahlung  des  filr 
dieselbe  entfzllenden  Kaufsehülinges. 

Znr  Bestreitung  der  Verzinsung  und  der  planmässigen  Tilgung  dieser 
Obligationen  bat  vorzugsweise  das  Reinerträgniss  der  Linie  PUsen-Klattaa- 
Eisenstein  zu  dienen. 

Zu  diesem  Behufe  verpflichtet  sich  die  Gesellschaft,  für  die  eben 
genannte  Linie  eine  getrennte  Betriebsrecbnung  zu  führen. 

Mit  dem  Handelsministerial-Erlasse  vom  17.  Jänner  1877,  Z.  22144,  wurde  das 
detaillirte  Schema  fttr  die  Vertheilong  der  gemeinaamen  Einnahmen  und  Auagabea 
der  heiden  gesellschaftlichen  Babneomplexe  festgestellt. 

Die  Staatsverwaltung  erklärt  jedoch  schon  jetzt  ihre  Bereitwilligkeit, 
mit  der  Gesellschaft  eine  besondere  Vereinbarung  in  der  Richtung  zu  treffen, 
dass  ein  dem  wahrscheinlichen  Reiiierträgnisse  dieser  Linie  entsprechender, 
nach  einem  zu  vereinbarenden  Vertheilungsschltlssel  zu  ermittelnder  Theil 
des  Reinertrilgnisses  des  gesammten  Unternehmens  für  die  Verzinsung  und 
Tilgung  der  vom  Staate  ttbemommenen  Prioritätsobligationen  und  fttr  die 
Verzinsung  der  staatlichen  Sohuldforderung  von  sieben  Millionen  Guldeu 
vorzugsweise  bestimmt  werde. 

Mit  dem  Abschlüsse  einer  solchen  Vereinbarung  und  fttr  die  Dauer  der- 
selben entfällt  die  Verpflichtung  der  Gesellschaft  zur  Ftthrung  der  geson- 
derten Betriebsrechnung. 

§.  6. 

Insoweit  (lurcli  dn-j  LiCLrniwüi  tiL'e  UfboroinkominfMi  Mo  Recht»'  <1*  r 
Besitzer  von  Prioritätsobligatiunen  i.  uud  eveutueli  auch  II.  Emission  beriüut 
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ersclu  inoii,  wird  es  Aufgabe  der  Gesellaobaft  sein,  die  Zustimmung  der  auf- 
Sttstelieuden  Ciir.-itoren  zu  erwirken. 

Dieses  Uehrn  iiikoinmen  tritt  erst  nach  Beibringung  dieser  Zustimmungs- 
erklärung in  Wirksamkeit 

§•  7. 

Dir  Rahnir'sclli^clialt  vcrpHiclitct  sich,  dallir  zii  sorjren  uiul  alle 
B(MnUlniiig(Mi  ilaraul  zu  rieliten.  dass  säinmtlicbo  aus  Anlass  und  zum  Heliufe 
th'v  Durrlitnlirunpr  der  in  dicsom  rebereinkonimcn  getrnftenen  Bestimm unjroii 
nnfhwondig  werdenden  Aenderunpren  der  Gesellschalt;>8tatuteu  der  k.  k. 
privilej,'irten  Ei'^fnbalin  Pilsen  i'ricsen-  f Komotau),  sowie  die  aus  selbem 
(ininde  erforcb'riiclie  Ri(ditii:>i<'lluntr  der  für  diese  Geselischaft  eröffneten 
eisonbaliubiiidicrliobeii  Ijiil.i-cn  ehcniü|,Michöt  und  länpjstens  liinnen  SßoliS 
Monaten  vom  lieutigen  Tage  an  gerechnet,  durcbgeilihrt  werden. 

§.  8. 

Uei  Vorlage  der  geänderten  Gcsellsebaftsstatutcn  7  wird  die  Gesell- 
et hat't  insbesond<'ri'  aucdi  darauf  Hedacdit  nehmen,  dasg  die  Staatsverwaltung 
ausser  dem  ilir  diireh  Artikel  VI  des  Uebereinkftiiiinens  v<»in  2.'1.  April  187  i 
gewahrten  Kcelite  zur  Benennjing  eines  Mitgliedes  des  Vcrwaltungsratlies 
noeh  weiters,  insolange  tler  Staatsschatz  durch  die  geleisteten  Vorschüsse 
oder  dureh  den  Besitz  von  IVioritätsobligationen  oder  Aetien  bei  dem 
rnternehineii  der  k.  k.  privilegirten  Eisenbahn  Tilsen-Priesen  (Kuniotau) 
unmittelbar  bctheiligt  ist,  im  Verwaltujjgsrathe  duridi  ein  /.weites,  von  ihr 
zu  benennendes  Mitglied  vertreten  sei,  welchem  die  niünliehen  Heehte  uml 
Beiugnisse  zustehen  sollen,  welche  im  bezeichneten  Artikel  VI  des  bezogenen 
UebereiiikomuH  US  dem  in  Geniässheit  desselben  benannten  Mitglicde  einge- 
räumt sind. 

§.  9. 

Insofeme  durch  das  gegenwärtige  Uebereinkommen  die  Bestimmungen 
des  Uebereinkommens  vom  23.  April  1874  (R.  6.  BK  Nr.  52)  keine  Abän- 
derung erleiden,  behalten  dieselben  ihre  volle  Wirksamkeit. 

§.  10. 

Wenn  und  insol'erne  die  Gesellschaft  die  ihr  nach  diesem  Ucberein- 
k(»nimen  obliegenden  VerpHichtungen  nieht  erliillen  sollte,  so  Ijehält  sich  die 
Staatsverwaltung  das  Hecht  vor,  die  im  2  zugesicherte  Zahlung  des  noch 
ausständigen  Kaufpreises  für  die  ülternommenen  l*ri(;ritüt8obligationeu  zu 
Händen  der  Gestdlschaft  einzustellen,  und  anstatt  <ler  <d)igen  Barzahlung  den 
Ausbau  der  Linie  Pilsen- Eisenstein  auf  Kosten  und  Gefahr  der  Bahngesell- 
scliatt  für  Rechnung  der  letzteren,  jedoch  unter  Aufrechthaltung  der  von  der 
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Gesellsohaft  aus  diesem  Anlasse  mit  Genehmigung  der  Regierang  gesehlos- 
lernen  Bau>  ond  LieferungBvertr]^;e  zu  bewerkstelUgen. 

Wien,  am  1.  Hai  1876. 

Der  k.  k.  HandebminiRter:  K.  k.  priv.  Eisenbahn 

Chloneckj  m.  p.  PiUen-Priesen  (Komotaa): 

■ 

Der  k.  k.  Finanzminister : 

f  retis  m.  p.  Jessler  m.  p.       ierafeU  m.  p. 

Ein  im  HandelBniinisterium  «nlHi^slich  der  Unterfertif^ung  des  vorstehenden 
U rb<  i<'inköiniii'^iis  am  1.  Mai  1876  mit  ii<  ii  Vortrot'^rn  «le.«  Verwaltunpsrathos  der 
BalinpfM'll.schafi  .-lufgoiioiumencs  Protokoll  onthiilt  m<.'hrere  auf  die  Durchliihrunjj  de» 
Uebcreiiikomniens  im  Einzelnen  bezügliche  und  dieselbe  sicherstellende  Vereiubiu-uu. 
gen»  welche  durch  den  seitherigen  Yollsng  des  den  Ckgenstand  des  Ueberelnkonunens 
bildenden  Eisenbahnbnuea  im  WesentUchen  nls  gegenstandslos  su  betrachten  sind. 

(U.  M.  Z.  13659  ez  187«.) 
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K.  L  priv.  Prag-Duxer  Eisenbalin. 

(Vgl.  Bd.  II,  Abth.  %  Seite  1205,  Bd.  lU,  Seite  497  und  Erg.-Bd.  I.  Seite  469.) 

1.  Anmerkungen  zur  Coiice8sioiisurkuiide  vom  25.  Juuil870, 

R.  G.  Bl.  Nr.  97, 

für  die  Eisenbahn  von  Prag  nach  Dux  und  Brflx. 

(Vgl.  Bd.  II,  Abth.  2,  Seite  1209.) 

Zti  den  §§.  2,  17  und  18. 

Die  £ruffnung  des  Betrieben  auf  den  einzelnen  Strecken  erfolgte, 
und  zwar: 

Brüx-Obernitz,  0  bernitz- Chlumcan  und  Ober  nitz  •  Bili  u 
am  21.  November  1H72; 

C  Ii  1  u  m  c  a  n  -  S  r  h  1  :\  ii  Jim  2.  .lännf  r  1 HT3 ; 
Prn^-Schhni  am  12.  Mai  1873  und 
Bilin-Dux  (LadowitZ;  am  27.  October  1^;73. 

Zu  §.  8. 

Mit  dem  ProtokoUariibereinkommen  vom  1.  April  1878  (Kundroachung 
im  R.  6.  Bl.  Nr.  33)  wurden  die  Tarifbestimroungen  für  Personen  und  den 
mit  der  Personenbeförderung  im  Zusammenhange  stehenden  Sacbentransport  * 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1878,  R.  G.  BL  Nr.  64,  betreffend  die 
Haximaltarife  für  die  Personenbeförderung  anf  den  Eisenbahnen,  geregelt. 

Zu  §.  10. 

Mit  1.  Jänner  1878  ist  anf  Grand  eines  gemeinschaftUohen  (^eberein- 
kommens  anf  sämmtlioben  österreichischen  und  ungarischen  Bisenbahnen 
ein  neuer  einheitlicher  Militirtarif  in  Kraft  getreten. 

Tgl.  aaeh  §.  5  der  Gnnceä8ion»urkttnde  vom  4.  Öu|iteuiber  1872  im  £rg.-Bd.  l 
Seite  463. 
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is. Anmerkung  mr  Concessioiisurkiinde  vom  4.  September  1^72» 

B.  G.  Bl.  Nr.  U2, 

für  die  EiseBbahs  tod  Brfix  an  die  Itölinuseh'fliehsiflelie  Griiu  bei  Midde. 

(Tgl.  Erg.-Bd.  I,  Seite  468.) 

Zu  §.  2. 

Zum  Zwecke  der  Buuvollenduncr  und  Inbetriebsetzniif^  der  Bahnstrecke 
Hrlix-KIostergrab  wurde  der  Geßcllscliaft  auf  Orund  des  Gesetses  vom 
16.  April  1877  (vgl.  unter  5)  ein  Aerarialdarlchen  gewährt. 

Die  Eröffnung  dea  Betriebes  erfolfrte  streckenweise  und  zwar: 

Brilx-OsBc^jjr  am  18.  Dccembor  1876  und 

Ossegg-Klostergrab  am  16.  Mai  1877. 


3.  Fortsetzung  des  Verzeichnisses  der  genehmigten  Schlepp- 

bahnen. 

(Vgl.  Bd.  III,  S.  4V>1  und  Erg.-Bd.  I,  Seite  451».^ 
Auf  Grund  der  §§.  3,  4  und  la  der  Conco^sionsurkunde  vom  25.  Juni 
1870  (vgl.  Bd.  II,  Abth.  2,  Seite  1209»  l>at  die  Gesellschaft  weiters  die 
Concession  fiir  nachbenannte  Zweigbahnen  erhalten: 

8.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthatterei  lUr  Böhmen  vom  5.  September 

1873.  Z.  47927,  über  Ermächtigung  des  k.  k.  HandclsmiDisters  vom 
lö.  August  1873.  Z.  21965,  fiir  eine  schmalspurige  Kohlenbahn  für  Gruben- 
hunde von  den  Magdalena-  und  Victor- Grubcnmaassen  bei  Strimitz 
zur  Verladerampe  der  Maria-Thoresin-Zcclic  bei  Brüx. 

An  Stelle  dieser  Bahn  ist  eine  von  der  Station  Brüx  (Prof.  53/54» 
abzweigende  norninlspurijro  Schlopitbnhn  zum  Kolilenwerke  in  Strimitz 
(Frie  dr  ich  -  Scluicht  I  gcfrctcn.  für  weiche  die  Concession  mit  Erlass  der 
k.  k.  Statthalterei  für  HiUnncn  vom  21.  .luni  1874.  Z.  33933,  über  Ermäch- 
tigung des  k.  k.  Uamielsministers  vom  5.  Mai  1874,  Z.  12220,  ertheilt 
worden  ist. 

9.  Mit  Erhi'^'^  der  k.  k.  Statthalterei  fiir  Bühmcn  \  nm  2»i.  October  1874, 
Z.  5G96G,  iilx'r  F,rm:u  lilij,ninf:-  d(  s  k.  k.  llaiulclsminii^ttrs  vom  19.  Sfpt.-mber 

1874,  Z.  18914,  liir  Kiiiii:ir-  luul  Vorbindungsgoleise  zwisclien  der  ."^trecke 
Brüx  -  Klitstergrab  uud  den  Kaulanger  Schieppbahnen  der  Dux- 
Bod  e  n  h  a  »•  Ii  e  r  B  a  Ii  n. 

10.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  lür  Böhmen  vom  28.  October 
1874,  Z.  .50967,  über  Krniäcliti;.'iing  des  k.  k.  lIandelsmini>itois  vom 
21.  September  1>^74.  Z.  239.50,  für  eine  Schleppli.'ilin  von  Prof.  114/11.'> 
der  Strecke  0  b e  r  1  e  u  t  c  n  s  d  o  r  f -  0  s  8 egg  zu  den  Schächten  Ladung  11  uud 
Bruch  1  des  Duxer  Kohleurevieres. 
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11.  Hit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  für  Böhmen  toid  7.  November 
1874)  Z.  60177,  ttber  Ermitchtigangr  clcs  k.  k.  HandelsminiBters  vom  31.  Oc* 
tober  1874,  Z.  33064,  ftlr  eine  Sebleppbahn  von  der  Station  Dnx-Lado- 
witz  Eum  benachbarten  Franenlob>Sehaohte. 

IS.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  für  Bdhmen  vom  34.  Angnst  1875, 
Z.  46942,  fiber  Ermlobtigung  des  k.  k.  Handelsministeriums  vom  27.  Jnli 
1875,  Z.  21789,  für  ein  von  der  Station  Dox-Ladowitz  abzweigendes  Lade- 
geleise  für  die  Oaroli  I*Zeehe  der  Firma  Haber &Consorten  bei  Ladowitz. 

13.  Mit  Erlass  der  k.  k.  Statthalterei  für  Bithmen  vom  6.  November 
1875,  Z.  60511,  ttber  Erroächtigang  des  k.  k.  Handelsministers  vom  24.  Sep- 
tember 1875,  Z.  27758,  flir  eine  Sebleppbahn  von  der  Station  Dnsnik  zn 
den  benachbarten  FttrstFUrstenbergiseben  Eisenerzgraben  bei  N u c i e. 


4.  Protokoll^ 
aufgenoBnen  in  k.  i,  HaDdelsninisteriaai  am  8.  April  1876. 

G  egen  wärtige: 

Von  S  0  i  t  0  der  k.  k .  II  o  ^  i  e  r  u  n  g : 

Der  Gencraliiirector  dos  Ö!;tcrrnicliiäoben  Eisenbahnwesens,  Herr  k.  k. 
BectioiiRchei  v.  Nördling,  als  Vorsitzender. 

Der  Herr  k.  k.  Seotionschef  im  Finanzministerinm  Ar.  Eitier 
BeifCBj. 

Von  Seite  derk.  k.  pri  v.  Prjifr-Duxe  r  Eisoiibixliugesellschaf  t: 

Das  V^M'ualtimpsratlisniittrli'  d  H<  rr  Fdgar  v.  Kohl. 
Der  {^esellsc'linitliclic  Generaldirector  Herr  l/rani  WniE. 

In  Vertretung  der  Besitzer  von  Prioritätsobligationen  erster 
und  zweiter  Emission  der  Prag-Daxer  Eisenbahn: 

Der  geriohtlleh  bestellte  Oarator  Herr  Landesadvooat  Dr.  Aitei  Lederer. 

AU  Protokollführer: 
Sectionsrath  Dr.  Ritter  t.  WIttek. 

Gegenstnnd  der  Verhandlang  ist  die  Feststelhmgr  <ler  Bedingungen, 
unter  welchen  der  k.  k.  priv.  Prag-Daxer  Eisenbahn  die  ihrerseits  erbetene 
staatliolic  T  ut'  1  tiitzung  zugewendet  werden  könnte. 

Der  Herr  Vorsitzende  eröffnet  die  Verhandlun;?,  indem  er  mittheilt,  es 
seien  die  anwesenden  Regierangsvertreter  von  Seite  Ihrer  Exeellenzen  des 
Herrn  k.  k.  Handelsministers  und  des  Ht^rrn  k.  k.  Finanzministera  beauf- 
tragt, im  Vereine  mit  den  Vertretern  der  k.  k.  priv.  Prag-Dttxer  Eisciibalin 
und  ihrer  PrioritätsglUubijrer  die  Bedingungen  zu  erörtern,  unter  welchen 
dem  bezeichneten  Unternehmen  die  von  Seite  des  gesellschaftlichen  Ver- 
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wflltuimHratlies  zuletzt  mittelst  Eiiijrnlic  vom  21.  Februar  IsTG  im  IIiiil>li.  k 
auf  die  df-n  Hostaii«]  dos  rntpriidimeiis  bedrohende  Coneursgelalir  erbetene 
sta.itliehe  I  nterstiitzun;:  zii^zcwondel  werden  konnte. 

Sohin  werden  unter  Vorbehalt  der  hohen  (jienehmipjun^'^  Ihrer  Exe<?l- 
lenzeu  der  Herren  k.  k.  Minister  des  Handels  und  der  Finanzen  lolgeude 
Vereinbarungen  getroffen: 

Artikel  I. 

Die  k.  k.  Re*rierun^,'  erklärt  ihre  Borcitwillifrkeit.  noeh  vor  SchluBs  de» 
laufenden  Jahres  im  Reichsrathe  zur  verlassungsmät^sigen  Behnndlnnir  eine 
Ge??etzt'SVorlage  einzubrinfren.  durch  welehe  die  Staatsverwaltuiiir  in  den 
Stand  ;:<'St'lzt  würde,  der  k.  k.  priv.  Prajr-Duxer  Eisenbahnjre>ellsehait  zum 
Zwecke  der  UauvoUcnduuf;  und  Inl>etriebsetzuug  der  BahuRtrecke  Brüx- 
Klostergrab,  sowie  zur  Tilgung  der  das  Fnternchmen  belastenden  schwebeu- 
den  Schulden  ein  Darlehen  bis  zum  Maxinialbetrage  Ton  Einer  Million 
(1,000.000)  Gulden  üBterr.  Währung  Bankvalnt»  aas  Staatamitteln  zu 
gewähren. 

Artikel  II. 

Das  im  Artik«  l  I  biv.eichnete  Darlehen  soll  jewcilifr  am  1.  Jnli  und 
1.  .länner  nachhinein  mit  jiilirlieh  fUnf  Percent  verziu'^t  und  die  Uückzahluo|r 
mit  Zagrundelegrunp-  des  ^'k  irh«>ii  Zinafusses  in  der  Weise  bewirkt  werden* 
dt88  vom  Beginne  der  Rückzahlung  angefangen  zur  Abstattnng  derTilgungs« 
qnote  und  der  fUnfpercentigen  Zini^en  de«  jeweilig  noch  erübrifrcnden  Dar- 
lohenflcnpitalB  24  gleiohe  Semcstralraten,  deren  erste  am  1.  Juli  1880  und 
die  übrigen  successive  nach  Mass^^abe  der  obigen  Zinsenzalilungsterraine 
fällipr  werden,  im  Betrage  von  55913  ti.  an  den  Staatsschatz  zu  bezahlen 
sind,  m  zwar,  dass  die  gesammte  Darlehensscliuld  mit  der  am  1.  Jänner 
1892  falligen  Zahlung  der  letzten  Semestrairate  vollständig  getilgt  sein  wird^ 

Sofern  die  Zahlung  der  Zinsen  und  Semest rairaten  nicht  pUnctlich  zu 
den  vereiiibartrn  Terminen  erfolgt,  ist  die  StaalsverwaltuuL'  berechtiirt. 
sofort  die  Rückzahlung  der  ganzen,  sodann  noch  aufrecht  be«tehendeii  Dar- 
lehensschuld sammt  etwa  rückständigen  Zinsen  zu  fordern, 

Artikel  ill. 

Znr  Siclierstelinng  der  dem  Staatsschätze  aus  dem  Darlehensvertrsge 
erwachsenden  Rechte  ist  ob  der  etsenbahnbttcherlichen  Einlage  der  k.  k. 
priv.  Prag-Dnzer  Eisenbahn  mit  curatelsbeliördlich  genehmigter  Zostimmnog 
des  CnratorB  der  Besitzer  von  Prioritätsobligationen  erster  und  sweiter 
Emission  das  bttcherliche  Pfandrecht  mit  dem  Vorgangsrechte  vor  den 
Ansprüchen  der  Besitzer  der  bezeiehneten  Prioritätsobligationen  einzn* 
räumen. 
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Artikel  IV. 

Die  im  Artikel  l  enthaltene  Zusiciieruiig  wird  ausserdem  von  der  Bedin- 
gung: abhänfriiT  gemacht,  dass 

1.  zwischen  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxcr  Eisenbahngescllschntt  und  dem 
Cnrator  der  Besitzer  ihrer  Prioritätsoblipitionen  erster  und  zweiter  Emission 
mit  cur;it<'I<hrhi>r(llioher  Genehmiprung  ein  üebercin kommen  getroffen  wird, 
wonach  sich  der  Cnrator  verpflichtet,  Namen'»  der  diir -h  ihn  vertretenen 
Prioritätriobligationen-Bcsitzer  in8olange,al8  die  Rückzahlung  des  vom  Staate 
zugesicherten  Darlehens  nicht  vollständig  erfolgt  ist,  unter  »oadrttcklicher 
Verzicht  Leistung  auf  das  Recht  der  Klage  und  ExccutionslÜhrung  zur  einst, 
welligen  Verzinsung  und  Kiickzahlung  der  l'rioritätsobligationenMchnld  erster 
und  zweiter  Emission  liMlIgHch  jenen  Theil  der  HetriebsülMTschüsse  der 
sXmintUchen  Linien  der  k.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenhahn  in  Anspruch  zu 
nehnuii.  welelu  r  nach  Abstattung  der  dem  St.iate  schuldigen  Zinseu  und 
Rückzahlungsrateo  des  Aerarialdarleheus  erübrigt; 

2.  dass  zwischeo  der  BahngeselUchaft  und  ihren  sonstigen  Gläubigern 
ein  Abkommen  getroffen  wird,  wodurch  mittelst  Gewährung  entsprechender 
Stnndnng  der  nicht  zur  Zahlong  gelangenden  Schulden  die  Gefahr  einer 
ExecutlonsfUhrung  und  Conourseröilnung  mindeiftens  bis  Ende  December 
1876  vollständig  beseitigt  und  die  Wiederaufnahme  der  Bauthätigkeit  in  der 
Strecke  BrUx-Klostergrnb  nnverweilt,  spätestens  aber  mit  1.  Mai  d.  J.  ermög- 
licht, sowie  die  Banvollcndnng  und  Inbetriebsetzung  dieser  Eisenbahnstreoke 
noch  innerhalb  der  Bauzelt  des  laufenden  Jahres  herbeigeführt  wird. 

Artikel  V. 

Das  g''genw;irtige  L'ebereinkommen  erlangt  erst  dann  bind»'nd«'  Kraft, 
wenn  demj?t!lben  ausser  der  im  Eingange  vorbehaltenen  hohen  Genehmigung 
Ihrer  Exeellenzen  der  Herren  k.  k.  Minister  des  Handels  nnd  der  Finanzen 
die  curatelsgerichtliehe  Genehmigung  bezüglich  der  Zustimmung  des  Cura- 
tors  der  Besitzer  von  Prioritätsobligationen  erster  und  zweiter  Emission  zu 
Theil  wird. 

D'-r  Ciiralur  verptlichtef  sich,  diese  (lenehinigung  nnverweilt  anzu- 
suchen und  dahin  zu  wirken,  dass  di-  seilte  eliestens.  nml  zwar  wenn  irgend 
thunlich,  bis  spätestens  1.  Mai  d.  .1.  ertheilt  werde,  wiihii;cnfalis  der  k.  k. 
RegieruiiL'^  das  Recht  zustehen  soll,  von  dem  getroffenen  Uebereinkommen 
zurückzutr(  ten. 

Die  Vertr<  ter  der  k.  k.  priv.  Prag  Duxer  Eisenl»ahHg«'sel!sc!iaft  ver- 
pflichten sieh,  unter  der  gleichen  Bedingung:  des  der  k.  k.  KegieruiiL'^  >(inst 
zustehenden  liücksrittsrechles  den  statiitenmässigen  Zustimmuii^^sbeschluss 
des  Verwaltungsrathes  der  Balingesellschaft  bis  zum  obigen  Tage  einzuholen. 
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K.  k.  priv.  Trag- 


Artikel  VI. 

Es  ist  wohlTerstaadeD,  dug  Ton  Seite  der  k.  k.  Begiemng  irgend  eine 
Verpflichtung  oder  VerantwortUehkett  fttr  den  Fall  nioht  ftbemommee 
wird,  als  die  nach  Artikel  I  zugesicherte  Gesetzesvorlage  die  Zvstimmnug 
des  Keichsrathes  nieht  erlangen  sollte. 

Vielmehr  ist  in  dnem  solchen  Falle  das  Uebereinkommen  so  anznsebeo. 
als  ob  dasselbe  niemals  getroffen  worden  wSre. 

Hiemit  wurde  das  yorstehende  Protokoll,  dessen  on;;estSmpeltei 
Original  in  den  Händen  der  k.  k.  Staatsverwaltung  verbleibt,  und  rcn 
welchem  je  eine  amtlich  vidimirte  Abschrift  den  Vertretern  der  Babngesell- 
Bchaft  und  dem  Gurator  ausgefolgt  wird,  geschlossen,  verlesen  und  allerseits 
unterfertigt. 

Wien,  am  8.  April  1876. 

W.  Nirdliig  m.  p.  Ith!  m.  p. 

Beiecny  m.  p.  Iris  m.  p. 

•r.  Aitoi  Lederer  m.  p. 

Dr.  leinricli  Ritter  t.  ^ittek  m.  p. 
k.  k.  Seotionsratb,  al«  Protokollführer. 


5.  Gesetz  Tom  16.  April  1877,  K.     Bl.  Nr.  32  und  C.  Bl.  Nr.  55, 

bi'tri'flVnd  «Ii«*  Gewährung  eim-s  Staatsvnrschusscs  für  die  Artiengi'scllscliifl  der  privilegirtfn 
Frag-Diuer  fiisentiaJin  mm  Zwede  der  liauvolli  nüurm  und  Isbetricbsetiaig  der  Bahnsiredtt 

l>rü\-Klostergral». 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Reiohsratbes  finde  ich  ancuordnea. 
wie  folgt: 

Artikel  I. 

Die  Regierung  wird  ermScbtigt,  der  Aetiengesellscbaft  der  priv.  Prag- 
Duxer  Eisenbahn  zum  Zwecke  der  BauvoUendun;;  und  InbetriebsetEnng  der 
Bahnstrecke  von  Brüx  nach  Klostergrab  ein  Darlehen  bis  zum  Ifaximal* 
betrage  von  Einer  Million  (1,000.000)  Gulden  dsterr.  WShrung  in  Noten  n 
gewähren. 

Artikel  11. 

Das  nach  Artikel  I  zu  g^ewälirende  Darlehen  ist  jeweilig  am  1.  .lull  und 
1.  Jänner  nachhinein  mit  jährlich  5  Percent  zu  verzinsen  und  unter  Zuf^niiide- 
legung  dessolbon  Zin^^fusses  in  24  gleichen  Semestralraten,  deren  erste  am 
1.  Juli  1880  fällig  wird,  zurückzuzahlen. 
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Artikel  III. 

Die  im  Arlikfl  1  IjL'Zcichiu'tc  Krinücliti;:iiiiL'  wird  au  die  ß'.Hlin^uu;: 
geknüpft,  ilass  zur  Sichprstellunj:  der  dem  Staatssdiatzo  au«  dem  Darlehcns- 
vcrtraf^o  orwacliscndcn  Rocdito  oh  dn-  «i-riihalinUliolifilirlicii  Kiulai:»'  der 
k.  k.  priv.  I'raj;-Duxer  Eis<eiibalni  das  liiielieiiiche  IMandif  lit  mit  dem  Vor- 
zugsrechte vor  den  Anspriiclieu  der  liesitzer  der  Prioritätsobligationeii  ein- 
geräumt und  eingetragen  werde. 

Artikel  IV. 

Fttr  die  ans  Anlaas  des  gegenwärtigen  Gesetzes  stattfindencle  Errieh- 
tong  und  bücherliche  Eintragung  von  Vertrilgen  und  sonstigen  Urknnden, 
sowie  für  die  diesftfalls  vorkommenden  Eingaben  nnd  Ansfertigungen  wird 
die  Gebühren-  nnd  Stämpelfreiheit  eingeräamt. 

Artikel  V. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  mit  dem  Tage  seiner  Kundmaohnng  in 
Wirksamkeit. 

Mit  dem  Vollzuge  desselben  werden  der  Handelsminister  nnd  der  Finanz- 
minister beauftragt. 

Wien,  am  16.  April  1877. 

Franz  Joseph  ni.  p. 
Aiersperg  in.  p.  CUmeeky  m.  p.  Fretls  m.  p. 


In  Ausführung  dea  vontehenden  Gesetse«  wurde  dem  Yerwaltungarftthe  der  k.  k. 
priv.  Prag-Duxer  Eisenbalin  vom  k.  k.  Usndelsrainister  zufolge  des  mit  dem  k.  k. 

Finaii/miiii!<ter  pptroffeiicii  Einvernelimens  mit  dem  Erlasse  vnm  15.  Juni  1H77. 
Z.  1717"2,  er(5lTnel.  <i;i;^.s  ««s  mivh  Massfrube  <liesps  Gesetzes  kciiu'in  \ii^t.iii(k'  unN  iii«'- 
gen  wird,  der  Uescli»(^iial't  von  dem  den  (iegenstaud  des  Protukullarübercinkuuiiucnä 
von  8.  April  1876  (vgl.  unter  4.)  bildenden  Aerarialdarlehene  von  einer  Million  Gulden 
diterr.  WShr.  in  Noten  im  Hlnblielc  *uf  den  derseitigen  Stand  des  Ausbaues  der  Eisen- 
bahnstreoko  Brti.x-KIo^fcrprab  und  mit  Bcriirksiclitipunp  der  einstweilen  Unterbliebenen 
HersteliuiiL'  <l<'r  (irtinitivcn  Station  Klosterfjrai»,  sowie  d<;s  Verbindungsatflckes  zwischen 
dieser  und  der  {irovisorisclien  Endstation  vorläutig  einen  TlieUbetrag  von  UUU.OOO  Ii. 
8ster.  WiUir.  in  Noten  flflssig  su  machen.  Zu  diesem  Behufe  wurde  der  Gesellsehafk 
auferlegt,  den  nach  Massgabe  eines  vorgezeichneten  Entwurfes  auszufertigenden 
Schuldschein  üImt  das  in  der  bezeiclinetcn  Höhe  zu  erfolgende  Aerarialdarlehen  unter 
Einholunp  <ier  (»eiH'liniiuniip  des  k.  k.  llaiidel«;>erichte!<  in  f'ra?  als  CuratelsbciiiJrde 
Vorzulegen  und  gleichzeitig  den  2sacUwrei6  Uber  die  ob  der  eisenbahnbiicheriichen  Ein- 
lage der  Prag-Duzer  Eisenbahn  in  erster  Rangordnung  erwirkte  bfleherliche  Eintragung 
des  Pfandrechtes  fflr  dieses  Darlehen  sowie  fiber  die  zugleich  erfolgte  LSschung  de» 
zu  Händen  der  Anglo*5sterreichischen  Bank  in  Wien  fttr  ihre  Darlehensforderung  in 
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K.  k.  priv.  Prag-Duxer  Eisenbahn. 


«T.sfcr  Kinpordnuiiß'  Itüclicrlioli  haftenden  l'fandroi  lites  zu  prlirinpoii.  Hio  Aii«f'il»rnnp 
der  DurlelifiissiiinriK'  wurde  «lerart  in  Aii>>idit  <,'i'sfi  llt  .  d.i^s  hievon  ein  vom  Ver- 
vraltungaratUe  zu  bczilTcmdcr  Betrag  /.ur  Tilgung  dur  der  Anglo-üstcrreichiächcu  Bank 
gegen  die  Gesellschaft  in  gleichem  Betrage  sustehenden  Darlehensforderung  in  Ajareoh- 
nung  und  auf  Abschlag  der  Darlehenivalilta  unmittelbar  an  das  genannte  Bankinstitut^ 
der  Reüt  a)>or  an  die  Rahngesellschaft  erfolgt  wrrdc. 

Na<'lid«>ni  von  iSoitf  des  Verwaltunpsratlics  dor  k.  k.  priv.  Pi  air-niix«.  r  I-iseiiTiahn 
uüi  Eingabe  vom  6.  Juli  IH77,  Z.  C7ü7,  I  (H.  M.  Z.  20077;  <iie  verlangten  Nachwei^uo- 
geii  geliefert  worden  waren,  wurde  Yom  k.  k.  Finaniministerium  mit  dem  Erlasse  tob 
12.  Juli  1877,  Z.  4107—  F.  BL  (H.  M.  Z.  81787  ex  1877)  der  Betrag  von  900.000  fl.  bei 
der  k.  k.  Staats-Centralcasse  mit  dem  Auftrafrc  zur  Auszahlung  angewif-ini,  hievon  di«- 
Thcilsunime  von  3.S'2.7.")I  fl.  8<i  kr.  an  diu  bevoliniäciitis^ten  Vcifu  ter  iler  Balniire«  11- 
sciiaft  zu  erfolgen,  den  Restbetrag  von  617.245  H.  2U  kr.  aber  unmittelbar  an  diu  .\nglo- 
«sterreiehiscbe  Bank  in  Wien  absaführen. 


Digitizeü  b. 


891 


Secundärbalm  von  der  Stadt  Elbogen  zur  Station  Hbogen-Kensattel. 

1.  Oeftetz  vom  !^S.  Mftrz  1875»  B.  0.  BL  Nr.  57  und  C.  Bl.  Nr.  47^ 

betreffend  die  Bcdingnngea  nnd  Zngest&odnisse  fftr  die  Siekenteniisg  einer  Sreundärbalin  ven 

der  SUdt  Elbegen  inr  SUHon  Elbogea-Xensatlel. 

Mit  Zustiramting  beider  Häuser  des  Reiohsrathes  Bnde  Ich  anzuordnen, 
wie  folget: 

Arti  kel  1. 

Die  Refiiernng  wir»!  ermächtigt,  bei  ICrUioilung  der  Conceasion  für  eino 
normalspnrifje  Secundärbalm  von  der  Stadt  Klbogeii  zum  Anscldnsse  an  die 
von  den  Ritter  von  Haidinir<'r  sclM'n  Kfdilenwerkeii  naeh  der  Station  Elbogen- 
Neusattel  der  Husobtcbrader  Kisenbahn  fiibrende  Scbleppbahn,  bezieliunps 
weise  ßoferne  die  Benutzung  oder  Erwerliun.ir  dieser  Schleppbabn  fllr  Zwecke 
des  neuen  Unternebmens  im  Wege  eine-*  rebereinkommens  nicht  zu  erzielen 
sein  ■'Milte,  bis  zu  der  liezeicbiieten  Kisenbaiinstationf  für  diese  Eisenbahn 
naclijstelirnde  HegUnsti,irinij:<  ii  zu  ^rewährcn  : 
aj  Die  Befreiung  von  den  .Stiimpeln  und  (lebilbren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  Ronstige  Urkunden  zum  Zwecke  der  CapitalsbcsehalVung. 
Rowie  des  I^iues  und  der  lustruiruttj;  der  Bahn  bis  zum  Zeitpuncte  der 
Betriebseröflfnuiig  ; 

bj  die  BelVeiun«?  von  den  Stämpeln  und  (Jeliiihren  für  die  erste  Aufgabe 
der  Aetien  und  Prioritiitsobli^'ationen  mit  Eiuselduss  der  Interims- 
sebeine, Kowie  der  bei  der  Grundeinlöi^ung  auflaul'cuden  UobertragunfiS 
gebühr; 

c)  die  IJefreinnir  von  der  Einkommensteuer,  von  der  Entriehtunu  der 
Coupon  Stiimpelj^eldilirt'ii.  sowie  von  Jnlcr  neuen  Steuer,  welr-li«^  etwa 
durch  küiilf iff*^'         t/c  eiii;:(  lUhrt  werd«  n  sollte,  auf  die  Hauer  von 
büchnteiis  tlrei^sii;  Jalncn  vnin  Ta^re  der  riiii(;ession='ertlieilunj;. 
Die  vorsteliei.'leii  li  -uiin-Iii: iii  ireu   fiioln,  in   ilcni    Falle,    wenn  die 
Sehlepph.ilm  zu         liaidiiiij'fi—clM  ii  Kolil»'in\  erkeu  liir  /wecke  des  neuen 
llnteruelimoiis  beniit/t  o  i*  r  <  rwcrlM'ii  w  iiij.  aueli  beziiglieli  dieser  Sclilepj) 
bahn,  sowie  bezüglicli  der  zum  Zwe  ke  di(  ^er  Benützung  oder  Erwerbung 
zu  erriciitendcn  Verträge  sinngemässe  Anwendung. 
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Artikel  II. 

Die  im  Artikel  I  bezeichnete  Eiseiibalin  mus>  liinnen  längstens  eiiK-m 
und  einem  liallien  Jahre  v<im  Taire  der  ( 'oneessionscrtlieilunir  an  irereehueL 
im  Baue  vollendet  und  dem  ullcntliclieu  Verkehre  Ubergebeu  werden.  | 

Artikel  III.  I 

Insoferne  auf  der  den  Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildenden  Eisenbalii 
die  Ziiire  nur  mit  einer  Maxiroalgescbwindigkeit  von  12  Kilometern  per 
Zeit -stunde  verkehren,  wird  die  Regierung  ermäelitij^t,  nicht  nur  beim  Baue 
alle  thnnli<'hcn  Erleichterungen  zu  {rewHhrcn,  sondern  auch  in  Bezug  aut' 
den  lietrieb  von  allen  in  der  Eisenbahn  Betriebsordnung  vom  16.  November 
1851  (K.  G.  Bl.  Nr.  1  ex  1852)  und  den  einschlägigen  Nachtragsbestim- 
mungen vcrgcscliriebenen  Sicherheitsvorkehrungen  insoweit  Umgang  zu 
nehnirn.  als  dies  mit  Rücksicht  anl  die  erniässj-te  Maximalgescliwindigkeit 
nach  dem  Ermessen  des  Handelsministeriums  zulässig  erseheint. 

Desgleichen  wird  die  Regierung  ermäehtigt,  die  Unternehmung  der 
bezeichneten  Eisenbahn  von  der  im  ij.  08  der  Kisenbahn-Betriebsorduuiig. 
beziehungsweise  im  §.  10,  lit.  f)  des  Eisenbahn-Concessionsgesetzes  vom 
14.  ^><'i)tfmb(>r  1.^54  R.  G.  Bl.  Nr.  238;  ausgesprochenen  Vcrptlichtun? 
zur  nnentL'eltiiehcii  llcfiM-derunj;  <lf'r  l'ost.  sowie  von  den  zufolije  i;.  89  der 
Eiscnbalin-Betrielisnrdnung  bcgriimlcten  Verbindlichkeiten  in  Bezug  auf  deu  I 
Ersatz  des  aus  der  polizeilichen  und  geliillsamtlieheii  Uebcrwacliuii? 
erwachsenden  Mehraufwandes  und  in  Bezug  auf  die  uneutgeltUche  Her- 
Kteüuug  und  Erhaltung  von  Aratälocalitäteu  zu  entheben. 

ArtikellV.  j 

Die  Höhe  der  Fahr-  und  Frachtpreise  wird  folgeuden  Begränxangen 

unterworfen : 

1.  KUcksichtlich  der  Beförderung  von  Reisenden  zwischen  der  Stadt 
Elbogea  und  der  Station  Elbogen- Neusattel  darf  beim  Bestände  einer  einii-  • 
gen  Wageuclasse  kein  hrdierer  Betrag  als  25  kr.  für  je  eine  Person  ein- 
gehoben  werden.  Im  Falle  der  Eiufübrung  einer  zweiten  Wagenolasse  durch 
«len  Conccssionär  ist  die  Regierung  ermächtigt,  fiir  die  höhere  ri  i-.sc'  die  | 
Einhebung  eines  Fahrpreises  zuzulassen,  welcher  den  obigen  Linheitssatx  | 
um  höchstens  50  Percent  ül)erschreitet. 

2.  Riicksichtlich  der  BetV»rdcrung  von  Frachten  auf  der  bezeichneten 
Balin>*trecke  darf  der  Tarifsatz  tÜr  je  50  Kilogramme  den  Betrag:  von  drei 
Kreuzern  nicht  übersteigen.  In  Ansehung  der  Artikel  Mineralkohle,  Coak«. 
Getreide.  Mahlprodncte,  Kartoffeln.  DUngerstofte.  Bau-  und  Kalksteine  i?i 
bei  vollen  Wagenladungen  ein  ermässigter  Tarifsatz  von  höchstens  2*5  kr- 
festzustellen. 
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8.  Rficksichtlioh  der  Kebengebfihren  und  der  sonstigeo  Transport- 
beBtimmangen  baben  die  iiir  die  Biisebtl^brader  Bahn  giltigen  Anordnungen 
Anwendung  za  finden. 

Nach  Ablauf  von  je  fttnf  Betriebqahren  ist  eine  Revision  der  Tarif« 
rorzubebalten,  wobei  auf  die  Sicherung  einer  angemessenen  Rentabilität 
der  Bahn  Bedacht  zu  nehmen  ist.  Eine  Herabsetzung  der  Tarife  gegen  den 
Willen  des  Conoessionars  hat  Jedenfalls  insolange  zn  unterbleiben,  als  die 
Bahn  nicht  in  zwei  aufeinander  folgenden  Betriebsjahren  ein  ReinertrSgniss 
▼on  mindestens  sieben  Percent  des  Anlagecapitales  geliefert  hat. 

Artiliei  V. 

Die  Daner  der  Concession  fUr  die  im  Artikel  I  bezeichnet«  Eisenbahn 
ist  mit  neunzig  Jahren  vom  Tage  der  Betriebserdffiiung  festzusetzen.  Im 
Falle  der  Einbeziehnng  der  zu  den  Haidinger'schen  Werlcen  führenden 
Sehleppbahn  in  das  neue  Unternehmen  kann  die  Bestimmung  getrolFen 
werden,  dass  die  Concession  für  diese  Schleppbahn  erst  mit  dem  Ablaufe 
der  oben  bezeichneten  Concessionsdaner  erlischt.  Im  Uebrigen  ist  bei  Fest- 
stellung der  Goncessionsbcstimmangen  auf  die  Anordnung  des  Gesetzes  vom 
1.  Juni  1868  (R.  6.  Bl.  Nr.  56)  in  Betreff  der  Bedingungen  und  Zugeständ- 
nisse für  die  Unternehmung  der  österreicbischen  Nordwestbahn  insoweit 
Rücksicht  zu  nehmen,  als  dies  die  eigenthUmliciic  Beschaffenheit  der  den 
Gegenstand  dieses  Gesetzes  bildenden  Secundärbahn  znlässt. 

Artikel  Vi. 

Mit  dem  Vollzüge  dieses  Gesetzes,  welches  mit  dem  Tage  seiner  Kund- 
ranchuiig  in  Wirksamkeit  tritt,  sind  der  Handelsminister  und  der  Finanz- 
minister beauftragt. 

Wien,  am  28.  März  1875. 

Franz  Joseph  m.  p. 
Aaersperg  ui.  p.  Cklumeckj  m.  p.  Pretis  m.  p. 


«.  Co ucessiousiu  künde  vom  25.  Jänner  1877,  K.  0.  Bl.  Nr.  15  uud 

C.  Bl.  Nr.  :U. 

für  die  l.ocomotiv-Eiscnbahn  von  der  Sladl  Elbogt-n  zur  Slatnin  r.lbnüt  n-N<  us.iKcl. 

Wir  Franz  Joseph  der  Erste,  von  Gottes  üuadeu  Kaiser  von 
Oesterreich,  Apostolischer  König  von  Ungarn,  König  von  Boiimen,  von 
Dalmatien,  Croatieu,  Slavoiiien .  Galizien,  Lodomoricn  im<l  Illyrien;  Erz- 
herzoge \(,\\  0(  stcrreich;  Grossherzog  von  Krakau,  Herzog  von  Lothringen, 
Salzburg,  bteyer,  Kärnten,  Kraiu,  Bukowina,  Ober-  uud  ^iedei-Scblesieu; 
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QrossfUrst  von  Siebenbürgen;  Harkgraf  von  Mllbren;  gefilrsteter  Graf  ron 
Habsbnrg  nnd  Tirol  ete.  etc.  ete. 

Nachdem  die  Stadtgemeinde  Elbogen  im  Vereine  mit  Heinricli  BOhm 
und  Hermann  Ritter  von  Schwind  die  Bitte  nm  Brtheilung  der  Coneesaion 
znm  Bane  und  Betriebe  einer  SecundSrbahn  von  der  Stadt  Elbogen  snr 
Station  Elbogen-Neusattel  der  a.  priv.  Buscbt^hrader  Eisenbahn  gestellt 
hat,  so  finden  Wir  Uns  bewogen,  in  ErwSgnng  der  OemeinnOtzigkeit  des 
Unternehmens,  den  genannten  Bittstellern  diese  Concession  aof  Omnd  de« 
Eisenbahn -GonoessionsgesetxeB  vom  14.  September  1864  (R.G.BL  Nr.  338;. 
sowie  des  Gesetzes  vom  28.  Hirz  1875  (R.  6.  Bl.  Nr.  67),  wie  folgt,  za 
ertheilen: 

§.  1. 

Wir  verleihen  den  ConeesBionären  das  Recht  zum  Bau  nnd  Betrieb 
einer  Loi'omoliv-Eiseub.ihn  von  der  Stadt  Elbogen  zur  Station  Blbogen- 
Neusnttel  der  a.  priv.  Buschtöhrader  Eisenbahn,  eventuell  mit  Einbeziehung 
der  von  den  vormals  Ritter  von  Hai di n ger'schen  Kohlenwerken  na<rii  der 
erwähnten  Eisenbahnstation  bereits  bestehenden  Schleppbahn. 

Die  HAidinger'sche  Kohlensehlcppbahn  wurde  nur  theüweise  elnbesogen. 

§.  3. 

Die  Halm  ist  als  eine  normalspurif^e  Secundärbahn  herznstellen. 

Die  Au8lÜliriuii,'  des  liaues  und  der  Betriebseinrichtungeu  hat  nach 
Masspabc  der  von  dem  llandel^ministei  ium  zu  genehmigenden  Detailprojecte 
und  der  aufzustellenden  technischen  Bedingnisse  stattzufinden. 

Lniit  <lt"^  uiilässlicli  <loi  ('<iii('<'s>i<pn>vorliarnlliit>t;en  im  k.  k.  Hnml.'lMiiinist^Timn 
am  ir».  Novemljer  IS7G  aulgeruimmcneri  I'rotokoUes  (H.  M.  Z.  ex  1877;  wurden  in 

liczug  auf  diu  Uauau^füllrullg  noch  nachstehende  technische  Bedingungen  vereinbart. 

S  toi  jTUn  «js-  n  n  <i  K  i  <•  Ii  l u  n  tr  *  v  o  r  Ii  ä  1 1 n  i s s c. 

Die  rjrösstf  zulä?**!^c  JStcii,'iiiit,'  wird  in  der  Kirliruni:  von  dt^r  Stadt  Elbo:.'eu  gcticv 
Neuäattel  mit  25  per  iitiile(i  :-lÜ),  in  der  Richtung  von  Neu^attel  gegen  Elbogen  luit  1*' 
per  rnUte  (1: 100)  festgeeetst. 

Der  Minimalkrflmmungsradius  darf  anf  der  currenten  Bahn  nioht  weniger  ab 
150  Meter  betragen;  in  den  schwierigen  Partien  des  OrünlaMthales  kSnnen  die  swi«ehe<t 
Oegenourren  eiosuaohaltenden  Oeraden  entfallen. 

Unterbau. 

Die  Unterbaakronenbreite  wird  mit  4  Meter  festgesetet. 

Oberbau. 

Die  Unterbanobjeete  sind  nur  aus  Hole,  die  Seilienen  ans  Beasemerstalil  herse- 

#tolleii  und  soll  das  Gewicht  der  Letzteren  pr.  laufenden  Meter  IT'Ö  Kilogramm  b*i 
AiiNvt  iidung  einer  Maximal-öcliwellenentfemnng  von  0.70  Meter  Ton  Mitte  zu  Mitte 

betragen. 
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Hochbmu. 

Hoehbauanlagen  kSnAen  ans  Faehweric,  HoU  oder  noasaiv  hergestellt  werden. 

unbeschadet  der  Anwenduni?  der  Ux-alen  Bimvorschriften. 

Tflegi  ai-luMilfiturifroii ,  Wä«-literliüuser ,  Weirsi-liranken  und  Eiufricrlunpcn  sind 
'iin  der  Biihn  uiclit  hcrzuftelleii;  auch  kommen  vnrl.inti^  nur  Handijignale  in  Auwendung. 

B  e  t  r  i  e  l>  si  in  i  1 1  p  1. 
An  Hetriebäuiittcln  bind  mindestens  rtnzuseliufTci' : 

Eine  LocomotiTe,  awei  Personenwagen,  zwei  Uepäokewagen  und  20  Kohlen- 
lowries  mit  abhebbaren  Kisten. 

Hiebet  soll  auf  eine  thanlichste  HerabmiDdernng  <ier  Bankosten  Bedacht 
genommen  und  sollen  insbesondere  mit  RQcksielit  auf  die  Maximal- 
Geschwindigkeit  der  Züge,  welche  bei  dieser  Bahn  12  Kilnmetor  per  Stunde 
nicht  ttbersteigeu  daif«  alle  in  Folge  dieser  geringen  Fnltr^^esch windigkeit 
zulässigen  Erleiehternngen  zugestanden  werden. 

Bei  AnsehaflFiing  der  Fahrbetriebsmittel,  Sehienen  und  sonstigen 
Eisenbahnbestandtheile,  sowie  aller  übrigen  AusrUstnogsgegenstände  muss 
unter  gleiohen  Bedingungen  inländischen  Werken  der  Vorzug  eingeräumt 
werden. 

Die  technischen  Entwürfe  fttr  den  Bau  und  die  Ausrüstung  der  Bahn 
sind  dem  Handelsministerium  rechtzeitig  vorzulegen  und  die  aus  diesem 
Anlasse,  sowie  Überhaupt  ergehenden  Anordnungen  der  staatlichen  Auf- 
sichtsbehörden genauestens  zn  befolgen. 

Desgleichen  haben  die  GonoessionSre  beim  Bau  auch  allen  vom  Hau- 
deli>ministerinm  ans  öffentlichen  Rücksichten  nachträglich  zu  stellenden 
Anforderungen  Folge  zu  leisten  und  sich  nach  den  bestehenden  allgemeinen 
Bau-  und  Polizei-Vorschriften  zu  benehmen. 

Der  Unterbau  der  Bahn  kann  anf  die  Anlage  eines  Geleises  beschränkt 
M'erden. 

Die  Ooncessionäre  verpflichten  sich,  wegen  Benützung  des  Bahnhofes 
Elbogen-Neusattel  der  a.  priv.  Buschtßhrader  Eisenbahngesellsohaft,  sowie 
wegen  Einrichtung  des  Betriebsdienstes  beim  Uebergangsverkehre  eine  Ver- 
einbarung mit  der  genannten  Gesellschaft  anzustreben  und  das  bezügliche 
Uebereinkommen  der  Staatsverwaltung  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Sollte  ein  den  Ökonomischen  Interessen  der  Secundärbahn  entsprechen- 
des Uebereinkommen  mit  der  BnschtShrader  Eisenbahngesellsohaft  nicht  zu 
Stande  kommen,  so  sind  die  Ooncessionäre  zwar  berechtigt,  einen  eigenen 
Bahnhof  zn  errichten,  sie  haben  jedoch  die  Verpflichtung,  ein  Anschluss- 
geleise an  die  fremde  Bahn  herzustellen  nnd  fUr  die  thunlichste  Erleichterung 
des  Personenverkehres  boim  Uebeigange  von  der  eigenen  auf  die  fremde 
Bahn  Sorge  zu  tragen. 

Die  Goneeasionare  haben  Ton  dem  erwähnten  Eeehte  Gebrauch  gemacht  und 
abgesonderte  Statinnsgeleise  unter  gemeinschaftlicher  Benütsung  des  Anfnahmsge- 
bfiudes  in  Elbogen-Neusattel  errichtet 
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BezOgUeh  der  Bedingungen  eines  solohen  Ansohlasses,  sowie  eines 
etwaigen  gemeinschaftlichen  Bahnhofdienstea  für  den  Personenverkehr 
unterwerfen  sich  die  (?nnce88ionäre  dem  AuRBpruche  des  H.mdelaininisteriums. 
falls  eine  Einigung  hierüber  mit  der  Anseblussbahn  nicht  erzielt  werden 
sollte. 

Der  Stantsverwaltung  bleibt  das  Recht  vorbehalten,  in  Ermanglung 
eines  Einverständnisses  die  Bodinj^ungen  flir  die  eventuelle  gegenseitige 
Wageiibeniitzung  der  inländischen  Nachbarbahnen  und  für  die  Einmündung 
von  Bergwerks-  und  Industriebahnen  zu  bestimmen. 

Die  Concessionäre  sind  jedoch  verpfliobtet,  die  EimnUndung  von  Ver- 
bindungsbahnen,  welehe  von  den  an  der  coneessionirten  Bahn  gelegenen 
Industrie-Unternehmungen  zum  Bchufe  der  Beförderung  ihrer  Erzengnisse 
zur  Bahn  angelegt  werden  sollen,  auf  die  dem  Bahnbetriebe  mindest  lästige 
Art  gegen  Vergütung  der  erwachsenden  Kosten  zu  gestatten. 


Die  Coneessionäre  sind  verpflichtet,  den  Bau  der  Eisenbahn  binnen 
drei  Monaten,  vom  heutigen  Tage  an  gerechnet,  zu  beginnen  und  binnen 
einem  und  einem  halben  Jahre  vom  gleichen  Zeitpunctc  an  gerechnet,  zn 
vollenden,  die  fertige  Bahn  dem  öffentlichen  Verkehre  zu  übergeben  und 
während  der  ganzen  Concessionsdauer  im  ununterbrochenen  Betriebe  zu 
erhalten. 

Die  Bahn  wurde  am  lö.  Ootober  1877  in  Betrieb  gesetzt. 


l)en  C<>n''cssionären  wird  zur  Ausrülirun.!;  der  '^•un''essionirten  Eisen- 
bahn (las  Hecht  der  Exproiiriatiun  nach  den  Bestimmungen  der  einschlägigen 


Das  glciclie  lieelit  soll  den  rniieessionären  auch  beziiglieli  jener  zu 
einzelnen  industriellen  ElaMis^enients  etwa  herzustellenden  Flügell)ahnen 
zugestanden  werden,  deren  Errichtung  vi»n  der  Staatsverwaltung,  als  im 
öffentlichen  Interei^se  gelegen,  erkannt  werden  sidltc. 

Die  Concessionäre  sind  verpflichtet,  die  grundblleherliehe  Abschreibiin;: 
der  für  <1cn  liahnbau  erworbenen  Grundparcellen .  beziehungsweise  die 
Durchtiihrung  <ler  ha<"]i  Massi,'-ahe  des  (iesetzes  von»  l'J.  Mai  1H74  l\.  G.  Bl. 
Nr.  70 1  ert'onierliclK  11  VorkehrunL'cn  hchuls  der  eisenlialinbüclicrlichen 
.*^icherstellnn;^  der  einscliüigigen  Rechts\  t  rliältnisse,  insoweit  es  an  iimcn 
liegt,  thüiiliclist  zu  beschleunigen,  sowie  dafür  Sorge  zu  tragen,  dass  die 
iler  bü(  herlichen  Richtigstellung  vorhergehende  definitive  Vermessung  der 
(Trundstücke  und  die  Finalisirung  der  Abrechnung  mit  aller  Beschleunigung 
vollzogen  werde. 


3. 


gesetzlichen  Vorschriften  crthcilt. 


Elbogen  Sur  Station  Elbogen-Xetisftttel. 


897 


Die  ConeeMionäre  haben  Bich  beim  Bane  und  Betriebe  der  oonceäsio- 
iiirten  Bahn  nach  dem  Inhalte  der  gegenwärtigen  Concesäionsnrkunde,  sowie 
nach  den  dicsfalU  bestehenden  Gesetzen  und  Verordnungen  [namentlich 
nach  dem  Eisenbahn-Concessionsgesetze  Tom  Ii.  September  1854]  (R.  6.  Bl. 
Nr.  238)  und  der  Eisenbahn-Betriebsordnung  vom  16.  November  1851 
G.  Bl.  Nr.  1  ex  1853),  dann  nach  den  etwa  künftig  zu  erlassenden 
Gesetzen  und  Verordnungen  zu  benehmen. 

In  Anselinng  des  Betriebes  wird  jedoch  im  Sinne  des  Artikels  III  des 
Gesetzes  vom  28.  März  1875  (R.  0.  Bl.  Nr.  57)  von. den  in  der  Eisenbahn- 
Betriebsordnung  vorgeschriebenen  Sicherheitsvorkehrungon  insoweit  Umgang 
genommen  werden,  als  dies  mit  Rttcksicbt  auf  die  ermftssigte  Bfaximal- 
gosch windigkeit  nach  dem  Ermessen  des  Handelsministerinms  für  zulSssig 
erkannt  werden  wird,  und  werden  diesfalls  die  vom  Handelsministerium  zu 
erlassenden  besonderen  Betriebsvorschriflen  Anwendung  finden. 

§.6. 

l»r/ii-li<li  der  Lfi^tuiiL^fii  für  «lif  PostniKt.ilt  koinincii  im  Sinne  des 
Artikels  II!  lU's  (iesctzos  vom  2Ö.  März  IHlö  (K.  G.  Iii.  2ir.  57;  folgende 
bestimniun^''('ii  zur  Anwotulnnjr. 

Die  ConfTS=;i(>näio  sind  vprj)tii''lit''t.  die  Post  und  die  rdstlM'dit'nstott-M 
mit  don  EiRcnbalinziiir«'!!  /u  brt'iirdtMii,  >ir  kimncn  iodocli  für  difso.  snwio 
tiir  sonstijro  Iv  istun<r«'ii  zw  Zwecken  der  l*ost;inst;iII  ein  an;:'en)t'SsrMie.s,  im 
Wejce  der  N'ercinhjiriin;^  festzustellendes  l!nt;ri*lt  in  Aiisjirnrd»  nehmen. 

Di(;  Fi'stst('llnn;>:  der  Fahrpläne  der  zur  Postl'Ctiirdt'ruim  Iicniitzten 
ZU{re.  Wfdelit'  j(  dneli  die  Zahl  vi>n  drei  in  jrdrr  ruchtnn;,'  iniH'rlialh  24  Stun- 
den veikelirenden  Zii;ren  nieht  ül»er>tt'i.Lr''n  sidl,  hat  mit  (ientdinii;:nn;::  dos 
HandelsininisttMinma  zu  erftd^en.  welchem  anrh  jede  be;\bsi<diti^''te  A»  nde- 
riintr  tles  Fahrplanes  mindestens  vierzehn  Taj^e  vor  deren  Activirung  anzu- 
zeigen ist. 

Sollten  lür  die  Ausühun^'  des  l'nstdiensti  s  in  der  Fudstation  l>lbu<j:eii 
besondere  Loealitäten  erlorderlicli  werden,  so  wir  1  eine  besnn    if  Verein- 
barung; bezii^li(di  dor  lür  zu  die>«  n»  Zwecke  beiznst«  llcndm  Kaum  in  Form 
eines  Mietlizinses  zu  leisttniden  lMitschädi;run;i'  zu  treffen  sein. 

l)ie  innere  Finrichtunu:,  Ueini,L'iin<r,  Beleuchtuuj;  und  Beheizung  diestr 
Räumlichkeit  <.ldie;,a  der  Postverwaltun;r. 

rorrespondenz^'u,  welche  in  Be/.iebun;;-  auf  die  Verwaltun;r  der  Eisen - 
bahn  /.wis<dien  der  Direetion  odt  r  (b  in  V'erwall nngsrath«'  der  Fisrnbahn  und 
ihren  unter^-^eordncten  Orj^anen.  oder  von  diesen  unter  einander  f^efuhrt 
werdi'U.  diirien  auf  den  bezii^'lieln'n  Bühnntrecken  durcli  die  Bediensteten 
der  Baiinautstalt  befordert  werden. 

60 
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§•7- 

Die  ConceHsinnSre  übernehmen  die  Verpflichtung,  die  etwa  seineneit 
iCt  dcu  Bahnbetrieb  und  die  Signalisimng  nothvendig  werdenden  Tele- 
grapbenleitnngen,  behufs  deren  Herstellung  ein  eigenes  Abkommen  mit  der 
ßtaats-Telegraphenanstalt  zu  treffen  ist,  aueh  für  Staats-  und  Priratcorre- 
spondenzen  verwenden  zu  lassen. 

Der  Staatsverwaltung  steht  es  frei»  selbstllndige  Leitungen  auf  dem  von 
den  Concessionären  eingelösten  oder  sonst  für  Bahnzwecke  benutzten  Grund 
nnd  Boden  ohne  jede  Vergütung  oder  Entschädigung  anzulegen  und  im  Falle 
der  Anlegung  einer  selbständigen  Bahnbetriebsleitung  die  Drähte  der  Staats- 
telegraphen an  den  Stützpuneten  dieser  Leitung  anzubringen. 

Zur  Beaufsichtigung  nnd  Instandhaltung  solcher  Staatslinien  haben  die 
Ooncessionäre  durch  das  Bahnpersonale  unentgeltlich  mitzuwirken. 

Die  Ooncessionäre  sind  femer  verpflichtet,  auf  ihrer  Bahn  die  Materialien 
und  Requisiten  der  Staatstele^raphen -Anstalt  nach  dem  für  Milttärtransporte 
giltigen  Tarifsätzen  zu  befördern  und  in  ihren  Bahnhöfen  und  Stationen 
unentgeltlich  zu  lagern  und  zu  verwahren. 

§.  8. 

Auf  dor  im  §.  1  erwälintfii  Bahn  »toll  U\r  den  Personenverkehr  vorläulig 

Di«-  Ilülie  der  Fahr-  und  Frachtpreiise  wird  folgenden  Begränzuugen 

unterworfen : 

1.  Ikü'-ksiclitlicli  der  Hi-fiinlernn;.'  \oii  Kciseiuleii  zwisclioii  der  Stailt 
Elixt^on  und  der  8tati<»n  l.ll>ui;(>n-NeuRattel  dart  beim  Bestände  einer  einzi 
ff'^n  Wnirenelasse  kein  höherer  Betrag  aU  26  kr.  für  je  eine  Person  eiuge- 
hoben  werden. 

Im  Falle  dei-  lunlührung:  einer  zweiten  Wa^enel.is^e  darl  die  für  die 
hrdiere  blasse  ein/.nliei)ende  Oebttbr  den  obigen  EinheitH8atz  um  höchsten'» 
5Ü  Pereent  iiiierselireiten. 

2.  Kiicksjelitlieh  der  Befiirilerun;,'-  v(»n  Fra<-liten  aul'  der  bezeichneten 
Balinrttreeke  (l.irf  der  'larifsatz  für  je  eine  Tonne  den  Betrag  von  60  Kreu- 
zern nicht  ühersteii^en. 

In  AiiKelinii^'  der  Artikel:  Mineralkolile.  (  oaks,  (ietreide,  Mahlpro 
duete,  Karlnfl'.  hi.  l)iin*;er>;tntVe,  Man-  und  Kalksteine  ist  Imm  vollen  Wagen- 
ladungen ein  erniässi^'ter  Tarifsatz  von  höchsten.-*  5ü  kr.  festzus^tellen. 

3.  KiiikBiehtlieli  der  Xebentrebiiliren  und  der  S(tii>tigen  Transpori- 
bestimniungen  haben  die  tlir  die  Bu^chtehrader  Bahn  giltigen  Anordnungen 
Anwendung-  zu  finden. 

Nai-li  Ablaut  von  je  tünt  Hetriehsjahren  steht  dem  Handelsministerium 
das  lieehl  zu.  eine  l;evi>ion  der  Tarife  vorzunehmen,  wobei  jedoch  auf  die 
Sicherung  einer  angenicisäenen  Kentabilitüt  der  Bahn  Bedacht  zu  nehmen  i^t. 
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Kino  llfruli^t  f zuiifT  tlor  Taritc  g<'^'i>n  den  Willen  der  ( "oiici  ^siiinäre  hat 
jedenlnlls  in-dl'ui^'f  zu  unlerhleihen,  die  iialin  uieiit  in  /wfj  autcinander 
f<djii:enden  Uetriebsjaiin-n  ein  Ileiaerträguiss  von  miiideäteus  sieben  Peroeut 
dcä  AnlagecapitaU  geliefert  hat. 

§.  9. 

In  Fällen  einos  Notlistandes  und  ausserg^ewiilinlicher  Theuerung  der 
Lebonsnuttel  fUr  Menschen  und  Nutzthiere  in  den  im  Rei(3h8rathe  vertretenen 
Ländern  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  ist  der  Handelsininister 
berechtigt,  nsich  Erfordernijiß  die  Fraclitpreise  fiir  dieselben  herabzuminderu, 
jedoch  nicht  auf  einen  niedrigeren  Hetrag,  als  die  Sätze  für  die  am  geringsten 
tarifirten  Artikel  auf  der  betreffenden  Bahn  betragen. 

§.  10. 

Die  einsallebenden  Fahr-  und  Fraehtpreiae  dQrfen  in  inlündisoher 
SilbermfiDze  bemesAen  werden,  jedoch  so,  dans  die  mit  Berttoksichtigttng  des 
Courawerthes  entfallende  Gebühr  anch  in  der  Landeawähmng  angenommen 
werden  mnss. 

Die  ZarOokfQhmng  des  Tarifes  auf  die  LandestidUirnng  hat  nach  den 
von  dem  Handelsministerium  festzustellenden  HodalitXten  atattzuilnden. 

§.  11. 

Die  Militärtransporte  müssen  nach  herabgesetzten  Tarifpreiaen  besorgt 
werden,  und  zwar  nach  den  in  dieser  Beziehung,  sowie  rttoksiohtlieh  der 
Begünstigungen  reisender  Militürs  zwischen  dem  Reichs-Kriegsministerium 
und  der  Direction  der  Kaiser  Ferdtnands-Nordbahn  unterm  18.  Juni  1868 
abgeschlossenen  Ueberelnkommen,  dessen  Bestimmungen  einen  integrirenden 
Bestandtbeil  der  Ooneessioniturkunde  zu  bilden  haben. 

Im  Falle  jedoch  mit  allen  oder  der  Mehrzahl  der  österreichischen  Bahnen 
für  Militärtransporte  dem  Staate  günstigere  Bestimmungen  vereinbart  würden, 
so  sollen  diese  auch  für  die  concessionirte  Bahn  Geltung  haben. 

Am  1*  JSnner  1878  ist  auf  Grund  des  geineiAschaftliclten  Ufbereinkommens  von 
15.  Septwnb«r  1877  auf  aSmintUdien  österreichischen  und  ungarisohen  Eisenbahnen 
«in  neuer  einheitlicher  MilitUrtarif  in  Kraft  getreten. 

Diese  Bestimmungen  finden  auch  auf  die  Landwehr  beider  Reiohs- 
hälften,  auf  die  Landeaschtttzen  Tirols,  und  zwar  nicht  nur  bei  Reisen  auf 
Rechnung  des  Aeraia,  sondern  auch  bei  dienstlichen  Reisen  auf  eigene 
Rechnung  zu  den  WaffenUbungen  und  Gontrolsversammlungen^  femer  auf 
das  Militär- Waohcorps  fttr  die  Civilgeriehte  Wiens,  auf  die  Gendarmerie,  so- 
wie auf  die  militärisch  organisirte  Finanz-  und  Sieherheitswaehe  Anwendung. 

Die  Gonoessionäre  verpflichten  sich,  dem  von  den  österreichischen 
Eisenbahngesellscbaften  abgeschlossenen  Ueberelnkommen  über  die  An- 
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scliaft'uii;-'^  und  Bereithaltong  von  Ausriistiiii'^'sirep  nstüiKlcn  für  Militärirans- 
porte, «Ii«-  Lciistunjr  ;rn;j:fnpeitiger  Auahilfe  mit  Fahrbttiicl  smiftolu  belDurch- 
ftthrong  grösserer  Miiitlirtransporte,  ferner  den  «»rfranisoUen  Bestimmungen 
und  dfT  l)ionstv(Msclirift  für  die  Feldeisenbaliu- Abtheilun^en,  sowie  dem  mit 
l.  Juni  1871  in  Wirksamkeit  petretenen  Nachtrai^sübercinkommen,  bezUfrliöb 
des  Transportes  der  im  lie<renden  Zustande  auf  Recbnunir  des  Militärärsrs 
zur  Befördcrnng  gelangenden  Kranken  und  Verwundeten  beizutreten. 

Dieselbe  Verpflichtung  des  Heitrittes  gilt  auch  bezüglich  des  mit  den 
Bahngesellächatlten  zu  Stande  kommenden  Ucbereinkommens  wegen  gegen- 
seitiger Aushilfe  an  Personale  bei  Durchführung  grosser  Militürtransporte 
nnd  der  Vorsciiritt  für  den  Miiitärtrani'port  auf  Eisenbahnen. 

Diese  Verpflichtungen  obliegen  den  Concessionäron  nur  insoweit,  als 
derni  Erfüllung  nach  Massgabo  des  secundären  Charakters  dieser  Linie  und 
der  demzufolge  gewährten  Erleichterungen  in  Bezug  auf  Anlage,  Ausrüstung 
und  Betriebssystem  durchführbar  erscheint. 

Die  <'onee8sionäre  verpflichten  sich,  bei  Besetzung  von  Dienstposten 
im  .^inno  des  Gesetzes  vom  19.  April  1872  (K.  G.  Bl.  Nr.  CO)  auf  gediente 
l'nterofficiere  des  Heeres,  der  Kriegsmarine  und  der  Landwehr  Bedacht  zu 
nehmen« 

§.  12. 

Staatsbeamte,  Angestellte  und  Diener,  welche  im  Auftrage  der  die 
Aufeicht  Uber  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  führenden 
Behörde  oder  zur  Wahrung  der  Interessen  des  Staates  in  Folge  dieser  Con- 
cessiou  oder  aus  OefMUsrücksicbten  die  Eisenbahn  benutzen,  und  sich  mit 
dem  Auftrage  dieser  Behörde  ausweisen,  mttssen  samrat  ihrem  ReisegepScke 
unentgeltlich  befördert  werden. 

§.  13. 

S(  iii  ldinge  nnd  S(r:illin<.'e,  sowie  deren  Escor!«',  letztere  auch  auf  der 
Kückla!  rt,  sind  zur  halben  rcrsum-uzugsgebühr  zu  befördern. 

Fü  derlei  Transporte,  welche  nach  Thunlichkeit  in  alip'sonderten 
Coupes  uutergebraeht  werden  müssen,  sind  mit  den  competentcu  Behürdeu 
bestimmte  Tage  und  Züge  zu  vereinbaren. 

§.  14. 

Bezttglich  der  filr  Zwecke  der  Staats-Pferdezuchtanstalten  yeranlassten 
Sendungen  und  deren  Begleitung  haben  die  Ittr  Hilitärtransporte  geltenden 
ermüssigten  'l'arifsätze^  jedoeh  mit  der  oben  angegebenen  Benohrlnkung, 
Anwendung  zu  finden. 

§.  16. 

Den  Coneessionären  wird  das  lieelit  eing<'r;iumt,  eine  Actiengesellachaft 
ZU  bilden  uud  zur  Autbriugung  der  erJorderlicheu  Geldmittel  auf  L'eber- 
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l)riiig«'r  Oller  ;uit  Nnmen  lautruilf  Arti»>ii  ninl  Prittrilätsoliüp-.itium'n  aus^'U- 
freboii,  wclclie  auf  doii  österroichiscljcu  liorsi'u  vcrliaudelt  »unl  amtlich  nutirt 
werden  dürton. 

Di«'  Kinissiou  von  Friuiitätsobligationen  darl  vor  Vollendung  dfr  Bahn 
nicht  erfol;rcn. 

Dio  durch  dipRclheii  aufgebrachte  Summe  darf  die  Hälfte  de»  Anlage - 
•capitab  nicht  übersclireitei  . 

Werden  die  Prioritiitsoblifratioiicn  in  einer  Irenideu  Valuta  au>.i:ei;cbeii. 
so  mu88  der  Betrag  auch  in  österreichischer  \Väl»rung  ersichtlich  gemacht 
werden. 

Die  Tilgung  der  Prioritätsobligationen  hat  der  Tilgung  der  Aotien 
vorauszugehen. 

Die  zu  bildende  Oesellschafl  tritt  in  alle  Rechte  und  Verbindlichkeiten 
der  Concessionäre ;  die  Qesellficbaftsstatuten  unterliegen  der  Genehmigung 
der  Staatsverwaltung. 

§.16. 

Die  Coiicessionsire  sind  befugt,  Ai^enfien  im  In-  und  Auslände  zu 
bestellen,  sowie  Transportsniittel  für  P<MS(in(  n  und  Fracliten  zu  Wasser  oder 
zw  I^.iude  unter  Beobachtung  der  bcsteheuden  Vorschriften  einzurichten. 

§.  17. 

Die  Staatsverwaltung  ist  berechtigt,  sich  die  üeberzeugunjj  zu  ver- 
schaffen, dass  der  Bau  der  Bahn,  sowie  die  Betriebseinrichtung  in  allen 
Thcilen  zweckmässig  und  solid  ausgeführt  werde  und  anzuordnen,  dass 
Gebrechen  in  dieser  Beziehung  hintaugehalten  und  rUcksichtlich  beseitigt 
werden. 

Die  Staatsverwaltung  ist  aneh  berechtigt,  durch  ein  von  ihr  abgeord- 
netes Organ  Einsicht  in  die  Gebarung  zu  nehmen. 

Der  von  der  Staatsverwaltung  bestellte  Commissär  hat  anch  das  Recht, 
den  SItcungen  des  Verwaltungsrathes  oder  der  sonst  als  Geaellschaftsvor- 
stand  fnngirenden  Vertretung,  sowie  den  General-Versammlungen,  so  oft  er 
es  für  angemessen  erachtet,  beizuwohnen  und  alle  etwa  den  Gesetzen  oder 
den  Qesellschaftsstatuten  anwiderlaufenden,  beziehungsweise  den  offent- 
liehen  Interessen  nachtheiligen  Beschlüsse  und  Verfügungen  zu  sistiren. 

Fttr  die  hier  festgesetzte  Ueberwachung  haben  die  Goneessionilre  eine 
Vergütung  an  den  Staatssohatz  nicht  zu  leisten;  ebenso  werden  die  Con- 
eessionüre  von  den  zu  Folge  des  89  der  Bisenbahn-Betriebsordnnng  vom 
16.  November  1S51  (R.  G.  Bl.  Nr.  1,  ex  1852).  begründeten  Verbindlich- 
keiten in  Bezug  auf  den  Ersatz  eines  etwa  aus  der  polizeilichen  und  geflllls- 
ümtliohen  Ueberwachung  erwachsenden  Mehraufwandes  nnd  in  Bezug  auf 
die  nnent7elt1iehe  Herstellung  und  Erhaltung  von  AmtslooalitXten  enthoben. 
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§.  18. 


Die  Dftuer  der  Conoession  mit  dem  im  §.  9,  lit.  h)  des  Eisealwiui- 
Ooneessionsgesetzes  ansgesprocbenen  Schntse  gegen  die  Erriehtnog  nener 
BahDen  wird  auf  Neanzig  Jahre  vom  Tage  der  BetriebserdffbQOg  featgegetat 
und  8ie  erliaclit  nacli  Ablauf  dieser  Frist. 

Die  Bahn  wurde  am  15.  October  1877  in  Hetiifb  ffesetet. 

Im  Falle  <ler  Einlicziehnn?  <1<t  zu  den  vormals  II  a  id  i  ii  ^er'jrlien 
Werken  tiilircnden  Scliieppbalm  erliselit  die  roiifessi(»n  fiir  diese  Schlepp- 
balin  erst  mit  dem  Ablaufe  der  liier  test-^rset/ten  C(>nce^<sii^nsda^e^. 

Die  Coneessioii  kann  von  der  Staatsverwaltuns:  als  eiloschcn  erklärt 
werden,  wenn  die  im  i<.  3  festfresetzten  Verptlirlitun;-'en  bezüglich  der  In- 
anirriflnahnie  und  Vollendun;;  des  liaues,  dann  der  Eiötlnung  und  Aufreclit- 
haltuiit;  des  Betriebes  nielit  einfrt'lialten  werden,  sofern  eine  etwaige 
Tenninllberselireitun^'  nirlit  im  Sinne  des  ij.  11,  lit.  b)  des  Eisenbabn- 
Coneessinns^'eset/.es  und  namentlich  durch  politische  oder  tinanzielle  Krisen 
gerechtfertigt  werden  konnte. 


Die  Staatsverwahnnpr  behält  sieb  das  Herbt  vor,  iiaeli  Ablauf  von 
dreisBi<r  .lalirt'n.  vom  lieutip-en  Tage  an  irere'-linet.  jederzeit  die  coneessionirte 
Bahn  gegen  eine  au  die  Concessionäre  zu  leistende  Barentschädjgung  ein* 
zulösen. 

Zur  liesfimmung  des  Einio^nngspreises  werden  die  jährlichen  Rein- 
erträgnisse der  rntcrnehmung  während  der,  der  wirklichen  Einl<)snng  vor- 
ausgegangenen sieben  .Talire  bezilTert.  bicvon  die  IJcinerträgnisse  der 
ungiinstiiTsten  zwei  J.ihre  .ihgeschlageii  und  der  durchschnittliche  Reinertrag 
der  übrigen  fünf  .lalire  bcreclmet. 

Sollte  sieh  jedoch  der  so  ermittelte  diircbsehnittliche  Reinertrag  nicht 
wenigstens  auf  die  Annuität  in  Silber  erstrecken,  welche  zur  fiinfpercentigcn 
Verzinsung  und  Tilgung  des  ^-on  der  St.-intsverwaltnnj;  genehmigten  Xominal- 
Anlagecapitals  iniierbnil)  der  (  oni-essionsdauei-  nodiwcndig  ist,  so  wird  «lieser 
Annuitätenbetrag  wU  das  der  Bemessung  des  Eiulosungspreiscs  zu  Urunde 
zu  legende  Heinerträgniss  festgesetzt. 

Der  zwan/.iirfaclie  Betrag  des  nach  diesen  Grundsätzen  zu  besimmenden 
Keinerträgnisses  bildet  den  Einl<»sungspreis. 

Die  Ziffer  des  Nf)minal-Anlag^eeapitals  i>t  der  (ienchmigung  der  Staats- 
verwaltung zu  Unterwelten,  und  zu  demselben  gehören: 
aj  Die  Kosten  der  Vorarbeiten  und  Projectsverfassung; 

die  Kosten  des  Baues  und  der  ersten  Betriebseinriclitung  (das  ist  bis 

zum  Ende  des  ersten  Betriebsjahri  s  nach  eröffnetem  Betriebe  auf  der 

ganzen  concrssionirtcn  Bahn),  sowie  alle  sonstigen  Auslagen,  welche 


§.  19. 
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aU"!  A!ila>'s  der  Ilerpst^-Iliinj:  und  Iiibf tri«''»st'tznn<r  <lcr  coir-cs^ionirten 
l?nlin  nussonlem  im  ruiict«*  ti j  lu  reits  envähnteu  Betraj:  nothwciuligei* 
AX'cisc  hestrittfii  wi  rdon  inüsstMi; 

C/  die  liiiifpfrc't'iiti^^oii  Zinsen  für  di<'  wäliroiul  der  li.iuzeit  bis  zur  Eröff- 
iiun;,^  des  Bctriohe«  nuf  der  ;Lraiizrn  coucesfiifoiirteii  Balm  nafli  Mass^rabc 
des  Fortsclirittrs  des  Baues  und  der  Ik'trit'ltseinrichtunjr  eiufrezaldtfii 
Capitalsbcträ^'o  nach  Ahzu;.'  der  erzirltfu  rjeinerträgnisse  von  den 
etwa  Irülier  dem  JJetriebe  übergebeneu  einzelnen  Hahnstrecken  und  der 
Zinse)»,  welche  aus  den  ein{rezalilten  und  nicht  sofort  verwendeten 
Geldern  erzielt  worden  sind,  jedoch  nur  insoweit,  als  solche  Zinsen 
that«ächlich  ausf:eza)dt  wurden,  vtm  den  aus  eigenen  Mitteln  der  Con- 
cessionäre  aufgewendeten  Haucapitalien  sind  jedoch  in  keinem  Falle 
Zinsen  zu  berechnen; 

d)  die  Kosten  der  Geldbeschaft'ung,  beziehungsweise  der  Betrag  des  mit 
Geneliniigung  der  Staatsverwaltung  zugestandenen  diiTehsehnittHcbeii 
CoorsTerlastes  bei  der  Aufbringung  des  baren  Qelderfordemisaes  bei 
Aasgabe  der  Actten  und  Prioritätsobligationen. 

Sollten  nach  Ablauf  des  ersten  Betriehsjahres  noch  weitere  neue  Bauten 
ausgeführt  oder  die  Betriebseinrichtungen  vermehrt  werden,  so  können  die 
diesfälligen  Kosten  dem  Anlagecapilal  zugerechnet  werden,  wenn  die 
Staatsverwaltung  zu  den  beabsichtigten  neuen  Bauten  oder  zur  Vermehrung 
der  Betriebseinrichtungen  ihre  Zustimmung  ertiteilt  bat  nnd  die  Kosten 
gehörig  nachgewiesen  werden. 

Durch  die  erfolgte  Rinlösung  der  Bahn  nnd  vom  Toge  dieser  Einlösung 
tritt  der  Staat  gegen  Ansbesahlnng  des  Einlusangspreises  ohne  weiteres 
Entgelt  in  das  Eigenthnm  nnd  in  den  Oennss  der  gegenwärtig  concesslo- 
nirten  Linie  mit  allen  dazu  gehörigen  beweglichen  nnd  nnbe weglichen 
Sachen. 

$}.  20. 

Fllr  die  im  §.  1  dieser  Goncessionsorkunde  genannte  Eisenbahn 
werden  folgende  Begllnstignngen  gewXhrt: 
aj  Die  Befreiung  von  den  StSmpeln  und  Gebühren  für  alle  Verträge,  Ein- 
gaben und  sonstigen  Urkunden  zum  Zwecke  der  Capitalsbesebaffung, 
sowie  des  Baues  und  der  Instrnirung  der  Bahn  bis  zum  Zeitpnnote  der 
Betriebseröffbnng ; 

hj  die  Befreiung  von  den  Stempeln  und  Gebühren  fUr  die  erste  Ausgabe 
der  Aetien  und  Priuritatsobligationen,  mit  Eiuschluss  der  Interims- 
seheine, sowie  der  bei  der  Gnindeinlösung  auflaufenden  Uebertragungs- 
gebtthr; 

cj  die  Befreiung  von  der  Einkommensteuer!  von  der  Entrichtung  der 
Coupon>8tSmpelgebllhren,  sowie  von  jeder  neuen  Steuer,  welche  etwa 


Digitized  by  Google 


004 


Secundärbahn  von  der  Stadt 


dun-li  künJti.Lre  (io-ictzc  eiiiirofiilirt  werden  sollte,  auf  die  Dauer  voi» 
dreissi?  (30 :  Jalireii  vom  hcutiiren  Taf^o  an  frcrcchnet. 
Di«^  vorstellenden  He;;ilnstig'un«ren  lintloii  in  dem  Falle,  wenn  di«» 
Sclileppbahn  zn  den  vormals  Haid  injrcr's«  Wen  Kohlenwerken  für  Zwecke 
des  neuen  Unternehmens  benützt  oder  erworben  wird,  auch  bezüglich  dieser 
Schleppbahn,  sowie  der  zum  Zwecke  dieser  Benützung  oder  Erwerbung  zu 
errichtenden  Verträge  sinngemässe  Anwendung. 

§.21. 

Bei  dem  Erlöschen  der  Concession  nnd  mit  dem  Tage  des  Erlöschens 
tritt  der  Staat  ohne  Entgelt  in  das  lastenfreie  fiigenthnm  nnd  in  den  Oennss 
der  eoneessionirten  Bahn,  namentlich  des  Grundes  nnd  Bodens,  der  Erd-  nnd 
Knnstarbeiten,  des  ganzen  Unter-  nnd  Oberbaues  der  Bahn  nnd  des  sämmt- 
liehen  nnbeweglichen  Zngehörs,  al» :  ßahnliöfe,  Auf-  nnd  AbladeplStse,  aller 
zum  Bahnbetriebe  erforderlichen  Gcbftude  an  den  Abfahrts-  und  Anknnfts- 
plätzen,  Waoh-  nnd  Aufsichtshänsern  sammt  allen  Einrichtungen  an  stehen- 
den Maschinen  und  allen  unbewegliehen  Sachen. 

Was  die  beweglichen  Sachen,  als;  Loeomotive,  Wagen,  bewegliche 
Maschinen,  Werkzeuge  und  andere  Einrichtungen  nnd  Materialien,  ineowcit 
sie  zur  Fortsetzung  des  Betriebes  erforderlich  und  hiezu  geeignet  sind, 
betrifft,  so  hat  von  diesen  Gegenstanden  eine  solche  Qoantitf  t  und  bezüglich 
Werthsumme  unentgeltlich  an  den  Staat  ttberzugehen,  welche  der  in  dem 
Anlagecapitale  enthaltenen  ersten  Betriebseinrichtnng  entspricht. 

Sowohl  beim  Erlöschen  dieser  Concession,  als  anoh  bei  der  Einlösung 
der  Bahn  19)  behalten  die  Concessionäre  das  Eigenthum  des  aus  dem 
eigene  n  i:i  irii|rnissc  der  Unternehmung  gebildeten  Reservefondes  und  der 
aussteht  iideii  Activen.  dann  auch  jener  aus  dem  ei;:renen  Vermögen  errichte- 
ten und  rüeksirhtlich  erworbenen  besonderen  Anlagen  und  Gebäude,  als: 
Coaks-  unti  Kalköfen,  Giessercien.  Fahrikfü  von  Maschinen  oder  anderen 
Gcräthen,  Speicher,  Docks,  Kohlen-  und  andere  Depots,  zn  deren  ICrbaunng 
oder  iCrwerbung  dieselben  von  der  Staatsverwaltung  mit  dem  ausdrUckliehen 
Beisatze  ermächtigt  wurden,  dass  sie  kein  ZngeUür  der  Eisenbahn  bilden. 

Der  Staatsv(  rw.iltung  wird  leriitM-  (^.ns  Heelit  \ orlielialten,  wenn  unge- 
achtet voi'ausgeu^nnj^ener  ^V:lrn^lnLr  wiederliolte  Verletzungen  oder  Nieht- 
befol;rii!iL'"  der  in  iler  C<»nc!'ssionsiirkuii(le  oder  in  den  (je^ot/.en  anterlegten 
Ver|idi.'litiiii;r<  )i  vorkouimen  -oliten,  die  den  (iesetzj  u  ent«*preelieiiden 
Martsregeln  ila-e;j:eii  zu  trelVen  und  naeji  Tm'itiin'len  ti<»eh  vor  Ablauf  der 
Coneessittnsdauer  die  (  «uieession  tur  erloschen  zu  erklären. 

Indem  Wir  .ledi  rinanu  eni>lliel)  verwarnen,  den  liestinunungen  dies'jr 
Conce.Hsion  entgegen  zu  handeln,  und  dem  Concessionär  das  Uccht  ein- 
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räuiiioii,  \ve;>t'n  do.H  «M'vvcisliclicn  Seliadfiis  \  nr  rii-^«Ten  (torichtcii  ant  Kisatz 
zu  (Irin^'i'ii.  evtliciloii  Wir  sänimtlichnj  BcliöriiLMi.  d'w  hotritVt.  »Icn  sroincsse- 
ncn  liefehl.  üIxt  dii«  Cniicossioii  mul  alle  darin  enthaltenen  liestiniraungen 
strenjre  und  sorj^laltiir  zu  >vaf  hi'n. 

Zu  L'rkuud  dessen  erlii.ssen  Wir  diesen  Brief,  besie^'elt  mit  l  iiscrem 
grösseren  iur>ic;;('l,  in  I  naenT  Reicijsiiaupt-  und  Residenzstadt  Wii  ii  am 
FUnfund2wan2,igäten  Tage  den  Monates  Jänner,  im  Jahre  des  Heiles  Ein- 
tausend Achthundert  Siebzig  und  Sieben,  Unserer  Reiche  im  Nentiund- 
zwanzigsten. 

Franz  Joseph  m.  p. 

Aierspe rg  m.  p.  CUinecky  m.  p.  Freti«  m.  p. 
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KÄlileiiberg-Eisenbalin-(jesellschaft,  System  Rigi. 

(Vgl.  Erg.  Bd.  I,  Seite  669.) 

1.  Statuten 
der  Kahlenberg-£i8«abalm-(je8ell8chalt,  ü^sim  Higi.*) 

Titel  1. 

Finna,  Zweck  und  Daner  der  Gesellschaft. 

Artikel  1. 

Zur  Au8tiihrun;r  der  in  ([er  ('oiicfssionsurkuiidc  cUlo.  Wien,  den  10. 
Au^'ust  1872  bczoii  linctcn  Untcrncliiniiii'r  uiul  zur  Durrlitnlirun}^  der  statu- 
tenniässigen  Geschälte   wird   von  den  (.'oncessionärcn   eine  Actiengesell- 

schaft  unter  der  Firma:  „Kahlenberg-Eisenbahn-Geselischaft,  System  Rigi" 

gegründet. 

Artikel  2. 

Alle  in  dieser  Concessionsurkunde  enthaltenen  Rechte  nnd  Verbindlich» 
keifen  werden  von  den  Oouoeerionären  an  diese  AetiengeseUsohaft  abge> 
treten  nnd  Übertragen. 

Artikel  3. 

Der  Zweck  der  Gesellschaft  ist: 

1.  der  Bau  und  Betrieb  der  durch  die  Goncei^sionsurkunde  vom  10. 
August  1872  bezeichneten  Eisenbahnlinien. 

2.  Der  Bau  nnd  der  Betrieb  aller  andern  Eisenbahnen,  welche  die 
Geeellsohaft  in  der  Folge  vertragsmässig  oder  diireh  GonoeBsion  erwerben 
oder  pachten  wird. 

8.  Jeder  Fuhrdienst  und  jedes  Speditionsgeaohift  au  Wasser  nnd  sn 
Lande,  welehe  in  Verbindung  mit  den  von  der  Gesellsehaft  gepachteten  oder 


*}  Die  hier  abgedraekten  Statuten  sind  in  Folge  der  vom  k.  k.  Mintsteriam  de« 
Innern  unter  dem  80.  April  1878)  Z.  6000  genehmigten  Statnten-Aenderung,  deren 

Abdmelc  dem  nXchstcn  Ergänzungshande  vorbehalten  bleiben  muss,  ausser  Kraft 

getreten.  Diese  in  «i- r  4.  ordentlichen  GeneralversanimliiTicr  'I't  Artionäre  VOM 
ö.  Juni  1877  bcäciilusäenc  Acnderung  betrifft  die  §§.  3  und  Ii  der  Statuten. 
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ihr  eigeDthfimlieh  gehörigen  Eisenbahnen  eingeriohtet  werden,  unbeschadet 
bereits  ertheilter  Privilegien  und  Concessionen. 

Vorstehender  Paragraph  erhielt  mit  Genehmigung  des  k.  k.  Mini»teriums  des 
Innern  vom  30.  April  1878,  Z.  6000,  folgenden  Zusatz: 

,4.  Der  Betrieb  des  ihr  gehörigen  Hotels  auf  dem  K  ihl«  ii''<Tt:.>.  *o\vie  der  anderen 
in  iltreni  Re«iti^e  befindlichen  oder  der  künftig  zu  erwerbenden  KefttAurationa-  und  Qast* 
haue-Etabli&sements.'* 

Artikel  4. 

Die  Firma  «Ici-  lic^ell^cluiit  lautet: 

..Kahlenberg-Eisenbahn-Gesellschaft.  System  Rigi" 

nnd  wird  bei  dctii  llainleisfreriolitc  zu  Wien  rciistriit. 

Firmazeichminpr  citol^;t.  iiuUMii  don  mit  Stampiglit'  vorgeflruckton 
(»der  von  wem  immer  vorjrcselirielH'nt  ii  Wcirton :  ..KahienberQ-Eisenbahn- 
Gesellschaft,  System  Rigi'*  collectiv  zwei  Mitfrlloih  r  des  Verwaltiint^siatlit's 
oder  ein  Mitfflicd  dt's  Vcrwaltungsrathos  mit  einem  zur  Proeuratüluun^' 
liestellteii  ( ifsellsclialtshcaiiitt'n ,  Letzterer  jedoch  mit  dem  Zu^tatze:  „per 
Procura-,  ilirc  Isamcn  beisetzen. 

Artikels. 
Der  Sitz  der  Gesellschaft  ist  in  Wien. 

Artikel  6. 

Die  Gesellschaft  ist  constitulrt,  wenn  das  im  Artikel  8  bezeichnete 
Grundcapital  von  2  Millionen  Gulden  gezeichnet  und  volleingezahlt  nnd  die 
handelsgerichtliche  FrotoooUirnng  erfolgt  ist 

UnbeBOhadet  der  fllr  die  AnADsong  von  Aetieogesellsohaftcn  geltenden 
Bestinminngen  des  Handelsgesetzbnclies  endet  die  Gesellschaft  mit  dem 
Erlöschen  der  Conceasion;  sie  löst  sich  jedoch  früher  auf,  wenn  die  Bahn 
von  der  Gesellschaft  Teränssert  werden  sollte. 

Artikel?. 

Die  Kundmachnngen  der  Gesellschaft  erfolgen  reehtswirksam  durch  die 
ämtliche   Wiener  Zeitung**. 

Titel  TL 
Gesellschaftsfond. 

Artikel  8. 

Das  Grundcapital  wird  auf  2,000.000  11.  österr.  WShr.  festgesetzt.  Das- 
selbe wird  durch  die  Ausgabe  von  20000  auf  den  Inhaber  lautende,  vollein- 
gezahlte  Actien  &  100  fl.  österr.  Währ,  gebildet. 
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Diesem  (;run(l<*a|)it:il  kniin  über  i{(•s«•hlu^^s  der  Generalversamraluug:  mit  ^ 
«taatliehcr  Geneliiniirunff  durdi  Aus<2:abe  neuer  volleinzalilender  Actien  | 
ä  lüO  U.  erhöht  werden.  Im  Falle  einer  Bolchen  Capitalserhöhnng  haben  di« 
Acti«)näre  nach  Verhältniss  ihres  Actienbesitzes  ein  Vorrecht  «uf  die  HSlfte  ' 
der  neu  auszugebenden  Actien  innerhalb  der,  vom  Tage  der  Kundmachune  ' 
der  bezüglichen  au  die  Actiouäre  zu  richtenden  Aufforderung  an,  za  rech- 
nenden Frist  von  14  Tagen. 

Artikel  9. 

Nach  voller  Einzahlung  des  Nominalbetrages  Ton  100  fl.  oaterr.  Währ, 
per  Actie  werden  die  Actien  nach  Formulare  Ä  mit  DiTidendenconpon  nach 
Formulare  B  ausgefertigt 

Titel  III. 
Verwaltung  der  Gesellschaft 

A)  Verwaltungsrath. 
Artikel  10. 

Der  Vorstaivl  der  Gesellst  linft  im  Sinne  (lt*r  Artikel  227  bis  241  de^ 
Il.jndels'resetzluiehes  ist  der  Verwaltiingsratli.  Er  besteht  aus  niindeäteu.s  7 
und  hüchstens  9  Mitgliedern. 

Artikel  11. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  hat  bei  aonatigm  Erlöschen  de» 
Mandates  50  StOck  Gesellsehaftsaetien  neb^t  den  nieht  OUligen  Coupons  in 
die  Qesellschaftscassa  zn  hinterlegen»  welche  während  seiner  Functionsdauer 
und  nach  deren  Ablanf  bis  zur  Genehmigung  der  darauf  bezüglichen  Reeh. 
nungen  von  dem  Erleger  weder  belastet  noch  verMussert  werden  dUrfen. 

Artikel  12. 

Der  Verwaltungarath  wird,  mit  Ausnahme  de3  ersten  Verwaltungsrathes 
(Artikel  I3i  von  der  ordentlichen  Generalversammlung  auf  die  Dauer  von 
drei  .lalireii  ^^ewUhlt.  Beamte  der  Gesellschaft,  dann  PersoiK'ii,  welche  in 
('oneurs  verfnllcn  sind  oder  ihre  Znhhinf^en  eingestellt  liahen.  ohne  ihre 
(lläuhifrer  befriedigt  zu  hal)en.  Personen,  wt-lelie  wei:en  eines  VerbriM^hens 
od«'r  w c^'en  eines  aus  Gewinnsucht  hervorfregangenen,  oder  die  öfteiiiliche 
yittliehkeit  verletzenden  Vergehens  oder  einer  solchen  L'ebertretung  in 
Untersuchung  gezogen,  und  nicht  scliuldlds  i:esi)rf)clien  wurden.  PersjMien, 
welche  zur  Gesellschaft  im  Verliältiii^se  eines  Hauunterneliiners  stehen, 
können  nicht  Mitglieder  des  Versvaltung^ratlies  sein.  Der  Eintritt  eines 
solchen  Verhältnisses  während  der  Functiousdaner  hat  unmittelbar  den  Ver- 
lust der  ^>telle  zur  Folge. 
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Im  Falle  des  Ablebens  oder  Austrittes  eines  Verwaltungsrathes  vor 
Ablauf  seiner  Functionsdauer  wird  dessen  Stelle  bis  zn  der  dnreh  die  nächste 
urdentlielie  Generalversammlnng  zu  vollziehenden  definitiven  Wahl  proviso- 
riseh  durch  den  Verwaltnngsrath  besetzt. 

Artikel  18. 

Per  or-to  Vorwaltiin'^srath  wird  uiibe.scliaUet  der  Bestimmung  des 
Artikels  227  lies  HnmlcIs^^r  HetzbucheR  für  die  eriiten  drei  Geschäftsjahre  von 
der  constitnirenden  Generalversammlung  gewählt. 

Artikel  14. 

Der  Vcrwaltun^'smth  wählt  aus  seiner  Mitto  einen  Präsidenten  und 
fineu  Viceprä.siih'nten  auf  die  Daner  eines  Gescliäl'tsjalires. 

Die  Gewählten  sind  nach  Ablaut  ilirer  Functionsdauer  wieder  wählbar. 

Yorstehpndrr  I'.ir;igrai>]>li  erliielt  mit  Genehmigung  des  k.  Ic  Ministeriums  des 
Innern  vom  .3*».  A|i:il  ls7S.  Z.  50oo.  f..li:.Mi.lo  FaiiMinir : 

„Der  Verwaltungtrath  wühlt  aus  .-einci  Mitte  einen  PrübiUenten  und  einen  Vice- 
prUsidenten  *ttf  die  Dauer  eines  Geschüftsjahres. 

Dem  VerwaltangsrAthe  steht  es  frei,  vnbe»ehadet  seiner  getettllehen  Yerantwort- 
lichkeit  iiinl  «los  Vcrti i'tim^^-bel'uv'nisf*«'?  nucli  .Vus^eii  aus  seiner  Mitto  ebenfalls  für 
jedes  Gcscliäft.sjalir  ein  ExetMitivcomitc  zu  wälili'n.  tlossen  WirkuntrsknM»  er  innerhalb 
seiner  eigcneit  Mnchtdotu^nii-'.'sc  tV?t/uäteilun  iiat  und  zu  dessen  Honorirung  der  Betrag 
von  12U0  tl.  i»er  Jaiu  bcütiujiut  wird. 

Die  Gewählten  (Alinea  1  und  2)  sind  nach  Ahlauf  ihrer  Fanctionsdauer  wieder 
wählbar.« 

Artikel  15. 

Zur  Bortcl)lusstähigkeit  des  Verwaltnnjrsrathes  ist  die  ertolgtf?  Einladung 
sämmtiiclter  Miti^lieder  und  die  Anwesenheit  von  miudeütens  der  üälfte  der- 
selben erltudcrlicli. 

Jedes  Mitglied  des  Verwaltungsrathes  kann  sich  durch  ein  anderes  ver- 
treten lassen. 

])i(>  HesclilUs.se  de.s?  V'erwaltun^'sr.itln  s  werden  mit  absoluter  Stiininen- 
nielirlieil  iretasst;  im  l'alle  der  Stinunenj^leiehheit  wird  dicjenij^e  Meinung 
zum  iiübchlusse  erhoben,  welclicr  der  Vorsitzende  beigetreten  i^t. 

Artikel  16. 

l'eber  Verliatidlunpreii  des  Verwaltmi;rsratb(!8  wer<len  i'rotokolle  gelührt^ 
W'>lche  vom  Vorsitzcudcu  und  iSciirittlührer  zu  fertigen  bind. 

Artike  17. 

1  >ie  Mitirlieder  des  Verwallun;;sratiu  s  iM-zielien  liir  ihre  Miiliewaltiin;;: 
die  im  Artikel  'J9  bestimmte  I'antirme  und  erlialten  liir  ihre  Tiifilnaliiiu-  an 
den  bitzuugen  Auwcäctilicitsmarken,  deren  Werth  die  ordentliche,  rUcksicht- 
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lich  fdr  dsR  erate  GeeebSftojalir  die  constituirende  Oenerslversammlniig 
bestiiniiit. 

B)  GenerRWersammlnng. 

Artikel  18. 

Die  GrenenlversaiDinlang  reprilsentirt  die  Gesammtheit  der  Actionäre 
und  sind  ihre  BtatntenmHsftig  gefassten  Beschlfisse  ittr  alle  ActioDlre  bindend. 

Artikel  19. 

Der  Besitz  von  je  10  Actien  gibt  das  Recht  auf  eine  Stimme  in  der 

Generalversammlung. 

Znr  Ausübung  dieses  Rechtes  wird  erfordert,  dar<s  <lie  Actien  spätesten» 
acht  Tage  ror  dera  Zasammentritte  der  »tatutenmässig  einherutcnen  General- 
versammlung in  der  Gesellacliaftscnsso  oder  an  den  vom  Verwaltungsrathe 
7.U  bezeichnenden  weiteren  Stellen  hinterlegt  werden. 

Artikel  20. 

Dns  Stimmrecht  kann  jotler  stimniherechtio^tc  Actioniir  perstMilich  odtT 
durch  einen  BovollMiüohfi<rten.  welcher  eine  Stimme  in  der  (icneralver^;imin 
iung  zu  tiiliren  bereclitijrt  ist.  an^^iilien.  insoferne  er  nach  den  (»esetz»  ii  >eine'i 
Heimatlandes  eifjenl)ereclitifrt  ist.  Pll<';:chet"oldene  und  juristi^i  lie  l'i  rsoneit 
iihen  das  Stimmrecht  durch  iliit'  ire-ctzli'  lien  oder  statutarischen  ^'ertreter. 
Frauen  durcli  liev<dlmächtigte  aus,  auch  wenn  diese  nicht  selbst  Actio- 
näre sind. 

Artikel  21. 

.lalirlicli  hat  eine  ordentliche  Generalversammlung  in  der  ersten  Hälfte 
lies  Jahres  stattzulinden. 

Anssi  rnrdentliche  Generalvcr-aiiiiiilun;-^')!  werden  vom  Verwaltunir>- 
rathe  eiiiberulen  ,  wenn  dies  im  Intt'rc>>c  der  ( lesfllschatt  erforderlich 
erscheint,  oder  über  Hesciilnss  einer  < i »  ni-ralversamnilung  oder  endlich« 
wenn  dieselbe  von  einem  odfi-  mehreren  Ai  tioniiren,  deren  Acticnbesitz  den 
sechsten  Theil  des  (Jrnndcapit.iirs  rcpriisentirt,  beantra;rt  werden. 

hie  Actioniire.  weli  he  tlie  Kinlierutun;^:  einer  ausserordentlichen  Gene- 
ralversammlung' verlangen.  Iial>en  die  zu  ilirer  Legitimation  ertorderlicho 
Actieuzahl  bei  der  (lesellschaltseasse  zu  hinterlegen  und  gleiidizeitig  den 
Gegenstand  schriftlich  anzugeben,  weh  her  den  Anla^iS  zu  diesem  Verlangen 
bildet.  In  diesem  Falle  ist  die  Geueiah  crsammluug  längstens  binnen  3U 
Tagen  einzuberulen. 


DIgitized  by  Coogf^ 


G«»ellacliatt,  Sy^teta  Rigi. 


911 


Artikel  22. 

Den  Vorsitz  in  der  OeneralTersammlung  führt  der  Präsident  oder  der 
YiceprXsident  des  Verwaltongsratbes;  im  Falle  ihrer  Verhindernng  ein  Tom 
VerwaUnngsraUie  zvl  bestimmendea  Mitglied  desselben. 

Ftlr  die  Verhandlnngen  werden  von  der  GeneralTersammliing  zwei 
Verifteatoren,  welche  gleichzeitig  Scmtatoren  sind,  gewählt 

Den  Schriftführer  ernennt  der  Vorsitzende. 

Ceber  die  Beschlttsse  wird  ein  Protokoll  geflihrt,  welches  Tom  Vor- 
sitzenden, den  zwei  Verificatoren  nnd  vom  SohriftfOhrer  nnterzeiehnet  wird. 

Artikel  23. 

Die  Einbemiteng  einer  Generalversammlung 'ranss  spätestens  14  Tage 
vor  dem  Tage  der  Abhaltung  in  der  im  Artikel  7  bezeiehneten  Weise  erfol- 
gen und  sind  in  der  bezQglielien  Kundmachung  die  zu  yerhandelnden  Gegen- 
stände ihrem  wesentliehen  Inhalte  nach  zu  bezeichnen.  , 

lieber  Gegenstände,  deren  Verhandlung  in  dieser  Weise  nicht  ange- 
kündigt wurde,  können  Beschlttsse  nicht  gefasst  werden. 

Ueber  den  Antrag  auf  Berufhng  einer  ausserordentlichen  Generalver- 
Sammlung  kann  jedoch  auch  ohne  Torhergegangene  Ankündigung  oder 
Verlautbarung  besdilossen  werden. 

Artikel  24. 

Dir  (leiioralvcisaniinlung  ist  lH'sclilus>laliig ,  wenn  miiKlotens  der 
zehnto  'riieil  di-r  emiftirten  Aotioii  durch  2U  ActioiiHrc  vorlroten  ist. 

ist  (üpse  VeitietuDj;  nicht  naclij^ewieseu,  so  hat  ciuc  neue  Einberufung 
der  ( iriinalversaminlun^  stnttzulinden. 

i5<'S('hluästälii^'kt'it  einer  solchen  neueiiicli  einberufenen  (iencral- 
versamnihuig  ist  an  ein  hestiunntcs  Aetirucapital  und  an  eine  bestinunte 
An/.ald  von  Acti<>n;iren  nicht  irebunden.  Es  darf  jedoch  nur  über  scdehe 
(ie^enstände  ßescliluss  lasst  werden,  die  bereits  in  der  Tagesordnung  der 
cräten  Vcr»animiung  entitalten  waren. 

Artikel  25. 

Der  Beschiussfassung  der  Generalversammlung  sind  folgende  Gegen- 
stände vorbehalten: 

1.  Die  Wahl  der  Vitglieder  des  Verwaltungsrathes  und  des  Revisions- 
ausschusses. 

2.  Die  Festsstellnng  des  Werthes  der  Anwesenheitsmarken  fttr  die 
Theilnahme  an  den  Sitzungen  des  Verwaltungsrathes. 

3.  Die  Genehmigung  der  Jahresrechnung  und  der  Gewinnstvertheilung. 

4.  Die  Vermehrung  des  gesellschaftlichen  L'ntemehmungsfondes  durch 
Erhöbung  des  Actiencapitales  oder  durch  Aufnahme  von  Anlehen. 
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5.  Die  Verpachtung  des  Eisenbahnbetriebes. 

6.  Die  Veräussernn;;  der  Eisen l»abn, 

7.  Die  Ahändrrnnjr  der  Statuten. 

8.  Die  Auüüsuug  der  (jeseUscbait  vor  Ablauf  der  statutenmässigen 
Dauer. 

Die  in  der  (lent'ialvi'rsanmilnn.i:  {refassten  Ilesehliisse  über  die  sub  4. 
<i.  7  und  s  itrzeii'hneten  Ciegeiistände  bedürfeu  zu  ihrer  Ausführung  der 
Geneliini.trUH-'  ib  r  Staatsvcrwaltun^r. 

Säminl li'  lu'  dtT  Geneiah  iMSaininlun.::'  voi  ht^haltenen  UoschlÜJsso  wrrdcn 
mit  abstduter  Stinimenniehrheit  gefasst,  bei  Stimmengleichheit  eutacbeidet 
daa  Votum  des  Vorsitzenden. 

Dape;:en  kann  die  Bosehlnssfassun}^  über  die  Veräusserun^  der  Eisen- 
bahn und  über  die  Antiüt;nu^'^  der  (iesellschnt^  \or  Ablauf  der  statiil<'n- 
mässigen  Dauer  nur  dann  f,'iltig^  erfcdgeu,  wenn  in  der  Generalversainin- 
Innjr  zwei  Dritttheilo  des  einitirten  Ai^tiencapitales  vertreten  sind  und  der 
Antra;:  mit  eiuer  Majorität  vou  zwei  Drittheileu  der  abgegebeoeu  Stimmen 
gefasst  wird.  | 

Titel  IV. 
Revisionsansschuss. 

Artikel  26. 

Der  zur  Prttfuug  der  GeseUschaftsrechnungen  bestellte  Hevisionaaiis- 
echuss  besteht  aas  zwei  Mitgliedern  und  zwei  Ersatzmäoneni,  welche  aiyshr. 
lieh  von  der  ordentliohen  Generalversammlnng  aus  den  der  Verwaltung  nicht  i 
angehörenden  stimmberechtigten  Actionitren  gewählt  werden.  i 

Die  Ersatzmänner  treten  nur  im  Falle  der  Verhinderung  der  Mitglieder  ' 
des  RevisionBausschusses,  und  zwar  nach  der  Reihenfolge  der  Stimmen, 
welche  sie  erhalten  haben,  in  Function. 

Bei  gleicher  Stimmenzahl  entscheidet  darfiber  das  Lo». 

Artitcel  27. 

Der  RevislonsauBSchuss  bat  die  Richtigkeit  der  abgeschlossenen  Jahres- 
rechnnngen  zu  prüfen;  er  ist  zu  diesem  Beliufe  ermttohtigt,  von  den  BUohem 
und  der  ganzen  Gebarung  der  Gesellschaft  Einsieht  zu  nehmen  and  von 
den  Reehnungslegern  die  nötliigen  Aufklärungen  abzuverlangen. 

Er  hat  seinen  Befuud  der  Generalversammlung  vorzulegen. 

Artikel  28. 

Für  das  erste  Geschäftsjahr  werden  die  Mitglieder  des  Revisionsaiis- 
schusses  durch  die  constituirende  Generalversammlung  gewählt. 
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Titel  V. 

Geschäftsführung,  Gewinnstvertheilimg  und  Tilgung  des 

Anlagecapitales. 

Artikel  29. 

Mit  Ende  eines  jeden  GesoliaftsjahreB,  welches  mit  dem  Kalenderjahre 
znsammenfXllt,  werden  die  Rechnncgen  der  Gesellschaft  abgeschlossen,  ein 
allgemeines  Inventar  der  Aetiven  und  PassiFcn  der  Gtesellsohaft  aufgestellt 
und  die  Bilanz  nach  Vorschrift  der  Gesetze  gezogen. 

Die  Bechnnngen  ond  die  Bilanz  sind  dem  Beridonsanssobasse  recht- 
zeitig znr  Kenntniss  zu  bringen  nnd  mit  dessen  Gntaehten  der  Generalver- 
sammlung vorzulegen. 

Ausnahmsweise  wii'd  das  erste  Geschlftsjahr  den  Zeitraum  von  der 
Gonstituimng  der  Gesellschaft  bis  zum  31.  Deoember  1873  umfassen. 

Die  mit  den  ndthigen  Erläuterungen  versehene  Bilanz  ist  spätestens 
8  Tage  vor  der  ordentlichen  Generalversammlung  zur  Einsicht  der  Aetionäre 
im  Gesellschaftslocale  aufzulegen  und  sind  Eiemplare  derselben  den  stimm- 
berechtigten Actionären  ttber  Verlangen  auszufolgen. 

Von  dem  Erträgnisse  werden  vorerst  sämmtliche  Betriebs-  und  Brhal- 
tungskosten,  alh;  Erfordernisse,  die  von  der  Gesellschaft  allenfalls  aufge- 
nommenen Anlehen,  alle  Erfordernisse  für  die  Amortisation  des  Betriebs- 
inventars und  die,  vom  sechsten  Jahre  nacli  der  lietriebserÜiTnung  angefangen, 
zur  Tilirung  des  Anlagecapitales  innerhalb  der  Goncessionsdauer  erforder- 
liche Quote  bei^tritten. 

Von  dem  sohin  verbleibenden  Reste  wird : 
a)  Kin  von  der  Generalversammlung  zu  bestimmender  Betrag  einem  zu 

bild«Mid(>n  Roservefonde  zugewendet. 
bj  Weitere  10^  o  werden  als  Tantieme  dem  Verwaltungpirathc  zugewiesen. 
ej  Der  Rest  wird  als  Dividende  an  die  Aetionäre  vertheilt. 

Artikel  30. 

Die  Zahlung  der  Dividende  erfolgt  am  1.  Juli  jeden  Jahres. 

Artikel  31. 

Die  Tilgung  des  Actieneapitales  erfolgt  im  Wege  der  Verlosung  und  es 
haben  diese  Verlosungen  öffentlich  in  Wien  stattzufinden  und  es  sind  die 
Nummern  der  gezogeuen  Aetieo  statutenmässig  kundznmaehen. 

Die  getilgten  Actien  werden  gegen  Genussscheine  umgetauseht,  deren 

Besitzer,  was  die  Dividende  anbelangt,  nur  auf  den  nach  Bestreitong  dner 
o*/0  Dividende  für  die  nicht  ;^^ctilgten  Actien  übrigen  Theil  des  Gewinn- 
Uberscbnsses,  auf  diesen  Theil  aber  gleichen  Anspruch  mit  den  Aetien- 
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besitzern  haben,  während  sie  in  allen  anderen  Beziehungen  den  Aotionären 

gleich^restcllt  sind. 

Insbesondere  werden  bei  Uenrtheilun^  der  Beschlu.ssfähigkeit  der 
Generalversammlung^  und  bei  der  Bemessung  des  in  derselben  vertroteueu 
Capitales,  dann  bezUf,'lich  des  Stimmrechtes,  und  des  Depositums  der  Mit- 
frliedt'i-  des  Verwaltungsrathes  (Artikel  11)  die  Genusascheine  den  Actien 
gieichf,^»  stellt. 

Dan  Formular  der  auf  Inhaber  lautenden  (ienusssclieine  wird  seiner- 
zeit vom  Verwaltangsrathe  zur  Genehmigung  durch  die  StaatüTerwaltung 
vorgelegt, 

Titel  VI. 

Stftatsaufsioht,  Sohlnssbestimmnng. 

Artikel  32. 

Das  der  Staatsverwaltung  zustehende  Anfsichtsreoht  wird  von  derselben 
nach  den  Beatimmnngen  der  allgemeinen  Qcsetie  und  insbesondere  in 
GemSssheit  des  Artikels  VIII  der  Ooncessionsurknnde  Tom  10.  August  1872 
gettbt 

Mit  Rücksicht  auf  die  damit  verbundene  Gesehftftslast  wird  von  der 
Gesellschaft  eine  jährliche  Pausohalsumme  an  den  Staatssohatt  geleistet, 
deren  Höhe  von  der  Staatsverwaltung  bestimmt  wird. 

Artikel  33. 

Die  (jcsellsehalt  verpflichtet  sich,  g-ut  jredieutr  rnteroffieiere  der  k.  k. 
Armee  bei  Besetzung  der  sich  ergebenden  Dien.->tes8teilen  zu  berück - 
sichtigen. 

Artikel  34. 

Im  Falle  der  Auflösung  der  Gesellschaft  wird  die  Art  der  Liquidation 
von  der  Generalversammlung  in  GemSssheit  der  Beatimmungen  des  Handels- 
gesetzbuobes  festgestellt. 

Artikel  35. 

Die  constituirende  Generalversammlung  wird  durch  die  OoneessioRire 
ohne  RUeksleht  auf  die  im  Artikel  23  bestimmte  Frist  nseh  vorher^^bigiger 
wenigstens  einmaliger  Kundmachung  (Artikel  7)  dureh  sehriftHebe  Einladung 
an  sämmtliohe  Aetiensdchner  einberufen. 

Die  constituirende  Generalversammlung  ist  besehlnssf&bigi  wenn  die 
Hehrzahl  der  gezeiohneten  Aetien  in  derselben  vertreten  ist. 


Oigitized  by  Coogl« 


OmeUcehaft,  System  Rigi. 


9ir> 


Artikel  36. 

Streitigkeiten  aus  dem  GeschftftsTeriilUtnisse  werden  von  dem  Sehieds- 
geriefate  der  Wiener  Handelsicammer  ohne  weitere  Berufung  ausgetragen. 
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Vorstehende  Statuten  werden  auf  Qrund  Allerliöohster  ErmSchtigung 

genehmigt. 

Wien,  am  20.  April  1Ö73. 

Oer  k.  k.  Minittar  des  Iiuiern: 

(L.  S.)  Usaer  m.  p. 


2*  Anmerkungen  lur  €oiiceH8ionsurkiinde  Toni  10.  Angnst  1872, 

R.  G.  Bl.  Nr.  69, 

tftr  eile  LoeoBotiveiienbahn  nit  Zahnradbetricb  f  on  Nassdorf  snf  das  Plate la  des  Kshienbeiges. 

(Vgl.  Erg.-Bd.  I,  Seite  669). 

Die  Eröffnung'  de.<^  Bi  trielH  H  erfolgte  am  7.  März  1874. 

Mit  dem  HandelHiuiiiisteiial-Erlasse  vom  5.  .luli  1876,  Z.  i:{Gr)8  wurde 
die  Krwcrl)unfr  der  der  (>8terreichi?<chon  Berprbahnfresellscliaft  jreliurigen 
DralitKeilbalin  sammt  allen  aus  der  behördlichen  Betriebsbewilligunj;  hervor- 
gehenden Rechten  und  des  sonstigen  Grundbesitze!*  der  genannten  Ge»cll- 
schaft  am  Leopolds-  und  Kahlenberge  durch  die  Kablenberg-Eiseubahngcsell- 
Bchal't  (System  Rigi;  genehmigt. 

Die  Bewilligung  fUr  die  hieduroh  ermöglichte  Verlängerung  der  Zahn- 
radbahn bis  auf  das  Plateau  des  Kahlenberges  im  Sinne  der  Goneession  Tom 
10.  August  1872  wurde  der  Gesellsohaft  Über  Ermäohtigung  des  k.  k.  Handeht- 
miniBteriuros  vom  6.  Juli  1876,  Z.  19332  bei  der  am  17.  Juli  1876  abgehal- 
tenen politisehen  Begehung  ex  oommissione  erlbeilt. 

Die  liierauf  vom  Verwaltnngsrathe  derKahlenberg-Eisenbabngesellschaft 
unter  dem  20.  Juli  1876  erklärte  Verzichtleistung  auf  die  Ausübung  der  auf 
Grund  der  Allerhöchsten  Entsohtiessung  vom  25.  Mai  1872  mit  dem  Handels- 
ministerialerlasse  vom  8.  Jnni  1872,  Z.  12927  der  Union-Baugesellsohaft 
ertheilten,  in  der  Folge  an  die  österreiehische  Bergbahngesellachaft  und  zu- 
letzt an  die  Kahlenberg-Eisenbahngesellsohaft  (System  Rigi)  übergegangenen 
Bewilligung  zum  Betriebe  der  Leopoldsberger  Drahtseilbahn  wurde  vom 
k.  k.  Handelsministerium  mit  dem  Erlanse  vom  28.  August  1876,  Z.  22622 
genehmigt  und  sohin  die  in  Bede  stehende  Betriebsbewilligung  als  erlosohen 
erklärt. 
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ZolinradbAhii  auf  die  Spiise  des  Sehafberges. 


Mit  dem  Handelsmiüistcrial-Erlasse  vom  22.  August  1876,  Z.  23591 
wurde  die  B«*t"alirung  der  Zahnradbahn  mit  einer  Maxiraalgesehwindigkeit  von 
200  Meter  per  Minute  bergauf  und  bergab  unter  der  Bedingung  gestattet,  dass 
bei  den  Thalfahrten  geeiirnete  Massnahmen  getroffen  werden,  damit  diese 
Geschwindigkeit  uioUt  überschritten  werden  könne. 


Zahnradbaiin  auf  die  Spitze  des  Schafberges. 

(VgL  £rg.-Bd.  I.,  Seite  673.) 

1.  Kuuduiaclninjur  des  k.  k.  Haudelsniini^ters  vom  25.  November 
1873,  K.  G.  III.  Nr.  im  und  i\  m.  Nr.  Ul, 

betreffend  das  Erlöschen  der  Concession  vom  Kl.  Aunust         H.  (i.  Bl.  Nr.  134,  für  eine  LoM> 
motiveisenhahn  mit  Zahnradbelricb  von  8t.  Wultuanu  auf  die  Spitze  des  SchaOnTges. 

Die  dem  Berthold  Currant  und  Carl  Peusena  ertheilte  Coiieession 
vom  10.  August  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  134,  zum  P>aue  und  Hetricbe  einf^r 
Loeomotiveisenbahn  von  St.  Wolfgang  auf  die  Spitze  des  Sciiafberges  wird 
hiermit  wegen  Nichteinhaltung  der  concession sniä^^s igen  Bedingungen  als 
erloschen  erklärt.  (H.  M.  Z.  23135  ex  1873.) 
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Sammlang 

der  das 

Oesterreichisclie  Eiseubalmweseu 

betr«ffend«a 

Gesetze,  VerordnimgeD,  Staatsverträge 

and 

Couitlitutiv-Urkuuden. 


Im  Auftrage  des  k.  k.  Handelsministeriums  herausgegeben. 


Alphabetisches  Sachregister, 

umfassend  die  sämnitlichoii  bisher  orscliieiienen  Bäuile  einschliesslieh  beider 
Abtheilungen  des  Fünften  (Zweiten  Ergiinzungs-)  Ii  inde?.  demnach  bis  30.  Juni 
1877,  mit  vorzugsweiser  Berücksichtigung  der  noch  in  Kraft  stellenden 
Bestimmungen  und  mit  Angabe  der  wichtigsten  bis  Ende  Jänner  1S79  hinzu- 
gekommenen, jene  Bestimmungen  abändernden  Anordnungen. 


Wien  1879. 

Druck  und  Verlag  der  k.  k.  Hof-  und  St«Atsdruck«rel. 
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Yorbemerkung. 


Die  fett  gedruckten  römischen  sowie  die  einigen  derselben  anmittelbar  bei- 
gefügten arabiseben  Ziffern  beseiohnen  die  einzelnen  Bände,  resp.  deren  Abtkeilungen, 
und  svar:  I  den  ertten  Band,  n  1  die  erste,  II  9  die  swaite  AbUMÜnng  des  swelfea 
Bandes,  ID  den  dritten  Band,  IT  den  ersten  ErgSnaongsband,  ▼  1  die  erste,  ▼  2  die 
sweite  AbtheUnng  des  fOnIten  (sweiten  Erginaongs-)  Bandes.  Die  sodann  folgenden 
Zählen  sind  die  Seitenzahlen.  Wo  dieselben  —  wie  diess  bei  den  VorsebriAen  Uber 
Betrieb  und  Verkehr  im  I.  Bandp  der  Fall  ist  —  in  Folpe  der  Veranstaltung  einer 
ergänzten  Neu -Auflage  je  nach  den  Auflagen  Tersohiedene  sind,  ist  dies  insbesondere 
ersiclitlich  gemacht. 

Von  den  vorkommenden  Abkürzungen,  die  zumeist  an  sich  verständlich  sein 
dürften,  sind  spceiell  hervorzuheben: 

H.  M.Erl.  (H.  M.  Vdg.)  für  Erlass  ('Verirdnung)  des  k.  k.  Handelsministeriums; 

F.  M.Erl.  iF. M.  Vdg.)       „    Erlass  i  Verordnungl  des  k.  k.  Finanzministeriums; 

Circ.  Erl.  (Circ.  Vdg.)     n    Circuiar  •  Erlass   (Circular -Verordnung)   des  k.  und  k. 

Beiehs*Snegsministeriums ; 
Kin.  Ed.  (Min.  Ydg.)     ^    Ministerial-Erlass  (lfinisterial> Verordnimg) ; 

G.  LErl.  (anob:)  (Erlaas  der  k.  k.  Oeneral-Inspeetion  der  Ssterreiebiseben 
Gen.  Insp.  ErL)  I         "  \  Eisenbabnen; 

Gen.  Dir.  ErL  »   Erlass  der   vormaligen  k.  k.   Genend  -  Diroetion  Ar 

Communioationen  ; 
K.  G.  Bl.  ,  Reichs-Ge-^etzblatt; 

L.  G.  Bl.  n     I.andof^-Gesctzblatt ; 

J.  G.  S.  B  Justiz-Gebetz-Sammlung; 

P.  Q.  S.  „    Politische  Gesetz-Sammlung  ; 

Z.  ,   GesebSfls- (PtotokoUs-)  Zabl. 
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Alplmbetisches  Sachregister. 


A. 

AlbflUle,  thieritehfl«  deren  Desinfeetion, 
Min.  Vdg.  T.  1.  Febr.  1878,  B.  Q.  Bl.  Nr. 

20,  VI.  419.  1 

Abf  Ahrt  der  Züge,  ausnahmsweise  Hinaus- 
«BtHililebuDg  derselbttn  bei  Yerapätiuig 
der  Wiener  Stadtpost,  G.  I.  Erl.  20. 
Jam  1877,  Z.  2550,  V  1,  274. 

AMIfthi'iMieflt  clerPenonencuge,  §.7  Betr. 
Regl.  V  1,  325;  —  V«r«Siimung  der- 
selben. §.  16  ebenda  328;  —  fahrplan- 1 
mäasige,  deren  Einhaltung  auch  beiLast- 
sSgen,  H.  IL  Erl.  ▼.  28.  Oetober  1869, 
Z.  20466  I.  172  (TT.  .\ufl.  22.ri ;  —  über- 
haupt bei  Zügen,  Pct.  126  Yerk.-Grund- 
s8g«,  ¥  1, 244. 

Abcrenaanc  des  TVirkangskreises  in 
Eif  »^nbahn  •  Angelegenheiten  ,  Ueberein- 
kommea  mit  Ungarn  v.  29.  Juli  u.  21. 
Augvat  1888  I«  4;  («meuert  für  die 
Dauer  des  neuen  Z  >ll-  und  Hamlels- 
bündni8»es  mit  U.  M. Erl.  t. 28. Juui  1878, 
Z.1026-H.  M.) 

AtekttnianK  der  Lieferfristen  für  Trans- 
porte Ton  lebiendem  Vieh  n.  b'ioht  ver- 
derblichen GegensUinden,  Ii.  M.  Erl.  v. 
7.  Juni  1870,  Z.  10145  I  (H.  Aufl.)  842, 
III.  329. 

Ablieferang  und  Avisirung  des  Gute^, 
|.59  Betr.  Regl.T  1,  365;  Abllefernngs- 

hindernisse  §.  Gl  ebenda  3ß0. 

Ablttiiang  und  Ruhezeit  der  Dahn-  und 
Weichenwächter ,  II.  M.  Erl.  v.  8.  Juni 
1874,  Z.  42158,  V  1,  186;  vgl.  PoU  6 
der  Verk.-Grundzilge  V  1,  225. 

Aborte«  deren  Einrichtung  bei  Zügen  mit 
Fertoaen-BefBrderang,  H.  M.  Erl.  t.  19. 
November  1874.  Z.  33620  V  1,  316. 

Abstempelang  der  Frachtbriefe,  U.  M. 
Erl.  V.  30.  Juli  1874,  Z.  2465  V  1,  404. 

Abwetehnngen«  geringfügige,  vun  gc- ; 
aehmigten  Projekten  wälireiid  der  Bau- 
ausführung, abgekürztesVerfahren  dabei, 
H.  H.  Erl.  T.  8.  Febr.  1870,  Z.  25583, 
III,  285;  Modalitüten  des  abgekürzten  , 
Verfahrens,  II.  M.  Erl.  v.  20.  Sept.  1871, 
Z.  18658,  IV,  44  Cderzeit  geregelt  durch 
H.  M.  Vdg.  T.25.  Jänner  1879,R.  O.  Bl. 
Nr.  19);  —  Ton  den  Bestimmungen  des 


Betrieb.<!-Reglenicnt8,  H.  M.  EH.  SO. 
Nov.  1872,  Z.  29999,  V  1,  321. 
Aelisea«  deren  Anzahl  und  Belastung 
der  Züt:e,  Art.  14  Yericehn-CInindiSge, 

V  1.  2:57. 

Acbabrach-Tabellen«  deren  Vurlage, 

H.  M.  Erl.  vom  12.  Dee.  1864,  Z.  5887, 

I,  130  Tl.  Aufl.  1211  s  narl,  d.  i,  neuen 
Formularien,  G.  I.  Erl.  v.  5.  Janner  1876| 
Z.  18256,  T  1,  99. 

A«hsbrttchc,  deren  Hintanhaltung,  G. 
I.  i:rl.  V.  11.  Juni  1875,  Z.  5628,  ¥  1, 
195. 

AelMiBieilmi«  LocomotiT-  und  Wagen«, 

Vorlage  von  Semestrai -Ausweisen  über 
surückgelegte  — ,  G.  1.  Erl.  v.  11.  Juni 
1875,  Z.  6142,  ¥  1,  90. 
A^ntfftttke  Unterweisung  des  Betriebt- 

Personals  und  Einführung  von  Kettlings. 

kästen,  Holkzidecr.  v.  6.  OcU  1847,  Z. 

32471, 1,  162  (n.  Aufl.  166). 
Afflchcn  in  ib'n  Bahnhofen,  Eridenz- 

baltunt;  derweil  en,  G.  I.  Erl.  v.  9.  Juli 

1878,  Z.  6332,  V  1,  268. 
AfBchlrMüg  der  Tarife  und  des  Betriebs. 

Het'Ieinents,  geänderte  Form  derselben, 

H.  M.  Erl.  V.  26.  üct.  Iö73,  Z.  auöUl, 

V  1.  437. 

Agio-Zasetalag«  dessen  Einhebung  nach 
dem  Durchschnittscurse  des  Vormonats, 
H.  M.  Erl.  T.  12.  Febr.  1863,  Z.  1458, 
I  (I.  Aufl.?  214;  —  deaseu  einheitliche 
Bemessung,  Protokoll  v.  22.  Oct.  1870, 
I  (II.  Aufl.)  335;  III.  311» ;  —  l'ublioirung 
der  .\cnderungen  dessellien,  O.  I.  Erl.  v. 
12.  April  1H73,  Z.  33.^il,  V  1,  464;  — 
Abänderung  der  Bestimmungen  über 
dessen  Bemessung,  H.  M.  ErL  v.  15.  Juni 
1875,  Z.  18217,  V  1.  465;  —  Ueber- 
tragung  dieser  Agende  an  die  General- 
Inspection,  H.  M.  Erl.  v.  13.  Hai  1876, 
Z.  14178,  ¥  1.  445;  —  An«eig.!  der 
Ausnahmen  und  Ermäjiisignnjren, G.  I.  KrL 
T.  11.  April  1877,  Z.  4178,  V  1,  466. 

Aieli8«bttlar«B«  deren  Credilirung,  H. 
M.I-M.  V.  3.  Juli  1876,  Z.  14347,  V  1,  87. 

Aiebung  der  Wägemittel,  Unzuiössigkeit 
der  Yerwendung  von  ungeaiebtes  Waa- 
gen,  H.  M.  Erl.  T.  8.  Nov.  1876,  Z.  16684, 
¥  1,  87. 
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Albre«lattekB   ■.    Erchersog  Al- 

hri'  «•  ht-Bah m. 
Allgemeiner  Theil.  Vorschrifren  über 
Conoeseionimne.  Bau,  Betrieb  und  Ver- 
kehr der  Eiaenhalinci),  I,  2;)  :  —  Anhang, 
Militär-Vnrscbriltcn  für  «Iii*  Eisenhahnpn, 
III,  1 ;  —  Nachtrüge  hiezu,  III,  259,  273, 
347,  iV,  11;"  allfemeine  Anordnungen, 

V  1,   15;  —  i»llg*'meiin-  Rechtererhllt- 
ni6S6  der  Eisenbahnen,  V  1,  15. 

AlteHllllnier,  aafireftind«fie.  dei^n  Ein- 
«endung,  Hofkrldecr.  v.  :>.  März  1812, 
I,  107;  s.  im Uebrigen  Funde,  archäo- 
logische. 

Altli«lm  -  flehlMlBser   Eisenbahn , 

OenstitutiT-Urkundeii.  V  2.  VM^;  —  Er- 
ISsehen  der  Concession  ebenda  4o0. 

AltwMMr ,  Eisenbehnrateblaii  toa 
Chotzen  über  Ualbetadt  und  Friodland, 
8.  D  (  utHOlio*  Keif  h. 

Amerikuuiüi'lic  i'ferdt>-i:it,cnbAhncn, 
deren  Ooneessionimng,  I.  49;  Neeh- 
trät:.'  liinzti.  HI,  i'.»'».  V  1,  107,  e. 
Tramway»;  —  Kartoffeln,  Einfuhr- 
Verbot,  H.  M.  Kri.  T.  6.  8ept.  1876»  Z. 
•265(ta,  V  1.  46Ö. 

Amorocfi     Plios  p Ii or amorph.  | 

AmtebautUangen,  mit  der  Yorfa^sung  . 
und  Vorlege  von  KiM-nbahn-Frojeeten 
»tteemmenhanppnde ,   H.  M.  Vdff,  T.  4.' 
Februar  lö71,  R.  G.  Bl.  ^'r.  8,  111,275 
(Neueuigmbe  mit  AbSnderuii|;<-ii,  U.  M. 
Vdp.  V.  -2:,.  J.-.nTu  r  l^7'.>.  R.  G.BI.  Nr.  19). 

Angehi^rige  d«>r  Balmbedien^teten,  Ver- 
bot de^  Betrotens  der  Bahn  durch  die- 
selbe,,. O.  I.  Ert.  T.  8«,  Jinner  1872, 
Z.  756,  IV,  63. 

Angestellte  der  EiBenbahn-Betriebs- 
Uatemeihmungen,  deren  Varpfliehtangen, 
Betr.  Ordtr.  L  Abschnitr  I.  11'.»  II.  Aull. 
117)  ;  vgl.  auch  Allgemeine  Ptiiohten  de ^ 
Personals,  Art  1  der  Verk.-Grundzüge, 

V  1,  225. 

Anhalten,  aussergewöhnlichrs.auf  freier 
Bahn,  §.  lä  Betr.  ilegl.,  V  1,  329; 
▼gl.  aueh  Art.  28  Verk.-€haindB9ge,  ▼ 

1.  247. 

ABlegi&ng  von  Gapitalien  in  Euenbalm- 
PrioriUt8-Obligationen,  Geeete  v.  14. 
Hin  1870,  R.  O.  Bl.  Nr.  33,111,  290; 

—  von  Eisetibahnbü'  hf-rn.  UeS49tx  v.  19. 
Mai  lö74,  R.  G.  Bl.   Nr.  7ü,   V  1.22; 

—  und  Ffihrnng  derselben,  JttBtiB-M.Vde. 
V.  :n.  Mai  1874,  R.  VA.  Nr.  .S7.  V 
1,  4d;  —  BenfitBOng  dcii  Knusters  hie- 
fär,  F.  H.  ErL  t.  6.  Aogoet  1874,  Z. 
I61S1,  V  If-ei;   -  HitKrirkAng  der 


politischen  Becfrks-BehSrden  bei  der- 

.«selben.  Erl.  d.  >  Min.  d.  Inn.  t.  10.  Oct. 
1874,  Z.  3443,  Vi.  64;  s.  übrigens 
Eisenbahnbücher. 
ABlrtkBdigangsrk>l»t  für  Tari  fände- 
runce,,  Ii.M.£rLT.6.Deo.l876,Z.31434» 
V  1.  446. 

Ann^er  der  Elsenbahnen,  Pflichten 

derselben,  I,  97;  —  und  Benehmen  in 
der  Nähe  der  Bahn,  §.  99  Betr.  Ordg.  I, 
155. 

AnnageTerfiBhren  für  die  Zollbehand- 

liiiig  des  Eisenbahn  -  Verkehrs  v.  18. 
8ei»teuiber  1857,  I,  324;  Nachtrags- 
bestimmungen hierüber,  Min.  Erl.  ▼.  8. 
November  1801,  R  G  Bl.  Nr.  111.1,  356; 

—  dessen  Anwendung  auf  StrcckKnzugs* 
giiter,  F.  M.  Erl.  ▼.  f.  Febr.  184$4, 
R.  G.  Bl.  Nr.  8.  I,  362;  —  Vollziehung 
de.-*  IjailnnsTsrnuni-Vetsoliliisses  in  dem- 
selben, 1\  M.  Vdg.  T.  7.  Nov.  1872, 
Z.  24761,  Y  1,  471;  •.  Hbrigens  Z  o  li- 
ve rf  a  h  ren. 

AasciilttMe  an  auswärtige  Bahncn| 
fitaatsrertrSge  hierüber,  I.  879;  Nach- 
trät,'e  hie/u.  Iii,  309  ;  IV,  '_»31  ;  V  1,623. 
AniiprucliBbereehtigte  Unteroffi- 
ciere,  Erstattung  der  vorgeschriebenen 
Anzeige  über  deren  An.'-teUunp,  H.  M. 
EH.  V.  31.  Marz  1877,  Z.  20020,  V  1, 
79;  B.  im  Uebrigen  Civil- Anstellung 
und  Unteroffi eiere. 
Anstttnde  beim Militär-Trans|)orte. H.  M. 
Erl.  V.  6.  Febr.  1873,  Z.  17376,  V  1, 
550. 

Anstellung  derEisenbahn-Bcumtcn  und 
Diener,  Betr.  Ordp  §.  3,  I,  120  (II.  AuH. 
118);  —  gedienter  Militär^i  s.  Civil- 
Anstellung. 
;  AutlquarlKohe  Funde,  deren  Behand- 
lung, Uofkzldecr.  t.  15.  Juni  1846,1,  109^ 
8.  auch  Funde. 
Anwendung  der  Dampfkraft,  Verhütung 
der  aus  derselben  folgenden  Gefahren, 
6.  Dantp  f  Icraf  t. 
AMetge  arehXologisoher  und  numlsma- 

ti.-rher  Funde.  Hofkzldecr.  v.  .'50.  Tnü 
1828,  I,  108;  s.  im  Uebrigen  Funde; 

—  interesflanter  geologischer  Ersehei» 
nungen.  Gen.-Baudir.-Erl.  Y.  16.  JKnner 
IS51.  Z.  ;$l-'S.  I.  112;  --  von  Unfällen 

'  bei  Ei>enbahiibauten,  G.  1.  Erl.  t,-  20. 
Jänner  1878,  Z.  ft90,  Y  I,  158;  Vor- 
gang hei  Staatsbahn-Bauten.  O.  1.  Erl. 
V.  12.  August  1874,  Z.  6179,  Vi,  154; 

—  vorfallender  Bahnfrevel,  0.  T.'^ri. 
V.  5.  October  1872,  Z.  7884  ▼  1,  801, 


Digitized  by  Q^^fiSlS 


5 


8.  mich  B  a  Ii  n  f  r  e  \  o  l ;  —  f^lf  craphischc, 
von  Unfällen  und  Lkitrieb»at'>ruugen,  Ii. 
M.  Erl.  V.  27.  Dee.  1851,  Z.  7181,  I, 
165  (II.  Aufl.  -210);  —  der  Betriebs- 
organe  über  liahn-EreignUse  u.  Unfälle, 
H.  M.  Erl.  V.  1.  Miir?.  IH')-.».  /.  3110  1, 
16ü  ( II,  Aufl.  '217) ;  —  telegraplüschef 
vniii  üntuut;licli\v»'rd<  II  v<.n  I.ocornoti ven, 

H.  M.  Krl.  V.  1.  Se|.t.  1615,  Z.  24662, 
V  1,  297;  —  über  Unfälle  Ton  Seite 
au-l  ai'li-ii  luT  V»>r\valtungeü.  H.  M.  Krl. 
T.  2y.  il«i  lüiö.  Z.  ;K)223,  V  1,  296; 
—  Über  Anstelluiit;  aii-<prucli8ber«chtigter 
Untf-roffici.  re  ,  H.  M.  Krl.  Sl.  MX» 
1877,  Z  -JuniMt.  V  1.  7'.'. 

Arbeiter«  d(.nt;ii  bclürdcrung  b«'i  Arl>eit6- 
sOgen,  O.  I.  Erl.  vom  31.  Jali  1868,  Z. 
8-2r,,  I.  160  (II.  Aufl.  IGl);  -  railltär- 
pflichti);e»beiKi&(-ubalinbaut«n,  ntil  i- 
larpftielitiiere  Arbeiter. 

Arbeitt*-  I^ttiiKenprofile,  Vorluge  der- 
selben. H.  M.  Krl.  T.  31.  Oot.  1(*70,Z. 
15634,  III.  ao.i. 

Arb«itnttse  (Materlaliflge),  deren  Ver- 
kehr, Art.  34  Vt-rkelirs  -  Grundzügo.  V 

I,  263;  —  Bet'ördccung  vou  Arbeitern 
bei  drntelben,  Q.  I.  Erl.  v.  31  Juli  1862, 
Z.         I,  160  (II.  Aurt.  161  . 

Archttologlsvtae  Funde,  Bcliandlung 
derselben,  1,  107;  s.  iiu  Linzelaen  bei 
Funde. 

ArNenik,  des-en  Vfrp.irkung  bei  Ver- 
sen düngen,  Krl.  dr»  Min.  d.  Inn.  v.  26. 
Ai  ril  1849,  Z.  7166,  I,  275  (II.  Aufl. 
360);  Areenikalien  und  andere  GifUtoffe, 
deren  Versendung  auf  Kiscnl  iiluirn.  H. 
M.  Vdg.  V.  26.  AugUbt  1871,  Ii.  (.i.  Iii. 
Nr.  117.  I  (II  Aofl.),  359;  IV,  194. 

Asch.  KiM-nbahnanschlUM  TOD  HoC  lUUjb 
£ger,  8.  Bayern. 

Am! »tens  der  poHtiechen  Behörden  bei 
Uolu  rtretiinjien  des  .Vbsclin.  II  dt*r  Betr. 
Or'li:..  §.  Kil  daselbst,  I.  i:..'.  (II.  .^ufl. 
lö<i  ;  —  zur  Dclogirung  eutltta^cncrBRhn- 
bedion^teten,  Eri.  d.  Min.  d.  Inn.  v.  3. 
Mai  1877,  Z.  51 10,  V  I,  :ion. 

AafTnhrteik  /u  den  vormaligen  ätaatä- 
Eisenbahnen,  deren  Herstellung  und 
Erhaltung,  Hofksldeor.  t.  5.  Febr.  1846, 
I,  04. 

Auf gabsrecepisfie«  deren  Ausfolsung 
gegen  früher  himiu.sgegebene  Nuiiiuiern- 
Coupons,  II.  M.  Krl.  T.  24.  Juni  1877, 
Z.  4450,  V  1,  401. 

Awfliebnnc  der  Pott>Portofreiheit  des 
deutlichen  EisenhahnvcrcIiK  s,  II.  M.  Erl. 
T.  2.  Dec  1872,  Z.  34ÖÖ8,  V  1, 110. 


Aufiaur,  Vergehen  nach  §.  279  Straf- 

Ges.  I,  204  i.ll.  Aufl.  274). 
AafftashMSbcAlncaBKeB «  Fehrord- 

nung  und  Tarife,  §.  4  £F  Betr.  Ordg.  I, 
121  (II.  Aufl.  119);  —  deren  Vorlaj^e 
an  die  Staatsverwaltung,  §.  66  Betr.  Ordg., 
I,  142;  —  deren  Ueberwachung  durch 
die  General-InspectioD»  g.  77  Betr.  Ordg«, 
I,  146. 

AaflittlUHSgebA«4le«  Anbringung  der 

i^tati'Hisnamen  an  denselben,  O.  I.  ErL 
V.  10.  OOU  1874,2.  8594,  V  1,  315. 

AnfteftluBMlteln  •  Gebühr ,  Bercch- 
tigung  zur  Einhebung  der!*elben.  II.  M. 
Erl.  V.  28.  Juni  1877,  Z.  10064,  V  1, 
401. 

AnflMhrirttttflBla    enr  Ereiehaioh- 

niaohung  der  Kahrtrichtung  der  Pcreoncn- 
züge,  G.  I.  Erl.  V.  10.  October  1874,  Z. 
8592,  V  1 ,  316. 

Aufltlcht  und  Tontrole  Uber  den  Eisen- 
bahnbctrieli,  7  l  -  '.12  Bt  tr.  ( >rdg.  I, 
144;  —  insbesondere  Kosten  derselben, 
S§.  88,  89  Betr.  Ordg.,  I,  160;  ^  und 
I'cbrru-.K  iiiiiig  seitens  d.  Polisei*Orgeiiei 
§.  UO  Betr.  Ordg.,  1,  152. 

AnflitABd«  Verbreeben  naeh  §.  8fl  fllMf^ 
Ges..  I,  2u3  (II.  Aufl.  273). 

AurNteilnng  n<>nor  Distanzzeiper  nach 
Kilometern,  U.  M.  Erl.  v.  10.  Marz  1874, 
Z.  7941,  V  1,  81;  AbSadernng  dieser 

V  ors^chrift ,  IL  M.  ErL  T.  21.  Nov.  1874, 
Z.  36326,  ¥  1,  82. 

Aar«  und  AbI«K^gebllkr«  deren  Rege- 
lung. H.  M.  Erl.  V.  7.  Juni  1873,  Z. 
I7.»-,15.  V  1,  ;'.9(i;  —  bei  militär- 
arurischen  GüterM.'ndungen ,  Ciru.-Vdg. 
des  neiehs-Rrg».-Min.  7.  Man  1875, 
Abth.  11,  Nr.  609,  V  1,  61:?. 

Aar-  und  Abstelgon  der  Reisenden, 
§.  95  Betr.  Ordg.,  I,  158  (II.  Aufl.  164). 

Aaeglei«hB-Gesef ze ,  Eii^enbahn-Bc- 
ptiinniiiTigen  lArt.  VIII)  des  Zoll-  und 
liundelsbündnisses  mit  Ungarn  v.  24. 
Dec  1867.R.Q.BI.  Kr. 4  es  1868,1,119; 
s.  au'-li  T'  n  er  '■ 

.4uMgrnbaug  Kxliuntation)  und  Trans- 
port von  Leiohen.  Vdg.  des  Min.  d.Inn.Y. 
M  li  ls7  I.  U.  G.  Bl.  Xr.  56,  V  1,  393. 

Aaiihtlngeu  der  Locomotive  während 
der  Fahrt,  Verbot  dieses  Vorganges, 
Hofkzldeer.  t.  11.  April  1846,  Mr.  53, 
I,  i:<4. 

Aasii^nder«  deren  Nichtzulassung  zur 
Beeidigung  für  BahnpoliMt-Punetfonea, 
H.  M.  Erl.  Y.  9.  M8rs  1877,  Z.  24758, 

V  l,  188. 
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AuslttudlseheTerwaltuni^cn,  «lonselben  | 
ohlicL'Tid'^  Anzfic.^  liher  rtifrillc.  Tl.  M.  ' 
Erl.  V.  29.  Mai  IHIJ,  Z.  äb-1'2'6 ,   V  1,1 
896;  —  WXhrnnf,  Verbnohiragr  der  in 
fincr  solchen  vorkommenden  Betr.'ipo  in 
den  Garantie-Rechnungen,  H.  M.  Vdg. 
4.  JInner  1877,  Z.  39948,  T  1,  101. 

AWfllandKTerkehr,  directe  Tarife  für 
donsflben,  «leren  Bilduup  utid  Au?j-cliei- 
duug  der  österr.  Strcckeii;ir>theile,  H.  M.  < 
Erl.     SO.  Juni  1875,Z.  15386,  V  1^  456. 

Aumhnien  v.ni  A  L-i'-ZuM-liLif»  und! 
ErnX8»igun<;  deääclben,  Anzeige  iiier- 1 
«ber,  G.  I.  EH.  t.  11.  April  1877,  Z.  4178, 

V  1,  ir.r>. 

AuHritHtungti-GegenntüiMle  für  Mi- ! 

litär-Tran.^Iiorti-,  Quartale-Ausweise  über 
•olehe,  G.  I.  Erl.  24.  Juni  1874,  Z. 
4745,  V  1,  551. 

AuBBis-Billn  8.  Üieiathul-Bahn. 

ABMig^Teplitser  EIsftnbAhn-Qei«!!- 
sellsehalt,  k.  k.  j>riv..  Con^titativ-I  r- 
kunden  II,  2,  107.S;  —  Nachtrüge,  III, 
479,  IV  409;  V2,  789;  -  insbes.  Privi- 
legium v.  2.  Aug.  1856II2, 1075;— Conc. 
Urk.  V.  10.  Mai  18fi6  für  Toplitz-Rnmotau 
II  2,  lU8l ;  —  V.  25.  Juni  1870  für  die 
Bielatbal-Bahn  II  8,  1239;  d«r«n  Yer» 
einigung  mit  dem  Hauj>t-T'nteriiehmcn 
U.  M.  Erl.  V.  21.  Jänner  1872  IV,  425, 
469 ;  —  Statuten  V,  2,  789. 

AoMtrlttsbehaBdlMK  der  auf  Eisen- 
bahnen unter  Raumverti'-lilu-s  >t.ittfin- 
denden  Zucleer-Exportsendungeii,  1'.  M. 
Eri.  V.  3.  MSrz  1874,  Z.  82569,  V  1, 480. 

Answttrtlge  Bahn  -  Unternehmungen, 
dsterreicbisohe  Concessionen  derselben, 
und  Staattrertrüge  Ober  Eisenbahn-An- 
schlüsse, I.  .171»;  —  Nachträge  hiectt, 
III.  MVJ;  IV.  -IM;  V  1.  r.2.'i. 

Aai»wel»e  über  den  Stand  der  Grundcin- 
ISaungs-Terbandlungen,  Voriagd  von 
soMm  II  M  Erl.  29.1fSrs  1876,  Z. 
33457,  V  I.  120. 

ATflitrnng  de»  P«i«on«la  Ubav  den  Ver- 
kehr der  Züge,  AH,  17  V«rk.-OrttndzQge, 

V  1,  230;    —    und  AMieferun;:  des' 
Gutes,  §.60  Betr.  Begl.,  Vi,  365;  — 
der  von   den  Fart^en  efngehobenen 
Mehrpf-bühren,  G.  I.  Erl.     26.Btai  1876, 
Z.  6639,  V  1,  467. 

B. 

B»hnbe4ienBtete ,  Anwendung  des  ! 
Oes.  V.  5.  Mltni  1869  auf  kSrperl;  Ver- 
le'ts«ngea  i>der  TVdtangeii  von  aolohen,  j 


H.  M.  Erl.  V.  6.  April  1874.  Z.  106$4V 

V  1.  18.'»:  —  unbeeidf'te.  Vorlag'e  von 
Semebtrai  -  Ausweisen  über  dieselben, 
a,  I.  ErL  T.  17.  Mai  187«,  2.  66tO,  V 

I.  9;  im  T'ebrigen  s.  bei  Betriebs- 
Personal  ;  —  wehrpflichtige,  deren 
tumuwelse  Einbenifung,  H.  IL  SfL  n 
22.  Oct.  1872,  Z.  26940,  V  1,  616{  ~ 
■leren  Einbenifung  oder  Vorladiin"-  7\jr 
activcn  Militär  -  Dienstleistung,  Lri.  des 
Landesvertlu-Iilin.  T.  9.  April  1874,  Z. 
179CR.  V  1,  618;  —  zu  den  Waffen- 
übungen der  Landwehr,  U.  M.  Erl.  t. 
29.  Sept.  1874-,  Z.  28444,  ▼  1,  619; 
8.  ilbrigene  wehrpfliektlge  Mkn* 
bedien.-stete. 

Bahnbetrieb*  allgemeine  Vorscbriften 
für  denselben,  Betr.  Ordg.  I.  Abeelin^  1^ 
11'.«   II.  Aufl.  117  '. 

Bataubrelte,  Freihaltung  derselben,  a. 
Freihaltnng  der  Bahnbreite. 

BakaftreTel.  deren  Verhütung,  Minist.- 
Erlässev.  l.u.  17.  Juni,  dann  G.Juli  1872, 
I  (II.  Aufl.),  278;  IV  14u;  —  Anzeige 
derselben.  G.  I.  ErL  T.  6.  Oct  1871,  Z. 
7.s:u.  V  1.  301. 

Bahngebtlude,  deren  Froihaltung  von 
MilftXr-Einquartiemngen,  H.  M.  Eri.  'T. 
■S.Jnli  l  sr,r,,Z.  14419,1, 173  (II. Auti.  226). 

Bafetulattfe  u.  Stationen,  deren  Projekte 
u.  Feststellung,  §§.  5  u.  6  U.  M.  Vdg.  t. 
4.  Febr.  1H71,  R.  G.  El.  Nr.  8,  EU,  «78 
(derzeit  II.  M.  Vdg.  t.  85.  JSnaer  1879, 
K.  Ü.  Bl.  Nr.  19). 

BaliBlior-Afllclie««  s.  Af flohen. 

Bakiihof-Brlefkftaten ,  deren  Ein- 
richtung, H.  M.  Erl.  V.  12.  April  1866, 
Z.  10106,  I.  148. 

Baknliofriiuine.  Gesrattung  des  Be- 
tretens derfeelben  durch  Militiir-Stations- 
Cummandanten  u.  commandirte  Militärs, 
H.  M.  Erl.      11.  Juli  «878,  B.- 28988, 

V  1.  .■i<i2. 

Balinliof  -  ]R«»taBr»Üon«ii  «  siehe 

EestaorAtfon«ii. 
Bahnhof •  StollfUvM«  s.  Stall« 

f'u  h  r  e  n. 

Bahnmagaalne  und  Stations  -  I-Ager- 
platze,  deren  Rinmung  durch  LageniaB» 

Erhöhung.  H.  M.  Erl.  v.  26.  Nov.  1870, 

Z.  22242.  I   II.  Aufl.),  342;  lU,  328. 
Bahnobjcei«,  Anbringung  voit  HBben- 

marken  an  «lenselben,  H.  M.  Erl.  T.  17. 

April  1871,  Z.  I0M71.  V  1.  160. 
Bal^npolixei    und    Stratrccht,    V  1, 

301;  •.  im  Einaelaen  bei  Po  IIa  ei  und 

Strafreoht. 
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Bakapollsel-Torschrirten ,  lieber- 
tretung  derselben,  g.  Po  lisei- Vor- 
schriften für  Eisenbahnen. 

Sshaimmie   und  aai8«rordeiitllehe 

Ereignisse,  Art.  38  Verk.-Grunclzllge,  V 
1,         im  Uebrigen  8.  Unfälle. 
BiABWttelitttr«  deren  AbtSsimg,  H.  M. 

SrL  V.  12.  August  IS65,  Z.  8829,  I.  135; 
u.  Ruhezeit,  H.  M.  Erl.  v.  8.  Jutii  1874, 

Z.  -12158,  V  1,  186;  vgl.  Pct.  5  der 

yerk.-Orandifige,  ▼  1,  825;  —  Vorgftiig 

bei  deren  Verliaftung  oder  Vorführung, 

Erl.  des  Min.  d.  Inn.  t.  9.  Üotober  1875, 

Z.  3987,  V  1,  305. 
Bahnwagen- u.  DralHinenfiftlirteii,  , 

Art.   26    Vrrk.-<Jrun.liüge,  V   1,  264; 

s.  auch  liüilwugon. 
BuibI«s«bc  Ton  Wlldeni,  Torg uig  bei 

Emaittlunp  der  Entscliädieung  für  die 

W*ldbettitzer,  Erl.  des  Miiu  d.  Inn.  t. 

SO.  Dee.  1874,  Z.  14005,  T  I,  119. 
Baseler  Vertrag  v.  17.  Nov.  1875,  betr. 

Verkauf  des  oberitaL  Sadbahn-Metses, 

V  1,  665. 

IBmm  der  Xäsenbabnen,  I.  51;  —  Maeh- 

trJinr'^  hiezu.  III.  298;  I¥,  48;  Eiflen- 

bAhnbau,  V  1,  112. 
BMkeCrleib  mit  LocomotiTen,  s.  Mate- 

rialsttge* 
Baaeonnenfi    ffir    Bereworksbalmen , 

C'uu){)eten2  zur  Ertlieilung  iie«t>elben,  U. 

M.  Erl.  T.  S2.  JSnner  1875,  Z.  40329,  T 

1,  107. 

BAalleiilunlller.  bi^toriscbc,  Vorschrif- 
ten Aber  deren  Erbattuni;,  I,  HO;  Fär- 
sorge  für  deren  Erhaltung.  II.  M.  ErL  r. 
23.  Nov.  is:)(t,  Z.  2602,  I.  110;  Instruc- 
tion für  die  Central-Commiision  t.  31. 
Peo.  1860,  Z.  3184,  I,  110;  Wirkungs- 
kreis der  Contervatoren  t.  24.  Juni  1863, 
I«  III. 

BMierleleliteniBseB  ftfr  SeovndSr- 
bahnen.  H.  M.  Erl.  t.  19.  April  1876,  Z. 

10871.  V  1.  172. 

BaurortaeiirittN-Berlciite,  Einrich- 
tung derselben,  H.  M.  ErL  t.  3.  April  ; 
1.H70.  Z.  4300.  III.  :jo1:  —  deren  Ver- 
fassung, Q.  I.  Erl.  Y.  26.  März  1872,  Z. 
2488,  IT.  46 ;  Vorlagetermin,  H.  M .  Erl. 
T.  31.  Mai  1872,  Z.  li:{69,  IV,  46;  — 
gleichmässige  Ausfüllung  der  vorznlepen- 
den  Tabellen,  G.  I.  Erl.  v.  13.  Jauner 
1874,  Z.  256,  Y  1,  171. 

Banstreoken .  newillii^uTii::  zur  Ein- 
leitung von  Materialzügen  mit  Loco- 
motiTen  auf  denwlben,  H.  H.  Erl.  t.  3. 
Min  1878,  Z.  29692,  T  1,  162;  Be- 


dingungen hiefür,  G.  I.  ErL  t«  7.  April 
1873,  Z.  9004.  V  1,  152  (deraoit  ge- 
regelt durch  U.  M.  Vdg.  v.  25.  Jänner  1879, 
R.  O.  BL  Nr.  19). 
Bauten«  ausserhalb  der  Bahnlinie  her- 
gestellte, deren  protokoilariaobe  Ueber- 
gabe,0eik.-Baudir.-&LT.21.  Jiiniier  185 1, 
Z.  15866,  1,  103;  i.  auoh  Privat- 
b  .1  u  t  e  n. 

BananlUlIe«  V  l,  153;  insbesondere 
deren  aofortlge  Aaseige  an  die  General- 

Inspection,  H.  M.  Erl.  v.  '>.  .Juni  1S71, 
Z.  9437,  III,  303;  Erneuerung  dieses 
Gebotes,  G.  I.  ErL  t.  20.  JXnner  1873, 
Z.  590,  V  1,  153;  Vorgang  bei  Staats- 
bahn-Bauten, O.  I.Erl.v.  12.  August  1874, 
Z.  61ii>,  V  1,  154;  Ertheilung  stren- 
ger Weieongen  an  deren  Hintanhaltang, 
G.  I.  Erl.  V.  8.  Aupust  isrn.  Z.  5891, 
V  l,  154:  Instruction  über  Ausführung 
▼on  Sprengarbeiten,  G.  I.  Erl.  t.  12. 
Uärz  1S75,  Z.  21G8,  V  1,  155. 

Banantern(*hiner.  Un/uliisi^ii:rl<e!t  des 
Einschreitens  derselben  um  Ocnehnii- 
gang  von  Projeeta-Aenderongen  n.  Com- 
missionen,  11.  M.  Vdg.  t.  18.  NoT.  1871, 
Z.  22738,  IV,  43. 

BsBSBatamA  der  Bahn,  deeten  lieber- 

wacbung  durch  die  Gencral-InapfMStion, 
§.  75  Betr.  Ordjr-,  I,  145. 
Bayern,  Staatävertrage  über  Eisenbahn- 
AnacUflste:  t.  21.  Jaai  1861,  B.  G.  61. 
?^r.  31  ex  1s.t2,  betr.  An*rhlu?s  der 
beiderseitigen  Eisenbahnen  bei  Salzburg 

0.  Kufstein,  I,  518;  —  Min.-ErkL  t. 
8.  August  1860',  betr.  Verzinsung  des 
Salzburger  Balinhofes,  III.  377  ;  —  Erkl. 
T.  9.  August  1872,  betr.  Verzinsung  des  . 
Kufsteiner  Bahnhofes,  IV,  231;  — 
Staat.-? vertrag  v.  21.  April  1856,  K.  G.  Bl. 
Nr.  100,  betr.  Abänderung  u.  AuadAh? 
nnng  des  Eiteren  Yertragee  auf  den  An- 
schluss  bei  Paseau.  I.  457;  —  v.  "JO.  Sept. 
1858,  R.  G.  Bl.  Nr.  -.»aö,  betr.  AnscLIuss 
an  der  böhmisch-bayorischen  Grenze  bei 
Furth  a.  Walde,  I,  553;  —  t.  17.  Juni 

1. ^,3.  K.  G.  Bl.  Nr.  71.  betr.  Eisenbahn- 
Verbindungen  Üof-Asch-Eger  und  Eger- 
Waldeaieen,  I,  563;  —  v.  4.  Juni  1867, 
R.  G.  BL  Nr.  92,  betr.  Bau  u.  Betrieb  der 
Eisenbahn  von  München  über  Braunau 
bis  Neumarkt,  I,  576;  —  v.  27.  August 
1870,  R.  G.  Bl.  Nr.  13  ex  1871  betr. 
Herstelluntr  der  Eisoiibalin  Lindau-Bre- 
gens-St.  Margaretliea  u.  Foldkiroh-Üacha, 
III,  378;  ProtokoUT.  16.  Hai  1877, 
betr.  Berition  dea  Batr.Vertr.  der  Yor- 
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arlberger  Babn  v.  88.  Mai  1872,  V  1, 
ß3ö;  —  Stn.itsvertrap  v.  30.  Mürz  1873, 
K.  Q.  Bl.  Nr.  107,  betr.  Herstellung  der 
EiMQbshnen  a)  Landau  -Ebenitein- 
Pilsen  u.  h)  Paseau-Kuschwarda-Strako- 
niiz,  V  1,  C23;  —  Min.  Erkl.  v.  27. 
April  1873,  betr.  Transport  von  k.  k. 
Truppen  auf  bayer.  Eisenbahnen,  V  1, 
r,:Jl;  —  Staatsvertrag  v.  IG.  Mai  1Ä77, 
K.  G.  Bi.  Nr.  82,  betr.  llerttellung  einer 
in  Eg«r  efnmBndenden  Abcweigong  d«r 
Fichtelgebirp-I.nhn.  V  1.  CIT. 
BayerIveMe  Bahnen,  Beförderung  toii 
Personen  und  Aerarialgütern  der  bewaif. 
netcü  Macht  Oofterreiph-T^nparns  auf 
deii.-cIl.eTi  .  riic  V«lg.  d.  Hoichs- KrpB. 
Min.  V.  17.  Juni  1873,  Abth.  11,  Nr.  1713, 

B^ftBife  und  I)i<ner  beim  Bahnbetriebe, 
deien  Anstellung,  Betr.  Ordg.  §.  3,  I, 
190(11.  Aufl.ll8),8.  übrigens  Betrieb  s- 

perfional  ;  —  deren  Ueborwachung 
durch  die  General-Inspeetion,  §5.  7S  -  M4 
Betr.  Ordg.,  I,  146;  —  Qualitications- 
tobeUenfiberdieaelbM,  §.  8S  Betr.  Ordg., 
I,  148;  —  bei  St.'int«l  Mlmen  angestellte, 
deren  Verpflichtungen,  §§.  bb — 57  Betr. 
Ordg.,  I,  138;—  der  Prirai-l^senlMthtf 
Unternehmungen,  deren  VcrpflichtunRen, 
§§.  58—70  Betr.  Ordg.,  I,  139  II.  .\ufl. 
138);  der<rn  Evidenthaltung,  §.  til  Betr. 
Ordg.,!,  139;  bescliränkte  Vortage  Yon 
Ausweisen,  H.  M.  Erl.  v.  fi,  Juni  l'^7fi, 
Z.  393G,  V  1,  ISA;  —  deren  Instruc- 
tionen n.  Verpflichtunpen,  §§.  62,  63 
Betr.  Ordg.  I.  110;  —  d«re«  Benehtuen 
bei  Thatbestand^-Erhcbuiipen  n.ieli  Un- 
fällen u:  gegenüber  den  i>taat8bohöi-deD, 

H.  M.  Eri.  T.  12.  Augast  1850,  Z«  0)7fiO, 

I,  141. 

Becker*»  Einrichtung  zum  Ein-  u.  Aus- 
kuppeln der  Wagen,  0.  I.  Erl.  v.  27. 
"Nov.  1874,  Z.  10517,  V  1,  194. 

BedlcuHtete,  geprüfte,  Vorlage  von  Vci^ 
zeiehnissen  (ibcr  dieselben,  G.  I.  Erl.  v. 
10.  Mai  1889,  Z.  1384,  I,  181  (H.  AuO. 
119). 

Bedienung  der  Locomotive,  Erforder- 
nisse hiezu,  I.  187  (II.  Aufl.  261);  —  der 
Wagenbrempen,  H.  M.  Erl.  v.  13.  Janncr 
1865,  Z.  17485,  I.  131  (II.  Aufl.  130). 

Beefdigong  der  mit  bahnpolizellichen 
Functionen  betrauten  Be'lienüfeten,  H. 
M.  Erl.  T.  9.  Marx  1877,  Z.  24768,  V  1, 
188.  . 

Befto^ernng  Ton  reranneo.  Reisege- 
piek,  Leiebieni  Flakpeettgen  tuia  lebenden 


Thieren,  Abschn.  II  Böu- üegt. 
325;  —  Ton  Gütern,  Abechn.  III  Betr. 
Regl.,  V  1,  343;  —  von  Gold-  u.  Silber- 
barren, Geld  Q.  gfidartitbni  Papieveft^ 

H.  M.  Erl.  V.  11.  Juli  1874.  Z.  20571,  V 

I,  396;  —  abgesonderte,  von  Schüb- 
lingen und  Sträflingen,  H.  M.  Vdg!  v. 
26.  August  1872,  Z.  22077,  V  1.  384; 

-  Transportbedingungen  hiefür,  H.  M. 
Erl.  V.  15.  Febr.  1873,  Z.  4479,  V  1,  385. 

BegehangeB«  cominia6ioneUe,der  BAn,. 
Beizirhurip  von  I.andcüausschuM  -  Mit- 
gliedern, U.  M.  Erl.  V.  28.  Octeber  11670, 
Z.  20092,111,  296  (derzeit  geregelt  durch 
die  Z  u  f  a  h  r  t  s  s  t  ra  ssc  n-Landesgesetxe 
[s.  dort]  u.  die  11.  M.  Vdg.  v,  25.  .Tünnet" 
1879,  K.  G.  Bl.  Nr.  I9j;  «.  auch  poli- 
ti sehe  Begehungen.  ■  * 

Begleif dornmcntederZilire,  t-.  Züpc. 

Behelsung  der  l'ersonenwagen,  II.  M. 
Erl.  r.  8.  Sept.  1871,  Z.  18688,  1%  -M» 

H.  M.  ErL  T.  10.  August  1872,  Z.  2183^ 

V  1.  lyo. 

Beherbcrgnug  freuidi-rl'ereoncn  in  den 
Bahttwaehterhaosem,  H.  M.  Erl.  t.  14. 

Aj.ril  IS74,  Z.  inOys,  V  1.  3o'j. 
Behörden«  deren  Organisation  und  Wir- 
kungskreis in  Eisenbahnaaehen ,  I,  1; 
—  ins.bosotM3ere  Finana*Beb.,  I,  21 ;  poU- 
ti^  lic  lieh.,  I.  '21:  —  Nachtrag  hieatt,. 
III,  259,  2G'J;  IV  1;  V  1. 

Belidrdllleile  InterTenÜon  bei  Kaea« 

bahnbaufn,  H.  M.  Vdg.  T.  1«.  NoT.  1871,. 
Z.  22738,  1%',  43. 
BehMBtgabe  d.  Concessionsertheilung 

u.  Traccbestimmung   von  Eif^enhaiinen 
an  die  Bergbehörden,  EH.  des  Min.  d. 
Inn.  V.  20.  Mai  1871,  Z.  070,  IV,  42. 
BeUidiang  und  Belastung  der  yftugvA,  •. 

Belageruugiisuiitand  u.  Krieg&zeitea, 
Bahnbetrieb  In  solchen,  §.  70  Bett; Ordg., 

I.  144.  . 
Belafttung  der  Züge,  e.  Züge. 
Bclastungatabelle  für  Brückencon> 

etructionen,  O.  L  ErL  t.  2.  JSept»  JE78^: 
Z.  8O0S,  V.  125. 

Belehrang  des  Bahnpcrsonals  über  Un- 
fälle und  Verfügungen  sur  Hintanhaliang 
derselben.  H.  M.  Erl.  v.  22.  Mai  1874,  \ 
Z.  11589,  V  l,  293;  —  der  Volk6$cl.üler 
über  die  Pflichten  des  Publicuuis  gegen- 
über den  Eisenbahnen,  Erl.  des  Min.  für 
Cultus  u.  rntorricht  V.  13.  Nov.  1876, 
Z.  18255,  V  1,  301. 

BeleidigOBg  »fientlieberBeamten,S«313 
Straf-Ges.,  I,  204  (II.  Aufl.a74). 


B<ae«^tBli9  d«r  Sfjgrnale  tii*4  Züg«, 

Art  0  Verk.-Grundziige,  V  1.  — 
der  Zügp,  a.  auch  Z  u  g  s  1.  o  I  e  u  c  h  t  n  n  ff. 
JBeleachtimss- Vorrichtungen  der 
'  rer«nnen\vagcn,  deren  Instandhaltung, 
Q.  I.  Krl.  V.  19.  HSn  1870,  Z.  137 U, 

V  l,  191. 

BeniMtfniig  des  A^lo^ZuscfaUg^s,  Ab- 

äiid'-runjr  der  Bcatimmungen  hierüber, 
H.  M.  Erl.  V.  U,.  Juni  187 5,  Z.  18217, 

V  1,  465;  —  der  Erwerb-  und  Ein- 
kommensteuer, B.  daselbst. 

JBenikfsung  v.  Eis»Ml^.lhne^),  all;:<tnHne  | 

YerpÜicLtuiig  des  rubiicums,  §.  93  Betr. 

Ordf.,  T.  152  (TI-  Aufl.  I53j.  I 
Berechnung      r  Fraebtgeider,  §.  52  j 

Betr.  Regl.,  V  1,  360. 
Bergabhttnge«  Verhütung  v.  Eisenbahn- 

unfiillen  an  dcns«Mben,  Hofkzldeer.  T, 

29.  Anruft      H.  I.  W. 
Bergbau«  Ik-handlung  der  zum  betriebe 

desselben  nothwendigen  PrivaUEisen- 

bnhii-  (i:  Min.  Vdj;.  v.  I.  Nov.  I>«.>9.  K.  G. 
Bl.  Nr.  200,  I,  45;  vgl.  auch  liorg- 
werks bahnen;  —  Unfernehnier,  Ent- 
schä'ligiitifrsnnsprffche  derscl^n-u  wigon 
Detrifb^lll•^<■llränkungen  diircli  Kis-n- 
bahn -Anlagen,  Entschdg.  des  Min.  d. 
Ins.  V.  15.  Febr.  1870,  Z.  44,  IV,  40; 
—  -Unlernoluniingen  und  Eiscnhnhnon, 
Verhütung  und  Beseitigung  von  CoUi- 
•ionen  xwieehen  denselben,  Hin.  Tdg.  v. 
2.  Janner  18&9,  R.  O.  Bl.  Nr.  25,  I,  37; 
%v*>itcr<'  Bestimmungen  •.  bei  Colli» 
s  i  o  II  e  n. 

^»rgh0WMl^mn  Bekanntgabe  der  Con- 

Ce8sinrif!cTth«*ilung  und  Tiaccli'^sf  inimuuc 
Ton  Eisenbahnen  an  dieselben,  Erl.  des 
Min.  d.  Tnn.  r.  Mai  1871,  Z.  670,  IV, 
42;  —  il'-rrn  Vertretung  bei  Traoo  Tiovi- 
sionen,  II.  M.  VerföfTunt»  v.  13.  JUnner 
1»74,  Z.  4y2«>7,  V  1,  171. 

BergyeMts«  allgemeines,  y.  28.  Mal  1854, 
R.  0.  Bl,  \r.  11»').  Bestiiiimun-if^n  dos- 
soliicn  Uber  Bergwerksbabnen,  I,  46. 

Bergwerke«  nKebst  einer  Eisenbahn  ge- 
legen, deren  wirksame  T'elierw.ichung, 
Vd<j.  'I.  Berghauptmannscliaft  I'r.ag  v. 

30.  Sept.  1876,  Z.  1769,  V  1,  105. 
B«rgwerk«lNiliBea«  einschlägige  Bc- 

stimmunsren  d»-»  «llg.  Bergg«'S.  v.  Mal 
1854,  K.  G.  Bl.  Nr.  146,  1,  46;  gesetz- 
llehe  Servituten  an  denselben,  I.  47; 
Behandlung  der  zum  Bergbaubetrieb^ 
nothvvenditren  Priv  ittinh'ien .  Min.  Vdg. 
T.  1.  N<»v.  IHÖ'J,  K.  G.  Bl.  Nr.  200,  I, 
45;  Vorerliebungen  tür  diesdben,  H.M.' 


Erl.v.  18.  Mai  1874,  Z.  14069,  V  1,  107; 

Conipeten/.  /nr  Erthoiliing  de?  Baucm- 
senses,  U.  M.  Krl.  v.  22.  Jänuer  Iö75; 
Z.  40329,  V  l,  107;  —  de«  B^tdebMOn- 
^eu^ts,  U.  M.  Erl.  r.  20.  Fabr.  1875,  Z. 
30178,  V  1 .  los, 
Berichte«  periodische,  dc>  landesfüretl. 
CommissSre  bei  Eisenbahnen,  H.  M.  Er^ 
lasse  V.  8.M;iI  iST.'i.  Z.  .{7710  u.  30.  April 
1874,  Z.  bl,  V  1,  10;  lerucr  H.  M.  Krl. 
V.  23.  MSrs  1877,  Z.  354,  Vi,  11;  s. 
übrigens  Eingaben. 

Berun- .llyftlowita  und  Nicolai-Pless, 

Kisienbaim-  Vnseiiliisse,  s.  FreUSSen. 
Benchildigung  und  Veränderung  an 

der  Bahn,  §.  OS  Betr.  Or.i^'..  I,  154  (IL 
Aufl.  I55i;  —  bosliafte.  fremden  Kiiren- 
tburas,  §.  bä  Ötrai-Ues.,  I,  199  AuA. 
.  289) ;  —  mathwiliige,  ron  Biannbfthnnny 
f.  318  Straf-Gef.,  I.  199  ril.  Aufl.  -ir.'y  -. 
—  von  Warnungsseichen,  §.  319  6traf- 
Ges.,  I,  200  (IL  Aufl.  270). 

B«MllHbilin«s  der  den  Bahnen  obHe- 

genden  Yeriitlichtung  /um  Tran.^porte 
und  Zahlungsmittel,  §.  6  Betr.  Uegl.,  V 
1,  334. 

Besdiwerdebllelier,  deren  Einfah- 
rung aiit*  den  vormaligen  Staaf.sbahnen, 
Gen.  Dir.  Krl.  v.  15.  Aug.  1S51,  Z.  4845, 

1,  125  (II.  Aufl.  123);  -  deren  Einrich- 
tung und  Behandlung,  Gen.  I>ii.  Erl.  v. 
3.  Sept.  1S5K  Z.  4?<1.-».  I.  r2.'.  II.  Aufl. 
123);  —  §.  11  Beir.  Ordy.,  I,  125  ^11. 
Aufl.  12.1>. 

Beuch werdeftthru II e  in  Tian>|H>rt 
Angelegenheiten,  §.  4  Betr.  Kegl.,  V  l, 
324. 

Beseitigung  von  Collisioncn  zwischen 
Ei.-enbahn-  und  Bergbau-Unteroehman- 

gen,  s.  C  <>  I  Ii  s  i  o  n  e  n. 

Beskid  -  Bahn .  s.  Lombcrg-8try  i- 
Beskid  und  S  try  i  •  S  tan  is  1  a  u  c  r 
Eisenbahn,  II  2,  1421,  nachmals 
Erzherzog  Albfceht-Bahn ,  IV,  52ö;  V 

2,  742. 

Besonderer  Theil,  erster  Ab.scUuitt, 
Staat.<i  vertrüge  Aber  Eisenbahn  -  An- 
schlüsse und  Ssterreichfsehe  Cnnces- 
•innen  auswärtiger  Bahnunterni'huiung 
gen,  I.  379;  —  Nachtrag  hiezu .  III, 
369;  IV,  231;  V  1,  023;  —  zwciur 
Absehnitt,  Constittttiv-Urkunden  der  in« 
lÜndii^chen  Ei.'^onbalin-T'^nternohmuiigen, 
erste  Abtheilung,  II  1,  1;  tt  ÄW^il^.A.b-., 
theÜung,  II  2,  771;  —  Maehtfige  hiexu^ 
in,  391;  IT,  259;  V  2,  l. 
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BMflniniMCeB  betr*  Anlefimg  undi 

Führung    von    Eisen^Jilin>u"icliom  aufi 
Grund  des  §.  55  de«  Ges.  v.  1^.  Mai 
1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  70,  Jn*U  Min.  Vdg. 
V.  31.  Mai  1874,  R.  G.  BL  Nr.  87,  V  1,  i 
49;  —   zur  ^V!l!l^uIle   der  Sicherheit,  | 
Kegelmüesigkeit  und  Ordnung  des  Eisen-  ' 
bfthnbetriebes,  I,  159;  IH,  310;  IV,  64; 
8.  auf'h  III  Eisenbahnbetrieb,  V  I.  177.' 
Betreten  der  Bahn,  §.  U6  Betr.  Urdg.,  I,  I 
153  (IL  Aufl.  164);  —  und  der  Bahn- | 
h6fe  durch  das  Publicum  und  specieil 
befupte  Personen,  §.  5  Betr.  RepL,  Vi,' 
324;  —  der  Bahn  durch  Sieherheits- ' 
Organe,  H.  M.  Erl.  v.  13.  Nov.  1852.  Z. 
'22oiI.  I.  l."»4:  —  dureli  Angehörige  der 
Bediensteten,  (ien.  In»p.  Erl.  v.  28.  Jün- 1 
ner  1872,  Z.  756,  I  (iL  Aufl.)  154;  —  | 
dessen  Abstellung  behufti  HiTit.-inhaltiing 
von  Unglücksfällen,  H.  M.  Erl.  v.  6.  Juli 
1873,  Z.  «.1162.  V  1.  288;  —  des  Bahn-  \ 
kSrpers  durcli  Gendarmerie  und  Finanz-  ' 
Organe.  II.  M.  Erl.  v.  -27.  .Juni  1,S71.  Z. 
1911Ö,  V  1,  303;  —  durch  Militärs 
anUZaalieh  Ton  Eseraitien,  Erlaaa  dea 
Raichs-Krieg.s-Min.  v.  24.  Febr.  187.'»,! 
Abth.  5.  Nr.  4»is,  V  1,  305;  —  der  Bahn-  j 
hofrnume,  Gestattung  desselben  für  Mili- ' 
■  r  Staiion»coiumandantoii  und  comman- 
dirte   Militärs,   H.  M.  Erl.  v.   II  .luli 
1873,  Z.  23785,  V  1,  302;  -  der  Bahn- 
bofHluma  und  StatlonsplStiedareh  Bahn»  \ 
bedien  stete  und  deren  Angehörige,  Gen. 
Insp.  Erl.  v.  17.  Juli  1875,  Z.  7346,  V  1, 
297. 

Betrieb  der  Eisenbahnen,  I.  113;  — 
—  Nacheräge  hiezu,  III.  .'505;  IV,  66; 
Eisenbahnbetrieb,  V  1,  17  7. 

Betrtelba-Aaswelse«  monatlleha,  Ver- 
fassung und  Vorlage  derselben.  H.  M. 
£rL  V.  8.  Febr.  1876,  Z.  36til,  V  1,  91;  , 
Einführung  eines  neuen  Formulars,  Gen.  { 
Intp.  Erl.  T.  9.  Oet  1876,  Z.  18892,  ▼  , 
1 .  92. 

Betri«bsbeiiclirttak.angen  durch 
Eiaenbahn» Anlagen,    EntsohBdtganga- i 

anspTÜche  von  Bcrgba>i-T'nternehtnern 

wegen  solcher,  Entscheidung  des  Min. 

d.  Innern  t.  15.  Febr.  1870,  Z.  44.  IV.  40. 
BetrtebMroilHenH  für  Bergwerksbah-  | 

nen,  Ertlieilung  desselben,  H.  M.  Erl.  v. 

20.  Febr.  187ä,  Z.  3047S  .  V  l,  108;  — 

iiberhaujit  s.  Betriebs-Eröffnung. 
Betrlebs-ErdffnunK  bei  Eisenbahnen, 

Betr.  Ordg.  §.  1,  I,  119  (IL  Aufl.  117>; 
.  Bedingitngen  biein  ebenda  §.  2,  I.  120 

(IL  Aufl.  118);  Vorgang  bei  AatrSgen 


auf  Ertheihing  der  Bewilligung  zur  Be- 

triebs  ErÖffnunp:  von  öffentlichen  I.oco- 
motivbahnen,  H.  M.  Erl.  v.  6.  Febr. 
1875,  Z.  8768,  V  1,  177;  Vorgang  bei 
technisch-polizeilicheu  Prüfungen  und 
CoUaudirungen.  H.  Min.  Vdg.  v.  6.  Oet. 
1875,  Z.  3ilij7,  V  1,  178  (vgl.  auch 
U.  Min.  Vdg.     26.  Jinner  1879,  R.  6. 

ni.  Nr.  19  . 
Betriebamittel«  deren  Erhaltung,  Bett. 
Ordg.  §.  3,  1,  120  (n.  Aufl.  118);  ~ 

deren  Ueberwachung  durch  die  Gen.» 
Inspection  §.  76  Belr.  Ordg.,  I,  14.3:  s. 
im  Ue'  rigen  Fa h  r  b e  t  ri  e  b s  ni  i t  tel, 
L  c>  f  0  m  o  t  i  V  e ,  Wagen. 
BetriebHordnung.  Eisenbahn-,  v.  16. 
Nov.  läOl,  K.  G.  Bl.  1852  Nr.  1,  I,  116; 

—  NaohtrSge  hiezu.  m,  805:  IV,  66« 
Vi.  177:  —  insbesondere:  —  Verbind» 
lichkeit  ihrer  Vorschriften  für  die  pri- 
▼ilegirten  und  coneessionirten  Eisen- 
bahn -  l'nternehmungen ,  §.  91  Betr. 
Ot'ii;..  I.  —  T'eber'>>  ifhunj;  der  die 
Verpflichtungen  de«  Publicuni*  betref- 
ÜBnden  Vorschriften  derselben,  Betr. 
Ordg.  §.  KU.  I.  1.j5  II.  Au*',  l.ir,  ;  — 
politische  ^trafcompeienz  in  l'ebertre- 
tnngsfallen.  Erl.  d.  Min.  d.  Innern  t. 
17.  Oct.  1870,  Z.  12083.  III,  .517. 

Betriebs  -  Organe  der  Eisenbahnen, 
deren  Benehmen  hinsiuhtlroh  der  Erhe- 
bungdeaThatbestaades  beiUnflUea  und 
«,'eg^enül>er  den  Staatsbehörden,  II.M.S1I. 
V.  12.  Aug.  1866,  Z.  2ü75«,  I,  141.  * 
BetolebMperaoMl,  dessen  Anstellung, 
Betr.-Ordg.  §.  3,  I.  120    II.  Aufl.  II81; 

—  dessen  Instruction  im  All^'..  §§.  14.  15 
Betr.  Ordg.,  1,  127  i^Il.  Aufl.  125);  — 
dessen  PrBfung,  Oen.  Insp.  Erl.  t.  10. 
Mai  I8r,9.  Z.  1364.  I,  l2l  ill.  Aufl.  IlSi; 

—  und  Probepraxis,  U.  M.  Erl.  v.  6.  Mai 
1870,  Z.  19964.  III,  305;  Ausweise 
über  geprüftes  Betriebspersonal.  Gen. 
Insp. -Erl.  V.  19.  Juli  1S7I.  Z.  \r>:\: .  IV. 
56;  —  überhaupt,  V  1,  183;  s.  auch 
Beamte  und  Diener  der  Priral» 
Eisetibahn  -  l'nteriioiniiungen  ;  —  Vor- 
kehrungen zur  UintanhaUung  des  Ver- 
unglttokens  desselben ,  O.  I.  Erl.  27. 
April  1873,  Z.  3603,  V  1,  288;  -  -le?»«» 
Ueberwachung  betreffs  Hintanlialtune 
von  Unfällen.  H.  M.  Erl.  v.  7.  Nov.  lt<73, 
Z.  37323.  V  1.  290;  —  dessen  Beleiinrag 
in  den  Stationen.  H.  M.  Erl.  v.  22.  Mai 
1874,  Z.  11589,  V  1,  293;  —  HinUm- 
haltung  des  Vernnglttekem  deatelben 
und  seiner  AngehSrigen;  O.  L  ErL  t. 
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17.  JoU  1875,  Z.  7846,  Vi,  297;  — 
militärpflichtiges,  «le^^scn  Belassung  im 
Kriegsfälle  in  seinen  Anstellungen,  §.'26 
^Vellrg.  V.  o.  Deo.  1868,  R.  G.  Bl.  Nr.  151, 
I,  179  (U.  Aa6.  SS7). 

Bvtrit'bMperNoiial-.iiiNwelHe .  Re- 
schränkung  der  Vorlage  solclier  an  die 
poKtischen  LandessteUen,  H.  H.  Erl.  v. 
«.  Juni  1876,  Z.  3936,  V  1,  184. 

JBetrleb»ireKleracut  für  die  österrei- 
chischen Eisenbalmoii  v.  10.  .Juni  1874, 
B.  O.  Bl.  Kr.  76,  V  1,  323;  —  dessen 
Einfühninp,  II.  M.  Vdg.  v.  in.  Juni  1S74, 
R.  O.  Bl.  Nr.  75,  V  1,  322;  Abänderung 
des  f.  48  desselben,  H.  H.  Ydg.  v. 
•25.  Juni  IS77,  R.  G.  Bl.  Nr.  69,  V  I, 
323;  —  Anhang  liiezu  hetr.  Beförderung 
von  bchies.spulver ,  ächiest^ba  um  wolle, 
Feuerwerkskörper  und  SprengpuUer  im 


iritorncn  Verkehre,  V  1,  355; 


Ah- 


weichungen  von  den  Bestimmungen  des 
Betr.  Regl.,  H,  M.  Erl.  t.  20.  Not.  187S, 
Z.  299^9,  V  1.  3-'I. 

Jie(riebi»i»tttrangen  und  Unglücks- 
rälle.  Betr.  Ordg.  §§.  16—18,  I,  127 
ill.  Aufl.  126);  —  deren  Anzeige,  H.  M. 
Erl.  V.  27.  Dcc.  1851,  Z.  7121,  I.  165 
(U.  Aufl.  216;;  H.  M.  Erl.  t.  1.  Mürz 
1853,  Z.  3110,  I,  166  (IL  Aufl.  917). 

BetriebH  -  l'nternelunangcn  •  Ver- 
pflichtungen derselben  und  ihrer  Ange- 
gestellten, Botr.  Ordg.,  I.  Abschnitt,  I« 
119  II.  Aufl.  117  t. 

BetriebHVorticbrirtcn .  »leren  Ver- 
bindlichkeit für  .Militärpersonen,  U.  M. 
Erl.  T.  6.  April  1850,  Z.  989  und  1.  Dee. 
18:>0,  Z.  6051,  I,  143. 

Sewacbang  der  Bnbn  und  Signale, 
§§.  41—54  Betr.  Ord-.,  I,  135  (II,  Aufl. 
134  :  —  Ablösung  des  WÜchtcrperso- 
nales.  U.  M.  Erl.  y.  12.  Aujrust  1865, 
Z.  8829,  I,  135;  —  Uoberwachung  der 
Wegtehrnaken,  H.  11.  ErL  t.  18.  Mine 
1S52.  Z.  2647,  I.  135. 

IteirerbaBgsfkrtst«  Festsetzung  dersel- 
ben für  Dienststellen ,  welche  den  an- 
spruclisberechtigten  Unterofficieren  vor- 
behalten .«iri.l.  H.  M.  Erl.  Y.  14.  OcU 
1874,  Z.  3097  7,  V  1,  77. 

BewtUlgsns  stur  Yomnbme  teohnisober 
Vorarbeiten,  §§.  1  —  4  Cone.  O-s..  I. 
27;  —  zur  Einleitung  von  Material- 
sflgen  mit  Loeomotlven ,  ».  Materini- 
z  ü  ge;  —  zur  Eröffnung  der  Bahn,  Betr. 
Or.l-:.  §.  1,  I.  119  II.  Aufl.  1  17  i,  ».  aucli 
Betriebs-Erüfi'nung;  —  für  l'rivat- 
b*nten  ISngs  Eisenbahnen,  OesehXfts- 


gang  bei  denselben,  H.  M.  ErL  t.  7.  Jiüi 

1852,  Z.  12316,  I.    lOI;  H.  M.  Erl.  T. 

8.  .Juni  1s.it    /    l-JSO.  I.  lo-_>. 

Bielatbai-lSaliu .  ConstituUv  -  Urkun- 
den, II  9,  1237 ;  Veberreng  an  die  An 
i  ir  -Teplitzer  Bahn.  IV,  425:  dort. 

Bilin-Aasslg.  s.  Bielathal- Bahn. 

lullet»  und  CtepSekexpeditionen ,  deren 
Oeffnung  Tor  der  Abfahrt,  f.  14  Betr. 
Regl..  V  1.  :?-2>i. 

Ilillet%  erkauf  im  Fersoncuverkehre  u. 
Zurücknahme  gelöster  Billets,  §.  9  Betr. 
Rej:!.,  V  1.  325:  ».  auch  F  .i  b  r  h  i  11  e  t  s. 

Blumau«  s.  W icn- Blumauer  Eisen- 
bahn« 

BodenkMli«  Eisenbahn-An-  Iii  1  — ,  s. 
Suehsen:  —  -Duxer  Elseubahu,  S. 
D  u  X  -  liMdenbacber  Eisenbahn. 

BttllBdMlie  Kordbahn  -  Gesellschaft, 
k.  k.  priv.,  Constitutix -l'rkunden,  II  2, 
1135;  —  Nachtrag  hiezu,  III,  481;  I¥, 
489;  V  2,  825;  —  inabesondere  Conoes> 
sions-Urkunde  v.  6.  Oct.  1865.  II  2, 
1137;  —  V.  9.  Sept.  1871  für  Kinnburg- 
Schlu<  kenau,  IV.  429:  —  Statuten,  II, 
2,  1150. 

BtthmlNcho     XordweHtbaha«  s. 

Busch  tehrader  Eisenbahn. 
BtthmtoalM  WeatMm,  k.  k.  priv., 

Constitutiv -Urkunden .  II  1,  579;  — 
Nachtrag  hiezu.  III,  447  ;  V  2,  588;  — 
in.sbesondero  Concessions-Urkundc  v.  8. 
Sept.  1859,  III.  581;  —  Nachtrags- 
Uebereinkomtnen  v.  23.  Oer.  Lsr.ii  i'l)en- 
da589;  —  Nachtrags- Vertrag  v.  12.  Jän- 
ner 1865  ebenda  597 ;  —  Vebereinlcom* 
nicn  V.  24.  Juli  18(»9  wetren  Refundirung 
der  Garantieschuld  ebenda  603;  —  Sta- 
tuten, V  2.  588. 

BörtienTerkehr  von  Kbenbalm-Effec- 
ten,  in  demselben  eintretende  Aenderlin« 
gen,  8.  Effecten. 

BMlflcailonea  im  FraehtenTerkehre, 
deren  Ertheihiiif,'  iitnl  in<^ii.itIiiMie  Naeb- 
wei«ung,  U.  M.  Erl.  v.  10.  Mai  1676, 
Z.  11626,  T  1,  440;  —  im  Personenver- 
kehre,O.LErI.T.  11.  Juni  1877,  Z.  8563, 
V  1.  443. 

Bomtenvieli  -  TrAMporte  •  deren 

Regelung,  H.  M.  Erl.  t.  26i  Febt..  1876, 

Z.  17o<.,  V  1.  431. 
Borinlaw,  s.  Dniester-Bahn. 
Boshafte  Han41fiiigen  unter  beeon- 

ders  gefährlichen  Vorhiiltnissen ,  •  V«^ 
breeheii  der  «ifTentlirhfii  f »e\\  alttliUtig- 
keit  nach  §.87  Sirai-Gea..  1,  -2U0  «^11. 
Anfl.  270). 
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Bosea-JHenmer  Kisenbahn.  Constitu- 
tiT-Urlcmdra,  IV,  628 ;  V  2,  468;— ins- 
besondere f^lStehm  der  ConceMion 

V  -2,  408. 

Braunau  ,  £i»enbaiin  •  Ansehluss  Ton 
Hffnohen  »aefa  Nranuitki,  •.  Bayern; 

 Neumarkter  Bahn.  II  I.  403;  — 

Nachtrag  hiezu,  III,  437;  —  Vereini* 
gung  mit  der  Kalgerin  Elisabeth-Balin, 
III,  4S4(  —  -Stranawalcheiier  Ei- 
aenbahn.  vormals  k.  Ic.  priv..  ConsfiJutiv- 
Urkunden,  IV,  56U  ;  nunmehrk.  k.  Staats- 
iMhn,  V  96. 

Bremswagen,  Ausschliessung  der  ni^ht 
mit  QelÜDdern  versehenen,  H.  M.  Erl.  v. 
4.  August  1870,  Z.  9487.  I  (U.  Aufl.), 
130;  Ol,  308;  —  deren  Anzahl  und 
Vertheilunp.  Art.  12  Verkehrs -Grund- 
2ügc,  V  1,  236. 

BrierkAatoB  in  BahahSfen,  deren  Ein- 
rieh  tun  L-,  II.  M.  EtL  f.  IS.  April  1866, 
Z.  1UIU6,  I,  143. 

BpUcIi^M«  eiserne,  für  Eisenbahnen,  bei 
deren  Erbauung  zu  hccihnclitendeSicher- 
heitsrücksit  Ilten.  H.  M.  V«lff.  v.  3(».  Aug. 
1870,  Ii.  G.  BL  Nr.  114,  III,  297;  — 
reehtzeltigtt  Vorlaire  der  Pllne,  H.  H. 
Erl.  V.  16.  De«.  1872,  Z.  .36440,  V"  1,  | 
112;  —  Nachweis  des  Eigengewichtes  j 
der  Eisenconstrufltionen,  O.  I.  Erl.  t.  | 
30.  Juni  1873.  Z.  6603,  Vi,   123;  —  ( 
Hinaufpal"-  fitn  r  Belastunpstabelle  für  ' 
Brückencoustiuctionen,   Q.   I.   Erl.  y. 
2.  Sept.  1873,  Z.  8038,  ¥  1,  194. 

BrttckenconstractloncB ,  ci»erne, 
fUr  Eisenbsiinen ,  s.  Eisenconstruc- 
tionen;  —  für  Tramways,  deren  Pro« 
jeetBvorlneo.  U.  M.  Erl.  t.  24*  August 
1874.  Z.  -IMKA.  V  I.  109. 

BrttekenobJectCS  strategisch  wirhtice, 
Vorgang  bei  Anlegung  derselben,  H.  M. 
BrI.  T.  7.  Juli  1874,  Z.  17978,  V  1,  160. 

Brürkenproben.  V  1,  121;  —  insbe- 
yondrre:  Vorii.ilime  derselben,  G.  I.  Erl. 
T.  8.  Aug.  1872,  Z.  5351,  V  1,  121; 
Vorbereitung^  cur  Vornahme  derselben, 
0.  I.  Erl.  Y.  96.  April  1873,  Z.  3984, 

V  1.  I  •_»•->. 

Brucken  -  Kevon^tmetion  •  Wah- 
rung» militarltcher  Interessen  dabei ,  s. 
Reoonstruction. 

Bruches- Sprengminen.  Itefolcr'incr 
.der  WMsungea  für  deren  Anlage,  H.  M. 
Srl.Y.  1.  J«nil879,  &p*«M>6,  l¥,  43; 
-f  SprengTAdttioIrtuägen  bei  Neit-Anla- 
g«a,  iL  M.£rl*T.  7.  Juli  1874,  Z.  17973, 


V  1, 160;  —  beilieconstructioneii.  H.M- 
Ell.  ▼.  28.  Aug.  1874,  2.  97100,  V  l  ^  1 63. 
BrIllin-lloKftitxerdKenbahii,  k.  k. 

a.  priv..  Tonistitutiv- T'rk'iriilcn  .  II  1, 
143;  iV,  277  ;V  2,  246; insbesondere 
Goneessions-Urlninde  V.  15^  JSnner  iSSd^ 
II  1.  I  ir>:  —  Stnal-irarantie-'Uebcreln- 
komoien  v.  1.  Dec.  1866  ebenda  1.51  :  — 
Statuten  ebenda  164';  —  Fusion sgeset« 
V.  7.  Juni  1S77.  V  2.  24«. 
BHIx,  8.  Pilsen-Priesener  Eisen« 
bahn. 

Bfleta«vli«tae  BeliMdluc  der  fSr 

Tlieil-jcliuldversrliroi^iiiiiiren,  wejrhe  auf 
Inhaber  lauten  o<ler  dureli  Indossarneot 
übertragbar  find,  eingeräumten  Hyjio- 
tbekarreclite.  s,^.  n  - 1 ."»  Oes.  V.  24.  April 
1874.  R.  f}.  Bl.  Nr.  4'».  V  1.  19.'  ' 

BuchM«  Regelung  des  Zolldicnstes,  8. 
Sehwe  i  z. 

Buffehtehradcr  F.lMonbahn.  au^ 
Sehl.  priv..  C'ir»9fitiitiv-l 'rkunden,  II  "J. 
lOll ;  —  Nachtrag  biezu.  III,  477  ;  IV, 
401  ;  V2,  753;  — in?l)e}<ondere  ursprOng- 
lirlu  s  Privileirinra  v.  30.  Juli  1827,  II  2. 
1013;  —  Conccsöions  -  Urkunde  v  U. 
JXnnerl837  für  Kladno-Kralup  etceben» 
da  inj4;  —  V.  1.  Juli  1SR8  für  die  böh- 
mische Nordwestbahn  (Prag-Weiperf  u. 
Priesen-Eper-Pranzensbad  nebst  Abzwei- 
gung nach  Rakonit/i  ebenda  1043{ — 
V.  4.  August  1871  für  Koinotau-Brunncrs- 
dort",  IV,  403;  —  v.  12.  Nov.  1872  für 
Krima-Relaenhaln  ebenda  406;  — t.  30. 
Oct.  1873  fQr  Fktkenau-Oraüslitz,  V  2, 
777;  —  Staatsvorschuss -ücbereinkoui- 
men  hiezu  v.  8.  Juni  1874  ebenda  7i^ü; 
—  Statuten,  ebenda  753. 


Gftlo«  dessen  Bemessung  nach  §.  67  Betr. 

RegU,  H.  M.  Erl.  v.  16.  Nov.  1874,  Z. 

34S09.  V  1.  397. 
Capit allen,  deren  Anlegung  in  Eisen- 

bahn-Prlorltgte-Obli^tionen,  8.'PupU- 

1  a  r  e  a  p  i  t  a  1  i  e  n . 
Carl  I^udwlg-Bahn,  galiziscbe,  s.  Oa- 

iizi seile  Carl  Ludwig>Bahn. 
Carlabail  -  Jokanngeorgenatadf« 

Eisenbahnansehlu??.  •».  Sachsen. 

Centraibahn,  f.  Mührisch-schlesi- 

•ehe  CentralWhn. 
Centralbtatt  für  Eisenbahnen,  Ver- 

MFentUcbung  der  Eriisse  u.  Tarife  ia 
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demselben,  11.  M.  luri.  v.  2Ö.  Mätz  1875, 

z,rm,T  u  in. 

CentralcoiuiufüHioii  zur  KrLaltung 
hi&luriäcluT  iSaudenkutüler,  Beetimmun- 
•:en  der  Instruction  l'iir  dieselbe  vom  31. 
Dec.  1850,  Z.  3184,1,  HO. 

Cholera,  Vorsichtumassrept'ln  aus  An- 
lasb  derselbtiD,  U.  M.  Erl.  v.  9.  Nov.  1872, 
2.  23836,  V  1,  386;  —  VerpfliehtODg  der 
Gemeinden,  während  derEii^enbahnfahrt 
erkrankende  Keitende  in  weitere .  Ver- 
pflegung zu  iibi^mehraen,  H.  If.  Erl.  v. 
26.  Nov.  1872,  Z.  3;JS49,  V  1,  380. , 

Chotieu,  Ei>onbahnauschlu»!'  nach  Halh- 
stadt  u.  Altwasser,  s. D e  u t ä clt  c a  U e  i c h. 

Chjrow>Sti>jri-Bavj«lAwer  Eivm- 

]>alin,  s.  I>  fi  i  e  ster- 1?  a  Ii  n. 

Circularleo«  deren  monatweise  Vorlage 
an  die  Gen.-In8pectioa,  Qen.Insp.£rl. 
28.  Juni  1871,  Z.  4Ü46,  I%^  61 ;  ».  übri- 
gens D  j  •-•  II  s  t  e  ß  -  C  1  r  c  H  1  a  r  i  e  n ;  —  uhrr 
Tarifiuotlilicutionun,  Vorlage  von  solchen, 
CT,  t.  ErL  T.S.  Wirs  1877,Z.84liO,T  1,446. 

Civil- AnHtellang  gedienter  Milit.'ir», 
kaU.  Verordnung  über  dieselbe  v.  19.  Dec. 
1853,  R.  G.  Bl.  Nr.  266.  I,  13;  —  Aus- 
gedienter Unterofficiere,  Gesetz  v.  19. 
Ai.ril  1872,  R.  G.  hl.  Nr.  CO.  IV.  12; 
Ausführungsverordnung  Jiiezu  vuiu  12. 
Juli  1879,  B.O.  Bl.  Nr.  98,  IT,  16; 
specic!!«'  Erlässe  V  1.  7.>. 

Civll-DieuHtposteu«  reservirte,  deren 
Verleihung  an  UHanber  und  Beterre- 
münner  u.  BaixiehutiLr  'l'^iaclben  su  den 
WaiVriiiibungen .  rii(iil.ir-K»»?cri|>t  des 
Keichs-Kriegs-Miuist.  v.  13.  Juni  lö74, 
Abth.  2,  Nr.  4162,  ▼  1,  74. 

CollaadlrnnK   und  Hetriebseröffnung, 

V  1,  177}  insbesondere  Vorgang  bei 
ertfterer,  U.  M.  Ydg.  6.  Oet.  1875,  Z. 
31197,  V  1,  178  <y<^l  aurli  H.  M.  Vdg. 
T.  2.5.  Jänner  1879.  R.  G.  Bl.  Nr.  19;. 

ColIicnTerlaMt  heim  Transport  auf  offe- 
nen 'Wagen,  VorsiclitsmMsregefai  dAge- 
gen,  H.M.Erl.  v. 30.März  187 1 .  Z.23«t20. 
I  (II.  Aufl.),  339;  III,  32Ö;  —  und  Qc- 
wieiiteabgänge  beiEi«enb«hnlt»iwp*TM<i, 
H.  M.  Erl.  T.  13.  Sept.  1874,  Z.  27370, 

V  1,  397. 

Collisionen  zwischen  Bergbau»  u.  Eisen- 
bahn •Unternehuiungen .  Verhütung  u. 
Beseitigiirig  deisj'll'cn,  Mini^terial  -  Vdg. 
V.  2.  Jänner  18Ü9,  K.  G.  Bl.  Mr.  26,  1, 
37;  Uinisterial-EntsclieiduDg  ^i«att 
15.  Fchr.  1870,  Z.  44.  IV,  40;  Bekannt- 
gäbe  der  Eisenbabn-Conceütiiünen  und 
Tracebestimmungen  an  die  Bergltebör- 


den,  Erl.  d.  Minist,  d«  Innern  t.  iMi.  Mai 
1871.  Z.  670«  IV,  4«;  AnwMdang  der 

Minist,  Vdij.  auf  Privatbahnen.  Erl.  des 
Ackerhau-Min.  v.  4.  Dec.  1875,  Z.  12239, 
T  1,  104;  Ueh4rwaohun^  der  nSohst 
Bahnen  gelegenen  Bergwerke,  Vdg.  der 
Prager  Berghauptraannschatt  v.  30.  Sept. 
1876,  Z.  1769,  V  1,  105;  Umwandlung 
der  in  der  1859er  Ydg.  -rerkommenden 
MMtbeeliaxniungen  in  Met«>rina<s,  Nfinist. 
Vdg.  y.  M.  Febr.  1877,  K.  G.  Bl.  Nr.  17, 
V  1,  106. 

Collo4ttiaiW*lle.    Unzulä^slgkoit  des 

BabntraTisi)Orres  derseihen,  H.  M.  Erl*  T. 
31.  Mai  187Ö,  Z.  6806,  V  1,  415. 
CommtoslOBMi -bei  teehttiseh  - milit. 

ReviKionen  u.  politischen  Begehun- 
gen, 8.  dort;  — wegen  feuersicherer  Her- 
stellungen, Beislebung  der  Gen.-Inspec- 
tion  zu  denselben,  H.  M.  Erl.  v.  6.  Juni 
1873  Z.  2928,  V  1,  149  fvirl.  dermal  H. 
M.  Vdg.  V.  25.  Jämier  l»7y,  H.  G.  Bl. 
Mr.  19);  —  etlndige,  für  das  Unfalls- 
weaea,  deren  Einsetzung.  Ii.  M.  Erl.  v. 
13.  Juni  1874,  Z.  19206,  V  1,  295;  halb- 
jährige BetfehteraUttung  der«elben,  H.  M, 
ErL  V.  l.  Sept.  1875,  Z.  24G62,  V  1,  297. 
Coininode  -  t'nirorin    für  Itetriehs- 
bi.auUi',  Gestattung  derselben,  H.  M.Erl. 
5.  Juni  1874,  Z.  16799,  ▼  1,  186. 
Coitipof(*nm  in  Ersat/streitiirkeiten  aus 
Eisenbahn  bauten;  ü.  M.  Erl.  v.  28.  Juli 
1854,  Z.  9400,  I,  36;  ^  der  Staattbe- 
hörden  zur  Genehmigung  vnn  Eisenbahn- 
lluehbauteu.  Erl.  d.  Min.  il.  Innern  v» 
22.  6e\>i.  1873,  Z.  loiyö,  \  l,  113;  — 
suf  Ernennung  If.  Commissäre  bei  Ver- 
einen, Ah.  Enti^rhl.  T.  18.  Febr.  1H57.  V 
1,  10  ;  —  zur  Ertheüung  des  Baucon- 
senses  für  Bergwerksbi^ea,*  ]{..lf%  Brl; 
V.  22.  .Jänner  l«7:i.  Z.  40329,  V  1,  107  ; 
—  des  botrieb.sconsenses  für  Bergwcrks- 
bahuen,  11.  M.  Erl.  v.  20.  Febr.  1875,  Z. 
30478,  V  l,  108;  —  bei  TTebertretun- 
gcn    der  Eisenb.ihn  -  Betriebs-Orilnung, 
Erl.  d.  Min.  d.  Innern  v.  17.  October 
1870,  Z.  42083,  I  (n.  Aufl.)  276;  10, 
317. 

Concessionen  für  Privat-Eisenbabncn, 
deren  Erwirkung,  b.  Conce  sÄionsj^e-' 
setz;  Tgl.  auch  §.  58  Il.  tr.  (hdir.  I.  1.39 
(II.  Auri.  13'*'  :   —  I'is.'ii'Mlin-Privile- 
gien)  Taxbehandlung  demolbony  h":  M;- 
Erl.  V.  15.  Sept.  1878.  Z. 28509,  V  f,4«4. 

ConcessionirunK  der  Eisenbahnen.  1. 
25;  —  Nachträge  hiesu  III,  975  r  IV, 
12;  all£em€ine'  Reeht«verfaSllnistfe  der 
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Maenbabnen,  V  1,  15;  Bekiinntgabe  der 
Ooneetslons-Ertheilnn;  an  die  Berg- 
iK-hürdcn.  s.  dort. 

ConcesüionHgeMCtz  für  Privat-Eisen- 
bahnen  v.  14.  Sept.  Ib54,  R.  G.  Bl.  Nr. 
238,  I,  27;— N«ehtrig«H«Mi,III»S75{ 
IV,  r2;  vjrl.auch  AlIgemeincRechts- 
Terhältnisse  der £isenb«hnen,  V 1, 16. 

C«B«M»loM*IJHnuidM  InlSndimher 
Bahn-Unternehmungen,  8.  auch  Con- 
stitutl  V- Urku  nd  en  ,  II  1  u.  2;  — 
Nachträge  hiezu,  III,  391;  IV,  259; 
Privatbahnen  V  181;  —  «aswirtig«r 
Bahn-rntcrnfhnninpen  u.  Staatsverträge 
Über  Eisen  bahn- AnschlÜMe,  I,  379;  — 
Nachträge  hiezu,  III,  369;  IV,  MI;  V 
1,  623. 

ConeamaQsscIureibaBg  nir  erledigte 
Dienstposten,  welche  au«pedicuten  Un- 
teroffioieren  vorbehalten  »ind,  H.lLErl. 
.3.  Dec.  1874,  Z.  38379.  V  1.  78. 

CTondacieur«  der  (Coursbuch  von  Wald- 1 
beim),  Coortbuoh. 

ConN€'rvnt(»ri'n  für  die  Erforschung  u.  ' 
Erhaltung  der  Baudenkmäler,  Bestim-  i 
mun^rri  des  Wirkungskreises  derselben  j 
v.  24.  Juni  1«.'j3.  I,  III.  | 

ConHtitatIv-l'rkunden  der  inländi- 
schen Bahn-Unternehmungen,  erste  Ab- 1 
theilang,  II  1, 1 ;  —  «weit«  Abtheilnng,  | 
II  2,  771 ;  —  Nachträge  hiezu,  III,  391  ; 
IV,  259;  btaatsbahnen  V  2,  1;  Privat- 
bahnen, V  2,  131. 

Contirunfc  tler  Löhne  für  Auf-  und  Ab- 
laden.  .lai  ti  für  Verführung  des  Ober- 
bau-Matoriales,  U.  M.  Erl.  30.  April 
1874,  Z.  10460,  V  1,  86. 

C*nf  irnnKM-Sehcma.  allircmeines,  für 
den  Betrieb  der  österr.  Eisenbahnen  v. 
1.  JXiiner  1867,  I,  297  (II.  Aufl.  387). 

Controlv  über  den  Bahnbetrieb,  S.Auf- 
sicht; —  des  Obersten  Itechnungshofes 
über  die  geleisteten  Qarantievorsohüsse, 
H.  M.  ErL  ▼.  16.  Juni  1873,  Z.  18*97, 
V  1,  100. 

ConventionalHtrafe  imd  Lagergeld, 

§.  60  Betr.  Regl.,  V  1,  367. 
CvVMbach«  oflicielles,  dessen  Ausgabe, 

H.  M.  Erl.  v.  21.  Dec.  \H7:i,  Z.  t:i,inl.V 

I,  203;  —  Bezeichnung  des  „Conducteur" 
ala  officielles  Oonrtbaeh  dar  BalinTar* 
waltungen,  H.  M.  Erl.  y.  S7.  Uürs  1874, 
Z.  7044,  V  1,  2G4. 

Coariolsle  im  Dieneirerlcelire  der  Pri- 
Tat- Eisenbahn  verwnltunfjen  mit  den 
Staat.-bchörden,  H.  M.  Erl.  t.  12.  AugOft 
löäG,  Z.  20759,  I,  141. 


CreditiraDK  von  Aiehgebfihrert.'  H.  M. 

Erl.  T.  3.  Juli  1876,  Z.  14347,  V  1,  87. 
CaltlvlraMcderlfaleiialgiiben,  •.  Bnt- 

wässeruncr. 
Cnratoren-GetteiB,  s.  Theilsohuld- 

▼«reehreibnngen. 
Carreadirang  strafweise  entlassener 

Bediensteter,  Aufhebung  dieser  Maß- 
regel, G.  I.  Erl.  T.  19.  Juli  1877,  Z.574G, 
V  l,  iss. 

Cnrrentellahn*  Bezeichnung  bestimm- 
ter Stellen  derselben,  H.  M.Erl,  r.  8.  Juli 
1876,  Z.  19832.  Y  1,  88. 

CxcrnowKz,  s.  Lemberg- Czerno- 
■witz  -  Jassy  -  Eisenbahn  -  OeseH- 
schaft;  —  Nowosielioa- Eisenbahn, 
C<mtti«atiT.Urkimden,  ▼  9,  691. 

D. 

Dttlmaiiner  Staatababo,  k.  k.  (Sp»* 
lato-Siveridi  nabst  Absweiganior  naeb  8e- 

l'cniro),  Con.stitutiv-Uikuiulen.  V  2.  38. 

DampflKessel«  deren  Erprobung  und 
periodisehe  Untertuehong ,  Oesetx  t.  7. 
Juli  1S7L  II.  fi.  HI.  Nr.  112  I  (II.  Aufl.), 
243;  IV.  12f'.;  audi  V  1,  27.^:  — 
Sicherheitsvorkehrungun  gegen  Explo- 
sionen, H.  M.  Vdgan  Tom  1.0etob«rl875 
u.  20.  Juli  1877,  R.  G.  BI.  Nr.  1 .10  u.  78,  V 
1,  276;  —  Umrechnung  der  im  Gesetze 
V.  7.  Juli  1871  angegebenen  Heisfltlehen 
in  nif'tris.-lies  Mass,  IL  M.Vdg.  v-  l.Oct. 
l.s::,.  i;.  ii.  Nr.  131,  V  1,  282;  — 
Einächrcitciium  Erprobung,  n.  Statth. 
Vdg.  8.  Juni  1876,  Z.  15939,  T 1, 284; 
—  Eviiltiizhalf  unp  der  Wiederholung  der 
Kesselproben,  G. I.Erl. 6. Juli  1876,  Z. 
5135,  V  1, 285. 

Dampfkolben  mit  Hohlräumen,  Beob- 
achtunir  vrm  V.irsichten  bei  deren  Repa- 
ratur, G.  1.  Lil.  T.  26.  Jänner  1876,  Z. 
14681,  V  I,  283. 

Dampf  kraft.  Verhütunfj  d«  r  ans  der 
Anwendung  derselben  folgenden  Gefah- 
ren 1, 185  Ul.  Aufl.  24 1 );  IT,  126 ;  s.  aaeh 
Dampfkessel  Y  1,  275. 

DatirniiK  von  Tarifkundmachungen,  H. 
M.Lrl,  Y.  18.  Jänner  löTö,  Z.  42077  ;  Vi, 
439. 

l»«flnitive  Einlage  im  Eisaabababaohe, 

■•Einlage. 
DelogüniBC  endasteaer  Babnbedlenste- 

ter,  Assistenz  der  polit.  Behörden  dabei. 
Erl.  d.  Min.  d.  Innern  t.  3.  Mai  1Ö77,  Z. 
öUy;  V  1,  309. 
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Depeselien«  £i6cnl>Hhiihelrieb.s  — , «leren 
£iiiti^ung  in  «las  Telegraphen-Proto- 
koll ;  Tel.  Dir.  Erl.  v.  9.  April  1871 ,  Z.  <00, 
III,  '288 ;  —  deren  Instraflirung  auf  den 
Betriebs-Telegraph«nlinien,  Instra« 
d  ir  un  g. 

Ikerader  Schalengussrfider,  «.SobttUn» 

u  s  s  rä  d  e  r. 

D«Minreetiou  von  Vieb-Wagen,  Bedin- 
guTigen  d«r  Einhebung  ron  Oebfihrea 
hietür.  H.  M.  Erl.  v.  l.  August  1871,  Z. 
10-245.  1(11.  Aufl.)  382;  IV,  197;  Voraus- 
setzungen der  VerpÜicbtung  zur  Desin- 
fection,  H.  M.  Erl.  r.  12.  Märe  1872,  Z. 
5ü73.  I  ai.  Aufl.)  .3«4;  IV  I'.tS;  —  der 
zum  Transporte  bestimmten  tUierischcn 
Rohproduete  und  Ablalle,  Min.  Vdg.  v. 
1.  Febr.  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  20,  V  1,  419; 
—  der  ziiiii  Viohtransport  verwendeten 
Wagen,  H.  M.  ilrl.  v.  30.  Mai  ISlö,  Z. 
37715,  V  1,  433. 

Detailprojecte  für  Lnmmotiv-Eisen- 
bahnen,  §§.  7— llH.  M.  Vdg.  v.  4.  Febr. 
1871.  R.  O.  Bl.  Nr.  8,  in,  279  (derseit 

H.  M.  Vdg.  V.  25.  Jänner  1879.  R.  O.  Bl. 
Nr.  —  von  Pferdeb.ihnon,  derr  n  staat- 
liche Genehmigung,  Ii.  M.  Erl.  v.  4.  Juli 
1870,  Z.  90M,  m,  290. 

Deotsrher  Eisenbahnvereiii,  Terein 
deutscher  EisenbahnTerwaltun* 

gen. 

DcntMohefi  Releh«  Staatsvertrüge  über 
Eisenbahnanächliisse:  t.  21.  Mai  1872, 
R.  G.  Bl.  Nr.  IIG,  ]>rtr.  Eisenbahnverbin- 
dung lieichenberg-üörlitz,  IV,  231;  — 
R.  G,  VL.  Vr.  117,  betr.  Eisenbahnyer- 
biridungcn  Jägerndorf-Leobsehiitz  und 
Olbersdorf  -  NeiPse.  IV.  212;  —  v.  2. 
Mür/.  1S77,  R.  G.  Bl.  Nr.  22,  betr.  Eisen- 
bahnverhindang  Chotien>HaIbstadt-Alt- 
waeser,  V  I,  r,4S. 

Diebstahl  an  Eisenbahnen  und  deren 
Zagehor,  §.  175  Straf-Qes.  I,  200  (II. 
Aufl.  270). 

Dlenstesrircalarfen.  monatlich  vor- 
zulegende, deren  gehörige  Intstruirung,  O. 

I.  Erl.  T.  10.  Juni  1873,  Z.4458,  Tl,13. 

IMCUteS  •  iBBtraetlOBea  f  S.  In- 
structionen. 

DlenstperMonal  der  Eisenbahnen, 
dessen  Pflichten  gegen  das  Publicum, 
$.  1  Betr.  Regl.  V  1,  323;  —  dessen 
Rechte  in  gleichtr  Hinsiditi  §.  2  ebenda 
324. 

IMenstp^MtCBy  retervirte,  deren  Terlei- 
hung  an  niehl  auagediente  Unterofflciere, 


H.  M.  Erl.  V.  15.  Juni  1874,  Z.  852.  V  l, 
75 ;  —  Verleiiiung  derselben  an  die  jewei- 
lig ältesten  ansprueheberechtigten  ünter* 
offleiere,  U.  M.  ErLT.  4.  Sept.  1874,  Z. 
28370.  V  1,  77. 

Dienstahren«  Art.  3  Yerkcbrs-Grund- 
söge,  V  1,  226. 

DIenstTerkehr  -ler  Privat-Eisenbah- 
nen  mit  den  Staatebehörden,  H.  M.  Erl. 
▼.  12.  August  1856,  Z.  20769, 1,  141;  ^ 
iKit  ihn  Eieeiibahn-Behörden,  V  1,  12. 

Diurre.xin,  .s.  D  y  n  a  m  i  t. 

Directer  Verkehr«  Tarife  für  densel- 
ben. V  1,  450;  8.  auch  Yerbandtarife; 
—  deren  Bildtinir  u.  Ausscheidung  der 
österr.  btreckenantheile,  U.  M.Erl,  v.  30. 
Juni  1875,  Z.  15386,  V  1,  456. 

Dtreetion.  deren  Aufsicht  u.  Controle 
über  den  nuhii^.etriob.  71,  72  Betr. 
Ordg.,  I,  144;  —  deren  Aufstellung  bei 
Privat-Eiaenbahnen,  §.  59  Betr.  Ordg.,  I, 
i;?0;  iu)d  deren  Miti,'He'lor.  Strafen 
gegen  dieselben,  §.85  Betr.  Ordg.,  I,  148 
(IL  Aufl.  149). 

Diseiplinar-Erkenntnisse  der  Oe- 
ncral-Inspection  u.  Rechtsmittel  dagegen, 
§.  82  Betr.  Ordg.,  I,  147 ;  —  deren  Aus- 
(tthrang,  f.  84  Betr.  Ordg.,  I,  148. 

DIsrf  plluari^^cualt  der  General-In- 
spection  im  Allgemeinen,  §.  79  Betr. 
Ordg.,  I.  146. 

DlsciplinarMf  raren  von  Seite  der  Ge- 
iieral-Itispectidi.     s  1  Betr.  Ordg..  I,  147. 

Dlsclplinar-fiitrargelder«  deren  Ver- 
wendung, §.  86  Betr.  Ordg.,  I,  149. 

DiKtanz-^Ignale.  H:i!;dhabung  dersel- 
ben, Art.  24  Verk.-Öruudzüge,  V  1,  243. 

DIstannseiKer.  neue,  naeh  Kilometern, 

Aufstellung  der.-ell.en.  H.  M.  Erl.  v.  10. 
März  1S74.  Z.  7'.»H.  V  l.  Sl;  Abände- 
rung dieser  Vorschrift,  H.  M.  Erl.  v.  21. 
Not.  1874,  Z.  35325,  ▼  1,  82. 

DIvazza.  -s.  Istrianer  .S t a at sba Ii n. 

Dniester-Bahu«  k.  k.,  vormals  Eisen- 
bahn von  Cliyrow  über  Drohobycz  naeh 
Stry  u.  Boryslaw.  Constitutiv-Urkunden, 
II  2,  1407;  «iaim  k.  k.  priv.  niiiestcr- 
Bahn,  IV,  507;  nunmehr  k.  k.  Staats- 
babn,  V  2,  79. 

Dona«lttnde«II*lm,  s.  Kaiaerin 
Elisabeth-Bahn  .  II  1,  37«. 

Donaaarer-Staat»«bahn.  k.  k.  Con- 
stitutiv-Urkunden,  V  2,  72. 

Doppclgeleise«  Fahrten  auf  demaelben, 

Art.  80  Yerfc.-arundstfge,  ▼  1,  250. 
DrftislneBfekrfeii«  s.  Bahnwagen. 
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I>rohung.  pefährliche,  t:»'g:en  obriifkeit- 
licbe  Personen  in  Amtsaachen,  §.  81, 
StraM}«».,  I,  203  (II.  Aufl.  278). 

DuppliruiiK  ilcr  KesselHIechc  mit  Ku- 
pfer, Q.  L  £rl.  V.  24.  Oct.  1874,  Z.  8200, 
V  1,  f  75. 

I>nz«  s.  Pilsen -Pri e  »  e  II e  r  Eisen- 
bahn;  —  auch  Prag-Duxer  ElMn- 
bahn. 

]>u-BodenMMh«p  Bltenbahn,  k.  k. 

priv.,  Constitiifiv  T'rl;i!tMlrii.  II  9.  IK.T; 
—  Nachträge  hiezu,  III,  491;  1%',  435; 
T  2,  836;  intbetondere  Concestfont- 
Urkund«^  V.  9.  Juli  1869,  II  2,  1169;  — 
V. '20,  Mai  1871  für  Ossopg-Komotau,  III, 
492 ;  —  Abänderung  einiger  Concessions- 
BeBtlmmungen,  H.  H.  Kanämaehnng  t. 
8.  April  1875,  V  1,  817;  —  Statttten 
sammt  Nachtrag,  V  2,  82C. 

D«x-KllnK«BbeiV  (Freiberg)  u.  Dax- 
Pirna,  Ei»enbaliaanidilfiMe,t.Sachsen. 

]>ynaniit  .  Bedingungen  für  dessen  Eisen- 
bahntransport, sowie  für  solche  von 
Diorrexin,  U.  M.  Erl.  ▼.  4.  Mai  1870,  Z. 
n8.K  I  II.  Atlfl.  .  ;?:..->:  III.  .{.31  :  Vor- 
sichten I  ei  der  Ueförderung.  IL  M.  Krl. 
V.  20.  Deo.  1870,  Z.  222S4,  I  (II.  Aufl.), 
356;  III,  333  ;  s.  auch  Pati  n  t  -  S  preng- 
pulver;  —  Unthunlichkeit  der  Ent- 
hebung der  Bahnen  vom  Transporte  des- 
selben. H.  M.  Eri.  T.  6.  August  1876,  Z. 
23027.  V  1,  417;  —  weisses,  Zulassung 
desselben  zum  Eisenbahn-Transporte,  H. 
M.  Erl.  T.  29.  Jnti  1873,  Z.  25332,  V  1, 
412;  —  militarürarischc  Sendungen  von 
SMlcliom  oder  daraus  erzeugter  .Sprcng- 
munition,  deren  Ausnahmsbeliandlung, 

H.  M.  Erl.  V.  4.  Sept.  1873,  Z.  298G5,  V 

I,  413;  —  Fabrik  zu  St.  I.ambreoht. 
deren  Uebergang  an  die  Firma  Friesach 
&  Comp.,  H.  M.  Erl.  v.  28.  F«br.  1876, 
Z.  6168,  ▼  1,  416. 


E. 

-  iMkl  -  Stoger  Eisenbahn, 

vormalige,  ConstitatiT-Urklinden,  II  2, 

1371;  V  2.  437. 

lS0B«ieil«  Eisenbahn-,  Mittheilung  der  in 
deren  Notirung  und  im  B^rsem «-rkehre 
eintretenden  .\enderuiii;iMi ,  H.  M.  Erl. 
V.  27.  .\pril  1870, Z.  7y3r.,  III.  2ö'J. 

Kcer»  Eifenhahnanfchluss  nach  Voiters- 
ri'ut!i,  s.  .S  .1  c  Ii  s  (•  r; :  —  Ei?enf>ahnan- 
scliluss  von  Hof  über  .\sch.  —  nach 


Waldsassen  ,  —  Einmündung  derPichtel- 
gebirgsbahn,  s.  Bayern. 
BMesT^rwelgeniBS  als  HlndemlM 

der  Ziilassini'j  '/um  Ki«enbahndien'-t'  ,  11. 
M.  Erl.  V.  3.  Mai  1874,  Z.  713  —  U.  M., 

V  1,  189. 

Eigengewleht  der  Ei^enconstruction 
für  Brückon,  \;ic!i\veis  des.>«elbon.  G.  I. 
Erl.  V.  30.  Juni  1.^73,  Z.  3603,  V  1,  123. 

EiseBth«ms-ll«s^rihilKaaKea  an 

Bergabhän),'en  zur  Verliiitnntr  von  Eisen- 
bahn-Unfällen, üofkzldecr.  T.2d.Augufct 
1844,  I,  99. 
Eilsttge«  VerwendunjT  enfspr- olKMi  icr 
Loeoiuotiven  bei  dens«-lhen.  H.  M.  Erl. 
V.  26.  August  1805,  Z.  'J854,  I,  124  1,11. 
AqH.  122);  —  deren  Zusammensteliang 
und  Verkehr  Pun.-t  Gl.  f..').  S},  106,  115 
der  Vcrkehrs-Qrundzüge,  V  1,  234,  237, 
241,  243. 

Elnberufungn  -  Telegramme  und 

Widmung.skarten ,  deren  .Vn'  rkcnnuiit 
iui  Mobilisirungsfalle  nU  Lcgitimatiun, 
H.  H.  Erl.  T.  2.  August  1876,  Z.  23478, 

V  I.  r,o7. 

Kinfriedang  der  Eisenbahnen,  I.  87; 
III,  293;  —  W'egübcrsotzungen  undZu- 
fahrtsstrassen,  1, 86 ;  —  NaohtrSge  hieni, 

III,  -JO.l:  IV.  :.<>.  V  I.  128; —insbeson- 
dere Einfriedung  der  Objecto  in  der  Nähe 
▼on  Stationen,  H.  M.  Erl.  v.  22.  Not. 
1852,  Z.  152iy.  I.  Oo;  —  der  Stationen, 
Entbehilifhk.'it  rl,.rs.MlM-n,  H.  M.  Erl.  v. 
6.  März  1855,  Z.  1731»,  I,  90;  —  lebende 
E.  an  Eisenbahnen,  Anlegung  derselben« 
Hofkzldeor.  v.  2><.  .\ugust  18  IC,  I,  87; 
—  deren  Ausführuugs weise,  Qen.  Dir. 
Erl.  T.  8.  Jnli  1860,  Z.  2966, 1,  88. 

Elafftthrang  des  Meter-Masses  und  Ge- 

\virht»>s  heim  Eisenbalm-Baue  und  Be- 
triebe, II.  M.  Vdg.  V.  26.  Oct.  1872,  Z. 
26843,  \  1,  79;  —  im  Eisenbahn -Ver- 
kehre so^^'ic  Autstellnng  in  n<  r  Itistanz- 
zeiger  nach  Kil.inietern.  H.  M.  Erl.  v.  lO. 
März  1874,  Z.  7941,  V  1,  81. 

Eingaben*  Anwendung  der  neuen  Masse 
und  G<'\virhte  in  denselben,  H.  M.  ErL 

.  20.  Janner  187G.  Z.  18.19,  V  1,  86;  — 
Erfüllung  der  Stempclpflicht  und  Firma- 
zeiehnung  auf  denselben,  H.  Bf.  Erl.  t. 
ll.neo.  187G,  Z.  27G.1.  V  1,  1  4  :  — perio- 
dische ,  an  die  Ucn.  Insp.,  deren  Ver- 
teiehniss,  O.  I.  Erl.  v.  9.  August  1^75, 
Z.  6671,  V  1,  7. 

EingelelMige  Hahnen,  Aufstellung  der 
Fahrorduung  für  dieselben,  Gen.  insp. 
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Erl.  V.  4.  Miira  1870,  Z.  366, 1  (IL  Aufl.), 

->20;  III.  :U5. 
Elnli*IfuuK  von  T«rmiueu.  U.M.  EH.t; 

9.  Juni  Z.  1524tJ,  V  1,  13. 

Kinh«'buiiK  iler  Anfnaliinsscheiu-Gobiilir. 

Ucrtichüguug  liiczu,  ü.  M.£rl.  v.  2».  Juui 

1877^2.  19064,  ¥  1,401. 
Klnltettlteher  Yerkehndientt,  V  1, 

Sinkeitasewlchie,  deren  EinfUhroDir 

für  die  litTfchnung  der  NettD-La^t  der 
7Svz".  <;.I.  ErLv.2U.Deo.  ma.  Z.  6237, 


1,  oi:i. 


ElnlcommeMtoaer  ron  Eieeiik«]in- 

UMfernehmurigf'ii.  .lorcn  IV-iuesiUng,  Vor- 
»clireibuug  uud  Kritricbiung,  Ges.  v.  8. 
Mai  1869,  R.  O.  BL  Nr.  Cl  ,  I,  316;  — 
Theilung  derselben  bei  ^eineiit^ianieM 
Unternehmunjaren.  6e«,  v.  ib.  -hili  IS71, 
R.G.Bl.  Nr.  «l»,  IV,  261;—  -rüichi  von 
Eteciibahti  -  rrioriC«tsobUg»tHnien,  Brl. 
der  Wiener  Steiieradiniiii«tration  T.  26. 
Ai^ril  l«rO,  Z.  .>JJl,  V  1,  4'.t4. 
Einläse«  rorlXufige,  Errichtung  dorselbee, 
§§.  Ii— 17  Ges.  V.  19.  Mai  1874,  R.  G. 
Bl.  Nr.  70.  V  1,  -27 ;  1-3  Just.  Min. 
Vdg.  V.  31.  Mai  1.S74.  Ii.  O.  Bl.  Xr.  «7, 
V  1,  49:  —  Umwandlung  derselben  in 
eine  defiiiirivf  §.  41  de>  ol)igen  Go?.,  V 
1.  41;  Bildung'  der  definitiven  Einlage 
8§.  28—27  obiger  Vdg.,  V  1,  55;  — Ver- 
änderung dcrEinlagc  dutrli  Itildung neuer 
bücherliclier  Einheiten  §.  11  dos  obigen 
Ges.,  V  1,42;  —  Lö.-jcbung  derselben 
S.  46  daaelbet,  V  1.  42. 

Elainongang  in  die  Voll/.ieltunu'  ütTent- 
lieher  Dienste,  §.314  btrat-Oes..  I,  204 
nt.  Aufl.  274). 

KinquartlernUK.  Freihaltunir  d.  Bahn- 
gebäude von  derselben,  H.  M.  Erl.  v.  3. 
Juli  1866.  Z.  14419. 1,  173  t  II.  Aufl.  220i. 

Einrichtung  der  Wegscbranken,  II.  M. 
Erl.  V.  12.  April  ixc.r,.  Z.  MImC.  f.  <.»2. 

EinBenduug  aulgefundenor  Aiturthünier 
Hofksldeer.  v.  6.  Mine  1812, 1,  107. 

Elnüteigen  in  die  Wagen,  Olocken- 
zeicben  iiiesu,  §.  15  Betr.  Eegl.,  V  1, 
328;  —  und  Aussteigen.  Verhalten  bei 
demselben,  ^.  I'.i  Hetr.  Rct:l..  V  l.  .329. 

Ein-  nnd  Auskuppeln  der  Wagen, 
Becker 's  Einriclitung  hiezu  6.  Becker. 

EtoeakAhB  PUsen-Priesea  (Komo- 
tftuK  k.  k.  priv.,  ».  P ileenoPrieien 
('Koiuotau^  £i»enbabn» 

Elsenbahii  -  AnselilllMe«  Staatsver- 

trüge  und  üi^terr.  Concessioiien  uutwUr- 
tiger  Babn-Untentebuiungen,  1,  379 ;  — 


Nachtrü!;e  biani,  III,  869;  IT,  281; 

V  1,  623. 

Eisenbahnbau  I,  51;  III.  293;  IV 
4.1:  V  1,  112; — inetbesondere  Competenz 
in  ErsHtzätrcitigkeiten  aus  demselben,  Ü. 
M.  Erl.  V.  28.  Juli  löG4,  Z.  9400,  I,  36; 
Wabrun^  der  6ffentl.  and  Privat-Interee» 
seil  durcli  die  poHt.  Behörden.  Erl.  d. 
Min.  d.  Innerav.  21.  OoU  1809,  Z.  15429, 

III,  289;  behSrdliebft  Intervention  bei 
demselben.  H.  M.  Vdg.  T.  18.  Nov.  18T1, 
Z.  22738,  IV. 

Eiücubalia-Belittrdeu,  Organisation 
nnd  Wirkung «kreU,  I,  1 ;  —  Naobtrige 
hiezu.  III.  2.->0,  260;  IV,  1  ;  V  1.  1;  — 
Dienstverkehr  mit  denselben,  V  1,  12. 

EtaenkaliB-B«trleb«  1, 113;  III,  305; 

IV.  56:  V  1,  177. 
KiMenbahn-BctrlehHordaans  siebe 

B  e  t  r  i  e  b  .1  -  O  r  d  n  u  ng. 
Blne»li»hnbifc^l>   und  Prioritäten- 

('ur.'itoren.  V  1,  1.'»;  Anb-i^nns  dfr^elhen, 
Wirkung  der  an  einer  Eisenbahn  einge- 
riumten  Hypothekarreehte  und  bSoher- 
liehe  Sicherung  der  Pfandrechte  der  Be- 
sitzer von  Eisenbahn-Priorit.it^  ibligati- 
oiien,  Ges.  t.  19.  Mai  1874,  K.  ü.  lU.  Nr. 
70,  V  1,  22;  —  deren  Anlegung  n.  Pub- 
nni:r.  -Inst.  Min.  Vd^j.  v.  31.  Mai  1^71, 
Ii.  G.  Bl.  Nr.  »7,  V  1,  49;  —  Benützung 
des  Katasters  für  deren  Anlegttttg,  F.  M. 
Erl.  v.  6.  Autrust  1.S71.  Z.  15121.  V  1, 
62;  —  Mitwirkung  <lor  |>")lit.  Bezirksbe- 
börden  bei  deren  Anlegunj;,  Erl.  d.  .Min. 
des  Innern  v.  in.  Oct.  1S74,  Z.  3413.  V  1, 
64;  —  Verfahren  lielnifs  Ermittlung  der 
Ei!«enbahngrundstücke,  Erl.  d.  Min.  des 
Innern  v.  26.  Mürs  1876,  Z.  826,  V  1,  66; 
s.  auch  Eisenbahn  p  r  u  n  d  s  t  ii  e  k  e  ;  — 
Bedeutung  der  Ausscheidung  von  Grund« 
pareellen  aus  den  zu  verbüchernden 
Grundaachen,  H.  M.Erl,  v.  17.Jani  1877, 
Z.  7ii6ii.  V  1.  71. 

Eli»enbahn-Coueci»i»iouMg«i»«tB»  s. 
Concesaione-Geaets. 

Eisenbahn  -  Finlaye  im  Eiienbabn- 
buche,  8.  Einlage. 

EiaeBkAhngraadatttelE«,  YerAtbren 

behufs  deren  Ermittlung,  Erl.  d.  Min.  d. 
Innern  v.  26.  März  1876.  Z.  825,  V  1,  65; 
—  Bei/iehung  technischer  Organe  /u  den 
Localerhebungen  bei  deren  Ermittlang, 
Erl.  d.  Min.  des  Innern  v.  s.  März  1S77. 
Z.  2218,  V  1,  67 ;  —  gerichtliches  Ver- 
fahren boi  deren  Ermittlang,  H.  M.  Sri. 
v.  8.  April  1877.  Z.  7177,  V  1,  69.— 
Verfahren  der  pulit.  Behörden  bei  deren 


Digitized  by  Google 


18 


Brmitllijne.  Erl.  d.  Min.  d.  Innern  v.  6. 
Mai  l>»77,  Z.  G3-.'ö,  V  1,  7U;  ».  auch  Er- 
mittlung d«r  £iMftb»lia(^nui40llieke. 
ElNenbahnproJerte.  Verfasnung  und 
Vorlage  dert«Iben  sowie  damit  zusam- 
menhinpende  Aintaliandlang«n  H.  M. 
Vdg.  T.  4.  Febr.  1H71.  R.  G.  Bl.  Nr. 
III,  275  I  ^'cüiidorte  Neuausjrdhe,  H.  M. 
Vdg.  V.  25.  Jäuner  lH7y  Ii.  O.Iii. Nr.  19  . 

t  ;i  f  s  z  ii  i' 

£i»«n^iia-MaUstik  s.  Statistik. 
Bt«Mi%iriUitMM«*  ihr«  Entfemang  von 
Oeb2ttd«'n,  Ilofkzideer.  t.38.  Oot.  1841, 

Z.  3o-_»-_>s.  I.  7.i. 

EiMeneoliHtraetioBeB  für  Brfieken, 
Nachweis  des  Eigengew.,  Q.  L  Erl.  t.  SO. 

Juni  1>S7.J,  Z.  :>OÜ.'J,  V  1,  ria;  Hinaus- 
gabe einer  Bclai^tungstabelle,  Gen.  In:«p. 
Erl.  T.  S.  Sept.  1873,  Z.  8068,  V  1,  ISA. 

Slscnfllteln  .  Eisenhalmansohloss  von 
Pilsen  nach  I^andau,  s.  Bayern. 

EiHerae  Brücken  lür  Kiecnbahnen, 
Slclierli(>itsrii<-khichten  bei  der«»  Erbau* 
unir.  H.  M.  Vii^.  v.  .{o.  August  IH7(i,  R. 

G.  Bl.  Nr.  III,  III,  -I'Jt  i  siehe  auch 
Brtteken. 

Elbocencr  Sectindürbahn,  Constitutiv- 
Urkunden,  V  2,  »91;  —  intbesondere 
ConccMlons-Urkunde  V.25.  JSnner  1877, 

V  H9S, 

ElektromaKnetiNC'hc*  .Wot(»r<'n.  Zu- 
lassung derselben  bei  ätations-Dcckungs- 
•ignalen,  H.  M.  Erl.  t.  9.  Mai  1878,  Z. 
8025.  V  I.  lOr,. 

£lli»al»etk-Bakn,  s.  Kaiseriu  Elisa- 
beth-Bahn. 

EntciKnunic  für  Eiscnbaha-Zwecke.  r. 
älter»'  ^"l>^8cll^iftcn  bei  Expropriation 
(dormal  geregelt  durch  Ges.  v.  lö.  Febr. 
1878»  B.  O.  Bl.  Nr.  30). 

EkCfto'BntlJC  der  Ei^oiibahntrarp  von 
QebSuden,  Hulk^ldecr.  v.  22.  Oct.  Iä41, 
Z.  30228,  I,  7.3;— feuergefabflielier  Ob' 
jecte  von  Eisenbahnen  I,  73;  V  1,  176. 

Entkebnng  der  Hahnen  vom  Dynatnit- 
transporte,    Luthunlichkeit  derselben, 

H.  M.  Ert     fi.  August  1876,  Z.  83027, 

V  K  117. 

Entrollen  von  Wagen,  Vorgang  dabei, 
sowie  bei  Zugstrennungen,  Art.  40  Yer- 

kehr»-ftriiiiil/ii(.'<-.  V  1,  2'>f>. 
EntaehttdiguuK  der  AValdbcsitzer  für 
die  Bannicguug  von  AVüldern,  Vorgang 
bei  Ermittlung  derselben,  Erl.  des  Ifin. 
des  Inni  rn  t.  30.  Dec.  1874,  Z.  14006, 

V  1,  119. 


Eat»ckiUU(gangaan»prileke  v.  Berg- 
bau -  L'ntcmeiimeru  wegen  Betrieb«.be- 
sdirinkungen  dnreh  EiseabalmaBlagea, 

Entscheidung  de?  Min.  d.  loaeOiV'  16. 
Febr.  187o.  Z.  4  4.  1%,  40. 
BMteeMMigung;»*  und  Be^amalions> 

Angelegenheiten.  Nachweisung  über  un- 
erb'iJiet«>  — :  G.  I.  Erl.  v.  7.  .Jänner  ls74, 
Z.  142  u.  v.2.i.  Mai  1875,  Z.  1214C,  V  1, 
466. 

EntwttHMernns  und  Cultivirunt;  der 
llaterialgräben,  Ü.M.  Erl.  v.  l.OcU  1876, 
Z.  «Ol,  f  1,  173. 

Equipagen  urtd  .ntidere Fahrzeuge. deren 
Beförderung  Ab«.  Ii.  II  ef)  Betr.  Regl., 
W  l,  .337;  —  deren  Annahme  und  Be- 
fBrderung,  §.  35  Betr.  Repl..  V  1.  337  ;— 
deren  Ausliffcrutii:.  §.  3n  l?»'tr.  Roirl..  V 
1,  337;  —  Haftpdicht  der  Eisenbahn  für 
solche,  §.  88  ebenda 338 ;  — Herabsetenng 
der  Hülifndimensionen  bei  der  Verfrach- 
tung, H.  M.  Erl.  V.  26.  Mär»  1874,  Z. 
7534,  V  1,  393. 

Erkft««Bg  von  einer  Explosionsgefahr 
au'ffpsf'tKteTi  Obit-cifsn  in  der  Näh<»  von 
Eisenbahnen, liulkzldecr.T.  13.  Juli  lb47, 
I,  74. 

ErberMdorr- Wttrbentkal ,    k.  k. 

Suatsbahn,  Constitutiv- Urkunden,  ¥  2, 
129. 

KrrorMi'huufc  und  Erhaltung  der  Ban- 

dciikm.ilor.  I'cslitMinun'^CTi  dos  Wirkiings- 
kreises  der  dafür  bestellten  Conservatoren 
T.  24.  Juni  1853,  I,  III. 

ErgÄnnaiigMiielE  dcrosterr.Staatseisen- 
bahu-G eselischaft,  Concessions- Urkunde 
T.  II.  Dee.  1866,  II  l,  114;  Garantie« 
rrntokoU  V.  1.  Juli  1876,  V  2,  181 :  — 
<J<  r  i"i  ^  t  o  r  r.   N  o  r  d  w   ■*  t  -  Babri.  5  'ii^irt. 

l^rhaituuK  hi>toriBcher  Baudenkmäler 
bei  Eisenbahnbauten,  Yoreehriflen  hler^ 
Ober.  I.  110;  —  der  Bahn  u.  der  netrie1>s- 
mittei,  Betr.  ürdg.  §.  3,  I,  120  ^IL  Aud. 
118). 

Erkebnngen  über  Bahn  -  Unfälle  oder 

sonstige  Verkehrs  Vorkommnisse, gleich- 
förmiger Vorgang  dabei,  Gen.  Insp.  Erl. 
T.  16.  August  1871,  Z.  5444, 1  (IL  Aufl.), 
iM^:  IV.  V2:\. 

lüreigniNae«  ausserordentliche,  s.  Bahn- 
unfMIle;  —  beim  Bahnbetriebe,  deren 
Anzcipe,  H.  M.  Erl.  v.  1.  Mär«  1852.  Z. 
3110.  I,  IGG  II.  .Vuil.  217)  ;s.  auch  Ver- 
kehre-Ereignisse. 

BMisaancaa  auf  Eisenbahnen,  Haf- 
tung der  Unternehmungen  für  die  da- 
durch herbeigefShrten  körperl.  V  erletxun- 
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T.  5.  Mär 7  iHr.o.  R.  a.  Bl.  Nr.  27, 1,  40; 

0.  atich  Ual'tuug. 

BrIIhHi««  das  Ef^etibahnwewn  betreffende 
deren  VeriltT.  iitlichunc  »Inrcli  da?! Cci.tral- 
blAtt,  H.  M.  £ri.v.28.M&rz  1876,2.742», 

V  1,  III. 

Brlelchtcrungen  für  fenenleliere  Her» 

8teUun<;i>n  an  der  Kaiserin  Klisaljoth- 
Bahn.  H.M.Erl.  V.  10. Mai  1S5H.Z.  UJ'J. 

1,  80;  U.  M.  Erl.  v.  8.  .\ugust  IKÜ8,  Z. 
2307,  Bl;  —  bei  feuerolcheren  Her» 
pteMUTiCCii  iibcrliaupt,  II.  M.  Erl.  v.  23, 
April  lisC«,  Z.  9-103,  I,  «3  (s.  dermal  H. 
M.  Vdg.  V.  25.  Janner  1879,  R.  O.  BL  Nr. 
19,:  ;  —  hei  Abf;»?-*unff  der  Ladelisten, 
EinführuiiL'  folchrr  iia  zollamtl.  Eisen- 
balinverkehre,  H.M.  Erl.  v.  'Ib.  Nov.  1872, 
Z.  BtWB,  ▼  1,  472;  —  im  ZolWerfaliTen, 
Min.  V.l^'.  V.  25.  Oct,  1874,  R.  O.BKHr. 
1.34,  V  1.  t«l. 

ErmHtlung  der  Eiäcnbahugrundätiicke, 
18  —  40  Gflfl.  T.  19.  Mai  1874,  R.  O. 
Bl.  70,  V  1,  81j  §§.  4—22  der  Just.  Min. 
Vdg.  V.  31.  Mai  1874,  R.  G.  Bl.  Nr.  87, 

V  1.  50;  —  insbesondere:  Verfabren  da- 
bei, Erl.  des  Min.  d.  Innern  v.  2G.  Mär» 
187«,  Z.  S-_>').  V  1.  <>5;  —  lu  i/.iclnin^' 
tochni»cher  Organe  zu  denLoialerhebun- 
gen,  Erl.  des  Min.  d.  Iiuoem  v.  8.  UHtz 
1877,  Z.  e-Jls.  V  1.  G7;  -  gcrichtlichrs 
Verfahren  dabei,  11.  M.  Erl.  v.  8.  April 
1877,  Z.  7177,  V  l,  69 ;  — Verfabren  der 
pOlit.  BehSrdiMi  dabei,  Erl.  <l<-s  Min.  des 
Innern  v.  6.  Mai  isTT.  /-.  <;;J-':>,  V  I.  70; 
Aufiijchcidung  von  (jrundt)arcellei»  bei 
derselben,  U.  M.  Erl.  17.  Juni  1877, 
Z.  7060,  V  1.  71. 

ErttfTnung  der  Bahn,  s.  Betriebt- £r- 
ö  1 1  n  n  n  gr. 

Erprobung  von  Eisenbahn  •  ßrtteken, 
Vomalim(!  derselben,  G.  I.  Erl.  v.  8.  Aug. 
1872.  Z.  5:^54,  V  1,  121  ;  Vorhert-itunjrcn 
biezu,  Gen.  Insp.  Erl.  v.  26.  April  1873, 
Z.  8284,  Vi ,  124  ;—▼«»«  Strawenbröcken, 
H.  M.  Erl.  V.  2.  März  lft7fi.  Z.  I3ir..  1, 
127; —  Jer  ÜamptTceesel,  Einscbreiten 
um  die.selbe,  KundmachunfT  des  n.  8. 
Statthalters  v.  8.  Juni  1876,  Z.  159.-i9, 
W  1,284;  f'videnzhaltunp;  drr  Wieder- 
holung derselben,  Gen.  Insp.  Erl.  v.  6. 
Juli  1876,  Z.  6185,  ▼  1, 285. 

Er»«t««trelUgliCfSlteil  ans  Ei^onbahn- 
batiten.  Gompetens  in  denst  lb«-n,  U.  M. 
Erl.  V.  28.  Juli  1664,  Z.  9400,  I,  86. 

*   geologiseb  interes- 


sant*, deren  Anze!|;e,  Gen.  Bau  dir.  Erl.T. 
16.  Jünn-  r  1851,  Z.  3428.  1,  1  I  J 

Erste  iingariiicli-K»U>i««iie  Eisen- 
iMlin,  Constituttv-Urkoaden,  Iff  2,  948; 

—  Nachträge  hiezu,  III,  481 :  IV.  399; 

V  2,  708;  — insbesondere:  Concessions- 
Urktjnde  für  die  iinjsrarisehe  Streeke  Ml- 
halyi-Eupkow  v.  14.  Juli  1869,  II  2, 
9.'^2;  —  für  die  galizische  Strecke  Prze- 
mysl-Lupkow,  y.  11.  Sept.  1869,  II  2, 
973;  —  Conoeesions-Naohtrlge  in  Un- 
garn, V  2,  737  n.  739;  ~-  BaaTor^chitss- 
Oe«.  V.  5.  Juni  1876,  V  ä,  740 ;  —  Sta- 
tuten V  2,  708;  —  Betriehs-UeberaAhme 
der  Dniester-  und  Tarnow-LeluehOurer 
.«^t  i.it^K  ihf,  V  2.  27  »1.  86. 

ErwttrmuuK  der  Personenwagen  zur 
Winterszeit,  H.  M.  Erl.  ▼.  10.  Aug.  1878, 
Z.  2133,  V  1.  190. 

Erwerb-  und  Einkommensteuer  v.Blsen- 
>'ahn  -  Unternehmanfren,   deren  Bemes- 

BuniC.    Vorselireibnnt:    iirnl    Ein  hflMinjr, 

Oes.  V.  8.  Mai  1869,  R.  G.  Bl.  Nr.  61,  1, 
316. 

Enkeraoir  AlbrMht  •  Btthn*  k.  k. 

priv  ,  CoK-stifiitiv-Urkunden.  II  2.  1421  ; 
IV,  526;  V2,  732;  —  insbesondere  Cun- 
cessions-TTrk.  t.  22.  Oct.  1871,  IV.  647; 

—  Statuten.  IV,  525  :  Anhang,  V  2.  732. 
i  Emnarrh^N  Apparat  zur  Blutstillung, 
I     A  ufnahnie  desselb.  in  die  Bettuns:8kästen, 

H.  M.  Bri.  ▼.  80.  Sept.  1876,  Z.  80129, 

V  1.  2Vi^ 

Evldena  über  den  Fort;{ang  der  Arbeilon 
zurErmittlung  d.  Etsenbahngrundstfieke, 
§.  28  d.  r  Jnst.  Min.  Vdcr.  v.  31.  Mal  1874, 

H.  G.  Bl.  Nr.  s:.  11  1.  50. 
Evidenahaltung  der  Beamten  und  Die- 
ner der  Privat-Elsenbahnen,  §.61  Betr. 
Ordp.,  I.  139;  P'-sehränkunt:  der  Aus- 
weise hierüber,  IL.  M.  Erl.  v.  6.  Juni 
1876,  Z.  3936,  Vi,  184;  — undBekannt- 
gabe  der  weh rpfliebt igen  Bediensteten, 
II.  M.  Erl.  V.  3.  Mai  1876,  Z.  31741,  V 

I,  620. 

ExlianiatloB  Ton  Leiehen,s.  Avsgra- 

b  u  n  g. 

£zpIodirb»re  Güter«  Bestimmungen 
fHr  deren  Transport,  H.  M.  Erl.  v.  4.  Juli 
1873,  Z.  581,  V  1,  411 ;  —  Jeren  Wej,'- 
seliaffung  von  Bahnhöfen  mit  Assisteni 
der  polit.  Behörden,  Erl.  d«s  Min.  des 
Innern  t.  6.  Sept.  1874.  Z.  13398,  V  1, 
413  :  —  ErgänziiTiL'  der  I  ranfp  -rtbe^tim- 
mungen  behufs  deren  Wegschaffung  Ton 
BAhnhSfen,  H.  M.  Erl.  t.  12.  Sept  1874, 
Z.  29813,  V  1,  414. 

2* 
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KxploHioniigerahr,  Erbauung  von  (i»>r- 
selben  ausgesetzten  Objecteniu der  Nähe 
▼on  Efsenbfthnm,  Hofksldew.  16.  JvU 
1847.  I,  74. 

£jLploi»iontfgeftthrlicheO'>;fenstände 
Trtnsport  derselben,  1, 261  (II.  Aufl.a47j; 
—  Naebtraff  hiMu,  Ol,  531;  IT,  198; 

V  1,  409. 

JBxpropriAtion  für  Eisenbabozweoke, 
I,  &S;  —  Naohtra^r  li>ezu,  in,  293;  IV, 
17  ;  Orundeinlö.sun^  und  Enteijjnung,  V 
1,  115  (derma)  neu  percpelt  durnh  Ges.  v. 
18.  F.  br.  187«.  R.  G.  Bl.  Nr.  30)  — 
Stenpal-  un«!  (jr>-bUbrenentrichtung  bei 
solchen.  F.  M.  Erl.  t.  18.  Juli  1854,  Z. 
S6T87,  I,  313. 

EspvopHstloBSMekt«  «Ufrem.Onind- 
Häf/e,  I,  55;  Wirkunjjhkrfi^  i1«t  zur 
Durohfübrung  berufenen  lit-börden,  U"l'- 
ksid«er.  T.  30.  April  1841,  Z.  1277:J,  I. 
56;  HaridbaKiini.'  <ler  ExiMopriationsvor- 
Bcliril'tcii  «lurch  die  |><)lit.  Ilehördi  ti.  TT. 
M.  Erl.  V.  30.  JMnncr  Z.  l<i4G,  1, 

56.  Verfahren:  Aeltere  Vorsehriften 
f.  d.  .'>taate-Ei8enbabnen,  I,  .'»7;  für  Prl- 
vatbahnen,  beziehungsweise  insgemein  in 
Geltung  gewesene:  §.  9  Eisenbahn -Cnn- 
ressionsges.,  I,  .'tl  :  AMiürzunjj  dofi  \>r- 
fahren«^,  .'^tuntsinin.  Kil.  v.  -Jl».  I>»ti.  1863, 
Z.  1,  68;  Abkürzung  uer  Recurs- 

frlsten,  Hin.  Vdg.  ▼.  33.  Juni  1859,  R. 

0.  Bl.  Nr.  116.  I,  69;  desspleichen  Min. 
Vdg.  V.  27.  August  1870,  Ii.  Q.  ÜI.  Nr. 
113,  III,  295;  Bebandhing  der  Behelfe 
XU  £zpTOpriation8erkcTiiitni.<'8en.  Vtl^.  d. 
Min.  d. Innern  v.20.Dec.  1n71.  Z.  1674'.». 
IV,  -17;  Vollstreckung  von  Expropria- 
tionserkenntnisien ,  Oee.  t.  29.  Min 
1872,  H.G.Bl.  Nr.  39.  fV,  1s ;  erläutern- 
der Erl.  des  Min.  d.  Innern  t.  28.  Juni 
1872,  Z.  1771,  IV,  49;  desBgleiphen  Min. 
Vdt:.  V.  .1.  Sept.  1874,  R.  O.  Bl.  Nr.  119, 

V  1,  115;  Mermalon  inspesammt  aufpe-  j 
hoben  durch  da»  Gesetz,  betr.  die  Ent- 
eignung srnn  Zweeke  der  Herstelluag  o« 
des  Betriebes  vn  Ei»f  nba!inein  18. 
Febr.  1878,  K.  G.  Bl.  Nr.  äO). 

Exti«ff)»hrteB,  deren  Stattfinden  nach 
Ermessen  der  BahnTerwaltnng,  |.  7  Betr. 
Regl.,  ▼  1,  526. 

F. 

FHaHer,  ^\'eintran8purt  in  aolcben,  Besei- 
tigung von  Uebelatinden  bei  deniertben, 
G.  I.  Erl.  T.  50.  Min  1874,  Z.  12492,  T 

1,  392. 


FahrbctriebsmtUei.  V  1.190;  ins- 
besondere Einhaltung  dea  Vereiusprofils 
bei  denselben,  s.  Vereineprefil;  — 
Beseitigung  guo.'^eiserner  Bobtaadtheile 
Tili  denselben  und  Bereitbaltung  von 
Hilfszügon.  IL  M.  Erl.  v.  25.  Februar 
1869,  Z.  3506,  I,  165  (II.  Aufl.  169).  — 

Fnhrbilieti»  und  Giltigkeit  derselben, 
§.  10  Betr.  Uegl.,  V  1,  326;  Zurück- 
nahme gelVster  FabrbiUets,  §.  9  ebenda, 
325 ;  Umtausch  gel5«ter  Fahrbilleto,  §.  11 
obt^nda,  327. 

FalirgeacbwiBdiBkelt.  grü3«tCj  der 
ZiiiTC,  Betr.  Ordg.  §.  6  I,  122  (IL  Aufl. 
1  -i  1  :  d<  !«Mi  I->li((hung  T>t:i  rcr.-ioncnzfigen, 
11.  M.  Erl.  V.  26.  Jftnner  1862,  Z.  116, 1, 
123(  (n.  Aufl.  121);  dermalen  geregelt 
du  roh  Art  20  Y«rkehrs-Qmndzi^e  V  1, 
241. 

Fahrordnnng  im  Allgemeinen,  insbe« 
Sondere  deren  Bekanntuuu-liunp  und  Ein- 
lialtunp,  §.  4  tr,  lietr.  Or  i«..  I,  121  -II. 
Aufl.  11 'Jj;  —  Tarite  und  Auinahmö-Be- 
dlngungen,  deren  Vorlage  an  die  Staats» 
ycrw.iitiin-.  CG,  67  Betr.  Ordp.  I.  142; 
—  Tarife  und  Bestimmungen  über  den 
PerfOnen-  und  Saehenverkebr,  deren 
l'cl.frwÄchungduroli  die  Gcn.In^pcction 
§.77  Betr.  Ord^.,  I,  146;  —  vorläufige 
MittUeihing  der  Fahrordnungs-Eutwürt'e 
an  den  Oeneralstab,  U.  M.  Erl.  26.  Juni 
1862,  Z,  2469  I,  160  II.  Aufl.  221';  ins- 
besondere rücksichtlicb  dvr  t'ür  MUitär- 
TranspoTtc  bestimmten  Züge.  H.  M.  BrL 
V.  16.  .Juli  1869.  Z.  14015  I.  I7i»  II.  Aufl. 
221);  Anzeigp  tx'vorwtclu'iidrr  I'abrplan- 
Conferenzcn,  iL  .M,  Erl.  v.  22.  Mai  u.  9. 
Augutt  18«9,  ZZ.  10502  u.  10110,  I, 
171  (II.  Aufl.  22:{)  Gen.  Insp.  Erl.  v.  9. 
Attguet  187  l,Z.  101 10,  IV,  124;— deren 
Aufstellungfilr  eingeieisige  Bahnen,  Gen« 
lui>i>.  Erl.  V.  4.  Mar/  1JS70,  Z.  556,  Mf 
(IL  Auri.i  226;  III,  'i  1 5.— Nacbweisune 
der  uülitärischen  Benützbarkcit  der  labr- 
planmässigen  Züge,  H.M.Eri.  v.  6.  Auguet 
1871,  Z.  l.n.lo.  IV,  215;  — Vorlage  von 
Krieg«iabrordnungeu,  H.  M.  Erl.  v.  26. 
Sept.  1871,  Z.  19618,  IV,  217  ;  —  Natu- 
ral-Verpflegung  vonMilitär-Tranapurten, 
Giro.  Vdg.  v.  23.  Dec.  1871,  IV,  217:  — 
Grundsätze  l'iir  deren  Aufstellung  über* 
hattpt,  Art.  9  Verkehrs -Orandsfige,  ▼ 
1 .  229  ; — Kundinafliungvon  I'.ViTLcanp«;- 
besUroiPungei»  bei  def«u.£ioXiiii^pfig,.  G. 
L  Erl.  T.  9.  Juli  1874,  Z.  4314,  ▼  1, 
27 1 ;  —  Einführungstermine  der  Sommer- 
u.  Winterfahrordiiungen,  U.  M.  Erlass 
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14.  April  IHTö,  Z.  10392.  V  1,  272;  — 
'Wiederaufhebanir  d«r  Augttben  fiaoh  d«r 

iiiittif  I cTi  Ortsyt  it  in  il'-n  zu  jtuhlirirendcn 
Fahrpläntn,  Ii.  M.  Erl.  v.  21.  Febr.  1876, 
TL  5215,  Y  1.  S78;  —  Ausarbeftiing  u. 
Drurkh'i^un?  der  Kriegs-Fahrordnungeu 
II.  Füll.  H.  M.  Erl.iss  v.  14.  Fel.r.  1876,  ' 
Z.  ayai,  V  I,  272;  —  Vorlage,  Prü- 
fung u.  €(«nehinigune  der  Entwürfe  und 
Kurulniaclninc  der  Fahrordniinpen  und 
Fahrpläne,  H.  M.  Vdg.  v.  11.  Sept.  1877, 
Z.  147«7,  ▼  1,  369;  0.  aueh  F«hr> 
plänr. 

Fakrpltlne  Hir  di«'  BefHrdenmp  von  Per- 
sonen, §.  7  Betr.  Hegl.,  V  1,  ;i25;— Er- 
•iehtUohmachung  der  im  Zöge  vorhande- 
T\oTi  Wniro!iola*p<'n  in  denselben,  H.  M.  ' 
Erl,  V.  17.  iJec.  1872,  Z.  36178,  V  1, 
968;  —  den  Joumilen  rar  Inserirtm^ 
übergebene.  Revision  derselb.  n,  O.  I.  Frl. 
T.  16.  Juni  1873,  Z.  6553,  V  1,  262;  s. 
auch  P«brordnun>r. 

FahrplM  -  Conferenxen  .  Anzeige 
iibfT  fievor^tebonde.  H.  M.  Frl.  v.  22. 
Mai  1869,  Z.  10602, 1,  171  (II.  Aufl.  223j; 
Vorlage  des  Programmes  dureh  die  in* 
llndUchc  An$cblussbalin.  H.  M.  Erl.  v. 
9.  Aug'i8t  1871,  Z.  10110,  I  (II.  Aufl.* 
223 ;  IV,  124, 

FahrplMiiift0st|f«Abr«hrt»BeIt,  s. 

Abfahrtszeit;  —  Züce,  Naohwei^ung 
der  niilitär.  Bi-nüt/bnrkeit  derselben,  Ii. 

H.  Erl.  T.  6.  Augtist  1871,  Z.  13180,  IT, 
215. 

Fahrpreise  ffir  Personen-Beförderung, 

|.  8  Betr.  Hegl.,  V  i,  825. 
Ffthrprelstafeln,  deren  Anbringung 

in  grösseren  Stntinnen.  O.  I.  Frl.  v.  17. 

März  1867,  Z.  561,  I,  122  (II.  Aufl.  120). 
Fahrt»  Vorsiobten  tiei  derselben,  %%.  32 

bis  40  Betr.  Ordp..  I.  133(11.  Aufl.  i:52i; 

— Verhaltea  wühreud  derselben,  Art.  27 

▼eTkebrs-Gnmd«ffg^,Vl,  245 ;  Vorgnne 

bei  Ungsamcr  Fahrt,  Art.  28  ebenda,  V 

I.  247  :  - Verhalten  der  Reisenden  wäh- 
rend derselben  und  b«  ira  Ein-  und  Aus- 
steigen, $.  19  Betr.  Regt.,  ▼  1,  829. 

Fahrtrichtung,  einbeitli -he,  deren  Fin- 
fiihrung  und  Vermeidung  det»  Befahrens 
der  "Weichen  gegen  deren  Spitze,  H.  M. 
Vdg.  V.  13.  Mai  1876.  Z.  1557,  V  1,  22i<. 

Fahrsenge,  deren  Beffirdernncr.  Abj^rhn. 
II  d)  Betr.  Regl.,  V  I,  361,  s.  auch 
Eq  uipagen. 

Feld-FiMonbahnabtheilanfcen,  Or- 
ganische Bestimmungen  für  dieselben  r.  1 
28.  Juli  1870,  in,  177;  —  DienstTOr-l 


Schrift  für  dieselben  v.  '2-6.  Juli  1870, 

III,  196;<->In»truetion  fVr  den  Ingenieur 

eri-rhef  über  dessen  Geld-  und  Materiai- 
RechDung  V.  20.  öept.  1870.  III,  202; 

—  deren  Vermehrung  im  Kriegsfalle  von 
10  auf  15  und  Activirung  von  5  Militür- 
Detacheinents  im  Frieden,  Circular- Vdt,'. 
des  Reichs-Krtege-Miii.  v.  31.  März  187 
Prüs.  Nr.  468,  V  1,  577 ;  —  Berichtigung^ 
der  orpani sehen  Bestimmungen,  crla-^scn 
25.  August  1873,  Präs.  Nr.  3195,  V  1, 
583 ;  —  Aenderungen  in  den  Gebflhten 
der  Militiir-DetHchements  bei  Verwen- 
dung im  Eisenbahnbaue.  Cireular-Vdg. 
des  Reichs-Krit'g»-Min.  v.  16.  Sept.  1874, 
Abth.  5,  Nr.  2781,  V  1,  .->92. 

Felil-Elsenbahti  -  Dctaob<>ment(i, 
deren  Verwendung  beim  Eisenbahnbaue, 

H.  M.  Eri.  T.  7.  JuU  1872,  Z.  15957,  V 

I.  15S. 

FclHlehnen  und  Tunnele,  deren  Unter- 
such nng,  H.  M.  Erl.  V.  25.  Jiinner  1853, 
Z.  2;U89,  I,  159  (II.  Aufl.  16:5  . 

FerdlnandM'Xordbahn,  Kaiser- 
Ferdinand  .s-  N  ord  bahn. 

Fever-  und  explnsionsgeßihrliohe  Oegen- 
stän<le,  Transport  derselben,  I.  261  ill. 
Aufl.  :U7  • ;  —  Nachtrag  bissu,  Iii,  331 ; 

IV,  193;  V  1,  409. 
Fenergefhhr,  Verhütung  der  von  Eisen» 

bahnen  aus-eelienden,  I.  71:  V  1,  148; 

—  Uebertretung  der  Vorschriltfn  zur 
Verhütung  ders.,  ^84,  459  Straf-Oes. 
I.  2fi2   II.  Aufl.  272  . 

Feaergefilhrliche  €«egca»t4lade« 

Verbot  der  Mitnahme  derselben  In  die 

I'ersonenwagen,  §.  22  Betr.  Regt.,  V  1, 
331;  -  Unit  ivplosible  Gegenstände, 
Transportbestimmungen hiefür,  V  1,  409. 

Fe«erKeffllhrliehe  Ohjeete*  Entfer- 

nuiic  derselbi  ti  \oti  Kiseti'i.ilitu-n .  I,  7.'5; 
insbes.  der  Bahnurace  von  Gebäuden, 
Hofksideer.  t.  22.  Oet.  1841,  Z.  80228, 
I,  73;  Erbauung  von  der  Explopionsge- 
fahr  aiiseesefzfeii  OKjccten,  Hnfkzldeer. 
v.  13.  Juli  1847,  I,  74;  von  Pulvermaga- 
sinen,  Hofksideer.  t.  28.  April  1848, 1, 
75;  t'mwandlung  der  Massbestimmungen 
Min.  Vdg.  V.  7.  Juli  1876,  R.  0.  BL  Nr. 
"Nr.  99,  V  I,  176. 
Feaerrayon«  innerer  und  äu!*serer,  Be- 
stimmung desselben  im  H.  M.  Frl.  v.  26. 
August  1862,  Z.4196, 1,  82 ;  Ausdehnung 
obiger  Vorschrift  und  Erleichterungen, 
H.  M.  Frl.  V.  23.  April  ISRS,  Z.  9403,  I, 
83;  (dermalen  neu  geregelt  durch  U.  M. 
Vdg.  T.  26.  JSnner  1879,  R.  O.  BI.Nr.  19) ; 
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Tgl.  übrigettB  feuersichere  Uervtel* 

1  u  n  c  e  n. 

Feuersichere  ller»t«llangM«  1, 

75;  T  1,  148;  *—  Ton  neuen  Oebluden 

an  Eisenbahnen,  Hofkzidecr.  v.  28.  Dee. 
1843.  Z.  40114,  I,  75;  —  von  neuen  od. 
bereits  bestehenden  Gebäuden  an  J^isen- 
bahnen,  Hofkammcr-Präp.  Erl.  v.  18. 
Jinner  1R41.  Z.  4r.,  I,  76;  — Instruction 
für  die  Bauleitungen  u.  GrundeinlÖsungs- 
CommiuionenT.S.  Febr.  1844,Z.  372,  I, 
77  ;  —  an  der  Kaiserin  p]I!sabeth-Bahn, 
H.  M.  Erl.  T.  10.  Mai  1858,  Z.  1122,  I, 
80;  —  Ausdehnung  der  obip.  Vorschrift 
u.  Gewährung  weiterer  Erleichterungen. 
H.  M.  Erl.  V.  2?,.  April  isus,  Z.  •>4n;{,  I, 
83;  —  GewäJirung  von  Erleichterungen 
bei  derselben,  H.  M.  Ert.  v.  8.  August 

1858.  Z.  2807,  I,  81;  —  Hestimmung 
eines  inneren  u.  äusseren  l-'euerrayons 

H.  M.  Erl.  T.  26.  August  1862,  Z.  4196, 

I.  8*2  ;  —  bei  deren  Behandlung  zu  be- 
riickfsichtip-f^iide  Um^t.■i!ld''.  H.  M.  Erl.  v. 
2.  Febr.  1873,  Z.  36375,  V  1,  148;  — 
Beisfehung^  der  Oen.  Insp.  lu  den  Oom> 
m'-i  r  on,  H.  M.  Erl.  v.  f..  Juni  187.3, 
Z.  292a,  V  I,  149; -- Zusammenstpllung 
der  einsoblügigen  Vorschriften.  G.  I.  Erl. 
T.  «.  Pebr.  1875,  Z.  1172.  V  i.  150  .der- 
mal neu  geregelt  durch  IL  M.  Vdg.  t.  25. 
Jänn.  r  1879,  K.  G.  Bl.  Nr.  19). 

FI«h<«IceMrg«teliii,  deren  Elnmfln- 
dung  in  Eger,  StAatsvertrag  v.  IT».  Mai 
1877,  K.  O.  Bl.  Nt,  «2,  V  1,  637 ;  Begün- 
■tlgungen  fSr  deren  j^olierttellang,  Ges. 
T.  5.  Auguat  1877,  R.  O.  Bt  Nr.  81,  T  I, 
617. 

FlnADz-Angelegenheiten  ^mit  Aus- 
sehluss  der  ZoUbehandlung)  W  1,  494. 

Finaiizbehltrden.  Wirkungskreis  in 
Eisenbahn-Angelegenheiten,  1,  21. 

FlaaaBlliiBlsteriam,k.  Ic,  Wirkungs- 
kreis in  Eisenbahn- Angclegenhe!ten.I,20. 

Finani-Oricanc  Kr^ifahrien  'lerAHlhen 
auf  Eisenbahnen,  F.  M.  Erl.  v.  19.  April 

1859,  Z.  1 185«,  I,  S55 ;  —  Freikarten  für 
ßolche,  H.  M.  Erl.  v.  Febr.  1876,  Vi, 
484;  —  Verbiet  der  Benützung  des  Biihn* 
kSrperi  alt  Ftnsweg,  H.  M.  KrI.  f:  97; 
Juni  1871.  Z.  I9H9.  V  I.  .JK.l. 

Finanz •VorBChriften  für  die  EiR«n- 
bahnen,  I.  309;  —  Naclitriige  hiezu  III, 
S48;  IV,  208;  Zollwesen  und  sonstige 
FinJinz-Anf,'»-l'  [r^'iht'iten.  V  1.  470. 

Firma,  deren  Angabe  in  Dienitt-Telegr., 
0en.In8p.  ErL  t.  15.  Ifftrz  1873,  Z.  1803, 
V  1,  18.  • 


>  FimMMelClUiaBS  auf  Eing»b«n,  Hi  M. 

I     Erl.  V.  14.  r>ec.  1876,  Z.  27n;;.  V  l.  14. 

Fleiaek  von  bei  Riuderpest-Getaiir  ge- 
sefalzehtelen  Tkleren,  TerePerthviif  d«e- 
selben,  Ges.  v.  2.  Mai  1873,  R.  G.  Bl.  Nr. 
9(t.  V  1.  421;  Voll7.ug.svdg.  hiezu  v.  14. 
Mai  1873,  K.  G.  Bl.  Nr.  91,  V  1.  4ii8. 

F«vm«llc«i  Straffireelif«  Bestimnum- 
gen  zum  Schut/e  der  Eisenbahata,  S. 
ätrafrecht,  formelles. 

F*n»«l»v  fflr  die  menalL  Betrlebitf» 
weise,  Einführung  d(?s  dermaligen  Gen. 
Insp.  Erl.  V.  9.  Oct  1876,  Z.  12892.  V  1, 
*.<2 ;  — ien,  neue,  fQr  die  Eisenbaiin-StA- 
tistik,  H.  M.  Erl.  v.  96.  Not.  MTd^'Si 
.30988,  V  I,  95;  hiernach  «u  erstattende 
Vorlagen,  Gen.  Insp.  ErL  5.  JSnner 
lf^76.  Z.  1395«.  V  1,  98. 

Fraeht,  Zahlung  .]er.splbon.  §.  53  Betr. 
Hegl.,  V  1,  361 :  —  u»»'i  NebengebUhren, 
deren  deutl.  Bezeichnuug  in  den  FVzeht«  < 
briefen,  Gen.  Insp.  Erl.     13. 8epk  1878, 
Z.  9701,  V  I.  405. 

Frachtbriefe  für  Gütersendungen,  50 
Betr.  Regl.  ▼  1,  85«;— im  AUfemelnen, 

V  !,  4H-_*:  —  in^bo.s.nndoro  :  A''iiiir>runL'f<n 
dcH  Formulars  für  den  internen  Verkehr, 
H.  M.  Vdg.  V.  31,  August  1872,  Z.  28291, 

V  1,402;  —  deren  .Xbstemiicluni:,  H.  M. 
ErL  V.  .{o.  .Juli  I.S7  I.  Z.  2Hi5,  V  i,  404; 

—  deutliehc  Bezeichnung  der  Fracht-  u. 
Nebengebtthren  in  denselben,  G.  I.  ErL 
V.  1.3.  .Sept.  1875,  Z.  97ni.   V    1.  105; 

—  Duplieate,  deren  Btempelptiielil)-  Ji. 
Mim  "Erl.  y.  9.  April  1873,  Z.  9877.  Tl, 
10.'};  ■  -  pestompelte,  deren  Verfohleiss, 
Finanz-Min.-Vdp.  v.  29.  Dm.  W7«,  B. 
G.  BL  Nr.  5,  V  1,  406- 

FMMkitfMdww  deren  Bereeknunfi^  |»  82 
B.«rr.  Rp?!.,  V  1,  3fi0. 

Fraei&t vertrag ,  Abschlus»  desselben, 
§.  49  Betr.  Regl-,  V  1,  35«. 

Fraaemturawang,  Aufhebung  dessel-' 
l*en  für  Militär-.^erariab/titf  r.  H.  M.  ErL 
V.  2G.  Dec.  Iö72,  Z.  3ti7.>7,  V  1,  609;  — 
AttitMkme*  toa  «MWftlbetf  bei  miHtür-  * 
«rar.  Güt»»rsf:ndungon.  Cirrular-Vdf.  des 
ReicbS'Kricgs-Min.  t.  24.  Febr.  1874, 
Abth.  11  Nr.  258,  V  1,  609. 

Fmna  J«i»er-AaMi«  s.  K«r8«»Pt«m«-> 

J  osef  -  H  ,1  h  i\. 
FreifakrtCMi  d^r  Finanz-Organe  auf  El> 

senbahnen,  F.  M.  ErL  v.  19.  April  1859, 

Z.  WA'>(i,  I,  856;  s.  «Hob  Fiaami- 

Organe.  *'  • 

FvellMiltasc         BababniW  Ait  4 

Yerk.*0nmds8g«,  ▼  1,  287. 
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Fr«lkWrt«K  fBf  Fin^-Organe,  R  M. 

Erl.  V.  25.  Febr.  187«,  V  1,  iSi. 
Frlvdland,  s.  O  s  t  r  a  u  -  J'  i  i  <■  .1 1  ii  n  d  e  r 
üt  'i  se  nl>&  bn; — KiaenbaUnanaciiiuis»  von 
Chotsen  Ober  Halbstadl,  s.  D  eutteb  «• 

Reich. 

Vrl»ien»  deren  Verläogexung  im  VerfAh- 
tm  Evtaitüvng  dtr  SiMnbalinfmiid- 

5tiioke,  §.  42  Ge^.  v.  19.  M«i  1874,  R. 
ii.  m.  Nr.  To.  V  1.  41. 

FrihliJahrBi-Coupoai»,  VerbugUuiigder 
VotiebfitM  ffir  solebe,  Antrag  dar  Q»mi- 
tie  -  Rechmin^iinommisflloa  T«  1&«  MSn 
1877,  Z.  79ä»,  V  l,  104. 

WMÜueuwm  voa  Biianbabnbilohern,  Jiut 
Min.  Vdg.  V.  31.  Mal  1874,  R.  6.  Dl.  Nr. 
87,  V  l,  49;  inebedondirc  §§.  29-3-> 
daselbst,  V  1,  &7;  —  oder  Bedienung 
•iner  Locamotive,  Erforderniue  hiem,  I» 
187    II.  Ann.  261). 

arithüologUche  u.  nnmismatifche 
1,  107;  —  Einsendung  nui'gefundener 
.Mt'^rtbttmer.HofksIdeor.  v.  ö.Mürz  1812, 
I,  107;  —  deren  Anzeige,  Hofkzldccr. 

30.  Juli  18Ä8,  I,  108;  —  deren  Be- 
handlung» Hofksldecr.  v.  l.'i.  Juni  1846, 
I.  UM»;  —  sonstige  Kunde,  ».  Gegen- 
stände, gefundene. 


O. 

dalixiNchc  Carl  Ludtvig-Bahn,  k. 

k.  priv.,  Cunstitutiv-Urkunden,  II,  2, 
771;  rV,  99S;T9,  6ftl;— Inebesonden: 
Con(M;8fion5-l"rkun<lnn  V.  3.  Marx  1857  u. 
7.  April  I.H58,  II  2.  773  und  783;  —  t. 
15.  M«i  1867  für  Lemberg-Brody  u.  Tar- 
nopol  -  rus*»iPrli»'  Grenze,  II  2,  793;  — 
Ga»ntie-Protokoll  v.  5.  D«^c.  1876,  V  3, 
652;  —  Statuten,  II  2,  806. 
-€Maiatoeh-angadsebe>Sieeab«te,  eiAbe 
Erste  ungarieeh^aliiisebe Eisen- 
babn. 

-ClftMinfte  •  Reehnniig«  -  Commis- 

llion.  Errichtung  der.selben,  H.  M.  Ver- 
fügung T.  19.  Jünner  1877,  Z.  ä'i,  V  1, 

103. 

<tav»H6i«*Y*mi«Ml«e»  CoatiDle  des 

Oberstoii  ReohnurigsIi->fps  Uberdiegelben. 
H.  M.  Crl.  V.  Juui  187d,  '4,'l^i27, 
V  1,  100;  — >yerbiiehiing  der  Zinsen  fBr 

dieselben.  H.  M.  Erl.  v.  31.  Juli  1873, 
Z.  109'2<>,  V  1,  100;  —  Vorhuchung  dor 
Vordcliiisse  für  Frübjabrb-V^uupuju,  V.l,, 
104. 


€l«btede«  deren  Entfernung  von  der 

Eisenbahnt race,  Hofksldcer.  v.  22.  Oct. 

Z.  :ur2-iai.  I,  73;  — nnuo,  an  Eisen- 
bahnen, feutirsichere  iieräteiluug  dereel- 
ben,  Hoflcddeer.  t.  88.  Dee.  1843,  Z. 
40111.  I,  —  neue  ndor  .m  Eisen» 

bahnen  bereits  bestehende,  deren  Her- 
stellung, Hofkammer-PrXs.  ErL  t.  18. 
Jänner  1844,  2.  46|  I,  76. 

Gebühren  u.  .Steuern.  Eiitrirhtune  von 
aolcUen,  I,  31 1 ;  —  Nachträge  biezu,  III, 
345;  T  1,  494;  —insbesondere:  Entrieb- 
tnng  derselben  hei  Eisenbahn  -  Expro- 
priationen, P.  M.  Erl.  T.  18.  Juli  1854. 
Z.  26787,  I,  31»;  —  Entricbtung  und 
Bemessungs  -Verfahren  bei  Erwerbung 
unbewegl.  .Sachen.  F.  M.  F-rl.  r.  8.  Ort. 
1854,  R.  G.  Bl.  Nr.  2tis,  I,  314;—  deren 

I  Entrichtung  f.  naohtrügtieh  ausgegebene 
Actien  und  Obligationen,  F.  M.Eri.  v.  30. 
Mai  1861,  R.  G.  Bi.  Nr.  60,  I,  315;  — 
bei  Eintragungen  und  Amtshandlungen 
in  Bezug  auf  diu  Eisenbahnbücher,  §.  54 
Ges.  V.  19.  Mai  1H74,  K.  <i.  Hl.  Nr.  70, 
Vi,  48;  —  Behandlung  von  ächieds- 
sprüchen,  Ausdehnung  des  Oesetses  t. 
23.  März  1.S74,  R.  G.  BI.  Nr.  29,  auf  das 
Schiedsgericht  für  Fracht-Streitigkeiten 
der  Eisenbahn-  und  Dampfsehifffabrts- 
Unternehmungen,  Min.  V(ig.  v.  19.  Mai 
1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  78,  V  1.  l9.-i;  —  auf 
da«  Schiedsgericht  des  Wiener  Stadt- 
L.ijerbausc».  Min.  Vdg.  v.  16.  Dee.  1876, 
R.  G.  III.  Nr.  139,  V  1,  197. 

GebUhrettfrellieU  des  Gepäcks  der 
Gen.  InspeeL-Beamien  bei  Dienstreisen, 
Gen.  hisp.  Erl.  v.  29.  Oct.  1871,  Z.  7 •»64, 
iV,  63;  —  der  Tramway  -  Fahrkarten, 
AbitnderuBg  des  dieselbe  betr.  Gesetzes, 
Ges.  V.  30.  HSrs  1875^.11.  O.  BU  Hr,  4^, 
V  1,  49.'>. 

GenUliiamtllch,e  AnUsJiandluAiS  und 
Beiseurkunden  bei  Eisenbahn-Reisenden 

§.  94  Betr.  Ordg.,  I,  1 53  ;-  -  Ueberwachung 
des  Eisenbahnverk.,  Ersatz  der  Konten 
derselben,  §.  89  Betr.  Ordg.,  I,  l  '>0;  F. 
M.  ErL  V.  20.  JXnner  1859,  Z.  1998,  I, 

l.»o. 

Gefuudeue  Gegenstände,  s.  Gegen- 
stinde. 

Gegenstände,  gefundene,  deren  Be- 
handlung bei  den  vormaligen  1^  k.  Stiiata- 
bahnen,  U.  M.  Erl.  v.  9.  Juni  i^53,  Z. 
19675,  I  (I.Aufl.)  222;      ron  darBe- 

fürdrrnng  ausgeschlossene  oder  nur  be- 
dingungsweiise  zugelassene,  §.  4e^  Betr. 
Regl.,  V  1, 343.  / 
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deltaderan  Bremsplatoaui»,  s.  Brema- 

w  a  ge  n. 

Gelelüe,  neue  oder  umgeeultcte,  DenOt- 
Kung  derselben«  Art.  2  verk.-Qnindzüge, 
V  1.  226. 

CieleiHefiporro,  Art.  37,  Yerk.>aruiid- 

züge,  V  1,  'j:iö. 
QenielBMimey«rtretiin|r4l«irR«e1ite  der 

Bositzcr  von  auf  Irihnlicr  lauten'lfii  oder 
durch  Indossament  ühertmi^bnren  TheiU 
Sobttldyersdireibungcn,  §§,  l  —  10  Ges. 
V. 24.  April  IS74,  K. 'I.  BI.  Nr.  49,  V  I,  15 
fsp.f;.s.  v.ö.  I>fT.  1S77.  K.G.  Iii.  Nr.  III). 

Geudarincrie  und  Kmanzorjrnne,  Ver- 
bot der  Benützung  des  BabnkSrpere  »Is 
Fusswefr.  U.  M.  Erl.  t.  27.  Juni  1874,  Z. 
19119,  V  1,  iOi. 

CtoMeMtl-Iniipe«tion,  k.  k.,  der  Hgterr. 
Eipenbahnen.  I.  7;  Instruction  für  1 1 
selbe  V,  K.  März  1m')G,  Z.  «l.i-ll.  M.,  i, 
8;  —  Wirkungskreis  v.  7.  Mai  IhüG,  Z. 
780-H.  M.,  m,  369;  Orflfanisation  und 
AVirkuntr^'^.rcis  «lor  beiden  AbtheilutiS^en 
V.  6.  Dec.  1870,  Z.  H73-H.  M.,  III,  270; 
Dienst-Eintheitung  fär  die  Baii-Abtbei- 
lunp.  IV  3,  für  die  Betr.  Al>tluM*lung,  IV, 
5;  dermali^e  Organisation  (mit  .i  A>>thei- 
lungen)  v.  2»;.  August  1875,  Ii.  G.  Hl.  Nr. 
116,  V  1 ;  f»<^«fhnft9zu\veisung  anlässlich 
der  Keoreanisirung.  II.  M.  Erl.  v.  30. 
August  1H75,  Z.  1306-U.  M.,  V  1,  5;  an 
dieselbe  zu  erntattende  periodische  Vor* 
lagen,  O.  I.  Erl.  v.  23.  Mai  und  3.  August 

1875,  ZZ.  1214Ü  a.  6.'>7I.  V  I,  6,  7;  Wir- 
kungskreis in  FahrordnungR- Angelegen- 
heiten, H.M.Erl.  V.  II.  Sept.  1877,  Z. 
14767.  V  1.  2G0;  in  Tarif-  u.  Transport- 
Angelegenheiten,  H.  M.  Erl.  V.  13.  Mai 

1876,  Z.  14178,  V  1,  443;  in  Betraff  des 
A|fio-Zusrhlngcs  fbcnda,  4  45; — zu  deren 
Vertretung  im  Dienstverkehre  berufene 
Atttoorgane,  G.  I.  Erl.  t.  27.  Sept.  1872, 
Z.  8089,  Y  I,  12;  —  gebührenfreie  He- 
förderun?  des  (icii;{r-k«  ihrer  Beamtf-n  bei 
Dienstreisen,  (jen.  Ingp.  ErL  v.  29.  üct. 
1871,  Z.  7564.  nr,  63;— deren  iVaTfielit 
und  Crtntrnlo  ül,er  den  Bahnbetrieb,  §§. 
73  —  84  Betr.  Ürdg.,  I,  145;  —  Vorlaf^ 
der  Berlcbte  fiber  Ba^nanfKlIe  an  die- 
selbe. U.  M.  Erl,  T.  21.  Dee.  1876,  Z. 
:i9<i:5  t.  V  I. 

Geueri»l-ProJ«ct«!!t        1—4  H.  M. 

Vdg.  T.  4.  Febr.  1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  8, 

III.  275  dorm.il  H.  M.  Vdg.  T.  26.Jin- 

ner  1879,  R.  ü.  Bl.  Nr.  19). 
€l«it«rtf  le  Bettimmungen  über  Ck>nees- 

•ionirung  der  Elsenbahneni  1, 27 ;  Naeb- 


trige  hieza  III,  975;  IT,  M:  — öber 

Ei^cnbalinbau,  IV,  4:1;  allgciu.  KechtS- 

vrlialtnisse  der  Eisenbahn,  V  1.  15. 
Geologisch«  Erschein ung^'n.  Anzeige 

interessanter.  Gen.  Bau  •  Dir.  Etkvtllf« 

Jänner  I     I .  Z.  3428,  I.  112. 
GeorgMWiftlde»  EisenbahnaniMcUiuss,  s. 

Saehsen. 

Gt'päok,  Einlieferung  desselben.  §.  2(> 
Betr.  KegL,  V  1.  332;  —  Gepückssebeiue 
und  Auslieferung  desselben,  $.  28  ebi^n- 

da  333;  —  Gep;icks-.tücke,  in  Verlust 
gerathf-ne.  .'5'»  <  l.eii<ia  :i;J4;  —  Gepäck- 
träger, §.  32  ebenda;  —  der  Gen.  Insp. 
Beamten,  dessen  gehflbrevfrvle  BeflM*> 

runp  bei  Dionsitreisen.  Gen.  Insp.  EitI.  t#. 
29.  Oct.  |s7i.  Z  7.-,o  1.  IV.  f,.}. 

GepückskOrbe  und  liutiiäher,  Einrieb* 
tung  der  Personenwagen  III.  OL  mit  sol- 
«  lion.  Personenwagen. 

Geprüfte  Bedienstete,  Yorla;;e  von  Ver- 
zeichnissen über  dieselben,  Oen.  Insp. 
Erl.  V.  10.  Mai  1869|  Z.  im,  1,  111 
U.  Aufl.  119). 

Geringfügige  Abweichungen  von  ge- 
nohmigten  Projecten  s.Abweiehiingeik 

Genehiirts-ZaweiKung  aus  Anlassder 

bVorganisirung  der  Oeneral-Inspeetion,. 
11.  M.  Erl.  V.  30.  August  1875,  Z.  1306, 
T  1,6. 

GeschUlse  und  Mtlit.'irfulirwcrke.  Eittp 
richtung  der  Lowries  für  deren  Trane* 
port.  H.  M. Erl. Y. 22. Dee.  1868,Z.  18043, 

I.  III. 

GOHChworn«*,  Enlhel  ung  der  beim  Ei- 
äenhahnbeiriebe  betcbütügten  Tersonen 
▼on  diesem  Arote,  $.  3  Oes.  23.  Mai 
isT  i.  IJ.  G.  P.l.  Nr.  121.  V  I.  :U)7:  — 
Belehrung  wegen  Aufnabiuc  voa£i;en<i 
bahnbediensteten  in  die  Listen,  &l.'des 
Min.  d.  Innern  y.  14.  Nov.  1875,  Z.  46^1, 
V  1.  ;!0G. 

Getreide,  dessen  Beförderung  in  gedeck- 
ten Wagen,  U.  M.  Erl.  v.  27.  Mürs  1871, 
Z.  23920,  I  ;n.  Aufl.)  338;  III,  324. 

GewaltlhätiKkeit,  öfTentliche,  s.  6f- 
feutiicUe  ü  uwaltthatigkeit. 

G«irelipe»  deten  ünteraudumg,  §.  13 
Betr.  Ordg.,  I.  127  f II.  Aufl.  196)  —  der 
Qendarm»"n.  bei  .jf'nsolben  anmiwendende 
Vorsichten,  H.  M.  Vdg.  v.  12.  Jali  1852, 
Z.  12996,  I,  127  (II.  Aofl.  — Aii»i 
sehlu«:s  geladener  von  der  lliteabme. 
Betr.  Regl.  §.  22.  V  1,  331. 

€^wtclitMribgilnge  bei  EteeulMiin- 
Transportgfitcm,  s.  CoUienTerlnste. 
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Clift«tofl^,  ()erenyer»6iidnn^  nuf  Elsen-  I 

bahnen,  H.  M.  V.iir.  v.  -i»",.  August  1871, 
K.  G.  BL  Nr.  117, 1  (IL  Aufl.)  359;  IV. 
194. 

CMMlft-BAhn  rSftlsIntrgr-'WSrgfl  und  BI- 

fchofrhofen  S^'lzthal),  G«^".  v.  in.  April 
1872,  IV,  2»9;  Concesf ions-Urkunde  v.  j 

10.  Not.  187«,  V  2,  ;J5 1 ;  ■.  flbrigens  | 
Kaiserin  Elisnbeth-Bahn. 

dlaswaaren,   in   Kisten  oder  Steipen. 

Tarifirung  von  solclien,  Gen.  Insp.  Erl. 

Y.  6.  Jani  1877,  Z.  4994,  ▼  1,  448. 
SlatteiMund  8r>hn<>epflugfabrteii,Art.  39, 

Verk.-Urundzäge,  V  1,  265. 
CIMB-WIMens€hw«vt  andldaidshut- 

S«hw«dowitB,  Eiaenbahnansehlficee,  b. 

Pr  f»  n  on. 

Ciittrlilx,  Eiscnbuhnverbiniiung  mit  Kol* 
ehenberg,  s.  Deutsches  Reieh. 

CloM«  u.  Silberbarren,  aiich  G<'M.  Bedin- 
gungen il»T  Befiirdrrunsr,  H.  M.  Erl.  v. 

11.  Juli  1874,  Z.  «0571,  V  1,  396. 
GMIMinat  -  KeMledl »  s.  W  i  •  n  e  r-  i 

Xe US tadt-Gramniftt •Neusiedler  Eisen- 
bahn. 

Granlea«  Abfertignng  des  Personen-  und 
Oepüek^verkelires,  ProrolcoU  t.  18.  Dec 

I V  1.  7-J.'.. 
Gras»  s,  Stulilweisson  bürg- Kaab- 
Qraz,  Ungarische  Westbahn. 

€>Ms*KMI*«her  Eisenbahn»  und  Berg- 
bau Gesclls>«lmff.  k.  k.  itri\.,  rnnflitntiv- 
Urkundcn,  11  l,  30" :  —  Nachträge  hiezu, 

III,  419;  IV,  -281 ;  V  2,  318;  —  insbe- 
sondere: <'<tnro88ion«  -  Urkundf  v.  26. 
Anpust  ISSS.  II  1.  .3110:  —  v.  8,  Sept. 
1871  für  Lieboch-Wics,  IV,  "iSi ;  — 
Sutaten  (seither  geEndert)  V  %  318. 

GrandelnlttHung  und  Expropriation, 
I,  .'■.3;    -   Nacljtr.ige  biozu.  III,  -293; 

IV,  47;  —  und  Enteignung,  V  1,  115; 
— insbesondere:  f. die  vormaligenStaats- 
b.ilinon,  Instructioti  über  das  Verfahren 
bei  derselben,  Justiz-Hofdecr.  v.  8.  N'ov.  , 
1842,  J.  G.  S.  Nr.  654,  1.  .->7,  vgl.  im 
Uebrigen  Expropriation« recht;  —  [ 
Stoiipnimschreiliuiip  für  in  Anspruch  pc-  1 
noQiiaeuti  Grundstücke,  U.  M.  Ydg.  v.  is. 
Nov.  1874,  R.  O.  Bl.  Nr.  141,  V  1,  117 ; 
— Au.^wiise  über  deren  Stand,  H.M.Erl. 

V,  29.  März  IST»;,  Z.  3.'?-l57,  V  1,  120. 

Grandparaelleu,  Bedeutung  der  Aus- 
sehetdung  solcher  aus  den  fn  das  Eisen- 

bahnbueheinzube7.i6henden  Orundfläch.. 

H.  M.  Eri.  T.  17.  Jttiii"  1877,  Z.  7060,  V  i 

I,  71.  I 


Ciraadstenep-,  Landes-  und  Snb-Coin> 

roissionen,  deren  Mitwirkung  behufs  Be- 
nfit-Aunp  des  Katanters  für  liie  Anb'pung 
der  Eisenbahnbücher,  F.  M.  Erl.  v.  6. 
August  1874.  Z.  ISISI,  ▼  1,  81. 
Grundstüol«*.  zum  Eist-tibahnliaue  In 
Anspruch  genommene,  Bestimmungen 
wegen  Reirelnng  des  Vorgänge.^  bei.  der 
Stenernmschreibung,  II.  M.  Vdp.  v.  18. 
Nov.  1874,  K.  G.  Bl.  Nr.  III,  V  1,  1 17 ; 
F.  M.  Erl.  V.  24.  Nov.  1874,  Z.  29276,  V 

I,  118. 

GrundzikK«  der  Vorsrhriften  für  den 
Yerkehrsdienst  auf  Eisenbahnen,  V  1, 
225;  Inhaltsverzftichniss  ebenda,  224; 
—  deren  Durchführunp,  H.  M.  Erl.  v.  27. 
Febr.  1877.  Z.  .-inc,  V  1,  2.'-)7. 

GroHSbacli »  e.  Lundcnburg-  Gruss- 
baoher  Eisenbahn. 

Güter,  d»M'  ri  11.  f"rderunp.  Absehn.  TU, 
Betr.  Regl.,  V  l,  343;  —  Uebernahme 
derselben,  §.  47  ebenda,  343;  —  ron  der 
Beförderung  ausgeschlossene.  §.48  t  bcn- 
da  .'M3;  —  Annaimi«-  derf-olbt-n,  .»5 
ebenda  362;  —  Auslieferung  derselben 
und  Beförderung,  §.  58  ebenda  362 ;  s. 
auch  Haftpflicht,  L  i  e  f  f  ni  n  ps  ze  i  t. 

Giktersendungen ,  utilitür  -  ärariscbe, 
Ausstellung  von  Eisenbahn-Frachtbriefen 
für  solche  betreff  der  Auf-  und  Aldege- 
gebähr,  Circ.  Vdp.  n  .  7.  März  1»75,  Abth, 

II,  Nr.  509,  V  1,  Gl 3. 
Olltenittge»  Beförderung  der  Personea 

mit  denselben,  Art.  15  yerk.-Grandztige, 
V  I,  238. 

GuBselMerne  Bestandthcile  hei  Fabrbe- 
tricbsraitteln.  deren  Beseitipunp  und  H'"- 
rfiili.iltunp  von  HiUVziiueu.  H.  M.  KrI. 
v.  25.  Febr.  186Ü,  Z.  35u(l,  1,  1(15  ^U. 
Aufl.  169). 


H. 

Hartplllcht  der  Betr.  Unternehmungen, 
§§.  19,  20  Betr.  Ordg.,  I,  128  (II.  Aufl. 

127 1 ;  —  der  Elsenbahn-Unternehiuuiipen 
für  die  durch  Freipnunpen  auf  Eisenbah- 
nen herbeigefüiirten  krirperl.  Verletzun- 
gen od.  Tddtunpcii  v.in  Mengchen,  Oes« 
V.  .').  M.-irz  \HC,9.  \l.  Bl.  Nr.  27.  1.  10; 
Anwendung  dieaeu  Gesetzes  auf  Babnbe- 
dienstete,  H.  M.  Erl.  t.  6.  April  1874.  Z. 
10634,  V  1,  185;  Versicherung  der  I'as- 
parriorf  pctrcn  Bahnunfälle,  FI.  M.  Erl.  v. 
lü.  Mai  l« 7 6,  Z.  7943,  V  1,  300;  Schad- 
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iMhaltung  der  Bahnen  duroh  das  lUtttSr- 

Acrar  für  ErBatzleistungen  wegen  Ver- 
ungluekens  von  Militärpereooen  beim 
PrBcisionf-NiTeilement,  H.  M.  Erl.  t.  3. 
.F.umfr  1877,  Z.  39587,  V  1,  309;—  der 
Eii^t  Tibahn  für  Reifteiref'ji'  k,  §.  29  Betr. 
hegL,  V  1,  334;  —  für  versäumte  Lie- 
fernn^Beit,  9.  31  Betr.  BegL,  V  1,  835: 
—  flir  Fahrzeupf,  §.  38  uberida  33H;  — 
für  Täiere,  44  ebenda  341;  —  für 
Grütcr  im  Allgemeinen,  §.  62  ebenda 
370;<— Beeefaränkung  derselben  bei  An- 
pabc  mehrerer  B^stimniiinn^sorte ,  §. 
ebenda  372;  —  besondere  Descliränkung 
deredben,  §.  67  ebenda  378)  —  für  Ver- 
süumung  der  Lieferunpszeit.  (>',}  eben- 
da 375 ;  —  für  Transportgüter,  Geld werth 
der  Haftung,  §.  68  ebenda  375;  Qeld- 
wertii  dersslben  für  Vereaumung  der  Lie. 
ferunpszeit.  §.  70  ebenda  370. 

Hadern«  deren  Ein-  imd  Durehl'uhr  b«'i 
Kinderpcst-Gefahr,  H.  M.  Erl.  v.  24.  Juni 
1873,  Z.  S0500,  V  1,  439. 

HalbMtadl  .  Eisenbrihnan^flihiss  von 
t'li'>t7en  8.  l>eut?elie>  Kcifh. 

HaUeln,  s.  Salzburg  Hallciner  Eisen- 
babn. 

HandanleKUng,  pewaltsame,  pepen  ob- 
rigkeitliche Personen  in  Amtssachcn, 
§.  81  Straf-Ges.,  I,  203  (II  Aufl.  273). 

H*B4els*Blint»teriitnif  k.  k.,  dessen 

Wirkungskreis  in  Eisenbahn-Angclegen- 
beiten  nach  der  Min.  Vdg.  v.  2U.  April 
1861,  K.  G.  Bl.  Nr.  45>,  I,  3;  — nach  dem 
provisoviscben  Ucbereinkie^imen  mit 
I'ngarn  v.  t.'*».  Juli  u.  -Jl.  August  1868, 
I,  4;  —  in  Betreff  der  Conoessionirung 
▼an  Pferd^'Eisenbahnen  amerikanischen 
Systems,  I.  49;  —  von  Zahnrailb.ilmen, 
IV,  3;  —  in  Vereins-Angclegenheitcn, 
V  I,  10;  —  Errichtung  und  AVirkung^r 
kreis  eines  statistischen  Departemenia  in 
dem-.  Ib.  n,  H.  M.  Erl.  v.  12.  März  1872, 
Z.  r,n;,i.  I  II.  Aull.!  JIM).  IV.  2i>± 

HandelM*  und  üeworbekammeni,  Ein- 
▼emebmung  derselben  bei  den  Verliand- 

lungen  bebufs  PV^tstellunp  der  Stations- 
plätze neuer  lialtnen,  H.  M.  ErL  t.  36. 
Bee.  mil,  Z.  24038,  IV,  45;  —  Beisie- 
hung derselben  zu  technisch-militärischen 
"Revisionen,  gleichzeitige  Verfügung  des 
Uandelsministere,  IV,  45  ^ dermal  abge- 
Jlndert  dnroh:  H.  M.  Vdg.  ▼.  85.  Jjlnaer 
1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  V^>. 
ÜMidsepliok,  Mitnahme  desselben  in 
die  Wagen,  §.  27  Betr.  Regl.,  V  1,  333. 


ÜMtfniHlUtton«  deren  Mitaabmei' in*  . 

terprctirung  der  Betr.  Regt  Bestiinni  iri- 
gel^  U.M.Eri.T.  11.  Febr.  1876,  Z.  3u6ä, 

V  1,  889. 

HeimrallMWekt  des  Staates,  §.  8  C<jn«. 

Gei*..  I,  .HO;  —  dessen  Wahrung  h»n- 
sichtlich  der  Ausscheidung  von  Grund" 
pavsellen  aus  den  In  das  Eisenbabnbndk 
cin/.ubeziehendeD  QrundflUchoTi.  H.  M, 
Erl  V.  17.  Juni  1877,  Z.  706U,  V  1^ 

Hein-  und  Beleuchtangs» Vorrichtungen 
der  Person»  r:  wallen,  deren  Instandhal- 
tung. Gen.  In.'^p.  Erl.  v.  19.  llaia  i8i76, 
Z.  13714,  V  1,  191. 

HerateUvncea»  feuersiohere,  anSisen- 

b.ihnen.  ».  f  !•  u  e rsi  c h  e  r «'  Ileriftellungeil. 
Hiir«leiHtung  bei  Unfällen,  I,  162  (II. 
Aull.  106). 

HiirtinalftrleD»  Art^  yerk.-Orunds&gey 

%'  I.  2:)3. 

HiirMBttge»  deren  Bereithaitung  in  grös- 
seren Statinnen  und  Beseitiiraag  gassn 
eiserner  He.standtheilo  bei  Falirb.  trii  bs- 
mitteln,  Ii.  M.  Erl.  t.  25.  Febr.  18t»y,  Z. 
3506,  I,  Kiö  (II.  AuH.  169). 
Hlpponldirbahnf  s.  Tnunways. 
lIlNtorlHCh«  Biiudenkmäler,  JBrbaltattf 

derselben,  I,  HU. 
H««lil»aa6««  der  Eiaenbabnea,  AAwent 
dung  der  Landes-Bauordnungen  auf  die- 
selben, Erl.  des  Min.  des  Innern  äS> 
I     Sept.  1873,  Z.  10196.  V  1,  lld. 
I  HocliWMMMntaaiA«»  deren  geaane  £r> 
\     hebiMig  an  den  einzelnen  Puncten  der 
Ball n,G.I. Erl.  t.  20.  Febr.  1876,  Z.  269« 

V  I,  175. 

•  Hdhendimeniilonen  dor  Equipagen 

uml  Fahrzeuge.  Herabsetzung  derselben 

für  den  Bahntransport,  11.  M.  Erl.  r*  l26*. 

Märs  1874,  Z.  7634,  If  1,  393. 
Höhenmarken,  deren  Anbringung  an 

Bahnobjecten ,  U.  M.  Erl.  t.>  17.  April . 

1874,  Z.  10871,  V  1-,  160. 
HMaer»  deren  Impiignimng  s.  Xmprftg- 

nirung.  \ 
Hof,  Eisenbahnanschluss  über  Asch  uaob 

Eger,  s.  Bayern. 
Horsikf(e,  Bejgabo  einer«  lieservt'W.agens 

au  denselben,  U.M.ErL  t.  3.  April  1874, 

Z.  7170,  V  1,  319: 
Hoktenatadt-Zdptlirner  K I  a  c  nlmkn 

Coneessions-Urktinde  v.  r>.  Dec.  I?^69, 

II  i,  761;  —  Uebcrgang  au  die  mähri- 

sebe  Orendbahn  IT,  Mt;  s.  disrt»  / 
Hohlräum«*  in  Damjifkolben,  Vorsichten 

hei  Reparaturen  Jiolcber,  G.  L  firL>  t»  i6. 

Jftaaer  1876,Z.  14531,  V  1,  888.  • 
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HMde»  deren  Mitnefamciin  die  Ffl»K«en<< 

wa^en,  §.  22  Betr.  Kegl.,  V  1.  331  ;  — 
deren  Beförderung,  §.  41  uhpnda  340. 

HvtliMfttr»  deren  Anbringung  in  Persa- 
ncnwapen  III.  CI..  8.  Personenwagen. 

Mydrorarbiir,  AusBcliliessun^  dessel- 
ben von  der  inneren  Beleuchtung  der 
Personen wngen,  H.  If.  BrU  t.  0.  Dee. 
18ß2,  Z.  7334.  I.  130  'IL  Aufl.  120  . 

Hjrpotbcbarreclite,  büoherliciie  Be- 
Jiandiung  der  für  Th''il8ohfildTerBchr«i- 
bung'cn  eingeräumten,  G^g.  t.  24.  April 
1K74,  R.  G.  Iii.  Nr.  40.  V  1.  l.»);  —  Wir- 
kung der  an  einer  Eisenbahn  eingeräum- 
ten, Gee.  T.  1».  MaI  1874,  B.  O.  Bl.  Mn 
70,  V  1,  M. 


16  Betr.  Ordg.,  1,  187  (H.  Attfl.  125);  — 

und  Vf^rpflirhtiiiitren  'i<*r  Bo.imtein  und 
Diener  der  Privat  -  Ki»enbalinen,  62, 
63  Betr.Ortl.,  I,  140;  —  monatweiBoYop» 
läge  V.  Dienstvorschriften,  Instructionen 
umi  Circiilaren  an  die  GeneraI-In9|>ection, 
üen.  ln.s{..  Erl.  v.  2Ö.  Juiii  1S71,  Z.  4046, 
I,  140;  vgL  anoh  Eingaben,  periodi- 
8che;  —  deren  T^niurlieitunp  mit  Bezie- 
hung auf  die  neueäignalordnung  und  die 
Orundzüge  für  den  Verk.-Dienst,  H.  M. 
Erl.  V.  12.  Febr.  1877,  Z.  3400,  V  I,  21». 
IiiHtriiirnnn^  der  monatlich  vorzuleben- 
den DienäieB-Circularien,  G.  i.  Erl.  v.  lu. 
Juni  1873,  Z.  4458,  V  1,  13;  ^  des  Per> 
SOnaies  über  VorsichtHma^ssref^eln  im 
Dienste,  H.  M.  Erl.  v.  31.  Dee.  1872,  Z. 
28028,  T  1,  286;  Zusammenstellun;;  der 
einschlägigen  Instruction sbestimmungen 
und  Affichirung  derfeP.fn.  (Jen.Insp.  ErU 
V.  27.  April  1873,  Z.  3603,  \'  1,  288, 
Intereflisaote  geologische  Erseheinan» 

pen.  Anzeige  derselben,  I,  112. 
InteretiMeua  wiBscnschattiiclie, 'Wahrung 
derselben  beim  Eisenbalinb.-iue,  I,  106; 
—  öffentliche  und  Privat-,  deren  Wahrung 
beim  Ei -^enbalint'nue  dureli«!!»'  jt  lit.  Be- 
hörden, Erl.  d.  Min.  d.  Innern  v.  21.  Oct. 
1869,  Z.  15439,  ni,  287. 
Intervall  bei  Sehneepflngfnhrten,  U.  M. 
Erl.  V.  7.  Dee.  l?<r..->,  7..  r,nu»,  1.  i;j3  (II. 
AuH.  132);  derm.il  geregelt  diirch  Art.  39 
Verk.-Gnindzüge,  V  1,  S.'iS. 
Intervontlou.  behör(ilielie.  bei  Ki-^en- 
bahnbauten,  H.  M.Vdg.  v.  Ib.  Nov.  Iö71, 
Z.  22738,  IV,  48. 
IstfUy  s.  Ebensee-lBohl-Steger  Elien- 

bnhn. 

luMtradiruug  der  Staatt^-  und  Privat-  i  lütrianer  Staatsbahn,  k.   k.  (Divazza- 
depewelien  naf  den  Betriebslinien,  ELM.      Pols  nebst  Abtwe!gung  naolt  RoTigno), 

Erl.  V.  4.  April  IS74.  Z.  1t)9->4.  Vi,  ;n3.       Con.stitutiv-I'rkundon,  V  2,  2S. 
Instraction  für  die  Central-Cummission  Istrien,  Landesges.  überZufalirtsstrassen 


LJ. 

r»  Bieenbabnverbindnng  mit 

Leobschiitz,  s.  Deutsches  Reich. 

JlMBjf  8.  Lemberg-  Czernowitz  -  Jassy 
Eisenbahngesellscbaft. 

Imprttgn Irsing  von  Hfilrem,  Bekannt- 
gabe der  "Result-ite,  H.M.  E»l.v.  ll.ICSrlt 
1874,  Z.  43717,  V  1,  171. 

lB««««rt«-9««tt«tiiK,  JAet4nMg  Von 

Daten  für  eine  solche,  Gen.  Insp.  Cire. 
T.  1.  .Tuli  lh75,  Z.  6774,  V,  94. 
InlttndiAche  Bahn  -  Unternehmungen, 
Gonstitntiv-Urkunden  dersell»enj  II,  1 ; 
—  Naebtrnpe  hier.u.  III,  ."iOl  ;  IV,  259; 
Staatsbahntn,  V  2,  I ;  Privatbahnen,  V 
2,  131. 

InsUsndlMMang  der  Babn-Einriebtun- 

?en,  Art.  Fi  Verk.-Grundzüge,  V  1.  227. 


cor  Erhaltung  hfetor.  Bandenkminer,  Be- 


I.  110;  —  üfier  feuersichere  Herstellun- 
gen für  die  Grundeinlösungs-Commiasi- 
onen  und  Bauleitungen     3.  Febr.  1844, 

Z.  TT?,  I,  77  ;  —  vorinnlirr'-'.  fiird.is  Grund- 
einlösungitv erfahren  bei  ätaatsbabnen, 
Just{».Hofdeer.  t.  8.  Kot.  1842,  S.  G.  S. 
)lir.-664,  Ijt.  67,  vgl.  Expmi.rifttion«- 
re  ch  t : —  vormalige,  fürdie  k.  k.  ( Jfneral- 
Inspection  der  österr.  Eisenbalinen  v.  6. 
Mirs  1866,  Z.  61 3  ^H.  M.  8;  spitere 
Bestimmunpen,  HI.  269;  IV,  8 V  der- 
malige Organisation,  V  1,1;  —  der  ße- 
«mtenundDieiferftu  Allgemeinen,  14, 


V.  8.1Vor.  1871,  IV,  50. 


Stimmungen  v.  31.  Dee.  IH.öO,  Z.  S184,  >Itallettt  Staatsvertriige:  Eisenbahn -Be- 


stimmnnffeti  der  Frifiieiistraetate  v.  10. 
Nov.  laäy,  Ii.  G.  Ül.  Nr.  214,  I,  6»3  ;  -JS 
8.  Oot.  1866,  B.  Gl  Bl.  Kr.  11«,  1^688; 
Eisenbahn-Vertrüpe:  Zusatz-Artikel  zum 
Handeis-  und  Sohifffahiisvertrage  v.  23. 
April  1667,  R.V.  Bl.  Nr.  108,  I,  641; 
gleichaeitiges  Uebereinkommen,  betr.den 
Eisenbahnverkehr,  1, 642;  Bestimmungen 
über  dessen  Zollabfertigung,  1,  651; 
StMtevertnig  t.  20.  Febn  1876,  B.  e.Bl. 

Nr.  .■?7,  brtr.    Trennung  der  Ki><e!i luihn- 
netze  der  beiden  Reidbe  {8üdb«bi>r^iVea«^ 
nungt),  V  1,  660.  ' 
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Kalilenberg-l^isealteaMM-QeselUchaft 
(System  R!gi),  Conttit«tW-Urli«id«n  dar 

Zahnradlmhn,  IT,  966;  —  der  OeMlI- 

8ch;ift.  V  IMM). 

Kainer  FerdinandM  -  XordlMilin  , 

MMcbl.  priv.,  Constitut{T-Urkand«n,  II 
1,  3;  —  Nachträge  hiezu,  III.  iOT;  IV, 
Ä69;  V  2,  131:  —  insbesonder.-:  Privi- 
legium T.  i.  März  1836,  II  1,  5;  —  Con- 
eessioiif^-Urk.  V.  26.  Jani  1868  für  Slu- 
pwn-Krak;iu,  II  1,  22;  —  v.  f>.  Mai  1867 
IQr  die  mührisclfschlesiecbe  Nordbabn, 
II  1,  3&;  —  Verkauf  von  Jedleraee« 
St-.ckerau.  H.M.Erl,  t.  21.  Augu-^t  1871. 

IV,  '2h9;  — Erwerbung  <ler  Lundenburg- 
GrUi»sbacb*Zellerndorfer  Babn,  Coiicens. 
Bedingungen  v.  23.  Au^Mist  1876,  V  2, 
139;  —  Conc.  Urk.  für  Biolitz  S.iybusch 
T.  3u.  Mai  1876,  V  2,  14Ü;  —  Ütatuteu, 
n  I,  46;  m,  398. 

Kaiser  Frans  Joser-Balui,k.k.priv., 

Constitutiv  -  rrkundcn,  II  1,  441:  — 
Nachträge  hiezu,  III,  439;  IV,  3U3; 
T  2,  395; — insbeaondere:  ConeeM.Urk. 

V.  11.  Nov.  1866,  II  1,  454;  —  Staate- 

vorscbuss-Uebcroinkiinfte  v.  25.  Oct.  u. 
5.  Nov.  18«r..  II  1,  466,  460;  —  Ueber- 
einkotiiiiien  v.  2.  Juni  1869  wegen  so- 
fortifjeri  Anst  auo.«.  II  1,  474;  —  Garan- 
tie-Protokoll V.  12.  Juni  1877,  V  2,396; 

—  Statuten,  II  1,  476. 

Kaiserf  n  ElIsabeth-BaliB«  k.  k.  priv. 

Constitutiv-I  rkunden,  II  1.329;— Nach- 
träge hiezu,  III,  423;  IV,  295;  V  2, 
331;  —  inibesondere:  Conoess.  Urk.  r. 
8.  März  18.56.  II  1,  331;  —  Einlösung 
der  Linien  der  err*ten  ö>tprr.  Eiscnb.ilin- 
Geselbchal't  (Üudweis-Linz-  Uuiundcn  i, 
H.  M.  Erl.      21.  Juni  1857,  II  1,  339; 

—  Bcwilligunps-Erl.  v.  l.'>.  Sept.  1«59 
für  Penzing -Hetzendorf,  II  1.  355;  — 
NaehtragSTertrag  t.  12.Dec.  1864,  O  1, 
3'i4  ;  —  rebereinkoinnien  v.  30.  .luni 
1869  betr.  Umbau  der  Pferdebahn  Linz- 
Budweis.  II  1,  372;  —  Conc^ss.  \  'rk.  v. 
24.  Juni  1870  für  die  Don.iulände-Bahn, 
II  1.  377;  —  Erwerbung'  (b  r  N'tMiinarkt- 
Kied  -Brauuauer  Baiin,  Vertrag  v.  16. 
Juli  1870,  III,  424;— Cone.  Urk.  t.  10. 
Nav.  1872  für  die  Gieela-Bahn  fSalzburg- 
Wörgl  und  Biechofslioten-Selzthal*  V  2, 
86t;  —  Garantie -Protokoll  v.  28.  Oct. 
1876,  T  8,  391;  —  Statuten,  V  2, 


331.  —  Yerbandlnng  6ber  die  f eu er- 
siehe m  II.  istflliiiii,'en  an  derselben,  H. 
M.  Erl.  V.  10.  Mai  1868,  Z.  1122,  I,  80; 
Erleiebterungen  dafOr,  H.  M.  Erl.  t.  8. 
August  l8.->8,  Z.  2307,  I,  81.  '  ' 
Kartotrdn.  ntncrikani^che.  Verbot  der 
Einfuhr,  H.  M.  Erl.  v.  5.  Sept.  1876,  Z. 
86609,  ▼  1,  469. 

KaHrhHa-OderbcrKcr  Eieenbalm-Qe- 
Seilschaft,  k.  k.  priv..  Constittitiv  l'rkun- 
den,  II  2,  881 ;  —  Nachtrag  Liczu,  III, 
476;  IT,  399;  V%  693;  —  insbetott- 

<h-io:  Concess.  Urk.  v.  26.  Juni  l866, 
II  2,  885;  —  Garantie-l'ebereinkommen 
30.  Juni  1866,  II  2,  897;  —  Additio- 
nal-Uebereinkonimcii  betr. Bauvorschus* 
etc.i  V.  22.  Juni  l8f,7.  II  2,  898;  — Pro- 
tokoll und  letzter  Bauvertrag  v.  21.  AprU 
1869»  U  8,  913;  —  Statuten,  ▼  2,  693. 

Kataster»  Benützung  demselben  für  <lid 
Anlej.'iiri<r  v«jii  Eip»*nbahnbücherji,  F.  M. 
Erl.v.O.  Auguat  1874,  Z.  15121,  V  1,61. 

KcaselMe^hCt  deren  DappUrong  nit 
Kupfer,  G.  I.  Erl.  v.  24.  Oet.  1874,  Z. 
820O,  V  1,  276. 

Klew-Odessaer  Linie,  Eiaenbahn-An- 
•oblttw,  Russlaad. 

KIlame6erE<-iK«'r ,  deren  Aufstel- 
lung aus  Anla.<i>  der  Einführung  de»  me- 
trisehen  Masses  und  Gewichtes,  H.  M. 
Erl.  V.  21.  Nov.  1874,  Z.  35325,  V  1,  82. 

Kinfl«>r,  Falir]ir<MsPrrn4«?iciHig  für  die- 
selhcn,  5;.  IM  Hefi.  Kegl..  V  l.  326. 

Klost ergrab-  I'irna-Eisenhabn,  Consti- 

tutiv-Urkunden,  IV,  661. 
K5flaoh«>r  KiHt'nbahn,  s.  Graz-KSf- 

lachur  Eisenbahn-  und  Bergbau-OcscU- 

schaft. 

KttrperlicheBe«chädigun(,'  «-ines  «"rTen^ 
Hohen  B<'amtfn.  153  und  I,'>4  Straf- 
Ges.,  I,  2«>3  II.  Aufl.  2741;— Sicherheit, 
Handlungen  und  Unterlassungen  gegen 
dieselbe.  ;{35  .Straf  f ;  es..  I.  2<Mt  i  IL 
Aufl.  270) ;  insbesondere  der  beim  Eisen- 
bahnbetriebe angestellten  Personen,  §$. 
431  —  433  Straf-Oes.,  I,  801  (II.  Aufl. 

271  i. 

Kohlcnsendangen,  Einführung  er- 
DiMSsigter  Sommertarife  für  dieselben,  H. 
M.  Ell.  V.  10.  März  1871,,Z.  2734,  I  (O. 
Aull.)  337;  III,  323. 

Kaste«  der  Aufsiebt  Ober  den  Bahnbe- 
trieb, §§.  88,  89  Betr.  Ordg.,  I,  150;  — 
Ersatz  der  soll-  and  gefällsämtlichen 
Ueberwaohung,  F.  IL  Erl.  t.  20.  Jänner 
1869,  Z.  1998,  I,  160. 
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Kmin,  L.inflc?>:t  <etz  V.  '2.  MKrz  1871.  L. 
G.>B1.  Nr.  IU|  betr.  JJerstuiluug  u.  KrhaU 
twff  von  Zaffthrtsstratisen,  V  t,  143. 

Krakfta'ObcTüi-hlo.-iisolu'  uixl  Wuiscliau- 
Wicner  Ei)»oiilialit»,  Rf^ircliinf:  dos  Vcrk., 
Vertrag  v.  i.  März  LfyiS,  V  1,  TO.i;  Nacli- 
Iraga-ProtokoU  v.  8.  Mai  1850,  V  l,  710; 
Anic  h  1  u  s  s  Y  e  r  1  >  I  n  <  1 1 1  ( I  g  d  •>  r  Z  (ige,  Protokoll 
V.  23.  üct.  1848,  V  1,  713. 

Kr«Iap,8.Tttrnau>Kr*lttp- Prager  ElMn- 
l'aliTi-Ge.sellschaft. 

Kranke  und  vorwundoto  Militärs,  deren 
Transitort  im  liegenden  Zujitiinde, 
.117  :  IV.  LM8;  V  1,  549. 

KrioKNdorr-ROmorHtadt,  k.k.Stiiats- 
babn,  Conatitutiv- Urkunden,  V  2,  128. 

Krlcss*FftliFOMlnaiigen,  deren  Vor- 
lage, I.  F  a  h  r  o  r  d  II  u  n  g. 

KrlegftminlHterium,  siehe  Keiohs- 
K  r  i  c  if  >  ni  i  II  i  s  t  e  r  i  II  m. 

Kronprinz  Rudolf- Bahn,  k.k.  priv., 
rnnstitutiv-Urkiinden,  H  I.  191;  — Nach- 
trüge hiezu,  III,  441;  IV.  Ü05;  V  2, 
401;  —  ifiebesondere:  Coneese.  Urk.  ) 
11.  Nov.  l«Gß,  II  I,  4'.>3;  — Brtovorsrhus.- 
Uebereinkommen  v.  12.  Dec.  18C6,  II  1, , 
605;  —  Conc.  Urk.  t.  20.  .Juni  1868  lür  , 
St.  Michael-Leoben,  II  l.  500;  —  t.  93.  \ 
Febr.  18»U>  für  L.iibuoli  ■ri;ivi>,  II  1.  .5*2  1; 

T.  23.  Juui  1871  lür  liietlau-£i:»enerz,  j 
IT,  306;— T.  26.  Not.  1871  fflr  ViUaeh- 
T.irvi..  IV.  3<i7:  -  -  v.  •_>7.  Mai  187'»  für 
die   äaizkammergut  -  Bahn  (6teinacli- 
Schärding)  V  2,  428;  —  Statuten,  II  1,  | 
•  >'■'> '2. 

Kursti'ln,  EieeabahnansehluB« ,  eiehe 

Bayern. 

Kappeinas  der  Wagen,  Art.  13  Verk.>- 

Qrundzüpe.  V  1.  '2.37. 
Kaaclilwarda,  s.  L 1  e  b  e  u  a  u-Kuscliwar- 
da^Eisenbahn ;  —  EisenbahnanscbloM 
von  Strakonitz  naeh  Paesan,  8.  Bauern. 

L. 

I^adelinten,  Einführung  von  Erleichte-  i 
rangen  bei  Abfassung  derselben,  H.  U.  I 

Erl.  V.  25.  Nov.  1872,  Z.  319CÖ,  V  1,472. 
Eiadnngfiraum-YersehIu8$,yoUzieh<)ne: 
desselben  im  zollauitl.  Au^age-Vert'uhren, 
F.  M.  Vdg.  Y.  7.  Nov.  1872,  Z.  24751,  .V 
1,  471. 

I«asergeld  und  Conventionaiätral'e,  §.  60 

Betr.  Regl.,  V  1,  367. 
I^andau,  Eisenbabnanscbivss  gegen  , 

8.  Baye  r  n. 


ItandeN-Banordnnngen,  doren  An- 
wendung aufEi6eitbabn-Uochbauten,£rL 
des  Min.  d.  Innern  22.  Sept.  1873,  Z. 
10190,  V  1,  1 13. 

IjandeNflUrHtliclic  Cnmmi^särc  bei  Ei- 
seubiilinen,  V  1,  10;  —  iu^bes.:  periodi- 
sche Berichterstattung  doreelben,  H.  H. 
Erl.  V.  8.  Nov.  1873,  Z.  37719  und  v.  30. 
April  1874,  Z.  87,  V  1,  lU;  weitere  An- 
ordnuniren  hierOber,  H.  M.  Erl.  23. 
März  1877,  Z.  354,  V  1,  II;  Bedacht- 
nuhmc  b<  huf8  Wahrung  des  staatlichen 
llcimfalUre«  htsauf  die  Auescheidung  von 
Orundpnrcrllen  Hus  den  Eisenbahngrand- 
etückcn,  H.  .M.  Erl.  v.  17.  Juni  1877,  Z. 
7060,  V  1,  71. 

Ijaad»kat-SckWMl*wUa  u.  YTilden- 
echwert-Glatz,  ElseababnanseUfisM,  s. 
Preussen. 

I^andwehr  und  LandeascUützen,  Anwen- 
dung de^  Mit itär-Tari(j^uf  diese  Ileerog- 
kdrper,  H.  M.  Krl.  v.  •_»«;.  April  IhTI,  Z. 
8045, 111,364;  AuiUertiguug  von  Maroch- 
routen  für  dieselbe,  H.M.Erl,  y.  13.  Aug. 
IST  1,  Z.  rJ.^'2<".  V  1.  GOO. 

LiandwehrmUnuer,  bei  Eisenbaimen 
b»'dienstete,  deren  Einberufung!^  zu  den 
Wafffnübunfj:en.  II.  M.  Erl.  v.  21».  Sopt. 
1M74,  Z.  2.S1  J  l.  V  1,  r.llh  —Termin  für 
Einsendung  der  VcrzeichuiäüC  über  die- 
selben, H.  M.  Erl.  V.  8.  Aug.  1875,  Z. 
r.»;;  rj.  v  i.  c-ii. 

Landwelir-OliacierefBückeichtuahnie 
auf  deren  tnilitirleehe  ObÜegenbeiten, 
II.  M.  Krl.  V.29.  August  1876,  Z.  25769, 
V  I.  G22. 

lianghola«  Oestattung  des  Transports 
mit  gemtsehten  Zfigen,  H.  M.  Erl.  26. 

Jnni  187:.,  Z.  163SO,  V  i,  310 ;  -  deeson 

Tariürung,  H.  M.  Erl.  v.  2.  Dec.  1874, 

Z.  34944,  W  1,  438. 
Ukas^aprofile»  beim  Heich.>(  -  Kriegs» 

niini.'storium  erliefien-le,  deren  Reoti6ot- 

rung.  8.  Ii  e  c  ti  f  i  c  i  r  u  n  g. 
liaatwUgea  mit  SohalengnssrSdem,  s. 

S  c  Ii  al n  <,Mi  s  s  r  a  d  r  r  ;    —  {jedockte, 

Anbringung  von  StirnthUren  in  einem 

Theile  derselben,  H.  M.  Erl.  v.  10.  Mai 

1870,  Z.  13940,  V  1,  lO.«). 
liaAtaUg«*.  Rofordcrun^  von  Zollorpnnen 

mit  sol-  In  n.  Ii.  M.  Erl.  v.  30.  .Sept.  1876, 

Z.  21401.  V  I.  484. 
Ij<*t»4>ii<lo  F  infriodiinsTf  Ii  :ni  F'i^cnbabnen, 

Anlegung  derselben,  Hofltzldecr.  v.  28. 

August  1840,  I,  87 ;  —  Art  und  Weise 

der  Ausführung  ders"lbcti.  Gen.  Dir.  Erl. 

T.  8.  Juli  1850,  Z.  2956, 1,  ^8. 


Digitized  by  Google 


30 


liebende  Thiere,  «.  'I'hicr«^,  l»^bfnde. 
IjCl»«Hiimlt.tel  -  Transporte,  deren 
Behandlunir»  H.  M.Erl,  t.  6.  Nov.  187 

Z.  -Jl'JSft.  I  ai.  Aufl.  344:  III,  ttO. 

■«•iehen»  deren  Beförderung  i  Absehn.  II 
e)  §.  34  Betr.  R«"?!-,  ▼  1,  a.t6 ;  —  deren 
Transport  und  .\usgrAbug(Eshumation) 
Vde.  .1.  Min.  d.  Innern  v.  a.  M*i  1874, 
K.  G.  Bl.  Nr.  56,  V  1,  893. 

I<«t«h«BpftSMt  RMpeetirmg  der  Ton 
pnlif.  RezirkHbehöril''ii  ii.  Stadtmagistra- 
ten ausgestellten,  U.  M.ErLv.  13.  August 
1871,  Z.  16367.  I  fn.  Aufl.),  846;  IV, 

Eielcht verderblf ehe  <>egonständ*.-  und 
lebendes  Vieh,  Abkürzung  der  Liefer- 
seit  fir  tolehe  Tmnsport«,  H.  M.  KrI.  y. 

7.  .hmi  1870,Z.  10146, 1  (U.  Aufl.)  842; 
III,  32». 

Iietaehow,  •.  8t»attbahn«n. 

I<eni  berg-  Cacrao  wite*Jn«iiy-Eisen  - 
hahn-OonolIpchaft,  k.  k.  priv.,  Coti8t.-l.'rk.. 
II  2,  823;  IV,  3yö;  V  2,  657;  — 
intbes. :  Goneefls.*Urk.  1 1 .  Jinn«r  1864, 
II  sriH;  -  V.  15.  Mai  1867  für 
Czernowitz-Suczawa,  II  2,  845;  —  für 
die  ntmSniieben  Linien  (Suecftwa-Jassy 
etc  i,  II  2,  854;  —  Protokoll  T.  10.  Juli 
1H7.5,  wegen  .Vufhebung  der  Sequestra- 
tiun  der  österr.  Linien,  V  2,  680  J — Sta- 
tuten, V  «,  667. 

liemberK-^itryi-Beskld  und  Strjri- 
titanislauer  Lisenbabn,  S.  Erzherzog 
Albrerht-Babn. 

I^eoben- Vorder nber^er  Ei-^cnbahn, 
k.  k.  priv.,  Constitutiv-Urkunden,  II  1, 
647;  IV,  311;  Vi,  29«;  —  insbes.: 
Gonceee.  Urk.  t.  6.  Juli  1869,  II  1,  549 ; 
—  Stfttiiten  und  Augleiohe-Progrunm, 

T  it  m. 

IteobBchllts »  XHaenhAhnTerbindnngen 

mit  JäL'imdorf,  ».  Deutsches  Reich. 
I«lebaa,  Eisenbahnanschluss  von  Schwa* 

dowits  nach  Landshut,  «.  Preuesen. 
Idebenan-KnHehwnrda-  Eisenbahn, 

Con8tituti%--Urkunden,  IV,  645;  s.  auch 
k.  k.  ötaatsbahn  RakoniU-Protiwia,  V  2, 
48. 

IiIererrrlMten,  Nichtoinrechnang  der 
Sonn-  und  Festtage  in  dieeelben,  G.  I. 
EtL     te.  Jnli  1876,  Z.  9687,  V  1,  399 ; 

8.  Übrigens  Lieferungs/eit. 
liiefernngfizelt  für  Güter,  Berechnung 

derselben,  §.57  Betr. Kcgl.,  V  1,  363  i  — 
deven  PaUfeinmff  in  den  Tarifen,  IL  M. 
Erl.  V.  28.  November  1H74,  Z.  38485.  V 
1,  437 ;  —  versäumte,  für  Oepäok,  Haft- 


pflicht lier  Eipenbahn  hieffr.  §.  31  Betr. 
Kegl.,  V  1,  335 ;  —  Liefeningszeit  für 
Equipagen,  §.  89  ebendafi89;  —  Llefe- 
rur>p<zfit  für  lebendi' Tlucre,  §.  45ebeD- 
da  342  i  —  deren  Abkttrzong  fär  den 
Transport  Ton  Yieh  und  leiehlrerderbU- 
oben  Gegenständen,  H.  t.-  7.  Juni 

187U,  Z.  10145,  I  (iL  Aufl.),  84S;  £11, 
329. 

Mb— H»  BiaeabahuaMhlatt  Bngeas 

nach  St.  Margarethen  QBdYcttnga-BeTi- 

sion,  ».  Bayern. 
litM-lltidlwetMP  Bahn,  anprangli- 

ch«'s  Privilegium  der  Pferdebahn  v.  7, 
Sept.  18-21,  II  1,  34-_»;  —  Ifmbau  in  eine 
Locomotivbahn,  6.  Kaiserin  Elisa- 
betb-Baba,  II  1,  867.  •   <  ' 

Eioealtarife,  Kundmachung  von  Zufät- 
zen  und  Ergänzungen  zu  denselben,  O.  I. 
Eri.  T.  97.  Aprit  1977,  Z.  4493,  V  l,  449. 

liOeomotiven,  deren  Beschaffenheit,  §. 
21  Betr.  (»nie.  I,  129  (11.  Au«.  127);  — 
deren  Instandhaltung,  G.  l.Eri.  r.  4.I>eo. 
1874,  Z.  10867,  V  1,  194;  —  Prifung 
und  Untersuchung  di-rseihen,  I,  193  i  II. 
Aufl. 267) ;  insbesondere  deren  technisch- 
poHzelKehe  Prifunr,  H.lf.£il.T.  7.Jall 
I.S52,  Z.  13613,  I,  (IL  Aufl.  257); 

deren  Modalitäten,  Ii. M.Erl,  v.  17. März 
1853,  Z.  3290,  I,  194  (II.  Aufl.  2ös  ; 
deren  ausnahmelese  MolbweBdigkeit.  H. 
M.  Erl.  v.  24.  März  Z.  fil34.  I.  195 

(II.  Aufl.  259); —  Erloniernissc  zur  Füh- 
rung oder  Bedienunf  dertelben,  I,  187 
(II.  Aufl.  261);  —  Aushängen  derselben 
'Während  der  Fithrt.  Uofksldeer.  r.  11. 
April  1846,  Nr.  53, 1,  134;— deten  Eig- 
nung zur  Terwendang  bei  Eilzügen,  H. 
M.  Erl.  v.  26.  Auglist  1865.  Z.  Its5  t.  I, 
124  (II.  Aufl.  122;;  —  vierrädrige,  deren 
Benfitsnag,  O.  I.  Erl.  v,  15.  Febr.  1889, 
Z.  256,  I.  129  (II.  Aufl.  128);— Bere(h- 
tlgung  7.ur  Fahrt  auf  derselben,  Art.  19 
Verk.-GrundzBgc,  V  1,  241;  —  tel«i?fa- 
phischc  Anzeige  vom  Untauglichwerden 
dersellii-n  aul"  <!!<•  Fälle  von  Verkehrs- 
Störungen  beschränkt,  iL  M.  Erl.  v.  1. 
Sept.  1875,  Z.  «4669,  ▼  1.  997. 

I«oeoniotiv  -  Ftthrer,  deren  Prüfung, 
H.  M.  Vdg.  V.  15.  Sept.  1868,  &.  Q.  BL 
Nr.  158.  I,  188  (IL  Aufl.  269). 

L.«>c(»tiiotivkeMi4el,  deren  periodische 
Uiit<'röiir(uing.  H.  M.  Erl.  v.  24.  August 
1869,  Z.  13346,  I,  195  (.11.  Aud.  269); 

—  Prabea,  Yorlaipe  der  zm  BrideaBhal» 

fung  i]f'r  Wieilcrholung  derselben  erfor- 
derlicUeu  Daten,  G.L£rLv.6.  Juli  1876, 
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Z.  513'».  V  1,  -JM');  —  Reviüif.nen.  deren 
-  N»chweieung,  G.  1.  £ri.  v.  1 1.  Dec  1874, 
Z.  IS208;  V  1,  275. 

It^WVi^N,  «Joreri  Einrichtung:  für  Militiir- 
transporte.  Ii.  M.  EcL  v.  22.  Deo.  1863, 
Z.  18043,  1,  141. 

I«««A«a(knrg  -  Nikolaborp  -  OniMbaeher 
Eip<'nh.ifin .  vonnnUpe  k.  k.  prit.,  Con- 
«titutiv-l  rkunden,  II  2,  1393:  — Nach- 
triS^e  hiecv,  III,  515;  IV,  479;  ¥  2, 
155  ;s.  Kaiser  Perdinandt-Nordbähn. 


M. 

I»  Land<>sge«etc  t.SC.  JSnner  1873, 

L.  G.  Bl.  Nr.  17,  l>«'tr.  H^rstellunp  und 
"ErlKiIriintr        Znlalirtssf  russrn.  V  l,  131. 

MkiiriMclie  Cirenzbahn,  k.  k.  priv., 
Constitutiv-Urkunden  d«rLini«a)Hoh«ii* 
Stadt  -  Mähr.  Soh.';r'lier<,'-Zö|>taii .  insbos. : 
Concess.  l  rk.  v.  ti.  Dec.  Iö69,  II  l,  759; 
IV,  361 ;  b)  8ternb.  rg-M8hr.  Sch«nbpr«r- 
Niedertipka,  III,  529;  inshe». :  Conce^^;-. 
lirk.  V.  II.  Sept.  1S7I.  iV,  380;  —  di-r 
vereinigten  Unternehmung,  IV,  363;  V 
2,  «27;  insbes.  ätattten,  IV,  863. 

Jiähri(i«h-Ostr««,  a.  Ostraa-Fried- 
länder Eiben  bahn. 

■MirlMll  -  MhlMlMlie  C«nf  Mil- 
bahn, Constituiiv-Urkunden,  II  1,737; 
Nachträge,  IV,  343;  V  2.  631;  —  inB- 
bes.  Concese.  Utk.  v.  21.  April  1870,  II 
1.  739;    -  StAtutfii.  V  2.  (131. 

HühriHch-Bchicfiifichc  Xordbahn, 
ConsU-Urk.,  II,  1,  35;  —  Nachtrag  hiezu, 
m,  897;  —  inabes.  Gencesa.  Udc  y.  6. 
Mii  is^M,  II  1,  45;  8.  auch  Kaiser 
Fcrdinan<ls-Nordbahn. 

Hährisch-Mehttnber  Mährisohe 
Orenabahn. 

llai^asinp,  s.  Hh  hnmagazine. 

ll*ltet»«r  -  Ritterorden ,  freiwillige 
Untersttttzang  der  MilUIr-SanitStspflege 
un<l  E's>'nl>.ihii-SanitHtS7.üge,  organische 
Bestimmungen,  erlassen  21.  Juni  1875, 
ad  Pri8.-KT.  SSI 5,  V  1,  499. 

M*rgArcthi*n,  St.,  Regelung  des Zoll- 
dionstf"?  ilahclbfit,  ».Schweiz. 

Mariicbroateu  für  die  Landwehr,  Aus- 
fertignng  dendbeo,  H.  M.  Sri.  t.  13. 
.\ugust  1871.  Z.  12«<20.  V  1,  600. 

HMCbinen,  aliein  verkehrende,  Art.  31 
yerk.'GniiidxQge,  V  1,  251. 

MiSM-  und  Gr>\vi(  ht^ordnung,  V  1,79;  8. 
Im  Einzelnen  Metermass. 


Materialien  f.  StaMt«-EisciibalinbAuton, 
Be.stinnuungen  über  deren  Jdautiifreiheit, 

I,  104. 

Mater iaiicrftben»  deren  Entwässerung 
und  Cultivirune,  H.  M.  ErL  T.  1.  Oet. 
1875,  Z.  201,  V  1,  173. 

Materfsilallg«*  BewilUf^ng  an  deren 

Einleitung  auf  Baustrecken,  H.  M.  Erl. 

V.  3.  Miirz  1873,  Z.  29592,  V  1,  152; 

Bedingungen  IdefHr.  Oen.  Intp.  BrI.  7. 

A.pril  1H73.  Z.  'MMU.  V  1,  162  (derzeit 

geregelt  dun  h  II.  M.  Vdp.  y.  26.  Jänner 

1879.  R.  G.  Bl.  Nr.  19^. 
MssferlellM  Strafkeeht,  Besümmungen 

zum  S<-hiit/o  der  Kise&batoea,  s.  8f raf- 

recht,  materielles. 
ManthfVeihelt  der   IfateriaHen  ffir 

Staats-Eiscnbahiiliauten,  Hofkzldecr.  T. 

3o.  August  1843,1,  1«»1:  Gcn.-Bau-Dir. 

Erl.  V.  10.  Febr.  185 1,  Z.  12774,  I,  104. 

Fahrgeschwindierkeit. 
Mebraafwand  für  gefällaamtL  Ueber- 
waofanng  der  Etsenbalmen ,  Paaaebal» 

•  rsatz  dosselben,  §.  89  Betr.  Ordg.,  Fin. 
Min.  Erl.  T.  20.  Jänner  i359,Z.  1998, 1, 
150. 

Mehrgebttliren,  ron  Parteien  eingeho- 
bene, deren  Avisirimg,  G.  I.  £rl.  86. 
Mai  1876,  Z.  5639,  V  1,  467. 

liersiB«  8.  B OS en-Meraner  Eisenbahn. 

Metermaaa  und  Gewicht,  deeson  Ein- 
führung beim  Eisenbabnbaue  u.Betriebe, 

II.  M.  Vdg.  V.  26.  Oct.  1872,  Z.  26843, 
V  I.  79;  —  Um'WAndlon^r  der  in  der  Min. 
Vd|,'.  V.  2.  .J.'inn.T  ]xy.K  R.  G.  Ml.  Nr.  25, 
betr.  Verhütung  von  Collisionen  zwischen 
Eiaenbabnen  und  Bergwerken  verkom- 
menden Ifossbestimmungen,  Min.  Vdg. 
V.  22.  Febr.  1877,  R.  G.  Bl.  Nr.  17,  V  1, 
106;  —  der  im  Gesetze  v.  7.  Juli  1871 
angegebenen  Heizflächen,  Min.  Vdg.  v. 
1.  Octobor  1875,  K.  G.  RI.  Xr.  131,  V  1, 
282;  —  Einführung  der  neuen  Mass- und 
Gewiohtaordnuttg  im  Eisenbahn -Ver- 
kehre und  AufSstelluncr  mMier  Di-^t.ui/- 
zeiger  nach  Kilometern,  ü.  M.  Erl.  v.  lo. 
März  1874,2.7941, Vi,  81;  Abänderung 
<ler  Vorschrift  über  <lie  Kilomctcrzeiger, 

H.  M.  Erl.  V.  ■_>!.  Nov.  I87i,  Z.  3532.".,  V 

I,  82; — Gruudlagen  für  die  Umrechnung 
der  Tarife  naeh  metriaehem  ICaase  und 
G»'\vir},te,  H.  M.  Erl.  V.  April  1^7'). 
Z.  9044,  V  l,  83;  —  L'mtcchnung  der 
Milltür-Tarlfo  naeh  demselben,  BU  M. 
Erl.  T.  19.  Oct.  1875,  Z.  32019,  V  1,646; 
—  provisorisehe  Fortdauer  der  dermali- 
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genEisenbfthn'Tarile  naok  «iein  l.Jünner 
1876,  ILM.Erl.v.89.Jali  1875,  Z.  33000, 

V  1,  85;  —  des^on  aiUfChUeesliciie  An- 

werHlui)!,'  in  den  zo  überreichenden  Ein- 
gaben, Ii.  M.  Kri.  V.  20.  Jänner  1H7C,  Z. 
1889,  V  1,  86; — BeMiebnuug  bestimm- 
ter Stellen  der  currenten  Dalin.  H.  M. 
Erl.  V.  H.  Juli  ISTC.  Z,  l'.»s;i-_>.  V  1,  S8. 

JUlitür-AerarlalsUter,  deren  Beför- 
derung, T  1,  609;  insbesondere:  Auf-  i 

he!uiT)<r  d<-9  FranrRtur?7.wangos  für  die-  | 
selben,  U.  M.  Erl.  v.  -Jti.  Der.  1872,  Z.  i 
86787.  V  I,  609:  —  Vorgang  b«i  Aus- 
st«'llung  von  Kisenbnhn  -  Frachtbriefen, 

V  I,  f'iiO;  -  ModiilitJitcn  der  Ber«^chnung  j 
und  Einhebung  der  Eilj^utr  und  1-racht- 
gebflhren,  Circ.  Vdg>.  des  Reieh8>Krlega- 
Min.  V.  6.  FeNr.  I><7.H,  Aht»..  11.  Nr.  *2.V_', 

V  1,  611;  —  Ausstellung  von  Fracht- 
briefen fBr  dieielben  becfigllnh  der  Auf- 
und  Ablegegebühr,  Circ.  V«lg.  df6  Keichs- 
Kriegs-Min.  v.  7.  März  1875,  Ahth.  11, 
Nr.  50«),  V  1,  151.];  — -  üewicbts  -  Decla- 
r;itioii  in  Kilogramm,  CIrc.  Vdg.  des 
Ii'eichs -  KriepsMin.  v.  13.  Miirz  187.5, 
Ahth.  U,  Nr.jßöu,  V  1,  6U;  — Behand- 
lunf  fon  Waffensendniigen,  O.  I.  Erl.  t. 
Ä.  Juni  187.'»,  Z.  ;•)>>•>!,  V  1,  6U;  —  Aus- 
•telluDg  der  Frachtbriefe  tind  Ausnützung 
der  Tragkraft  der  Waggons,  Circ.  Vdg. 
des  Reichs-Kriegs-lfin.  v.  18.  Sept.  1876, 
Abth.  11.  Nr.  ;<;»0->.  V  I.  Cl.-);  —  Dyna- 
mit-äendungen,  deren  .Vusnabmabehand- 
lung,  H.  H.  Erl.  v.  4.  Sept.  1873,  Z. 
•2m',5,  V  1,  413. 

Milittlr- Aspirant  eil,  Einberufung  der- 
selben zur  C i V il-Dicnsileistung,  H.  M. 
Erl.  V.  I.  Dcc  1872,  Z.  81617,  V  1,  74 
s.  im  Uebrfgen  Unteroff  leiere. 

Militär  Detaehem(>utN  d.  Fcld-Eisen- 
baünabtheilungcn,  Activirung  von  5  sol- 
chen im  Frieden,  Oiro.  Vdg.  de«  Relohs- 
Kriegs-Min.  v.  31.  März  1878,  Präs.  Nr. 
4ö3,  V  1,  ,'»77  ;  —  Aenderungen  in  den 
Gebühren  derselben  bei  Verwendung  im 
Eisenbahnbaue,  Circ*  Vdg.  des  Reiohs- 
Kriegä-Miii.  v.  IG.  Sept.  1874,  Abth.  5, 
Nr.  2761,  V  1,  ü92. 

MUlMr-Bta^Mvtlerans  in  Bahnge- 
bSuden,  s.  Einquartierung. 

9lilitttr-E.v«reUlvn ,  Verbot  des  Be- 
tretens des  Bahnkör|>crd  Itei  denselben,  ' 
Re{chs.Kriegs.Hin.Erl.T.ä4.  Febr.  1875, 
Abth.  .'».  Nr.  4:>s.  V  1.  .in:,. 

Milltttr-Fahr-  und  Fraehlkarleu,  | 
Stempelbefreiung  derselben,  Circ.  Vdg.  j 


des  Beiebi-Kriegs-Min.  v.  ao.  Juli  1873, 
Ablh.  II,  Nr.  2886,  V  1,  612. 

ÜIllitÄr-Frachtbrii're,  deren  8terapel- 
befreiut.g,  H.  M.  Erl.  v.  H.  Mai  1877.  Z. 
12621,  V  i,  407;  —  Vorgang  bei  Aus- 
stellung dcreelben,  V  l,  610;— deren 
Ausstellung  bei  militär-ärariscben  Güter- 
sendungen hinsichtlich  der  Auf-  und 
Ablegegebühr,  Cire.  Vdg.  des  Reichs- 
Kriegs- M i r..  V,  7.  März  1875,  Abth.  11, 
Nr.  äo*».  V  1,  01.1;  —  Gewicht«  -  Decla- 
ration  in  denselben  in  Kilograroni,  Circ. 
Vdg.  des  Kelcbs-Kriegs-Mln.  ▼.  18.  USrs 
1875,  Abth.  II,  Nr.  »;♦•,«).  V  1.  r,14. 

ülilltlkr-tilktery  Begünstigungen  für  den 
Verkehr  derselben,  s.  MilitSr- Aera- 
rialgüter. 

MilllltriMche  ICrfurdernittfie  beim 
Eisenbahnbaue,  V  1,  158;  insbesondere: 

—  Vorgant;  bei  Aiilai,M!  von  strategisck 
wichtipen  Rrück<  nobjfCten,  H.  M.  Erl.  v. 
7.  Juli  lö74,  Z.  17973,  V  1,  ICü;  — 
Wahrung  militürisoher  Interessen  bei 
Reconslruction  von  Brücken,  II.  M.  Erl. 
V.  23.  August  1874,  Z.  27100,  V  1,  ir,3: 

—  Auszug  aus  der  Instruction  v.  22. 
Jänner  1877  für  die  bei  t«  chni8ch-mili- 
tärisehen  Revisionen  und  politischen  Be- 
gehungen intervcnirenden  Üfficiere,  V 
I,  165. 

nilltlirlHchc  BeattMarkeit  der 

Züge,  deren  Nachweisung  bei  Vorlage 

der  Fahrordnungs-Entwürfe,  II.  M.  ErL 

V.  6.  Aupuft  1S71,  Z.  13130,  IV.  21'». 
inilif  ttrlMehoHiHVIeiAtanK  b.  Buim- 

uniällen,  H.  M.  Erl.  v.  ö.  Jänner  1876,  Z. 

35185,  ▼  1,  299. 
MIlltärpäSBe  f9r  Urlauber  und  !!■  ^  i 

vistcn,  Abstempelung  derselben,  Ii.  M. 

Erl.  V.  17.  Jänner  1878,  Z.  1428,  V  1, 

:»*♦'.». 

Militärperfionen,  Verbindlichkeit  der 
Eisenbahn- Betriebsvorschriften  für  die- 
selben, H.  M.  Erl.  T.  6.  April  1850,  Z.  989 
u.  V.  1.  D.  r.  i  s.^o.  Z.  6051.  I.  143. 

Militttrpilioliilg«  Eisenbahn-Bedien- 
stete, deren  tiieitweise  Belassttog  im 
Kric'.'sfalle  in  ihren  .Vnstellungen,  §.  26 
Wehrpesetz  v.  5.  Dec.  1868,  15.  G.  Bl. 
Nr.  151, 1,  173  (Ii.  Auti.227);— Evideni- 
haltung  dieser  Bediensteten,  ▼  1,  621; — 
Arbeiter  bei  Ei^eiib.ilmbautcn ,  deren 
Evidenzbaltung,  Ii.  M.  Erl.  v.  17.  März 
1870,2.5192,  I  (II.  Aua.),  228;  III,  316. 

MiliittrV»  commandirte  und  6tations- 
Coir>in?iiidaTir«Mi,  Gcstattung  des  Hrtretens 
der  iiahnliolraumedurchdieselben,  H.  M. 
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Eri.  V.  1 1.  Juli  i  s7a,  Z.  lilbö,  \  l,  au2; 
—  gediente,  vormalige  kaip.  Verordnung 
über  die  Civil- Anatellmii.'  «irrselbt-n  v. 
l«t.  Doc.  1S53.  R.  O.  III.  Nr.  '2iUi,  1,  13; 
deriualigd  Normen  hierüber  s. bei  Civil- 
«n Stellung  gedienter  Militärs  und  Un> 
t  e  r  o  f  f  i  c  i  0  r  0. 
Jillitär-fe»iiuUtttiisttge»  9.  äanitüta- 
2  ii  Ii  e. 

BUlltftr-Tarir  n    für  Befordennip;  von 

Militiir-  iiiui  M.'iriii.'-Tr;in!»i>orten,  L'ebor- 
etnkoiuuieu  mit  der  öüterreicb.  Stüats- 
b«hn,  Sfldbfthn  and  andecAB  Eisenbahn- 
Gesellschaften  V.  10.  Dec.  18ß(>,  III.  •211; 
— mit  der  Graz-KödacberEisenbabn-  und 
Bergbau- Ge:»ellscbafl      28.  Dee.  1865, 
III,  *230; —  mit  i\<  r  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbahn  v.  18.  Juni  isr.s.  III,  «243;  i 
bj  für  einzeln  reisende  Mditi4rp«'r«on<'n, 
Ulf  252    (derseit  insgesammt  ersetst 
durah  die  einlieitlichfn   Militär  -  Tarif- 
TJebereinkommen  v.  Ii.  Üepi.  IHll}',  — 
einzelne  Bestimmungen  fiber  II.  Tarife 
und 'li>r.  ri  Anwendung,  V  l,  '»93,  599; 
in^lii  -imdere :  HeintTkunp  zu  den  UoH<»r- 
einkommen  v.  lU.  Dvc.  ISC\)  und  v.  lö. 
Juni  1868,  V  1,  593;  —  Vorlage  yon 
'l'arif>'XPmplaren  an  die  l'.T  fi-Kef  limiiicr''- 
Abtheilung  des  Keiciis-Kriegn-Min.  und 
Einbringung  von  Naehtragsforderungen 
der  Bahnen.  11.  M.  Krl.  v.  is.  Sept.  1875, 
Z.  280.");{.  V  1.  .')'.t.'i;  —  rinr»>chnnnü:  der- 
selben aui'  Metrriuiiss,  Ii.  M.  Erl.  v.  19. 
Oot.  1876,  Z.  32019,  V  l,  596;  —  Feet- 
stt^llunjr  n'  iK'r  <  Inln-itlicher  ruril'«*  für 
Militartransportc.  11.  M.  Erl.  v.  14.  März 
1877,  Z.  6904,  V  1,  597;  —  Bestimmun- 
g -n  im  Mobili«iru»ii:-falle,  Cire.  Vdg.  des 
R.'iciis- Krii  u'-'-Mi".   v-  I>er.  1873, 

Ablh.  11,  Nr.  -köryl,  \  1,  «iOO;  —  dessen 
genaue  Beachtung  dareh  <\if  Bahnorgane 
G.  I.  Erl.  V.  *>:.  August  187:>.  Z.  87 IT.,  V 
1,  6ül;  —  dcötien  Anwendung  auf  Aspi- 
tanten  und  Zöglinge  der  Militär-Beal- 
SChuimi,  H.  M.  Krl.  V.  21.  Nov.  1875,  Z. 
3f>874,  V  1,  6*1-2;  —  auf  Begleiter  von 
•Sendungen  der  Staatshengstendcpots,  H. 
M.VerfagungT.20.  Jänner  187«;,  Z.  154.5, 
V  1,  603 ;  —  auf  Zöglinge  des  Hemalser- 
Erziehungsinstitutd. Verfügung  d.  Reichs- 
Kriegs-Min.  t.  31.  Dee.  1876,  Abth.  11, 
Ni.  5770.  V  1.  603;  —  bei  Beförderuntr 
von  Teräonen  und  Gc|>ück,  Festsetzung 
von  Normal-Bagagegcwichten,  H.  M.Eri. 
V.  10.  Mars  1876,  Z.  4679,  V  1,  6uJ  :  — 
Anerkennung  vnn  Einberufungs  -  Tele- 
grammen und  'VViduiungbkarten  im  Mo- 


bilisirungst'alle  als  Legitimation,  H.  M. 
Erl.     2.  August  1876,  Z.  28478,  V  1, 

•'>o7  :  —  M  .d  il  it.iten  der  Berechnung  der 
Eilgut-  und  l"i  .1'  litgebühren,  Circ.  Vdg. 
deö  Ueiche-iviieg»-Min.  v.  C.  Febr.  1873, 
Abth.  Ii,  Nr.  232,  ▼  1,  611. 
Hilltilr-TranMport  am"  Eisenbahnen, 
überhaupt,  ^.  69  Betr.  Ordg.,  I,  143; 
specieUe  Vorsohriften,  III  tu. 847;  lY, 
•215;  ~  Transportwesen,  V,  499;  insbe- 
«ondt^re  Militär-Trannportvor^rhrift  v.  1. 
Jänner  1871,  III,  1  tscitüer  abgeändert 
durch  Neuauflage  V.S.Juli  1878)— 'Ueber- 
einkommoTi    wogen   ^''^'j^nseitiger  Aus- 
bilfttleUtung  mit  Wagen  und  Locomo- 
tiven  bei  grSsseren  Milltir-Transporten 
V.-24.  Mai  1804,  III.  112;  —  dessgl.  ichen 
mit  Dienstpersonal  V.  15.  März  1871.  III, 
350;  —  wegen  Tran.sp  .rt  von  Kranken 
und  Verwundeten  im  liegenden  Zustande 
V.  1.  Juni  1871.  111,347;  narhtra'diche 
Beitritta-Erkläruogeu  zu  diesem  letzteren 
IV,218;  V  1,  549;  —  Xatural-Verpfleg. 
v.  Militär-Triins]. orten.  <'irc.  Vdg.  v.  28. 
Dfi-.  187  I .  IV,  '217  ;  —  Erfordernisse  u. 
Vorkehrungen  bei  demselben,  V  1,  öjQ; 
—  Behebung  von  Anständen  bei  demsel- 
1  .  r  Ü  .M.Erl.v.  C.  Febr.  1S73.  Z.  17376, 
\   1.  .')50;  —  QuartaU-Ausweise  über 
AusrOstungsKcgenstände  für  denselben, 
G.  1.  Erl.  V.  24.  Juni  IS74,  Z.  4745.  V  1, 
551;   —   Einbrinsrung  von   Nar-ht mirs- 
fordcrungen  der  Bahnen,  Ii.  M.  l>rl.  v. 
18.  8ept.  1875.  Z.  28953,  V  1,  595;  — 
Fe^t^tollullg  neuer  einheitlicher  Tarife 
für  denselben,  H.  M.  Erl.  v.  14.  März 
1877,  Z.  6904,  V  I,  597 ;  —  auf  bay- 
eriscben  Bahnen,  Vericebr«)-  und  Tarifs- 
bestimmungen rücksirhtlii-h  der  Beför- 
derung   von  Personen    und  Aerarial- 
gütern  der  bewaffneten  1\1  ichi  Oester- 
I     reich-Ungarn«.  Oirc.-Viltr.  de?  Reichs- 
Krieg^-Min.  v.  17.  Juni  1873,  Abth.  11, 
Nr.  1713,  V  1,  554;  —  von  Pulver  und 
.son-ticer  Militär-Munition  auf  deutschen 
Bahnen.  V  1.  565;  —  Aendoruniren  tler 
Militär ■  Tarifsbestimmungen  rüeksicht- 
lieh  der  auf  bayer.  Bahnen  Im  Dienste 
einzeln  reisender  östen.  Ungar.  lOUtSr* 
Personen,  V  1,  576. 
Mtlltttr- Vertreter  bei  Trace-Revisi- 

oneu  und  |'oliti»elicn  BegehvinireT),  In- 
ätruction  für  dieselben  v.  22.  Jänner 
1877,  V  1,  16A. 
Militilr-Verwulf  iiiiK.  ,l.  ,.-,1  Beziehun- 
gen zum  Biscnhaliiibetriebe.  I.  17"2  'II. 
.\uti.226)s.auch  oben  M  i  1  i  t  a  r-Tran«ju<rt 
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nilUttr-Vor«chrirte«i.  t'ür  die  Ei^öu- 
babneo,  Ol,  1  ;'-'Nachtriige  hiezu,  III, 
347;  IV,  Sl.");  -  beim  Eisenbahnbaue, 
V  I,  108;  —  Militär •Traiu»poxiweM«| 
F  1,  499. 

HilitärzUge»  AuS6chlieS6Unfr  lehen<l«-r 
Viclifrachten  vfn  tlensclbcn.  FI.  M.  Erl. 
V.  14.  Juli  IböS,  Z.  lüölä,  I,  173  ill. 
Aufl.  227). 

MtneraliVle«  'leren  Befönlerunff  auf  Ei- 
sen bahnen,  U.  M.  Erl.  T.  16.  Febr.  Iä63, 
Z.  2134,  I  (I.  Aufl.)  263,  H.  M.  ErL  y. 
26.  Nov.  1804,  Z.  50«3,  I  (I.  Aufl.)  266; 
VorsiclitsiTiii!<sreL:olH  bei  <li"ren  Versen- 
dung, Transport  un<i  Aun>eu  alirung,  Min. 
Vdg.  V.  17.  Juni  1865,  K.  Q.  Bl.  Nr.  40, 
I.  -T.O  II.  Auti.  :i4'.<.;  Ge-^tattim^'  <los 
Trancipon«  v«>n  PctroU-um  mit  gemiöch- 
ten  Zügen.  H.  M.  Erl.  y.  20.  Juni  1873, 
Z.  2 15 IC,  V  1.  410;  —  Verbot  der  An- 
wendung iliT.-ellien  zur  inneren  Zugsbe- 
leuchtung,  (jtu.  liisi*.  Erl.  v.  14.  Juli 
1871,  Z.  448<>,  Iii.  308;  —  Zulassung 
zur  äuesercnZugsbeleucIitunir.  Gen.  Insp. 
Erl.  V.  14.  äept.  1871,  Z.  64.i8,  I  ^11. 
Aufl.;  129;  rV,69. 

Mlaf  Htcrium  des  Innern,  k.  k.,  Wir- 
kungekrei«  in  £i«enbaliD-Angelegenhei- 
ten.  I,  20. 

IMilnaliuic  von  Uandmuaition  durch 
Jäger,  Iiiterpretinjui;  iler  !>e7.iij;l.  Bestim- 
mungen dcü  Ütitr.  Uegl.,  iL  M.Erl,  v.  14. 
F«br.  1876,  Z.  3069,  V  1,  889. 

Mittelwalde«  Ei^cnliahnunscUluM  Ton 
Wildensohwert,  s .  I*  r  e  u  s  s  e  n. 

Monatltcli«  BetriebMauswelse, 
Einfiihrunc  des  rmaligon  Formulars 
für  di.'selbcn,  G.  I.  ErL  V.  9.  OcL  1876, 
Z.  128Ü2,  V  1,  92. 

Httnchea »  EisenbabnanBehluss  über 
Braunau  narh  Neuniarkt.  Bayern. 

Httnsuschlim-Xeuberg,  k.k.  Staats- 
babn,  Gonetitutiv-Urkunden,  V  2,  126. 

HmlUoiUi-Dep^ts»  ».PulTerm  «ga> 

zine. 

HunitionitKegeafitAnde,  mliitärisobe 
Bestimmungen  Ober  deren  Beförderung 

auf  «leut.*clion  Palmen.  V  I,  565. 
üyslowitX'lleruii  nad  Nicolai-PIeM, 
£isenbabnanscbiiiä.se.  «>.  PreuBsen. 

N. 

Nachfolgen  <ler  Züge,  s.  Züge. 
A*a«luialiiue  und  Proviüion  im  Qüter- 
Terkehr,  §.  54  Betr.  Hegl.,  T  1,  361. 


9iaeliSChiel»en  der  Züge, J^e^ig^g^^ 
und  Vorsehriflen  daiQr,  Art.  32  Teric.» 

GruiidzÜL'e,  V  1,  251. 

NaehtragMforderBngeu  für  Militär- 
Transporte,  deren  Einbringung,  U.  M. 
Erl.  V.  18.  Sept.  1875.  Z.  28^63,  V  1, 

HiachEahlungen  im  Tersonenvcr kehre, 
deren  Einhebunir,  H.  M.Erl,  v.  -^l.  J;inner 
1873,  Z.  '2üM,  V  1,  387. 

HielNSe.  EisfiilMlin-Vcrbiriduni:  mit  Ol» 
bersdorf,  h.  1>  e  u  i e c h e 6  K e  i ch. 

KetMaat  der  ZOge,  Einführung  gleicher 
Einheittgewichte  für  die  lierc-cl^nung 
dfr.«elbpn.  G.  l.  Erl.  v.  20l  Dec.  1873, 
Z.  5237,  V  1.  312. 

Naahaatea   nScbei  Eiaenbabptta»  a, 

P  r  i  V  a  t  b  a  u  t  p  n . 
Neabergf  s.  Mürxz u^cLlag-Neulerg. 
NeimarlKt ,    Eisenbahn  anseblu»«  ron 

MOnchen  über  Hmunau.  .s.  Bayern. 

Kenmarkt-Kied-Braunauer  Balm, 
vormalige  k.  k.  priv.,  (Jon^titutiv-L rkuu- 
den,  II  1,  403;  —  Nachtrag  hiesu,  lü^ 
437;  insl.eg.  Concess.-Urk.  v.  22.  Aupu^t 
18Ö5,  II  1,  413;  —  Erwerbuiig  durch 
die  Kaiserin  Elisabeth-Bahn,  s.  dort. 

Kieolai-PleHS  und  Myfilo\vi(i-Berun, 
Pli^cnbabn-Anscblüfsc,  &.  Prvussen. 

Nlederlipka,  e.  Nimburg-Tetschen 
u.  \Vild«!n»chwerft-NiederUpkaer  Eisen- 
balin. 

Xiederttsterreieh,  Landesges.  r.  24. 
April  1874,  L.  O.  BL  Nr.  24,  betr.  Her- 

I     Stellung   und  l.rhaltung  Ton  Zofafarts- 
j     Strassen,  V  l,  146. 
NlederttMterreieliiüclie  Sttdwert 

'  bahnen, vormniige  k.k.  priv.. Conslittttiv- 
I  Urkunden,  V  2, 472  (dermal  k.  k.  Staata- 
I  bahn). 

I  Mlkolwborgy  s.  Lundenburg-Nikols- 

bu r^'^  <  u  II  -sbucher  Eisenbaliii. 

Wimburis-Tetscken  u.  WiblenachwerV' 
Niederlipkaer  JCisenbahn,  ConstitutiT- 
Urkunden  III,  703;  in?l.e,-<.  U.iicesa.- 
Urk.  V.  25.  Juni  1H70,  II  1,  7o5;  — 
Nachtrag  hiezu.111,454,  «.auch  O  ««sper- 
re iehisehe  Nord  weitbahn. 

!VItroglycerln,  dessen  Ausschliessung 
vom  JUalmtransportc,  II.  M.  Erl.  v.  28. 
Oct.  1866,  Z.  16391, 1, 270  i  II.  Aufl.  354). 

NiveaakrawBMgaa  zwi-^dien  Eisen- 

bahnen  und  Stra'^Hen.  Anlftgc  <ler<cU)'*n, 
H.  M.  ErL  V.  17.  Mai  lö70,  Z.  40U5,  III, 
293;  H.  M.  ErL  t.  31.  August  1872,  Z. 
2:>Oit.5,  V  1,170;-  Schutzschienen  und 
Leithölzer  bei  solchen,  Q.  L  ErL  t.  B» 
Febr.  1876,  Z.  392,  V  1,  176. 
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Wordbahn,  Kaiser  Ft'rdinan<ls- 
Nordbatin;  —  BöluniBchc,  s.  Büh  mi- 
lche Nordbahn^Oeaellsehaft;  —  mfih- 
riscIi-fii'Mrsi-ichf .  s.  IfShrlscIi'Sehle- 
sischt«  Nordbfthn. 

M ordw«Mtb«hB,  bShmisch»,  B  u  b  c  h  7 
tihraderEisi-nbaliii:  ~-  Sstorroichische, 
f«.  O  0  !« f  <■  r  r  <•  i  <•  h  i   (■  !i  r  Nord \v(>«t1iahn. 

Korinal-UwgttgegVH  icht  bei  Reisen 
von  MilitHrpenonen.  dessen  Festsetxung, 
H.  M.  Erl.  T.  10.  Mint  1876,  Z.  4679, 

V  l,  6(>4. 

Homrale  fBr  Eisenbahn- SatiitXttsflge, 
crlassrii  1:!.  Junf  1877,  Pris.  ed  Nr. 2408, 

V  1.  :>"'.». 

Mothkc'ttvu  an  Wagen  und  Tendern, 
deren  hedingunicsweia«  Hin  weglassang, 
H.  M.  Erl,  T.  21.  JSnner  1877,  2.  452, 

V  1,  l'Jl. 

Motliwiis  von  Elsenbabki-EffeeteB»  in 
(irr^^eliM'n  einttvtende  Aenderangvn«  s. 

Kf  f  c  c  tcn. 
Howosivliea,  p.  Czernowitz-Nowo- 

sieliea-Eisenbiibn. 
IVamiMmatf Nche  Funde,  Behandlung 

d«-rsollien,  1,  1U7. 
irvniiiieni  •  Coayons »  Rinausgabe 

•  solcher  behufs  nachträglicher  Aust'olj.'iiiitr 
der  AufErabsrercpisfie,  H.  M.  Erl.  v.  24. 
Juni  1*77,  Z.  4450,  V  1,  401. 

O. 

Oberbau  -  Material ,  ContinuiL'  d^  r 
Löhne  ffir  dessm  Auf-  und  AhlaUf^'n, 
dann  Verfülirutif.  H.  M.  Erl.  v.  30.  April 
1S74,  /.  III  ICD.  V  I.  s\i. 

OborÄHterreleh,  l-aiidi'Mrp«.  v.  21. 
Dec.  187J,  betr.  llei^teltung  und  Er- 
haltung xttn  Zttfahrtsstrasson,  T  1,  1S8. 

OberMter  K'eilmnngsliof ,  d«'<«scn  Con- 
troli»  über  geleistete  Garanlievorsrliüsee. 
H.  M.  Erl.  V.  16.  .)uni  187.'»,  Z.  l.Siy7, 

V  I.  UM). 

Obj«*rl<*,  in  dr-r  Nälio  d«>r  Stationen, d^^ron 
EinJrifdung,  H.  M.  Erl.  v.  22.  Nov.  1852, 
Z.  15219,  I,  90;  —  einer  Exploslons- 
pt  tahr  aiisccsrtzte,  Erbainintj  dorsfl^t  n 
in  derNäbo  von  Eisenbahnen, Hol  kzldecr.  1 
Y.  18.  Juli  1847, 1,  74;  —  feuerpefihr- 1 
liehe, Bestimmungen  Aber  dieEntfemuntr 
derselben  vf^n  F>i«fnbalinon,  i,  7-!;  V  1, 
176;  —  genehmigte,  Lnzuliissigkeit  nach- 
trXf^feher  Terkleinerang  derselben,  H. 

•  M.  Erl.  T.  SO.  Sept.  1871,  Z.  18658, 
IV,  44.  I 


I  Objectuplttn«»,  htAin  i;oirh>-KriPi.'s-Mi- 
I     nisterimu  erliegende,  deren  Kectifirirung, 
I     s.  Reetlfieirung. 
Oderberg,  Ki-'Mii'  il  nansrlilns^  u.  Fest- 
stellung d.  Ansohlusäpuncics  der  Ijeider- 
5eitigen  Eisenbahnen,  s.  Prensscn. 
OdoHNa-Kiewer  Linie,  Elsenbahn -An- 

.-<  liliis>.  s.  1!  II  s  s  1  a  n  d. 
OeffentlicUe  (Vewaltthätigkeit  duroh 
boshafte  Beschädigung  fremden  Eigen» 
thnms,  S.  85  Straf-flr.s.,  I.  109  (II.  -Vufl. 
269);  —  durch  boshafte  Handlungen 
oder  Unterlnsifungen  unter  besonders 
gefährlichen  ViTliilltnissien,  f.  87  Siraf» 
Oes..  I.  .»oo  II.  Au)!.  -JTOi :  —  durch 
gewaltsame  fciaiidaiilt  i,'ung  oder  Drohung 
pegen  obrigkeitlicho  Personen  in  Amt^- 
sAchcn,  §.  81  Straf-ties.,  I,  203  (II.  Aufl. 
273). 

OesterreieMaclie  !f  omiwestbfthn» 

k.  k.  priv..  ( VinstittKiv-T'rkunden  :  paran- 
tiitesNotz.il  1,  00;;;  111.4:..".:  insbc«. 
Coiic,.><=.-lJrk.  v.  H.  Sept.  186s,  II  1.  «'.TC; 

—  Kinbc/iehung  von  Jedlcscc-St->kerau, 
H.  M.  Erl.  V.  •_>!.  AntrMst  isTl.  IV.  .'^Tl  ; 

—  Ergiinzungsnetz,  II  1,  7o;i;  Iii,  154; 
insbes.  Conccsü.'Urk.  v.  23.  Juni  1870, 
Ii  I.  705  ;  NachfriiN'c .  I V,  .341 ;  V  2, 
COS:   -  Statuten.  V  2,  6<t.s, 

OeHterreiohlNrhe     SfaafKelNen  • 
b«hn-4;:eN«>llMehart ,   k.  k.  priv., 

Co»i?titiiti\ -  I'rLiiiidcn,  II  I.. '..'>;  \.M-h- 
trag«'  liiez.u, III  ..i'J'J  ;  IV  ,261  ;  V  2,  lOJl; 

—  insbes.  Coneess.-Urk.  t.  1.  JSnner 
1855  für  dir  nördl.  u.  6Üdr>~tl.  Linie,  II  l, 
64  ;  V.  28.  April  1866  liir  Wicn-Neu- 
Szöny,  II  !,  9S;  —  H.  M.  KrL  v.  19. 
.Jänner  1^^5^t.  betr.  .\l>tretunu' vonCzegled- 
.Szi.lnf'k  an  di'-  riifis^huliti.  II  I,  106:  — 
Conocss,-Urk.  v.  1.  i»ec.  1666  für  d.a8 
ErgSnzunesneta,  II  1, 114;  —  Cebcrein- 
kouimen  v.  I.  r>cc.  I86G,  betr.  Cnncs- 
.«^ion*»  -  AfndiTunf^en  der  alten  Lini'Mi, 
II  1,  124;      Conccss.-Urk.  v.  U.  T>ec, 

1870  für  di«;  8ecundärbahn  Valk.iny- 
Pcrjamoe,  III.  100;-    Ges.  v.  28.  .Iiili 

1871  ,  betr.  Steuerthcilung  /.wischen 
Oesterreich  und  Ungarn,  iV,  261 ;  — 
Conr c^s.-Urk.  II.  Sijit.  1*^72  für 
Chotzen-Braunan,  IV,  261;  —  üarantie- 
Protokoll  V.  1.  Juli  1876  für  das  Er- 
gänzungpnetz,  V  2,  184;  —  ConOCSS.'. 
l'rk.  V.  .">.  .Fiinner  lS7."i  für  die  .SpDJndiir- 
bahn  Vojtek-Boj^-an,  V  2,  19i>;  —  v.  AI. 
Deo.  1874  fBr  FemesvAr-Oriiova,  T  2, 
20.5 ;  V.  2.  Sei. f.  '  für  d.  S.-cundär- 
bahn  Tot  M<  gycr-N.  Suräny,  V  2,221; 

8* 
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—  T.  4.  Not.  1876  £8r  Sarinr-Neatra, 

▼  I,  230;  —  Aenderun^  dt-r  Concession 
Temes  vär-Or  so  vji.O  es,-  Ar  t.  X  X  X  V:  IUI  ^ 
T  2.  245;  —  Statuten,  V  2,  163. 

Oestllche  Staat^bahn  und  Wanehaa* 
Wifn'  r-Uabn ,  Kcixulirunp  don  wechael- 
seitigen  Verkehrs,  Protokoll  v.  8.  März 
1853,  ▼  1,  714;  Aiuebluas  4er  Züge, 
Protokoll  V.  9.  März  1852,  V  1,  722;  — 
Abfertigunie:  de«  Personen-  und  Otpäck- 
▼erkehr»  inOranica,  Protokoll  v.  Dec. 
1856,  V  1.  725. 

Olberitdorr,  Kiä*Mi>.aliiiv<>rKinduny  mit 
Nei0»e,  s.  Deutsche«  Reich. 

OrdavBSMtraftB  ron  Seit«  der  Gene- 
ral-Insp(  <nioii.      SO  Betr.  Ordg..  I,  147. 

OrganiHatiou  derEi^ehliihn-Ii'  hördcii, 
I,  1;  —  \anhträg<»  hiezu.  III,  25»,  268, 
MV  1 ;  V  1 ,  1 ;  —  inahcsnndcre  der 
G(>nerÄl-|jisj«pfti<'ii  d<'r  '"»«t«  rreichisrlioii 
Eiscnbalinen,  Ii.  M.  Vd^'.  v.  26.  August 
1876,  R.  G.  Bl.  Xr.  116,  V  l,  1. 

OsiMO-Frledlttndcr  Ei«*  n1>ahn.  k.  k. 
priy.,  Coiistituiiv-l  rkuridon.  II  1.  717; 

—  Nnchtrüfro  hiczu,  III,  473;  —  ins- 
besoiidcie  Coiicess.-Urk.  V,  2.  Järinor 
iHtV.i,  II  1,  710;       Statuten.  II  1.  720. 

Omvlvcini,  lirdiiigie  Auüaesung  der  Au»- 
wag^gonlrung  und  Fütterung  des  SebUebt- 
vielM  s  .las.  n.  t,  H.  M.£rl.r.  12.  Juli  187«, 
Z.  11917,  V  1,  434. 


P. 

Paehtbi'trieb  von  Staat.sh,-ihn<  n,  Ver- 
pflichtungen der  hiibei  angestellten  Be 
amten  und  Diener,  §.  66  Betr.  Ordg.,  I 
138. 

Pariner  Coniprcuus.-  v.  n.  Juni  1^76 

(Südbahn-Trennung  .  V  1,  688. 
PKBMan,  £i8enbabnanscblu88  von  Liaz; 
iii  er  KÜBcbwarda  nacb  StrAkonits,  c. 

Bayern. 

Pftt«nf  -  SpreagpalTer  ,  Transport- 

Bestixumungcn.  II.  M.  Erl.  v.  7.  August 
1872,  Z.  6706,  V  1,  409;  e.  auch  Dj- 
BS  mit. 

PMspapler,  Verbot  der  auf  solcbem 

gezeichneten  Pläne,  O.  l.  ErJ.      16.  Mai 
1871,  Z.  3045,  III,  281. 
Perlodiaclie   Vorlagen ,  insbesondere 

P<  r*i»n;ilien   In  li-  fT«-!id",   deren  Verein- 
lachuriv,  G.  I.  Erl.  v.  23.  Mui  1.S7.-,.  Z 
..  12146,  V  J,  6;  —  Berichte  der  lt.  Com- 
mia^are  bei  Eisenbabncn,  b.  Beriebte.  < 


Peritonal,  allgemeine  I'fl\^^ei\  .^93^^ 
bei.,  Art.  1  Verk.-Grundziige,  V  1.  225; 

-  Vt-rfinfiir-lninp  der  periodischön  Vor- 
lagen darüber,  (J.  I.  Erl.  v.  23.  Mai  1875, 
Z.  1S146,  T  1,  6;  ~  BeaebrSokung ibrer 
Vorlage  an  di«-  politi9<-!ien  Laodcsst.jllen, 
H  .M.  Erl.  V.  6.  Juni  lö76,  Z.  39^6,  V 
1,  184. 

PerMBMi,  deren  Be(?(rdeniag,  MkmäM 

II  a  Betr.  Regl..  V  1,  325;  —  beläati- 
geude,  Ausschluss  derselben  ron  def 
Pabrt.  §.  lA  n-ir.  R-gL,  V  1,  327  ;  — 
truiik'  ii'  '><!>  r  renitente, deren  AuM^au 
von  der  Fahrt,  jj.  23  ebenda  331 ;  —  deren 
BelÖrderuitg  u^it  Uüter/.ügea,  Art.  15 
Verk.-GrundzOge,  V  1,  t38.  •  1 

PerHonentarire,  Bethcilun»^  "ie*  Post- 
CurBbureaus  mit  den.<:e|ben.  G.  I.  Erl.  t. 
O.Juni  1877,  Z.  6066,  V  1.  448;  —  Maxi- 
in.iIcHr:lV.'<.  beiden  Constitutiv-Urkunden 
d'  T  eiozflnen  Balnicn  'dermal  zum  Theil 
geregelt  durcli  Ges.  v.  15.  Juli  1877, 
B.  O.  Bl.  Nr.  64). 

PerMonentranHport,  Y  1.  384;  — 

insbri^oiid f  Einhelturjir  dt-r  Naelr/Äh- 
iungen  in  demselben,  H.  M.  Erl.  \'.  21. 
JSnner  1873,  Z.  2037,  V  1,  387. 

PorMononwagen.  deren  Bph«»i«unp,  H. 
M.  Erl.  V.  8.  Sept.  1871,  Z.  185H8.  IV, 
69;  H.  M.  Erl.  t,  10.  August  1872,  Z. 
2133.  VI,  190;  —  HI.  CUeee,  der«n 
Kinrii  lif  iinir  mit  Gr-pärksk^rben  nrid 
Huih.iltern,  H.  M.  Erl.  v.  26.  Mär«  l»71, 
Z.  6766, 1  (n.  Aufl.  128);  UI,  307. 

PeMonenBllg«,Er$>!rhtlichmaebungder 
Fabrtriehtung  tnittebt  Au/wbriftiafeln, 
O.  I.  Erl.  V.  10.  Oot.  1874,  Z.  8592,  V  1. 
315 ;  -  Einri'-litung  der  Aborte  in  den- 
«c  Iben,  H  M  Ell.  T.  19.  Nov.  18(74,  Z. 
33620,  \  1,  316. 

P^trolenm»  dessen  Transport  auf  Eiseu- 
ba b  nen, 8.  MineralSle ;~insbe80Adere 
Gestattung  des  Transporte^  mit  ge- 
mischten Zügen,  H.  M.  Erl.  v.  29.  Juni 
1873,  Z.  21616,  T  1,  410;  —  dOMen 
AuBScblieesung  von  der  inneren  Zligf 
beleuebtnng,  s.  M  i  n  e  r  a  1 5 1  e. 

PftmdveHite  der  BeBitser  ron  Eisen- 
bahn-PrioritätB-Obligationen,'bflcberff^ft 
Sicherung  derselben.  Ge.setz  r.  19.  Mai 
1«74.  R.  G.  Bl.  Nr..  70,  V  1.  «2;  —  be- 
schriinkte  "Wirkung  Aer'  dn  Elsenbafiften 
erw  rl  enen,  §.  46  des  obtgOn  0«»., 
V  1.  l;t 

i»lVr«lt',  deren  Beförderung,  §.  42  Betr. 
Regl.,  V  1,  340. 
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Prcrdebahnen  amtrik.  Systems,  I,  49; 
—  Nachträge  bi«2a,  HI,  ioO;  ▼  1,  107, 
5.  T  I  a  in  w  a  y  s  ;  —  BcMzichunj»'  eines 
Vertreters  der  Generul-iuspcction  zu  den 
commissionellen  Terhmdlungen  fitter 
solche.  H.  M.  Erl.  v.  28.  Juni  1873,  Z. 
14801.  V  1,  108,  6.  im  UebrJgen  Tram- 
way  s. 

Pfltditen  der  Anminer  der  Bisenbahnen, 

1,97. 

Pilsen,  Eiäenbabnanschlnss  nach  Furth 
am  Walde,  —  Ober  Eisenstein  nach 
Landau,  s.  Bayt-rn. 

PllMcn-PrieMen-(Koinottta)-Eiscn-  > 
bahn,  k.  k.  i»riv.,  Oonstitutiv-Urkunden, 
II  2,  1193 ;  iV,  489;  ▼  «,  884 ;  —  Ins- 
ho!-on(iert>  ConrP5'.'<.-Urk.   v.  April 
1870,  Ii  2,  1195;  —       13.  Nov.  1872 
für  Pilsen-£i8enst(>{Ti  etc.,  V  2,  86.^ ;  — 
Staatfivorischuss  -  Uebercinkomiiien  für 
diese  Linie  v.       April  1874,  V  2,  «73; 
• —  dessen  Abänderung  und  Ergänzung  j 
durch  weitere  StaatsbetheiUgitng,  Ueber- 
einkomm*  II  >  .  l.  Mai  1876,  V-3,877;  ~  ' 
Statuten,  V  2,  748. 

Pfrna,  s.  Klostergrab  - Pima-Bisen- 

(.nhn. 

PlioHphoramorph  lAnnirepg),  dessen 
Zula8sun>c  zum  Eijenbalin  -  Transpoi  te, 
H.  M.  ErL  V.  26.  Noy.  1868,  Z.  20692. 1, 
•-»70  (II.  Anfl.  3541. 

Phylloxerft  va«tatrix{,Ueblaufi},8.R  e  b  e  n. 

PlÄne»  auf  Stroh-  oder  Pauspapier  ^c- 
aeichnete,  ^■<•rt'<lt  der  üeltt-rrolcliune 
sol-her,  (r.  1.  I  rl  v.  1»;.  M.ii  ISTl,  Z. 
au4j,  III,  'JLH-k;  —  für  Abänderungen 
genehmigter  Projecte  oder  zum  Zwecke 
der  Cf ruIlllein^■:^iUIlp•,  deren  Verfassung, 
G.  1.  Erl.  V.  29.  Oct.  1S71,  Z.  7681,  IV, 
40 ;  8.  auch  Projecte;  —  von  Objecten 
und  Uriicken,  rechtieitige  Vnrlafje  der- 
pell..  n,  H.M.Erl,  v.  H>.  Dec  isT-.»,  Z. 
3G440,  \'  1,  11*2;  —  der  Stationeplät/e 
und  grSsseren  Objecte,  beim  Reichs* 
Kriegs -Min.  crli'gende,  deren  Recti- 
fieirung,  s.  Ree  t  i  f  i  ci  r  u  ng. 

Pltttzc,  Anweisung  derselben  im  Perso- 
nenverkelire,  §.  Iti  Betr.  Regl.,  V  1,  327. 

PICMS-XIcoIai  inid  My8lo^vitz  -  Berun, 
Eisenbahnansciiiüsse,  s.  Preusscn. 

Pol«»  s.  Ist'rianer  Staatsbahn. 

Politische  Begehung,  Erfordernisse 
und  VornaJiiiie  .Icrselbou,  §§.  7 — 10  H. 
M.  Vdg.  V.  4.  1  für.  Iö71,  K.  (i.  Bl.  Nr.  8, 
m,  297;  s.  auch  Begehungen;  — 
TnstriK  f  iftn  ffir  dii-  ilabei  intervenirendeu 
Ofiicicre  v.  22.  Jänner  1877,  V  1,  16ö 


»7 

(dermal  neu  geregelt  durch  H.  M.  Vdg.  y. 
25.  JSnner  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  19). 
PoIltiMche  Behörden,  ^Virkungrskreis 
in  Eisenbahn-Angelegenheiten,  I,  21;  — 
densel  ben  obliegendeWshrung  der  {fffent- 
lirhen  und  Privatintere.ssen  beim  Eisen- 
bahnbaue, Erl.  des  Min.  d.  Inn.  v.  21. 
Oct.  1869,  Z.  10429,  III,  287;  —  Com- 
petenz  derselben  zur  Genehmigung  ge* 
riiMj fiiL'iircr  Abweichungen  von  den  Pro- 
jecti^pUinen  während  der  Bauausführung, 
H.  H.  Erl.  8.  Febr.  1870,  Z.  25538, 
III,  285;  —  Erläuterungen  hiezu,  H.  M. 
Erl.  V.  2n.  Soi-t.  1871,  Z.  lS6.-)8,  iV,  44; 
dann  U.  M.  Erl.  v.  21.  April  1»76,  Z. 
12173,  ▼  1, 114;  —  in  Füllen  von  lieber- 
tretungen  d. Eisen bahn-Bct rieb snrdnnng, 
Erl.  des  Min.  d.  Inn.  v.  17.  Oct.  1870, 
Z.  12083,  III,  31 7 ;  Mitwirkung  derselben 
zur  Verhütung  von  Balmfreveln,  Min.- 
Erlä.«se  V.  M.  u.  I /.  Juni,  dann  6.  Juli 

1872,  IV,  140;  —  bei  Anlegung  der 
Eisenbahnbüeher,  Erl.  des  Min.  d.  Inn. 
V.  10.  Oct.  1874,  Z.  :54  t.!.  V  1,  04; 
Verfahren  derselben  bei  Ermittlung  der 
Eisenbabngrundstficke,  Erl.  des  Min.  d. 
Inn.  v.  -JG.  März  187G,  Z.  Hi'}  und  v.  6. 
Mai  1S77.  Z.  r.;5-_>.-),  V  I,  ():>,  70;  —  Mit- 
wirkung der^'(.-Iben  zur  Hintanhaltung  von 
UnfKllen,  Erl.  des  Min.  d.  Inn.  v.  22.  Juli 

1873,  Z.  12710,  V  1,  2H9;  Assi^'^titr/,  .1.  r- 
8ell>en  zur  Üologirung  entlassener  Bahn- 
bp<|ien!>teter ,  Erl.  des  Min.  des  Inn. 
V.  3.  Mai  1.S77,  Z.  5149,  V  1,  309;  — 
Landoss**!!'  II .  bc-ehränkte  ^'<)^iage  von 
Personales weibcn  an  dieselben,  U.  M. 
Erl.  T.  6.  Juni  1876,  Z.  3936,  T  1,  184. 

Polizei-Organe,  Aufsicht  und  Ueber- 
wachung  des  Eisenbahnbetriebes  von 
Seite  derselben,  §.  90  Betr.  Ordg.,  I,  152. 

Pollsoi  -  VorsohrirteB  für  Eisen- 
bahnen, LTebertretunir  d«'r  — ,  §.  7  kais. 
Vdg.  V.  8.  Febr.  18.52,  H.  ü.  Bl.  Nr.  40,  I, 
202 (IT.  Aufl. 272), s.  dermalStrafrecht. 

Polizeiwidrigem  Verhalten  auf  Eisen- 
bahn, n  .  5;.  11  kai-.  Vdg.  V.  20.  April 
1854,  K.  G.  Bl.  Nr.  UG,  I,  202  (II.  Aufl. 
272). 

Pontafel,  s.  Tar  v  i  «-Pontafel. 

Por  tolVeiheit  d  es  deutschen  Eisenbahn- 
vereins,  U.  M.  Erl.  t.  19.  Ifov.  1870,  Z. 
21371,  III,  286  ;  —  deren  Aufhebung  im 
Verkehre  mit  dem  dcutsclicn  Reiche,  H. 
M.  Erl.  V.  2.  Dec.  1872,  Z.  34888,  IV  1, 110. 

Po«t-Anilft«l«iicewagettf  deren  Ver- 
wahrung, H.  M.  Erl.  4.  Mars  1864,  Z. 
17508,  I,  143. 
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PMtkerftrdcnnig»  $.  .68  Betn  Ocdf., 
I,  J42. 

PoHt-f'urübureaa.  Hi-ssoti  Betln'ilnnp 
mit  den  Personentarifen,  G.  i.  ErL  r.  U, 
Jonl  1877,  Z.  «W«6,  V  1,  449. 

PoMlnittnIpulatloii ,  Bestätigung«!) 
ül»i'r  die  hie'Jurrh  li^wirkten  Zupsver- 
fpiiluncon,  (i.  l.  Erl.  v.  Juni  1875, 
Z.  5933,  V  1,  317. 

Poilt-l*ort(»rri>ih('il  des  dpiitfrhf-n 
Eisenbabn  Vereines,  Aufhebung  derselben, 

H.  M.  ErL  T.  2.  Deo.  1872,  Z.  34888, 
T  1,  110. 

I'oKfzngc,  Zuwarten  derselben  auf  die 

Wiener  ^tadtpost,  0.  I.  ErL  v.  20.  Juni 

1877,  Z.  T  1,  274. 

POBtSWaiiKpflü'htiKO  Uütoi.  Ifii'hti:;- 

stelliirip  '{««r  I»<  tiiiitioti  dersollieri,  II.  M. 

Erl.  V.  10.  Nov.  1.S72,  Z.  2057C,  V  1,  402. 
Pott«ndorr,  ».  Wien-Pottendorf-Wr. 

\t  ii«f  nltf-r  Hall-;. 

PrttciHiouH  -  Nivellement ,  dessen 
Yornahme  auf  den  Bahnkörpern,  H.  M. 
Erl.  V.  7.  Oct.  1876,  Z.  J*.»««-.?.  V  1,  308. 

Prss,  8.  T  u  r  n  a  u  •  Kralup-Frager  £i<en- 

bahn-Gesellscbaft. 

Prag« Daxer  Eisenbahn,  k.  k.  i>riv., 
('«•rit.iilutiv-Urkundc'n,  II  2,  1205;  — 
Nachtr.ipe  hiezii.  III.  ;  IV.  4.'»y ; 
V  2,  ^^3;  —  iiiäbeHoiidcrc  Uoucesb.-Urk. 
V.  25.  Juni  1870,  T  2,  1209 1  —  4. 
Sept.  IS72  fiir  niüx-Mulde,  IV,  403;  — 
6taatsvor»chuM  iür  BrUx-Klostergrab. 
Gea.  V.  16.  April  1877,  V  2,  bSü;  — 
Sututen,  II  2, 121«. 

Prt'iiMMen,  Staat^vert^äge  über  Eisen- 
balinansohlüsae:  Min.  ErkL  v.  1».  .luli 
1845,  betr.  Anschlnaa  der  Kaiser  Ferdi- 
nand^Nordhabn  Hn  dio  piiSasSL  Wühelnifi- 
itnlin  hei  ()d<Therir.  V  I.  t;s7  :  —  Min. 
Erkl.  v.  9.  März  iÖ4o,  lieir.  l-'<')>u>toliiuig 
des  AnseMasspenetee  bei  Oderber|r,  V  t, 
(»UO;  Kisenfi;iliiiMTtrft|c:  v.  2;j.  Febr. 
l»(il,  K.  «J.  Iii.  Mr.  ÖO,  betr.  Anschluss 
der  MysInwTtC'Berontr  ii<  Nicolai* Pieiatir 
linhii  Hiidie  Kaiser  Kerdinnnds*Noidbahn, 

I,  .M».-);  —  Min.  Erkl.  v.  27.  August  1866, 
betr.  Eisciibalitiaiischlüsse  bei  Eichau 
«.  Mittel walde,  I,  614r*^  fitaaisvartn4* 
v.  5.  August  isr,7.  K.  G.  HI.  Nr.  128, 
betr.  iuiseabahnverbindUDg  Landshut- 
Sehwadowits  und  WUdensehwert-Glatz, 
I,  616;  8.  übrigens  De  ut.se  lies  Keieh. 

PrieNen, s.  1' ii  s e  „  - 1 'rie»ener lOiaenhahn. 
PrioritHten-Curaiurea  und  Eisen  ] 
bahfibObher»  V  1,  16..  . 


I  Pri«rIt*t»>OMKS«foiien  ven  Eiten- 

I  bahnen,  Anlegung  von  Capitalien  in 
solchen,  Ges.  v.  14.  März  I87(t.  Ii.  Iii. 
Nr.  33,  III,  29U;  —  6iohuruug  d<r 
Keehte  der  Besjtser  vom  «oleben,  f§. 
IS— -.2  Oe,s.  Y.  Hl.  Mai  1»<74,  R.  G.  BI. 
Nr.  7U,  V  1,  44;  —  JSiDkoniflipBatciuer-» 
Pfllehk  solcher,  £ri.  der  Wiener  Steuer- 
adininistradOB  Y.  86.  April  1870^ Z.  f fgly 
V  I. 

l*ri%  atbaulen  iüuga  Eisenbahnen,  Qe- 
schfiftsffang  bei  Bewillifraogen  fUr  die* 

selben.  II.  M.  Erl.  v.  7.  Juli  isr>2.  Z. 
12316,1,  IUI  ;U.  M.Erl,  v.  8.  Juni  185\ 
Z.  1280,  I,  102:  protokollarische  Uebcr- 
gabe  von  Bauten,   die  anlKsslich  der 
Staatsf  is.nhahne»     auf    deren  Kosten 
ausserhalb    der   Bahnlinie  ausgeführt 
wurden,  G«n.  Baa-OioasL  EKH.rSlMume 
I     I8:.i.  Z.  i.'is.j.'».  I,  103. 
Privai-£ia«atoahnen,  deren  üonavH 
sionirung,*  s.  Conoessionsgesetx; — 
deren  Verpfliehtun^iMi,  ^o^vie  jen«!  ihrel> 
Beamten  u.  Diener  bezüf;!.  des  Betriebes, 
58—70  Betr.  Ordg.,  I,  139.  (IL  Aufl.. 
188);  —  deren  Reehnuagsführong,  §b  64 

,  li'^'r.  <  >rd)Br.,  I.  141:  Vornahme  xon 
ÖtompelreviBionen  l>ci  denselben,  1'.  M. 
Erl.  T.  15.  Oetober  1863,  Z.  50474,  1, 
141;  —  iSteuerentriclitung.  65  Betr. 
Ord^'.,  I.  14_':  ( 'onstitutiv-Urkunden 
in  der  Zeit  v.  1.  Juli  1872  bis  30.  Juui 
1877,  V  2,  161;  —  sam  Bergbaubetriebe 
ertor-lerliclw  .  s.  B <' r p  w  e  r  k  s  b  a  Ii  n  <■  ii  ; 
Anwendung  der  Mio.  Vdg.  v.  2.  JitAUtfr 
1866,  R.  O.  BL  Nr.  25.  wegen  Verii«tt«ig 
yoO  OolUslenen  mit  Ber»;bau-Utiterneh> 
muncen  .nuf  sohhe  Bahnen,  Erl.  de« 
Ackerhuu-Min.  v.  4.  Dec.  1875,  Z.  12239, 
¥  1,  104. 

i*r«»b<'|>l*a.YtM,  dreinionatlirlio.  i].-r  Ver- 
kehrtibeamten,  Li.  M.  Erl.  v..6t  UikiUiifJf 
Z.  19964,  III,  305;  ~*  vor  Zulessong 
zur  celbstständiu'^n  Ausübung  des  Ver- 
kfhrs<iicn.-4t<  s,  Art  der  BercchnuTii»  der- 
selben, G.J.Erl.  V.  12.  Ainil  18«  3,,  Z, 
3432,  ▼  1,  186. 
Prajeeto,  auf  Eisenbahnen  bezöeliche. 
deren  Vuriassung  und  Vorlage,  sowie 
damit  suaaminenhängenda  AmtsliwidlMB« 
een,  H.  M.  Vdg.  v.  4.  Febr.  1871,  U.  O. 
Bl.  Nr.  8,  III.  275;  —  genehmigt^,  Ver- 
fahren bei  geringfügigen  Abweichungen 
von  deaselbea,.Ii.  11. Erl.  t.  8.  Febr. 
1S70.  '/..  2."i533,  111,285;  Erlauterung.-n 
hiezu,  U.  M.  Erl.  v.  20.  Öept.  1871,  Z. 
i8668p  I¥,  44;  H..1d.  Erl.  t«  Bl.  April 
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187i'>.  Z.  ItiTi,  ¥  1,  114  (aUdtovdtnniit 
nen  geregelt  dnrch  U.  II.  Ydg.  v.  25. 
Jänner  1979,  R.  O.  Bl.  Nr.  19);  Hir 
BriickPivotistructionon  hei  TramwftVf, 
Vorlage  derselben,  H.  M.  Erl.  v.  H. 
Antr.  1974,  K.  «8951,  V  1,  109. 

ProJeet«and«>rungen ,  §.  14  H.  M. 
V.ljT.  V.  4.  Febr.  1871,  R.  ijt.  Bt.  Nr.  8, 
III.  362  (Neii'Attsgiihe  t.  25.  Jlnner 
1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  19>;  VerfaBsunp  der 
Pl:ine  für  fli.«f(oll>en.  G.  I.  Erl,  t.  '29.  Ort. 
lall,  L.  7.'>MI,  IV,  40;  s.  auch  Pro- 
jeete;  Umiil2sBigk«ifc  dM  Einscbreiten» 
dor  B.iuiintornehnier  um  deren  Ooneli- 
mipunp.  H.  M,  Vdjf.  v.  18.  Nev.  1871,  Z. 
2-i7.»8,  IV,  4;{;  —  unwesentliobe,  deren 
GcnelimiiTiin!;.  H.  M.  Erl.  r.  Sl.  April 
isTf».  Z.  l_>17:t.  V  I.  114. 

JProjeetKgenchmiguuK,  \  1,  11*2. 

ProiiwiB«  ».  Rakonlts-Pirotiwin. 

Pv#Vl*ton  iiitd  Nnnhnahme  im  GHtor- 
▼erki^hre,  ^.  j4  iwnr.  Regl.,  V  1,  861. 

PrvTlsoriseher  Loeomotivbetrieb,  V 1, 
1:V>. 

I*rfiruii;  der  lUlin  vor  deren  KrölTniinir, 
8.  tech  nisch-polize  il  ichc  Prüf  u  ng; 

d««  Bfltriebspersonals,  s.  Betriebs- 
jipr^final;  —  technisch  p'ilizeilich<'. der 
Loeuinotiven,  s.  Locoiuotiveni  —  der 
LoenmothrfflhreT,«.  Lo  ^^t^  ot  i  Tf  h  r  e  r; 
-~  t*>chniech-pr>Ui«}lieh<',  der  Bahn  «rul 
( V>1  l  iiidirutif:.  Vortrantr  t'ei  dorsrlhtMi.  H. 
M.  Vdg.  V.  0.  Ott.  1875,  Z.  31197,  V  1, 
17-8,  %,  au«h  B«lHebs>Er{(flnQnfr> 

PablieirailfC  d.  Tarife,  !;j.4  ffBetr. Ordp., 
i,  121  (II.  .\ufl.  119),  H.  M.  Eri.  V.  30. 
Oet.  1868,  Z.  90H.  I,  122  (II.  Aufl.  120); 
—  geitieinsehaftliehe,  der  Bahnanstaiten. 
Vorlag''  <i<'rseH>en  diirc-h  «'ine  /\\  dcle- 
girende  Vorwallung,  11.  M.  Krl.  v.  SU. 
19oT.  Z.  «9999,  V  t,  gtl. 

Pnblirnm,  dessen  Verf^riirhtun[.'<ri  Iwi 
Benützung  der  Eisentmhn  iMlcr  sonstiger, 
m  tt«iv«ihen  elntr^tetider  Beaiehung, 
Betr.  «»rdir.  II.  .^hsrhn.,  I.  154, 

I*aliVr-  iiiHi  N.^tlikfr!fn-Syst»-ni,  verein- 
bartes, dessen  Kintührunp,  U.  M.  P^H.  v. 
15.  Mi»  166«,  Z.  1839, 1,  130  (IL  Aull. 
128). 

IHilT«r  und  Pulveniiunition  etc.,  militü- 
risehe  Befördernnf  auf  deotMli.  Bahnen, 

V  1.  .".r.ä. 

Polvermagazine,  deren  Entfernung 
von  Wohngebaudi'n,  Hofkzldccr.  v.  28. 
April  4848,  I.  75;  Umwandlung  auf 
Mctermasp.  Min.  V.Il'.  7.  Juli  1876, 
K.  O.  Bl.  Nr.  99,  V  1,  17ü.  • 


Puplll»r*€«pitaliea9  deren  Anleuung 
in  Eisenbahn  -Prioritata  •Obligationoit , 
Ges.  V.  U.  MIrz  1870»  B.  0.  BL  üe.  33, 
III.  290. 

Ptttsmftterial,  äiransky's  Verfahren 
sur  Be^nerirang  von  verwea4eteiB,  O. 
I.Erl.T.  «7.  AprU  1877,  Z.  1429,  Tl,  320. 


Q. 


<|«»llllMlftloB   der  Yerkehrsbeauten, 

Nachweisapg  derselben.  II.  M.  Erl.  v.  6. 
Mai  1870.  Z.  199r,4,  III,  305. 
QualtfleatloniitabeUeia  Über  Etten- 
hahnUeamte  a.  Diener,  f.  83  Betr.Ordg 

I.  118. 

Quartalsbericlile  über  Vorkehrungen 
xar  Wahrung  der  Terkehrssicherheit,  6. 
I.  Erl.  30.  Uarz  1874,  Z.  1719,  T  1, 
292. 


Raab.  s.  r  n  e  a  r  i  s  r  h  r<  Westbahn  (Stiflitl- 

weisscnburp-Hnah-lirazj. 

RadlcM*8ba  rg,  5.  -W  i  e  fi  «Radkersburger 

Ki^^f'nl'aliTi. 

Kakoiiitz-i'rotiw  in,  k.  k.  StuaUbahn, 

Consfitutiv-L'rkiindeu,  V  2,  43. 
Reben»  bewarxelte,  Yerhnt  der  Blnfihr 

ßfdcher  nacli  r>e?frrr''ir!i .  Min.  Vdc".  v. 
29.  (»et.  1873,  K.  G.  Bl.  Nr.  153,  V  1. 
468 ;  —  Verbot  der  Blnfohr  «eloker  naeh 
Unparti,  H.  M.  Erl.  v.  16.  Jinner  1875« 
Z.  W  Vll.  V  I,  4H8. 
ReebuangMt'tthrang  der  Prirat-Kisen- 
bahn*Unten»ebmtfhgen,  %  64  Betr.  Ord|r., 
I.  III. 

Uvcbtsmittel  gegen  Diseiplinnr  -  Er- 
keiintnisfle  der  G«m«ral-Iiie{»eotion,  86 
Betr.  Ordi:..  I.  147. 

Rc«hiilverhitltni»Nf>  der  Eisenbahnen 
aas  der  ConcesKionirung,  I,  25  ;  —  Nach- 
tra«r  hiean.  III,  2759  — >  aUfemc>ioe,iV 

I,  I.'v 

BeclainatioBM  •  and  Entsobädigungs- 
Anpeiegettheiten,  Naokwelmnf  Aber  un- 

erleilicte,  G.  I.  Krlüs*e  v.  7.  Jänner  1874, 
Z.  14  2  nnd  T.  23.  Mai  1875,  Z.  12146, 
V  1.  4G<;. 

Recanstruetlanvon  Brflcken^'Wahrifniir 

militäriacher  lmer«89en  Hnhei.  If.  M.  ErtI 
V.  23.  August  1874,  Z.  271UU,  V  1,  163. 
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Bc«tffl«fr«BC  der  beim  Beiohe-Krgs.- 1 
Min.  erlif^'fti'len  LKngeapmile  u.  Pläne  ' 
ilcr  J^talioni-plätzc  u,  gröfseren  Objecto, 
Circ.  £rl.   des  Ueich8-Krgs.-Min.  t.  6. 
April  1875,  Abth.  5,  Nr.  584,  ¥  1,  166.  | 

Aufstellung,  Ii.  M.  Erl.  v. 29.  Augut>tl874,  | 
Z.  1450,  T  1,  458;  —  Aafstellunif  neuer 
Maxiiual-£inheit$6iit/.i-,  II.  M.  Erl.  v.  16. 1 
Aupiist  IST.'),  Z.  -IC^is:».  V  1,   »:.'.»:  -' 
Umrcclmuiig  aui  Mctrrtua«»  u.  -Gewiciit,  j 

H.  M.  Erl.  T.  8.  MSrz  1876,  Z.  16S64, 
V  I,  4»»1  ;  —  dossori  Eiufiiliriinjr  «nit  1. 
Jänner  m77,  H.  M.  Erl.  t.  6.  Juni  lö76, 
Z.  16264,  V  I,  462;  i.  au^  Turlfe  u. 
Tarifrrforni. 

RegviniäMHifclcvIt  *it>s  Eif^'-ul^nhuKt'- 
tricbe»,  Bestimmungen  zu  deren  W  ahrung,  j 

I,  165  (II.  Aufli;  Sien  IH»  SU«  IV, 
123;  «.aucliEisenbalinbetrieb,  ▼  1, 
177. 

Rcslement  für  die  Bef<{rderun(f  Tfn 

Tru|*|><Mi    und  Ariix-rbedurfDiMOD  auf 

diMitsclit  ri  Halmen.  V  1.  ."»öS. 

Reiciienberg«  Eisenbahn  verl>indung  mit 
GBrlUx, «.  Danisehet  Reich;  —  Par- 
dubit/  .  r>.  S  II  (1  -  N  o  r  d  d  e  u  t  c  h  o  Yor- 
bindun^dbahn ;  —  Zittau,  Ei«enbaUn- 
anseblusff,  s.  Saebsea. 

ReIchs-Kriecs-Mlnl»terlDin,  k.  Ic, 
TVirkiin^hkrei«  in  Eiaenbohnan^elegen- 
heiten,  I,  21. 

RelMgepttck»  Beförderung  deaselban, 
Abßchn.  II  />  Betr.  Kcfrl.,  V  1.  :>.{_>;  — 
inobesoQdere *  Bvgr'iü  desgelbeu.^.  24 
ebenda  532;  Verparknni;earr,.§.2Mb«n< 
da  338;  —  Belasaunt;  de.s^clben  in  den 
Equipftcen.  §,  ;17  «'bvoda  ;j."i8;  s.  uneU 
Gejiäck,  H a  I  i pl  liebt,  Liefurungs- 
xeit;  —  dessen  ZolUld'ertigung  in  do^i 
Grenzstationen.  II.  Nf.  Erl;  t,  14» 'Sfoir. 
leS7ö,  l.  yüöil,  \  l,  47Ö. 

lNi««orkVB«iMi  d.  £i«enbahn-jB«iaeik- 
den  iindgefälbänitliche  Amtehandlungen, 
§.  1*4  Betr.  Ordg..  I,  153- 

ReorganiHlraag  ^l, Uent  ral-lns|>ection, 
U.  M.  Erl.  T.  3U.  August  1875,  Z.  1306 
H.  M.,  )>etr.  0^(■lläftr«z(K«rei9nngaa•  An- 
lass  derselben,  V  I,  ü. 

ReMrv»w»seii,  Beiicabe  .«Ui*e  «olehan 
zu  den  Hofzügen,  Ii.  M.  Erl*  T.  9.  Aptil 
1H74,  Z.  7170.  V  l.  ;)i;5.  ; 

RetttauraUunen  in  Bahnhöl'en,  Aus- 
bäiigitng  von  Speise-  u.  O^tranketarifen. 
llMtkxIdoer.  V.  H*.  0,  t.  isi:,,  I.  181  (II.  | 
Aull.  äa7;;  —  de^fv^.ji^ticichiuMg,  Up  )!..! 
Erl.  T.  12.  Oet.  1855,  Z.  238, 1,  182  (II.  | 


Aufl.  238;;       d«ien  UeberwaoUaair.'G.. 

1.  Erl.     20.  Not.  1878,  TL  11256,  V  l, 

:n-j. 

Relourkarteu,  Zulät:«igjüQk  tior  J-'Abc^ . 
nnterbreehttng  bei  Reisen  mit  »olehaB, 
(i.  1.  ErL  T.  1.  Nqv.  1874,  Zi.«^,..T:a^ 

ReituniSi^käHlea,  deren  Einführung  «. 
Srziliche  Unterweiawog  des  Betriebtper- ■' 
pnnals,  Hofkzldecr.  V.  6.  OeL  1847,  Z. 
3-J47I.  i,  102  ^IL  Aull.  166);  >^  AuP4. 
nähme  des  Esmareh^scbeB  Blutatillanga- 
Apparntes  in  die^flben.  H.  M.  BrL  T<  Uk,. 
Sept.  1875,  Z.  30129,  V  1,  288»  • 

Revision,  teehniseh-militirfsebe.  f. 
dort;  ~  tyjini.'rftphische.  der  den  Jouf« I 
nalen  znv  Inseiiruiig  iüiert'cbenen  Fahr- 
pläne, G.I.Erl,  v.lb.  Juni  1873,  Z. 5550, 
V  I,  262. 

Rie4l-RraanaaernAhn,s.Neu  markt- 

Kied-Braunauer  Bahn.  <<.  >. 

RtaderpeKl,  Verhütung  und  Unter- 

driickiiii£r derselben,!.  27GiII.  AuE.  361* ; 

—  Nacliträ-o  liiczii.  III.  Mir,;  IV,  195: 

—  und  Vielitransport,  V  1,  418;  in»- 
beaondere  Beetimmungen  da»  Oes.  t.  29. 
.luni  inr.M.  R.  G.  BI.  Nr.  lix.  I.  270  ai. 
Auä.3Clj ;  —  der  Durchlühruugs«Vdg.  v. 
7.  August  1868,  R.  G.  BI.  Nr.  119, 1,  285 
(IL  Aufl.  .370);  —  Anwendung  de»  §.  27. 
lit,  r  des  obij^en  Gesetzes  bezüglich  der 
Au6&t«'llung  der  Certiticut«  im  Seuchen- 
Grensbeairke,  Min.  Vdg.  v.  18.  Hai  1871, 
R.  G.  BI.  Xr.  .{7,  I  'II.  Autl.\  :m:  III, 
336;  — Mitwirkung  d.  Bahn  Verwaltungen 
bei  deren  Hintanhaltunir  und  Unter- 
drüekung,  H.  M.  Erl.  v.  2.  .Vugiist  1871, 
Z.  14630,  I  (II.  Ai.ll.V,  .$81;  IV.  19.'>;  — 
Mittheilung  ulier  anlü*slicb  derselben  ge- 
troffenen Anordnungen  der  polttisehen 
I>arid<-?sf ellPTi  an  di<}  Bahnverwaltttngen  -• 
und  das  HandeUministeriuin,  Erl.  d.  Min. 
da»  Inn.  V.  7.  Ifün  1872,  Z.  3417,  I  (II. 
Aufl.i.  38:5;  IV,  198;  —  Ausfertigung 
der  VieLpässe,  Erl.  des  Min.  d  .lnn.  T»  6« 
Nov.  1872,  Z.  Iä352,  V  1,  418;  ~  Ver- 
werthung  deaFleUohes  von  bei  Pestgefahr 
geschlaeht<>ten  gesunden  Thieren.G»"?-  v. 

2.  Mai  1873,  Ii.  ii,  BI.  Nr.  911,  V  1, 
421;  VolUugs-Vdg.  hiecu  14.  Hai 
1878,  R.O,  BI.  Nr.  91,  V  1.  42.{ ;  Ver- 
ständigung sämmtl.  Balinvt  rwaltungen 
Ton  MMSregein  g^  gen  dieselbe.  Erl.  de» 
Min.  d.  Ino.  v.  8.  Mai  IsT.i.  Z.  70.)  1.  V  1, 
421:  —  Ein-  iirnl  Durchfuhr  von  Hadern 
bei  Kindi-rpest-Getahr,  U.  M.  Erl.  v.  24. 
Juni  1873,  Z.  2050(^,  V  1,  489. 
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Khcxit,  Gestattung  li^'^Eiscubaiiii-Tranü- 
po^tes,  H.  M.  Erl.  v.  12.  Juni  1875,  Z. 
i:>?4:>,  V  1.  415. 

Röniemiadt,  0.  Krie^sdoYf-RSib^r- 

stiidt. 

R*lIW«S«n,  Verbot  iiires  Oebr«oeh«8  zu 

Privatzvvct'k'Mi  >\cv  B;ihnbe<li<^!istoten.  G. 
I.  Erl.  V.  17.  .Juli  1875,  Z.  784«,  V  1,  297. 

Rom,  Additieiiii1-A«rte  r,  17.  Jnttf  1876 
Sw  il.alin-'rrfnnuTK;),  V  1,  683. 

RoKKitKvr  Eisenbahn,  8»  Br8nn>Roe- 
sitzer  Eiseitbahn. 

Bovigno,  s.  Istrianer  StMtsbahn. 

Rudoir-Baha»  ».  Kr onprins  Rudolf- 
Bahn. 

RttekTergtltvas  ron  Ueb«rxahlangen 

fm  OütcTv«  rkehr. %  H.  M.  Erl.  v.  4.  März 
1870.  Z.  2.'if.-J').  IiII.  Ann.  .  ;».jr,;  III, 
32*2;  —  von  Tariigebüliren,  a.  Bonifi- 

Rninttni<>ii,  Convention  v.  ."^l.  Mai  lf*74 
in  Betreff  der  EisenbahnanscblUsse  bei 
VereseroT«  (OrsOT«)  «.  TSrnS»  (Predeal), 
V  1.  fior,. 

BüMtfiand,  StaatsvortrU-p  fibt-r  Eisen- 
balin-Ansi'lilüasi- :  ProtokoUar-Uebereiii- 
koiBinen  v.  B^O,  Anpiitt  1867  Ober  den 
An^r•bIll.•^^JllInpt  bei  Wnldczyska.  I.  r,r>4  : 
Staatsvertrag  v.  18.  Mai  186»,  B.  O.  hl. 
Nr.  20,  üb<^r  den  AnselüttM  der  Kiew- 
Odfs<j-jier  an  dif  I  i  'n  r^« Wiener  Ei>pn- 
babn  bei  Wnlnr  zy-ka.  I.fi.')?):  —  IJctrifbs- 
iibereinkünt'te  mit  der  NVarscliau- Wiener 
Bahn,  8.  Kr«k«a-OberflehleNseh«  und 
8s t liehe  Staatebchn. 


SadwMtMnaport,  Vi,  S90;  —  ine- 

b<'«nnfliTe  Rrteltinc  'l'-'"  Auf-  iiml  Ab- 
legeKebükr,  U.  M.  Erl.  t.  7.  Juni  1873, 
Z.  17615,  V  1,  890. 
Sfe«h»en,Staat»vertrii>('  iib«>r  Ki»' 'nbahn- 
an?clilüssiP:  v.  31.  Deo.  iH.'id.  i;.  (i.  HI. 
Nr.  80  ex  1851,  bi^tr.  Betriebsanschliiss 
der  beiderMltfgenEltenbAhnenfnBeden- 
bach,  I,  38.T ;  —  Narhtrapperklärung  v. 
10.  April  187*2  zur  Uebereinkuni't  v.  31. 
Dec.  1850,  betr.  Bodenbacb,  V  1, 730;  — 
Tom  24.  April  1«53.  betr.  Herstellunic: 
einer  Eisenbahn  von  Reichenbprp  nacli 
Zittau,  I,  411;  —  v.  1.  .März  18CU,  betr. 
Teleirraphen«,  Polixel-,  Pom-  und  coli- 
ämtli<  lif'  Verhältni^ae  der^elben  Bahn. 
I,  423;  —  V.  30.  Not.  1864,  B.  0.  Bl. 


Ni».  2  ex  1865,  betr.  Anschlu^a  der  Voi- 
tererenth-Ei^rer  Balm,  I,  491;  —  v.  29. 
Sept.  1869,  betr.  Eisenbahn-Ans^chliisse 
bei  "Weipcrt,  Wamsdorf  u.  Georgswalde, 
I,  503;  —  Anmerkung  über  dessen  Rati- 
ficatinii,  III,  373;  —  t.  24.  Dec.  1870, 
i;.  (i.  Bl.  Nr.  6-_>  ex  IsTl,  betr.  Abände- 
rung des  Zittau-Keiciien berger  Vertrages 
und  Znlaeeung  der  weiteren  An«ehIQ88e 
Dux-Pirna  und  CarUbad-Jobanntreorgen- 
sta.1t.  dann  Dux-KUngenberg  (Freiberg), 
Iii,  373. 

Mlakavir»  liandeefesets  Uber  Zafahrts- 

.«tra8?en  v.  I.").  Mai  1872,  IV.  52;  — 
£ieenbaim-An$ehlues,  8.  Bayern;  — 
•Halleiner  Eisenbahn,  Constitutiv^Ur- 
kunden.  »  2,  1357;  IV,  477;  S.  au«h 
Kaiserin  Elisabef Ii-Bahn. 
Salskaminergut-Batan,  e.  Kron- 
prine  Rudolf.Bahn,  V  2,  402;  —  ins- 
besondere Gonc6«s.-Urk.  v.  27.  Mai  1876, 

V  2,  428. 

SttAitM»l»e«ttmniattgen  fdr  den  Ei- 
senbahnverkehr, I.  -JT;!  Ii.  Antl.  357); 
—  Narhtrilee  hiozn.  III.  -i,}!:  IV.  194; 
f.  auch  Leichrn,  Cholera,  llinder- 
pest. 

^tanittttNaUge    und  KraiiU»Mitr;itisiiAit, 

V  1,  499;  —  insbesondere  Normale  für 
dieseHien  ir.  lt.  Jttfit  1877,  Prifs.  ad  Nr. 
2408,  V  1,  609;  —  des  Maiteser-Ritter- 
ortlens,  oipanisehe  Restimniunpen  fiJr 
dieselben,  lesp.  für  die  Ireiwiüige Unter- 
sttttsttng  der  MilitKr-Sanitiitspfle^e  t.  21. 
.Fnni  \S7S,  ixA  Präs.  Nr.  221.*).  V  1.  109. 

Mehttnllttg,   s.  Altheim-ächürdinger 

Eisenbahn. 
SehafberK  -  Zahnradbahn ,  Constl- 

tiitiv-l'rkund«  ii,  IV,  673;  —  Erlöschen 

der  Concea»ion,  V  2,  916. 
S«k»f)B  and  Zlejren,  I>e«?nfie1rim|^  der  za 

der*  n   Transport   vi'rwcn'leten  NX'ai^fn, 

H.  M.  Erl.  \.  30.  Mai  1875,  Z.  37715,  V 

I,  4.33. 

Sehalongassrftdcr,  Ver«  .'iKlunt,-  von 
Last\viif»<'n  mit  Beleben.  H.  M.  Erlässe 
V.  11.  Mai  1804,  Z.  4888  und  v.  15.  .luni 
1869,  Z.  8220, 1,  161:  —  xl«ren  Anwen- 
diüiLT  üherliaupt,  II.  M.  Er!,  v.  24.  .luni 
1S72,  Z.  8077,  I  (II.  AuH.),  180,  IV,  60; 
dermalen  geregelt  durch  Pet.  67  Verk.- 
Grunilzüge,  V  1,  2.'t,');  —  aus  der  Ber- 
I  nöer  Fabrik,  deren  Betriel»8s.ie1rtrheit, 
G.  1.  Erl.  T.  18.  April  1»73,  Z.  2884,  V 
1,  191. 

Schiebemaftchiuon,  deren  Anwen- 
dung, U.  hl.  Erlässe  y.  1.  Juni  1867,  Z. 
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5381  und  v.  Jänner  1869,  Z.  *JL109, 
I,  1 iIL  Aufl.  131);  4erinal«D  geregelt 
(luroh  }'>  t.  .')•»  II.  Art.32derVerk.-Orund- 

SeUeAiCertekt  für  StreHigkeiten  ma 

dem  £isenb*hn-Fy'Mlit|Ere»chäfte,  Aus- 
debnunf;  de«  Ges.  v.  'iS.  Marx  1874  (R. 

0.  bl.  Nr.  29)  Auf  d;i»6f>lbu,  Miti»  Vdi;.  v. 

Mai  1875.  K.  O.  Bl.  Nr.  78.  V  1, 
495;  —  'if!»  Wi^'niT  Sta<lt-LapprIiRU8os, 
AliBdelinuiig  des  GcseUe«  v.  23.  Mürz 
1874  (R.  Q.  Bl,  Nr.  99)  auf  d*8*elb^ 
Min.  Vd..  V.  16.  De«,  1876,B.O.BLNr. 
I  V.».  V  1,  4y7. 

ftchieKM«  ond  Sprenfrpulver,  Bestimmun- 
genliber  denen  tieförderun};  im  internen 
(isterr. - iiiiirar.  Verkehrt,  AnhMg  sam 
Betr.  Ucgl.,  V  1,  350. 

Mileppbalittea»  Projeete  fir  >^  f.  12 

H.  M.  Vd-  V.  I.  Pebr.  l^Tl.  K.  G.  Bl. 
Nr.  8,  III,  281  ^derm«l  U.  M.  Vdg.  t. 
«5.  Jiniier  1879,  R.  O.  Bl.  Nr.  19). 

flellleilten,  ].andi-.s!;f»<'t7.  Y.  V.K  -laiiiior 
1873,  (i.  V,\.  Nr.  Ii'.  1^ n.  litTsi-lluiiL' 
unil  Ivriiaitung  von  Zulakrt»citr«M4n,  V 

1.  182. 

Sefelc>NlHehc(!<  ntraII>nhn.g.Mäli  r  i  srh 
■cllle!>i^rhf!  ContralbAhn;  —  N'^rdbahii, 
it.  M  ä  h  r  i  8  «*  b  -  scblesisrbe  Nordbabn. 

Schnet>pfluKrahrt«^n  ,  Iniorvnll  boi 
il.  Tiv.  IK.  i, ,  H,  M.  Krl.  V.  7.  IX-e,  1865. 
Z.  0160.  I,  133  1.11.  Aud.  132);  —  und 
OUltel«,Arti»9yeirk.-Grandea«re,Vl,«55. 

^ohUnberK,  s.  Mährififbc  ({rt-n/hafiii. 

&»Cli.Ubllnge  und  .Strüdin^c,  Befördi^rung 
derselben,  K.  M.  Vdg.  v.  26.  Auoruet  1873. 
Z.  ta977,  V  l,  3H4;  B«*fÖrd«TUf»i:i«bedin- 
pun.^ren.  H.  M.  Erl.  v.  Ifi.  Febr.  167^,  Z. 
4479,  V  l,  385. 

S«h«f «» straf re«btliehef>  Afm  KlMabafame, 

I.  197  ni.  Aiirt.  -je,:  ,;  III.  ;n7;  IV,  140; 
Babiipoiizc-i  und  Ötralreobtf  V  1,  301. 

S«h«ta»ellleBem  deren  CndtehrKehkeit 

bciWegüU.Tst'lziinfjfn.U.  Bau-Di' >n'j. -Erl. 

V.  4.  .J.iniior  1851.  Z.  15867.  i.  91;  —  ii. 

Leithölzer  bei'  Nireaukrcuzuagen,  U.  I. 

SrL  V.  8.  Febr.  1876,  Z.  899,  V  1»  176. 
SehwadoH  ltz -Liindsliut  und  Wilden- 

wliwert-Ulatz,  Ei;>eubaUnanftoblüsse,  ». 

Pre  veteti. 
Schweix,  Stiuktuvcrträire  über  Eisrnhalm- 

Anschliis!*e:  v.  27.  .\u^u.«t  If^lu,  R.  Ci,  Bl. 

Nr.  13  ux  lb71,  betr.  Ucrstellung  der 

EitoeabeliD  v<m*ilftiiid»ii<  flbn.  BteiKaai 

nacli  St.  Mar^raiethcn  nml  vov  r<  !'lkirrh 
.'  nach  litich»,  III,  378;  — r  Ueber«iukom- 

men  t.  S.  August  1879,  K,  O.  BU  Nr.  80 


«X  1673,  wegen  Kegelung  de»  ZetUifin« 
st«s  inSt.Margaretbea  tt.fiuoh»v<V  Ik781. 

Sebenico,      haliaatiM  t-r  St-i;its>  abn. 

ÜMMBdilrlialu&eii,  Bauerleiobtcruugen 
ffiraolehe,  U.  M.ErLr.  19.  Af>iil  1876.  Z. 
10871,  VI.  172;  —  insbeis.  SeoundSr- 
l>«hn  von  ."^tadt  Elbogcn  zur  Station 
Elbo>;»?ii  -  Nou.>»»ttel ,  Cun»tituti%'- Urkun- 
den, V  2,  891;  vgl.  aueb  ConatituliiT- 
Vikunde«!  d«M  n  i  <•  «1  e  r  ö  »ter  r.  Södwpst- 
babnen  (dermal  k.  k.  niederö»terr.iSiaaX6- 
bahneni  und  der  6ta«t«bafanen  Kriegrs' 
dorf  -  H'iinorstadt ,  l'  n  t «r dr*  u  I»  *rj;- 
"Wolf »be  rg ,  M  ü  r  z  z  u  c  b  l  a  g  -  N«abi:rg, 
K  r bersdo r  f- WürbentlaiL   ■  ^••»■••«i  • 

S«meiitral-Aaftweifi«  über  unbeeidete 
B«hnbeidien-t»'t«'.  G.  I.  Erl.  \.   17.  Mai 
1876.  Z.  6520,  V  1,  9;  —  übcf  zurücik- 
gelegte  Leeomotiv-  und  Wii#an  AAt-* 
laeil.'i..  O.  I.  ErL  V.  II.  JanitMUl.Z. 

t;U2.  \  1,  90. 

Neqiie*tMttioii  Ton  Eisenbahnen  durch 
den  jStant,  «>.  19  Ge«e«M.-Ge9..  I,  3«^  b«i 
garatiiirt«'!!  Bahnen  erweitert  durch  Gea. 
V.  14.  Der.  1877,  Ii.  G.  Bl.  Nr.  112>. 

Servti«t«a>  geaataliabe,  »n  Beigwerka- 
Eij^enbabnen^  Beatimmangan  «dwibaf» 
I.  47.  .... 

Ncuchea-Grenabesirk,  Ausatellung 

von  CertiticftlfH  in  demselben  nach  §.  27, 
lit.  r  des  Kinder pett-Ge«.,  's.  U iu4 et- 
il es  t.  •  •  •  I  »«^        I  '  i 

Sl^kerheU  des  Eiaenbahiibetriebett  Be- 
.stiiuniunL'*Mi  zur  Walunii?  der^ellif  n,  I, 
159:  Iii,  31U;  IV,  lü;  ■».  »uck  tiei 
III.  Citfcnbahnbetarieb,  V  I,  177;  —  des 
Leheni*,  Vergehen  gegen  die  — .  §.  385 
8tt,it-G''s..  I.  200  (II.  Aufl.  270;;  —  körr- 
porliche,  llaadluiigen  uder  L'nterLaa»un- 
gen  gegen  dieaelbe,  481,  483  8kraf- 
Ges.,  I.  2'il  II.  Auä.  -'71  ;  itisböA'm-' 
dere  Uebertreiungeo  der  beiniEiscnbahu- 
betrfeb«*  an  stellten  Feraonen,  §.  488 
Su.ii-c.r...  I   jo2  (II.  Aufke72). 

Süeht'rheitN-Orfcane,  Betreten,  der 
Ei»enbal)uea  durch  dieeelberi,  IL  M.  Erl. 
V.  18.  N>»T.  1852,     S901L  I.  164. 

SieherhellarUckaichtvii  b.'i  Erbau- 
ung eiserner  Bcü(:kea)>s.r  BruQk.ei>.>  ■  ■* 

MigBsle  and  BewadkuBf  der  Babn,  §§. 
41^54  Betr.  Ordg.,  I,  135  tU.  Aufl.  134) ; 
—  unii  Hillsnjiftel.  Ausrüstung  der  Züpe 
mit  den6eiben,  t«.  Züge;  :fiberiiAUpt 
s.  Signalweflen,  Y  1,  196;  aoeh 
S  i  ff  n  a  I o rd  n  u  n  R.  ■  ' 

McnalvrdBang  für  die  Eisunbaimtcn 
Oeaterraieh-UtoganM,  V  3,  901}  dosm 
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Einluitrung  zufolge  Kundmachung  des 
HandAsmtnieteriufM  t.  10.  Febr.  1877, 
R.  VA.  Xr.  Ii).  V  I.  l'C.i:  —  H.-^tim- 
inung  der  Anlange  un<i  Kndpuncte  der 
cemeiTiMirDen  Bahnlinien  [anlüsslinh  der 
lüiiiiüirnnj»'  der  nPuen  SiiruRl'.rilnuuir, 
H.  M.  V.isf.  V.  10.  Frhr.  I>77.  Z.  UOo, 
V  l,  2Ui>;  —  Umarljeitung  dvt  Diunsies- 
fnetrnotfonen  mit  Besiehong  auf  die  neue 
SicTinlorilniinir  iirul  cH*'  Oriimizügc  für 
den  Verkehrsdifiiät,  H.  M.  Erl.  v.  1*2. 
Febr.  1877.  Z.  3400,  V  i.  219. 

Slffnirnng  der  ;>tijck^iiter.  H.  M.  ErL  Y. 
•_>s.  S,  vt.  187C..  Z.  •_»M<jl4.  V  1. 

JÜilberxaliiuugen  der  i'arteien,  An- 
mthme  dereelben,  H.  M.  Brl.     It,  Pebr. 

z.  Uo.i  11.  15.  Dee.  1868,  Z.  «U870, 
1  (L  Autl.),  214. 

SiTCVtcil»  9.  P  a  I  m  *t  i  it  «T  SCMtsbkhm 

fitoian^rtorire,  «'nnäs^Igte.  für  Kohlen- 
nmdttngen,  H.  M.  Erl.  v.  io.  M.iV/.  1871. 
Z.  S784,  I  (II.  Autl.  a.)7*;  III.  »28. 

SoBB*  Und  Feettafre,  deren  Niebtelno 
Tecbnilnfi;'  <l'  r  Atikiinft   auf  öst<»rr. 

Bestiminun^fbittationeu  in d. Liefertristen, 
6. 1.  Erl.  r.     Jnli  1876, Z.  9687  V  l,«f  9. 

Spalaio,  ff.  r>al  mat)lner  StMUbftim. 

Sp<*<*l<*ll*  l5.  stiininiiri;;.'Ti  ütier  ("i)fic«^s- 
sionirung  von  Jjergwcrk»h:<Jinon  and 
TramwaT«.  I»  48;  —  NaehtrSi^e  hiesn, 
III.  -290:  V  1.  liiT. 

&»pei»e  -  fiiervic«  von  Doncbauer  für 
Hahlseiten  Im  Oo«p<,  6.  L  Bil.  v.  6.  Jmi 
1877,  Z.  5136.  V  1,  320. 

Spitsweirhen.  Vcniioi'iiiii«,'  lies  Itefaii- 
reng  drnelben,  Ii.  M.  \  d^f,  v.  la.  Mui 
1876,  Z.  15.57,  V  1,  taa, 

Spr4>nf(arb<>iti*n,  Vr>r.«irhten  >.ci  Ans 
füliriing  derselben,  G.  1.  Erl.  v.  12.  Mnrz 
1875,  Z.  2188,  Y  1,  1.^5. 

SprencmlMli  für  Drücken,  Befol|i^ang 
dor  WtMHunpon  der  Militiirheh<'rd<Mi  lifior 
deren  Arilujro,  H.  M.  Erl.  v.  l..Juni  IfsT  J, 
Z.  900-»,  IV,  45;  Vorriflhtonffen  bei 
Xeuanlappn.  H.  M.  JM.  v.  7.  .Tuli  1874, 
Z.  1707»,  V  1,  16U;  —  hei  Iteconstruc- 
tionen.  H.  K.  Erl.  28.  Au^at  1874,  Z. 
271  «Mi  V  I.  !»;:',. 

SprengmuniUon  ,  nus  Dynamit  er- 
zeugte.Behandlung  militärärarisoher  Sen- 
dungen. H.  M.  Erk  T.  4.  Sept.  1878,  Z. 
20Sr..i.  V  1,413. 

StMlIich«  Collaudirung,  s.  Co  11  au- 
dirang. 

StMtMbahnon,  Verpflichtungen  der  bei 
denselben  ange«telliciLl)camtoiiuJ>iimer; 
§|.  63— 57  Betr.  Ordg.,  1,  188;  —  der- 


malige,  k.  k.,  Cou«tttutiv-Urkunden :  im 
Al^meinen,  T  2,  t ;  —  Tamow-Lelu- 

chow-Eisenhahn,  IV.  ri(;:5;  V  2.  10;  - 
Istrianer  Staatsbalin,  V  2.  2f);  I>alma- 
tiner  Staatsbahn.  V  2.  »H;  —  ätaatsbahn 
Kakoniu-Pr.  tiYin,  V2, 43;  —  Donauuter- 
.Sta;i(<5h,i|iii.  V  2.  72;  —  Dniestor-Stiiats- 
baiin,  1%',  .)U7;  V  2,  79;  —  Staatabahn 
Braiineu-StraMwaiehen  (Steindorf),  IV, 
ö«9:  V  2.  yS;  -  -  Tarvis-IV.ntafel.  V  2, 
123;  —  Uoter  Drauburp- Wolfsberg,  V  2, 
124 ;  —  Marxzosohlag-Neuberg  V  2, 12G ; 
—  Kri<>K'*dorf-ltöuier$!adt.  V  2.  128;  — 
Krh.  r.s'i'irf-WiirhtMitlia!,  V  2,  121»;  —  vor- 
malige, litustcllung  und  Erhaltung  der 
AufTahrten  xu  dentelben,  Uerfksldecr.  v. 
n.  Febr.  IS4C,.  I.  94;  —  vnrmalifft, deren 
Begrenxuug(Vermarkung)mitAaMehlUM 
der  Zufahrturtraseen,  H.  M.  Erl.  y.  €0. 
April  l.s.-,2.  Z.  7:171.  I. 

Staa(Mbi*httr<loii.  (.'ourtni-ic  im  Dieniit- 
verkeUre  <lcr  l'rivat-Eibeubahnverwal- 
tvngen  mit  deneelben,  H.  VL  Bil.  t.  IV« 
An-ust  18:.»;.  Z.  207 51^  I.  141. 

Ktttat»b«4ri«b  von  EiseuhaUi^ii,  Vor* 
pdicbtungen  der  iiiebei  angestellten  Be- 
nmien  und  Dimer,  §.  5&  BotTi  'Ordg^, 
I.  I3H;  -  <«.  au'-h  Sequestration  (bei 
garantirten  Bahnen  Ues».  v.  14.  l>oc.  1877, 
R.  G.  Bl.  Nr.  118). 

Stnat'^-FiMciibahnbaiitvn.  ]to«tini- 
mungen  übet  die  Mau(li£reiheit  der  üaxu 
eifoi^rliehen  MateriaHen,  I,  104; 
lOrrirhtuiip  der  k.  k.  Dirretitiu  für  ätaaie* 
Eisenbahnl»auten,  i;.  I(»  11.  W.  V<lc.  v. 
26.  August  IÖ7."»,  li.G.Bl.  Nr,  iHl.  V  1,  4. 

StMto  -EtoMlMAa«Ges#llMli»f8» 

Oe8terreichit.che,  .<.0e4terreiehieehe 
Staat»ei»eabahu-Geäcll«chaft.  • 
StMUs«»Matle«Reehnungen,  V  If  li>Ot 

in>he?rtndere  Controle  dea  Olior>teii 
RechnunffshdlV^«  üt)cr  peleiBtete  Vor- 
sohüsi«!',  H.  M.  Erl.  v.  16.  Juni  Lä7ö,.Z. 
I8ä97,  V  1,  lOOi  Verbucbung  der  Zinsen 
für  .St:l.lt^v^.r?'<•llü-^•t•.  II.  M.  Krl.  V.  21. 
Juli  \^1A,  'L.  19920,%  1, 100;  Vt  i i.uchuitg 
der  in  attslSndiMher  Wälirung  vorkom- 
menden Bi'träge.  II.  M.  Vdg.  v.  4.  Jäntter 
1S77.  Z.  .3994«,  V  1.  101;  ^  Errichtung 
d.  Garantie-Kcchnunj^'SC'imuiitoion,  U.  M. 
Verfüimng  v.  19.  Jünnor  I877,>a.>88)  V 
1,  103;  —  V.  rl.iirhiinir  d.  V.irttohdMe-fflr 
Frülijahrs-Goupons,  V  1,  103. 
SteatMgraadsMMtee»  deren  BeflohvS- 
rung  im  Diensteide  der  Ei<enbahn-Ati- 
gefttt  llten.  II.  M.  KrU  il  20.  Jahi  1869, 
Z.  3014,  V  1,  Ib». 
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SUUltaverträge  über  Eisenbahnan- 
Mhl8s«e  n.  SstcrrvfrhifeheOtiresgionen 

AttSwnrtii:' r  Rahiiiiiiternchüi  ini:' n  .  I, 
379':  —  Nachtr.-.Vf  lii<>7ii.  III.  A'^'.t;  IV, 
231;  V  1,  (J'23;  —  im  IJpsonclt  rcu  ».  bei 
den einxetnen Stauten,  n.  zwar  Bayern, 
D  e  n  t  s  f  Ii  (•  s  U  0  i  c  h .  Italien,  P  r  <■  u  s- 
sen,  Kumänien,  Russ land,  Sach- 
sen, Schweix. 

0t«iidesn««weif(e«I.Betri<-b~].er8onnls, 
deren  Vnrlnjre,  4;.  Gl  Betr.  r»i<i<:..  H.  M. 
Erl.  V.  Marz  18G6,  Z.  M:iV»:i,  I,  HU; 
8.  Pertonalien  n.  ETidenzhaltunf? 
der  T?f.iiiiten  Diener. 

Staniülnu-ätryi-  und  Lemberg- Stryi- 
Beskid-Eisenbahn ,  siehe  Erzhersog 
Albro'bt-H.ihn. 

Stationen«  Einfrieiluntj:  der  Ohjecte  in 
deren  Nähe,  H.  M.  Erl.  v.  '12.  Nov.  IHr^-l, 
Z.  15219,1,90;  —  deren  Projorte  und 
Feststen  11  np,  :.  n.  H  II.  M.  V-lrj.  v.  4. 
Febr.  Iö71,  K.  G.  Bl.  Nr.  8,  III,  278 
(dermal  H.  M.  Vd^.  t.  S5.  JSnner  1879, 
R.  O.  Bl.  \r.  10  . 

Statlons-Doc'kuiigKHiguale,  Griind- 
züge förderen  Auf^t<'ll^ng  u.  Anwendung, 
H.  M.  Erl.  V.  •.>4.  Febr.  1870,  Z.  3778, 
III,  .'tl'f;  —  Zuia'sunrr  obktrn-niafrne- 
tiscber  Motoren  bei  deti»elben,  H.  M. 
Erl.  V.  9.  Mai  1873,  Z.  80S5,  T  1,  196; 
s.  rnii  li  S  i    n  u  1  -  O  r  d  ri  II  II  IT. 

StationMeinfriednuKen,  dcn-n  Ent- 
behrlfchl<cit,  H.  M.  Erl.  v.  6.  März  1855, 
Z.  1739,  1,90. 

SlAlionHUMmon,  deren  Anbring-nng  'in 
den  Aufnahnisgebäuden,  O.  1.  Erl.  v.  10. 
Oet.  1874,  Z.  8594,  ▼  1,  315. 

Biatlonnplttne«  beim  ReirbsKriegs- 
Ministcrium  erliegende,  deren  Kectiti- 
eirunp.  f.  Rertifirirunp. 

St ationMplAtKC,  $>.  St.itint  t  iu 

StatltttiNChe  Berichte  d«'r  Con  mission 
für  das  Unfallswesen.  H.  M.  Erl.  v.  I.  Sept. 
1875,  Z.  2466S,  ▼  I ,  «97 ;  —  Vorlairen  fn 
Folg-e  der £{nfOhrnn<::  neuer  Formul.iri.  n 
für  die  ES«enbahn-8tatistilc,  0.  I.  Erl.  v. 
5.  Jinner  1876,  Z  13256,  Y  1.  98. 

StatistlMCheil  Departement  im  Handrh- 
ministerium.  dessen  Erriflituntr  und  Wir- 
kungskreis, H.  M.  Erl.  V.  12.  März  1872, 
Z.  6163, 1  (n.  Aufl.),  400;  IT.  202. 

StotiMfik,  I.  -l'.Ky  (TT.  Aufl.  ;'>s.V<;  III. 
S88;IV,  199 iV  1,  89 f  —insbesondere 
Tndufitrie-Stfttistik,  Q.  I.  Cire.  r.  1.  Juli 
187.-,.  Z.  6774.  V  1,94;  —  Eisenbahn- 
Sfntistik.  Kinführuni?  neiif>r  Formularien, 
H.  M.  Erl.  V.  26.  Nov.  187;>,Z.  30988,  V  1, 


95 ;  hiernach  zu  erstattende  Vorla£*en, 
0.  I.  Erl.  y.  5.  Jtfiner  1876,  Z.  13256, 
T  1,  98.  ' 
SteK,  <i.  Eben  8 e 6' Ischl-Steger  Eisen- 

baiin. 

■toieraiArk»  Landezgre*.  fiber  ZufahrCe- 

5tras.«f>n  v.  tf..  Oct.  isr,<<.  III.  «04. 
Mtempelbefrelang  der  Militär-Fahr- 
und  Fraehtkarten,  Cire.  Täg.  des  Iteiehs» 

Kriegs-Min.  v.  .'50.  .Inli  187.1.  ASth.  XI, 
Nr.  2;'.;V".  V  1.  r,i2;  —  der  Militiir- 
Frachtl.riclV,  II.  M.  Erl.  v.  8.  Mai  1877, 
Z.  12621,  V  I.  407. 

Stcmpelpflicht,  Erffillunsr  der.-plV»en 
bei  Eingaben  und  Firmazeicbnung  auf 
denselben,  H.  M.  Erl.  t.  14.  Dec.  1^76, 
Z.  27r,:5.  V  I.  14:  —  fflr  die  Zablunps- 
Iist<'n  der  Eisenbabnbedienstoten.  H.  M. 
Erl.  V.  25.  Not.  1875,  Z.  ia5r>4.  V  1, 
496;  —  derFrmchtbrief-Daplicate.  H.  M. 
Erl.  V.  1«-.  N  v.  1872,  Z.  20.-»7fi,  V  I, 
402;  H.  M.  Erl.  T.  2.  April  1873,  Z. 
9877,  V  1,  403. 

Stempel-ReTlfitonen, deren  Vornahme 
hei  Privatrisenbahn- Verwaltungen.  F.M. 
Erl.  T.  15.  Oet.  1863,  Z.  50474,  I,  141. 

BtemiberK-M  ''hri$cb  Scbönherg-  Reicbs- 
grcnze.  s.  Mährisch«?  Grenzlialm. 

StenerbefrciaDgen  f.neueEisenbahn- 
llnien.Tormalige  (iesetze  r.  20.  Mai  1869, 
R.  G.  Bl.  Nr.  82,  I.  41;  —  v.  13.  April 
1870.  R.(^B1.  Nr.  56,317;  —  für  einzelne 
Eisenbahn  •  Unternehmungen ,  vgl.  die 
betreifenden  Oonstitativ-Urkunden. 

Stenern  und  GebUliren,  Entrichtung  von 
Holchen,  I,  311 ;  —  Nachtruge  hiezu.  Iii, 
345;  V  1, 494;  —  besflglieh  der  gemein- 
samenUntemehmuni^en.  anchU  n  ca  r  n; 
—  deren  Entrichtung  von  Privateisen- 
bahnen. §.  65  Betr.  Ordg.,  I,  142;  — 
d»'r<  II  Umschreibung  bei  zum  Elsenbahn- 
baiic  in  Anspruch  genommenen  Onind- 
stiicken,  Regelung  des  Vorganges  bei 
derselben,  H.  M.  Ydi^.  t.  18.  Not.  1874, 
R.'i.BI.  Nr.  141.  V  1.  117:  F.M. Frl. 
V.  24.  Nov.  1874,  Z.  29276,  V  1,  IIb. 

Stelinilir«n  zu  BahnhSfen,  deren  Er- 
riclirmiLT,  H.  M.  Erl.  v.  16.  Oetr.Kcr  u.  12. 
Nov.  1855,  Z.  20392,  I,  183  (IL  Aufl. 
238j. 

Sflnitkllreii,  deren  AnbrinRung  in  ei- 
nem Tlicilc  der  gedeckten  La.<twagen, 
H.  M.  Erl.  T.  10.  Mai  1876,  Z.  13946, 
V  1,  195. 

Strafen  gegen  die  Directionv.  Mitglieder 

der  Fisenbalin-Untt'rn«'hmnnpen,  §.  85 
Betr.  Ordg.,  I,  148  ill.  Auti.  U9;. 
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Str»f)|erlelltll«li  verpSnte  Handlungen 

der  Angeätollteii  der  Bahn.  §.  Hl  Betr. 
')rilf:.,  I,  MU  II.  Auti.  l,')Ui;  —  luVcr- 
suchujigcii  gegen  Ei.**t-nbHlinbeaiute  otl«r 
wegren  strafturer  Handlungen  gegen  die 
öffeiitliclM^  Sicli'-rlicit  auf  EifrenLiihiienf 
Bokanntgube  üea  Krgebuiääes  au  die 
General-Iiiäpection»  Ju«tü»*Min.£rL  Y.  31. 
Mai  IS.-.O.  Z  lt>6-J4,  I,  205(ILAufi.275;. 
Strttfrecht,  I'u-^riiiHuuncPn  zum Sclmtze 
der  Eisen baiiiien,  i,  I*J7  [^U.  AuÜ.  -07  /; 
insbesondere  n*terieUea  Strafrecht,  I, 
199  (n.  Aufl.  2G9):  -  form-  !I,  s,  I.  -204  ; 
(II.  Aufl.  275);  —  NucUtrüue  Uiezu,  III, 
317;  IT.  llo;  Hnlin|>oUzei  u.  Strafreeht 
V  I. 

Strakouilz,  Ei8eni>aUnauseliiuss  naek  ! 

l'ai»äau,  6.  Ii  ay  er  II. 
UttßMm^Uät  deren  Kreuzungen  mit  Eisen- 

baliii' Ii.  .'i.  "N  i  V  •■  aukreu  z  u  n  p  0  II ; 

zyr  Yerbiu'lung  der  Stationen  u.  Ualt* 

stellen  mU  den  näehstgelegenen.  Ort- 

s-nhaft«-n,  ^.  Z  II  i  .1  Ii  rtsst  rassen. 
tStraHK«iibaliuvu,  e^.  Tramwai^S. 
StratifeiC'ubrückc'u  über  Ei»enb*hn«'n, 

deren  Hiprobung,  H.  M.  Erl.  t.  2.  Mürz 

is7r,.  Z.  l.ilf..  V  1,  127. 
StraMMwalclieUf  ».  Braunau  - ätra«s- 

walchner  Eisenbahn. 
Strategliich   v-jchtige  Brück«Miobjecte, 

Yor>;:aiiirbei  derefiAi^egttng,s.  B  t  ü  o  k  0  n- 

o  bj  e  f  tc. 

Strecke,  Anlialrrii  auf  derselben,  Art.  28 

Vr-rk.-Crrun.L  Ii-.  ,  V  1.  217. 

SIreckeu-  und  \\  cii:lien>vMclitcr,  Uebec- 
wachnng  desi  Zugsrerkehrs  durdi  die- 
helboTi,  Ai  t.-J'.l  Vcik.  GriMidzüge.V  1,249. 

StreekunzuKHgüter^derciiBebandlung 
im  .\nMigesclieinvorl'ahren.  F.  M.  Erl.  v. 
2.  Febr.  1864,  R.  0.  Bl.  Nr.  8,  I,  302;  — 
GPslattnng  iler  Abfertigung  sob  hcr  im 
Ansage V erfahren  bei  einigen  Zollämtern, 
F.  M.  Erl.  20.  Mai  1876,  Z.  12095, 
R.  O.  Bl.  Nr.  V  I,  48:.;  —  Verfahren, 
absjekürzles,  ErmäcJitigiing  der  Neben- 
zoUäiuter  Aloieburg  uud  Obcr-Uenners- 
dorf  liicni,  F.  M.  ErL  T..29.  Oojt.  L876^ 
Z.  262;}'.»,  V  1,  18.'.. 

Streitigkeit^  zwiäubeu  dem  rublioum 
und  dem  Bahn^Dienstpersonale,  deren 
Knr.oheidunp,  §.  :)  Rotr.  IN'krl-,  V  1,324. 

^itrolipapier,  Verbot  der  auf  »olchcin 
gc/eirlinetau  i'läne,  Cr.  I.  Erl.  v.  IG.  Mai 
IST  1.  Z.  3045,  III,  284.  , 

Stryi-Ci:yrow,  f.  I)ni«^»ter  -  Balm;  — 
-Lemberg  und  titryi-Stani:>Lau,  s.  Erz- 
herzog Albreeht-Bahn.  * 


StttellSttter»  Einführung  der  öignArung 
derselben,  H.  M.  Erl.  t.  28.  Sept.  1876, 

Z.  2s'.»i  j,  V  1.  :vj'.K 
StvhJw-eiMMeuburK-liaab-Cirax,  s. 

Ungarische  Westbahn. 

Sikdbahu-GoN4'llM<>hart,  k.  k.  priv., 
Couatituiiv-Urkunden ,  II  1,  101;  — 
Nachtrüge  hiezu,  III,  4i:>;  IV,  279; 
V2,  24S  ;  —  inhlx-foii-lort'  Concessions- 
IJrk.  V.  2U.  Sept.  Iii5ti,  II  1,  197;  — 
Aenderuugen,  Uebereinkotnmen  v.  20, 
Nov.  1861,11  1,  25G;  —  Umwandlang 
'Irr  Garantie  und  Triester  Hafenbau, 
Vertrag  v.  13.  April  1«G7,  II  1,  26^;  — 
Separat-Ueberninkommen  v«  10.  A^ptU 
1867,  betr.  Zalitung  des  KauCBohillings* 
re!»t<^s  dpr  lombanli.'cli  .v«'netiani>ichen 
StaatsbahneQ,  II  l,  -S^;  Uebereiii- 
kommen  v.  27.  Juli  l.st;9,  betr.  Yillaoh- 
Franzensfostc  und  St.  IVter-Fiunn',  II  1, 
2ti8;  —  Zusatz- Art.  deuisdbeu  v.  30. 
JXnmet  1870,  III,  415;  —  Concess.  für 
den  ungarischen  Tb«?!! dfr Linie St.Peter- 
Fiume,  Ges.-Art.  XXXVII:  l87o,  III, 
410;  —  Ges.  V.  lU.  ^Isi  und  Vertrag  v. 
lO.  Juni  1874,  betr.  Aenderungon  des 
1807  er  Vertrages,  V  2.  2<>7  ;  Gest.  v. 
0.  April  lö77  und  Protokullar-Leburciu- 
kommen  r.  25.  Febr.  1876,  betr.  Ab- 
treniiunc  der  italiiüi-f  lien  Linien,  V  2, 
270;  .Statuttn,  V  248;  —  Trennung 
d.  olieritalieiii.scben  NetTWä,  8.  Italien» 

Sttd-lKurddeutHvhe  Verbiuduuga« 
biiliii.  k.  k.  priv.,  C"n.'*tit.-l'rkuiiden,  II  1, 
023;  —  Nachtrüge  hitAH,  III,  J«4U;  IV, 
813;  V  2,  603;  insbes.  Concess.-Ufk. 
V.  15.  Juni  1850,  II  1,  025;  —  v.  22. 
August  1865  f.Schwadowit^-JMnigsbain, 
II  1,  037;  —  Nschtragsvortrag  v.  18. 
Dec.  18C4.  reap.  25.  März  1867,  III, 
OIH;  (^nKe>.<.-litk.  V.  ;;i.  März  1872, 
für  Reichen  burg-»Seidtinbcr^U,Ei4enbcod- 
Tannwald,  IV,  832;  —  Garantie-Er- 
höhung', G.  6.  V.  4.  Ma!  1873,  V  2,  606; 
—  Ötatiiten  ^seither  geändert),  IV,  313. 

fiittdwestbalineB»  s.  Niederöster- 
reiohisebe  Südwestimtmen. 

.■  .      I.-   »  ; 

»     . '   >  ■ 

Taliakranchen  In  den  PerüonegNvagen, 
§.  22  Iktr.  R<  j:!.,  V  1,  331  ;  Einführung 
voll  Coupe's  III.  Ol.  ,iüi-  Nii  htraurher, 
ti.  I.  Erl.  V.  17.  Nov.  1674,  Z.  10023, 
ebenda. 
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Tabellen  über  Itauf  ort  schritt,  gleich- 
niMwiir«  AuRftHlanpr  derMiben,  0. 1.  Erl. 

V.  l.i.  .1  ;.,ii>M  isTl,  Z.  ■_'.-,(■,.  V  I.  171. 

TaK^N-Kapporte  über  den  Verkehr  der 
Züge,  deren  EfnfQhrunK,  H.  M.  Erl.  v. 
9.  MtiVS  1852,  Z.  4671.  I,  f<7  (II.  Attfl. 
-M^',  8.  auch  V  <' r  k  c  h  r  ?  -  T;  A  y.]Mi  r  t  f. 

Tarife  im  Allg.,  insbesondere  deren  He- 
kiuintniaohaiiff  und  Einhmitiinir,  §.  4  /f 
Betr.Ordg.J.  1*-M  fll.  Adfl.  1 10',  ;  —  H..r«  ti 
Vorliij^e  an  die  Stuat.svrrwaltung,  §§.  6r., 
67  Betr.  Ordg.,  I.  14-2:  —  deren  Ueber- 
wacliiing  darcli  die  QenMftl-Inipeotion, 
§.  77  Hftr.  Ordf_'..  I,  I4fi;  — mon-ttliflie 
Nachwtiii^ung  der  eingetretenen  Aende- 
mnfen,  G.  I.  Erl.  t.  11.  Jall  1870,  Z. 
.3ori4.  III.  300:  dor.Mi  rerhtzeitiprt 
Vorlage,  H,.  M.  Erl.  v.  2.  Mürx  l«72,  Z. 
te«,  IV,  58  •  —  Form  der  Affiehining 
derselben  u.  des  Betr.  Kepl..  H,  M.  Erl. 
T.  26.  Ort.  1S7;J,  '/..  .Hir.Ol.  V  I.  437  : 
Pnblicirung  der  Lielerzeit«n  in  denselben, 
H.  M.  Erl.  28.  Nov.  1874,  Z.  S8485, 
V  I,  437:  'lor.'ri  V.Tn'LMitliohimL: 
durch  da»  Centralblatt,  H.  M.  Erl.  v.  iH. 
MSri  1875,  Z. 7428.  V  I,  III;  —  Vor- 
lagen {iberhanpt,  deren  Keliandittng  tmd 
TJeberf rajrniifr  der  Erledic'inß:  nn  die 
Gencrfil-lnsipeetion,  H.  M.  Erl.  v.  lä.  Mai 
1876,  Z.  I4I78,  V  1.448;  —  Vorlage 
vnn  Kxemiilait  ii  an  «He  Fachreehnunps- 
Abtheilung  des  Keicha- Kriegsmini^te- 
rfum».  H.  M.  Erl.  18.  Sept  1875,  Z. 
•_'«y53.  V  1,  »95;  —  Interpretationen  u. 
Ei  fräiizuneen  zu  denselben.  Vorpanp  ho- 
züglicii  deren  Vorlage  u.  Kundrnacliung, 
G.  I.  Erl.  23.  Juni  1877.  Z.  6217,  ▼  1. 
4  19:  insbesondere  Perf^nnen-,  An- 
bringung von  Fahrpreistaleln,  U.  1.  Erl. 
T.  17.  MSns  1867.  Z.  661. 1. 122  (II.  Aufl. 
i  J'i  ,  —  Maximaltarife  'dermal  irereeelt 
durch  Ge.^.  V.  1.').  .Juli  1M77.  R.  i}.  Bl.  Nr. 
64);  —  in^besondere  Erachten-,  Vor- 
•erg«  ffir  deren  PuUieining  und  Zngimg- 
Itehkeit.  H.  M.  Erl,  v.  80.  Oct  Z. 
•08, 1,  122  (il.  Aufl.  120);  —  directe, 
mit  dem  Auslände,  GrnndtiUe«  fßr  deren 
Bildunir  und  die  Ausscheiduntr  der  öf^terr. 
Strcf ken-Antlieilc.  H.  M.  Erl.  v.  ,iO.  .Juni 
l«7ö,  Z.  l.'>3«6,  V  1,  456;  e.  im  Uebrigen 
Tarif  Xnderangen.Tarifbegflnstl* 
fr  II  n  i:  e  n  .  T  a  r  i  f  r  e  f  n  r  in. 

Tarif ttuderungen,  deren  Ankündi- 
gung. Vorlage  und  Bekanntgabe,  H.  M. 
Erl.  V.  ß.  Dec.  187«,  Z.  31434.  V  1,  446; 
—  Vorlage  v.  Cireularien  über  solche,  G.  I. 
Erl.  V.  2.  März  lt*77,  Z.  2420,  V  1,  446. 


Tarifaasel€*geuheitvn ,  deren 
handlunir  tt.  Uebertragung  d.  Erledigung 

der  Vorlagen  an  die  OeneraMn-'[>eetion, 
H.  M.  Er).  V.  15.  Mai  1876,  Z.  14178, 

V  I.  443. 

nirlfbeftünMtiKaii0e*  im  Fraehtear 

vrrkehr«'.  Ertheiliing  solcher  u.  Monat.s- 
ausweiae  über  dieaelbeu,  U.  M.  i<jrl.  v. 
10.  IIa!  1875,  Z.  U696.  V  1,440;  —im 
Personenverkehr*»  (i.  I.  Erl,  T«  ll«  Jnni 
1877.  Z.  Ö-iö^.  V  1,  443. 
Tarif  bentiininonKen  für  Wagari- 
ladungfigüter,  EinfQhrung  derselben,  H. 
M.  EcL  T.  10.  Jani  1873,  Z.  180]i7,  V  1, 
430. 

TarlAraas  von  Langholz,  IL  M.  Erl. 

2.  Dee.  1H74,  Z.  34944,  V  1,  438,  —  von 

Gloawaaren  in  Ki>ten  oder  Steigen,  G.  I. 

Erl.  V.  6.  .Tuni  1«77.  Z.  4994,  V  1,  448. 
TarifkuiidiuurhaiMKcn,  deren  genau« 

I>atinii.j:.  H.  M.  F.rl.  v.  18.  Jänner  1875, 

Z.  42077.  V  1,  439. 
Tftrirpefbria,  T 1 , 458 ;  —  insbesondere 

deren  Kiideitunjf.  H.  M.  Eft  T.  29. 
August  1874,  Z.  14H0,  V  l,  458;  — 
prnvifiorlsehe  Fortdauer  der  bestehenden 
Tarife  aii<  !i  naeh  dem  1.  .läiiner  1876, 
H.  M.  Frl.  V.  21».  .luli  187'-.  Z.  2.{'>0O, 

V  1,  85;  —  Aufstellung  neuer  Maxiiual- 
Einheltssatze,  H.  M.  Erl.  v.  16.  Angost 
Is7.").  Z.2028.'..  V  1.  I.",'»:  Trnrerlmung 
auf  Mctermass  und  einheitliche  Keform, 

H.  M.  Erl.  r.  8.  MHra  1»76.  Z.  7066,  ▼ 

I,  461  ;  —  Eintührung  di-r  neuen  'I  .irife 
bis  spätestens  I.  .länrier  1877.  II.  M.  Erl. 
V.  3.  Juni  187«i,  Z.  16264,  V  1,  462;  (  — 
Mazimaltarife  fUr  die  PertonenbeÄr- 
dening,  Oes.  T.  15.  JttU  1877,  R.  0.  Bl. 
Nr.  Ü4t. 

Tftrlfireacn,  V  i,  4.36,  s.  aneh  Tarife, 

Ta  ri  fände  runpen  ,  Tarlfan^ele- 

p  e  n  Ii  e  i  t  c  n .  r  !i  r  i  f  1)  e  g  (i  II  s  t  i  jT  u  n  IT  e  n . 
Taritbesti  in  in  ungen,  Tarifreform. 

T«raow-Iiala«h«wlSMnb«bn|  Oooett- 

tntiv-Urkunden.  IT,  883;  k.  k.  StaatB- 
bahn,  V  2,  10. 
THrrla-Poiitafipl ,  k.  k.  Staatsbiüia, 

Constifutiv-nrkunden.  V  2,  123. 

Taxbehandlun^  der  Fi-.en'.ahn-Priv?- 
legien  (Concessionen;  F.  .M.Entscheidung 
V.  15.  Se^f,  1873,  Z.  28502,  ▼  1,  494. 

Techniker,  absolvirtc.  mit  Abpanc''- 
zeugnis«en  u.  Diplomen  d.  reorganisirten 
technischen  Hochschnlen,  deren  beson- 
d.  10  Eignung  för  den  Ei?enl>ahndien»t, 
H.  M.  Erl.  V.  7.  AprU  1871,  Z.  5544,  MU, 
306. 
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Te«lini««ke»0r9ime,  d»r*n  JMstshmir 

zu  den  LotriUerhebun^en  liei  Erinitthing 
<i«r  Eiseril»alin-Griiinlst.iicke.  Erl.  d.  Min. 
d,   Inn.  V.  8.  März  1^77,  Z.  i-ilW,  V 
1,67. 

TmIibIs^ •  MrUMArlHrhc  UrTi>-ir>„. 
<^^'rpn  Vnrnalimp.  i;^. ']  n.  1  H.  M.  Vilt:.  v.  4. 
Febr.  1S71,  U.  G.  Hl.  Nr.  s.  III,  -.'77;  — 
'  Beiztehungr  von  Tertr^tem  d.  Handel»*  u. 

Gew^rl)t>k.iniin'  rn  zu  ilorselhfn ,  H.  M. 
Verfügung  v.  '2G.  Dec.  1871,  Z.  24038, 
I V ,  4  5 ;  —  Ve  r  t  rptii  ri  p  d.  Mnti  tnnbe  h  ^  rtlen 
hol  denselben.  H.  M.  Viit'iirrntii;  v.  IT.. 
J;ii.n<T  1S7».  Z.  I:5-_n;7.  V  1.  171  all 
die^  «ItTua«!  neu  geregelt  durch  H.  M.  Vdg. 
y.  25,  JKnner  187«,  R.  O.  Bl.  !•>;  — 
un<l  |>olitis'"IiP  Rf'C:i'!iiinL''«Mi.  In-truotion 
für  die  dabei  intervoniri^ndm  Ofticier«  v. 
ii,  Jätmer  1877,  V  1,  IC»5. 

Ve«liai«ch*polf Belli  <4ie  Vrif  rnng  von 

Eisenbahnen  bebutV  ib  if^n  Eiöff:  ung, 
Bftr.  OrdL'.  §§.  l,'-',  I,  II'.»  H.Antl.  117); 
Vorg.mg  bei  dorsflbon,  II.  M.  Vilg.  v.  0. 
Oct.  1875,  Z.  SII97,  V  I,  178  (vgl.  auch 
H.  M.  Ydg.  V.  'i.'i.  Jänner  1SJ70.  R.G.Bl. 
Nr.  19);  —  der  Locomotivcn,  b.  Loco- 
motiven. 

TeleyMiBine,  deren  entoprechende  Ab- 
fassung; mit  Ati*:abc  der  Fimr  .  ('<.  I.  Erl. 
Y.  1.''.  März  I.s7a,  Z.  1803,  V  1,  U. 

Telt'Kru  phenlei  I  nngen,  derenAiüage 
ober  df-r  I5alai,  1.  Erl.  v.  23.  Müns 
1873.  Z.  -iClS.  V  1.  --'87. 

Telegraphen-Protokoll,  Eintragung 
der  Eisenbahnbetrieb«  -  Depesohen  in 
.1  i>  .  11  - .  T  L  Dions.  ErL  v.d.April  X871, 
Z.  -Ji'H.  III,  28^. 

Telc'Kraplililclie  Anzeige  von  Unfällen 

etc.,      An  '  e  i  ge. 

'replilz,>.  A  uasig-TepUtzerEiMnbahn- 

C^e^^eils^•lIn^t. 

Teraiiie»  deren  Einhaltung  seitens  der 
Bahnvcrwaltun^en,U.U.£rl.  T.5.Jft«Btr 
187I,Z.  33S,  III.  Erneuerung 
dieses  Gebotes,  II.  M.  Erl.  v.  9.  Juni 
187«,  Z.  16248,  Y  1,  18l 

Tetüchen,  s.  Nimburg-Tetschen  und 
Wi  Mensch  wert-Niederlipkaer  Eisenbahn. 

ThatbeMtand  bei  Unfitllen,  Benehmen 
d.  Eisenbahnbetriebs-Organe  hinaichtlioh 
der  Erheliuiitr  desselben  und  gegenüber 
'  den  Staatsbehörden.  Ii.  M.  Erl*  v.  12. 
AlignBt  1866,  Z.  80759,  I,  141. 

TiMilMlialdTerMhrelbnngen,  ge- 
meinsame Vertretuns"  der  Keeliro  der 
Besitzer  und  bücherliche  Behandlung  der 


für  solche  eingerXOmten  Hypothakaiw 

recl.r.'.  Ues. v. 24.  April  l874,  R.G.Bl.  Nr. 
If ,  V  1 ,  l.*» ;  f.  ge  m  e  i  n  SU  in  e  Vertretuner- 
iThiere»  lebende,  deren  Aunaitiue  zur 
BttfUrderung,  §.  40  Betr.  R«gl.,  \  1 ,  339; 

1  —  deren  Beffirderung.  Absrhri.  II  r  Betr. 
Kegl.,  V  1,  339;  —  kranke  und  wilde, 
Aussehliessung  derselben,  f.  40  »litiiia» 
339:  —  Beförderung  derselbe»,  $.  43 

ebenda.  HU. 

ThieriN«he  Kohproducte  und  Abtiille, 
j    deren  Desinfeetio«.  Min.  Vdg.    1.  Febr. 
is7:i.  H.  O.  Hl.  Nr.  JO.  V  1.119. 

Yhlerquillerel  t  Anwendung  der  für 
Sieche  bestehenden  Strafbestimmnngen 
•uf  Unzukömmlichkeiten  b'  im  Viehtrans- 
porte.  (;.  T.  Erl.  V.  18.  Febr.  1874,  Z. 
1 171ti,  V  l,  130. 

T  Up'»  Sioherheits- Apparat  f Ar  Eltenbakn- 
fulirwcrke.  G.  I.  Erl.  T.  26.  Febr.  1876, 
Z.  1613,  V  1,  194. 

Tirol*  Eandesgesetz  v.  11.  Febr.  1874, 
L.  G.  BL  Nr.  14.  betr.  Herstellung  und 
Erlialtime  von  Zufabrtsstr.issen,  V  1.  140. 

T^iuO»  iPredeal)  Eisen bahnanschluss,  s. 
Rnmfinien. 

Tttdtungen  oder  körperliche  Verletzun- 
gen VOM  MenHclieii  in  Folge  von  Ereig- 
nungen  auf  Eisenbahnen,  Haftung  der 
Eisenbahn  -  ünternehmungeti  für  dic- 
aelben,  Ges.  v.  .1.  März  1869.  R.  G.  BL 
Nr.  27,  I,  40;  s.  auch  Haftung. 

TraeebesÜBiiiiUg  von  Eisenbahnen, 
d<-ren  Bekanntgabe  an  die  Bergbehörden, 
R.  Bergbehörden. 

TracereYlüloii ,  s.  Technisch-mili- 
tXrisehe  Revision. 

TrariruuKMarbeiten,  Legitimation  7.11 
I     deren  Vornahme,  U.  M.  Erl.  v.  G.  August 
1870.  Z.  984,  Y  1,  109  t  Anselge  über 
den  Beginn  derselben.  11.  M.  Erl.  ▼.26. 
.Itini  1872.  Z.  1.594.'i,  V  1.  109. 

Tragkrart  der  Waggons,  deren  Aus- 
nützung  bei  Aerarial- Gütertransporten, 
Circ.  Vdg.  tle.s  Reichs- Krieirs-.Nf in.  v.  13. 
Sept.  1876,  Abth.  U,  Nr.  3392,  V  1,  6lö. 

Twmmwmf»9  gruadsataKehe  Bestimmun- 
gen über  deren  Concessionimng  (Ah. 
Ent.schliessungen  t.  "2.5.  Febr.  1859  und 
8.  März  1867,  11.  M.  Erl.  v.  8.  JuU  1868), 
I,  49 ;  etaatUohe  Ctenehmigimg  der  De- 
taili.rnierte.  II.  M.  Erl.  v.  1.  lui;  1870. 
Z.  9054,  III,  29ü;  Beiziehuug  der  Ge- 
neral-Tnspeetion  tn  Commissionen,  H.  M. 
Erl.  T.  '28.  Juni  1873.  Z.  M801,  Vi, 
10s ;  rr">ipcf>ivorla)re  l'ür  Hrückenenn- 
structionen,  H.  M.  Erl.  v.  24.  August 
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1874,  Z.  23051,  V  1_,  109j  —  Fahr- 
karten, dorefi  Oebührenfreiheit ,  Oos.  v. 
LL  Mai  1H71,  K.  G.  Bl.  Nr.  39.  III,  345; 
.  —  Abänderunp  dieses  Gesetzes,  Ges.  v. 
aO,  März  1875,  R.  G.  Bl.  Nr.  42^  V  1^ 

Transport  von  feuer-  und  explosions- 
gefälirlichen  Gef^enständen,  I^  2fil  (II. 
Aufl.  347);  —  Nachtrag  hiezu,  III,  331. 
IV,  193;  V  I_j  409;  —  insbesondere  von 
Patent-Sprengpulver,  IL  M.  Erl.  v.  L 
August  1872,  Z.  6706,  V  1^  409;  —  von 
Petroleum,  Gestaltung  desselben  mit 
gemiscliten  Zügen.  iL  M.  Erl.  v.  22.  Juni 
1873,  Z.  21616,  V  1^  410;  —  und  Aus- 
grab>ing(Exhumation  1  von  Leichen,  Vdg. 
des  Min.  d.  Inn.  v.  i  Mai  1874,  U.  G.  Bl. 
Xr.  56,  V  L  393. 

Troppaa-VlarapaHfi  Eisenbahn,  Con- 
stitutiv-r-kutKicn.  V  •2^&A£. 

Truppen! rauNport  auf  bayerischen 
Bahnen,  Min.  Erkl.  v.  iL  April  1873, 
V  1_,  634;  8.  im  Uebrigen  Militär- 
Transport. 

Tulinelc  und  Kclslehnen,  deren  Unter- 
»uchung.  IL  M.  Erl.  v.  2iL  «Jänner  I8r»3, 
Z.  2;US9.  I.  l^LÜ  II.  Aufl.  1631. 

Turnau-Kralup-i'rager  Eisenbahn- 
Gesellschaft,  k.  k.  priv.,  <Jon8titutiv-Ur- 
kunden,  II  2.  1107;  IV,  427i  V  2,  808; 
—  insbes.  Ooncess.-Urk.  v.  2&.  August 
1863,  II  2,  1109;  —  v.  2£L  August  1869 
für  Neratowic-Prag,  II  2,  1116;  — 
Statuten,  V  2^  h«i8. 


U. 

Uebereinkommen  mit  Ungarn  wegen 
Abgrenzung  des  Wirkung>krei8es  in  Ei- 
senbahn-Angelegenheiten v.23^  Juli  und 
21.  August  1868,  I^  1  (erneuert  für  die 
Dauer  des  neuen  Zoll-  und  HandeLs- 
bündnisses  mit  IL  M.  Erl.  v.  'iSu  Juni 
1878,  Z.  1026  IL  M.). 

Veberfrachten,  irrig  berechnete, deren 
Begleichung  durch  die  Stationen,  IL  M. 
Erl.v.  15.Dec.l868.  Z.  20870, 1(L  Aufl.), 
2M. 

Uebergabe  der  anlässlich  der  Staats- 
eis»Mibahnen  aufgeführten  Bauten,  Gen. 
Bau-Dions.  Erl.  v.  iL  Jänner  1851,  Z. 
15855,  I,  103  ;  —  der  vi>n  Bahngesell- 
schaften hergestellten  Wege  an  die 
Interessenten,  H- M.Erl,  v.26.  Xov.  1875, 
Z.  12610.  V  L  173. 


UebergangMbcfitimmangen  bei  Ein- 
führung neuer  Fahrorduun>;en ,  Kund- 
machung derselben,  G.  L  Erl.  v.  IL  Juli 
1874,  Z.  4314,  V  L  2LL 

l'ebcrtretungen  d.  Eisenbahnbetrieb.s- 
Ordnung,  Couipetenz  der  politischen  Be- 
hörden in  solchen  Fällen,  Erl.  des  Min. 
d.  Inn.  v.  ü  Oct.  1870,  Z.  42083, 
(II.  Aufl.  ',  276  ;  III.  AlZ. 

C>eberwaehang  des  Bahnbetriebe.«  von 
Seited. Polizei-Organe,  §.  lill  Betr.  Ordg., 
152 ;  —  zollämtliche,  de»  Eisenbahn- 
verkehres und  Ersatz  der  durch  dieselbe 
verursachten  Kosten,  F.  M.  Erl-  v.  ilL 
Jänner  18.')9,  Z.  1998,  |^  150;  —  der 
Unternehmungen  in  Bezug  auf  dasEisen- 
bahnbuch-Gesetz.  §.  ÖÄ  Ges.  v.  Lä.  Mai 
1874,  R.  G.  Bl.  Nr,  70,  V  1,  47;  —  der 
nächst  einer  Eisenbahn  gelegenen  Berg- 
werke, Vdg.  der  Bergliauptmannscliaft 
Prag  V.  aiL  S.  pt.  1876,  Z.  1769,  V  L  Lü^ 

Vebersahlungen  im  Gütertransi>orte, 
di'ren  Rückvergütung,  IL  M.  Erl.  v.  A. 
März  1870,  Z.  24625,  I  II.  Aufl.),  336; 
III  322 ;  —  von  Parteien  eingehobene, 
deren  Avisirung,  O.  L  Erl.  v.  älL  Mai 
1H7G,  Z.  5639.  V  L  467. 

Umrechnung  d.  Tarife  nach  metrischem 
Masse  u,  Gewiclite,  Grundingen  hiefür, 
IL  M.  Krl.v.d.  April  ls7ä,Z. 9044.  Vi, JiiL 

l'ni Wandlung  'in  Metermass)  der  alten 
Ma!»s-  und  Gewiclitsbestimmungen  über 
Anlegung  von  Munitionsdepots  und  Pul- 
vennagazineti,  Vdg.  des  Min.  d.  Inn.  v. 
L  Juli  1876.  R.  G.  Bl.  Nr.  99^  V  1^ 
176;  - —  der  Massbestimmungen  der  Min. 
Vdg.  V.  ±  Jänner  1859.  R.  G.  Bl. 
Nr.  25^  betr.  Verhütung  V(»n  Collisiorien 
zwischen  Eisenbahnen  und  Bergwerken 
Min.  Vdg.  Y.  22.  Febr.  1877,  R.  G.  Bl. 
Nr,  n\  V  1.  106;  ~  der  im  Gesetze  v. 
L  Juli  1871  angegebenen  Heizflächen, 
Min.  Vdg.  v.  L  Oct.  1875,  R.  G.  Bl.  Nr. 
131,  V  L  äüiL 

Unfäll«  im  AUg.,  §§.  IC— 18  Betr.  Ordg., 
1^  m  (II.  Aufl.  126);  —  Hilfeleistung 
bei  denselben,  I,  IÜ2  iIL  Aufl.  166i;  — 
Requirirung  militärischer  Hilfeleistung 
bei  solchen,  IL  M.  Erl.  v.  iL  Jänner  1876, 
Z.  35135,  V  Ij  299;  —  deren  telegra- 
pliische  Anzeige,  IL  M.  Erl.  v.  22.  Dec 
1S5I.  Z,  7121,  I,  ULI  (II.  Aufl.  216  ;  — 
und  Bahnercisjnisse .  deren  Anzeige,  IL 
M.  Erl.  v.  1.  Sl.irz  1852,  Z.  3110,  I.  166 
II.  Aufl.  217 1;  —  Benehmen  der  Betriebs- 

I     "rgane   in    BetrelT    di-r  Thatbestands- 

I     p:rhel)ung,  IL  M.  Erl.  v.  iJL  August  IS56, 
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Z.  20769,  L  Wj  —  Vorgang  bei  Er- 
hebungen über  (lie^elben,  O.  L  Krl.  v. 
lA.  Augu.st  1871,  Z.  5444,  I  (II.  AuA.)> 
218;  IV,  [Ml  —  Vorlugft  der  Berichte 
hierüber  an  die  (^icueral-Inspectiou,  IL 
M.  Erl.  V.  il.  Dec.  1875,  Z.  H9034,  V  L, 
299;  —  Angabe  der  Firma  in  den  Tele- 
grammen  und  der  erstatteten  Anzeige  in 
den  Berichten  über  Bahniinfülie,  G.  L 
Eli.  V.  iL  Nov.  1873,  Z.  11346,  V  1,  291 ; 

—  auf  Strecken  unter  ausländischer  Ver- 
waltung, derselben  obliegende  Anzeige 
hierüber,  iL  M.  Erl.  v.  2iL  Mai  1876,  Z. 
:\h-2-2'A,  V  Ij  290;  —  sonatige  Anordnun- 
gen, inäbesond.  behufs  deren  Verhütung, 

V  I_i  286;  —  Beobachtung  der  grösst- 
niöglich.sten  Vorsicht  bei  Ausübung  des 
KiKcnbabndienstes ,  iL  M.  Erl.  t.  2L. 
.Sept.  1872,  Z.  26048,  V  L  286;  ent- 
sprechende Instruirung  de«  Personals,  iL 
M.  Erl.  V.  iL  Dec.  1872,  Z.  28028,  V  1^ 
286;  —  Anlace  d. Telegraphenleitungen, 
G.  L  Erl.  V.  2iL  März  1873,  Z.  2618,  V 
287  ;  —  InstructionsauBZUg  behufs  Hint- 
anhaltung de»  VerunglUckens  von  Bahn- 
bediensteten,  G.  L  Erl.  v.  2L  April  1873, 
Z.  3603,  V  Li  288 ;  —  Massregeln  zur  | 
Hintanhai Uing  derselben,  insbesondere 
in  Bezug  auf  Betreten  der  Bahn  und 
Nantliaftmachung  der  besonders  eifrigen 
sowie  nachlässigen  Bediensteten,  IL  M. 
Erl.  V.  6.  Juli  1873,  Z.  23462,  V  1^  288; 

—  weitere  Massnahmen  zu  deren  Hint- 
anhaltung und  Einführung  von  Quartal- 
berichlen,  IL  M.  Erl.  v.  L  Nov.  1873, 
Z.  37323,  V  L  iJ9fLl  -  Verfassung  der 
Quartalsberichtc  über  Vorkehrungen  zur 
Wahrung  der  Verkehrssicherheit,  0.  L 
Erl.  V.  3(L  März  1874,  Z.  1719,  V  1^  292 : 

—  Einsetzung  einer  ständigen  Commis- 
sion  für  das  Unfallswesen,  IL  M.  Erl.  v. 
UL  Juni  1874,  Z.  19206,  V  1^  295 ;  halb- 
jährige Berichterstattung  derselben,  H.M. 
Erl.  V.  L  Sept.  1876,  Z.  24662,  V  L  297; 

—  Ergebnis«  der  zur  Hintanhaltung  von 
Bahnunfällen  getroffenen  Verfügungen 
und  Belehrung  des  Personals,  iL  M.  Erl. 
V.  22.  Mai  1874,  Z.  11689,  V  1_,  293 ;  — 
Beobachtung  der  Sicherheitsvorschriften 
beim  Verschicben  von  Eisenbahn- Fuhr- 
werken, QJL  Erl.  V.  3.  Juni  1874,  Z.3932, 

V  Ij  294 ;  -  Vorkehrungen  znr  Hint- 
anhaltung des  Verunglückens  von  Bahn- 
bedienstcten  und  ihrer  Angehörigen, 
G.  L  Erl.  V.  IX  Juli  1875,  Z.  7346,  V  L 
297;  —  strenge  Handhabung  der  Sicher- 
heitsvorschrifteD  und  Instandhaltung  der 


Bahn,  sowie  d.  Betriebsmittel,  IL  M.  Erl. 
v.  UL  Nov.  1875,  Z.  36556,  V  298j  — 
insbesondere  an  Bergabhängen,  deren 
Verhütung,  Hofkzldecr.  v.  2iL  August 
1844,  1;  i!i^;  —  beim  Eisenbahnbaue,  s. 
Bau  Unfälle. 
tlnxarlMChe  WeMtbahn  (Stuhl  weissen- 
burg-Haab-Graz),  Constitutiv-Urkunden, 
II  2,  1249;  IV,  m;  V  2^  640;  —  ins 
besondere  Conccss.-Urk.  für  den  ungar. 
Theil  v.  LL  Juli  1869,  11  2,  1255;  — 
für  den  steierischen  Theil  v.  2.  Febr. 
1870,  II  2,  1274  ;  —  ungar.  Investitions- 
Anleheri,  Protokoll  v.  8.  u.  9.  März  1876, 
V2,o70;  —  Uebernahme  d.  Obligationen 
durch  den  Staat,  Ges.-Art.  XI :  1876,  V  2, 
573;  —  Statuten,  V  illL 
UnK»riMeh-KalixiHclie  Eisenbahn,  s. 

Erste  ungarisch-galtsiscbe  Eisenbahn. 
UugArn,  Uebcreinkommcn  wegen  Ab- 
grenzung lies  Wirkungskreises  in  Eisen- 
bahn-Angelegenheiten v.  29.Juli  und  2L 
August  1868,  ^  (erneuert  für  die 
Dauer  des  neuen  Zoll-  und  Handels- 
bündnisses mit  IL  M.  Erl.  v.  28.  Juni 
1878,  Z.  1026 -H.  M.);  —  Eisenbahn- 
I  Bestimmungen  im  Zoll-  und  Handels- 
bündni?8  v.  ^  Dec.  1867,  ^  119;  — 
Theilung  der  Steuer  von  gemeinsamen 
Unternehmungen,  Ge«.  v.  28.  Juli  1871, 
R.  O.  Bl.  Nr.  89,  IV,  26 1  ;  —  Kecipro- 
cität  bezüglich  der  Staatsbürgerschaft  als 
Qualification  zum  Eisen babndienste,  IL 
M.  Krl. v.o.  April  1876,  Z.  8023,  V  Ij  lfi9. 
UnglttckHfülle  beim  Bahnbetriebe,  s. 
Unfälle,  dann  Betriebsstörungen; 

—  bei  Eisenbahnbauten,  s.  Bau  uu  fälle. 
Uniform  und  Dienstkleidung  für  Beamte 

und  Diener  der  Privateiscabahn-Unter- 
nehmungen,  Vorschrift  hierüber,  IL  M. 
Vdg.  V.  3.  April  1867,  K.  G.  Bl.  Nr.  76, 
L  ilA  Hl.  Aufl.  229);  -  -  Einführung  von 
Dienstabzeichen  für  Inspeotion^beamto 
und  Portiere,  IL  M.  Erl.  v.  ü.  Dec  1870, 
Z.  22940,  1  (II.  Aufl.),  236 ;  III,  316, 

—  Gestattung  einer  Commode-Uniform 
für  Betriebsbeamte,  iL  M.  ErL  v.  6.  Juni 
1874,  Z.  16792,  V  1^  185. 

Untaagllebwerden  von  Locomotiven, 
telegraphische  Anzeige  hievon  im  Falle 
von  Verkehrsstörungen,  IL  M.  Erl.  t. 
L  Sopt.  IH75,  Z.  24662,  V  1^  297. 
tiuterbrechung  der  Fahrt  im  Personen- 
verkehr»«, §.  21  Betr.  Regl.,  V  330;  — 
deren  Zulässigkeit  bei  Reisen  mit  Re- 
lourkarten,  G.  L  Erl.  v.  L  Nov.  1874, 
Z.  9286,  V  l,  ÜfiM. 
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Unter  DrAHbarg-Womiberff«  k.  k. 

Gt&atebahn,  Constit.-Urkunden,  V2,  LÄ3L 
Unt<»roni<»lvre,ausge<lieiife,Verleiliunp 
von  Anstellungen  «n  dietolben,  Oes.  v. 
la.  April  1872,  R.  ii.  Bl.  Nr.  00,  IV.  i2j 
Aiiflfülirungsveronlnung  zu  deinscllx-n, 
V«ig.  d.  Min.  für  l^nndrsvertheitligung  v. 
VL  .hiii  1872,  R.  G.  Bl.  Nr.  98.  IV,  16^ 

—  Vorgang  hei  deren  Anstellung  nach 
der  Aupführungn-Viig.  v.  12.  Juli  1872, 
IL  M.  Erl.  V.  jL  AiigUKt  1872,  Z.  10586, 

V  l_j  73;  —  deren  Elnherufung  zur  Civil- 
Dienstleiatung,  H.M.Erl,  v.  L  Der.  1872, 
Z.  .31017,  V  74j  -  Verleihung  von 
Civil-Dienstposten  an  Urlauber  und  Re- 
servRinanner  und  Beikiehung  derselben 
KU  den  "Waffen Übungen,  Circ.-Rese.ript 
des  Reichs-Kriegs-Min.  v.  1^  Juni  1874, 
Abth.  2,  Nr.  4152,  V  1^  74i  —  utronge 
Einhaltung  der  Bestimmungen  wegen 
Verleihung  von  Diensfposten  an  d  ieselben 
im  Gegensätze  zu  nieht  ausgedienten 
Unterofficleren,  IL  M.  Erl.  v.  Ih.  Juni 
1874,  Z.  Üfi2  H.  M.,  V  1^  76j  —  Verlei- 
hung von  Dienstposten  an  die  jeweilig 
ältesten  Anspruohsbereehtigten,  IL  M. 
Erl.  T.  4,  Sept.  1874,  Z.  28.370,  V  1^  77; 

—  Festsetzung  «ler  Bewerbungsfrist  für 
Torbeballene  hienststelicn,  iL  M.  Erl.  v. 
L4,  Oct.  1874,  Z.  30977,  V  1^  77;  -  An 
zeige  der  ConcurBauaschreibung  für  er- 
ledigte Torbehaltenc  Dienstposten,  IL  M. 
Erl.  v.  i  Dec.  1874,  Z.  38.179,  V  1.  78; 

—  Erstattung  der  vorgeschriebenen  An- 
zeigen über  'leren  Anstellung,  IL  M.  Erl. 
V.  ai^  Mär/.  1877,  Z.  20020,  V  1^  ZÄ. 

Untersachang  der  Bahn,      L5d  (II. 

Aufl.  163) ;  —  insbesondere  von  Fels- 

lehnen  und  Tunnel.s,  IL  M.  Erl.  v.  2ü. 

Jünner  1853,  Z.  23489,       Lfift  (II.  Aufl. 

163);  —  der  Wagen,  Art.  I  Verk.-Grund- 

«üpe,  V  L  2iiL 
UMW«fientlieh«Prnjeetsitnderungen,Ge- 

nehmigungderselben.  II.M.Krl.v.8.  Febr. 

1870,  Z.  25533,   III,  --'H^;   dei malige 

Auslegung  desselben,  IL  M.  Erl.  v.  21. 

April  1876,  Z.  12173,  V  L  114  (dermal 

neu  geregelt  durch  IL  M.  Vdg.  t.  2&. 

.länner  1879,  R.  G.  Bl.  Nr.  19). 
Urlauber  u.  Reservisten,  Abstempelung 

der  f)ir  solche  eingeführten  Militnrpässe, 

IL  M.  Erl.  V.  IL  Jünner  1873,  Z.  1428. 

V  1,  599;  —  Aufreehthaltung  der  Bei- 
ziehung der  auf  reservirten  Dienstposten 
Angestellt^'n  zu  d.  period.NVafTenübungen, 
Circ.-Reseript  d.  Reichs-Kriegs-Min.  v. 
13.  Juni  1874,  Abth.  2^  Nr.  4152,  Vlj  IL  I 


V. 

VerttncleranK  und  Beschädigung  der 
Bahn.  §.  im  Betr.  Ordg.,  |^  IM  (IL  Aufl. 
155). 

Verbandtarlfe  und  directer  Verkehr, 

V  l_,  450 ;  insbesondere  deren  Abände- 
rung behufs  Verladung  gevv-isser  Artikel 
in  gedeckten  Wagen,  IL  M.  Erl.  v. 
Oet.  1874,  Z.  34136,  V  ]_,  ;  —  Aut- 
heliune  früherer  Erlässe  über  deren  Vor- 
lage, U.M.  Erl.  V.  Ii  Mai  1876,  Z.1417H, 

V  1,  443;  -  Grundsätze  für  deren  Bildung 
u.  die  Ausscheidung  der  österr.  .Streeken- 
anthcile,  IL  M.  Erl.  v.  aü.  Juni  1805,  Z. 
15:t86,  V  L,  456;  —  deren  IJioarbeitung 
für  den  Wechselverkehr  mit  Deutschland, 
G.  I.  Erl.  V.  UL  März  1877,  Z.  2740, 

Verbind  nuKHbahu,Süd-Norddeutsche, 

s.  .S  ü  d  -  Norddeutscli«!  Verbindungsb  ibn ; 
~  Wiener,  S.W  iene  r  Verbinduiigitbabn. 

Verenerova  (Orsovai,  Eisenbahuan- 
sohluxs,  s.  Rumänien. 

Verbindllehkeit  der  Vorschriften  der 
Betriebsordnung  für  die  privilegirten 
und  concessionirten  Eisenbahn -Unter- 
nehnjunpen,  §.  21  Betr.  Ordg.,  1^  lü 

Verbuchuag  der  Zinsen  für  Staats- 
garantie-Vorschüsse, H.M.KrI.  v.  ILJuli 
1873,  Z.  19920,  V  L,  100;  —  der  in  aus- 
ländi.seher  Währung  vorkommenden  Be- 
träge in  den  (}arantierechnungen,  IL  M. 
Vdg.  v.  L  Jänner  1877,  Z.  39948,  V  1^ 
IUI;  —  der  Garantie  Vorschüsse  für  Früh- 
jahrs-Coupons,  V  1^  104. 

Verein  deutscher  Eisenbahn -Verwaltun- 
gen, Portofreiheit,  IL  M.  Erl.  v.  19.  Nov. 
1870,  Z.  21371,  III,  286;  deren  Auf- 
hebung im  Verkehre  mit  dem  deutschen 
Reiche,  IL  M.  Erl.  v.  2-  Dec.  1872,  Z. 
34888,  V  Ij  110;  -  -  ».  auch  Vereitis- 
prof  i  I. 

VereiiifachuiiK  der  periodischen,  Ins- 
besondere die  Personalien  betreffenden 
Vorlagen,  O.  L  Erl.  v.  23.  Mai  I87i>, 
Z.  12140,  V  L,  fi. 

VereiiiHprofil,  dessen  Einhaitang  bei 
den  Kahrbetriebsmitteln,  IL  M.  Erl.  v. 
22.  Juli  1874,  Z.  20822,  V  1^  132. 

Verftlhrea  bei  Grundeinlösungen  und 
Expropriationen,  vormaliges,  1,  57 ;  — 
Nachträge  hiezu,  III,  293 ;  IV,  47j  — 
dermalige8,vgl.Ex  pro  priat  ionsrecht 

VerfhifiHnnfC  und  Vorlage  von  Eisenbahn- 
Projeeten  und  damit  zusammenhängende 
Amtshandlungen,  U.  M.  Vdg.  v.  ±^  Febr. 
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1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  8^  III,  215  (Neu- 
ausgalie  v.  2h.  Jänner  1879,  U.  Q.  ÜL 
Nr.  19]. 

Vorhaftang  von  Bcilioustotvn  der  Cont- 
niutiiralioiiHHnstaltcn  durch  die  Militiir- 
bfiiörden.  H,  M.  Erl.  v.  iL  Dec.  1852, 
|,  Ulli  (II.  Aufl.  276);  —  von  Eisenbalin- 
AngestellUin ,  §.  1 7fi  Strafproco8«-Ordg. 
V.  Mai  1873,  Ii.  O.  Bl.  Nr.  ITU,  V  r, 
306;  —  \o»i  BahnbediiMisteten,  Erl.  des 
Min.  de«  Inn.  v.  iL  Oct.  1875,  Z.  3»87, 
V  305;  —  v«»n  Ange»telltcii  beim 
Eisunbahtibetrieb»  hionsic,  Erl.  de»  Min. 
für  KandeBvcrtlicidiguug  v.i  Mär/  1870, 
Z.  Iö_»  iO.  V  !_.  .tO?. 

Vcrhandliiiigcn ,  commissionelle ,  s. 
Com  mistiioucn;  —  in^besondorc  über 
rferdcbabncn ,  «.  Tramway»;  —  Hei 
/it-liiing  einch  Vertreter»  der  Oeneral- 
Inspoctioii  zu  den  letztcriMi,  LL  M.  Krl. 
V.  iH..Iuiii  1873,  Z.  14801,  V  l_,  108. 

VcrhikluilK  <lcr  von  EihoubHhiiiMi  aus- 
gebenden Fuucrgefabr,  1^  Iii  V  1^  1  18; 
».  Aucb  feucr-sichorc  lier.stMlItingen ; 

—  und  Beaeitigung  von  ('ollisioiion 
^wi^t•bcn  Bergbau-  und  F:^i»enbabfi  Untur- 
ncbiuungen.  Min.  Vdg.  v.  2.<iänner  18*>9, 
K.  U.  Bl.  Nr.  25^  JL  i7_i  Ent.sclieidung  d. 
Min.  d.  Intl.  v.  ÜL  Kebr.  l.s7o,  Z. 
IV,  40 ;  Bekanntgabe  von  Eihi'iibaiin- 
ConccHüioiien  u.  Traeeb  *stiniinangen  an 
dir  Bergbehiirdt  ii,  Erl.  d.  Min.  d.  Inn.  v. 
2(LMai  187  1,  Z.670,  iV,  \'2;  Anwendung 
der  obigen  Ministerial -Verordnung  auf 
Privatbahnen,  Erl.  d.  Ackerbau- Min.  v. 
1.  Dec.  1875,  Z.  12*239,  V  1^  MHj  xveit<-ro 
BcMtiinniungen  8,  bei  Collie  innen;  — 
der  au8  der  Anwendung  der  D'tnipfkrafl 
folgenden  (Gefahren,  ».  Dam  p  f k  raf l; 

—  von  Unfällen  an  Kcrgabhängon,  Hof- 
kzldocr.  V.  22.  August  1844,  |^  99. 

Verkehr  der  Eiscnbahtien,  |_.  '2iil  (II. 
Autl.  2S I ) ;  —  Nachtrag  hiezu,  III,  319; 
IV,  144;  Eisenbahn -Verkehr,  V  1^  illL. 

Verkehrnangelegenheilen ,  nicht 
andrrwfilig  l>ez<M<-linetf ,  V  l_,  400. 

VerkehrHbeanit«.  Nacbwcihung  ül)er 
dereti  Qu-diHcalion,  II.  M.  Erl.  v.  0.  Mai 
1870,  Z.  I99C4,  III.  3U5 ;  Quarlalaus- 
wcisc  über  geprüfte,  Formular  für  die- 
selben, G.  L  Erl.  V.  HL  Juli  1871,  Z. 
46'<7,  IV,  50;  —  Ablegung  einer  neuer- 
lichen Vcrkc)ir«|irüfung  beim  Uebcrtritte 
zu  einer  anderen  Bahnverwaltung,  G.  L 
Erl.  V. 26.  AuguBl  IH73,  Z.  8024,  V  1, 183. 

Verkehrf«beNtimuinnK«n,  allgemci- 
n^',  (11.  Aufl.  2s:ti ;  —  Nachtrag 


biezu,  III,  319;  IV,  144;  s.  «uch  Eie-  n- 
bahn  -Verkehr,  V  1^  ^ÜL 

VerkehrMdleuMt ,  Berechnung  der 
I'robepraxis  vor  Zulassung  zur  Ausübung 
desgelben,  G.  L  Erl.  v.  L2*  April  187^, 
Z.  3432,  V  1^  183;  —  einheitlicher.  V  1^ 
219i  —  inibesondero  Einführung  einer 
einheitlichen  Varkehrs-Instruetion,  U. 
M.  Erl.  v.  iL  Oct.  1875,  Z.  24011,  V 
219:  —  P<infülirung  einheitlicher  Urund- 
züge  der  Vorschrifien  für  den  Vcrkehr«- 
dienst,  ILM.  Vdg.  v.  HL  Oct.  1870,  Z. 
30081,  V  L  22.} ;  —  Grundzüge  für  dcn- 
8ellK}n,  Umarbeitung  der  Dienst-Instruc- 
tioncn  mit  Bezug  auf  ersterc,  sowie  auf 
die  neue  äignalordnung,  II.  M.  ErL  v. 
LL  Febr.  1877,  Z.  3400,  V  219;  — 
Durchführung  der  einheitlichen  Grund- 
züge  der  Vorschriften  für  den  Verk«'lirs- 
dienst,  II.  M.  ErL  v.  iL.  Febr.  1877,  Z. 
5l7ti,  V  l_.  •-*57. 

%'erkehrt«erelKJ>lHMe  ,  gleichförmige 
Austattung  der  Berichte  über  dieselben, 
G.  L  ErL  V.  1^  August  1871,  Z.  5441, 
IV.  L2iL 

VorkehrHioMf ruction ,  einlfiiliche, 
s.  V  e  r  k  c  h  r  s  d  i  c  n  « l. 

VerkehrMprüTunK,  Noth  wendigkeit 
der  Ablegun;,'  einer  neuerlichen  beim 
Uebcrtritte  zu  einer  anderen  Balinvor- 
waltung,  (l.  L  Erl.  v.  älL  August  1873, 
Z.  H021.  V       I  s.<. 

Verkehrwrapporle,  genaue  Angabe 
der  Ver.spätungsursachen  in  denselben, 
G.  L  Erl.  v.  1  Dec.  1870,  Z.  ."»574,  III, 
311;  - —  täglicbe,  ir.  Tage«  -  Kap  porlo. 

VerkelirHMtÖrungen,VcröfTen<lichung 
solcher,  11.  M.  Erl.  v.  UL  Jänner  1875, 
Z.         V  L  ATL 

Verhiu«l<>runKt  zeitweilige,  des  Güter- 
tra'isportes,  §.  ^  Betr.  R'  gL,  V  1^  364. 

VorladuiiK  u.  Tränkung  d.  Borstetivieh- 
IVan spurte,  IL  M-  Erl.  v.  ÜL  Febr.  1876, 
Z.  4700.  V  L  131. 

Verletsuilgeii  oder  Todtungen  von 
Menschen,  herbeigeführt  durch  p>eig- 
nungen  auf  Ei^enbabnen,  Haftung  der 
Eisenbahn  -  Unlernchmunsicn  für  die- 
selben, Ges.  V.  h.  .Mär/,  I«69,  K,  G.  Bl. 
Nr.  27,  I,  10]  R.  auch  Haftung. 

Voriuarkung  der  .Suiatseisenbahnen 
mit  Aus.schluss  der  Zufahrtsstraescn,  iL 
M.  Ell.  V.  2£L  April  I.S52.  Z.  7371,  1^95. 

Verftireniliehuug  von  Verkehrsstörun- 
gen, IL  ^1.  Erl.  v.  10.  Jänner  1875,  Z. 
t'.»9.  V  1,  317;  —  der  du»  Eisenbahn- 
we»en  betrefTcjiden  Erlässe  und  Tarife 
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durch  das  Centralblatt,  IL  M.  Erl.  v.  2«^ 
März  1876,  Z.  7428,  V  III. 

Terpa«htaiig  des  Betriebe«  von  StaaU- 
bahnen.  h.  Pac h  t  he  t  r  i  eb. 

Verpa(>kanK  des  Reisef^pärkh ,  Ent- 
fernung älterer  Po»t-  und  Eisenbahn- 
zeichen, §.  2h  Betr.  Regl.,  V  aSiL 

Vcrsllamang  der  Lieferungszeit,  s. 
Lieferungszeit. 

Verschieben,  s.  Vers ehub dienst, 

VerMChubdleniit,  Art.  III  Verk.-Grund- 
zUge,  V  1^  221;  —  Beobachtung  der 
Sicherheitsvorschriften    bei  demselben, 

0.  L  Erl.  v.ü.Juni  1874.  Z.  3932.  V  1.294. 
VersIehernoK  der  Passai^iere  gegen 

Bahnunfülle,  iL  M.  Erl.  v.  12.  Mal  1876, 
Z.  7943,  V  1^  300. 

Vempäteie  Züge,  s.  Zuge. 

VempHtnng  der  Züge  im  Personen- 
verkehre, §.  21  Betr.  Regl.,  V  330;  — 
monatliche  Nachweisungen,  LL  M.  Erl. 
T.  22.  Mai  1869,  Z.  10601,  |,  1£B  III. 
Aufl.  219);  —  genaue  .\ngabe  der  Ur- 
sachen in  den  Verkehrsrapporten,  Q.  L 
Erl.  T.  Ih.  Dec.  1870,  Z.  6574,  III,  ilA^ 

VertretUBK  der  General- Inspcction  im 
Dienstverkchrc,  hiezu  berufene  Amts- 
organe,  G.  L  Erl.  v.  21.  Sept.  1872,  Z. 
8089,  V  I,  12j  —  gemeinsame,  der  Rechte 
der  Besitzer  von  Theilschuldverschrcl- 
bungen  und  bücherliche  Behandlung  der 
für  solche  eingeräumten  Hypothekar- 
rechte,  Oes.  T.  24.  April  1874,  R.  G.  Bl. 
Nr. 49.  V  1^  [5j^  s. auch  gemeinsame  V. 

Verwerthung  des  Fleisches  und  der 
Häute  von  bei  Rinderpest-Gefahr  ge- 
schlachteten ge8und«*n  Thieren,  Ges.  v. 
2.  Mai  1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  90^  V  L  iMi 
Vollzugs -Vdg.  hiezu  v.  LL  Mai  1873, 
R.  G.  Bl.  Nr.  91^  V  1,  423. 

Terwendang  der  Fcideiscnbahn  -  De- 
tachemcrits  beim  Eisenbahnliaue,  IL  M. 
Erl.  T.  L  Juli  1872,  Z.  16967,  V  1,  lÄfi. 

TerEelchniHM  der  an  die  General-In- 
spection  vorzulegenden  periodischen  Ein- 
gaben, G.  L  Erl.  V.  a.  August  1876,  Z. 
6671,  V  1^  7j  —  insbcs.  über  geprüfte 
Bahnbedienstcte  vorzulegende  Verzeich- 
nisse, G.  L  Erl.  v.  liL  Mai  1869,  Z.  1.364, 

1,  m  (IL  Aufl.  119). 
Viehbegleiter,  deren  Unterbringung  im 

Zuge,  G.  L  Erl.  v.  Ifi.  April  1871,  Z. 

2408,  III,  aüa. 

Viehfraehten ,  lebende,  deren  Aus- 
schliessung von  den  für  Militärtransporte 
bestimmten  Zügen,  ]L  M.  Erl.  v.  14.  Juli 
1868,  Z.  13643,  L  ^       Aufl.  227). 


VlehpAHSe,  deren  ordnungsmässige  Aus- 
fertigung, Erl.  des  Min.  d.  Inn.  v.  fi.  Nov. 

1872,  Z.  153.'>2,  V  l,  41Ä. 
ViehtranHport  und  Rinderpest,  V  L 

418;  ».  auch  Rinderpest;  —  insbes. 
Vorkehrungen  für  denselben,  U.  M.  Erl. 
V.  a.  Febr.  1870,  Z.  2806,  l  (II.  Aufl.), 
378;  III,  334;  —  Anschaffung  geschlos- 
sener Wagen  für  denselben,  ü.  M.  Erl. 
V.  2fi.  März  1871,  Z.  563  t,  I  (II.  Aufl.), 
379;  III,  335;  Bedingungen  der  Ein- 
hebung von  Wagenreinigungs-Gebühren, 
IL  M.  Erl.  V.  4.  August  1871,  Z.  15245, 
I  (II.  Aufl.).  382;  IV,  197;  Verpflichtung 
zur  Desinfection  der  Wagen,  iL  M.  Erl. 

12.  März  1872,  Z.  öoTS,  1  (II.  Aufl.), 
384;  IV,  198;  —  Erleichterungen  für 
den  Transport  von  Zuchtvieh,  IL  M.  Erl. 
V.  ta.  Nov.  1872,  Z.  26355,  V  ^  419:  - 
dessen  Regelung  im  Gebiete  der  Stadt 
Wien,  IL  M.  Erl.  v.  21L  April  187H,  Z. 
9949,  V  Ij  420;  —  Hintanhaltung  von 
Unzukömmlichkeiten  bei  denibelben  und 
deren  Bestrafung  als  Thierquälerei,  G.  L 
Erl.  v.  Ifi.  Febr.  1874,  Z.  11716,  V  L 
430;  —  Verladung  und  Tränkung  von 
Borstenvieh,  U.  M.  Erlässe  v.  2fi.  Febr. 
1876,  Z.  4700,  V  L  431  ;  —  Bekannt- 
machung der  Züge  zur  Beförderung 
lebenden  Vieh's,  IL  M.  Erl.  v.  22.  April 
1876,  Z.  12927,  V  I,  432 ;  —  Desinfi- 
cirung  der  hiezu  verwendeten  W^agen, 
ILM.  Erl.  T.  aö.  Mai  1876,  Z.  37715. 
V  Ij  433;  —  bedingte  Auflassung  der 
Auswaggonirung  und  Fütterung  des 
Scblachtviehes  in  Oswiecim,  IL  M.  Erl.  v. 
12.  Juli  tS76,  Z.  11917,  V  Ij  4iL 

Viehweiden  in  der  Nähe  der  Eisenbah- 
nen, Verbot  desselben.  Betr.  Ordg.S.  97. 
Hofkzldecr.  V.  aü.  Nov.  1845.  Nr.  144.1, 
154  fll.  Aufl.  155). 

VlarapaMM,  s.  Troppau-  Vlarapa^s- 
Eisenbahn. 

Voiternrenth  -  Eger,  Eisenbahnan- 
sohluss,  s.  Sachsen. 

VolkHHchlkler,  Belehrung  denselben 
über  die  Pflichten  des  Publicums  gegen 
die  Eisenbahnen,  Erl.  d.  rnterrichts- 
Mln.v.1.3.  Nov.  1876,  Z.  18265,  V  liüL 

Vorarlberg,  Landesgeselz  v.  2fL  .länner 

1873,  L.  G.  Bl.  Nr.  19^  betr.  Herstellung 
und  Erhaltung  von  Zufahrtsstrassen,  V 
1^  ia6. 

Vorarlberger  Bahn,  k.  k.  priv.,  C%>nsti- 
tutiv-Urkunden,  112, 1313;— Nachträge 
hiezu,  III,  199i  IV7473i  V  2,  451j  — 
insbes.  Concess.  Urk.  v.  11.  August  1869, 
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■  I  2j  1318;  —  B«  h-weizeri8fihe  y.  L.  Dec 

1869,  III,  499;  —  licrhteiisieinische  v. 

UL  Jänner  1870,  III,  512;  —  Betriehs- 

«lefiritH-VorschusB,  Ges.  v.  2iL  März  IH7ft, 

V  ^  466;  —  Statuten.  V  2. 
Vorbcreitongen  zur  VornAhtnc  von 

Briirkrnproben.  O.  L  Erl.  v.  2fi.  April 

1873,  Z.  .{284,  V  L  liÜ* 
Vordernberger  Prisen  l>ahn, s.Leo  ben- 

Vor«iemberper  F^isenhahn. 
VorcrhebunKen  für  Bcrpwcrksbahncn, 

IL  M.  Krl.  V.  Ifi.  Mai  1874,  Z.  14069,  V 

L  mL 

Vorladunx  von  Bcdienfltrten  der  Com- 
rniinii-ntioiis-Anstalten  durrli  die  Militär- 
behörden, IL  M.  Erl.  V.  *>JL  Der.  1852, 
1^  äM  (II.  Aufl.  276);  —  von  Eieenbahn- 
Angestellten  in  »Strafnarhen  ,  §.  I."»8 
Straf-Proces.s-Ordg.  v.  Mai  1873,  R. 
O.  Bl.  Nr.  119,  V  aüfi- 

Vorlage  von  Eisenbahn-Projecten  und 
damit /iitiammeiihänpcnde  Amtsharidlun- 
fren,  IL  M.  Vdg.  V.  L  Febr.  1871,  IL  G. 
Bl.  Nr.  8j  III,  215  (Neu-Ausgabe  v.  25. 
Jänner  1879,  K.  G.  Bl.  Nr.  I9jj  - recht- 
zeitige, der  Pläne  v.Objeelen  u.  Brucken, 
Ii.  M.  Erl.  V.  ifi.  Der.  1872.  Z.  36440,  V 
L  1-L2  (iti  Folge  der  IL  M.  Vdg.  t,  "ih^ 
Jänner  1879,  R.  G.BI.  Nr.  19^  aufgehoben) 
—  allgemeiner  Weisungen  der  Retriebs- 
Dirertioneii,  IL  M.  Erl.  v.  ML  .Tänner 
18.V2,  Z.  9012,  L  HOi  -  Vorlagen  wäh- 
rend des  Baues  und  nach  Vollendung  der 
Bahn,  §§.  15—18  H  M.  Vdg.  t.  L  Febr. 
1871,  R.  G.  Bl.  Nr.  8,  III,  2fü  'Neu- 
Ausgabe  v.  2A.  Jänner  1879,  R.  O.  Bl. 
Nt.  19);  —  periodische,  insbeaondere 
Personalien  betreffende,  deren  Verein- 
fflchun?,  G.  L  Frl.  v.  2IL  Mai  1875,  Z. 
12146,  V  fL 

VorlHafige  Einlage  im  Ei^cnhnhnbuchc, 
8.  Ein!  fi  gc. 

VorHichten  bei  der  Fahrt,  §§.  ;i2  —  lÜ 
Belr.  Ordg.,  I,  m  (II.  Aufl.  132i;  — bei 
der  Zugsmanipulation,  |,  1 60  ilf.  Aufl. 
164);  vgl.  auch  Verk.-Grnndzüpe,  V  L 
225;  —  Strafen  gegen  Zuwiderhandlung, 
G.  L  Erl.  V.  Ü  August  1869,  Z.  2439, 1, 
LfiJ  (II.  Aufl.  165);  —  bei  der  8tOf«<iwei8Cn 
Wagenverschiebung,  IL  M.  Erl.  v.  20. 
Aprill869,  Z.1002,  |^  lUü  i  II.  Aufl.  164); 
6.  dermalen  Vcrk.  -  Grundzüge  Art.  10^ 
Verechubdienst,  V  U  'IM  ;  —  bei  Aus- 
übung des  Eisenbahndienütes,  II.  M.Erl, 
v.  21.  Sept.  1872,  Z.  26048,  V  L,  286^  — 
hinRii-hflicli  der  Gewehre  der  Gendarmen, 
IL  .M.  Vdg.  V.  LL  Juli  1852,  Z.  12996, 


I.  121  (II.  Aufl.  125),  Betr.Regl.§.22,Vl. 
331  ;  — bei  der  Ausführung  von  Spreng- 
arbeilen, G.  L  Erl.  v.  12.  März  1875,  Z. 
2168,  V  L  155. 
VorNtrhlNinaNiüregcln  bei  Ausübung 
den  Dienstes,  Insirnirung  des  Personal» 
über  solche.  iL  M.  Erl.  v.  IL  Dec.  1872, 
Z.  28028,  V  1^  286:  s.  auch  Instru- 
i  ru  n  g;  —  aus  Anlass  der  Cholera,  IL  M. 
Erl.         Nov.  1872,  Z. 23836,  V  Ij  afifi- 


w. 

Waagen«  ungcaichte.  Unzulässigkeit  der 
Verwendung  solcher,  IL  M.  Erl.  v.  fi. 
Nov.  1876.  Z.  16634,  \  U  Hl. 

WibrhIerhIiaNer,  Verbot  der  Beherber- 
gung fremder  Personen  in  »ob-hen,  IL  M. 
Erl.  v.  LI.  April  1874,  Z.  10078,  V  1^ 
;i02. 

Wilgemiltel.  nngeaichtc,  8.  Waagen. 

H'alfenHendnngen,  militärische,  der«n 
rücksichtsvolle  Behandlung,  G.  L  Erl.  v. 
5L  Juni  187.-J,  Z.  .'16.') I,  V  1^  61  t. 

WaATenilbangea,  Einberufung  wehr- 
pflichtiger Bahnbediensteter  zu  densel- 
ben, tL  M.  Erl.  V.  1^  Sept.  1873.  Z. 
29918,  V  [j,  MI;  —  periodische,  Bei- 
ziehunu  der  auf  reservirten  Civil-Dienst- 
|>oi!itcn  angestellten  Urlauber  u.  Reserve- 
luänner,  Circular- Rescript  des  Reicbs- 
Krieps-Min.  v.  LL  Juni  1871,  Abth.  2j 
Nr.  41i  J,  V  1^  IL 

Wagen,  u.  zwar  Personex-  und  Güier- 
wagen,  dereu  EinrichtungimAllgcmeinen 
§§.  22—24  Betr.  Ordg.,  ^  123  (II.  Aufl. 
1 28 1 ;  —  Einführung  des  vereinbarten 
Puffer-  und  Nuthketten- Systems,  IL  M. 
Erl.  v.  Ü  März  1862,  Z.  1839,  |^  IM 
(II.  Aufl.  128) ;  —  Untcrsu'huntr  und 
Revision  dcr««'lben,  Art  1  Verk.-Grnnd- 
züge,  V  Ij  228;  —  deren  Beladung  und 
Belastung,  Art.  fi  Verk.  -  Qrundzüge,  V 
L  '220 ;  deren  Kuppelung,  AM.  lü  eben- 
da, V  [j  237  ;  Vorgang  beim  Entrollen 
von  Wrtyen,  Art.  Ifi  ebenda,  V  256; 

—  insbesondere  Personenwagen,  Aus- 
schlies.-^ung  des  Ilydrocarbürs  von  der 
inneren  Beleuchtung,  IL  M.  Erl.  v.  fi, 
Dec.  1862,  Z. 7334.1,  Lifl  (II.  Aufl.  129); 

—  des'gleiche'i  der  Mineralöle  über- 
haupt, Gen.  Insp.  Erl.  v.  2iL  März  und 
LL  Sept.  187 1,  ZZ.  .•>862  u.  5138,  L  lüfi 
(11.  Aufl.  129);  III,  307_L  IV,  59;  — Be- 
schädigung  der  Personenwagen  durch 
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Reisende,  §.      Betr.  Uei^l.,  V  330; 

—  III.  Classe,  deren  Einrichlun'r  mit 
Ocpiick^körben  und  Hutliältern,  LL  M. 
Erl.  V.  2C.  M*rn  1871,  Z.  ö756.  1  (II. 
Aufl.^  128;  III,  307;  —  insbe».  Güter- 
wagen, Au8»cliliessuns  der  ni'-ht  •••it  Qe- 
ländern vers«?henen,  von  der  Vcrwendunjf 
als  Bremswnscn,  IL  M.  KrI.  v.  August 
1870,Z.  94;{7,I  (II.  Anfl.l  130^  III,  308; 

—  fredeckle,  deron  Verwendun'.»  zur  Be- 
forderuii;;  von  fietreide,  iL  M.  Erl.  v.  22* 
März  1871,  Z.  23920  I  (II.  Aufl.)  33S. 
III,  324 ;  —  jie»»;JiIo»»enc,  AnsrhalTunR 
holcher  für  -len  VinlitraMei|>ort,  ILM.  Eil. 
V.  2fi.  Mär/  1871,  Z.  6633,  1  <II.  Aiifl.i. 
379;  III,  335;  —  offeuf,  Vor*iclit»- 
massregfln  ^egen  das  .\'tliaiiiieiikQiainen 
▼on  Collicn  von  drnöclben,  IL  M.  Erl. 
V.  3SL  Miirz  1871,  Z.  23920,  I  ^11.  \ufl.» 
339  ;  III,  325;  —  bedeckte,  Vrrladui.ir 
gcwitt»cr  Artikel  im  Vcrbandvcrkelirc 
in  solchen,  il.  M.  Erl.  v.  22.  Od.  1874. 
Z.  34 13«'..  V  Ij  üa. 

W»f(en»nr)itellanKHpliltBi(  und  Zii- 
fahrtsstrAKxeii,  deren  llcrBtellung  unii 
Erhaltunt^  bei  den  vormnligun  SUiat»- 
Eisenbniinen,  Hofkaromer-Prüp. -EiL  v. 
28,  Keb.  IHI5,  Z.  ari^  1.  t>:t. 

Wafseabreinaen,  deren  Bedienung,  IL 
M.  Erl.  V.  LL  Jünner  186;),  Z.  17485,  L 
131  (II.  Aufl.  130». 

B'aiCrnrlafiNOii,  im  Zuge  vorhandene, 
deren  Er^il•h^lielln^achull^f  in  den  Fahr- 
plänen. IL  M.  Erl.  V.  LL  Dec.  1872,  Z. 
3617«,  V  L  2112. 

Wagenladunsuglltcr  ,  EinfQhrung 
neuer  'rarifbestiiiuniingen  für  Foh'he.  IL 
M.  Erl.  V.  UL  Juni  1873,  Z.  18027,  V  1^ 

Waiecnreinigangf  s.  De s i d f i r i r  u  n  g. 

WaKenthilren,  ÖclTncn  und  Schlic»-cn 

derselben.  §.  11  Belr.  Regl.,  V  K  322. 
Wag^cnüborlaHfnnKcn,  Regelung  des 

Vorgange»  bei  Con-tatirunp  solehcr,  G. 

L  Erl.  V.  2iL  Juni  1877,  Z.  6217,  V 

4  19. 

Wagen  vt>rNrhiebunff,8tos8wei8e,Yor- 

hichten  bei  der>ell'en,  IL  M.  Erl.  v.  211. 
April  1869,  Z.  1002.  1.1 60 (IL  Aufl.  164); 
fl.  dermalen  Verk. -Orundzüge,  Art.  10^ 
Versehubdienst,  V  2iL 

H'ahrung  wissenschaftlicher  Interessen 
beim  Jvisenbahnbaue,  1^  Mt.i. 

WaldbONitser«  Vorgang  bei  Ermittlung 
der  denselben  gebührrn'len  Entschädi- 
gung für  die  Baiiiilugung  von  Wäldern, 


Erl.  d.  Min.  d.  Innern  t.  ML  Dec.  1874, 

Z.  1400.'.,  V  1^  LUL 
WaldNaMfteu,  Eisenbahnanschluss  vi>n 

Eger,  s.  Bayern. 
WarnMdorf,  Eisenbalmanschluss,  siehe 

Sachsen. 

Wamcliaa-Wleaer  und  Krakau-Ober- 

schlc8i»>)-he  Eisenbahn  ,  Regelung  des 
gcuicinsamen  Verkehrs,  Verlrag  r.  1* 
März  IH4H,  V  1^  7<»3  ;  s.  auch  öitü  ch  e 
Slaatsbnhu. 

War(e»ttlef  ileren  OefTnung  vor  der  Al»- 
falirl,  §.  U  Belr.  R^gl.,  V  L 

He^hitel,  Beleu<-Iitung  und  Bedien uof; 
dorfelbcn,  Art.  '11  Verk.- Grundzüge,  V 
242;  Brstiinuiiingen  üiierdas  Befabreti 
dersellicn,  Art.  2ü  ebenda,  V  L  243. 
nucb  Weiclu-n. 

H'erhMC'l  verkehr  mit  I  )eutschlan<i,  Um- 
arbeitung der  Tarife  biefür,  G.  L  Erl.  v. 
UL  Märr.  1877,  Z.  274U,  V  L  IhÜ, 

Wege,  y.ufolge  d<-8  Begehung^•protokoUs 
her/iiüielleiide,  Vorgangbei  deren  Uebrr- 
gnbe  an  die  lulercssentcn,  IL  M.  Erl.  v. 
21L  Nov.  1875,  Z.  12610,  V  L  LLL 

H'egMchraukea ,  d«ren  Ei  rirhtung, 
IL  .M.  Erl.  v.  12.  April  1866,  Z.  10106, 
I,  92;  —  deren  gehfirige  Uebcrwachting, 
IL  M.  Erl.  V.  liL  März  18r.2,  Z.  2647,  L 

H'egUberMetsnngen,  |,  9^  —  Nach- 
iräge  hie/ii,  III.  2'J3 ;  IV,  50;  —  Ent- 
behrlichkeit von  Schutzschi«-nen  bei  den- 
selben. Gen.  Bau-Dir.  Erl.  v.  L  Jänner 
1851,  Z.  15867,  L  aL 

Wehrgeftets  v.  5.  Der.  1868,  R.  G.  Bl. 
Nr.  151.  dehsen  Bestimmung  iil»er  Bela^- 
suiig  wehrpflichtiger  Eisenbahn-Bcdien- 
steler  iui  Kriegsfalle  in  ihren  Anstellun- 
gen, L  113  '  JI-  '^•«fl-  227)' 

Welehen»  Vcrn>eid«ing  de"  Befahrens  der- 
selben gegen  deren  Si»itze,  IL  M.  Vdg. 
V.  LL  Mai  1876,  Z.  ir.57,  V  L.  220;  im 
Uebrigcn  Wechsel. 

H'eiehenwäehter«  deren  AMösungund 
Ruhezeit,  IL  M.  Erl.  v.  tL  Jiini  lvS74,  Z. 
42158.  V  L  IMj  Vgl.  Tunct  5  der  Ver- 
ixobrs-(iriindzüge,  V  J_,  220. 

WeintrauMporl,  Anträge  zu  dessen 
llebufig,  G.  L  Erl.  v.  2.  Jänner  1874,  Z. 
Z.  12492.  V  I,  3t«l  ;  —  Beseitigung  von 
Uebelstäiitlen  bei  demselben,  O.  L  Erl. 
V.  30.  März  1874,  Z.  12492,  V  L 

Weipert«  Eisenbahnanschlus",  s.  Sach- 
sen. 

Welunngen»  allgemeine,  der  Betrieb»- 
dtrocti->ncn,  deicn  Vorlage,  iL M.  Erl.  v. 
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afi.  Jänner  1862,  Z.  9012,  f,  140.  — 
strenge,  rtir  niögiiclisten  HinUnhaltung 
V.  UiiglUcksfnllen  beim  nNhnbaue,  O.  L 
Erl.v.a-AugU8t  1873,  ^6891,  Vi,  154; 
p.  übrigens  l^n fülle. 

Wehrpfllehtlge  Bahnbedienstet»-,  ¥  1^ 
ülC ;  —  deren  jährliche  tiirniiBweise  Ein- 
berufung, IL  M.  Erl.  V.  22.  Oet.  1872,  Z. 
20946,  V  616;  —  deren  Einbeiufung 
XII  den  Waffen  Übungen,  LL  M.  Erl.  v.  UL 
Sept.  1873,  Z.  -»9918,  V  l_,  017;  — deren 
Einberufung  oder  Vorladung  zur  aetiven 
DieiiRtieiHtung,  Erl.  des  Landeeverthei- 
digungs-Min.  v.  *L  April  1874,  Z.  17968, 
/  V  1^  018;  —  deren  Evidenzhaltung  und 
Bekanntgabe,  ILM.  Erl.  v.  Mai  I87&, 
Z.  31741,  V  620 ;  —  Termin  für  Ein- 
sendung der  Verzeichnisse  bezüglich  der 
Landwehr,  JbL  M.  Erl.  v.  6.  August  187.^, 
Z.  19349,  V  1^  fi:Ll;  —  Rücksichtnahme 
auf  die  militärischen  Obliegenheiten  der 
Landwehr  -  Officiere,  iL  M.  Erl.  v.  29. 
August  1876,  Z.  25769,  V  1^  622;  —  für 
den  Bahnbetrieb  unentbehrliche,  deren 
bedingungsweise  Belassung  im  Kriegs- 
falle in  ihren  Anstellungen,  §.  *2&  Wehr- 
gesetz V.  5.  Dec.  1868,  R.  O.  Bl.  Nr.  161, 
L  12Ä  (II.  Aufl.  227);  Aasweise  über  die- 
selben, Qen.  Insp.  Erl.  v.  LL  April  1872, 
Z.  2909,  IV,  226;  Evidenzhaltung  der- 
selben, IL  M.  Erl.  V.  äL  Juli  und  23. 
Aufruft  1876,  Z.  1068-H.  M.,  V  1^  fiä2. 

H'eHtbaliii,  siehe  Kaiserin  Elisabeth- 
Bahn;  —  böhmische,  s.  Böhmische 
Westbahn;  —  ungarische  {Stuhlweissen- 
burg-Raab-Oraz),  8.  Ungarische  West- 
bahn. 

Wien»  Regelung  des  Viebtransportes  im 
Gebiete  der  Stadt,  iL  M.  Erl.  v.  go.  April 
1873,  Z.  9949,  V  420:  —  Zuuniien 
der  FostzUgi*  auf  die  Stadtpost  bei  d<'ren 
Verspätung,  8.  Postzfige. 

—  -itlnmaner  Einenbahfi,  (seither  er- 
l0Kch«'n)  CKiistitutiv-Urkunden,  IV,  59 7 . 

 Fotteadorr  -  Wr.  Neastlldter 

Bahn,  Constit.-Urkunden,  IV,  613;  V  2^ 
211;  —  inshesondcre  Con«'ess.  llrk.  v.  2iL 
August  1869  für  Wr.  Neustadt-Qrammal- 
Neusiedl,  II  2^  1347;  —  Ungar.  Conc^ss. 
Erl.  V.  iL  Juni  1871  für  Ebenfurth-Neu- 
feld, II  ^  l:i66;  —  Concess.  Urk.  v.  liL 
Sept.  lS72fürWien-Poltendorf,  IV. 615; 
—  Concess.  Aenderufig  bei  der  V^reini 
gung,  U.  M.  Kundmai-hung  v.  iL  Juli 
1«76,  V  2,  294;  —  Statuten,  V  2^  222. 

—  -RadkerHburger  Eisenl>alin,Cnnsti- 
tutiv-Urkunden,  V  2^  ^tM. 


Wiener  Bahnhöfe,  Bedingungen  fOr  die 
FJrrinhtuug  vnn  Zollamts-Exposituren  auf 
denselben,  IL  M.  Erl.  v.  22.  Oct.  1872, 
Z.  •J7993,  V  Ij  470;  —  Zusatzvertrag  v. 
26.  Febr.  1876,  zum  Basekr  Vertrage 
(Südbahn  Trennung)  V  ftZ9. 

Wiener  NeuHtadt-Oraromat  Neusiedler 
Eisenbahn,  (Jon stitutiv-Urkunden,  II  2, 
1345;  IV,  ->75 ;  s.  auch  W  ien-P<»tten- 
dorf-Wr.  Neustädter  Eisenbahn. 

Wiener  VerbinduniCNbaiin,  Consti- 
tutiv-UrkunUen,  II  ]_,  .-»7  1  :  V  2^  587 ;  — 
insbes.  Con'-ess.  llfberelnkommen  v.  2iL 
Jänner  I87<»,  II  U  573. 

Wildenneii  wert-UlAtB  und  Landshut* 
SclnvHdowitZjEiscnbahnanschlüsse, siehe 
Pre  uMsen;  —  Niederlipkaer  Eisenbahn, 
siehe  N  i  ni  b  u  rg-TetPchen  und  Wilden- 
sch wert- Niederlipkaer  Eisenbahn. 

WilheiinM  -  Bahn,  preussische,  deren 
Anschluss  an  die  Kaiser  Ferdinands- 
Nordbnhn,  s.  Preussen. 

WirkuiigfikretM  der  Eisenbahn-Behör- 
den, LI;  —  Nachträge  hiezu,  III,  259. 
2iül;  IV,  1 ;  V  1,  1 ;  —  derConservatoren 
für  die  Erforschung  und  Erhaltung  bist. 
Baudenkmäler  v.  Juni  1853,  III; 
—  Abgränzung  desselben  in  Eisenbahn- 
Angelegenheiten,  Uebereinkomnien  mit 
Ungarn  v.  2jL  Juli  und  2L  August  1868, 
L  4;  —  der  einzelnen  Behörden,  8.  bei 
H  a  n  d  e  I  s  ni  i  n  i  8 1  e  r  i  u  m ,  G  e  II  e  r  a  l-I  n- 
spection  ,  Finanz  -  Ministerium, 
Ministerium  des  Innern,  Reichs- 
Kriegsministerium,  politische  u. 
F  i  n  a  ii  z  b  p  h  ö  r  d  e  n. 

W  iMMenMChaftlielie  Interessen,  Wah- 
rung derselben  beim  Eihenbahnbaue,  I, 
lo5- 

W  oiingebkude,  Entfernungder  Pulver- 
magazine von  denselben,  Hofkzldecr.  v. 
SIL  April  1848,  1^  76j  Umwandlung  auf 
Metermass,  Min.  Vdg.  v.  Z.  Juli  1876, 
R.  G.  Bl.  Nr.  99^  V  r,  LZfl- 

WolfkberK,  s.  Un terdrauburg- Wölfs- 
berg. 

Woloexjr»ha,  Eisenbahnanschluss  an 
die  Kiew-Odessaer  Linie,  8.  Russland. 

Z. 

Zaliinng  der  Pracht,  §.  5A  Betr.  Regl., 

V  l_,  afiL 

ZahlunKNlillten  über  periodiBche  Be- 
züge der  Eiaenbahnbediensteten,  deren 
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Stempelpilioht,  IL  M.  Erl.  t.  iSL  Nov. 
1875,  Z.  19554,  V  l,  4«Jfi. 
ZahluMK'*'»!!!'«!»  deren  Annaliine  im 
Eisenbahnverkehre.  §.  fi  Betr.  Ke^l.,  V 

Zahura<lbalinen,  Conceasionirung  der- 
selben, Ailerü.  EnUchlieftsung  v.  ^  Juli 

1872,  IV, iä;  —  einzelne  :Huf  den  Kahlen- 
berg, Constitutiv-Urkiinden,  IV,  669;  V 
2j  9(>6 ;  8.  übrigens  K nh  1  e n be r g-Einen- 
bfthn;  — auf  die  Spitze  des  Sohafbergefi, 
Ck)n»tit.-Urkuiiden,  IV,  67.'i;  Erlöschen 
der  Conceitsion,  V  2^  916. 

ZeltbeMUinitt«nK  l'iir  den  Zugsverkehr, 
IL  M.  Erl  V.  ±L  Febr.  1876,  Z.  5216,  V 

Zinnen  für  Staatsgarantte  -  VorHrhOsse, 
Verbuchung  dt^rsellten,  IL  M.  Erl.  v.  3L 
Juli  1873.  Z.  199-20.  V  U  LÜIL 

Zittau  -  R«^ich«'nberK,  Eisenbahnan- 
schluss,  s.  Sachsen. 

Z5p(aa«  8.  Mährische  Grenzbalin. 

Zollabfertigang  däA  Reisegepäcks  in 
den  Grenzstationen,  IL  M.  Erl.  v.  lA. 
Nov.  1873,  Z.  36541,  V  1^  479;  —  von 
Streckenzugs-Qiitern,  Gestaltung  dersel- 
ben im  Ansage- Verfahren  bei  einigen 
Zollämtern,  F.  M.  Erl.  v.  2iL  Mai  1876, 
Z.  12095,  R.  G.  Hl.  Nr.  75^  V  485. 

Zoll-  und  Steuervorsohriften  im  Güter- 
verkehre, §.  il  Betr.  Regl.,  V  1^  359. 

Zolllkniter »  Yerzeichniss  der  zur  An- 
wendung des  erleichterten  Zollverfahrens 
ermächtigten,  F.  M.  Erl.  v.  lA.  Jänner 
1868,  R.G.BI.  Nr.  7,  I,  afiA;— Nachträge 
hiezu,  III,  345 ;  IV,  21 1 ;  -  weitere 
zur  Vornahme  des  abgekürzten  Zollver- 
fahrens ermächtigte  Zollämter,  V  1,  486; 
—  österreichisch-schweizerische  in  den 
Stationen  Buchs  und  St.  Margarethen, 
Regelung  ihrer  Dienstverhältnisse',  Kund- 
machung des  FinanE-Min.  v.  Febr. 

1873,  R.  G.  Bl.  Nr.  .30^  V  r,  474. 
Zollamtliche Ueberwachung  des  Eisen- 
bahnverkehrs, Kostenersatz  für  dieselbe, 
s.  gefäl Isam tl i che  Ueberwachung. 

ZollamtB -Kxpoültaren,  Bedingun- 
gen für  die  Errichtung  von  solchen  auf 
den  Wiener  Bahnhöfen,  IL  M.  Erl.  v. 
Oct.  1872,  Z.  27993,  V  1^  AHL 

Zollbehandlung  des  Eisenbahn -Ver- 
kehres, V  l_,  470;  8.  auch  Zollverfah- 
ren. 

ZolldieBflf  in  den  Stationen  Buchs  und 
St.  Margarethen ,  Regelung  desselben, 
Kundmachung  d.Finanzmin.  v.  2iL  Febr. 
1873,  R.  O.  Bl.  Nr.  30,  V  L  Iii. 


Zollorgane«  Befonlerung  derselben  mit 
LaHtzüp-n,  IL  M.  Erl.  v.  3lL  Sept.  1876, 
Z.  24461,  V  L  484 ;  —  bei  zusannnent;«- 
leglen  Grenzämtern,  Regelung  der  Ver- 
hültnishC  derselben  durch  Ucbereinkünfte 
mit  Prcussen,  Bayern  und  Sachsen,  Min. 
Erl.  v.  UL  April  1802,  R.  G.  Bl.  Xr.  iL 
Ij  359 ;  —  unU  Controlsorgane,  Aufstel- 
lung eines  solchen  in  Alt-Warnsdorf,  F. 
M.  Erl.  T.  'lA.  Öct.  1876,  Z.  26239,  V  1^ 

Zollverfahren  für  den  Eisenbahn ver-  | 
kehr,  I,  3  I *J  ;  Naehtrüge  biozii,  III,  ^ 
345;  IV,  208 ;  ZollbehandlungdeH  Eisen-  i 
bahnverkehrex,  V  Ij  470 ;  insbesondere: 

—  abgekürztes,  Einführung  einer  allt;**- 
meinen  Vorschrirt  über  dasselbe.  Min. 
Vdg.  v.  IJLSept.  I8:.7.  R.  G.  Bl.  Nr.  175, 
1^  321 ;  Text  dieser  Vorsciinlt,  L  «t-4  : 

—  nachträgliche  Bestimmungen  hierü'ier. 
Min.  Erl.  v.  >L  Nov.  1861,  R.  G.  Bl.  Nr. 
114^1^  3 .16 ;  ~  weitere  Erleichterungen 
in  demselben,  Vdg.  der  Min.  d.  Finanzen 
u.  des  Handels  v.  2iL  Oct.  1874,  R.  G. 
Bl.  Nr.  134^  %'  Li  —  Vornahme 
desselben  ermächtigte  weitere  Zullämter. 

V  U  IMIL 

Znehtvieh,  Erleichterungen  für  de8.«en 
Transport,  IL  M.  Erl.  v.  liL  Nov.  1872, 
Z.  26.355,  V  1^  413. 

Zwekentendungen,  deren  Transport- 
behandlung, IL  M.  Erl.  V.  Nov.  1870, 
Z.  21839,  I  (II.  Aufl.),  340;  III,  326 ;  — 
Exportsendungen,  Ermächtigung  zur 
Austrittsbehaiidlung  derselben, F.  M.£rl. 
v.  .3^  März  1874,  Z.  32569,  V  1^  4 HO. 

Ztige«  deren  Zusammenstellung,  §§.  2ü  — 
ai  Betr.  Ordg.,  I,  IM  (II.  Aufl.  130^;  — 
dermaligc  DeUiil Vorschriften ,  Art.  LL 
Verk.-Grundzüge,  V  233;  BelAStung 
derselben,  Art.  Ii.  ebenda,  V  1^  'iätl; 
Ausrüstung  derselben  mit  Signal-  und 
Hilfsniitteln,  Art.  Ui  ebenda,  V  1^  2.^8; 
Bcgieitdocumento  derselben  ,  Art.  IH 
ebenda,  V  240;  Zeiträume  für  das 
Nachfolgen  derselben,  Art.  iLl  ebenda, 

V  Ij  242 ;  Ankunft  und  Aufenthalt  der- 
selben, Art.  2&  ebenda,  V  1,  244;  Expe- 
dition derselben,  Art.  ^  ebenda,  V 
2AA;  Weiterfahrt  dersflbeo,  Art. 2H  eben- 
da, V  Li  247 ; — Nachschit'ben  derselben, 
Art.  32  Verk.-Grundzüge,  V  l,  2Ä1 ;  Ex- 
pedition verspäteter  Züge,  Art.  3jä  eben- 
da, V  -üü, 

ZUudhiktchen,  deren  Bef{$r<leruitg  mit 
rersonenziigen,  F.  M.Erl,  v.  1.  Juli  I  S60, 
Z.  34241,  I^        (II.  Aufl.  349).  i 
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hiczn,  III,  '2'J  l;  IV,  äO ;  V  I,  1-28;  — 
iusbesonilore :  Herbiclliuifr  iintl  Crlialtung 
der  Zufahrtästrasseii  und  Wagenaufätel- 
InngsplStse  b«i  d«n  vormaligen  SUsts» 
Eisenbahnen,  Hofkammer-Präs.  Erl.  v. 
28.  Febr.  184.5,  Z.  314,  I,  O.i;  —  Her- 
sicllung  und  Erhaltung  der  Auffahrten  zu 
den  Staatseisenbaliiien,  Uofkzldccr.  v.  f). 
Vehr,  184«»,  I,  Ol;  —  Vor<;anij  bei  dortn 
Herstellung,  Gen.  Bau-Dir.  Vdg.  v.  28. 
Juli  1862,  Z.  1502,  I,  94;  —  Aussehet- 
düng  derselben  bei  der  Bogrenzutig  '  Ver- 
niarkunff'  «Irr  Staats  Eisonlialmen,  II.  M. 
Erl.  Y.  20.  April  1852,  Z.  7371,  I,  'J.'i;  — 
deren  Hmteltiing  und  Erhaltung  dureh 

Eisenbahn  (b'Sf'll'-ohaftcn,  H.  M,  Erl.  v. 
16.  Juli  18()4,  Z.  3099,  III,  294;  Boizio- 
liung  Yon  lAndesanssehuss-Mifgliedem 
711  ilc'ii  conniiisMouellen  Biihiibcgehungen 

II,  M.  Erl.  V.  '28.  Ott.  1870,  Z.  20o92, 

III,  296;  (vgl.  dermal.  II.  M.  Vdg.  v. 
S5.  JSnner  1879,  R.  O.  Bl..  ftr.  19);  — 
liaiidr-^!,'! -rf /I'  fiir  Stoi'^rniiirk  v.  16.  Ort. 
l«69,  ill,2Ul;  türl8trienv.8.Nov.  1871, 

IV,  50;  furSal7.burgv.l5.MRi  1872,  IV, 
52;  für  OJieröstorrcich  v.  21.  l>oc.  1872, 

V  1,  128;  fiir.'S.  hb  sifnv.  IO..J;ii.ricr  ^87."^. 

V  1,132;  für  Mähren  V.  26.  Jänner  1873,  V 
1, 134;  fSr  Vorarlberg  T.t6.  Jänner  1873 

V  l,  MC;  für  Tirol  v.  11.  Febr.  1874,  V 
I.  140;  für  Krain  v.  2.  März  1871,  V  1, 
143;  für  Niederösterreich  v.  24.  Ai»ril 
1874,  V  I,  146. 

ZnicMbeKlellang,  Art.  19  Verk.-Qruiid- 
zügc,  V  l,  241. 


aEnxHbelenehtanK,  innere,  Ausnchlies- 

-ung  der  Mitier.ilöli*  von  di'M;<«'lbiMi,  O.  I. 
Erl.\'.  14.  Juli  1871,  Z.  1480,  III,  30«; 
äuäseri',  Wiedericulassung  zu  Uerselbon, 
Qen.  Insp.  Erl.  r.  14.  Sept.  1871,  Z.  5438, 
I  (n.  Aufl.),  129 ;  IV,  59. 

ZuKMinanipalation ,  Vorsichten  bei 

derselben,  I,  160  ^11.  Auti.  164);  vgl. 
aueh  Verkehrs  -  Orundaffge ,  V  1,  225; 
—  Vorsichten  bei  dersellH-n ,  Strafftn 
gegen  Zll\vid('^llanllllmL^  O.  I.  KrI.  v.  17. 
August  1809,  Z.  -2439,  i,  lül  ^11.  Aull. 
165). 

ZuKMtrcntiunKen,  V  ^ri: ani^bci  solchen. 
Art.  4(t  Vcrk.  (}rund/,iij;i',  V  I,  -JäG. 

ZttgHverki^br,  dessen  Ueberwachung 
dureh  die  Streeken*  u.  WeiohenwSebter, 

Art.  29  Vork.  GrundaOge,  V  1,  249;  — 
tägliche  Kapporto  über  denselben,  siehe 
Tages  ■  Rapporte;  —  Vorspütungs- 
Ausweise,  s.  Verspätung. 

ZnKMvcrMptttungen ,  BestSÜgnogen 

über  die  «lurrli  I'nstmanipulation  veran- 
lassten, G.  I.  Erl.  V.  23.  Juni  1875,  Z. 
6938,  V  1,  317;  s.  aueh  Verspätung. 

ZurttekgelaNHeiie  Gegenstände,  deren 
Behandlung,  §.  33  Betr.  Uegl.,  V  l,  .336; 
s.  auch  gefundene  Uegcn stän «le. 

SaMmmeastcllanK  der  Ztfge,  siehe 

Z  i'i  g  e. 

Zwcia€hNlK<^  Locomotivcn,  deren  Ver- 
wcnduiij^,  U.  I.  Erl.  v.  15.  Fel)r.  I8»>9,  Z. 
255,  I,  129  (IL  Aufl.  128). 

ZwlMchcnNtationen,  Verhalten  auf 
denselben,  §.  17  Betr.  Uegl.,  V  1,  329. 
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